Google 


This  is  a  digital  copy  of  a  book  that  was  prcscrvod  for  gcncrations  on  library  shclvcs  bcforc  it  was  carcfully  scannod  by  Google  as  pari  of  a  projcct 

to  make  the  world's  books  discoverablc  online. 

It  has  survived  long  enough  for  the  Copyright  to  expire  and  the  book  to  enter  the  public  domain.  A  public  domain  book  is  one  that  was  never  subject 

to  Copyright  or  whose  legal  Copyright  term  has  expired.  Whether  a  book  is  in  the  public  domain  may  vary  country  to  country.  Public  domain  books 

are  our  gateways  to  the  past,  representing  a  wealth  of  history,  cultuie  and  knowledge  that's  often  difficult  to  discover. 

Marks,  notations  and  other  maiginalia  present  in  the  original  volume  will  appear  in  this  flle  -  a  reminder  of  this  book's  long  journcy  from  the 

publisher  to  a  library  and  finally  to  you. 

Usage  guidelines 

Google  is  proud  to  partner  with  libraries  to  digitize  public  domain  materials  and  make  them  widely  accessible.  Public  domain  books  belong  to  the 
public  and  we  are  merely  their  custodians.  Nevertheless,  this  work  is  expensive,  so  in  order  to  keep  providing  this  resource,  we  have  taken  Steps  to 
prcvcnt  abuse  by  commercial  parties,  including  placing  lechnical  restrictions  on  automated  querying. 
We  also  ask  that  you: 

+  Make  non-commercial  use  ofthefiles  We  designed  Google  Book  Search  for  use  by  individuals,  and  we  request  that  you  use  these  files  for 
personal,  non-commercial  purposes. 

+  Refrain  fivm  automated  querying  Do  not  send  automated  queries  of  any  sort  to  Google's  System:  If  you  are  conducting  research  on  machinc 
translation,  optical  character  recognition  or  other  areas  where  access  to  a  laige  amount  of  text  is  helpful,  please  contact  us.  We  encouragc  the 
use  of  public  domain  materials  for  these  purposes  and  may  be  able  to  help. 

+  Maintain  attributionTht  GoogXt  "watermark"  you  see  on  each  flle  is essential  for  informingpcoplcabout  this  projcct  and  hclping  them  lind 
additional  materials  through  Google  Book  Search.  Please  do  not  remove  it. 

+  Keep  it  legal  Whatever  your  use,  remember  that  you  are  lesponsible  for  ensuring  that  what  you  are  doing  is  legal.  Do  not  assume  that  just 
because  we  believe  a  book  is  in  the  public  domain  for  users  in  the  United  States,  that  the  work  is  also  in  the  public  domain  for  users  in  other 
countries.  Whether  a  book  is  still  in  Copyright  varies  from  country  to  country,  and  we  can'l  offer  guidance  on  whether  any  speciflc  use  of 
any  speciflc  book  is  allowed.  Please  do  not  assume  that  a  book's  appearance  in  Google  Book  Search  mcans  it  can  bc  used  in  any  manner 
anywhere  in  the  world.  Copyright  infringement  liabili^  can  be  quite  severe. 

Äbout  Google  Book  Search 

Google's  mission  is  to  organizc  the  world's  Information  and  to  make  it  univcrsally  accessible  and  uscful.   Google  Book  Search  hclps  rcadcrs 
discover  the  world's  books  while  hclping  authors  and  publishers  rcach  ncw  audicnccs.  You  can  search  through  the  füll  icxi  of  ihis  book  on  the  web 

at|http: //books.  google  .com/l 


Google 


IJber  dieses  Buch 

Dies  ist  ein  digitales  Exemplar  eines  Buches,  das  seit  Generationen  in  den  Realen  der  Bibliotheken  aufbewahrt  wurde,  bevor  es  von  Google  im 
Rahmen  eines  Projekts,  mit  dem  die  Bücher  dieser  Welt  online  verfugbar  gemacht  werden  sollen,  sorgfältig  gescannt  wurde. 
Das  Buch  hat  das  Uiheberrecht  überdauert  und  kann  nun  öffentlich  zugänglich  gemacht  werden.  Ein  öffentlich  zugängliches  Buch  ist  ein  Buch, 
das  niemals  Urheberrechten  unterlag  oder  bei  dem  die  Schutzfrist  des  Urheberrechts  abgelaufen  ist.  Ob  ein  Buch  öffentlich  zugänglich  ist,  kann 
von  Land  zu  Land  unterschiedlich  sein.  Öffentlich  zugängliche  Bücher  sind  unser  Tor  zur  Vergangenheit  und  stellen  ein  geschichtliches,  kulturelles 
und  wissenschaftliches  Vermögen  dar,  das  häufig  nur  schwierig  zu  entdecken  ist. 

Gebrauchsspuren,  Anmerkungen  und  andere  Randbemerkungen,  die  im  Originalband  enthalten  sind,  finden  sich  auch  in  dieser  Datei  -  eine  Erin- 
nerung an  die  lange  Reise,  die  das  Buch  vom  Verleger  zu  einer  Bibliothek  und  weiter  zu  Ihnen  hinter  sich  gebracht  hat. 

Nu  tzungsrichtlinien 

Google  ist  stolz,  mit  Bibliotheken  in  Partnerschaft  lieber  Zusammenarbeit  öffentlich  zugängliches  Material  zu  digitalisieren  und  einer  breiten  Masse 
zugänglich  zu  machen.     Öffentlich  zugängliche  Bücher  gehören  der  Öffentlichkeit,  und  wir  sind  nur  ihre  Hüter.     Nie htsdesto trotz  ist  diese 
Arbeit  kostspielig.  Um  diese  Ressource  weiterhin  zur  Verfügung  stellen  zu  können,  haben  wir  Schritte  unternommen,  um  den  Missbrauch  durch 
kommerzielle  Parteien  zu  veihindem.  Dazu  gehören  technische  Einschränkungen  für  automatisierte  Abfragen. 
Wir  bitten  Sie  um  Einhaltung  folgender  Richtlinien: 

+  Nutzung  der  Dateien  zu  nichtkommerziellen  Zwecken  Wir  haben  Google  Buchsuche  Tür  Endanwender  konzipiert  und  möchten,  dass  Sie  diese 
Dateien  nur  für  persönliche,  nichtkommerzielle  Zwecke  verwenden. 

+  Keine  automatisierten  Abfragen  Senden  Sie  keine  automatisierten  Abfragen  irgendwelcher  Art  an  das  Google-System.  Wenn  Sie  Recherchen 
über  maschinelle  Übersetzung,  optische  Zeichenerkennung  oder  andere  Bereiche  durchführen,  in  denen  der  Zugang  zu  Text  in  großen  Mengen 
nützlich  ist,  wenden  Sie  sich  bitte  an  uns.  Wir  fördern  die  Nutzung  des  öffentlich  zugänglichen  Materials  fürdieseZwecke  und  können  Ihnen 
unter  Umständen  helfen. 

+  Beibehaltung  von  Google-MarkenelementenDas  "Wasserzeichen"  von  Google,  das  Sie  in  jeder  Datei  finden,  ist  wichtig  zur  Information  über 
dieses  Projekt  und  hilft  den  Anwendern  weiteres  Material  über  Google  Buchsuche  zu  finden.  Bitte  entfernen  Sie  das  Wasserzeichen  nicht. 

+  Bewegen  Sie  sich  innerhalb  der  Legalität  Unabhängig  von  Ihrem  Verwendungszweck  müssen  Sie  sich  Ihrer  Verantwortung  bewusst  sein, 
sicherzustellen,  dass  Ihre  Nutzung  legal  ist.  Gehen  Sie  nicht  davon  aus,  dass  ein  Buch,  das  nach  unserem  Dafürhalten  für  Nutzer  in  den  USA 
öffentlich  zugänglich  ist,  auch  für  Nutzer  in  anderen  Ländern  öffentlich  zugänglich  ist.  Ob  ein  Buch  noch  dem  Urheberrecht  unterliegt,  ist 
von  Land  zu  Land  verschieden.  Wir  können  keine  Beratung  leisten,  ob  eine  bestimmte  Nutzung  eines  bestimmten  Buches  gesetzlich  zulässig 
ist.  Gehen  Sie  nicht  davon  aus,  dass  das  Erscheinen  eines  Buchs  in  Google  Buchsuche  bedeutet,  dass  es  in  jeder  Form  und  überall  auf  der 
Welt  verwendet  werden  kann.  Eine  Urheberrechtsverletzung  kann  schwerwiegende  Folgen  haben. 

Über  Google  Buchsuche 

Das  Ziel  von  Google  besteht  darin,  die  weltweiten  Informationen  zu  organisieren  und  allgemein  nutzbar  und  zugänglich  zu  machen.  Google 
Buchsuche  hilft  Lesern  dabei,  die  Bücher  dieser  Welt  zu  entdecken,  und  unterstützt  Autoren  und  Verleger  dabei,  neue  Zielgruppcn  zu  erreichen. 
Den  gesamten  Buchtext  können  Sie  im  Internet  unter|http:  //books  .  google  .coiril  durchsuchen. 


► 


\  i 


> 


Lehr-  und  Handbuch 

der 

olitischen  Oekonomie. 

y-, 

In  einzelnen  sclhstündigeii  Abtheilungon. 
In  Verbindung  mit 

A«  Bnekenberger  K.  BDcher  H.  Dietzel 

gro— h.  lOniflterialrath         Professor  der  Statistik  und     Professor  der  Staatswiasen- 
in  Karlamhe  Nationalökonomie  in  Leipsig^  sohaften  in  Bonn 

und  Anderen  bearbeitet  und  herausgegeben 

von 

Adolph  mfagner 

Professor  der  Staats wissensohnftcn  in  Berlin. 


Vierte  Hauptabtheilung: 

Finanzw^issenschaft. 

Erster   Thoil: 

Elinleitung,   Ordnung  der  Finanzwirthschaft, 

Finanzbedarf,    Privaterwerb 

von 

A.  H^ag^iier. 


:{.  Auflaire. 


Leipzig. 

C.  F.  Winter'sche  Verlagshandlung. 

1883. 


^ 


> 


VII 


7—29). 
Eisen- 
Band 
chen 
Die 
•en 

Vorwort  ^^ 

zur  dritten  Auflage. 


Die  starke  zweite  Auflage  dieses  ersten  Bands  d^r  «». 
senschaft  ist  seit  Mitte  1882  im  Baehhandel  vergriffen  »^^^' 
Bearbeitung  der  dritten  Auflage  habe  ich  inmitten  tie\  7  ** 
l  Krai't  beanspruchender  politischer  Thätigkeit  nnd  neben  dil 
pfiiehtungeu  meines  akademischen  Lehramts  nicht  so  achneU 
lenden  krmnen,  als  ich  gewünscht  hätte.    Der  ersten  im  Fe- 
ar d.  J.  erschienenen  Lieferung  (S.  1  —  252)  folgte  die  zw^te 
feruug  (S.  253  —  480)  zu  Ende  Octo)>er.    Nunmehr  gelangt  der 
iluss  des   Bandes   und   damit  die  Bandausgabe   selbst    in    die 
ffentlichkeit. 

Meine  Arbeit  wäre  allerdings  vereinfacht  und  beschleunigt 
rden,  wenn  ich  mich  auf  eine  blosse  Revision  der  zweiten  Auf- 
;e  beschränkt  hätte.  Aber  trotz  der  tiefgreifenden  Umgestaltung, 
lebe  ich  in  dieser  zweiten  Auflage  bereits  mit  meiner  Neubc- 
leitnng  der  6.  Auflage  des  ersten  Bands  der  llau'schen  Finanz- 
Bsenschaft  vorgcnonmien  hatte,  hielt  ich  eine  solche  blosse  Revision 
»er  im  Jahre  1877  erschienenen  zweiten  Aufluge  nicht  mehr  für 
Breichend.  Ich  habe  in  allen  Abschnitten  Vieles  überarbeitet,  das 
Uistische  und  legislative  Material  erneuert  und  fortgeHthrt  (so 
sonders  im  Abschnitt  vom  Besoldungswescn,  Militärwesen,  Unter- 
ditswesenj.  Grössere  Partieen  sind  aber  vrdlig  umgearbeitet  und 
kbei  theils  erweitert  (so  die  tinanzwisscnscbatUiche  Literatur- 
ischichte,  das  Finanzwesen  der  Kelbstverwaltungskürper,  die  Lehre 
m  der  Deckung  des  Finanzbedarfs,  einige  Abschnitte  des  Eiseu- 
ihnwesens),  theils  zusammengezogen  worden  (so  das  Domänen-, 
m  Forstwesen).  Endlich  ist  das  vierte  Kapitel  des  ersten  Buchs 
irmelle  Ordnung  der  Finanzwirthschaft,  d.  h.  Finanzdienst  und 
nanzbehördenwesen,  Etatswesen,  Zahlungs-,  Kassen-  und  Rcchnnngs- 
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wesen ,  Controlwesen ,  Rechnungsabschluss  u.  s.  w. ,  S.  183  —  335) 
in  diese  dritte  Auflage  ganz  neu  eingefügt  worden.  Es  behandelt 
dieses  Kapitel  einen  Gegenstand,  der,  vielleicht  mehr  als  jeder 
andere  in  der  Finanzwissenschaft,  dem  Theoretiker  besondere 
Schwierigkeiten  bereitet.  Ueber  die  Gründe,  ihn  an  diese  Stelle 
in  Band  I  zu  setzen,  habe  ich  mich  im  Werke  selbst  ausgesprochen 
(S.  61,  183). 

Ueberall  war  es  mein  Bestreben,  die  principielle  Behand- 
lung und  die  socialpolitische  Auffassung  noch  schärfer  als 
in  der  vorigen  Auflage  hervortreten  zu  lassen.  Dadurch  sollte  auch 
der  Einklang  mit  der  zweiten  Auflage  der  „Grundlegung"  herge- 
stellt werden.  Auf  die  historischen  Entwicklungen  bin  ich  dabei 
genauer  eingegangen,  als  in  den  früheren  Auflagen  (besonders  im 
Kapitel  von  der  formellen  Ordnung  der  Finanzwirthschaft).  Auch 
habe  ich  bei  der  Bestimmung  der  Aufgabe  der  Finanzwissenschatl 
meine  frühere  Auffassung  ergänzt  und  die  Bedeutung  der  Finanz- 
geschichte für  die  eine,  die  beobachtungswissenschaftliche  Seite  der 
Disciplin  mehr  hervorgehoben  (§12).  An  der  scharfen  Unterscheidung 
zwischen  Finanzwissenschaft  und  Finanzgeschichte  halte  ich  hier 
wie  in  der  Nationalökonomie  jedoch  fest  Ich  kann  in  der  unklaren 
Identificirung  von  Theorie  und  Geschichte  in  beiden  Fällen  nur 
einen  logischen  Fehler  sehen. 

Das  erste  Heft  war  schon  ausgegeben,  als  Schäffle's  Aufsätze 
„zur  Theorie  der  Deckung  des  Staatsbedarfs"  in  der  Tübinger  Zeit- 
schrift erschienen.  Eine  Auseinandersetzung  mit  dieser  Theorie 
konnte  ich  daher  in  dieser  Auflage  nicht  mehr  vornehmen. 

Die  Eisenbahnlehre  hat  jetzt  noch  eine  weitere  Ausdehnung  erfah- 
ren. Das  Bedenken,  sie  in  solcher  Ausführlichkeit  in  die  Finanzwisseu- 
schaft  zu  ziehen,  wird  daher  gegen  meine  gegenwärtige  Behandlung 
des  Gegenstands  noch  mehr  erhoben  worden.  Indessen  entspricht 
es  doch  der  deutschen  Theorie  und  Praxis,  die  „privatwirthschaft- 
lichen  Zweige"  eingehender  in  der  Finanzwissenschaft  zu  behandeln. 
Das  Staatseisenbahnwesen  ist  jetzt  ein  beherrschender  Factor  in 
unseren  Finanzwirthschaften.  Wenn  z.  B.  in  Preussen,  noch  ohne 
die  jetzt  in  Aussicht  stehenden  weiteren  Verstaatlichungen  der  Privat- 
bahnen, in  einem  Gesammt-Einnahme-Etatvon  1113  Mill.  M.  (f.  1884  85) 
auf  das  Eisenbahnwesen  553  Mill.  M.  fallen,  so  entspricht  es  dieser 
Sachlage  einigermaassen ,  ihm  in  der  Finanzwissenschaft  eine  so 
ausgedehnte  Darstellung  zu  widmen,  wie  es  hier  geschieht.  Darin 
liegt  et^vas  für  die  gegenwärtige  Phase  der  Finanzwirthschaft  und 
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lemnach  auch  der  Finanzwissenschaft  Characteristisches  (§  27 — 29). 
m  Uebrigen  glaubte  ich  aber  auch  in  dieser  Auflage  die  Eisen- 
ahnlehre  nicht  kürzen  zu  sollen,  weil  ich  noch  nicht  auf  den  Band 
es  Lehrbuchs,  in  welchem  sie  mehr  vom  volkswirthschaftlichen 
tandpuncte  aus  zu  behandeln  sein  wird,  verweisen  konnte.  —  Die 
k>mänenlehre  und  zum  Theil  die  Forstlehre  konnte  ich  dagegen 
^ohl  auch  deshalb  kürzen,  weil  die  älteren  Streitfragen  mehr  und 
lehr  verschwunden  oder  endgiltig  ausgetragen  sind. 

Die  Beziehungen  zur  Rau 'sehen  Finanzwissenschaft,  aus  deren 
Teubearbeitung  dieses  Werk  ursprünglich  hervorgegangen  war, 
atten  sich  schon  in  der  vorigen  Auflage  sehr  vermindert  und 
raten  eigentlich  nur  noch  in  der  Lehre  von  den  älteren  Domänen 
nd  von  der  Bewirthschaftung  der  Forsten  mehr  hervor.  Jetzt  be- 
cbränken  sich  diese  Beziehungen  vollends  nur  noch  auf  die 
(enntzung  von  Notizen  und  einzelnen  kleinen  Ausführungen,  wie 
A  sie  mehrfach  auch  anderen  Werken  entnommen  habe.  Damit 
;lanbe  ich  nicht  gegen  die  Rau  gebührende  Hochachtung  Verstössen 
n  haben.  Die  Wissenschaft  ist  eben,  seit  Rau  die  Grundlage  zu 
iem  seiner  Zeit  so  vorzüglichen  Werke  legte,  vorwärts  geschritten 
nd  gerade  die  principiellen  Auffassungen  sind  andere  geworden. 
^b  mit  vollem  Rechte,  das  ist  ja  noch  bestritten,  aber  nach  meiner 
Jeberzeugung  zu  bejahen. 

Dem  Umfang  nach  hat  sich  dieser  erste  Band  in  dieser  3.  Auf- 

age  vneder  um  117  Seiten  vergrüssert,   besonders  durch  die  Ein- 

Bgung  des  Kapitels  von  der  formellen  Ordnung  der  Finanzwirth- 

chafl,  das  allein  132  Seiten  umfasst.    Dem  Inhalt  nach  hat  dieser 

land  aber  eine  noch  erheblich  grössere  Ausdehnung  durch   die 

veränderte  Art  des  Drucks  erfahren.    Ich  habe,  ähnlich  wie  es  bei 

Deinen  und  anderen  Abhandlungen  im  Schönberg'schen  Handbuch 

ler  politischen  Oekonomie  geschehen  ist,  durchweg  die  Noten  nicht 

Dcbr  unter  die  Seiten  oder,  wie  Rau  und  Röscher,  nach  den  Para- 

praphen,  sondern  zwischen  den  Text  selbst  in  kleinerem 

)rack  gesetzt  und  ebenso  die  näheren  Ausführungen,  Be- 

reisführungen,   Belege   u.  s.  w.   in   dieser  Weise   drucken 

assen.   Dadurch  ist  eine  bedeutende  Raumerspamiss  erreicht  wor- 

len.    Es  wird  so  aber  zugleich  meines  Erachtens  in  zweckmässiger 

Weise  j  auch  für  Lehr-  und  Lemzwecke,  das  Hauptsächliche  und 

das  Detail  schon  äusserlich  besser  unterschieden  und  für  denjenigen, 

irelcher  die  Noten  genauer  verfolgen  will,  das  lästige  und  zerstreuende 

HiD'  und  Herlesen  und  Herumschlagen  der  Seiten  vermieden. 
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manche  principielle  Abweichungen  von  Rau  und  hie  und  da  auch 
von  der  letzten  Ausgabe.  Die  jetzige  Behandlung  des  Gegenstands 
liefert  auf  diese  Weise  zugleich  eine  Ergänzung  der  mehr  theore- 
tischen Untersuchungen  über  die  Organisation  der  Volkswirthschaft 
und  den  Staat,  sowie  über  die  Rechtsordnung  des  Kapitals  und 
des  Bodens  in  der  „Grundlegung^^  durch  die  mehr  practischen  Er- 
örterungen aus  dem  finanzwissenschaftlichen  Gesichtspuncte.  Die 
Theorieen  der  Grundlegung  erfuhren  dabei  gewissermassen  eine 
,,Probe^^,  die  anzustellen  mir  erwünscht  war,  um  so  manche  Puncte 
in  der  Grundlegung  genauer  und  mit  steter  Rücksicht  auf  die 
practische  Durchfuhrung  zu  prüfen.  Es  ist  dadurch  die  Verbindung 
zwischen  den  theoretischen  und  practischen  Theilen  des  Lehrbuchs, 
soweit  ich  letztere  zu  bearbeiten  übernommen  habe,  hergestellt 
worden.  Darauf  lege  ich  vom  Standpuncte  meines  Systems  der 
Politischen  Oekonomie  aus  besondern  Werth. 


Berlin,  Februar  1877, 

Dr.  Adolph  Wagner, 
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1.  Abschnitt 
Der  Staat  und  die  Finanzwirthsehaft. 

Die  FinanzwlBaenschaflt  hat  zunächst  an  die  Gemein-,  b<^sondcrs  die  Zwangs- 
einwirthschaftslehre  und  spedell  an  die  allgemeino  Lehre  vom  Staate 
olkswirthschaftlicher  Hinsicht  anzuknüpfen,  diese  Lehren  aber  als  bo- 
Dt  vorauszusetzen.  Siehe  daher  das  Nähere  darüber  im  1.  Bande  dos  Lehr- 
hs,  Wagner,  Allgem.  yoIkswirthsi^.haft8lehre  L  (Grundlegung),  2.  A.  Lpz.  ISTO. 
Abth.  I,  Kap.  3,  Ilauptabschu.  1,  3,  4  und  Kap.  4. 

I.  —  §.  1.  Der  Staat  und  die  sogen.  Selbstverwaltungs- 
'per  haben  als  Formen  der  öffentlichen  oder  Zwaug»- 
neinwirthschaften  für  das  ganze  Volksleben  Aufgaben  zu 
llen,  zu  deren  Durchfahrang  sie  wie  jede  andere  Wirthschaft 
§.  161,  170)  der  regelmässigen  Verfügung  über  Productionsmittel 
I.  Über  Arbeitskräfte,  Kapitalien  und  Grundstücke  bedürfen,  um 

von  ihnen  begehrten  einzelnen  Leistungen  herzustellen.  Die 
rbgung  über  diese  Productionsmittel  kann  der  Staat  auf  die  ver- 
edenen  Arten  erlangen,  welche  einer  Wirthschaft  überhaupt 
zu  zu  Gebote  stehen  (G.  §.  10).  Geschichtlich  zeigt  sich  darin 
icher  Wechsel.  Es  kommen  indessen,  wenn  auch  in  ver- 
edenem  Umfange,  gewöhnlich  mehrerlei  Arten,  jene  Verlegung 
erlangen,  neben  einander  vor. 

Hinsichtlich  der  Arbeitskräfte,  welche  der  Staat  bednrf, 
1  namentlich  drei  Systeme  der  Beschaffung  derselben  zu  untcr- 
»den:  die  im  Wesentlichen  freiwillige  und  unentgeltliche 
eitstellung  dieser  Kräfte,  wie  im  System  der  unentgeltlichen 
Iren)  Aemter  der  Selbstverwaltung;  die  im  Ganzen 
ingsweise  und  nach  einseitiger  Bestimmung  des  Staats  ver- 
ene  Bereitstellung,  wie  im  System  der  militärischen  Con- 
iption  oder  der  allgemeinen  Wehrpflicht;  und  die 
tragsmässig   erlangte    und    nach    den  Bedingungen  dieses 
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Vertrags  entlohnte  Verfügung,  wie  im  System  des  besoldeten 
Staatsdienstes  (Arbeits-,  Staatsdiener-Vertrag). 

Das  erste  System  hat  nur  ausnahmsweise  in  der  Geschichte 
der  Staaten  eine  grössere  Bedeutung  gewonnen.  Theils  fehlt  es 
an  der  genügenden  Bereitwilligkeit  der  Bürger,  freiwillig  und 
unentgeltlich  Dienste  zu  leisten ;  theils  entspricht  die  so  angebotene 
Arbeit  nicht  ausreichend  den  Anforderungen  an  die  Qualität  der 
Arbeit,  welche  der  Staat  stellen  muss;  theils  legen  diese  Dienste 
den  Einzelnen  zu  grosse  und  besonders  zu  ungleiche  Opfer  auf, 
oder  es  stellen  sich  andere  Bedenken  einer  umfassenderen  Ver- 
wendung solcher  Dienste  entgegen.  Der  Staat,  zumal  der  moderne 
Culturstaat,  ist  daher  vornemlich  auf  das  zweite  und  dritte 
System  der  Beschaffung  der  Arbeitskräfte  angewiesen.  Ob,  wo 
und  wieweit  er  hier  mittelst  Zwangs  vorgehen  darf  und  kann,  ist 
an  diesem  Orte  nicht  zu  entscheiden.  Es  genügt  hier,  darauf  hin- 
zuweisen, dass  sich  ein  solcher  Zwang  aus  dem  Wesen  des  Staats 
ableiten  und  principiell  rechtfertigen  lässt  (6.  §.  157)  and  nach 
geschichtlicher  Erfahrung  allgemein,  im  Gebiete  des  Wehrwesens, 
ausgeübt  worden  ist. 

Die  zwangsweise  beschafften  Arbeitskräfte  vermag  der  Staat 
aber  gewöhnlich  nicht  ohne  jeden  Entgelt  zu  benutzen,  theils  weil 
die  einzelnen  Betroffenen  diesen  Entgelt  nicht  völlig  entbehren 
können,  theils  weil  die  bei  unentgeltlichen  Zwangsdiensten  zu 
bringenden  Opfer  sich  zu  ungleichmässig  vertheilen  würden.  Der 
Staat  muss  daher  in  der  Regel  auch  hier  die  Mittel  zum  Unter- 
halt (Sustentation)  gewähren.  Auch  bei  dem  im  Uebrigen 
unentgeltlichen  Ehrenamtsdienst  ist  öfters  wenigstens  ein  Ersatz 
besonderer  Kosten  nothwendig.  Für  die  in  Anspruch  genommenen 
Zwangs-  und  Ehrendienste,  vollends  für  die  veitragsmässig  gegen 
Lohn  beschafften  Dienste  bedarf  der  Staat  somit  zunächst  der 
Verfügung  über  Sachgüter,  daher  in  der  Geldwirthschaft  meist 
über  Geld. 

Aus  diesen  Verhältnissen  ergiebt  sich,  dass  der  Staat  zur 
Durchführung  seiner  Zwecke,  welche  sich  ohne  Verfügung  über 
menschliche  Arbeitskräfte  nicht  erfüllen  lassen,  stets  nothwendig 
eine  eigene  Wirthschaft  führen  muss,  deren  Aufgabe  es  ist, 
diejenigen  Sachgüter  (Geld)  regelmässig  zu  erwerben  und  zur 
Verwendung  zu  bringen,  welche  zur  Vergütung  der  erforder- 
lichen Arbeitskräfte  erforderlich  sind.  Der  Umfang  dieser  Wirth- 
schaft kann  sehr  verschieden  sein  und  schwankt  erfabrungsgemäss 
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iüich  imd  örtlich  aosserordeDtlicb.  Aber  wo  überhaupt  ein  ,,8taat^^ 
(DD  auch  noch  in  primitivster  Entwicklang,  eiistirt,  da  kann  eine 
Iche  eigene  Wirthschaft  zum  Zweck  der  Beschaffung  und  Ver- 
mduDg  von  Sachgtitern  niemals  vollständig  fehlen.  Dieselbe  ist 
lofem  eine  absolut  nothwendige  Bedingung  und  Folge  des  Staats 
ibst,  an  sieh  eine  absolute  Kategorie  des  Wirthschaftslebens  und 
r  in  ihrer  Erscheinungsform  etwas  geschichtlich  Ver- 
derliches. 

Baa  in  d.  5.  A.  §.  3  noch  anders. 

§.  2.  Neben  den  Arbeitskräften  und  ausser  den  für  deren 
•Tgtttnng  erforderlichen  Sacbgfitem  braucht  der  Staat  für  die 
fttlluDg  der  ihm  als  „Productionswirthschaft<<  (6.  §.  170,  G9) 
liegenden  Aufgaben  Kapitalien  und  Grundstücke.  Auch  wo 
;b  dieselben  im  concreten  Staate  bereits  in  erforderlicher  Menge 
d  Beschaffenheit  in  seinem  Eigenthum  befinden,  bedarf  es  zu 
*er  Instandhaltung  einer  beständigen  neuen  Hinzuführung  von 
x^hgütem,  mithin  zu  diesem  Zweck  wieder  einer  regelmässigen 
lätigkeit  ZOT  Beschaffung  und  Verwendung  der  letzteren.  In  der 
Bchichtlichen  Entwicklung  des  Volkslebens  ändert  sich  indessen 
rtwährend  auch  der  Bedaxf  des  Staats  an  solchen  Kapitalien  und 
undstücken  in  qualitativer  und  quantitativer  Hinsicht.  Die  vor- 
ndenen  Staatseigenthumsobjecte  müssen  umgestaltet,  neue  müssen 
zu  erworben  werden,  u.  A.  auch,  um  eine  richtige  Vertheilung 
r  nationalen  Kapitalien  und  Grundstücke  als  Privateigenthum  an 
t  Privatwirthschaften  und  als  öffentliches  Eigenthum  an  den  Staat 
d  die  übrigen  Zwangsgemeinwirthschaften  herzustellen,  insbe- 
ndere  was  den  Grund  und  Boden  anlangt  (G.  §.  285  u.  G.  Abth.  II, 
%p.  3—5). 

IL  —  §.  3.  Die  Sachgüter  (bez.  das  Geld),  welche  der  Staat 
1*  Vergütung  von  Arbeit  und  sonst  braucht,  kann  er  wiederum 
f  dreierlei  Art  erlangen:  freiwillig  und  unentgeltlich  von 
n  Staatsangehörigen  aus  deren  Wirthschaften ;  sodann  mittelst 
rivatwirthschaftlichen  Erwerbs,  nämlich  direct  durch  Ei  gen - 
rodnction  der  betreffenden  Sackgüter  oder  indirect  durch 
ftrkehrs-  oder  vertragsmässige  Erwerbung  von  anderen 
Irthschafien  gegen  speciell  stipulirte  Gegenleistungen  (Kauf,  Dar- 
beUi  Miethe,  Pacht);  endlich  zwangsweise  ohne  speciellen 
ler  wenigstens  gegen  einen  von  ihm,  dem  Staate,  einseitig 
stimmten  Entgelt  (G.  §.  10).  Selbst  wenn  das  erste  System 
lUständig  allein  ausreichte,  würde  der  Staat  eine  eigene  Wirth- 

1* 
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8chaft  (und  zwar  eine  „Ausgabewirthaebaft",  G.  §.  69) 
fUbren  mUssen,  welche  die  Aufgabe  hätte,  die  so  zur  Verfügung 
des  Staats  kommenden  Güter  richtig  zu  verwalten  und  zu  ver- 
wenden. Bei  den  beiden  andern  Systemen  erlangt  diese  Wirtbschaft 
eine  grössere  Ausdehnung  und  einen  reicheren  Inhalt ,  weil  hier 
vielfältige  und  umfassende  Thätigkeiten  zur  Erwerbung  der  Gflter 
nothwendig  werden,  also  eine  erwerbswirthschaftlicbe  Abtheilung 
hinzutreten  muss. 

Freiwillige  und  nncütgeltliche  Gaben  ?on  SachgUterD  und  Uebcrtragangen 
von  Kapitalien  nnd  Grondstacken  Seitens  der  Staatsangehörigen  an  den  Staat  oder,  in 
früheren  Zeiten,  an  das  den  Staat  vertretende  Oberhaupt,  den  Fürsten,  sind  tkbenU 
in  der  Geschichte  vorgekommen.  Sie  spielen  in  primitiven  Verhältnissen  des  Volks-, 
Wirthschafts -  und  Staatslcbens  eine  relativ  grossere  Bolle,  so  bei  den  Germanen  zar 
Zeit  des  Tacitos,  auch  noch  in  der  fränkischen  Monarchie  der  Merovinger  und 
später  in  der  Form  von  Ehrengeschenken  an  die  Fürsten,  von  grosseren  einmaligen 
Leistungen  in  besonderen  Fällen,  z.  B.  im  Kriege,  wo  die  Prästation,  wenn  auch  nicht 
nach  strictem  Rechte,  so  doch  nach  der  Sitte,  wenigstens  thcilweise  freilich  schon 
den  Gharacter  einer  Zwangsabgabe  annehmen  kann,  aus  welcher  sich  dann  später  das 
eigentliche  (directe)  Steuerwesen  entwickelt,  (ianz  fehlen  solche  Leistungen  auch  im 
modernen  Staate  der  Gegenwart,  z.  B.  wiederum  im  Kriege,  bei  Oii'cntlichon  Unglücks- 
fällen, nicht  Aber  im  Wesentlichen  aus  ähnlichen  (irUndeu  wie  das  System  frei- 
williger unentgeltlicher  Arbeitsdienste  reicht  auch  dieses  System  freiwilliger  unent- 
geltlicher Gaben  niemals  aus,  für  den  entwickelten  Staat  vollends  nicht.  Der  Grand 
hierfür  liegt  in  der  Natur  des  Staats  als  Zwangsgcmeinwirthschaft  überhaupt  und  in 
der  Entwicklungstendenz  des  modernen  Rechts-  und  Culturstaats  insbesondere, 
(G.  §.  154  —  160). 

Der  Staat  ist  daher  principiell  und  der  sich  entwickelnde 
moderne  Staat  auch  thatsächlich  immer  mehr  auf  die  beiden 
anderen  Arten  des  Erwerbs  von  Sachgtitem  angewiesen.  Das- 
selbe gilt  von  den  Selbstverwaltungskörpern.  In  die  VerfHgUDg 
der  erforderlichen  Grundstücke  gelangten  diese  Körper  durch 
ursprünglichen  Vorbehalt  bei  der  Ansiedlung  und  Vertheilnng  des 
Bodens,    durch   Ankauf,   Pacht,   Confiscation,    Zwangsenteignnng. 

III.  —  §.  4.  Die  Erörterung  darüber,  ob,  wo  und  wieweit  ein 
Zwangserwerb  von  Sachgtttern  dem  Staate  gestattet  sein  kann, 
gehört  nicht  an  diese  Stelle,  sondern  ebenfalls  in  den  grundlegenden 
Theil  der  Allgemeinen  Volkswirthschaftslehre.  (G.§.  10, 11, 156—159). 
Hier  ist  nur  zu  constatiren,  dass  auch  ein  solcher  Zwangserwerb, 
in  gleicher  Weise  wie  der  Zwang,  durch  welchen  der  Staat 
persönliche  Dienste  sich  zur  Verfügung  stellt,  aus  dem  Wesen  des 
Staats  als  Zwangsgemeinwirthsehaft  abzuleiten  ist  und  danach 
principiell  gerechtfertigt  erscheint  und  überall  in  der  Geschiebte 
vorkommt.  Seine  beiden  Hauptformen  sind  die  Besteuerung  und 
die  Enteignung  (G.  §.  384).  Im  Gegensatz  zum  Zwangserwerb 
als  dem  öffentlichen   kann  man  den  durch  Eigenproduction  er- 
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^nden  und  den  vertragsmässig  mit  speciell  stipulirtcn  Gegen- 
ttnngen  verbundenen  Erwerb  des  Staats  (zu  welchem  letzteren 
;h  derjenige  mittelst  Creditaufnahme  gehört)  den  privatwirth- 
haftliehen  nennen. 

Die  geschichtliche  Entwicklung  hat  in  den  modernen  curo- 
Bchen  Cniturstaaten  ftberall  dem  Zwangserwerb  gegenüber  diesem 
chicbtlich  älteren  nnd  anfänglich  vorwaltenden  privatwirthschaft- 
ten  nnd  namentlich  gegentlber  dem  Eigenerwerb  des  Staats  das 
l>ergewieht  verschafft  (F.  IL  §.  340  ff,  438  ff.).  Es  hängt  dies  zwar 
a  Thei!  mit  zufälligen  Ereignissen  der  europäischen  Geschichte, 
onders  mit  dem  mehrfach  vorgekommenen  Verlust  oder  der  Ver- 
idenmg  des  ehemaligen  Staatsguts  zusammen.  Vornemlich  ist 
jedoch  die  nothwendige  Folge  zweier  grosser  Momente 
r  Tolkswirthschaftlichen  Entwicklungsgeschichte,  eiu- 
I  der  Ausbildung  des  Rechtsinstituts  des  Privateigen- 
ims  an  den  sachlichen  Productionsmitteln,  besonders  am 
len,  and  des  thatsächlich  grösstentheils  erfolgten  Uebergangs 
I  Bodens  und  des  Materialkapitals  an  die  Privatwirth- 
laften  (F.  II.  §.  341),  sodann,  in  nunmehriger  Rückbildung 
les  historischen  Processes,  ist  es  die  Folge  jenes  gegenwärtig 
ir  nnd  mehr  zur  Geltung  kommenden  grossen  volkswirth- 
laftlichen  Entwicklungsprincips,  welches  sich  als  Ueber- 
ig  von  der  mehr  privatwirthschaftlichen  zu  der  mehr 
nein-  und  besonders  zwangsgemeinwirthschaftlichen 
janisation  der  Volkswirthschaft  formuliren  lässt  und  sich 
ier  fortschreitenden  Ausdehnung  der  öffentlichen,  besonders 

Staatsthätigkeiten  offenbart  (G.  §.  171  ff.). 

Zur  regelmässigen  Besorgung  nun  des  Zwangs-  wie  des  privat- 
iischaillichen  Gütererwerbs,  als  des  Mittels  zur  Herstellung  der 
itsleistungeu;  sei  es,  um  Arbeitsdienste  zu  vergüten,  sei  es,  um 
littelbar  Saebgüter  für  Staatszwecke  zu  verwenden,  muss  der 
it  eine  eigene  (Erwerbs)  Wirthschaft  ftihren.  Und 
derum  dasselbe  gilt  meistens  von  den  Selbstverwaltungs- 
peni. 

IV.  —  §.  5.  Diese  eigene  Wirthschaft,  welche  ein  öffentlicher 
per,  wie  der  Staat,  zum  Behuf  der  Erwerbung  und  Verwendung 

Sachgtttern,  bez.  Geld  für  die  Zwecke  der  von  ihm  mit  Rück- 
st anf  die  herzustellenden  Leistungen  repräsentirten  „Productions- 
tbschaft^' (G.  §.  170)  betreibt,  ist  die  Finanz  wirthschaft  oder 

öffentliche  bez.  der  Staatshaushalt.    Dieselbe  ist,  wenn 
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der  Staat  selbst  als  ein  Wirthschaftsganzes  betrachtet  wird, 
eine  Wirthsehaftsabtheilnng  desselben. 

Andere  Kamen  sind:  Regierungswirthschaft,  auch  (snbjectiv)  Finanz- 
wüsen.  Der  Ansdrack  Finanzverwaltang  bleibt  besser  fttr  die  Gesammtheit  der 
Behörden  vorbehalten,  welche  die  Finanzwirthschaft  leiten.  Die  letztere  wird  mitunter 
auch  Staatswirthschaft  genannt,  sprachlich  nicht  unrichtig.  Der  Ausdruck  ist 
jedoch  nach  dem  heutigen  Sprachgebrauch  vieldeutig,  indem  mit  ihm  öfte»  die 
(staatlich  organisirte)  Volkswirthschan  selbst  bezeichnet  wird,  wie  z.  B.  in  dem  TiteL 
des  bekannten  Her  mann 'sehen  Werks:  „staatswirthschaftliche*'  Untersuchungen. 
Anders  ist  wieder  die  Terminologie  von  L.  Stein,  tlbrigens  wilikUrlich  und  wider- 
spruchsvoll. Er  stellt  den  Begriff  „S  taatswirthschaff'  („das  Guterleben  als  Gegen- 
stand der  Verwaltung  im  weiteren  Sinne**)  an  die  Spitze,  betrachtet  die  Finanzen  lüs 
einen  Theil  derselben  und  will  unter  dem  Finanzwesen  dann  wieder  nur  die  Staats- 
einnahmen verstanden  wissen,  —  eine  Auffassung,  die  er  jedoch  selbst  in  seinem 
Lehrbuch  nicht  festh&lt.  S.  L.  v.  Stein,  Lehrb.  d.  Finanzwiss.,  3.  Aufl.,  Lpz.  1875, 
S.  1  ff.  Wieder  etwas  abweichend  in  d.  4.  Aufl.,  1878,  I,  1  ff.  6  ff.  4S.  —  „Das 
Wort  Finanz  stammt  aus  dem  Latein  des  Mittelalters.  Im  13.  und  14.  Jahrhundert 
verstand  mau  unter  fiuatio,  financia,  auch  wohl  iinancia  pecuniaria,  eine  schuldige 
(ieldleistung.  Diese  Ausdrücke  stammen  von  tiois  ab,  welches  oft  einen  Zahlungstermin 
bedeutete,  wie  man  durch  eine  ähnliche  Metonymie  des  Sprachgebrauches  Öfters  sagt: 
einen  Termin,  ein  Quartal,  ein  Ziel  bezahlen.  Mit  dem  griechischen  Worte  tiXog, 
Ziel,  Zweck,  verhält  es  sich  in  ähnlicher  Weise.  Dasselbe  wurde  auch  fQr  Steuer 
und  Zoll  gebraucht.  In  der  älteren  Kanzleisprache  bedeutete  finis  auch  den  einen 
Rechtsstreit  beendigenden  Vertrag  und  die  daraus  herrührende  Zahlung,  ferner  einen 
vor  dem  König  über  einen  Kauf  von  Grundstücken  abgeschlossenen  Vertrag,  dessen 
Urkunde  die  Form  eines  Urtheils  erhielt  (quasi  litis  terminus),  sodann  die  Abgabe  an 
den  KOnig  von  solchen  Käufen  (the  Kings  sylvor),  eine  Entrichtung  des  antretenden 
Pachters  oder  Grundholden  an  den  Verpächter  oder  Grundherrn,  auch  eine  schwere 
(leldstrafe;  überhaupt  werden  in  England  allerlei  Geldgebtlhren  mit  dem  Namen  fine 
l)ezeichnet.  Vgl.  Du  Fresne  du  Gange,  Glossar,  mediae  et  infimae  latinitatis,  s.  v. 
ünancia  und  finatio.  —  Speimann,  Glossar,  archacologic.  s.  v.  ünis  (Lond.  1651. 
8.  228).  —  Hullmaun,  Städtewesen,  III,  95.  —  Gneist,  Engl.  Verfassungs-  und 
Verwaltungsrecbt ,  A.  I,  3G.  —  Mehrere  Schriftsteller  hielten  den  Stamm  des  Worte« 
Finanz  für  germanisch;  sie  deuten  entweder  auf  das  englische  fine,  Geldstrafe, 
Privilegien taxe  u.  dgl.  {i.  B.  Genovesi,  Grunds,  der  bürgerl.  Gek.,  I,  358),  welches 
aber  nach  Spei  mann  a.  a.  0.  nicht  vor  der  normannischen  Eroberung  vorkam  und 
nach  dem  Obigen  mit  finis  zusammenhängt.  —  oder  auf  finden,  schwed.  finna, 
welches  durch  den  Mittelbegriff  von  erfinderisch  auf  ränkevoll  führt,  wie  das 
islandische  flndinu  durch  ingeniosus,  calumniosus,  erklärt  wird,  Haldorson,  Lex. 
island.  ed.  Kask,  I,  213  (Uavn.  1813),  —  oder  auch  auf  fein.  —  Merkwürdig  ist, 
dass  im  16.  und  J  7.  Jahrhundert  das  Wort  eine  allgemeinere  und  zwar  schlimme  Be- 
deutung hatte,  weil  vielleicht  das  fremde  Wort  an  fein  und  erfinderisch  erinnerte  und 
die  finationes  selbst  mit  vielen  Bedrückungen  verbunden  sein  mochten,  weshalb  z.  B. 
Schottelius  (Von  der  deutschen  Hauptsprache,  Braunschweig  1663,  S.  1316)  Finanz 
durch  Schinderei.  Wuc|ier,  erklärt,  und  Sebastian  Brant  (Narrenschiff)  Untreu, 
Finantz,  Neid  und  Hass  zusammenstellt.  [Aohulich  noch  v.  Seckendorff,  Röscher, 
Gesch.  d.  Nat.-Oekon.,  München  1874,  S.  241.J  Vergl.  Frisch,  Deutschlatein. 
WOrterb.  S.  2<^7,  Scherz,  Glossar,  germ.  med.  aovi,  ed.  Oberlin,  I,  392.  Campe, 
Wörterbuch,  S.  321.  In  Frankreich  bezeichnete  schon  damals  finance  eine  Geldsumme, 
oder  insbesondere  die  Staatseinnahme  (Nos  adversaires  ont  peu  de  finance,  mais  ils  la 
m6nagent  bien,  sprach  Kanzler  de  THospital  1568),  les  finances  aber  das  ganze 
Staatsvermögen  und  den  Zustand  der  Regierungswirthscbaft  Der  Einfluss  der 
französischen  Sprache  verdrängte  aus  der  deutschen  jenen  schlimmen  Wortsinn  von 
Finanz  gänzlich.  —  Der  spanische  Ausdruck  hacienda  für  Finanz  stammt  vi^eicht 
aus  dem  arabischen  chasena,  Schatzkammer.  Auch  im  Russischen  heisst  kasna  die 
Gasse,  kasnatschei  der  Schatzmeister.  Vielleicht  ist  dies  Wort  durch  die  tatarische 
Herrschaft  eingedrungen.  Doch  wird  in  der  russischen  Sprache  Finanzwesen  durch 
hosudarstwennie  dochodui,  herrschaftliche  Einnahmen,  ausgedrückt''.  (Nach  Rau, 
Anm.  zu  §.  1). 
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Der  Staat  braucht  demDach  znr  Ansttihrung  seiner  Aufgaben 
;  Prodactionswirthscbaft  eine  Summe  ,,wirth8chat1;licher  Gttter^' 
.  §.  15 — 20)  (persönliche  oder  Arbeitsleistungen,  SachgUter  und 
der  Geldwirthschaft  Geld),  welche  den  Staatsbedarf  darstellen. 
rjenige  Theil  des  letzteren,  welcher  in  SachgUtern  bez.  in 
üd  besteht,  um  damit  Dienste  zu  vergüten  oder  unmittelbar 
latsleistnngen  herzustellen  oder  andere  SachgUter  zu  erwerben, 
durch  die  Finanzwirthschaft,  die  hier,  getrennt  vom  Staate 
dacht,  als  Verbrauchs-  oder  Ansgabewirthschailb  fungirt, 
beschaffen.  (6.  §.  69,  170).  Dieser  Theil  des  gesammten  Staats- 
larfs  kann  daher  speciell  Finanz  bedarf  genannt  werden.  In 
r  Geldwirthschaft  (G.  §.  114)  tritt  er  grösstentheils  als  der 
tldbedarf  der  Finanzwirthschaft  hervor  und  erscheint  rechnungs- 
Issig  als  Staatsausgabe,  bez.  „Ausgang^'  (G.  §.  67,  71).  Zur 
sckuDg  des  Finanz bedarfs  oder  zur  Bestreitung  der  Staatsaus- 
be  mnss  die  Finanzwirthschaft  sodann  als  Erwerbs-  oder  Ein- 
.hmewirthschaft  fnngiren.  Ihr  Erwerb  kommt  rechnungsmässig 
t  Staatseinnahme  bez.  „Eingang'^  (G.  §.  67,  70)  zum  Vor- 
lein.  Die  Doppelfunction  der  Verbrauchs-  und  Erwerbswirthschaft 
det  den  Inhalt  der  Finanzwirthschaft. 

In  Uebereinstiiiunan^  mit  Bau,  welcher  sagt,  es  sei  dem  Sprachgebrauchc  durch- 
zowider,  aach  die  Bcschaffaog  persönlicher  Leistungen  ohne  Vermittelung  sachlicher 
)er,  z.  B.  das  Conscriptionswesen,  in  die  Finanzwirthschaft  zu  rechnen,  (^vergl.  da- 
;ea  Behr,  Wirthsch.  des  Staates,  S.  190),  halte  ich  daher  an  der  Beschränkung 
*  FlDaazwirthachaft  auf  die  Beschaffung  und  Verwendung  von  SachgUtern  oder  (jeld 
L    Mein  Zusatz  zu  §.  5  Anm.  a.  in  der  t».  Ausg.  Kau 's  ist  danach  zu  berichtigen. 

Ihr  eigenthümliches  Gepräge  als  Wirthschaftsart  erlangt  die 
nanzwirthschaft  des  Staats  dadurch,  dass  sie  die  Wirthschaft  ist, 
rch  welche  der  Staat  die  ihm  zu  seiner  Function  als 
(chsterForm  der  Zwangsgemeinwirthschaften  erforder- 
ehen  SachgUter  (Geld)  erwirbt  und  zur  Verwendung 
ringt.  Der  speciiische  Character  der  beiden  Abtheilungen  der 
iDanzwirthschafty  der  Verbrauchs-  und  der  einnahmewirthschaft- 
ihen,  ergiebt  sich  ans  dieser  Sachlage  mit  Nothwendigkeit.  Dies 
t  von  vornherein  fbr  die  Auffassung  der  wissenschaftlichen  Lehre 
m  der  Finanzwirthschaft  zu  beachten. 

V.  —  §.  6.  Die  Wissenschaft  von  der  oder  den  Finanzwirth- 
ihaften  ist  die  Finanzwissenschaft.  Dieselbe  lässt  sich  mit 
Icksicbt  auf  die  ökonomische  Natur  der  Finanzwirthschaft  definiren 
b    die  Wissenschaft    von    der  Wirthschaft,    welche  der 

I 

laat   oder  ein  öffentlicher  (Selbstverwaltungs-)  Körper 


i 
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zur  Beschaffung  und  Verwendung  der  ihnen  zu  ihrer 
Function  als  Zwangsgemeinwirthschaften  erforderlichen 
Sachgüter  (insbesondere  Gelds)  führt.  Der  früher  für  die 
Finanzwissenschaft  in  Deutschland  nicht  selten  gebrauchte  Name 
C am eralwissen Schaft  (im  engeren  Sinne)  ist  jetzt  abgekommen. 
Er  erklärte  sich  geschichtlich  daraus,  dass  man  ursprünglich  unter 
Kammersachen  oder  Kammergescbäften  gerade  das  Finanzwesen 
verstand,  und  erst  nach  Errichtung  der  KammercoUegien  auch 
andere,  nicht  finanzielle  Geschäfte,  die  sog.  Polizei,  hinzukamen. 

Kau,  Uebor  die  Gameralriss.  S.  8.  Der  ältere  Name  z.  B.  belDithmar, 
Einleitung  in  die  Ökonom.,  Polizei-  und  Gameral Wissenschaften,  6.  Aufl.  v.  Seh r eher. 
S.  U).  (Fraukf.  1769.)  Eine  noch  engere  Bedeutung  von  Cameralwissenschaft  ist  jetzt 
fast  vergessen.  Man  unterschied  (nach  Rau  I.  §.  5)  ehemals  in  dem  heutigen  Um- 
fange der  Kinanzwisscnschaft  zwei  Theilc,  n(*nilich  1)  die  Cameralwissenschaftf  welche 
von  den  ganz  in  der  Verfügung  der  Fürsten  stehenden  Quellen  der  Staatseinnahme, 
d.  i.  den  Domänen  und  Kegalien  handelte.  2)  die  eigentliche  Finanzwissenschaft,  deren 
(iegenstaud  die  der  landständischen  Mitwirkung  unterworfenen  Abgaben  der  Bdrger 
waren;  s.  z.  B.  Fischer,  Lehrbegriff  u.  Umfang  der  deutschen  Staatswissensch.,  S.  20 
(Halle,  1783).     Rössig,  Lehrb.  d.  Finanzwiss.  §.  6. 

Die  Finanzwissenschaft  wurde  bisweilen  auch  mit  dorn  Namen 
»Staatswirthschaftslehre  belegt,  was  aber  bei  der  Vieldeutig- 
keit dieses  Wortes,  welches  mitunter  auch  die  ganze  Politische 
Oekonomie  bezeichnet,  besser  vermieden  wird.  Die  Finanzwissen- 
schaft ist  ein  Theil  der  Politischen  Oekonomie. 

S.  u.  §.  12  ff.  u.  Rau,  Volkswirthsch.- Lehre,  §.  15.  Ich  halte  in  diesem  Puncto 
an  Rau 's  Systematik  fest,  wenn  auch  mit  etwas  anderer  Motivirung.  Ueber  Stein's 
abweirhende  Auffassung  der  Finanzwissenschaft  s.  o.  §.  5.  Er  fasst  die  F.-W.  auf 
als  einen  „bestimmten  Theil  der  Staatswirthschaftslehre**  oder  „die  wissenschafUiche 
Entwicklung  der  Staatseinnahmen,  ihrer  Grundlagen  und  ihres  Rechts**  (4.  A., 
I.  0):  zu  eng,  wie  seine  eigene  spätere  Behandlung  zeigt.  —  Meine  jetzige  Begriffs- 
bestimmung weicht  von  der  Rau 's  (Fin.  L,  §.  5,  auch  noch  in  meiner  Bearb.  d.  6.  Aufl.) 
ab.  Rau  sagte  hier:  „Die  Finanzwissenschaft  sei  die  Wissenschaft  von  der  besten 
Einrichtung  der  Reg^erungswirthschaft  oder  von  der  besten  Befriedigungsweise  der 
Staatsbedurfnissc  durch  sachliche  Guter.*'  Dies  wurde  mehr  auf  die  Finanzpolitik 
als  die  Finanz  wissen  Schaft  passen,  welche  letztere  doch  zugleich  immer  den 
(•haracter  einer  Beobachtnngswissenschaft  hat  (§.  Ti).  Richtig  hat  daher  gegen  meine 
Beibehaltung  der  älteren  Rau'schen  Definition  und  gegen  einen  Widersprach  der 
letzteren  mit  späteren  Ausführungen  schon  in  meiner  Bearbeitung  der  0.  Auflage 
(§.85  ff.)  Hack  Einwendungen  erhoben,  s.  dcss.  Recension  der  G.  Aufl.  in  d.  Tüb. 
Ztschr.  XXVIII.  (1872)  S.  434.  Auch  Cossa,  elementi  8.  ed.  Mil.  1882,  S.  3,  be- 
stimmt die  Finanzwissenschaft  als  „dottrina  del  patrimonio  pubblico'*,  welche  lehre  „il 
modo  migliore  di  costituirlo,  ammiuistrarlo  ed  impiegarlo*'.  Leroy-Beaulieu 
Fin.  I.,  Par.  1877.  p.  2:  P'inanzwiss.  „science  des  revenus  publics  et  de  la  mise  eu 
Oeuvre  de  ces  revenus*',  m.  E.  auch  zu  eng. 
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2.  Abschnitt. 
ftrmetorkiranjR:  der  Flnanzwlrthsehaft  bIh  Wirthsehaftsart. 

Y^L  Wagner,  G.  §.  49  ff.  Raa,  L  §.  7—10.  Laspcyrus,  Art.  Staabwirth- 
ift  im  Staatswörterbach  X,  71  tf.    Geffckcn,  in  Schöubcrg'ä  Handbuch  II,  3  ff. 

§.  7.  Ihren  specifischen  Gharacter  erlangt  die  Finanzwirth- 
müj  wie  gesagt  (§.  5),  dadurch^  dass  sie  für  die  Zwecke 
*entlicher  Körper,  speciell  des  Staats  fungirt.  Im  Einzelnen 
t  das  Wesen  und  die  Eigenthttmlichkeit ,  die  Aehnlichkeit  mit 
leren  Wirthschaften  nnd  die  Verschiedenheit  von  denselben  bei 
*  hier  vomemlich  zu  betrachtenden  Finanzwirthschaft  des  Staats 
folgenden  einzelnen  Pnncten  hervor: 

I.  Die  Finanzwirthschaft  ist  eine  Einzelwirthschaft,  welche 
t  den  Staat  in  der  Verwaltung  vertretende  Organ,  die  Regie- 
Dg,  zum  Wirthschaftssabject  hat. 

Als  Einzelwirthschaft  ist  sie  in  vielen  Pnncten  anderen  Einzel- 
thschaften  wesentlich  gleichartig,  so  namentlich  auf  den 
igen  Gebieten,  wo  sie  ganz  oder  überwiegend  nach  den 
nndsätzen  des  privatwirthschaftlichen  Systems  Güter, 
besondere  Sachgttter,  fHr  den  freien  Verkauf  auf  dem  Markte 
dncirt:  in  der  Feldgttter-,  Forst-,  Bergwerksverwaltung  u.  s.  w. 
reit  diese  Gleichartigkeit  besteht,  ist  auch  die  Lehre  von  der 
anzwirthschaft  in  der  Einzelwirthschaftslehre  oder  der  Privat- 
»nomik  enthalten.  Sie  gehört  daher  streng  genommen  im 
izen  wie  in  ihren  einzelnen  Thcilen,  der  Domänen-,  Forst-  und 
enbahnlehre  u.  s.  w.,  nur  insoweit  in  die  Finanz  Wissenschaft, 
der  Umstand,  dass  der  Staat  das  einzelwirthschaftliche  Snbject 
Eigenthflmlichkeiten  des  Wirthschaftens,  z.  B.  bei  der  eigenen 
waltnng  der  Feldgttter,  Forsten,  Bergwerke,  bedingt.  Letzteres 
nnn  freilich  meistens,  und  oft  in  erheblichem  Maasse  der  Fall, 
nn  die  Uebemahme  neuer  oder  Beibehaltung  älterer  privat- 
ilischaftlicher  Tbätigkeiten  und  der  betreffenden  Eigenthums- 
ecte  überhaupt  nur  selten  aus  rein  finanziellen,  sondern  mehr 
!r  weniger,  selbst  überwiegend  aus  Staats-  und  volkswirthschaft- 
len,  soeialpolitischen ,  politischen  Gründen  erfolgt  und  demnach 
h  die  Verwaltung  oder  Bewirthschaftnng  mit  nach  solchen 
»ksichten  stattfindet. 

Richtige,  aber  etwas  zu  weitgehende  Beoicrkangen  Über  diesen  Pnnct  macht 
cheel.  Schon berg'a  Handbuch  II.  36.  —  Die  Zugehörigkeit  mancher  finanzwirth- 
fÜichen  Jähren  zur  Einzelwirthschaftslehre,  nicht  zur  eigentlichen  Finanzwissen- 
it  hat  z.  B.  F.  Hock  in  s.  öffentl.  Abgaben  und  Schulden,  Stuttg.  1863,  S.  1. 
tiTgehobea      Aehnlich  betont  es,  wenn  auch  in  anderen  Ausdrücken,  doch  dem 
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Siiiiio  nach  L.  ?.  Stein  in  s.  Finanzwissenäch.,  hes.  in  d.  Abschn.  v.  wirthäcbaftl. 
Einkommen  des  Staates  (3.  Ausg.,  S.  173  11.).  Im  Princip  ganz  richtig.  Wenn  in- 
dessen an  dieser  Scheidung  der  priratOkonomischen  und  finanzwirthschaftlichen  Seite 
der  Fragen  in  den  Werken  ttber  Finanzwissenschaft  nicht  genau  festgehalten,  sondern 
auch  die  erstere  in  grösserem  Umfange  mit  in  die  Erörterung  gezogen  wird,  so  hat 
dies  in  Deutschland  geschichtliche  und  praktische,  wie  anderseits  theoretische 
(rrUnde.  Erstercs,  weil  in  den  deutschen  Territorialstaatcn  das  Domänenwesen  bis  in 
die  Neuzeit  hinein  den  Haupttheil  des  Finanzwesens  bildete  und  die  praktischen 
Cameralisten  in  der  Verwaltung  die  privatökonomische,  technische,  volkswirthschaft- 
liche  und  die  eigentlich  finanzwirthschaftliche  Seite  gleichzeitig  behandeln  mussten. 
Theoretische  Gründe,  weil  sich  mit  unter  dem  Einfluss  dieser  Praxis  die  deutsche 
Fioanzwissenschaft  in  der  Form  der  Cameralwisscnschaft  und  dann  aus  dieser  heiaas 
entwickelt  hat  Dieser  Ursprung  ist  in  dem  Werke  von  Hau  noch  deutlich  erkennbar, 
liier  werden  die  privatwirthsdiaftllcheu  Einkommenzweige  und  die  Regalien  noch 
sehr  eingehend  behandelt,  während  viele  der  betreffenden  Erörterungen  theib  über- 
haupt nicht  in  die  Politische,  sondern  in  die  Pnvatökonomik,  theils  wenigstens  nicht 
oder  nicht  vollständig  in  die  Finanzwissenschaft,  sondern  in  die  Volkswirthschafts- 
Politik  und  in  die  Wirthschafdiche  Yerwaltungslehre  gehören.  Trotzdem  lässt  sich 
indessen  auch  für  die  Gegenwart  noch  diese  Behandlungsweise  Raus  aus  GrOudon 
practischer  Zweckmässigkeit  rechtfertigen  und  wird  wenigstens  einstweilen  auch  in 
meiner  Bearbeitung  der  Finanzwissenschaft  noch  beibehalten.  Denn  bei  dem  engen 
inneren  Zusammenhange  lassen  sich  die  politisch -ökonomischen  und  privat- 
ökonomischen,  sowie  die  finanzwissenschaftlichen  und  volkswirthschafts-,  socialpolitiscbeu 
(vesichtspuncte  bei  der  Erörterung  doch  niemals  vollständig  trennen.  Auch  fehlt 
es  in  der  neueren  Literatur  an  privatökonomischen  Schriften  auf  dem  jetzigen  Stand- 
puncte  der  Wissenschaft,  auf  welche  man  verweisen  könnte.  Später,  wenn  die 
Ausarbeitung  dieses  Lehrbuchs  der  Politischen  Oekonomie  bis  zu  der  speciellen  und 
praktischen  Volkswirthschaftslehrc  vorgeschritten  sein  wird,  beabsichtige  ich  theilweisc 
eine  HerQbemahme  einiger  Materien,  welche  jetzt  in  der  Finanzwissenschaft  einen 
(*twas  zu  grossen  Itanm  einnehmen,  z.  B.  der  Eisenbahnlehre  in  die  Bände  4  u.  bes.  3. 
L.  Stein  ttbersieht  in  seiner  fltlchtigen  Weise  bei  seiner  mehrfachen  Polemik  gegen 
meine  Behandlung  der  privatwirthschaftlichen  Zweige  in  der  3.  und  4.  Ausgabe  seiner 
Finanzwissenschaft,  dass  ich  hierin  absichtlich  Rau  noch  folgte  und  die  Auf- 
nahme der  Eisenbahnlehre  in  die  Finanzwissenschaft  nur  eine  Consequenz 
dieser  Rau'sr.hen  Behandlungsweise  war.  Die  Bedenken  hiergegen  vom  Stand- 
puncte  strenger  Systematik  habe  ich  schon  damals  selbst  ausgesprochen, 
s.  Vorwort  zu  meiner  Bearbeitung  der  0.  Aufl.  d.  I.  B.  d.  Rau*schen  Finanzwissen- 
schaft, S.  IX.  Diese  Bedenken  treffen  meine  Behandlung  aber  nicht  mehr,  als  die- 
jenige Rau 's  und  vieler  anderer  Finanzschriftsteller. 

Die  Regierung,  vollends  die  der  parlamentarischen  Finanz- 
eontrole  des  Verfassnngsstaats  unterstehende,  ist  als  leitendes  und 
verwaltendes  Organ  der  Finanzwirthschaft  der  Natur  der  Sache 
nach  eine  complexe  Grösse.  Sie  selbst,  als  einheitliches 
Ganzes,  daher  auch  ihr  Wille  muss  erst  künstlich  gebildet 
werden.  Dieser  Wille  kommt  nur  durch  einen  Organismus  von 
Behörden  und  einzelnen  Personen  zur  AnstlUhrung.  Die  Finanz- 
wirthschaft ähnelt  daher  allen  solchen  Einzelwirthschaften,  deren 
leitendes  und  verwaltendes  Rechts-  und  Wirthschaftssubject  auch 
eine  juristische  Person  ist,  demnach  anderen  Gemeinwirth- 
schaften  und  solchen  Privatwirthschaften ,  welche  in  Form  von 
Vereinen ,  Erwerbsgesellschaften ,  besonders  Actiengesellschaften, 
betrieben  werden. 
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Namenüich  die  Aehulichkeit  zwischen  düiii  fiuau^wirChächaftlichou 
trieb  des  Staats  (der  Gemeinde  u.  s.  w.)  und  dem  Actieagesollschafts- 
;rieb  ist  tod  weitreichender  Bedentong  in   der  Frage  von  der  Abgrenzung 

durch  den  Staat  (lud  die  sonstigen  Öffentlichen  Körper)  vertretenen  gemein- 
Jischaftlichen  und  des  durch  die  Acticngesellschaft  vertretenen  privatwirthschaft- 
en  Systems,  indem  in  vielen  Fragen,  z.  B.  in  der  Frage  „Staats-  oder  Privatbahu?*\ 
eatliches  oder  prifates  Yersichenmgs-,  Bankwesen  ?  '\  die  üblichen  GrOnde  fflr  das 
tf^eoannte  System  und  gegen  Staatsbetrieb  schon  deswegen  nicht  schwer  wiegen, 
I  die  hier  allein  in  Betracht  kommende  Privatwirthschaft ,  die  Actiengcsellschaft, 
denselbeD  Mftngeln  wie  die  Wirthschaft  des  Staates  leidet.  Selbst  grosse  Indi- 
laiwirthschaften ,  z.  B.  eines  grossen  Grundbesitzers,  Berg-  und  HQtteuwerk-, 
rikbesitzeis ,  haben  wegen  der  Yerwickeltlieit  der  Verwaltung  noch  einige  Aehn- 
ikeit  mit  der  Finanzwirthschaft,  was  bei  der  Frage  nach  der  finanziellen  Zweck- 
isigkeit  des  Staats-Grundcigenthums,  Bergwerks-,  Httttenbetriebs ,  zu  beachten  ist. 
allen  diesen  FUlen  handelt  es  sich  zwischen  der  Finanzwirthschaft  und  anderen 
xlactioiis-)   Wirthschaften  nicht  um  specifische  (qualitative),  sondern  nur 

gradweise  (quantitative)  Unterschiede.  Nur  bei  dem  Vergleich  zwischen 
Finanzwirthschaft  und  der  gewöhnlichen  Individual- (Productions-)  Wirth- 
aft (der  eigentlichen  Einzelfirma,  allenfalls  auch  der  offenen  Handelsgesellschaft 

Commanditgesellschaft)  verhält  sich  dies  anders:  nur  hier,  nicht  allgemein, 
n  mau  wenigstens  häufig,  z.  B.  beim  Betrieb  des  Ackerbaues,  der  Fabrikation,  des 
idels  anter  Mitwirkung  des  im  folgenden  §.  besprochenen  Umstands  von  einem 
itürlichen**  ökonomisch  -  technischen  Vorzug  der  privaten  Einzel  wirthschaft  vor 
Rnanzwirthschaft  sprechen,  ein  Satz,  welcher  in  praktischen  volkswirthschafÜicheu 
I  finanineUen  Fragen  im  Uebrigeu  viel  zu  sehr  verallgemeinert  und  daher  miss- 
Dchlich,  unter  falschem  Hinweis  auf  die  „Erfahrung**,  augewendet  worden  ist 
ist  gut,  dies  schon  hier  zu  betonen.  Die  weitere  Ausführung  folgt  in  der  Lehn; 
I  Primterwerb.    Einzelne  wichtige  Fragen,   z.  B.  die  Eisenbahnfrage,  sind  durch 

fiüsche  Stellang  des  Gegensatzes  oft  von  vornherein  schief  aufgefasst  worden, 
r  hervorgehobene  Irrthum  hängt  übrigens  eng  mit  der  einseitigen  Reaction  des 
ithianismos  und  seiner  Theorie  der  freien  C'Oncurrenz  gegen  Staatsthätigkeit  und 
.  der  gleich  einseitigen  optimistischen  Beurtheilung  der  Thätigkcit  der  vom  Selbst- 
sresse  geleiteten  PriTatwirthschaftcn  zusammen.  Vgl.  Wagner,  G.  §.  120,  134  ff.  u. 
tbemerk.  zu  Abth  L  d.  G.,  Kap.  3,  S.  196  ff.,  Kap.  4,  8.  28Sff.  u.  Abth.  II.,  S.  343  fi. 
ler  den  Finanzschriftstellem  begegnet  die  einseitige  Parteinahme  gegen  die  privat- 
thschaftlichen  Gebiete  des  Finanzwesens  aus  dem  Grunde  einer  ohne  Wtnteres  an- 
»mmenen,  vermeintlichen  principiellen  Inferiorität  des  Staates  bei  A.  Smith  seU>st, 
lerdings  noch  am  Meisten  bei  Pfeiffer,  Staatseinnahmen,  früher  auch  bei 
IX  Wirth.  Mit  Kecht  ganz  anders  Schmoller,  Epochen  d.  preuss.  Fin.polit, 
irb.  d.  D.  Reichs,  1877,  S.  104  ff.  u.  r.  Scheel.  Schönberg's  Ilandb.  II.  40. 

IL  —  §.  8.  Wie  im  Staate  überhaupt,  so  besteht  auch  in  der 
oaDzwirthschaft  das  Arbeiterpersonal  aus  einem  zahlreichen 
id  complicirten  Apparate  in  der  Regel  nicht  selbst  direct 
ronomisch  am  Ausfall  der  Arbeit  oder  an  der  Menge  und  Güte 
m  Arbeitsproducts  interessirter  ^^Arbeiter'^,  der  Beamten.  Auch 
:  dieser  Beziehung  giebt  es  zwischen  der  Finanzwirthschaft  und 
nehiedenen  Arten  anderer  Einzelwirthschaften  Aehnlichkeiten 
id  Verschiedenheiten,  welche  von  der  Finanzwissenschaft  und 
banzpraxis  zu  beachten  sind. 

Die  Finanzwirthschaft  leidet  unvermeidlich  gegenüber  dem 
dbstbetrieb  des  Privaten  an  den  Nachtheilen  aller  Wirthschaften, 
^che  mit  einem  solchen  Beamtenapparat  arbeiten  müssen.    Sie 
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siebt  daher  wiederum  anderen  Gemeinwirtbscbaften  und  unter  den 
Erwerbsgesellscbaften  besonders  der  Actiengesellscbaft  io  dieser 
Beziehung  ziemlieb  gleich.  ,,  Die  Trennung  mehrerer  Zweige  des 
Finanzdienstes  wird  notbwendig,  wodurch  die  oberste  Leitung  be- 
trächtlich erschwert  wird.  Der  Vorstand  des  ganzen  Finanzwesens 
kann  nur  durch  verschiedene  Mittelglieder  die  Ausführung  der  Be- 
schlüsse bewirken,  die  Geschäftsführung  der  unteren  Beamten  nicht 
an  Ort  und  Stelle  beobachten,  sondern  dieselbe  fast  nur  aus  schrift- 
lichen Berichten  kennen  lernen  und  vermittelst  schriftlicher  Be- 
fehle leiten.  Die  hieraus  hervorgebende  Umständlichkeit  und 
Schwerfälligkeit  im  Staatshaushalte  hat  die  Folge,  dass  hier 
Manches  nach  anderen  Regeln  eingerichtet  werden  muss,  als  in 
der  Privatwirthschaft''  (Kau,  Fin.  I,  §.  8).  Es  ergiebt  sich  daraus  aber 
auch  vielfach  fast  mit  Nothwendigkeit  eine  geringere  Wirth- 
schaftlichkeit  des  Betriebs  und  namentlich  in  der  Gegenwart 
in  den  gewöhnlichen  Erwerbsgeschäften  (der  Landwiithschaft, 
Fabrikation,  des  Handels)  eine  natürliche  ökonomisch-tech- 
nische Ueberlegenheit  des  einfachen  Privatgeschäfts- 
betriebs  gegenüber  dem  Staats-  (Communal-  u.  s.  w.)  Betrieb  mit 
nicht  selbst  interessirten  und  noch  durch  gleichwohl  unvermeidliche 
Controlen  gebundenen  Beamten.  Dies  gilt  um  so  mehr,  je  weniger 
nach  der  Natur  des  Geschäfts  eine  eigene  Betheiligung  der  Be- 
diensteten am  Geschäftserfolg  wegen  des  im  folgenden  §.  9  an- 
gegebenen Grundes  überhaupt  eingerichtet  werden  kann  oder 
wegen  der  Würde  des  Dienstverhältnisses  werden  darf,  also  bei 
der  grossen  Mehrzahl  der  eigentlichen  Staatsthätigkeiten. 

Abschaffbog  des  eigenen  S])orteIbezugs  der  Richter  im  Dienstinteresse ;  von 
immerhin  nicht  onbcätreitbarcm  Werthe  ist  der  Schalgeld-  nud  Honorarbezng  der 
Lehrer  (auch  au  den  Univeräitüten).  —  Selbst  bei  Geschäften  der  materieU  wlrthschafuicheii 
Sph&re  hat  man.  im  Gegensatz  zu  der  Priratwirthschaft,  die  an  sich  mögliche  Be- 
theiligung der  Beamten  am  Gewinn  des  Unternehmens  gnindsützlich  im  Dionstinterosse 
ausgeschlossen,  z.  ß  bei  der  Prcuss.  Bank,  der  jetzigen  Heicbsbank,  hinsichtlich  des 
leitenden  und  vcn^'altcnilcn  Beamtenpcnionals,  das  gar  keine  Bankactien  besitzen  darf. 

Man  hat  hieraus  in  der  entwickelten  Volkswirthschaft  wohl  die  Hegel  abgeleitet, 
dass  die  ,, Staatsindustrie''  besser  vermieden  wird,  soweit  die  technische  Seite 
und  das  Moment  der  privatwirthschaftlichen  Hentabilität  entscheidet 
Mit  letztcrem  Satze  wird  dann  zugleich  die  oft  vergessene  Schranke  dieser  Regel 
gezogen:  in  vielen  Füllen,  z.  B.  in  der  Forstwirthschaft,  beim  Eisenbahnwesen, 
entscheidet  diese  Seite  und  dies  Moment  nicht  allein.  Femer  gilt  die 
Regel  auch  in  den  wichtigen  Fällen  nicht,  wu  aus  sachlichen  (technischen  u.  s.  w.) 
Granden  auch  der  sonstige  cinzelwirtlischaftlichn  Betrieb  ähnlich  wie  der  Staats- 
betrieb eingerichtet  werden  und  namentlich  in  gleicher  Weise  mit  einem  complicirten 
Beamtenapparate  arbeiten  mQsste:  z.  B.  bei  den  grossen  Verkehrs-,  Bank-,  Versicherungs- 
anstalten. Der  Staat  steht  daher  auch  aus  diesem  Grunde  bei  dem  Industriebetrieb 
ebensowenig  wie  aus  dem  im  vorigen  §.  7  angegebenen  Grunde  principiell  gegen  die 
Acti  enges  eil  sc  haften  zurück,  was  wiederum  z.  B.  für  die  Eiseubahnfrage ,  das 
Venichemngswesen  zu  beachten  ist.    Aehnlirhes  gilt  von  der  (iemeinde. 
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Dem  Staate  kommt  ferner  auch  in  der  FinanzwirthscLaft  im 
rgleieb  mit  denjenigen  anderen  Einzelwirthschaften,  besonders 
I  Privatwirtbschafteny  welche  gleichfalls  mit  einem  solchen 
imtenapparate  ihre  Geschäfte  besorgen  müssen,  zweierlei  zu 
\e,  —  ein  selbst  in  ökonomischer  und  speciell  in  finanzieller 
»ieht  wichtiger  Punkt:  —  er  braucht  seine  Beamten  nicht  bloss 
Geld  zu  bezahlen  und  kann  sie  anders  stellen  als  jede 
lere,  yoUends  jede Privatwirthschaft  Ersteres,  indem  er  äussere 
renvortheile  vergiebt  (Rang,  Titel,  Stellung,  Orden  u.  s.  w.). 
Kteres,  indem  er,  wenigstens  bis  jetzt  fast  allein,  (ähnlich,  aber 
it  wohl  in  gleichem  Maasse  nur  in  der  Verwaltung  grosser 
tMitverwaltungskörper)  der  Staatsdienerschaft  als  Arbeitergattung 
der  Organisation  des  Staatsdienstes  eine  gesichertere 
.  darin  dem  einzelnen  tüchtigen  Beamten  durch  die  Aussicht 
r  Vorrücken  (Avancementsystem)  eine  allmälig  besser 
lahlte,  höhere  und  wichtigere  Stellung  bietet.  Der  Staat 
[tigt  Dank  diesem  System  doch  häufig  über  ein  besonders 
itiges  und  bei  gleicher  Lohnzahlung  über  ein  tüchtigeres  Arbeits- 
9onal  als  jede  andere  Wirthschaft. 

Vgl.  unten  Ober  den  Staatsdienst  u.  das  Bcsolüangswesen.  Interessante  Vergleiche 
chen  der  Anziehungskraft  des  Staates  nud  der  Priyatwirthschaften  (Actiengescllschaft) 
Arbeitgeber  Uessen  sich  in  Deutschland  in  der  wichtigen  Wirthschaftsperiodc 
1S71  ansteUen  nnd  fielen  schliesslich  doch  zu  Gansten  des  Staats  aus. 

III.  —  §.  9.  Die  Finanzwirthschailt  beschafift  Sachgüter 
^Id),  mit  welchen  der  Staat  zur  Erfüllung  seiner  ihm  als 
ingsgemein  wirthschaft  obliegenden  Aufgaben  vornemlich 
naterielle  Güter  („öffentliche  Einrichtungen^',  Dienstleistungen) 
stellt.  Fasst  man  den  Staat  und  die  Finanz  wirthschaft  als  Ein 
Ihscbaflsganzes  auf,  so  erfolgt  also  hauptsächlich  ein  Um- 
zungsprocess  von  materiellen  in  immaterielle  Güter. 

Vgl.  0.  A.  Laspeyres,  Staatswörterb.  X,  72  Ol..  80  IL 

Wegen  der  Unentbehrlichkeit  der  letzteren  itir  das  ganze  volks- 
thscbafUiche  Leben  und  für  alle  privatwirthscbaftlichen  Thätig- 
ten  der  Einzelnen  müssen  diese  Staatsleistungen  und  muss  der 
at  und  daher  auch  die  Finanzwirthschaft  —  und  zwar  letztere 
ade  in  ihrer  verbrauchswirthschaftlichen  Abtheilung  —  selbst 

eminent  productiv  im  volkswirthschaftlichen  Sinne  gelten. 

IT  schwierig  ist  sogar  die  technische  und  vollends  die  ökouo- 

iche  Prcdnctivität  der  einzelnen  Staatsthätigkeit  zu  beurtbeilen. 

§.  116%  151,  158,  161  ff.)    Denn  in  der  grossen  Mehrzahl  der 
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Fälle  sind  schon  nach  der  Natur  der  staatlichen  GemeinwirthBchaft, 
z.  B.  bei  den  Leistungen  auf  dem  Hauptgebiete  der  StaatsthStigkeity 
dem  der  Rechtsordnung  und  des  Rechtsschutzes  (Militärwesenl), 
die  einzelnen  Leistungen  des  Staates  speciell  unverkäuflich. 
Es  waltet  im  Staate  noch  mehr  als  in  jeder  anderen  Gemein- 
wirtbschaft, die  übrigen  Zwangsgemeinschaften,  auch  die  Gemeinde, 
eingeschlossen,  das  Princip  der  bloss  generellen  Entgeltlich- 
keit  ob:  ein  gemein wirthschaftlicher  Pröductionsprocess  findet  statty 
dessen  Kosten  nicht  nach  dem  gewöhnlichen  privatwirthschaftliehen 
Princip  von  specieller  Leistung  und  Gegenleistung,  sondern  naoh 
einer  einseitig  vom  Staate  bestimmten  Weise  gedeckt  werden,  ohne 
separate  Verrechnung  mit  dem  Einzelnen  über  dessen  Empfänge 
von  Staats vortheilen.  (G.  §.  116  a).  Selbst  in  der  geringen  Zahl 
von  Fällen,  wo  der  Staat  (und  ähnlich  die  anderen  räumliohen 
Zwangsgemeinwirthschaften,  wie  besonders  die  Gemeinde)  sich  den 
einzelnen  Dienst  vom  Geniessenden  speciell  vergüten  lassen,  in  der 
sogen.  Gebühr  (F.  IL  §.  277  IT.),  wird  die  Höhe  dieser  Gebühr 
nicht,  wie  bei  anderen  Preisen,  durch  die  Marktconcurrenz,  sondern 
einseitig  vom  Staate  festgestellt  und  regelmässig  nicht  bloss  naeh 
dem  privatwirthschaftliehen  Gesichtspunkte  der  Kostendeckung. 

Die  Folge  hiervon  ist  dann,  dass  die  Finanzwirthschaft 
nicht  wie  die  Privatwirthschaft  von  selbst  im  bezahlten 
Absatz  ihrer  Leistungen  ihr  vorgeschossenes  Kapital 
und  damit  die  Mittel  zur  Fortsetzung  ihrer  Production 
immer  von  Neuem  ersetzt  erhält,  sondern  zu  diesem  Zwecke 
einer  eigenen  Erwerbsart  der  Einkünfte,  der  Besteuerung^ 
bedarf.  Daraus  ergiebt  sich  aber  auch,  dass  der  gewöhnliche 
M aas s Stab  des  privatwirthschaftliehen  Systems  zur  Beurtheilung 
der  technischen,  der  privat-  und  schliesslich  der  volkswirthschaft- 
liehen  Productivität,  uemlich  der  —  freilich  oft  trügerische  — 
Maassstab  dauernder  lohnender  Rentabilität,  in  der  Finanz- 
wirthschaft fehlt,  mit  ihm  aber  auch  diese  wirksame  Controle 
für  die  Production  überhaupt  und  für  die  Durchfuhrung  des  Principe 
der  Wirthschaftlichkeit. 

Aach  daraus  entwickelt  sich  wieder  die  Nothwondigkeit  der  Forderung  einer 
unabhängigen  Finanzcontrole  durch  Volksvertretungen,  um  einen  Ersatz  jenes 
ftihlenden  Maassstabes  der  Productivität  zu  erlangen.    G.  §.  160,  163. 

1\^  —  §.  10.  Der  Staat  ist  auf  unbegrenzte  Dauer  be- 
rechnet. Geht  auch  der  einzelne  geschichtliche  Staat  unter,  er  findet 
in  dem  Nachfolger  seinen  £rsatz.    Der  Staat  kann  daher  Geschäfte 
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gehen  y  welche  anderen  Einzelwirthschaften  in  der  Regel  schon 
gen  ihrer  beschränkten  Lebensdauer  versagt  sind.  Ein  Punct, 
:  n.  A.  f&r  das  Staatsschulden wesen  von  Bedeutung  ist:  der 
aat  allein  kann  und  darf  eigentlich  immerwährende  (sogen. 
ige)  Renten  versprechen. 

Das  Gesagte  gilt  nicht  aUein  selbstverständlich  von  den  gewölinlichou  Wirth- 
iften,  deren  Bechtssubject  ein  einzelner  Mensch  ist,  i^ondcm  auch  von  Vereinen, 
rerbsgeseUschaficn  o.  s.  ▼.  Mit  gutem  Grunde  haben  selbst  Gesetzgebungen  fUr 
Actiengosellschaflen  mitunter  eine  Maximaldauer  festgesetzt,  welche  erst  beim 
auf  dieser  Zeit  verlängert  werden  kann.  Auch  die  übrigen  Zwangsgemeinwirth- 
ftften,  selbst  die  Gemeinden,  stehen  dem  Staate  hier  nicht  gleich.  Sind  sie  auch 
h  geschichtlichen  Erfahrungen  oft  langlebiger  als  der  historische  Staat,  dem  sie 
ehdren,  no  wechselt  ihre  ,3ubstanz*'  (ihre  Bevölkerung,  Wohlstand  u.  s.  w.)  noch 
mehr,  was  fOr  Fragen  wie  die  der  ewigen  Kentenschnld  in  Betracht  kommt.  Das 
1  der  Kaiserzeit  von  iVi — 2  Millionen  Bewohneni  war  zur  Zeit  der  Pabstre.Hidenz 
/kvignon  eine  Landstadt  von  weniger  als  17,000  Einwohnern  geworden.  Ob  Italien 
iiesem  Maassc  „niedergegangen'*  war,  \>i  doch  zu  bezweifeln. 

V.  —  §.11.  Der  letzte  und  wesentlichste  Unterschied  zwischen 
r  staatlichen  Finanzwirthscbaft  und  anderen  Wirthschaften  liegt 
ilich  in  der  Bestimmung  des  Staats  für  das  Volksleben  und 
der  souveränen  Stellung  desselben  im  und  über  dem  Wirth- 
laftsleben. 

Inhalt  und  Umfang  der  Staatsthätigkeiten  müssen  sich 
ch  den  richtig  erkannten,  dem  Interesse  des  Volks  gemäss 
itimmten  Staatszwecken  richten.  In  dieser  Beziehung  steht 
er  der  Staat  und  demgemäss  die  Finanzwirthscbaft  ausserhalb 
;r  freien  Verkehrsconcurrenz.  Er  vermag  vielmehr  kraft 
ner  Souveränctät  seine  Aufgaben,  die  Art  der  Erfüllung  der- 
Iben  und  mithin  die  Menge  und  BeschafTenheit  von  Leistungen, 
t  er  der  Bevölkerung  bietet,  freithätig  zu  bestimmen,  ohne  Rück- 
iht  auf  die  Begehrtheit  dieser  Leistungen  Seitens  des  Volks. 
.  §.  162).  Die  Durchführung  dieser  Aufgaben  wird  dem  Staate 
er  kraft  seiner  Finanzhoheit  oder  Finanzgewalt^),  d.  h. 
r  Sonveiünetät  speciell  auf  dem  Gebiete  des  Erwerbs  von  Ein- 
biften  möglich.  Denn  er  kann  sich  so  die  letzteren  im  erforder- 
lien  Umfange  durch  den  Zwangserwerb  (s.  o.  §.  3,  4)  be- 
haffen,  ohne  eine  specielle  Gegenleistung  zu  gewähren.  Dieser 
irangserwerb,  insbesondere  mittelst  allgemeiner  Steuern,  ist 
e  dem  Staate  als  höchster  Form  der  Zwangsgemeinwirthschaft 
iBtehende    eigentlich   organische   Erwerbsart   in   unseren 

')  Der  fon  L.  Stein  Kinanzw.,  3.  Auf.  S.  79,  1G2  perhorrescirte  Ausdruck 
%ianzfaobeit*'  l&ast  sich  rocht  wohl  noch  aufrecht  erhalten.  Die  Identiticirung  der 
■  L.  Stein  sog.  SCaatswirthschaftsgewalt  mit  der  Finanzgowalt  (eb.  S.  77  tf.)  ist 
aÜicb  falsch,  aber  auch  nicht  so  „gewöhnUch"',  wie  er  behauptet. 
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wesentlich  privatwirthschaftlich  organisirtcD,  demnach  das  Ganze 
des  Volkseinkommens  und  Vermögens  rechtlich  in  die  Einzelein- 
kommen und  Vermögen  zersplitternden  Volkswirthscbaften. 

Dadurch  wird  es  dem  Staate  mOglich.  dauernd  auch  nicht  begehrte  oder  zn 
kostspielige  Leistungen  herzustellen,  für  welche  die  Pri^atwirthschaft  im  üreieu  Ver- 
kehr keinen  Absatz  oder  keinen  vollen  Ersatz  der  Productionskosten  erlangen  würde. 
In  dieser  Gewalt  liegt  eine  offenbare,  durch  die  Geschichte  reichlich  belegte  Gefahr 
des  Missbrauchs,  d.  b.  einer  Anwendung  der  Sou?cränetät  des  Staats  und  speciell  der 
Finanzgewalt  gegen  das  wahre  Interesse  des  Staats  und  seiner  Bevölkerung.  Daher 
weist  auch  die  Finanzwissenschaft  von  ihrem  Standpuncte  darauf  hin,  daas  die 
Regierung  in  der  Ausübung  der  Finanzgewalt  einer  Controle  bedarf.  Eine  solche 
liegt  in  einem  der  Regierung  unabhängig  gegenüberstehenden  Organ,  dass  die  Interessen 
der  Bevölkerung  auch  in  den  Finanzsachen  zu  vertreten  hat,  daher  in  einer  je  nach 
der  politischen  Ycrfassungsform  der  Staaten  verschieden  organisirten  Volksvertretung 
(Stande.  Parlament  u.  s.  w.,  Steuerbewilligungsrecht  derselben). 


3.  Abschnitt. 
Die  Flnanzwlssen'schaft. 

Für  die  Fragen  der  Systematik  vgl.  Hau,  Yolkswirthschaftsl.  8  Aufl  §.  3,  12  ff., 
bes.  n,  21  H.  Wagner,  G.  1.  A.  Vorrode  S.  10  ff.  Geffcken  in  Schön berg's  Handb. 
IL  Abh.  1.  Stein  Finanzwiss.  4.  A.  I,  1 — 39  passim.  Cossa,  finanz.  cap.  1,2. 
Leroy-Beaulieu  fin.  I,  1  ff.  In  der  Bestimmung  der  Aufgaben  der  Finanz w.  habe 
ich  im  Folgenden  meine  frühere  Auffassung  wesentlich  ergänzt  (2.  A.  §.  12  ff.). 

§.  12.  Die  Finanzwissenschaft  ist  materiell  oder  nach  ihrem 
Inhalte  ein  Theil  der  Politischen  Oekonomie,  formell  ein 
Theil  der  Staatswissenschaften. 

I.  Die  Finanzwissenschaft  hat  zwei  wesentlich  verschie- 
dene Aufgaben.  Sie  soll  nemlich  einmal  zeigen,  wie  that- 
sächlich  nach  der  geschichtlichen  Erfahrung  die  sach- 
lichen Hilfsmittel  (bez.  Geld)  für  den  Staat  und  die  anderen 
öffentlichen  Körper  beschafft  und  verwendet  worden  sind 
und  noch  werden.  Das  ist  ihre  vorwiegend  theoretische 
Aufgabe,  in  Bezug  aufweiche  sie  vornemlich  eine  Beobachtungs- 
wissenschaft ist,  welche  aus  der  Geschichte  und  Statistik  ihr 
Material  entnimmt  und  die  Causalzusammenhänge  in  der 
Entwicklung  und  Gestaltung  der  Finanzwirthschaft ,  besonders  der 
einnähme -wirthschaftlichen  Seite  derselben  (Domanial-,  Regal-, 
Steuerwirthschatlt,  Arten  und  Formen  der  Besteuerung,  öffentliche 
Creditwirtbschaft  u.  s.  w.)  aufzudecken,  die  bezüglichen  Abhängig- 
keitsverhältnisse von  den  socialen,  politischen  und  namentlich  den 
wirthschaftlichen  Factoren  des  gesellschaftlichen  Zusammenlebens 
und  die  danach  sich  ergebenden  finanzwirthschaftlichen  Entwicklungs- 
gesetze festzustellen  sucht.     Die  zweite  Aufgabe   besteht  in  der 
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ssenBchaftlichen  Lösung  der  practischen  Finanz- 
obleme,  soweit  dafür  nicht  die  concreten  Verhältnisse  der 
tzelnen  Finanzwirthschaft,  sondern  allgemeine,  aus  der  £r- 
imng  gewonnene  oder  bestätigte  oder  auch  dednctiv  abgeleitete 
'undsätze  eine  Richtschnur  geben  können.  Die  Lösung  der 
ten  Aufgabe  bereitet  hier  diejenige  der  zweiten  theilweise  mit 
r  (s.  jedoch  §.  18).  Die  Erörterungen  Ober  das  bestehende 
lanzrecht  und  seine  geschichtliche  Entwicklung  (de  lege  lata) 
rden  hier  zu  solchen  über  die  passende  Fortbildung  und  Ge- 
ltang des  Finanzrechts  (de  lege  ferenda).  Grade  dabei  muss 
Hier  der  Staat  in  seiner  Function  als  höchste  Form  der  Zwangs- 
meinwirthschaft  oder  als  Gesamrotwirtbschaft  des  staatlich  organi- 
len  Volks  aufgefasst  werden.  Die  Finanzwissenschaft  gebort 
ofem  mit  zur  Gemein wirthschafts-,  speciell  zur  Zwangsgemein- 
rtbscbaftslehre  und  setzt  in  allen  ihren  Untersuchungen  die 
kanntschaft  mit  diesem  wichtigen  Theile  der  Politischen  Oekono- 
e  voraus.  (G.  Abth.  I,  Kap.  3  u.  4). 

Es  gilt  dies  tot  Allem  von  der  Lehre  vom  Finanzbedarf  oder  von  der 
.atsaasgabe.  Dieser  Bedarf  ist  Wirkung  und  Maass  der  herrschenden 
XassQDg  der  Staatszwecke,  des  geltenden  Bereichs  der  Staatsthätigkeit  und  des 
lebenden  Vervaltungssystems,  d.  h.  des  Organismus  von  Einrichtungen  und  Arbeits- 
!ten,  mit  Hilfe  deren  die  Staatsthätigkeit  durchgeführt  wird.  Die  Aufgaben  des 
US  als  höchster  Form  der  Zwangsgemeinwirthschaften ,  die  organische  Verbindung 
r  letzteren  unter  einander,  daher  namentlich  des  Staats  mit  der  Gemeinde  und 
abrigen     SelbstverwaltungskOrpern     (räumlichen     Zwangsgemein  wirtbschaften), 

§.  141.  155),  femer  ihrer  aller  mit  den  freien  Gern  ein  wirthschaften  (Yereins- 
en  u.  8.  w.)  (G.  §.  151  ff.)  zum  gemein wirthschaftlichen  System,  die  richtige 
ibination  des  letzteren  mit  dem  privatwirthschaftlichen  und  caritativen  System  zu 
I  grossen  Organismus  der  Volkswirthschaft  (G.  §.  116  — 120)  —  alle  diese  Momente 
tlmmen  den  jeweiligen  Bereich  der  Staatsthätigkeit  und  damit  den 
lanz bedarf.  Die  Finanzwissenschaft  muss  dieses  Zusammenhangs  der  ausgäbe- 
tbschaftlicben  Abtheilung  der  Finanzwirthschaft  mit  der  ganzen  Organisation  der 
kswirthschaft  stets  eingedenk  sein  und  hat  in  dieser  Beziehung  als  ein  materieller 
vi  der  Politischen  Oekonomie  zu  gelten.  Denn  die  Finanzwirthschaft  des  Staats 
gilt  hier  als  ein  hochwichtiges  Glied  in  der  Kette  von  Einzelwirthschaften,  welche 

Volkswirthschaft  bilden,  (G.  §.  49  -  50),  diese  anderen  Einzelwirthschaften  beein- 
lend  und  von  ihnen  bceinflusst,  ihnen  stets  zugleich  indirect  Güter  gebend  — 
ilich  die  Staatsleistungen,  für  deren  HerstelluDg  sie  die  sachlichen  Mittel  beschaiU  — 
t  direct  Güter  nehmend,  durch  die  Besteuerung  u.  s.  w. 

§.  13.  Aus  dieser  Auffassung  der  Finanzwissenscbaft  ergeben 
rh  für  die  Behandlung  der  letzteren  zwei  wichtige  Fol- 
trnngen  und  Forderungen: 

1.  Mehr  und  mehr  muss  die  Finanzwissenschaft,  welche  in 
rer  bisherigen  Gestalt  fast  noch  ausschliesslich  die  Lebre  von 
r  Finanzwirthschaft  des  Staats  ist,  sich  zur  Lebre  von  der 
inanzwirthschaft  aller,  einen  grossen  Organismus 
Idenden  Z^angsgemeinwirthschaften  im  Staate  er- 

\.  Wacjn'T.  Finanzwtvii>n>M<'haft.     I.    3.  Aufl.  9 
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weitern  oder  m.  a.  W.  zn  der  Lehre  vom  Staatshaushalte  in 
Verbindung  mit  der  Lehre  vom  Haushalte  der  grossen  räum- 
lichen Selbstverwaltungskörper^  mithin  vor  Allem  vom 
Gemeinde-,  Kreis-  und  Provinzialhaushalte.  Denn  der 
Staat,  zumal  unser  heutiger  geschichtlicher  Staat,  der  moderne 
europäische  Rechts-  und  Culturstaat,  ist  zwar  der  vornehmste 
Repräsentant,  die  höchste  Form  der  Zwangsgemeinwirth- 
scharten,  von  welcher  alle  anderen  Arten  derselben  in  letzter  Linie 
ihre  Zwangsbefngnisse  ableiten,  aber  er  ist  doch  immer  nur  eine 
dieser  Formen,  er  hat  in  Gemeinschaft  mit  den  übrigen  die 
Aufgabe  zu  erftlllen,  die  nothwendigen  „Gemeingüter"  (G.§.  139ff.) 
des  gemeinwirthschaftlichen  Systems  der  Production  und  Bedürfniss- 
befriedigung in  der  Volkswirtbschaft  herzustellen  und  dement- 
sprechend statt  des  privatwirthschaftlichen  Systems  einzutreten.  Die 
aus  der  Function  des  Staats  entspringende  Aufgabe  der  staatlichen 
Finanzwirthschaft  lässt  sich  deshalb  wissenschaftlich  nicht  voll- 
ständig  getrennt  erörtern  von  der  verwandten  Aufgabe  der  Ge- 
meinde, des  Kreises,  der  Provinz,  so  wenig  als  diese  Aufgaben  in 
der  Praxis  zu  trennen  sind. 

Schon  die  bisherige  Finanzwissenschaft  hat  daher  mit  Recht  anf  das  Finanz- 
wesen dieser  Selbstvcrwaltungskörpcr  Bezug  genommen.  Doch  genügt  dies  noch  nicht 
Namentlich  drängt  die  in  der  Praxis  unserer  Calturstaaten,  zumal  Deutschlands,  ror 
sich  gehende  grossartige  Organisation  der  Selbst-  neben  der  Staats- 
verwaltung auf  eine  förmliche  Erweiterung  der  bisherigen  Finanz  Wissenschaft  hin, 
wie  es  schon  länger  die  englische  politische  und  Verwaltungspraxis  hätte  thun 
sollen.  Wenn  unsere  Disciplin  auch  in  ihrer  neuesten  Literatur  —  dieses  Werk  noch 
mit  eingeschlossen  —  dieser  Forderung  gegenwärtig  noch  nicht  so  vollständig  nadi 
allen  Seiten  entspricht,  wie  es  principiell  zu  verlangen  wäre,  so  liegt  der  Grund  nicht 
in  einer  Bestreitung  der  Richtigkeit  jenes  Ziels  oder  in  fehlender  Erkenntniss  desselben, 
sondern  in  äusseren  Verhältnissen,  zum  Theil  in  dem  Mangel  an  genflgenden  Vor- 
arbeiten tlber  das  Finanzwesen  der  Selbstverwaltungskörper,  speciell  der  Gemeinden. 
Eine  grössere  Berücksichtigung  dieses  Finanzwesens,  als  die  bisherige,  wird  aber 
immer  mehr  zu  erstreben  sein. 

S.  die  frühere  Behandlung  bei  Rau,  Finanzwiss.  5.  Ausg.  §.  53 — 55,  in  der 
von  mir  bearbeiteten  H.  Ausg.  §.  38a — 3S  f.  —  Die  künftige  Finanzwissenschaft  wird 
somit  einen  weiteren  Rahmen,  als  die  gegenwärtige  und  vollends  als  die  frühere  um- 
fassen müssen.  Vorgearbeitet  wird  ihr  seitens  der  Politischen  Oekonomie 
durch  die  Lehre  vom  gemeinwirthschaftlichen  System,  hinsichtii<h  dessen 
hier  auf  Sc  ha  ff  le  und  auf  meine  „Grundlegung*'  verwiesen  wird,  eine  Hauptseite 
der  Frage,  welche  bei  L.  Stein  noch  zu  sehr  fehlt;  sodann  seitens  der  neueren 
Staatswissenschaft,  besonders  der  Inneren  Verwaltungslehre  durch  die 
Lehre  von  der  Selbstverwaltung  in  ihrer  organischen  Verbindung  mit  der  Staats- 
verwaltung, bezüglich  deren  auf  Gn  eist 's  bekannte  Werke  über  die  englische  Selbst- 
verwaltung u.  s.  w.  und  namentlich  auf  L.  Stein*s  grosses  System  der  Verwaltungs- 
lehre und  zum  Theil  auch  bereits  auf  dessen  Finanzwisseuschaft,  besonders  die  3.  u.  4. 
Auflage,  zu  verweisen  ist.  Stein  hat  im  letzteren  Werke  den  SelbstverwaltungskOrpern 
ihre  Stelle  in  der  von  ihm  sogen.  Staatswirthschaft  (s.  bes.  8.  Aufl.  S.  SO)  und  ihrem 
Finanzwesen  im  „Organismus  der  Finanzverwaltung'"  (eb.  S.  126 — 156)  gegeben,  wo- 
mit aber  vorläufig  doch  mehr  die  formale  als  die  materielle  Seite  der  Aufgabe  gelöst 
ist.    In  d.  4.  A.   werden  jetzt  in  B.  I.  im  1.  Buche  (Staatshaushalt  und  Staatsreicb'> 
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)  im  4.  Hanptstück  ,,der  Haushalt  der  SelbstrenraltaDg''  (S.  124—129),  im 
iche  (Aasgaben  n.  s.  w.)  S.  1 5S  ff.  das  Ausgabebndgct  d.  SelbsUcrw.körper,  im 
S.  2Ü0  ff.  die  Selbstrerw.körper  als  Finanzorgane ,  dann  in  der  Eiiinahuielehre 
Üb  d.  Verhältnisse  der  Selbstverw.kOrper  etwas  näher  betrachtet  (s.  bes.  das 
nresen  ders,  L  54S — 56S).  Viel  dürftiger  als  die  Behandlong  dur  Staats - 
iithsch.  bleibt  das  freilich  alles  noch.  Aach  Leroy-Beaulieu  widmet  im 
.  ein  Kap.  den  Localsteuem.  —  Die  Hauptaufgabe  besteht  darin,  auch  nach 
mstinden  die  Tbätigkeitsgebiete  der  Selbstverwaltungskörper  unter  einander 
gegenüber  der  Sphäre  des  Staats  (bez.  des  Reichs)  principieli  nud  crfahrungs- 
1^  festzustellen,  daraus  die  Anforderungen  abzuleiten,  welche  die  betreffenden 
dedenen  Ausgabewirthschaften  erfilllen  müssen,  und  dann  die  principieli  und 
mngsm&ssig  richtigen  Deckungsmittcl  der  dazu  gehörigen  Einnahmewirth- 
ten,  daher  namentlich  die  Steaersysteme  der  vurächiedenen  Hau&halte  des 
I  und  der  Selbstverwaltungskörper  zu  bestimmen.  Um  letzterea  Pauct.  um  die 
lemngsfrage,  drehen  sich  auch  gegenwärtig  die  praktischen  Finanzpiobleme  auf 
B  Gebiete  Tomemlich. 

§.  14.  —  2.  Die  zweite  Forderung,  welche  für  die  Behand- 
der  FiDanzwisseDsebaft  za  stellen  ist,  betrifft  die  stete  Beacb- 
der  Beziebnngen  zwischen  der  Finanzwirtbschaft 
IT'  und  der  Volkswirtbscbaft  des  privatwirthschaft- 
len  Systems  anderseits.  Die  Finanzwirthsebaft  liefert  die 
liehen  Mittel  zor  Herstellung  der  Leistungen  des  zwangsgeniein- 
ischaftlicben  Systems.  Von  Art  und  Umfang  dieser  Leistungen 
(t  nothwendig  stets  die  Abgrenzung  desjenigen  Gebiets  der 
;swirth8ehaft  ab,  welches  dem  privatwirtbscbaftlicben  System 
leibt.  Die  Finanzwirtbschaft  bezieht  aber  bei  der  geschichtlich 
sbenen  heutigen  Ausdehnung  des  letztgenannten  Systems  in 
reo  Yolkswirthschaften  jene  sachlichen  Mittel  grösstentbeils 
li  den  ihr  eigenthümlichen  Zwangserwerb,  die  Besteuerung, 
dem  Einkommen  der  Privatwirtüschaften.  Auf  dieser  Seite 
lieinen  die  Staatsleistnngen  u.  s.  w.  mithin  in  ihren  Kosten. 
it  nun  die  Aufgabe  der  Finanzwissenschaft,  die  Notbwendig- 
t  eines  richtigen  Verhältnisses  zwischen  dem  Werth 
Staatsleistungen  für  das  Volksleben  und  ihren 
iten  für  die  Privatwirthschaften  stets  im  Auge  zu 
ilten. 

Die  Finanzwissenschaft  kann  so  wenig  wie  die  Finanzprazis  einen  ein  für  allemal 
i  absoluten  oder  relativen  Betrag  (im  Yerhältniss  zum  Volkseinkommen)  angeben. 
iien  die  Kosten  der  Staatsleistungen  nicht  überschreiten  dürfen.  Denn  je  nach 
Werth  der  Staatsleistungen,  nach  ihrer  Art  und  Gute  kann  und  darf  dieser  Betrag 
Terlndem.  Je  mehr  sich  die  Staats-  und  zwangsgemeinwirthschaftliche  Sphäre 
den  Völkern  der  modernen  Welt  ausdehnt,  „eine  desto  grössere  Quote  der  Aus- 
m  des  Familienbudgets  entfällt  nothwendig  auf  Steuern,  besonders  au  Gemeinde 
Staat,  anch  aaf  Gebahren  an  sie**  (G.  §.  171).  Daraus  ist  keine  nothwendige 
■lastnng  der  Pn?atwirthschaften  abzuleiten,  sondern  es  ist  darin  nur  eine  Folge 
r  feränderten  —  mehr  gemein-,  weniger  pri^atwirthschaftlichen  —  Organisation 
Yolkswiithschaft  zu   erkennen.    Aber  die  Finanzwissenschaft  muss  doch  betonen, 

hier  Alles  ankommt  auf  eine  richtige  Bestimmung  der  Leistungen  des  Staats, 
MB  die  letzteren  stets  wenigstens  im  Ganzen  fttr  die  Volkswirthschaft  den  Ersatz 
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für  die  Steuern  bilden  und  die  eigene  Leistungsfähigkeit  der  Privatwirthschaften  noch 
steigern.  Davon  hängt  die  Prodactivität  der  Verwendung  ab,  welche  der 
Staat  den  Steuern  giebt.  Wird  daher  die  Staatsthätigkoit  in  unrichtiger  Weise 
ausgetlbt  und  werden  die  Kosten  derselben  ohne  genügende  Berücksichtigung  der 
Rückwirkungen  der  Finanzmassregeln  auf  die  Voikswirthschaft  aufgebracht,  werden 
die  Lehrsätze  der  Volkswirthschaftslehro  dabei  nicht  gehörig  zu  Käthe  gezogen,  so 
muss  die  Finanzwissenschaft  ihre  warnende  Stimme  erheben.  „Eine  drückende,  die 
Verarmung  einzelner  Volksciassen  oder  des  ganzen  Volkes  herbeiführende  Finanzver- 
waltung, sie  mag  sich  nun  härter  Gewaltstreiche  oder  listiger  Kunstgrill'o  („Plusmacherei**) 
bedienen,  kann  nur  aus  kurzsichtigem  Despotismus  entspringen''  (Rau,  Fin.  L  §.  12), 

IL  —  §.  15.  Die  FinanzwisscDSchaft  gehört  zu  den  Staats- 
Wissenschaften,  weil  sie  vornemlich  die  Lehre  von  der  Finanz- 
wirthschaft  des  Staats  ist.  Dabei  hat  sie  Bezug  zu  nehmen  auf  j 
die  etwaige  Stellung  des  Staats  in  Bund  es  Staats- Verhältnissen  j 
u.  s.  w.,  wodurch  eine  mehr  oder  weniger  eingreifende  Rückwirkung  \ 
auf  das  Finanzwesen  des  Einzel-  oder  Gliederstaats  entsteht,  femer  ? 
auf  das  Verhältniss  des  Staats  zu  den  Selbstverwaltungs- 
körpern, wobei  wieder  mancherlei  Beziehungen  zwischen  den 
Finanzen  dieser  Körper  und  den  Staatsfinanzen  eintreten.  Vielfach 
handelt  es  sich  in  modernen  Staaten  nur  um  eine  ihnen  vom  Staate 
„delegirte"  Thätigkeit  dieser  Körper,  zur  Ausführung  eigentlicher 
Staats  aufgaben  durch  sie,  wovon  auch  in  der  Finanzwissenschaft 
Act  zu  nehmen  ist.  Für  die  Finanzwissenschaft  als  Staatswissen- 
Schaft  kommen  viele  Grundsätze  und  Lehren  der  übrigen  Staats- 
wissenschaften, der  allgemeinen  Staatslehre  (Politik),  des 
allgemeinen  und  des  positiven  Staatsrechts,  speciell  der 
Inneren  VerwaltungslehrefPolizeiwissenschaft),  derWirth- 
schaftlichen  Verwaltungslehre  (§.  16),  der  Justizver- 
waltungslehre, der  Militärverwaltungslehre  u.  s.  w.  in 
Betracht. 

Namentlich  mehrere  der  leitenden  Cirund^ätze  der  modernen  Steuerpolitik, 
besonders  die  sogen.  Prineipicn  der  Gerechtigkeit  („Allgemeinheit"*  und 
..Cileichmässigkcit"  der  Besteuerung,  Fin.  II.  §.  390—429)  sind  blosse  Consequeuzen 
der  im  heutigen  Staate  zur  Anerkennung  gelangten  Rechtsprincipien  der  staatsbürger- 
lichen Freiheit  und  (ileichheit  der  Bevölkerung.  Desgleichen  ist  die  Trennung  ?on 
Hof-  und  Staats fmanzen  in  monarchischen  Staaten  und  die  daraus  folgende  Ver- 
werfung des  Rechts  des  Kegenten,  beliebig  zu  seinen  Privatzwecken  über  die  Staats- 
einkünfte zu  verfügen ,  eine  einfache  Conseqnenz  der  modernen  staatsrechtlichen  Ent- 
wicklung u.  s.  w. 

III.  —  §.  16.  In  besonders  nahe  Beziehung  tritt  die  Finanz- 
wissenschaft vielfach  mit  der  Wirthschaftlichen  Verwaltungs- 
lehre oder  der  speciellen  oder  practischen  Volkswirthschafts- 
lehre(Volkswirthschaftspolitik).  Denn  die  Thätigkeiten,  welche 
der  Staat  hier  ausübt,  berlihren  oftmals  nicht  nur  die  Ausgabewirth- 
schaft,  sondern   zugleich   die  Einnahmewirtbschaft  des  Finanz- 
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ens.  Es  wird  z.  B.  ein  bestimmtes  Gebiet  der  Thätigkeit,  wie 
Mtinz-y  Post-  and  Eisenbahnwesen,  vom  Staate  übernommen, 
68  nach  den  Grundsätzen  des  gemeinwirthsehaftlichen  Systems 
leiten,  aber  es  dient  gleichzeitig  mit  zur  &zielang  von  £in- 
men,  sei  es  um  die  Betriebskosten  ganz  oder  theilweise  zu 
SLCD  oder  nm  selbst  noch  einen  Ueberschuss  darüber  hinaus  zu 
SD.  Die  finanzielle  Behandlung,  welche  der  Staat  diesen 
richtnngen  angedeihen  lässt,  verändert  sich  mit  der  geschicht- 
en  Entwicklung  des  Volkslebens  mitunter  wesentlich.  Das 
Dzielle  Interesse  tritt  stärker  oder  schwächer  hervor  und  ver- 
i?indet  vielleicht  schliesslich  ganz,  weil  der  Staat  dies  durch 
Volkswohl  für  geboten  hält.  In  der  Lehre  von  den  Staats- 
lähmen  wird  näher  nachgewiesen  werden,  nach  welchen  ver- 
iedenen  Finanzprincipien  der  Staat  eine  von  ihm  geübte 
itigkeit  oder  geschaffene  Einrichtung  behandeln  kann  und  in  der 
ehicbte  behandelt  hat. 

Für  die  formeUe  Behandlung  dur  Finanzwisscnschaft  selbst  erklärt  sich  aus  diesen 
liÜtDisseu  die  Thatsache,   dass  viele  Gegenstände  der  Volkswirthschafts- 
tik  sowohl  in  der  literarischen  Darstellung  dieser  als  in  derjenigen  der  Finanz- 
lenschaft  eine  Stelle  finden   können   und   auch   gefunden   haben.     Die  volks- 
thschaftspolitische  Bedeutung  einer  Einrichtung  oder  Thätigkeit  des  Staats 
das  Yolkbleben   oder  die  finanzielle  Bedeutung   derselben  für  die  Staatsein- 
len   pflegt  zwar   in   einem   bestimmten  Lande  und  Zeitalter  zu  überwiegen.     Die 
ieoächaft  hat  dann   die  Aufgabe,  dies  zur  Geltung  zn   bringen   und  dacuch  den 
instand   mehr  dem  praktischen  Theile   der  Volkswirthschaftslehre  oder  mehr  der 
nzwisdcnbchaft  zuzuweisen.     Unter  der  Annahme  eines  gewissen  Wirthschafts-  und 
orzustandes  der  Völker  läüst  sich  bisweilen  (obwohl  man  darin  öfters  gleichfalls  zu 
tat   geortheilt  hat)  auch  priucipiell  die  tinanzielle  Ausnutzung  einer  Staatsein- 
tnog  fiir  Einnahmebeschattüng  verwerfen,  wie  etwa  diejenige  des  Schul-,  des  Münz-, 
Landätrasseo Wesens  bei  den  Culturvölkern  unserer  Epoche.    (Ob   in   diesen  Bei- 
len ganz  mit  Recht,  steht  freilich  dahin,  s.  Fin  II.  §.  296,  299,  305,  306).    Dann 
1  der  Gegenstand  grossentheils  aus  der  Einnahmclehre  der  Finanzwissenschaft  selbst 
Söcheiden  sein.     Da  es  sich  indessen  in  allen  solchen  Fragen  meistens  um  contro- 
Be  Pnncte  handelt,  nach  deren  Entscheidung  erst  die  Hinausweisung  des  Gegen- 
des   aus  diesem  Theil   der  Finanzwissenschaft  wissenschaftlich   begründet   ist,  so 
(tfertigt  cä  sich  immerhin,  einer  solchen  Materie  einen  Platz  in  letzterer  Disciplin 
lelassen,  auch  wenn  dann  wiederholte  Erörterungen  über  denselben  Gegenstand  in 
Teischiedenen  Theilen  des  wissenschaftlichen  System  es  der  Politischen  Oekonomie 
tt  ganz  zn  vermeiden  sind. 

Vgl,  Ran,  Fin.  I.  §.  13.  Die  Frage  ist  eine  ganz  ähnliche  wie  die  oben  im 
ibfichn.  §.  7  erwähnte.  S.  nam.  das  daselbst  gegen  L.  Stein  Gesagte,  was  hier 
ZQ  wiederholen  wäre.  Er  übersieht  in  seiner  Polemik  gegen  die  Hineinziehung 
icher  Gegenstände  in  die  Finanzwissenschaft,  die  er  meistens  nur  mir  vorwirft,  die 
Kb  zunächst  an  Rau's  und  der  meisten  anderen  deutschen  Finanztheoretiker  Adresse 
len  mOsste,  dass  eben  die  finanzielle  Behandlung  streitig  ist.  in  der  Geschichte 
ffiich  gewechselt  hat  und  eine  bestimmte  principielle  Entscheidung,  die  für 
Gegenwart  ganz  richtig  sein  mag.  (übrigens  auch  hier  meist  nur  relativ 
itig  ist),  nach  geschichtlicher  Auffassung,  welche  Stein  doch  sonst  so 
ogibch  vertreten  wiU.  nicht  ab  die  aUein  richtige  gelten  kann.  Die  unbedingte 
laosweisung  eines  solchen  Gegenstands  aus  der  Finanzwissenschaft  beruht  insofern 
f  einer  petiüo  phncipii. 
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IV.  —  §.  17.    Htilfslehren  der  Finanzwissenschaft. 

Ran,  Volkswschl.  §.  14.    Eoscher,  Syst.  I.  §.  20. 

1.  „Privat-Oekonomik",  nemlich  Land-  und  Forstwirth- 
scbafts-,  Bergbau-,  Gewerks-  und  Handelslehre,  nebst  ihren 
Specialtbeilen  (Bank-^    Versicherungs-,    Transportlehre  u.  s.  w.). 

Diese  Disciplinen  sind  wichtig  für  die  Lehre  von  den  privatwirthschaftlichen 
Erwerbszweigen  und  von  den  GebUhrcnzweigen ,  aber  auch  fQr  die  Steuerlehre;   hier 
namentlich   tur   die   Lehre   von    den   Ertragsteaern   und    den   indirecten  Ver- 
brauch steuern,  besonders  der  Bier-,  Branntwein^,  Zucker-,  Tabaksteuer,  bei  welchen    , 
es  sich  um  die  genauere  Kenntniss  z.  B.  der  chemischen  Processe  bei  der  Erzeugong    ] 
des  Products  für  die  zweckmässige  und  gerechte  Einrichtung  der  Besteuerung  handelt    • 

2.  Staatsreehenkunst,  politische  Arithmetik,  ein  Theil  '\ 
der  angewandten  Mathematik,  welcher  sich  mit  der  Lösung  mannig-  ] 
faltiger,  in  der  Staatsverwaltung  vorkommender  Rechnungsaufgaben  ! 
beschäftigt. 

S.  ältere  Literatur  bei  Kau,  Fin.  L  §.  14,  Note  c;  z.  Th.  darnach  in  d.  2,  Aufl.     j 
dieses  Bandes  §.    17  Note   18.     Neuere  Werke  u.  A.:  ßleibtreu,  polit  Arithmetik    - 
2.  Aufl.,  Heidelberg   1S53.     Oettinger,  Anleitung   zu  tiuanziellen ,  polit.  u.  jnrid. 
Rechnungen,  Braunschweig,  1 845.    Dessen  weitere  Ausfahrung  der  politischen  Arithr 
mctik.    1863.  Bcskiba,    Lehrbuch    fUr    die   juristische,    politische    und    cameralist    . 
Arithmetik.  Wien,  1862.  Wild,  Politische  Rechnuugswisscnsch.  L  B.  München  1S62. 
Haberl,  Lehrb.  d.  polit   Arithmet.  Wien,  1875. 

§.18.  3.  Geschichte  und  Statistik  des  Finanzwesens  sind 
für  die  FiBanzwissenschaft,  wie  Geschichte  und  Statistik  überhaupt   - 
für   die    ganze    Politische    Oekonomie,    einerseits    Hilfswissen- 
schaften,   andererseits    Methoden    der    Beweisftihrung    und 
daher  der  Fortbildung. 

Die  Dähcrc  Begründung  dieser  Autiassung  gehört  in  die  Fortsetzung  der  „Gruod- 
Icguiig'*  in  dem  späteren  2.  B.  der  Allgem.  Volkswirthschaftsl.  liau's  Ansichten 
^Volk^wirtlischaftsl.  frühere  und  noch  8.  Aufl.  I,  §.  24,  25)  sind  hier  unzulänglich. 
Aber  auch  Röscher  wird  der  Statistik  nicht  gerecht,  s.  dessen  System.  I,  §.  Ib, 
22,  26.  Meine  Aufl^assung  s.  in  d.  Abh.  Statistik  in  Bluntschli's  Staatswörterb.  XL 
400  tt'.  nam.  S.  457  ff.  S.  sonst  bes.  Knies,  polit.  Oekonom.  Braunschw.  1S55  u.  neue 
(2.)  Aufl.  1881—82. 

Wenn  in  beiderlei  Beziehung  die  Geschichte  bisher  kaum 
eine  so  hervorragende  Bedeutung  für  die  Finanzwissenschaft,  wie 
für  andere  Theile  der  Politischen  Oekonomie,  gewonnen  hat,  so 
liegt  dies  zunächst  an  dem  äusseren  Grunde,  dass  es  an  genügen- 
den Vorarbeiten  über  die  Geschichte  des  antiken,  mittelalterlichen 
und  selbst  vielfach  des  neuzeitlichen  Finanzwesens  noch  sehr  fehlt, 
ein  Mangel,  welchen  neuere  Studien  und  Quellenforschungen  in- 
dessen mehr  und  mehr  heben.  Selbst  heute  ist  man  aber,  was 
verarbeitetes  Material  anlangt,  noch  vielfach  auf  sonst  veraltete 
Werke,    wie  Hüllmann,  Lang  u.  A.  angewiesen.     Für  die  in 
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12  genannte  erste  Aufgabe  der  Finanzwissenschaft  oder  für 
e  erfabraogswissenschaftliche  Seite  dieser  Disciplin  hängt  der 
sitere  Fortschritt  der  letzteren  vornemlich  von  geschichtlicher 
»rschung  and  statistischer  Untersuchung  ab.  Für  die  zweite 
ifgabe,  die  practische,  gilt  dies  aus  einem  principiellen 
runde  nicht  in  gleichem  Maasse.  Die  Finanzgeschichte  vor  der 
odemen  Epoche  der  ^^staatsbürgerlichen'' Gesesellschaft  und 
»r  den  grossen  technischen  und  wirthschaftlichen  Umgestaltungen 
T  Neuzeit,  also  im  Wesentlichen  die  Finanzgescbichte  vor  der 
itte  oder  dem  Schluss  des  18.  Jahrhunderts  bietet  zu  wenig  Ver- 
eichungspuncte  mit  der  Gegenwart,  als  dass  man  aus  ihr  für  die 
Ksung  der  jetzigen  practischen  Finanzprobleme  sich  viel  Kaths 
holen  könnte. 

Jener  principielle  Grund  liegt  in  dem  innigen  Abhängigkeits- 
srhältniss  der  Finanzwirthschaft  vom  Gange  des  Staats- 
ibens.  In  das  moderne  Staatsleben  sind  nun  Factoren  ein- 
streten, welche  der  früheren  Zeit  grossentheils  fehlen,  weshalb 
ch  keine  rechte  Vergleichbarkeit  ergiebt. 

Der  Umfang  und  der  Inhalt  der  Staatsthätigkeit  hat  sich  gegen  jede  frühere 
■chichtliche  Periode  unserer  Culturvölker  ausserordentlich  erweitert  und  ver- 
idert  und  diese  Bewegung  dauert  fort.  Die  Ausgabewirthschaft  des  modernen 
taats  li6St  sich  daher  mit  derjenigen  keines  anderen  genügend  vergleichen. 
BT  Deckung  des  Finanzbedarfs  müssen  deshalb  auch  !Mittcl  eines  früher  nicht 
{kannten  Dmfangs  in  Anspruch  genommen  werden.  Aehiiliches  gilt  vom  Haushalt 
■r  übrigen  Öffentlichen  Körper,  besonders  der  Gemeinden  (Grossstädtc). 

Bei  der  Wahl  dieser  Mittel  befindet  sich  die  moderne  Welt  wiederum  in  (liucr 

lllstäodig  anderen  T.^e  als  die  frühere  Zeit.    Nach  der  Aufhebung  aller  Unfreiheits- 

irhältDisse,   dem  Fortfiül  ständischer  Vorrechte  in  der  Besteuerung,  nach  der  An- 

rkennung   allgemeiner   persönlicher   Freiheit   und   staatsbürgerlicher 

ieichheit,  freien  Eigenthums  und  Vertragsrechts  muss  die  Staatsgewalt 

^wendig  ganz  anders  bei  der  Deckung  ihres  Bedarfs  verfahren,  als  sie  es  ehedem 

Ibd    konnte.     Die   Entwicklung   des   modernen   Gesellschaftslebeus,    der 

ledernen   Volkswirthschaft,  des  Systems  der  freien  Concurrenz,  dann 

•mentüch     der   Productions-Technik,    des    Communicationswesens    stellt 

Ibesso   viel   neue  Anforderungen  an  die  BeschatFung  der  Staatseinnahmen  wie  an  die 

hoctioo   des  Staats  und   damit  an  die  Ausgabewirthschaft  des  Finanzwesens.    Das 

koderne   Bechtsleben,   das   neuere   Völkerrecht   sind   weitere   Factoren   von 

Mitreichendem  Einflnss  auf  die  mögliche  Art  der  Deckung  des  Finanzbedarfs. 

f        Für  die  heutigen  Aufgaben  der  Finanzwirthschaft,  welche  die  Finanzwissenschaft 

jit  za  lösen  hat,  bietet  sich  so  kaum  ein  Analogen  in  der  entfernteren  Vergangenheit. 

Finanzgeschichte  ist  daher  von   grösstem  Interesse   als  ein  wichtiger  Theil  der 

leinen  politischen,  der  Cultur-  und  Wirthschaftsgeschichte,  als  HauptfÖrderungs- 

Ftcl  zur  Lösung  der  genannten   ersten   Aufgabe  der  Finanzwissenschaft.     Audi 

c  tischen   hohen  Werth  hat  sie   als  der  Sclilüsscl  des  Verständnisses  für  das  in 

einzelnen   Staaten  historisch   überkommene   Finanzwesen.     Aber   sie   ist  nur  ein 

itergeordnetes  Förderungsmittel  der  Finanzwissenschaft,  soweit  letztere  sich  mit  den 

:hen  Aufgaben  des  Finanzwesens  der  Gegenwart  zu  befassen  hat.    Am  meisten 

itliche  Förderung  der  allgemeinen  wissenschaftlichen  Erkenntniss  möchte  aus  der 

:hichte  des  Staatsschulden-  und   Papiergeldwesens   der  neueren  Zeit   und  für  das 

izwesen  der  Gemeinden  aus  der  Geschichte  des  stadtischen  Steuerwesens  —  eine 
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vor  der  grossen  Schön berg 'sehen  Schrift  übrigens  noch  sehr  wenig  bearbeitete 
Partie  der  Finanzgeschichte  —  zu  gewinnen  &ein.  Sonst  ist  es  vornemlich  erst  die 
neuere  und  neueste  Geschichtsperiode  der  modernen  Staaten,  in  welcher  die 
Finanzgeschichte  von  umfassenderer  Bedeutung  für  die  Fortbildung  auch  der  prac- 
tischen  Seite  der  Finanzwissenschaft  wird.  Denn  in  dieser  Periode  entwickelt  sich 
der  moderne  Rechts-  und  Culturstaat,  die  neue  Technik,  das  neue  Rechts-,  Wirthschafts-, 
Cultnrleben  mit  seinen  Anforderungen  an  den  Staat  und  demnach  an  das  Finanzwesen. 
Hier  sind  denn  namentlich  die  Verhältnisse  der  bereits  weiter  vorgeschrittenen  Länder, 
z.B.  Englands  und  Frankreichs,  von  Wichtigkeit.  Die  Finauzgeschichte  fuhrt  dann 
theils  in  die  Darstellung  des  positiven  Finanzrechts  unserer  modernen  Staaten, 
theils  bei  dem  Erforderniss  ziHermässiger  Genauigkeit  zur  Finanzstatistik  hinüber. 

§.  19.  Das  positive  Finanzrecht  ist  ein  Theil  des  posi- 
tiven öffentlichen  Rechts,  Es  handelt  sich  auch  hier  bei  der  Finanz- 
wissenschaft um  die  verfassungsmässigen  und  gesetzlichen  Be- 
stimmungen über  die  Mitwirkung  der  Volksvertretung  an  der 
Feststellung  und  Controle  des  Staatshaushalts  (Budgetrecht,  Control- 
recht);  ferner  um  die  Gesetze,  Ausführungs-  und  Vollzugsverord- 
nungen, Instructionen  u.  s.  w.  über  Besteuerung,  Verwaltung  des 
werbenden  Staatsvermögens ,  Staatsschuldenwesen  und  Finanz- 
verwaltung im  Allgemeinen,  Kassenwesen  u.  s.  w.  Auch  die 
Steuergesetzentwtirfe,  die  Motive  zu  denselben,  die  Kammer- 
verhandlungen darüber  sind  eine  wichtige  Quelle. 

Die  Finanzstatistik  bildet  sich  aus  den  Daten  der  Finanz- 
rechnungen, welche  dann  das  Material  für  die  „vergleichende 
Finanzstatistik ^^  liefern.  Jemehr  das  Budgetrecht  der  Volks- 
vertretungen und  deren  verfassungsmässige  Finanzcontrole  und  je 
mehr  das  Princip  der  Oeffentlicbkeit  in  Finanzsachen  sich  in 
unseren  Staaten  einbürgerte,  desto  reicher,  eingehender  und  leichter 
zugänglich  ist  dieses  finanzstatistiscbe  Material  geworden.  Noth- 
wendig  ist  dabei,  namentlich  auch  für  Vergleiche  verschiedener 
Perioden  und  Länder,  die  Unterscheidung  von  Kegierungs- 
entwurf  des  Voranschlags  oder  Budgets  (vorgelegtes 
Budget),  von  verfassungsmässig  verabschiedetem  Budget  und 
Schlussrechnung  (Ergebniss). 

Die  vergleichende  Finanzstastistik  hat  die  Aufgabe, 
aus  der  Vergleichung  der  Finanzrechnungen  eines  Staats  in  ver- 
schiedenen Perioden  und  verschiedener  Staaten  die  characteristischen 
Gleichartigkeiten  und  Unterschiede  der  Gestaltungen  des  Finanz- 
wesens abzuleiten.  Zu  diesem  Zwecke  müssen  die  finanzstatistischen 
Daten  aber  möglichst  genau  vergleichbar  gemacht  werden, 
was  oft  grosse,  nicht  immer  genügend  beachtete  Schwierigkeiten 
bietet. 
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Störend    ist   zunächst,    dass    in    den    cinzülneu    Läuderii   die   Aufätellong    voy 
itto-  and  Nettobodget  (d.h.  von  Ausgaben  und  Einnahmen  bez.  inbegriffen 
r  abzüglich  der  durchlaufenden  Poston,  der  GewinnuDgs-  und  Erhcbungrikosten 
Xinnahmeu  u.  s.  w.),   selten  in  ganz  gleicher  Weise  erfolgt ;   ferner  dass  mitunter 
.noderne  Princip  der  fiscalischen  Kasseneinheit  noch  nicht  ganz  consc- 
H   durchgeführt  i^t.   sondern   für  einzelne  Zireige  der  Einnahmen  und  Ausgaben 
I   besondere  Kassen   bestehen.    Bei   finanzstatistischen  Vergleichen,   namentlich 
etwaigen  Berechnungen   der  Vertheilung  der  Ausgaben   und  Einnahmen  auf  den 
fj*der  BeTölierung  oder  des  Verhältnisses  zwischen  Bohertrag  und  Reinertrag  im 
HÜuneetat  stört  femer  die  sehr  ungleiche  Ausdehnung  der  privatwirth- 
iftlicben  Thätigkeit  in  den  verschiedeneu  Staaten  (Domänen,  Bergwerke,  Eisen- 
ma  u.  s.  w.).    Durch   Nichtbeachtung  des   angegebenen  Cmstandes  entstehen  die 
liexk  Täuschungen.    So   berechnet  selbst  Hörn  in.  s.  annuaire  du  cr6d.  publ.  p. 
K  S.  289,  die  Kopfquoten  der  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Hauptstaaten  ohne 
gncht  auf  jenes  Moment:   Baden   nimmt  hier  gleich  nach  Gross.-Brit.  die  zweit- 
■te   Stelle   ein,    —    wegen    seines   Eisenbahnwesens   und    seines   Bruttobudgets; 
irn    mit   seinem   damal.   Nettobudget   trotz   Staatsbahn wesens   erst   die   zwölftel 
lie  Zosammenstellungen  sind  ohne  jeden  Werth.    Weiter  hat  auch  die  unmittelbare 
leichong    von    Staaten    und   Staatshaushalten    sehr   ungleicher   Grösse    ihr 
bches,  indem  z.  B.  ein  kleiner  reicher  oder  armer  Staat  verglichen  mit  einem 
eo   Staat  in   zu  günstigem  oder  zu  ungünstigem  Lichte  erscheinen  wird.     Denn 
grosse  Staat  wird  oft  aus  Provinzen  ungleicher  Entwicklung  zusammengesetzt  sein, 
denen  manche  Provinz  jenem  kleinen  Staate  gleicht,  was  aber  bei  der  Zusammen- 
mg  der  Beeoltate    des   grossstaatlichen    Finanzwesens   nicht   so   zum   Vorschein 
IL    Namentlich  in  Deutschland  wird  dies  bei  einem  Vergleich  Preussens  mit 
i  Mittel-   oder  Kleinstaat  oft  übersehen.     Und  schliesslich  darf  nicht  unbeachtet 
en,    dass    die   öffentlichen    Thätigkeiten   in   verschiedenen    Ländern   und 
Q  zwischen  dem  Staate  und  den  Selbstverwaltungskörpern  manchfach  Ver- 
den veitheilt  sind  (England-Continent!),  was  natürlich  die  Vergleichbarkeit 
>aten  der  Staatsfinanzen  und  die  Schlüsse  daraus  sehr  erschwert. 
Viele  Mühe,  die  Grundlagen  für   richtige  Vergleichbarkeit  der  finanzstatistischen 
I  herzustellen,  gab  sich  v.  C zornig,  d.  österr.  Budg.  i.  Vergleich  mit  jenen  d. 
gL  and.  europ.    Staaten,    Wien   1862.     S.  darüber  meine  Besprechung  in.  d. 
G«l.-Anz.  1863,  S.  81—116.     Engel,   krit.  Beiträge  z.  vergleich.  Finanzstatistik, 
s.  Sut  Zeitschr.  1862,  S.  145.    Hörn,   annuaire  du  cröd.  publ.  Par.  1859-^1 
r  mit  dem   3.  Jahrg.   eingegangen)  und   darüber  meine  Kecension   in  d.  Gott. 
Anr.    1859,   S.  1601 — 1620,   worin   überall  auf  d.   methodol.   Fragen   der  ver- 
lenden  Finanzstatistik  eingegangen  ist.    Ueber  letztere  s.  bes.  die  Verhandlungen 
atem.   Statist  Gongresse  zu   Paris,   London   u.   nam.  Wien.    Dann   neuerdings: 
ecke,  d.  Internat.  Finanzstatistik,  ihre  Ziele  und  Grenzen.  Stuttg.  1876  (im  Auf- 
der  perman.  Gommission   d.  intern.  Gongresses  gearbeitet) ,   der  die  Schwierig- 
I    und   unvermeidlichen  Mängel  aller  vergleichenden  Finanzstatistik  näher  nach- 
(s.  bes.  Abschn.  5)  und  die  neuere  Literatur  d.   Finanzstatistik   anführt.     Die 
&  und  neuesten  Versuche  einer  Vergleichung  der  Finanzstatistik  der  Culturstaaten 
ron  Herrn.  Wagner  im  Goth.  Almanach  gemacht,  bes.  1874,  und  seitdem  von  der 
eo  Redaction  (Stein,  Behm)   wiederholt.    Die   besten   neueren  deutschen  ver- 
'^hend-finanzstatistischen  Arbeiten  sind  die  von  Gerstfeldt.  Mancherlei  finanzstat. 
eiche  und  weitere  Bemerkungen  über  die  Art  sie   anzustellen,   folgen  in  den 
nen  Abschnitten  dieses  Werks,  bes.  auch  in  d.  Ausgabelehre. 

Endlich  ist  unter  den  Gegenständen   der  Statistik  nicht  bloss 

Pinanzstatistiky  sondern  auch  die  allgemeine  Bevölkern ngs- 

die  volkswirthschaftlicbe  Statistik  jedes  Staats,   wegen 

Abhängigkeit  des  Finanzwesens  vom  Zustande  der  Volkswirth- 

^ft,  besonders  zu  beachten. 

„Man  sagt  oft,  Zahlen  regieren  die  Welt;  das  aber  i^t  gewiss,  Zahlen  zeigen, 
sie  regiert  wird*',  so  sagt  Goethe.  Ob  unbedingt  auch  der  Statistiker  selbst,  der 
Ungel  seines  Materials  kennt,  ist  eine  andere  Frage. 


26  Einleitang.    3.  Abschnitt.    Die  Finauzwissenschaft.    §.  20. 

V.  —  §.  20.  Ueber  das  hier  wie  immer  streitige  Verhältniss 
der  Wissenschaft  (Theorie)  zur  Ausübung  (Praxis)  äusserte 
sich  Rau  folgendermaassen  —  (Fin.  I.  §.  15—18),  —  Ausführungen, 
welche  zwar  heutezutage  fast  für  selbstverständlich  gelten  können 
und  deswegen  Manchem  beinahe  trivial  erscheinen  werden, 
angesichts  vieler,  auch  noch  neuester  Vorgänge  im  öffentlichen 
Leben  bei  uns  und  in  anderen  Ländern,  angesichts  der  Prüfungs- 
ordnungen tUr  den  höheren  Verwaltungsdienst,  auch  im  Finanzfacb, 
aber  immerhin  hier  noch  ihren  Platz  behalten  und  beherzigt  werden 
mögen : 

,,Die  blosse  Geschäftsübung  (Routine)  ohne  wissenschaftliche 
Kenntniss  muss  entschieden  als  unzureichend  erklärt  werden.  Ohne 
geordnetes,  reifes  und  vielseitiges  Nachdenken  über  die  wirthschaftlichen  Angelegen- 
heiten der  Staaten  ist  man  nicht  im  Stande,  den  richtigen  Weg  zu  Verbesserungen 
zu  linden;  man  bleibt  aus  Gewohnheit  gerne  bei  dem  Bestehenden,  ohne  es  unbefangen 
zu  prüfen,  und  hält  sich,  statt  das  Ganze  zu  Überblicken,  an  Einzelnes.  Sobald  in 
einem  praktischen  Gebiete  eine  wissenschaftliche  Behandlung  angefangen  hat,  kann 
Niemand,  der  zur  Ausübung  berufen  ist,  es  sei  denn  in  den  ganz  untergeordneten 
Diensten,  den  Beistand  des  in  der  Wissenschaft  niedergelegten  Gedankenvorrathes 
entbehren,  selbst  wenn  darin  noch  Manches  unreif  wäre.  l3cr  Schein  einer  aus  blosser 
Geschäftsübung  erlangten  vollkommenen  Tüchtigkeit  ist  dann  eine  Täuschung,  weil 
dabei  immer  mittelbar  auf  irgend  eine  Weise  die  in  dem  Beamtenstande  verbreiteten 
oder  auch  zum  Gemoingute  der  Bürger  gewordenen  wissenschaftlichen  Lehrsätze  ihren 
Einfluss  geäussert  haben,  auch  muss  diese  mühsame  Weise  der  eigenen  Ausbildung, 
wo  man  die  Theorie  zerstückelt  und  aus  zweiter  oder  dritter  Hand  sich  aneignet,  dem 
unmittelbaren  Erforschen  derdelben  immer  nachgeseut  werden.  Die  Erfahrung  beweist, 
dass  die  Wissenschaft  eine  grosse  Macht  über  die  Ausübung  besitzt,  dass  ihre  Lehren  t 
auf  vielerlei  Wegen  früher  oder  später  in  das  Geschäftsleben  gelangen  und  dort  ' 
herrschend    werden,   und  dass  hierdurch  grosse  Verbesserungen  zu  Stande  kommen *\ 

Der  theoretisch  hochgebildete  österreichische  Fiuanzpractiker  v.  Hock  setzte  daher 
mit  Recht  seiner  Schrift  über  „d.  ötf.  Abgaben  u.  Schulden''  folgendes  Wort  Royer- 
Collard's  vor:  „Die  Theorie  als  überflüssig  erklären,  heisst  den  Hochmuth  haben,  - 
man  brauche  nicht  zu  wissen,  was  man  sagt,  wenn  man  spricht,  und  was  mau  that, 
wenn  man  handelt.''  S.  auch  Vorwort  zum  B.  IE.  meiner  Fin.wiss.  —  Ueber  das 
Verhältniss  von  Theorie  und  Praxis  in  einzelnen  Finanzfragen,  z.  B.  der  Valutafrage, 
s.  A.  Wagner,  Russ.  Papier-Währung,  Riga,  1868,  S.  1  tf. 

„Gleichwohl  giebt  die  Wissenschaft  für  sich   allein  zur  Führung 
schwieriger  Staatsgeschäfte  nicht  die  hinlängliche  Fähigkeit    Sie  kann 
bei  der  Entwicklung  allgemeiner  Lehrsätze  nicht  in  alle  Verschiedenheiten  der  äusseren 
Zustände  der  Zeit  und  des  einzelnen  Landes  eingehen  und  muss  bei  ihren  Anforderungen 
eine  gewisse,  oder  die  gewöhnliche  Lage  der  Dinge  voraussetzen.    Nur  da,   wo  bloss 
wenige  Fälle  möglich  sind,  ist  es  thunlich,  für  jeden  derselben  besondere  Grundsätze 
aufzustellen.    Man  muss  also  bei  der  Anwendung  jener  wissenschaftlichen  Vorschriften 
auf  ein   einzelnes  Land  immer  erst  die  besonderen  Umstände  erforschen  und  hienrns 
die  Regeln  für  das  zweckmässigstc  Verfahren  ableiten.     Was  hier  als  Ausnahme  einer     • 
theoretbchen  Regel  erscheint,  ist  nur  die  Folge  der  Einwirkung  eines  anderen  Grund-     ] 
Satzes.    Zu  diesen  sorgfältig  aufzufassenden  Umständen  gehören  die  rechtlichen  Verhält- 
nisse  (positives  Privat-   und  Staatsrecht  des  einzelnen  Landes),   die  bisherigen  Ein- 
richtungen  der  Finanzverwaltung,   auf  die  man  foribauen  muss  oder  von  denen  man     J 
wenigstens  nicht  sogleich  abgehen  darf,  der  Zustand  der  Gewerbe,  die  Wohlhabenheit     ] 
des  Volkes,  die  äussere  Stellung  des  Staates  u.  dgl.*' 

„Es  war  auch  öfters  die  Schuld  der  bisherigen  Theorie,  wenn  man 
sie  nicht  anwendbar  fand,  d.   h.  sie  war  noch  unvollkommen  und  ihre  Lehren     ; 
bedurften,  wenn   man  sie  in  Vollzug  zu  bringen  unternahm,   noch  einer  Läuterung. 
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les  var  die  Folge  des  jagendlicben  Alters  der  ganzen  Politischen  Oekouomie  und 
li  Umstandes,  dasB  Tiele  Bearbeiter  derselben  ihre  Sorgfalt  und  Vorliebe  den  volks- 
Irthschaftlichea  GruDdlehren  zugewendet  hatten  und  in  die  Finanzwissenschaft  weniger 
ligedmogen  waren.  Daher  blieben  manche  schwierigere  Thcile  derselben  ungenügend 
jorchdacht,  es  wurden  hier  und  da  aus  einem  zu  beschränkten  Kreise  von  Erfalirungcn 
llBeitige  Schlüsse  abgeleitet,  es  wurden  Behauptungen,  die  nur  in  gewissen  Be- 
fcränkiuigeQ  wahr  sind,  mit  zu  grosser  Allgemeinheit  aufgestellt,  die  verschieden- 
tSgen  obersten  Grundsätze  durchdrangen  sich  nicht  immer  gehörig,  endlich  sind  über 
nebe  Arten  von  Finanzgeschäften  noch  gar  keine  wissenschaftlichen  Betrachtungen 
H^estellt  worden.  Wo  dies  noch  nicht  geschehen  ist,  da  ist  man  leicht  geneigt,  sogar 
B  Möglichkeit  oder  doch  die  Fruchtbarkeit  einer  systematischen  Behandlung  in  Zweifel 
i  ziehen  und  die  Gegenstände  in  das  Gebiet  wechselnder  besonderer  Regeln  zu  ver- 
öden, wie  dies  in  Frankreich  oft  geschehen  ist.  Wie  aber  die  Wissenschaft  mehr 
pflegt  wird,  zieht  sie  auch  mehr  solcher  Angelegenheiten  in  ihren  Boreich.  Je 
icklicher  man  diese  Mängel  vermeiden  und  je  mehr  sich  der  Yorrath  belehrender 
tüahrangen  anhäufen  wird,  desto  fester  muss  auch  das  allgemeine  Vertrauen  auf  die 
issenschaft  wurzeln/*  Vergl.  v.  J a k o b .  Finanzwissenschaft,  I.  Vorrede.  —  v.  Malchus. 
indb.  L  Vorrede.  —  Jakob  a.  a.  0.  unterscheidet  1)  den  reinen  Theoretiker,  der 
iii  bloss  an  das  Allgemeine  hält,  2)  den  praktischen  Theoretiker,  der  die  Anwendung 
r  Theorie  auf  wirkliche  Fälle  lehrt,  3)  den  theoretischen  Praktiker,  4)  den  blossen 
BÜitiker,  Routinier.  Die  Finanzgelehrten  mtlssen  zur  zweiten,  die  Finanzpraktiker  zur 
ttten  Kategorie  gehören,  um  nützlich  wirken  zu  können.  In  Idännem  wie  Malchus, 
6.  Hoff  mann,  Nebenius  und  namentlich  Hock  hat  die  deutsche  Finanzwissen- 
ha&  Vertreter  besessen,  welche  mehr  als  ähnliche  bei  irgend  einem  anderen  Volke 
leorie  und  Praxis  auf  diesem  Gebiete  vortrefflich  vereinigt  haben. 

„Wie  die  gesammte  Politische  Oekonomie,  so  ist  die  Finanz  Wissenschaft  demnach 
r  den  Beamten  in  jedem  Zweige  der  Finanzvcrwaltung  unentbehrlich. 
pncbe  dieser  Zweige  wurden  fruherhin  bloss  nach  den  besonderen  Kunstregeln,  z.  B. 
r  Forstwissenschaft,  des  Bergbaues,  des  Post-,  Mttnz-,  Lottowesens  u.  s.  w.  behandelt. 
iinserm  Zeitalter  aber  verbreitet  sich  mehr  und  mehr  die  Ueberzeugung,  dass  diese 
iinischen  Kenntnisse  nicht  genügen,  und  dass  man  auf  die  allgemeinen  finanzwissen- 
imftlichen  Grundlehren  zurückgehen  muss,  um  jeden  dieser  Geschäftszweige  ganz 
eckmissig  zu  gestalten.'' 

^Die  Finanzwissenschaft  ist  ferner  für  die  Rechtspflege  und  sogen.  Innere 
irwaltnng  im  engeren  Sinne  von  unzweifelhafter  Bedeutung,  weil  bei  vielen  Rechts- 
eitigkeiten  (z.  B.  fiscalischen)  und  Vergehen  (z.  B.  Steuerbetrug)  die  Begriffe  und 
irichtongcn  des  Finanzwesens  massgebend  sind,  und  weil  viele  Staatsanstaltcn  die 
lecke    der   Volkswirthschaftspolitik   und   der   Finanzwirthschaft   zugleich    betreffen". 

„Die  Finanzwissenschaft  ist  endlich  auch  dem  Gebildeten,  dem  Bürger, 
icher  die  Ereignisse  seiner  Zeit  begreifen  will,  nützlich  und  geradezu  unentbehrlich 
Bjenigen,  welcher  in  Gemeindeämtern,  in  den  Parlamenten  und  in  den  Vertretungs- 
^en   der  SelbstverwaltungskOrper  zu  einer  öffentlichen  Wirksamkeit  berufen  ist." 


4.  Abschnitt. 
le  Entwlcklnng  der  Finanzwissenschaft  nnd  ihrer  Literatur. 

Eine  eigentliche  umfassendere  Literaturgeschichte  der  Finanzwissenschaft 
ilt  Man  ist  auf  die  allgemeine  Literaturgeschiclite  der  Politischen 
ikonomie,  welche  freilich  die  Finanzliteratur  oft  nur  sehr  nebenbei  (mitunter  gar 
sht)  bertlhrt,  und  auf  die  kurzen  Abrisseund  Bibliographien  dersysteinatischon 
erke  der  Finanzwissenschaft  angewiesen.  Aus  der  allgemeinen  Literaturgeschichte 
das  fleissige  und  stoffreiche  Werk  von  Kautz,  gesclnchtl.  Entwickl.  d.  Nat.-Oek.  u. 
«r  Literatur,  Wien,  1860  und  jetzt,  bes.  auch  f.  d.  ältere  deutsche  Finanzliter., 
.  Röscher,  Gesch.  d.  Nationalökon.,  München,  1S74  (vgl.  Register  s.  v.  Finanz- 
isenschaft,  Finanzen).  K.  Walckcr's  „z.  Gesch.  d.  Finanzwiss.'*  (..Zeitfragen'*,  Lpz. 
Kass.  1874,  S.  183—196)  enthält  nur  einige  Aphorismen.  Rau,  Fb.  L  §.  22—28 
Att  einen  kurzen  Abriss,  mit  Bibliographie,  danach  auch  noch  meine  2.  A.  §.  21  ff., 
ein,  Fln.  4.  A.  L  24 — 39  einige  allgemeine  Bemerkungen  u.  Notizen,  dsgl.  Geffcken 


28  £inlcitQug.    4.  xV.   Entwicklung  der  Kinaiizwi^cubcliaft  und  Litoralur.  §.21,22. 

in  Schönberg's  Ilandb.  d.  pol.  Oek.  II,  Abth.  l,  §.  0  ff.  Bei  Cossa,  Fin.  4.  od.  p.  7 — 1 1 
einige  literar.  Fingerzeige  (s.  auch  derä.  guida  alle  studio  dell*  ecou.  pol.  2.  cd. 
Mil.  1878,  psssim,  deutsch  von  Moormeister,  1881);  in  einem  Anhange  (p.  171 — 204) 
eine  gute,  systematisch  nach  den  Materien  geordnete  Bibliographie  der  neueren  finauz- 
viss.  engl.,  französ..  deutschen,  italien.  u.  z  Th.  der  sonstigen  (u.  A.  d.  span.)  Literatur. 
Eine  vorzügliche  umfassende  Monographie  über  die  ital.  Fin.lit.  z.  Th.  mit  Uinblickcu 
auf  die  übrige  lieferte  jungst  G.  Ricca-Salerno,  storia  delle  dottrine  finanziario  in 
Italia,  Koma,  1881. 

In  dieser  3.  Auflage  ist  dieser  Abschnitt  tlber-  u.  z.  Th.  umgearbeitet  und 
etwas  erweitert  worden.  Ungleich  wichtiger  als  die  Literatur  ist  bis  zur  neuereu  Zeit 
(vierte  der  im  Text  unterschiedenen  Epochen)  die  practische  Gestaltung  des  Finanz- 
wesens. Darauf  wird  mehrfach  bei  den  betreffenden  einzelnen  Materien  (so  im  B.  I, 
Kap.  4,  vom  Fiuanzdienst,  §.  86  ff.)  eingegangen.  Auch  fttr  weitere  Einzelheiten  der 
neueren  Literatur  seit  der  Mitte  des  18.  J.h.,  soweit  diese  von  Bedeutung  für  die  Ent- 
wicklung der  Ideen  und  Zielpunctc  auf  den  verschiedenen  Gebieten  des  Finanzwesens 
sind,  ist  auf  Späteres  zu  verweisen,  wo  öfters  Abrisse  der  literarhistor.  Entwicklung 
an  betreffender  Stelle  gegeben  werden,  (Vgl.  bes.  B.  II,  von  den  Gebühren  o.  der 
allgem.  Steuerlehre.)  Eine  eingehendere  Literaturgeschichte  der  allgemeinen  Finanz- 
literatur muss  der  monographischen  Behandlung  vorbehalten  bleiben.  Deber  die  lite- 
rarische Bearbeitung  des  älteren  und  neueren  practischen  Finanzwesens  einzelner  Län- 
der s.  unten  die  Bibliographie  am  Schluss  dieses  Abschnitts  u.  ebenfalls  die  Noten  iu 
den  späteren  Abschnitten. 

§.  21.  Die  Geschichte  derFinaDzwissenschaft  steht 
mit  der  Geschichte  der  Finanzwirthschaft  iu  ZnsamiDen- 
hang.     Theorie   und  Praxis  wirken   gegenseitig  auf  einander  ein. 

Die  Anfänge  einer  einigermassen  wissenschaftlichen  Er- 
örterung des  Finanzwesens  gehen  nicht  über  den  Beginn  der  neueren 
Zeit,  das  Reformationszeitalter,  hinaus.  Etwas  bedeutendere  An- 
sprüche werden  kaum  vor  der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts 
befriedigt.  Für  die  ältere  Zeit  kann  man  auch  aus  den  Finanz- 
einrichtungen  nur  mit  Vorsicht  auf  theoretische  Ansichten 
der  betreffenden  Epoche  schliessen,  indem  dabei  gewöhnlich  nur 
rein  practische  Gesichtspuncte  massgebend  waren  und  Zufall, 
Tradition  und  Routine  entschieden. 

Für  die  Geschichte  der  Finanzwissenschaft  sind  etwa  dieselben 
grossen  Epochen  wie  für  diejenige  der  Finanzwirthschaft  und 
damit  der  allgemeinen  Geschiebte  überhaupt  zu  unterscheiden: 
I.  Alterthum,  II.  Mittelalter,  III.  Uebergangszeit  vom  15.,  16.,  zum 
17.,  18.  Jahrhundert,  IV.  neuere  Zeit  etwa  seit  der  Mitte  des  18,, 
V.  neueste  Zeit  seit  der  Mitte  des  19.  Jahrhundert.  Jene  Ueber- 
gangszeit knüpft  an  die  mittelalterlichen  Verhältnisse  noch  deutlich 
an  und  lässt  sich  für  das  Finanzwesen  als  die  Epoche  der  „ständi- 
schen Gesellschaft^^  characterisiren.  Im  17.  und  vollends  im 
18.  Jahrhundert  beginnt  diese  Epoche  mit  dem  Siege  der  absoluten 
•Staats-,  insbesondere  Fürstengewalt  in  die  Epoche  der  „staats- 
bürgerlichen Gesellschaft"  überzugehen.  Denn  der  Absolutis- 
mus hat  grade  dieser  Epoche  hier  wie  sonst  mächtig  vorgearbeitet. 
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HDd  mit  dem  Zeitalter  der  französischen  Revolution  gelangt 
Epoche  aber  erst  zu  voller  Herrschaft  und  rechtlicher  Aner- 
inng  im  ^^Rechtsstaat'^  In  unserem  Jahrhundert  treten  dann 
lüg  die  socialen  Ideen  immer  mächtiger  hervor,  beeinflussen 
tAuffassang  des  Staatszwecks,  der  Aufgaben  und  damit  der  Aus- 
m  der  öfTentlichen  Körper,  socialpolitische  Gesichtspuncte 
m  an  für  die  Ausgabe-  und  Einnahmewirthschaft,  besonders 
[die  Besteuerung  sich  geltend  zu  machen :  eine  „sociale''  Epoche 
Finanz wirthschaft,  eine  Zeit  des  Gultur-  und  Socialstaats 
[igt  sich  in  Ankntlpfung  an  die  und  in  Weiterentwicklung  der 
ibtlrgerlichen  Periode  an.  Die  finanzwissenschaftliche  Literatur 
dem  15.  und  16.  Jahrhundert  spiegelt  auch  diese  drei  Epochen, 
ständisch-absolutistische,  die  staatsbürgerliche  und 
sociale,  wieder.  Die  grossen  Gährungen  in  der  Praxis  der 
tik  and  der  Finanzpolitik  kommen  in  der  Literatur  stets  deutlich 
kl  Vorschein.  Die  Wissenschaft  hilft  dann  der  Praxis  mit  zu  all- 
iliger  Abklärung.  Aber  natürlich  gelangt  auch  die  Literatur  selbst, 
jls  vom  nmgebenden  practischen  Leben  beeinflusst,  wie  sie  ist,  erst 
inälig  zur  Klarheit  des  Erkennens  und  der  Ziele.  Grade  in  der 
mittelbaren  Gegenwart  ist  die  Unfertigkeit  der  Finanzwissenschaft 
»entlieh  mit  eine  Folge  der  gewaltigen  socialen  und  wirthschaft- 
hen  Gäbrungen  im  practischen  Leben. 

I.  —  §.  22.  DemAlterthum  und  dem  Mittelalter  ist  nicht 
r  eine  systematische  Finanzwissenschaft  völlig,  sondern  selbst 
16  wissenschaftliche  Erörterung  einzelner  Finanzfragen  in  der 
inptsache  fremd.  Dies  kann  nicht  auffallen,  da  es  in  der  antiken 
elt  Griechenlands  und  Roms  kaum  zu  einer  eigentlichen,  von  der 
lilosophie  wenigstens  nicht  losgelösten,  Staatswissenschaft,  zu 
ler  selbständigen  Wirthschaftswissenschaft  aber  überhaupt  nicht 
kommen  ist.  Denn  die  sporadischen  Bemerkungen  der  Historiker 
d  selbst  die  gelegentlichen,  etwas  zusammenhängenderen  und 
Incipielleren  Ausführungen  einzelner  Philosophen  über  ökonomische 
mctc  können  doch  noch  nicht  als  eine  „Politische  Oekonomie" 
I  Sinne  einer  wirklichen  Wissenschaft  gelten.  Aus  den  Massregeln 
T  practischen  Staatsmänner  der  antiken  Culturstaaten  lassen  sich 
>er  immerhin  auch  theoretische  Gesichtspuncte  ableiten,  welche 
esen  Männern  deutlich  zum  Bewusstsein  gekommen  waren  und 
ich  denen  sie  handelten.  Der  Zusammenhang  zwischen  guten 
nanzen  und  Macht  und  Wohlsein  von  Staat  und  Volk  ist  auch 
mials  nicht  verkannt  worden. 
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Vgl.  die  Ansfühniiigcn  von  BOckh,  Staatshaush.  d.  Athener  2.  A.  I,  201  ff, 
über  die  auch  im  Alterthum  nachweisbare  u.  erkannte  Bedeutung  der  Finanzen  far 
das  Staatswoh).  —  Theilweise  finanzwissenschaftlicher  Art.  jedenfalls  finanzieller  Ten- 
denz ist  die  gewöhnlich  und  nach  Böckh  wohl  mit  Recht  dem  Xenophon  zuge- 
schriebene Schrift  vom  Einkommen  oder  von  den  Quellen  des  Wohlstandes  (tzsqI 
tiSqodi').  Die  meistens  freilich  sehr  fragwürdigen  Vorschläge  dieser  Schrift  gehen 
darauf  hinaus,  durch  Entwicklung  der  inneren  volkswirthschaftlichen  Kräfte  des  Lands 
und  Volks  von  Athen  den  Wohlstand  und  die  Staatseinkünfte  unabhängiger  vom  Aus- 
land, von  den  Bundesgenossen  zu  machen.  U.  A.  soll  im  volkswirthsch.  u.  finanziellen 
Interesse  die  Vermehrung  der  vom  Kriegsdienst  zu  befreienden,  aber  Schutzgeld  zah- 
lenden Schutzgenossen  begünstigt,  dem  Handel  soll  durch  öffentliche,  mit  aus  Staats- 
mitteln herzustellende  Einrichtungen  Unterstützung  zu  Theil  werden.  Der  Hauptvor- 
schiag  betrifil  die  Ausdehnung  des  attischen  Silberbergbaus.  Dieser  gilt  dem  Xeno- 
phon für  unerschöpflich  und  durch  Vermehrung  der  Arbeitskräfte  für  jeder  Ausdehnung 
fähig.  Die  Vermehrung  des  Silbers  werde  dessen  Werth  nicht  erniedrigen.  Der  Staat 
solle  nach  und  nach  eine  grosse  Anzahl  Sciaven  anschaffen  und  diese  vermiethen, 
woraus  ihm  ein  erhebliches,  sich  steigerndes  Einkommen  erwachsen  könne.  S.  Böckh, 
a.  a.  0.  S.  777—789,  Kautz,  Gesch.  d.  Nat.ökon.  S.  125  ff. 

Unter  den  hervorragenden  Regenten  des  Mittelalters,  welche  die  Bedeutung  der 
Ordnung  der  Finanzen  für  das  Staatsleben  erkannt  haben  u.  bei  ihren  Plänen  d. 
Maassrcgclu  den  Eindruck  machen,  als  ob  sie  wohl  mit  von  theoretischen  Einsichten 
ausgegangen  wären,  ist  wohl  Friedrich  IL,  der  Hohenstaufe,  besonders  als  Herrschor 
Sicilicns,  hervorzuheben.    S.  v.  Raum  er' s  Hohenstaufen,  B.  III. 

II.  —  §.  23.  In  der  Uebergangsperiode  vom  Mittel- 
alter zur  Neuzeit  begannen  sich  seit  dem  16.  Jahrhundert  die 
politischen  Schriftsteller  auch  über  das  Finanzwesen  zn 
verbreiten.  Es  waren  die  allgemeinen  politischen  undwirth- 
schaftlichen  Veränderungen  des  Zeitalters,  welche  auch  auf 
diese  theoretische  Beschäftigung  mit  Finanzfragen  hinwiesen : 
einerseits  die  allmälig  erfolgende  Loslösuug  des  Staatsbegriffs 
von  der  patrimonialen  Auffassung;  das  Emporkommen  des  fürst- 
lichen Absolutismus ;  wodurch  doch  die  Entwicklung  eines  eigent- 
lichen Staatslebens  begünstigt  wurde;  die  Umgestaltung  in  der 
Wehrverfassung;  die  Einbürgerung  des  römischen  Rechts  (auch  des 
Fiscalrechts);  der  wachsende  Finanzbedarf  des  Staats  im  Gefolge 
von  alle  Dem;  anderseits  in  ökonomischer  Hinsicht  der  immer 
mehr  sich  vollziehende  Uebergang  von  der  Natural-  zur  Geldwirtb- 
schaft; die  Geldeutwerthung  im  Gefolge  der  americanischen  Silber- 
ausbeute; dazu  die  allgemeine  bevormundende  Tendenz  in  der 
Wirthschaftspolitik,  die  mercantilistische  Politik,  die  Begünstigung 
des  Regalien  Wesens  in  der  Praxis;  die  Säcularisation  des  geistlichen 
Guts  in  den  protestantischen  Ländern,  die  u.  A.  eine  andere  Regelung 
des  Armenwesens  gebot. 

Aber  die  ersten  literarischen  Versuche  einer  Art  finanzwissen- 
schaftlicher Theorie,  sowohl  in  grösseren  staatswissenschaft- 
lichen Werken  (Bodin,  Gregorius  Tholosanus,  Box- 
horn  u.  A.  m.),  als  in  der  abgesonderten  Darstellung  des 
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lanzweseDs  (Bornitz,  Beso  Id,  KI  ock,  v.  Secken- 
'ff  u.  A.)  waren  und  blieben ,  so  urtheilt  Rau,  Fin.  I.  §.  20 
Becht,  lange  doch  ^^sehr  mangelhaft.  Sie  zeugen  mehr  für  den 
imlerfleiss,  als  fUr  die  gründliche  Sachkenntniss  ihrer  Verfasser, 
che  zwar  manche  gute,  [aber  auch  oft  sehr  platte]  Lehren  der 
rsamkeit,  Gerechtigkeit  und  wirtbschaftlichen  Klngheit  aufstellten, 
ich  die  zur  Erläuterung  bestimmten  Thatsachen  aus  den  ver- 
edeosten  Zeitaltem  und  Staatsverbältnissen  hernahmen  und 
ig  Einsicht  in  den  Zustand  und  die  Bedürfnisse  der  Gegen- 
t  bewiesen.  Später,  im  Verlaufe  des  17.  Jahrhunderts,  ergriffen 
ichäftsmänner  die  Feder.  Auch  ihnen  standen  strengere 
lenschaftliche  Grundsätze  nicht  vor  den  Augen.'^  Mercantilistische 
ichten  äussern  dabei  vom  17.  Jahrhundert  an  immer  mehr  ihren 
Bnss  auf  die  Finanzliteratur. 

Die  deutschen  Autoren  knüpfen  im  Uebrigen,  dem  Zustand 
Praxis  gemäss,  vorzüglich  an  das  Domänen-  und  Regalien- 
Ben  der  Territorien  an  und  machen  allmälig  die  Finanzlehre 
einem  Theil  der  Kameralwissenschaft.  Das  Domänen- 
en  gilt  fast  allgemein  als  der  wahre  Kern  des  Finanz- 
lens.  Da  aber  bei  dem  steigenden  Staatsbedarf  und  dem  noch 
Dtwickelten,  mehrfach  noch  an  die  unliebsame  ständische  Zu- 
imuDg  geknüpften  (directen)  Steuerwesen  die  Domäneneinkünfte 
ler  weniger  ausreichten,  wird  das  Augenmerk  stärker  auf  die 
nricklung  des  Regalienwesens,  der  indirecten  Abgaben,  der 
ige  u.  8.  w.  gelenkt,  worüber  dann  auch  in  der  Literatur 
ftttirt  wird.  „Die  Lehre  von  den  Staatsausgaben  blieb  schon 
;en  des  Mangels  leitender  staatsrechtlicher  Sätze  sehr  unvoll- 
unen.  Doch  wirkten  deutsche  Schriftsteller,  von  einem  richtigen 
Bhle  geleitet,  mehrfach  eifrig  für  Ordnung,  Gerechtigkeit  und 
onüDg,  obgleich  sie  dieses  Streben  nicht  tiefer  zu  begründen 
Dochten.''  (Rau  a.  a.  0.).  Der  Zusammenhang  zwischen  Volks- 
tbschaft  und  Volkswohlstand  einer-,  Finanzen  und  Steuerkraft 
rerseits  wird  in  dieser  Periode  aber  schon  deutlich  erkannt  und 
et  in  der  theils  patriarchalisch,  theils  höfisch  und  fiscalisch 
trbten  Literatur  seinen  mitunter  freilich  sehr  naiven  Ausdruck 
Seckendorff,  v.  Schröder).  In  der  traurigen  Zeit  nach 
1  verheerenden  dreissigjährigen  Kriege  galt  es  in  der  That 
ächst  direct  und  indirect  durch  wohlgeplante  und  zweckmässig 
ehgefübrte  positive  Staatspolitik  („Landescultur- 
litik'')  Volk,  Land  und  Volks wirthschaft  zu  heben,  wenn  die 
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Finanzinteressen  des  Fürsten  oder  Staats  sollten  wahrgenomnien 
werden  können.  Dies  war  der  richtige  Gesichtspunct ,  welcher  in 
den  mitunter  rein  fiscalisch  und  absolutistisch  klingenden  Beweis- 
führungen der  Schriftsteller  nicht  zu  verkennen  ist. 

Eine  Characteristik  der  einzelnen  älteren  Autoren  ist  bei  der  Unklarheit  ihrer 
Meinungen  u.  der  Verwirrtheit  ihrer  Darstellung  mit  wenigen  \Vortcn  kaum  zu  liefern 
u.  durch  den  Werth  der  Schriften  auch  hier  nicht  geboten.  Im  Folgenden  daher  nur 
Einiges  zur  Grien tirung.  Aus  der  deutschen  älteren  Literatur,  namentlich  des  17. 
Jahrhunderts,  giebt  Röscher  in  s.  Gesch.  d.  NationalOkon.  meist  genauere  Auszüge. 
Besonders  wichtig  sind  zwei  Perioden  mit  ihrer  Literatur,  die  von  Koscher  soge- 
nannte des  ^.Eindringens  des  wälschen  Regalismus''  im  16.  Jahrhundert,  der 
aber  in  Deutschland  nie  solche  Bedeutung  wie  im  Auslande  (Frankreich,  Italien)  ge- 
wann  (s.  bes.  Koscher  a.  a.  0.  §.  88,  .'i9,  8.  151  lt.,  158  IT.),  und  die  Periode  des 
sogen.  Accisestrcits  am  Ende  des  1 7.  Jahrhunderts  und  später  noch,  bes.  in  Bran- 
denburg, s.  darüber  und  Über  die  sich  anknüpfende  Literatur  Koscher  §.  74,  S.  S19C, 
V.  Inauia-Stornegg,  in  d.  Tüb.  Ztsöhr.  i^65,  B.  21,  S.  515,  Gliemaun,  ebenda«. 
1873,  B.  29,  S.  177,  auch  Riedel,  brandenb.  preuss.  Haush.  S.  31,  49  tf.,  u.  bes. 
Isaacsohn,  preuss.  Beamtenth.  II,  182  — 197.  Ueber  eine  ähnliche  Streitschrift- 
literatur bei  Gelegenheit  des  Wal  pole 'sehen,  später  gescheiterten  Planes  einer  Salz-, 
Wein-  u.  Tabakaccisc  (1732 — 33)  s.  Leser,  ein  Accisestreit  in  England.  Heidelb.  1879. 

Der  hauptsächlichste  deutsche  Vertreter  der  fiscalischen  Regalisirungen  war  der 
strassbnrger  Jurist.  Professor  Ob  recht  (1547 — 1612),  aus  dessen  hierher  gehörenden  * 
Abhandlungen  (1617  nach  seinem  Tode  herausgegeben  zu  Strassburg)  Röscher  län- 
gere Auszüge  giebt.    Aehnliche  Tendenzen  finden  sich  mehrfach  bei  italienischen  und 
französischen  Autoren  jener  Zeit. 

Das  im  Ganzen  auch  wohl  hier  in   der  Finanzliteratur  bedeutsamste  Buch   ist 
Jean  Bodin's  (Bodinus  1530 — 1596)  1576 — 77  zuerst  französ.,  dann  1584  lateinisch    i 
geschriebenes  u.  öfter  erschienenes  Werk  de  republica,  bes.  Buch  6,  Kap.  2  de  aeraiio.  >i 
S.  über  ihn  Baudrillard,  Bodin  et  son  temps,  Par.  1>>53,  bes.  p.  473  —  503,  andi    i| 
Kautz  S.  271,  Röscher,  Gesch.  d.  deutschen  Nat.-ök.  S.  143  ff.,  Ricca-Saierno    \ 
a.  a.  0.  p.  60  11.    Bodin  ragt  überhaupt  als  theoretischer  Politiker  und  Nationaiökonom    ] 
über  seine  Zeitgenossen  herror  und  kann  als   einer  der  Begründer  moderner  Staats- 
wissenschaft gelten.    Er  hat  u.  A.  die  „Vertheuerung",  d.  h.  die  Preissteigerung  der  • 
Waaren  im  16.  Jahrhundert  mit  zuerst  auf  die  Vermehrung  des  Geldes  in  Folge  der    . 
amerik.  Silbergewinnung  zurückgeführt.    Er  vertritt  eine  rationelle  Münzpolitik.    Seine    i 
Ausführungen  über  Finanzen  stellen  bereits  eine  Art  theoretisches  System  dar.    Er    l 
erörtert   die  zweckmässige   und   gerechte  Verwendung  des    fürstlichen  Einkommens,    I 
wobei  neben  den  eigentlich  öffentlichen  Ausgaben  Ausübung  der  Wohlthätigkeit  hervor»    ' 
gehoben  wird.    Er  bringt  die  Einnahmen  in  ein  System:  Domanialeinkommen,  das  er  \j 
für  das  passendste  und  sicherste  hält,  weshalb  der  Veräusserung  der  Domänen  FOizt* 
beugen  ist;  Beute  u.  dgl.   vom  Feinde;   Geschenke,   auch  testamentar.  Zuwendungen    ] 
von  Freunden  u.  Unterthanen;  Tribute  der  Bundesgenossen;  Staatshandel  (bedenklidi); 
Abgaben  der  Kaufleute  beim  Ein-  und  Ausführen  der  Waaren  (Zölle,  höhere  Ausfuhr-, 
niedrigere  Einfuhrzölle),  alt  und  im  Ganzen  berechtigt;  endlich,  directe  Sten^n:  nur    '^ 
im  Fall  absoluter  Noth wendigkeit  zulässig.     Für  solche  Steuern   wird   Allgemeinheit    , 
(keine  Exemtion  der  privil.  Stände)  u.  Gleichmässigkeit  verlangt.   Luzussteuern  werdea   »; 
empfohlen.     Die  theueren  Anleihen   sind  dem  Bodin  bedenklich,  eher  im  Fall  der 
Noth  Zwangsanleihen  zulässig.    Bodin  empfiehlt  auch  zu  Zwecken  der  Verwaltung,  der    . 
Besteuerung  und  der  Sittlichkeit  einen  umfassenden  Census  (Volkszählung,  mit  rieler- 
lei  speciellen  Angaben  über  Beruf,  Vermögen  u.  s.  w.). 

Neben  Bodin  ist  sein  Landsmann  Gregorius  (Gr6goire)  Tholosanns  (aus  \ 
Toulouse,  gest.  1597)  mit  s.  Werke  de  repubi.  3.  Buch  zu  nennen.  Nach  Ran  §.20. 
Note  6  wurde  dies  Buch  mehrmals  abgedruckt,  u.  a.  Francof.  1642,  4^  Arnd  (bi- 
blioth.  polit.  heraldica,  1705,  S.  97)  erwähnt  eine  Frankf.  Ausg.  von  1597;  nach  der 
biographie  g«''n6r.  XXI,  S79  ist  die  älteste  Ausgabe  1595  zu  Cahors  erschienen. 
Naude,  bibliogr.  polit.  Hai.  1712  S.  28  schildert  den  Verf.  richtig:  omnia  ingerit  i| 
et  panca  digerit,  vgl.  Rau,  primae  lineae   historiae  politices,  p.   82.     S.  indessen    \ 
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fers.  Koscher,  Gesch.  d.  dcatschen   Natök.  S.  139  ü\    Bodinns  wird  nach  Ran 

I  Gr^^rias  Dicht  erwähnt,  scheint  aber  ?on  ihm  hie  und  da  benatzt  worden  zn 

H;   er   bebe  mehr  die  juridischen   u.  religiösen   Gcsichtspuncte   als  Bodin   herfor. 

ige  sieb  auch  mehr  zur  unbedingten  fUistl.  Gewalt,  ohne  jedoch  deren  Missbrauch 

ferOgt   zn  lassen.  —  Auch  die  ho  11  and.  polit.  Schriftsteller  u.  Nationalökonomen 

k  17.  J.b.  sind  z.  Tb.  auf  Finanz-  u.  Steuerfragen  eingegangen,  so  die  beiden  De- 

tOQrt  (Peter  1618 — 1685,  u.  Jan),  Bozhorn  (institutiones  poIitic«e  Üb.  I,  c  10, 

li  TArii  tractatus  polit  Amsteld.  1643).   S.  darüber  E.  Laspeyres,  Gesch.  d,  volks- 

jflMcb.  Anschauungen  der  Niederländer  u.  ihrer  Liter,  zur  Zeit  d.  Republ.,  Leipz. 

0;  ders.  Ober  Delacourt  in  d.  Tab.  Ztschr.  ]8(>2,  B.  18,  S.  330,  bes.  S.  364  (prin- 

iellc  Abweisung  der  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung;  um  die  wohlhabenderen  u. 

Bwirtbschaftlich  wichtigeren  Thcile  dor  Bevölkerung  nicht  aus  dem  Lande  zu  rer- 

Bgen,  seien  diese  mit  Steuern  zu  schonen).    Röscher  Gesch.  d.  Natök.  8.  221  ff. — 

ier  den  Italien.  Zeitgenossen  Bodin's  vertritt  der  bedeutendste,  G.  Botero  (1540 

1617)   (della  ragione  di  stato,  Yenet  15S9)  in  der  Hauptsache  ähnliche  theoret. 

lebten    aber  Finanzen  wie  Bodin  (Ricca-Salerno,  p.  62  ff.   £b.  über  andere 

ien.  Finanzschrifbteller  der  Zeit).    Auch  Sully's  Memoiren  sind  aus  dieser  Pe- 

b  zn  erwähnen. 

Die  deutschen  Autoren  des  17.  Jahrhunderts  kommen  bereits  zu  einer  gewissen 
rselbständigung  und  Systematisirung  ihrer  Ausführungen  über  Finanzen. 
giebt  Bornitz  (Jac.  Bornitius,  aerarium  Francof.  1612,  4^)  ein  Gerippe  einer 
iDZwissenschaft.  Er  betont  vor  Allem  die  Domänenwirthschaft  als  Grundlage  der 
■szen,  rechtfertigt  im  Princip  Steuerezemtionen,  verlangt  aber  sonst  Gleichmässig- 

der  Besteuerung,  auch  ist  er  Gegner  der  Obrccht'schen  Regalisirungstendenzen  (s. 
1  §.  20,  Note  b,  Röscher  S.  184,  193  —  194).    —    Chr.  Besold,  von  Röscher 

g;röa8te  deutsche  Staatsgelehrte  in  der   1.  Hälfte  d.  17.  J.h.  genannt  (a.  a.  0.  S. 

ff.),  ein  äusserst  fruchtbarer  und  vielseitiger  Schriftsteller,  berührt  mehrfach  Finanz- 
en! und  hat  ebenfalls  eine  Schrift  de  aerario  geschrieben   (zuerst  1615  [?],  2.  A. 

0  u.  spätere).  Er  ist  gegen  die  willkührliche  Ausdehnung  der  Regalien,  nur  aus- 
msweise  für  Staatsmonopolien.  In  der  Besteuerang  vertritt  er  die  ständischen 
hte  der  Bewilligung  und  Ontrolo,  mehr  die  indirecten  als  die  directen  Steuern, 
rerwirft  die  Steucrexemtionen  der  privil.  Stände  (Koscher,  S.  203  —  205,  Bau, 
10,  Note  6\  —  Von  Einflnss  auf  die  Literatur  seiner  Zeit  war  namentlich  mit 
nssen  Fioanzwerken  Kaspar  Klock:  tractatus  oeconomico-politicus  de  contri- 
ionibus,  Brem.  1634,  Fol.,  und  tract  juridico-politico-polemico-historicus  de 
mrio,  Norimb.  1651,   2.  ed.  1671,  Fol.   (Röscher  S.  210  —  217  hebt  auch  hier 

Hauptsächliche  gut  hervor).  Zwei  unendlich  weitschweifige  und  von  ihrem 
■la  abschweifende,  höchst  umfangreiche  Werke  (das  erste  von  519,   das  zweite  in 

2.  Aufl.,  besorgt  von  Peller,  von  1104  doppelspaltigcn  Seiten  Gross-Folio). 
bnalökon.,  Jurist  u.  finanzwirthschaftlichc  Erörterungen  laufen  neben  einander  her 
ind  mit  polit,  histor.  u.  anderen  Excurscn  wirr  gemengt.    Im  1.  Buche  de  aerario 

1  eine  wirre  Geschichte  der  Finanzen  in  der  ganzen  Welt  im  2.  Buche  eine  Er- 
fung  Ober  die  verschiedenen  Mittel  u.  Wege  der  Beschaffung  der  Einnahmen  ge- 
te,  unter  Berücksichtigung  der  damit  in  Verbindung  stehenden  volkswirthschaft- 
en  und  Yerwaltungsfragen.  In  der  älteren  Schrift  ist  KI.  hinsichtlich  der  ständi- 
en  Rechte  aucli  in  Betr.  der  Besteuerung  freisinniger,  in  der  zweiten  absolutisti- 
nr.  Er  tritt  für  das  Regalienwesen  ein,  doch  mit  Maass.  Für  die  Steuern  stellt 
Einige  richtigo  volkswirthsch.  Gesichtspuncte  auf  u.  macht  Katastrirungsvorschläge. 
(  Accisen  redet  er  wenigstens  in  schwachbevölkerten,  verkehrsarmen  Ländern  wie 
ttschland  nicht  das  Wort  Besteuerung  der  wichtigsten  Lebensbedürfnisse  verwirft 
;«.  bes.  RoschcT,  S.  21 5 --2 17). 

Während  die  erstgenannten  Schriftsteller  mehr  als  Theoretiker  an  die  Finanz- 
en herantreten  und  diese  wissenschaftlich  —  nach  Maassgabe  ihrer  Zeit  —  behan- 
&  wollen,  verfolgt  der  bedeutendste  deutsche  Autor  auf  diesem  Gebiete,  Veit  Lud- 
:  von  Seckendorff  (1626 — 1692)  mehr  practische  Verwaltungszwecke  in  seinem 
$e  Zeit  sehr  einflussreichen  Werke  „der  teutsche  Fürstenstaf'  (zuerst  1656, 
akf.  a.  M.,  in  kl.  4°.,  erschienen,  die  von  mir  benutzte  u.  im  weiteren  Verlauf 
rte  Aufl.,  dann  noch  öfters  bei  Lebzeiten  u.  nach  dem  Tode  des  Verf.,  bis  in  die 
tte  il.  IS.  J.h.  neu  aufgelegt).  Dies  Buch  „hat  lange  Zeit  die  vornehmste  Grund- 
t  des  polit  Unterrichts  auf  den  deutschen  Universitäten  gebildet,  wonach  rerschie- 

1.  Wif^n^r,  Finanz wuweiwhaft.    I.    3.  Anfl.  3 
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dcno  Gelehrte   ihre  Vorleäuugeu  hielten''  i^Koscher  S.  23S,   der  ihn  eingehend  wür- 
digt, S.  238  —  252,   über  S.'s  Finanz-Aufl'assüngen  S.  249  If.).     v,  S.  war  ein  ehren- 
fester Staatsmann  von   gesunder  realpolitischer   u.  gemässigt  conservatirer   Bichtung, 
lange  in  herzogl.  sächs.,  zuletzt  in  kurbrandcnb.  Diensten  (Kauzler  d.  Cnivcrs.  Halle). 
Sein  genanntes,  in  den   neueren  Auflagen  vermehrtes  u.  in   einzelnen  Puncten   ver- 
ändertes Hauptwerk  liefert  ein  Schema  für  die  Beschreibung  eines  Fürsteuthums  oder 
einer  ähnlichen  Herrschaft  (kurzer  1.  Theil),   behandelt   dann  in   einem   2.   Th.   die 
Kinrichtung  der  Verfassung   und  Regierung  eines  solchen  Landes  des  Breiteren  (eine 
Art  allgemeiner  \x.  innerer  Verwaltungblehrc)  und  gebt  in  einem  dritten,  dem  hierher- 
^ehörigen  Theile,  auf  das  Finanzwesen  und  die  Finanzverwaltung  ein:  „von  eines 
Lands-Herrn  eigenen  Gütern  n.  EinkUnfiten,  Vorzügen  u.  Kegalien,  dadurch  er  neben 
Fürstlicher  u.  Herrlicher  Präminenz  u.  Hoheit  die  Mittel  zu  seiner  Fürstl.  u.  Standes 
gebührlichen  Unterhahung  u.  ergetzlichkeit  erlanget  n.  wie  er  darauss  sein  Kammer  u. 
Hausswesen  führet  u.  bestellet".    (Das  Wort  „Finanz'*  bedeutet  bei  v.  S.  noch  in  jenem 
älteren  Sinne  [s.  o.  §.  5,  S.  6j   „unbillige,  zumal  arglistige  Erpressung'*,  Bosch  er 
S.  241).     Er  betrachtet  hier  freilich,  für  seine  Zeit  characteristisch.  bei  allem  Maass 
im  Einzelnen  u.  bei  politischen  Ansichten   —  z.  B.  in  Betreif  der  Steuern  und   der 
ständischen  Bewilligung  derselben  — ,  welche  keineswegs  dem  fürstl  Absolutismus  der 
Zeit  schmeicheln,  „die  ganze  Yolkswirthschaft  aus  dem  Standpuncte  des  noch  vorzugs- 
weise hötisch  u.  domanial   gefärbten  Rcgierungshaushalts"  (Röscher  S.  249).     Der 
genannte  3.  Theil  des  Werks  ist  mehr  eine  practische  Finanzverwaltungslehre  u.  Dar- 
stellung der  positiven  Finanzverhältnisse  in  deutschen  Landen,  als  eine  theoret.  Finanz- 
wissenschaft.   Doch  finden  sich  Bestrebungen  der  theoret.  Systematisirung  und  der  prin- 
oipiellen  Behandlung  u.  Generalisirung  vielfach.    In   5  Kapiteln  wird  gehandelt  von 
den  fürsth  Gütern,  Einkünften  u.  Regalien  insgemein  (Kap.  1);  dann  speciell  von  den 
fürstl.  eigenen  Gutern  u.  Einkünften,  „die  nicht  auf  Regalien  bestehen'*  (privatwirthsch. 
Einnahmen,   K.  2,   Gebäude,   landwirthsch.    Kammergüter,   gemeine   Gefälle,    Renten, 
Gülten,  Zinsen,  Zehnten  u.  a.  m  ):  von  fürstl.  Einkünften,  Hoheiten  u.  Gerechtigkeiten, 
die  andere  Stände  des  Lands  insgemein  nicht  haben,  sondern  als  fürstl.  Regalien  gel- 
ten,  oder  denselben  verglichen  werden  oder  sonst  hierherzuziehen  sind  (Kap.  3,  also 
Einnahmen   aus  Regalien   i.  e.  S.,  gebühren-   u.    steuerartige  Abgaben,  wuhin   v.  S. 
rechnet:  Bergregal,  Münzregal,   Geleit  u.  Zoll,   Leheu-Hofsangelegenheiten,  Wildbann 
nebst  Jägerei.  Fischerei  u.  W assern utzung.  Forstbann  u.  Waldnutzung,  „Landes-Stener- 
barkeir',  Fiscalgerechtigkeit  u.  d^l.).    Das  4.  Kap.  beschäftigt  sich  mit  der  Bestellung 
der  fürstl.  Kammer  zur  Beaufsichtigung  u.  Verwaltung   der  aufgezählten  Einkünfte, 
Nutzungen  und  Regalien  (die  eigentl.  Finanzverwaltungslehre,  mit  Ausführungen  tlber 
Verreclinun^swesen,   Etats  u.  dgl.\     Das  5.   Kapitel  i^t  eine   Darstellung  der  fürstl. 
Privatökonomie,  indem   es  von   der  Bestellung  u.  Verfassnnp:   der  „fürstl.   Hofstadt^ 
(HofhMltung)  handelt  u.  die  dazu  gehörigen  Aufgaben  u.  Einrichtungen  näher  darlegt. 
Das  Privat-   u.   öfientlich -Rechtliche  und  -Oekonomische  wird   doch  schon  mehrfach 
deutlicher  geschieden.    Bei  der  Gliederung  des  Finaiizbedarfs  (Frankf.  Ausg.  v.  1656 
S.  164)  werden  6  Rubriken  gebildet,  die  erste  und  die  letzte  betreHen  fürstliche  Privat- 
interessen (Hanshaltung  —  Er>rötzlichkeiten),   die   4  mittleren   Oti'entlicho  Angelegen- 
heiten (Besoldung  der  Hof-  u.  Sraatsdiener,  —  sonstige  innere  u.  äussere  Veiwahoog, 
—    Erhaltung   der   Schlö.»>ser,    Amt^gebäude,   Festungen,    Landstras.<en,   Brücken,    — 
Kirchen-.  Schul-,  Armenwesen).     Eine   characterist.   Reihenfolge,  in  der  beacht«*ns- 
werther  Weise  die  besondere  Hervorhebung  des  Militärwesens  als  Hauptglied  der  Aus- 
gaben noch  fehlt.    Bei  der  Darstellung  u.  Beurtheilung  der  Einkünfte  stehen  auch  für 
V.  S.  nach  deutscher  Praxis   die  Domanialeinkünfte   u.  Regaleinnahmen   voran,  wobei 
aber  in  letzterer  Beziehung  an  die  alten  Regale  gedacht,  nicht  deren  Ausdehnung  das 
Wort  geredet  wird.    Die  Steuern  fas>t  v.  S.  bes.  in  der  1.  Aufl.  noch  als  eine  durch- 
aus extraordinäre,  mehr  freiwillige,  nur  mit  stand.  Bewilligung  zu  erhebende  Einnahme 
auf  (S.  222  ff.)  und  betrachtet  es  selbst  als  erreichbares  Ziel,   wieder  zur  Beseitigung 
aAler  Steuern  zu  kommen,  wo  „die  Obrigkeit  bei  ihren  ordentlichen  Einkünüten  u.  die 
Onterthanen   bei  Ablegung  ihrer  Eibschuldigkeit  beruhen  und  vergnügt  sein  können** 
vS.  229).    Später  erscheint  ihm  diese  Hoffnung  selbst  als  zweifelhaft.    Er  neigt  dann, 
aus  den  gewöhnlichen  Gründen   der  pract  Staatsmänner,  („Unmerklichkeit")  mehr  zu 
Accison,  Lizenzen,  Consumtionssteuern  als  zu  Schatzunsren. 

In   vieler  Beziehung  ein  Zerrbild   der  patriarchalischen   Auffassung  der  Volks- 
winhschaft  und  des  Finanzwesens  erscheint  in  dem  Werke  eines  Zeitgenossen  v  Secken- 
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V  in  W.  von  Schröder  ä  furstl.  Schatz    u.  Kentkainmer  (zacrst  16S6  u.  8  mal 

aofj^clegt).    Dennoch  ist  mehr  die  Ausdnicksweise  als  die  volkswirthschaftliche 

lanzieUe  Grundtendenz  des  Buchs  so  anstOssig.  dessen  Verf.   nur  sonst  rUckhalt- 

W  Absolutist  u.  strenger  Mcrcantilist  war.     Er  empfiehlt  wörtlich   dem   Furzten, 

fai  einem  Hausvater  seinen  Unterthanen  erst  zu  einer  flauten  Nahrung  zu  verhelf<;n, 

JB   er   ihnen  etwas  nehmen   wolle,  ähnlich  wie   ein   Hausvater  das  Vieh,   das  er 

hellten  wolle,  eist  mästen,  die  Kühe,  die  er  melken  wolle,  erst  gut  futtern  müsse: 

.  der  Form  abgesehen  ja  ein  ganz  richtiger  u.  von  den  practischen  Fiiianzmäuiicrn 

unbeachtet  gdasseuer  Satz.   (Röscher  S.  294  ff.).  —  Auch  die  bekannten  grossen 

llisgclehrten  der  Epoche,  H.  Co n ring  (de  acrario  boni  priucipis  recto  constituendo, 

endo  et  conservando.  Koscher  S.  2^0  ff.)  und  Puffendorf  (eb.  S.  31H)  grhöreD 

ieu  in  der  Literarhistorie  der  deutschen  Finauzwissenschaft  zu  itennenden  Autoren 

>  Schrift   des  ersteren   enthält  nach   Koscher  „eine   ziemlich   vollständige   Finanz- 

ienscbaft  jener  Zeit,  allenthalben  mit  volk^wiIthschaftlichen  Durchblicken**.   PuHen- 

F's  Finanzlehre  ist   „ein   aufgekläiter  Absolutismus  fast  genau  derselben  Art,  wie 

Prariä  des  Grossen  Kurfürsten'"   (Koscher).    Bemerkeuswenh   iht  seine  rcchts- 

JKophische  Begründung  der  Besteuerung  auf  den  Schutz  für  Leben  u.  Vermögen, 

dafür  die  Unterthanen  genössen,  und  seine  Forderung,  dass  die  Steuervortheilung 

k  Verhältui>s  des  Nutzens  der  Pflichtigen   vom   öilcnilichen  Frieden   erfol;;e  (Ko- 

er,  S.  317).    Das  noch  in  der  modernen  Theorie  spukende  sogen.  „Genussprincip" 

Aäsecuranzprincip"'  als  Kechtsprincip  für  die  Begründung  und  fiuanzwirthschaft- 

es  Piincip  für  die  Venheilung  der  Steuern  (Fin.  II,  §.  418,  340)!  — 

Unter  den  ausländischen  Schriftstellern,  welche  Finanzfragen  mit  berühren, 
'  im  IT.  J.h.  in  England  die  Philosophen  Hobbes  u.  bes.  Locke  mit  zu  nen- 
,  wofQr  hier  auf  Koscher,  z.  Ge>ch.  d.  engl.  VoIks>v.sch.lehre,  Lpz.  1S51.  u  jetzt 
I  auf  Kicca-Salerno  a.  a.  0.  p.  S2  ff.  zu  verweisen  genügen  muss.  (Bei  Locke 
erübcrwälzungstheorie.)  Unter  den  ital.  Autoren  der  Zeit  wirkt  Botero*s  Ein- 
nach.  Bedeutendes  auf  diesem  (icbiete  tritt  nicht  hervor  (Ricro-Salcrno 
S  ff.). 

Dio  erwähnte  Epoche  des  Accisestreits  in  d.  2.  Hälfte  des  17.  J.h.  und  noch 
iber  ins  ISte  spielend,  hat  zu  einer  Streitscbriftlireratur  geführt,  in  die  Koscher 
Üe  oben  S.  32  gen.  Schriften  interessante  Einblicke  gewähren.  Aehnliclier  Streit 
Ansiebten  über  directe  u.  iudirecte  Steuern  wie  noch  heute. 

§.  24.  Bis  über  die  Mitte  des  18  Jahrhunderts  hinaus  ändert 
I  in  diesem  Zustande  der  Finanzliteratur  doch  nur  wenig.  Im 
gentlichen  auf  Grund  der  bisherigen  Anschauungen,  wenn  auch 
iSlig  unter  dem  Einfluss  der  neueren  Staats-  und  Recbtsphilo- 
bie,  besonders  WolfiTscher  eudämonistischer  Richtung,  wurde  die 
anztheorie  in  Deutschland  nur  mehr  und  mehr  systematisirt 
l  im  Einzelnen  mehr  ausgebildet,  meist  im  engen  Anschluss  an 
Kameralwissenscfaaft,  diesem  „Inbegriffe  der  für  einen  Beamten 
ler  inneren  Verwaltung  dienlichen  Kenntnisse '^  (Rau)  oder  als 
Theil  dieser  Disciplin.    Die  wichtigsten  Autoren  sind  v.  Justi 

V.  Sonnenfels. 

S.  die  Literatur  in  Raa,  Grundriss  der  Kameral Wissenschaft,  1S28,  S.  10.  Viele 
tinanzieUe  Schriften  bei  Zincke,  Kameralibtenbibliothek,  HI,  780  ff.  (1751).  — 
b  heute  sind  manche  dieser  Schriften  auch  deshalb  beachtenswcrth ,  weil  sie  die 
lältnisse  der  damaligen  Praxis  schildern  oder  zum  Atisgangspunct  der  theoret. 
achtung  nehmen.  Für  die  ganze  dents<*he  Kameralwissensrhaft,  die  eine  Wurzel 
modernen  deat5<*hen  Nationalökonomie,  und  damit  auch  für  die  „kanieralistischo 
.Dzwissenschaft'*  des  18.  Jahrhunderts  ist  die  eudämonistische  oder  Wohlfahrtsstaats- 
Mophie  Chr.  Wolf  f's  vielfach  von  Einfluss  gewesen,  —  jene  Philosophie,  welche 
die  Praxis  des  Staats  des  „aufgeklärten  Despotismus''  der  Friedrich  II.  u.  Maria 
reaia  in  mancher  Hinsicht  die  theoretische  Begründung  u    Rechtfertigung  gegeben 
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hat.  Unter  den  finanz.  Fachschriften  verdienen  liervorgehoben  zu  werden:  Gasser's 
'erster  Inhaber  des  von  Friedr.  U'ilh.  I.  neu  errichteten  Ökonom.  Lehrstuhls  an  der 
Univers.  Halle,  1727)  Einleit.  zu  den  ökon.,  polit.  u.  Kamcralwissenschaften ,  1729 
(1.  Band\  „eine  nach  den  damaligen  Begrifl'en  ziemlich  vollständige  Finanzwissenschafr*' 
(Koscher,  S.  872  ff.\  d.  h.  vorncmlich  die  Lehre  v.  d.  Domänen  u.  Kegalien,  deren 
Erträge  den  Civiletat,  während  die  Steuern  den  Militäretat  zu  decken  haben.  Bei 
Weitem  der  hervorragendste  deutsche  Theoretiker  dieser  Epoche,  hier  wie  auf  dem 
verwandten  polizeiwissenschaftl.  Gebiete  war  Joh.  Heinr.  Gottl.  von  Justi  (gest.  1771, 
ausführlich  tlber  ihn  Koscher,  S.  444 — 465,  über  s.  Fin.wiss.  461  IL).  Mit  seinen 
hierhergehörigen  grossen  Werken  (System  des  Finanzwesens,  Halle  1761,  4.,  U.Staats- 
wirthschaft  2.  B.  Leipz.  1.  A.  1752,  2.  staik  vermehrte  A.  175S),  hat  v.  Justi  wohl 
<]cn  Anspruch  auf  den  Platz  des  bedeutendsten  iinanztheoretischen  Systematikers  seiner 
Zeit  erworben.  Mit  Recht  stellt  ihn  Stein  voran,  freilich  ihn  doch  wohl  etwas  über- 
schätzend. Auch  Kau  nennt  seine  Werke  „die  erste  ausführliche  u.  methodische 
Abhandlung  der  Fiuanzwissenschaft,  die  auch  lange  Zeit  Handbuch  der  Practiker 
blieb.''  V.  Justi  steht,  wie  v.  Sonnenfels  auf  ausgesprochen  eudämonist.  Stand- 
puncte  (s.  bes.  d.  Einleit  z.  System  d.  Fin.  S.  4  ff.)  u.  theilt  die  Vorzüge  u.  die 
Schwächen  dieser  philosoph.  Auffassung,  weiss  namentlich  die  Gonfiicte  zwischen  dem 
Staats-  und  Volksinteresse  u.  der  Einzelfreiheit  so  wenig  als  seine  practischen  Vor- 
bilder, Maria  Theresia  u.  Friedrich  d.  Gr.  zu  lösen.  In  polit.  Ansichten  ist  er  von 
Montesquieu  beeinflusst.  Die  Anschauungen  seinerzeit  über  Bevölkerung,  positive 
Volkswirthschaftspolitik  („Polizei'')  ^Is  Mittel  zur  Hel)ung  des  Wohlstands  u.  damit 
der  Finanzkraft,  im  Gedankengange  der  y.  Seckendorlf  u.  v.  Schröder,  theilt  er,  was 
auch  auf  seine  theoret^ Behandlung  der  Finanzwissenschaft  Einfiuss  übte:  der  1.  Band 
der  „Staatswirthsch."  enthält  die  „Lehre  von  der  Erhaltung  u.  Vermehrung  des  Ver- 
mögens des  Staats,  mithin  die  Staatskunst,  die  Polizei-  und  Dommcrzienwissensch., 
nebst  der  Haushaltungskunst";  der  2.  Band  baut  dann  auf  dieser  Grundlage  „die 
eigentliche  Kameral-  oder  Finanzwissenschaft"  auf,  oder  „die  Lehre  von  dem  ver- 
nünftigen Gebrauche  des  Vermögens  des  Staats".  Es  tritt  überall  bei  v.  Justi  in 
volkswirthsch.  Fragen  der  so  characteristische,  th.  mercantilistische,  th.  staatsbevor- 
mundende Standpunct  der  Doctrin  vor  den  Physiokraten  u.  Smith  scharf  hervor.  Im 
Finanzwesen  steht  ihm  die  Besteuerung  schon  mehr  voran,  als  den  deutschen  Kameralisten  \ 
des  17.  J.h.,  wenn  er  das  auch  mehr  als  einen  thatsächlichen  Uebelstand  ansieht  n. 
von  den  Einkünften  aus  den  Domänen  u.  Kegalien  sagt,  „sie  seien  eigentlich  die- 
jenigen, worauf  der  Staat  fundirt  ist"  ^Fin.  S.  347).  Die  Steuern  u.  Abgaben  sollten 
daher  eigentlich  nicht  zu  den  ordentlichen  Staatseinkünften  gerechnet  weiden  (Eb.S.  850). 
Er  stellt  für  die  Besteuerung  bereits  die  Kegeln  der  „staatsbürgerlichen  Gesellschaft**, 
im  Wesentlichen  die  v.  A.  Smith  (Fin.  S.  .H62  IK.  36S),  auf,  kennt  die  Bedeutung  \ 
des  finanztechnischen  Moments  in  allen  Steuersachen  gut  (Fin.  S.  809  IW)  u.  hat  hier  J 
für  die  Folgezeit  der  deutschen  Stcuerlheorie  vorgebaut.  Die  lediglich  principielle  j 
Behandlung  der  Steuerfragen  in  der  englischen  Doctrin,  ohne  irgend  genügende  Kock-  : 
sieht  auf  die  Steuertechnik,  wird  so  mit  Kecht  vcnnieden.  Seine  volkswirthscli.  \ 
Würdigung  der  Steuern  enthält  im  Einzelnen  manches  Kichtige,  entbehrt  aber  freilich 
jener  principiellen  Würdigung,  wie  sie  erst  seit  der  Smith 'sehen  Zeit  en^icht  wM. 
In  Montesquieu'scher  Weise,  aber  nicht  mit  einfacher  Zustimmung  zu  ihm,  wird  der 
Zusammenhang  zwischen  den  Steuern,  deren  Art,  Höhe  und  der  Staatsform  u.  s.  w. 
behandeit  (Fin.  S.  309  fi*.).  Doch  die  ganze  Staatsidee  v.  Justi's  war  eine  zu  einseitige, 
als  dass  grade  seine  politischen  Betrachtungen  der  Besteuerung  genügen  konnten« 
Im  Ganzen  ist  er  grösser  im  Speciellen ,  im  Technischen  als  im  Allgemeinen .  Philo- 
sophischen, Oetfentlich-Kechtlichen,  Volkswirthschaftlichen. 

Der  jüngere  Zeitgenosse  v.  Justi's,  der  österr.  Nalionalökonom  Joh.  v.  Sonnen fels 
(1733 — 1817,  jüd.  Abstammung)  nimmt  in  der  deutschen  Finanzliteratur  des  Tor. 
Jahrhunderts  mit  seinem  s.  Z.  berühmten  viel  knapper  geschriebenen  Werke  „Grund- 
sätze der  Polizei,  Handlung  u.  Finanz"  (3.  B.,  I.A.  Wien  1765,  (i.  1798,  nach  der 
ich  (^itire.  7.  1S04.  H.  IS] 9)  wokl  als  Finanztheoretiker  die  erste  Stelle  nach  Justi 
ein.  (Vgl.  Koscher,  533—552,  über  d.  Fin.wiss.  S.  54S  11'.).  Er  war  zwar  ebenfalb 
Eudämonist  und  aufgeklärter  Absolutist,  vertritt  noch  schärfer  als  seine  Zeitgenossen 
das  „Bevülkerungsprincip"  (Vermehrung  der  Bevölkerung  als  Ursache,  Wirkung  xu 
Massstab  der  Hebung  des  Volkswohlstands),  ist  bis  zuletzt  von  A.  Smith  noch  kau 
berührt,   aber  in  seinem  politischen  Urtheil   u.  seiner  Auffassung  des    FinanzweseA 
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sb  schon,  seiner  Zeit  entsprechend,  mehr  ein  moderner  Mann  als  v.  Jasti,  in  seiner 
IBtäanffassarig  von  Roasseao'schen  Ideen  mit  beeinflusst.  Domänen  u.  Kegalicn 
|bD  bei  ihm  weit  mehr  zurück  alä  bei  y.  Justi;  seine  Steuerlehre  ist  nicht  so  tech- 
Kh  eingehend,  aber  priucipiell  schärfer  u.  z.  B.  seine  Polemik  wider  die  Steuer- 
ibieitcn  Privileg.  Stände,  vor  Allen  der  «.(Jlerisey'*  athmec  den  (ieist  der  Josefinischen 
It  Q.  der  ,,staatsbargerlichen  Epoche''  (lll,  1(>7  lYX 

Aas  der  deutschen  Finanzlit.  sind  ausserdem  etwa  noch  zu  nennen:  die  finanz. 
Ukel  in  Bergius"  Polizei-  u.  Kameralmagazin,  17(>7  ff,  9  Bände.  —  v.  Pfeiffer, 
indriss  d.  Finanzwesens,  Lpz.  ITSl  u.  dess.  LchrbcgriH'  sämmtl.  ökon.  u.  Kamoral- 
piensch.  1764—79,  VI  (Röscher  S.  555  (f.).  ~  Jung.  Lehrb.  d.  Fin.wiss.  17S9 
•scher  S.  552).  —  Rössig,  Fin.wiss.  17S9  (Röscher  S.  591).  —  S.  auch  Mör- 
ser, Grandsätze  d.  Handlungs-,  Staats- u.  Fin.wissenschaften,  d.  v.  Engelbrecht. 
■ib.  1781.  —  Mehr  vom  Staudpunct  d.  pract.  Staatsmanns  aus  d.  Schule  Friedr.  d.  (jr.: 
Bielfcld,  institmions  politiqucs,  1760,  I,  eh.  11,  12  (Röscher  S.  426  ff.). 

Diese  ganze  Finanzliteratur  des  18.  J.h.  leitet  dann  hinüber 
r  modernen  deutschen  Finanzwissenschaft  der  streng  wissen 
hafUichen  Periode,  auf  die  sie  (auch  von  Ran  gilt  das  noch) 
len  deatUchen  Einfluss  ausgeübt  hat.  Dieser  letztere  wurde  nur 
reh  die  mächtigeren  Einflüsse  von  anderen  Seiten  (§.  25)  mehr 
d  mehr  zurückgedrängt,  ist  aber  auch  gegenwärtig  berechtigter- 
issen  noch  nicht  völlig  verschwunden,  was  System,  Methode, 
rücksichtigung  der  finanztechnischen  Momente  anlangt,  worin 
j  moderne  deutsche  Wissenschaft  Dank  dieser  Nachwirkung  der 
meralistischen  Periode  die  fremde  heute  noch  überti-iift. 

In  der  ausländischen  Literatur  von  Ende  des  17.  bis  um 
\  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  gelangt  man  nur  ausnahmsweise 
der  in  Deutschland  beliebten  Systematisirung  der  Finanztheorie. 
er  einige  Finanzfragen  finden  doch  bereits  in  dieser  Periode 
te  bemerkenswerthe  Behandlung  von  wissenschaftlichem  Werthc. 
fördern  in  Frankreich  Boisguilbert  und  Vauban  durch 
e  Kritik  der  bestehenden  Besteuerung  und  deren  Wirkungen  und 
rch  Erörterungen  und  Reform  vorschlage,  welche  sich  daran 
iliessen,  die  theoretische  Erkenntniss  des  Steuerwesens.  Die 
eorie  des  öffentlichen  Crcdits  und  damit  zusammenhängender 
Dcte  wird  durch  den  Schotten  Law  gefördert,  trotz  des  practi- 
ten  Fiasco's  dieses  Mannes.  Die  Italiener  sind  auch  jetzt  nicht 
ssig  (Broggia).  Montesquieu's  Auftreten,  das  auch  für  die 
lanztheorie  von  nachhaltiger  Bedeutung  war,  fällt  in  den  Sehluss 
ger  Periode,  wie  ebenso  dasjenige  von  Hume.  Beide  bringen 
jn  mit  den  Physiokraten  die  politischen  und  Wirthschaftswissen- 
laften  zu  jenem  mächtigen  Aufschwung,  welcher  in  A.  Smith 
minirt  und  auch  die  Finanzdoctrin  in  neue  Richtungen  führen 
Ite. 

Näheres  Eingehen  auf  diese  Literatur  müssen  wir  uuä  hier  versagen.     Sie  darf 
r  Dicht  OBterscbätzt  oder  Uberbeheu  werden.    Hau 's  Urtheil  Fin.  I,  §.  20  Über 
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die  Italiener  des  18.  J.b.  ist,  wie  Kicca-Salerno's  Arbeit  zeigt,  doch  zu  ungünstig 
hinsichtlich  der  Ausbeute  dieser  Autoren  auch  für  die  Finanzwissenschuft.  Boisguilbert 
n.  Vauban  sind  von  der  neueren  französ.  Literarhistoric  wohl  etwas  übermässig 
herrorgehoben  und  überschätzt  worden,  aber  bemcrkenswerth  sind  ihre  Ausführungen 
über  die  Unbilden  der  damaligen  Besteuerung  u.  ihre  Beformvorschläge  allerdings. 
S.  beider  Schriften  [B.'s  Detail  de  la  France  l»*i95,  2.  ed.  1607,  Factum  de  la  France 
1706  oder  1707,  V.s  dimo  royale,  1707)  in  vol.  I  der  Collect,  des  princip.  economistes, 
cd.  Daire.  Darüber:  Hörn,  econ.  polit.  arant  les  physiocrates.  Par.  1867,  Cadet, 
P.  do  Boisguilhert,  l'ar.  1870,  G.  Cohn,  Boisg.  in  d.  Tüb.  Ztschr.  1869,  B.  25, 
S.  «60,  v.  Skarzynski  P.  de  B.,  Berl.  1873,  Kicca-Salerno,  S.  96  ff.  B.  wie  V. 
strebten  doch  ror  Allem  nach  einer  gerechteren  und  wirthschaftlich  zweck- 
massigeren  Vertheilung  der  Steuerlast,  wobei  der  Verwaltungspractiker  B. 
nur  nicht  so  radical  vorgeht  als  der  Marschall  Vauban  mit  seiner  Forderung  des 
„Königszehents"  von  allen  ländlichen  und  städtischen  Erträgen.  —  Law's  Credittheorie 
bes.  in  s.  „memoires"  u.  „lettres"  sur  les  banques  (im  1.  vol.  der  Coli.  d.  princ.  econ.). 
Darüber  Kautz,  S.  282,  Ilorn,  J.  Law,  Leipz.  1S5S,  bes.  Kn  ies.  Credit  1, 63  ff.  Weitere 
französ.  Finanzschriften:  Duval,  6l6meuts  des  tinances,  Par.  1736.  Dutot,  reflex.  polit 
sur  les  fin.  et  lo  commerce,  La  Haye,  1738—54  IT.  B.  Auch  Mclon,  essai  polit  sar 
le  commerce,  1734,  Forbonnais,  recherches  et  consider.  sur  les  fin.  de  France  1758 
n.  a.  m.  berühren  Finanz-,  Credit-,  Steuerfragen.  Grouber  de  Gronbenthal, 
th6orie  gcncr.  do  ladministr.  des  fin.  P.  1788  2  B.  —  Ueber  die  Italiener  (auch 
andere,  wie  z.  ß.  Melon)  s.  Kicca-Salerno,  99  ff.  (Pascoli,  1733,  .1737, 
Bandini  1677 — 1760,  bes.  Broggia,  gest  1763,  von  ihm  trattato  dei  tribati  etc. 
Nap.  1743,  s.  Ricca-S.  p.  106  ff.V  Genovesi,  dessen  gedrängte  Entwicklung  der 
Finanzgrundsätze  auch  Kau  schätzbar  nennt,  gehört  doch  erst  der  späteren  Periode  an. 

III.  —  §.  25.  Neuere  Zeit  seit  der  Mitte  des  18.  Jahr- 
hunderts oder  strenger  wissenschaftliche  Periode  der  Finanz- 
wissenschaft. Diese  beginnt,  wie  diejenige  der  gesammten  Politischen 
Oekonomie,  —  was  bei  aller  Achtung  vor  einzelnen  früheren  Autoren 
mercantilistischer  wie  freierer  Richtung  wahr  bleibt  —  doch  erst 
nach  der  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts.  Drei  Hauptmomente 
zeigen  sich  darauf  von  Einfluss.  Zunächst  und  zumeist  die  Ent- 
wicklung der  neueren  Volkswirthschaftslehre,  der  „Theorie 
der  freien  Concurrenz",  in  der  Lehre  der  Physiokraten  (Quesnay, 
Turgot)  und  mehr  noch  in  dem  epochemachenden  Werke  von 
Adam  Smith.  Sodann  der  Umschwung  in  der  Rechts-  und 
Staatsphilosophie  und  in  der  (theoretischen)  Politik,  in  An- 
knüpfung an  Montesquieu,  Rousseau  und  schliesslich  und 
hauptsächlich  an  Kant.  Endlich,  den  Ausschlag  gebend,  die 
practische  Umgestaltung  des  politischen,  socialen  und 
wirthschaftlichen  Lebens  durch  die  französische  Revo- 
lution und  die  mit  ihr  in  Verbindung  stehenden  Ereignisse.  In 
der  Praxis  und  in  der  Theorie  geht  nunmehr  erst  die  „ständische 
Periode"  definitiv  unter  und  gelangt  die  „staatsbürgerliche" 
zur  Herrschaft. 

Die  Physiokraten  waren  die  ersten  consequenten  Vertreter 
des  Individualismus  und  Liberalismus  auf  ökonomischem 
Oe biete,  sie  stehen  hiermit  auf  derselben  philosophischen  Grund- 
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n   wie  A.  Smith  and   die   britische  Oekonomik.     Ihre  Doctrin 
jkd  mit  Recht  mit  der  britischen  Lehre  zu  einer  höheren  Einheit, 
jbo    der  „Theorie  der    freien   Concurrenz",    zu   Einer  grossen 
Pchnle^'  zusammengefasst,  in  welcher  sie  die  erste,  die  ömith'sche 
Ihre    die    zweite  Entwicklungsphase   bildet.     Der  auch   itlr   die 
jpMtnztheorie  hochwichtige  Punct  der  neuen  Doctrin  ist  die  ganz 
tränderte  Auffassung  des  Zwecks  und  der  Aufgaben 
U  Staats.    Grunds'ätzlich  wird  Front  gegen  die  eudämonistische 
utsaüffassung,    gegen   die   Vielregiererei   und   die   Einmischung 
I  Staats   in    das  Wirthschaftsleben   gemacht.     Die    ,,  natürliche 
dnQDg^'  soll  im  letzteren  hergestellt  werden,   der  Staat  soll  sich 
!*  Wesentlichen   auf   Rechtsschutzgewähr    und    etwa   auf  Volks- 
liehnng  beschränken,   Handel  und  Wandel  nicht  künstlich  regu- 
SD,   „die  sterilen  Ausgaben  sich   selbst  überlassen''  (Quesnay 
a.  8).      Daraus  würde    eine  Verminderung    des   Finanzbedarfs 
'gen  müssen.    Der  verbleibende  Bedarf  soll  dann  nach   physio- 
itischer    Lehre    einfacher    und    rationeller    und    dem    leitenden 
onomiscben   Princip   der  Doctrin   der    „Oekonomisten^^   gemäss 
DZ  oder  grossentheils  durch  eine   einzige  Grundsteuer  oder 
le  einzige  Steuer  (impot  unique)  vom  Bodeu-Reinei*tr«g  (produit 
l)  bedeckt  und  die  schweren,   belästigenden,  ungleichmässigen, 
»Bse  Erbebungskosten  bedingenden  bisherigen  Steuern,  zumal 
I  indirecten  Verbrauchsteuern  sollen  beseitigt  werden. 
e  Forderung  jener  einzigen  Steuer  ist  die  Consequenz  der  schiefen 
d  unhaltbaren  physiokratischen  Lehre  von  der  allein  Reinertrag 
er  Ueberschuss  schafifenden  Bodenarbeit  und  ausserdem  von  dem 
eben  nach  Vereinfachung  der  Besteuerung  eingegeben,  indem 
>  Steuer  jenen  Reinertrag  an  der  Quelle,  in  der  Hand  des  Boden- 
Imuers  bez.  des  Grundeigenthümers  trifft.    Die  Beseitigung  des 
itehenden   Steuerwirrwarrs    wird    somit  auch  aus  Gründen  der 
mertechnik  (Vereinfachung  der  Besteuerung,   Verringerung  der 
bebnngskosten)    und    der    Gerechtigkeit    (gleichmässigere    Be- 
oerung)    verlangt.      Trotz    der  theoretischen   Einseitigkeit    und 
»ssentheils    der  Falschheit    der    philosophischen  Grundlage  des 
ygiokrati$mus,  der  Unrichtigkeit  der  Lehre  vom  alleinigen  Rein- 
rag  der   Bodenarbeit   und   der  practischen   Undurchführbarkeit 
r  „einzigen  Steuer^'  hat  die  ganze  Doctrin   doch   anregend  und 
rmcbtend  auf  die  Finanztbeorie  eingewirkt. 

Uebcr  die  innere,  nicht  nar  Verwandtschaft,  sondern  (ieucinsamkeit  des  Physio- 
tismos  ODd  Smithiaoismns,  nni^eachtet  der  BerichtignD^  der  Lehre  vom  produit  not 
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und  impot  uniqne  durch  Smith,  s.  bes.  v.  Scheel  über  Turgot,  Ttlb.  Ztschr.  1868, 
B.  24,  S.  243  ü'.,  auch  v.  Sivers  über  Turgot,  in  Hildebr.  Jahrb.  1874  I,  meine 
Grundleg.  S.  223  ff.  Vgl.  auch  v.  Skaizynski,  A.  Smith,  Berl.  1878.  Leser,  Begr. 
d.  Reichthums  bei  A.  Smith.  —  Ueber  die  Physiokralen  im  Allg.  z.  B.  E.  Laspey- 
res  in  Bluutschli's  Staatsvörterb.  B.  8,  L.  De  Lavergne,  ccon.  frang.  du  18.  siOcle, 
Par.  1870.  —  Quesnay's,  Turgot's  und  der  tlbrigen  wichtigeren  Physiokratcn 
Schriften  jetzt  am  Besten  zugänglich  in  d.  Coli.  d.  princip.  6conomi8tes,  voL  2 — 4.  — 
Die  Steuerlehre  schon  in  Quesnay's  Max.  5  (aus  1758):  „quc  l'imput  ne  soit  pas 
destructif  ou  disproportionn6  ä  la  masse  du  revenu  de  la  nation;  que  son  augmenta- 
tiou  suire  l'augmentation  des  revenus;  qu'il  soit  ^tabli  immodiatement  sur  le 
produit  net  des  biens-fonds  et  uon  sur  le  salaire  des  hommes  ni  sur  les  denrccs, 
oü  il  multiplierait  les  frais  de  perception,  prejudicierait  au  commerce  et  dctruirait 
aunuellement  une  partie  des  richesses  de  la  nation.''  Modificationen  u.  Zugeständnisse 
an  die  Praxis  bei  andern  Physiocraten.  So  plädirt  Mira1)eau  (d.  Acltcrc),  th^orie 
de  riroput,  1760,  für  eine  Besteuerung  in  Frankreich  von  75  Mill.  F.  mittelst  einer 
Grundsteuer,  von  150' Mill.  F.  mittelst  einer  auf  Ueerd,  Haus  u.  Pcisouen  gelegton 
Einkommensteuer.  Ein  Hauptargument  gegen  die  bestehende  Besteuerung  ist  auch 
für  M.  die  colossale  Höhe  der  Erhebungskosten,  die  er  auf  c.  58%  anschlägt  (?,  350 
von  600  Mill.  F.)  —  LeTrosne,  trait<'3  de  l'administr.  provinc.  et  de  la  i6forme  de 
Timpöt,  1779,  behält  die  Grenzzölle  bei,  vereinfacht  aber  sonst  das  Steuersystem,  in- 
dem er  die  indir.  Steuern  durch  einige  directe  ersetzt.  —  Seit  den  Physiokraten  ist 
der  theoret.  Kampf  gegen  die  indirecten  Verbrauchsteuern  aus  princip.  u.  techn. 
Gründen  lebhaft.  Vgl.  meine  Fin.  H,  S.  488  ff.  —  Ein  Versuch  zur  Verwirklichung 
der  phybiokTat.  „einzigen  Steuer''  ist  in  kleinem  Maassstabe,  in  ein  paar  DOrfem,  in 
Baden  gemacht  worden.  Er  musste  schon  dieses  Maassstabes  wegen  misslingen.  S. 
den  auch  sonst  für  die  physiokr.  Lehre  beachtenswerthen  Aufs,  von  Emminghaus 
über  Karl  Friedr.  v.  Baden,  in  Hildebr.  Jahrb.  1872,  B.  19,  S.  1  ff.  Scheel  in  d. 
Aufs,  über  TUrgot  S.  255. 

Mit  den  Physiokraten^  wie  gesagt,  auf  demselben  Boden  der 
philosophischen  und  ökonomischen  Grandanschauungen  stehend, 
aber  die  falsche  Steuerlehre  derselben  fallen  lassend  verbreitete 
hierauf  ^,A.  Smith  ein  neues  Licht  über  das  Finanzwesen,  indem 
er  die  volkswirthschaftliche  Grundlage  desselben  in  seinem  der 
ganzen  Politischen  Oekonomie  gewidmeten  Werke  entwickelte. 
Die  Staatseinkünfte  traten  aus  der  Vereinzelung,  in  der  mau  sie 
bisher  betrachtet  hatte,  zu  einem  Ganzen  zusammen,  welches  mit 
dem  grösseren  Ganzen  der  Volkswirthscbail  in  der  engsten  Ver- 
bindung erschien.  Man  ward  jetzt  in  den  Stand  gesetzt,  für  die 
nothwendige  Schonung  des  Volksvermögens  und  der  Volksgewerbe 
bestimmte  Grundsätze  statt  undeutlicher  und  schwankender  Kegeln 
aufzustellen,  und  man  lernte  Massregeln  und  Einrichtungen  als 
fehlerhaft  erkennen,  bei  denen  mau  bisher  kein  Bedenken  gehegt 
hatte''  (Rau  §.  22).  Allerdings  hat  selbst  Smith,  wie  L.  Stein 
mit  Recht  sagt,  zwar  schon  eine  ziemlich  vollständige  Staatswirth- 
Schaftslehre,  aber  noch  keine  vollendete  Finanzwissenschaft  ge- 
liefert, weil  ihm  in  seinen  Erörterungen  über  das  Finanzwesen  ein 
einheitliches  leitendes  Princip  noch  fehlte.  Dies  war  die 
nothwendige  Folge  seiner  mangelhaften,  dürftigen  Staatslehre, 
namentlich  der  vollständigen  Verkennung  der  universalen  Bedeutung 
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Staats   fUr  das  Volksleben  und  der  Bedingtheit  der  Volkswirthr 

(selbst  des  von  A.  Smith  und  seiner  engeren  Schule  eigent- 

[allein   betrachteten  privatwirthschaftlichen  Systems)  durch  den 

Aber    von  diesem  allerdings  verhängnissvollen  Fehler  ab- 

len    hat    Ä.  Smith  auch  hier  mit   dem   fünften  Buche  seines 

imten    Werks  vom  Volkswohlstande   Epoche  gemacht,  mass- 

iden,    in  der  englischen  Literatur  eigentlich  noch  heute  nach- 

;en  Einflass  auf  die  theoretische  Auffassung  und  Behandlung 

Finanzwesens  ausgeübt  und  schon  ein  ziemlich  abgerundetes 

im    der  Theorie   entworfen.     Die   auch  änsscrlich  enge  Ver- 

Anngy  in,  welcher  er  das  Finanzwesen  mit  der  Politischen  Oekonomic 

^ndelte,  blieb  für  die  ausländische  Wissenschaft  bis  heute  meistens 

liehen.    Die  sich  selbständig  stellende  deutsche  Finanzwissensehaft 

in  ihrer   Systematik  aber  ebenfalls  von   Smith  mit  beeinflusst 

rden.     Sie  hat  sich  erst  seit  ihm  aus  der  alten  Kameralwissen- 

laft  herausgelöst   und  verdankt  Smith    namentlich    das   Durch- 

ngen   zu  schärferer  principieller  Behandlung  der  Finanzfragen 

I  dem  volkswirthschaftlichen  Gesichtspunct. 

Der  wichtige  britische  Vorläufer  toh  A.  Smith  auch  im  Gobitte  der  Finanz-, 
lentlich  der  Steueitheoric  ist  D.  Hume,  bcäondcrs  in  seinem  Essay  über  Steuern 
kaatscredit  in   den   ,,essays  a.  treatises  on  several  subjects*'  1753.     IL  ist  (icgner 

physiokrat  u.  ähnlicher  Stouertendenzcn,  mehr  Anhängrer  passender  Verbrauclis-, 
h  Laxussteuem,  auch  ein  scharfer  Kritiker  der  leichtsinnigen  Staatsschulden wirth- 
ift  Auch  der  überhaupt  durch  Smith  etwas  zu  sehr  verdrängte  gcniiissi«rtc  und 
Uitertc  Mercantilist  J.  Steuart.  intjuiry  into  the  principles  of  pol.  o<on.  1767,  ^inbt 
)  beachtenswerthe  Steuerlehre. 

Es  ist  überhaupt  hier,  wie  sonst  nicht  sowohl  die  kuineswcg-s  UberaU  vorhandcin'., 
krfach  ganz  fehlende  Originalität,  als  die  glückliche  Form  seiner  Darstellung,  die 
Kartige  Zusammenfassung  des  Stoffs,  die  richtige  Verbindung  theoret.  u.  pract. 
Ebäsong,  der  A.  Smith  seine  Epoche  machende  Stellung  in  der  Finanzwissenschaft 
lankt  Seine  staatsmännische  Auffassung  lässt  ihn  die  doctrinären  Einseitigkeiten 
t  renneiden  und  dadurch  ihn  auch  für  die  Praxis  grösseren  Erfolg  erzielen.  Eine 
lere  Daricgung  u.  Würdigung  seiner  Finanztheorie  gehört  nicht  hierher.  Vielfach 
;t  seine  Theorie  doch  der  Finanzwissenschaft  bis  auf  unsere  Tage  zu  Grunde  u. 
daher  in  diesem  Werke  öfters  an  ihn  anzuknüpfen,  beistimmend  und  kritisch  ab- 
lend.  S.  s.  „Inquiry  into  the  nature  a.  causes  of  the  wealth  of  nations''.  Lond. 
rs  u.  zahlreich  später.    Unter  den  deutschen  Uebersetzungen  die  ältere  von  (iarve, 

(für  die  beste  geltende)  v.  Asher  (Stuttg.  1S61,  2  ß.\  neueste  von  Stöpel  ISTs, 
i  LOweuthal,  2.  A.  1S80,  französ.  in  d.  Coli.  d.  princip.  cconom.  vol.  V  u.  VI. 
I  5.  Buch  „of  the  revenne  of  the  sovereign  or  Commonwealth"  zerfällt  in  3  «grössere 
Üieil.  (Kap.).    Zuerst  werden  die  Ausgaben   geprüft,   wo  die  Staatslehre  des  Verf. 

Meisten  nachtheilig  einwirkt,  neben  manchem  richtigen  iiolit.  Gesichtspunct,  der 
i  Smith  nie  fehlt,  aber  mit  seiner  Grundanschauung  in  Widerspruch  steht.  Darauf 
iden  die  Quellen  der  Staatseinkünfte  behandelt.  Hier  werden  u.  A.  für  die  Besten- 
lg  die  berühmten  4  Regeln  aufgestellt  (B.  V,  eh.  H,  part  2  im  An  f.)  (s.  meine  Fin.  II, 
IX  wie  sie  übrigens  vor  u.  gleichzeitig  mit  Smith  von  manchem  andern  Autor  ge- 
ben wurden  (auch  von  deutschen  Kameralisten,  s.  die  Noten  der  vorausgehenden 
).  Drei  dieser  Kegeln,  .«Bestimmtheit',  ,.Be(]uemlichkeit",  „geringe  Erhebungskosten'* 
id  selbstverständliche  Steuerverwaltungsprincipieu  (,Fin.  II,  §.  53.'{— 536),  wo  nur  die 
hwierigkcit  besteht,  sie  iu  der  Praxis  richtig  auszuführen.     Die  erste  Kegel,  ,.ne- 
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Steuerung  im  Verhältniss  zu  den  rcsp.  Fähigkeiten,  d.  i.  zuui  Einkommen,  welches 
man  unter  dem  Schutze  des  Staats  gcniesst'%  ist' mit  den  anderen  Regeln  das  richtige 
Stencrprogramm  der  ,,staatsbUrgerl.  Gesellschaft''  (Stein),  aber  ein  unklarer  Satz,  der 
in  seiner  Fassung  alles  problematisch  lässt,  d.  h.  eigentlich  keine  Frage  löst,  vieloiehr 
alle  möglichen  Streitfragen  der  Stcucriheorie  in  sich  birgt.  Auch  die  weitere  Steuer- 
lehre  von  A.  Smith  leidet  an  erheblichen  Mängeln,  z.  Th.  der  Folge  der  ungenügen- 
den Smith'schen  Lehre  von  der  Vcrtheilung  des  Einkommens.  Das  Schlusskapitcl 
handelt  von  den  Staatsschulden.  S.  über  Smith'  Staats-  u.  Finanzlehre  Onx^ken, 
Smith  u.  Kant,  Leipz.  Ib77.  I.  105  ff.  —  Bis  heute  hält  sich  die  britische  Finanz- 
wissenschaft merkwürdig  streng  in  den  Gleisen,  die  Smith  zog.  nach  Inhalt  und  selbst 
auch  Form.  S.  z.  B.  Mill,  princ.  of  pol.  econ.  (Deutsch  v.  Sötbeer),  ebenf.  Buch  5.  — 
Immerhin  manches  Selbständige  zeigt  auch  im  IS.  J.h.  die  Italien.  Literatur 
über  Finanzen,  wofür  hier  auf  Bicca!- Säle  mos  reichhalt.  Werk  zu  verweisen  genügen 
muss,  da  ein  allgemeiner  Einfluss  dieser  Literatur  auf  die  Finanzwissenschait  ül^r- 
haupt  und  speciell  auf  die  deutsche  doch  nicht  hervortritt  S.  u.  A.  Genovesi's 
lezioni  di  econ.  civile,  1765,  u.  darüber  Ricca-S.  p.  178  ^, 

Der  Umschwang  der  Philosophie  and  die  französische 
Staatsumwälzang  haben  dann  za  neuen  staatswissenscbaitlichen 
Untersuchungen  über  die  Aufgaben  des  Staats  und  die  Grenzen 
seiner  Thätigkeit  geführt,  wodurch  neue  staatsrechtliche  Sätze  ge- 
wonnen und  der  Finanzwissensehaft  von  einer  anderen  Seite  ans 
vorgearbeitet  wurde.  Ein  Uebelstand  war  nur  hier  die  über- 
triebene Reaction  der  Kant 'sehen  Staatslehre  gegen  die 
eudämonistische  Theorie  der  Wo Iff  sehen  Schule  und  gegen  die 
Praxis  des  Staats  des  ^^aufgeklärten  Despotismus'^  Diese  Reaction 
bewirkte  eine  bedenkliche,  der  concreten  Sachlage  auch  durchaus 
widersprechende  Entleerung  des  Staatsbegriffs,  welche 
sich  mit  der  einseitigen  und  ungeschichtlichen  Opposition  des 
Smithianismus  gegen  alle  „Staatseinmischnng^^  in  das  (materiell-) 
wirthschaftliche  Gebiet  begegnete.  Die  falsche  Lehre  von  Smith 
und  seiner  Schule  über  die  Unproductivität  der  Dienst- 
leistungen (G.  §.  16  ff.)  und  damit  auch  des  Staats  leistete 
dieser  verhängnissvollen  Richtung  noch  Vorschub.  (G.  Abth.  1,  Kap.  4.) 
Trotzdem  gewann  aber  unter  diesen  verschiedenen  Einflüssen  die 
Finanzwissenschaft  eine  festere  systematische  Gestaltung  und  es 
bereitete  sich  in  Folge  der  allmäligen  Vervollkommnung  der  Wissen- 
schaft ein  Umschwung  der  Praxis  vor,  der  seitdem  zwar  langsam, 
aber  doch  unaufhaltsam  sich  vollzieht. 

Neben  dem  grösseren  u.  nachhaltigeren  Einfluss  der  neueren  Philosophie,  bes. 
der  Kant'schcn.  darf  der  Einfluss  Mon  tesquieu'^  nicht  ganz  übersehen  werden.  In 
seinem  berühmten  „csprit  des  lois"  (Genf  174**  zuerst)  behandelt  M.  die  Besteuerung 
in  B.  XIll,  den  ölfenil.  Credit  mit  in  B.  XXII.  Er  stellt  jene  utilitarische  .«Asse- 
cnranztheorie'"  für  die  Begründung  der  Steuorn  auf.  wonach  diese  sind  „une  portion 
que  chaque  citoyen  donno  de  sou  bien  pour  aroir  la  suret«'  de  lautre  ou  pour  en 
jouir  agrcablement  i^XIII.  eh.  1).  Eine  schon  ältere,  aber  noch  heute  nicht  völlig 
tiberwundenc  Theorie  der  Begründung  und  Vertheilung  der  Steuern  (s.  Fin.  II,  §.  418). 
Bes.  wichtig  ist  seine  Erörterung  über  die  Beziehungen  zwischen  Staatsfonn,  politi- 
seher  Freiheit  u.  Besteuerung,  wo  die  Möglichkeit  starker  Besteuerung  grade  für  dea 
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ieren   Staat  abgeleitet  vird.     Gute  Debcrsicht   Ober  M.'s  Finanzlekren   bei   Ricca- 
9rno,  p.  112  fi: 

§.  26.  Die  wissenscbaftlicbe  Behandlnng  des  Finanzwesens 
i  sich  dann  auf  dieser  Grandlage  im  Auslande  und  in  Deutsch- 
Dd  bis  in  die  neueste  Zeit  benierkenswerth  verscbieden- 
tig  gestaltet. 

,,Die  vielen  Bearbeitungen  der  Politischen  Oekonomie  seit 
lain  Smith  erstreckten  sich  gewöhnlich  auch  auf  das  Gebiet 
I  Finanzwesens,  inzwischen  wurde  dasselbe  in  den  nichtdeutscben 
srkcn  jener  Art  nicht  vollständig  systematiscb  bebandelt,  sondern 
rztiglich  in  der  Absicht  herbeigezogen,  um  volkswirthschaftliche 
kren  darauf  anzuwenden  und  dadurch  zu  erläutern.  Man  be- 
tränkte sich  dabei  meistens  auf  eine  allgemeiive  Betrachtung  des 
«erwesens,  der  Staatsausgaben  und  Staatsschulden,  die  man  bei 
*  volkswirthscbaftlichen  Lebre  von  der  Consumtion  einschaltete/' 
au,  §.  23.)  Schon  eine  solche  Einschaltung  scbloss  unliebsame 
iseqnenzen  in  sich.  Es  konnte  dabei  in  wirthschaftlicber  Hin- 
lit,  wie  im  Uebrigen  nach  der  ganzen  staatsphilosophischen 
Ifassang,  von  der  diese  Oekonomisten  ausgingen,  eine  prin- 
lielle  Auffassung   der   Bedeutung  der  Finanzwirthschaft  für 

Volkswirtbscbaft  nicht  gewonnen  werden.  In  der  That,  eine 
^he  fehlt  hier  bis  in  die  Gegenwart  fast  durchweg.  Aber  im 
izelnen  wird  Bedeutendes  geleistet,  besonders  in  der  Lehre 
i  den  volkswirthscbaftlichen  Wirkungen  der  Steuern, 
i  der  Ueberwälzung  der  einzelnen  Arten  Steuern, 
icardo.)  Ueber  der  principiellen  Erörterung  wird  jedoch  die 
lertechnische  Seite  der  Fragen  arg  vernachlässigt. 

Die  moDO|2:rap  bis  che  Finanzliteratur  knüpft  gern  an  die  grossen  practischen 
ileme  des  öffentlichen  Lebens  an,  namentlich  in  England,  an  die  Fragen  des 
ätsächnidenwesens,  des  Papiergolds,  der  Münz-  und  Bankpolitik, 
Zollwesens  u.  8.  w.  In  neaester  Zeit  finden  sich  auch  Anklänge  an  die  social- 
ische  Auffassung  des  Finanzwesens.  Im  Einzelnen  zeigt  sich  hier  in  der  cug- 
;eu  oud  französischen  Literatur  fast  immer  der  Tact,  den  die  Anschauung  grosser 
tsrerhältnisse  verleiht,  wodurch  auch  die  reinen  Theoretiker  vor  dem  Doctrinarismus 
ihrt  werden,  zu  welchem  gerade  auf  dem  Gebiete  der  Finanzwissenschaft  die 
eorie  der  freien  Concurrenz''  sonst  so  leicht  geführt  hat.  Aber  eine  selbständige 
anzwissenschaft  in  deutscher  Weise,  als  ein  besonderer  Theil  der  Politischen 
>Domie,  fehlte  der  fremden  Wissenschaft  bis  vor  Kurzem  grossentheils ,  soweit  sie 
t,  wie  die  osteuropäische  und  etwas  die  italienische,  von  der  deutschen  Wissen- 
ft  beeinflusst  wurde.  Selbst  besondere  Werke  über  das  ganze  Finanzwesen  sind 
ler  englischen  und  französischen  Literatur  selten  und  beginnen  erst  in  neuster 
mehr  hervorzutreten. 

S-  u.  die  Bibliographie.  Zu  ncnuen  s.  z.  B.  aus  der  1.  Hälfte  d.  19.  J.h.  J.  B. 
,  tniit6  d'econ.  pol.  (vielfache  Aufl.)  1.  III.  eh.  6—9:  ders.  cours  complet  d'econ. 
prat  7.  Th.  .'<.  Abschn.  u.  8.  Th.  —  Eingreifender  u.  selbständiger  auch  hier 
»de  de   Sismondi,  Nonv.   princ.  dtcon.  pol.   Par.  1818,  2.  A.  1821.  1.  6  (d«- 
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rimpot).  —  Ricardo,  princ.  of  pol.  ccon.  eh.  S — 1^,  29,  zuerst  1H19,  deutsch  von 
Raumstark,  Leipz.,  I.A.  1837,  2.  A.  1877,  uebst  Baumstarkes  ErläuternngcD,  ISdS. 
M'Culloch,  treat.  on  the  princ.  a.  pract.  inllueoce  of  taxation  a.  the  f  an  ding  System, 
Lond.  1845  u.  öfter.  —  J.  St   Mill,  princ.  of  pol.  ec.  P.  V. 

,,Id  Deutscbland,  wo  die  Finanz  Wissenschaft  schon  früher 
als  eine  besondere  Wissenschaft  (von  den  kameralistischen  Autoren) 
behandelt  worden  war,  wurde  dagegen  von  vielep  Schriftstellern 
die  zusammenhängende  und  vollständige  Darstellung  derselben 
beibehalten,  so  dass  sie  als  einer  der  drei  Haupttheile  der  Politischen 
Oekonomie  vorgetragen  oder  auch  ganz  ausschliesslich  abgehandelt 
wurde.  Diese  Methode  hat  die  Ausbildung  der  Finanzwissenschafk 
sehr  betordert."  (R.au  §.  23.).  Hier  zeigt  sich  einmal  die  Nach- 
wirkung der  alten  kameralistischen  Tradition  von  günstigem  Ein- 
flüsse, dann  aucjh  die  in  Deutschland  doch  immer  vorhandene 
tiefere  Auffassung  des  Staats  und  damit  der  Finanzwirth- 
schaft,  als  der  materiellen  Bedingung  des  Staats,  verbunden  mit 
dem  deutschen  Sinn  für  systematische  Behandlung.  Aber  zwei 
Klippen  hat  besonders  die  ältere  deutsche  Finanzwissenschaft 
dieser  Periode  (vor  der  neuesten  Phase  der  Disciplin)  nicht  stets 
vermieden.  Sie  hütete  sich  nicht  immer  vor  dem  Doctrinarismus, 
eine  manchesterschuleartige  Beschränkung  der  Staatsthätigkeit 
zu  bellirworten ,  und  sie  betonte  den  öffentlichen  Character 
der  Finanzwirthschaft  oft  nicht  genügend. 

Am  letzteren  Fehler  war  nicht  selten  die  Enge  des  politischen  Gesichtskreises 
kleiner  Staatsverhältnisse  schuld.  Es  hängt  hiermit  und  mit  dem  thatsächlichcn  Za- 
stande  der  deutschen  Territorialtinanzeu  znsammcn,  dass  das  Domänen-  und  Regalieii- 
wesen  gegenüber  dem  Steuer-  und  vollends  dem  Staatsschulden weseu  noch  zu  sehr 
im  Vordergrund  der  Betrachtung  stand.  Zu  einer  principiellen  Wtlrdigung  namcntlicli 
des  Staatscrcdits  gelangte  die  deutsche  Finanzwissenschaft  daher  z.  R.  noch  nicht, 
selbst  Nebenius  kaum  ausgenommen.  Ihren  Höhcpunct  erreichte  die  ältere  doatsche 
syst«matische  Finanzwissenschaft  sonst  im  (ranzen  wohl  in  dem  für  seine  Zeit  moster- 
giltigen  Werke  von  Rau. 

Die  Literatur  s.  u.  in  der  Bibliographie.  Bes.  zu  nennen  sind  neben  lian 
V.  Jacob,  V.  Malchus  für  die  allgemeine  Fiuanzwissenschaft,  Nebenius  f.  d.  Lehre 
vom  Offentl.  Credit,  J.  (i.  Hoff  mann  f.  d.  Steuerlchre,  von  etwas  späteren  v.  Hock. 

Ausser  in  den  grösseren  selbständigen  Werken  und  in  den  umfassenderen  Syste- 
men der  Politischen  Oekonomie  wurde  in  Deutschland  auch  öfters  ein  Abriss  der 
Finanztheorie  in  den  allgemeineren  Werken  über  di«*  ganze  Staatswissenschaft 
(Politik)  gegeben. 

Ein  immer  wichtigeres  Hilfsmittel  auch  für  die  Finanztbeorie 
wurde  im  Laufe  des  Jahrhunderts  die  stark  anschwellende  historischei 
statistische  und  administrative  Finanzliteratur  über  das  Finanzwesen 
einzelner  Staaten,  die  monographische  über  einzelne  practische 
Finanzfragen,  die  politische  und  populäre  über  finanzielle  Zeit-  und 
Streitfragen.  Das  überall  neu  erwachte  politische  Leben,  in  der 
Aera  der  Constitutionen,  die  immer  stärker  hervortretende  Bedeutong 


r 


Neueste  Pliaso.  45 


r  Fioanzen  für  Staaten  und  Selbstverwaltungskörper  führte  überall 
r  regsten  Beschäftigung  mit  Finanzangelegenheiten.  Die  parla- 
Uta  fischen  Verhandlungen  bewirkten  eine  solche  von  Amtswegen 
i  das  moderne  Verfassungswesen  gab  ausserdem  den  Anlass  zur 
Erkennung  und  breitesten  Verwirklichung  des  Princips  der 
kblicität  in  allen  Finanzsachen,  wodurch  eine  Masse  werthvolles 
tistisches  und  legislatives  Material  zu  Tage  trat,  das  vielfach 
feh  der  wissenschaftlichen  Verarbeitung  harrt,  diese  durch  seine 
berfülle  erschwert,  unverarbeitet  aber  nicht  immer  genügend 
Achbar  für  Schlussziehungen  ist. 

IV.  —  §.  27.  Eine  neueste  Entwicklungsphase  der 
lanzwissenschaft  hat  sich  in  manchen  Symptomen  etwa  seit  der 
Ite  unseres  Jahrhunderts  angekündigt  und  ist  jetzt  in  Deutsch- 
td  wenigstens  deutlich  im  Durchbruch  begriffen.  Sie  findet  ihre 
recbtigung  in  den  Mängeln,  welche  nach  dem  Gesagten  der  bis- 
ngen  Finanzwissenschaft  ankleben,  und  ihre  Erklärung,  wie  immer, 
der  Umgestaltung  der  Anschauungen  aiif  den  nachst- 
ehenden Wissenschaftsgebieten,  sowie  in  neuen  Er- 
heinnngen  des  öffentlichen  Lebens.  Dadurch  erhält 
i  Finanzwissenschaft  auch  neue,  erweiterte  und  veränderte 
ele:  es  bereitet  sich,  nach  der  „staatsbürgerlichen^^,  das  Richtige 
derselben  aufnehmend  und  fortführend,  eine  „sociale'^  Phase  des 
entlichen  Lebens,  der  Politik,  der  Finanzwirthschaft  und  als 
lex   davon  eine  analoge  Phase   in  der  Fioanzwissenschaft  vor. 

In  der  Rechts-  und  Staatsphilosophie  und  (theoretischen) 
»litik  ist  an  die  Stelle  der  engen  und  einseitigen  Kan tischen 
hntzzwecktheorie  und  der  rationalistischen  Auffassung  die 
ganische  und  historische  Auffassung  des  Staats  getreten, 
r  Staat  wird  nicht  mehr  als  eine  willkührliche  Bildung,  die  etwa 
eh  nnterbleiben  könnte,  nicht  nur  als  ein,  besten  Falles,  noth- 
ndiges  Uebel,  sondern  als  die  unumgängliche  Bedingung 
d  zugleich  die  höchste  Form  des  gesellschaftlichen 
isammenlebens  der  Menschen  betrachtet,  als  ein  Produet 
r  Geschichte,  mit  dem  jede  Theorie  als  mit  einer  gegebenen 
i^sse  rechnen  muss.  Der  entleerte  Staats  begriff  ist  daher 
ieder  angefüllt  und  dem  Staate  sind  theils  für  sich  allein, 
eils  in  Oemeinschaft  mit  den  Selbstverwaltungskörpern  die  um- 
tsendsten  Aufgaben  vindicirt  worden,  namentlich  neben  denjenigen 
if  dem  Gebiete  des  Rechtszwecks  solche  der  Cultur-  und  Wohl- 
.hrtsförderung,  ohne  fest  bestimmbare  Grenzen,  in  neuester 
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Zeit  mit  der  bestiumiteD  Tendenz  einer  Hebung  der  unteren  ClasscD 
mittelst  Staatshilfe.  In  der  auch  für  die  Finanzwissenschaft 
zunächst  massgebenden  yolkswirthschaftlichen  Auffassung 
erscheint  der  Staat  als  höchste  Form  der  Zwangsgemeiu- 
wirthschaften,  als  wahre  Gesammtwirthschaft  der  Nation, 
stets  in  enger  Verbindung  mit  den  übrigen  Zwangsgemeinwirth- 
schaften,  mit  den  grossen  Selbstverwaltungskörpern.  Die 
für  den  Staat  erfolgenden  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Finanz- 
wirthschaft  erlangen  ihre  organische  Stellung  im  Productions-  und 
Vertheilungsprocess  der  wirthschaftlichen  Güter.  Sie  fungiren  als  das 
Mittel  des  Umsatzes  von  materiellen  in  immaterielle  Güter,  von  Sach- 
gutern  der  Privatwirthschaften  in  Dienstleistangen  des  Staats  und, 
durch  den  direct  und  indirect  fördernden  Einfluss  der  letzteren  auf  die 
Volkswirthschaft,  wieder  dieser  Dienstleistungen  in  Sachgüter. 

Es  müss  gentifrcn,  das  hier  anzudeuten.  Das  Nähere  und  die  Bcfn'Undunfr  gebOrt 
nicht  in  die  Finanzwissenschaft.  sondern,  soweit  überhaupt  in  die  politische  Ockonomie, 
Aach  meiner  Auffassung  in  deren  „grundlef^cnden  Tlicil*'.  Eben  de>halb  habe  ich 
auch  für  mein  System  der  Finanzwissenschaft  geglaubt,  diese  „Grundlegung"  zuvmt 
ausarb«:iten  zu  müssen.  (S.  Vorwort  zu  R  I  d.  Lehrb.  d.  Polit.  Oekon.  1.  Aufl).  Ich 
beziehe  mich  daher  hier  jetzt  auf  dies  Werk,  s.  bes.  Grundleg.  2.  A.  1.  Abth.  Kap. 
3  u.  4.  Auch  iQr  den  folgenden  Punct  habe  ich  die  nähere  Begründung  in  letzterem 
Werke  zu  geben  gesucht,  1.  Abthcil.  K.  3,  u.  2.  Abth.  der  2.  Ausgabe. 

Dazu  kommt  noch  ein  wichtiges  zweites  Moment.  Die  neuere 
Wissenschaft  der  Nationalökonomie  erkennt  nicht  nur  den  orga- 
nischen Zusnmmenhang,  die  gegenseitige  Abhängigkeit  und  Sieb- 
Ergänzung  des  vornemlich  durch  den  Staat  vertretenen  gemein- 
wirthschaftlichen  und  des  privatwirihscliaftlichen  Systems,  sie  sagt 
sich  auch  mehr  und  mehr  von  der  optimistischen  Auf- 
fassung des  letzteren  im  Smithianismus  los  und  erkennt 
die  grossen  Redenken  des  Systems  der  freien  Concurrenz. 
(6.  §.  121—138.)  Sie  lernt  verstehen,  dass  die  Gestaltung  des 
privatwirthschaftlichen  Productionssystems,  die  bestehende  Privat- 
eigenthumsordnung,  besonders  das  private  Kapital-  und  Grund- 
eigenthum,  dass  die  auf  dieser  Basis  sich  vollziehende  Vertheiluog 
des  volkswirtbschaftlichen  Productionsertrags  oder  Volkseinkommens 
mit  der  ökonomischen  eine  entscheidende  sociale  Bedeutung  haben 
und  dass  die  socialen  Machtverhältnisse  der  Klassen  und 
Individuen  der  modernen  Erwerbsgesellschaft  dadurch  ihr  Gepräge 
erhalten  (G.  Abth.  II).  Zugleich  erkennt  die  Nationalökonomie 
den  Einfluss,  welchen  der  Staat  direct  oder  indirect  auf  die  Ver- 
theilung  des  Volkseinkommens  und  auf  die  socialen  Macht- 
verhältnisse einerseits   durch  die  Art  seiner  Thätigkeit,   also 
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leb  die  Art  der  VerwenduDg  seiner  Einktinfte  oder  durch 
ie    Äasgabewirthschaft,    anderseits  durch    die   Gestaltung 
per  Einnahm ewirthschaft   ausübt.     Der  Staatsbesitz    (und 
dich    der    Communalbesitz)   von    sachlichen   Productionsmitteln, 
jpitalien,  Grundstücken,  als  Grundlage  der  privatwirthscbaftlichen 
urerbszweige  (älteres  und  neueres  Domanium)  und  vieler  Gebühren- 
Italten   (Verkehrswesen),   hat  als  öffentliches  oder  Gemeineigen- 
m  (G.  §.  254)  auf  die  ganze  Organisation  der  Volkswirthschaft, 
ker  weiter  auf  die  Production   und  Vertheilung  des  Volksein- 
pmens  und  Vermögens  erheblichen  Einfluss.    Und  die  Art  der 
Bte uernng,  der  vornehmsten  modernen  Einnahmequelle,  (Steuer- 
tongen, Steoerfuss,  Steuerform,  Erhebungss}  stem  u.  s.  w.),  endlich 
I  öffentliche  Creditsystem  (Staatsschulden wesen)   sind  in 
em  Einfluss  auf  die  wirtbschaftlichen  und  socialen  Verhältnisse 
lehfalls  immer  mehr  erkannt  worden. 

Es  entwickelt  sich  aus  dieser  Ei kenntniss  nun  eine  doppelte 
rdernng  fUr  die  Finanzwirthschaft,  mithin  auch  ftir  die  Finanz- 
Benschaft: 

Zunächst  die,  die  Ausgaben,  den  Staatsbesitz  und  das 
tenerungs-  und  Creditsystem  so  einzurichten,  dass  gewisse 
raus  bisher  hervorgehende  ökonomische  und  sociale 
lelstande  möglichst  abgestellt  werden. 

Sodann  die  weitere  Forderung:  dass  auch  solche  Uebel- 
ide,  welche  unabhängig  von  der  bisherigen  positiven  Staats- 
^keit  nnd  vom  Einnabmesystem  der  Finanzwirthschaft  sind, 
^h  eine  zweckentsprechende  Socialpolitik  und  eventuell 
Aufwendung  von  Finanzmitteln  gehoben  werden.  Daiaus 
%  dann  für  die  Finanzen  eine  Aenderung  und  im  All- 
leinen  eine  Ausdehnung  des  Finanzbedarfs,  um  mehr 
,  andere  Staatstbätigkeiten  zu  ermöglichen,  eine  Erweiterung 
Staatsbesitzes,  um  Renteneinkommen  und  Gewerbsgewinn 
,  Frivatwirthschaften  zu  entziehen  und  auf  den  Staat  (ähnlich 
die  Communen  u.  s.  w.)  zu  tibertragen  (Staatseisenbahnwesen, 
licherungswesen ,  Bankwesen,  neue  Regalisirungen,  Tabak- 
M>pol;  —  städtische  Anstalten  f.  Gas,  Wasser,  Verkehr  u.  s.  w.). 
en  den  rein  finanziellen  Gesichtspunct  der  Deckung  des 
anzbedarfs  tritt  ferner  der  Gesichtspunct  einer  „socialen 
uerpolitik"  zu  dem  ausgesprochenen  oder  nicht  gescheuten 
scke,  eine  andere  Vertheilung  des  Volkseinkommens 
die  im  System  der  freien  Concurrenz  auf  der  Basis  der  heutigen 
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Eigenthams-  nnd  Ervverbsordnung  sich  vollziehende  mit  Hilfe  des 
Besteuerungssystem  8  herbeizuführen.  Es  ist  die  moderne  ,,sociale 
Frage''  in  der  Wissenschaft  nnd  im  öffentlichen  Leben ,  welche   - 
hier   umgestaltend    auch    auf  die  Finanzwissenschaft  einzuwirken  ; 
beginnt  und  eben  deren  „sociale  Phase*'  einleitet. 

Die  nähere  Begründung  für  das  Gesagte  sucht  wiederum  meine  ««GmndlegiiDg**  j 
zu  geben.  S.  1.  Abtli.  Kap:  d,  4,  im  2.  Kap.  die  §.  76—81  n.  §.  94—109  e,  nebst  ' 
Abth.  IL  'Aus  der  Finanziiteratur  bes.  v.  Scheel,  progress.  Besteuerung,  Ttlb.  Ztsch. 
1S75  n.  ders.,  Erbschaftssteuer,  Hildebr.  Jahrb.  1875.  Jetzt  auch  mein  B.  II  der 
Fin.wiss.  Einzelne  ähnliche  Gcsichtspunctc,  aber  dabei  m.  £.  noch  nicht  die  ansral* 
eilende  ZurUckführung  der  Spccialfragen  (Steuerart  u.  Form,  Steuerfuss,  proportionaler, 
progressiver,  Erbschafts-,  Börsensteuer  u.  s.  w.)  auf  das  höhere  „sociale  FinanzpriDdp**« 
nach  dem  gegenwärtig  solche  Fragen  zu  entscheiden  sind,  bei  Neumann,  Schmol* 
1er,  L.  Stein  (I,  414)  u.  A.  m.  S.  Fin.  II,  bes.  d.  Absch.  über  gerechte  Steaei^ 
vcrtheilung  S.  282  ff.,  n.  die  Citate  S.  282,  283.  Am  Meisten  hat  auch  hier  Sch&ffle 
in  seiner  „Steuerpolitik''  (Tüb.  1880)  sich  mit  auf  den  Boden  dieser  socialen  Auf- 
fassung gestellt. 

V.  —  §.  28.  Die  Finanzwissenschaft  ist  unter  diesen  Einflttssmi 
gegenwärtig  in  einer  ähnlichen  Krisis  begriffen  wie  die  ganse 
Politische  Oekonomie.  Es  ist  nicht  zu  erwarten,  dass  die  grossen 
Probleme,  welche  hier  vorliegen,  von  der  Theorie  bereits  vollständig 
bewältigt  sind.  Vieles  ist,  wie  im  practischen  Leben,  noch  nnab- 
geklärt.  Aber  das  Ziel  möchte  bereits  feststehen:  Die  Finanz?  \ 
Wissenschaft  muss  der  neuen  organischen  Auffassung  des 
Staats,  den  durchaus  gemeinsamen  Aufgaben  der  StaäU- 
und  der  Selbstverwaltung  und  dem  social-politiscbeii 
neben  dem  fiscalischen  Gesichtspunct  im  ganzen  Finanzweselii 
in  den  Fragen  des  Besitzes  von  öffentlichem  Eigenthum, 
im  Steuerwesen,  im  Creditwesen  und  in  der  Ausgabe- 
wirth Schaft  gerecht  werden.  Damit  schreitet  sie  weit  über  die; 
Entwicklung  hinaus,  welche  die  ältere  deutsche  Finanzwissenscbaf^ 
auch  bei  Kau,  erreicht  hat. 

Einigkeit  über  dieses  Ziel  herrscht  freilich  auch  in  der' 
deutschen  Wissenschaft  noch  nicht,  so  wenig  als  in  der  politischen  . 
Praxis.    Wird  der  erste  Theil  der  Aufgabe,  die  Finanzlehre  der 
neueren  Auffassung  des  Staats  und  der  Staats-  und  Selbstverwaltung' 
anzupassen ,  auch   immer  mehr  zugestanden  und  hat  derselbe  in  - 
L.  Stein's  Finanzwissenschaft  bereits  eine  in  vieler  Beziehung 
vorzügliche  Lösung  gefunden,  so  wird  der  zweite  Theil  der  Anfr  i 
gäbe,  die  zugleich  social-politische  Auffassung  des  Finant-  .«, 
Wesens,  noch  um  so  mehr  beanstandet,  vielfach  noch  nicht  einmal  d 
verstanden.  «^ 

Vgl.  z.  B.  die  Aeusserungen  Sötbeer's  in  Betreff  einer  Stelle  über  das  sodat»  '-A 
politische  Steuerprincip   in   meiner  Vorrede  zum    I.  Bande  des  Lehrbuchs  (S.  VL)  ift  J^ 
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B  Aiifi»tze  Ober  d.  Ge:>amiDteinkommen  in  Preasscu  im  „  ArboiterfreuDd**  J875 
DLX  28S.  Die  schätzenswerthen  Vergleiche  des  preuss.  u.  englischen  Volkscinkom- 
•B  und  seiner  Yertheilong,  welche  Sotbecr  hier  gicbt,  beweisen  ni.  £.  schoQ  die 
todenz  steigender  Ungleichheit  des  Einkommens,  die  ich  bek&mpfcn  möchte.  Und 
^tbeer's  frühere  Arbeit  Ober  die  Wirkungen  des  Staatsschulden wesens  ist  selbst  ein 
teg  tfit  die  Nothwendigkeit,  die  socialpolitische  Seite  der  Finanzmassregeln  mit 
WaclRfeD.  Bei  fremden  Natokonomen,  z.  B.  bei  Leroy-Beaulieu  in  seinem  viel- 
h  Torzttglichen  Finanzwerk,  mangelt  eine  solche  sociale  Auffassong  noch  ganz,  so 
i  der  Betrachtung  des  Stenerfusses,  der  Erbschaftssteuer.  —  Auf  die  mancherlei 
griffe,  welche  diese  Auffassung  der  Finanzen  und  der  Finanzwissenschaft  mir  zu- 
mgen  hat,  lohnt  es  sich  mir  nicht,  an  dieser  Stelle  einzugehen.  Sachlich  waren  sie 
Jen  genug,  die  grosse  liberale  Tagespresse  ist,  wie  immer,  in  solchen  Dingen  durch- 
i  in  der  Arriöregarde,  wie  es  Lassalle  von  ihr  so  richtig  sagte,  gewöhnlich  um 
Hehr,  je  mehr  sie  ?on  „Fortschritt''  redet. 

In  der  FinaDzwissenscbaft  selbst  kann  die  auf  jenes  Ziel 
tQglicbe  Controverse  aneb  niebt  ansgefocbten  werden,  denn  sie 
bort bierber  nnr naeb ibreu  finanzteebniscben  Conseqnenzen. 
»Uig  zu  erledigen  ist  sie  allein  in  der  Allgemeinen  Volkswirth- 
laftslebrey  speciell  in  der  ,,6nindlegang'',  auf  welcbe  daHlr  bier 
Tcrweisen  ist.  Dieses  Werk  stellt  sieb  aber  nnnmebr  auf  diesen 
eialpolitiscben  Standpunet  nnd  wird  versneben,  ibn  aueb 
der  Finanztbeoi  ie  zar  Geltung  zu  bringen. 

Ansserbalb  der  deutseben  Wissensebaft  ist,  abgesehen 
n  einzelnen  Anzeicben  in  der  italieniscben,  von  der  deutseben 
leratur  beeinflnssten  Finanz  wissensebaft,  von  dieser  neuesten 
itwicklnngspbase  der  Fioanzlehre  selbst  uoeb  weniger  zu  spüren, 
r  von  der  Umgestaltung,  welcbe  der  gesammten  Politiscben 
ikonomie  bei  uns  neuerdings  zu  geben  gesuebt  wird.  Von  unserem 
indponete  aus  ersebeint  dies  als  ein  Mangel,  welcber  sieb  aus 
r  nngenagenden  AuiSassung  des  Staats  und  aus  dem  falscben 
Ingenbleiben  in  den  Scbablonen  des  Smitbianismus  erklärt. 

§  29.  Die  Weiterentwicklong  wird  gewiss  bei  uns  wie  im 
islande  wesentlieb  mit  von  der  Entwicklung  der  öffent- 
$ben  Dinge  im  practiscben  Leben  abbängen.  In  dieser 
DBiebt  muss  das  Zurftckgeben  auf  nationale  WirtbschaftS' 
»litik  nnd  der  entscbiedene  Fortschritt  zu  einer  positiven 
aatswirtbscbafts-  und  Socialpolitik  —  nacb  Rodbertus' 
ihtigem  Programm  wort :  Die  Volkswirtbscbaft  muss  mebr  StaatSr 
rthschaft  werden  —  oder  m.a.  W.  die  Hinwendung  zum  „Staats^ 
eialismus'^  und  die  finanzielle  Voraussetzung  dafUr,  eine 
lociale  Finanzpolitik''  von  grossem  Einflüsse  aucb  auf  die 
nanzwissenscbaft  werden.  Eine  solche  Politik  erscheint  mir 
enBo  berechtigt,  als  unausbleiblich,  wenn  die  grössten  inneren 
Itastropben   vermieden  werden   sollen.     Es  ist  hoch  erfreulich, 

A.  WagBtr,  naiazwitfoiifcbftft    L  S.  Aufl.  4 
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dass  das  jange  Deutsche  Reich  hier  mit  gewohnter  prenssischer 
Energie  den  neuen  Weg  betritt;  sich  selbst  zum  Ruhme ,  aUep 
anderen  Gnlturstaaten  zur  Nachahmung.  Die  bisher  in  der  Theorie 
noch  so  vielfach  angefochtene ,  in  der  politischen  Praxis  als  uner- 
hört geltende  ,,  sociale  Steuerpolitik '',  welche  in  diesem  Werke  in 
dieser  Weise  zuerst  vertreten  wurde,  hat  in  den  Motiven  zur  ersten 
Unfallversicherungs-Vorlage  im  Deutschen  Reichstage  und  noch 
allgemeiner  und  principieller  in  der  Kaiserlichen  Botschaft  vom 
17.  Nov.  1881  im  prächtigen  Lapidarstyl  ihren  Ausdruck  und  ihre 
Anerkennung  gefunden.  Ein  solcher  Vorgang  in  der  Praxis  wird 
von  der  Theorie  auf  die  Dauer  nicht  ignorirt  werden  können  und 
zur  vollen  Herrschaft  der  „socialen  Phase^'  in  der  Finanzwiseien- 
schaft  der  Gegenwart  das  Seine  beitragen. 

Ich  habe  hierauf  schon  in  meiner  Abh.  directe  Steuern  in  SchOnberg's  Hand- 
buch  11,  170  hingewiesen  und  wiederhole  es  hier  absichtlich  auch  gegenabor  pciiop- 
licher  Polemik  gegen  diese  Auffassung.  Vgl.  ans  den  gen.  Hoti^en  der  Cnfallrersich.- 
vorlago  u.  A.  die  folg.  Sätze :  ,,dass  der  Staat  sich  in  höhcrem  Maasse  als  bisher  tei- 
ner  hilfsbedOrfügen  Mitglieder  annehme,  ist  nicht  bloss  eine  Pflicht  der  HamaaUit 
u.  des  Christenthums,  ron  welcher  die  staatlichen  Einrichtungen  durchdrangen  seiD 
sollen,  sondern  auch  eine  Aufgabe  staatsorhaltonder  Politik,  wdche  das  ZUA 
zu  Terfolgen  hat,  auch  in  den  besitzlosen  Klassen  der  Bevölkerung,  welche  zugleich 
die  zahlreichsten  u.  am  wenigsten  unterrichteten  sind,  die  Anschauung  zu  pflegen, 
dass  der  Staat  nicht  bloss  eine  nofhwcndige,  sondern  auch  eine  wohlth&tige  Anstalt 
sei.''  ....  „Das  Bedenken,  dass  in  die  Gesetzgebung,  wenn  sie  dieses  Ziel  ?arfo]^ 
ein  socialistisches  Element  eingeführt  werde,  darf  von  der  Betretung  dieses 
Weges  nicht  abhalten.  Soweit  dies  wirklich  der  Fall  ist,  handelt  es  sich  niebt 
nm  etwas  ganz  Neues,  sondern  um  eine  Weiterentwicklung  der  aus  der  christlich^ 
Gesittung  erwachsenen  modernen  Staatsidee,  nach  welcher  dem  Staat  neben  der  de- 
fensiven, auf  den  Schutz  bestehender  Rechte  abzielenden,  auch  die  Aufgabe 
obliegt,  durch  zweckmässige  Einrichtungen  und  durch  Verwendung  der  zu  sei- 
ner Verfügung  stehenden  Mittel  der  Gesammtheit  das  Wohlergehen  aller 
seiner  Mitglieder  und  namentlich  der  schwachen  und  hilfsbedttrf^igen  positiv  zv 
fördern.  . . .  Auch  die  Besorgniss,  dass  die  Gesetzsrebnng  auf  diesem  Gebiete  naxp- 
hafte  Erfolge  nicht  erreichen  werde,  ohne  die  Mittel  des  Reichs  und  der 
Einzelstaaten  in  erheblichem  Maasse  in  Anspruch  zu  nehmen,  darf  von 
der  Betretung  des  Weges  nicht  abhalten.  Denn  der  Werth  von  Maassnahmen,  boi 
welchen  es  sich  um  die  Zukunft  des  gesellschaftlichen  und  staatlichen  Bestands  han- 
delt, darf  nicht  an  den  Geldopfern,  welche  sie  vielleicht  erfordern,  gemessen  wer- 
den.'' —  U.  ähnlich  ist  allgemeiner  noch  in  der  Kais.  Botschaft  v.  17.  Nov.  18St  die 
Rede  von  Plänen  „zur  positiven  Förderung  des  Wohls  der  Arbeiter",  namentlich  von 
(iewähning  „grösserer  Sicherheit  n.  Ergiebigkeit  des  Beistands,  auf  den  die  Hilfebe- 
dürftigen Anspruch  haben",  u.  von  ..einem  höheren  Maass  staatlicher  Fürsorge,  abi 
ihnen  (speciell  den  Arbeitsinvaliden)  bisher  hat  zu  Theil  werden  können."  Dass  hier- 
für ..ohne  die  Aufwendung  erheblicher  Mittel"  nichts  zu  erreichen  sei,  verhehlt  sieb 
die  Botschaft  nicht.  Einstweilen  von  einem  grossen  Theil  der  „öiTentlichen  MeiaonK** 
abgelehnte,  verspottete,  aber  im  Zusammenhang  der  Social-  u.  Finanzpolitik  betrachtet 
durchaus  der  Erörterung  wenhe  Ideen  u.  Pläne,  grosse  Erwerbsquellen  der 
Privatwirthschaft  dieser  zu  entziehen  und  nach  einem  neuen  „R^ga- 
lisirungsprincip"  dem  Staate,  zum  Zweck  specieller  Leistungen  fUr 
die  unteren  Classen,  zu  übertragen,  solche  Ideen  u.  Pläne  möchten  in  nicht 
allzufemer  Zeit  zu  den  regelmässigen  Objecten  zählen,  welche  die  Finanzwissenschnft 
in  der  „socialen  Phase"  der  Finanzpolitik  zu  behandeln  haben  wird,  —  wie  z.  B.  die 
Oonstitnirung  eines  Reichs- Tabaksmonopols  als  „Patrimonium  der  Enterbten^ 
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k  Hflfkfonds  für  ArbciterversicheniiigsresiMi.  nach  einer  sptxiellcn  Idee  des  Fürst«  ii 
hnarck  (nicht,  wie  öfters  gesagt  wurde,  des  Verf.  dieses  Werks,  der  nur  ähnliche 
teo,  z.  B.  hinsichtlich  der  Verwcndmig  der  Salzstenor  schon  früher  kundgegeben 
i^n.  n,  S.  491]  and  jene  Bismarck^scho  Idee  zucnt  mit  im  Publicum  verbreitet 
I).  Die  bloss  negatiTe  Kritik  und  die  Abtrumpfung  solcher  Ideen  mit  einem  Scblag- 
■t  des  Tagii,  wie  sie  auch  von  Männern  der  Wissenschaft  erfolgt  ist,  wollen  wenig 
»gen  ^cgenOber  einer  unverkennbaren  Tendenz  der  Praxis,  eben  derartige  Pro- 
«me  dcT  Social-  u.  Finanzpolitik  zur  Lösung  zu  stellen.  Hie  Rhodus, 
5  salta,  —  das  wird  für  die  Finanzwissenschaft  in  dieser  neusten  Entwicklungsphasc 
•  politischen,  socialen,  wirthschaftJichen  Lebens  u.  in  der  eben  dadurch  bedingten 
der  Finanzwissenschaft  solchen  Problemen  gegenüber  gelten. 


VI.  —  §.  30.  Zur  Bibliographie  der  Fin  an  zwissen- 
ihaft  Im  Vorausgehenden  ist  nur  in  grossen  Zügen  ein  Bild 
T  Entwicklung  der  Finanzwissenschaft  entworfen  worden.  Es 
mn  nicht  die  Aufgabe  eines  Lehrbuchs,  wie  des  gegen wUrtigen, 
in,  eine  förmliche  Literaturgeschichte,  welche  sich  ein- 
ihend  mit  den  Werken  der  einzelnen,  wenn  auch  nur  der  wieh- 
eren Autoren  beschäftigt,  zu  geben.  Ebenso  wenig  vermag 
B  sdehes  Werk  eine  vollständige  Bibliographie  des  Fachs 
i  liefeni.  Entsprechend  dem  Vorgänger  dieses  Werks,  dem 
tH' sehen  Lehrbuche,  soll  indessen  auch  hier,  im  Anschluss  an 
ige  Skizze  der  Geschichte  der  Finanzwissenschaft,  ein  Beitrag 
B*  Bibliographie  der  Disciplin,  insbesondere  hinsichtlich  der  neueren 
id  neuesten,  namentlich  deutschen  Literatur,  seinen  Platz  finden. 

Die  folgende  Uebersicht  über  die  Finanzliteratur  beschränkt 
s3i  im  Wesentlichen  auf  die  Schriften  systematischer  und  all- 
»meiner  Art^  einschliesslich  einzelner  monographischer  Arbeiten 
m  Bedeutung  für  die  principielle  Auffassung  des  Finanzwesens, 
mer  anf  die  Werke  über  Finanzgeschichte,  Finanzstatistik 
td  Aber  das  Finanzwesen  einzelner  Staaten.  Die  Special- 
eratnr  Aber  die  einzelnen  Hauptgebiete  des  Finanzwesens  (Steuer- 
esen,  Staatscredit  u.  s.  w.)  findet  sich  in  den  späteren  Abschnitten 
igeflihrt. 

L  Allgeneine  bibliographische  Hilfsmittel  der  (neueren)  Finanzliteratur 
td:  Koldener,  bibl.  geogr.  btat  et  oecon.  pol.  (GOtt.);  dess.  (jetzt  eingestellte) 
AttwisseDscfa.  BüchcTscban  in  den  früheren  Jahrg&ngen  der  Tub.  Ztschr.  für  Staats- 
«eiscb.  Kemer:  0.  Mfthlbrecht's  (auch  die  fremde  Literatur  volistSndig  um- 
■ende)  Uebersicht  der  rechts-  n.  staatswiss.  Liter..  Berl.  seit  1S68  jährlich.  —  Ausscr- 
m  darien  drei  gedruckt  votliegende  Bibliothekskatalogo  hier  genannt  werden, 
13.  der  Hambnrger  Gommerzbibliothek  (Hamb.  1864,  mit  späteren  Nachträgen) 
deij.  der  BibUothek  des  K.  Statist.  Bureaus  in  Berlin  (1.  Abth.  1»74,  2.  1S79), 
KU  jetzt  noch  (1882)  derj.  der  BibHoth.  des  Deutschen  Ueichstags  getreten  ist. 
iB  zwei  erstgenannten  Bibliotheken  sind  wohl  die  reichsten  Specialbibliothekcn  der 
latswitfseifechaften  (im  weitesten  Sinne)  in  Deutschland,  reich  bes.  auch  an  aus - 
.■dischet  Literatur,  die  Berliner  freilich  lückenhaft  in  Bezug  auf  ältere  Werke. 
ie  KelcbstagbbiÜiothek  beginnt  sich  ihnen  wQrdig  anznschliessen  und  übertrifft  sie 
•Kits    in    einzeken  Zweigen,   allerdings  nicht  in  der  Finanzliteratur.  —  Für  die 
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neueste  in-  u.  ausländ.  Liter,  s  auch  den  reichhaltigen  Lagerkatalog  No.  30  (18^2) 
der  Bnchh.  f.  Bechts-  u.  Staaiswiäsensch.  Puttkammer  u.  Muhlbrccht  in  Berlin. 
Das  speciell  die  prenss.  Finanzliteratnr  betrefl'ende  Werk  von  Kletke,  Liter,  aber 
das  Finanzwesen  des  preuss.  Staats,  3.  Aufl.,  Berlin  1876,  liefert  zugleich  Fielfach 
ein  allgemeines  bibliographisches  Hilfsmittel  far  die  Finanzliteratur.  Eine  kürzere 
Bibliographie,  systematisch  gegliedert,  enthält  Cossa's  elementi  d  scienza  d.  fin. 
Mii.  3.  ed.  1882,  deutsch  ?.  Eheberg,  Erlangen  1882,  (hier  u.  A.  mehrfache 
Angaben  ttber  span.,  russ.,  poln.,  scandinav.,  holiäud.,  ungar.  u.  s.  w.  Finanzwerke). 
Die  folgende  Uebersicht  beschränkt  sich  im  Wesentlichen  für  die  fremde  Literatur 
auf  Angaben  über  franzOs.,  englische  u.  Italien.  Werke. 

IL  Einzelne  Werke  (die  ältere  Literatur  z.  Th.  nach  Kau^. 

1.  Aus  der  fremden  Literatur  über  Polit.  Oekonomic  im  Allgemeiueo. 
Ad.  Smith,   wealth  of  nations,  b.  V.  s.  o.  S.  41.  —  Ricardo,  principles  of 

polit.  ccon.,  s.  S.  44.  —  M' Gull  och,  ebendas.  —  J.  St.  Mi  11,  princ.  of  poL  ecoo., 
B.  y.,  deutsch  f.  Sötbeer,  2.  Aufl.  in  1.  B.,  Hamb.  1864,  S.  590  fl*.  (3.  Aufl.  1870). 
J.  B.  Say,  trait6  d*6con.  pol.  s.  o.  S.  43.  —  Simonde  de  Sismondi,  nonv. 
princ.  d'econ.  pol.,  ebendas. 

2.  Deutsche  Werke  über  Fiuauzwisseuschaft  im'Anschluss  an  die  Werke 
tlber  Polit  Oekonomie  im  Allgemeinen. 

Krug,  Abriss  d.  Staatsökonomie,  S.  116  bis  Ende.  —  Harl,  Uandb.  d.  Staats- 
wirthsch.  u.  Finanz.  2.  Abth.  1811.  —  Graf  J.  v.  Soden.  Nationalökonomie.  VL  B. 
1811  (hat  auch  den  besonderen  Titel:  Staatsfinanzwissenschaft).  —  Fulda  (f  1847), 
Grundsätze  der  ökonomisch-politischen  oder  Kameralwissenschaften,  2.  A.  18^0.  S.  255 
bis  Ende.  —  Schmalz,  Staatswirthschaftslehre ,  IL  152  bis  Ende.  —  Lotz,  Hand- 
buch der  Staatswirthschaftslehre.  IIL  B.  —  Pölitz,  Die  Staats  Wissenschaften,  11,  263 
bis  Ende  (2.  Ausg.  1827).  —  Krause,  National-  und  Staatsökonomie,  II,  218(1830). 

—  Schäffle,  d.  gesellsch.  Syst.  d.  menschl.  Wirthsch.  Tub.  1867,  2.  Aufl.  §.  176 
bis  179,  198—220  (bes.  nationaiök.  Analyse  d.  Staats),  §.  274—284  (Abriss  d.  Finanz- 
wissensch.).  —  Wirth,  M.  Gruudz.  d.  Nationaiök.,  B.,  4.  Aufl.,  Cöln  1882,  S.  328—506. 

'   3.  Selbständige  Behandlungen  der  gcsammten  Finanzwissenschaft 
^Systemat.  Werke). 

a.  Deutsche  Werke:  Stockar  ?.  Neuforn  (f  1817),  Handb.  der  Finanz- 
wissenschaft, Rothenburg  a.  d.  T.  1807.  IL  B.  —  v.  Jacob,  Die  Staatsfinanzwissonschaft, 
Hallo,  1821,  IL  2.  Ausg.  von  Ei  seien,  1837.  —  Behr.  Die  Lehre  von  der  Winh- 
Schaft  d<*s  Staates,  Leipzig,  1^22.  —  Fulda.  Handb.  der  Finanzwissenschaft, 
Tüb.  1826.  —  V.  Malchus  (f  1840),  (ehem.  westfähl.  u.  wunemb.  Finanzmini^terX 
Handbuch  der  Finanzwissenschaft  und  Fiuanzverwaltung.  Stnttg.  1830.  IL  (noch  heute 
werthToll  bes.  für  die  pract.  Seiten,  Verwaltung  u.  s.  w.)  —  Schön,  Die  Grundsitze 
der  Finanz,  eine  kritische  Entwicklung..   Br^lau  1832.    (Nur  einzelne  AbbandliinKcn.) 

—  Barth,  Vorlesungen  über  Finanzwisseuschaft,  Augsb.  1843.—  Gr.  Cancrin, 
(t  1840),  Die  Oekonomie  der  menschlichen  Gesellschaft  und  das  Finanzwesen.  Stutt- 
gart 1845.  — Magnus  GrafMoltke,  Oebcr  die  Einnahmequellen  des  Staats. 
Hamburg  1846.  —  Umpfenbach.  Lehrbuch  der  Finanzwisseuschaft  IL  B.  Erlangen 
1859.  1860,  (mehr  nur  Gmndrihs).  —  Stein.  Lehrbuch  der  Finanzwissenschaft. 
Leipzig  1860,  4.  Aufl.  jetzt  in  2  B.  1878.  —  Huhn,  Finanzwiss.,  Lpz.  1865.  -• 
K.  J  Bergius,  Grundsätze  der  Finanzwiss.  mit  besonderer  Beziehung  auf  den  preuss.' 
Staat  Berlin  1865.  2.  Aufl.  1871.  —  E.  Pfeiffer,  die  Staatseinnahmen.  Geschichte. 
Kritik  und  Statistik  derselben.  Stnttg.  1866.  IL  B.;  ders.  vergleich.  ZusammcnsteD. 
d.  europ.  Staatsausg..  1865,  2.  A.  1878.  —  Bischof.  Katechismus  d.  Finanzwiss^ 
Lpz.  1^70.  3.  A.  1880  (grossenth.  Auszug  aus  Stein's  und  meinem  Fin.werk).  — 
Parth,  A,  B,  C.  d.  Fin.wiss.  Gratz,  1874.  —  Schmidt,  Repetit.  d.  Syst  d.  allgcm. 
Fin.rechts  u.  d.  Fin.wissensch. ,  Lpz.  1880.  —  7.  Hock,  öfl*.  Abgaben  und  Schulden, 
Stuttg.  1863  (nahezu  eine  Toilständ.  Fin. Wissenschaft  in  prägnanter  Kürze,  ttber  Finanz- 
technisches mit  das  Beste).  —  G.  Schönberg,  Handbuch  der  polit  Oekonomie, 
Tüb.  1882,  B.  II.  1—464,  10  grössere  monograph.  Abhandlungen:  v.  Geffcken  flb. 
Wesen.  Aufgabe,  Geschichte  d.  Fin.wiss.  u.  ttb.  Staatsausgaben,  v.  v.  Scheel  üb. 
Erwerbseinkttnfte ,  v.  Schall  üb.  Gebühren,  ttb.  Aufwandsteuern,  ttb.  Verkehr-  n. 
£rbsch.steuer,  v.  Helferich  üb.  allgem.  Sten.lchre.  v.  Riecke  ttb.  Zölle  u.  Zuckcr- 
steuem,  v.  A.  Wagner  üb.  directe  Steuern  u.  üb.  Ordn.  d.  Fin. wirthsch.  nebst 
Oifentl.  Credit. 
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b.  Fremde  Literatur.  J.  Garnier,  trait6  de  finances,  3.  öd.  Par.  1872.  — 
roy-Beanlieu,  traitö  de  la  science  de  fin.  2  vol.,  Par.  1877,  2.  6d.  1879  (sehr 
:lüiaJtig  D.  eingehend  in  Betr.  d.  franzOs.  Finanzen).  —  Gandillot,  princ.  de  la 
d.  fin.  Par.  Ib74.  —  De  Luca,  scienza  d.  fin.  Kap.  185S.  —  Marescotti,  le 
Bze.  BoL  1867.  —  Zeppa,  la  sc.  financ.  Fir.  1870.  —  Giovanelli,  dclla  sc. 
u.  vol.  I,  Borna  1877.  —  Morpurgo,  la  finanza,  Fir.  1877.  —  L.  Gossa,  primi 
lenti  di  sc.  d.  fin.  3.  ed.  Mil.  1882  (hier  Werke  in  and.  fremd.  Sprachen  S.  176), 
rsch  Q.  d.  T.  Gnindriss  d.  Fin.wissensch.,  frei  bearb.  v.  Eheberg,  £rl.  1882  (als 
ndriss  anch  dies  Buch  Cossa^s  gleich  seinen  anderen  sehr  brauchbar). 

4.  Monographische  theoret  Behandlongen  von  Hanptgobieten  der 
lanz Wissenschaft  nebst  einigen  grundlegenden  Arbeiten  Über  einzelne  Puncto, 
iteres  in  den  späteren  Abschnitten  bei  den  Speciallchrcn). 

a.  OrdnungderFinanzwirthschaftu.dgl.:  Dietzel,  Syst  d. Staatsanleihen, 
delb.  1855.  —  A.  Wag:ner,  Ordn.  d.  Osterr.  Staatshaushalts,  Wien  1863,  Ab- 
I.  I,  S.  1 — 63.  (Oberate  Gronds&tze  d.  Finanzwiss.  f.  d.  Ordnung  d.  Staathhaus- 
es.);  ders.,  Art  Staatshaushalt  in  Kentzsch'  Handwönerbuch  der  Volkswinh- 
tltälehro  (186h).  ders.  a.  a.  0.  in  Schönberg's  Handb.  II,  413  —  433.  — 
(peyres,  Art  Staatswirthsch.,  Staatsw.buch,  B.  10.  —  Sch&ffle,  z.  Theorie  der 
kung  des  Staatsbedarfs,  Tüb.  Ztschr.  1883  (B.  39).  —  Knies,  finanzpolit  Er- 
rangen, Heidelb.  1871  (Prorectoratsprogr.  allgemeineren  Inhalts)  —  Vgl.  auch  die 
atsrechtl.  Liter.«  bes.  tlber  Budgetrecht,  so  Gneist,  Gesetz  u.  Budget  Berl.  1879). 

b.  Besteuerung.  S.  die  umfassendere  Bibliographie  in  B.  II.  S.  139 — 150. 
K.  Hurhard,  Theor.  u.  Polit  d.  Besteuer.,  Gott  lb34.  —  J.  G  Hoffmann, 
De  r.  d.  Steuern,  Berl.  1840.  —  G.  Schmoller,  Lehre  vom  Einkommen  in  ihrem 
UDmenhange  mit  den  Grondprincipien  d.  Steoerlehre,  Tttb.  Ztsch.  i  863,  XIX,  I.  — 
>iidhon,  thcorie  de  Timpot,  Bmz.  1861  u.  spfttcr.  —  Eisenhart,  Kunst  d. 
teuer.,  Berl  186S.  —  Mau  ras,  mod.  Besteuer.,  Uoid.  1870.  —  A.  Held,  Ein- 
meüäteaer,  Bonn  1872.  —  Ueuschling,  Timp^t  sur  le  revenu,  Par.  et  Bruz.  1873. 
iotachten  aber  Personalbcsteuernng:  von  Nasse,  Held,  Gonsel,  Graf  v.  Wintzin- 
rode  a.  Bössler,  Lpz.  1873  (Schriften  des  Vereins  f.  Soc.  Pol.  IIÜ.  — 
J.  Neamann,  progress.  Einkommensteuer  im  Staats-  und  ^emeindehaashalte, 
..  1S74  (Schriften  d.  Ver.  u.  s.  w.  VIII.):  ders.,  d.  Steuer  nach  d.  Leistungs- 
g)[eü,  in  Gonrad*s  Jahrb.  1880,  1S81.  —  Verhandl.  dieses  Vereins  über  Ein- 
iBensteaer,  Lpz.  1875.  (Schriften  No.  XI),  15  ff.  —  v.  Scheel,  progress.  Be- 
er., Tttb.  Ztsch.  1875,  XXXI,  273:  ders.,  Erbschaftssteuer,  Hildebr.  Jahrb.  1875, 
IV,  233;  dies.  Arbeit  selbständig  in  2.  Aufl..  Jona  1877.  —  Schaffte,  Grund- 
e  d.  Steaerpolitik,  Tttb.  1880.  —  Esqu.  de  Parieu,  traite  des  impdts,  4  vol. 
id.  Par.  1S66,  1867.  —  Cliffc  Leslio,  financ.  reform,  Lond.  1871  (auch  deutsch 

Brömel,  1872.) 

Ueber  Gommunalbesteaerang  insbesondere:  Die  Communalsteuerfragc. 
Gatachten  d.  Ver.  f.  Socpolit  (bes.  v.  E.  Meier,  Nasse,  v.  Reitzcnstoin  u. 
M.),  Heft  12  d.  Ver.schr.  1877.  —  Verhandlungen  darüber  in  d.  Vcr.vcre.  z. 
lin  1877,  Heft  14  d.  Schriften,  Lcipz.  1878.  —  Daraus  bes.  ausgearbeitet  das 
erat  von  A.  Wagner,  d.  Gommunalsteuerfrage ,  Leipz.  1878.  —  B.  Fried  her  g^ 
Besteuer.  d.  Gemeinden,  Berl.  1876.  —  v.  Bilinski,  d.  Gemeindebesteuerung  u.  d. 
i»rBi,  Leipz.  1878.  —  Gneist,  d.  preuss.  Finanzreform  durch  Regulir.  d.  Gemeinde- 
ten, Berl.  1881.  — 

c.  Oeffentlicher  Credit  Nebeuius,  öffentl.  Credit,  2.  Aufl.,  LB.,  Karlsr.  1829. 
Dietzel«  Syst  d.  Staatsanleihen,  Heid.  1855.  —  A.  Wagner,  Art  Staatsschulden 
SraatävOrterb.,  X.  —  S&tbeer,  Betracht  über  d.  Staätsschuidenwesen ,  Berl. 
rteljahrschr.  f.  Volkswirthsch.  1865,  2.  B.  —  £.  Nasse,  Steuern  und  Staatsanleihen, 
tog.  Zeitschr.  1868,  XXIV.  —  O.Michaelis,  ttber Staatsauleihen  (aus  d.  volks-rv. 
telj.schr.)  in  d.  volkswirthsch.  Schriften,  Berl.  1873  H.  —  Ricca-Salerno,  teor. 
Stt.' d-  prast-  publ.  MiL  1^79. 

Besondere  deutsche  Fachzeitschriften  f.  d.  Finanzwissenschaft  allein  bestehen 
ht,  doch  finden  sich  manche  finanzwiss.  Specialarbeiten  in  den  allgcm.  uat.ökon. 
l  staatswiss.  Fachzeitschriften,  so  in  d.  Tub.  Ztschr.  f.  d.  ges.  Staatswiss. ,  in 
debrand  -  Conrad's  Jahrbttchem  f.  Nat.ök  u.  Statist,  im  Jahrb.  f.  Ges.geb.  u.  s.  w. 
deutschen  Reichs,    in  d.  BerL  Viertelj.schr.  f.  Volkswirthsch.     Aus  d.  fremden 
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Lit.  f.  bes.  das  Journal  des  Economistes ,  das  Journ.  of  tbe  Statist.  Soc.  in.Loudon, 
den  engl.  Ecenomist  u   A.  m. 

5.  Abriss  der  Finanzlehrc  in  Werken  der  allgemeinen  Staats- 
Wissenschaft. 

Behr,  Syst.  d.  angew.  Staatsl.,  III,  348.  (1810)  —  Craig,  Grundzüg^  d.  Politik, 
IIL  Bd.  deutsch.  Leipz.  1S16.  —  v.  Aretin,  Staatsr.  d.  coustitut.  Monarchie,  for^g^ 
durch  V.  Rotteck.  II,  295.  (1S27.)  —  Weber,  Grundzüge  d.  Politik,  2.  359.  (I8i7.) 

—  Ei  seien,  Handbuch  des  Systems  der  Staatswissenschaften,  S.  291.(1828.)  — 
Schmitthcnnor,  Grundriss  der  politischen  und  historischen  Wissenschaften,  I,  215, 
ilS.MO.)  —  Schön,  Die  SUatswisscnschaft ,  S.  811—360.  (1831.)  —  v.  Rotteck, 
Lehrbuch  der  ökonomischen  Politik  (des  Veniuuftrechtes  4.  B.)  Stuttg.  1835,  S.  22S. 

—  Stahl,  Philos.  d.  Rechts,  II,  2.  §.  120  ff.  —  Waitz,  Politik,  1862.  S.  81  ff.  -r 
H.  Escher,  Handb.  d.  pract  Politik,  Lpz.  1863,  I,  247  ff.  —  Bluntschli,  Lehre 
7.  mod.  Staate,  5.  Aufl.,  Stuttgart  1876.  II,  495  ff.  u   a.  m. 

6.  Zur  Literatur  der  Finanzgeschichtc  (s.  auch  No.  7  u.  Ijes.  8  unteu 
u.  f.  Weiteres  d.  Specialabschnitte). 

Heeren,  Ideen  über  die  Politik  u.  s.  w.  der  Völker  der  alten  Welt,  3.  Ausg., 
Gott.  1815,  UL  —  L.  Reynier,  de  l'ccon.  polit.  et.  rur.  des  Perses,  etPhenic.,  Gen. 
et  Par.  1819:  dgl.  des  Arabes  et  des  Juifs,  1820;  dgl.  des  Egyptiens  et  Cartbagiu^ 
1823;  dgl.  des  Grecs,  1825.  —  Ganilh,  Essai  politique  sur  le  revenu  public  des 
peuples  de  Tantiquitc  du  moyen  ago  et  des  siOcIes  modernes.  P.  1806.  lieuo  Ausg. 
1823.  n.  Bd.  (grössentheils  Über  Frankreich  und  England)  —  Böckh,  Die  Staats- 
hanshaltong  der  Athener,  Berlin  1817.  II.  2.  Ausg.  1850. 

Ueber  Rom  ist  die  ältere  Hauptschrift:  Burmann,  de  vectigalibus  popali  Ro- 
mani.  Leid.  1734.  —  Hegewisch.  Histor.  Versuch  Über  die  rOm.  Finanzen,  Altona, 
1804.  —  Bosse,  GrundzUge  des  Finanzwesens  im  römischen  Staate.  Braunschweig, 
1806.  7,  IL  —  Becker,  Handbuch  der  röm.  Alterthümer,  fortges.  y.  Marq.uardt, 
3.  ThL  2.  Abth.  1853  (enthält  Finanz-  u.  Militärwesen),  neue  Aufl.  Röm.  Staatsrerw.  B.  2, 
Lpz.  S.  76—308.  1876.  —  Mommsen,  röm.  Staatsr.,  Lpz.,  1S74,  II,  1.,  400  ff.,  596  fL, 
II,  2.  (1875),  929  ff.  —  Bouchard,  ätude  sur  l'administr.  des  flnances  de  l'emp. 
Romain,  Par.  (1874).  —  v.  Gosen,  röm.  Fiscus,  Tüb.  Ztsch.  23.  —  'Rodbertus, 
z.  Gesch.  d.  röm.  Tributsteuer  u.  s.  w.,  in  Hildebr.,  Jahrb.  B.  4,  5,  S. 

Httllmann,  Deutsche  Finanzgeschichte  des  Mittelalters.  Berlin,  1805.  \ßaf 
das  Finanzwesen  des  ganzen  Reiches,  nicht  der  einzelnen  Lande.)  —  G.  Waitz, 
Deutsche  Yerfassungsgeschichte  pass.,  bisher  8  Bände,  d.  älteren  in  neuen  Auflagen. 
B.  8.  Kiel,  1878.  Fttr  die  einzelnen  Epochen  s.  bes.  die  Kapitel  über  d.  Finanzwesen 
(so  B.  8,  S.  216  — 414\  —  Zeumer,  d.  deutschen  Städtesteuern,  insbes.  d.  st&dt 
Reichssteuern  im  12.  u.  13.  J.h.  Leipz.  1S7S  (Schm ol  1er 's  Forsch.  I,  2).  —  Lang, 
bist.  Entwickl.  d.  deutschen  Steuervcrfass. ,  Berl.  u.  Stett  1793.  —  Ilse,  Gesch.  d. 
deutschen  Stcuerwesens  1.  Abth.  Glossen  1844.  —  G.  Schön  borg,  Fin.rerh&ltnisse 
d.  St.  Basel  i.  14.  u.  15  J.h.  Tub.  1879.  —  Toppen,  d.  Zinsyerfass.  Preusseus  unter 
d.  Herrsch,  d.  Deutschen  Ordens,  Ztschr.  f.  preuss.  Gesch.  B.  4.  —  Kotelmann,  d. 
Finanzen  Albr.  Achills,  cbendas.  B.  3.  —  G.  Schmoller,  d.  Epochen  d.  preu&». 
Fiu.politik,  Jahrb.  f.  Ges.geb.  u.  s.  w.  i.  Deutschen  Reich,  N.  F.  I,  1877  S.  33—114.  — 
Klewitz,  Stcu.reifass.  im  Herzogth.  Magdeburg.  Berl.  1797.  —  Kries,  hist  Ent- 
wickl. d.  Sten.verfass.  in  Schlesien,  Bresl.  1842.  —  Riedel,  d.  Brand,  preuss.  Staats- 
haushalt in  d.  beiden  letzten  Jahrhunderten,  Berl.  1866  (quell.mässig).  —  Krug, 
Gesch.  d.  preuss.  Staatsschulden,  her.geg.  v.  Bergius,  Breslau  1861.  —  7.  Bos^e. 
Darstellung  des  staatswirthschafilichen  Zustanden  in  den  deutschen  Bundesstaaten  Mif 
seinen  geschichtlichen  Grundlagen.  Braunschweig,  1820.  —  Falke,  Gesch.  d.  Deutschen 
Zollwesens,  Lpz.  1869.  —  Hoff  mann,  das  Finanzwesen  von  Würtemberg  zu  Anfang 
des  16.  Jahrhunderts.  Tübingen,  1840.  —  Oberleitner,  Oesterreichs  Finanzen 
unter  Ferdinand  L,  Wien,  1859;  ders.,  Finanzlage  Nieder-Oesterreiehs  im  16.  Jahr- 
hundert, Wien  1863;  ders..  Finanzlage  der  deutsch-österreich.  Erblaude  im  J.'176J, 
Wien,  1865.  —  Schwabe  v,  Waisen  freund,  Vers,  einer  Gesch.  d.  östcrr.  Staats-, 
Credit-  u.  Schulden wesens,  Wien  1860  ff*.  —  J.  v.  Hauer,  Beitr.  z.  Gesch.  d.  österr. 
Finanzen,  Wien,  1848,  5  Hefte.  —  A.  Wagner,  z.  Gesch.  u.  s.  w.  der  österr. 
Bancozettelperiode,  Tub.  Ztschr.  1861  u.  1863.  —  Vocko,  Beitr.  z.  Gesch.  d.  Ein- 
kommensteuer in  Baiern,  Tub.  Ztschr.  B.  20  u.  21.  —  S.  im  Allgem.  sonst  die  Werke 
über  deutsche  Staats-  u.  Rechtsgeschichte  (wo  Eichhorn  auch  tlber  das  Finanz- 
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immer  noch  das  B^ste  u.  Eingehendste  giebt)  u.  über  allgemeine  deutsche 
Territorialgeschichte,  so  Droysen's  Gesch.  d.  preuss.  Politik. 

Sinclair,  Uittory  of  the  public  revenue  of  tbe  British  empire.  3.  Edit.  1803. 
I  —  Madox.  UiUtory  etc.  of  the  excheqacr,  2.  ed.  Loud.  1769.  —  Gnoist,  engl. 
rwaltongsrecht,  2.  A.  2.  B.  BerL  1867.  passim.  —  Yocke,  Gesch.  d.  Steuern  d.  brit. 
iehs,  Leipz  1867.  ~  Höfler,  Gesch.  d.  en^l.  CivUliste.  Stuttg.  IS34.  —  Dow  eil, 
rteh  of  the  hist  of  tazes  in  Engl.  Lond.  1 S76  ff. 

Fronmantean  (psendonym),  Le  secret  des  iinances  de  France,  1851.  (,Auf- 
ifaiDg  alier  Einnahmen  und  Ausgaben  des  30  jährigen  Zeitraums  von  1550 — 1580, 
«  T.  Mohl,  Geschichte  und  Literatur  der  Staatäwisscnschaft,  III,  111.)  —  de 
rbonnais,  Becherches  et  consid6rations  sur  les  financcs  de  la  France  depuis  1595 
ftt'en  1721.  Bale.  1758.  IL  4*,  u.  Liöge,  175S.  VL  S«.  —  Arnould,  Histoire 
itak  des  finances  de  U  France,  Par.  1S04.  4^.  —  de  Monthion,  Particularitcs 
obserrations  sur  les  ministres  dos  finances  de  la  France  les  plus  c6l6bres  depuis 
10  jttsquen  1791.  Par.  1812.  —  Bresson,  Histoire  financi^re  de  la  France.  Par. 
16.  IL  (meisCentheils  aus  Monthion  abgeschrieben).  —  Bailly,  Histoire  financiöre 
la  France.  1830.  IL  (bis  1786.)  —  Die  Discours  pr61iminaires  von  Pastor  et  ?ot 
I  Ton  demselben  herausgegebenen  Theilen  der  Ordonnances  des  rois  de  France, 
id  15—19,  enthalten  ebenL  die  ftltere  französische  Finanzgeschichte.  —  Glamagcran , 
t  de  Timpdt  en  France.  3  voL  Par.  1867 — 76.  —  de  Nervo,  L<*s  financcs  fraut^scs 
s  laDcieuue  monarchie,  la  rcpoblique,  lo  consulat  et  l'empire  P.  1863.  IL  B. 
19.  Sons  la  restauration.  1865—68.  lY.  B.  —  Vuitry  6tudes  sur  le  r6gimc  fin. 
L  France  avant  U  rcfolution.  Par.  1878.  —  Oberleitner  Frankr.s  Fin.Terhält- 
le  out  Ladw.  XVI.  Wien  1866.  —  d'Audiffret,  aper^u  du  cr6d.  publ.  etc.  de 
»9—1860,  Par.  1861.  Dgl.  bis  1873,  Par.  1873.  -  Tripier,  la  dettc  publ.  en 
Ace  1789— 1S73,  Par.  1873.  —  v.  Wolff,  d.  Staatsrcntenschuld  in  Frankr. 
L  1S75.  —  Cobn,  G.,  Colbert,  i.  d.  Tub.  Ztschr.  f.  Staatbwiss.  B.  25,  bes.  B.  26, 
190  IT.  ^ 

7.  Znr  Finanzstatistik. 

S.  oben  §.  19,  S.  25.  Hauptwerk  immer  noch:  v.  Czörnig,  d.  östcrr.  Budget 
Yergieieh  mit  jenen  d.  rorzUgL  and.  europ.  Staaten,  Wien,  1862.  Eine  neue  Be- 
dtaug  dieses  halbamtL  Weriis  durch  ein  Statist  Bur.  w&re  erwtmscht.  —  F.  Cohen, 
des  sur  les  impots  et  sur  les  budgets  des  princip.  ötats  de  l'Europe  Par.  1865  — 
tzörni  g.  Einriebt  üb.  Budget  Staatsrechn.  u.  s.  w.  in  verschied.  Staaten,  Wien,  1866.  — 
Block,  l^Enrope  pol.  et  soc.,  Par.  1869,  eh.  3.  —  Ders.  Annuairc  d'6con.  poL 
de  stat,  jihrüch.  —  Kolb,  Handb.  d.  vcrgl.  Statistik.  —  Goth.  Almanach,  die 
iptdateo  für  alle  Culturstaaten  j&hrl.,  in  den  letzten  Jahrelangen  gegen  früher  sehr 
oalisirt  —  Mehrfach  Aufsitze  in  der  Zeitschr.  f.  Kap.  u.  Rente.  —  Publicationen 
JMtemat  Statist.  Congresses  über  Finanzstatistik,  be».  der  grossen  Städte  (vom  Pestcr 
k.  Bar.  besorgt).  1.  vol  1877  ii'.,  Jahresbulletiu  ktlrzer  ausserdem.  —  Die  Arbeiten 
'  veri^eichenden  Finaazstatistik,  vorneml  ttber  deutsche  Verhältnisse,  aber  mit  Ver- 
iclmugeD  fremder,  von  Ph.  Gcrstfeldt,  bes.  Beiträge  z.  Keichssteucrfrago  u.  s.  w. 
ipz.  1879,  femer  vergleichende  Zahlen  u.  Bilder  z.  Reichssteuerfrage,  Leipz.  1881.  — 
ler  ihren  betreffenden  Staat  bringen  die  amtl.  Statist.  Bureaus  bes.  in  den  „Jahi- 
'Jkcur  vergleichend.  Statist.  Daten  f.  längere  Perioden  (Deutsches  Reich ,  Preusäcn, 
ttrreich,  bes.  Italien  u.  a.  m.)  Uebcr  Communal-Finanzst'atist  s.  bes.  die 
|eo.  neueren  preuss.  Publicationen. 

R^elmässig  finden  sich  geschichtliche  Ausführungen  und  Statist  Daten 
im  Werken  der  folgenden  Rubrik,  natürlich  von  verschiedener  Ausdehnung. 

8.  Zur  Literatur  über  das  Finanzwesen  einzelner  Staaten.  (Weiteres 
ien  Specialabschnitten). 

Deutschland,  (iebiet  des  ehemaligen  Deutschen  Bundes:  v.  Reden, 
1857),  Allgemeine  vergleichende  Finanzstatistik,  Dannstadt,  1851—56.  II  B.  in 
ibtheilongdD.  Es  sind  bloss  die  deutschen  Staaten  abgehandelt  Bd.  I  enthält  die 
I  deutschen  Staaten,  Bd.  II  Prcussen  und  Oesterreich. 

Heues  Deatsches  Reich:  A.  Wagner,  Reichsfioanzwesen  in  v.  Holtzen- 
rfrs  Jahrb.  d.  D.  Reichs,  B.  1  u.  3  (hier  bes.  über  die  Kricgsfinanzun  1870—71).  — 
Ureiche  Abhandlungen  und  Materialiensammlungcn  über  alle  wichtigeren  Gebiete 
I  D.  Finanzwesens  (v.  v.  Anffsess  u.  a.  m.)  in  Hirth's  Annalcn  d.  D.  R.  — 
krb.  d.  amtL  Statist  d.  preussisch.  Staats,  IV,  2,  S.  215  ff.  —  Sutist.  Jahrb.  f.  d. 
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Deutsche  Reich.  Lpz.  1882.  Beri.  1S$2,  S.  148  ff.  Zoll-  u.  Steueibtatistik  abcIi-^  d. 
..Statistik  d.  D.  Bcichä'%  bes.  in  d.  Monatsheften.  —  Weber,  d.  D.  Zolirareia,  Lp&  1809, 
2.  Aufl.  1871.  —  lieber  das  Reichsfinanzrecht  s.  bes.  v.  Kö^oe'^  u.  L«b»Dd*l 
>K'crke  über  das  Staatsrecht  d.  Deutschen  Reichs. 

Einzelne  Staaten  des  heut.  Deutschen  Reichs: 

Prcussen:  Kletkc,  Literatur  üb.  d.  Finanzw.  d.  prcuss.  Staates.  3.  Aaü^  Bed. 
1876  (sehr  fleissig).  —  r.  Beguelin,  histor.  krit  DarstelL  der  Acdse-  o.  ZoUrerfiiii; 
in  preuss.  Staaten,  fierl  171)7.  —  Borowski,  Abriss  des  praktischen  Kameral-  und 
Finauzwcs.  in  den  K.  preuss.  Staaten.  3.  Ausg.,  IL,  Berlin  1805.  —  Benzenberic. 
Prenssens  Geldhaushalt  u.  neues  Steuersystem.  Leipzig  1820.  —  (?.  Reibnitz?)  ftber 
Preussens  lieldhaushalt  u.  s.  w.  Berlin  1821.  —  Hansemann,  Preussen  u.  Frankreich, 
staatswirthschaftlich  u.  politisch,  2.  Aufl.,  1S34.  (Gegen  den  Verfasser  trat  Kauf- 
mann auf,  den  wieder  Springsfeld  zu  bekämpfen  suchte.)  —  v.  Balow-Gnm- 
merow,  Preussen.  Berlin  1842.  S.A.  —  Bergius.  Preuss.  Zustände,  Münster  1844; 
dess.  Grundsätze  d.  Finanzwiss.  mit  bes.  Bezieh,  auf  d.  preuss.  Staat.  Berlin,  2.  Aufl. 
1871.  —  Dieterici,  Tabellen  und  Nachrichten  für  den  preuss.  Staat  für  das  JiAr  1849. 

IV.  B.  1853.  —  Schimmel  Pfennig,  d.  preuss.  dirccteu  Steuern  2  B.  3.  n.  4.  A. 
Potsd.    1S59;    ders.   die    preuss.   indirectcn   Steuern,    2   B.   3.  A.   Berl.    1858.    -*- 
Nasse,  Bemerk.  Über  d.  preuss.  Steuersyst.  Bonn,  1801.  —  v.  Czörnig,  das  österr. 
Budget  etc.  I,  281.  —  Jahrbuch  fur  die  amtliche  Statistik  des  preuss.  Staats.  S.  Jalir- 
Rang  1S69,  S.  857—578  (Einnahmen  u  Ausgaben  von  1860—69).  —  Auch  4.  Jahig., 
2.  Abth.  S.  245  ff.  (1874 — 76).  —  Richter,   das  preuhs.  . Staatsschulden wesea ,  Beri. 
1869.  —  Dieterici  (jun.),  Gesch.  d.  Steuerref.   in  Preussen  ?on   1810 — 20^   Beri. 
1875.  —  S.  auch  J.  G.  Hoffmann's  Lehre  v.  d.  Steuern,  Berl.  1840.  —  v.  Czad-- 
nochowski,  Steu.reform,  Fiu.pol.  u.  s.  w.  in  Preussen,  Berl.  1873.  —  WissmiiHi, 
iL  Steuerwosen  d.  preuss.  Monarchie,   Berl.   1875.  —  Uebor  Gommnualfinai»^ 
s.tatistik:    L.  Herrfurth,  Beiträge   z.   Finanzstatistik  d.  Gemeindon  in   Prebasto^r 
Ergänz.h.  6  d.  Ztschr.  d.  preuss.  stat.  Bur,  1879;   UerrfMirth  u.  Studt,  Fin.stiL-' 
d.  Kreise  d.  preuss.  Staats,  Erg.h.  7,  18S0;  Beiträge  z.  Statist  d.  Gemeindeabgatai 
in  Preussen  (auch  Stat  d.  Kreisabgaben),  Erg.h.  9,   18H2.  —  Gerstfeldt,-  8t4dle- 
linanzen  in  Preussen,  Lpz.   1882  (Schmoller*s  Forsch.  IV,   1).   ~  Staatsfiaaiiz«- 
rjocht  bes.  in  t.  ROnneU  preuss.  Staatsrecht  (4.  Aufl.).    Ein  allgemeines  Werir- 
Über  das  preuss.  deutsche  Finanzwesen  im  Ganzen,  wie  die  Werke  von  Stockar  ^pn* 
Neuforn-IIock  über  Baiorn,  v.  Hock   u.  v.  Kaufmann   Über  Frankreich    feUt; 
leider.    Einen  bczU<;l.  Abriss  gieht  v.  Oesfeld,  Preussen   in  staatsrechtL  u.  sr  w.- 
Bezieh.  Berl.  1871,  II  1— ISS. 

Andere  deutsche  Staaten:  Hock,  Grundlinien  der  Kameralpraxit, -Tffti' 
1819  (ist  grössteiitheils  Finanzstati.stik).  —  Dessen  Materialien  zu  einer  Finanzstatistil^ 
der  deutschen  Bundesstaaten.  Schuialk.  1823.  —  Geret,  Systemat  Ropcrtoriom  ^er- 
köDigl.  baier.  Finanzverordnungen.  1812.  1825.  IL  dessen  Samml.  ungedrucktor  Yer^' 
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Erstes  Buch. 


Die  Ordnung  der  Finanzwirthschaffc. 

Rau,  Fin.  I,  (5  A.,  aach  z.  Th.  noch  meine  Bearbeitung  d.  6.  A.)  hat  in  seinem 
Buche  Ton  den  „Staatsaasgaben**  Mancherlei  behandelt,  was  systematisch  richtiger 
«D  zu  trennen  ist.  weil  es  sich  auf  die  Regelung  der  Fiuanzwiithschaft  im  All- 
Beinen  bezieht,  so  die  Lehre  von  den  Haushalten  der  Selbstverwaltungskörper,  in 
i  §§.  53 — 55  und  57  (in  der  6.  Ausgabe  von  mir  an  eine  andre  Stelle  geschoben, 
8Sc  ff).  Andres  von  grosser  und  allgemeiner  Bedeutung  für  die  Finanzwirth- 
ftft  und  ihre  Ordnung,  wie  die  Lehre  vom  Haushalt  der  Staatenverbiudunged, 
t  der  Deckung  der  Staatsausgaben  (Abschn.  S  des  1.  Buchs  in  meiner  6.  Ausgabe) 
Ran.  nach  dem  früheren  Standpuucte  der  Wissenschaft,  ganz  übergangen  odet 
*  nebenbei  und  gelegentlich  in  anderem  Zusammenhang  berührt.  Dagefren  findet 
i  dann  wieder  in  Erörterungen  wie  der  „allgemeinen  Betrachtung  der  Staatsaus^ 
ma"'  in  der  5.  Aufl.  §.  24—41  (6.  Ausg.  §.  24— S'a)  Manches,  was  gegenwärtig 
ib  onnöthig,  theils  antiqoirt  ers>cheint.  Andere  Punkte,  welche  sich  auf  diu 
miclJe  und  formelle  Ordnung  der  Finanzwirthschaft  beziehen,  erörtert  Rau  im 
Bd.  im  3.  und  z.  Th.  im  4.  Buche.  In  der  2.,  bereits  im  Wesentlichen  verselb** 
idigtcu  Ausgabe  des  1.  Bandes  meiner  Neubearbeitung  des  Rau 'sehen  Finanzwerks 
e  ichC  im  dortigen  1.  Buche  schon  in  erheblicher  Erweiterung  und  vielfach  völliger 
reichung  von  Rau  „die  Ordnung  der  Finanzwirthschaft  und  den  FinanzbedAif*" 
andelr.  Aber  ich  behielt  damals  noch  die  formelle  Ordnung  des  Häushalts  dem 
luas  des 'Werks  vor.  Bei  den  engen  Zusammenhang  der  materiellen  und  formellen 
BUftlC  tind  in.  der  Consequeuz  richtiger  finanzwissenschaftlicher  Systematik  erscheint 
iber  doch,  in  Debcruinstimmung  mit  Stein,  angemessener,  auch  die  Lehre  von 
formellen  Ordnung  schon  hier  mit  in  das  erste  Buch  herüber  zu  nehmen  und 
der  Lehre  von  den  Ausgaben  und  Einnahmen  voranzuschicken,  wie  ich  es  nunmehr 
iieser  8.  A.  rhue.  Die  Abtrennung  der  Lehre  vom  „  FiuanZbedarf ''  für  ein  be- 
lerea  (jetzt  das  zweite)  Buch  ist  ebenfalls  wühl,  dad  Richtigere.  Aus  der  Literatur 
namentlich  auf  Stein,  bes.  auf  dessen  neueäte  Behandlung  des  Gegenstands  in 
L  A.  zu  verweisen  (L  Buch:  ,. Staatshaushalt  u.  Staatsreichthum'*,  I,  51 — 128, 
Iweisc  auch  auf  Buch  2.  „Staatsausgaben,  Yerwaltuugslehre  u.  Cameralwisseiischaft'' 
lach  S,  1.  Abth.  „verfass.  m&ssiges  Finanzwesen").  Hier  wie  sonst  geht  nur  bei 
in  die  finanzwissenschaftliche  und  finanzpolitische  Behandlung  der  Fragen 
lebr  in  der  finanzrechtlichen,  bez.  ?erwaltun8:srechtlichen  auf,  was  bei  dem 
SD  Zusammenhang  der  Dinge  freilich  nahe  Üegt,  aber  wobei  dan  Gebiet  der  Finanz- 
iDMshaft  (vollends  wenn  man  diese  mit  Stein  auf  die  Einnahmen  —  allerdings 
cbtiig  —  beschränkt,  s.  o.  vor  §.  7)  zu  sehr  erweitert  und  verschoben  wird.  Das 
namentlich  von  der  Behandlung  der  ,. formellen''  Ordnung  der  Finanzwirthschaft 
habe  mich  grade  in  diesem  Gegenstand  möglichst  auf  das  Hauptsächliche  zu  be- 
änken  gesucht,  ohne  in  das  reiche  Detail  der  bndgetreclitlichen  Fragen  u.  s.  w. 
ugehen,  wie  das  ähnlich  auch  Leroy-Beaulieu  (Fin.  11,  1.  1 ,  le  budgct)  ver- 
Ict  Dagegen  war  mein  besonderes  Bestroben,  die  Finanzwirthschaft  in  engcrem 
lammenbange  mit  der  volkswirthschaftlichen  Lehre  vom  Staate 

¥om  zwangsgemeiuwirthschaftlichen  System  überhaupt  zu  be- 
ielfl«  gemäss  dem  in  der  „Grundlegung"*  dargelegten  und  dort  begründeten  Stand- 
etc.     Auf  letzteres  Werk,  bes.  Abdi.  I,  Kap.  3  u.  4,  z.  Th.  auch  2.  u.  Abth.  II, 
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Ut  dfthcr  hier  zu  verweisen.    Ich  wollte,  wie  schon  in  der  vorigen  2.  Aufl.,  den  1.  Bai 
der  Finanzwissenschafl  mit  der  ^^Grundlegung*'  möglichst  in  Einklang  bringen. 

Mit  Ansnahme  von  Stoin  und  Leroy-Beaulieu  beschränkt  sich  die  8onsti( 
allgemeine  finanzwisseuschaftliche  Literatur  im  Wesentlichen  auf  die  Erörterung  eil 
zelner  Gegenstände  dieses  1.  Buchs.  Im  Abriss  habe  ich  jüngst  in  der  Abb.  1 
B.  II  d.  Schön  borg 'sehen  Handb.  der  Polit.  Oekon.  „Ordnung  d.  Fin.wirthsch. 
(S.  413  —  433)  den  grOssten  Theil  des  Themas  behandelt. 

§.  31.  Einleitung.  Hier  sind  folgende  Gegenstände  zn  b< 
handeln. 

I.  Es  ist  die  Einwirkung  darzulegen,  welche  der  Staat  al 
Gesammtwirthschaft  und  Hauptorgan  des  zwangt 
gemeinwirthschnftlichen  Systems  auf  die  Gestaltung  an 
Entwicklung  der  Finanzwirtbschaft  ausübt.    (Kapitel  1). 

II.  Es  ist  neben  dem  eigentlichen  Staatshaushalte  das  Finans 
wesen  einmal  der  Staatenverbindungen,  zu  denen  ein  Stai 
Völker-  oder  staatsrechtlich  gehören  kann,  sodann  der  kleinere 
räumlichen  Zwangsgemeinwirthschaften  oder  der  Selbstverwal 
tungskörper,  besonders  der  Provinz,  des  Kreises,  derGemeinck 
ins  Auge  zu  fassen,  mit  welchen  allen  sich  der  Staat  in  die  Aul 
gaben  des  zwangsgemein wirthschaftlichen  Systems  theilt.   (Kap.  S] 

III.  Es  sind  oberste  Grundsätze  für  die  materielli 
Ordnung  des  Staatshaushalts,  (bez.  auch  der  übrigen  öffenl 
liehen  Haushalte),  insbesondere  für  die  Sicherung  des  Gleich 
gewichts  in  demselben  und  damit  eine  Theorie  der  Deokna( 
des  Finanzbedarfs  aufzustellen.    (Kapitel  3). 

IV.  Es  ist  die  formelle  Ordnung  des  öffentlicken 
besonders  des  Staatshaushalts  darzustellen,  mit  besonderer  R(l6k 
sieht  auf  die  principiellen  Fragen,  welche  dabei  auftaueheo,  um 
als  solche  eine  finanzwissenschaftliche,  nicht  bloto  dnl 
öffentlich-  oder  verwaltungsrechtliche  Bedeutung  haben.    (Kap.  4) 
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Erstes  Kapitel. 

le  Finmiizwirthschaft  In  Ihrer  AMiin^gkeit  rom  Ghing  des 
Offentlleheii,  besonders  des  Steatslebens. 

Der  Gegenstand  dieses  Kapitels  findet  seine  tiefere  Begründung  nicht  hier,  sondern 

grondlegenden  Theil  der  rolitischen  Oekonomie.    Hier  in  der  Finanzwissenschaft 

i  daraas  nur  einige  Folgerongen  Air  das  Finanzwesen  abzuleiten.    S.  bes.  meine 

mdJ^^g,  L  Abtb.  Kap.  4  ond  Kap.  3  HaupUbschn.  4  (^.  150—160).    Sonst  die 

er.  über  Verwaltangslehre,  nam.  Stein'»  grosses  Werk  und  sein  „Handbuch'*; 

Abriss  £.  Meier,  in  ?.  Hokzendorffs  Encycl.  d.  Rechtswissensch.  8.  a.  4.  A. 

§.  32.  Die  Fioaiizwirthsobaft  hat  dem  Staate  diesaehlichen 
ifsmittei  (Saehgttter,  Geld)  zu  beschaffen,  welche  dieser  za 
mer  Ftinetion  als  Oesammtwirthschaft  bedarf  (§.  1  ff.).  Daraus 
gt  mit  Noth wendigkeit  y  dass  der  äussere  Umfang  der  Finanz- 
rthschafl  von  dem  Umfang  und  der  Art  der  jeweiligen  Aufgaben 
d  Thltigkeiten  des  Staats  bestimmt  wird.  Und  wesentlich  das- 
[be  g:ilt  yon  den  Hansbalten  der  tibrigen  öffentlichen  Körper. 

MameDtfich  ist  die  Ansgabewirthschaft  des  Finanzwesens  unmittelbar  ab- 
igig  r4»i  Um&Bg  und  Inhalt  der  Staatsthätigkeit*.  der  Finanzbedarf  gestaltet,  bewegt 
l  federt  sidi  nach  dieser  Thutigkcit.  Die  Eintheilung  der  allgemeinen  Zwecke 
I  eiozelDen  Aufgaben  des  Staa6  ist  daher  auch  ron  sel^t  die  Grundlage  der  Ein- 
Jkukg  des  FinanzbedarfiB.  Die  Gestaltung  und  EintheÜnng  dieses  Bedarfs  ibt  aus 
lern  Qnmde  an  und  for  sich  auch  nicht  in  der  Finanzwissenscbaft,  sondern  in  der 
ilsK,  bez.  der  StaatSTerwaltungdehre  und  der  Allgemeinen  Yolkswirthschaftslehre 
b«grtknden.  Sie  muss  daraus  hier  in  die  Finanzlehre  herüber  genommen  werden 
'  dieser  zum  Ausgangspunct  dienen.  Aber  in  der  Finanzwissenschaft  selbst  sind 
B  aar  die  finanziellen  Gonsequenzen  ans  der  Gestaltung  und  Weiterentwicklung 
8uafstb&tifkeit  zu  ziehen. 

In  dieser  Hinsieht  sind  es  drei  Pnncte  aus  der  volkswirth* 
lafäiohen  Betrachtung  des  zwangsgemeinwirthscbaftlichen  Systems 
srhanpt  and  des  Staats  speciell,  von  welchen  die  Finanzwissen- 
lafi  besonders  Act  zu  nehmen  hat. 

1 .  Die  Zwecke  und  Aufgaben  des  Staats  (bez.  der  sonstigen 
entliehen  Körper)  und  dieses  Systems  und  die  zur  Durchführung 
annehmenden  einzelnen  Thätigkeiten  (§.  33 — 35). 

2.  Das  Gesetz  der  wachsenden  Ausdehnung  dieser 
itigkeiten  in  der  modernen  Cultnrwelt  (§.  36). 

3.  Das  Vorwalten  des  Präventivprincips  vor  dem 
pr^wivprincip  im  entwickelten  Staatsleben  (§.  37). 

I.  —  §.  33.  A.  Das  zwangsgemeinwirthschaftliche  System  und 

ihm   der  Staat  (0.  §.   154  ff.,  162  ff.)  speciell  haben  durch 

ntaell  zwangsweises  autoritatives  Eingreifen  das  Selbstinteresse 

Individuen  unter  die  Zwecke  der  menschlichen  Gemeinschaften 

beogra  nad  dftdareti  Existenzbedingungen  der  Gattung  und  des 
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Einzelnen  als  Mitglieds  der  Gattung,  Entwicklungsbedingangen  der 
Volkswirthschaft  und  sittliche  Zwecke  der  Gesammtheit  ond  der 
Einzelnen  sicher  zu  stellen.  Der  Staat  und  jenes  System  treten 
dabei  in  eine  stets  veränderliche  Combination  mit  .dem  privat- 
wirthscbaftlichen  System.  Die  dnrch  sie  herzustellenden  Leistungen 
lassen  sich  daher  nicht  endgiltig  feststellen.  Ftlr  die  Finanzr 
wirthscbaft  folgt  daraus  der  wichtige  Schluss,  dass  auch  fllr  ihren 
Umfang  und  ihre  Thätigkeit  keine  festen  Grenzen  zu  ziehen 
sind,  woraus  sich  die  Verkehrtheit  einer  grundsätzlichen 
Stabilität  der  Einnahmen  und  der  ausschliesslichen  An- 
weisung des  Staats  auf  unbewegliche  oder  wenig  be- 
wegliche Einnahmearten,  sowie  die  bloss  rela^tive  Bedeutung 
des  Grundsatzes  der  Sparsamkeit  im  öffentlichen  Haushalte  er- 
giebt.    (G.  §.  163,  u.  u.  §.  34,  36). 

Die  einzelnen  Leistungen  des  Staats  lassen  sich  unter 
die  beiden  organisch  verbundenen  Staatszwecke,  den  Rechts- 
und  Machtzweck  und  den  Cultur-  und  Wohlfahrtszwecki 
einreihen  (G.  §.  165  ff.).  Die  Verwirklichung  dieser  Zwecke  ini 
Leben  des  Staats  führt  zu  einem  System  von  Leistungen,  welchef 
zugleich  zu  einem  System  der  Ausgaben  der  Finanzwirthschnft 
oder  zu  einem  System  des  Finanzbedarfs  wird.  Als  Dnrch; 
führungsmittel  der  Staatszwecke  erscheinen  die  verfassangs* 
massige  oberste  Centralleitnng  oder  oberste  Handbltbung 
der  Staatsgewalt,  sodann  die  Finanzverwaltung,  welche 
ihrerseits  nur  Mittel  für  die  Staatszwecke  sind. 

■  -  *         " 

Batf  thcilt  dio  Ausgaben  in  solche  aus  der  ,,y  erfassang''  und  in  „Resieronga- 
aasgaben'*  ein  (5.  Ausg.  §.  42),  und  rccboct  zu  den  enteren  die  AusgaW  fOr  des 
Hof  und  dio  Volkävcrtrctung.  Die  Rcgicrungsausgahen  (§.  43)  gliedert  or  dauu 
materiell  nach  den  Staatszwecken.  In  der  6.  Ausgabe  (§  42,  43.  48c)  babc  ich  dIoMi 
Ausdrtlcke  noch  beibehalten.  Sie  lassen  sich  indessen  kaum,  billigen.  Auch  diesogea. 
RegieruMgsausgabcn  sind  vcrfassungbinässige. 

Im  modernen  Staate  ergiebt  sich  alsdaun  folgendes  System 
der  Ausgabewirthschaft  oder  des  Finanzbedarfs. 

1.  Bedarf  für  die  verfassungsmässige  oberste  Gen* 
tralleitung,  insbesondere  für  die  obersten  Leiter  des  Staats 
(d.  i.  in  Monarchieen  für  den  Fürsten  und  seinen  Hof),  <t^ 
die  Volksvertretung  und  für  die  obersten  Staatskörper 
(ätantsratfa,  Ministerratb,  „Staatsniinisterium'^). 

Streng  genommen  wäre  dieser  Bedarf  auf  denjenigen  der  anderen  Gebiete  ait 
zu  verthcilen,  weil  die  oberste  Leitun/i:  des  Staats  schliesslich  nur  das  Mittel  zur  ReaU* 
sirung  der  beiden  organischen  Staatszwecke  ist.  Der  Übrige  Thüil  der  Ausgaben  fllr 
ihe  CoDtislloitung  schliesst  sich  unmittelbar  an  die  Thäiigkoit«ii  •  zur  DorobfUiniif 
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'  beiden  Staatszwedte  und  an  die  FinanzrerwaltuDg  ao,  repartirt  sich  also  demgemät» 
ich  richtig.    In  der  Ferfassnngsmassigen  obersten  Centralleitung  liegt 
Borgschaft  far  die  nothweodige  hannonische  innere  Vereinigung  des  Rerhts-  und 
tsrnrecks  des  Staats. 

2.  Bedarf  zur  Durcbltlhning  des  Rechts-  und  Machtzwecks. 
)  hierher  gehörigen  Staatsleistongen  lassen  sich  wieder  in  ein- 
Ine  Classen  zQsammenfassen ,  welchen  bestimmte  Verwal- 
agsabtheilnngen  (Ministerien)  zu  entsprechen  pflegen, 
eh  letzteren  theilen  sich  daher  dann  wieder  die  betreifenden 
nanzbedarfsquoten.    Hierher  gehören 

a)  die  Jnstiz  (Ciyil- und  Criminaljustiz  nebst  Strafanstalts- 
tsen); 

b)  die  (Sicberheits-)  Polizei  (i.  e.  8.),  ein  Theil  des 
:en.  „Inneren". 

Die  Ressorts  fon  Justiz.  Polizei,  Innerer  Yenraltang  (s.  anter  Nr.  H)  sind  in 
einzelnen  Staaten  verschieden  begrenzt,  auch  findet  nicht  selten  ein  Wechsel  darin 
;  Die  Gensdannerie ,  das  tiefängnisswesen ,  die  Strafanstalten  stehen  bald  hier. 
I  dort,  in  Preussen  z.  B.  die  Polizdverwahung,  die  Landgensdarmerie,  die  Straf- 
alten beim  Ministerlam  des  Innern;  beim  Jastizministerium  die  (ierichtshöfe  und 
Gef^gnissvenraltong.  In  Bai  er n  Strafanstalten  beim  Jostizministcrium ,  Polizei, 
idaimerie  beim  Minist,  d.  Innern.  In  0 esterreich  gab  es  in  der  centralist. 
iade  zeitweise  eine  oberste  Polizeibehörde  in  einer  den  Ministerien  coordinirten 
ling,  später  ein  Polizeiministerinm.  Jetzt  steht  in  West-Oesterreich  die  (rens- 
lecie  in  dem  bea.  „Min.  der  Landesrertheidigung*'  (woneben  das  Reichs^ 
|RBin.  f.  beide  Reichshäiften  gemeinsam),  die  Polizei  ressortirt  z.  Min.  d.  Innern. 

e)  Die  diplomatische  und  consularische  Vertretung 
Aaslande  (,yAuswärtige8'')i  welche  neben  dem  Zweck  des 
sbtsschatzes  der  Staatsangehörigen  im  Auslande  auch  noch  den 
eressen  der  wirthschaitlichen  Wohlfahrt  dient  und  insofern  zum 
eil  zu  den  Leistungen  behufs  DurchiUhrung  des  Culturzwecks 
I  Staats  gehört; 

Der  dii^omatische  Dienst  steht  regelmässig  unter  dem  Minist,  des  Aaswärtigen, 
Consulatsvesen  meistens  auch  (im  Norddeutschen  Bunde  im  Bundesetat,  im  Deutscheu 
dl  beim  Ausw.  Amt),  mitunter  unter  dem  Minist  d.  Handels,  z.  B.  zeitweise  in 
fcerreich,  jetzt  auch  hier  in  dem  (gemeinsamen)  Minist,  d.  Aeussem. 

d)  Das  Militärwesen  (bewaffnete  Macht,  Heer  und  Flotte). 

Fftr  Heer  und  Flotte  bestehen  zwei  getrennte  Ministerien  in  den  meisten  Staaten 
Marinewesen;  in  Frankreich  umfasst  das  Marineministeriom  die  Golonien  mit. 

Justiz  und  Polizei  bezwecken  den  Rechtsschutz  im  Inneni  des  Staats,  diplo- 
ische  und  consularische  Vertretung  denjenigen  ausserhalb  des  Staats.  Yomemlich. 
b  nicht  ausschliessUch.  gilt  Letzteres  auch  ?om  Militärwesen. 

3.  Finanzbedarf  zur  Durchführung  des  Cultur-  und  Wohl- 
hrtszwecks.  Die  hierher  gehörigen  Staatsleistungen  erfüllen 
I  grosse  Gebiet,  welches  man  mit  einem  gemeinsamen  Namen 

dasjenige  der  Inneren  Verwaltung  (i.  w.  S.)  bezeichnen 
an,  —  ein  Gebiet^  welches  sich  gerade  im  modernen  Staat  immer 

A.  Waipaer,  FiaaacwinsenMliaft.     I.    3.  Anll.  5 
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mehr  ansdehnt,  daher  immer  neue  Aufgaben  zu  lOsen  giebt  und 
dafür  immer  grössere  Mittel  beansprucht. 

Die  einzelnen  Thätigkeiten  und  Leistungen  lassen  sich  Afters  nicht  scharf  fon 
denjenigen  zur  Durchführung  des  ßechti>zwecks  trennen,  z.  B.  von  denen  im  Gebiete 
der  ,,Polizei'\  Die  „allgemeine  Landesverwaltung*'  (s.  unter  a)  unter  den 
Ministeriom  des  Inneren  dient  beiden  Staatszwecken  zugleich.  Im  Eingeben  biet« 
sich  ferner  manche  Schwierigkeiten  fiir  die  Einreibung  in  Classen  und  Yer- 
waltnngsabtheilungon  (Ministerien).  In  den  einzelnen  Staaten  und  zu  verschiedenen 
Zeiten  bestehen  daher  auch  nicht  unbedeutende  Yerschiedenbeiten  in  der  Begrenimg 
der  sogen.  Ressorts.  Auch  zwischen  der  Inneren  Verwaltung  (in  diesem  allgomeiBei 
Sinn)  einer-  und  der  Justiz  und  Polizei  andererseits  sind  die  Thätigkeiten  in  unserM 
Culturstaaten  nicht  immer  gleichmässig  abgetheilt.  Ein  absolutes  Princip  fQr  die 
richtige  Eintheilung  giebt  es  auch  nicht,  sondern  die  Gestaltung  dieser  grossen  Gebiete 
der  Staatsthätigkeit,  ihr  Verhältniss  zu  einander  und  die  Eingliederung  der  spedeUea 
Thätigkeiten  in  jedes  Gebiet  unterliegen  selbst  wieder  einem  niemals  still  ttehendea 
geschichtlichen  Entwicklungsprocess.  Für  die  Gegenwart  können  in  den  west- 
europäischen Culturstaaten  etwa  folgende  drei  Gebiete  und  demgem&ss  Be- 
darfsquoten unterschieden  werden.  (G.  §.  169). 

a)  Die  Innere  Verwaltung  im  engeren  Sinne:  derjenige 
Theil  des  Geschäftsgebiets  des  sogen.  Ministeriums  des  Innereiii 
welcher  sich  nicht  auf  Rechtsschntzthätigkeiten,  Sicherheitspolixei 
noch  auf  volkswirthschaftliche  Fürsorge,  Cultus  und  Volksbildmigs- 
wesen  bezieht.  Daher  rechneu  wir  hierher  die  amtliche  Statistik, 
das  Öffentliche  Gesundheitswesen,  das  Hilfs-  und  Armenweaen 
(öffentliche  Wohlthätigkeit)  u.  s.  w.  Einige  dieser  Zweige  sind  IB 
der  Praxis  öfters  mit  der  Polizeiverwaltung  verbunden.  Ferner 
gehört  hierher  die  allgemeine  Landes  Verwaltung,  soweit  sie  Staats- 
verwaltung ist  und  auf  Staatskosten  erfolgt,  nebst  der  Oberaufsiclit 
Hber  die  Ver>valtung  der  Selbstverwaltungskörper. 

In  Prcusscn  steht  z.  B.  d.  amtl.  Statist.,  mctcorol.  Instit.  das  Verwaltangi^ 
Gerichtswesen,  die  Deputation  f.  d.  lloimathwcsen ,  die  staatlichen  Ausgaben  t  d. 
Standesämter,  die  Verwaltung  der  öfTcntl.  Amtsblätter  u.  s.  w.,  Wohlthätigkeit  im 
Ministerium  d.  Innern,  ausserdem  d.  landrüthl.  Behörden,  Aemter,  lAuddrost,  n.  d. 
unter  N.  2  mit  genannten  Zweige.  Das  Gesundheitswesen  im  Unterrichtsministerian. 
In  Bai  er n  Etat  für  Gesundheit,  Wohlthütigiieit .  Sicherheit,  gew.  Districtsstrassen  ia 
Minist,  d.  Innern. 

b)  Die  volkswirthschaftliche  Verwaltung.  Dabin 
gehören  wichtige  Zweige  aus  dem  üblichen  Kessort  des  Ministe- 
riums des  Innern,  so  alles  Das,  was  man  die  Verwaltung  oder 
Handhabung  der  (materiell-)  wirthschaftlichen  Rechts- 
ordnung nennen  kann.  Die  Feststellung  dieser  Ordnung  ge* 
hört  zum  Rechtszwecke.  Der  Staat  Übt  hier  „Volkswirthschafts- 
pflege'^  im  Gebiete  der  privatwirthschaftlichen  Tbätig- 
keit  (Ackerbau,  Bergbau,  Gewerbe,  Handel  u.  s.  w.).  Femer  iik 
dieser  Verwaltungszweig  regelmässig  verbunden  mit  der  gänzlichoi 
oder  theilweisen  Uebernahme  gewisser  allgemeiner,  die 
ganze    Volkswirthschaft    angehenden    Angelegenheiten    auf   den 
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taat  Diese  Angelegenheiten  können  nnter  dem  Namen  des 
Terkehrswesens''  zusammengefasst  werden  und  es  gehOrt 
Un  besonders:  Maass  und  Gewicht,  Münze,  Bank-,  Versichernngs-, 
■imanications-  und  Transportwesen.  In  unseren  Staaten  sind  die 
■lier  gehörigen  Thätigkeiten  tbeiis  dem  allgemeinen  Ministerium 
i  Innern,  theils  Specialministerien  der  Landescnltur ,  der  Land- 
ithscbaft,  des  Handels,  der  Oewerbe  und  öffentlichen  Arbeiten, 
t  Communicationen  u.  s.  w.,  Einzelnes  auch  wohl  noch  dem 
iftDzministerium  ttbertragen. 

Die  Zasammenfassong  dieser  Th&tigkeiten  in  einem  ^.Minlsteriam  der  Volks- 
pkschaff',  wie  eine  Zeitlang  in  Oesterreich«  schien  Manches  für  sich  zu  haben, 
I  der  jetzigen  Zersplittemng .  wo  drei  oder  vier  Ministerien  in  enge  verwandten 
Ittn  entscheiden  oder  die  Vertheilong  der  einzelnen  Gegenstände  unter  sie  ziemlich  will- 
plich  erfolgt,  —  wenn  nicht  der  Bessort  zu  gross  würde !  —  Das  ^«Handelsministeriam'* 
hifach  eine  neue  Schöpfung,  z.  B.  in  Preussen  i.  J.  1S48,  Verordn.  v.  17.  Apr. 
Minist  d.  Handels,  der  Gewerbe  u.  Ott'cntl.  Arb.  vom  Ministerium  des  Innern, 
iFinaozen  losgetrennt  Neuerdings  Veränderungen  in  der  Gestaltung  und  in  den 
■nts  dieser  Ministerien.  Neben  einem  jetzt  auf  einen  nur  noch  kleinen  eigenen, 
pBoJich  die  Angelegenheiten  v.  Handel  und  Gewerbe  umfassenden  Geschäftskreis 
ttrtnktep  ,3üo.  fQr  Gewerbe  und  Handel'*  (worin  u.  A.  auch  die  Kavigat-schulen) 
•Wsondres  „Min.  d.  öfientL  Arbeiten*'  (mit  der  Verwaltung  der  Staatseisenbahnen, 
F  sonstigen  Bauverwaltung  [Wasserbau  u.  s.  w.].  dem  Staats-  Berg-  u.  Hüttenwesen^ 
;,be80Dderes  „Min.  L  Liuidwirthfich.,  Domänen  u.  Forsten**  (letzteres  beides  früher 
i  rinanzministerium)  (Erl.  v.  7.  Aug.  187S,  Ges.  v.  13.  März  1879).  —  In  (West-) 
pterreich  jetzt  im  Min.  d.  Inneren  auch  der  Staatsbaudienst,  die  Polizei,  im 
flelsministeriom  Post,  Telegraphen,  Staatsbahnen,  im  Ackerbaumiiiisterium  die 
iinen.  Forsten,  Bergwerke  des  Staats.  —  In  Baiorn  im  Min.  d.  Inneren  eine 
hfllL  f.  Landwirthsch.,  Gewerbe,  Handel.  —  In  Frankreich  (nnter  dem  Kaiser- 

rn.  jetzt  unter  d.  Republik)  ein  i>e8ond.  Minist,  der  offen tl.  Arbeiten  (mit  Strassen- 
Eisenbahnen,  inn.  SchifITahrt,  Häfen,  Staatsbauten)  und  ein  anderes  gemeinsames 
iAckerbaa  u.  Handel.  —  In  Russland  ein  Minist  der  Wege  u.  Vcrkehrsanstalten 
Bienbabneo,  Landstrassen,  Kanäle,  Flüsse,  wogegen  Posten  u.  Telegraphen  Abtheil, 
ich). 

,  c)  Die  Verwaltung  des  Unterrichts-  und  Biidungs- 
iisens  sowie  des  öffentlichen  Cultus.  Hierhin  gehört  das 
kns-  und   Unterrichtsministerium  mit  seinem  üblichen  Ressort. 

''■   In   kleineren  Staaten  etwa  eine  Abtheilung  des  Mioist.  des  Innern,  z.  B.   in 

jlen.    In  Baiern  ein  allgeui.  Minist,  d.  Innern  u.  ein  anderes  Minist,  d.  Innern 

Kirchen-  und   Schulangelcgenheiten.     In   Frankreich  ein   Minist,   des  Offentl. 

brricJits  o.  «rtsr  K^>oleon  III.  ein  gemeinsames  fflr  Justiz  u.  Cultus;  später  bildeten 

l|is,  Unterricht  u.  schöne  Künste  ein  Mioist  zusammen,  jetzt  ist  der  Cultus  davon 

(Bweigt  und   unter  d.    Ißn.  d.  Inneren  gestellt.    In   Preussen   ein  Minist  der 

idicben,   Unterrichts-  und  Medicinalangelegenheiten.     In   Rnssland  ein  Minist. 

r  Yolbiaaf  kUrung  u.  der  Ressort  des  heil.  Synod  (für  d.  griech.  orthod.  Kirche).  — 

iKlne  Zweige  befinden  sich  mitunter  bei  anderen  Ministerien,  z.  B.  die  öffentlichen 

ietsamm langen,  Bibliotheken,  Theater,  die  etwa  unter  einem  Ministerium  des  K. 

Itoes  oder  der  schOnen  KtLnste  (so  im  Kais.  Frankreich,  mit  Reichsarchi?en  u.  A.  m.) 

MB    oder  gewisse  Fachschulen  (etwa  bei  einem  der  volkswirthschaftlichen  Mini- 

lieii  u.  8.  w.)    In  Preussen  z.  B.  die  Bau-  u.  Gewerbeakad.  in  Berlin,  d.  techn. 

pmst.  in  d.  Prorinzen  frQher  unter  dem  Minist  des  Handels,  jetzt  im  Unterr.min., 

widwiitlisch.  Alod.  u.  Lehranstalten  sind  beim  Minist,  d.  Landwirthschaft  rer- 

5* 
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Mehrfach  knüpfen  sich  an  die  Staatsleistangen  anf  dem  Ge- 
biete des  Rechtsschutzes  und  der  Cultur-  und  Wohlfahrtsfbrderang 
Einnahmen,  namentlich  die  sog.  Gebühren  an.  Diese  Ein- 
nahmen sind  aber  nicht  der  Zweck,  dessentwegen  die  betreffende 
Staatsthätigkeit  erfolgt,  sondern  letztere  geschieht  behufs  Darch- 
flihrung  der  vom  Staate  einmal  im  Interesse  der  Gesammtbeit  über- 
nommenen Aufgaben,  also  aus  inneren  sachlichen,  volkswirtbscbaft- 
liehen,  socialpolitischen,  politischen,  nicht  aus  äusseren  finanzielle 
Gründen.  Der  Zweck  darf  unter  der  Benutzung  einer  solchen  Staats- 
thätigkeit als  Einnahmequelle  daher  auch  nicht  leiden.  Insofern 
muss  die  finanzielle  Rücksicht,  eine  Einnahme  zu  erzielen,  bei  der 
Vornahme  dieser  Thätigkeiten  überhaupt  und  bei  der  Art  und  Weise, 
wie  sie  vorgenommen  werden,  hinter  die  Rücksicht  auf  den  Zweek, 
dessentwegen  die  Thätigkeit  vom  Staate  übernommen  wird,  znrflek- 
treten.  Einige  Staatsleistungen  auf  den  genannten  Gebieten  sind 
im  Folgenden  demnach  sowohl  bei  den  Ausgaben  als  bei  den  Ein- 
nahmen zu  berühren,  z.  B.  Justiz  (Kosten  und  Einnahmen,  GebflhreD| 
Gerichtssporteln),  Schulen,  Strassen,  Post,  Münze  u.  s.  w. 

4.  Bedarf  llQr  die  Finanzverwaltung,  welche  im  Finanz- 
ministerium repräsentirt  wird.  Die  Finanz  Verwaltung  hat  die 
Aufgabe,  die  Mittel  zur  Führung  des  Staatshaushaltes  herbeizn- 
schafien  und  sie  den  einzelnen  Dienstzweigen  behufs  Aosftlhning 
der  diesen  im  Staatsleben  obliegenden  Functionen  zur  Verfttgnng 
zu  stellen.  Sie  muss  zu  diesem  Zwecke  bestimmte  Thätigkeiten 
ausüben,  welche  wiederum  nur  Mittel  zur  Durchführung  dieser 
organischen  Staatszwecke  sind.  Die  Ausgaben,  welche  sich  an  die 
Thätigkeiten  der  Finanzverwaltung  knüpfen,  sind  theils  allge- 
meine, aus  der  Leitung  und  Organisation  des  Finanzwesens  im 
Ganzen  hervorgehende  (Gentralleitung,  Etats-,  oberstes  Rechnungs-i 
Kassen-,  Controlwesen);  theils  specielle,  welche  sich  an  die  Er- 
hebung der  einzelnen  Einnahmen  oder  an  die  Verwal- 
tung der  betreffenden  Einnahmezweige  anschliessen  und 
in  den  Abschnitten  vom  Privaterwerb  der  Regierung,  von  den  Steuern 
und  den  Staatsschulden  einzeln  mit  behandelt  werden. 

Genau  genommen  müssten  die  Ausgaben  für  die  Finanzverwaltong  anf  die  Ans* 
gaben  für  die  DarchfUhrung  der  eigentlichen  Staatszwecke  repartirt  werden.  Denn 
üfTenbar  kostet  z.  B.  das  Militair,  die  Justiz  nicht  nur  das,  was  unmittelbar  dafür  reraof- 
gabt  wird,  sondern  noch  um  so  viel  mehr,  als  die  Beschaffung  der  Deckungsmittal 
ftlr  die  Ausgaben  (an  Erhebungskosten  fur  die  Steuern,  an  Zinsen  u.  s.  w.  ftxt  die 
Schulden)  erheischt  Bei  der  Würdigung  der  Kosten  des  Rechtsschutzes,  nasientlich 
des  Militairwesens ,  ist  jedenfalls  daran  zu  denken,  dass,  von  den  neuen  Eisenbahn» 
schulden  abgesehen,  notorisch  der  bei  Weitem  grOsste  Theil  der  Staatsschulden  tut 
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i^^en  Q.  s.  w.  herrlüirt,  die  lanfeDden  Aiwgaben  fbr  die  Schuld  also  auf  jenes 
ito  mit  za  setzen  sind.  —  Der  Ressort  des  Finanzministeriums  nmfasst  nicht  immer 
9  diejenigen  Zweige,  welche  ansschÜesslich  oder  Tornemlich  Einnahmetineüen  sind 
1  UatefBcbied  ron  den  Thitigkeiten ,  an  die  sich  Gebtthren-Einniüimen  knapfen). 
Bnssland  besteht  z.  B.  noch  ein  besonderes  Ministerium  der  Dom&nen  neben  dem 
*  Finanzen.  Mehr&di  stehen  auch  solche  wichtige  Anstalten,  welche  für  den  Staat 
dl  wenigstens  romemlich  als  £innahmec(oelle  in  Betracht  kommen,  nnter  dem 
■deis-  oder  dem  Ministerium  der  öffentl.  Bauten,  auch  der  Landwirthsch.  S.  die 
gaben  o.  unter  8,  a.  In  diesen  Ressortbegrenzungen  wird  allerdings  Ofteis  passend 
m  Tolkswirthschaftiichen  neben  oder  ror  dem  finanziellen  Gesichtspnnct  Rechnung 
ragen,  aber  Vieles  ist  doch  willkürlich  und  durch  ganz  zuf&llige  historische  Ent- 
ddnng  bedingt  Die  AffentL  Schuld  steht  mitunter  unter  einer  selbständigen  höchsten 
lörde  oder  anch  ids  seihstindiger  gestellte  Abtheilung  im  Finanzminist  Ebenso  das 
ffste  CoBtrol-  u.  Rechnungswesen  (z.  B.  in  Oesterreich,  Russland,  in  Preussen  unter 
Staatamiaist). 

§.  34.  —  B.  Die  Grundsätze  und  Gesichtspunete  für  die 
sststellang  des  Bereichs  der  Staatsthätigkeit  im  All- 
meinen  und  der  einzelnen  Leistungen,  dnrcb  welche  die 
latszwecke  aosgeführt  werden,  sind  nicht  in  der  Finanzwissen- 
laft,  sondern  wieder  in  der  Staatslehre  und  Staatsverwaltnngs- 
nre  and  soweit  der  Staat  als  Zwangsgemeinwirthschaft  erscheint, 

gmn^legenden  Theile  der  Allgemeinen  Volkswirthschaftslehre 
rzalegen. 

G.  §.  1S4— 190.  Schiff le,  gesellsch.  Syst  2.  A.  Kap.  29,  31,  §.  185,  1911. 

Da  jede  staatliche  und  jede  andere  zwangsgemeinwirthschaftliche ,  .,öfl'entliche'^ 
itigfceit  in  der  Regel  nothwendig  mit  einem  Finanzbedarf  oder  einer  Ausjrabe  for 
Terbonden  ist,  so  folgt  daraus,  dass  die  Feststellung  einer  solchen  Thätigkeit  und 
■it  des.  Ob  und  Wie  ihrer  Ausführung  zugleich  von  einer  Feststellung  des  Finanz- 
bifii  und,  implicite,  der  zu  dessen  Deckung  dienenden  Einnahmen  bedingt  ist  Es 
tili  sich  auf  diese  Weise  die  bekannte  und  wichtige  geschichtliche  Thatsache,  dass 
lenigcB  Factoren,  welche  im  Staatsleben  (und  ebenso  im  Leben  andrer  öffentlicher 
qper)  die  Finanzwirthschaft  beherrschen  oder  mit  bestimmen,  wie  die  Yolksvertre- 
cea  (Pailamente,  Scinde),  neben  dem  Inhaber  der  Staatsgewalt  auch  im  Allgemeinen 
fim  Einzelnen  den  Bereich  der  Staatsthätigkeit  feststellen,  selbst  wenn  ihnen  dazu 
t  nnmittalbare  Gompetenz  abgeht 

Bei  diesem  untrennbaren  Znsammenhang  zwischen  Finanz- 
darf und  Staatsthätigkeit  mnss  die  Finanzwissenschaft  fUr  die 
eststellnng  beider  folgende  drei  Forderungen  stellen: 
fganisation  einer  richtigen ,  unabhängigen  Finanzcontrole, 
mchtnng  des  Grundsatzes  der  Sparsamkeit  und  Beachtung 
m  Verhältnisses  des  Finanzbedarfs  zum  Volkseinkommen. 

1.  Es  ist  eine  durch  die  Volksvertretung  auszuübende  wirksame 
inanzcontrole  zu  verlangen,  damit  Umfang  und  Inhalt  der 
aatslhätigkeiten  und  daher  wiederum  die  Höhe  des  Finanzbedarfs 
Bhtlg  und  sparsam  bestimmt  werde.  In  der  sog.  constitutio- 
eilen  Bndgetwirthschaft  liegt  hierftlr  die  —  wenigstens  ver- 
Otnissmäfaig  —  beste  Garantie. 
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Kegicniog  und  Volksvertretung  repräsentiren  hier  in  mancher  Bexiehang  die 
beiden  Terschiedenen  Seiten  eines  Geschäftsabschlusses,  diu  iiegienmg  die  des  An- 
gebots, die  Vertretung  die  der  Nachfrage  nach  den  Staatsleistongen.  Beider 
Crtheile  über  Werth  und  Kosten  dieser  Leistungen  werden  leicht  auseinandergehei. 
Die  Kegierung  wird  mitunter  den  Wcrth,  d.  h.  die  Summe  Yon  Vortheilen  der  Staali- 
leistungen  für  die  Bevölkerung  und  das  Gemeinwesen,  über-  und  die  Kosten,  d.h. die 
Opfer,  welche  die  Bevölkerung  in  den  Steuern  (und  in  der  damit  verbundenen  Be- 
lästigung) trägt,  unter  schützen;  umgekehrt  die  Volksvertretung.  Die  Regienuig 
wird  auch  oft  geneigt  sein,  Staatsthätigkeiten  überhaupt  länger  beizubehalten,  statt  sie 
aufzugeben  oder  den  Privaten  zu  aberlassen  (z.  B.  in  der  gewerblichen  Sph&reV,  eiM 
bestimmte  Verwaltungseiurichtung  unverändert  zu  erhalten,  statt  sie  zn  rerbeaBen 
(Princip  der  Stabilität  in  der  Verwaltungspolitik);  die  Staatsthätigkeiten  noch  weiter 
auszudehnen,  statt  den  Privaten  und  den  Vereinen  oder  doch  den  Gemeinden, 
Kreisen,  Provinzen  neu  herantretende  Aufgaben  zu  übertragen  (Prindp  der  Staaii- 
allmacht,  der  Bevormundunjr,  der  Hypercentralisation);  oder  endlich  neue  Gebiete  der 
Staatsthätigkcit  nach  alter  Schablone  einzurichten.  In  allen  diesen  Dingen  wird  eine 
unabhängige,  gut  eingerichtete  Volksvertretung  sehr  häufig  den  entgegengesetzten 
Standpunct  einnehmen .  das  Princip  des  Fortschritts  bekennen,  auf  Einschränkung  der 
Staatsthätigkeiten,  Beform  der  Verwaltung  hindrängen  und  gerade  dadurch  der  Be- 
gierung  gegenüber  zu  einem  Organ  wiii[samer  Finanzcontrole  werden.  FreUich  wird 
die  Volksvertretung  unter  dem  Einflüsse  einseitiger  Zeitansichten  auch  leicht  in  die 
den  regierungsseitigen  entgegengesetzten  Fehler  verfallen,  der  l'opularität  wegen 
knausern  oder  abstreichen ,  z.  B.  im  Militairetat.  Aber  dennoch  besteht  eine  grosse 
Wahrscheinlichkeit,  dass  aus  dem  Pactiren  der  Kegierung  und  der  Volksvertrotong 
Compromisse  hervorgehen,  durch  welche  das  Interesse  von  Staat  und  Volk  in  der 
Bestimmung  der  Staatsthätigkeiten  und  des  dafür  erforderlichen  Aufwandes  noch  am 
Besten  gewahrt  wird  und  namentlich  auch  der  Grundsatz  der  Sparsamkeit  zur  rich- 
tigen Geltung  kommt.  Der  leitende  Grundsatz  bei  der  Prüfung  muss  in  jedem  einzelnen 
Falle  sein:  jede  Staatsthätigkcit  oder  jede  Art  derselben  und  daher  jede  Ausgabe 
dafür  ist  zu  verwerfen,  welche  der  Gesammthcit  ein  höheres  Opfer  auferlegt,  als  die 
betreffende  Staatsleistung  ihr  nützt  oder  werth  ist  (absolute  Verwerflichkeit)  oder 
als  sie  nothwendig  kostet,  wenn  sie  ebenso  gut,  aber  billiger  von  den  Privaten. 
Vereinen  oder  anderen  Organen  für  öHentlirhe  Zwecke,  wie  den  Gemeinden  u.  s.  w., 
ausgeführt  werden  kann  (relative  Verwerflichkeit).  (S.  Schaff le,  Ges.  Syst.  d. 
menschl.  Wirthsch.,  2.  A.  §.  205.  210.  Im  absolutistischen  Staate  liegt  die  Gefahr  nn- 
richtiger  Bestimmung  der  Staatsthätigkeiten  und  geringerer  Sparsamkeit  näher,  doch 
kann  auch  hier  etwa  durch  einen  Staatsrath  und  durch  eine  richtige  Stellung  des 
Finanzministeriums  gegenüber  den  anderen  Ministerien  eine  Pritfungs-  und  Gontrol- 
instanz  geschaffen  werden.  Die  preussische  Finanzvcrwaltung  war  auch  in  der 
absolutistischen  Periode  sparsam  und  ausgezeichnet"). 

Werth  und  Kosten  der  Staatsleistungen  allgemein  und  einzeln  festzustellen, 
ist  freilich  schwierig.  Denn  bei  der  Immaterialität  und  Unverkäuflichkeit  der  meisten 
Leistungen  (§.  9)  kann  nicht  der  Tauschwerth,  sondern  nur  der  Gebrauchswerth  und 
auch  dieser  nur  sehr  allgemein  ermittelt  werden.  Und  selbst  die  Kosten  sind  schwer 
gt^nau  zu  ermitteln,  weil  die  richtige  Hepartition  der  vielen  gemeinsamen  Ausgabe- 
posten (für  die  gemeinsamen  Centralbehördcn.  für  die  aufgenommenen  Staatsschulden, 
für  die  Erhebung  der  Steuern  u.  s.  w.)  sich  niemals  vollständig  durchführen  lässt 
Erleichtert  wird  die  Aufgabe  in  der  Praxis  dadurch,  dass  die  Masse  der  alt- 
überkommenen Leistungen  Oberhaupt  kaum  ernstlich  in  Frage  steht  und 
nur  die  einzelnen  alten  wegfallenden  oder  neuen  hinzukommenden 
Thätigkeiten  auf  ihren  Werth  und  ihre  Kosten  zu  prüfen  sin<l. 

2.  Der  Grundsatz  der  Sparsamkeit  ist^  wie  itir  jede  Wirth- 
schaft,  so  früher  auch  llir  die  Finanzwirthschaft  als  die  Haupt- 
rege  1  tUr  die  Ausgaben  bezeichnet  worden.  Diese  wohlgemeinte, 
auch  von  Rau  getheilte  Auffassung  ist  indessen  in  dieser  Absolnt- 
heit  bei  der  Bedingtheit  des  gesanimten  Wirthschaftslebens  durch 
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m  Staat  nicht  haltbar.  ^^Jener  Grundsatz  kann  niemals  eine 
j^aolnte,  sondern  nnr  eine  relative  und  ttberhanpt  nicht  die 
identnng  haben,  dass  eine  Ausgabe  unbedingt  unterbleiben 
tote.  Denn  das  hängt  immer  von  dem  Zweck  derselben, 
Hier  von  der  mit  ihr  herzustellenden  öffentlichen  Leistung  ab. 
|b  Sparsamkeit  kann  mithin  niemals  ein  leitender  Grundsatz 
jks  Staatshaushalts  werden,  sondern  ist  bloss  eine  selbst 
bitändliche,  aber  freilich  in  der  Praxis  oft  verletzte  Klngheits- 
[gel  in  Betreff  der  Dnrchfbhrung  des  ökonomischen  Princips  im 
Ipatshanshalte,  wie  in  jeder  Einzelwirthscbnft.^'  (G.  §.  163). 

\  Wenn  man  den  Grondsatz  in  dieser  Beschränkung  annimmt«  kann  man  mit  Kau 
„er  entspringt  ans  der  Bttcksicht  anf  die  Beschränktheit  des  Vermögens  und 
Dens  im  Vergleich  mit  dem  grossen  Umfange  der  Bedürfnisse,  und  fordert 
Tentindige  Anordnnnfc  des  Aufwandes,  so  dass  mit  gleicher  Aufopferung  sach- 
Gater  der  grOsste  Erfolg,  oder,  was  dasselbe  sagt,  gleicher  Erfolg  mit  dem 
iten  Güteraufwande  bewirkt  wird.  Die  Beobachtung  dieses  Grundsatzes  wird 
nicht  aUein  von  der  wirthschaftlichen  Klugheit,  sondern  auch  von  der  Gerech- 
geboten. Der  Staatsaufwand  schmälert,  ?on  der  Kostenseite  betrachtet,  immer 
Gateizebrancb  der  Burger.  es  mögen  nun  die  erforderlichen  Einkünfte  uumittel- 
ans  dem  PrivatrermOgen  erhoben,  oder  gewisse  Erwerbsgeschäfte  den  Bürgern 
^en  und  Ton  der  Regierung  betrieben  werden.  Staatsbürgern  dürfen  alier  nur 
Lasten  aufgelegt  werden,  welche  zur  Erreichung  der  Stnatszwecke  dienen,  und 
Staatsgewalt  ist  zu  keinem  Aufwände  befugt,  der  nicht  zur  Befriedigung  eines 
len  StaatsbedQrfnisses  beiträgt.'*  Rau,  Fin.  I,  §.  28,  übrigens  erkennt  er  in  §.  3.^ 
schon  die  Relativität  des  Sparsamkeitsprincips  an.  Beredte  Entwicklung 
Satzes  bei  Necker,  Admin.  des  fin.  de  la  France,  I,  30  der  1.  Ausg.  —  Von 
allem  Schriftstellern  nimmt  Bodin  grosse  Luxusbauten  in  Schutz,  empfiehlt  aber 
ein  rerständiges  Maas  derselben  und  der  füratlichen  (ieschenke.  Gregoriu^ 
Till,  Abs.  n.)  eifert  strenger  gegen  die  Verschwendung  und  den  Prunk  der 
noch  stärker  Besold,  8.  10  IL  Diese  Beiden  tragen  die  Jähren  der  Sparsam- 
in  dem  Abschnitt  von  der  Erhaltung  des  Staatsvermögens  vor,  conservatio 
(Ran).  —  Zu  einseitige  Betonung  der  „Sparsamkeit'*  als  leitender  Grundsatz 
Finanzpolitik  bei  einzelnen  Theoretikern  der  neueren  Nat.ök. ,  z.  B.  J.  B.  Say 
!,  I.  3,  eh.  <},  cours  p.  S.  eh.  1\  wo  die  „öffentlichen  Ausgaben''  als  „Consum- 
1^  betrachtet  werden;  ähnliche  Tendenzen  bei  manchen  Parlamentariern.  — 
die  freilich  durchaus  falsche  Ansicht,  tlie  Staatsaudgaben  könnten  überhaupt 
Nachtheil  beliebig  vermehrt  werden,  wenn  nur  „das  Geld  wieder  unter  die  Leute 
le"*,  was  ja  eigentlich  fast  immer  geschehe,  eine  Art  mercantilistischen  Irr- 
s.  Rau,  Fin.  I,  §.  29.  30  u.  danach  meine  2.  A.,  S.  68.  Eine  ähnliche  Be- 
lüg giebt  Say  a.  a.  0.,  auch  cours  p.  7,  eh.  13.  Nur  wenn  die  Dienste,  welche 
dem  Gelde  bezahlt  werden,  wirklich  productiv  sind,  liegt  ein  Ersatz  der  durch 
Q.  s.  w.  herangezogenen  Güter  für  die  ganze  Volkswirthschaft  vor.  Die  Aus- 
weiche die  Beamten  u.  s.  w.  aus  ihrem  Gehalte  bestreiten,  vertreten  aber 
e  nene,  sondern  nur  eine  veränderte  Nachfrage  nach  Sachgütem  und  Diensten 
j^l^hen  mit  den  Aasgaben,  welche  die  Besteuerten  ohne  die  Besteuerung  hätten 
lehen  können. 

k!  Man  kaoD  dann  mit  Ran  (§.  32)  aus  dem  Grundsatze  der 
parsamkeit  folgern:  ,,E8  darf  keine  Ausgabe  ohne  einen  dem 
hDeinwohle  angehörenden  Zweck ,  also  für  irgend  eine  Privat- 
Incbt  oder  blosse  Privatvortheile,  vorgenommen  werden,  ein  Satz, 
iftien  Riebtigkeit  ansser  Zweifel  steht,  dessen  Anerkennung  und 
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Darcbftthrnng  aber  frttber  scbwer  zu  bewirken  war,  so  z.  B.  hior 
siobÜiGb  der  sog.  Sinecuren,  der  Amtsstellen  mit  Besoldangen 
obne  Dienstgeschäfte.  In  Grossbritannien  sind  dieselben  in 
nenerer  Zeit  abgeschafft  worden.  Anfang  dieses  Jahrhunderts  wM 
ihr  Betrag  dort  noch  an  360,000  Pf.  St.  gewesen  sein.  —  llaii 
darf  femer  auf  minder  wichtige  Zwecke  keine  Summe  verwenden, 
welche  zur  Bestreitung  einer  dringenderen  Ausgabe  nöthig  ist 
Ueberhaupt  soll  wegen  der  Unmöglichkeit,  itir  alles  Nfltzliche  in 
einem  gegebenen  Augenblicke  zureichende  Mittel  zu  finden,  möglichBt 
eine  solche  Gleichförmigkeit  in  den  verschiedenen  Regierungszweigen 
beobachtet  werden,  dass  gleich  wichtige  Zwecke  zugleich  besorgt 
werden  und  leichter  verschiebliche  Ausgaben  erst  nach  der  Deckuog 
der  wichtigeren  an  die  Reihe  kommen^^  —  Endlich  muss  im  ein- 
zelnen Falle  mit  den  geringst  möglichen  Kosten  gewirthschaftet 
werden,  wobei  jedoch  nicht  allein  der  Vortheil  des  Augenblicks, 
sondern  auch  derjenige  der  längeren  Periode  zu  berücksichtigen  ist 
§.  35.  —  3.  Die  Beachtung  des  Verhältnisses  des  Finanz- 
bedarfs (des  Staats,  wie  der  anderen  öffentlichen  Körper)  zum 
Volkseinkommen  ist  stets  ein  hochwichtiges  Postulat  richtiger 
Finanzpolitik,  auf  welches  die  Finanzwissenschafl  eindringlich  hin- 
weisen muss.  Aber  von  vorneherein  muss  man  sich  darüber  klar 
sein,  dass  sich  ein  Grundsatz,  welche  Höhe  der  gesammte  Staatsauf- 
wand, —  ganz  allgemein  genommen  oder  in  einem  bestimmten 
Staate  zur  bestimmten  Zeit,  absolut  dem  Betrage  an  Geld 
oder  wirtschaftlichen  Gütern  nach  oder  als  Quote  des  Volksein- 
kommens, —  erreichen  darf,  oflfenbar  nicht  aufstellen  lässt  Die 
früheren  Versuche,  hierfür  bestimmte  Zahlensätze  oder  unttber- 
schreitbare  Quoten  des  Volkseinkommens  zu  ermitteln,  sind  daher 
auch  immer  missglückt.  Sie  beruhen  auf  einer  falschen,  mechanischen 
und  änsserlichen  statt  einer  richtigen  organischen  Auffassung  des 
Verhältnisses  des  Staats  zur  Volkswirthschaft. 

Mnrhard,  Theor.  n.  Pol.  d.  Besteuerung,  S.  110«  Parieo,  Thcor.  dett  impdt», 
I.  87,  Hock.  OefT.  Abgaben.  S.  34,  und  die  dort  citirten  Schätzungen  von  Bosdi, 
Bielefeld,  Justi  (yergl.  über  ihn  Röscher,  Gesch.  d.  Nationalökon.  S.  463),  Pölitz, 
Schmalz  u.  A.  m.  Man  ging  von  ^/,o  bis  ^/j^  des  Volkseinkommens.  Selbst  Hock 
glaubt  aber  doch  noch  sagen  zu  dürfen:  „Wir  wQrdcn  ein  Steuersystem,  das  jährlicli 
mehr  als  15®/o  des  freien  Einkommens  des  Volkes  kostet,  schon  für  zu  hoch  halten."' 
Schön  hält  den  Nationalcharacter  und  die  Staatsform  (letztere  auch  schon  Justi)  fUr 
entscheidend  für  die  mögliche  Höhe. 

Zu  betonen  ist  nur,  dass  weder  der  Werthnoch  diB 
Kosten  einer  Staatsleistung  für  sich,  sondern  immer  nur  beide 
zusammen  bei  der  Beurtheilung  der  absoluten  und  relativen  Höhe 
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r  Ausgabe  zu  berücksichtigen  sind.  Daher  dttrien  nicht  bloss 
li tische,  ans  dem  Wesen  des  Staats  hergenommene,  aber  anch 
lit  ansschliesslich  privatwirthschaftliche  Erwägungen  ent- 
lelden.  Als  Regel  kann  der  Satz  gelten:  je  grösser  der 
mittelbar  ökonomische  Werth  einer  Staatsleistung  —  der 
■*  erheblich  weiter  als  gewöhnlich  zu  fassen  — ,  je  mehr  die 
Istnng  die  Prodnctionskraft  Aller  fördert  und  je  grösser 
I  absolute  freie  Volkseinkommen,  d.  h.  im  Sinne  Koscheres 
genige,  welches  nach  Befriedigung  der  nothwendigsten  (materiellen) 
Ittrfnisse  der  Bevölkerung  übrig  bleibt,  (6.  §.  85)  ist,  endlich 
je  grösserer  Theil  der  reinen  Staatseinnahme  aus  dem 
ivaterwerb  des  Staates,  nicht  aus  Steuern  herrührt,  desto 
her  kann  auch  der  Staatsaufwand,  absolut  und  als  Quote 
•es  Einkommens,  sein. 

IMe  ADerkennung  des  Ökonomischen  Werths  einer  Staatsleistang  in  weiterem 
■se  folgt  schon  ans  der  Anffassnog  der  Dienstleistungen  mit  als  wirthschaftliche 
w  (abweichend  von  Ran)  oder  der  sogen.  Productivität  dieser  Leistungen.  (Vgl. 
gner.  G.  §.  16^20.)  Besonders  wichtig  zeigt  es  sich  z.  B.  in  der  Militair- 
|e,  so  weit  dies  eine  Tolkswirthschaftliche  und  finanzielle  ist.  Das  weltgeschicht- 
B  Beispiel  Prenssens  dient  als  Beleg.  Namentlich  in  der  allgemeinen  Wehr- 
Ich  t,  wenn  sie  ernst,  wie  in  Prenssen,  darchgefQhrt  ist,  muss  sicherlich  auch 

grossartige  Schalung  der  männlichen  Be?Olkerung  erkannt  werden,  die  der 
bcren  dauernd  zu  Gate  kommt  Dem  Militairbudget  klebt  daher  mehr  ökonomischer 
MlTect  auch  in  dieser  Beziehung  an,  als  man  oft  denkt.  Der  rolkswirthschaftliche 
■chritt  Preussens,  der  auch  im  ihrigen  Deutschland  kaum  eine  Parallele  findet, 
gewi»  zu  einem  wesentlichen  Theile  auf  diese  Schulung  des  preussischen  Volkes 
iilitairwesen  mit  zoiUckznfÜhren.  S.  A.  Wagner,  Preuss.  Jahrbucher  1868,  I,  .HUs. 
tichthofen,  ab.  d.  Productint&t  d.  Armee  u.  s.  w.  Schlesw.  1809. 

Die  Herkunft  der  Einnahmen  aus  Steuern  oder  Privaterwerb  ist 
•BtÜch  mach  bei  Vergleichen  rerschiedener  Staaten  zu  beachten,  um  den  wirk- 
ID  Drack  ron  Ausgaben  wie  für  die  SUatsschuld  und  fUr  Militair  richtig  zu  iie* 
len.  Ein  hohes  Procent  dieser  beiden  Ausgaben  von  der  Qesanuntausgabe  kann 
1  reiaÜT  erträglich  sein,  wenn  der  Staat  grosse  Reineinnahmen  aus  Feldgtttcrn, 
tat,  Eisenbahnen  u.  s.  w.  bezieht.  Die  Lage  des  Deutschen  Reichs,  Proussens 
der  deutschen  Mittelstaaten  ist  in  dieser  Beziehung  besonders  günstig,  verglichen 
Oesterreich,  Frankreich,  Gross-Britannien.  Italien,  weil  bei  uns  die  Staatsschuld 
•entheils  ans  Rente  gebwden  Kapitalanlagen  (Staatseisenbahnen)  herrührt  und  der 
t  des  Schuldenanfwands  (fttr  Zinsen  u.  s.  w.)  regelmässig  mehr  als  vollständig 
eh  die  UebeischOsse  der  Domänen,  Forsten,  Bergwerke,  der  Post  u.  s.  w.  gedeckt 
L  S.  die  Daten  u.  d.  Meth.  d.  Berechn.  bei  A.  Wagner,  Ordn.  d.  »sterr.  Staatä- 
du.  S.  151 ;  Ders.,  Art  Staatsschulden  i.  Staatsw&rterb.  X.  .56.  Jetzt  bes.  (ierstfoldt, 
r.  z.  Beichssteaerfirage,  Lpz.  1879.  Nach  seinen  Berechnungen  betrugen  um  1870 
L  die  üeberschOsse  (Reinerträge)  der  Domänen.  Forsten.  Bergwerlte.  Eisenbahnen, 
k,  Telegr.  in  Deutschland  (Reich  und  Einzelstaaten)  287  Mill  M.  (p.  Kopf  6.72  M.). 
irossbrit  78  (p.  K.  2.81\  in  Frankreich  78  (2.12).  West-Oesterr.  19(Ü.H8», 
Island  36  (0.80).  d.  h.  von  sämmtlichen  ..Abgaben'',  (directen  u.  iudircctcn 
lern.  Stempeln  u.  s.  w..  es  fehlen  z.  Th.  dabei  die  Gerichtskosten  u.  dgl).  44.4"/^ 
[^tschland,  gegen  5.74.  4.06.  .^.55.  4.24^/o  in  den  4  anderen  Urossstaaten.  ^ur 
treitung  der  Aasgaben  von  Heer  u.  Flotte  u.  Schuld  erübrigen  also  in  Deutschland 
grOisere  nicht-steaerrechtliche  Einnahmen,  so  dass  ceteris  paribus  der  Druck 
ier  ohnehin  bei  uns  kleineren  absoluten  Ausgaben  leichter  zu  tragen  ist  Heer, 
tte  0.  Schald  kosten  zasammen  p.  Kopf  Mark  in 
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,..     .       .  nach  Abzug  jener  nicht 

uoernaupi,      stcuorrechtUchcn  Reinerträge 

Deutschland         15.3  S.6 

(irosübrit.  36.6  34.3 

Frankreich  40.8  38.7 

West-Oesterr.       18.9  18.0 

Russland  14.2  13.4 

Deutschland  verdankt  dies  ganstige  Verhältniss  im  Vergleich  zu  den  anderen  Staatea 
namentlich  vier  Umständen:  1)  der  Massigkeit  seines  Aufwands  für  Heer  u.  Flotte, 
dem  absoluten  Betrage  der  Ausgaben  nach  (io  Deutschland  11 ,  in  Urossbrit.  18.5, 
Frankreich  17.S,  West-Oesterr.  7.  2,  Russlaud  10.6  M.  p.  Kopf),  zumal  unter  Borttck- 
sichtigung  der  militärischen  Leistungen;  2)  der  Kleinheit  seiner  Staatsscholdenlast 
(p.  Kopf  jährlich  4.3,  gegen  18.2,  28,  11.7,  u.  3.6  M.  in  den  4  andern  Staatei); 
3)  dem  Ursprung  eines  grossen  Theils  seiner  Schulden  in  Staatseisenbahnen,  die  nch 
durchschnittlich  ausreichend  verzinsen;  4)  dem  bedeutenden  Besitz  rentablen  ftltereii 
Domaniums,  Feldgüter,  Forsten,  Bergwerke.  Die  Einnahmen  aus  Kapitalfonds  (Inraliden- 
fonds  u.  a.  m.)  sind  dabei  in  Deutschland  nicht  einmal  berücksichtigt.  Dcmgemiai 
•kann  Deutschland  auch  linanzwirthschafÜich  und  zum  Theil  volkswirthschaftlich  teifteii 
MUitäraufwand  leichter  als  die  anderen  Staaten  tragen,  und  würde  dies  um  so  inabr 
der  Fall  sein,  wenn  nicht  der  Volkswohlstand  geringer  als  in  Grossbritannien  n. 
Frankreich  u.  der  Belastungscot^fficient  durch  die  grosse  Kinderzahl  so  hoch  wäre. 

Bei  Vergleichen  mehrerer  Staaten  oder  eines  Staates  in 
verschiedenen  Zeiten  ist  namentlich  immer  erst  eine  entsprechende 
Gleichmässigkeit  der  Budgets  zu  gewinnen,  in  Uebereifi- 
Stimmung  mit  den  Forderungen,  welche  die  vergleichendo 
Finanzstatistik  stellt  (§.  19). 

Vielerlei  Ausgaben  für  öffentliche  Zwecke  erscheinen  hier  im  Staatsbudget  (x.  BL 
auf  dem  europäischen  Continent,  namentlich  in  Frankreich),  dort  in  den  b^ndenB 
Budgets  der  Gemeinden,  Kreise,  Provinzen,  auch  der  Kirche  u.  s.  w.  (z.  B.  in  England). 
C  Zorn  ig,  d.  Osterr.  Budg.  u.  s.  w.,  hat  sich  daher  mit  Recht  besonders  bemüht«  am 
Staatsl)udget  durch  Hinzufügung  dieser  anderen  Budgets  (auch  derjenigen  besonderar 
Anstalten,  z.  B.  für  Unterricht,  welche  Einnahmen  aus  eigenem  Vermögen  beziekoi) 
zu  vervollständigen,  (s.  z.  B.  I,  103,  über  Grossbritannien).  S.  u.  §.  44  ff.  Viele 
Lasten  des  Volkes  für  Öffentliche  und  specieli  für  Staatsleistungen  gehen  aach  gv  ; 
nicht  oder  nicht  vollständig  durch  die  Rechnungen  des  Staates,  der  (iemeinde  v.  a,  w.«  ' 
z.B.  Einquartirungen  und  manche  Arbeitsleistungen:  Die  sogen,  verborgenen  Alt* 
gaben  oder  versteckter  Staatsbedarf.  (S.  H c r m a u u ,  Staatswirthscb.  Unters.  2.  Aol^ 
S.  50,  224;  ders.  auf  dem  Wiener  Internat.  Statist.  Gongress,  s.  Rechenschaftsbericht» 
S.  360,  526;  Ficker,  3.  Vors.  d.  Internat.  Congr.,  1857,  S.  106,  114.  Vgl.  Lotl. 
Handb.,  III.  93.)  In  den  einzelnen  Staaten  und  in  verschiedenen  Zeiten  (Kriegszeiten!) 
sind  diese  Ausgaben  von  sehr  verschiedenem  Umfange,  was  bei  Vergleichen  des  off  ei  . 
vorliegenden  Staatsaufwandes  nicht  zu  vergessen  ist.  In  früherer  Zeit,  vor  allgemeiaenr 
Entwicklung  der  (icldwirthschaft  im  Staatshaushalt,  besonders  bei  der  älteren  Ete* 
richtung  des  Heerwesens  (Natural({uartier  u.  s.  w.)  waren  diese  Ausgaben  angkidl 
bedeutender  als  in  den  meisten  Staaten  gegenwärtig.  Grosse  Uebelstände  bestehea  lä 
diesem  Puncto  noch  in  Russland.  Natürlich  ist  es  die  Gesammtheit  aller  soldMt 
Opfer,  welche  mit  dem  Volkseinkommen  in  Vergleich  gebracht  werden  moss.  StatistisciN 
Berechnungen  hierüber  sind  höchst  schwierig  und  fast  niemals  vollständig.  YoUeMl 
einigermaasscn  zuverlässige  Berechnungen,  welche  Quote  des  Volkseinkommens  in 
einem  bestimmten  Staate  und  Zeitpuncte  von  dem  gesammten  (in  obiger  Weise  ftv* 
standenen)  öffentlichen  Aufwand  beansprucht  wird,  fehlen  noch  durchaus  wegen  dsf 
Unsicherheit  der  Berechnung  des  Volkseinkommens  (d.  92,  93.  86,  HO).  Da  es  immer 
auf  die  Art  der  Staatsleistunfren  ankommt,  so  ist  überhaupt  eine  endgiltigi 
statistische  Feststellung  der  Quote,  weiche  der  Staat  (oder  eine  andere  der  grossen 
Zwangsgemeinschaften)  vom  Volkseinkommen  ohne  Bedenken  für  seine  Aofgabeo  Ter* 
wenden  darf,  an  und  für  sich  unmöglich.    Die  statistischen  Untersuchungen  über  4en  ] 
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raulconäum  der  Familien  (Uatuhaltungen)  uad  der  ciiizclucu  Wohlstands-  und  Bc- 
idassen  ron  Familien  geben  unter  Voraussetzung  einer  bestimmten  Sphäre  der 
atsthätigkeit  indessen  anch  fUr  die  beregto  Frage  einige  Anhaltspuncte  an. 

(S.  Engel  i.  d.  Ztschr.  d.  K.  Sachs.  Stat.  Bur.,  1%57,  S.  169,  u.  die  dortigen 
»eiterbudgets  nach  Ducpötiaux,  Le  Play.  Neuerdings  die  Arbeiten  von  £.  Las- 
yres  in  d.  Balt  Monatsschr.  1870;  ders.  in  d.  „Concordia**  1S75.)  Die  Cirund- 
ft  für  Alles  ist  eine  gute  Hanshaltstatistik  der  verschiedenen  Wohlstands- 
isen,  worüber  indessen  noch  wenig  Genügendes  vorliegt. 

Man  kann  die  Frage  nach  dem  VerhältDiss  des  Finanzbedarfs 
n  Volkseinkommen  auch  dahin  zuspitzen:  ob  der  Finanzbedarf 
hoch  steigen  dürfe,  dass  die  in  der  Deckung  gebrachten  Opfer 
r  Bevölkerung  ein  drückendes  Maass  erreichen.  Letzteres 
[1  besagen:  der  Übliche  Normalconsum  der  Bevölkerung  mnss 
ichränkty  die  übliche  Ersparung  vollends  stark  vermindert  werden 
er  ganz  aufhören. 

Diese  Frage  ist  zu  bejahen,  wenn  dieser  Zustand  sich  nur 
r  knrz  vorübergehende  Staatsnothlagen  erstreckt,  die 
mahme  der  hohen  Ausgabe  Erfolg  verspricht  und  gerade  dieser 
icrete  Staat  die  Erhaltung  verdient.  Die  Frage  ist  zu  ver- 
inen,  wenigstens  theoretisch,  so  schwer  dies  auch  den  Be- 
iligten, namentlich  den  leitenden  Staatsmännern,  fallen  mag, 
nn  diese  Bedingungen  fehlen  und  der  Zustand  ein  dauernder 
rde.   In  untergehenden  Staaten  liegt  letztere  Eventualität  öfter  vor. 

Ritasland  1812  — ISin,  Prenssen  1S13  — 1814!  Freilich  wird  das  endgiltigo 
Iwil  hier  immer  7om  Ausgang  mit  abhängen,  (iambotta  und  die  Seinen  werden 
December  1S70  das  Beispiel  der  französischen  Republili  auch  hierher  gerechnet 
en.  Ob  mit  Recht,  lehrte  die  Zukunft.  Der  Ausgang  des  heroischen  Kampfes  der 
dstaaten  von  Amerika  hat  die  enormen  finanziellen  Opfer  gerechtfertigt.  Bei 
^rer  Dauer  des  südlichen  Widerstandes  h&tte  die  Union  doch  vielleicht  schon  aus 
BzieUen  GrQnden  gespalten  bleiben  mOssen.  Denn  Staatsausgaben  von  der  Höhe 
1864  er  kAnnen  nicht  lange  ausgehalten  werden. 

Sind  die  Staatsleistungen  an  sich  nicht  entbehrlich,  kann  auch 
den  Kosten  ftir  sie  nichts  erspart  werden,  so  beweist  die  Un- 
glicbkeit,  den  Staatsbedarf  aufzubringen,  eben  die  Unmöglichkeit 
I  dauernden  Bestandes  eines  solchen  Staates.  Selbst  die  Hülfe 
rch  Staatsbankerott,  also  durch  Bruch  der  privatrechtlichen  Ver- 
ichtungen,  wird  hier  nicht  immer  dauernd  helfen.  Die  ,;Staat8- 
)dnetion"  muss  in  solchen  Fällen  am  Ende  wie  die  Privat- 
idaction  eingehen,  weil  „das  Unternehmen  nicht  mehr  die 
«ten  deckf 

Aach  hier  ist  die  Geschichte  die  Kichterin.  die  aber  ihr  endgiltigcs  Urtheil 
unter  langer  verschiebt  als  mau  erwartet.    (^Türkei!) 

Ein  auf  die  Dauer  nicht  überschreitbares  Verhältnis» 
s  Finanzbedarfs  zum  Volkseinkommen   besteht  mithin.     Damit 
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wird  aber  nur  die  Regel  bestätigt,  dass  zwischen  den  Verwes- 
dangen  des  Einzelnen  für  seine  verschiedenen  Bedürfnissbefrie^ 
dignngen  eine  gewisse  Harmonie  bestehen  mnss.  Denn  in  letzter 
Linie  vertheilt  sich  der  dnrch  Steuern  gedeckte  Fiuanzbedarf  js 
als  Ausgabe  auf  das  Haushaltbudget  der  Privaten. 

H.  —  §.36.  Das  ,,Oesetz  der  wachsenden  Ausdehnung^ 
der  öffentlichen,  insbesondere  der  Staatsthätigkeilen'' wird 
flir  die  Finanzwirthschaft  zum  Gesetz  der  wachsenden  Aus- 
dehnung des  Finanzbedarfs,  sowohl  des  Staats,  als  in  dor 
Regel  (und  öfters  noch  mehr)  auch  der  SelbstverwaltungskOrper 
bei  entsprechender  Decentralisation  der  Verwaltung  und  ordentlicber 
Organisation  der  Selbstverwaltung.  Neuerdings  zeigt  sich  bei  mu 
besonders  eine  grosse  Zunahme  des  Finanzbedarfs  der  Gremeinden, 
zumal  vieler  städtischen  (§.  44  flf.).  Jenes  Gesetz  ist  das  Ergebnim 
empirischer  Beobachtungen  bei  den  fortschreitenden  Cultnrvölkeni 
wenigstens  unserer  CiviUsationsperiode  und  findet  seine  Erklftmngi 
Rechtfertigung  und  Begründung  im  Entwicklungsbedttrfniss  des 
Volkslebens  und  in  den  Veränderungen,  welche  diesem  BedttrfhiM 
gemäss  in  der  Combination  des  gemein-,  besonders  des  zwangt- 
gemeinwirthschaftlichen  und  des  privatwirthschaftlichen  Systems 
vor  sich  gehen.  Finanzielle  Schwierigkeiten  können  diese 
Ausdehnung  der  Staatsthätigkeiten  hemmen,  wo  dann  der  Umfang 
der  letzteren  von  demjenigen  der  Finanzwirthschaft  bestimmt  wird| 
statt  wie  sonst  umgekehrt.  Aber  auf  die  Dauer  überwindet  das 
Entwicklungsbedürfniss  fortschreitender  Völker  diese  Schwierigkeitea 
doch  immer  wieder. 

Bei  Kau  ))is  incl.  5.  Ausgabe  fehlt  die  Beachtung  dieses  wichtigen  Moment!. 
In  der  6.  Ausgabe  hatte  ich  in  §.  1  (bes.  Anm.  a)  mit  Berufung  auf  meine  iltenft 
einschlagenden  Arbeiten  (Ordn.  d.  Osterr.  Staatshaush.  Wien,  1S63  S.  3  IT.)  kurz  (Unof 
hingewiesen.  Meine  frühere  Formulirung  ging  grade  von  der  finanziellen  B»* 
trachtung,  d.  h.  doch  nur  von  dem  Aeusser liehen  der  Erscheinung  ans.  Dms 
Innerlich- Treibende,  das  sich  nur  im  Finanzbedarf  abspiegelt,  ist  aber  df^ 
Entwicklung  der  Staatsthätigkoit  oder,  allgemeiner  ausgedruckt,  der  Zwangsgemeia» 
wirthschaftcn.  Für  die  nähere  Darlegung  und  Begründung  vgl.  jetzt  Wagner,  Gmd* 
legung,  Abth.  I,  Kap.  4,  Hauptabschn.  8. 


Ans  diesen  Verhältnissen  folgt  nun  mit  Noth wendigkeit 
sichtlich  des  Finanzwesens  die  Forderung,  dass  dasselbe  in  seiner 
Einnahmewirthschaft  Expansionsfähigkeit  besitzen  niBSi, 
nm  sich  dem  steigenden  Finanzbedarf,  der  finanziellen  Wirkung  der 
Aasdehnung  der  Staatsthätigkeit,  anzupassen.  Demnach  kein  aus- 
schliessliches Angewiesensein  auf  unbewegliche^  wenig- 
bewegliche   oder  nach  anderen  Rticksichten  als  der- 
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nigen  der  Deckung  des  Finanzbedarfs  sich  bewegende 
innahmen:  d.  h.  kein  bloss  privatwirthscbaftliches 
inkommen  im  modernen  Staate,  nicht  allein  grandsätzlich 
abile  Steuern,  wie  es  mitunter  gesetzlich  die  neueren  Grund- 
«em  sind,  auch  nicht  bloss  solche  Steuern ,  welche,  wie  die 
tragsleuem,  nicht  leicht  eine  einfache  Erhöhung  vertragen 
b.  Ily  §•  463),  sondern  Begründung  der  Einnabmewirthschaft 
B  modernen  Finanzwesens  wenigstens  stark  mit  auf  bewegliche 
euern  und  Staatscredit  Eine  wichtige  principielle  Streit- 
ige Aber  die  richtigen  oder  passenden  Einnahmequellen  des 
idemen  Staatshaashalts  wird  hierdurch  einfach  und  sicHer  ent- 
kieden  (Fin.  II,  §.  366,  368). 

ni.  —  §.  37.  Nicht  minder  wichtig  für  die  Praxis  und  Theorie 
I  Finanzwesens  ist  ein  zweites  ,,  Gesetz ''  des  Staatswesens, 
Bjenige  des  Vorwaltens  des  Präventivprincips  vor  dem 
spressivprincip  im  entwickelten  Staate.  (G.  §.  179 — 183).  Es 
trifit  die  Veränderung  der  technischen  Art  und  Weise 
er  Methode,  in  welcher  der  Staat  seine  Thätigkeiten  ausführt. 
ese  Veiilndemng  ist  einerseits  wieder  eine  Consequenz  eines 
gemeinen  ökonomischen  Gesetzes  auch  auf  dem  Gebiete  der 
taatsproduction'',  nemlich  des  Gesetzes  derallmäligenPräpon- 
iranz  des  Kapitalfactors,  besonders  des  stehenden  Kapitals, 
d  der  qnalificirten  Arbeit  im  gesammten  Productionsprocess 
r  Volkswirthschaft.  Anderseits  bringt  es  das  BedUrfniss  des  ent- 
ekelten  Volkslebens  mit  sich,  dass  Rechtsstörun^en  überhaupt 
Sglichst  vermieden  werden.  Der  Staat  sucht  daher  dagegen  all- 
meine Vorkehrungen  zu  trefFen,  d.  h.  er  greift  auf  dem  Gebiete 
1  Rechts-  und  Hachtzwecks,  vor  Allem  im  Wehrwesen,  aber 
eh  in  der  Auswärtigen  Verwaltung,  in  der  Justiz  und  Polizei, 
umfassenden,  präventiv  Rechtsstörungen  verhütenden  Einrich- 
ngen  und  Massregeln. 

Es  erfolgt  deshalb  eine  feste  Organisation  des  Staats- 
ie nsts,  die  Ausbildung  und  Anstellung  eines  berufsmässigen 
eamtentbnms,  die  Einrichtung  stehender  Heere  und  Flotten, 
leibender  Befestigungen.  Im  System  der  Kriegswaffen 
itt  die  Maschine  auch  hier  immer  mehr  an  die  Stelle  des 
^erkzengg.  Zur  Ausführung  aller  Dienste  des  Staats  und 
ir  Handhabung  der  complicirten  Kriegswaffen  bedarf  es  eines 
gens  gebildeten  und  geschulten,  „qualificirten^^  Arbeits« 
arsonals. 
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Das  Vorwalten  des  Präventivprincips  bat  für  die  Finanzen 
vor  Allem  eine  andere  zeitliche  Vertheilnng  des  Finani*- 
bedarfs  zur  Folge.    Der  laufende  Bedarf  ist  dauernd,  auch  kt 
rubiger  Zeit,  böher,  bei  der  Repression  geringer.    Aber  dafBr 
wird  aucb  letztere  seltener  nötbig,  weil  weniger  Recbtsstömngen 
ausbreeben,  und  wenn  diese  (Kriege!)  doeb  eintreten,  so  wird 
bei  dem  Präventivsystem  der  Ext  rabedarf  niebt  so  viel  gröascTi 
wäbrend  er  bei  dem  anderen  System  ausserordentlich  steigt    Dort 
wird  sparsamer  gewirthscbailet  und  lässt  sich  eine  geordnete 
Besteuerung  zur  Deckung  des  Bedarfs  einrichten.    Hier  tret»    I 
in  beiderlei  Beziehung  Schwierigkeiten  ein.    So  verdient  im  enl-    ; 
wickelten  Staate  auch  in  finanzieller  Hinsicht  das  PräventivsysteK    i 
den  Vorzug.  i 

S.  Gmtidlcg.  §.  Ib3.  Besonders  frappant  tritt  der  Unterschied  beider  Systene 
im  geordneten  Heerwesen  und  im  blossen  Milizvesen  hervor.  Das  Präventivsyslea  j 
ist  freilich  erst  an f  höherer  volkswirthschaftlicher  Entwicklongsstufe  das  Ökonomisch-  ^ 
zveckm&ssigere,  ebenso  wie  hier  erst  die  Wirthschaft  mit  mehr  stehendes 
Kapital  nnd  die  intensiven  Systeme  der  Bodenbenntznng  rationeU  sind,  w&hrMMl 
früher  passender  mehr  umlaufendes  Kapital  verwendet  wird  und  Exten siritftt 
vorherrscht.  Prävention  im  Staatslebeu,  Wirthschaft  mit  stehendem  Kaplble 
und  Intensivität  der  Bodenbenntzung  sind  analoge  Erscheinungen  und  zusamiMii 
auf  ein  höheres  allgemeines  volkswirthschaftliches  Princip  zurück  zu  führen. 
Vgl.  auch  Grundlegung  §.  311  (Anm.  10)  und  unten  aber  Strassen  und  EisenbAhnoi. 


Zweites  Kapitel. 

Die  Fiiiaiizwirthsehaften  der  Staatenvorbindangen  nnd  der 
Selbstverwaltun&^skffrper  neben  dem  Staatshaushalte. 

Kau  behandelt  nur  kurz  den  Haushalt  der  Selbstverwaltungskörper  (5.  A.  §.  53 — 55, 
erweitert  und  verändert  in  der  von  mir  bcarbeit.  H.  A.  u.  In  der  2.  A.  meines  B.  1) 
bei  der  allgemeinen  Betrachtung  der  Begierungsausgaben,  femer  in  §.  38  die  ^ViV^ 
wendungsart  d.  Ausgaben  in  Bez.  auf  das  Land'*,  das  Finanzwesen  der  Staatenrer- 
bindungen  gar  nicht.  Die  drei  Puncto  stehen  aber  in  enger  organischer  Yerbindoig 
und  betreuen  nicht  nur  die  Ausgabcwirthschaft,  sondern  die  ganze  Finanzwirthschnft* 
Deshalb  müssen  sie  hier  in  genaueren  Zusammenhang  gebracht  werden  und  eine  andere 
Stellung  im  System  der  Finanzwissenschaft  erhalten.  Dem  entsprechende  Veränderungen 
und  Erweiteningon  der  Lehre  habe  ich  schon  in  der  2.  A.  vorgenommen  (§.  38 — 60)i 
S.  auch  oben  die  Vorbem.  S.  61  u.  Stein  a.  a.  0.  Auch  hier  ist  an  die  Lehre 
von  den  Zwangsgemcinwirthschaftcn  und  den  Gemeinbedürfnissen  anzuknüpfen,  s.  Grund- 
legung, Abth.  I.  Kap.  3  §.  139—144,  154—11)0  u.  Kap.  4. 

§.  38.     Das    zwangsgemeinwirthschaftliche  System  wird  an 
seinem  wichtigsten  Gebiete,  demjenigen  der  Fürsorge  fttr  die  Ge- 
meinbedürfnisse der  Rechtsordnnngy  t\ir  die  ,,räamUchen'^  und  ,yzeit* 
liehen^'  Gemeinbedürfnisse ,  (G.  §.  140 — 143)  zwar  hanptsäcbHcbi 
aber  doch  nicht  allein  durch  den  Staat  vertreten.    Neben  vmi 
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ler  ihm  fangirt  in  der  Oeachichte  öfters  die  Staatenverbindung, 
\heu  nnd  nnter  ihm  stets  eine  der  kleineren  räumliehen 
irangsgemeinwirthscbaften  oder  der  grossen  Selbstver- 
ftltongskörper,  Provinz,  Kreis,  Gemeinde.  Die  Staaten- 
rbindoDg  nnd  die  Selbstverwaltungskörper  stehen  mit  dem  Staate 
engem  organischen  Connex  nnd  theilen  sich  mit  ihm  in  die  Auf- 
.ben  des^  zwangsgeroeinwirthschaftlichen  Systems.  Zur  Ausführung 
r  von  ihnen  geforderten  Aufgaben  bedürfen  sie  in  der  Regel  auch 
les  eigenen  Hanshalts,  jedenfalls  gewisser  Finanzmittel. 
e  Finanzwissenschaft  hat  daher  auch  das  Finanzwesen  dieser 
»neinschaften  an  und  für  sich  und  besonders  in  seinem  Zu- 
mmenhange  mit  dem  Staatshaushalte  zu  betrachten.  Dieser 
taammenhang  tritt,  gegenüber  den  Selbstverwaltungsköi*pern,  am 
»sten  bei  der  Beziehung  des  Staats  und  seines  Finanz- 
(darfs  zum  Staatsgebiete  und  dessen  Theilen  hervor, 
ishalb  dieser  Punct  hier  auch  zugleich  mit  ins  Auge  zu  fassen 
i  Es  hat  sieh  daher  dieses  Kapitel  mit  drei  Gegenständen  zu 
Bchäftigen:  mit  dem  Finanzwesen  der  Staatenverbindungen 
.  Abschnitt,  §.  39—41),  mit  der  Beziehung  des  Finanzbe- 
irfs  zum  Staatsgebiete  (§.  42)  und  mit  dem  Finanzwesen 
iT  Selbstverwaltnngskörper  (§.  44  ff.,  beides  im  2.  Abschn.). 


1.  Abschnitt. 
Finanzwesen  der  Staat^nverbindun^en. 

I.  —  §.  39.  Unter  „Staatenverbindungen"  verstehen  wir 
BT  nnr  solche,  welche  für  unbegrenzte  Dauer  bestehen  und 
iwisse  Öffentliche  Aufgaben  für  eine  Gemeinschaft  von  „Staaten'' 
ler  ,1  staatsartigen "  öffentlichen  Körpern  „gemeinsam"  dauernd 
rfolgen,  im  Gegensatz  zu  vorübergehenden  Verbindungen,  wie  z.  B. 
Biancen.  Von  solchen  Staatenverbindungen  sind  hier  drei  Arten 
t  unterscheiden:  der  sogen.  Staatenbund,  durch  welchen 
nveräne  Staaten  dauernd,  wenn  auch  nur  lose  völkerrechtlich 
tt  einander  verbunden  sind;  der  sogen.  Bundesstaat,  ein  engerer 
»atsrechtlicber  Verband  mit  eigener  Souveränetät  (§.  40);  und 
ödere,  sich  nicht  genau  in  diese  beiden  Kategorieen  fügende 
ormen  einer  Staatenverbindung  (§.  41). 

Staatenbund  nnd  Bundesstaat  (und  öfters  auch  eine  dieser 
ideren  Formen)  haben  vor  Allem  regelmässig  Ausgaben  von 
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Bundeswegen  zu  machen.  Die  Gegenstände ,  ftlr  welche  and  i 
die  Höhe,  in  welcher  diese  Ausgaben  erfolgen,  femer  die  Art  und  j 
Weise,  wie  die  letzteren  durch  Einnahmen  gedeckt  werden,  daher  \ 
die  Gestaltung  des  Bundesfinanzwesens,  ergeben  sich  aus  der  Bundes-  i 
Verfassung  und  den  dieselbe  ausführenden  oder  fortbildenden  Ver- 
trägen der  Bundesstaaten  oder  Gesetzen  des  Bundes. 

S.  z.  B.  ttbei  Staatenbund  und  Bundesstaat  Waitz,  Polit^  S.  45,  4S,  153  C« 
R.  V.  MohU  Encyclop.  d.  Staatswiss.,  1859,  S.  37,  H.  A.  Zachariä,  D.  Staats-  i. 
Bundesrecht.  I,  §.  25 — 28  (2.  Aufl.).  Ob  man  im  Bundesstaat  streng  genommen  doi 
einzelnen  Staat  noch  ..Staat''  im  eigentlichen  Sinn  nennen  und  daher  auch  M 
diesem  von  ,,  Staats  haushält'*  sprechen  kann,  ist  eine  hier  nicht  zu  entscheidende 
Frage.  Wir  bleiben  beim  üblichen  Sprachgebrauch.  —  Das  Finanzwesen  der  Staaten- 
verbindangen  ist  principiell  finanzwissenschaftlich  fast  noch  gar  nicht  behandelt; 
Kau  hatte  nichts  darüber.  Stein  noch  jetzt  fast  nichts.  FUr  Deutschland  natHrlich 
ein  Mangel  Auch  f.  d.  fin.wiss.  Behandlung  im  AUg.  s.  Laband,  Fin.recht  d. 
D.  Reichs,  in  Hirth*s  Annalen  1873  S.  405  ff.  und  im  8.  B.  s.  Staatsrechts  d.  D.  Beichfl. 

1.  Im  Staatenbunde  ist  die  Souveränetät  der  einzelnea 
Staaten  nur  wenig  beschränkt,  die  gemeinschaftlichen  GegenstlUide 
sind  an  Zahl  und  Bedeutung  unbeträchtlich.  Wenn  sie  auch  wesent- 
liche Staatsaufgaben  betreffen,  hat  der  Bund  als  solcher  doch  keine 
eigene  Staatsgewalt,  kein  Gesetzgebungs-  und  Besteuerungs« 
recht.  Ein  selbständiger  Bundeshaushalt  kann  daher  beinahe 
ganz  fehlen.  Die  etwaigen  wirklichen  Bundesausgaben  werdea 
durch  Beiträge  der  einzelnen  Staaten  nach  einem  bestimmte 
Vertheilungsmassstabe  (z.  B.  der  Grösse  der  Bevölkerung)  gedeckt 
(Matricularbeiträge)  und  erscheinen  als  Ausgaben  der  Einzel* 
Staaten  in  deren  Etat.  Ein  besonderes  Bundesschuldenwesen 
fehlt. 

Ein  solcher  Staatenbund  war  der  Deutsche  Bund  1815  —  66,  die  Schwell 
(obwohl  schon  mit  einiger  Annäherung  an  den  Bundesstaat)  bis  1848.  Ueber  den 
Deutschen  Bund  s.  Zacharifi  II,  §.  243  ff.,  über  die  Bondesmatrikel  u.  Bondescanen 
eb.  §.  294  —  296.  Die  Kosten  der  Bundeskanzlei  wurden  durch  Beiträge  gedeckt» 
weichte  nach  dem  Stimmrecht  im  engeren  Kath  in  der  Weise  repartirt  wurden,  difls 
auf  jede  der  1 7  Stimmen  ein  Simplum  von  2000  fl.  im  24  fl.-Fus8e  kam,  alle  anderen 
Ausgaben  nach  der  Grösse  der  Bevölkerung  auf  Grund  der  Bundesmatrikel,  Sim]dnm 
:^0M0  fl.  Bei  der  Auflösung  des  Bundes  im  J.  1S66  galten  für  dieses  Matriknlar- 
wesen  die  Beschlflsse  der  Bundesversammlung  vom  14.  April  1842,  3.  Oct.  1851  und 
26.  Juni  1S60.  Auch  far  den  Fall  eines  Bundeskriegs  war  zur  Bestreitung  der  Krieg»* 
kosten  ein«:  Bundoskricgscasse  in  Aussicht  genommen,  welche  aus  den  matrikolnr- 
mSssigen  BciträKen  der  Bundesstaaten  zu  dotiren  war.  —  Wagner.  Reichsfinanzwesen 
in  v.  Holtzendorff *s  Jhrb.  f.  Gesetzgeb.  u.  s.  w.  d.  D.  Reichs,  I  (1871),  S.  58Ux5S1. 

Auch  das  alte  Deutsche  Reich  konnte  in  den  letzten  Jahrhunderten  kaam 
noch  für  mehr  als  einen  Staatenbund  gelten.  Hat  doch  schon  Bodin  ihm  den  Character 
der  Monarchie  ab-  und  denjenigen  des  aristokratischen  Reichs  zugesprochen  (L  II  c  6). 
Der  Hauptmangel  in  finanzwirthsch.  Hinsicht  war  seit  Jahrhunderten  das  Fehlen  ge- 
nügender selbständiger  Reichs  einnahmen.  Das  Ertrag  gebende  ReichsvermOgen, 
die  Finanzregalien  und  gebührenartigen  Einnahmen  ans  Hoheitsrechten  waren  ikat 
sämmtlich  an  die  Reichsstünde  verloren  gegangen,  die  Begründung  einer  selbständigen 
allgemeinen  Reichsbesteuerung  nicht  gelungen.  Der  Versuch  im  ««gemeinen  Pfennig** 
(im  15.  Jahrhundert  (1427—1551)  11  mal  ausgeschrieben,  aber  ganz  unzureichend  ein« 
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aageo),  zeigte  bereits  röUig  die  Ohnmacht  des  Reichs.  Man  wurde  schon  im 
Jahriiiindert  zun  System  der  Matricularumlagcn  (nach  sogen.  KOmer- 
■  aten,  indem  nach  der  Matrikel  von  1521  die  von  jedem  Keichsstand  für  den 
■erzog  zu  stellende  Hjuinschaft  in  Geld  angeschlagen  wurde)  genOthigt,  das  elend 
■g  foBgirte.  (Ein  Monat  anfangs  128000  it.,  seit  1787  dViSO  il.,  selten  vollständig 
pegangen,  zar  Deckung  der  Kosten  des  Keichskammergerichts  u.  s.  w.).  Eine 
igende  Wmnuug  für  das  neue  Deutsche  Keich,  S.  Weizsäcker,  gesrhichtl. 
wickl.  d.  Idee  einer  allgem.  Reichsteuer  (Rede)  Berl.  \bS2. 

§.  40.  —  2.  Der  Bundesstaat  hat  eine  in  bestimmter  Sphäre 
Bveräne,  eine  eigentliclie  Staatsgewalt.  Wichtigere  und 
ilreichere  Theile  der  den  wesentlichen  Staatsaufgaben  entstam- 
nden  Staatsthätigkeiten  sind  der  Competenz  einer  eigenen  Bun- 
^gesetzgebnng  unterstellt 

Die  grossen  Beispiele  von  bleibender  Bedeutung  sind  bekanntlich  die  V er- 
igten Staaten  von  Nordamerika,  die  Schweiz  (Verf.  v.  12.  Sept  IM^), 
Norddeutsche  Bund  (Verf.  v.  25.  Juni  1867)  und  das  nunmehrige  neue 
itsche  Reich  (Yerfass.  v.  31.  Dec.  1870,  Yertr.  mit  Hessen  v.  15.  Nor.  1S70, 
en  V.  dems.  Tage,  U'Ortemberg  v.  25.  Nov.  1870,  Baiem  v.  23.  Nov.  1870).  Für 
iSnanzrechtL  Seite  des  Deutschen  Finanzwesens  s.  Laband  in  Hirth'd  Annaleii, 
^  0^  L  d.  finanzwissensch.  u.  finanzpol.  Seite  A.  Wagner,  Reichsfinanz- 
en  in  T.  Holtzend.  Jahrbuch  I,  1871.  S.  581 — 645  (auch  selbständig  erschienen) 
n,  1S74,  S.  60—252. 

Namentlich  pflegen  das  Militairwesen,  die  auswärtige 
rtretnng  (Diplomatie  und  Consulate),  einzelne  Zweige  der 
nercD,  besonders  der  Volkswirthschaftlichen  Verwaltung 
mdely  Mflnz-,  Zettelbankwesen,  Communicationen  und  grosse 
rkehrsanstalten,  Post,  Telegraphen  u.  s.  w.),  des  obersten  Justiz- 
1  Unterrichtswesens  n.  a.  m.  Sache  des  Bundes  zu  sein. 

In  Nordamerika  sind  Aeusseres.  Heer  u.   Flotte  (incl.  Invalidenpensioneu), 

tste  (ierichte,  Indianerwesen,  Regierung  der  Territorien .  Handelspolitik,  Zollwesen. 

ize,  Post,  Landveonessnng ,  Kastensicherung,  Bundesschuld  Bundessache.    In  der 

iweiz  Aeusseres,  Heer  (incl.  Pulver-  u.  Patronenfabriken),  oberster  Gerichtshof, 

idebpolitik,  ZoUwesen,  Mflnze,  Post.  Telegraphen,  Maass  und  Gewicht,  technische 

iischnle  Bundesangelegenheit    Die  Competenz  des  Norddeutscheu  Bunds  er- 

ekte  sich  nach  §.  4  der  Verf.  auf  folgende  „der  Beaufsichtigung  u.  Gesetzgebung 

Bonds  nnteriiegende"'  Gegenstände:  Freizügigkeit,  Heimaths-  und  Niederlaäsungs- 

ifthnisse,  Stnatsbttrgerrecht ,  Passwesen  u.  Fremdenpolizei,  Gewerbebetrieb  u.  Ver- 

lerangswesen  (s.  §.  S  d.  Verf.),  Golonisation  u.  Auswanderung  nach  ausserdeutschen 

den  —  Zoll-  n.  Handelsgesetzgebung  u.  f.  Bimdeszwecke  zu  verwond.  Steuern  — 

las-,  Mfinz-,  Gewichtssystem,  Grundsätze  über  Ausgabe  v.  fund.  Q.  unfund.  Papier- 

I  —  aUgem.  Bestimm.  Aber  Bankwesen  —  Erfindungspatente  —  Schutz  d.  geist. 

entli.  —  Schütz  d.  deutschen  Handels  im  Ausland,  der  SchiüTahrt,  der  Flagge. 

«Blntswesen,  —  Eisenbahnwesen  u.  Herstell,  v.  Land-  u.  Wasserstrassen,  im  Interesse 

Lnndesvertheid.  u.  d.  allgem.  Verkehrs,  —  FlOsserei  u.  Schißf.  auf  den  mehreren 

iten  gemeins.  Wasserstrassen,  Zustand  der  letzteren,  Fluss-  u.  and.  WasserzOlle,  — 

t-  ond  Telagraphenwesen,  —  Best  ttb.  wechsebeit.  Vollstreckung  v.  Erkenntnissen 

Civilsachen  n.  s.  w.,  —  Beglaabignng  Offentl.   Urkunden,  —  gemeins.  Gesetzgeb. 

r  OUigaft^  Straf-,  Handels-,  Wechselrecht  u.  gerichtl.  Verfahren,  —  Militärweseu 

Bonds  n.  Kriegsmarine,  —  Medicinal-  u.  Veterinärpolizei.  —  Dieser  Artikel  ist 

.ibch  als  Art  4  aoch  in  d.  Verfus.  d.  Deutschen  Reichs  übergegangen  mit 

I  Zusatz,  dass  die  Bestimmungen  über  Presse  und  Vereinswesen  auch  Bnndessache 

I  sollen.    Die  normale  Fortentwicklung   bringt  es  gewöhnlich  mit  sich,  dass  die 

■peCenx  des  Boades  sich  langsam,  aber  steetig  erweitert  wie  die  Schweiz  und  das 

A.  Wsf  B«r.  PiMBiwiMMMckaft    L  6.  Aufl.  G 


i 


82  1-  J^-  -    ^-   '    -fV    Fiiiauztt'i'sen  der  StaatJMivtTbindnugrn.  $§.  40. 

Deutsche  Kcich  es  jetzt  erlcbeu.  Die  Zerlegung ,  bez.  Umbildung  des  unprODglichen 
KoichskaDzleramts  in  eine  Anzahl  sclbätändig:or  oberster  Keichsämtcr,  Ton  denen 
bes.  das  Reichsaint  des  Inneren  eine  Reihe  von  kleineren  Rcichs&mtern  nmfaat 
(Heimathwes. ,  StatistAint ,  ( jesundh.amt ,  Patentamt ,  Normaleich.commission)  n.  dia 
Steigerang  der  Ausgaben  für  diese  Abthcilungcn  der  „Inneren  und  VoIkBwirtbfleh.  ] 
Verwaltang"'  belegen  das  am  Besten.  1872  beanspruchte  (Schlussrechn.)  dieae  Innen  i 
u.  die  Justizverwaltung  1*005  Mill.  M.,  lSi)l/82  (Anschiß  4555  Mill.  M.  j 

Damit  nähert  sich   nattirlich   der  Bundesstaat  mehr  dem  Einheitsstaat  und  da    j 
Einzelstaat  mehr  der  Provinz.     Für  die  betreffenden  Haushalte  ergeben  sich  analoge 
ron8e([uenzen  (vgl.  z.  B.  Wagner  in  Holtzeud.  Jahrb.  III,  187). 

Zar  Durchführung  dieser  geniemsamen  Zwecke  und  zur  Be- 
sorgung der  dafür,  sowie  für  die  Bundesgewalt  und  Bundesver- 
tretung selbst  nOthigen  Ausgaben  bedai*f  der  Rundesstaat  eines 
eigenen  Haushalts,  wie  ein  Einheitsstaat,  einer  besonderen^ 
Finanz  Verwaltung  und  eventuell  (für  Kriege,  etwaige  Ver- 
kehrsanstalten u.  s.  w.)  eines  eigenen  Bundesschuldenwesens. 

In  den  gen.  .'!  Bundesstaaten  bc^)toht  ein  eigener  grösserer  Bundeshaushalt  und 
ein  Bundesschuldeuwesen.  In  Nordamerika  Ai)ächluss  f.  1S71) — 80  (u.  in  d.  KUmmtf 
Anschlag  f.  ISsl— s2)  in  Mill.  Dell,  ('ivildicnst  incl.  Aeussercs  51-44  (67-56) 
Kriegsdep.  3S12  .30-24 1,  Mariiicdep.  Mol  (1502),  Pensionen  56*77  (inci 
19-3  Mill.  Ruckstände)  (50-0).  Indianer  5iir)  (l'S«),  Zins.;n  d.  Schuld  1)8-55  (88-8S), 
Tilgung  (I.  Schuld  unbestimmt,  Diätri<'t  Golumliia  :>'2T  iH'.'^ö^,  Summa  d.  Ausg.  ohn« 
Tilg.  2(>7'ß4  (259*02).  Einnahmen  HrSbS  CtoOO).  nenil.  Zölle  186*52  (11)5),  Ionen 
Steuern  12401  (130),  Landv-rkauf  102  iIO),  7.  d.  Nationalbanken  7*01  (7-11)^  i 
Münz«!  2-79  (3  0i,  Sumui«.'  plus  allen  and.  divers.  Kinn.  .*J3H*.'>3  (350).  UebcTScliÖifc 
der  ordentl.  Einnahmen  über  d.  ord  Ausgalicn  (>5'^S  (90  09).  Stand  d  öft'cntL  SolilM 
der  Union  1.  Juli  ISSO  212042  (wovon  .{SS^U  l'apiergoldj,  ab  Ossenbostand  (201*06), 
R.jstschuld  1919-33,  1.  Juli  1S79  I99(V42,  I.  Juli  l<i70  2400*0  M.  D.  —  Schwel« 
Abschl.  i'.  ISSO  (in  Klammer  Anschl.  f.  18sh.  Einn.  (Uoh)  in  Mill.  fr.  42*5  {iO'Xi 
wovon  Zölle  17-21  (17),  Post  löTiI  (15-43)  [Ausgabe  dafür  14-25,  bez.  14*20], 
Tr.lcgr.  2-37  (225)  [Ausg.  isl  u.  l'OOJ.  Münz.-  1-27  (0  404)  (Ausg.  cljenso  hoch). 
Ausgaben  im  Ganzen  41  04  (40'95i,  wovon  Kap.-  u.  Zinszahl.  *2*75  (1.87),  allgea. 
Verwalt.  0*7.j  (0'7ti),  die  «inzelnen  Departements  (vergleichbar  den  Ministerien,  aber 
nur  f.  d.  ob<rre  \erwalt.)  3*53  13*52),  Militär  11*70  (13*14)  (ausserdem  Krieg»* 
material  0*94 ,  bez.  O'Hs),  Tolytechnikum  in  Zurith  0'3('>2  (0'3<)0)  (Zuschuss  za  dai 
••ig.  Einn.i.  Nach  einer  vorgleichenden  Zus.stcll.  der  Bundes-  u.  der  CantoBal- 
tinanzen  f.  1870  ((ioth.  Jahrb.  18S2  S.  904)  birtragcn  die  Netto  ausgaben  des  Bondl 
18*30,  der  C'antono  44*10  Mill.  fr.,  davon  u.  a.  f.  Militär  bez.  1201  n.  2*17,  Jwtis 
0  IS  u.  2-7S,  (iefängnisse  nichts  u.  108,  Poiiztri  0*018  u.  2*70,  volkswirthsdL  Ab* 
gelegcnheiten  und  öli'.  Arbeiten  217  u.  12*71,  Intorr..  Wissensch.,  Kuo6t  0*39  u.  8*90,  | 
Kirchcnweson  nichts  n.  312,  Wohlthätigk.  0*015  u.  2  51,  Sanit.wcs.  fast  nichts  u.  0*26, 
<M:s.gch.  und  allgem.  Verwalt.  1*28  u.  3*07,  Kosten  d.  Schulden  1*22  u.  3*01  KilL  fr. 
Man  sieht,  wo  der  Schwcrpuuct  der  Bundes-  u.  d.  Clantonalthätigk.  liegt  Von  doi 
ord.  Nettoeinnahmen  (B.  17*24,  C.  39-74  Mill.)  trotfen  auf  d.  indir.  Steu.  i.  w.  & 
beim  B.  15*85,  bei  d.  Cant  15*04,  v.  d.  dir.  Steu.  0*900  u.  16*45,  t.  d.  Regalien  «.  | 
Monopolen  (Salz  u.  s.  w.)  0305  u.  4*15,  v.  d.  Einn.  aus  Forsten,  Domäoen,  Staat»*  1 
geworben  0*103  u.  3*67  ^lill.  fr.:  doch  eine  wesimtliche  Aehnlichkoit  mit  den  V«r-  ! 
hältniflsen  im  Deutschen  Reich  in  d.  relativer  Vt^rtheilunv  der  Posten  zwischen  Baal  ] 
u.  Cantonen. 

liel>er  das  Deutsche  R«'.ich  s.  eingehend  bis  1874  Wagner,  Uoltzend. 
Jahrb.  HI,  107;  Statist.  Jahrb.  f.  d.  D.  Reich,  3.  J.  g.  1882,  S.  148  ff.  «.  bes.  anck 
(ierstfeldt.  Beitr.  z.  Reichsteuerfrage.  Die  „fortdauernden*'  Ausgaben  waren  (AV- 
schluss)  1872  338*41,  1881/82  (Anschlag  mit  Nachträgen)  511*68,  1882/S3  (AnncU.) 
531*83  Mill.  M.  Da?on  Reichsheer  b<  z.  266*78,  342*21,  34249,  Marine  14*85,  Xtit. 
27*57,  Reichsinrai.fonds  (also:  Belastung  desselben  mit  Pensionen)  28*28,  31*07«  30'15, 
allgem.  Pensionsfonds  20*87,   18*40,  19*10,   Reichsschuld  0*59.   10*60,   13*70,  KeiclM- 
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k  U'136.  0-404,  0'40S,  Auswärt.  Amt  4'.MS,  (V56,  H-68,   Kciolisaiot  d.  [niiorn   <incl. 

iehskjinzlcr  u.  Kanzlenmt  u.  KeichäeiäCDb.aint)   0'*)2t),   2*30,   .S'20,  Keichujustizver- 

itaD^  0  239.  1-70,  1-71,  Kcichsschatzauit  1-17,  H9-40.  8f)-;t2.   u.  and.  Posten  mehr. 

p  ^einmali|reD''  Aosgaben  gestatten  bei   der  starken  Sr.hwankung:  und  i^rossen  Vrr- 

Uedenheit  in  den  einzelnen  Jahren  keinen  unmittelbaren  Vergleich.     Die  ordentlichen 

■Bahmen    f.d.  h.   die  Eingänge   ohne  die  Anleihen,   d.   franzte.   Oontribution ,   dif 

UoDgon   aus  dem   F«3Stung8-  u.  Eisen b.fonds»   waren    1>)T2  (Abächlu!>s^  u.  lssl'82 

Mchlag   ncl)ät  Nachtrag)  u.  lSb2N?t   (Anschlag)  b'Z.  2>j4'2:»,  :>n)'71,  niOHd  (incl. 

herschuss  fon  10-56  Mill.  M.  au^  Vorjahr);  davon  Zölle  u.  Verbrau^h^(teuern  1(i4'04. 

»'40.  8Ä9-10,  Stempel-  u.  ähnl.  Abgaben  (stallst,  (icbühr)  :)0S,  7*51,  l*J-5»>.  üeber- 

Ims  Ton  Ueichsbahnen  (Eis.  Lothr.V  Post.  Telegr..  Heichsdnickerci,  Kinn,  ans  Bank- 

■an   (Keichabank).  MUnzvesen    lfi-80,   .S2-.H0.   ?{(>-51,  verschied.  Verwalt.einn.   1*20, 

HL  6*01.  aus  dem  Rcirhsin?al.fonds  (Zinsen  und  Kapitalqnott^n)  nichts.  31-07,  30*13. 

ben  »US  belegten  Keichsgeldcm  nichts,  :i'S4.  MOn.  Matricnlarbcitrttgc  04*12,  103'6S. 

ft^  Mill.  M.     Die  Kcichss<-huldon  sind  in  den  letzten  Jahren  wieder  aus  An- 

Itb  für  renohiedene  Zwecke  angewachsen,  nachdem  sie  (bez.  die  des  Norddeutschen 

•des)    nach   dem    letzten  Kriege  aus  der  franz^.  Oontribution  getilgt  waron.     Am 

April    19M)    war   der  Betrag   21V08    Mill.  M.    nominell   Anleihen.    lOM)  Mill.  M. 

haoscheinc.  159*44  Mill.  M.  Keichbrassent»«  hein«'    Papiergeld).     Die  aus  d.  französ. 

Mribotion    gebildeten  „Fonds**    al)erragen    diese  Schulden    auch    norh    nach   dem 

Kwärtigen  Bestände:  dazu  dann  noch  der  baare  Hei<'hskriegssrhatz  v.  120  Mill.  M. 
d. 

..  Da  es  sich  hier  um  grössere  Ausgabeposten  handelt,  deren 
kfbringUDg  durch  Matricularbeiträge  der  Einzelstaaten  nach  der 
ppfzahl  oder  nach  irgend  einem  ähnlichen  immer  ziemlich 
Dkahrlichen  Maassstabe  ohnehin  die  Einzelstaaten  ungleich  be- 
llen würde,  so  werden  zweckmässiger  Weise  mit  den  genannten 
i^abeo  aach  gleichzeitig  bestimmte  Einnahmequellen  aus  dem 
inshalt  der  Einzelstaaten  ganz  ausgeschieden,  der  Competenz  des 
Bides  und  seiner  Oesetzgebung  unterstellt  und  passend  dem  Bunde 
neben  noch  ein  besonderes  Besteuerungsrecht  zur  Deckung 
her  verfassungsmässigen  Ausgaben  verliehen.  Von  letzterem 
legt  aus  stenertechnischen  Gründen  namentlich  in  Bezug 
tf  die  sogen,  indirecten  Steuern,  Zölle,  inländische  Ver- 
ranchsstenern  Gebrauch  gemacht  zu  werden,  passend  so, 
«8  diese  ausschliesslich  dem  Bunde  zufallen,  während  die 
irecte  Bestenemng  ganz  oder  grossentheils  den  Einzelstaaten 
rbleibty  f&r  die  Deckung  ihrer  Bedürfnisse.  Andernfalls  müssen, 
QDD  die  zugewiesenen  Einkünfte  nicht  ausreichen,  auch  hier  noch 
atricnlarbeiträge  erhoben  werden,  —  was  besser  abzustellen 
L  Je  mehr  sich  der  Bundesstaat  in  seiner  Fortentwicklung  dem 
Inheitsstaate  etwa  nähert^  je  grössere  und  kostspieligere  Aufgaben 
I  ihn  herantreten  (Bundeskriege!,  Reichsbahnen!),  desto  mehr 
V8S  auch  der  Bundeshaushalt  in  Betreff  der  Ausgaben  und  Ein- 
ihmen  allmälig  einem  gewöhnlichen  Staatshaushalte  gleichen  und 
Mo  mehr  schrumpfen  die  Einzelstaatshaushalte  zu  freilich  höher 
■■gebildeten  Provinzialhaushalten  zusammen.     Eine  solche  Ent- 

0* 
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wickluDg  ist  auch  in  finanzieller  Hinsicht  wohl  im  Ganzen  erwünscht 
Das  schwierige  Problem  der  richtigen  Trennung  von  Hanptstaats-, 
d.  h.  eben  von  eigentlichstem  Staats  bedarf  und  Local-  (Landeä- 
theil-)  bedarf  wird  auf  diese  Weise  für  grosse  Ausgabeposten  woU 
am  Bebten  gelöst  (s.  u.  §.  43). 

Es  ist  gewiss  beachtenswerth ,  dass  in  den  drei  wichtigsten  modernen  Bundaa- 
staaten,  wie  die  voraosgehenden  Angaben  zeigen,  vor  aUem  die  GrenzzOlle,  dam 
mit  diesen  in  näherer  Verbindung  stehende  innere  Verbrauchsteuern  (so  wenigstew 
im  Deutschen  Reich  und  in  Nordamerika,  —  die  Schweiz  hat  das  noch  nicht  emii^t), 
rechtUch  und  thats&chlich  auf  den  Bund  übertragen  sind:  namentlich  die  Tabak- 
uud  die  Getränksteuem.  So  im  Deutschen  Beich  specieU  die  Tabakst  (Ab- 
schL  1881/82  4.58,  1882/83  11.03  MiU.  M.),  die  Bubenzuckerst  (49.55  n.  47.42), 
die  Salzst  (36.87  u.  36.71),  leider  noch  immer  nicht  voUst&udig  die  BranntweinM. 
(die  in  Baiem,  Wurttemb. ,  Baden  noch  aparte  Landesst  blieb,  A.  £  das  ttbrifa 
Beichsgebiet  34.85  u.  35.52)  u.  die  Bierst.  (die  ausser  in  d.  3  gen.  Steuern  noch  in 
£lsass-Loth.  besondere  Landesst.  ist.  A.  f.  Reichsgebiet  15.10  u.  15.11  HilL  IL). 
Diese  Einnahmen  sowie  die  UcberschUsse  der  Post-  und  Telegr.rerwaltung  (die  ia 
Baiem  und  Württemberg  ebenfalls  Landessache  blieb)  dienen  zunächst  zur  Baatiel- 
tung  der  Rcichsausgaben  (Art  70  d.  Reichsverfass,).  Durch  Ges.  v.  15.  Juli  1879  iil 
bei  Gelegenheit  der  Zollreform  u.  s.  w.  allerdings  die  Bestimmung  getroffen,  daaa  dar  ! 
Ertrag  der  Zolle  u.  der  Tabaksteuer  nur  bis  zur  Summe  von  130  MilL  M.  der  Rdoha*  j 
casse  zuflicsst  u.  der  Betrag  darüber  hinaus  den  Einzelstaaten  nach  der  Matricvlar-  i 
bevOlkerung  zufallen  soll :  formell  reichspolitisch  ein  unliebsames,  im  Effect  aber  doch  ] 
nicht  erhebliches  Zugeständuiss  an  den  Particularismus .  da  pro  tauto  eben  nur  eiae  j 
Compensation  mit  den  Matric.beiträgen  erfolgt  Die  Einführung  andrer  Reich-  \ 
steuern  ist  gestattet  i^Art.  70  d.  Verf.),  aber  bisher  nur  f.  die  Wechselstempel  (Ertr.  j 
Anschl.  1881/82  u.  82/83  6.11  u.  6.01  Mill.  M.).  Spielkartenstempel  (1.1  u.  1.04  HIB.  | 
M.),  die  statistische  Gebühr  (0.3  u.  0.45),  1881  f.  versch.  and.  Stempelabgaben  («JBOnea-  ! 
steuern'',  Anschl.  1882/83  12.07  Mill.  M.)  erfolgt,  nicht  für  directe  Steuern.  So  warn  i 
1881/82  364.26  M.M.  diverser  ehemaliger  einzelstaatl.  Einnahmen  u.  BctriebsQbeiachtan  j 
an  das  Reich  übertragen.  Die  stouer-techuischen  Gründe  für  die  UcbemaluM  j 
grade  solcher  indircctcr  Steuern,  auch  der  Post,  Telegraphie  u.  s.  w.  auf  dai  \ 
Reich  sind:  gemeinsame  u.  vereinfachte  Controlen,  wohlfeilere  Erhobung  grade  fil 
einem  grossen  (ichiete,  volkswirtbschat'tliches  Bedürfniss  gleichmässiger  Bea^aag 
dieser  Dinge.  S.  Wagner,  Jahrb.  I,  oSO.  Direkte  Reichsteuern  werden  gleidiww 
schwerlich  auf  die  Dauer  ausbleiben.  Ueber  die  Steuerprojccte  im  Reich  Wagner« 
Jahrb.  III,  213.  Ders.  schwebende  deutsche  Fiu.fragcn,  Tüb.  Ztschr.  1880,  S.  68C 
Geffcken,  Reform  d.  Rcichsteueru,  Heilbr.  1870,  Schui oller,  deutsche  Steuerrefoffli, 
Jahrb.  1881,  S.  859  ff.  Gerstfeldt's  Schriften.  Sch&ffle,  Steuerpolitik.  Pba 
einer  Reichseinkommensteuer,  Uirth,  Aunalcn  lb75,  S.  115  ff. 

In  Nordamerika  ist  wahrend  dos  Bürgerkriegs  der  umfassendste  Gebrauch  Toa 
dem  Besteuerungsrecht  des  Bundes  gemacht  worden,  s.  Hock,  Finanz.  AnierilDM 
S.  187  ff.  Nach  d.  späteren  Ermässigung  brachten  diese  Steuern  1868  noch  1 86.34  JLUn 
wovon  auf  rohe  Baumwolle  22.50,  S])irit  14.28,  gegohr.  Getränke  5.69,  Tabak  1SJ4, 
Manufact.  39.16,  Licenzen  16.36,  Banken,  Versieh.,  Eisenb,  Telegr.  ges.  16.53,  Ba« 
kommenst  33.07,  Testamentsst  2.82,  div.  Abgaben  2.43  Mill.  D.  Die  Weitoientvkfc* 
lung  hat  von  directcn  Unionsteuern  wieder  abgeführt. 

Die  Matricular beitrage  belasten  im  Deutschen  Reiche  die  sttddeDtochea 
Staaten  relativ  stärker,  weil  diese  an  der  allgcuioinen  Bier-  u.  Branntweinsteuer  nidrt 
theilnehmen  (z.  B.  Preussen  l^»S]/82  nur  52.50,  Sachsen  nur  5.62,  dagegen  Baien 
20.15.  Württemberg  7.2S,  Baden  5.19  Mill.  M.>.  Das  Bedenkliche  und  das  TrOgeriaehe 
des  Kopfquotensystems  beruht  derauf,  dass  ohne  Rücksicht  auf  den  verschiedeMa 
Wohlstand  die  Consumtions-  u.  Productiouskraft  u.  die  Steuerfähigkeit  jedes  „Kopfei^ 
in  jedem  sogen.  „ Staate'*  als  gleich  angenommen  wird.  Dabei  wird  ganz  tlbenehea, 
dass  grosse  und  kleine  Staaten  sich  gar  nicht  unmittelbar  vergleichen  laaseo,  dl 
der  kleine  „Staat'',  vollends  in  Verhältnissen  wie  den  deutschen,  eben  nichts  Andena 
ab  eine  zur  Souvoränctät  gelangte  Provinz  oder  gar  nur  ein  Kreis  eines  natürlicbeii 
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vsseo  Staatsgebiet»  ist,  s.  o.  §.  19.  S.  über  die  Frage  in  Deutschland  Wagner, 
Jirb.  I,  628,  m,  217,  Hirth,  in  8.  Annalen  1875,  115  ft'.  Matricularbeiträge,  rom- 
■irt  nack  der  Kophüd  und  der  ongeflhren  Steuerkiaft,  sind  Terfassungsm&ssig  in 
t  Schweiz,  aber  nicht  in  pract  Anwendung:  ärmste  Cantone  15  cent.  p.  Kopf, 
ichste  90  cent;  Hirth,  Annal.  1875,  S.  142,  786.  Yorschlägo  zur  Beseitifnmg  a. 
srändemng  der  3iatric.beitrige  machte  r.  Scheel,  Jahrb.  f.  d.  D.  Reich  1878  (Nene 
ige  II),  48  £  DgL  YoiBchlfige  dess.,  statt  nach  der  blossen  Kopfzahl  nach  der 
ihl   der  Erwerbsfähigen  in   der  BeFölkening  die  Matric.beiträge  zu  vertheilen, 

Hildebr.  Jahrb.  1878,  XXX,  84,  mit  statist.  Ausführung.  —  Um  den  Ersatz  oder 
tch  die  wesentliche  Verminderung  der  MatricbcitrAge  und  zugleich  um  die  Schaffung 
Ibstindiger  Seichseinnahmen,  ein  auch  politisch  so  wichtiges  Ziel,  drehen  sich 
B  RefoimpUne  u.  Versuche  im  Reiche  seit  187S.    Gedanke  auch  an  Reichs -Er  b- 

haftsteuer  u.  an  umfassendere  Uebertragung  der  elnzelstaatl.  stcmpelart.  Verkehr- 
»em  Ulf  das  Reich  nebst  deren  weiterer  Ausbildung ;  jetzt  vor  der  Kcforro  der  Zölle 

Verbraachsteuem  in  den  Hintergrund  getreten.  S.  Bericht  d.  Gommission  z.  Er- 
terung  der  Einfklhr.  einer  Reichs-Stempel-  u.  Erbsch^steuer ;  Papiere  d.  Bundesraths 
i77/78  N.  98. 

§.  41.  —  3.  In  der  concreten  Wirklichkeit  zeigen  die  sogen. 
taatenbflnde  nnd  Bundesstaaten  schon  mancherlei  erhebliche 
odificationen  der  theoretischen  Idee  dieser  Staatenverbindungen. 
ie  Geschichte  weist  aber  auch  noch  zahlreiche  andere  Ver- 
ftltnisse  einer  Staatenverbindnng  ant\  welche,  znfälligen 
istoriscben  Ereignissen  entsprangen,  sich  nicht  immer  leicht  unter 
ne  bestimmte  Völker-  und  staatsrechtliche  Formel  bringen  lassen, 
imal  der  rechtliche  und  factische  Zustand  in  solchen  Fällen  oft 
rbeblich  von  einander  abweichen. 

Beispiele:  das  frühere  und  jetzige  Vcrhältniss  des  K.  Polen  zu  Russland,  früher 

•U  ein  Mittelding  zwischen   Personal-  und   Realunion,  getrennte  Finanzen,  jetzt 

etisch  wenigstens  kaum  etwas  Anderes  als  Einverleibung;  das  polnische  Budget 

ff  Ausgaben  postenweise  bei  den  Budgets  der  russ.  Reichsministerien,  woneben  eine 

Btlang  nor  ein   kleiner  Betrag  noch   besonders  für  Polen   im    russ.  Budget  stand 

870    «V74  M.  R.),   der  jetzt  auch  verschwunden   ist;  ebenso   bei  den   Einnahmen. 

■s  Verfaältniss  Transkankasiens    (Einn.   u.   Ausg.   ein   besonderer  Theil  des 

ansehen  Budgets),   Finnlands  (im  Wesentlichen  Personalunion,  durchaus  getrennte 

banzen  u.  Ausgaben.  Schulden,  besond.  Militairbudg:et  getrennt  v.  allgem.  Budg.  des 

■s.  Reichst   —  In   0 esterreich   hatte  die  Militairgrenze  seit  lange  ein   apartes 

■dget,  das  nur  als  besond.  Theil  d.  Staatsb.  aufgestellt  war.    Jetzt  hat  d.  Königreich 

foatien  u.  Slaronien  noch  ein  besond.  „Budget  f.  d.  Erfordernisse  der  inneren  Auto- 

naie^  oder  fUr  seine  „autonome  Verwaltung**  i55  "/„  d.  hier  erhob,  dir.  u.  indir.  Steuern 

iessen   in   d.  ungar.   Staatsschatz,  45%   bleiben  dem  Lande  für  jene  Erfordernisse; 

Bsetzl.  Bestimm,  t.  1S78).     Das  jetzige  Verhaltniss  zwischen  Oesterreich  u.  Ungarn 

dsleith.,  im  Wiener  Raichsrath  rertretene  u.  Länder  d.  ungar.  Krone)  auf  Grund  der 

'erfassung  r.  1S67  Usst  sich  auch  nicht  unter  eine  einfache  Formel  bringen.    Merk- 

lale  der  Personal-  und   Realunion,  des  Bundesstaats,  Staatenbunds  u.   wieder  des 

Inheitastaats  liegen  in  bunter  Mischung  durcheinander.     Als   Realunion  ist  das 

^erfailtniss  ?ieOeicht  noch  am  Richtigsten  zu  bezeichnen .   weil   dies  Moment  noch 

•rwaltet.    Das  ist  natttriich  für  die  Einrichtung  des  Finanzwesens  ron  wesentlichem 

tbfloss.  —  Weiter  sei  an  das  Veriiäitniss  der  Türkei  vor  dem  letzten  Kriege  zu 

hm  Schotzstaaten ,  der  Donaufürstenthümer  unter  einander  (Rumäniens,  fast 

lern  Einheitsstaat  schon  ror  1877  gleichkommende  Rcalunion.  jetzt  ganz  Einheitsstaat). 

unzembnrgs  zo  Holland  (seit  1867  Personalunion),  Limburgs  desgl  bis  1866.  der 

llbherzogthamer  zu   Dinemarii  bis   1864  u.  A.  m.   erinnert.    Alle  solche  künst- 

iehe  Verhältnisse  inssem  auch  auf  die  Ausgabeeinrichtung  und  die  ganze  Finanz- 

viithschaft  überhaupt  ihren  Einfluss.    Sie  haben  selten  lange  unveränderten  Bestand 

nd  führen  leicht  zur  polit.  Verwicklungen,  daher  auch  zur  Unordnung  im  Finanzwesen. 
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Staaten,  welche  nnr  in  Personalunion  stehen,  wie  z.  B. 
Schweden  und  Norwegen,  bleiben  im  Wesentlichen  selbständige, 
wenn  auch  unauflöslich  verbundene  Staaten.  Ein  grösserer  Kreif 
gemeinsamer  Angelegenheiten,  daher  auch  ein  gemeinsamer  Haus- 
halt fehlt,  kaum  dass  einzelne  gemeinsame  Ausgaben  (etwa  fllr 
Diplomatie)  vorkommen.  Auch  fUr  gemeinsame  Behörden  können 
hier  die  Ausgaben  in  den  einzelnen  Budgets  getrennt  bleiben. 

Schweden  und  Norwegeu  haben  f.  gemeinsame  Sachen  einen  aus  schwedischeft 
iiud  norwegischen  Mitgliedern  zusammengesetzten  Staatsrath,  dessen  Kosten,  venn  au 
den  mir  nicht  specieUer  vorliegenden  Budgets  geschlossen  werden  darf,  getrennt  in 
beiden  Haushalten  erscheinen. 

Staaten,  welche  in  Realunion  oder  einer  ähnlichen  näheren 
staatsrechtlichen  Verbindung  stehen,  haben  in  vielen  Pnncten  die 
Merkmale  eines  Bundesstaats  oder  selbst  eines  Einheitsstaats  und 
eine  grössere  Reihe  wichtigerer  gemeinsamer  Gegenstände  (yi6e- 
sammtstaat^S  ^^  z-  ^*  ^^^  Oesterreichisch-ungarische  Monarchie). 
Daher  giebt  es  hier  einen  eigenen  „Haushalt  für  die  gemein- 
samen Angelegenheiten'^  neben  besonderen  Haushalten  der 
Länder  oder  Ländergruppen.  Die  Einrichtung  gleicht  in  vielen 
Hinsichten  derjenigen  des  bundesstaatlichen  Finanzwesens:  im  ge- 
meinsamen Haushalt  gewisse  durchaus  gemeinsame  Ausgaben  (etwa 
Aeusseres,  Heer,  gemeinsame  Schuld),  auch  bestimmte  gemeinsame 
Einnahmen,  welche  ohne  Separatverrechnang  fttr  die  Theile  des 
Gesammtstaatsgebiets  zuvörderst  zur  Deckung  der  gemeinsamen 
Ausgaben  dienen  (Einnahmen,  welche  sich  an  die  Ausgabezweige 
knüpfen,  einzelne  indirecte  Steuern,  wie  Zölle).  Die  übrigen  Aob- 
gaben  werden  nach  einem  verfassungsmässig  bestimmten  Maass- 
stabe durch  Beiträge  jedes  einzelnen  Landes  aus  dessen  eignen 
Einnahmen  gedeckt.  Die  Geschichte  zeigt  auch  in  solchen  Pnncten 
viel  Mannigfaltigkeit.  Mitunter  ist  die  Realunion  so  eng,  dass  alle 
wichtigeren  Gegenstände  gemeinsam  sind  und  die  einzelnen  Länder 
höchstens  noch  besondere  Haushalte  von  der  Natur  eines  Provinsial- 
haushalts  oder  selbst  das  nicht  einmal  mehr  haben. 

Nach  d.  Verfass.  von  18()7  sind  in  Oesterreich- Ungarn  gemeinsam:  die 
Zweige  ^u.  Ausgahcctats)  für  d.  Aeusserc  (wobei  auch  die  Sul)vention  der  OeBterr. 
Lloyd-Dampfschitr.gesellschaft).  fUr  Heer  u.  Flotte,  f.  ein  gemcins.  Finanzministeriim 
u.  einen  gemeinsamen  Rechnun^liof  (Summe  A.  f.  18S1  122.1S  Mill.  fl.,  voron 
107.89  ordentl.)  u.  gemeinsame  Deckungsmittel:  eigene  Einnahmen  der  gemeinsamea 
Verwaltungäzw«'igc.  besoud.  des  Kriegsmin. .  der  ('onsulatc  (i.  (.i.  1881  H.31  Mill.  fiX 
leberschüsse  der  Zollgcfölle  (3.77  MiÜ.  f\X  im  (i.  f.  1S81  7.()s  Mill.  fl.  Alle  anderen 
Kinnahme-  und  Ausgabeetats  (au«  h  z.  B.  der  Hofstaat)  sind  getrennt.  Der  Reet  der 
gemeinsamen  Ausgaben  wird  —  nach  Abzug  eines  bes.  Zuschusses  t.  2.1  S  Mill.  fl» 
den  Ungarn  jetzt  für  den  Uebergang  eines  Theils  der  Militairgrenzc  an  die  Cidlver- 
waltnng  norh   htjs.  «fiebt    -  zu  70  V„  von  den  risleitli.  und  zu  HO  °/„  von  den  ungar. 
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adtsni  gedeckt.     Von  der  Staatsschuld  ist  uur  die  seh  webe  iidu  in  BetrcU' der 


udeQ  nach  dem  finanzielleii  Aoügleich  mit  Uugaru  allein ,  jedoch  zahlt  dieses  zur 
ndnsang  der  Schuld  die  fixe  Sammc  ron  30.32  ^lill.  fl.  jährlich.  Dazu  kommt 
in  noch  eine  besondere  Schuld  der  Wesch&lfte  („der  im  Kcichsrathe  vertretenen 
nigreiche  n.  Linder**),  £.  ISSO  40^.01  MiU.  fl.  Die  (irundeutlastungsschuld 
tet  in  der  westl.  Hälfte  des  Staats  auf  den  «einzelnen  Kronlamlen,  in  Dngani 
f  der  (iesammtheit  der  ungar.  Ijmdc  als  deren  Staatsschuld.  Ausserdom  hat 
garu  seit  seiner  wiedererlangten  politisch.  Selbständigkeit  eine  schon  recht  bedeutende 
^eue  eigentliche  Staatsschuld  erlangt  (meist  f.  Eiscnbahubauten  u.  Deckung  der 
feitet.  Anl  ISSO  752.5  MilL  iL  —  Uumänicn  hatte  schon  länger  ein  cinheitl. 
dget ;  an  die  Tttrhei  zahlte  es  ft^r  t>eide  FUrstenth.  getrennt  den  kleineu  Tribut  von 
)0  u.  3000  Beutel  (>  500  Piaster  gleich  30  Thlr.).  Auch  Serbien  hatte  schon 
*  der  1  ^77/78  erreichten  völligen  Unabhängigkeit  ein  ganz  gotrenntob  Budget ,  in 
B  der  Tribut  an  die  Pforte  als  Ausgabeposten  (in  der  turk.  iiuchnung  ah  Einnahme) 
irt  vorkam  (4600  Beutel).  Aehnlich  noch  jetzt  Samos  (800  Beutel«,  Aegypten 
15  Mill.  Piaster  oder  681.4S(5  &gypt.  Pfund,  zu  20.«s  Reichsmark). 


2.  Abschnitt. 
Finanzwesen  der  Selbstrerwaltiinörsknrper. 

S.  o.  S.  61  u.  78  die  liter.  Notiz.  Ausser  Stein  ist  kaum  etwas  Weiteros, 
icieU  FinanzwissenschafUiches  zu  nennen.  Die  bisherige  Literatur  des  Finanz- 
seos dieser  Körper  bezieht  sich  fast  nur  auf  die  Gemeinden  und  beschränkt  sich 
Ostens  auf  die  Steuerverhiltnisse.  S.  die  bezügl.  Lit.  oben  §.  30.  Aus  der  Statistik 
k  Ilerrforth  u.  Gerstfeldt. 

I.  —  §.  42.  Der  staatliche  Finanzbedarf  in  seiner  Be- 
ehang  zum  Staatsgebiet.  Die  Betrachtung  hierüber  itlhrt  zur 
»prechuDg  des  Finanzwesens  der  Selbstverwaltungskörper  hin 
id  geht  derselben  passend  voraus,  weil  dabei  einige  tUr  die 
nnzielle  Ordnung  dieser  Verhältnisse  maassgebende  Gesichts- 
mete  bereits  deutlich  benortreten.  Folgende  zwei  Fragen  sind 
er  hervorzuheben.  Einmal,  welche  Wirkung  die  Verans- 
ibung  des  Finanzbedarfs  im  Inlande  als  Verwendung  von 
achgfltern  austtbt.  Sodann,  wie  sich  der  Finanzbedarf  hin- 
ehtlich  seiner  in  der  Herstellung  von  Staatsleistungen  her- 
irtretenden  Wirkung  auf  das  inländische  Staatsgebiet  ver- 
leilt  Die  ältere  Finanztheorie  hat  den  ersten  Punet  öfters  erörtert, 
dt  dem  zweiten,  wichtigeren  sich  jedoch  noch  wenig  beschäftigt. 

1.  „Wenn  der  Staatsaufwand  innerhalb  des  Landes  geschieht, 
Igt  Rau  (§.  38),  so  werden  einheimische  Arbeiter  und  Unter- 
ehmer  beschäftigt,  wird  inländischen  Kapitalien  und  Grundstücken 
Lue  Rente  abgewonnen,  was  ohne  Zweifel  für  die  Volkswirthschaft 
Dträglich  ist.  Daher  haben  schon  ältere  Schriftsteller  den  Satz 
mfgestellt,  man  solle  die  Staatsausgaben  so  einrichten,  dass  die 
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Sammen  nicht  ausser  Landes  gehen,  sondern  dem  inlftndiacheii 
Nahrangsstande  zu  Gute  kommen.  Doch  ist  diese  Regel  nur  antar 
zwei  Bedingungen  zulässig,  dass  nemlich  der  Zweck  der  Ausgabe 
darunter  nicht  leidet  und  diese  auch  nicht  höher  wird,  oder  Abm^ 
wenn  die  Verwendung  im  Inlande  mehr  kostet,  dadurch  ein  volkt- 
wirthschaftlicher  oder  politischer  Nebenvortheil  erreicht  wird  und 
desshalb  der  Mehrbetrag  auch  als  besondere  Ausgabe  zu  recht* 
fertigen  sein  würde,  z.  B.  als  eine  Prämie  zur  Ermunterung  eines 
wichtigen  und  dieser  Begünstigung  bedürftigen  GewerbssweigeSi^ 
namentlich  etwa  eines  solchen,  durch  welchen  wichtige  Oflter  fSr 
die  Militair Verwaltung  erzeugt  werden.  Die  Herstellung  soleher 
Güter  im  Inlande  kann  mitunter  durch  die  politische  Sicherhdt 
des  Landes  geboten  sein. 

y.  Justi,  Staatsw.  II,  482,  verlangt  die  inländische  Verwendung  der  Staatsaito 
gaben.  Auch  Ran  a.  a.  0.  meint«  dass  die  ins  Ausland  gehenden  Geldsummen  in 
der  Begel  eine  entsprechende  Waarenansfnhr  nach  sich  ziehen,  kann  nicht  als  toU- 
ständiger  Ersatz  des  Nachtheiles  für  die  einheimischen  Gewerbe  angesehen  wetdm. 
Allerdings  haben  aber  wohl  mercantilistische  GrtUide  zu  der  Fordemng  mltgewiifct  — 
Oeftere  Vorschrift,  besonders  früher,  Pensionen  im  Lande  zu  ?erzenren.  Selbst  k 
deutschen  Staaten  bestanden  bis  in  die  neueste  Zeit  noch  mehrfach  Abzüge  ftlr 
Pensionen,  selbst  fOr  Wittwenpensionen ,  welche  im  „Ausland*'  verzehrt  werden,  d.  k 
natürlich  in  der  Mehrzahl  der  F&lle  in  andern  deutschen  Staaten.  Da  derglefdi« 
meistens  durch  Familienverhältnisse ,  Gesundheitsrücksichten  u.  s.  w.  veranlasst  weidflB 
wird  und  die  deutschen  „Staaten**  doch  schon  lange  vor  1866  und  1870  ein  natfnnales, 
culturliches  und  wirthschaftliches  Ganze  bilden,  so  erscheinen  diese  Abzüge  kleinlieli 
und  unbillig.  —  Die  inländ.  Herstellung  auch  zu  höheren  Kosten  im  Interesse  dar 
nationalen  Unabhängigkeit,  z.  B.  bei  Watf'enfabriken ,  Kanone ngiessereien ,  SchiffiibsB* 
anstalten,  manchen  Fabriken  für  Eisenverarbeitung  (Panzerplatten,  Eisenbahn- 
material)  u.  s.  w. 

§.  43.  —  2,  Die  Vertheilung  des  Finanzbedarfs  oder 
der  Staatsaasgaben  Über  das  inländische  Staatsgebiet 
Hier  hat  man  zwischen  Haupt-  und  Landestheil-  oder  Local- 
finanzbedarf^)  oder  zwischen  aHgeroeinen  und  specieUen 
Ausgaben^)  (in  diesem  Sinne  des  Worts)  zu  unterscheiden. 

Der  Hauptfinanzbedarf  wird  durch  die  allgemeinen 
Zwecke  des  ganzen  Staats  als  solchen,  der  Finanzbedarf  für 
die  Landes theile  durch  die  speciellen  Bedürfnisse  dieser  letzteren 
nach  einer  Staatsthätigkeit  überhaupt  oder  nach  einer  gerade  in 
der  Art  oder  in  dem  Umfange  auszuübenden  Staatsthätigkeit 
bedingt  oder  er  umfasst  eiue  solche  Staatsausgabe,  welche  doch 
bestimmten  Landestheilen  vorwiegend  zu  Gute  kommt 

')  Umpfenbach,  Finanzwiss.  §.  20  (etwas  andere  Scheidung).  Ich  brauchte 
früher  den  Ausdruck:  Haupt-  und  Localstaats bedarf.  Da  der  Staats  bedarf  aber 
ein  weiterer  Begriff  ist  als  der  Finauzbedarf  (§.  5),  int  es  richtiger,  auch  hier  den 
letzteren  Ausdruck  anzuwenden.    S.  auch  Rau,  Fin.  I,  §.  88. 

')  V.  Male h US,  Fiuanzwiss.  II.  §.  7. 
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HAaptfinanzbedarf  aUo  nuneDtlich:  Aafirand  für  Ceutralverwaltong.  Hofstaat, 
,  Flotte.  Öffentliche  Schuld,  oberste  JostizbehOrden ,  Gerichtshöfe,  höchste 
Ifemeine  Bildung»-,  Knnstanstalten  n.  s.  w.,  L o c a Ifinanzbedarf  dagegen  gesammtes 
fedaree  und  nnteres  Gerichtswesen,  da  dies  nach  der  heote  herrschenden  Aof- 
■ang  Staatsangelegenheit  sein  soll,  fthnlich  auch  innere  Yerwaltong,  Polizei vesoii, 
kml-,  Strassenwesen  n.  s.  w.,  soweit  diese  Gebiete  Staatssache  im  Interesse  der 
■desüieile  nnd  der  Gesammtheit  sein  sollen,  bei  eotsprechciidcr  Entwicklung  der 
■CEuBimg  abo  anch  z.  B.  das  Armen-,  das  Vcisicherungswesen.  Hier  entscheidet 
r  Stand  der  politischen  Meinungen,  der  Ofl'entlichrechtlichen  und  nationalokon. 
ictrinen.  In  Staaten  mit  grosser  Staatsschuld,  starkem  Heer  ist  der  Hanptstaatsbedarf 
Ihwendig  im  Verfailtniss  zum  Localstaatsbedarf  sehr  hoch.  Die  nnrermeidliche 
%e  ist,  dass  die  Prorinzen  starke  Hin  aus  Zahlungen  an  die  Centralcassen  zur 
Kkong  dieser  Ausgaben  machen  müssen,  was  mitunter  etwa  gerade  die  wohlhabenderen, 
her  mekt  Steuern  tragenden  Provinzen  zu  der  unrichtigen  Ansicht  ?erftthrt.  sie 
ien  überhaupt  den  anderen  Provinzen  gegenüber  tlbe riastet  (^italien.  Provinzen 
■terreichs  früher,  einigennaassen  halt  Provinzen  Russlands).  Venetien  zahlte  1862 
r6  Hill.  11.  für  die  Gentralausgaben  Oesterreichs,  12.34  MiU.  wurden  in  der  Provinz 
ÜMt  verwandt,  schweriich  im  Yerh&ltniss  zum  Wohlstand  des  Landes  eine  Ueber- 
itnng.  S.  Näheres  in  dem  unten  gen.  Aufs.  v.  A.  Wagner.  Um  so  nothwendiger 
er  ist  es,  in  solchem  Fall  wenigstens  den  Hauptstaatsbedaif  möglichst  zu  decentralisireu. 

Derjenige  Theil  des  Hanptfinanzbedarfs ,  welcher  sich  an  die 
entralverwaltnng  anknttpft  nnd  daher  auch  vornehmlich  am  Re- 
erongssitz  veransgabt  wird,  kann  centralisirter,  derjenige 
heil,  welcher  sich  schon  nach  seinem  Zweck  oder  doch  unbeschadet 
sselben  Aber  das  ganze  Land  vertheilt,  kann  decentralisirter 
ler  vertheilter  Hanptfinanzbedarf  genannt  werden.  Letzteren, 
(Weit  es  der  Zweck  erlanbt,  möglichst  gleichmässig  über  die  Theile 
IS  Staatsgebietes  zn  vertheilen,  also  demgemäss  die  betreffenden 
matsanstalten  nnd  Thätigkeiten  n.  s.  w.  einzurichten,  ist  eine 
Ifige  volkswirthschaftspolitische  Forderung  im  Interesse  der  Steuer- 
ihlenden  Provinzen  gegenüber  zu  starker  Centralisirungstendenz. 

Centralisirter  Hauptbedarf  daher:  Ho&taat,  Ministerien  nnd  andere  höchste 
ihtair-  und  CivilbehOrden ,  allgemeine  Reichsanstalten,  wie  z.  B.  höchste  Schulen, 
nmlnngen,  Bibliotheken  u.  s.  w.  Die  Zinszahlung  der  Staatsschuld  erfolgt  meist 
ch  am  Begierungssitz,  namentlich  wenn  derselbe  ein  Geldplatz,  sonst  an  anderen 
•  nnd  z.  1%.  auwindischen  BOrsenorten.  Vcrtheiltcr  Bedarf:  die  Ausgaben  filr 
t  mittleren  und  unteren  Verwaltungsbehörden,  Gerichte,  Schulen,  das  Gros  der  Aus- 
sen für  Heer  und  Flotte.  Sie  erfolgen  nothwendig  an  den  ürten,  wo  die  betreffenden 
Htalten  sich  befinden.  Mitunter  b^timmt  die  Natur  der  Sache  schon  die  Localität, 
e  z.  B.  bei  der  Flotte,  den  Festungen,  dem  Bergbau.  In  anderen  F&llen  steht  die 
ahl  frei.  Es  ist  nicht  zu  llagnen,  dass  in  unsem  modernen  Staaten  und  zwar  neben 
«olcreich  und  Rusaland  (Petersburg!)  wohl  am  Meisten  in  den  deutschen  und  andern 
Topüschen  Mittelstaaten  (z.  B.  auch  Dänemark)  oft  eine  einseitige,  mitunter  ganz 
reckwidrige  BegODStigung  der  Residenzen  erfolgt  ist,  indem  möglichst  alle  höheren 
ihOrden  dahinein  verlegt  wurden.  Gewiss  auch  ein  culturlicher  Nachtheil,  freilich 
«r  eine  Folge  der  künstlichen  Territorialbildung  dieser  Staaten  ^Karlsruhe,  Darmstadt, 
■ttgart,  Hannover!  Auch  selbst  Mtknchen  und  Dresden).  Passend,  wenigstens  nach 
leser  Seite  betrachtet,  der  oberste  bad.  Gerichtshof  in  Mannheim,  der  hannov. 
fther  in  CeUe,  das  Reichsgericht  jetzt  in  Leipzig.  —  Nach  Rau  (^§.  8b  Anm.  d  der 
Aul)  betrugen  im  Dep.  Seine  1S46  die  Staatseinkünfte  (ohne  Zolle)  129  Mill. 
ADcs,  die  Staatsansgaben  machten  daselbst  527  Mill.  aus.  In  19  Dep.  beliefen  sich 
ese  Ausgaben  nicht  voll  auf  %  der  Einkünfte  (nur  5S  Proc.  derselben);  Cordier, 
eputirten- Kammer,  18.  Mai  1846.    De  Lavcrgne  berechnete,  dass  1S50  im  Nord- 
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westüu  von  Frankreich  die  Staatseinkünfte  514,  die  Staatsauäg^b«u  707  Mill.  Fr.  be- 
trugen, in  den  mittleren  Landcstheilcn  jene  957»  t  diese  an  77  M.  Im  Jahre  185J^ 
war  die  Verschiedenheit  noch  grösser.  l)ie  gesammte  Ausgabe  mit  Ausnahme  der  ia 
Auslande  für  den  Krieg  verwendeten  Summen  war  um  727  Mill.  Fr.  angewachao», 
wovon  543  Mill.  auf  das  Dep.  Seine  und  die  4  Dep.  mit  Kriegshäfen  kamen,  also 
nur  1 83  MiU.  auf  den  Übrigen  Theil  des  Landes ,  und  zwar  auf  die  Dep.  der  Mitte; 
des  Südwestens  und  Nordostens  zusammen  nur  447^  Mill.  Offenbar  konnten  die  Ein- 
kllnfte  der  Landcstheile  noch  weniger  im  gleichen  Vcrhältuiss  zu  den  Ausgaben  stehea. 
Joum.  des  Econ.  April  1853,  S.  1,  Juli  1857,  S.  32.  —  Ueber  Österreich  siehe 
Czörnig  a.  a.  0.  II.  420.  A.  Wagner,  Oesterr.  Finanz,  seit  dem  Frieden  roa 
Villafranca.  „Uns.  Zeit''  1863,  S.  18S  ff.  (nach  den  Daten  aus  d.  Vorlagen  zua 
Voranschlag  v.  1862  berechnet).  Auf  das  Centrale  kamen  v.  35 16  Mill.  fl.  Erfordere 
niss  267*7,  v.  296*6  Mill.  Ü.  Nettostaatsoinnahme  10*4  (incl.  >Iilitairgrenze).  Dto 
Provinzen  hatten  also  257*3  Mill.  fl.  für  die  Centralausgaben  zu  liefern,  ergaben  aber 
nach  Abzug  der  für  sie  und  in  ihnen  erfolgenden  spec.  Ausgaben  von  86*9  MiU.  nnr 
199*3  Mill.  B.  für  diesen  Zweck,  daher  58  MilL  fl.  erdend  Deficit.  Die  UeberachOMB 
der  Provinzen  sind  sehr  ungleich,  Dahnatien  hatte  gar  keinen;  Näheres  a.  a.  0. 
S.  189—190. 

Hinsichtlich  des  Localfinanzbedarfs  ist  nameiitlich  imme^ 
za  untersuchen,  ob  und  wieweit  demselben  wirklich  ein  Staats-, 
nicht  nur  ein  (reines)  Local-  oder  Landestheilbedtlrfniss  %ü 
Grande  liegt.  Im  letzteren  Falle  ist  der  Bedarf  möglichst  gans 
aus  dem  Staatsbudget  in  dasjenige  des  betreffenden  Selbstver- 
waltungskörpers (Provinz,  Bezirk,  Kreis,  Gemeinde)  hinüber  so 
setzen.  Hier  handelt  es  sich  um  die  allgemeine  Frage  der  Orgaiih 
sation  der  Selbstverwaltung  neben  oder  statt  der  Staatsverwaltuag« 
Nicht  ausgeschlossen  bleibt,  dass  dabei  mitunter  aus  besonderen 
Gründen  wahre  Localbedürfnisse  zu  Staatsbedürfnissen  erklürt 
und  demgemäss  die  betreffenden  Ausgaben  in  das  Staatsbudget 
gesetzt  werden.  Die  Natur  des  Staats  als  eines  Organismus  rechft» 
fertigt  das.  Gleichwohl  wird  es  ein  Ausnahmefall  sein  und  ist 
alsdann  eine  Prägravation  des  begünstigten  Landestheils  mU 
Staatsabgaben  wohl  zulässig.  Wichtiger  sind  die  Fälle,  wo  es 
sich  eben  um  gemischt-staatliche  und  provinzielle,  communale  u.  s.  w. 
Bedürfnisse  handelt,  wie  so  vielfach,  z.  B.  im  Verkehrs-,  Strassen-j  ] 
Schul-,  Armenpolizeiwesen  u.  s.  w.  Hier  erscheint  als  das  Richtige  ; 
eine  Vertheilung  der  bezüglichen  Ausgaben  auf  den  Staat  und  ; 
den  (oder  die  mehreren)  sonstigen  öffentlichen  Körper,  nach  einem  '• 
bestimmten  Vertheilungsschlüssel,  oder  so,  dass  der  Staat  Zusohttsse  [ 
bis  zu  der  und  der  Höhe  an  die  Provinz,  Gemeinde,  oder  umge- 
kehrt diese  an  jene  giebt,  oder  dass  eine  Kategorie  der  Kosteiii 
z.  B.  die  persönlichen,  vom  einen,  eine  andere,  z.  B.  die  sachlichen, 
vom  anderen  Theil  übernommen  werden.  Gerade  auf  eine  solche 
Entwicklung  drängt  der  organische  Character  des  geraeinwirth- 
schaftlichen  Systems  hin. 


Localfinanzbedarf.  91 

Ohn«  ADeiienBODf  dieses  Grundsatzes  kanu  mau  überhaupt  nicht  von  einem 
latsleboii,  sondcm  nor  Ton  einem  Gemeinde-.  Provinziallcben  sprechen.  Voll- 
«dif^e  Gleichmftiisigkeit  der  Vortheile  und  Opfer  aller  Betheiligten  bei  allen 
iMhitigkeitcn  ist  einmal  nicht  zu  erreichen.  S.  Waf^ner,  (irundlegung  Abth.  I, 
k  3  IL  4.  Vortreffliche  Anf&nge  einer  richtigen  Scheidung  von  Staats-  und 
ifestheilbedarf  and  einer  solchen  Kosten vertheilang  z.  B.  in  neuen  Strassen- 
letzen,  wie  dem  badischen  v.  14.  Jan.  1868,  auch  in  der  neueren  finanziellen 
irigesetz^ebnng. 

Die  richtige  and  billige  Entscheidung  Über  solche  Puncte, 
Iche  besonders  bei  denjenigen  Ausgaben,  die  den  Cultur-  und 
lUfahrtszweck  des  Staats  betreffen,  schwierig  ist,  hängt  von 
ter  zweckmässigen  Organisation  der  Gemeinden,  Kreise,  Provinzen 
1  von  der  Einrichtung  von  Vertretungsorganen  dieser  KOrper 
udrath,  Provinzial-,  Kreistände,  Gemeindevertretung)  wesentlich 
{  ab  ond  ist  wieder  die  Voraussetzung  einer  gesunden  Gestaltung 
es  leistungsfähigen  Finanzwesens  dieser  Körper  und  Wechsel- 
rkend,  de^enigen  des  Staats.  Die  grosse  Frage  der  sogen, 
(centralisation  der  Verwaltung  und  der  Organisation 
r  Selbstverwaltung  im  modernen  Staat  hat  hier  auch  finanziell 
e  wichtige  Tragweite. 

Die  gerechtere  Vertheilung  der  Lasten.  k«nneswcgs  nothwendig 
»verminderte  Belastang  überhaupt,  oft  sicher  das  Gegenthcil,  wird  die  finanz. 
|e  der  Decentralisation  der  Verwaltung  sein,  was  man  oft  verwechselt.  S.  (inindl. 
109.  —  Die  Bedeutong  der  Frage  der  Proviuzial-.  Kreisoiganisation .  besonders  in 
Bossen,  kann  in  unsrer  gegenwärtigen  politischen  Entwicklung  auch  in  finanzieller 
iehong  kaum  überschätzt  weiden. 

IL  —  Das  Finanzwesen  der  Selbstverwaltungskörper 
44.  Die  Bildung  besonderer  Proviuzial-  (Bezirks-)^ 
eis-  und  Gemeindehaushalto  neben  dem  Staatshaushalt  ist 
sh  dem  Vorausgehenden  eine  principielle  Forderung  zum  Be- 
S^  der  richtigen  und  gerechten  Durchführung  des  zwangsgemein- 
rtfaschaftlichen  Systems.  Der  Staat  kann  und  darf  nicht  alle  in  das 
biet  dieses  Systems  in  der  Volkswirthschaft  gehörigen  Leistungen 
ect  selbst  ttbemehmen,  sondern  muss  Vieles  den  Selbstverwaltungs- 
rpem  von  vornherein  überlassen  oder  von  Neuem  tibertragen. 
5  entscheidenden  Gründe  hierführ  sind  nicht  finanzielle, 
sr  auch  finanzielle  Gründe  sprechen  für  diese  Gestaltung  der 
oge  mit,  weil  sich  nur  so  ein  Mittel  bietet,  den  Finanzbedarf 
1  die  Deckungsmittel  dafür  einigermaassen  gerecht  und  zugleich 
f;lichst  zweckmässig  auf  die  Bevölkerung  des  Staatsgebiets  zu 
Iheilen. 

Es  ergiebt  sich  namentlich,  dass  bei  richtiger  Organisation  der  Selbstverwaltung 
[  bei  entsprechender  Mitwirkung  und  Controlc  von  Yertretungsorganen  in  den 
leinen  SelbstrenridtiuigskOrpem  „die  Leistungen  der  Bürger  mit  den  für  sie  aus 
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I 
den  ött'eatlichen  Thätigkeitcn  eutspriugeaden  Yortheilün  leichter  im  richtigen  Yeriillt-  i 
niss  stehen  werden,  die  Bereitwilligkeit  zor  Uebemahme  Ton  Lasten,  durch  dm  ^■ 
deatlichcr  sichtbaren  Nutzen  für  die  einzelnen  Landestheile ,  die  Anhänglichkeit  im 
Burger  an  diese  verstarken,  ein  löblicher  Wetteifer,  nützliche  Anstalten  zu  eniohlMi 
und  zur  Blathe  zu  bringen ,  entstehen  wird ,  endlich  die  Ausgaben  nach  reifexer  Er> 
wägung  des  wahren  Bodttrfhisses  eingerichtet  und  auf  die  sparsamste  Art  beatritttt 
werden  können''  (Rau  Fin.  I.  §.  53).  Auch  lehrt  die  Erfahrung,  dass  eine  soleit 
Selbstverwaltung  eine  Menge  tüchtiger  Arbeitskräfte  entwickelt,  welche  SLch  fllr 
das  Gemeinwesen  ohne  Entgelt  zur  Verfügung  stellen  und  dass  wohlhabende  patriotiiche 
Familien  es  als  eine  Ehrensache  ansehen,  durch  Stiftungen  und  Beiträge  dffentlich« 
Zwecke  durchführen  zu  helfen,  weil  sie  eben  den  unmittelbaren  Nutzen  !^  dai 
Gemeinwohl  erkennen.  Ein  nicht  verwerflicher  Ehrgeiz  spielt  dabei  oft  mit  Ym 
jeher  äusserte  sich  die  Neigung,  Stiftungen  für  gemeinnützige  Zwecke  zu  doCifiBA, 
innerhalb  enger  localer  Kreise,  namentlich  in  den  Gemeinden,  sehr  selten  für  deft 
ganzen  (zumal  grossen)  Staat,  psychologisch  begreiflich. 

Auch  in  neuester  Zeit,  trotz  viel  lebhafteren  Staatsbewusstseins,  bewährt  rieb 
dies  noch.  Städte  wie  Frankfurt,  KOln ,  Basel  und  überhaupt  die  schweizer,  auch  dte 
holländischen,  sind  hier  rühmlichst  hervorzuheben. 

Im  Uebrigen  gehOrt  die  Frage  der  Decentralisation  der  Vet- 
waltUDg  und  der  Organisation  der  Selbstverwaltung  nicht  in  dis 
Finanzwissenschaft,  sondern  wiedernm,  wie  andre  ähnliche  Fragel^ 
in  die  Staats-,  Verfassnngs-  und  Verwaltungslehre,  Einiges  davoi 
speciell  in  die  Innere  Verwaltnngslehre ,  auch  in  die  Allgemeinli 
Volkswirthschatlslehre.  Die  Finanzwissenschaft  hat  dann  nar  dto 
finanziellen  Consequenzen  zu  ziehen,  welche  das  wieder  ; 
in  verschiedener  Weise  denkbare  und  in  der  Praxis  verschiede!  < 
gestaltete  Nebeneinanderbestehen  von  Staats-  und  anderen  öffentlichet 
Haushalten  mit  sich  bringt. 

Mit  dem  politischen  Verständniss  der  Sache,  sogar  dem  Begriff  der  „Selbstfer- 
waltung''  fehlte  den  älteren  Finanztheoretikem  auch  das  Verständniss  der  finanzidlet 
Seiten  der  bezüglichen  Fragen  meist    S.  v.  Jacob.  II,  §.  828,  985,  Fulda,  Handh.  . 
§.  21,  V.  Malchus  II,  41.    Auch  Rau  5.  A.  §.  52 — 55  in  der  prindp.  AoilifliiM 
noch  ungenügend.    Diese  erstrebte  ich  bereits  in  d.  2.  A.  von  B.  I,  §.  44 — 49,  doa 
reichte  das  dort  Gegebene  noch   nicht  aus.    Erhebliche  Forderung  gerade  auch  te 
finaozwissensch.  Behandlung  des  Gegenstands  erfolgte  durch  Stein,  3.  A.  S.80« 
126  ff.  u.  nam.  4.  A.  I,   18  —  24,   89— .50,    124—128,    158—162,  200  IT.,  290  C 
Stein    benutzt  hier  wie  sonst  mit  Erfolg  die  Kategorieen  seiner  Verwaltungsldm, 
beleuchtet  Manches  in  sehr  zutreffender  Weise,  schablonisirt  und  construirt  aber  wla 
gewöhnlich   etwas  zu  viel  und  hütet  sich  auf  diesem  Gebiete  vor  „verworrenem  In- 
halt'' und  Detail  (vgl.  I,  128),  indem  er  „Inhalt''  und  Detail  zu  sehr  vermeidet  vaA  • 
sich  seiner  Neigung  nach  nur  mit  den  „grossen  Gcsichtspuncten"  begnügt    So  Wfidl-  ] 
voll  diese  zur  Orientirung  sind,  so   wird   eben  doch  auf  einem  so  positiven  GeUite   j 
wie  dem  Finanzwesen  der  SelbstverwaltungskOrper  noch  etwas  mehr  verlangt  ] 

A.  Die  Organisation  der  Selbstverwaltung  in  ihrer 
finanziellen  Bedeutung  §.  45.  Der  Ausdruck  „Selbstver* 
waltungskörper"  wird  hier  in  der  neuerdings  üblich  gewordenen 
Weise  fllr  die  ,,localen  Zwangsgemeinwirthschaften"  (G.  §.  141), 
besonders  die  genannten  drei  oder  vier,  Provinz,  Bezirk,  Kreis, 
Gemeinde  gebraucht.  Er  enthält  aber  eigentlich  zwei  noch  heute 
keineswegs  allgemein  erfüllte  Postulate,  dass  nemlich  diese  ,,6e* 
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einwirthschafteD '^  als  (öffentliche)  Körper,  ala  selbständige 
sehtspersönlichkeiten  y  mit  dem  Rechte  der  juristischen  Person 
td  der  eigenen  Vermögens-  und  Erwerbsfähigkeit  und  femer,  dass 
t  als  Selbstverwaltungskörper  mit  dem  Recht  und  den 
"ganen  eines  solchen  Körpers  constitnirt  seien.  Dies  triflft 
ddes  von  altersher  fast  allgemein  bei  den  (Orts-)  Gemeinden 
!,  aber  vielfach,  wenigstens  bis  vor  Kurzem  auch  in  unseren 
Indem,  nur  bei  diesen.  Die  „Selbständigkeit''  gegenüber  dem 
aate  und  diejenige  ihres  Haushalts  gegenüber  dem  Staatshaus- 
dte  ist  dabei  wieder  örtlich  dhd  zeitlich  manchfach  verschieden. 
ie  grösseren  öffentlichen  Körper,  die  im  neueren  deutschen 
aatsrecht  wohl  sogen.  y,Communalverbände  höherer  Ordnung'', 
t  Kreise,  besonders  die  Provinzen  und  die  ihnen  analogen,  unter 
rschiedenen  Namen*  vorkommenden  (Grafschaften,  Herzogthümer, 
ronländer,  „Königreiche  uud  Länder"  [Oesterreich]  u.  s.  w.)  sind 
rar  historisch  oftmals  aus  älteren  wirklich  ganz  oder  fast  ganz 
labhängigen  und  selbständigen  Territorialkörpem  der  Feudalzeit 
irvorgegangen.  Aber  sie  haben  in  den  letzten  Jahrhunderten  im 
iBolnt-monarchischen  und  im  modemen  centralistischen  Staat 
Bnigstens  auf  dem  europäischen  Gontinent  ihre  Selbständigkeit 
anahe  ganz  verloren  und  sind  nur  territoriale  staatliche  Yer- 
iltungsabtheilungen  geblieben  oder  selbst  das  erst  wieder  neu 
rworden. 

In  ihrer  räamlichen  Begrenzung  hat  diu  Staatsgewalt  nach  äusseren  Zweck- 
■B^eitsrücksichten  nuuiche  Aendemngen  des  historischen  Gebietsumfangs  vorge- 
Bmen  (besonders  aoch  in  den  deutschen  Staaten)  oder,  wie  Frankreich  in  seinem 
tthanisdien  ,J)epartementsy8tem"  ohne  jede  Rttrksicht  auf,  ja  hier  sogar  mit  ab- 
irtücher  Nichtachtong  der  historischen  Eintheilnng  de^  Staatsgebiets,  letzteres  in 
teere  und  kleinere  Verwaltongsgebiete  zerlegt. 

Erst  die  neuere  und  neueste  Zeit  hat  begonnen,  u.  A.  speciell 
Deutschland,  zum  Zweck  der  Decentralisation  der  gesammten 
fentlichen  Verwaltung,  zur  Erleichterung  auch  für  die  eigentliche 
taatsverwaltnng,  und  im  politischen  Interesse  der  Herbeiziehung 
NT  Staatsbürger  zur  eigenen  Theilnahnie  an  den  öffentlichen  6e- 
bäften,  den  Provinzen^  Kreisen  u.  s.  w.  in  eigenen  ,,Proyincial^'- 
Kreisordnungen''  u,  dgl.  m.  rechtliche  Selbständigkeit  zu  geben 
id  sie  zn  öffentlich  rechtlichen  Körpern  oder  zu  Selbstver- 
'altungskörpera  aus-  oder  umzubilden. 

Neben  den  Vorgingen  in  einigen  kleineren  deutschen  Staaten  ist  hierfür  vor 
lam  die  prenstischeQesetzgebnng  ?.  1872  ff.  Epoche  machend  gewesen.  Dadurch 
i  hier  in  einigen  Poncten,  besonders  durch  Uebcrwcisung  von  Staat  saufgaben  zur 
irchfttbrnng  an  die  Kreise  und  Provinzen,  eine  Ann&herung  an  die  Verhältnisse 
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der  englischen  Selbstverwaltung  erfolgt.  Das  wird  allmälig  zu  einer,  heute  noch 
erst  beginnenden,  grösseren  Vergleichbarkeit  auch  der  britischen  und  prcossisdieii 
öffentlichen  Finanzverhältnisso  fUhren,  indem  der  StaatshaoBhalt  (nebst  den  ptetm, 
Quoten  des  Rcichshaushalts^i  ähnlich  wie  in  England  in  st&rkorom  Maaase  dtudk 
die  Haushalte  der  Localverwaltungskörper  ergänzt  wird.  In  den  deutschen  Staataa 
bostoheu  auch  jetzt  noch  manche  A'erschiedunlicitcn  in  der  Öffentlich  rechtliolMB 
Stellung  der  ,,Communal?erbändc'\  Kreise«  Districtc  u.  s.  w.  und  demgcmftss  in  de» 
Haushalten  dieser  Körper  sowie  in  der  mehr  oder  weniger  unabhängigen  SteUung 
dieser  Haushalte  gcgenCkber  dem  Staatshaushalt.  Die  französischen  DepartomcBti 
und  kleineren  Gebietsabtheilungon  können  auf  den  Namon  yon  SelbBtvervaltQDgs« 
körpern  in  finanzieller  wie  in  sonstiger  Beziehung  noch  gegenwärtig  nur  in  gerin^ea 
Maasse  Anspruch  machen  und  sind,  wie  in  mancher  Hinsicht  selbst  die  dort^ea 
(prindpioU  gleichmässig  organisirteu ,  daher  öflentlich  -  rechtlich  nicht  weiter  iinler- 
ächiedeuen  Stadt-  und  Land-)  Gemeinden  in  ihrem  Finanzwesen  mehrfach  nur 
eine  Art  Appendix  zum  Staatshaushalta 

Ucbcr  die  nicht  allgemein  feststehenden  Begrilic  ,i>taatä-  und  Selbstrerwaltmi^ 
und  Über  die  doch  wohl  wichtige  Ablehnung  einer  völligen  Idcutificirung  ?on  Con- 
munal-  und  Selbstverwaltung  s.  Ernst  Meier  in  HoItzendorfTs  Encycl.  d.  Rechte- 
wiss.  .M.  A.  (1S77)  S.  88H— 897,  auch  Georg  Meyer  in  Schönberg's  Handb.  II.  486. 

Stein  stellt  regelmässig  zu  den  Selbstverwaltungsköq)ern  ausser  den  genannte! 
auch  die  Körperschaft.  Dafür  lässt  sich  zwar  Einiges  geltend  machen,  aber  die 
Körperschaft  weicht  doch  in  wesentlichen  Puncten  zu  sehr  ab,  um  hier  eingereiht  n 
werden.  Ich  ziehe  sie  daher  nicht  hier  mit  ein.  (Eine  gleiche  Entscheidung  gegoa 
Stein  tritil  Ul brich,  östcrr.  Staatsrecht,  Bcrl.  1882).  Gewisse  einzelne  Kftiper, 
Kirchspiele  (England),  Armen-,  Schul-,  Wegeverbändo  u.  dgl  sind  nur  in  einigei 
Fällen  noch  neben  den  Ortsgemeinden  zu  berücksichtigen. 

Die  auch  ilir  die  finanzielle  Betrachtung  characteristischei 
Momente  der  Selbstverwaltung  im  modernen  Staate  sind  eine  gü- 
wisse  Autonomie  der  betreffenden  Körper  und  eine  Oberaufsicht 
des  Staats  über  sie.  Wie  überhaupt,  so  ist  auch  speciell  auf  den 
Gebiete  des  Finanzwesens,  bei  der  Bestimmung  der  Ausgaben  und 
der  Besteuerung  das  Maass  der  Autonomie  und  der  Oberaufsicht 
und  beider  Verhältniss  zu  einander  in  den  europäischen  Staaten 
ein  erheblich  verschiedenes.  In  England  ist  die  Autonomie  seit 
lange  und  noch  heute  die  grösste  in  Bezug  auf  die  Art  der  Ans-  1 
führung  öffentlicher,  einschliesslich  der  vom  Staate  übertragenen  ■ 
ThUtigkeiten ,  keineswegs  in  Bezug  auf  die  Wahl  der  Gegen-  ■ 
stände  öffentlicher  Thätigkeit  überhaupt  und  auf  die  Bestenernog  ; 
zu  Communalzwecken.  Selbst  hinsichtlich  des  ersten  Poncts  iM 
sich  die  Staatseinmischung  und  Oberaufsicht  z.  B.  gegenüber  den 
Kirchspielen  (parihses)  in  der  Armenverwaltung,  ausgedehnt,  weil 
gewisse  vom  Staate  diesen  Körpern  auferlegte  Verpflichtongen 
oder  zur  freien  Uebernahme  gestattete  Thätigkeiten  nicht  genügend 
oder  „autonom''  gar  nicht  ausgeführt  wurden.  Deutschland  und 
besonders  Preussen  hat  die  städtische  und  z.  Tb.  überhaupt  die 
Autonomie  der  Ortsgemeinden,  neuerdings  auch  der  anderen 
grösseren  Körper  in  gewissen  Grenzen  gegeben,  aber  sich  doch 
erhebliche  Beschränkungen  namentlich  der  finanziellen  Autonomie 
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>rbehalten,  80  das  Erforderniss  der  staatlichen  Genehmigung  bei 
Bbiildaafo ahmen,  bei  grösseren  Veräusserungen  von  Immobilien  nnd 
I  Bezng  anf  die  Art  und  das  Maass  der  Besteuerung  (Vor- 
ihalt  gewisser  Steuerarten  ttir  den  Staat,  Beschränkungen  in  der 
^ahl  der  einzelnen  Arten  bei  den  Selbstverwaltungskörpern,  Fest- 
Aznng  einer  Maximalgrenze  für  die  Quote  der  Zuschlilge  zu  den 
Saatssteaem,  Hber  die  hinaus  eine  Erhöhung  nur  mit  Zustimmung 
fr  vorgesetzten  staatlichen  Aufsichtsbehörde  erfolgen  darf  u. 
{1.  m.).  Darin  und  in  der  Festsetzung  eines  bestimmten  Com* 
Btenzkreises,  wenigstens  für  die  neuen  grösseren  Selbstverwaltungs- 
irper,  innerhalb  dessen  sie  allein  das  Recht  der  Autonomie  be- 
llen, liegt  auch  eine  wirksame  Schranke  für  die  autonome  Aus- 
ibewirthschaft  dieser  Körper.  Deutschland  vertritt  mit  diesen 
brichtiingeu  wieder  wie  so  vielfach  eine  gewisse  mittlere  Stellung 
risehen  England  und  Frankreich.  Im  letzteren  ist  das  Maass 
w  Autonomie  noch  jetzt  das  geringste,  mehrfach  nur  auf  einen 
eirath  von  Vertretungskörpem  zu  den  Vorschlägen  und  BeschltJssen 
ST  durch  den  Staat  ernannten  Verwaltungsvorstände  (Präfect, 
nterpräfect,  Maire)  beschränkt. 

S.  Stein.  Haiiilb.  d.  Vrrw.lelirc.  2.  A.  S.  :j;J  11*.,  ilers.  Fin.  I,  fi  H;  21.  172  H". 

rnst  Meier.  VcrwAltrcclit  in  Holtzcnd.  Encycl.  X  A.  S.  S97  H.  4.  A..  1SS2. 
lUSI.  (Abri:»  der  Vcrwaltu>rgauüiation  in  Preussen,  Kogland.  Frankreich),  (ieorg 
eyer,   Abh.   BeLönlcoorganis.   d.   Verwalt.  d.  Inneren,   in  Sfhflnberg's  llandb.   d. 

Hat  Oekon.  IL  485.     Näheres  anten  in  §.  :>n  fP.  - 

B.  Der  Wirkungskreis  nnd  die  davon  abhängige 
nsgabcwirthschaft  oder  der  Finanzbedarf  der  Selbst- 
BTwaltungskörper.  §.  4().  Die  rechtliche  Stellung  und  davon 
lit  bedingt  die  thatsächliche  Entwicklung  der  Selbstverwaltungs- 
Ifrper  ist  fUr  die  Vertheilung  der  öffentlichen  oder  Ver- 
'mltungsaufgaben  zwischen  dem  Staate  (und  Reiche)  eincr- 
ad  diesen  Körpern  anderseits  sowie  auch  zwischen  den  verschiedenen 
iategorieen  der  letzteren  unter  einander  maassgebend.  DemgeraUss 
ertbeilen  sieh  auch  die  betreffenden  Ausgaben  und  gestaltet  sich 
is  Verbältniss  der  Ansgabewirthschaft  des  Staats  zu  denjenigen 
er  Selbstverwaltungskörper. 

Diese  Dinge  stehen  wieder  durchaas  im  Fiuss  der  (ieschichte,  und  sind  zeitli«  h 
I  demselben  Lande  und  OrÜich  zo  <rleicher  Zeit  in  verschiedenen  Liindem,  auch  noi'Ji 
ifenwärtig  in  Earopa,  namentlich  zwischen  dem  Contincnt  und  England,  vielfach 
öschieden.  Dies  erschwert  nicht  nur  Vergleiche  in  administrativer  und  finanzielhT 
IttiehDDg^.  OS  macht  auch  die  Anwendung  allgemeiner  Kategoriecn  und  Schablonen 
■f  die  oSentlicheo  Aullgaben  und  Ausgaben  missli<-h.  Jedenfalls  kann  sie  nur  mit 
förliehalt  und  unter  ausdrücklicher  Anerkennung  der  Thatsache  erfolgen,  dass  jede 
rtehe  KategoririruDi^  iregenttber  ■  der  Mannigfaltigkeit  des  Lebens  und  dem  Wechsel 
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der  massgebenden  Anschauungen  bloss  einen  bedingten  Werth  hat  Gldohirohl  iit 
sie  für  das  wissenschaftliche  Bedurfniss,  welches  eine  Zusammenfassung  des  GleSdl* 
artigen  und  eine  Trennung  des  Verschiedenartigen  ferlangt,  nicht  zu  entbehren. 

Grade  auch  für  die  finanzwissenschaftlicheD  Zwecke  ist  zunächst 
der  ^^übertragene''  und  der  ,,eigene''  (j^selbständige'*) 
Wirkungskreis  der  Selbstverwaltungskörper  zu  unterscheiden.  Dort 
handelt  es  sich  um  öffentliche  Aufgaben,  welche  wesentlich  Staats« 
aufgaben  sind  und  diesen  Körpern  vom  Staate  zur  AusfUhnuig 
ausdrücklich  ^^überwiesen''  wurden:  ,,speziell''  d.  b.  mit 
Nonnirung  des  Einzelnen  durch  den  Staat  schon  bei  der  Uebeiv 
tragung  oder  mittelst  Controle  in  der  Aufsichtsinstanz ,  oder 
„generell'',  indem  das  Einzelne,  in  Betreff  der  Art  und  Weise 
der  Ausführung  u.  s.  w.  im  Wesentlichen  diesen  Körpern  zu  be- 
stimmen überlassen  ist  In  der  neuesten  Entwicklung  dieser  Dinge 
wird  hier  das  Ziel  einer  Decentralisation  der  öffentlichen  Ver- 
waltung mittelst  Entlastung  der  Staatsverwaltung  und  Benntanng 
der  Selbstverwaltung  fUr  Staats  zwecke  verfolgt:  durch  letztMe 
sollen  hier  Staats-,  insbesondere  Local-  Staatsbedürfnisse  (§.  4ft) 
aus  politischen  und  aus  technischen  Gründen  durch  „De legi rte'S 
eben  die  Selbstverwaltungskörper  und  deren  Organe,  befriedigt 
werden.  Im  eigenen  Wirkungskreise  dieser  Körper  handelt  es 
sich  um  öffentliche  Aufgaben,  welchen  der  Character  dner  ^ 
Staats  aufgäbe  nicht  —  oder  wenigstens  nach  der  herrschende 
Auffassung  nicht  —  anklebt,  sondern  derjenige  einer  Aufgabe 
speciell  des  betreffenden  Selbstverwaltungskörpers  in  seinem  Ge- 
biete. Diesen  Kategorieen  der  Aufgaben  entsprechen  dann  die 
analogen  der  Ausgaben  dieser  Körper  auf  der  ausgabewirth- 
schaftlichen  Seite  ihres  Haushalts:  speciell  überwiesene 
(obligatorische),  generell  überwiesene  (obligatorische) 
Ausgaben  ans  dem  übertragenen  Wirkungskreis,  eigene  oder 
freiwillige  (facultative)  aus  dem  selbständigen  Wirkungskreis* 

Die  Autonomie  fehlt  bei  den  speciell  überwiesenen  Aufgaben 
und  Ausgaben  fast  ganz,  bei  den  generell  überwiesenen  grossea* 
theils,  sie  besteht  in  beiden  Fällen  etwa  nur  hinsichtlich  einiger 
Puncto  der  verwaltungstechnischen  Ausführung  und  der  Art  der 
Aufbringung  der  Deckungsmittel  der  Ausgaben,  obgleich  auch  diese 
mitunter  gesetzlich  bestimmt  wu*d.  Die  staatliche  Oberauf- 
sicht wacht  über  die  im  Staatsinteresse  verlangte  richtige  Ans* 
flihrung  des  „Mandats".  Im  eigenen  Wirkungskreise  kommt 
die  Autonomie  auch  auf  dem  Gebiete  der  Aufgaben  und  Ausgaben 
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IT  Geltung,  vorbehaltlich  gewisser  Beschränkungen  und  Controlen 
Bitens  der  staatlichen  Aufsichtsinstanz.  Die  finanzielle  Auto- 
>inie  im  Gebiete  der  E  i  n  n  a  h  m  e  wirthschail  ist  die  Bedingung 
r  die  Ausführung  der  Aufgaben  im  eigenen  Wirkungskreise,  die 
sschränkung  dieser  Autonomie  durch  das  staatliehe  Aufsichtsrecht 
Mbrdemiss  der  Staatsgenehmiguog  bei  einzelneu  Maassregeln, 
ie  Scboldaufnahme,  Besteuerung  über  ein  gewisses  Maass  hinaus, 
isehränkung  auf  die  Wahl  gewisser  Steuern)  ist  eventuell  die 
«nze  für  die  Ausdehnung  dieses  Wirkungskreises. 

Die  UnteracheidDDg  dieser  Kategoricen  vou  Aufgaben  und  Ausgaben  (letztere  bei 
1,  FiD.  I,  §.  54,  55,  meine  Fin.  I,  2.  A.  §.  45.  Stein  Fin.  I,  160,  scheinbar 
reichend  und  in  dem  Abweichenden  unrichtig,  aber  im  (irundc  nur  andere  Aus- 
cke  illr  diesell»e  Sache)  ist  principiell  und  theoretisch  durchaus  richtig  und  auch 
ctisch  werthFolL    Nur  ist  die  Scheidung  zwischen  den  speciell  and  generell  uber- 
ienen  Aufgaben  und  Ausgaben  öfters  nicht  frenau  bis  ins  Einzelne  durchzuführen. 
i  die  wichtigere  zwischen  übertragenem  und  eigenem  Wirkungskreis  beruht  nicht 
'  der  ,, Natur  der  Sache '^  oder  auf  einem  absoluten  Merkmal,  wie  nicht  selten 
den  ErOrterongen  der  Politiker  und  Staatsgelehrten  (sogar  ron  Stein)  ausdrucklich 
r  impUdte  angenommen  wird,   sondern  sie  erfolgt  nach  der  jeweiligen  ge- 
lich fliehen  Entwicklung  und  deren  Anerkennung  im  Volksbewusstsein.    Danach 
I  gewisse  Gebiete  von  Öffentlichen  Aufgaben  dem  Staate  ausschliesslich   —  wie 
t  regelmisng  Heerwesen,  Auswärtiges,  Justiz  —  oder  den  Sclbstverwaltungskörpem 
ichliessUch  —  wie  Theile  der  Loc&l-.  auch  der  Sicherheitspolizei,  des  Wegewesens, 
untere  Schulwesen,  das  Armenwesen  —   oder  beiden,  Staat  und  diesen  Körpern 
l  etwa  wieder  mehreren  Arten  der  letzteren  gemeinsam  —  wie  gewisse  Theile 
Polizei,  Yerkehrs-,  mittleres  und  höheres  Schulwesen  —  Übertragen.    Demgemäss 
let  sich   dann  im  Einzelnen  die  Scheidung  der  Aufgaben  und  Ausgaben  im  con- 
1»  Falle  und  erscheint  fbr  sich  selbst  sowie  in  der  Richtung  der  Weiterentwicklung, 
che  ihr  durch  ihre  bisherijre  Entwicklung  und  Gestaltung  gegeben  ist,  dem  Volks- 
isstsetn   und  sogar  der  Staatswissenschaft  als  selbstverständlich  so  und  so,  als 
torgemi8s*\  so  leicht  auch  der  Nachweis  ist,  dass  es  sich  hier  um  manchfach 
iadetUche  und  noch   heute  zwischen   unseren  so  nahe  verwandten  Gulturstaaten 
ichiedene  Competenzbegrenznngen  zwischen  dem  Staate  und  den  Selbstverwaltungs- 
lem  und  wieder  unter  den  einzelnen  der  letzteren  handelt    Eine  principiell 
te,  ein  far  allemal  richtige  Bestimmung  dieser  Gompetenzen  giebt 
10  wenig,  als  eine  feste  Grenze  zwischen  Gemein-  und  Privatwirth- 
af  t    Die  neueren  Tendenzen,  die  Schullast  Armenlast  auf  den  Staat  oder  grössere 
per  von  den  Oitsgemeiiiden  ab,  die  Strassenbaulast  umgekehrt  vom  Staate  ab  auf 
SelbstverwaltungakOrper  zu  legen,  (wenn  auch  mit  finanzieller  Staatsbeihttlfe,  wie 
Prenasen),  fthnUche  Tendenzen  in  Specialzweigen  der  Inneren  und  der  Wirthschaft- 
tt  Verwaltung  (z.  B.  Aufgaben  und  Ausgaben  im  Gesundheitswesen)  zeigen,  dass 
'  Vieles  sieb  im  Fluss  der  Geschichte  bewegt,  was  mitunter  fttr  absolut  feststehend 
Wie  in  der  Verwaltung  und  in  der  Finanzwirthschaft  kann  es  sich  daher  auch 
ler  F^unzwiasenschaft  nur  darum  handeln,  für  gegebene  Zeiten  und  Länder 
Wirimngskreis   von  Beich  und  Staat  einer-  und  der  verschiedenen  Arten  der 
Mtverwmltongsköiper  andeneits  zweckmässig  nach  den  jeweiligen  Verhältnissen  und 
Hg  nach  den  jeweiligen  Anschauungen  abzugrenzen.    In  gleicher  Weise  sind  dann 
Kt  jetzt  ab  Staatsanfgaben  anerkannte  öffentliche  Aufgaben  nach  solchen  Kuck- 
ten  erentoell  den  SelbstverwaltungskOrpem  zu   Qbertragen  und  ist  die  Deckung 
betreffenden  Ausgaben  mit  Staats-   oder  Communalmitteln  oder  mit  beiden  zn- 
ch  in  einem   gewissen  Verhältniss  vorzunehmen.     Die  Unterschiede,    welche   in 
les  PuDcten  zwischen  unseren  modernen  Staaten  noch  bestehen,  —  immer  noch 
Meisten,  trotz  beiderseitiger  Annäherung,  zwischen  England  und  dem  Continent  — 
I  deswegen  berechtigt,  sofern  die  bezüglichen  Einrichtungen  den  gesammten  Landes- 
lihnisseo  entsprechen.    Man  darf  nur  wegen  dieser  Verschiedenheiten  keine  ein- 
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seitigen  Vergleichnngen  z.  B.  auch  in  Betreff  der  Ausgaben  und  Einnahmen  (§.  19) 
machen,  sondern  muss  z.  B.  in  England  die  Etats  des  Staats-  und  der  Gommimäl- 
haushalte  in  manchen  Rubriken  zusammenfassen,  um  mit  continentalen  YerhältnSaBeB 
des  Staatshauslialts  allein  vergleichbare  Daten  zu  erhalten. 

§.  47.  Die  angedeuteten  Schwierigkeiten  treten  aach  bei  einer 
Eintheilung  der  einzelnen  concreten  Ausgaben  unserer  Selbtt- 
verwaltangskörper  hervor.  Man  kann  öfters  nur  sagen,  dass  bei 
einer  solchen  Ausgabe  sich  der  Character  einer  der  drei  Qnte^ 
scbiedenen  Kategorieen  mehr  oder  weniger  scharf  zeigt,  häufig 
eine  Ausgabe  je  nach  der  angenommenen  Auffassung  von  der 
richtigen  Competenz  des  Staats  oder  eines  anderen  öffentlichen 
Körpers  bald  zu  dieser,  bald  zu  jener  Kategorie  zu  stellen  ist 
(z.  B.  für  Armen-,  Schul-,  Wegewesen),  mehrfach  eine  Ausgabe 
gemischten  Character  hat.  Im  Folgenden  daher  mehr  nur  Bei- 
spiele der  Eintheilung. 

1.  SpecicU  überwiesene  obligatorische  Ausgaben  sind:  mehrfiu^kft 
Leistungen  der  Selbstrerwaltungskörper  für  staatliche  Militärbedttrfniite, 
Bescha&ng  von  Katural(|uartier  fUr  die  Truppen  (soweit  hier  nicht  eine  indifidieBa 
Last  der  einzelnen  Bürger,  namentlich  der  Hausbesitzer  und  Wohnungsinhaber  fw^ 
liegt)  und  Erhebung  communaler  Abgaben  dafür  (preuss.  Sublevationssteiier):  li 
Preussen  u.  A.  Lasten  der  Kreise  fOr  die  Unterstützung  bedürftiger  Familien  sm 
Dienst  einberufener  Reserven  u.  Laudwehrleute,  Ges.  v.  27.  Febr.  1850,  §.  9.  S6km 
nach  d.  älteren  preuss.  nnd  nach  der  neuen  deutschen  RoichsgesetzjielNBif 
über  Kriegsleistungen  (Reichsges.  v.  13.  Juni  1873)  liegen  gewisse  natanb 
Kriegsleistungen  den  Gemeinden.  Kreisen  oder  bes.  Lieforungsverb&ndeä 
ob.  Das  Reich  leistet  aber  später  Vergütung  (s.  Näheres  bei  A.  Wagner  in  HoltMiii. 
Jahrb.  d.  D.  Reichs,  III,  80,  220  /F.).  Ueber  ähnlicbe  Leistungen  im  Frieden  ■. 
Ges.  V.  13.  Febr.  1875.  Ferner:  Leistungen  für  Unterhalt  und  Transport  derStrifHi|t 
und  Gefangenen,  sowie  für  Erhaltung,  Mobiliar  der  Gerichtsgebäude,  Gef^Uignine  vad 
mitunter  noch  anderer  öffentlicher  Gebäude  und  Locale  fQr  Staatszweckc  (fraoiftt. 
DepartJast..  ähnlich  Belgien,  Polizeilocal-Beschaffung  durch  die  Gemeinden  in  PreuaeiX 
Erhebung  von  Staatssteueni  durch  die  Gemeinden,  soweit  dafür  kein  oder  kein  » 
nagender  Ersatz  erfolgt.  Mittragung  staatlicher  Polizeiausgaben,  Kosten  der  pett* 
tischen  Wahlen  (Staat,  Reich). 

2.  Zu  den  generell  überwiesenen  obligatorischen  Ausgaben  gehAna 
nach  der  heute  wohl  meistens  zutreffenden  Auffassung  eigentlich  die  grossen  Huu#r 
posten  der  jetzigen  Communaletats ,  die  Ausgaben  für  das  Armen-  und  für  OM 
Yolksschulwesen.  Denn  regelmässig  sind  diese  Lasten  den  Commnnen  nnd  Td^ 
bänden  durch  Staatsgesetze  ausdrücklich  übertragen,  während  es  sich  dabei  in  ente 
Linie  um  Staatsaufgaben  handelt.  Gleiches  gilt  von  den  Kosten  der  CitU* 
Standsämter  (im  Wesentlichen  den  Gemeinden,  als  Standesamtsbezirken,  zngevllit« 
s.  preuss.  Gc^.  v.  9.  März  1874  §.  5),  femer  von  denjenigen  W  e geh  anlas  ttttf^ 
welche  sich  auf  Öffentliche  Strassen  von  mehr  als  localer  Bedeutung  beziehen  aiil- 
vom  Staate  nicht  oder  nicht  voll  ersetzt  werden  (wie  jetzt  theilweise  in  Prenssen  dnnfc 
das  Dotationsgesetz).  Je  nach  der  Auffassung  und  vcrwaltungsrechtlichen  Rcgabay 
des  Werewesens  sind  die  Unterscheidungen  von  speciell  und  generell  überwieMBOik 
und  selbst  von  facultativen  Ausgaben  auf  diosem  Gebiete,  wie  auch  auf  dem  fm^ 
wandten  des  Wasserbaus  freilich  vielfach  fliessende.  (YgL  z.  B.  das  bnd* 
Strassengesetz  v.  14.  Jan.  1S6S:  Unterscheidung  von  Gemeindewegen  —  für  den 
Verkehr  innerhalb  einer  Gemarkung  oder  vorzugsweise  für  die  nachbariidM 
Verbindung  einer  Gemeinde  mit  einer  anderen  —  und  von  Landstrassen,  die  einen 
weiteren  Verkehr  vermitteln  und  nach  Anhörung  der  betheiligten  Gemeinden  mJ 
Kreisverbände  ins  Staatsbudget  gescfzt  werden.  — •  Als  Regel  gilt  nach  §.  5  ftlr  die 
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HHbtns8eii,  djiäs  die  Kosten  der  Unterhaltung  den  Gemeinden,  durch  deren 
ilBarkong  sie  ziehen,  zu  V««  ^^em  Kreis?erband  dieser  Gemeinden  zu  V4«  derStaats- 
■M  zu  Va^  die  Kosten  des  Nenbaus  und  der  Hauptverbessernng  bez.  zu  ^j^, 
^  nnd  *i^  zufallen.  Unter  Umst&nden  wird  der  etwa  zu  drückend  werdende  Beitrag 
m  Gemeinden  zu  Lasten  der  Staatscasse  ermässigt  Nach  erfolgter  Genehmigung 
■i  Budgets,  worin  die  betretfenden  Strassen  eingesetzt  sind,  kann  der  Bau  u.  s.  w. 
•ek  gegen  den  Willen  der  beitragspflichtigen  Gemeinden  und  Kreise  ausgeführt 
lüden.  Hier  handelt  es  sich  um  spec.  aberwiesene  Ausgaben,  bei  den  Gemeinde- 
ten in  §.  4  d.  Ges.  um  gen  er.  überwies.  Ausgaben).  —  Für  Preussen  vgl.  die 
bnchUge  r.  Gneist,  Verwalt.,  Just,  Rechtsweg  u.  s.  w.,  Berl.  1869.  S.  471,  475 

r  Wegewesen.    Jetzt  d.  preuss.  Ges.  v.   ^.  Juli  1875,   betr.  die  Ausfuhrung  der 
5  n.  6  d.  Ges.  t.  30.  Apnl  1878  wegen  der  Dotation  der  Provinzial-  und  Kreis- 
pMnde.     Die  Ausgaben   für  die  Herstellung  besserer  Strassen,  als  der  etwa  ge- 
^Ikh  Terlangten,  z.  B.  ron  Chausseen  statt  der  gewöhnlichen  Landwege,  für  Ver- 
iBBTungen   im  Pflastcrweaen  u.  dgl.  würden  schon  zu  den  facultativen  zu  rechnen 
1^,  während  Strassenreinigung  (mit  Cloakenwesen)  und  Beleuchtung 
fc  Wesentlichen  zu  den  generell  überwiesenen  obligatorischen  Ausgaben  gehören, 
■r  auch  wieder  zu  üeusultativen  im  Falle  höherer,  als  der  gesetzlich  gebotenen  Qualität 
pren.  —  Der  Aufwand  für  Sicherheitspolizei,  soweit  ihn  die  Gemeinden  tragen, 
I  tpeciell  überwiesene  Ausgabe,  wenn  die  Verwaltung  in  Händen  des  Staats,  generell 
brwiesene,  wenn  sie  in  denjenigen  der  Gemeinde  ist.     Sanitäts-,   baupolizeiliche 
iben  gehören  meistens  zu  letzteren,  jene  gehen  aber  öfters  in  facultative  über 
grösserer  freiwilliger  Communalth&tigkeit  auf  diesem  (iebiete  (z.   B.  Kosten  des 
if Wesens,  bei  fehlenden  lmp%ebühren,  in  Deutschland  wesentlich  den  Sel)>st- 
rJkOrpem,  so  in  Preussen  nach  Ges.  v.  12.  April  1S75  den  Kreisen,  zugeschoben, 
Auaschloss   der  Kosten  f.  d.  Herstellung  n.  Unterhaltung  der  Impf  Institute,  die 
Staat  trigt). 
3.  Die  facultativen  Ausgaben   ergeben  sich   auf  den  bereits  genannten  Gc- 
des  übeitragenea  Wirkungskreises  regelmässig  aus  dem  Plus  an  Kosten,  welches 
einer  die  gesetzUcbo  Verpflichtung  «luantitativ   und  qualitativ  überschreitenden 
der  Ausführung  der  bezüglichen  Aufgaben  hervorgeht,  z.  B.  im  Volksschul-, 
%  Sanitätswesen.    Dazu  tritt  der  Aufwand  für  mittleres  und  höheres  Schul- 
für   dessen  Uebenahme  regelmässig  bei  uns  kein  gesetzlicher  Zwang  für  die 
rerwaltongskOrper  besteht;  ferner  der  Aufwand  für  kirchliche  Dinge,  wofür 
gilt,  endlich  ftr  das  grosse  Gebiet  „gemeinnütziger  Zwecke'',  wohin  vor- 
rolkswirthschaftiiche  Förderungsmittel  aller  Art  gehören  („I^ndes- 
eressen*'  in  den  Kreisen,  Provinzen),  wissenschaftliche,  künstlerische. 
gemeine    Bildungs-,    Wohlthätigkeitsangelegenheiten    (letzteres    über    das 
gesetzlicher  Verpflichtung  zur  Armenversorgung  hinaus),  Studteverschöuerung 
(liierer,  isthetiachen  und  Kunstintercssen  dienender  Aufwand  bei  öffentlichen  Ge- 
iden,  Denkmäler,  Fariu  u.  dgL  m.).    Grade  dies  Gebiet  dehnt  sich  mit  der  Cultur- 
kvicUuflg  immer  mehr  aus,  so  fast  überall  neuerdings,  mitunter  zu  schnell  und  zu 
(|fc  (italien.  Städte,  Florenz).    Die  staatliche  Oberaufsicht,   wenigstens  im  Wege  der 
Mrole  Aber  die  Besteuerung,  erscheint  nicht  unnöthig.    Vielfach  handelt  es  sich 
ir  um  Anstalten,  welche  zugleich  zu  einer  Kostendeckung  des  betreffenden  Aufwands 
Itebt  Gebühren  der  Interessenten  oder  selbst  zu  einer  Erzielung  von  Ueberschüssen 
Ibertiägen)  darüber  hinaus,  dienen  können  und  passend  so  dienen:  Wasserver- 
Vgvng,  Gasanstalten  (Anstalten  für  Beschaffung  clectrischen  Lichts),  Viehhöfe, 
ftlachthänser,  Markthallen,  Lagerhäuser,  bald  wohl  allgemeiner  locale 
rftBsportan stalten,  wie  städtische  und   von  grösseren  Verbänden  ausgeführte 
Im  (Local-)  Bahnen,  Pferdebahnen,  u.  dgl.  m.    Hier  ist  es  die  Entwicklung 
kl  Technik,  welche  solche  Anstalten  als  eigentlich   öffentliche  im  Besitz  von 
■Müchen  Körpern   passend  and  im  gemeinnützigen  Interesse  fast  nothwendig  er- 
Irinen  läast    S.  Wagner,  G.  ^.  142,  146,  ders.  Oommunalbesteuer..  jetzt  selbst 
ieitt,  Gemeindesteaeni.    Ueber  die  Verhältnisse  in  den  einzelnen  Staaten  s.  u.  §.  53  fl'. 
Stein,  Fln.  I.  160  unterscheidet,  mehr  formell  ab  materiell  vom  Obigen  ab- 
iUend,  aber  tystematisch  unrichtig  vier  grosse  Kategorieen  der  Selbstverwaltungs- 
jhibeii:  (1)  Ansgaben  für  die  örü.  Verwaltung  in  der  Gesammtheit  der  für  das 
■che  Bedürfniss  bestimmten  Anlagen  u.  Anstalten  (also  vomcmlich:   Ausgaben  im 
ifenen   Wirkungskreis.  —  mit  der  falschen  Behauptung,  die  Besteuerung  könne 
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hier  nur  einen  subsidiären  Character  haben,  vomemlich  seien  diese  Aasgaben  dordh 
Gebühren  zu  decken);  (2)  Ausgaben  f.d.  staatlichen  Functionen  der  allgemeiiieii 
Verwaltung,  die  die  Selbstverwaltung  übernehme  (ako  im  übertragenen  WirlniBgskreis); 

(3)  Ausgaben  für  offen tl.  Dienst  u.  Besoldungswesen  (gehört  richtiger  zu  1  u.  2): 

(4)  Ausgaben  f.  d.  Schuldenwesen  der  Selbstverwaltung  (ebenfalls  richtiger  zu 
repartiren  auf  die  Zwecke,   denen  die  Schulden  dienten;    warum  hier  nicht  ron  Cb- 
blüiren  —  z.  B.  fUr  die  Schulden  des  Canalisirungs-,  Wasser-,  Gasbeleuchtungswesent!  — , 
sondern  nur  von  Steuern  die  Rede  sein  soll,  ist  unerfindlich).    Wesentlich  mehr  nach 
practischen,   als    nach  wissenschaftlichen   Ge^ichtspuncten    unterscheidet  die   neaoBle 
preussische  amtliche  Communal-  und   Kreisfinanzstatistik  (s.  bes.  Statist  Ergänz.  Nr. 
6.  y.  1879)  folgende  Kategorieen  von  Ausgaben:  1.  allgemeine  staatliche  Zwecke, 
einschliesslich    Polizei,    darunter    1)    Leistungen    f.  d.  Militär-   u.  Marineverwilt 
(^einzeln   noch:  Einquartier.,  sonst  Gamis.einricht.,  sonst.  Ausgaben,   wie  Untersdltl. 
von  Reservisten-Familien);  2)  Ausg.  f.  d.  Justizverwalt  (Gerichtsgefängnisse,  Polizei- 
anwaltsch.,  Schiedsmannssachen) :   3)  Polizei  (Nacht- Wach wesen ,  Feuerlöschwesen,  — 
doch  Beides   kaum   als    „staatl.  Zwecke'',  sondern  als  echte  Localzwecke  zu  be-    ' 
zeichnen,  —  Polizeigefängnisse,  sonst.  Poliz.ausg.) ;  4)  f.  Wahlen  z.  Reichs-,  Land-, 
Provinc-,    Kreistag;    5)    sonst    Ausg.    f.    staatl.    Zwecke    (Steuerverwalt,  Eichaogi-    i 
wesen  u.  A.  m.).    Daher  meist;  spcciell  überwiesene  Ausgaben.  —  II.  Aoagabei    ' 
für  Yerkehrsanlageu,  ueml.  1)  f.  Strassen  u.  Plätze  (Entwäss.,  Pflaster.,  Belepclit.,    ] 
Reinigung,  Sonstiges) ;  2)  Ausg.  f.  sonstige  Verkehrsanlagen  (Chauss.,  Landwege,  BrOckei,    ! 
Fähren,  Ganäle,  Schleussen,  Dämme,  Uafenanlagen  u.  s.  w.).  —  IIL  Ausg.  £.  ge-    | 
werbt  Anlagen  zu   Gemeindezwecken  u.  f.  gomeinnütz.  Anstalten,  fiel*    i 
fach  gebührenpflichtig,  also  auch  Einnahmen  gebend,  1)  Gasanstalten;  2)  Wasserirerfce;    t 
3)  Sonstiges.  —  IV.  Ausg.  f.  Wohlthätigkeits-   u.  Armenanstalten,  f.  WoU^   i 
thätigkeit  u.  Armenpflege  überhaupt,  ] )  unt  Gemeiudeverwalt ;  2)  Zuschüsse  an  anden    j 
Anstalten  nicht  unt  Gem.verwalt,  3)  Sonstiges.  —  V.  Ausg.  f.  ünterrichtszwecke, 
1)  Volks- u.  Elem.  Schulen  unter  Gem.verwalt,  incl.  Armen-  u.  Mittebchulen ;  2)  hOL 
ünterr.anstalten  unter  Gern  verw.;  3)  Spec.unterr.anst.  unter  Gem.verwalt,  4)  ZnacfaMM 
an   nicht   unt   Gem.verwalt   steh.   Unturr.anstalten ;   5)  Sonstiges.  —  VI.  Ansg.  1  d. 
allgem.  Gem.verwalt  (Besold. ,   Pensionen,  Büreaukosten)  incL  Kosten  f.  besoid. 
Verwalt zweige,  1)  persönl..  2)  sacht  Ausg.  —  VII.  Ausg.  für  Gemeindoschuldei, 
1)  f.  Verzinsung,  2)  f.  Tilgung,  3)  Passivrenten,  4)  f.  neue  Anleihen.    Die  Rubiita 
U,  IV,  V  sind  generell  überwiesene  (obligatorische)  Ausgaben,  wenigatoü 
in   der  Hauptsache,   mit  Ausnahme   besonders  des  facultat  höheren  Unterrichl#'    1 
Wesens  u.  abgesehen  von  der  die  gesetzliche  Verpflichtung  meist  übersteigenden   ; 
besseren  Ausführung  der  überwiesenen  Zwecke,  z.  B.  beim  Wege-,  Armenwesen.    Die 
Rubriken  III,  VI,  VII  sind  überwiegend  facultative  Ausgaben. 

§.  48.    In  finanzieller  Hinsicht  liegen  die  Verhältnisse  im  flbe^  ^ 
tragenen    Wirkungskreise    der   Selbstverwaltungskörper   erheblicli  \ 
verschieden    von   denen  im   selbstständigen  Wirkungskreise,    ins- 
besondere auch  in  Bezug  auf  die  Fragen  der  Deckung  des  Flnam* 
bedaris.     Da  es  sich  dort  um  Staat  saufgaben  handelt,    dem 
Ausführung   nur  aus  politischen  und  technischen  Gründen  jenen  . 
Körpern  übertragen  worden  ist,  so  müsste  in  der  Kegel  eigentliok 
der  Staat  die  Kosten  dafür  tragen  oder  sie  ersetzen.    Hier  ist 
das  System  der  Dotationen  aus  Staatsmitteln  (Preussen)  am  Platse 
und  principiell  berechtigt     Nur  soweit  die  Aufgabe  ein  Local- 
StaatsbedürfniHS  betrifft  und  soweit  es  zur  technisch  richtigen  und 
ökonomisch  sparsamen  Ausführung  dient,  den  die  letztere  besorgen- 
den Selbstverwaltungskörper  finanziell  eigens  an  möglichster  Ep>   j 
mässigung  des  Kostenaufwandes  zu  interessiren ,  würde  jene  Regel 
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ine  Aasnahme  oder  Einschränkong  erleiden  und  der  bezügliche 
[örper  die  Kosten  einer  solchen  Maassregel  im  Gebiete  des  über- 
rmgenen  Wirkungskreises  selbst  endgiltig  zu  tragen  oder  eine 
tepartition  zwischen  ihm  und  dem  Staat,  wie  in  dem  System 
pecieller  Staatsbeiträge  zu  einzelnen  Ausgaben  (§.  49)  einzutreten 
aben. 

Würde  allgemein  in  dieser  Weise  verfahren ,  so  hätte  jeder  betheiligte  Körper 
iejenige  finanzielle  Belastung,  welche  ihm  gebührt  Der  Staat,  als  grösstcr  Kreis 
eneittsamer  öffentlicher  Interessen  und  regelmässig  leistungsfähigster  Körper,  wOrdo 
leilich  seinen  Haushalt  nicht  auf  Kosten  der  Selbstvenraltungskörper  entlasten  können, 
»dem  mOsste  nach  geeigneten  eigenen  Deckungsmitteln  sich  umthun.  Diese  Körper 
ber  worden  nicht  so  gärUckt  durch  den  abertragenen  Wirkungskreis  und  könnten 
B  eigenen  die  nöthigen  Aufgaben  leichter  und  besser,  mitunter  überhaupt  erat 
rfiülen.  Die  Entwicklung  dieser  Verhältnisse,  zumal  in  den  letzten  Jahrzehnten,  war 
ber  in  den  meisten  Staaten  eine  andere.  Der  Übertragene  Wirkungskreis  wurde  nicht 
BT  ans  sachlichen,  sondern  mit  aus  staatsfinanziellen  Gründen,  daher  mitunter  zu 
tuk  und  überhaupt  nicht  immer  passend  ausgedehnt,  um  den  Staatshaushalt  zu 
Btlasten,  aber  um  den  Preis  einer  Ueberlastung  der  Communalhaushalto.  Daraus 
(■d  Störungen  herrorgegangen ,  neuerdings  namentlich  in  Deutschland,  welche  nach- 
leilig  auf  die  öffentlichen  Interessen  zurückgewirkt  haben  und  die  vielfach  nothwendigo 
ier  erwünschte  weitere  Ausdehnung  öffentlicher,  „gemcinwirthschaftlicher'*  Thätig- 
Bt  hemmen.  Finanz-,  besonders  Steuerreformen,  welche  den  Staat  in  die  Lage 
nngen,  diese  Abschiebung  yon  Staatslasten  auf  die  Selbstverwaltungskörper  unter- 
■sen  zu  können,  oder  die  letzteren  durch  selbständige  Entwicklung  ihrer  Einnahme- 
rirthschaft  leistungsfUiiger  und  zur  Mittragung  der  Kosten  des  übertragenen  Wirkung»- 
leises  befjihigter  zu  machen,  sind  eine  Vorbedingung  für  eine  Besserung  dieser  Ver- 
Ihnisse.  In  der  eigenthümlichen  Lage  Deutschlands  nimmt  das  Reich  hier  zum 
lieil  die  Stellung  des  Staats  anderswo,  die  Einzelstaaten  nehmen  die  Stellung  der 
rtflsten  Selbstrerwaltungskörper  ein  und  ähnliche  finanzielle  Schwierigkeiten  entwickeln 
ich  hier.  Die  Matricularbeiträge  der  Einzebtaaten  an  das  Reich  zur  Deckung  der 
teichaausgaben  (§.  40)  sind  ein  Analogen  der  Belastungen  der  Selbstverwaltungskörper 
lit  den  überwiesenen  obligatorischen  Ausgaben.  In  dem  dringenden  Bedürfniss  der 
ÜBteUung  dieser  Uebelstände  liegt,  noch  neben  dem  politischen  Moment,  die  tiefe 
inere  rdn  finanzwirthschaftliche  Berechtigung  der  grossen  Pläne  der  Reichssteuer- 
eform  des  Fürsten  Bismarck,  Pläne,  welche  recht  eigentlich  in  dieser  bei  uns  noch 
nch  die  gegebene  historischpolitische  Entwicklung  erschwerten  Sachlage  ihre  Er- 
ftmng  finden;  darin  auch  das  finanzwissenschaftliche  Interesse  der  Gn  ei  st 'sehen 
iehrift  .,die  deutsche  Flnanzrefonn  durch  Regulirung  der  Gemeindesteuern'' 
leri.  1981),  wo  der  gerade  entgegengesetzte  Plan,  eine  Steuerreform  „von  Unten 
lach  Oben**,  doch  schliesslich  die  gleiche  Tendenz  wie  der  Bismarck'sche  Plan 
erfolgt:  die  Lasten  zwischen  Reich,  Staat  und  Selbstverwaltungskörpem  richtiger  zu 
«rthdlen.  S.  aach  Gerstfeld t's  fin.stat.  Schriften  (bes.  Zahlen  u.  Bilder,  tSSl ,  u. 
kidtefinanzen  in  Preussen,  1S82),  Schmoll  er,  Theorie  u.  Praxis  der  D.  Stener- 
«form,  Jahrb.  ISSl,  859.  —  Stein  I,  22. 

C.  Die  Einnabmewirthschaft  der  Selbstverwaltungs- 
kör  per.  —  §.  49.  Ihr  Umfang  und  ihre  ganze  Einriebtang  hängen 
in  einer  Hinsicht  von  der  erörterten  Gestaltung  der  Ausgabewirth- 
lehaft  und  Ton  der  die  letztre  wieder  bedingenden  Organisation 
ier  Selbstverwaltang  ab.  Danach  bestimmt  sich  vomemlich  die 
Wahl  der  Deckangsmittel,  nach  Art,  Höhe  und  finanz- 
lech nischer  Einrichtang  derselben.    Daneben  macht  sich  für 
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die  Einnahmewirthschaft  speciell  aber  noch  die  gegebene  ge- 
schichtliche Entwickinng  geltend  nnd,  soweit  nur  für  die  freie 
Bewegung  des  einzelnen  Selbstverwaltnngskörpers  ein  gewisser- 
Spielraum  durch  die  Rechtsordnung  gegeben  ist,  wirken  Gtesichts- 
puncte  der  technischen  Zweckmässigkeit  und  überhaupt  alle  die- 
jenigen Factoren  hier  mit  ein,  welche  auch  im  Staatshaushalte  die 
Gestaltung  der  Einnahmewirthschaft,  besonders  bei  der  Wahl  der 
Steuern  und  Gebühren,  beeinflussen.  Die  Verschiedenheit  der 
Verhältnisse  zwischen  Staat  und  Selbstverwaltungskörpem  and 
wieder  zwischen  den  einzelnen  der  letzteren,  u.  a.  schon  die 
verschiedene  Gebietsgrösse,  der  Unterschied  in  der  vorherrschenden 
Erwerbsarbeit  (Stadt  —  Land,  Industrie,  Handel  —  Landwirthschaft) 
bedingen  dabei  natürlich  auch  rein  aus  dem  Zweckmässigkeits- 
gesichtspuncte,  von  der  Rechtsfrage  abgesehen,  manche  Verschieden- 
heiten in  der  Wahl  der  Deckungsmittel. 

Die  Einnahmen  der  Selbstverwaltungskörper  lassen  sich  in 
zwei  Hauptclassen,  Beiträge  aus  Staatsmitteln  (ähnlieh 
Beiträge  des  Körpers  höherer  Ordnung  aus  seinen  Mitteln  an  den 
kleineren  Körper)  und  selbständige  Einnahmen  eintheilen. 

I.Beiträge  aus  Staatsmitteln  sind  in  verschiedener  Weise 
denkbar  und  in  der  Praxis  üblich. 

a)  Zunächst  in  der  Form  von  Zuschüssen  für  einzelne  Aas- 
gaben, in  festem  Betrage,  mit  der  und  der  bestimmten  Geldsamme 
oder  mit  veränderlichem  Betrage,  hier  wieder  so,  dass  etwa  ge- 
wisse Theile  einer  Ausgabe  vom  Staate,  andere  von  dem  betreffen- 
den Körper  gedeckt  werden  (z.  B.  Theilung  nach  persönlichen  und 
sachlichen  Kosten  einer  Einrichtung)  oder,  dass  der  Staat  die  ein 
gewisses  Maximum  übersteigende  Ausgabe  deckt  oder  in  anderer 
ähnlicher  Weise.  In  dieser  Art  wird  öfters  bei  dem  Schul-,  Wege-, 
Polizeiwesen  verfahren,  ähnlich  bei  den  Selbstverwaltungskörpem 
unter  einander,  z.  B.  im  Armenwesen  (Landarmen-  und  Ortsarmen- 
verbände). Mancherlei  Modalitäten  und  Combinationen  sind  hier 
möglich  und  Verschiedenheiten  nach  den  Zwecken  der  Ausgaben 
auch  passend.  Der  leitende  Gedanke  muss  wieder  sein,  die  all- 
gemeinen Interessen  des  Staats  (und  Körpers  höherer  Ordnung) 
und  die  speciellen  des  Selbstverwaltungskörpers  (bez.  kleineren 
Körpers)  möglichst  in  Einklang  zu  bringen,  dem  organischen 
Zusammenhang  der  gesammten  öffentlichen  Einrichtungen  gemäss, 
sowie  die  Vertheilung  der  Lasten  möglichst  zweckmässig  und 
gerecht  zu  gestalten. 
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Hier  hegt  noch  ein  zukunftsreiches  Gebiet  üninzwirthschaftlicber  Ordnangeu, 
Uwb  man  in  neueren  Wegegesetzen  (z.  B.  dem  oben  genannten  badi sehen) 
■ftmäasig  auszubauen  begonnen  hat.  Wichtig  sind  solche  Einrichtungen  und  werden 
ijainfT  mehr  ihr  die  Deckung  der  Kosten  des  Schul-  und  Armen wesens,  wo 
twf  diesem  Yertheilungsprincip  beruhenden  älteren  gesetzlichen  Vorschriflten  viel- 
1  nicht  mehr  recht  gentlgen. 

I  b)  Eine  andere  Form  der  Beiträge  aus  Staatsmitteln  ist  eine 
l^elmässige  feste  Dotation  an  die  Selbstverwaltungskörper, 

»^  Zwecken  der  Selbstverwaltung^'.    Solche  Dotation  kann 

id  zur  Bestreitung  der  überwiesenen  obligatorischen  Aus* 
m,  namentlich  der  generell  überwiesenen  dienen.  Die  Be- 
lang der  Verwendung  im  Ganzen  erfolgt  durch  die  gesetz- 

Normen  fQr  den  Wirkungskreis  der  Selbstverwaltung.  Die 
rendang   im  Einzelnen    erfolgt   nach  eigener  Anordnung  des 

fenden  Körpers  vorbehaltlich  des  allgemeinen  Oberaufsichts- 

des  Staats.    Diese  Einrichtung  erleichtert  die  Durchführung 

Decentralisation  der  öffentlichen  Verwaltung  und  der  Organi- 

m  der  Selbstverwaltung  für  den  Beginn,  wo  es  den  Selbst- 

raltungskörpem    an    eigenen  Einnahmen   fehlt   und  dieselben 

nicht  sofort  zweckmässig  beschaffen  lassen.    Aber  auch  als 

lernder  Beitrag  des  Staats  ist  eine  solche  Dotation  doch  unter 

Voraussetzung  passend,  dass  die  Einrichtung  der  Staatsein- 

len,  der  Besitz  von  Rentenobjecten  (Domänen,  Forsten,  Eisen- 

len)  and  das  Staatssteuersystem  grade  die  Beschaffung  dieser 

Seitens  des  Staats  zweckmässiger  als  je  apart  ttir  sich  durch 
einzelnen  Selbstverwaltungskörper  erscheinen  lassen.    Das  trifft 

tatsächlich  öfters  zu,  soweit  Steuereinnahmen  in  Betracht 
tmen  besonders  bei  geeigneter  Gestaltung  der  indirecten  Ver- 
ichsbesteuerung ,    in  den  deutschen  Staaten   (Preussen)  grade 

bei  dem  grossen  und  werthvollen  Domanialbesitz  des  Staats. 

ein  Maasshalten  mit  solchen  Dotationen  empfiehlt  sich  bei 

Verwandtschaft  der  öfters  in  einander  übergehenden  generell 

men    and   freiwilligen    eigenen  Ausgaben   der  Selbstver- 

lg  doch,  —  um  so  mehr,  als  die  Auffindung  eines  ge- 
;neten  Schlüssels  oder  Maassstabes  für  die  Vertheilung 
Dotation  anter  die  einzelnen  Körper  ihre  begreiflicher  Weise 
üblichen,  völlig  nicht  zu  lösenden  Schwierigkeiten  hat 

I  Das  typische  Beispiel  für  die  Ausstattung  der  SelbätverwaltungskOrper  mit 
■bdotationen  ist  die  neue  preossische  Gesetzgebung,  bes.  die  Cicsetze  v.  30.  April 
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Pu.  S.  Jnli  1875,  wo  sich   die  Schwierigkeit  der  Vertheilung  aber  auch  gezeigt 
In  der  Beortheilnng  des  Dotationssystems  weiche  ich  zu  dessen  Gunsten  von  der 
f Auflage  (§.  46)  etwas  ab. 
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§.  50.  —  2.    Selbständige  Einnahmen.    Hierhin  können 
gehören  und  gehören  meistens  aach  thatsächlich  so  ziemlich  alle  die 
Einnahmen,  welche  sich  im  Staatshanshalte  vorfinden.    Doch  ist 
eine  einzelne  Einnahme  mitunter  mehr  für  letzteren  oder  flir  den. 
Hanshalt  eines  Selbst^erwaltungskörpers  geeignet  und  dnrch  das 
öffentliche  Finanzrecht  ausschliesslich  oder  überwiegend  auch  wohl 
dem  Staate  vorbehalten.    Näheres  darüber  in  der  Lehre  von  den  ; 
Einnahmen.    Die  drei  grossen   Kategorieen  der  ordentlichen  Ein-  j 
nahmen  finden  sich  in  verschiedenem  Umfang  auch  im  Finanzwesen  \ 
der  Selbstverwaltungskörper:  ^ 

a)  Privatwirthschaftliche  Einnahmen  (,,Erwerb8ein-  i 
künfte'')  aus  werbendem  Vermögen,  aus  Grundbesitz,  Kapital^  i 
Gewerbebetrieb  u.  s.  w.  Da  die  Provinzen  und  Kreise  vielfaek  j 
erst  neuerdings  wieder  als  selbständige  politische  Körper  mit 
eigenem  Finanzwesen  organisirt  sind,  im  Unterschied  zu  des 
Ortsgemeinden,  so  fehlt  es  jenen  in  der  Regel  ganz  oder 
grösstentheils  an  solchem  Vermögen.  Die  etwa  ehemals  poli- 
tisch unabhängig  gewesenen  Landestheile  (Herzogthümer,  Gra^ 
Schäften  u.  s.  w.)  haben  ihr  altes  Vermögen  dieser  Art  an  im 
Staat,  der  sie  einverleibte,  übertragen.  Nur  in  einzelnen  Falles 
ist  dies  neuerdings  anders  gehalten  worden.  Mit  der  Zeit  könnet 
auch  die  neuen  grösseren  Selbstverwaltungskörper  aber  manche 
Einrichtungen  gründen,  welche,  wie  Localbahnen  (für  Dampf*  and 
Pferde),  Transportcurse  (Omnibuswesen),  (Kreditanstalten  n.  s.  w^ 
wenigstens  halb  privatwirthschaftlicher  Natur  oder  gemischt 
dieses  und  Gebührencharacters  sind  und  eine  Rente  abwerfen. 
Auch  hier  zeigt  sich  die  moderne  Technik  von  Einfluss. 

Das  StaatsvennOgcn  der  1866  neu  erworbenen  preussischen  Provinzen  M 
preussisches  StaatsrermOgen  geworden,  mit  wenigen  Ausnahmen,  so  z.  B.  wms  dal 
kurhess.  Staatsschatz  anlangt,  der  dem  communalständ.  Verband  des  R.-B.  Gasiel 
verblieb  (preuss.  Erlass  ?.  16.  Sept.  18(57). 

b)  Gebühren  für  die  Benutzung  von  öffentlichen  Anstalten 
der  Selbstverwaltüngskörper  und  Beiträge  der  nächsten  Inte- 
ressenten für  die  Errichtung  solcher  Anstalten.  Hier  steht  wohl 
noch  eine  bedeutende  Entwicklung  in  Aussicht,  je  mehr  man  von 
dem  Bestreben  abkommt,  eine  Menge  wichtige  gemeinnützige  Ein- 
richtungen der  Actiengesellschaft  zur  Ausbeutung  zu  überlassen, 
und  sie  in  finanziell  oft  recht  vortheilhafter,  für  das  Gemeinwohl 
jedenfalls  günstigerer  Weise  auf  Rechnung  des  interessirten  Selbst- 
verwaltungskörpers ausführt  und  betreibt. 
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i/  c)  Eigentliche  Steuern.  Die  verschiedensten  Arten 
lud  bei  diesen  Körpern  ebenso  wie  beim  Staate  selbst  mög- 
ihy  sind  auch  in  der  Geschichte  vorgekommen  und  kommen 
jkdi  jetzt  vor,  namentlich  directe  Steuern,  wie  Grund-,  Haus-, 
-,  Gewerbesteuer,  Einkommen-,  Vermögensteuer  und  ander- 
indirecte  Verbrauchsteuern,  besonders  Thor-Accisen, 
»is,  Geti^kesteuem  u.  a.  m.  Im  feudalen  und  im  ständischen 
war  die  Mannigfaltigkeit  der  Localsteuem  bei  fast  völliger 
deller  Autonomie  der  Städte  in  diesen  eine  grosse,  wie  denn 
moderne  Besteuerung  in  den  Stadtgemeinden  zuerst  zur  Ent- 
Inng  kam.  Später  wurde  grade  mit  Rttcksicht  auf  die  Inter- 
der  Staatsbesteuerung  diese  Autonomie  beschränkt,  städtische 
iben  wurden  in  Staatssteuern  verwandelt  oder  mit  jenen  ver- 
iden  (Accisewesen).  Auch  in  der  neueren  Zeit,  als  die  Städte 
1er  politisch  selbständiger  und  die  Selbstverwaltungskörper 
lerer  Ordnung  neu  organisirt  wurden,  hat  der  moderne  Staats- 
inke  und  das  Berttcksichtigung  erheischende  Finanzinteresse 
Staats-  regelmässig  (selbst  in  England)  gewisse  Beschränkungen 
—  Oberhaupt  nur  aus  dem  Staatssteuerrecht  abgeleiteten, 
»  fibertragenen  —  Steuerrechts  der  Selbstverwaltungskörper 
»Bezug  auf  die  Wahl  der  Steuerarten,  die  Form  der  Stener- 
lebung,  die  Höhe  der  Steuersätze  und  die  einzelnen 
rtikel  der  Verbrauchsbesteuerung  festgehalten  oder  neu  gegeben. 
Einzelne  darttber  gehört  noch  nicht  hieher. 
§.  51.  Zwei  allgemeinere  Fragen  betreffen  die  leiteu- 
in  Principien  des  Finanzwesens  der  Selbstverwaltung  gegentlber 
Staate  und  seinem  Haushalt  und  sind  schon  hier  zu  erörtern, 
Inlich  einmal,  ob  die  Steuern  dieser  Körper  nur  Zuschläge 
1  Staats  steuern  (oder  gewissen  Arten  derselben)  sein,  oder  ob 
I  gestattet  sein  soll,  eine  von  der  Staatssteuer  abweichende 
Igen e  Besteuerung  durchzuführen;  sodann,  ob  die  Höhe  dieser 
iMchläge  oder  der  eigenen  Steuern  jenen  Körpern  selbständig 

fr  sich  festzusetzen  erlaubt  sein  kann  oder  nur  mit  Staats- 
Stimmung  muss  erfolgen  dürfen. 
Was  die  erste  Frage  anlangt,  so  hat  die  continentale 
jbtwicklnng  ttberwiegend  zu  dem  System  von  Zuschlägen  zn 
Ihn  Staatssteuem,  voruemlich  zu  den  directen,  geführt,  was  sich 
fMchichtlich  aus  dem  Untergang  der  Autonomie  der  früheren 
^Oiweren  politischen  Körper  im  Staatsverbande  und  bei  den 
leneinden    aus    der    Unterdrückung    ihrer    Autonomie    erklärt. 
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Provinzen,  Kreise,  selbst  Gemeinden   wurden  hier  eben  vielfach 
zu  jenen  bloss  mechanischen  Verwaltungsabtheilungen  des  Staats*    ' 
gebiets,  ohne  selbständiges  Leben ,  herabgedrttckt    Auch  bei  der    ; 
neueren  Tendenz   der  Decentralisation  der  Staatsverwaitang  und    : 
der  Verwandlung  jener   mechanischen  Gebietstheile  in  politische    : 
und  wirthschaftliche  Organismen,  scheute  man  vor  den  Schwierig- 
keiten  der  Einrichtung   eines   selbständigen  (autonomen)   Steuer-    . 
Systems  meistens  zurück,  fürchtete  wohl  noch  mehr  dessen  Gonfliet   | 
mit  dem  Staatssteuersystem  und  wollte  überhaupt  Seitens  des  Staate    j 
die  Unabhängigkeit   der  Selbstverwaltungskörper    auch   nicht  tu 
gross  werden  lassen.    So  hat  man  vorwaltend  das  System  der  Zu- 
schläge  zu  den   Staatssteuem  beibehalten  bez.  eingeführt,   dabei 
auch  wohl  die  Zuschläge  auf  gewisse  Staatssteuem  (directe  Real-, 
Personal-,  einzelne  innere  Verbrauchsteuern)  beschränkt.    Anden 
ist    hier,    wie    in    so    vielen    Beziehungen,    die   Entwicklung   in 
England  gewesen.     In   Verbindung  mit  dem  geschichtlich  flbe^ 
kommenen,  inhaltsreichen  Selfgovemment  stand  und  steht  hier  du 
entwickeltes  selbständiges  System   der  Gommunalbestene- 
rung  (local  taxation),  ohne  Verbindung  mit  der  Staatsbesteae- 
rung,  allerdings  rechtlich  und  thatsächlich  wesentlich  beschränkt 
auf  directe  Realsteuem  und  einige  gebührenartige  Stenenu 
Auch  auf  dem  Continent  fehlt  es  nicht  an  einzelnen  besonderen 
Steuern  der  Selbstverwaltungskörper,   namentlich  der  Gemeinden 
(besondere   Mieth-,    Hundesteuer),   andere    „Luxus8tenem*'i    j 
eigene  Einkommensteuern,  namentlich  aber  eigene  städtische   i 
Octrois,  mit  gewissen  Beschränkungen  in  der  Wahl  der  Arttitd'  ^ 
(Frankreich,  Oesterreich,   Baiern,  Ausschluss   einiselner    | 
Artikel,    z.   B.   Salz,    Staats •  zollpflichtige   Waaren,    so    meist   in    \ 
Deutschland).     Aber    diese    Fälle    bilden    gegenüber  den   Zi-    ] 
schlagen  doch  die  Ausnahme.    Die  neue  preuss.  Gommunalfinani-    : 
Statistik  hat  übrigens  den  Beweis  geliefert,  dass  mehr  oder  weniger 
von  den  Staatssteuem  abweichende  Einkommen-,  andere  besondere 
Personal-  und  Realsteuem  in  Städten  und  Landgemeinden  doeh 
noch  viel  häufiger  sind,  als  man  annahm. 

Für  die  Entscheidung  der  Frage  in  principieller  Hinsichtsind 
wohl  die  Steuern  zur  Deckung  der  überwiesenen  von  denjenigen* 
zur  Deckung  der  eigenen  freiwilligen  Ausgaben  zu  trennen. 
Wie  fUr  jene  die  Staatsdotationen,  so  können  für  sie  auch  die 
Zuschläge  zu  Staatssteuem  besonders  in  Betracht  kommen.  Aber 
schon  für  einen  Theil  der  generell  überwiesenen  und  mehr  noch 
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>  die  freiwilligen  Ausgaben  erscheint  doch  eio  eigenes  Steaer- 
Aem  der  Selbstyerwaltnng  als  finanzielle  Gonseqnenz  des  Wesens 
letzteren.  Freilich  kann  von  einer  völligen  Antonomie  in 
|lg  auf  dies  Stenersystem  ebenso  wenig  wie  sonst  in  der  Selbst- 
Ibraltnng  die  Rede  sein.  Dies  widerspricht  dem  modernen 
Ittsgedanken  nnd  dem  Begriff  der  Souveränetät  des  Staats  und 
Ider  Wahl  wie  bei  der  Höhe  der  Steuern  muss  die  Rücksicht 
I  die  Staatssteuem  maassgebend  bleiben.  Aber  nnr  ein  be- 
ide res  Steuersystem  kann  sich  den  Wirthschaftsverhältnissen 
einzelnen  Landestheile  und  den  speciellen  Aufgaben,  welche 
le  die  Selbstverwaltungskörper  statt  des  Staats  ausführen 
richtig  anpassen.  Für  das  Steuersystem  dieser  Körper 
m  die  Sonderverhältnisse  der  Landestheile  ebenso  mit 
^bend  sein  als  für  das  S t a a t s Steuersystem  die  all- 
ein e  n  Verhältnisse  des  ganzen  Landes  verglichen  mit 
Ländern.  Im  System  der  Zuschläge  wird  gegen  diese 
leruDg  Verstössen.  Eine  Selbstverwaltung,  welche  auf  dieses 
$m  allein  finanziell  basirt  ist,  wird  daher  ebenso  wie  diejenige, 
sieh  blos%  auf  Staatsdotationen  stützt,  ihren  Zweck  in 
ir  wichtigen  Beziehung  wenigstens  nicht  genügend  erreichen. 
mds  aber  ein  grundsätzlicher  Ausschluss  von  besonderen 
sm  ans  dem  Steuersystem  der  Selbstverwaltungskörper,  zumal 
Gemeinden,  ist  zu  verwerfen,  als  dem  Zweck  der  ganzen 
nehtung  der  Selbstverwaltung  widersprechend.  Wird  zwischen 
einzelnen  Körpern  unterschieden,  so  erscheint  das  Zuschlags- 
noch  am  Wenigsten  bedenklich  bei  den  dem  Staate  selbst 
obsten  Körpern,  daher  bei  den  Provinzen  und  zum  Theil 
bei  den  Kreisen,  immer  bedenklicher  dagegen  bei  den 
lineren  Verbänden,  daher  vor  Allem  bei  den  Gemeinden. 
pn  hier  verlangen  die  aparten  L o c a  1  Verhältnisse  immer  mehr 

Ceksichtignng,  wie  es  denn  z.  B.  in  der  Gemeinde  am  Leich- 
D  stenertechnisch  möglich  und  zugleich  hier  am  Dringendsten 
ß  Forderung  der  Steuerpolitik  wird,  besondere  Steuern  Denen 
knierlegen,  welche  an  den  öffentlichen  Einrichtungen  und  Ver- 
jüngen aller  Art  wenigstens  indirect  den  meisten  Nutzen 
|en,  wie  die  Grund-  und  Hauseigenthümer  (G.  §.  76—81, 
1—362).  Auf  diese  Weise  wird,  soweit  dies  überhaupt  in 
hogsgemeinwirthschaften  möglich  und  zulässig  ist  (G.  §.  158), 
Ir  durch  ein  besondres  Steuersystem  das  Princip  von  Leistung 
il  Gegenleistung  (Fin.  II,  §.  423,  424)  mehr  durchgeführt.    Für 
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die  Wahl  der  eigenen  Localsteuern  wird  sieh  der  Staat  nur  eiii 
Zastimmungsrecht  und  gewisse  Steuern  wird  er  sich  passend 
allein    vorzubehalten    haben.     Diese    Schranken    der    SteQe^ 
autonomie  sind  nothwendig,  aber  in  Verbindung  mit  VorschrifteB  ' 
über  die  Höhe  der  Localsteuern  auch  genügend. 

Im  Allgemeinen   sind   f)lr   unsere  Länder  heutzutage  im  Interesse  des  tnAm 
Verkehrs  besonders  eigene' indirecte  Abgaben,  wie  Thoraccisen  und  beim  Prodi- 
centeu  erhobene  Ycrbrauchssteuem,  der  SelbstrerwaltungskOrper  hier  »unnrnrliliiTOi 
oder  nur  ausnahmsweise  und   mit  besonderer  Vorsicht  zu  gestatten.    Eher  sind  bd 
solchen  Steuern  Zuschläge  zu  den  betreffenden  Staatssteuem  zulässig,  aber  aacfe 
mit  Ausnahmen  nach  Artikeln  (z.  B.  nicht  bei  Salz,  wohl  bei  Getränken).    EigeN 
Verkehrssteuern  (Fin.  II,  §.  467  ff.)  können  ebenfalls  nur  ausnahmsweise  gestaM 
werden,  auch  Zuschläge  zu  den  Staats- Verkehrssteuem  gewöhnlich  nicht  (AusnateM 
bei  Besitzwechselabgaben  ?om  Charactor  der  Steuer  auf  Conjuncturengewinn,  Fla«  II» 
§.  476  ff.).    Das   Hauptgebiet   der  selbständigen   und   der  Zuschlagsbestenening  dar 
Selbstverwaltung  ist  die  directe  Besteuerung:   die  selbständige  besonders  in  der 
Form  eigener  Ertrags-,   namentlich  Realsteuem,   die  Zuschläge   bei  den  Staali«. 
Ertrags-  und  Bealsteuern  und  ausschliesslich  bei  etwaigen  Staats -Einkommensteoeiii 
Ein  doppeltes  Staats-  und  Communalsystem  der  Ertrags-,  Realsteuem  ist  MÜm^ 
falls  zulässig;  bei  der  Einkommensteuer  jedoch  nicht.    Die  Basis  derselben  wmn^ 
eine  einheitliche  sein.    Dagegen  Verstössen  in  Preussen  die  bestehenden  Stenei^ 
einrichtungen ,  wie  die  neue  Finanzstatistik  der  Gemeinden  zeigt,  noch  fiolfacli.    Dlt 
Realsteuem   als  eigene  Steuern  eignen  sich  principiell  und  technisch  am  Besten  ftfi 
die  Selbstverwaltungskörper,  wenn  auch  die  Übliche  englische,  in  Deutschland  f«  i 
(rneist  (mit  Ausnahmen)  und  von  Nationalökonomen  der  Fre^andelschule(Faackei^' 
vertretene  ausschiessliche  Beschränkung  dieser  Körper  auf  solche  Steoen  a 
weit  geht.    (Vgl.  Fin.  IL  §.  465,  466.  523-531,  auch  Wagner,  Abh.    Directe  Stewn. 
in  Schönberg's  Handbuch  II.)    Die  neuen  preujis.  CommanalsteaerentwOrfe  (so  r.  1871}  l 
wollen  nur  Zuschläge  zu  den  directen  Staatssteuem,  gar  keine  eigenen  directen  SteHD 
zulassen:  das  wäre  selbst  bedenklich,  wenn  die  directe  Staatsbesteuerung  in  PremM 
besser  wäre  (Grandsteuer,  Gewerbesteuer.  Classensteuer!),  bei  der  Beschaffenheit  dieNr.j 
Steuern  ist  es  gewiss  nicht  räthlich. 

Die  Bestimmung  der  Höhe  der  selbständigen  wie  der  Zih 
schlagslocalsteuern  wird  bei  uns  auf  dem  Continente  regelmlM^ 
nicht  den  Selbstverwaltungskörpern  ganz  allein  ttberlassen,  sonden  ] 
stets,  jedenfalls  aber  wenn  ein  gewisses  gesetzliches  Max  im  um: 
überschritten  werden  soll,  bis  zu  welchem  sich  der  betreffende^ 
einzelne  Körper  frei  bewegt,  an  die  Staatsgenehmigung  gß^, 
knüpft  (Preussen).  Das  erscheint  auch  passend,  weil  sonst  dkl.: 
Zwecke  jener  Körper  zu  weit  ausgedehnt  werden  könnten  und  dto 
Staatsbesteuerung  leicht  unter  zu  hoher  Localbesteuerung  zu  leidM 
vermöchte.  Je  besser  aber  die  Organisation  der  SelbstverwaltUf 
und  besonders  die  Einrichtung  einer  wirksamen  FinanzcoDtrob 
durch  eigene  Vertretungen  in  ihr  selbst  gelingt,  desto  freiem 
Spielraum  kann  der  Staat,  wie  in  der  Wahl  so  in  der  Höbe  der  ' 
Localsteuern  jenen  Körpern  gewähren.  (S.  unten  §.  54  ff.  ttbec 
Preussen). 
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§.  52.  —  d)  Eine  letzte  aasserordentliche  Einnahmequelle 
l  die  Veräasserung  von  Vermögensbestandtheilen  der  Selbst- 
■waltangskörper,  besonders  von  ertraggebendem  Grund  ver- 
SgeUy  and  namentlich  die  Aufnahme  von  Schulden.  Für 
lehe  (zumal  grössere  und  Grundbesitz  betreffende)  Veräusserungen 
Iten  in  principieller  Hinsicht  ziemlich  dieselben  Kegeln  wie  illr 
»äusaerang  von  Staatsgut  (Domänen  u.  s.  w.),  wofür  auf  die 
■leren  Abschnitte  zu  verweisen  ist  Gewöhnlich  ist  bei  uns  die 
Iräiissemng  von  Grundeigenthum ,  auch  wohl  von  Kapitalve^ 
Igen  an  die  Staatsgenehmigung  gebunden  (Preussen).  Die 
lahme  von  Schulden  unterliegt  priucipiell  einer  ähnlichen 
theilong  wie  beim  Staate.  Sie  hat  weniger  Bedenken ,  weil 
Schulden  hier  gewöhnlich  zur  Herstellung  wich- 
;er  gemeinnütziger,  oft  zugleich  einen  Ertrag  zur 
ickang  der  Zinsen  und  wohl  noch  Ueberschttsse  darüber 
aus  gebender  Anstalten  und  Einrichtungen  halb 
ratwirthschaftlichen ,  halb  Gebührencharacters  dienen  (Gasan- 
^n,  Wasserwerke  y  Cloakenwesen ,  Markthallen  u.  s.  w.)  — 
iger  als  dies  beim  Staate  der  Fall  ist.  Denn  letzterer  nimmt 
lemlich  zur  Durchführung  des  Rechts-  und  Machtzwecks,  die 
»tyerwaltungskörper  dagegen  meist  nur  für  Cultur-  und  Wohl- 
linteressen  Schulden  auf.  Es  ist  daher  auch  nothwendig, 
;n  Körpern  die  betreffende  Ermächtigung  gesetzlich  zu  gewähren, 
sie  viele  Aufgaben  nur  oder  doch  am  Besten  durch  Aufnahme 
Anleihen  aasführen  können.  Die  Staatsgenehmigung 
jedem  einzelnen  Falle  erscheint  dabei  zur  Controle  und  um  für 
Iter  übermässige  Belastung  der  Bevölkerung  zu  verhüten  ge- 
m  (Preussen). 

Von    allen  Selbstverwaltungskörpern    sind   die  Gemeinden 
it  nur  die  ältesten  und  diejenigen,  welche  doch  von  Alters  her 
gewisse  Selbständigkeit  und   auch   eine   gewisse  finanzielle 
»nomie  sich  fast  überall  durch  alle  Zeit  hindurch  erhalten  haben,  — 
sind  aach  heute  noch  die  wichtigsten  dieser  Körper.    Sie 
»n  vielfach  noch  ein  eigenes  Grundvermögen  („Kämmerei- 
'^  der  Städte),  oft  seit  unvordenklicher  Zeit,  etwa  ein  Rest 
orsprOnglichen  Gemeineigenthums ,   das  später  zum  Corpo- 
;tionsvermögen  der  Gemeinde  wurde  und,   wie  die  Staats- 
länen  behandelt,  Erträge  zur  Deckung  der  Gemeindeausgaben 
irft.    Daneben  aber  wird  grade  neuerdings,    mit  den  immer 
Iriteseren  Anforderungen,  welche  an  die  Gemeindeverwaltung,  zu- 
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mal  der  Städte,  herantreten  das  Gebühren-  and  Steuerwe 
für  die  Gemeinden  immer  wichtiger.  Jenes  im  Ansehlnss  an 
noch  einer  bedeutenden  Ausdehnung  fähigen  und  im  öffentli< 
Interesse  selbst  zu  tibernehmenden  mehrfach  erwähnten  ,^en 
nützigen  öffentlichen  Anstalten  und  Einrichtungen'^,  welche 
Allem  Gemeindesache  passend  sind.  Und  zwar  je  mehr  g 
die  Gemeinde  ihrer  Natur  nach  den  Gharacter  einer  Gemeinst 
ffir  die  Befriedigung  local er,  auch  der  materiell-wirthsch 
liehen  Sphäre  angehöriger  Gemein bedttrfnisse  hat  und  je  i 
sie  wegen  der  Fortschritte  der  Technik  erfolgreich  hier  s 
der  Privatwirthschaften ,  d.  h.  meistens  der  speculativen  £rw( 
(Actien-)  Gesellschaften  ökonomisch-technisch  befähigt  ist,  Aufgi 
zu  übernehmen  (so  namentlich  auch  im  örtlichen  Commv 
cationswesen)  und  gut,  im  Interesse  des  Gemeinwohls 
ihrer  Finanzen,  auszuführen.  Ein  umfassendes  örtlic 
Besteuerungsrecht,  auf  dem  Gebiete  der  selbständigen 
der  Zuschlagsbesteuernng,  bedarf  aber  schliesslich  grade  die 
mein  de  am  Meisten,  sowohl  um  ihren  sich  stets  vermebrei 
öffentlichen  Aufgaben  nachzukommen,  als  um  die  öffentlichen  La 
möglichst  zweckmässig  und  gerecht  zu  vertheilen.  Für  die  Regel 
der  finanziellen  Autonomie  der  Gemeinden  und  des  grade  il 
gegenüber  freilich  noch  besonders  wichtigen  staatlichen  Obei 
Sichtsrechts  wird  gewöhnlich  auch  heute  noch  passend  zwisi 
Stadt-  und  Landgemeinden  unterschieden  und  namentlich 
modernen  Grossstadt  eine  freiere  Bewegung  fttr  die  Gestall 
ihrer  Haushaltung,  mit  scharfer  Gontrole  durch  richtig  orgf 
sirte  städtische  Vertretnngskörper  gegeben  werden  müssen. 

D.     Finanzwesen    der   Selbstverwaltung    in    eini, 
Staaten. 

§.  53.  Die  britischen  Verhältnisse  sind  immer  noch  p 
tisch  besonders  wichtig  und  geschichtlich,  öffentlich-rechtlich 
finanzpolitisch  auch  allgemein  besonders  lehrreich,  freilich  in  ih 
chaotischen  Zustande  nichts  weniger  als  mustergiltig,  vielfach  d 
wahrhaft  abschreckend.  Für  die  Selbstverwaltung  der  Kö: 
höherer  Ordnung  hat  die  neue  preussische  Gesetzgeb 
grosse  Bedeutung  und  verdient  sie  am  Meisten  Beachtung,  nc 
ihren  Vorläufern  in  anderen  deutschen  Ländern  und  ihren  Ni 
folgern  in  einigen.  Die  französische  Gesetzgebung  ist  in 
formellen  Puncten  hier  wie  sonst  vorzüglich,    wenn  sie  s 
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«chlicb  am  Wenigsten  den  neueren  Anforderungen  an  eigentliche 
.Selbst Verwaltung'*  entspricht. 

Ein  specielles  Eingehen  auf  alle  Einzelheiten  widerspricht  dem  Character 
od  Zweck  dieses  Werks.  Die  aUgcmeiue  venraltungsrechtliche  und  die  finanzielle 
dte  des  Gegenstands  b&ngen  auch  —  namentlich  in  England  —  so  eng  zusammen, 
ass  eine  genauere  Darlegung  des  concreten  Finanzwesens  der  Selbstverwaltung 
I  einem  Staate  fast  zu  einer  Darlegung  der  Organisation  und  des  gesammten  Vcr- 
raitmigsrechta  der  Selbstverwaltung  selbst  werden  muss.  Wir  mtissen  uns  hier  auf 
be  Oricntining  Über  die  finanzwirthschaftlichen  Uauptpuncto  beschränken, 
reiche  für  unsere  Zwecke  auch  genügt.  Manches  Weitere  später  in  der  Lehre  von 
en  Ausgaben  und  Einnahmen. 

].  Ftlr  England  sind  die  einschlagenden  Werke  Gueist's  auch  in  Bezug  auf 
ie  finanzielle  Seite,  besonders  das  Steuerwesen  der  Selfgovernment  vdie  sogen,  local 
nesf  rornemlich  henrorzoheben.  So  sein  englisches  Yerwaltrecht,  2.  B  2.  A.  Berl.  1*^67. 
ieUgovemment  in  England,  3  A.  Berl.  1871  (bes.  Buch  1,  Kap.  2  u.  3,  auch  §.  i)ä, 
52,  164),  engl.  Verfass.ge8chichte  Berl.  1SS2  (bes.  S.  t>67  H'.);  mehrfach  auch,  für 
Ie  Vergleiche  mit  englischen  Dingen,  Gn eist's  verwaltungsrechtliche  und  vcrwaltungs- 
iilitifche  Schriften  über  preussischc  u.  deutsche  Verhältnisse  (s.  u.).  Violfach  Einzelnes 
«Stein  in  d.em  grosseren  Werk  über  Verwalt.lehre  u.  in  der  Fin.wiss.  1  a.  a.  0; 
9te  Abrisse  über  die  Organisation  des  Selfgovernment  geben  Ernst  Meier,  Abh. 
renralt.recht,  in  Holtzendorfi's  EncydL  H.  A.  S.  U.S.'j,  4.  A.  S.  1141,  Georg  Meyer 
I  SchOnbozg's  Uandb.  II,  487  (beide  mit  weiteren  Liter.angabou).  S.  sonst  u.  A. 
laies.  engL  Armenpflege,  Berl.  1803,  derä.  Gemeindesteuern  in  EngUnd,  2  Art. 
I  d.  Tob.  Ztschr.  1855.  Kcport  of  the  poor  law  comniission  on  local  taxation  3  vol. 
Md.  1844,  Auszug  daraus  in  the  local  taxes  of  the  United  Kingdom,  Loud.  184G, 
tep.on  local  tajcat.  1S70,  desgl.  1S75  (von  Göschen)  u.  neuere  Keports  über  Armen- 
'esen.  Statistik  f.  1873/74  (Hauptposten)  im  Statist,  abstract  f.  1878,  p.  7.  Palgrave 
.Scott  Aufsätze  im  Journ.  of  the  stat.  soc.  of  London  1871.  Cobden  club  essays, 
K.  govemm.  a.  tazat,  1875  (über  England  u.  die  wichtigsten  andren  europ.  Staaten). 
.  Czörnig,  österr.  Budget  I,  10411'.  de  Parieu,  imptüts  IV,  230.  Fisco  et  van 
1er  Straeten,  instit  et  taxes  localcs  du  roy.  uni  2.  ed.  Par.  ls03.  Leroy-Bcau- 
ieu,  Tadministr.  locale  en  France  et  en  Augleterre,  Par.  (1872),  ders.  traiti';  de  fin. 
,  livre  2,  eh.  15,  BOdiker,  Gommunalbesteuerung  in  England  u.  Wales,  Berl.  1873 
Kharfe,  aber  treffende  Nach  Weisung  der  grossen  Missstandc,  bes.  mit  Gncist*s  zu 
fitimistisclier  Beurtheilung  des  leitenden  Grundsatzes  der  engl.  Gommunalbesteuerung 
B  vergleichen).    M.  Block,  les  communes  et  la  libcrt«\  Par.  1870,  p.  1)4  If. 

England  fehlen  Landgemeinden  im  contiuental<;n  Sinn  des  Worts,  die  sogen. 
Hidte  sind  nur  zum  kleineren  Thcil,  der  Zahl  nach,  Städte  mit  eigentlicher  Stadt- 
erfusung  (die  sogen,  municipal  boroughs),  die  grosse  Mehrzahl  sind  nur  „Local- 
Sstricte''.  welche  durch  eine  für  einige  Localzwecke  fungirende  Behörde  einheitlich 
nsammengefasst  werden.  Die  unterste  Localverwaltungscinheit  ist  das  Kirchspiel, 
ach  die  Städte  bilden  eigentlich  nur  eine  Vereinigung  von  Kirchspieh-n,  die  Graf- 
ehaften  stellen  den  Sclbstverwaltungskörpcr  höherer  Ordnung  dar,  dem  es  aber 
m  einer  förmlichen  Oi^ganisation  fehlt  Für  Specialzwecke  sind  dann,  besonders 
1  neuerer  Zeit,  rencbiedenerlei  Verbände  gebildet,  so  namentlich  die  unions  fnr 
be  Verwaltung  des  Annenwesens,  bez.  für  die  Tragung  eines  Hauptthcils  der  Lasten 
leaidbeo,  Districte  für  die  Gcsundheitsvorwaltung,  für  das  Wcgcwcscn  u.  a.  m. 

Innerhalb  dieser  Kirchspiele,  Verbände,  Grafschaften  werden  nun  regelmässig 
b  gesetzlich  bestimmte  Zwecke  gesetzliche  bestimmte  Steuern 
-  .,Zwecksteaern**  —  erhoben  und  verwendet.  Diese  Erhebung  und  Vor- 
ieadung  tob  Localsteoeni  durch  eigene  Organe  bildet  das  Selfgovernment  in  ünauz- 
virthschaftlichor  Bezichnng.  Die  finanzielle  Autonomie  der  einzehien  „Körper"' 
Kweit  dieser  Ansdnck  hier  zulässig  ist)  ist  aber  eine  engbeschränkte,  im  Puuct«' 
ier  Wahl- der  Stenerart  and  des  Verwendungszwecks  fehlt  sie  grosscntlieils  ganz. 
Der  eigene  (selbständige)  Wirkungskreis  und  damit  das  Gebiet  der  facultativcn 
Ansgaben  ist  nemlich  enger  bemessen,  als  in  Deutschland,  selbst  in  den  Städten 
■it  Stadtverfassang.    Die  Erhebung  von  Steuern  für  die  betreuenden  Aufgaben  und 
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Ausgaben  dieses  Wirkungskreises  erfolgt  nur  auf  Grund  einer  allgemeineii  g< 
Ermächtigung  des  einzelnen  KOrpcrs,  fur  die  und  die  generell  angegebenen  Zweokt 
Steuern  erheben  zu  dürfen.  Die  Autonomie  beschränkt  sich  dann  daraof ,  Ton  der 
Ermächtigung,  einen  solchen  Zweck  sich  anzueignen  und  Steuern  dafür  zu  eriiebea, 
(lebrauch  zu  machen.  Mitunter  handelt  es  sich  hier  aber  um  Dinge,  welche  der 
Staat  im  öffentlichen  Interesse  sicher  ausgeführt  zu  sehen  wünscht.  Kommt  der  be- 
treffende Körper,  wie  es  öfters  geschehen  ist,  nicht  freiwillig  dem  nach,  ao  wild  er 
auch  wohl  gesetzlich  genöthigt,  die  Aufgabe  zu  übernehmen,  also  die  Autonomie  nod 
mehr  beschränkt  (so  im  Gesundheitswesen).  Dadurch  geht  auch  ein  solcher  Gegen* 
stand  in  das  Hauptgebiet  der  englischen  Selbstverwaltung  in  den  „übertragenen* 
Wirkungskreis  mit  überwiesenen  Ausgaben  über.  Hier  beschränkt  dch  die 
finanzielle  Autonomie  vollends,  auch  in  Betreff  der  Höhe  der  Ausgaben  und  der 
dafür  zu  erhebenden  Steuern,  indem  diese  Höhe  eben  in  der  Hauptsache  dorch  6m 
vorgeschriebenen  Zweck  schon  bedingt  ist  Bei  dem  Ineinanderlaufen  und  Sich-kreniM 
der  Gompetenzen  der  einzelnen,  einem  oder  einigen  Zwecken  dienenden  LocalbehOidan 
4,boards),  bei  dem  Mangel  einer  centralisirten  Localverwaltung  selbst  in  den  Städten 
sind  diese  Zustände  nach  dem  eigenen  Ausdruck  britischer  Practiker  und  StaatsmlBaer 
(so  namentlich  GOschen*s  in  seinen  Urtheilen  über  Localverwaltung)  „wahikeft 
chaotisch''.  Durch  das  System  von  Specialsteuem,  bez.  von  bestimmten  festen  Steae^ 
betragen  für  diu  Deckung  von  Specialaufgaben,  ohne  ordentlichen  Gesammtetat  xai 
im  Wesentlichen  ohne  Ueoertragungen  zwischen  den  verschiedenen  spccialisirten  Ai^ 
gaben  und  den  Steuern  dafür,  wird  dieses  Chaos  im  Gebiet  der  Besteuerung  nodi 
gesteigert.  Auch  die  Finanzstatistik  leidet  darunter  sehr  und  ist  absolut  voifitindig 
kaum  zu  beschaffen.  Die  Weitläufigkeit  und  die  Kosten  der  Gommunalvenraltoig 
(200,000  Beamte  iu  England)  steigen  dadurch  stark.  Genügend  eingerichtet  sind  die 
Vertretungsorgane  der  Besteuerten  in  Kirchspiel,  Union,  District  ebenfalle  nicht,  li 
der  Grafschaft  fehlen  sie  ganz.  Aber  der  einzelne  Besteuerte  ist  wirksam  dnrcfc 
die  gesetzliche  Begrenzung  des  Localsteuerrechts  geschätzt,  indem  er  nur  aoweit 
besteuert  werden  darf  und  zu  seinem  Schutze  die  Gerichte  anrufen  kann. 

Die  Communalbesteuerung  hat  sich  geschichtlich  auf  das  Engste  an  die  Armen- 
Steuer  (poor  rate)  aus  der  Zeit  Elisabeth's  (43  Eliz.  c.  2.  v.  1601)  angeschloesen  ud 
im  Wesentlichen  dieselbe  rechtliche  und  thatsächliche  Entwicklung  wie  diese  Stener 
gewonnen.  Unter  dem  Namen  „Armensteuer"'  wird  die  Hauptmasse  der  geeammln 
l^ocalsteuem  erhoben,  nicht  nur  für  die  Deckung  der  den  Kirchspielen,  jetzt  groeeei- 
theils  den  Unions  obliegenden  Armenlast,  —  übrigens  immer  noch  der  Hiuiptzireck  -* 
sondern  auch  für  zahlreiche  andere,  gesetzlich  bestimmte  Specialzwecke.  Danebet 
kommen  Steuern  unter  anderem  Namen  vor,  dieselben  werden  theils  rechtlich,  theOi 
wenigstens  thatsächlich  auch  nach  dem  Massstab  der  Armensteuer,  höchetene  aU- 
cinzelnen  kleinen  Abweichungen  davon,  erhoben,  was  die  steuerpflichtigen  Sabjecte 
und  Objecte  betrifft,  so  besonders  die  wieder  einer  Menge  Specialzwecken  dienende 
Grafschaftsteuer  (couuty  rate),  die  Wegesteuer  und  eine  ganze  Anzahl  sonetiger 
„rates"  für  Specialzwecke  (s.  Gneis t,  Selfgovemm.  3.  A.  Kap.  3,  mit  grossem  hAüi 
u.  Statistik,  auch  Bödiker  a.  a.  0.).  Der  feste  Grundsatz  dieser  Besteuerung  irt, 
dass  sie  auf  dem  in  dem  betreffenden  örtlichen  Gebietstheil  liegenden  Realbeeiti, 
der  visible  profitable  property  in  the  parish  ruht,  eine  aus  dem  Armen- 
gesetz von  1601  herrührende,  in  bestimmter,  nunmehr  unbestrittener  Weise  auegelegte 
Vorschrift.  Demnach  sind  die  Steuerobjecto :  Ländereien  aller  Art  und  Benutzunge- 
weisen, auch  Kohlenbergwerke  (nicht:  andere  Bergwerke),  Häuser,  Zehnten,  rer- 
käuf lieber  Niedenvald  (,  nicht:  Hochwald).  Zu  den  Häusern  gehören  Wohnhluier 
wie  Grwerksgebäude  aller  Art.  Das  steuerpflichtige  Subject  für  diese  Objecte  ist  aber 
nicht  der  EigenthUmer  an  sich,  sondern  der  nutzuiessende  Inhaber  (occupier), 
daher  ev<'ntuell  statt  des  Eigenthümers  der  Miether,  Pächter  u.  s.  w.,  —  ein  Prindp, 
das  neuerdings  (seit  1810  zuerst,  dann  noch  ausgedehnt)  aber  für  kleine  Miethgrund- 
stücke  verlassen  worden  ist,  indem  hier  der  Eigenthümer  statt  des  Miethers  im  Intereeee 
leichterer  Erhebung  der  Steuer  zum  Pflichtigen  gemacht  worden  ist  (System  dee 
..compounding  the  rates*',  für  c.  ^/,  der  steuerpflichtigen  Wohnungen  in  Kraft^ 
<S.  (ineist,  Selfgovemm.  §.  24  S.  143  ff.).  Die  nicht- gruudbesitzende  Bevölkerung 
ist  also  nur  durch  diese  hier  als  Mieth-  und  Pachtsteuer  zu  characterisirende  Real- 
besteuerung  mit  Localsteuem  belastet.  Wer  die  letzteren  trägt,  hängt  von  den  Ueber- 
wälziin^syt^rlialtnissen  ab:   beim  ländlichen  Grundbesitz  doch  wohl  oftmale  der  Eigen* 
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•■er,  ind^m  die  Pachtrante  um  die  Steuer  Feningcrt  winl.  Die  kaintalbesitzende 
MlkeroD^  wird  ausser  auf  diesem  Wege  der  Mieth-  und  Pachtstcucr  durch  die 
Mdstener  auf  die  Fabriken  u.  dgl.  m.  und  auf  den,  meist  )io<*h  abgeschätzten  Boden, 
iither  zn  Commnnicationen  (Eisenbahnen)  und  zu  verschi«:dcnen  sonstigen  technischen 
iht-JandwirthschaftUchen  Zwecken  dient,  mitgetroircn.  Eine  Ueberlastung  des  Grnnd- 
Iflies  durch  die  Locakteuem  ist  gleichwohl  kaum  zu  verkennen,  (ine ist's  eifrige 
Arwortun^  dieses  eng^chen  Systems,  das  er  in  den  GrundzUgen  selbst  für  Deutsch- 
wä.  empfiehlt,  geht  zo  weit  So  sehr  man  die  Belastung  dos  Koalbcsitzcs  grade 
k  Commnnalzwecke  auch  ans  wirthschafÜichen  (irilnden  als  berechtigt  zugeben  darf 
tä  sie  selbst  rorzugsweise  verlangen  muss  (s.  Fin.  II  §.  42.S,  424),  so  ist  diich  die 
ftiUoiie  „den  Ck>mmnncn  nur  die  Realsteucm*'  zu  eng  und  z.  Th.  falsch.  Wt'iteros 
:  der  Steneriehre.  —  Ausser  diesen  directen  Steuern  kommen  unter  den  eng- 
üben  Localstenem  noch  mancherlei  Gebuhren,  gebohrenartige  Steuern,  Hafen- 
ller  n.  dei]gU  anch  ältere  Accisen  und  StadtzOlle  (b>ndon,  u.  A.  auf  Kohlen,  Wein) 
i  Aber  die  personale  Einkommensteuer,  die  (irenzzöUe,  die  grossen  inneren  Ver- 
iKhsteaern  (Malz,  Spirituosen)  hat  der  Staat  sich  vorbehalten.  Neuerdings  hat 
ft  jedoch  znr  Erleichterung  der  Lasten  der  Localstcucrn  und  zur  leichteren  Durch- 
(bwicr  neuer  den  Verbänden  aufgetragener  Öffentlicher  Aufgaben  das  System  tier 

Etsznschasse  fQr  Specialzwecke  (§.  49)  in  England  immer  weiter  ausgedehnt. 
Sdhliesst    bei    dem   Character    der    britischen    Staatseinnahmewirthschaft    eine 
endnng    anderer    als    blosser   Realsteuem    für    die    Kosten     der    Selbstverwal- 
^  ein. 

^     Die  einzelnen  Aufgaben,  welchen  die  einzelnen  Localsteucrn  gesetzlich  dienen, 

kl  zom  Theil  ausserordentlich  specialisirt,  was  wi<Kler  den  Vergleich  mit  continentalen 

ifcältnisseD  sehr  erschwert    (Reichstes  Detail  bei  Gneist,  Sclfgovernm.  S.  117  ff.). 

-4er  Hauptsache  dient  die  Grafschaftssteuer  (county  rate)  zur  Deckung  der 

irichts-  und  Polizeikosten  (7  ältere  Haupt-   und  an  40  neuere  Nebenzwecke, 

'A.  Auch  f.  Erhaltung  der  Grafschaftsbrücken,  der  Irrenhäuser  der  (Grafschaft) ;  die 

Utische   Steuer   (borough    rate)    ebenfalls   fQr   Gerichts-    und   Polizei- 

iten  v.  allgemeine  Verwaltungakosten  (Besoldungen  der  Beamten);  die  Armen- 

•ler    fikr   die  Bestreitung   der   den   Kirchspielen    und  Sammtgemeindcn  (Unions^ 

Irtzlich  anfliegenden  Kosten  der  öffentlichen  Armenpflege  u.  für  eine  wachsende 

Mü  Nebenzwecke,  welche  auf  Kosten  dieser  Körper  auszuführen  sind  (o.  A.  ('onstabler- 

■tt,  Impfvesen,  CivÜstandsregister) ;  die  Wege  Steuer  für  die  öffentlichen  Strassen 

4BtBdt  und  Land  (snlraidilr  anch  fbr  Chaussee -Erhaltung,  für  (Jhausseebau  sonst 

■idere  Verwaltanffen,  die  sog.  tumpike  trusts),  —  ebenfalls  nach  dem  Princip  der 

■euteoer,    mit   kleiner   M^ilication    im    Umfang    der    steuerpflichtigen    Objectc 

.  A.  Hochwald  u.  Bergwerte  hier  allgemein  einbezogen).    Neuerdings  sind  besonders 

i  Angaben    für   Gesundheitswesen  und   Volksschulwescn  hinzugekommen 

I  werden  ebenfalls,  neben  Staatszuschüssen  und  Uebcrtragung  einzelner  Posten  auf 

I  Staat  (u.  A.  Lehrerseminare)  nach  dem  Modus  der  Armensteuer  gedeckt. 

Im  J.  1873/74  stellten  sich  die  Einnahmen  der  gesammtcn  Localverwal- 
■g  in  Tausenden  Pf.  St  (also  Weglassung  von  S  Nullen): 


England  u. 
Wales 

Schottland 

Irland 

Zusammen 

Direct  dorch  „rates" 

19.773 

1.908 

2.641 

24.322 

Indirecl  durch  Zölle, 

Gebühren  n.  dgl. 

4.106 

464 

355 

4.926 

Zus.  Locabteaem 

28.879 

2.37» 

2.996 

29.24  S 

1.006 

161 

1.238 

2.405 

Andere  Mittel 

4.645 

.520 

286 

.5.401 

Anleihen  (ausser  der 

Amenrenraltnng) 

8.201 

149 

129 

8.480 

Zosanmen 

37.731 

3.203 

4.509 

45.434 

A.  Warmer,  FiB>B«wiwtmchaft.   I.   3.  Anll. 
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Die  Aasgaben  waren  gleichzeitig: 

England  n.  Wales. 
Metro-      Land-     Küste»-     «        Schott-  »j^ 
pole,     districie.    districtc.    ^       Und.    "™"'    , 
Armenpflege  (bei  Engl.  incL  Zurück' 

Zahlung  v.  Werkhausanleihen)  1.637        6.054  —        7.691        851     1.M1 

Andere  Parocbialausgaben,  aus  der 

poor  rate  zu  zahlen 137  5SS  —  720       —         — 

Hauptstadt  Ges.ausgabe  für  Strassen, 
Bauwesen,  Wasser,  Ganalisir.,  Be-  '^ 

leucht,  Gesundh.rerwalt  u.  dgl.  m.  j 

Allgem 4.088  —  —  —        —        —      i 

Desgl.  i.  Inlande  (z.  Th.  a.  Polizei)       —  11.691       —  —        —  -      : 

Polizei 1.042  —  —  —        —         —      l 

Dgl.,  auch  Gefängnisse,  Irrenhäuser       —  2.788       —  —       258      UH   ] 

Wegewesen  (incL  Chausseen)     .    .       —  2.247        —  —        180      1.141   ■ 

Schulverwaltung 743  1.214        —         1.957      327        —       i 

Begräbnisswesen 57  342        —  399      —  —      J 

Handelshäfen,  Leuchtthurme,  Loot- 

senwesen  u.  s.  w —  —         3.763        —        —  4T1 

Durch  die  ..Stadtautoritäten"     .    .       —  —  —  —      1.176       OM 

Anderes —  422  —  —      .  864        1|1 

Summa 7.653        25.334      3.763     36.751     3.158    4J1I 

Auf  den  Kopf  Schilling:    ...        —  —  —      31.4      18.4       17.8 

Für  das  ganze  Verein.  Königreich  zus.  44,524.000  Pf.  St.  Manche  eiuefaHi 
Posten  dieser  Ausgabestatistik  sind,  wie  man  sieht,  nicht  genauer  mit  deatschen  Ter-  .] 
hältnisson  vergleichbar,  die  Organisation  der  Verwaltung  ist  zu  Terschieden,  aber  eioei  \ 
ungefähren  Einblick  erhält  man  doch.  Dieser  Ausgabeetat  ist  z.  Th.  durch  AnleÜMi  -  j 
gede<'kt.  Unter  Abzug  der  letzteren  bliebe  eine  Ausgabe  von  c.  36  MilL  Pf.  St.  ^ 
d.  h.  etwa  die  Hälfte  der  damaligen  ordentlichen  Staatsausgabe  von  c.  71  Mill.  Pt  8t  1 
Die  Localsteuem  allein  )>etrugcn  c.  46%  ^^^  damaligen  Staatssteuom  (63.8  Mill.  Pf.  8t)  . 
und  die  dirccten  Localsteuern  c.  295  7o  ^^^  directen  Staatssteuom.  J 

§.  54.  —  2.  Preussen.  Die  hiergohörige  neuere  Literatur  hat  theUs,  «li  j 
1)esonder8  (in eist's  Schriften,  die  neuere  Gesetzgebung  über  Selbstverwaltung  mit  ■»•  j 
geregt  und  dafür  in  Ausführungen  de  lege  ferenda  vorgearbeitet,  theils  das  beeteheiii  < 
Hecht  dargelegt  S.  (in eist,  Verwaltung,  Justiz  u.  Rechtswog,  Staats-  n.  Selbü  | 
V()rwalt.  Berl.  Is69.  Ders.  Rechtsstaat  u.  V'erwalt.-(ierichtsbark.  in  DealtdA, 
2.  A. ,  Berl.  1879;  ders.  d.  preuss.  Kreisordn..  Berl.  1870;  ders.  Verw.refoni  H 
Rechtspflege  in  Preussen,  Berl.  1880;  ders.  d.  preuss.  Steu.reform,  Berl.  1878;  deflL 
d.  preuss.  Fin. reform  durch  Regulir.  d.  Gemeindesteuern,  Berl.  1S81  (s.  dar.  G.  CohB«i 
Conr.  Jahrb.  1881,  B.  36,  S.  416.  Schmoller,  im  Jahrb.  d.  D.  Reichs  1881,  8.  8ti. 
auch  Gerstfeld,  Fin.rcformplan  f.  d.  D.  Reich,  Lpz.  1881,  S.  80  ff.).  —  Erifl 
Meier.  Abb.  Verwaltungsrecht  in  HoltzendorfTs  Encycl.  d.  Rechtswiss ,  3.  A.,  S  897 ff; 

4.  A.,  S.  1099.  Ders.  die  Reform  d.  Verwaltorganis,  unter  Stein  u.  Hardenbeif^ 
Lpz.  ISSl.  (ieorg  Meyer,  Abb.  Behördenorganis.  in  Schönberg's  Handb.  II,  507.-^ 
I'eber  das  Verwaltungsrecht  vor  der  Reform  der  70  er  Jahre:  v.  Möller,  d.  RecM 
d.  preuss.  Kreis-  und  Provincialverbände ,  Berl.  1S66.  —  v.  Rönne,  preuss.  Steato-  ] 
recht  3.  A.  I,  2.  Abth.  Lpz.  1870  S.  466  ff.  (zii8.hängend  wird  v.  Rönne  das  Beeil  ^ 
der  Selbstverw.iörper  im  5.  ß.  der  im  Erscheinen  begriiTenen  4.  A.  s.  prevsi.  Sfiali  .i 
rechts  behandeln).    Herrn.  Schulze,  preuss.  Staatsrecht.   II  (Lpz,  1877)  Ki^  4»  i 

5.  1  ff.,  ders.   Lehrb.  d.   Deutschen  Staatsrechts,  I  (Lpz.  1881)  S.  408  ff.,  Georg 
Meyer,  Lehrb.  d.  Deutschen  Staatsnxhts,  Lpz.  1878.  §.  109—118.    Morier,  SeÜNl-   , 
regierung,  D.  v.  Beta,  Lpz.  1876.    Hue  de  Grais,  Handb.  d.  VoifSus.  o.  Vervilt 
in  Preussen   u.  d.  D.  Keich.   2.  A.  Berl.  1882  §.  71—76.     Das   legislat  «.•.«.   j 
Material  über  die  neue  Ges.geb.  der  höheren  Verbände  detaillirt  bei  v.  Branchitiok,   ' 
d.  neuen  preuss.  Verwaltgesetze,  5.  A.  Berl.  1S82,  2  B.  Preussen  erfreut  sidi  JeM   ' 
vorzüglicher  finanzstatistischer  Aufnahmen  über  die  Finanzen  der  GemeliideB  V, 
Kreise,   besonders  über  das  Steuerwesen,   bearbeitet  v.   Herrfurth,   Studt,   r.  4- 
Brincken,  im  Ergänz.heft  6,  7,  9   d.  Preuss.  stat.  Ztschr.,  sich  anschliessend  n 
frühere  Aufsätze  in  d.  Ztschr.  (so  im  Jhg.  1871,  Arbeit  von  Blenck),  an  dM  aafl. 
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ihrbiich  n.  m  Ktt.  35  d.  ,J>roa88.  Statistik''.    Ein  allgemeines  (icsotz  Über  Communal- 

BfteaeniDg  ist  wiederholt  in  Angriff  genommen  ▼orden,  aber  bisher  nicht  gelungen. 

le  genannten  statistischen  Arbeiten  sollten  dafür  n.  filr  die  ganze  deutsche  Reichs- 

■d  die  prenss.  Staatsfinanzreform,   für  das   sogen.   ,,yerwendung8«:esetz''   u.  A.  m. 

le  Thatsachen,  namentlich  die  Höhe  der  Belastung  mit  (iemeinde-.  Kreis-,  Provincial- 

■d  anderen   öffentlichen  Corporationsabgabcn  (Schul-,  Kirchen-,  Armenstcuern)  und 

■  Verhiltniss  dieser  Belastung  zu  den  Staatssteuern  feststellen,  —  Thatsachen,  deren 

Huue  Kenntniss  in  manchen  Puncten   die  Voraussetzunir  fUr  die  richtige  Wahl  des 

Tags  zur  Finanzreform   ist.    Gegenwänig  wird  kein  andrer  Staat  eine  so  vorziigliche 

■anzstatistik  der  Selbstverwaltung  besitzen.    £s  fehlt  vomemlich  diejenige  derUuts- 

ezirke  (in  deren  Gebiet  über  2  MiU.  Einwohner  ausserhalb  der  Gemeindererfassung 

iben.   gro$>sentheils  nur  in  den  östl.  Provinzen).    Dieselbe  hat  aber  kaum  Uberwind- 

she  Schwieri^eiten  in  der  Vermischung  des  öfl'entlich- rechtlichen,   gemcinwirth- 

kaftlichen   mit   dem    priTatrechtlichen ,    privatwirthschafUichen  Moment.     Bei   den 

Mdgemeindcn  bildet  die  noch  vielfach  herrschende  Katoraiwirthschaft  (z.  B.  in  der 

■orgUDg  des  Wegebaus)  ebenfalls  für  die  Finanzstatistik  eine  Klippe,  da  hier  Natural- 

iMnngen  in  Geldwerthe  umzusetzen  sind,  wie  es  in  den  genannten  jVrl)oiten  auch 

Khehen   ist     S.  sonst  aach  Neu  mann,  progrcss.  Einkommensteuer,   Wegner. 

Bferat   über   Commun.bestencrung  nebst  Statist.  Tabellen,  Verband I.  d.  Ver.  f.  Sor. 

At  1S77,   Heft  14  d.  Vorschriften,  S.  27,  überhaupt  die   Liter,   über   allgemeines 

Mi  über  preuss.  Communalsteuerwesen,  so  Grotefend,    1S74,  Kotze   1S77,  Gut- 

hten  d.  Ver.  f.  Soc.  polit.  1S77,  mein  Referat  auf  d.  VersammL  dieses  Voreins  1877 

.  selbständig  Lpz.  1S7S),  die  Gerstfeld*schen   Arbeiten,  welche  das   gen.   amtl. 

•terial  weiter  verarbeiteten,  bes.  „ein  Fin.ref.plan''  1S81,  ,.Zahlen  u.  Bilder"'  18S1, 

Ittdtefinanzeu'*    1SS2.     Auch  Blenk,  Gehaltsvcrhultnisse  der  höheren   Gemeinde- 

■Dten  in  d  preuss.  Stadtgemeinden  über  10,000  Einw.,  Preuss.  Stat.  Ztschr.    S.  271. 

a.  Für    das    öffentliche    Finanzrecht    der    Gemeinden,    namentlich     für    das 

nerrecht    sind    die  Vorschriften    der  Stadt-    und  Landgemeindeordnungen 

Mgebend.    Nach  der  Stidteordn.  f.  d.  6  östl.  Provinzen  v.  30.  Mai  1858  ist  u.  A. 

i  Genehmigung  der  RoinemDg  erforderlich  zur  Veräusserung  von   Grund- 

icken  und  diesen   gesetzlich  gleichgestellton  Gerechtsamen,  und  zu  Anleihen, 

ich  welche  die  Gemeinde  mit  einem  Scholdenbestand  belastet  oder  der  vorhandene 

igrÖsBert  wird  (§.  50  d.  Ges.).    Zur  Deckung  der  durch  Bedürfniss  oder  Verpflichtungen 

r  Gemeinde  nöthigen,  ans  den  Einnahmen  vom  städtischen  Vermögen  nicht  gedeckten 

■gaben    können    die  Stadtverordneten   die  Aufbringung  von  Gemeindesteuern 

tehlieasen  (§.  53).    Diese  können  bestehen:  einmal  in  Zuschlägen  zu  den  Staats- 

■■ern,  wobei  aber  die  Steuer  f.  d.  Gewerbelietrieb  im  Umherziehen  und  bei  Zu- 

hligen  zar  claasiL  Einkommensteuer  das  ausserhalb  der  Gemeinde  belegene  Gnind- 

fenthnm  frei  zu  bleiben  hat;  die  Genehmigung  der  Regierung  ist  bei  allen 

■cUigen  zur  Einkommensteuer  (also  nicht  zur  Glassenst),  bei  Zuschlägen  zu 

m  übp'gen  directen  Steuern,  wenn  sie  50%  übersteigen  oder  nicht  nach  gleichen 

lM&  auf  diese  Steaem  vertheilt  werden  sollen  (Freilassung  oder  geringere  Belastung 

r  letzten  Glaasaiststafe  ist  ohne  Genehmigung  erlaubt),  und  bei  Zuschlägen  zu  den 

directen  Steaem  erforderlich.    Sodann  können   besondere  directe  oder  in- 

recte  Gemeindeetenem  beschlossen  worden,  die  der  Genehmigung  der  Regierung 

dürfen,  wenn  sie  neu  eingeführt,  erhöht  oder  in  ihren  Grundsätzen  verändert  werden 

le&.    Bei   besonderen  Commnnideinkommensteuern    ist  ebenfalls  das  ausserhalb  der 

■Minden  gelegene  Gmndeigenthum  frei  zu  lassen  (§.  53  d.  St  ().).     Wie  die  neueste 

■istik  leigt,  bestehen  doch  noch  viele  besondere  Einkommensteuern.    Bestimmungen 

«r  den  Gemeindchanshalt  im  Titel  7,  §.  66  ff.    Jährlicher,  eventuell  bis  3  jähr. 

M  vom  ICagiatrat  den  Stadtverordneten  zur  Feststellung  zu  überreichen;  ausscretat- 

hiige  Ausgaben  bedürfen  der  Genehmigung  der  Stadtverordneten.    Bestimmungen 

ler  Gehftlter  n.  Pensionen  in  Titel  6.  —  In  der  Hauptsache  dieselben   Vor- 

hriften  in  d«  Stidteordn.  v.   19.  März  185C  f.  Westfalen  (§.  49,   52.  mit  einur 

■chrinkang  In  Betr.  der  Zuschläge  auch   bei  d.  Glassenst,  nicht  nur  der  Eink.st, 

dem  aach  dabei  das   ausserhalb   der   Gemeinde   belegene   Grundcigenthum   ausser 

■echnnng  bleibt;  die  Zuschläge  unter  507o  verlangen  hier  bei  der  £ink.st.  keino 

■ondere  Stantsgenehmlgiing;  Tit  6  u.  7),  dsgl.  in  deij.  f.  die  Rheinprovinz  v. 

i.  Mai  1856  (§.  46,  hier  aach  Genehmigung  der  Regierung  erforderlich  zu  gewissen 

■oessen  von  linmnz.  Bedeutung;  §.  49,  mit  weiterer  Beschränkung  der  Zuschläge 

8* 
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zur  Glasscn-  und  Einkomincnst.  als  in  den  anderen  Städteordnungen ,  in  Bez.  auf 
Freilassang  auch  des  ortsfremden  Gewerbeertrags  in  gewissen  Pillen;  Tit  6  n.  7). 
Die  gleichen  Bestimmungen  Über  das  Stcuerrecht  wie  in  den  OstL  Pioviozen  auch  !■ 
Ges.  V.  31.  Mai  185)  über  d.  Vcrfass.  d.  Städte  in  Neuvorpommem  u.  RQgen,  §.  5,  IIL 
In  der  Prov.  Hannover  gilt  die  revidirte  hannov.  Städreordn.  ?.  24.  Juni  1S58 
(?.  Rönne,  preuss.  Staatsrecht,  3.  A.  II,  2.  Abth.  S.  531,  569  ff.,  bei  Orotefead, 
Polizeilexicon,  Lpz.  1877  S.  1082).  Danach  Verpflichtung  der  OemeindemitgUedor 
zur  Zahlung  von  Abgaben,  wenn  die  Einkimfte  des  StadtrermOgens  nicht  ansnichM 
(§.  114).  Vorgängige  Genehmigung  der  Regierung  zur  freiwilligen  Yeriassening  tob 
Gerechtigkeiten  u.  Grundstöcken,  zu  Anlcilien,  welche  den  Schuldenstand  fergrOffeni, 
zur  Einführung  neuer  oder  Veränderung  bestehender  Gemeindeabgaben  (§.  119).  Ii 
Schleswig-Holstein  ist  durch  das  preuss.  Ges.  v.  14.  April  1869  die  VerfiusuDgv. 
Verwaltung  der  Städte  und  Flecken  geordnet  (v.  ROnne,  II,  2.  Abth.  S.  532,  59ilff., 
Grotefend  a.  a.  0.).  Die  Vorschriften  über  Veräusserungen,  Anleihen,  Gemeindestooflni 
(§.  71,  72)  sind  hier  denjenigen  für  die  Rheinprovinz  im  Wesentl.  nachgebildet  Ueber 
Abweichungen  in  Hessen  s.  d.  ehemal.  kurhess.  Gemeindeordn.  f.  Städte  n.  Land- 
gemeinden V.  23.  Oct.  1834  (bei  Grotefend,  a.  a.  0.  S.  510,  ROnne,  II,  2,  S.  583> 
U.  A.  können  hiemach  (directe)  Gemeindeumlagen  erst  stattfinden,  wenn  das  ErwerbeelB^ 
kommen  und  die  Erträge  der  bestehenden  Verbrauch  sabgaben  nicht  au8reicben(§.77)L 
Für  die  Einführung  neuer  Verbrauchsabgaben  minister.  Genehmigung  erforderikk 
1890/81  waren  unter  2.541  Mill.  M.  Gemeindeabgaben  in  den  hess.  Städten  0.844  MUL  M. 
indirecte,  in  den  Landkreisen  v.  1.78  Miil.  M.  Gemeiudeabg.  0.29  Mill.  M.  S.  sonst  TU.  4 
der  gen.  hess.  Ordn.  Im  ehemals  nassau ' scben  Gebiet  besteht  die  nass.  GemeindererCm 
V.  2().  Juli  1851  (v.  Rönne,  II,  2,  585,  Grotefend,  527);  auch  hier  noch  mehr  !■- 
directe  Abgaben.  In  Frankfurt  a.  M.  gilt  d.  preuss.  (ies.  v.  25.  März  1867,  weBU/BL 
nach  den  Grundsätzen  der  Städteordn.  f.  d.  östl.  Provinzen,  so  bes.  in  d.  Vonchrifkü 
über  Staatsgenehmig.  von  Anleihen,  Veräusserungen  u.  über  das  Steuerwesen. 

Für  die  Landgemeinden  bestehen  in  den  6  östl.  Provinzen  die  besondflVM 
Bestimmungen  der  Gemeindeverf.  v.  14.  April  1856;  so  über  d.  VertheÜnng  der 
Gemeindeabgaben  §.  11,  12.  Hiernach  gilt  zunächst  der  „hergebrachte"  Hast* 
Stab;  Veränderung  desselben,  Ergänzung  u.  s.  w.  durch  Gemeindebeschlnas  mä 
Regierungsgenehroigung;  eventuell,  wenn  ein  solcher  nicht  zu  Stande  kommt,  alMi 
durch  die  Regierung  nach  Anhörung  des  Kreistags  mit  Genehmigung  des  Ifia.  d. 
Innern.  In  der  Landgemeindeordn.  f.  Westfalen  v.  19.  März  1856  gelton  HV 
den  GemeindehaushaU,  die  Staatsgenehmigung  zu  Veräusserungen  u.  Anleihen  n.  fior  dss 
Steuerrecht  wesentlich  dieselben  Bestimmungen  wie  für  die  Städte  (§.  45,  46,  5S,  5T)b 
In  der  Rheinprovinz  können  die  I^ndgemeinden  (bez.  die  Gemeinden  lutsr 
lU.OOO  E,  Erl.  v.  15.  Mai  1S56)  auf  Wunsch  entweder  die  Städteorduung  oder  dia 
(iemcindeordnung  v.  23.  Juli  1845,  verändert  durch  Ges.  v.  15.  Mai  1856,  Ycriielifll 
bekommen.  Die  Bestimmungen  über  das  Steuerrecht  sind  in  letzterem  Gesetz  diesdbei 
wie  in  d.  Städteordn.  In  d.  Prov.  Hannover  besteht  das  hannov.  Ges.  Hber  As 
Landgemeinden  v.  28.  Apr.  1859,  nebst  hannov.  Min.erl.  v.  dems.  Tage.  Die  Ye^ 
thcilung  der  Gemcindclasten  erfolgt  nach  dem  herkömmlichen  oder  sonst  giltig  be- 
stehenden Fuss,  der  durch  Gemeindeversammlungs-,  bez.  Ausschuss-Beschlass  uttr 
Staatsgenehmigung  «ibgeändert  werden  kann.  (§  47  fi'.  der  Min.  V.o.,  mit  AngilM 
der  Gesichtspnnctc,  nach  denen  die  Genehmigung  zu  ertheilen  oder  zu  venagenli 
Erfolgt  wiederholt  keine  Genehmigung,  so  hat  die  obere  Staats- Verwaltbehüide  dil 
Beitrags- Verhältniss  zu  bestimmen,  §.  50 — 52.     Grotefend  S.  492. 

Nach  der  gen.  neuen  Finanzstatistik  hatten  für  1880/81  zu  entrichten  (MilL  IL): 

Die  Stadtgem.  Landrem. 

(ohne  Gntsbeziite:) 

1.  Directe  Staatssteuern 80.99  65.75 

2.  Gemeindeabgaben 99.66  58.92 

d.  i.  auf  den  Kopf 10.53  3.76 

davon  in  Mill.  M. 

a.  Zuschüsse  zur  Grundst.  .     .    . 

b.  .,  ..  Gebäudest      .     .    . 

c.  ,.  .,  ClasF.u.Einkommenst. 

d.  „            „  Gewerbest.       .    .     . 
zusammen:  Zuschläge   .     .    . 


1.87 

18.07 

6.84 

5.19 

50.06 

22.12 

1.24 

1.21 

60.61 

46.59 
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Die  Stadtgem.  Laiidgem. 

(ohne  Gutsbezirk.) 

c  besondere  UemeindeeiDkommeuttteaürü              10.^1  2.04 

f.  Wohn-  u.  Miethst ll.l»  0.06 

ff.  Hundest 1.20  0.57 

h.  sonst.  Realst 5.67  5.51 

L  sonst.  Pen.st 0.20  :).21 

k.  iodir.  GeoLStcaeni 4.05  0.56 

L  and.  Gem.  n.  Corpontenem  ....               —  0.3s 

zusammen:  and.  Steoern    .    .     .             .S9.04  12.38 

3.  Ausserdem  erhoben,  neml 6.50  30.00 

a.  Schnlsteuern 3  34  11.59 

b.  Kirchenst 3.13  5.26 

c  Annenst 0.12  1.96 

d.  Kreis-  und  ProTinzst 1.86  11.15 

4.  Somma  Gem.  n.  Corp.8t lOS.ll  88.SS 

5.  Alle  diese  öff.  Abg 189.10  154.63 

Yeriiältniss  ron  N.  4:1   wie  V  zu  100:  133  135 

hne  Hohenzollem.  Das  System  der  allgemeinen  (iemciDdcabgabcn  waltet  demnach 
Kk,  in  besonderem  Maasso  in  den  Stidteu  ror,  wo  die  Schnllastcn  nur  noch  thcil- 
riie  Schnlsocietätslasten  sind ,  meistens  anf  die  Gemcindccasse  tlbernommen  worden 
id,  gemiss  einer  Beftignias  der  Städte  in  den  Kreisordnungsprorinzon.  sowie  gemäss 
m  ablichen  Contingentirungsprincip  in  den  anderen  Prorinzcn,  die  Kreisabgaben 
iMBentheils  direct  ans  der  Gcmeindecasse  im  (ianzcn  entrichtet  werden ,  ohne  Indi- 
daalrepartition  anf  einzelne  Steuerpflichtige.  Letzteres  Princip  ist  dagegen  für  die 
iftdgemeinden  durch  die  Kreisordnong  vorgeschrieben  und  bestellt  auch  sonst  all- 
»ein.  Die  Zwecksteoem  fUr  das  Armenwesen  sind  auch  in  den  Landgemeinden 
m  alten  Pronnzen  unerheblich  ^durch  Gab.  0.  ?.  22  Juni  1S25  ist  überhaupt  die 
■fllhning  einer  besonderen  „Armensteuor*'  als  allgemeine  Form  zur  Aufbringung 
V  Armenlasten  rerboten),  wichtiger  sind  sie  noch  in  Schlosw.  Holstein  u.  Hannover. 
-  Das  System  der  Zuschläge  zu  den  Staatssteuern  überwiegt  in  Stadt  und  Land 
ri  den  Gemeindeabgaben,  aber  die  mehr  oder  weniger  von  deji  Staatssteuorn  a))- 
ocbenden  besonderen  Steuern  sind  doch  noch  sehr  verbreitet  und  erheblicli  im 
Das  Personalstenergebiet  (zu  dem  auch  die  Wohnungs-  und  Miethsteucrn 
in  Berlin,  im  Wesentl.  mitzurechnen  ist)  hat  selbst  in  den  l^ndgemeinden  eine 
Ansdehnvng  gewonnen  und  überwiegt  vollends  in  den  Städten:  ein  Ilaupt- 
ilerschied  von  En^and.  Die  indirecte  GemeindebcsteuDmng  ist  nur  noch  sehr 
kwach  vorhanden,  am  meisten  in  Hessen -Nassau,  Hannover  u.  in  einzelnen  Städten 
ir  alten  Provinzen,  wo  die  Schlachtsteuer  als  Gemeindesteuer  blieb  (so  in  Breslau). 
le  einzelnen  Provinzen,  theils  die  Gruppe  der  alten  (nnd  hier  wieder  der  Ostlichen 
id  westlicbon  anch  untereinander)  gegenüber  den  neuen  (ls66cr),  theils  jede  Provinz 
agenüber  deji  andern,  femer  die  einzelnen  Städte  und  die  einzelnen  Landgemeinden  in  den 
msen  zeigen  aber  viele  Verschiedenheiten,  für  die  auf  den  reichen  Inhalt  des  Statist. 
igiDzJiefks  9  zu  verweisen  ist.  Bemerkenswerth  ist  u.  A.,  dass  von  den  37,305 
udgemeinden  des  Staats  (ohne  Hohenzollem)  doch  nur  noch  640  ohne  Gemeinde- 
hgaWn  0.  7324  vorhanden  sind,  in  denen  diese  Abgaben  ausschliesslich  von  den 
ludbe^itzem  ausbracht  werden.  — 

Die  älteren  statistischen  Aufnahmen  gestatten  nur  thcil weise  eine  Vergleich ung 
H  den  neuesten.  Für  1857  wurden  im  Staate  alten  Umfangs  (ohne  Hohenzollem) 
immtliche  Gorporjibgahen  berechnet  in  den  Stadtgemoinden  auf  29.47,  den  Laudgem. 
if  43.57,  ZQS.  auf  73.04;  diese  Beträge  waren  1880— Sl  gestiegen  auf  90.35,  65.68 
,  156.03  MilL  M.,  p.  Kopf  1857  im  Staate  4.21,  1S80— M  6.21  M.,  Zunahme  in 
SB  Städten  207,  Landgemeinden  51,  im  Ganzen  114^/,p  p.  Kopf  um  4S*'/„,  mit  vielen 
eischiedenheiten  in  don  Provinzen.    (Erg.h.  9  S.  111). 

Ueber  die  Vcrwondangszweckc  der  (iemeindesteuern  u.  der  gesammten  (ie- 
teindeeinnahmen,  sowie  über  die  nicht -steuerrechtlichen  Einnahmen  liegen,  abgesehen 
m  den  erwähnten  Zwecksteuer- Daten,  im  Ergänz.hcft  6,  bearb.  v.  Hcrrfurth, 
Boautrre  Daten  für  die  preuas.  Gemeinden  v.  über  10.000  £.  vor,  einzeln  für  170  Ge- 
leinden«  f.  1S75.  Hier  werden  (S.  121)  berechnet  für  die  Summe  dieser  170  Ge 
Minden: 
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(josammto  Brutto-     Auf  d.    Ord.  Bnitto-  Auf  d. 

aosg.  ord.ü.anssord.      Kopf      aosg.  allein  Kopf 

MilL  M.  M.  MilL  M.  M. 
Alle  Aottgaben  (iucl.  Leistungoo 

an  Kreis  n.-Pror.  verband)  227.45  42.37  165.88  30.91 
Davon  f.  staatl.  Zwecke  (incl. 

PoUzei)       13.12  2.45  12.8T  2.81 

f.  Yerkehrsanlagen  n.  s.  w.  .    .                36.68  6.83  18.22  3.39 

f.   Wohlth&tigk.    u.   Armen vesen                21.62  4  00  20.08  3.74 

f.  ünterr.zwecke 40.73  7.59  32.03  5.97 

f.  Verzinsung  und  Tilgung  der 

(Jemcindeschulden     ....               20.71  3.86  19  J5  3.60. 

Im  Einzelnen  unterscheidet  diese  amtliche  Statistik,  wie  oben  {^S.  100)  AOgfigobM 

wurde.    Zur  Illustration  mOgen  die  Zahlen  für  die  zwei  grössten  prouas.  Gemeindea, 
Berlin  u.  Breslau,  mitgctheilt  werden.    Einzelne  Posten  bedürfen  eine  ErUatenug, 

wofür  auf  die  Quelle  selbst  zu  verweisen  ist    Die  bei  einigen  Bobriken  vcfkommeid«! 
Einnahmen  sind  zugleich  mit  angegeben.    (Die  Zahlen  in  1000  Mark). 

Berlin.  Breslau  (1875) 

Ausgabe      Davon  Ein-      Ausg.  Davon  £iB- 

Eztraord.  nähme  Extiaord.  nahiM. 

I.  Allgem.  staatl.  Zwecke  3.742  62  336  389  5  57 
nemL  1.  f.  Militverw.  .  .  639  —  156  15  —  7 
davon  a.  Einquart    ....       569           —  154          14  —  7 

b.  sonst  Gamis.einricht       —              —  —           0.2  —  — 

c.  sonst  Ausgaben  (Re- 

sernstenunterstQtz  u   s.  w.)  .         70           —  2       —  —  — 

2.  Justizverwalt    ....      —             —  — 

3.  Polizei 2.906              73  172        351  5  51 

Davon  a.  Nacht- Wachtwes    .337              11  52        109  —  — 

b.  Feuerlöschwes.   .    .      1480              50  61        177  1  9 

c.  Polizeigefängn.  .     .       131            ->  47          25  3  5 

d.  Sonstiges  ....       958              12  12          40  1  37 

4.  Wahlsachen      ....         33            —  —          —  —  — 

5.  Staatssteuerverwaltung   .       —              —  —          —  —  — 

6.  Eichwesen  u.  A.  m.              165            —  8          23  —  — 

II.  Verkehrsanlagen.      .  16.048         8.693  982     2.135  1428  157 

1.  Strassen  und  Plätze  .     .  15.256         8.439  837     1.393  836  U 
Davon  a.  Entwässerung     .     .    8.420         8.420  191        515  492  1 

b.  Pflasterung     .    .    .    3.552                1  603        393  3:i4  -- 

c.  Beleuchtung  .     .     .     1.171            —  —          212  —  — 

d.  Beinigung       .    .    .     2.013                6  43        263  3  14 

2.  Sonst.  VerLard.  (Ghauss., 
Brücken,  Fähren,  Ganäle, 

Schleussen,  Häfen  u.  s.  w.)       792            254  145        742  592  141 

III.  Gewerbl.  Anlagen  u. 

gemeinnütz.    Anst  13.063            451  14.992       973  114  1357 

1.  Gasanst  (Breslau  in  1877)    9.905            —  12.126(1.765  415  19S0) 

2.  Wasserwerke     ....     2.189              23  2.807       578  375  325 

3.  Sonst  gem.  nütz.  Anst       970            428  59       391  177  418 

IV.  Wohlthätigk.,Arm.wcs.     5.032            257  517     1.362  318  935 

1.  Anst  unt  Gem.  verwalt    2.058            219  267       610  240  550 

2.  Zuschüsse  an  andere      .119            —  —            10  —  — 
.H.  Sonstiges    incl.    Armen- 
krankenpflege u.  s.  w.    .     2.856              38  250       742  78  385 

V.  Unterrichtszwecke      .    S.470         2.787  2.017     1.584  »3  478 

1.  Gemeinde -Volks- u.Elcui. 
schulen,  auch  Armen-  u. 

Mittelschulen    ....     4.860          1.562  70        770  52  6 

2.  Höhere     Schulen    unter 

Gem.vorwaltung     .     .     .    3.436         1.224  1.946        784  31  393 
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Berlin.  Breslau  (1875) 

Ausgabe       Daron  Ein-      Ausg.       Da?oii         £in- 

Eztraord.  nahmo                Extraord.    nähme. 

3.  Speconterrouist  cbgl.    .         33            —  1          49              7              79 

4.  Zaschttsse    an   Schulen, 

nicht    unter   Qem.renr.       121  —  —  l.M  —  — 

5.  Sonst  Ausgaben   ...         80  —  1  IS  3  1 
fX  Gemeindererwalt 

LA  1 1  g  e  m.  (Besold.,  Pens., 

Boreauausgb.  u.  s.  w.)    .  4.132  5  504  1.043  10<i  155 

1.  Persönliche  Ausgaben    .  3.360  —  4SS  855  —  12S 

2.  Sachliche             ,,  772  5  16  189  106  28 
m  GeBeindeschuiden  4.699  —  S.420  1.509  —  — 

1.  Vemnsung 3.621  —  —  1.095          —  — 

2.  TilgODg 1.078  —  —  413            28  — 

3.  Pasdinenteii     ....  —  —  —  1          —  — 

4.  Kcue  Anleihen     ...  —  —  8.420  —            _  _ 
TEL  Summe  der  Britto- 

ausg.    (incL    einige 

hier  nicht  gen.  Poetan)  56.157       12.379  —      10.S61       2.856  — 

Dazu  treten  dann  noch  die  Leistungen  der  Städte  für  den  Kreisverband,  deu 
^TorinziaheTband  n.  Air  kirchliche  Zwecke  (bei  Berlin  fehlend,  bei  Breslau  N.  1  dgl, 
I.  2  74,  K.  8  80  Tausend  M.). 

Nicht  unerheblich  sind  die  Nettoeinnahmen  „aus  dem  nutzbarem  Vor- 
nOgen"*  (Kämmereigllter,  landwirthsch.  Grundbesitz,  Waldungen,  andere  gewerbl. 
Anlagen  „zu  PriTatzwecken*')  der  Städte,  im  Ganzen  in  d.  170  preuss.  Gemeinden 
Iber  10.000  E.  in  1876  14.19  Mill.  M.  (netto)  oder  2.64  M.  p.  Kopf,  neben  einer 
Intttoeinnahme  aus  der  Gommunalbesteuerung  ?on  70.39  M.  M.  oder  13.12  M.  p.  Kopf. 
?emer  die  theils  gebtthrenartigen ,  th.  den  Character  priFatwirthschaftlicher  Kcnten 
ud  Untemehmeigewinns  tragenden  Einnahmen  bez.  Betriebs-  oder  Verviütangsttber- 
tchtt«se  der  Gemeindeanstalten,- Einrichtungen  u.  Unternehmungen.  Hier 
gewinnen  moderne  Dinge  wie  die  Gasanstalten,  Wasserleitungen  auch  eine  wachsende 
inanzielle  Bedeutung  &  die  Einnahmewirthschaft  der  preuss.  Städte.  Leider  fehlen 
loch  die  hohen  groostädt  Einnahmen  aus  Strassenbahnen,  die  man  bisher  auch  hier 
len  Actiengesellschafken  zur  Ausbeutung  tlberliess.  Unter  den  gebuhrenartigen  Ein- 
•ahmen  sind  die  Schulgelder  f&r  höhere  Schulen  heirorznheben.  wel<'lie  die  betreffenden 
Kosten  meist  zur  HiBte  und  mehr  decken.  Reiches  Material  über  dies  Alles  im 
Eigänzh.  N.  6.  Die  Bruttoeinnahmen  (?on  denen  bei  Gasanstalten,  Wasserleitung 
illerdings  nur  eine  massige  Quote  als  Reinertrag  ftlr  andere  Communalausgaben  ?er- 
fBgbar  bleibt)  waren  in  den  170  Gemeinden  über  10.000  E.  56.26  Mill.  M.  (davon 
Basanstalten  27.98,  Wassenrei8org.anstalten  8.31,  Entwäss.anlagen  und  Abfuhr- 
nstalten  0.45,  Märkte,  Markthallen,  Messeinrichtungen  0.90,  Communications- 
lalagen  1.19,  Schlachthäuser  u.  HOfo  0.31,  Stadtwaagen  0.14,  Krankenhäuser, 
HoqHtäler,  Wohlthätii^juistalten  1.54.  Schulen  im  Ganzen  10.91  [neml.  Volkssch.  1.46, 
höhere  TOchtersch.  2  03,  Mittdsch.  1.79,  Boal-  und  höhere  Bttrgersch.  2.85,  Gym- 
■asien  2.23,  Fachsch.  0.55  M.  M.1  Dazu  traten  noch  besondre  „Beiträge'  2.63 
(t  Einquartier,  n.  b.  w.  1.02,  Feld  und  Waldhuterlohn  0.084,  der  Adjacenteu  f.  Strassen- 
I.  Wegebaukosten  1.54),  ferner  diverse  „Gebühren  u.  Sportein*'  (u.  A.  f.  Standesamt- 
mchen,  Eichwesen  u.  A.  m..  z.  Th.  auf  Herkommen  oder  Spccial-Becbtstiteln  beruhend) 
0.54  M.  M.  Im  Qmaxen  an  solchen  Bruttoeinnahmen  aus  gebuhrenartigen  Gefällen, 
Beiträgen  u.  s.  w.  55.44  M.  M.,  10.33  M.  p.  Kopf,  gegen  70.39  M.  M.  oder  13.12  M. 
p.  Kopf  Communalsteoen  (Erg.h.  N.  6  S.  222,  218). 

§.  55. —  b.  Die  SelbotrerwaltungskOrper  höherer  Ordnung,  die  Kreise  und 
Provinzen,  haben  in  Fteussen  früher  nur  beschränkte  Befugnisse  der  Autonomie 
gehabt.  Eine  ediebliche  ^Weiterung  derselben  ibt  durch  die  neue  Gesetzgebung  der 
70er  Jahre  erfolgt  Diese  gilt  aber  erst  in  den  Ostlichen  Provinzen,  mit  Ausnahme 
Posens,  in  den  aaderen  bestehen  theils  die  älteren  Normen  noch,  theils  neue  besondere 
Bestimmungen,  so  in  den  1866  annectirten  Ländern,  unter  Gewilhrung  etwas  grosserer 
Aatonomie. 
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a.  Die  Kreise,  (S.  y.  KOnne,  I,  2.  §.  169,  Schalze,  preots.  Staatsr. 
II.  63  li'.,  F.  Meier,  4.  A.  v.  Holtzcnd.'s  EDcycl.  I.  1114).  Nach  den  KreisoidniiDgei 
V.  1823  ff.  fQr  die  acht  alten  Pronnzen  (Gesetze  ?.  1.  Juli  1S23  u.  27.  Mftn  1824) 
haben  die  Kreisstände  nur  die  Befugniss,  die  kreisweise  aufzabiiDgenden  Staats- 
prästationen za  repartiren,  soweit  deren  Aufbringangsart  nicht  durch  das  GeMd 
bestimmt  vorgeschrieben  ist,  sowie  die  Regulining  von  Abgaben  nnd  Leistongian  ftr 
KreisbedUrfnisse  zu  begutachten.  Durch  verschiedene,  im  Einzelaen  nicht  giu 
übereinstimmende  Verordnungen  von  1S41  ff. — 1846  fUr  die  rerschiedenea  hmm 
theile  (v.  Könne  I,  2,  S.  549)  haben  die  Kreisstände  aber  die  Befagniaa  eriiallea, 
die  Kreiseingesessenen  auch  zu  anderen  als  den  ohnehin  obligatoriichea  AugabM 
zu  verpflichten,  woraus  wieder  das  Recht  abgeleitet  wurde,  Kreisschalden  auf- 
zunehmen. Die  regelmässigen  Zwecke  sind:  Ausgaben  zu  gemeinnUtzigan  EiBi- 
richtungen  und  Anlagen,  auch  (mit  Ausnahme  der  Prov.  Preussen)  zur  ««Boseitiguig 
eines  Nothstands'\  Zu  diesen  Zwecken  können  auch  die  Einkünfte  der  Kreit* 
communalfonds  benutzt  werden,  das  Kapitalvermögen  derselben  mit  Kön.  Geaehmiging. 
Einzelne  weitere  Beschränkungen  ausserdem,  so  in  d.  Rheinprov. ,  dass  die  BeUiice 
u.  Leistungen  der  Kreiseingesessenen  107n  der  directen  Staatssteuem  (incl.  MaU- 
u.  Schlachtst.)  nicht  übersteigen  dürfen  (doch  Ausnahme  mit  Kön.  GenehmigOBg). 
Nach  der  Kreisordn.  v.  13.  Decb.  1872  (neue  Fassung  v.  19.  März  1881)  ist  der  Kreia- 
t^  (§•  116)  allgemein  befugt.  „Ausgaben  zur  Erfüllung  einer  Yerpflichtang 
oder  im  Interesse  des  Kreises  zu  beschliessen  und  zu  diesem  Behufe  über 
das  dem  Kreise  gehörige  Grund-,  bez.  Kapitalvermögen  zu  verfügen,  Anleihen  auf- 
zunehmen und  die  Kreisangehörigen  mit  Kreisabgaben  zu  beiasten,  innerhalb  der 
Grundsätze  der  §.  1U — IS  der  Kreisordn.  den  Yertheilungs-  u.  AufbringangsmaaiBBtab 
der  Kreisabgaben  zu  beschliessen,  den  Kreishaushaltsetat  festzustellen  und  hinaiclitliflk 
der  Jahresrechnung  Decharge  zu  ertheilen ;  die  Grundsätze  festzustellen ,  nach  vekkflB 
die  Verwaltung  des  dem  Kreise  gehörigen  Grund-  und  Kapitalvermögens,  sowie  dsr 
Kreisciurichtungen  u.  Anstalten  zu  erfolgen  hat,  die  Einrichtung  von  Kroisamtem  fi 
beschliessen,  die  Zahl  u.  Besoldung  der  Kreisbeamten  zu  bestimmen."  Ueber  die 
Beitragspflichten  zu  den  Kreisabgaben  s.  §.  9—19  d.  Kr.  0.  Hauptgnmdnts 
in  §.  10:  „Die  Vertheilung  der  Kreisabgaben  darf  nach  keinem  anderen  Maasastahe 
als  nach  dem  Verhältuiss  der  von  den  Kreisangehörigen  zu  entrichtenden  directea 
Staatssteuern  u.  zwar  nur  durch  Zuschläge  zu  denselben,  bez.  zu  den  nach 
§.  14,  15  zu  ermittelnden  fingirten  Steuersätzen  der  Forensen.  juristischen  Pefsonet 
u.  s.  w.  erfolgen  '*  —  (mit  spec.  Bestimmungen  über  das  Verhältuiss  der  Heranziehaiig 
der  einzelnen  Steuern).  In  den  einzelnen  Gemeinden  u.  den  Gutsbezirken  erfolgt  dann 
Individualrepartition  der  Kreisabgaben  auf  die  einzelnen  Pflichtigen ,  nnr  Am. 
Städten  bleibt  die  Art  der  Aufbringung  ihres  Steuercontingents  überlassen  (§.  11) 
und  sie  decken  es  vielfach  gleich  im  Ganzen  aus  ihren  Einnahmen.  Der  Maanstab 
der  Vertheilung  der  Krcisabgabon  soll  ein  für  allemal  festgestellt  werden,  BeTlakM 
von  5—5  Jahren  vorbehalten  (§.12).  Eine  Mehr-  oder  Minderbelastung  einzelner 
Kreistheile  ist  gestattet,  wenn  einzelne  Kreiseinrichtungen  in  besonders  hohem  oder 
geringem  Maasse  solchen  Theilen  zu  Gute  kommen  (§.  13).  Ueber  den  Kroishanriiah 
s.  §.  127 — 129  d.  Kr.O..  über  das  Oberaufsichts-  und  Genehmigungsrecht  der  Regierong 
^.  176  —  180  (u.  A.  bedarf  die  Belastung  der  Kreisangehörigen  mit  über  50*/«  der 
(iesammtsumme  der  dir.  Staatssteuern,  auch  jene  Mehr-  oder  Minderbelastung  einzelner 
Kreistheile  der  ministeriellen  Genehmigung,  Veränsserungen  von  Grundstücken  o.  Im- 
mobiliarrt'.chten,  Aufnahme  von  Anleihen  meistens,  neue  Belastung  der  Kreisangehörigen 
ohne  gesetzliche  Verpflichtung  über  die  nächsten  5  Jahre  hinaus  der  Gonehmiguog 
des  Bezirksraths  §.  176).  —  Ueber  die  bisherigen  kreisstäudischen  Einrichtnngea 
in  den  neuen  Provinzen  s.  die  preuss.  Verordnungen  v.  12.  Sept.  1867  f.  llannoror, 
22.  Sept  1S67  f  Schleswig- Holstein,  9.  Sept.  1^67  f.  R.  B.  Cassel,  26.  Scpt  1867 
f.  K.  B.  Wiesbaden.  Die  betreffenden  Kreisstände  haben  die  Verwaltung  der  den 
Kreise  gehörigen  Fonds,  mit  dem  Recht,  Ausgaben  daraus  zu  beschliessen,  zu  gemein- 
nützigen Zwecken,  bei  denen  ein  Interesse  des  Kreises  obwaltet,  oder  zur  Abwehr 
eines  Nothstands  die  Kreisangehörigen  zu  besteuern.  Staatsgenehmigung  ist  erforder- 
lich zu  Beschlüssen,  wodurch  Ausgaben  und  Leistungen  für  den  Kreis  ohne  bestehend« 
Verpflichtung  neu  übernommen  worden,  zur  Aufstellung  des  Beitragsfusses  f.  Auf  briogang 
der  Kreislasten  oder  zur  Aendening  des  bestehenden  Fusses.  auch  zur  Veräassening 
von  Grundstücken  u.  Kapital bestäii den  (ausser  Ersparnissen  aus  den  letzten  5  Jahren>. 
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EiD  blick  in  die  thatsächlicho  Gestaltuug  der  Kruishaushaltu  gcwälircn  elieiifalls 
Ib  genaunten  neueren  amtlichen  finanzsUtist  Arbeiten.  An  Kreis-  und  Proyincial- 
taiem  neben  den  Gemeindeabgaben  worden  danach  ls*^0 — 81  aufgebracht  in  den 
Hdten  1.S56  Hill.  M.,  in  den  Landgemeinden  11.147  Mill.  M.,  dort  so  ?iel  weniger« 
rtfl  die  grösseren  Städte  (über  25.000  Einw.)  meist  kreiscxcmt  sind  u.  viele  andere 
tae  Abgaben,  wie  bemerkt,  nicht  indi?iducll  erheben  (Erg.  Heft  9,  S.  41),  U9)> 
tar  Gesammtbetrag  der  aasgeschriebenen  Kreissteucm  allein  (darunter  die  direct 
Ir  Gontingent  zahlenden  Städte  inbegritfen),  war  im  preoss.  Staate  (incl.  Hoheuzollcrn) 
l77~-78  22.S00,  1S80— 81  25.S76  Mill.  M.,  da?on  im  Gebiet  der  Kreisordnung  14.55», 
■  ftbrigen  Staatsgebiete  11.323  Mill.  M.;  von  letzteren  zwei  Summen  wurden  erhoben 
h  Znscblag  zor  Grondstcaer  bez.  4.96S  n.  4.4(>.'t,  zur  Gebäudest.  1.501  u.  1.202,  zur 
hmen-  n.  Einkommenst.  7.066  u.  4.150,  zur  Gewerbest.  0.650  u.  0.509.  überhaupt 
I  Znschlagform  14.190  a.  10..'{24,  ausserdem  in  Form  besonderer  Kealst.  0.047  u. 
J89,  besond.  PeisonalsL  OMi  u.  O.OSS.  sonstiger  besond.  Kreissteuern  0.252  u.  0.822 
bg.  H.  9,  S.  135).  Näheres  in  d.  „ Fiuanzstatistik  der  Kreise  f.  1877 — 78"  von 
iarfurth  u.  Stodt  (Erg.  Heft  7),  auch  über  die  anderen,  nicht  steuerrechtl.  Einnahmen. 
hu  die  Ausgaben,  den  YeimÖgens-  und  Schulden  bestand  u.  den  Vcrtheilungsmaass- 
rib  der  Kreisstenem.  Folgende  Uebersicht  zeigt  die  Hauptposton  (ord.  und  auss.ord. 
■ig.  a.  Eiuu.  zns.)  in  1000  M. 

Staat  Davon  Provinzen 


I.  Aasgaben. 

FOr  allgem.  Staatszwecke 215 

Verkehnanlagen 21.905 


der  Kreisordn.       andere. 


105 
12.848 
1.140 
98 
551 
24 
35 
:{2 
4.919 
4.710 
2.171 
1.375 
28.022 


109 
9.117 
507 
60 
542 
112 
44 
1 
2.829 
552 
2.906 
413 
17.255 


Wohithitigk.  Armen w.  o.  s.  w 1.713 

Unteiricht 158 

Sanitälswesen 1.094 

landesmeliorat.  Land-,  focstwirthsch.  Zwecke        137 

GemdnnlUziges 79 

Beseitig,  t.  Nothstand 33 

Zinsen,  Tilg.  d.  Kreisschulden 7.748 

AUg.  KreisrerwalL 5.269 

Leiit  an  Prorinc.  a.  comm.-  stand.-  Verbände      5.077 

Sonstiges 1.789 

Snmne  d.  Ausgaben 45.277 

II.  Einnahmen. 

Ans  nutzbarem  Kreisrermftgen 1.662  1.110  552 

Aas  den  Verkehrsanlag. 2.039  1.759  280 

Ans  Wohlthätigk.anst  u.  gemeinnQtz.  Anlag.  183  131  52 

Aas  Unterr.an8t (>  6 

Aas  Kreisstenem 22.798  12.994  9.803 

Aas  Jagdscheingeldem 511  200  310 

Ans  ZaUangen  aas  Staats-  od.  Pro?.fonds    .      8.293  5.437  2.S5(> 

Anleheu 5.371  3.102  2.26S 

Sonstiges 3.168  2.005  1.162 

Samme  der  Einnahmen 44.030  26.746  17.284 

HL  Summe  des  ActifrermOgens     .    .     43.205  32.483  10.761 

Dan»  Gebäude 10.011  18.301  8.365 

,.    Inhabeipapiere 8.612  13.027  5.673 

..    and.  Fonierangen 1.399  5.274  2.(>92 

IV.  Summe  der  Fassira 93.266  64.997  28.269 

Ilaron  luhaberpAp 47.685  37.160  10.525 

^    sonsüge  Scbulden 45.581  27.836  17.744 

Die  Natnnllciscungen  sind  hier  überall  in  Einnahme  u.  Ausgabe  auf  (icldweith 
liicirt    Die  Bedeatong  der  Ausgaben  f.  Vorkehrsaulagen  ragt  hervor. 

$.56. — ß,  DieProfinzen.  (S.  r.  Könne,  E.  Meier.  Schulze  a.  a.  n.)  Die 
■tn.  ProvincisLirerbindo  sind  nach  der  neuesten  ])reu8s.  (iesctzgcbuiig  jetzt  die  höchsten 
Astrerwaitongskörper,  welche  insbesondere  regelmässig  nuumehr  auch  als  Land- 
ÜMorerbände  fiiDgireo  and  die  älteren  communalständischen  Verbände  in  sich  auf- 
■gen  (s.  z.  B.  das  Ges.  r.  18.  Jan.  1881  betr.  die  Auf  heb.  d.  comm.ständ.  Verbände 
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f.  Pommern,  d.  des,  v,  19.  Jan.  1881  betr.  die  Aufbeb.  d.  comm.stind.  Verinuids  d. 
Neumark  n.  dessen  Vereinig,  mit  Brandenburg.  Eine  Ausnahme  bildet  namentUck  dia 
Provinz  Hessen -Nassau,  wo  die  beiden  geschichtlich  getrennten  Bestandcheile  wmk 
in  den  beiden  Begierungsbezirken  der  Provinz  selbständige  communabtind.  YttrUüide 
geblieben  sind).  — 

Nach  dem  (les.  v.  5.  Juni  1823  und  den  danach  fUr  die  einzelneii  &ltereB 
Provinzen  gegebenen  provincialständischen  Verfassungen  hatten  die  Stände  kein  RocM 
der  eigenen  Besteuerung  zur  Deckung  der  Provincialausgaben,  noch  ein  Recht  der 
Schuldaufnahme.  Nach  dem  J.  1866  fahrte  zunächst  die  Kacksicht  anf  die  neuen 
Provinzen  zu  einer  Ausbildung  der  Provincialverfassungen  und  zur  Ansgestaltnng  dtt 
Provinzen  zu  SelbstvenvaltungskOrpem  höchster  Ordnung  mit  umfasMnderer  GompeteUi 
Die  preuss.  Verordnung  v.  22.  Aug.  1867  machte  aus  dem  Gebiete  Hannorera  (wen 
später  das  preuss.  Jadegebiet  trat)  einen  Provincialverbaud  mit  Corporationsrecht,  des 
durch  das  Ges.  v.  7.  März  1868  eine  jährliche  Dotation  von  Vi  MÜL  Tbl  SM 
Staatsmitteln  zu  eigner  Verwaltung  eigenthümlich  überwiesen  wurde,  und  zwar  fir 
folgende  Zwecke:  Bestreitung  der  Kosten  des  Provinclandtags  und  der  einzelnen  Leni- 
Schäften,  Unterhaltung  u.  Ergänzung  der  Landesbibliotheken,  ZuschOste  f.  OflML 
Sammlungen  d.  Kunst  u.  Wissensch.,  Unterhalt,  u.  Unterstütz,  d.  Irrenanstalten,  «ilitai 
Stiftungen,  Blinden-,  Taubstummen-,  Rettnngs-,  Idioten-,  Landarmenanatalten ,  6m 
jadischen  Schul-  u.  Synagogen wesens,  Kostenbestreitung,  bez.  Unterstützung  dei 
chansseemäss.  Ausbaus  von  Landstrassen  n.  Instandhaltung  der  Gemeindewege,  S^onf 
eines  Fonds  fUr  Zuschüsse  zu  Landesmeliorationen,  sowie  f.  ähnliche,  im  Wege  der 
Gesetzgebung  zu  bestimmende  Zwecke.  Dem  Prov.landtag  steht  unter  Mitwixknf 
u.  Aufiiicht  der  Staatsregierung  die  Beschlnssnahme  über  die  Gommunalangelegenhettn 
der  Provinz,  die  Verwaltung  und  Vertretung  der  prov.ständ.  Institute  und  VennPgei 
rechte  zu.  Er  hat  sonst  die  Rechte  und  Pflichten  der  Prov.stände  der  älteren  Profinzan. 
Darüber  hinaus  ist  die  Provinz,  zum  Unterschied  von  den  alten  Provinzen,  die  dlfli 
Kecht  bis  dahin  noch  nicht  hatten,  befugt,  im  Interesse  der  Provinz  Ansgnben 
u.  Leistungen  zu  übernehmen  und  die  Art  und  Weise  der  Aufbring'iaf 
derselben  zu  beschliessen,  also  ein  weiter  Kreis  facu  1  tat iv er  Ausgaben  erftffiHi 
(§.  2  d.  Verordn.  v.  22.  Aug.  1867).  Staatsgenehmigung  ist  erforderlich  bei  te 
Neuübernahme  von  Ausgaben  u.  Leistungen  für  den  Verband  ohne  bestehende  Yai^ 
pflichtuog,  femer  zur  Aufstellung  des  Beitragsfasses  für  Aufbringung  der  Yerbiwli-> 
lasten  u.  für  Abänderung  des  bestehenden  Fusses,  endlich  zu  Veräusserangen  fM 
Grund-  und  Kapitalbestand  des  prov.ständ.  Vermögens,  soweit  das  Kapital  nicht  am 
Ersparnissen  der  letzten  5  Jahre  herrührt.  (§.  17  d.  gen.  Verordnung).  Durch  Qu. 
V.  25.  Dec.  1869  ist  die  hannov.  Landescreditcasse  von  1842  zur  Provjuistalt  eiUbt 
u.  unter  bezügl.  Entlastung  des  Staats  mit  ihren  Rechten  und  Pflichten  anf  die 
Provinz  übergegangen.  (Erweiter,  d.  Statuten  dieser  Anstalt  durch  Ges.  v.  24.  JaÜ  187B, 
auch  Ges.  v.  7.  März  1S79).  Die  Verwaltung  der  Angelegenheiten  des  Landnnnflft- 
Verbands  der  Prov.  Hannover  ist  dem  Prov.verband  übertragen  worden  (Verndn*  r. 
1.  Aug.  1871).  Auch  die  Provincialstände  v.  Schleswig-Holstein  haben  donh 
V.  V.  22.  Sept.  1867  wesentlich  dieselben  finanziellen  und  sonstigen  Befugnisse,  vie 
die  hannoverschen  erhalten,  ebenso  die  getrennten  Communalstände  der  beiden  Be» 
zirkeder  Prov.  Hessen-Nassau  tV.  v.  20.  u.  26.  Sept.  1867,  beim  nass. Reg.bz.  iitder 
Stadtkreis  Frankfiirt  a.  M.  vom  communalständ.  Verband  ausgeschlossen).  Der  Erina 
V.  11.  Nov.  1868  regelt  für  den  R.  Bz.  Kassel  die  Verwaltung  des  commnnalitiid. 
Vermögens  u.  der  communalständ.  Anstalten  naher.  Dem  Communalverband  iit  dto 
Landescreditkasse  von  1832  (s.  Näheres  bei  v.  Rönne,  I.  2.  Abth.  S.  542  ff.)  dvt€k 
preuss.  (ies.  v.  25.  Dcc.  1869  als  ständische  Anstalt  überwiesen  worden,  unter  8t>ecieIlMr 
Regelung  der  Rechtsverhältnisse.  Die  hess.  Brandversich.anstalt  in  Kassel  ist  durA 
(ies.  V.  18.  März  1879  von  Anf.  1880  an  auf  den  Communalverband  d.  R.  B.  KÜd 
übergegangen.  Durch  Erlass  v.  16.  Sept.  1867  ist  der  ehemals  kurhess.  Staats« 
schätz  dem  comm.ständ.  Verband  des  R.  B.  Kassel  überwiesen  als  ein  demedbcn 
gehöriges  u.  von  ihm  zu  verwaltendes  Vermögen,  mit  Bestimmung  der  Verwendmgf* 
/.wecke  f.  Unterstützung  des  Chaussee-  u.  Landwegebaus.  Unterhaltung  der  Land» 
krankenanstalten  u.  Landhospitäler,  Anlegung  und  Unterhalt,  einer  IrrenheilanstalC, 
dsgl.  einer  Arbeitsanstalt  f.  verhaftete  Landstreicher,  Bettler,  Arbeitsscheue,  für  die 
Kosten  der  Landarmenpflege,  eines  Landarmenhauses,  f.  lAndesbibliotheken,  u.  „ähnliclMt 
im  Wege  der  Gesetzgebung  festzustellende  Zwecke.'*     Au«<dehnnng  dieser  Zwecke 
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A  erfolgt  durch  Ges.  ?.  25.  März  1S69  (a.  A.  Uebcmahino  der  Kobteii  der  cutuiiiuii. 
ADd.  Verwmit.,  Terscliiedener  Armea-  und  WoblUiäti^k.auiigabon ,  Bildung  einos 
■sohuasfonds  f.  Landesmeliontionen).  (Die  Verhältuissc  des  hcssischeu  fürstlichen 
IdeicommissYermögeDS  [vozu  der  „Hansschatz"  gehörte,  s.  Rönne,  I,  2.  A.. 
.  542)  sind  nunmehr,  nach  vertragsmftss.  Kegclung  und  Auseinandersetzung  mit  den 
lUgticdem  des  kurhess.  Hauses  endgiltig  durch  Ges.  v.  16.  März  1S81  geordD<;t. 
Üe  Vennögcnsgegenstinde  dos  Fidoicommisses,  die  dem  Staate  demnach  verblicbcu, 
ind  als  Staatseigenthum  anerkannt,  die  Bestände  des  Uaussrhatzcs  mit  den  bei 
er  GeiieralBtaatskawe  rerwaltetcn  Staatsactiykapitalfonds  vereinigt,  die  auf  dem  Hauä- 
cfcatz  mheDden  rechtlichen  Yerpflichtnugen  auf  den  Staat  übcmommen  worden.  Die 
i  die  Mitglieder  des  Farstenhansos  auszuzahlenden  Kenten  stehen  jetzt  auf  dum 
iMtshaoahaJtetat).  —  Dem  comm.stäud.  Vorhand  d.  U.  B.  Wiesbaden  ist  die  Nasd. 
■ndesliank  durch  lies,  w,  25.  Dec.  1869  abortragen  worden,  eine  nass.  Staatsanstalt; 
^>en  ihr  ist  eine  comm.st&nd.  Sparkasse  errichtet  worden.  Die  nass.  Brandversich.- 
uralt  wurde  durch  Ges.  r.  21.  Dec.  1871  communalständ.  Institut  v.  Anf.  1872  an. 
weh  Ges.  r.  1).  Mirz  1S72  ist  der  Wiesbad.  Verband  auch  zu  Chausseebauten  u. 
TCO-  n.  TaubstummenfUrsorgc  mit  142.000  Thl.  jährlich  aus  Staatsfonds  dotirt,  auch 
■d  zwei  ältere  Fonds  ron  46.380  Thl.  zur  Grtlndung  einor  comm.ständ.  Ililfskasso 
■em  Verband  Überwiesen  worden. 

Eine  Fortbildung  der  Prorincialver&ssungen  der  alten  Provinzen  erfolgte  durch 
ie  wichtige  Gesetzgebung  von  1875:  Provincialordn.  f.  d.  6  östl.  Provinzen  (ohne 
tien)  r.  29.  Juni  1875,  abgeändert  durch  Ges.  v.  22.  März  li)^l  und  darauf  neu 
digirt  in  d.  Bekjnach.  f.  22.  März  1881 ,  ferner  durch  die  sogen.  Dotatiousgesetze, 
eläe  sich  z.  Th.  mit  auf  die  Kreisvorbände  u.  auf  die  anderen  Provinzen  beziehen, 
ML  T.  SO.  April  1873  n.  8.  Juli  1875  (s.  das  Material  darüber  bes.  bei  v.  Brauch it seh). 
k  Pror.Terb&nde,  bz.  Landtage  haben  hier  eine  umfassendere  Gompetenz  erhalten, 
•  8,  34 — 44,  bes.  §.  37),  namentlich,  wie  die  neuen  Provinzen,  das  Becht,  Aus- 
iben.  welche  zur  Erfüllung  von  Verpflichtungen  oder  im  Interesse  der  Provinz 
fuderlidi  sind,  zu  beschliessen ,  dafür  die  Staatsdotationen  nach  der  gesetzl.  Vor- 
helft,  die  Einnahmen  aus  dem  sonstigen  Kapital-  und  Grundvermögen,  auch  das 
«mAgen  selbst,  zu  verwenden,  Anleihen  aufzunehmen,  Bürgschaften  zu  übernehmen, 
nr^ahgaben  nunoschreiben  (§.  37).  Nähere  Bestimmungen  über  diese  Abgaben  in 
.  105  — 109,  im  8.  Abschnitt,  v.  Prov.haushalte.  Bis  zum  Erlass  eines  besond. 
mmunabteoergesetzes  ist  die  Hauptvoischrift  die,  dass  die  Pro v. abgaben  auf 
ie  einzelnen  Land*  n.  Stadtkreise  nach  dem  Maassstabe  der  in  ihnen 
if kommenden  dir ecten  Staatssteuern,  mit  Ausschluss  der  Hausir-Gewerbe- 
Mer,  vertheilt  werden  sollen.  Die  Stadt-  u.  Landkreise  bringen  (§.  108)  die 
ntingente  nach  den  Vonchriften  der  Kreisordn.  u.  der  Städtcordn.  v.  1853  auf, 
iher  Zwang  zur  Indiriduahrepartition  nur  bei  den  Landkrcben  (o.  S.  120).  Eine 
(ehr-  oder  MinderbelaStang  einzelner  Provincialtheile  ist  ebenso  wie  diejenige  einzelner 
ttktheile  zulässig  (§.  110).  Ueber  das  staatl.  Aufsit  htsrecht  s.  Tit.  3,  §.  114  H'.. 
9L  §.  119.  U.  A.  ist  danach  minist  Genehmigung  erforderlich  bei  Mehr-  u. 
Qadeibelaatnngen  einzelner  Prov.theile  zur  Aufnahme  v.  Anleihen,  zur  Beiast.  des 
eibands  mit  über  25V«  Prov.beitrflgen  vom  Gesammtauf  kommen  der  dir.  Staatssteuem. 
K-h  zu  ftber  fonfjähr.  BelasUingen  ohne  gesetzL  Verpflichtung.  In  diesen  Bcstimmungm 
Bgt  die  eventuelle  Begrenzung  der  facult.  Aufgaben  und  Ausgaben;  die  einzelnen 
Bgeutände,  welche  der  Prov.verband  übernehmen  darf,  sind  gesetzlich  nicht  näher 
Ktimmt 

Das  DotationsgeseU  v.  30.  April  1^73  hat  jährlich  2  Mill.  Thlr.  aus  den 
tutseionahmen  bewilligt  zur  Ausstattung  der  Prov.vcrbände  der  alten  Provinzen, 
Alesw.-Holsteins,  des  Stadtkr.  Frankfurt  a.  M.,  Ilohcnzollerns  u.  des  Jadcgebicts  mit 
Fonds  zur  Selbstverwaltung^,  femer  jährlich  1  Mill.  Thlr.  zu  Fonds  für  die  Duroh- 
Ihrang  der  Kieisonlnung  (u.  ähnlicher  f.  d.  anderen  Provinzen  zu  erlassender  Gesetze'), 
BS.  zur  Bestreit  d.  Kosten  des  Kreisausschusses  u.  der  Amtsverwaltung  im  ganzen 
tttte.  Der  —  wohl  angreifbare,  mechanische,  aber  schwer  durch  einen  besseren  zu 
netzende  —  Vertbeilnngsmaassstab  für  diese  Summen  unter  die  Verbände  ist: 
ir  Hälfte  der  Flächeninhalt  zur  Hälfte  die  Civilbevölkerung  v.  1871 :  gleicher  Maass- 
iab  für  die  Vertheilang  der  1  Mill.  Thlr.  unter  die  Kreise.  Durch  (les.  v.  S.  Juli 
675  wurde  die  Dotation  der  gen.  Provinzen  um  7.44  Mill.  M.  (*rhöht.  <£ndfnlt 
'erthdinng  der    ganzen  Summe  von    13.44    Mill.  M.  durch   V.  v.   12.  Sept   1873). 
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Ausserdem  wurden  den  genannten  Verbänden  die  nach  d.  Ges.  v.  1873,  §.  5,  zinsbar 
angelegten  Dotationsfonds  f.  d.  Jahre  1873 — 75  vom  1.  Jan.  1876  an  flbenrieiflii 
(zus.  13.68  Mill.  M ).  Die  gesetzlichen  Verwendungszwecke  dieser  SnmmeD,  «-« 
also  ,,generell  Überwiesene,  obligatorische  Ausgaben''  —  sind  nach  §..4 
d.  Ges.  y.  1875:  Neubau  chauss.  Wege  u.  Unterstatzung  des  Gemeinde-  u.  Krai»« 
Wegebaus,  Beförderung  von  Landesmeliorationen  innerhalb  des  proTlnz.  InteraMS, 
Landarmen-  u.  Corrigendenwesen ,  Irren-,  Taubstummen-,  Blinden wosen ,  Untentfltb 
milder  Stiftungen,  Rettungs-,  Idioten-  u.  and.  Wohlthätigkeitsanstalten ,  Zasohttsse  £ 
kUnstl.  u.  wissensch.  Vereine,  OfT.  Sammlungen,  Landesbiblioth.  u.  s.  w.,  v.  „ähnliche 
im  Wege  der  Gesetzgebung  festzustellende  Zwecke''.  In  den  Prov.verbinden  sind 
mit  den  überwiesenen  Summen  auch  die  Kosten  des  Prov.Iandtag8,  der  ProT.Tenraltaig 
u.  einiges  A.  m.  zu  bestreiten.  In  Verbindung  hiermit  sind  den  Prov.verbänden  eine 
Keihe  von  gemeinniUzigen  Anstalten  mit  allen  Rechten  u.  Pflichten  unter  Aasscheidanf 
des  Staats  zur  Verwaltung  u.  Unterhaltung  überwiesen,  auch  verschiedene  kleiaen 
Fonds  an  sie  übertra«:en  worden.  Endlich  wurde  durch  das  Ges.  v.  1875,  §.  J8^ 
allen  Provincialverbänden ,  auch  der  neuen  Provinzen,  den  Gomm.Terhindea  tob 
Kassel  u.  Wiesbaden,  den  Stadtkreisen  Berlin  u.  Frankfurt  a.  M.,  u.  dem  Gomm.feTbaad 
von  Hohenzollern  Eigenthum  an  und  Verwaltung  u.  Unterhaltung  der  StaaU- 
chausscen  übertragen  (mit  Ausnahme  der  berg-  u.  forstfiscaL  Staatschansaeea), 
Zur  L'ebemahme  dieser  Last  wurde  den  Verbänden  eine  weitere  Jahresronte  ans 
Staatsfonds  von  19  Mill.  M.  gewährt,  wovon  15  Mill.  M.  im  Gesetze  selbst,  4  MiU. 
M.  halb  nach  Fläche,  halb  nach  Volkszahl  auf  die  Verbände  vertheilt  worden. 

Auf  Grund  dieser  verschiedenen  Dotationsgesetze  enthält  der  preuss.  Staali- 
hau8h.etat  jetzt  jährlich  37,559,111  M.  „zur  Gewähr,  von  Provincfonds  f.  Zwecke  der 
Selbstverwaltung,  einschliessl.  d.  Mittel  z.  Durchführ,  der  Kreisordn.^,  aneaerdem 
.«Beitrag  z.  d.  Kosten  der  Amtsverwalt.  der  Ostl.  Provinzen"  745,500  M.  Dkm 
Dotationen  machen  in  den  Prov.verbänden  die  Prov.steuem  bisher  noch  groasendudls 
entbehrlich.  Die  genannten  neueren  finanzstatist.  Arbeiten  trennen  die  Kreis  *  ud 
Prov.steuem  nicht.  An  „Leistungen  der  Kreise  an  den  Prov.-  oder  Commnnalstlad. 
Verband"  erscheinen  in  d.  Fin.statist  der  Kreise  f.  1877/78  die  schon  oben  mit  aof- 
geführten  Summen  von  5  077  Mill.  M.,  wovon  2.171  im  Gebiete  der  Krsisoida^ 
2.906  im  übrigen  Gebiet  Diesen  Summen  stehen  bei  den  Einnahmen  der  Kniie 
an  „Zahlungen  ans  Staats-  oder  Provincfonds"  8.293  Mill.  'SL  gegenüber,  bez.  6.43T 
u.  2.856  in  den  beiden  Gebietsgruppen.  — 

Wichtig  für  das  gesammte  preussische  u.  deutsche  Oommunalfinanzwesen  i.  w.  8. 
ist,  dass  die  indircctc  Besteuerung  in  Form  von  Zöllen  oder  Zuschlägen  zu  den  Verein»^ 
Zöllen,  auch  zu  den  inneren  Verbrauchsteuern  auf  Salz  wie  den  Einzelstaaten,  so  aaeh 
den  Communen  u.  Commu naiverbänden  untersagt  ist.  (Zollvereinsvertr.  v.  1S67  Im 
Betr.  der  eingeführten  ausländ.  Erzeugnisse,  die  eingangszollpfHchtig,  vorbehaltlich  dar 
inneren  Steuern  auf  Branntw.,  Bier,  Essig,  der  Mahl-  u.  SchUchtsteuer  auch  von  aM» 
länd.  Productcn,  Art.  5,  N.  I;  ähnliche  Beschränkungen,  auch  in  Betr.  der  HAha 
der  Sätze  f.  Inland.  Artikel,  Branntwein,  Bier,  Wein,  ferner  Mehl  u.  Mehlfabrikate, 
Fleisch  etc.,  für  die  einzelstaatl.  Besteuerung,  Art  5,  N.  II,  §.  2;  Abgabtti  f. 
Rechn.  v.  Communen  u.  Corporationen  dürfen  nur  f.  Gegenstände,  die  zur  örtlichaa 
Clonsumtion  bestimmt,  erfolgen,  nam.  f.  Bier,  Essig,  Malz,  Cider,  f.  d.  der  Bfahl- 
u.  Schlachtst.  unteiiiegenden  Erzeugnisse,  Brennmater.,  Marktvictualien,  Fourage,  av 
in  W^einlandcn  f.  Wein,  nur  ausnahmsweise  f.  Branntwein,  daneben  BeschrinkaDges 
in  d.  Höhe  der  Sätze  bei  Wein,  Bier,  Branntw.  (Art.  5,  11,  §.  7);  nach  d.  Uebeida- 
kunft  V.  8.  Mai  1867  darf  neben  der  neuen  Vereins -Salzsteuer  keinerlei  anden 
Salzabgabe  erhoben  werden.)  Elsass-Lothringen  unterliegt  für  seine  atldt 
Octrois  diesen  Beschränkungen  nicht.    (Reichsges.  v.  2.').  Juni  1873  §.  5\ 

In  den  preuss.  Provinzen,  worin  die  neue  Provincialordnung  nicht  gilt,  stehea 
die  früheren  Ordnungen  noch  in  Kraft  und  sind  durch  neuere  Vorschriften  erglut, 
so  dass  doch  in  wesentlichen  Puncten  Gleichmässigkeit  der  Verhältnisse  besteht 
S.  u.  A.  Erlass  v.  27.  Sept.  1S71,  betr.  das  Regulativ  über  die  provincialständ.  Aa* 
stalten  u.  Vermögt^  der  Rheinprovinz,  mit  Nachtrag  v.  1.  Nov.  ]S75.  Eri.  r. 
16.  Aug.  1871,  mit  Nachtr.  v.  8.  Dec.  1875  über  die  prov.ständ.  Anstalten  der  Prov.  Posoa. 

^.  57  —  3.  In  den  übrigen  deutschen  Staaten  gelten,  mit  manchen  Ab» 
weichungen  im  Einzelnen,  ähnliche  gesetzliche  Bestimmungen,  für  die  finanzieUa 
Autonomie  der  Gemeinden  n.  der  höheren  Oommunal verbände  und  für  das  Oberaa^ 
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ichlä-  und  GeochmigungBrccht  der  Staatsrcgicrang  in  Betr.  der  Wahl  der  Stciicrart, 
ler  Höhe  der  Steuer,  der  Schuldanfnahmeo  n.  s.  w.  Co iiiinuDalvcrbünde  höherer 
PrdnuDg  mit  weiteren  Befugnissen  (obrigkeitlichen,  linaiizioUcn^  hat  auch  hier  die 
euere  Geä^tzgebung  erst  geschatfcn,  th.  (Baiem,  Baden,  Sachsen- Weimar  u.  a.  m.)  schon 
ither,  mit  nach  prcnss.  Muster  in  K.  Sachsen ,  Hi^ssen ,  Brauuschwcig.  liier  kann 
■r  Einiges  aus  diesem  grossen  Detail  henrorgcbobcQ  werden.  —  Vgl.  i.  AUg.  über 
ie  betreir.  rerfassongs-  u.  Torwalt.rcchtl.  Bestimmungen  des  Particularrcchts  (icorf^ 
leyer,  Lehrbuch  d.  D.  Staatsrechts,  §.  110  11.  —  HS.  211. 

FOr  die  Gemeindesteuern  i^t  das  System  der  Zuschläge  zu  den  directcn 
iMtSBteucrn  (einzeln  auch  zu  Verbrauchsteuern,  so  der  Biersteuer,  z.  B.  in  Baiern) 
■ch  ausserhalb  Preussens  das  vorwaltende.  Doch  kommen  communale  Octrois 
whr  Tor  (Baicm,  WUrtemberg.  u.  a.  m.).  In  Baiern  gingen  im  (iemeindecdict  ?. 
1.  Mai  ISIS  u.  der  Verordn.  r.  22.  Juli  isrj,  betr.  die  Umlagen  f.  Gciiicindcbe- 
■rfniase,  die  Getreide-  n.  Fleischaufschl&ge  den  directcn  Steuern  voran,  in  d.  (üem. 
pdn.  r.  29.  April  1869  Art  39  sind  diese  Steuern  ahs  gleich  statthaft  erklärt.  Ausscr- 
■■  kommt  bes.  der  Localmalz-  oder  Bieraufschlag  vor,  der  1S79  in  den  n^chtsrhein. 
iveisen  4.55  Mill.  M.  ertrug  (Ztschr.  de^  bair.  stat.  ßur.  ISSO,  S.  171).  Vgl.  Zürn. 
I  d.  Gutachten  z.  Comm.steuerfragc ,  Sehr.  d.  V.  f.  Soc.pol.  XII,  IsTT,  S.  102. 
cbOller  o.  Mayer,  (baier.)  Gem.ordn.,  3.  A.  £rl.  1S82,  S.  40  fi.  Nene  Ver- 
nochsteoem  der  Gemeinden  können  nur  durch  Gesetz  eingeführt  werden.  In 
ftrtemberg  znn&chst,  wenn  die  übrigen  Einnahmen  nicht  reichen,  l'mlage  von 
fiemeindeschaden**  auf  die  im  Gemeindeverband  befmdl.  (iuter.  Geflllo,  Gebäude,  Gewcrbt^ 
ach  Verfa&Itniss  der  Staatssteuer;  auch  Zuschläge  bis  !"/„  des  steuerbaren  Betrags  zur 
Snkommensteoer  i, wovon  dann  Va  *>'  ^^^  höheren  Verbände,  die  Amtscorporationcn.) 
taZQ  sobaidüir  in  den  Gemeinden,  wo  sonst  die  Gemeindcum lagen  als  Zuschläge  zur  (inmd-, 
ieb&ode-  n.  Gewerbesteuer  100%  übersteigen  wurden,  mit  königl.  Verordnung  Communal- 
hfaben  auf  Bier,  Fleisch,  Gas,  in  bestimmten  Maximalsätzen  zulässig  (Gesetz  v.  23.  J  uli  1 977 
iL  16  u.  Ges.  V.  8.  März  ISbl).  S.  Kiecke,  Verfass.  Wurt.s  u  s!  w.  18S2.  S.  227.  — 
■  K.  Sachsen  hat  Dresden  eine  bedeutendere  indirecte  Oommunal-Yerbrauchs- 
Hteuenmir  (s.  Mittheil.  d.  Dresd.  stat  Bur.  H.  1,  v.  Jan  nasch). 

Die  Communalverbände  höherer  Ordnung  anlangend,  so  bilden  in  Baiern 
Ie  Kreise  (Regier.  Bezirke)  eigene  Kreisgemeinden  mit  d.  Rc<:ht  der  Jurist.  Person 
ies.  r.  28.  Mai  1852,  ftltorc  Gesetze  v.  182b,  1846),  denen  rerschiedcnü  gemeinnutzige 
wecke  obliegen,  bes.  im  Gebiete  der  volkswirthsch.  lutore^en,  des  Verkehrswesen, 
BS  Armen-  n.  Wohlthltigkoits-,  Gesundh.wesens.  Die  Vertretung  der  Kreisgemeinde 
er  sog.  Landrath,  setzt  den  Etat  fest,  bewilligt,  soweit  die  anderwoiten  Mittel  nicht 
■reichen,  mit  Staatsgenehmigung  die  „ Kreisumlagcn *'  oder  Kreissteuorn,  die  rcgel- 
ling  nach  Maaasgabe  der  directen  Staatssteuem  vcrthcüt  werden,  (anderer  Maass- 
ab  nur  auf  Antrag  des  Landraths  durch  Staatsgesetz  zulässig).  Zuschüsse  aus  der 
tntskaste  flQr  Kreisxwcckc  kommen  ebenfalls  vor.  Vgl.  v.  Pözl,  baier.  Verfass.rocht 
.  131  ff.,  Stockar  r.  Neuforn,  Handb.  d.  baier.  Fin.verwalt.  3.  A.  v.  Hock, 
osb.  1881,  I.  72  ff.  vom  Kreishaushalte.  —  Der  kleinere  ('ommunalverband  im  Kreise, 
Her  den  kreisnnmittelbaren  Städten,  wird  in  Baiem  durch  die  mit  dem  Bezirksamt 
■L&LUende  Districtsgemeinde  gebildet,  diu  der  Districtsrath  vertritt.  (And.  Ges. 
.  28.  Mai  1852).  Finanzstatistik  über  die  DistrictRumlagcu  u.  ihr  Vcrhältniss  zu 
m  directen  Staatsstoueni  in  d.  Ztschr.  d.  baier.  stat.  Bur.  1878  S.  20S  IL,  1880 
.  22  ff,  eb.  S.  100  ff.  über  die  grösseren  Städte,  Daten  f.  1S7G  — 7S.  Im  ganzen 
iMte  waren  danach:  Die  Steuerprincipalsumme  der  directen  Staatssteuern  in  den 
eaiilsimtem,  16.89  MilL  M.,  die  Districtsumlagen  5.09  oder  30.13<^/u  der  Staats- 
ner,  die  Steuciprincipalsnmmen  der  directen  Staatssteuem  der  (iemcindon  2 1 .65  ^lill.  M. 
hkiSB  deij.  Gemeinden ,  in  denen  Gemeinden mlagen  erhoben  werden,  20.33  Mill.  M.). 
er  Betrag  der  erhobräen  Gemeindou mlagen  17.01  M.  M.  oder  7^.50  **„  der  Staats- 
taem  (oder  83.08%  annr  Berücksichtigung  bloss  der  Gemeinden,  in  denen  Umlagen 
rfaoben  wurden).  P.  Kopf  die  Distr.uml.  1.01 ,  die  Gemeindeuml.  3.39  lil.  (bloss  in 
CO  Gem.  mit  Dmlageerhebang  8.(M)),  zus.  4.40  M.  Die  Kreisumlagon  allein  betrugen 
■sserdem  (1876)  5.51  M.  M. 

In  W  üTtemberg  fiingircn  die  0  berämter  als  höhere  Communalverbände  u.  Selbst- 
«wahunfcOrper  auch  auf  dem  finanziellen  (Sebiete,  schon  nach  Ges.  v.  1822,  nicht  die 
ireise.  S.  Rieche,  a.  a.  O.  S.  222.  Wichtig  in  princip.  Hinsicht  fiir  die  Ausbildung  der 
(dburcrwaltug  w«r  diebadische Gesetzgebung,  Ges.  über  Organis.  d.  inneren  Yerwalt. 
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r.  5.  Oct  18()3.  Die  mehrere  ,,Bezirke'*  umfassenden  „Kreise*',  mit  gewählten  Eroii- 
yersammlangcn  a.  Kreisausschüssen  haben  Corporationsrechte.  Nach  §.41  fit  „die 
Kroisversammlang  berechtigt,  im  Interesse  des  Kreises  u.  seiner  Bewohner  gemela- 
nUtzige  Anstalten  zu  grttndcn  u.  zur  Forderung  gemeinsamer  Kultor,  Wirthaehaft  ■. 
Wohlthfitigkcit  die  Gemeinden  zu  unterstützen''.  Bcsond.  Gegenstände  des  Wirknigt- 
kreises  sind:  neue  Strassen.  Brücken.  Kanäle,  Uebcrnahme  schon  rorhandener,  Erridii 
?.  Sparkassen,  Kreisschal-,  Rettangsanstalten,  Werk-,  Waisen-,  Armen-,  Krankenhänsen, 
sonst.  ArmenfUrsorge,  e?ent.  Uebernahme  von  Gemeindclasten  auf  den  Kreis.  AnleUum 
Kreisamlagen,  Alles  unter  Aufsicht  des  Staats.  —  Gr.  Hessen  (Ges.  12.  Joai  1874) 
hat  ähnlich  wie  Prcussen  höhere  Selbst?erwaltungskOrpor  (Profinzen,  Kreise)  mit  Yer* 
trotungsorganen  u.  weiteren  finanziellen  Befugnissen  eingerichtet  Dasaellie  eilt  wm 
K.  Sachsen  (Gesetz  ?.  21.  April  1873,  betr.  die  Bildung  von  BezirkaroroändeB^ 
Diese  Verbände  werden  durch  die  Amtshauptmannschaften  gebildet,  haben  die  Reohli 
einer  Jurist.  Person ,  werden  durch  die  Bez.versammlung  n.  den  BezirksausacliQM  ver* 
treten.  Die  Bez.ver8amml.  darf  für  gemeinnützige  Zwecke,  welche  gesetzlich  n 
Bezirkbangelegenheiten  erklärt  sind,  —  namentl.  Einriebt  f.  Armenversorg. ,  OflentL 
Krankenpflege,  Wegebau,  Nothstands-Abwehr,  Unterstütz,  der  Familien  der  ReserriMei 
u.  s.  w.  —  Einrichtungen  u.  Ausgaben  beschliessen ;  dafür  u.  A.  das  Recht,  AnleilMi 
aufzunehmen  u.  den  Beziik  mit  Abgaben  zu  belasten.  Yertheilung  der  Bezirkssteaen 
auf  die  Gemeinden,  Gutsbezirke,  Fiscus  nach  Maassgabe  der  directen  Staatflsteoflni 
Die  Städte  Dresden,  Leipzig,  Chemnitz  sind  bezirksexemt  Dotation  der  Verbände  i. 
dieser  Städte  mit  3  Hill.  Thl.  Fonds  zu  Selbstverwaltungszwecken;  der  Kapitalbetiag 
dieser  Fonds  muss  erhalten  werden  (Ges.  v.  25.  Juni  1874).  Vgl.  Leuthold,  sAcha. 
Verw.recht,  Lpz.  1878  §.  16.  —  Auch  in  den  deutschen  Kleinstaaten  beatelMi 
jetzt  mehrfach  zwischen  Gemeinde  u.  Staat  Communalverbände  höherer  OrdnuBg  fir 
Zwecke  der  Selbstverwaltung,  mit  finanz-  u.  steuerrechtl.  Befugnissen.  S.  Georg  Meyer, 
Staatsrecht,  S.  303  i\\ 

§.  5s.  —  4.  In  0 esterreich  (West-,  „ Gisleithanien ''  oder  „Gebiet  der  ia 
Keichsrath  vertretenen  Königreiche  und  Länder'')  bestehen  über  den  Ortagemeindai 
als  Communalverbände  höherer  Ordnung  in  einigen  Kronländem  (Böhmen,  TixtL 
Steiermark,  Galicien)  Bezirke  (Ulbrich,  Lehrb.  d.  Osterr.  Staatsrechts,  BerL  1882 
§.116  ff.).  Die  Kronländor  selbst  ha))en  nach  der  eigenthümlichen  historisch -pelir 
tischen  Entwicklung  des  Kaiscrstaats  thells  die  Bedeutung  von  SelbstverwaltungskOifefi 
höchster  Ordnung,  gleich  den  Provinzen  anderer  Staaten,  theils  eine  darüber  noch  etVM 
hinausgehende,  der  Stellung  von  Einzelstaatcn  eines  Bundesstaats  rergleichbaie.  Daa 
wirkt  auch  auf  die  Finanzwirthschaft  ein.  S.  f.  d.  Staatsrechtliche  Ulbrich 's  neues  Weik. 

Für  die  Osterr.  Gemeinden  hat  das  Reichsges.  v.  5.  März  1862  die  aUf»- 
meinen  Grundsätze  festgestellt  für  die  einzelnen  Kronländer  sind  daraufhin  besondm 
Landes-  Gemeindeordnungen  erlassen  (Ulbrich,  246,  giebt  die  Daten  dieser  GeaetieX 
Ausserdem  bestehen  für  grossere  Städte,  bes.  die  Landeshauptstädte  eigene  im  Wege 
der  Gesetzgebung  erlassene  Ortsstatuten  (Uebers.  bei  Ulbrich,  S.  288).  Der  WirfcuDglK 
kreis  der  Osterr.  Ortsgemeinden  stimmt  in  Betreff  der  obligatorischen  (u.  A.  aiieh 
Volksschulwesen,  Armeuwesen,  übrigens  Beides  im  Gemeindeges.  v.  1862  Art.  5  flUl 
,,solbständ.''  Wirk.kreis  der  Gemeinde  gerechnet)  und  facultativen  Aufgaben  im  Weseal» 
liehen  mit  demjenigen  der  Gemeinden  im  Deutschen  Reiche  überein.  Die  finaniieUe 
Autonomie  im  Ausgabe-  und  Einnahmewesen,  das  betreftende  Oberaufnchta-,  beb 
Zustimmungsrecht  des  Staats  (bei  Veräusserungen  von  grosseren  VermOgensobjeotoB, 
bei  Schuldaufnahme,  Besteuerung  f.  Gemeindezwecke)  ist  gleichfalls  ähnlich  geregelt 
Die  Gumeindesteuern  kOnnen  als  Zuschläge  zu  den  directen  Steuern  —  und  iwv 
nur  auf  alle  directen  Steuern  gleichmässig  —  u.  zur  Verzehrungssteuer  (hier  alt 
Beschränkung  auf  den  Local verbrauch,  also  Freilassung  der  anderswohin  geheadai 
Ortsproducte  und  der  nur  im  Handelsverkehr  durchgeführten  Waaren)  oder  in  Farm 
anderer  Anflagcu  u.  Abgaben  beschlossen  werden,  wenn  die  Einkünfte  aus  dem  Qe- 
meindeeigenthum  die  Ausgaben  nicht  decken.  Einführung  neuer  Auflagen  o.  Aue» 
gaben,  ausser  jenen  Zuschlägen,  u.  Erhöhung  bestehender  setzt  ein  Landet« 
gcsetz  voraus  (Gem.  Ges.  v.  1S62  Art.  15). 

Die  im  Gemeindeges.  v.  1^62  Art.  17  If.  vorgesehenen,  nur  theilweise  gebildelw 
Bezirke  haben,  ähnlich  den  preuss.  Kreisen,  einige  grossere  Localaofgaben  der 
Inneren  Verwaltong  durchzuführen  (Anstalten  f.  Landeskultur,  (iesundheitspllege, 
ArmenvorBorgnng,  Hnmanitätaanstalten ,  Bezirkstrassen  u.  dgl.).    Die  Besteuenwg  n 
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Beaikszweckeu  hat  regelmässig  in  der  Form  von  Zuschlägen  zu  cIimi  «lircctcn 
ileaem  za  erfolgen,  bL  in  einem  bestimmten  Haasse  (Böhmen  10,  Tirol  50,  Steier- 
■uL  27,  Galicien  20 VJ  ohne  Weiteres,  darüber  hinaus  und  im  Falle  anderer  Umlagen 
■I  ein  besonderes  Landesgesetz  erforderlich  (Gem.  (ies.  v.  1S62  Art.  21.  Ulbricb  S.  294). 

Die  Stcllang,  welche  die  Osterr.  Kronländer  in  der  neueren  yerfa8ftungso])ochi: 
irit  1S61  („Febraarpatene*  f.  26.  Febr.  1861,  „Landesordnungen''  auf  Grund  desselben) 
iMer  erhalten  haben,  ist  irie  gesagt  eine  etwas  selbständigere,  als  sie  den  Provinzen 
■  einem  modernen  Einheitsstaat  gew&hrt  zu  sein  pflegt.  Das  bat  auch  seinen  Ein- 
las auf  die  Landeshanahalte  gehabt  (Vgl.  Ulbrich,  a.  a.  O.  §.  IIS  ff.,  v.  Czörnig, 
M  Budg.  II,  401  ff.)  Die  ,.  Länder'  haben  eine  erhebliche  Thfttigkeit  auf  dem  Ge- 
iste der  Inneren  Verwaltung  (Anstalten  f.  Krankenpflege,  Findel-,  Gebär-,  Irronwescn, 
■pfwesen,  Zwangsarbeitsh&oser ,  Schulwesen.  Aufwand  f.  Kunst  u.  Wissenschaft, 
hnasen-  n.  Chausseebau,  z.  Th.  Gensdarmerie - ,  Militarciuartier-,  Vorspannwesen  u. 
L  mX  Die  Einnahmen  zur  Deckung  dieser  oblin^at.  u.  facult.  Ausgaben  flicssen  aus 
km  werbenden  Vermögen  u.  Gefällen  der  Länder,  aus  Landesfonds  (Domosticalfonds^ 
m  der  frtiheren  stand.  Periode,  aus  Spcrialfonds,  tiberwiegend  jedoch  aus  Landes- 
Inem.  wiederum  regelmässig  in  Form  Ton  Zuschlägen  zu  den  directen  Staatssteuem. 
Im  10*/o  können  diese  Zuschläge  durch  auton.  Landtagsbcächluss,  darüber  hinaus  oder  in 
aderer  Form  nur  mit  kais.  Genehmigung  angeordnet  werden  (Ulbrich,  S.  301).  Ausser- 
Ina  ist  in  Wcstusterreich  die  Grundentlastungsschuld  eine Speciallaüt  der  einzelnen 
EnmUnder,  nicht  desStaats,  der  aber  erhebliche  Zuschüsse  Übernommen  hat.  Statistisches 
ka  die  Landesfonds,  den  Gemeindehaushalt  im  österr.  Statist  Jahrb.  f.  1S70  H.  VII. 

§.  59.  —  5.  In  Frankreich  stehen  über  den  Gemeinden  (communes)  als  Analoga 
Merer  Communalrerbände  höherer  Ordnung  nur  die  Departements.  Die  Gantone 
■kören  nicht  dazn,  da  sie  nur  GebietsabUiciluugcn  für  einige  Specialzweck(^  ohne 
■poiatire  Gestaltung,  sind.  Und  auch  die  Arrondisscments  sind  hier  nicht  zu 
canen ,  da  sie ,  die  Unterabtheilungen  der  Departements,  zwar  in  „Käthen''  (<>onseils) 
he  Voftretang  mit  gewissen  Aufgal>en,  aber  keine  selbständige  Finanzwirthschaft, 
rin  eigenes  Budget  haben.  S.  über  die  Organisation  ErnstMüier  in  Holtzendorfl^s 
hcfci.  d.  Bechtswiss.  3.  A.  S.  1139  ff.,  4.  A.  S.  114^  ff.,  (ieorg  Meyer,  in  Schön- 
■g's  Handb.  d.  poL  Ookon.  II,  49S.  Leroy-Beauliou,  administr.  loc.  cu  France 
I  en  Anglet  1.  Partie  u.  3.  partie  (diese  über  d.  Finanzielle);  ders.  trait6  de 
iL  I  Hrra  2,  eh.  15.  Block,  Ies  communes,  passim  (Vurglciche  mit  and.  Ländern). 
Urs.  dict  de  Tadministr.  franv..  2.  6d.  3.  tirage,  Par.  iSSl ,  nebst  den  jährl.  er- 
iheinenden  Supplements  dazn  (bisher  4,  187S  —  81),  unter  den  betreffenden  tcch- 
hehen  Ausdrflcken,  so  „Organisation  communale''  u.  A.  m.,  sehr  reichhaltig  im  legis- 
t.  Matwial,  aoch  über  die  finanzwirthsch.  Bestimmungen ;  ebendaselbst  Bibliographie. 
isber  das  französ.  Ommunalfin.wesen  speciell:  7.  B rasch,  d.  Gemeinde  u.  ihr  Fin.wes. 
I  Frankr.  Lpz.  1874,  ▼.  Reitzenstein,  Gutachten,  in  B.  XII  der  Schriften  d.  Vcr. 
SocpoL,  1877,  S.  111  — 1b7,  bes.  S.  133—157.  Auch  v.  Hock,  Fin.rerwah. 
nukrjt  4.  Kap.  passim,  über  den  Octroi  7.  Kap.  S.  377  ff.  Jetzt  v.  Kaufmann,  Fin. 
mkndchs,  Leipz.  1882,  Buch  V,  spec.  über  Paris  S.  752  li.  (während  des  Drucks 
(bm8  Bogens  mir  zugegangen:)  bes.  viel  Statistisches.  Die  Verhältnisse  in  Betreff 
m  ZofcUagcentimen  sind  complicirt    Für  Näheres  s.  bes.  Block*s  dict 

Die  Ausgaben  der  Gemeinden  zerfallen  rerwaltungsrechtlich  bes.  in 
bligatoritche  u.  facultatiro.  Zu  den  ersteren,  welche  die  staatliche  Aufsich ts- 
riiönie  (Prifect)  zwangsweise  ins  Budget  setzen  kann,  wenn  sie  der  Municipalrath 
UbI  bewilligen  will,  gehören  eine  Reihe  speciell  überwiesener  Ausgaben  für 
iMinvecke  (n.  A.  gewisse  Kostenpo^ten  f.  die  Volkszählungen,  f  d.  Civilstandsregibter, 
Bathe,  Reparatur,  Unterhaltung,  Mobiliar  f.  d.  Friedensgerichte,  gewisse  Zuschüsse 
I  den  Cnltnskosten  fsubsidürj,  Zuschüsse  zu  den  Unterhaltskosten  der  Waisen-  u. 
hdeUänder,  auch  solcher  Geisteskranken,  die  in  der  Gemeinde  ihr  Domicil  haben, 
«ten  der  polit  Wahlen,  Logis  f.  d.  Präsidenten  der  Assissen  ausserhalb  des  Sitzes  des 
ypellgerichts,  gowi«e  Polizeigebäudekosten,  Kosten  der  Erneuerung  der  Mutterrollcn 
V  dii^icten  Steuern ,  gewisse  andere  Polizeikosten,  nur  ein  Minimum  Unterrichtsaus- 
■be&iL  A.  m.).  Die  Armenlast  bildet  in  Frankreich  keine  obligator.  Ausgabe  der  Ge- 
«UeB.  Dagegen  werden  eine  Reihe  ron  Ausgaben  f.  eigentliche  Communalzweckc  (Wege- 
MBB,  Gommonalgebände,  allgem.  Gommunalverwaltkosten,  Schuldenlast^  zu  den  oblig. 
a^griien  geiechnet  Ent  naen  Bestreitung  der  oblig.  Ausgaben  können  rem  Manicipal- 
A  eelbiOndig  facult  Ausgaben  beschlossen  werdun,  vorausgesetzt,  dass  die  ordentl. 
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Einualiincu  zur  Deckung  beider  Katcgoriecn  ausreichen,  so  für  Zwecke  des  CuUns,  OflVsBtL 
Unterrichts,  öil'entl.  Wohlthätigkcit,  Ofi'entl.  Arbeiten,  Wege  o.  dgl  m.  (Hanptges.  d.  tie- 
uieindeges.  r.  Ib.  Juli  1887,  neuere  Ges.  y.  Ib.  Juli  1S66,  10.  Aug.  1S71).  —  Die  Eia- 
n  a  h  m  e  w  i  r  t  h  s  c  h  a  ft  der  Gemeinden  beruht,  abgesehen  vom  Ertrag  werbenden  Vermflgent 
u.  communaler,  nach  dem  privat wirthsch.  Erwerbs-  oder  nach  dem  Gobuhrenpiincip  ver- 
walteter Anstalten,  sowie  abgesehen  von  Gebühren  verschiedener  Art,  ttberwiegeod  auf 
dem  gesetzlich  genau  geregelten  System  von  Zuschlägen  zu  den  directen  Steoera 
(Centimes  additioneis),  Antheilen  an  der  Patent -(Gewerbesteuer)  u.  an  d.  Pfeide- 
u.  Wagensteucr  (hier  5%),  endlich  dem  verbreiteten,  bes.  in  den  grOeseren  Gemeindoa 
wichtigen  städtischen  Octroi  (Thoraccise).    Die  Zuschläge  sind  tb.  gesetzUdi  feste, 
th.  veränderliche  nach  dem  Jahresbedarf,  ferner  th.  allgemeine  f.  die  Deckung  der 
ordentl.  Communalaus^aben  überhaupt,  th.  specielle,  eine  Art  Zweckstenern  £  be- 
sondere einzelne  obligatorische  Ausgaben.    Das  System  der  Zuschiagcentimen  steht  hier 
mit  der  Specialisiruug  letzterer  Ausgaben  in  Verbindung.    5Vo  Zuschläge  zur  Grand-  i. 
Personal-  u.  Wohnuogssteuer  im  Maximum  bilden  die  erste  allgemeine  Steueroinnahaie  nr 
Deckung  der  jährlichen  regelmäss.  Ausgaben  der  Gemeinden.    Im  Fall  des  Bedarft  tretea 
Specialzuschläge  zu  den  4  directen  Steuern,  f.  Yicinalstrassen  im  Max.  von  5%  (Ges.  r. 
21.  Mai  18B6),  desgleichen  mit  wechselndem  Maximum  (festgesetzt  durch  das  FinauzgeneU) 
f.  die  Primurscliulen,  ferner  für  die  Kosten  der  Feldhüter  hinzu.    Im  Fall  die  EinkOnfto 
no4h  nicht  ausreichen,  werden  mit  Staatsgenehmigung  weitere  Zuschlagcentiineo  la 
den  direrten  Steuern  erhoben.    Auch  Zuschläge  zur  Bestreitung  einmaliger  oUi* 
gator.  u.  facult.  Ausgaben  sind  ebenfalls  unter  gewissen  Gautelen  (Genehmigung  des 
Präfecten,  bez.  der  Staatsregierung)  zulässig.    Die  Maxima  der  ausserord.  Zuschläge 
werden   jährlich    von  den  Generalräthen  innerhalb  der  vom  Finanzgesetz  normiitaa 
Grenzen  festgestellt  (v.  Keitzen stein,   S.    139.   Ges.  v.   10.  Aug.   1871    Art  42)^ 
Allgemein   ferner  beziehen  die  Gemeinden  8%  vom  Ertrage  der  in  ihnen  eriiobenea 
Patentsteuer  (Ges.  v.  25.  Apr.  1844).    Unter  den  zahlreichen  sonstigen  GcbOhraa 
u.  steuerartigen  Abgaben,  welche  ausserdem  in  den  Communen  vorkommen  (s.  Blook, 
dict  p.  1413) f  befindet  sich  eine  obligat.  Hundesteuer  zu  Gunsten  der  Gemeindea 
(Ges.  V.  2.  Mai  1^55)  u.  bes.  der  Octroi,  die  Hauptsteuerquelie  der  bedentcndena 
franzOs.  Städte,   aber  auch  in  kleineren  Gemeinden  sehr  verbreitet  (im  Ganzen  jeCtf 
in   aber  1500!)  aus  der  alten  Monarchie  stammend,   1791  aufgehoben,  schon  iiBlsr 
dem  Directorium  wieder  hergestellt  (Ges.  v.  9.  germin.  Y,   11.  frim.  VII,  2.  rendeak 
u.  27.  frim.  VIII,  5.  ventose  VIII  u.  a.  m.  bis  in  die  neuste  Zeit).    Vgl.  Art  octroi 
bei  Block,  dict.,  v.  Keitzenstein,  S.  150  ff.    Die  Reihe  der  steuerbaren  Aitikal 
ist  eine  sehr  grosse  u.  den  MunicipaJräthen  ist  Freiheit  gegeben,  sie  mit  Zustimimiag 
des  GeneralraUis   des   Departements,   event.  des  Ministers  und  Staatsraths  noch  mn 
zudchneu.     Sie   umfasst  (Tarif  im  Anschluss  an  d.  Decret  v.  12.  Febr.  1870)  scchf 
grossere  Kategorieen,  Getränke,  Nahrungsmittel,  Brennmaterial,  Futter,  Baumateiiil, 
Verschiedenes.    Der  Tarif  bestimmt  das  zulässige  Maximum  der  Tarifsätze,  verschiedea 
nach  6,  nach  der  BevölkerungsgrOsse  gebildeten  Ortsklassen.    Der  Wein  spielt  eiae 
Hauptrolle  im  Ertrag  des  Octroi,   bes.  der  grossen  Städte  des  Nordens:  ein  Hanpl- 
unterschied  von  den  Verhältnissen   anderer  Onder.     Nach  der  amtlichen  Statistik  t 
1S77  (im  Auszug  in  Block 's  ann.  de  Vvc.  pol.  p.  1881  p.  149)  bestand  der  Octroi  1828 
in  1434  Gemeinden  mit  6  Mill.  Einw..  Rohertrag  61.87  M.  fr.,  p.  Kopf  10.82  fr.,  1877 
in  1543  Gemeinden  mit  10.95  Mill.  Einw.,  Rohertrag  2:>0.]2  Mill.  fr.,  p.  Kopf  22.88  fr. 
Davon   Über   die   Hälfte   in    Paris,    120.49  M.  fr.     Von   den    Hauptobjecten    gaben 
Wein    70.8t>   M.   fr.  (in  Paris  allein   50.84),  Gider  u.  s.  w.  2.24  (Paris  0.22),  Alo»- 
hol  15.79  (P.  9.83),  and.  Flüssigkeiten  24.79  (P.  12.03),  Nahrungsmittel  63.68  (F.  2SM), 
Brennstoffe  24.49  (P.  9.97),  Futter  12.34  (P.  4.19),  Baumaterial  24.19  (P.  12.28X  V«r- 
schiedeues  5.74  (P.  4.01).    An  fiuanz.  Bedeutung  überwiegt  so  der  Octroi  als  Oommunal- 
einnahme  im  Ganzen  die  Zuschläge  zu  den  directen  Steuern  bei  Weitem,  namentlich  aaeh 
in  den  grosseren  Städten  (Lyon   1S68   ges.  Einn.  14.63  Mill.  fr.,  wovon  Octroi  6.7], 
Zuschläge  1.45,  Marseille  1809  16.30  i.  G.,  wovon  Octroi  8.5,  Zuschläge  1.32  M.  fr.; 
Paris  Budg.  f  18S1  ord.  Einn.  232.34,  auss.ord.  5.36,  zus.  237.70;  von  d.  ord.  Einn.  tm 
Octroi  130.45,  aus  Zuschlagcentimen,  Specialaufl.  u.  Hundesteuer  zus.  nur  24.37  M.  fr., 
Voranschi.  d.  Octroi  f.  1883  140  Mill  fr.  Hebekosten  des  Octroi  in  Paris  1860  5.62« 
1879  4.37^o)>    Eingehende  Bestimmungen  auch  Über  die  Aufnahme  von  Gommonal- 
Anleihen.     (Ges.  v.  24.  Juli  1867).    Bei  Anleihen,  welche  aus   ausserord.  QaeOea 
später  als  nach  12  Jahren  zurUckzahlbar  sind,  ist  ein  Kegierungsdecret  erfordeiÜch, 


rraiikrcirh.    Btilgim.  \2^) 

13   b«-i  <ieTDciii<leii    mit   Uljer  lOO.iMX)  fr.  £inkumin<Mi    im  Staatsrat!!   erlassen  wcrdoii 

Uh»».     Bt:i  Auleihen   im  Bctra<^c   von    über  1  Mili.   fr.   ist   du  <iosctz    nutliwcndiju^. 

ei   jEevisbCii    anderen   Anleihen   Zustimm ungsrerlit   <l(is  Piiifertrii.     Die  /iiächläj^e 

1  don    directeu  Steuern  fiir  Communalzwecke ,   cbcn^ü  für  Dcpartiimuntszwecke.   er- 

ihoinon  aU  Annex  zum  jülirlichen  Budget  des  Staats;  im  R.  f.  I^s2  151.1s  Mill.  fr. 

Commun:il-,    140.77  M.  fr.  f.  I)cpart.zwccke ,  jenes  40.4,  dies«*s  37.5,  zus.  77.9",, 

s  Ertrags  der  4  grossen  dirccten  Staatssteuern  ;.-{75.14  M.  fr.).     I)i(i  «Iire«teii  St<;u«'r- 

BcLläge    betrugen  also   im   Ganzen   noch    nicht   (>0"/„   des   jetzi<:en   Ki)liertrags   des 

ctroi,   «ibwohl  diesei  nur  in    einem  Theil.   allerdinncs  in   alii/ii  n*  nasseren  Gemeinden. 

steht.    Nach  einer  amtl.  Statistik  f.  1h77  (bei  Kaufmann,  a.  a.  i).  S.  7.'{7  N.)  betrugen 

den  Gemeinden  ohne  Paris  die  ord.  Ausgaben  351.'t,  die  ausseronl.  .'t5'l.4  (wovon 

rfauIdentiU.  1S7.7)  M.  fr,  dazu  Paris  mit  bez.   VMi.'l  u.  h7.7.  zus.  55;;.5  u    447.1, 

imma    1000  0  M.  fr.     Die   gleichzeit.  Kinnahmen,   ohne    Paris,    ord.    4o7.*{  -davon 

KchUge  zu  den  dir.  Steuern  77.S,  Autheil  an  Sfaatssteu.  S.7,  nctrni   I10.4.  Hunde- 

wer  ti.?$)  M.  fr.,  tUe  ausserord.  Einnahmen  514.<)  M.  fr.  (davon  directe  Zuschläge  8S..-I, 

■leihen  17:-'..4,  KUckätaude.  UebersdiUsse  226.2  M.  fr),  zus.  022  M    fr.  Kinn.,  dazu 

iri^  mit  42r>.l.     Summe  aller  (Jem.einn.  l.'Mb  M.  fr.     Die  Abhängigkeit  d^T  französ. 

»einden  vom  Staate  tritt  auch  in   der  Erhebung  der  Zuschläge   durch    die;  S'euer- 

inehmer   dc5  Staafs,   in   dirr  UeberweiAung  der  (Quoten  an  die  (icineinden  u.  in  tlei 

iifiigung  der  betreffenden  Einnahmen  zum  Staatsbudget  hervor. 

Die  Departements,  welche  in  der  Kevolution  als  hauptsilchliche  Verwaltungs- 
<hoiluugen  an  die  Stelle  der  Pronnzcn  u.  s.  w.  der  alten  Monarchie  traten.  ha))en  im 
ioeralrath  (couseil  gencral)  ein  Vertretuugsorgan;  sie  besitzen  eine  eigene  F  i  n  a  n  z  w  i  r  t  h  - 
;haft  u.  ein  eigenes  Budget,  das  iu  ein  ordentliches  und  ein  ausserordent- 
ches  zerlallt.  Auch  hier  sind  die  ordentlichen  Au.sgaben  z.  Th.  obligatorische 
r  staatliche  Zveckc.  welche  in  das  Budget  geätellt  werden  mausen  (u.  \.  Miethe. 
•biliar.  Unterbaltuug  der  Präfoctur-  u.  luterprafectur- Hotels,  dgl.  für  die  Assissen-. 
ril-  u  Haudelsgerichtihöfe.  Kasernirung  der  Gensdarmerie).  Auch  die  L<is(  der 
isgaben  für  enfants  assistes  (Waisen-.  Findelkinder)  liegt  den  Departements  in  der 
inptäache  ob.  Dazu  treten  Ausgaben  für  Depart.Gebäude.  Dep  -  Strassen  (womit  die 
Kgaben  der  (jemcinden  für  die  Vicinalstra.ssen  grösserer  Verbindung  u.  von  all- 
■einem  Interesse  in  gewisse  Oombinationcn  gebracht  wenlen\  für  nü'entliclie  Unter- 
ttzDog,  für  Caltus,  Depart.- Archive,  Beförderung  von  Ackerl»au  u.  Industrie,  öil'entl. 
Aerricht,  gewisse  Katasterkost cu .  lintei stutzung  an  (iomeiuden  f.  gewisse  Zwecke. 
1  De'rkang  der  ordeutl.  Depart.au ^gaben  dienen  namentlich  die  o  rden  tlie  h  e.n 
ischlagceDtimcn  zu  den  directcn  Staatssteuern.  Der  Betrag  wird  jährlich 
lii:h  das  Kiuan/gesetz  festgestellt;  er  ist  neuerdings  im  Ma.v.  25  eent  oder  "/\,  von 
r  ümntl-  u.  der  Personal-  u.  Wohnungssteuer.  ]  ei<nt.  von  allen  4  directen  Steuern. 
HD  kommen  Specialzuschläge  für  gewisse  Zw eeke  (Zwecksteuern\  namentlich 
r  Vicinalwcgc  (Max.  7  cent.),  f.  Primärunte nicht  [Max.  H  cent),  lieides  Zuschläge 
den  4  directen  Steuern,  f.  Katastererneuerung.  (Max.  5  cent..  bloss  von  der  (irund- 
wr,  doch  nur  zum  kleinsten  Theil  verwandt).  —  Das  ausserordentliche  Aus- 
bebadget  ist  zunächst  auf  ausserordentliche  Zuschlageentimen  zu  den  4 
PKtco  Steuern  basirt.  deren  Maximum  ebenfalls  da»  jährliche  Finanzges<!tz  feststellt 
SDerdiugs  12  cent.^.  Darüber  hinaus  müssen  Zuschlag«^  dun.h  ein  (iesetz  gestattet 
irden.  Ferner  dienen  zu  grösseren  derartigen  Ausgaben  Depurt.-An leihen,  die 
r  Generalrath  bis  zur  Rückzahlungsfrist  von  15  Jahren  :iuf  die  nrd.  u.  ausserord. 
uahmeu  aufueLmcn  darf.  Für  andere  Anleihen  ist  ein  Spe<-ialgesi:tz  nothwendig. 
(L  bes.  Ges.  r.  10.  Aug.  1S71,  das  die  Befugnis.'se  der  Giuieralräthe  erweitert  hat. 
ikcres  in  den  Art  Departement,  conseil  gen6ral,  chemins  vLc.in:iu.v  u.  a.  m.  in 
iock*s  dicU  de  ladmin.;  auch  £.  Meier  in  Holtzend.  Encycl.  1.  A.  S.  1150  iL  — 
In  Belgien  hat  das  ProF.ges.  v.  30.  Aug.  lS3t>  Näheres  über  das  Finanzwesen 
r  Provinzen  bestimmt.  Auch  hier  das  System  der  Zuschläge  zu  den  directen 
nem  tU^'g  ord.  Zuschlag,  dazu  ein  wechselnder  auf  bestimmte  Zeit).  Die  belg. 
anmanen  erhalten  für  die  aufgehobenen  ( )ctrois  Entschüdigungf n  in  Antheilen  an 
A  Zöllen,  innepio  Verbrauchsteuern  (auf  Branntwein.  Bier.  Essi^^  Zucker).  Postein- 
hmen  (zus.  IbSl  23.ÖS  Mill.  fr.,  neben  (iO.OI  Mill.  fr.  St:iatsantheil).  Leber  das 
Ij.  CommunalfiD.wca.  s.  Bollie.  trait<'  des  taxes  i.omnuinales,  Brux.  issi.  Uelier 
t  Aofhf^b.  d.  OctTois  Kollmann  in  d.  Ztschr.  d.  preuss.  stat.  Bur.  ISOS.  Auf  das 
ilieu.  (Jommunalfin.wcseu  kann  hier  nicht  weiter  eingegangen  werden.  Ht;rvorzu- 
k.  Wa;;n'ir,  KinaBiwiKH^Driclian.    l.    •'*•.  .Viill.  \) 
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heben  sind  die  gutuii  finauz-statistischen  Arbeiten  des  ital.  stat.  üur.  darQbcr, 
Hilauoi  comiuunali  f.  ISTO,  Homa  ISSO. 

Drittes  Kapitel. 

Materiello  Ordiniiij;^  der  Fluaiizwlrthschaft  und  Theorie 

der  Deckung:  des  Flnanxbedarfs. 

Vgl.  oben  S.  Ol  die  Vorbemerk,  zum  I.  Buche.  Die  Fragen  der  materiell« 
und  formellen  Ordnung  des  Staatshaushalts  hängen  enge  zusammen  uud  lassen  si< 
auch  in  der  Darstellung  nicht  vollständig  trennen.  Bei  der  materiellen  Ordnung  band« 
CS  sich  mehr  um  finanzwissenschaftliche  und  finanzpolitische  Graudsiti 
bei  der  formellen  mehr  um  finauzterhnischo  und  um  Staats-,  bez.  verwaltanf^i 
rechtliche.  In  diesem  Werke  sind  die  erstcrcn  das  Wichtigere.  Sic  werden  daü* 
auch  in  diesem  Kapitel  vor  der  formellen  Ordnung  behandelt.  Vom  ünanzwissei 
schaftlichen  Standpuncte  aus  ist  zu  verlangen,  dass  die  Grundsätze  ftlr  die  materid 
Ordnung  in  der  formellen  Ordnung  des  öirentlichen  Haushalts  alsdann  möglichst  B 
rücksichtigung  linden. 

Soweit  Kau  diesen  Gegenstand  überhaupt  berücksichtigt  hat,  geschah  dies  i 
1.  Abschnitte  des  .').  Buchs  (Verhältniss  der  Einkünfte  zu  den  Ausgaben  des  Staat 
§.  403  bis  470  und  theilweise  im  2.  Abschnitte  dess.  Buchs,  in  der  Lehre  ?on  di 
Staatsschulden  §.  471  i)'..  Von  der  einen  Alt  der  Unterscheidung  zwischen  erden 
u.  ausserordentl.  Einnahmen  sprach  Rau  in  §.  39 — 41  (5.  Ausg.).  Bei  der  principielli 
Bedeutung  der  hier  zu  erörternden  Puncto  für  die  Lehre  von  den  Einnahmen  erschk 
r,s  richtiger,  diesen  Gegenständen  eine  andere  Stelle  im  System  zu  geben.  Dadan 
wird  einmal  die  innere  Verbindung  zwischen  den  Lehren  von  den  Ausgaben  und  jt 
den  Einnahmen  tiefer  begründet  Sodann  wird  innerhalb  der  Ausgaben  die  <jreB 
linie  gezogen,  bis  zu  der  die  ordentlichen  Einnahmen  unter  allen  Umständen  ausf^ 
dehnt  werden  müssen.  Man  gewinnt  so  erst  ein  Mass  für  diese  Einnahmen  insgesamn 
das  bereits  feststehen  mnss,  wenn  die  Frage  nach  der  Wahl  der  einzelnen  Arten  d 
(irdentlichen  Einnahmen  (und  darunter  auch  der  einzelnen  Steuerarten)  beantworl 
worden  soll.  In  meiner  Neubearb.  (0.  Aufl.  von  Kau,  1.  von  mir,)  hatte  ich  dio 
Lehre  an  den  Schluss  des  Buchs  vtm  den  Staatsausgaben  gestellt  (§.  82  —  SS 
S.  lilS  —  242V  In  der  2.  Ausg.  gab  ich  ihr  eine  wohl  richtigere  systematiscl 
Stellung  und  fügte  zugh'ich  dio  damals  noch  davon  getrennte  Erörterung  tllier  d< 
ordentl.  u.  aus-scrordentl.  Bedarf  ■;§.  39 — 41  d,  S.  <;s  ir.j,  woran  jene  Lehre  vom  Glcicl 
ü;i;wicht  im  Stnntshaushalte  und  der  Deokunir  des  Bedarfs  anzuknüpfen  hat.  nunrnd 
unmittelbar  in  diesen  Abschnitt  ein.  Ich  bin  dabei,  wie  auch  in  der  jetzigen  An 
i^rossentheils  meinen  eigenen  älteren  Arbeiten:  Ordn.  d.  österr.  Staatshaush.  (des« 
Verhältnisse  mich  zunächst  auf  diese  Untersnchungen  führten^  S.  1 — 03,  Art  Staat 
schnMen  im  Staatswörterb.  X.  1--2(K  Art.  Staatshansh.  u.  Staatsschulden  im  Uaai 
Wörter)»,  d.  Volkswirthsch.lehre  v.  Kcntzsch  gefolgt.  S.  jetzt  auch  meine  Abh.  '. 
..Ordn.  d.  Fin.wirthsch. ''  in  Schönberg*s  Ilandb.  it,  413.  An  einer  ähnlichen  allgt 
meinen  und  principiellen  Behandlung  des  Gegenstands  hat  es  in  der  tin.wiss.  Literati 
bisher  gefehlt.  Man  hat  sich  mit  der  Aufstellung  u.  Kritik  des  obersten  Postolats  d 
Finanzpolitik  (i^.  (»1 1  begnügt,  bis  man  dann  nach  Dietzels  hier  massgebender  Ai 
h.'gung  die  Frage  von  der  Deckung  d<;s  Finanzbedarfs  principicUer  crfasste  und  s 
:ils  die  principiello  Vorfrage  ül>er  die  Benutzung  des  öirentlichen  (Kredits  übcrhan; 
«•rkanntc.  Ilauptsärhlich  gehört  daher  hieher  die  neuere  Liter,  über  den  Staati 
credit:  Dietzel.  System  d. Staatsanleihen,  Ileidelb.  1S55.  meine  vorhin  gen.  Arbeite 
Laspeyres,  Art.  Staatswirthsch.  im  Staatswörterb..  Sötboer,  Betrachtungen  Qb 
Staatsschuldenwesen  in  d.  Berl.  vulksw.  Viertelj.srhr.  1S05  B.  2,  Nasse  in  dem  a] 
dicsft  ArlnMten  kritisch  zus.fassen«len  Art.  Steuern  u.  Staatsanleihen,  Tub.  Ztscli 
B.  24  (IM»M-  Kine  allgemeinere  Erörterung  des  Troblems  jetzt  auch  bei  Steil 
Fin.  3.  A.  S.  :{.">  II.  u.  4.  A.  L  (»0  11".  Die  wenig  loyale  l'oh'inik  St.'in's  in  s.S.  A 
die  ich  in  der  2.  A.  S.  9!^  rügte,  hat  der  geniale  Wiener  L'ollege  in  d.  4.  A.  wiodo 
liult  und  verschärft,  auf  (irund  einer  so  iliichtigen  Lectiin'  der  angegriirenen  An 
fa-«»»niien.  wie  man  >ie  bei  ihm  leider  «fewohni  ist.  «mIci-  wi«:  «t  >!<•  "^ich  wenigste! 
im  Fall  einer  soh'hen  l'oleniik  nicht  zu  schulden  kommen  lassen  s(»ilte.     Su  be/eichi 


Auf{[^abcn  dirscü  Kapitels.  \liM 

I  iiiiht,    wie  er  mir  imputirt,  in  §.  «ß  S.  \i\\)  d.  2.  A.  „Kxtrastcuuru*'  in  Staata- 
thN^'jn  zugleich  als  ,.Zwanji;äanlciht'n",  sondern  spreche  von  ..^rossen  KvtraätcU(;rn'\ 
er   ..richtig   repartirtcn  Zwangsanleihcn'\   u.   aialhi   niiht.   uarh  Steins    falschom 
\Mt,  rillen  ..«iegeiisatz"  von  „chronisrheui"  und  „walircni**,  soutlrrn  eintMi  l  ntersdiird 
I  .."hronischeui"  und  „acutem"  Deficit  auf  (Stein,  I,  07,  tjs,  m«-ine  2.  Aull.  S.  1  l'J;. 
IB«;  PoJ'jmik  hat  mich  zu  keiner  sachlichen  Acnderuntr  ver.uila^at.    Aiielt  bleibe  ich  iiun 
S«nubor  übjcctiv  (s.  Fin.  II.  S.  H2).     Seine   eiirenen   l  nterseh«'idun}cen  di-r  Dcliciti- 
Wß  aluT  fUtweder  nur  andere  Ausdrucke  für  «iieselbe  Saclie  oder  sind  \\'orts|iielerii«'n. 
-M'in  kann  eine  in  der  ..(inindle^ung'*  <v:^.  fU  il'.i  nälier  d:ir>»rl<-irt('  uwl  uioti\ii-te 
niii:iuIozie   fttr  die  (iüterbewej^ün{;   in  einrr  W'irtlischat't  zweckmiissi.^  auch  auf  dii' 
l«nzwirthschaf(  anwenden.     Danach  sind  als  „Ein^an^f"  und  .. Au^>;^.-in•^l.'" 
jeDigeQ  Sach^ttter,  bez.  (ieldsummen  zu  unterscheiden,  welche  zur  Durchführung 
*  Aufgraben   der  Finanzwirthschaft  in   die  Verfu^un^r  der  letzteren    einp:ehen 
I  aus  dieser  Verfügaog  heraustreten.    Unter  diesen  Ein-  und  Au>^ün^en  befinden 
h  auch  die  durch  den  Credit  bewirkten  Empfänge  und  Fortgaben  von  SachgUtern 
w  field.     Cnter  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Finanzwirthschat't  .>ind  dagcij^en 
4  jener  Terminologie  streng  genommen   nur  diejenigen  Ein-   und  Ausgang.-   der 
ao/wirthschaft  zu  verstehen,  weiche  gleichzeitig  eine  Veränderung  des  zur  \ri- 
^Dg  der  Finanzverwaltung  stehenden  Staatsvermögens,  des  sog    Fisralvd- 
tgens.  in  sich  schliessen.     Es  ist  im  Folgenden  an  diese  Unterscheidung  zwischen 
i-  und  Ausgängen  und  Einnahmen   und  Ausgaben  für  einen  I'unct  der  wichtigen 
iie  vom  (ilcichgewicht  im  Staatshaushalte  und  vom  Deficit  anzuknU])fen. 

§.  60.  In  diesem  Kapitel  sind  gewisse  oberste  Grün dslUze 
'  die  materielle  Ordnang  der  Finanzwirtbschaft  und  damit  fllr 
s  Sicherung  des  Gleichgewichts  im  Staatshaushalte 
fznstellen.  Es  handelt  sich  dabei  znnUchst  um  Grundsätze,  deren 
folgung  die  Vermeidung  eines  Deficits  zwischen  Ein-  und 
isgüngen  oder  eines  sogen.  Gassen-Deficits  sichert.  Dieses 
sl  kann  auf  die  Dauer  nur  erreicht  werden,  wenn  für  ein 
ihtiges  System  von  Eingängen  in  der  Finanzwirthsehaft  gc- 
'gt  wird.  Deshalb  müssen  auch  dafUr  Grundsätze  für  die  Wahl 
r  passenden  Eingänge  abgeleitet  werden.  Solche  lassen 
h  nur  in  der  Weise  finden,  dass  die  einzelnen  Eingänge  den 
rschiedenartigen  Ausgängen  bez.  Ausgaben  der  Finanzwirthsehaft 
^passt  werden.  Daher  muss  eine  Analyse  der  Ausgaben 
er  des  Finanzbedarfs  nach  dem  Gcsichtspuncte,  für  Jede  Aus- 
beait  die  geeigneten  Deckungsmittel  zu  ermitteln,  erfolgen. 
ese  Analyse  führt  zu  einer  Unterscheidung  von  ordentlichen 
d  ausserordentlichen  Ausgaben  (in  verschiedenem  Sinne 
I  Worts).  Die  hauptsächlich  in  Betracht  kommenden  Dcckungs- 
ttel  des  modernen  öffentlichen,  namentlich  des  Staatshaushalts 
id  Steuern  und  Staatsschulden.  Die  Untersuchung  kann 
h  daher  vomemlich  auf  die  Wahl  dieser  beiden  Art^n  von  Ein- 
Dgen  beschränken.  Dabei  ist  an  die  genannte  Interscheidung 
r  Ausgaben  anzuknüpfen.  Zugleich  muss  aber  auch  der  Fall 
r  Unzulänglichkeit  der  Benutzung  des  Staatscrcdits 
)rtert  and    nach  Hilfsmitteln    zum  P^rsatz   in  einem  solchen 
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Falle  geforscht  werden.     Nach  Erledigung  dieser  Panete  ist  da 
die   Lehre    vom    Deficit,    insbesondere    vom    eigentlich 
Deficit,  zum  Abschluss  zubringen.     So  gewinnt  man  eine  Tb  eoi 
der  Deckung  des  Finanzbedarfs. 
Im  Folgenden  wird  somit  behandelt: 

I.  Das  Gleichgewicht  in  Ein-  und  Ausgängen  und  c 
Cassendeficit,  §.  61. 

II.  Die  Unterscheidung  von  ordentlichem  und  aussi 
ordentlichem  Finanzbedarf,  §.  62  ff. 

III.  Die  Wahl  der  Eingänge  oder  Deckungsmittel  ; 
den  Finanz  bedarf,  speciell  die  Wahl  zwischen  Steuern  u 
Staatsschulden,  §.  65  ff. 

IV.  Die  Fälle  der  Unzulänglichkeit  der  Benutzung  d 
Staatöcredits,  §.  74  ff. 

V.  Hegriff,    Arten    und   Umfang  des   Deficits,   §.   ' 
I.  —  §.  61.    Das   Gleichgewicht   zwischen  Aus-  u 

Eingängen.  Derjenige  Betrag  des  Finanzbedarfs,  welcher  : 
eine  Rechnungsperiode  (Jahr)  einmal  nach  Massgabe  der  ftb 
nommenen  Verpflichtungen  und  auszuführenden  Thätigkeiten  fc 
gestellt  worden  ist  {§.  34),  nmss  durch  Eingänge  der  Finanzwir 
Schaft  in  derselben  Periode  gedeckt  werden.  Diese  Eingän 
mlissen  ferner  in  den  Zeitpuncten,  wo  die  Ausgaben  zu  raacL 
sind,  verfügbar  sein.  Daher  müssen  sich  die  Eingänge  ein 
solchen  Periode  in  ihrer  Höhe  und  ihren  Fälligkeil 
terminen  genau  nach  der  Höhe  und  den  Fälligkeif 
terminen  der  festgestellten  Ausgänge  richten  oder  i 
andern  Worten  —  da  dies  auf  beiden  Seiten  vornendich  in  Betrat 
kommt,  --  es  wird  insofern  die  Einnahme  durch  die  Ai 
gäbe  bestimmt.  Dieser  oft  missverstandene  und  wegen  seil 
vermeintlich  sehr  bedenklichen  practischcn  Consequenzeu  vielfa 
bestrittene  Satz  ist  ein  im  Grunde  sclbstv^ercjtändliches  oberst 
(formelles)  Postulat  der  Finanzpolitik  für  die  richtij 
Ordnung  des  Staatshaushaltes.  Wird  es  vernachlässigt, 
tritt  ein  Cassendeficit  ein,  d.  h.  die  laufenden  Eingänge  (u 
insbesondere  Einnahmen)  reichen  zur  Bestreitung  der  laufend 
Ausgänge,  bez.  Ausgaben  nicht  aus. 

Dann   inuss   entw<;diT   di«'    ^anzc  Staatstliätiiikcit  ins  Stocken  ^cratlicn .    oder 
dies  nicht  angeht  und  da  sdhni  einzelne  einmal  unternuinmene  Staatsthätigkoiten  ni 
ohne,  grosü«;  Störung  un<l  Naclitheilc  plötzlich  eingestellt  worden  können .  so  fuhrt 
solches  Cassendeficit    nur   /.u   leicht   zum   schlimmsten  Si-hnldenma<'h«Mi.    /.   H.   in   i 
Form   der  Papierg<dilauägal>e,   oder   zum  Vi^rächIeud«Tn    von  Staatseigcnthuni    in  p 


<:ichg;wicht  zwiächüii  Ein-  mu\  Aus'^äiii^cn.  l;3;{ 

UiaIo=ijr,  uiijiirechtur  diiJ  rerdurblichcr  Wciäe,  äuvrie  in  Uuik^iv'irlvuiig  hicrvoit  oft  zu 

B  &o  geringerer  Spa»aiuL;oit  im  Staatshauähalte .    daher  zu  iiouor  \  orgribscruiig  des 

eigi.:iitlickeir'  Dcficib  (§.  77).    Xauiciitiich  uiitcrhioibcu  oiwa  coiitractliche  Zahlungen 

B.  au  die  Staatsgläubiger,   Beamten,   Lieferanten  u.  a.  w.,   worauä  die  unbilligäten 

crkurzungen  dieser  Personen,  welche  doch  ihrerseits  dem  Staate  Leistungen  gemacht 

fcben  oJer  selbst  noch  fortwährend  machen,  liervorgehen.     Ein  solcher  Zustand  fuhrt 

tfUrÜch    zur    grOssteu   Unordnung    untl    leicht    auf  Jahre    hinaus   zum    schlimmsten 

brouischcn  Deficit   und   damit  zum  Kuin   der  Finanzen    und  des  Staatscredits. 

[st  die  Herrschaft  der  Deficite  eingebro<-hen,  ist  man  um  eine  Unzahl  von  Millionen 

iiu  Gleichgewicht   entfernt,   da   erscheint  jede  Ersparung   im  Kleinen    unnütz,   man 

wartet  die  Kettung   von  sogen,  grossen  Massregeln  und  ein  Geist  der  Unwirthschaft 

id  Sorglosigkeit  bemächtigt  sich  der  Finanzvertwaltung".  Hock,  OH'entl.  Abg.  S.  ;J3, 

it  d.  gewiss  sehr  rieht.  Urtheil  über  Kubeck.  lien  spar»,  österr.  Minister  in  (ileich- 

twichbzeiten ,   und  Brück,   der  in  der  Deficitwirthschaft  bloss  Millionen  beachtete. 

sber  das  oben^e  Postulat  s.  Wagner,  (>rd.  a.  a.  ().  S.  1  If.,  12  IL,  Art.  Staatshaush. 

S3S.    Kau,  in  d.  5.  Aufl.  der   Finanzwissenschaft  §.   40U,   v.  Malchus  II,   8  IL, 

chön,   Grunds.  S.  20  H".,  Murhard,  Th.   u.  Polit   der  Besteuerung  S.  103  — l.*Jl. 

mpfenbach,  Finanzwiss.  §.  4,  §.  1>9  H.,  Hock,  ölL  Abgaben  §.  7.  S.  3Ü  (t. 

Der  Ausdruck  Deficit  '^cw^l.  deliciency,  fran/ü-s.  auch  di'couvert ,  deutsch  niit- 
iter  AusfalL  s.  Kau  in  Welckcr's  Staatslex.  .'{.  Aufl.  l\\  330)  wird  im  gewöhnlichen 
(bell  und  selbst  im  Staatsrechnangsweseu  in  verschiedenem  Sinn  gebraucht,  woraus 
i  irrige  Ansichten   Ober   die  Lage  eines  Staatshaushalts   hervorgehen.    S.  u.  §.  77. 

Znr  Vermeidung  eines  Cassendeficits  und  der  es  begleitenden 
ebelstände,  ferner  ebenso  zur  VernieiduDg  von  /wecklosen,  unver- 
tndbaren  UebersehUssen  f „ Gassen über.«*ehttssen",  als  Gegen- 
fflck  des  Cassendeficits)  im  Staatshaushalte  wird  für  die  Dauer 
[»Regel  die  Gleichheit  der  Eingänge  und  Ausgänge 
i  der  betreffenden  Rechnungsperiode  zu  erstreben  sein.  Zu  diesem 
ie  zu  den  weiteren  Zwecken  der  formellen  Ordnung  der  Finanz- 
irthscbatl  dient  die  Aufstellung  eines  Voranschlags  (p]  tat 's, 
Ddget*s)  für  die  Finanzperiode  über  die  darin  zu  erwartenden 
HS-  und  Eingänge,  bez.  Ausgaben  und  Einnahmen  und  die  Ziehung 
ner  Bilanz  zwischen  diesen  Summen. 

In  unseren  Staaten  mit  Volksvertretung  wird  dieser  Voran>chlag  regelmässig 
nächst  von  der  Kegierung  aufgestellt,  der  Volksvertretung  zur  Prüfung  und  (je- 
ihoiriiog  vorgelegt  und  akdann  nach  Genehmigung  des  Staatsuberhaui)ts  als  Slaats- 
■sbalt^  oder  Finanzgesetz  der  Periode  verkündet.  Er  enthält  in  dieser  Fonn 
i.  den  Ausgaben  die  Eriaubnisj,  sie  bis  zu  der  bestimmten  Summe  fUr  den  be- 
iamten  Zweck  vorzunehmen  (die  sog  Credite  der  einzelnen  Verwaltungsabtheilunjren, 
linisterieD,  Behörden  u.  s.  w.).  Dabei  bestehen  dann  nähere  staatsrechtliche  Vor- 
^fteo,  ob  Qod  welche  Uebertragnngen  von  Crediten  (TransferiruiiKeu,  Yirementä) 
m  einem  Zweige  zum  anderen  in  Fol^re  von  Krsparungcn  oder  Mindcrausgalien. 
dche  in  einer  Abtheilang  gemacht  sind,  der  Kegierung  allein  vorzunclunen  erlaubt 
in  soll.  Eine  üebersch reitung  der  etatsmääsigen  Ausgab<-n  ist  sonst  im  AIIi;:e- 
einen  unzolä>sig,  entzieht  sich  aber  bei  nothwendigen  unvorherjr«*s('henen  Aus- 
iben  und  bei  einem  höheren  Bedarf  für  die  etatsmässii|;en  (z  B.  wegen  lii^herer 
ichiireiäe)  zum  Theil  dem  Eiufluss  de^  Staate  Der  Voranschlag  l'uhrt  ferner  die 
iDiränge  und  Einnahmen  nach  dem  muthmasslichen  Ertrage  der  ein/.eincn  Quellen 
rf.  Dieser  Ertrag  hängt  von  der  gegebenen  Beschalieuheit  dieser  Quellen,  bei  einem 
lieLlt:  der  Steuern  von  dem  Entrichtungafusse  uttd  bOu>i  im  Allireuiciiioii  von  der 
HZcD  Lage  der  Volkswirtbschaft,  der  Politik  n.  >.  w.  ab  und  mn^s  auf  Grund  der 
Uierigen  Erfahrungen  unter  Berücksichtigung  der  Zeitverhältnisse  möirlichst  objectiv 
WgestcUt  Werden,  entzieht  sich  aber  mit  seinen  Schwankungen  ebenfalls  stets  mehr 
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oder  weniger  der  ganz  genauen  Yeransclilagung.    Die  constitutionelle  Budgctwirthschaft  \ 
und   die  Vereinbarung  zwischen  Uegicrunff  und  Volksvertretung  (§.  34)  über  das  roft 
li:tztcrer  eingehend  durchgeprüfte  Budget  l)ietet  auch  für  die  Vermeid ang  eines  Oaasea- 
deficits  wohl  wiedcnim  besondere  Bürgschaft.    Denn  die  Kegicrung  wird  leicht  geneigt 
^ein ,   die  Ausgaben  zu  niedrig,   die  Kiunahnicn  zu  hoch  zu  veranschlagen,   wihrand 
die   Volksvertretung   öfters  der  entireirengesctzten  Annahme  huldigen   wird;   mitunter 
auch    um«>:okehrt.     Ausserdem    sind    dir  Fälle   zu   berücksichtigen«    dass  aus  der  rer- 
schiedencn  zeitlichen  Vertheilung  der  Ein-  und  Ausgänge  innerhalb  einer  Finuuh' ' 
Periode    Cassendehcits   entstehen,  indem    Ausgaben   vor   dem  Eingang  der  zn  ihrer 
Deckung    bestimmten   Einnahmen    (z.   B.   SteuiTnl    zu    leisten    sind.     Die  materiefle 
Ordnung    deä   Haushalts   macht   bei   allen   solchen    Ueborschrcitungcn   der  Ausgaben, 
Ausbleiben   von  Einnahmen   u.  s.  w.  Hefu^^nisse  der  Kegierung,  geeignete  Decknagt- 
mittel  zu  beschallen,   z.  B.  mittelst  A\ifnahme  einer  schwebenden  Schuld.   Yomahiie  : 
von    Uebertragung«;n,   Anlegung  und  Verwendung  von  Keservefonds ,   uothwendig.  —  ' 
In   ähnlicher  Weise   wie  der  Staat  haben  auch  die  Staatenverbindungen  (§.  39)  nni 
Selljstverwaltungbkörper  Budgets  aufzustellen.  ! 

Für  Etat  früher  in  Deutschland  das  lat.  Status  gebraucht.  Budget,  eigentUoh  < 
im  Englischen  ein  Sack,  Beutel,  von  dem  altfranzös.  beuge  und  dem  noch  jetxt  ! 
üblichen  bougette,  sodann  in  der  engl.  Parlamentssprache,  wegen  der  Uebergabe  der  \ 
Actenstücke  in  einem  solchen  Behälter,  der  vom  Kanzler  der  Schatzkamincr  dem  [ 
l'arlament  vorgelegte  Etat  (^daher  Campe's  wunderliche  öebersetzung:  Bedarfstasche). 
Italienisch  preventivo  im  Gegensatz  von  consuntivo,  den  Bechnuugsergebnisscn  des  Ter-  i 
flossonen  Jahrs.  Weicker's  Staatslex.  .'{.  Aufl.  III,  115  Art.  Budget  von  K.  H.  Rai.  i 
(Kau,  §.  465).    Näheres  über  Etatwesen  im  folg.  Kap.  4,  bes.  Abschn.  2. 

Der  Voranselilag  eines  geordneten  Staatshaushalts  mnss  in 
der  Kegel  in  Ausgang  und  Eingang  bilanciren,  d.  h. 
beide  letztere  einander  decken,  wenn  nicht  aus  besondereD| 
bei  uns  nur  ausnahmsweise  zutreifenden  Gründen  ein  Eingangs- 
Uberschuss  erzielt  werden  soll.  Das  Verbleiben  eines  (Gassen-)  ' 
Deficits  schon  im  Budget  —  budgetmässiges  Deficit  —  ist  nnr  , 
dann  zulässig,  wenn  für  alle  Fälle  Eingangsquellen  zur  Disposition 
gestellt  sind,  aus  denen  das  Deficit  rechtzeitig,  sobald  es  wirklich 
eintritt  oder  zum  „wahren"  wird,  mit  Sicherheit  gedeckt  werden 
kann,  z.  B.  in  der  constitutionellen  Budgetwirthschaft  mittelst  Er- 
mächtigung der  Regierung,  kleine  budgetmässige  Deficits  eventaell 
durch  Aufnahme  einer  (schwebenden)  Staatsschuld  bis  zu  einem 
Maximal-  oder  auch  bis  zu  dem  wirklich  nöthig  werdenden  Be- 
trage zu  decken.  (So  jetzt  regelmässig  auch  im  Deutschen  Reich 
und  in  Preussen  bei  zeitweiligem  Mangel  an  Cassenmitteln  inner- 
halb des  Finanzjahrs).  Aber  davon  abgesehen  gilt  recht  eigentlich 
hier  der  Grundsatz,  dass  der  einmal  als  in  der  Finans- 
periodc  nicht  reducirbar  bewilligte  Finauzbedarf  folge^ 
richtig  die  Bewilligung  der  vollständigen  Bedeckung 
dieses  Bedarfs  durch  die  dazu  erforderlichen  Ein- 
gänge in  der  Periode  in  sich  schliesst. 

Diese  budgetmab^igr  un<l  wirkliche  Hilancirung  von  Au^giin::rn  und  Eingänfrei 
Ut  (las  ein/.ige  .Mittel  zur  Vermeidung  eines  verderblichen  (.'assendeficits  und  «ino 
Couäe<tuenz   des  aufgestellten   Postulatü   und   des  eben   formulirten  Satzes.     Der  Eis- 
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iaii'.l,  üa.>3  damit  eine  ^rilcksichtsloso  Stcig^eruiij^  der  Eiiiiiahnu'ii  «gerechtfertigt''  W(;rd'\ 
rlHt  uieht  zu.  W'con  die  Einnahmen,  also  insbesondere  die  Steuern,  jetzt  schon 
.rjck»»nd  hoch  sind  oder  es  bei  der  Erhöhung  auf  den  Betrag  der  Ausgaben  wtjrdcn, 
i>  mU^sen  nur  zuror  die  letzteren  vermindert  oder  andere  Eingänge,  z.  H.  aus 
*reditoperationcn  für  znläsäig  und  erreichbar  l)efun(len  werden.  Uic  sorgfuitigäle 
*nifang  hierQber,  die  Nachforschong,  ob  nicht  wenigstens  ein  Theil  der  Ausgaben 
eischoben  werden  kann,  ist  dann  dringend  geboten.  In  der  Regel  ist  jedocli  uber- 
taopt  eine  beträchtlirhc  Verminderung  der  Autgabeii  scliwer  durchzusetzen  oder  sie 
aoD  wenigstens  nicht  sofort  für  die  bevorstehende  Finanzperiode  erfolgen.  Alsdann 
iDss  dennoch  fUr  jetzt  dieser  Ausgabebetrag  als  die  feste  (irösse  betrachtet  werden, 
ach  der  sich  die  Eingänge,  bez.  die  Einnahmen  unbedingt  richten  müssen.  In  der 
unstitationellcn  Budgetwirthschaft  adoptirt  die  Volksvertretung  damit  norli  nicht,  wie 
um  oftmals  in  dieser  Frage  eingewendet  hat,  die  ganze  regierungsseitige  Auflassung 
Icr  Staatäzwcckc ,  die  zur  Verwirklichung  der  letzteren  eingeschlagene;  Politik  und 
M8  bestehende  Verwaltungssystem.  Sie  erkennt  vielmehr  nur  mit  der  Bu<Igetbe- 
(üligung  an ,  dass  für  die  jetzige  Finanzperiode  der  Bethirf  nicht  zu  vcriiudern  ist, 
olglich  im  Interesse  der  Aufrechterhaltung  der  Ordnung  im  Staatshaushalt(>.  auch 
^imabmen  oder  Eingänge  in  entsprechender  Höhe  eröfi'net  werden  müssen. 

II.  —  §.  62.  Die  Scheidung  des  Finaiizbedarl's  in 
irdeDtlichen  und  ausserordentlichen.  Diese  Einthcilung 
kOmmt  in  einem  dreifachen  Sinne  vor,  einmal  indem  man  auf 
lie  Zeit  des  Eintretens  des  Bedürfnisses  und  Bedarfs, 
ftr  welchen  eine  Ausgabe  bestimmt  ist,  aiicli  auf  den  Umstand, 
ib  dies  genau  voraus  zu  bestimmen  war  oder  nicht;  zweitens, 
ndem  man  aufdie  Dauer  der  mit  einer  Ausgabe  (Ausgang) 
erzielten  Wirkungen  sieht;  drittens  kann  die  Unterscheidung 
loch  eine  staatsrechtliche  Bedeutung  hal)cn.  Die  zweite  Ein- 
heilong  ist  für  die  Theorie  der  Deckung  des  Finanzbedarfs  von 
mncipieller  Tragweite,  daher  finanzwissenscbaftlich  die  wichtigste. 

1.  Erste  Unterscheidung. 

Kau,  5.  Aufl.,  §.  39  —  41  hat  nur  diese,  aber  nicht  ganz  currecl;  ebenso  i<"h 
1  der  I».  Ausg.  §.  3U — 41  noch  nicht  ganz  richtig.  -  S.  aurii  Malchus,  l*in.  II,  5.5. 
Text  z.  Th.  nach  Kau,  aber  mehrfach  von  ihm  abweii-hend. 

a)  Ordentliche  Ausgaben  sind  hier  solche,  welche  im  regel- 
Dässigen  Gange  des  Staatslebens  jährlich  oder  doch  in  bc- 
itimmter  Periodicität  vorkommen,  daher,  einem  fortdauernden 
Bedarfnisse  entsprechend;  sich  genau  vorbestimmen  lassen. 
Es  ist  deshalb  zweckmässig,  zu  ihrer  Deckung  Einkünfte  von 
gleicher  Fortdauer  und  Höhe  aufzusuchen. 

b)  Ausserordentliche  Ausgaben  treten  dagegen  in  Folge 
dnes  besonderen  entweder  überhaupt  nicht  oder  seinem  Bcdarfs- 
betrage  nach  nicht  vorauszusehenden  Bedürfnisses  in  einem 
Zeitpnncte  unerwartet  hervor,  z.  B.  bei  einem  Kriege,  einem 
plötzlichen  Nothstand.  Sind  hier,  wie  gewöhnlich,  grosse  Summen 
zur  Deckung  erforderlich,  so  müssen  ausserordentliche  Hilfsmittel 
in  Bewegung  gesetzt  werden.     In  einem  grösseren  Staatshaushalte 
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kommen  aber  auch  zahlreiche  kleinere  Posten  solcher  ausser- 
ordentlichen Ausgaben  vor,  die  sich,  wenigstens  im  Ganzen,. 
mit  einiger  Kegelmässigkeit  wiederholen.  Dafür  kann  man  einen 
Kinnahmebetrag  schon  nach  dem  Budget  als  freiverfügbaren 
Hilfs Vorrat h  (Reservefonds)  in  Bereitschaft  halten,  daher 
im  Etat  in  Ausgabe  stellen  oder  die  Regierung  zur  Ausgabe  von 
Schatz  scheinen  ermächtigen. 

Diese  kleinen  Posten  ausserordentlicher  Ausgaben  sind  dann  dou  soK^n. 
anstund  igen  unter  den  ordentlichen  Ausgaben  verwandt.  Kaa  äusserte  sidi 
darüber  folgendermassen  (§.  41): 

«.Man  nennt  diejenigen  Ausgaben,  die  von  Jahr  zu  Jahr  mit  gleicher  Sommo 
bestritten  werden  kAnnen,  ständige,  während  die  unständigen  von  wechselnder 
(irösse  sind.  Zur  Erreichung  mancher  Zwecke  wird  nach  Umständen  bald  eine  grossere, 
bahl  eine  kleinere  Menge  von  Mitteln  nothwendig,  z.  ß.  bei  Baukosten,  Diäten,  Prämien, 
Strafprocesskosten.  Um  aber  doch  für  zureichende  Einkünfte  schon  vorher  einiger- 
massen  sorgen  zu  können,  bildet  man  sich  bei  den  unständigen  Ausgaben  wenigstens 
eine  Vermuthung  über  ihre  wahrscheinliche  Grösse,  im  Anhalt  an  den  Durchschnitt 
aus  den  vorhergehenden  Jahren''  und  unter  ßerücksichtignng  der  steigenden  oder 
fallenden  Richtung  der  Jahressumme  dieser  Ausgaben.  „Wo  vielerlei  unständige  Aus- 
gaben vorkommen,  da  kann  man  bei  sorgfältig  gefertigten  Ueberschlägen  hoüen,  dass, 
wenn  ein  Thoil  der  ersteren  den  Anschlag  übersteigt,  dagegen  an  andern  etwas  er- 
spart wird.  Da  es  jedoch  nicht  sicher,  dass  beide  Fälle  sich  gerade  ausgleichen«  so 
ist  auch  um  der  unständigen  ordentlichen  Ausgaben  willen  ein  Hilfsvorrath  nützlich, 
dessen  Grösse  im  Yerhältniss  zum  ganzen  Staatsauf  wände  nach  den  Umständen  zo 
bemessen  ist*',  oder  die  Emission  von  Schatzscheinen  erfolgt  auch  hier.  „Lassen  sich 
unständige  Ausgaben  ohne  andere  Nachtheilo  in  ständige  umwandeln,  so  ist  dies  fOr 
die  Ordnung  im  Staatshaushalte  i^rderlich." 

Nach  dem  hannöv.  Grundgesetz  v.  18^3,  §.  14H,  sollte  ein  Kcsenrecredit  ?on 
5  Proc.  des  ganzen  Ausgabebudgets  zur  Verfügung  des  Gesammtministeriums  bereit 
gehalten  werden.  In  Preussen  war  sonst  ein  ansehnlicher  Reservefonds,  z.  B.  nach 
dem  Voranschlage  von  IS47  2.812  000  Thlr.,  er  wurde  aber  auch  zu  Landesrer- 
besserungen  benut/t  iinil  der  Uoberschuss  zum  Staatsschatze  geschlagen.  Neuerlich 
sind  nur  noch  ,'{00.000  Thlr.,  dann  -lOO.oOO  als  Haupt- extra- ordinarium  des  Finanz- 
ministeriums  aufgenommen.  So  au«h  jetzt  noch  1'2  Mill  M.  Baiern  hatte  1S55 — 61 
050.000  fl.  Reservefomls  auf  43  Mill.  II.  Ausgulutn  nach  Abzug  der  Einnahmskosten, 
also  1^'._,  Proc!.,  für  ISO^  und  00  sind  je  l.Sls.otiO  fl.  als  Kcichsresen-efonds  bei 
5N'/.j  Mill.  reiner  St.iatbausgabc  angesetzt.  aNo  'i'\  Proc,  für  1S74  u.  75  nur  0*00  Mill.  M. 
bei  dner  eiffentl.  Sta.itsausgab(;  v.  \'M\'>i  Mill.  Mrk.,  f.  \bSO  u.  b\  0*3  M.  M.  bei 
]T1M  M.  M.  Sa.hsen,  A.  1S74— 75  0  42  Mill.  Mrk.  Reservefonds  bei  47*49  MilLM. 
Gesammtausgab«.  f.  l^so  u.  s\  {)")■]:,  bei  03-70.  Würtemberg  f.  1875  —  76 
105.000  :Mrk  bei  I4-?I4  Mill.  Mrk.  eigcntl.  Staatsausgabe,  1SS2  — 83  70.000  bei 
5204  M.  M.  -  Die  Ausgabo  von  Schatzschcinen  für  die  gen.  Zwecke  ist  ein  passende:» 
Mittel  zur  Krset/ung  oder  Ergänzung  baana*  Res(M'vefonds ,  weil  sie  weniger  Zinsen 
kostet.  In  England  u.  Frankreich  ist  sie  seit  Innjc^».  in  Preussen  u.  im 
Deutschen  Reich  jetzt  au'h  ablirh. 

§.  6»*]  —  2.  Zweite  Uiiterscheidinig. 

Zuerst  hat  Dietzel,  SyM.  d.  Staatsanleihen  ls55,  die  Wichtij^keit  dieser  Ein- 
theilung  betont  und  sie  für  die  Staatsbedarfs(l«'ckung  v«'-rwerthet .  s.  nam.  S.  00  ff., 
152  ir..  wobei  er  indessen  ni«ht  genUirend  specialisirt,  s.  unten.  S.  auch  Umpfen- 
bach.  Finanzwiss.  $§.  194,  201.  174.  (ranz  unabhangijj:  von  Dietzel  bin  ich  auf  in- 
ductivem  Wege,  speciell  durch  das  Studium  der  österr.  Finanzverhältnisso  bei  dem 
Aufsuchen  eines  richtigen  \'erfahrens  in  einem  am  «lironiscbfn  Deficit  leidenden 
Staatshanshalte,  zur  Aufstellung  einijrer  IIauptj»rinripien  für  die  Ordnung  der  Finanz- 
wirths«-haft  g«»lanßt.  wie  sie  früher  schon  Dietzel  a.  n.  ().  abj»(r!eitet  hatte.  Nachdem 
ich  Letzteres   nachträglich    bemerkt  hatte,   habe  i«*h  DietzeTs  Priorität  ollen  aner- 
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kaniit,  s.  Vorrede  zu  Wagner,  Ordii.  d.  östcrr.  Staabhaiwlialts),  was  Diotzcl  selbst 
früher  dankbar  constatirt  hat.  —  ücbcr  die  Frage  sell)st  s.  meine  angef.  Schrift,  h^s. 
S.  H— 19,  54 — 63,  femer  Waf^ncr,  Art.  Staatsschulden.  Staatswiirtcrb.  X,  5  —  10, 
B.  Art  Staatshanshalt  im  Handwörterb.  der  Volkswirthschaftsl.  v.  Hcntsch.  Laspeyres, 
Art  Staatswirthsch.  im  Staatswörterb.  X,  81  H".  Nasse.  Steuern  und  Staatsani.,  Tub. 
Ztächr.  f.  Staatswiss.  XXIV  (1869)  1  ff..  11  ff.  Jetzt  auch  Stein,  Finanzwiss.,  .'I.  Aufl., 
S.  42 — 49,  4.  A.  I.  64  H*. ,  ganz  ähnlich  dem  Sinne  nach  inur  mit  gesuchten  neuen 
Ausdrucken)  wie  ich  schon  in  d.  G.  Ausg.  r.  Rau,  aus  welcher  diese  Partie  hier 
demlich  wörtlich  herüber  genommen  wurde  (6.  Ausg.,  §.  41a  11.  i. 

Wichtiger  als  die  eben  besprochene  ist  die  mit  ihr  verwandte, 
adber  doch  scharf  zu  unterscheidende  zweite  Eintheihing  des  Finanz 
bedarts  in  ordentlichen  und  ausserordentlichen,  wobei 
auf  das  innere  Moment  der  Dauer  der  mit  einer  Aus- 
gabe (Ausgang)  (sicher  oder  muthmasslich)  erzielten 
Wirkungen  gesehen  wird.  Die  Wichtigkeit  dieser  Kinthcilung 
Kegt  darin,  dass  sie  zugleich  den  Ausgangspunct  für  eine 
richtige  Theorie  der  Finanzbedarfsdeckung,  insbesondere 
flir  die  Beantwortung  der  Frage  über  die  principielle  Zulässigkeit 
und  den  Umfang  der  Benutzung  des  Staatscredits  statt  der 
Besteuerung  bildet. 

Für  die  Scheidung  der  Ausgaben  nach  dem  angeführten 
Moment  lässt  sieb  zugleich  der  Begriff  des  umlaufenden  und 
stehenden  Kapitals  (6.  §.  27,  259)  auch  auf  die  Finanz wirth- 
lebaft  anwenden,  wenn  die  Gleichartigkeit  der  Verhältnisse  auch 
keine  ganz  Tollständige  ist.     Hiernach  sind  zu  unterscheiden: 

a)  Ordentlicher  Finanzbedarf:  die  periodische  regel- 
mässige Zuführung  umlaufenden  Kapitals  in  den  öffentlichen  Haus- 
halt, d.  h.  der  Aufwand  an  Gütern,  welcher  innerhalb  einer 
Productions-;Finanz-)periode  definitiv  im  staatlichen  (communalen 
u.  8,  w.)  Productionsprocess  zugesetzt  wird,  seinem  vollen 
Werthe  nach  in  die  producirten  Güter  (Ötaatsleistungeu)  über- 
geht und  sich  eben  deshalb  jährlich  in  demselben  Betrage 
wiederholen  muss. 

M&n  kann  diese  Aasgahe  auch  die  eigentliche  ordentliche  Ausgabe  oder 
das  Normalerforderniss  nennen.  Dieses  umfasst  alsdann  alle  die  Ausgaben,  welche 
«ich  durch  den  gegenwärtigen  Bereich  der  Staatsthiitigkeiten  und  das  in  einer 
Finanzpeiiode  bestehende  Verwaltungssystcm  jährlich  cet.  par.  in  demseUien  Be- 
traife  ergeben,  also  einschliesslich  des  bleibenden  Tht-ils  di:r  seit  der  letzten 
Finanzperiode  hinzugekommenen  neuen  (vermehrten)  Ausgalu;.  Der  Haupttheil  des 
Sormalerfordemisscs  ist  Lohn  für  die  vom  Staate  gebrauchten  Arbeitskräfte  ((iehalt 
der  Beamten,  Sold  u.  s.  w.),  dazu  kommt  der  sich  n-gelinässig  wiederhoN'ndo  unmittel- 
We  SachgUterbedarf  (Realbedarf).  Auch  die  Zinsen  (und  Lottoriranlchensge- 
▼innste  als  Ersatz  oder  Vervollständigung  der  Verzinsung)  der  Staatsschuld  gehören 
Werber;  die  Ausgaben  für  Tilgung  formell  rechtlich  je  nach  den  Anleiliecontracten, 
iicht  unbedingt  aUgemein  finanzwissenschaftlirh.  weil  eine  regelmässige  Schulden- 
tilfong  nicht  principiell  geboten  ist 
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b)  Ausserordentlicher  Fihanzbcdarf:  der  UDperio* 
disch,  iu  grösserem  Betrage  meist  nur  von  Zeit  zu  Zeit  statt- 
findende Aufwand  an  Gütern,  dessen  Wirkungen  über  die 
laufende  Finanzperiode  (nothwendig  oder  regelmässig)  h i n- 
tiberragen,  liier  ist  aber  weiter  zweifach  («  und  ß)  zu  unter- 
scheiden. 

£s  iät  ein  Fühler  von  Dietzel  a  a.  0..  dies  nicht  genügend  zu  thun.  Dadarch 
gchmgt  er  zn  seiner  viel  za  weit  gefassten  Kegel  i'ur  die  Anwendung  des  Staatscredits 
statt  der  Restenerung  behufs  Dockung  des  Staatsbedarfs.  S.  A.  Wagner,  OrdiL 
a.  a.  O.,  S.  3S  11'..  Laspeyrcs  a.  a.  0.  X,  So,  Nasse,  a.  a.  0.,  S.  11.  Auch  Steia, 
Finanzwissensoh.,  .^.  Aufl.,  8.  Iß,  47,  wo  jedoch  auch  die  Kegel  fUr  die  Benutzung 
des  Staatscrcdits  zu  absolut  ausgesprochen  ist,  iihnlich  wie  bei  Dietzel.  Ebenso 
noch  in  Stein's  4.  A. 

a)  Die  betreffende  Ausgabe  wird  die  Grundlage  einer 
dauernden  Nutzung,  d.  h.  sie  wird  zu  einer  stehenden  Kapital- 
anlage, so  dass  in  den  folgenden  Finanzperioden  eine  Minder- 
ausgabe und  eine  gesteigerte  staatliche  Productions- 
fähigkeit  eintritt.    Hierher  gehören  zwei  Fälle: 

aa)  Einmal  die  privatwirthschaftliche  Kapitalanlage: 
alle  Ausgaben  für  die  Erwerbung  (durch  eigene  Errichtung  oder 
durch  Ankauf)  und  für  die  Verbesserung  eines  privatwirthscbaft- 
lichen  Unternehmens,  dessen  Zweck  ausschliesslich  oder  doch 
zugleich  mit  darin  besteht,  dem  Staate  einen  Reinertrag  sor 
Hestreitung  der  aus  der  Durchführung  der  eigentlichen  Staatszwecke 
entspringenden  Ausgaben  abzuwerfen,  oder  wo  wenigstens  die 
(Verzinsungs-  und  Hetriebs-)Kosten  des  betreffenden  Unternehmens 
ganz  oder  theilweise  durch  die  Einnahmen  aus  der  Kapitalanlage 
mit  gedeckt  werden  sollen  (Objecte  von  Erwerbseinkttnften  and 
von  Gebühreneinnahmen). 

Wie  in  der  späteren  Lehre  von  den  privatwirthsch.  Einnahmen  gezeigt  wird,  giebt 
es  im  modernen  Staatsliaushalt  immer  weniger  rein  privatwirthschaftl.  Unteraehmcn, 
sondern  es  spielt,  z.  H.  bei  Forsten,  Eisonbahn«*n,  ein  staatswirthschaftl.  Gosichts- 
punot  stark  mit.  Der  Kentebczug  ist  dann  nur  ein  mehr  oder  weniger  mitsprechen- 
der Zweck.  — •  Heispiele:  Anlage,  Ankauf,  techn.  Verbej>scruug  (durch  neue  Kapital- 
verwendungen) von  Feldgiltern,  Forsten,  Berg-  und  Hüttenwerken,  Staatsfabriken,  Eisen- 
bahnen, Post-  und  Telegrapheneinrichtungen. 

bb)  Sodann  die  staatswirthschaftliche  Kapitalanlage, 
wodurch  zur  Durchführung  der  eigentlichen  Staats- 
zwecke bestinmite  Ötaatseinrichtungen  und  Anstalten  geschaffen 
oder  verbessert  werden,  welche  alsdann  wie  ein  stehendes  staat- 
liches Immaterialkapital  wirklich  die  Grundlage  ftir  eine  dauernde 
Nutzung,  fllr  eine  grössere  [..eistungsfähigkeit  des  Staats  auch  bei 
nicht  wiederholter  Ausgabe  bilden. 
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l>ie  Auiigabcn,  welche  fur  die  crsie  Kin-  und  DurcUfülirun;r  j^rosscr  staatlirlicr 
K'.formen  vorübergehcDd  in  besonderem  Umfange  erforderlich  sind,  —  wuhi  zu  unter- 
scheiden von  denen,  nm  welche  sich  etwa  von  da  an  wegen  solcher  Reformen  «las 
Normalerforderniss  dauernd  erhöht  — ,  bilden  den  wichtigsten  Tall,  z.  B.  die  Anlafjj«* 
eines  neuen  Gnindsteiierkatasters  für  die  Finanzverwaltung,  eines  Staatsstrassennetzcs, 
die  Voniahmc  einer  Justizreform,  wie  etwa  die  Krsetzung  der  Patrimonial«»crichte 
•Jnrch  landesherrliche,  einer  Verwaltungsreform,  einer  (icsctzgcbung  über  Ablösung: 
Ton  (irundlasten  oder  anderen  wohlerworbenen  Rechten .  wobei  der  Staat  etwa  einen 
Th«l  der  Entschädigungen  auf  seine  Kechnung  nimmt,  einer  Militärreform,  die  Ein- 
fühnmg  eines  neuen  Bewatlnungssystems,  die  Herstellung  von  Flotten,  Festunsjen  u.  s.  w. 

A.  Wagner,  Ordn.  S.  43  ff.  Hier  statistische  Beispiele  ans  der  grossen 
österr.  inneren  Reformperiode  1S49  tt".  Eine  Summe  von  12  —  14  Mill.  11  mag 
l'»r>0— 60  hei  der  J  ustiz reform  in  Oesterreich  als  stehende  staatswirthschaftliche 
Kapitalanlage  verwandt  worden  sein.  S.  auch  Wagner  in  Hörn 's  Ann.  du  cred. 
publ.  1S61,  p.  59  ff.  «art.  fin.  de  l'Autriche)  u.  Siaatswftrterb.  VII,  tiOC»,  616  11.  Die 
bekannte  engl  Ausgabe  ron  20  Mill.  Pfd.  St.  fnr  Entschädigung  der  Sklavenhaltrr. 
die  Zuschüsse  (oder  Vorschüsse'»  Russlands  bei  der  Kmancipation  der  Leibeigenen, 
die  Zuschüsse  der  Österreich.  Kronländer  bei  der  ürundentlastung,  ähnliche  in 
deutschen  Staaten  (z.  B.  in  Baden  bei  der  Zehntablösung)  sind  wichtige  Beispiele. 
Häufig  werden  solche  Ausgaben  fur  staatswirthschaftl.  Kapitalanlagen  nach  längeren 
Zwischenräumen  (Perioden  der  Stabilität,  Keaction)  auf  einmal  in  besonders  grossem 
Umfang  nothweudig.  Perioden  des  Fortschritts,  der  Reform,  oft  nach  grossen  politisdnjn 
Bewegungen,  so  nach  1S4S,  nach  1S6()  (neues  europ.  Infanteriefeuerwallenhystem,  ver- 
besserte Kanonen,  Panzerschiffe  u.  s.  w.).  ähnlich  wieder  1S71  11'.  S.  Wagner,  (»rdn. 
S.  3,  45  ff.  und  jetzt  nameutl.  ders. ,  (irundlcgung  I,  §.  17S.  S.  auch  unten  ul)cr 
ilas  Finanzwesen  der  Militärverwaltung. 

ß)  Die  betreffende  Ausgabe  wird  vorübergehend  in  einzelnen 
Finanzperioden  durch  abnorme,  sich  zeitweilig  der  V^erwirklichuug 
der  Staatszwecke  entgegenstellende  Schwierigkeiten  verursacht. 
Man  kann  hier  nur  gezwungen  und  oft  ganz  und  gar  nicht  von 
der  Schaffung  stehender  staatlicher  Immaterialkapitalien  durch 
solche  Ausgaben  sprechen.  Vielmehr  stellen  letztere  in  der  Regel 
grosse  Verluste  an  Sachgütern  und  Menschenkräften  für  die  ganze 
Volkswirthschaft  dar.  Der  Uanptfall  ist  stets  der  Kriegsau f- 
wand  oder  der  ähnliche  für  die  Bewältigung  innerer 
Unruhen.  Mitunter  kann  auch  der  Staatsaufwand  für  die  Be- 
kämpfung allgemeiner,  durch  Elementarereignisse  bewirkter  Noth- 
«tände  (bei  Misswachs,  Ueberschwemmnng)  hierher  zählen.  Nur 
darin  gleicht  diese  Ausgabe,  welche  man  die  eigentliche  ausser- 
ordentliche oder  die  ausserordentliche  im  engeren  Sinne  nennen 
kann,  der  privat-  und  Staats wirthschaftlichen  Kapitalanlage,  dass 
alle  drei  nicht  regelmässig  periodisch  wiederkehren.  Dadurch 
onterscheiden  sie  sich  auch  von  der  ordentlichen  Ausgabe  (Normal- 
erforderniss). 

lieber  die  folkswirthschaftl.  Wirkung  des  Kriegsaulwands  siehe  A.  Wagner, 
••rdn.  S.  40 — 53.  (Vgl.  auch  ders.  Russ.  Papierwähr.  Absehn.  I  u.  IL).  -  Andre 
Nothstindc:  die  österr.  StaatsunterstUtzung  Ungarns  bei  dem  Misswachs  (durch 
Trockenheit^  in  1S6.H,  desgl.  die  prcuss.  Osstpreussens  bei  dem  Misswachs  (durch 
Nässe)  in  1SH7,  dcbgl.  die  schweizer,  (.'antonalhilfen  bei  der  Kheiniiberschwemmung 
m  h6S.    Die  prcuss.  Ililfe  beim  oberschles.  Nothatand  iS7'J.    [ik^.  v.  ;{.  Fe))r.  ISSO, 
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t»    Mill.  M.,  aus   einer  Aoleihe."!     Vgl.  Siei^el,   über  StaaUhilfe  bei  Nothstäudon, 
Tub.  Ztschr.  1S82. 

Man  kann  auch,  freilich  imuier  nur  ganz  bedingt,  /.ugestehcu,  dass,  wenn  eis- 
mal  eine  solche  eigentliche  ausserordentliche  Ausgabe  in  einer  Kiuanzperiode  (Jfthr) 
vorgekommen,  sie  in  den  folgenden  nach  einer  gewissen  Wahrscheinlichkeit  ausbleiben 
wird.  Insofern  wirkt  also  auch  diese  ausserordentliche  Ausgabe  alierdiugs  über  dio 
Periode,  in  welcher  sie  erfolgte,  hinaus.  Aber  eine  Sicherheit,  w4c  doch  iin  Fall 
der  Staats wirthscbaftlichen  Kapitalanlage,  besteht  gleichwohl  nicht.  Ja,  ia  dem 
wichtigsten  i'^alle,  dem  des  Kriegsanfwands.  ist  die  wirkliche  SacUage  oft  gerade 
umgekehrt:  der  beendete,  selbst  der  glucklich  beendete  Krieg  schallt  oft  genug  ftit 
den  Staat  gerade  eine  Aussicht  auf  einen  baldigen  neuen  Krieg.  Dicü  kann  selbst 
in  jenen  Fällen  gelten,  wenn  ein  Krieg  zu  einem  wohlthätigen  staatlichen  Neubau 
und  zu  einem  neuen  Aufschwung  der  nationalen  Volkswirthschaft  ftlhrt.  Die  auch 
volkswirthsc haftlich  so  segensreiche  Folge  der  niederländ.  Befreiungskämpfe 
im  K).  Jahrb.,  ebenso  der  deutschen  ISKi,  des  Kriegs  von  1S60  in  Deutschland 
hind  Beispiele.  Aber  wenn  man  auch  mit  Recht  in  den  Kriegen  Preusscns  gegen 
Dänemark.  Uesterreich  und  Frankreich  die  (jrundlage  für  die  politische  Wiedergeburt 
Deutschlands,  und  insofern  auch  etwas  volkswirthschaftliches  Gutes  sieht,  so  lieveist 
doch  gerade  dieses  Beispiel,  wie  so  manche  andere,  da.ss  ..ein  Krieg  den  anderen 
gebährt,  oder,  wie  seit  1S71,  zu  gebähren  droht'',  was  für  unsere  Frage  von  Wichtig- 
keit ist. 

Auch  vom  finanziellen  Standpnncte  aus  wird  man  daher  diese 
ausserordentliche  Ausgabe  in  der  Hauptsache  als  einen  Kapital- 
verlust zu  behandeln  haben.  Derselbe  kann  nur  mitunter,  weil 
er  sich  nicht  periodisch  wiederholt,  ähnlich  wie  ein  Elementar- 
schaden (oder  wie  etwa  bei  Banken  massenhafte  Verluste  an  aus- 
stehenden Darlehen  in  einer  Creditkrise),  in  einer  Reihe  von 
Finanzperioden  amortisirt  oder  „abgeschrieben"  werden.  Dieses 
Verfahren  beruht  aber  eigentlich  nur  auf  einer  buchhalterischen 
Fiction,  indem  der  erlittene  Verlust  einstweilen  theilweise  noch 
als  ein  Guthaben,  oder  ein  Activum  bloss  in  Rechnung 
betrachtet  wird,  während  in  dem  Fall  der  privat-  und  staats- 
wirthschaftliehcn  Kapitalanlage  dieses  Activum  auch  wirklich 
existirt.  In  der  Lehre  von  der  Staatsbedarfsdeckung  ist  dieser 
wesentliche  Unterschied  zu  beachten. 

St  «'in  a.  a.  ().  'A.  A.  S.  40  11.  unt«'rsnclit  die  (inlnd':  des  von  ilim  sogen,  staatb- 
wirthsch.  I)^'firit^  im  Wesentlichen  mit  denselben  Ergebnissen,  wie  ich  schon 
im  Text   der  i^?5.   IIa  —41c   der  (J.  Ausg.  von  Kau   die   ronnexc  Frage  behandelte. 

§.  M.  —  3.     Dritte  Bedeutung. 

Die  staatsrechtliche  Bedeutung  des  Unterschieds  zwischen 
ordentlichen  und  ausserordentlichen  Kinnahmen  kommt  auf  die 
Unterscheidung  eines  stabilen,  ein  für  allemal  oder  doch  für  längere 
Perioden  von  den  gesetzlichen  Fnctoren  (Barlamcnt,  Stände)  be- 
willigten und  eines  wandelbaren.  Jährlich  (oder  von  Finanz- 
l)eriode  zu  Finanzpcri(Kle)  neu  zu  bcwilligcr.den  Theils  des  Aus- 
gabevoranschlags hinaus.  Namentlich  nach  englischem  Vor- 
gänge,  der  übrigens  nicht  ganz  allein  steht,  erscheint  es  als  eine 
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wichtige  Aufgabe  des  öffentlichen  Fiuanzrechts  (Bud- 
jetbewilligungsfrage),  aus  der  jährlichen  Ausgabe  einen  Theil 
ils  stabiles  Budget  auszuscheiden,  der  etwa  nur  von  Zeit  zu  Zeit 
irieder  revidirt  wird,  und  dafür  besiinnnte  Deck ungs mittel 
[privatwirthscbaftliche  Einuahmen,  Steuern)  bleibend  der  Regierung 
lor  Verfügung  zu  stellen. 

Daä  stabile  Budget  iiann  nicht  wohl  die  ganze  ordentliche  Ausgabe  {in  der 
Eveiteo  Bedcutaug,  Normale rfordeniiito)  umfassen,  wohl  aber  einige  Ilauptposten 
le»elt)en.  welche  ihrem  Wesen  nach  längere  Zeit  eine  gleichmüssige  Höhe 
kehalten  and  unter  allen  Umständen  bebtritten  wurden  müssen,  wenn  die 
$UatäiiULSchine  ungestörten  Fortgang  haben  soll.  Dahin  sind  namentlich  gewisse  au> 
privatrecbt liehen  Verpflichtungen  herrührende  Zahlungen,  wie  die  Verzinsung  und 
soutractliche  Tilgung  der  öffentlichen  Schuld  zu  rechnen.  »A.  Wagner,  Art. 
Staatsschulden.  Staatswörtcrb.  X,  49).  Dazu  treten  i»asaend  solche  weitere  Theile  der 
•rdeotlichen  Ausgabe,  über  welche  auch  aus  anderen  (iründen  (z.  B.  um  ]>einlich«' 
ider  Khwierigc  parlamentarische  Verhandlungen  zu  vermeiden  oder  um  eine  gewisse 
Stabilität  der  Behandlung  der  sich  an  diese  Ausgaben  knüpfenden  politischen  Fragen 
m  erreiclien).  passend  fQr  längere  Zeit  (^selbst  für  eine  unbestimmt  lange  Zukunft) 
eiue  fcatc  Vereinbarung  zwischen  Regierung  und  Volksvertretung  getroffen  wird. 
Nichtige  Beispiele  der  Praxis  und  des  geltenden  ödeutlichen  Finanzrechtes  sind  die 
Bestimmungen  Über  Civillisten,  Krondotationen  u.  s.  w..  forner  die  „(/ontingen- 
tirung**  des  Militärbudgets  auf  mehrere  Jahre,  wie  im  Xurddeutschen  Bunde 
ud  Deutscheu  Reiche.  Der  schon  vorhandene  Bcgritf  der  Dotation  könnte  und 
sollte  hier  in  entsprechender  Weise  weiter  gebildet  werden,  so  dass  das  stabile 
Budget  aus  einer  bestimmten  Reihe  solcher  Dotationen  bestände.  (Der 
technische  Ausdruck  Dotation  bezeichnet  im  preuss.  Budget  den  Zuschuss  zur  Rente 
des  Kronfideicommissfonds,  die  Ausgabe  für  die  öffentliche  Schuld  [Verzinsung, 
Tilgung,  Verwaltung]  und  die  Kosten  des  Landtags.) 

Eine  solche  Scheidung  hätte  nicht  nur  günstige  politische  Folgen,  sondern  käme 
buthmasslicb  auch  den  Finanzen  zu  Gute.  Denn  das  wandelbare  Budget  würde 
daau  um  so  sorgsamer  geprüft  werden,  während  jetzt  die  ganze  Prüfung  sclion  aus  Zeit- 
mangel, of^  genug  nur  allzusehr  Formsache  ist.  Politisch  und  finanzpolitiscli  möchten 
daher  die  VortheUe  einer  solchen  Einrichtung  grösser  sein  als  die  von  liberalpolitischt^r 
Pirteiseitc  geltend  gemachten  Bedenken. 

TrefTend  sagt  Stein,  Finanz  ,  1.  Aufl.,  S.  21f :  „es  durfte  kaum  zu  bezweifeln 
sein,  dass  dieser  (iedanke  (der  Ausscheidung  eines  ordentlichen  oder  staltilen  Budgets) 
noch  eine  bedeutsame  Zukunft  hat,  da  eine  Bewilligung  des  absolut  Nuth wendigen 
au  sich  ein  Cnding  und  seine  Verweigerung  als  Misstrauensvotum  gegen  Peräönlich- 
keiten  ein  durchaus  verkehrtes  Mittel  ist,  denn  sie  würde  in  der  That  ein  Misstrauens- 
Tötum  gegen  die  Existenz  des  Staats  selbst  sein."  Der  preuss.  Etat  hat  bei  den 
Ausgaben  eine  Rubrik:  „darunter  künftig  wegfallend"  (/.  B.  Gehalte  auf  Aussterbe- 
etat). Diese  Ausscheidung  Hesse  sich  in  der  im  Text  angedeuteten  Weise  aus))ilden. 
Ein  verwandter  Gedanke  liegt  zu  Grunde.  Gegen  solche  stabile  Budgettheile  sind 
meistens  die  mehr  links  stehenden  politischen  Parteien,  in  Deutschland  z.  H.  di«^ 
Fortschrittspartei  in  der  Militärbudgetfrage. 

S.  ?.  Malchus,  Finanz.  II,  §.  20  iS.  111  11'.),  A.  Wagner,  Urdu.  u.  s.  w. 
S.  5S.  Stein.  Finanzwiss.,  1.  Ausg..  S.  21)  ff.,  3.  Ausg.,  S.  fül.  71  ff.  Ueber  England 
Malchus  a.  a.  0.,  S.  113,  v.  C zornig,  österr.  Budget,  I.  20,  Bergius,  Finanz- 
vissensch.  S.  14,  =  dcrs.  in  d.  Tüb.  Zt>»ch.  für  Staatswiss.  IS'I,  S.  i05  (über  den 
con^lid.  Fonds  handelnd).  Gneist,  engl.  A'erwaltungsrecht,  2.  Ausg.  II,  7fV.)  und 
§.  l>^,  S.  S32  —  S45.  Ders.,  Budg.  u.  Ges.  nach  d.  cunstitut.  Staatsrecht  Englands. 
Bori-  1**67.  Die  Angaben  der  verschiedenen  Schriftsteller  stimmen  Ubrigons  über  «iie 
englischen  Verhältnisse  nicht  ganz  überein.  Man  unterscheidet  zwischen  den  auf  dem 
'»'•setz  beruhenden  ü.  den  für  den  Dienst  dos  Jahrs  b<'willigten  Ausgaben.  Die 
•:rrtcn:n  betragen  nach  Gneist  jetzt  an  '^^)  Mill.  Pfd.  St..  vorMonilich  für  die  Zin.^cn 
Jcr  Schuld,  ausser  welchen  im  J.  isfJl   l.!>75.l:'»l)  Pf.  ordculliclie  dauernd«- Ausgaben 
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waren,  bes.  i'iir  das  <>;cäauiuite  Uichterpeiäüiial,  das  ordentliche  Personal  der  (josaudt- 
si'hafttMi  und  einigte  andre  AeinttT.  Diese  Au>;j^abcn  sind  auf  den  sogen,  consoli- 
dirton  Fonds  annjewiesen ,  d.  h.  anf  den  Betrau;  einer  bestimmten  Kcihc  von  Ab- 
gaben, welche  Titt  17^7  in  einen  Fonds  vereinte  und  für  jene  Ausgaben  bleibcud 
bewiilitrcn  lii-ss.  Die  einzelnen  Kinnalimen  u.  Ausgaben  dieser  Fonds  waren  ursprunglich 
nach  d<-m  äitiTcn  tinanzrechrl.  System  je  als  Ix^sondcre  Fonds  c^nstitnirt,  dann  in 
drei  grüs&ere.  Fouds  zuaaminengezogt.'n  word(;n.  bis  sie  nun  zum  consolid.  Fonds  ver- 
einigt  wurden  i,27  (ie.  III,  c.  l.'l).  Dieser  Fouds  haftet  fUr  die  betr.  Ausgaben,  nur 
sein  Fi'bersehuss  steht  zur  Anweisung  für  den  Dienst  des  Jahres  offen.  Die  auf  dem 
(jesrtz  beruhenden  Ausgaben  werden  daher  auch  nicht  im  Etat  dem  Parlament  zur 
Bewilligung  vorgelegt.  Teber  den  consolitL  Fonds  u.  die  ihm  vorangeh.  Gcsctzgeb. 
s.  (in eist  a.  a.  0.  II,  SHH.  Die  neueren  Acmter  und  Verwaltungsoinrichtungeu  sind 
immer  m«'hr  auf  die  period.  Parlaraentsbcwilligungen  angewiesen  worden  (eb.  S.  S35).  — 
In  «len  Niederlanden  wurde  vor  der  Trennung  Belgiens  nach  Ges.  v.  24.  Aug.  1S15 
ein  Kl  jähr,  stabiles  Budget  bewilligt  „für  alle  ordentlichen,  fixen  und  beständigen 
Ausgaben,  welche  aus  dem  gewöhnlichen  häufe  der  Dinge  hervorgehen  u.  insb.  sich 
auf  den  Frio<lensstand  beziehen."  S.  Malchus  II.  ll."<.  Vorschlag  Lafitte's  für 
Frankreich  1**27,  ebendas.  S.  lli.  —  Norddeutsche  Bundesverf.  Art.  <iO,  B«»- 
willigung  eines  stabihin  Militäretat>  bis  Knde  1>7I,  1 '*  „  d.  Bevölkerung  v.  IS6T, 
22')  Tidr.  ]»er  Mann.  Ebenso  Deutsche  l^eichsvrrf.  Art.  t>0,  s.  auch  Art.  r»2,  71. 
Dann  Deutsches  Keichsges.  v.  [).  Dec.  1S71,  worin  auf  vi  Jahre,  bis  Ende  1^7-1,  ein 
Mabiler  Militäretat  bewilligt  wurde.  S.  darüb.  A.  Wagner  im  HoltzendorH'sohcn 
.l.diH).  III.  171  if.  Seitdi'.ni  jährliche  Bewilligung,  aber  auf  Grund  der  im  Rcichsgeä. 
V.  2.  Mai  1S74  für  die  Zeit  v.  187."»-  sl  gesetzlich  festgesetzten  Trup|>onstärLe 
I.  I'ri«'denspiäsi'nzstärke"  des  Ilrorrs  an  Interoflirieren  u.  Mannschaften,  ohne  Ein- 
lechnuiig  der  Einjährig-Freiwillig«"nj  von  l(H.t*59  Mann.  Durch  (ies.  ?.  ii.  Mai  ISSO 
ist  diese  Zahl  bi>  ;',].  März  1>SS  auf  427.274  Mann  festgestellt  worden. 

III.  Die  Wahl  der  Deckiiiigsuiittel  oder  Eingangsarteu 
für  deu  Finanz  bedarf. 

S.  hierzu  b«'S.  die  oben  S.  liJO  in  der  Vorbrm.  zu  diesem  Kap.  g^nannti*  neuere 
l.itrratur  über  die  Principiunfrag«;:  Steuern  oder  Schulden? 

Dieser  allgemeinen  l'rage  nach  den  richtigen  Deckungsmitteln  wird  in  di^r 
l'ra.vis  selten  n.«her  getreten,  weil  für  die  Hauptmasse  der  von  einem  zum  andeni 
Jahr  '-i'-h  wiederhuh-nden  .Ausgaben  bestimmte  i>eckuugsmitfel  geschichtlich  über- 
kommen und  sta.itsrec.htli<.h  IVstiri'stelit  zu  -M-in  plh'gr.u.  Au<'h  die  Theorie  hat  erst 
nru«'rdings  di«s«'r  l'iage  ihr-.*  Aufmi-ik>aniki*lt  gewidmet  und  sie  principicll  zu  l»c- 
ant\\ort<-n  g<.*sucht  (s,  n.).  Dies  ist  vom  Stand])un«te  der  Wissenschaft  aas  auch 
durchaus  gebeten.  Namentlich  Vi.Tiangf  die  systematische  Behandlung  der  Finanz- 
wi^sens<h;iit  eine  >ohhe  principielJe  Erörterung  der  Frage,  weil  sonst  immer  die 
innere  (organisfhei  Verldnduiig  zwi&chrn  diT  Lehre  von  den  Staatsausgaben  und 
Kinnahmen  fehlt.  Di«:  Theorie  muss  d<*r  Praxis  hier  den  riclitigen  Weg  zeigen. 
KümnuTt  sich  die  Praxi.s  um  )«-iie  Fra^ie  nicht,  so  steht  hie  eben  nur  anf  dem  Stiud- 
puncie  g«"wrdinliih«:r  Koutine  un<l  wird  l)fi  jeder  Schwierigkeit  Fiasco  machen,  nach- 
dem sie  mit  ihrer  planlosen  Wahl  der  Dckungsmittel  für  gesteigerte  Au.'^gaben  und 
I)i-h«Mte  di-r  Volkbwirfhsihiift  und  den  Finanzt:n ,  dem  Volke  und  Staate  schwere 
Wiindi'U  geschlagen  hat.  Namentlich  drriht  h'wY  regelmässig  die  grosse  (iefahr.  dass 
uline  rnter-suchung.  ob  ••»  in  «liesem  Falle  zulässig  sei,  das  acute  Deficit  einfach  si» 
lang«;  es  irgend  geht  dunh  Aulnahme  von  StaatssehuMen  oder  Veräusseruug  von 
meistens  werbendem]  Staatsciiriinthuni  g<'«le«  kt  wini,  >tatr  dass  die  Ausgaben  möglichst 
bi-schränkt  und  die  Einnahmen  aus  Steuern  rechtzeitig  erliöht  werden.  Dadurch  wird 
»las  ..acute"  Delicit  zu  ein«;n>  .,••  Ii  ro  n  ischtui",  «las  sieh  von  einer  Finanzperio<Ie 
zur  antler«;n  hinzieht,  in  Folge  der  fal.:»rln.«ii  D«'ckungsmittel  imirnT  mehr  vrgrösserr, 
^«'hliesslii'li  Iawin<-nartig.  timl  nun  \olI«iids  nicht  mehr  zu  be>i.itigi;n  i^t.  Von  der 
Wahl  richtiger  Deckungsmittel  Inr  «lie  .Vuscabi-n  hängt  «laher  ainrh  der  dauernd«* 
Glejehgi'wi  chtszustand  /wischen  AuM;aben  und  Einnahmen  im  Staatshaushalt  ab. 
Wahrend  «li«;  \«innMdung  ein«*>  t'assen«Ii;hcits  m«dir  nur  eine.  Aufgab«"  der  Finanz- 
«alciilatur  i.-^t.  winl  di«'  Erhahun«.'  fun«l  •^ve-ntu«il  ili«*  \\  ie«l«Ther»tellung)  jen«*s 
diu«Tnden    tih-ichgjwifhls/u^lan«!«!     ib  -     Sta.it-oliaii-.halfs     ijn«'     der     wichtigsten     un«l 
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(Chvicii^^tcii  Aufij^abcu  der  pracüsclieu  Finanzpolitik  und  ili«.*  tlii^urctiM.'lic  Ktürlcnin«^ 
iJbcr  diese  Aufgabe  ciue  bisher  mei^tenä  nicht  genu>^c])d  erörterte  Cai'üinalfra(>:e  di*r 
•li2Uzwissouschaft.  —  Besonders  insttuctir  fiir  l'atliologie  und  Therapie  vun  Delicits  und 
■sofern  für  die  Theorie  der  Staatäbedarfädecliung  iät  die  neuere  osterreicli.  Kinan/.- 
;esi:hit:hte.  In  diesem  Staate  hat  man  cs  zu  lange  ver^ill]nlt,  das  einmal  ni<-ht  zu  be- 
ettigende  Deficit  durcli  rechtzeitige  und  gehörige  Steigi.Tung  der  Steuern  zu  de<*k«'n. 
!s  war  namentlich  ein  schwerer  Fehler  der  abäülutistiächen  Ko^iierung  vor  und  naeh  ls4s, 
■mer  wieder  zu  leicht  zu  dem  verführerischen  und  politisch  betjuemeren  Mittel  dor  A*(;r- 
lehruDg  der  Staatäschuld  und  sogar  des  Papiergelds  zu  creifen,  als  zur  unlicb.>an)en 
•leDcrerhöhung.  Mannichf.  Beisp.  in  meinen  tinanzgeschichtl.  Aufsätzen  über  ( )esterreic]i, 
0  z.  B.  Staatswörtcrb.  VIl,  (»05,  020.    Wie  andei-s  verfuhr  Nordamerika  im  Hurgerkriege! 

§.  G5.  Für  die  aufgeworfene  Frage  genügt  es,  bloss  zwischen 
len  beiden  Hauptarten  von  Eingängen  oder  Deekungsmitteln  zu 
interscbeiden,  welche  man  gewöhnlich  ordentliche  und  ausser- 
»rdentliche  nennt.  Die  ersteren  siud  die  ihrer  Natur  nach 
liner  regelmässigen  Wiederholung  von  Periode  zu 
*eriode  fähigen  Einnahmen,  uemlich  der  Privaterwerb  des 
Staats  nnd  die  Auflagen  oder  Steuern  (im  weitesten  Sinne  des 
7orts).  Die  ausserordentlichen  umfassen  die  keiner  solchen 
»eriodischen  Wiederholung  fähigen  Eingänge  aus  der  Veräus- 
ernng  von  Staatseigenthum  (Verminderung  der  Stiiatsactiva) 
ind  ans  der  Benutzung  des  Staatscredits  oder  der  Auf- 
lahme  von  Staatsschulden  oder  Anleihen  (Vermehrung 
ler  Passiva).  In  unserer  heutigen  Zeit  und  in  den  civilisirten 
itaaten  kommen  als  ordentliche  Einnahmen  vornemlich  die  Steuern 
md  als  ausserordentliche  die  Staatsschulden  in  Betracht. 
)ie  Frage  dreht  sich  daher  vor  Allem  darum,  ob  Steuern  oder 
»taatsschulden  zur  Bedeckung  der  Ausgänge  Uber- 
laapt  und  spcciell  der  Ausgaben  und  event.  in  welchem 
Terhältniss  beide  dazu  benutzt  werden  sollen.  In 
lieser  Form  liegt  sie  in  der  Regel  in  der  Praxis  zur  Entscheidung 
'or  and  bietet  sie  auch  ftlr  die  Theorie  das  meiste  Interesse.  Sic 
noss  aber  beantwortet  werden,  noch  bevor  die  einzelnen  Arten 
ler  ordentlichen  Einnahmen  näher  betrachtet  werden,  weil  es  vom 
insfall  der  Antwort  abhängt,  bis  zu  welcher  Höhe  der  Ausgänge 
mbedingt  ein  Gesammtbetrag  ordentlicher  Einnahmen  zu  be- 
Khaffen  ist. 

Nach  der  Terminologie  o.  S.  131  u.  in  der  (irumllegung  §.  <»4  If.  würden 
He  .,aasserordcntlicheii**  Einnahmen  des  gewühidiehen  Sprarhg<d)raui'hs  meistens  nur 
iBkr  den  allgemeineren  Begriff  der  ,,  K^^^^i"?*-*'  fallen  und  nur  die  ordentlichen 
Einnahmen  eigentliche  Einnahmen  sein.  Zu  ))eae]itcn  ist  übrigens  au<-h  für  die 
FinanzwirthHchaft,  dass  manche  Ein-  und  Ausgange  nur  ein  Substan/wodisel 
läs  Vermögens  sind,  nicht  eine  eigentliche,  neue  Kinnahnii;  oder  Ausgabe. 
Es  liHngt  dies  mit  der  Lehre  vom  oidentÜclien  und  ausserorcleutlirlien  iMnanzljodarf 
* 'i»*r  obigen  zn'üitcn  Bedeutung  (g.  t>3'  /.u>amm«ri.     l>er  Aus<rang  fdr  ein«'  staaf<- 
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wirthschaftliclie  Kapitalanlage  iat  z.  B.  keine  reelle  Ausgabe,  soodom  nur  ein  solcher 
Substanz  Wechsel.  S.  Grundlegung  I,  §.  Oh  fT.  Die  neue  Terminologie  diont  dan,- 
auf  solche  wesentliche  Momente  der  Unterscheidung  hinzuweisen,  was  z.  B.  Ad; 
Held  in  s.  Bemerk,  in  Hildebrand's  Jahrb.  1S76,  B.  27,  S.  158  verkannt  bat 

§.  Gii.  Steuern  oder  Staatsschulden  als  Deckangs- 
niittel  der  Ausgaben. 

1.  Dogmengeschichtliches  über  diese  Frage. 

Es  kann  sich  an  diesem  Orte  nur  um  eine  generelle  CharacterisiruDg  dor 
alteren  und  neueren  theoretischen  Ansichten  handeln.  S.  Näheres  bei  Dietiel, 
System  d.  Staatsanl.  pass.,  bes.  S.  15S  ff.,  und  bei  A'.  Wagner,  (Ordnung  d.  Osterr. 
Staat^haush.  S.  0  fl'.,  14  fl'.  Im  Texte  ist  dieser  Darstellung  und  der  Bohaiidlang  der 
Frage  im  Art.  Staatsschulden  im  Staatswörterb.  gefolgt  worden.  Das  Gesagte  bttdekt 
Mch  so  ziemlich  auf  alle  früheren  Theoretiker,  auch  auf  Nebenius.  v.  Maichas 
und  auf  Kau.  S.  in  der  5.  Aufl.  seiner  Finanzwi^s.  bes.  §.  466,  469,  47t, 
4Tba,  worin  Übrigens  im  Vergleich  mit  den  früheren  Auflagen  schon  mehrfache  Zu- 
geständnisse gegen  die  neuere  Lehre  gemacht  sind.  Der  Satz,  mit  welchem  in  §.  471 
der  früheren  Auflagen  die  Lehre  von  den  Staatsschulden  von  Kau  einereleitet  wurde: 
,,wenn  zur  Bestreitung  dos  beschlossenen  Staatsaiifwands  die  gegenwärtigen  Staats- 
einkünfte (d.  h.  die  ordentlichen  Einnahmen)  nicht  zureichen,  eine  Erhöhung  der* 
scdixui  fiir  volk&wirthschaftlich  nachtheilig  oder  überhaupt  nicht  für  rathsam  erachtoC 
wird  und  kein  früher  angesammelter  Ililfsvorrath  zur  Verfügung  steht,  so  mnss  die 
fehlende  Summe  durch  eine  Schuld  gedeckt  werden"  —  dieser  Satz  bezeichnet  cboi 
nur  ganz  richtig  den  Zeitpunct.  wo  eine  Schuld  aufgenommen  zu  werden  pflegtt 
aber  enthalt  kein  Princip  über  das  \V<rsen  und  die  Zulussigkeit  einer  Benutzung  £• 
Staatscredits. 

Die  illtercn  Theoretiker  haben  die  Frage  nach  der  Wahl  der 
Bedeckungsart  der  Ausgaben  nicht  generell  und  principiell  behandelt, 
sondern  sie  regelmässig  nur  bei  Gelegenheit  ihrer  Erürternngen 
über  Staatsscliulden  berührt.  Sie  stellten  dabei  kurzweg  die  Frage 
auf,  ob  und  wann  der  Stafitsercdit  benutzt  werden  dürfe  und  solle 
und  ob  »StaatHsehulden  mehr  Vortheile  oder  mehr  Naehtheile  böten. 
Hier  hätte  dann  eine  absolute,  allgemein  giltige  Antwort  gegeben. 
werden  müssen,  die  aber  uumöglich  war.  Jene  Theoretiker  sind 
deshalb  zu  einer  klaren  Krkenntniss  des  Wesens  und  zu  einer  unbe- 
fangenen Würdigung  des  Staatscredits  nicht  gelangt,  sie  blieben 
alle  an  dem  Namen  Staatsschuld  hängen  und  dieser  wurde  somit 
verhängnissvoll  (Dietzel).  Man  wog  die  Vortheile  und  Nachtheile 
ab,  fand  regelmiissig  die  für  eine  Benutzung  des  Staatscredits 
sprechenden  Gründe  zu  leicht,  sah  höchstens  in  der  Aufnahme  von 
Staatsschulden  ein  freilich  oft  unvermeidliches  l'ebel  und  beschäftigte 
sich  dann  vorzugsweise  mit  den  Erscheinungsformen  des  Staats- 
credits, indem  die  Nachtheile  des  Staatsschuldcnwesens  durch 
eine  richtige  Wahl  der  Scliuldform  mr»glichst  abgcscbwächl  werden 
sollten.  Statt  ein  festes  Princip  über  das  Wesen  und  dio  Zulässig- 
keit  einer  Benutzung  des  Staatscredits  aufzustellen,  bezeichnete  die 
herrschende  Finanztheorie,  von  den  Vorgängen  in   der  Praxis  ein- 
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bh  abstrahirendy  nur  den  Zeitpnnct,  wo  eine  Schuld  contrahirt 
^  werden  pflegt,  als  denjenigen,  wo  eine  Schuld  allenfalls  auf- 
pommen  werden  darf.  Hier  wurde  also  die  angefochtene  Praxis 
iJB  theoretischen  Bechtfertigungsgrande  des  Staatsschuldenmachens 
Ast.  Bei  einem  solchen  Selbstwiderspruch  der  Theorie  Hessen 
idi  begreiflich  nicht  einmal  die  notorisch  schlimmsten  Aus- 
^itungen  der  Praxis  in  der  Benutzung  des  Staatscredits  ver- 
£s  wäre  bei  der  gegnerischen  Stellung  zu  allem  Staats- 
Idenwesen  folgerichtiger  gewesen,  zu  verlangen,  dass  die  Aus- 
nicht  über  den  Betrag  der  ordentlichen  Einnahme  steigen 
oder  letztere,  wenn  der  Bedarf  einmal  nicht  mehr  zu  ver- 
lern  sei,  unbedingt  auf  die  Höhe  desselben  gebracht  werden 
Aber  angesichts  der  practischen  Schwierigkeiten  wurde 
Consequenz  nicht  gezogen. 
2.  Principielle  Erörterung  dieser  Frage.  Die  Früheren 
Lhen,  dass  die  von  ihnen  behandelte  Frage  über  die  Anwend- 
Leit  des  Staatscredits  nicht  für  sich  zu  beantworten  ist,  sondern 
ihr  eine  Vorfrage  vorausgehen  muss,  welche  Ausgänge  bez. 
iben  grundsätzlich  durch  ordentliche  Einnahmen  zu 
Lcn  sind.  Die  Untersuchung  hierüber  führt  erst  zu  einer 
m  Auffassung  aller  der  Controversen ,  welche  sich  an  die 
;ang  des  Staatscredits  knüpfen,  hin.  Es  sind  dabei  die 
len  Fragen,  welche  Ausgänge  durch  Steuern  und  welche  durch 
len  zu  decken  seien,  in  ihrem  organischen  "Zusammenhang 
Tassen  und  auf  ein  oberstes  Princip  zurückzuführen,  nach 
sbem  sie  einfach  beantwortet  werden  können.  Die  Neueren 
in  dieser  Weise  verfahren  und  haben  dadurch  eine  feste 
ndlage  für  die  Theorie  der  Finanzbedarfsdeckung 
Eine  principielle  Würdigung  des  Staatscredits  ist  erst  hier- 
erzielt worden. 

S.  die  betreff.  Literatnrang^ben  oben  S.  180.  Ausserdem  auch  Emminghaus 

d.  TOÜBwirthsch.  Ck>DgTe88  in  Mainz  1869  (i.  Auszug  Br.  U.  BI.  1869  Nr.  985), 

im  Bremer  HandelsbL  Nr.  892  (1863)  (wie  der  Aufs.   ?.  Nasse  in  d.  Tttb. 

eine  kritische  BeTirion  der  Theorieen  v.  Dietzel,  Wagner,  Laspeyres, 

theer).    Ebendas.  ein  Aufsatz  aus  anderer  Feder,  „Staatsschulden  u.  Steuern'*, 

929  (1869).     0.  Gildemeister  „Kriegsanleihen*'  in  d.  Preuss.  Jahrb.  B.  17. 

vas  an  den  Ansichten  Sötbeer's  in  Betreff  der  nachtheiligen  Wirkung  inländischer 

len  Terglichen  mit  Steuern  auf  die  Yertheilung  des  Vermögens,   bez   £in- 

BDS  in  der  Yolkswirthschaft  richtig  ist,  ist  nichts  Neues  und  kann  durch  fingirte 

tbeispiele   auch    m.  £.   nicht    besser    licw^iesen   werden.     (Vgl.  auch  die  sich 

er  anschliesseoden  Bemerkungen  von  Emminghaus  im  Br.  IL  Bl.  a.  a.  0.). 

den  Erörterungen  tlber  die  Wirkungen  solcher  Anleihen,  die  das  Kapital  einer 

dictiren  Yenrendung    im  Inland    erst    wegnehmen  (s.  §.  68"),    als   Kapital ent- 

Klangen  aof  die  YoUswirthschaft,  komme  ich  schon  in  d.  Ürdn.  d.  usterr.  Staats- 

JLWara«r.  FinuaEwiaseasehafL    l.  3.  .lull.  [() 
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Laosh.  S.  31 — 35  (1863)  und  noch  bestimmter  in  dem  Art.  Staatflscbnlden  im  Htad 
wOrterbucb  ?on  Bcntzsch  S.  S60  (geschrieben  Anf.  1865)  und  im  StaatswOrteil 
X,  15  — 18  (1865)  zur  Bevorzugung  der  Steuer  vor  der  Anleihe,  weil  letztere  dS 
Yertheilung  ungünstiger  beeinflusse  und  die  Arbeiter  eher  beeintr&chtig«.  Stei 
hat  schon  früher  und  noch  in  der  3.  Aufl.  s.  Finanzwiss.  S.  44  fl'.,  dann  S.  715  ff 
727  ff.  im  Wesentlichen  keine  andre  Theorie  der  Staatsbedarfsdeckunfr,  als  die  ii 
Text  aufgestellte,  nur  dass  er,  wie  Dietzel,  die  nothwendige  Einschiinkang  f&r  dl 
wirkliche  Benutzung  des  Staatscredits  zur  Deckung  nicht  macht  und  somit  di 
eigentlich  socialpolitische  Seite  der  Frage,  die  auch  Sotbeer  behandelt,  - 
Eiufluss  der  Wahl  der  Decknngsmittel  und  specicll  der  Scholdaufhabme  auf  di 
Yertheilung  des  Volkseinkommens  —  vernachlässigt.  Wenn  er  es  dabei  für  gl 
findet,  auch  in  der  3.  Ausg.  S.  731,  meine  Behandlung  der  Frage,  die  viel  älter  al 
die  seinige  ist  (schon  in  meiner  „Ordnung  des  Osterreich.  Staatähaushalts''  a.  a.  0.  - 
1863),  nicht  einmal  zu  erwähnen,  obwohl  sie  in  d.  6.  Audg.  v.  Bau*s  FiDanzvi« 
die  erschöpfendste  Bearbeitung  des  Gegenstands  war,  ursprünglich  unabhängig  v« 
Dietzel  entstand  n.  z.  B.  Nasse  in  dem  von  Stein  selbst  genannten  Aufsatz  aj 
zum  Anknüpfungspuncte  diente,  so  berechtigt  mich  das  wohl  zu  einer  Vorwahrai^ 
gegen  diese  literarische  Uloyalität  in  einem  Werke,  welches  auf  Objectivität  Anspmol 
macht  Die  von  Stein  jetzt  so  betonte  Verbindung  der  Staatsschuldenfrage  nit  dt 
Verwaltung  ist  in  meiner  schon  lb63  und  1865  aufgestellten  und  in  der  6.  Auig 
V.  Bau's  Finanzwiss.  neu  formulirtcn  Lehre  von  der  staatswirthschaftlichen  Kapitalanlaf 
im  Kern  und  in  der  Ausführung  vollständig  enthalten.  Stein 's  ohnehin  schiefe  um 
in  seiner  W'eise  nicht  haltbare  Unterscheidung  von  Finanzcredit  und  Staatssclmli 
hat  mit  der  hier  zu  behandelnden  Frage  nichts  zu  thun.  Rau  hatte  den  Gegenstaai 
des  Tezts  noch  kaum  nur  berührt.  In  d.  4.  A.  hat  Stein  keine  Aendenuigen  gf 
macht,  welche  mich  zur  Zurücknahme  dieser  Vorwürfe  bestimmen  können.  S.  4.  A 
I,  61  ff.,  II,  343  ff.,  457  ff.  In  gektlnsteltcr  neuer  Terminologie  wird  die  jetzt  aUge 
mein  angenommene  Lehre  vorgetragen,  nur  dass  wie  bei  Dietzel  die  Grenze  fl 
die  Benutzung  des  Credits  viel  zu  weit  bleibt  u.  demgemäss  auch  das  enorme  WadM 
thum  der  Schulden  in  einigen  modernen  Staaten  za  leicht  genommen  wird  (II,  464  C 

Den  Weg,  auf  welchem  man  zur  jetzigen  Theorie  der  Bedarf« 
deckung  gelangte  und  diese  Theorie  selbst  betreffend,  so  hat  mai 
zunächst  die  Frage  nach  der  richtigen  Bedeckungsart  der  Ans 
gaben  mit  der  früher  in  ^.  G3  aufgestellten  Unterscheidung  dei 
Finanzbedarfs  in  ordentlichen  und  ausserordentlichen  in  Verbinduof 
gebracht,  wobei  das  Unterscheidungsmerkmal  in  der  Dauer  da 
mit  einer  Ausgabe  als  einer  Güten^erwendung  bervorgebrachtei 
Wirkungen  liegt.  Dadurch  gewann  man  eine  feste  Unter 
grenze  für  denjenigen  Thcil  des  Gesammtausgangs,  der  unbe 
dingt  durch  ordentliche  Einnahmen  (Steuern)  bedeckt  werdei 
muss:  im  Wesentlichen  die  ordentliche  Ausgabe  oder  dai 
Normalerforderniss.  Jene  Untergrenze  bezeichnet  zugleich  dii 
Obergrenze  (Maximum),  bis  wohin  allenfalls  die  ausserordentliclu 
Einnahme  (Schuldaufoahme)  zur  Deckung  der  Ausgänge  benutzt 
werden  darf,  soweit  nemlich  Zweck,  Wesen  und  Wirkung 
der  letzteren  hierüber  entscheidet:  demnach  darf  von  diesen 
Gesichtspuncte  aus  der  ganze  ausserordentliche  Finanz 
bedarf,  d.  h.  die  privat-  und  staatswirthschaftlichc 
Kapitalanlage  und  die  eigentliche   auKserordentlichc 
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iksgabe  auf  diese  Weise  bestritten  werden.  Jedoch  ist  damit 
boh  nicht  die  weitere  Frage  beantwortet^  ob  überhaupt  and  unter 
Ihn  Umständen  oder  wieweit  die  ausserordentliche  Einnahme 
irklich  zur  Deckung  dieser  Ausgaben  benutzt  werden  soll;  denn 
irflir  können  doch  noch  andre  als  der  obige  Oesichtspunct  in 
Pracht  kommen.  Die  Entscheidung  hängt  nemlich  noch  von 
weiteren  Erwägung  ab. 

Dietzel  a.  a.  0.  zieht  diüsen  zweiten  Panct  nicht  mit  iji  Betracht,  sondern 

leidet  nur  nach  der  Wirkung  der  Ausgaben,  die  mit  Anleihen  oder  Steocm  be- 
▼erden.     Hieraas  sowie  ans  der  unterlassenen  weiteren  Specialisirang  der 

>rdeDtUcheii  Ausgaben  eridärt  sich  seine  riel  zu  weit  gefasste,  deshalb  unrichtige 
für  die  Benutzung  des  Staatscredits.  Die  im  Text  her?orgehobcne  BcrUcL- 
mg  der  Wirkungen  ron  Anleihen  oder  Steuern  als  GiUerentziehungen  schon  in 
D.   d.   fistcrr.  Staatshaush.  Abschnitt  I  Nr.  3.  S.  19  —  36.    Aehnlich  einseitig 

•  ietzel  auch  noch  Stein  a.  .t.  0..  selbst  noch  in  d.  4.  A. 

Neben    der   vergleichenden  Betrachtung ,    welche  Wirkungen 

Ausgänge  als  Gflter-  oder  Kapitalverwendungen  auf  die 

iwirthschaft  ausüben,  müssen  nemlich  auch  noch  die  Wirkungen 

liehen    werden,    welche   die  beiden  verschiedenen   Arten  der 

lebeschaffnng,    also   namentlich  die   Besteuerung  und  die 

Idenaofnahme,  als  Oflter-  oder  Kapitalheranziehungen  aus 

Einzelwirtbschaften    auf   die  Volkswirthschaft   hervorbringen. 

Die   ansserordentliche  Einnahme  darf  dann  der  ordentlichen 

lahme  wirklich  als  Deckungsmittel  vorgezogen  werden,  wenn  es 

18  der  Zweck  und  die  Wirkung  des  Ausgangs  erlaubt,  also 

es  sich  nm  ansserordentliche  Ausgaben  (i.  w.  S.)  handelt,  und 

zweitens  in  diesem  Falle  zugleich  die  Beschaffung  ausser- 

itlicher  Einnahmen  von  der  Volkswirthschaft  günstiger  oder 

1er  nngttnstig  empfunden  wird,  als  die  Beschaffung  ordentlicher 

ihmen. 

Hierdurch  erhält  man  fttr  die  Theorie  und  die  rationelle  Praxis 
Begel,  dass  die  wirkliche  Anwendung  des  Staatscredits 
ittber  jener  vorhin  aufgestellten  Obergrenze  sehr  wesentlich 
beschränken  ist,  d.  h.  es  muss  auf  die  Schuldaufnahme 
rvieien  Fällen  verzichtet  werden,  wo  die  Beschaffenheit 
Ansgänge,  welche  durch  Schulden  gedeckt  werden, 
tein  betrachtet,  sie  erlauben  würde.  Demgemäss  ist 
lidann  die  ordentliche  Einnahme  (Besteuerung)  mit- 
jiter  selbst  auf  den  ganzen  Betrag  der  ausserordent- 
lehen  Ausgabe  zu  erhöhen  (s.  u.  §.  68  ff.). 
i  Hiemach  ist  mithin  im  Unterschied  von  der  principlosen  Auf- 
bnug  der  früheren  Theorie  der  Satz  festgestellt  worden,  dass  die 

10* 
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DeckuDgsmittel  der  Finanzwirthschaft  grundsätzlich  doppelte 
sind:   ordentliche  Einnahmen,  besonders  durch  Benutzung  der 
Steuerkraft  und  ausserordentliche  Einnahmen,  besondeit 
durch    Anwendung    des    Staatscredits:    Besteuerung    uadi 
Schuldaufnahme  sind  zwei  Formen  derselben  Operatioa^ 
mit  specifiseh  gleicher,  nur  gradweise  verschiedener] 
Wirkung. 

§.  67.  —  3.     Begründung  dieser  Theorie  der  Finans-;j 
bedarfsdeckung.  J 

Vgl.  bierzQ  auch  Wagner,  Grandleg.  Abth.  I,  Kap.  3  und  4,  ttber  die  OrganiMlte. 
der  Yolkswirthschaft  and  den  Staat 

In    beiden  genannten  Fällen ,    bei  der  Besteuerung  und 
Schuldaufnahme,  werden  für  die  Zwecke  des  staatswirthschaftli 
Productionsprocesses   Güter    aus    den  Einzelwirtbschaften    in 
Volkswirthschaft  herangezogen  und  in  das  Staatswesen  verarb 
Aber  die  ,,Producte'S  welche  in  letzterem   durch  diese  Ott 
Wendungen  gewonnen  werden,  sind  von  verschiedener  Dauer. 
Noth wendigkeit y   sie  neu  zu  erzeugen ,  wiederholt  sich  daher 
Perioden  von   ganz  ungleicher  Länge.    An  diesen  Unterschied 
hier  anzuknüpfen  nnd  sind  demnach  die  Staatsleistungen,  je  n 
dem  sie  mit  ordentlichen  oder  mit  ausserordentlichen  Ai 
gaben  bewerkstelligt  werden ,  zu  trennen. 

a)  Die  Leistungen  ersterer  Art  werden  im  Allgemeinen 
in  gleich  langen  Zeitabschnitten  (z.  B.  Finanzjahren)  völlig  ,, 
sumirt^'.     Im   Wesentlichen   liegt  Jahr  für  Jahr  das  gleiche 
dürfniss  der  Einzelwirthschaften   nach  diesen   von  der  staatUcbi^l 
Oesammtwirthschaft    für    sie    zu    erzeugenden  Gütern  (Soi^e   IM 
Rechtsschutz,  BeH^rderung  der  Cultur  und  Wohlfahrt)  in  derselbaH 
Weise  wieder  vor.    Die  Einnahmen,  mit  denen  die  ordentliche  Ami 
gäbe  gedeckt  wird,  stellen  daher  in  der  That  die  Zuführung  yrm^ 
umlaufendem  Kapital  in  den  Staatshaushalt  dar,  gehen  mit  ihrea^ 
ganzen  Werthe  in   die  Productionskosten   der  mit  jener  Ausgalii^i 
hergestellten  Güter   (also  meistens  immaterieller  Staatsleistungei)- 
und,  wenn  man  der  Berechnung  z.  B.  Jahresabschnitte  zu  Gründe- 
legt,  auch  in  den  Gesammtwerth  der  Jahresproduction  in  der  Volks- 
wirthschaft über.    Was  der  letzteren  zur  Deckung  der  ordentlichet 
Ausgabe  an  Gütern  jährlich  entzogen  wird,  was  also  gewisser- 
massen  eine  Ausgabe  für  die  Gesammtheit  der  Privat-  und  der 
Gemeinwirthschaften  ausschliesslich  derjenigen  des  Staats  selbst' 
bildet,  erhUt  die  Volkswirthschaft  und  erhalten  speciell  diese  Wirtt- 
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ehaften  in  derselben  Zeit  im  Werthe  der  Staatsleistungen,  also  an 
Einnahme  9  wieder. 

So  ist  es  weniffstens  bei  gerechter  SteucrFertheilung  und  bei  der  richtigen 
bnninuig  fon.  Allen  im  Wesentlichen  gleichmässig  zu  Gute  kommenden,  Staats- 
rittnngeD  anch  in  Betreff  jeder  einzelnen  Einzelwirthschaft.  Die  Staatseinnahmen, 
dt  denen  die  ordentliche  Ausgabe  bestritten,  also  m.  a.  W.  mit  denen  die  jährlich 
■I  Neoenv  in  gleichem  Umfange  nOthig  werdenden  Staatsleistangen  beschafft  werden 
Aea,  mUssen  daher  einer  ebensolchen  regelmässigen  Wiederholung  fähig  sein.  Dies 
kd  nun  aber  bloss  die  ordentlichen  Staatseinnahmen,  namentlich  auch  die  Steuern. 
Uier  sind  diese  allein  die  geeigneten  Deckungsmittel  für  die  ordentlichen  Ausgaben 
id  müssen  sie  ausreichen,  also  nöthigenfalls  entsprechend  erhöht  werden,  um  diese 
kttgaben  rollständig  zu  decken. 

Wird  nun  das  Gebiet  der  Staatstbätigkeit  und  das  Verwaltungs 
lem  richtig  bestimmt,  so  dass  der  Betrag  der  ordentlichen 
abe  und  Einnahme  wenigstens  auf  die  Dauer  ebenfalls  als 
messen  gelten  kann,  so  wird  durch  die  strenge  Befolgung 
Grundsatzes,  mindestens  stets  die  ganze  ordentliche  Aus- 
dareh  ordentliche  Rinnahmen  zu  decken,  in  finanzieller 
in  Yolkswirthschaftlicher  Hinsicht  ein  zweifacher  wichtiger 
rtheil  erreicht,  dem  nachzustreben  ist.  Einmal  bleibt  der 
taatshanshalt  vor  der  Gefahr  eines  ^^chronischen'', 
lieht  bloss  stets  wiederkehrenden,  sondern  sich  in 
feiner  Höhe  stets  noch  steigernden  Deficits  bewahrt. 

Damit    wird    auch   in  schwierigen  Perioden  des  Staatslebens   der  rettungslose 

der  Finanzen  mit  allen  seinen  furchtbaren  wirthschaftlichen ,  politischen  und 

ichen  Folgen  für  das  Volk  Termieden.    Denn   wenn   selbst  ein  Theil  der  ordent- 

nothwendig  jährlich  im  gleichen  Betrage  wiederkehrenden  Ausgabe  durch  die 

ob  nicht  lange  vorhaltende  Veräusserung  von  Staatseigen th um  oder  durch  Schuld- 

me  gedeckt  wird,  so  wächst   das  vorhandene  DcGcit  jährlich  auch  bei  sonst 

bleibender  Ausgabe  um  den  Betrag  der  verminderten  Einnahme  und  der  hin- 

menden  Zinsen,  und  zwar  in  immer  stärkerer  Progression. 

Besonders  deutliche  Belege  für  diese  Sätze  giebt  die  neueru  Finanzgcschichtc 

iterreicbs,  Italiens,  auch  Busslands  und  z.  Th.   Frankreichs.     Die 

on   des  Schulderfordemisses  nach  dem  absoluten  Betrage  (in  Millionen^  des 

and  nach  dem  Yerhältniss  zur  ordentlichen  Nctto-Einnahinc  in  zweien  dieser 

zeigt  die  folgende  Uebersicht,  wobei  freilich  zuzugeben  ist,  dass  nur  ein  Theil 

Zunahme  auf  die  ganz  yerwerfliche  Deckung  ordentlicher  Ausgaben  mit  Staats- 

~  en  zurttckgefahrt  werden  kann. 


1 

Oesterreich. 

Besulut. 

Russland. 

Budget. 

(Gesanuntstaat) 

Proc.  d.  ord. 

Schuld- 

Proc.  d.  ord. 

Schuld- 

Sinn. 

erfordemiss 

Netto-Einn. 

' 

erfordemiss 

Mill.  R.  S. 

MiB.  11.  C.-M. 

184S 

Ä7-2 

33*3 

1S62 

54-30 

19-4 

1849 

17-2 

840 

1863 

5749 

211 

.  1S50 

44-7 

261 

1864 

59-64 

19-4 

1851 

54-7 

28-7 

1865 

63-29 

20-6 

:  1852 

56-2 

26-5 

1866 

()8-59 

2-2-2 

.  1853 

641 

2S-6 

1867 

73-85 

217 

,1854 

729 

311 

186^ 

76-64 

21-5 

1855 

791 

31-9 

1S69 

70-10 

20  1 

'■  1856 

91-4 

354 

lb70 

7S-3S 

20-3 

löO 
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Oesterreich. 

Resultat. 

KuBsland. 

Budget 

i  (iesammtstaat) 

Proc.  d,  ord. 

Schuld- 

Proc.  d.  ord. 

Schnld- 

Einn. 

crfordemiss 

Netto-EiDD. 

erfordcrniss 

Mill.  R.  S. 

Mill.  fl.  C.-M. 

1857 

96-7 

3i>-s 

IS71 

82-18 

23-6 

1S5S 

102-8 

38-9 

1872 

86-38 

230 

1869 

1  -iO-J) 

46-2 

1^73 

91-06 

c.  20*0 

186U 

115-5 

41-1 

1874 

9826 

c.  20« 

1861 

121-4 

14-0 

1875 

106-91 

c.  22-0 

1863 

141-9 

46-9 

1876 

108-42 

1*^67 

A.   149-3 

50-4 

1S77 
1878 
1S79 
1880 
1881 

108-2t> 

133.7 

156-6 

171-5 

193-3 

Die  Berechnung  für  Oesterreich  {in  1863  ohne  Rückzahlung  an  d.  Nationalb«iik) 
weicht  Ton  den  Daten  in  Czörnig's  Handbüchlein  und  a.  a.  0.  etwas  ab,  weil  hier 
nach  etwas  anderen  Orundsätzen,  z.  B.  in  Betreu'  der  fict  Zahlungen  an  und  aus  den 
ehemaligen  allgemeinen  Tilgungsfonds,  verfahren  wurde.  Die  mitgctheilten  Daten 
nach  meinen  specielleu  Berechnungen.  Für  1867  der  Anschlag.  Nach  dem  dum 
eintretenden  finanziellen  Ausgleich  mit  Ungarn,  der  damit  yerbundenen  Einsteilnng  der 
meisten  Tilgungen  und  der  erfolgten  Zinsreduction  (euphemistisch:  Einkommcnsteaer- 
erhöhung)  ist  die  frühere  Entwicklung  abgebrochen.  In  Ungarn  ist  sie  daftlr  mtt 
um  so  mehr  Erfolg  nun  allein  fortgcfcüirt.  (Im  ungar.  Etat  f.  1881  steht  das  Schuld« 
erfordemiss  für  die  seit  1868  entstandene  eigene  ungar.  Schuld  schon  mit  54-3  Mill.  IL, 
neben  dem  Betrag  v.  30*3  M.  fl.  Osterr.  Schuld.)  In  den  früheren  Zahlen  f.  Oesterreid 
ist  die  contractliche  Tilgung,  der  Münz-  und  Wechselvorlust  (Folge  der  Papieigeld- 
wirthschaft) ,  die  Subventionen  an  Bahnen  u.  s.  w.  im  Schulderfordemiss  bei  den 
Zinsen  inbegrifi'cn.  —  Auch  bei  Kussland  umfasst  die  Zifler  die  Tilgung  mit  Fttr 
die  Jahre  seit  1873  ist  das  Budget  etwas  anders  als  früher  publicirt,  weshalb  der 
angegebene  Procentsatz  von  da  an  nur  annähernd  richtig  ist.  Für  die  folgenden  Jahn 
wagte  ich  ihn  aus  den  mir  vorliegenden  Daten  überhaupt  nicht  zu  berechnen.  IMe 
enorme  Zunahme  ist  die  Folge  des  letzten  Türkeokriegs.  In  1881  beträgt  das  Schuld- 
erfordemiss von  den  stark  gesteigerten  K  oh  einnahmen  aus  den  dir.  u.  indir.  Steaen 
II.  von  den  Staatsgütern  (zus.  548*6  Mill.  R.),  eine  Summe,  welche  den  HaupttheQ 
der  ord.  Reineinnahme  darstellt,  35*2^^.  Diese  Quote  war,  in  derselben  Weise  be- 
rechnet, 1862  von  den  gleichen  Einnahmen  (circa  258  Mill.)  circa  2l7o*  ^^  ^l^ 
der  Yermchning  der  genannten  llaupteinnahmen  um  lOO^o  ^^^^  ^^^  Steigerung  der 
Quote  des  Schulderfordernisscs  von  ein  Fünftel  auf  über  ein  Drittel!  Und  daneben 
über  1  ^Milliarde  R.  uneinlösbares  Papiergeld  mit  Zwaugscurs.  Wären  nicht  in 
Oesterreich  und  Russland  die  ordenti.  Einnahmen  (worunter  aber  manche  Posten,  die 
im  Grunde  zu  den  ausserord.  gehören)  so  bedeutend  gesteigert  (wenn  auch  in  über- 
reich nicht  erheblich  genug  und  nicht  rechtzeitig),  so  würde  der  Procentsatz  noch 
viel  grösser  geworden  sein.  Das  österr.  Schulderfordemiss  von  1861  betrug  z.  B. 
mehr  als  die  ganze  Netto  -  Einnahme  von  1S4S  u.  63*7%  der  (durch  Einbeziehung 
l-ngams  u.  s.  w.  bchon  stark  gesteigerten)  Einnahme  run  1S51.  Das  russ.  Schuld- 
erfordemiss von  1S70  ist  25-2<*/o  der  ordenti.  Einnahmen  von  1862,  das  v.  1881  69%.  — 
In  Italien  sind  die  Schulden  der  ehcmal.  selbständigen  Staaten  hinzugekommen.  Der 
Hauptposten,  die  5Vo  (consolid.)  Rente  rührt  aus  der  sardin.  Schuld  und  aus  neuen 
Sihulden  des  Königreichs  Italien  her.  Er  betrag  1861  97-5  Mill  fr.  Zins,  1S70  263-2, 
woneben  noch  etwa  ein  Drittel  dieser  Summe  auf  andre  neue  rückzahlbare  Schulden 
des  Königreichs  kam.  Während  sich  die  ordenti.  Einnahme  Italiens  von  1S61  —  70 
etwa  verdoppelte  (4.'>7  auf  951  Mill.  Francs  incl.  Erhebungskoston),  stieg  der  gesammte 
Schnldaufwand  auf  das  4  -5  fache.  Nach  d.  A.  f.  1881  war  das  Zinserfordemifls 
f.  d.  consolid.  Schuld  355*6.  f.  d.  rückzahlbare  3S-7,  das  Erforderniss  f.  d.  schwebende 
(incl.  Eisenb.zinsgarant)  63-5,  f.  Annuitäten  z.  Ankauf  d.  oberital.  Bahnen  29*1, 
zus.  487  MilL  fr.  oder  circa  457^  der  ord.  Nettocinnahme  (c.  10S4  Mill.  fr?).  — 
In  Frankreich  erforderte  die  Rente  (fundirte  Schuld)  1851  233.  1S70  364,  1876  748. 
1882  743  Mill.  fr.  Zins.    In  Oesterreich,  Italien  und  neuerdintrs  nurli  in  Russland 
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Kicolaibahn  Petersburg  -  Moskau)  hat  iiian  daneben  in  sehr  bedeutendem  Umfange 
rerbendes  Staatseigentbuin,  so  fast  alle  Staatsoiseu bahnen  veräassert,  z.  Th.  auch  zn 
ehr  schlechten  Preisen,  in  Oesterreich  meist  im  Beginn  der  Hontabilitätsperiode  der 
Kähnen.  Hier  inirde  bis  Ende  1859  ein  Bahncomplez,  der  336*26  Miil.  fl.  C.-M. 
lekostet.  fur  meist  erst  in  längeren  Jahresraten  fällige  168'ö6  Mill.  fl.  C.-M.  ver- 
anft!  S.  Wagner  in  Uns.  Zeit  lS6d.  S.  1511.  Erst  in  den  letzten  Jahren  haben 
ksterreich  n.  Italien  mit  dem  neuen  £r«rerb  ron  Staatsbahnen  begonnen  u.  daraus 
Qhrt,  wie  auch  in  Ungarn,  ein  Theil  der  neueren  Schulden  her,  die  sich  wenigstens 
(was  aus  den  Bahnerträgen  selbst  forzinsen. 

Der  Gleichgewichtssustand  zwischen  GoDsnmtioii 
ind  Prodnetion  in  der  ganzen  Volkswirthschaft  oder 
B.  a.  W.  zwischen  Bedürfnissbefriedigungen  und  pro- 
luctiven  Leistungen  der  Einzelwirthschaften  bleibt  dann 
ibenfalls  gewahrt:  der  zweite  Gewinn,  der  aus  der  Befolgung 
enes  Deckungsgrundsatzes  hervorgeht. 

Was  die  Einzelwirtlischaflen  z  B.  jährlich  an  Bechtaschutz  und  Förderung  ihrer 
iteresaen  aller  Art  erhalten,  in  diesem  Zeitraum  rOllig  verzehren  nnd  jährlich  in 
lenselben  Umfange  Ton  Neuem  bedtlrfen,  das  bezahlen  sie  auch  in  den  Steuern 
L  s.  w.  ans  ihren  laufenden  Leistungen  (oder  Einnahmen)  volbtändig.  Sie  werden 
ket  za  diesen  Leistungen  auch  nur  in  den  Stand  gesetzt  durch  das,  was  ihnen  wieder 
\u  Staat  leistet,  ebenso  wie  umg^ekehrt  letzterer  dies  nur  leisten  kann,  wenn  er  die 
ifcnleclichen  Guter  aus  den  Einzelwirthschaften  heran  zieht.  Hier  besteht  also  bei 
richtiger  Normirnng  der  Staatsthätlgkeiten  nnd  der  Besteuerung  und  bei 
br  Befolgung  des  richtigen  Grundsatzes  ftlr  die  Deckung  des  Finanzbedarfs  das  Yer- 
kfitnisa  der  rOlligen  Correspondenz  ron  Leistung  und  Gegenleistung,  wenn 
■ch  in  anderer  Form  als  im  gcwöhnlichun  Tauschsystem.  (G.  §.  116,  158).  Es  ist 
liie  Aufgabe  der  Staatsyerwaltung,  dieses  Verhältniss  fest  ins  Auge  zu  nehmen.  Der 
9bMt  und  die  anderen  Einzelwirthschaften  bilden  ja  nur  zusammen  das  organische 
Guze  der  Volkswirthschaft.  In  den  Steuern,  die  der  Staat  zur  Bestreitung  der 
■dentlichen  Ausgaben  ferwendet,  nimmt  er  den  Einzelwirthschaften  etwas,  was  er 
feien  zu  derselben  Zeit  im  rollen  Betrage  in  den  Staatslcistungen ,  also  nur  in  einer 
iBdernForm,  an  Gütern  wicdergiebt;  und  zwar  in  der  Form,  in  welcher  die 
Bizehrirthschaften  diese  Guter  brauchen,  insbesondere  auch  um  ihre  eigenen  Frodnc- 
Ionen  zu  betreiben,  und  wie  sie  diese  Güter  selbst  gar  nicht  oder  nicht  ebenso  gut 
■Bogen  können.  Die  Einzelwirthschaft  schafU  also  sich  selbst  allein  nachhaltig 
fie  Bedingungen  der  eigenen  Prodnetion ,  wenn  sie  die  ordentlichen  Ausgaben  des 
flbats  mit  ordentlichen  Einnahmen  (Steuern)  zu  decken  ermöglicht.  Denn  nur  in 
Üesem  FaUe  kann  der  Staat  andauernd  deu   übernommenen  Aufgaben  nachkommen. 

Der  aufgestellte  Grundsatz  hat  daher  eine  eben  solche  volks- 
wirthschaftliche  als  finanzielle  Tragweite.  Die  richtig  bestimmte 
ind  mit  Steuern  u.  s.  w.  gedeckte  ordentliche  Ausgabe 
iit  insofern  wirklich  reproductiv:  sie  erzeugt  ihre  eigenen 
virthschaitlichen  Bedingungen  immer  selbst  wieder  (Stein):  das 
Frincip  der  ,, Erhaltung  der  Kraft '^  in  der  mit  der  Staatswirth- 
leliaft  als  Ein  Ganzes  betrachteten  Volkswirthschaft. 

Stein,  Finanzen  1.  Ausg.  S.  30,  wo  der  Satz  ohne  Weiteres  -  zu  weit  —  für 
■Da.  nicht  bloss  f&r  die  ordentl  Ausgaben  aufgestellt  wird.  Auch  die  neuste  Dar- 
Mnnr  St  ein 's  in  d.  4.  A.  II,  343  ff.  leidet  an  dem  tiefen  Mangel  jeder  richtigen 
Begrenzung  der  Anwendbarkeit  des  Staatscrcdits.  Kin  ,.Anlageka])itar*  der 
Sttttswirthsch.  ist  die  Staatsschuld  (auch  wenn  man  sie  mit  Stein  rem  Finanzcredit 
tmnt)  keineswegs  so  allgemein,  wie  Stein  es  hinstellt  IT.  345),  namentlich  regelmässig 
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nicht,  wenn  sie  zur  Deckung  von  Deticiten  im  ord.  Etat  u.  von  Khegäkoäteu  didoL 
Die  ganze  Beweisfilhning  Stein 's  a.  a.  0.  schwebt  ohne  jene  Begrenziuig  in  derLvft 
u.  dient  mit  ihren  vagen  halbwahren  AUgcmciuhciton  nur  dazu,  die  missbränchliclitte 
Schuldveniiehrung  der  Praxis  noch  theoretisch  zu  rechtfertigen.  Der  richtige  lud 
wichtige  Gedanke,  die  Staatsschuld  in  enger  A'erbindunfj^  mit  der  Yerwaltang  n 
betrachten,  fuhrt  so  bei  Stein  nicht  zur  Klärung,  sondern  zur  Confosion. 

b)  Mit  der  ausserordentlichen  Ausgabe  und  zwar  mit 
der  privat-  und  staatswirthschaftlichen  KapitalanlagCi 
sowie  mit  der  durch  abnorme  Schwierigkeiten,  z.  B.  Kriege,  ver- 
anlassten eigentlichen  ausserordentlichen  Ausgabe  (§.  63), 
verhält  es  sich  anders  als  mit  der  ordentlichen  Ausgabe.  Die 
Wirkungen  der  ausserordentlichen  Ausgabe,  niso  der  mit  ihnen 
bewerkstelligten  Leistungen  kommen  wenigstens  in  der  Regel 
künftigen  Finanzperioden  in  der  Form  erhöhter  Staatseinnahmen, 
gesteigerter  staatlicher  oder  zunächst  volkswirthschaftlieher  Pro- 
duetionsfähigkeit  oder  muthmasslich  zu  vermindernder  Ausgabe  zu 
Gute.  Diese  Umstände  stehen  bei  einer  Deckung  der  betreffenden 
Ausgaben  mit  ausserordentlichen  Einnahmen  der  Belastung  ktinftiger 
Perioden  mit  den  Zinsen  und  Kosten  der  Anleihen  u.  s.  w.  aus- 
gleichend gegenüber.  Bei  der  Wahl  solcher  Deckungsmittel  wird 
also  das  Gleichgewicht  der  Finanzen  nicht  gestört. 

NamenUir.h  wenn  etwa  die  Dauer  der  Anleihen,  also  die  Tilgungstermine,  nacli 
der  voraussichtlichen  Dauer  der  günstigen  finanzicUen  Wirkung  der  mit  den  ausser- 
ordentlichen Ausgaben  hergestellten  Anlagen  oder  gemachten  Leistungen  bemessen 
wird,  so  können  kaum  noch  rein  finanzielle  Bedenken  laut  werden.  Practisclie 
Schwierigkeit  macht  nur  die  Berechnung  einer  solchen  Dauer,  besonders  in  dorn 
wichtigsten  Falle,  wenn  Kriegsausgaben  mit  den  Anleihen  bestritten  wurden.  Aber 
man  kann  sich  durch  Annahme  kürzerer  Tilgungsperioden  auch  hier  ziemUch  sicher 
stellen.  Es  ist  kein  Widerspruch  mit  dem  hier  Gesagten,  dass  die  Länge  der  Tilgnngs- 
pcriodon  u.  die  Dauer  der  Wirkungen  der  bezügl.  Ausg:aben  übereinstimmen  mUssten, 
wenn  gleichwohl  die  principielle  Nothwendigkeit  der  Tilgung  selbst  in  solchem  Fall 
einer  alliniüigen  „Aufzehrung''  der  betreuenden  Anstalten  bestritten  wird.  Entschiede 
bloss  die  Dauer  jener  Wirkungen,  so  mUsste  unbedingt  entsprechend  getilgt  werden. 
Aber  nach  der  Natur  des  Staatshaushalts  ist  die  Frage  ob  Tilgen  oder  nicht  in  der 
Kegel  (d.  h.  von  Einnahmen  aus  Privaterwerb  oder  A^'eräusserung  von  Staatseigenthnm 
abgesehen"«  identisch  mit  jener:  ob  Besteuern  bloss  zum  Zwecke  der  Tilgung 
oder  Fortbestehenlassen  der  Schuld.  Dieaa  Frage  ist  aber  so  wenig  unbedingt  zs 
<iunsten  der  Besteuerung  zu  beantworten,  als  die  andere,  ob  Ausgaben  mit  Steaeni 
oder  Schulden  gedeckt  werden  äollen.    S.  A.  Wagner  im  Staats wörterb.  X,  20. 

Auch  vom  volkswirthsc haftlichen  Standpumte  ist  wenigstens  in  einer 
Hinsicht  gegen  die  Benutzung  des  Staatscredits  in  dem  angegebenen  Falle  nichts 
einzuwenden.  Denn  für  die  Volkswirthschaft  als  ein  (lanzes  ist  es  ohnehin  in  einer 
Beziehung  einerlei,  ob  die  dem  Staate  nöthigen  Mittel  durch  Steuern  oder  durch 
Staatssehulden  beschatll  werden:  in  beiden  Fällen  sind  es  die  vorhandenen 
(iutcr  der  (iegenwart,  die  einem  anderweiten  Consum  oder  einer  anderweiten 
productiven  Verwendung  entzogen  werden,  weil  sie  der  Staat  für  seine  Zwecke  braucht 
Fnihei  hat  man  wohl  öfters  die  Staatsschuldenaufnahme  damit  zu  rechtfertigen  ge- 
sucht, das»  durch  sie  die  Lasten  auf  die  Zukunft  geschoben  wurden,  was  im  Falle 
gewisser,  der  Zukunft  mit  oder  ausschliesslich  zu  (inte  kommender  Ausgaben  daher 
ganz  billig  sei.  Diese  Rechtfertigung  beruht  aber  auf  einer  oflenbaren  Verkennuiig 
des  doch  sehr  einfachen  Yorguigi.  Die  Unrichtigkeit  dieses  Arguments  zu  Gunsten 
der  Staatsschuld  bewiiit  jedoch  nicht,  dass  min  nun  die  Anwendung  des  Staatsrredits 
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(werfen  mflase.  Vielmehr  würde  eine  solche  Operation  gerade  am  so  mehr  fest- 
hriten  sein,  da  sie  nach  dem  Obigen  bei  der  Deckung  der  ausserordentlichen  Ans- 
^  darch  finanzielie  Gründe  unterstützt  wird  und  für  die  Volkswirthschaft  als  Ganzes 
fachtet  in  der  erwähnten  Beziehung  wenigstens  indidercnt  ist.  Der  handgreifliche 
feun  wird  yor  den  Gegnern  der  Staatsschulden  oi't  mit  uunöthiger  Wichtigkeit  b(i- 
Üelt.  So  ron  Chalmers  und  nach  ihm  ?on  Mill,  ])olit.  Oek.,  B.  1,  Kap. .'),  §.  8  u. 
1»  Anderen.  Aber  wenn  das,  was  durch  Anleihen  oder  Steuern  dem  Staate  zur 
■fegnng,  z.  B.  für  Kriegsführung,  gestellt  wird,  nothwendig  auch  die  vorhandenen 
kr  der  Gegenwart  sind,  so  macht  es  eben  doch  einen  Unterschied,  welchen  Einzel - 
lAfchaiten  diese  Güter  in  jedem  der  beiden  Fälle  gehören  und  nun  entzogen  werden. 

Cthümlich  ist,  dass  Hock  eine  Ansicht  über  die  Entlastung  der  (iegen wart  durch 
lien    äussert,    die   mit  jener   irrigen    älteren    viel   Achnlichkcit    hat   und    einer 
len  Bemerkung  gegenüber  sie  brieflich  festhielt,  s.  OfTentl.  Abg.  S.  82,  Finanz. 
i*s  S.  470  ü'.,   A.  Wagner  in  d.  Gott  Gel.  Anz.  1^»G7.  S.  946.    S.   auch  u. 
S.  163. 

Gleichwohl  kann   man   sich  trotzdem   nicht  unbedingt  für 
Benutzung   des  Staatscredits  zur  Deckung  des   ausserordent- 
n  Bedarfs  aussprechen.    Denn  die  Wirkung  der  Steuern  und 
chulden  auf  die  Lage  der  Einzelwirtbschaften  und  insofern 
er  auf  die  Volkswirthschaft  kann  eine  verschiedene  sein.    Die 
ihaffnng  der  Decknngsmittel  ist  daher  in   dieser  Beziehung 
nicht  gleichgtlltig  für  die  Volkswirthschaft,  wenn  sie  es  auch 
der  vorhin  erwähnten  Hinsicht  war.    Es  bedart*  dann   keines 
en  Beweises,   dass  diejenigen  Decknngsmittel  den 
rzug  verdienen,    welche  günstiger  oder  minder  un- 
stig  als  Gfiterheranziehungen  aus  den  Einzelwirth- 
aften auf  die  Volkswirthschaft  einwirken.    Nur  das  ist 
ehr  nachzuweisen,  ob  und  wieweit  solche  Unterschiede  zwischen 
nerung  und  Schuldaufnahme  bestehen.    Hier\'on  hängt  es  ab, 
das  Gesetz  der  Anwendbarkeit  des  Staatscredits  im  Staatshaus- 
mehr oder  weniger  Einschränkungen  gegenüber  jenem  Satze 
en  soll,   dass  alle  ausserordentlichen  Ausgaben  wegen  ihrer 
r  dauernden  Wirkungen  an  sich  durch  Staatsschulden  gedeckt 
!en  dürften. 

§.  68.  —  4.  Die  vergleichsweisen  volkswirthschaft- 
ihen  Wirkungen  der  Steuern  und  Staatsschulden  als 
terheranziehungen  aus  den  Einzelwirthschafteu. 

Id  den  froheren  Auf  lagen  (2.  A.  S.  124)  ist  nur  dasKesultat  der  betreilenden 

ichong  gegeben,  die  Begründung  daftlr  auf  die  spätere  Lehre  vom  öiPentlichen 

abeiliaupt  Terschoben  worden.    Ich   gebe   in   dieser  3.  A.   diese  Begründuiis: 

schon   hier,  woniit  die  principielle  Frage  dann  erledigt  ist.    Das  Folgende 

einen   Aoszng  ans  meinen  älteren   Arbeiten   über  den  Gegenstand  (Ordn.   d. 

SCMtahansh.  S.  19  ff.,  271->289,  Staatswörterb.  Art.  Staatsschulden.  X,  10— 1S\ 

dortige  BcireisfUhraDg  glaube  ich  in  allem  Wesentlichen  aufrechtbalten  zu  können, 

ich  «ie  auch  jtlngst  in  Kfine  in  Schöuberg's  Ilandb.  II,  427  —  430  wiederholt 

Dietzel  speciidisirt  auch  hier  zu  wenig.   Stein  ebenfalls  nicht.     Vgl.  ausser 

loiiflt  bes.  die  oben  S.  130  u.  S.  145  gen.  Arbeiten  ron  Laspeyres,  Sütbeer. 

le,  Eramingbaas,  femer  f.  d.  Frage  der  auswärtigeii  Anleihen  0.  Mirhaelis, 
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in  d.  volksiirirthscb.  Viertelj.schr.  1S67  Qetzt  in  B.  2  s.  rolksir.  Schrifteo),  wo  «ine 
andere  AoflTassDDg  vertreten  ist.  S.  auch  v.  Hock,  Off.  Abgaben  §.  85  ff.,  Q-  Ids- 
sichtlich  eines  Einwands  aus  der  vermeintlich  widerlegten  ,,Lohnfonctetheorie*^ 
Brentano  in  Ilildcbr.  Jahrb.  1871 ,  1,  269. 

Für  die  Frage  der  Räthlichkeit  der  wirklichen 
Benutzung  des  Staatscredits  statt  der  Besteuerang 
sind  zunächst  drei  Arten  Anleihen  nach  den  Arten  der 
Kapitalien,  aus  denen  sie  fliessen;  sodann  die  einzelBen 
Arten  des  ausserordentlichen  Finanzbedarfs  zu  unterscheiden. 

a)  Die  Anleihen  können  sein: 

a)  Anleihen  aus  wirklich  disponiblen  Kapitalien  der 
heimischen  Volkswirthschaft, 

ß)  Anleihen  aus  Kapitalien  fremder  Volkswirthschaften  (Ver- 
schuldung an  das  Ausland), 

/)  Anleiben  aus  heimischen  Kapitalien,  welche  erst  da  roh 
die  Anleihe  einer  anderweiten  productiven  Verwendung  im 
Inlande  entzogen  werden. 

Es  ist  gegen  eine  solche  Unterscheidung  der  Ka[)italien ,  aus  denen  die  An- 
leihen fliessen ,  wohl  unter  dem  Hinweis  auf  die  practischeu  Yerh&ltnissa  des  Geld* 
markts  eingewendet  worden,  bei  dem  heutigen  kosmopolit  Character  des  Werthpaplar- 
verkehr»  und  bei  der  Betheiligung  der  verschiedensten  Börsen  und  Geldleute  an  An- 
leiheopcrationen  lasse  sich  gar  nicht  sagen,  welcher  Art  eine  Anleihe  sei.  Sldieriieh 
ist  dies  oft  in  der  Praicis  schwer.  Aber  aus  welchen  Kapitalien,  des  Inlands  oder 
Auslands,  eine  Anleihe  hauptsächlich  und  dauernd  komme,  lässt  sich  doch  andk 
hier  bestimmen.  Für  die  theor.  Seite  der  Frage  genügt  dies:  man  wird  z.  6.  einfr 
Anleihe,  die  als  in  der  Fremde  aufgenommen  zu  billigen  wäre,  doch  lieber  mögliekM 
vermeiden  müssen,  wenn  sie  durch  Betheiligung  des  iuländ.  schon  angelegten  Kapitab 
/.u  Stande  kommt  oder  muthmasslich  die  Obligationen  rasch  heimströmen.  HypotheMl 
wie  die  obige,  dass  die  Anleihen  nur  der  einen  oder  anderen  Art  seien,  moas  nun 
fast  bei  Jeder  theoret.  Bchandluncc  ])ractischer  volkswirthsch.  Fragen  zum  Zweck  der 
Isolirung  der  einflussubenden  Umstände  bilden. 

b)  Die  auch  hier  zu  unterscheidenden  Arten  des  ausserordent; 
liehen  Finanzbedarfs  sind  die  drei  genannten:  privatwirthschaft- 
liehe,  staatswirthschaftliche  Kapitalanlagen,  eigentlicher 
ausserordentlicher  Aufwand  (Kriegskosten  u.  dgl.)  (§.  73  ). 

Zu  a.  Immer  vorausgesetzt,  dass  die  Anleihe  nach  der  Art 
der  Ausgänge,  die  mit  ihr  gedeckt  werden  sollen,  zulässig  ist,  so 
darf  im  Allgemeinen  vom  Standpuncte  der  einzelnen  Volks- 
wirthschaft  aus  die  Anleihe  der  ersten  und  zweiten  Art 
der  Besteuerung  vorgezogen  werden.  Dagegen  muss  um- 
gekehrt die  Besteuerung  statt  der  Anleihe  der  dritten 
Art  gewählt  werden.  Die  letztere  Anleihe  bildet  aber  im  Gänsen 
den  normalen  Haupt  fall  der  Benutzung  des  Staatscredits. 
Insofern  ist  doch  in  der  Regel  der  Besteuerung  der 
Vorzug  zu  geben.     Vom  Standpuncte  der  Weltwirthschaft 


Entscheiduug  der  Bedeckung  nach  der  Art  der  Anleihen.  [55 

gl»,  WO  die  KapitalflbertraguDg  von  einer  Volkswirthschaft  zur 
iDdern  als  indifferent  erscheint,  wird  das  Urtheil  femer  sogar  nur 
lann  za  Gunsten  der  Anleihe  lauten,  wenn  ohne  die  letztere  das 
Capital  bloss  in  schlechten  Unternehmungen  (also  z.  B.  in  Zeiten 
iDSSchweifender  Ueberspeculation)  vergeudet  worden  wäre.  Dem- 
{emäss  ist  von  diesem  Standpuncte  aus  der  Benutzung  des 
}taatseredits  nur  in  bestimmten  einzelnen  Fällen  der 
irsten  und  zweiten  Art  von  Anleihen  der  Vorzug  ein- 
(nräamen.  Ueberall  sonst  muss  man  daher  auch  für  die 
)eekung  der  ausserordentlichen  Ausgaben  möglichst  die 
irdentliehe  Einnahme,  bez.  die  Steuer  wählen.  Da  ferner 
iiifl  dieser  Einnahme  nothwendig  stets  die  immer  zum  Nomial- 
arfordemiss  gehörende  Verzinsung  und  vorkommenden  Falls 
ach,  wenn  sie  anders  einen  vernünftigen  Sinn  haben  soll,  die 
rilgnng  der  Schulden  erfolgen  muss,  so  erscheint  die  ordent- 
iehe  Einnahme  oder  Steuer  zugleich  als  Basis  der  Credit- 
lenntzung. 

Erfolgt  die  Schuldaufnahme  trotzdem  in  weiterem  Umfange 
b  nach  obigen  Regeln,  so  hat  dies  die  unbedingt  nach- 
heilige volkswirthschaftliche  Wirkung,  dass  sich  die  Lasten 
1er  Staatsausgaben,  also  das  Gesammtopfer,  auf  die 
Sinselwirthschaften  in  der  Gegenwart  ungleichmässiger, 
nfhin  angerechter  als  im  Falle  der  Besteuerung  vertheilen  werden: 
lieVertheilung  des  Volkseinkommens  wird  bei  der  Schulden- 
rirthschaft  ungleichmässiger  als  bei  der  Steuerwirthschaft,  selbst 
ih  im  Falle  hoher  und  drückender  Gesammtbesteuerung,  welche 
d  Vermeidung  von  Anleihen  nöthig  würde.  Darunter  leiden 
lomemlich  die  unteren  (arbeitenden)  Classen,  deren  Interesse 
lio  keineswegs  die  Anleihen  in  den  vorerwähnten  Fällen  empfehlens- 
rertb  macht  Eine  solche  Wirkung  der  Anleihen  kann  dann,  auf 
Ite  Dauer  wenigstens,  auch  den  Staatshaushalt  schädigen. 

Sonst  wird  letzterer  jedoch  bei  einer  solchen  unrichtigen  um 
hgUcheren  Benutzung  des  Staatscredits  nur  dann  leiden  und  in 
Jnordnung  kommen,  wenn  nicht  einmal  das  volle  Normal- 
irfordernisa  durch  ordentliche  Einnahmen  gedeckt  wird.  Denn 
der  droht  immer  ein  chronisches  eigentliches  Deficit 
Jnzureiasen. 

§.  69.  Die  Begründung  der  hier  getroil'encn  Entscheidung 
nrischen  den  drei  verschiedenen  Arten  von  Anleihen  läR8t  sich  in 
folgender  Weise  geben.     In  allen  drei  Fällen   ist  für  diese  Ent- 
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Scheidung  der  Einflnss  massgebend,  welchen  die  Anleihe  auf  die 
Volkswirthschaft  im  Ganzen,  auf  die  Production  und  die  Ver- 
theilung  des  Volkseinkommens  und  Vermögens,  mithin  auch  ani 
die  Lage  der  unteren  Classen  der  Bevölkerung  muthmasslich  aus- 
übt. Hierbei  ist  dieser  Einfluss  an  sich  und  zum  Theil  wieder  im 
Vergleich  mit  der  Besteuerung  zu  untersuchen. 

Die  erste  Art  Anleihen  anlangend,  diejenige  aus  disponiblen 
Kapitalien,  so  sind  unter  letzteren  solche  zu  verstehen,  welche 
thatsächlich  zur  Zeit  der  Aufnahme  der  Anleihe  müssig  liegen,  aleo 
nicht  in  der  Production  beschäftigt  sind,  sondern  eine  Verwendang 
suchen.  Durch  Anleihen  dieser  Art  wird  mithin  der  Prodnctioii, 
der  Arbeiterbeschäftigung  kein  Kapital  entzogen,  wird  keine  Ein- 
schränkung der  Production  nothwendig  und  erfolgt  keine  allge* 
meine  Steigerung  des  landesüblichen  Zinsfusses.  Wo  daher  solche 
Kapitalien  zur  Verfügung  stehen,  dürfen  Anleihen,  den  für  dieec 
zulässigen  Verwendungszweck  vorausgesetzt,  gebilligt  werden.  Sic 
haben  hier  unter  Umständen  selbst  noch  einige  Nebenvortheile^ 
während  die  vermehrte  Besteuerung  in  gewissen  volkswirthschaft- 
lichen  Lagen,  wo  solche  Ausgaben  vomemlich  in  Frage  stehen, 
ihre  besonderen  Schwierigkeiten  hat.  Es  giebt  nun  in  der  Prazii 
auch  Fälle,  wo  disponible  Kapitalien  für  eine  Anleihe  wirklich  sa 
Gebote  stehen.  Nur  liegen  diese  Fälle  nicht  immer  vor,  wie  die 
neuere  Theorie  (Dietzel)  zu  wenig  beachtet.  Auch  sind  KapitaUeo 
doch  regelmässig  nur  itir  eine  gewisse  Zeit  in  dem  angeführten 
Sinne  disponibel,  so  dass  ftlr  eine  andere  Zeit  die  Beweisfühmng 
nicht  oder  nicht  genügend  passt.  Die  betreffende  Anleihe  gehl 
in  letzterem  Falle  in  diejenige  der  dritten  Art  über  und  hat  daiio 
entscheidende  Gründe  gegen  sich.  Demgem'äss  ist  der  Vorzug  dei 
Anleihen  ans  disponiblen  Kapitalien  vor  der  Besteuerung^  imma 
den  eine  Benutzung  des  Credits  überhaupt  rechtfertigenden  Ver- 
wendungszweck als  vorhanden  vorausgesetzt,  zwar  richtig,  abei 
diese  erste  Art  Anleiben  hat  eine  viel  geringere  practische  .Be- 
deutung und  Anwendbarkeit,  als  öfters  (besonders  von  Dietzel] 
angenommen  wird. 

In  zwei  oder  drei  l'iilleii  ;;iebt  es  solche  dispouible  Kapitalien  und  kann  hifli 
ihm  Heranziehan;;:  fur  Oflentliche  Finauzzwecke  selbst  volkswirthschaftlich  günstig 
wirken.  In  der  höher  entwickelten,  ))esonders  in  der  Volkswirthschaft  mit  bedeutender 
Industrie  und  starker  Hetheiligung  am  Welthandel  (typisches  Beispiel  der  Gehemmt: 
England)  worden  einmal  in  Kriegs  Zeiten,  also  in  dem  practisch  so  wichtigen  Falle 
der  Benutzung  des  Staatscredits ,  viele  bisher  beschäftigte  Kapitalien  in  Folge  der 
allgemeinen  Verkehrsstockung  „disponibel"'  für  die  Verwendung  zu  Anleihen.  Die 
gerade  in  solcJier  Zeit  leicht  besonders  drückende  Mehrbestouerung  wird  hier  in  er* 
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rflDScbter  Weise  entbehrlich.    Lafitte's  bekanntes  Wort  bewahrheitet  sich:  die  An- 
leihe nimmt  die  Kapitalien,   wo  sie  sind  (d.  h.  disponibel  sind\  die  Steuern,  wo  sie 
liebe  sind:  diese,  wo  sie  10,  12%  und  mehr,  jene  wo  sie  4,  57o  kosten  (Lafitte  in 
d.  fnnzds.  Kammer  1830,  8.  Bau,   Fin.  H,  §.  474a  Note\     Auch  in  einem  zweiten 
Flu.    der   in   modernen,    industriellen   und   kapitalreichen   Volkswirthschaften   in    der 
fegen wärtjj^en  Epoche  wirthschaftlicher  Kechtsorduuiiir  nicht  selten  voiliegt,  bei  kapital- 
ferKeudcnder  oder  schlecht  anwendender,  in  Uebcrspeculation  uber|2:ehender  Speculation 
auf  dem  <ieldmarkt,  auch  bei  nachtheiliger  Abströmung  von  Kapital  aus  der  Heimath 
in  die  Fremde,  kann  eine  Anleihe   in   günstiger  Weise  Kapital  heranziehen,   Ueber- 
^ecolatiouen    und  Krisen  ?ermeiden  oder  cnnässigen   helfen.     Endlirh  in  jenen  oft 
böge  dauernden  Perioden  „flauer*  Geschäfte,  wie  sie  Ueberspeculationen  und  Wirth- 
Khaftskrisen  zu  folgen  pflogen  oder  durch  politische  Verhältnisse  hervorgerufen  werden, 
hon  eine  Anleihe  öfters  auf  genügende  Mengen  disponibler  Kapitalien  rechnen  und 
durch  deren  Abschöpfung  günstiger  einwirken  als  die  Besteuerung.    In  diesen  Fällen 
BMst  daher  DietzeTs  Beweisführung  (u.  A.  Syst.  S.  224  ii.),  ähnlich  die  M.  Wirth's, 
Stein's  n.  A.  m.  und  ist  das  Verdict  von  Nationalükunomen ,  wie  z.  B.  .1.  St.  MilTs 
IpoL  ec.  4.    engl.  Ausg.   1S57  I,  94  If.,  II.  452  ti),   gegen  die  Staatsschulden  ein  zu 
ubedingtes.     Mill  nimmt  übrigens  einen  dieser  Falle,  wenn  nemiich  sonst  ohne  die 
Anleihe   das  Kapital   doch   in  Ueberspeculationen   vergeudet   oder  in  die  Fremde  ge- 
lendet  sein  wurde,   selbst  ausdrücklich  schon  von  seinem  Verdict  aus  (Mill  II,  453). 
Aber  der  Fehler  der  neueren  Staatscredittheorie  ist,  dass  sie  jene  Fälle  theils 
n  sehr  rerallgemeinert,  theils  ab  stets  vorhanden   annimmt.     Es  giebt  ganz  ver- 
schiedene Fälle,  wo  die  Piuge  in  der  Praxis  wesentlich  anders  liegen,   als  hier  an- 
genommen   wird.     Jene  Theorie    hat    die   Verhältnisse  hochentwickelter  Volkswirth- 
schaften vor  Augen  und  ist  hier  in  gewissen  Perioden  richtig.    In  ärmeren,  weniger 
tttwickclten  Volkswirthschaften  wird  es  in  der  Regel  an  disponiblen  Kapitalien  fehlen. 
Aach  in  reichen  Volkswirthschaften  kommen  ferner  Zeiten,   wie  nach  längerer  Dauer 
des  Kriegs,  oder  mitten   in  Speculationsperioden,  wenn   schon   viel  Kapital  in  neuen 
Aulagen  feststeckt,  ins  Ausland  abgeflossen,  viel  umlaufendes  in  stehendes  verwandelt 
ist  (Eisenbahnen,  Bergbau,  Fabrikwcaen)  u.  s.  w.,  wo  die  Anleihe  vergebens  „disponible'' 
Kapitalien  sacht  (England  während  der  Zeit  des  Eisenbahnschwindels  1^44  fl'.).    Hier 
hiakt   daher    auch  jene  Theorie,    nach   welcher  ,, immer*'   auf  genügende   Mengen 
&poniblen  Kapitals  in  modernen  Volkswirthschaften   zu    rechnen   sei,  —   von  jenen 
niieo  gsnz  abgesehen,  wo  aus  politischen  Ursachen  der  Staatacredit  den  Dienst  ver- 
act,  wie   es  Frankreich,  das  Haupt beispiel  Dietzi-Ts   nach   den  zu  optimistisch 
usgelegtea  Erfahrungen  der  50cr  Jahre  für  die  neuere  Staatscredittheorie.  IbTO — 71 
lelbst  erfahren  mnsste.    Vgl.  meine  Ordn.  d.  dsterr.  Staatahaush.  S.  20  IT..  auch  Art. 
Sto^sschnldcn  im  Staatswörterb.  X,  1 0,  wo  diese  Einwände  geu:en  und  Berichtigungen 
a  Dietzel *s  Theorie  bereits  gemacht.    S.  auch  die  richtige  Einschränkung  dieser 
Theorie  durch  Umpfenbach,   Fin.wiss.  II.    130  it.:   .,Je  nach  dem  Verhälrniss  des 
Torhandcnen  Kapitalrorraths  zu  den  vorhandenen  Anlagegelegenheiten  wird  der  Ein- 
Iq».    welchen    die  Contrahirung    einer  Staatsschuld   übt.    von  einer  empfindlichen 
Schr&chang   des  Eapitalmarkts  durch  die   mannigfaltigsten  Stadii.'U   hindurch  bis  zu 
einer  wohltätigen  Erleichterung  desselben  gehen  können/* 

§.  70.  Die  zweite  Art  von  Anleihen,  solche,  welche  aus  dem 
Ausland  hereingeliehen  werden,  also  aas  fremden  Kapitalien 
stimmen,  ist  im  Ganzen  überwiegend  gtinstig  zu  beurtheilcn^  so- 
weit sie  eine  Kapitalvermehrung  im  Inlande  bewirkt.  Ks  wird 
80  zunächst  das  disponible  Kapital  vermehrt,  weshalb  die  Be- 
W€isfbhraDg  zum  Theil  dieselbe  wie  im  vorausgehenden  Fall  ist. 
Daneben  kommen  einige  besondere  Grtlndc  Für  und  Wider  in 
dieser  Frage  nach  den  Wirkungen  einer  „  Vcr8chuldung  an  das 
Ansland^'  in  Betracht,  von  denen  diejeuigen  „Für''  docli  wichtiger 
als  diejenigen  ,y€togen''  sind.    Die  letzteren  können  um  so  weniger 
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entscheidend  sein ,  da  jede  andere  Verschuldung  an  das  Ausland, 
welche  unter  den  heutigen  Verhältnissen  des  internationalen  Ver- 
kehrs bei  grösseren  Verschiedenheiten  des  Zinsfusses  zwischea 
In-  und  Ausland  nicht  zu  vermeiden  ist,  die  gleichen  Bedenken, 
aber  nicht  dieselben  Vorzüge  wie  eine  Verschuldung  an  das  Aus- 
land in  der  Form  von  Staatsanleihen  bietet. 

,, Auswärtige''  Anleihen  können  in  formell  und  reell  auswärtige  unteiBchiedM   ' 
werden:    jene  werden  im  Auslande  selbst  aufgenommen,    haben  daher  regelmiirilf 
Einzahlungs-«  Zinszablungs  -  und  Kapitalrackzahlungsstellen  an  ausländischen  BOtMft-  j 
platzen;  diese,    die  reell  auswärtigen,  liegen  vor,  wenn  die  Obligationen  der  formdl  ■ 
auswärtigen  Anleihe  wirklich  im  Besitz  des  Auslands  sind  und  solange  sie  es  UeÜMfe  ^ 
oder,  ein   heutzutage  wichtiger  Fall,  wenn  inländische  Anleihen  durch  Erwerb  te 
Obligationen   in   d^m  Besitz  des  Auslands   Übergehen.    Auch   formell  auswärtige  Aih  . 
leihen   gelangen  öftei-s   in   den  Besitz  von  Inländern,   dann  scheiden  sie  aus  unsenr  ~ 
Betrachtung  aus.    Für  die  vorliegende  Frage  braucht  im  Debrigen  an  diesen  Untec^ 
schied  nicht  weiter  angeknüpft  zu  werden.    Es  handelt  sich  hier  jetzt  um  AnleÜMS» 
welche  wirklich  fremdes  Kapital  zur  Verfügung  des  Inlands  bringen,  also  um  xmI 
auswärtige.    Beide  Formen   von   auswärtigen  Staatsanleihen,  die  formeU  auswäiHgiea  ■ 
mitunter  in  besonderem  Maasse,  sind  verglichen  mit  anderen  Grediten,  durch  welclM 
das  Inland  Kapital  aus  dem  Ausland  hereinzieht,  öfters  wegen  des  grosseren,  gi^  . 
füsteteren    und  vcrbreitetcren    Credits  grade  des  borgenden  Staats  das  beste  ol  ! 
billigste  Mittel,  sich  diese  Kapital  Verfügung  zu  verschafen.    (Oesterreich ,  Rasriand«  . 
Ingam,  Italien,  Nordamerica  können  als  gute  Belege  dienen).  '^ 

Indem  die  auswärtige  Anleihe  das  disponible  Nationalkapitel 
im  Inlande  vermehrt,  vermag  sie,  verglichen  mit  der  dritten  Aü 
der  Anleihen,  derjenigen  aus  bereits  productiv  verwendeten  heimischaä 
Kapitalien,  und  verglichen  mit  normaler  und  übermässiger,  d.  b- 
mit  einer  den  üblichen  Consum  und  die  übliche  private  Kapital- 
bildung  einschränkenden  Besteuerung  volkswirthschaftlich  gtinstig 
'/u  wirken,  d.  h.  eine  sonst  nöthige  Consum-  oder  Productioiw-. 
einschränkung  zu  verhüten.  Und  zwar  in  den  beiden  hier  u 
unterscheidenden  Fällen  des  Verwendungszwecks  oder  der  Auf- 
gaben, nemlich  sowohl,  wenn  es  sich  um  productive,  selbst  rentable  . 
Verwendungen,  wie  bei  privat-  und  staatswirthschaftlichen  Kapital-  ; 
anlagen,  als  auch,  wenn  es  sich  um  unproductivc,  Kapital  ver  - 
zehrende  Verwendungen,  wie  bei  der  „eigentlichen  aasserordenÜicheD  i 
Ausgabe '',  auch  in  dem  llauptfall  der  letzteren,  wenn  es  sich  imi 
die  Deckung  von  Kriegskosten  handelt.  Hier  „verhütet  die  aus- 
wärtige Anleihe  eine  Einschränkung  der  Production,  welche  somt 
dadurch  nothwendig  geworden  wäre,  dass  inländisches  Kapital 
aus  der  productiven  Verwendung  zur  Kriegsführung  u.  s.  w.  herauf- 
gezogen und  zerstört  worden  wäre;  dort,  im  Falle  der  Verwendung 
zu  privat-  und  staatswirthschaftlichen  Kapitalanlagen,  ermöglicht 
sie  neben  der  Vornahme  der  letzteren  eine  gleichbleibende  Auf* 
(lehnun^  der  privatwirthschaftlichen  Production,   soweit  diese  von 
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V  VeifUgang  über  Nationalkapital  abhängt,  denn  von  letzterem 
lide  ja  der  Annahme  nach  nun  dem  Inlande  nichts  entzogen. 
||o:  unter  der  hier  zulässigen  Einrechnung  der  betreifenden  pro- 
■Btiven  Verwendungen  des  Staats ,  die  auswärtige  Anleihe  cr- 
Iglieht  hier  eine  reelle  grössere  Ausdehnung  der  Gesammt- 
■dnetion.  Sie  kommt  so  dem  Inlande  nachhaltig  zu  Gute,  gleicht 
Ibthschafls-  und  Culturdifferenzen ,  die  tiefere  Ursache  nationaler 

russverachiedenheiten ,    und    damit   internationaler    Kapitalbe- 

Igen,   aus  und  bewirkt,  statt  eines  Rtickgangs  eine  Hebung 

ganzen  Yolkswirthschaft:  eine  wahrhaft  culturhistorische  Mission 

internationalen  öffentlichen  Credits. '' 

Die   letzten  Sätze  z.  Th.    rOrtlicli  aus   meiner  Abh.  Urdu.  d.  Fin.wirtliäcb.   in 
iberg's  Ilandb.  IL   42^^.    Etwas   eingebcndcrc  Begründung   in   meiner  Ordn.  d. 
Staatshiosh.  S.  272  IT.   u.  im  Staatswnrterb    X,  11  ff.    Einwendungen  gegen 
Bcwcünihrang   können  allerdings  mehrfach  gemacht  werden.    Dieselben  heben 
nicht  mit  Unrecht  einige  Bedenken  —  noch  abgesehen  ron  den  unten  zu  er- 
iden  —   gcpren  den   aoswärtigen  Credit  herror.    At)cr  dies»e  Bedenken  treten 
iftber  den  Yortheilcn  zarück  und  sind  wiederum,  fdeich  den  später  zuzugebenden. 
dorcbschlagcnd ,  weil  sie  sich  gegen  jede,  einmal  dorh  nicht  zu  verhindernde 
inig  ausländischen  Gredits  erheben   lassen.    So  kommt  es   fllr  die  Wirkungen 
answftrtigen  Anleihe  and  der  durch  sie  herbeigeführten  Kapitalübertragung  vom 
ins  Inland  u.  A.  auch  aof  die  Form  an,  in  welcher  sich  diese  Uebertragung 
it     Die  letztere  kann  direct,  durch  Baargeldeinfuhr  und  durch  vermehrte 
leinfnhr  und  indirect,  durch  Beschränkung  der  sonst  eintretenden  (ieldausfuhr 
der   Waarenansfuhr  erfolgen.     Hier  werden  die  Schulden  des  Inlands  an  das 
id  dnich  das  fremde,  in  die  Anleihe  gesteckte  Kapital  beglichen.    Verschiedenerlei 
;e&    einzelner  Zweige  der  heimischen  Production  können  hier  allerdings  zeit- 
aos   der  grosseren  Einfuhr  fremder  Waaren  oder  aus  der  geringeren  Ausfahr 
sr  Waaran  hervorgehen.    Die  in-  und  ausländischen  Absatzverbältnisse  werden 
>bea.     Im  Einzelnen  kommt  es   hier  auch  noch  auf  die  Art  der  Waaren  an. 
Ichen  eine  Mehrausfnlir  oder  Mindercinfuhr  erfolgt,  ob  es  mehr  Koh-  und  Ililf- 
i  also  Natarel- Kapitalien  für  die  weitere  Verarbeitung,  oder  fertige  Erzeugnisse, 
te  n.  dgL  m.  anmittelbar  für  den  Consum  sind.    Für  dir*  Volks wirthschi^  als 
lies,  daher  for  die  gesammte  BerOlkerung,  diese  ebenfalls  als  ein  Ganzes  aufge- 
eigiebt   sich  aber  doch  aus  der  Verfügung  tlbcr  tlas  auswärtige  Kapital  der 
mehr  prodaciren  nnd  mehr  consumiren  zu  können,  als  wenn  das  Inland  die 
fende   prodacti?e  oder  unproductive  Staatsausgabe,  um  deren  Deckung  mit  der 
le  es  sich  handelt,  aas  seinen  eigenen  SacbgtUcm  mit  Hilfe  heimischer  Anleihen 
SCeoem  bestreitet    Der  Nutzen  von  l'remden  Subsidien,  Contributionen  u.  dgl. 
in   denselben  Verhältnissen.    Lehrreich  für  die  ganze  Frage  sind  die  neueren 
ichungen  über  grosse  Werthubertragungcn  zwischen  verschiedenen  Volkswirth- 
wic  sie  z.  B.  darch  Contributionen  u.  dgl.  bewirkt  werden.     S.  die  Liter. 
die  ,. Fünf  Milliarden"  (1S71),  bes.  Fcllunith.  z.  Lehre  \.  d.  intcrnat.  Zahl.bilanz, 
1877,  L.  Bamberger,  die  5  Milliarden,  Berl.  l^^T.'i,  A.  So t beer  dgl.. 
1874,  StOpel,  dsgl.  ,Frankf.  Ib7d,  A.  Wagner,  in  dem  Aufs,  über  d.  deutschen 
sn  in  Holtzend.  Jahrb.  des  D.  Reichs,  B.  X  1S74,  S.  22b  — 252,   ders. 
liese  ganze  Liter,  in  Hildebr.  Jahrb.  1S74  B.  22  S.  879  11'..   L.  Wolowski. 
tom.  da  payement  de  la  contrib.  de  guerre  en  Allem,  et  en  France,  Par.  1874 
r.  d«sEcon.).  C.  Ferraris,  indennitä  di  guerra  etr.  Nuova  Antalogia,  Febr.  1S75.  — 
die  Vermeidang  eines  sonst,  ohne  die  Verfügung  ül)cr  den  auswärtigen  Credit, 
tcnen  höheren  Steuerdrucks  darf  doch  als  ein  Vorthtäl  gelten.  —  Ohne  dif 
_  iDg  über  aosländisches  Kapital  würd<.'n  Länder  wie  Oesterrrich,  Italien,  Uuss- 
Nordamerica  die  grossen  Aasgaben  für  Kri«>(rc  n.  dgl.  und  für  productivo  Zwerko. 
Ir-ElseDbahnea  entweder  gar  uit^ht   haben  bestreit'-n  können  od«T  auf  anderen  Gi- 
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bieten  der  Volkswirthschaft  und  damit  im  Ganzen  nicht  im  Stande  gewesen  seiii,  i 
entsprechend  wirthschaftlich  so  weit  und  so  rasch  zu  entwickeln ,  wie  sie  es  j« 
vermochten. 

§.  71.  Als  regelmässige  erhebliche  volkswirthschaftlicl 
Nacbtheile  der  Verscbuldnng  an  das  Ausland  gelten  die  Hinan 
zahlang  der  Zinsen,  der  y,Zinstribut''  an  die  Fremde,  and  ( 
Kapitalrückzahlnng,  mag  letztere  in  der  Form  der  eigentlieh 
Schuldentilgung  oder  des  Rückerwerbs  der  Anleihetitel  dareh  1 
länder  erfolgen.  Hier  wird  jedoch  das  Causalverhältniss  nu 
richtig  anfgefasst.  Wurde  die  Anleihe  ihrer  Zeit  zu  unprodnctiif 
Zwecken,  z.  B.  für  einen  Krieg,  verwendet,  so  hat  allerdings  ei 
Zerstörung  von  Nationalkapital  stattgefunden,  welche  für  ( 
heimische  Volkswirthschaft  und  Bevölkerung  einen  Druck  bewiii 
Den  letzteren  hätten  sie  aber  unmittelbar  und  stärker  bei  i 
Bestreitung  jener  Anleihe  aus  heimischen,  bisher  beschäftigi 
Kapitalien  oder  aus  Steuern  empfunden.  Das  Nationaleinkomm 
wäre  sofort  definitiv  verkleinert  worden.  Mit  Hilfe  des  auswärtig 
Kapitals  konnte  dies  vermieden,  jener  Druck  vermindert,  in  d 
Zinszahlung  an  das  Ausland  auf  eine  längere  Zeit  vertheilt,  in  d 
Kapitalrückzahlung  auf  eine  spätere  Zeit  höherer  Entwicklui 
grösseren  Wohlstands,  niedrigeren  Zinsfusses  —  lauter  gflnsti 
Umstände,  welche  mit  auf  die  Verfügung  über  das  fremde  Kapil 
zurückzuführen  sind  —  verschoben  werden.  Die  Zinsen  insbesondc 
stellen  regelmässig  nur  einen  Theil  desjenigen  Volkseinkomme 
dar,  welches  ohne  die  Veri'üguug  über  das  fremde  Kapital  g 
nicht  gewonnen  worden  wäre.  Aehnlieh  bleibt  immer  noch  e 
besonderer  Vortheil  nachweisbar,  wenn  die  ursprüngliche  Vi 
Wendung  des  Anleihekapitals  eine  productive  war.  Die  gesamm 
volkswirthschaftliche  Entwicklung  wird  Dank  dem  fremden  Kapil 
immer  eine  grössere  sein,  als  sie  sonst  möglich  gewesen  wfti 
Ein  Plus  an  Volkseinkommen  und  Volksvermögen  bleibt  nach  A 
zug  der  Hinauszahlung  von  Zinsen  und  der  späteren  Kapiti 
rückzahlung  an  das  Ausland  stets  übrig. 

Vgl.  auch  hier  die  wcitcH'.n  Ausfuhrungen  über  diese  Puncte  in  meinen  | 
nannten  fruhcreo  Arbeiten.  Der  öfters  besonders  betonte  Ucbelstand,  dass  eine  A 
leihe  billig  an  das  Ausland  begeben  werde  und  theuer  zurückzukaufen  sei  —  dar 
Tilgung  wie  durch  Privatankauf  im  Verkehr  —  ist  thatsächlich  häufig  genug  ?< 
banden,  lässt  sich  aber  durch  eine  richtige  Form  der  Anleihe,  nemlich  durch  Ai 
gäbe  derselben  annähernd  zu  einem  dem  jeweiligen  wirklichen  Zinse  iKealzinsfa 
entsprechenden  Nominalzinsfuss.  statt  der  Begebung  stark  unter  Pari  grossenthe 
vermeiden.  S.  meine  Ordn.  d.  österr.  Staatshaush.  S.  2U4 — 22.'),  Art  Staatsschuld 
im  Staatswörterb.  X.  3ß  fi.,  Art  Ordn.  d.  Fin.wirthsch.  in  Schönberg's  Handb. 
§.  31,  S.  44S  ir.  —  Die  Last  einer  öffentlichen  Ausgabe  wird  dem  Inland  durch  <i 
auswärtiirc  Anleihe  fr«'ilich  nicht  ondgiltig  abgenouiuieu  -     ausser  im  Kali  des  Sta«: 
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ba&kerotts!  Aber  sie  wird  ihm  rcgelmfissig  crhoblich  erleichtert,  ,,7ün  der  ärmeren 
Gef«nwart  anf  die  reichere  Zukunft  verschoben".  Die  jüngste  Finanzgeschichte  von 
Bordamorica,  das  nunmehr  seine  Anleihen  vom  Ausland  zurUckcrwerbcn  und  im  Zins- 
fiiäs  stark  reduciren  konnte,  auch  von  Frankreich,  welchem  der  auswärtige  Credit  IS'l  ff', 
eine  Zeitlang  ebenfalls  die  grossen  Credit-  und  Finanzoperationen  sehr  erleichterte, 
ttigen  deutlich  die  practische  Kichtigkeit  der  vorausgehenden  Beweisführung.  Wenn 
Oesteneich,  Ungarn,  Busshind  n.  a.  L.  m.  den  Druck  des  „Zinätributs*'  besonders 
stiik  empfinden,  so  liegt  die  Schuld  wieder  niclit  an  der  auswärtigen  Verschuldung 
aa  sich,  sondern  an  der  langen  Andauer  einer  stets  auf  Anleihen  sich  stutzenden, 
Tiel£u:h  bedenklichen  Finanzpolitik.  Welcher  volkswirthschaftliche  Druck  würde  jedoch 
eist  ohne  den  Recurs  auf  den  ausländischen  Credit  entstanden  sein?! 

Unter  den  weiteren  Naehtheilen  der  Verschuldung  an  das 
Ansiandy  zumal  in  der  Form  von  Staatsanleihen ,  werden  auch 
politische  genannt:  grössere  Abhängigkeit  vom  Ausland  und 
leioen  Börsen  (Italien  gegenüber  Frankreich,  Kussland  gegenüber 
England  nnd  jetzt  auch  gegenüber  Deutschland).  Dieser  Nachtheil 
Jit  nicht  ganz  zu  leugnen.  Die  Abhängigkeit  ist  jedoch  in  gewissem 
Grade  eine  gegenseitige,  auch  eine  mitunter  recht  heilsame  Friedens- 
bllrgschaft  und  Garantie  ruhiger/  besonnener  auswärtiger  Politik 
des  verschuldeten  Staats.  In  der  Hauptsache  ist  das  Verhältniss 
aber  auch  nicht  anders  bei  den  übrigen  Formen  internationaler 
Verschuldung.  Letztere  ist  bei  dem  heutigen  Verkehr  die  Wirkung 
Ton  Zinsfussverschiedenheiten  und  hört  nur  mit  deren  Ausgleichung 
uf.  Diese  Ausgleichung  wird  grade  durch  die  internationale 
Kipitalttbertragung  vom  reicheren  und  volkswirthschaftlich  ent- 
wickelteren Lande  niedrigeren  in  das  ärmere  Land  höheren  Zins- 
fosses  allmälig  mit  herbeigeführt.  Hier  waltet  also  ein  Princip 
des  Selbstcorrectivs  ob. 

Bedenklicher,  auch  in  volkswirthschaftlicher  Beziehung,  ist  eine 
andere  Wirkung  der  Verschuldung  an  das  Ausland,  welche  auf 
dem  Gebiete  des  Staatscredits  mitunter  besonders  scharf  hervor- 
tritt: die  Gefahr  grosser  Störungen  der  internationalen 
Zahlungsbilanz,  daher  des  heimischen  Geld-,  Credit- und 
Bankwesens  in  kritischen  Zeiten,  in  wirthschaftlichen  und 
»mal  in  politischen  Krisen. 

Da3  Ausland  sucht  sich  in  solchen  Zeiten  rasch  auf  einmal  eines  mehr  oder 
veniger  erheblichen  Theils  seines  fremden  Werthpapierbesitzes  zu  cntledig:eu,  die 
OUigationen  strömen  ins  Inland  zurück,  drücken  den  Curs  unverhältnissmüssig  herab. 
Zar  Bezahlung  reichen  die  Guthaben  aus  dem  gewöhnlichen  Handelsverkehr  nicht  aus, 
ik  Waaienaosfohr  aus  dem  Inlandc  btockt  ohnedem  leicht  iu  solcher  Lage,  sie  lässt 
äck  jetzt  roUends  nicht  auf  einmal  rasch  steigern.  Wechsel  aufs  Ausland  werden 
diker  stark  gesucht  und  Tertheuern  sich,  Baargcld  fliesst  hinaus,  wird  den  Banken 
eaizogen,  die  Lage  der  letzteren,  ihre  Baarzahlungsfahigkcit ,  die  Einlösbarkeit  der 
BttkooteD  wird  gef&hrdet,  der  Credit  muss  allgemein  beschränkt  werden  und  der 
DificoDto  steigt,  Zwangscurs,  Papiergeld wirthschal't  nissen  unter  solchen  Umständen, 
vo  der  heimische  Staat  etwa  ohnedem  in  Finanznoth  zur  Papiergeld  presse  greift,  um 
M  leichter  ein    oder  Teischlimmern  sich    noch   mehr.    Mitunter  kann  der  politische 
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Antagonismus  zwischen  dem  schuldenden  Inland  und  dem  creditirendeu  Aoelmd,  TOft 
Kriegen  zwischen  beiden  selbst  abgesehen,  die  Lage  der  Dinge  noch  erBcbwana. 
So  hat  z.  B.  England  die  russischen  Staatspapier-  und  Papiergeldcurse  in  dem  latitei 
Tttrkenkriogc  (IST 7)  durch  massenhaftes  Losschlagen  russischer  Papiere  in  BeittOt 
Petersburg  u.  a.  m.  stark  geworfen. 

Diesen  Schwierigkeiten  gegenüber  ist  wieder  das  beste 
Präventiv  mittel  eine  vorsichtige  heimische  Politik.  Die  freilieh 
nur  theil weise  wirksamen  Repressivmittel  sind:  richtige  Diseonto- 
Politik  der  Banken,  rechtzeitige  und  genügende  Erhöhung  des 
Zinsfusses,  Beschränkung  der  Vorschüsse,  wodurch  auf  die  Weohstf- 
curse,  auf  die  Curse  der  Fonds  und  die  Preise  der  Waaren  eiii- 
gewirkt,  die  Rückströmung  der  Papiere  und  der  Abfloss  des 
Metalls  ins  Ausland  erschwert  wird.  So  beachtenswerth  aber  dieser 
Zusammenhang  zwischen  auswärtiger  Verschuldung  und  den  da^ 
gelegten  Umständen  ist:  den  Ausschlag  gegen  die  auswärtig» 
Anleihe  kann  auch  dies  Bedenken  nicht  geben,  zumal  jede, 
andere  Art  und  Form  internationaler  Verschuldung  ganz  ähnliebe- 
Wirkungen  hat. 

§.  72.    Wesentlich  verschieden  von  dem  Urtheil  über  die  ersteh 
und  die  zweite  Art  Anleihen  fällt  dasjenige  über  die  dritte  Art 
aus,  über  die  Anleihen  aus  heimischen  Kapitalien,  welche  erst 
durch  die  Anleihe  einer  anderweiten  productiven  Verwendung . 
im  Inlande  entzogen  werden  (§.  68).    Hier  ist  die  Oppodtioi^ 
der  älteren  Theorie,  der  britischen  Oekonomisten  (Hill)  im  Ganiei] 
berechtigt  und  triflft  die  von  Dietzel  u.  A.  m.  gegebene  Reehf»^! 
fertigung  in  der  Hauptsache  nicht  zu.    Sogar  eine  reelle  Kapital-^ 
besteuerung,   welche   nicht   nur  nach  dem  Kapital  aufgelegt  \ 
sondern   aus  dem  Kapital  bezahlt  wird  (Fin.  H  §.  330,  370  ff.)^ 
oder  auch  eine  solche  „ übermässige '^  Besteuerung,  welche  dei, 
Normalconsum  der  Besteuerten  und  deren  weitere  Kapitalvermehrmigi 
vermindert  oder  letztere  unmöglich  macht,  vollends  die  gewöhnliche^' 
wenn  auch  hohe  reelle  Einkommenbesteuerung  (Fin.  U  §.  330,  379)  ' 
hat  hier  muthmasslich  für  die  Volks wirthschaft,   besonders  für  dk] 
Vertheilung  des  Volkseinkommens  weniger  ungünstige  Folgen  ata^ 
jene  Anleihe.    Im  Princip  wirken  diese  inländische  Anleihe  ond^ 
die  inländische  Besteuerung  auf  die  Volkswirthschaft  und  die  Be-^ 
völkeruug,  beide  wieder  als  ein  Ganzes  betrachtet,  gleichmässift  ' 
aber    dem    Grade    nach   wirkt   diese   Anleihe   noch    übler    euk!] 
Wenn    man    nemlich  die  verschiedenen  wirthschaftlichen  Glassei  ^ 
des  Volks  unterscheidet,  so  ergiebt  sich  durch  das  Anleihesysteoii  ' 
verglichen  mit  der  Besteuerung,  eine  Begünstigung  der  besitzendeiii 


Anleihen  ans  einer  andern  Vcrwendon^i^  entzogen,  beimischen  Kapitalieri.    163 

nmentlicb  der  das  Kapital  zur  Anleihe  hergebendeo  und  eine 
lenacbtheiligung  der  nicht  besitzenden,  der  unteren  arbeitenden 
Sassen:  letztere  beziehen  eine  kleinere,  jene  die  gleiche  oder 
idbst  eine  grössere  Quote  vom  gesanimten  Volkseinkommen,  aus 
Kichern  auch  der  Finanzbedarf  des  Staats  mit  gedeckt  werden  muss. 

Jene  schon  erwSlinte  (S.  152)  irrthUmlichc  Rechtfertigung^  des  Anleihesystems 
indi  einzelne  frühere  Theoretiker,  welche  unter  Laien  und  Practikem  hente  noch 
■breitet  ist,  die  Annahme,  dass  Anleihe  und  Besteuerung  nicht  principiell  gleich, 
pdem  erstere  insofern  günstiger  wirke  als  die  Besteuerung,  als  sie  das  wirthschaft- 
iehe  Opfer,  die  Last  einer  mit  ihr  gedeckten  Ausgabe,  z.  B.  filr  Kriegskosten,  von 
ItrGegenwart  auf  die  Zukunft  wälze  und  dadurch  die  jetzi^re  Generation 
iricichtere,  übersieht,  wie  schon  bemerkt,  dass  es  in  beiden  Fällen  vorhandene 
lar  in  der  Gegenwart  hervorgebracht  werdende  neue  Sachgütcr  des  jetzigen 
JThlrrhti  sind,  welche  dem  Staate  bei  der  Anleihe  oder  der  Steuer  aus  dem  Ein- 
fBmen  oder  Vermögen  des  Volks  zur  Verfügung  gestellt  werden.  Im  Ganzen 
~  die  betreffende  Einschränkung  des  Consums,  Minderbildung  von  Kapital  und 
leiprodnction  gewisser  Güter  in  beiden  Fällen  zunächst  in  gleichem  Umfange 
der  Gegenwart  eintreten.  (Vgl.  ausser  Mill,  a.  a.  0.  auch  Dietzel  S.  177).  Es 
m  sich  bei  der  Wahl  zwischen  Anleihe  und  Steuer  daher  nur  um  die  Frage  handeln, 
sieht  die  directen  und  indirecten  Weiterwirkungen  der  einen  oder  der 
!n  dieser  zwei  Methoden,  einen  Theil  des  Einkommens  oder  Vermögens  der 
ifenwärtigen  Generation  dem  Staate  zur  Deckung  von  Finanzbedarf  zuzuführen, 
llKhiedene  sind?    Das  ist  nun  der  FaU  und  zwar  ergeben  sich  bei  der  Besteuerung 

Bhmaaslich  günstigere  Wirkungen  für  die  Production  und  namentlich  für  die  Ver- 
long  als  bei  der  Ajileihe,  der  entscheidende  Punct  in  dieser  Frage. 

Zar  Betheiligung  an  der  Anleihe  werden  die  Kapitalisten 
Ipeh  die  Aussicht  auf  grösseren  Gewinn,  als  sie  ihn  aus  der 
|iherigen  Beschäftigung  ihrer  Kapitalien  ziehen  —  die  Voraus- 
■bong  dieser  Erörterung  —  angereizt.  Ein  besonderes  Motiv  zu 
Igener  Beschränkung  des  Consums,  zu  grösserer  Sparsamkeit, 
m  neues  Kapital  zu  bilden,  und  zu  gesteigerter  productiver 
hitigkeit  liegt  daher  für  diese  Classen  bei  der  Anleihe  nicht  vor, 
jbhl  aber  bei  der  Besteuerung.  Bei  jener  droht  in  Folge  dessen 
hqenige  Theil  des  Volkseinkommens,  bez.  Volksvermögens,  welchen 
^  Staat  für  die  Deckung  seines  Finanzbedarfs  den  Einzelwirth- 
Ikiflen  entzieht,  ausschliesslich  auf  Kosten  der  nicht  kapital- 
jBritzendeiiy  an  der  Anleihe  un  betheiligten  Volksclassen,  vor  Allem 
br  Masse  der  Arbeiter  in  die  Verfügung  des  Staats  übertragen 
k  werden.  Bei  der  gleichmässigen  Besteuerung  aller  Classen 
iliaen  die  Kapitalbesitzer  an  dieser  Last  ihr  Theil  mittragen  und 
ierden  sie  angespornt,  die  Einbusse  an  Einkommen  oder  vollends 
ja  Kapital,  welche  ihnen  die  Steuer  auflegt,  durch  angemessene 
jl^lang  ihres  Consums,  ihrer  Ersparungen  und  durch  Steigerung 
^er  Prodactivität  wieder  wett  zu  machen. 

,       Dies  ist  der  Vorgang,  auf  das  einfachste  Schema  zurückgeführt.     In  der  Praxfs 
len   natürlich   noch  andere  Factoren   mit  in  Betracht.     Die  Einschränkung  des 
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Consums  der  Kapitalisten  bei  der  Besteuerung  kann  z.  B.  auch  eine  verminderte  Ntcl 
frage  nach  Erzeugnissen,  dadurch  nach  Arbeit  bewirken,  welcher  aber  anderseits  dl 
vermehrte  Nachfrage  nach  beiden  von  Seiten  des  die  betreffende  Ausgabe  machendf 
Staats  gegenüber  steht. 

Ausser  auf  die  angegebene  Weise  lässt  sicli  der  Beweis  zu  Gunsten  der  B< 
Steuerung  und  gegen  die  Anleihe  auch  noch  folgendermassen  führen.  Die  Anlelli 
wird  —  auch  hier  wieder  den  Fall  der  vollen  Beschäftigung  des  heindsdM 
Nationalkapitals  vorausgesetzt,  also  vom  Vorhandensein  disponibler  Kapitalien  tiiffß 
sehen,  —  nothwendig  aus  dem  umlaufenden  Kapital  gedeckt.  Aus  diesem  eriialtB 
in  unseren  Volkswirthschaften  in  der  Regel  die  Arbeiter  zunächst  wenigstens  ihn 
Lohn,  freilich  in  der  Voraussetzung  des  KUckcrsatzes  dieses  Lohns  aus  den  Mitlsi 
<lerer,  welche  nach  den  Arbeitsproducten  als  Consumenten  eine  wirksame  Nachfni 
unterhalten  und  diese  Producte  bezahlen.  Eine  Verminderung  dieses  Theils  des  Ol 
laufenden  Kapitals,  der  als  ,. Lohnfonds''  fungirt,  droht  ah»o  wiederum  die  AriMÜe 
besonders  zu  beuachtheiligen.  Denn  selbst  wenn  die  Nachfrage  der  Gonsnmeill 
nach  Arbeitsproducten  gleich  bliebe,  würde  es,  wenn  diese  Nachfrage,  wie  anzonehai 
ist,  keine  Vorschüsse  au  die  Unternehmer  gübe,  an  Mitteln  zu  gleicher  Lohnzahln 
wie  bisher  fehlen.  Auch  hier  ist  es  nur  wieder  die  vom  Staate  durch  seine  Ti 
wendung^zwecke  ausgehende  Nachfrage  nach  Arbeit,  welche  diesen  Nachtheil  fl 
die  Arbeiter  zweit  weise  ausgleichen  oder  vermindern  könnte.  Im  Falle  der  Kii^ 
ausgäbe  wird  z.  B.  zuerst  und  eine  Zeitlang  bei  starker  Becrutirung  von  Soldaten  ui 
der  Arbeiterbevölkerung  und  grosser  Nachfrage  nach  Ausnistuugsgegenständen,  i 
deren  Herstellung  wieder  Arbeitskräfte  gesucht  sind,  eine  Lohnerhöhung  statt  ii 
sonst  zu  erwartenden  Verschlechterung  der  Lage  der  Arbeiter  eintreten  (nordajiad 
Erfahrungen  1862,  EiuÜuss  von  „Kapitalschafl'ung''  durch  Papiergoldausgabe,  s.  meh 
Ordu.  d.  öst.  Staatsh.  S.  50  ff.,  auch  Mi  11,  pol.  econ.  I,  95).  Aber  da  hier  ilfll 
wie  in  der  gewöhnlichen  SachgUterproduction  eine  regelmässige  Reprodoction  dl 
Kapitals  erfolgt,  muss  „in  einem  langen  Kriege,  welchen  ein  Volk  ganz  mit  eigOM 
Troppen  und  Gütern  (ohne  fremde  Soldheere  und  Subsidien)  führt,  nothwendig  al 
mälig  eine  starke  Einschränkung  des  Consums  materieller  Güter  erfolgen,  rad 
schliesslich  die  Masse  der  Bevölkerung  in  Noth  und  Entbehmng  stürzt^'  (Wagnt 
a.  a.  0.),  beim  Anleihesystem  aber  noch  mehr  die  unteren  Glassen  schädigt.  In  StaaM 
welche  dies  System  übermässig  ausgedehnt  haben,  läuft  in  der  That  „das  auf  dfll 
Besteuerungszwang  fundirte  öffentliche  Schuldenwesen  dann  vielfach  nur  auf  eine  aü 
Zinsknechtschaft  der  Massen  zu  Gunsten  der  Staatsgläubiger  hinaus'*  und  drohen  ImI 
lose  Zustände,  für  die  es  an  Symptomen  nicht  mehr  fehlt.  Mit  Recht  warnt  hk 
auch  Sötbecr  a.  a.  0.  vor  dem  Anleihesystem  und  das  Verdict  der  J.  St  Hill  V.  1 
A.  m.  ist  hier  berechtigt. 

Den  Einwand,  den  Brentano,  Hildebr.  Jahrb.  B.  16,  S.  26S  aus  der  dmi 
T  hörn  ton  —  dem  sich  dann  auch  Mill  anschloss  —  u.  A.  m.  erfolgten,  li 
Krentano  gebilligten  Berichtigung  der  älteren  brit.  Lohnfondstheorie  gegen  mcÄl 
vorausgehende  Beweisführung  erhebt,  kann  ich  nicht  für  zutreffend  halten.  EiiUM 
stütze  ich  mich  gar  nicht  allein  für  meinen  Nachweis  des  Vorzugs  der  Steuer  vi 
der  dritten  Art  Anleihen  und  für  meine  Darlegung  der  Benachtheiligung  der  Arbdi 
im  Falle  der  Anleihe  aus  bereits  beschäftigten  Kapitalion  auf  jene  LohnfondsthewI 
wie  sich  aus  dem  Obigen  ergicbt.  Sodann  aber  halte  ich  die  neuere  „Bcrichtigail 
der  Lohnfondstheorie  (u.  A.  selbständig  jetzt  auch  von  George,  Fortschritt  u.  Annn 
Deutsche  Uebersetz.  v.  Gütschow,  ßerl.  1881  Buch  1  vorgenommen)  Überhaupt  M 
für  theilweise  richtig.  Nicht  die  Lohnfondstheorie  allein,  aber  auch  nicht  di 
auf  Hermann  zurückzuführende  sogen,  deutsche  Theorie  von  der  Abhängigkeit  dl 
Lohns  von  der  Nachfrage,  bez.  der  Zahlung  der  Consumenten  erklären  das  Probia 
der  Bestimmgründe  der  Lohnbewegung,  sondern  nur  eine  recht  wohl  mögliche  ll 
m.  E.  nothwendige  Vereinigung  dieser  beiden  Theorieen.  Die  Ausführung  di«i 
These  und  ihre  Begründung  gehört  jedoch  in  die  theoretische  Nationalökonomie.  I« 
wollte  hier  nur  meine  frühere  Beweisführung  den  neueren  Bemängelungen  gegeoUbi 
ausdrücklich  aufrecht  halten.  Die  Ausführungen  Brentano 's  a.  a.  0.  in  d.  Note  ik 
auch  sonst  anfechtbar,  da  sie  von  nicht  zutreffenden  Voraussetzungen  in  Betrefft 
Kapitalzuschusses  ausgehen.  Ausführlicher  als  oben  habe  ich  in  meiner  Ordn.  d.  Ol 
Staatsh.  u.  im  Art.  Staatsschulden  die  Frage  behandelt. 
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i    §.  73.  Za  b  (in  §.  68).  Auch  je  nach  der  Natur  der  einzelnen 
^ten  der  ausserordentlichen  Ausgaben  ist  die  Frage  der  Räth- 
[eit  der  wirklichen  Benutzung  des  Staatscredits  verschieden 
entscheiden.     Wenn  auch  Zweck  und  Wirkung  dieser  sämmt- 
m  Ausgaben  die  Schuldaufnahnie  rechtfertigt  (§.  06),  so  doch 
für  die  verschiedenen  Arten  nicht  gleich  unbedingt. 
a)  Denn  allein  die  privat-  und  die  Staats  wir  thschaft- 
e  Kapitalanlage  und  unter  ihnen  wiederum  am  Meisten  die 
itgenannte,  bieten  eine  sichere  Bürgschaft  dafür,  dass  sie, 
vorgenommen  y  künftigen  Finanzperioden   und   der  ganzen 
iwirthschaft  als  Ausgabeersparung  oder  Einuahmevermehrung 
^6nte    kommen    werden.     Bei   der   eigentlichen   ausser- 
lentlichen  Ausgabe,   insbesondere  bei  Kriegskosten,  be- 
eine   solche    Sicherheit    stets    in    viel    geringerem    Maasse. 
man  daher  auch  nur  nach  den  Wirkungen  der  Ausgaben 
y  so  wird  man  zwar  unter  den  oben  bezeichneten  Cautelen 
ist  die  Kriegsausgabe  durch  Anleihen  decken  dürfen. 
anter  übrigens  gleichen  Umständen  ist  es  doch  bereits  ge- 
ler,   lieber  hier  wenigstens  mit  zu  ordentlichen  Einnahmen 
dfen  und  womöglich  die   Benutzung  der  Anleihen  auf  die 
genannten  Arten  der  Kapitalanlage  zu  beschränken.    Dies 
um    so  mehr  anzurathen,    wenn   nach  ihrer  vergleichsweiscn 
Lang  als  Kapitalentziehung  der  Besteuerung  vor  der  Anleihe 
der  Art  der  Kapitalien,  aus  denen  die  Schuld  gezahlt  wird, 
dem  Vorigen  der  Vorzug  zu  geben  ist.    Denn  dann  kommen 
iherWeisenoch  Volks  wir  thschaftliche  zu  den  finanziellen 
Len  gegen  die  Anleihe  für  Kriegs-  und  dergleichen  Ausgaben 
Hiemach  wird  die  Deckung  von  letzteren  nur  durch 
(Wärt ige  and  in  gewissen  Fällen  durch  Anleihen,  welche  aus 
lODiblen  Kapitalien  der  heimischen  Volkswirthschaft  kommen, 
mebmen^sein. 

£•  ist  diher  gewiss  als  die  solidere  Praxis  zu  bezeichnen,  wenn  wenigstens 
!keil  der  Kriegskosten  und  sonstiger  ausserordentl.  Ausgaben  (z.  B. 
fentL  Nothstibide)  darch  Steuern  bestritten  oder  nur  vorübergehend  durch 
eben  de  Schulden,  welche  alsbald  mit  Steuerertrügcu  wieder  abgezahlt  werden. 
t  wird«    So  f erfährt  mit  Recht  in  neuerer  Zeit  (irossbritannien.    Selbst  in 
Lande  ist  auf  grossere  Massen  disponibler  Kapitalien  nicht  immer  zu  rechnen. 
itlich  wird  die  Einkommensteuer  in  solchen  Fällen  richtig  erhöht.    Das  Vor- 
isein   einer  derartigen  beweglichen  und  mit  Sicherheit  einen  höheren  Ertrag 
len  Steuer  ist  auch  mit  Kacksicht  auf  solche  Fälle  zu  verlangen.    (Fin.  11  §.  36bi.) 
[rimm kriege   erhOhete  Grossbritaunien  die  Einkommensteuer  von  7  auf  H  und 
■Blich   auf  16  d.  v.  L.  St.  (ÖVsVo^   für  das  voll    besteuerte   und   von  5   auf  10 
mVi  ^-  ^^  ^*^  niedriger  besteuerte  Einkommen;   erst  1S57  erfolgte  wieder  die 
ItetfCzong   auf  den  alten  Satz.     Der  Ertrag  stieg   von   7' 13   auf  1692   Mill.  L. 
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Ausserdem  worden  damals  die  Zölle  auf  Zucker  (DnrchschnittszoUsatz  per  Centner 
alle  Gattungen  von  11  allmälig  bis  auf  14^«  sh.),  Thee  (von  IV«  «nf  1*/^  per  Pf 
statt  der  beabsichtigten  Ermässigung  auf  1  sh.)i  Kaffee  (7on  3  auf  4  d.  per  Pft 
die  Accisen  auf  Malz  (von  fast  2^1^  auf  4  sh.  per  Bushel)  u.  Branntwein  (in  Eng 
von  7  sb.  10  d.  aaf  8  sh.,  in  Schottland  ?on  4%  ^^^^  allm&lig  bis  auf  8  sh., 
Irland  von  SVa  auf  ^  sh.  per  Gallon)  erhöht  Aehnlich  wurde  die  Expedition  n 
Abyssinicn  grossentheils  durch  Steigerung  der  ordentl.  Einnahmen  bestritten  (j 
wand  1867/67—69/70  dafür  8*3  Mill.  L.,  Erhöhung  der  Einkommensteuer  ?on  5*7  ] 
in  1866/67  auf  618,  8.02,  1004  Mill.  L.  in  den  3  folg.  Jahren  nach  Rochno 
abschluss,  Auschl.  für  1870/71  7*6  Mill.).  Auch  bei  anderen  Extraausgaben,  z.B. 
den  grösseren  militärischen  und  maritimen  Aufwand  1860  ff.  wurde  so  operirt  Aehi 
jetzt  1882  für  den  ägyptischen  Krieg.  —  Preussen  erhöhte  1855/56  wegea 
Koston  der  Rüstungen  die  Klassen-,  Einkommen-  und  Schlachtsteuer  um  V«- 
Oesterreich  legte  im  Kriege  von  1859  einen  Zuschlag  zur  Grund-  u.  HanaM 
Ton  Ve«  2Qf  Ilausklassensteucr  von  Vsi  zu  der  Erwerbsteuer,  Einkommensteuer  and 
contributo  arti  e  commercio  von  Vs  ^^  Ordinariums  „für  die  Dauer  der  darck 
Kriegsereignissc  herbeigeführten  Verhältnisse''  auf  (Verordu.  ?.  13.  Mai  1859).  £b 
wurde  die  Yerzehrungsst  um  Vs  ^^^  Normalsätze,  der  Salzprcis  um  15^0^  die  Re« 
gebühren,  Stempel  u.  s.  w.  meist  um  207«  erhöht  (Verord.  v.  17.  Mai  1859). 
meisten  dieser  Erhöhungen  blieben  mit  einigen  Abänderungen,  zeitweise  mit  n< 
Steigerungen  and  selbst  Verdoppelungen  (1862  iV),  permanent.  —  Prankreich  eili 
durch  Verordn.  der  provis.  Regierung  v.  17.  März  1848  die  4  directcn  Stcnem 
457„,  was  192  Mill.  Fr.  betrug  u.  1852  wieder  aufhörte.  Später  (Ges.  ?.  23  Juni  1 
trat  ein  zweiter  lO^/^^igcT  Kriegszuschlag  zu  dem  lange  bestehenden  bei  allen  dir« 
Steuern  hinzu,  die  Tabaksteuer  (im  Monopolpreis)  und  die  Branntweinsteuer  w 
1860  erhöht.  Die  bedeutenden  Steuererhöhungen  und  neuen  Steuern  in  Franki 
nach  dem  Kriege  von  1870 — 7]  fallen  unter  einen  anderen  Gesichtspunct ,  deni 
dienten  im  Wesentlichen  nicht  mehr  zur  Deckung  der  laufenden  ausserordentlic 
sondern  der  durch  die  Kriegs-  und  Contributionsanleihen  u.  s.  w.  gesteigerten  oni 
liehen  Ausgaben  für  Zinsen,  Erhöhung  der  Militärbudgets  u.  s.  w.  Die  Lage 
ähnlich  wie  in  den  Vereinigten  Staaten  v.  Nordamerika  u.  in  Italien,  wo  natUi 
auch  im  grössten  Umfange  neue  Steuern  geschalfen ,  alte  erhöht  werden  mussten, 
die  enormen  Ausgaben  für  Kriege  u.  Staatsnoubau  wenigstens  theilweise  zu  dec 
Nach  dem  Ende  des  Kriegs  hat  Amerika  bald  die  vollständige  Deckung  der  laufn 
Ausgaben  mit  ordentl.  Einnahmen  erreicht,  ebenso  Frankreich,  in  den  letzten  Ja] 
auch  Italien.  In  den  Verein.  Staaten  hat  man  die  Besteuerung  in  so  erhebli 
Höhe  beibehalten,  dass  nunmehr  seit  Jahren  beträchtliche  Ueberschüsse  zur  Schalt 
tilgung  aus  ordentlichen  Einnahmen  bleiben  (Abschluss  1879/80  65*88,  Anschl.  188 
90*08  Mill.  Doli.  Ueberschuss).  Eine  Finanzlage,  die  dann  auch  auf  den  Staatsci 
sehr  günstig  wirkte  und  im  Verein  mit  anderen  günstigen  Umständen  starke  2 
reduction  der  Schuld,  von  6  auf  5,  4^2  w-  ^Vo  ermöglichte. 

ft)  In  gleicher  Weise  wird  man  sich  dahin  aussprechen  mttsf 
dass  die  staatswirthschaftliche  Kapitalanlage  besser  a 
durch  ordentliche  Einnahmen  gedeckt  wird,  wenn  nicht  eine 
jeder  Beziehung  unbedenkliche  Anleihe  in  Aussicht  steht.  I> 
die  günstigen  Wirkungen  solcher  Anlagen  und  die  Dauer 
ersteren,  z.  B.  bei  grossen  Verwaltungsreformen,  sind  doch  ni 
leicht  ganz  so  sicher  zu  constatiren,  als  etwa  bei  privatwi 
schatllichen  Kapitalanlagen. 

Die  herrschende  Praxis  in  Staaten  normaler  Finanzlage,  dass  die  staatsw: 
schaftiichiui  Kapitalanlagen,  wenigstens  die  kleineren,  ziemlich  Jahr  für  Jahr  vor! 
menden  Ausgaben  dafür,  durch  ordenU.  Einnahmen  bestritten  werden,  lasst  sich  d 
auch  billigen,  so  z.  B.  hinsichtiich  der  sog.  „unständigen''  Ausgaben  für  \ 
kosten  u.  dgl.  (§.  62),  wo  z.  B.  bei  der  Menge  von  Neubauten  in  einem  gross 
Staate  jährlich  dieser  Posten  überhaupt  besser  grossentheils  zur  ordentlichen  j 
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fftbe  gesetzt  wird,  während  ein  einzelner  Nenbau  im  Hauehalt  einer  kleinen  Gemeinde 
pkht  dazu  gestellt  zu  werden  braucht,  da  er  sich  nicht  bald  wiederholen  wird.  Nur 
Ute  in  jenen  Fällen  auch  im  Staatshaushalte  ein  bestimmtes  Priucip  leiten  u.  die 
■Wtrelil  Posten  in  den  Ausweisen  übersichtlich  zusammüngestullt  werden,  damit  man 
■r  besseren  Beurtheilung  der  wirklichen  Finanzlage  leichter  feststellen  kann,  ob  und 
h  welchem  Verhiltniss  die  Ausgaben  eines  Jahres  nach  der  Dauer  der  Wirkungen 
§m  beschafilen  Leistungen  und  Anstalten  nur  diesem  Jahre  oder  auch  späteren  Finanz- 

e'oden  zu  Gute  kommen.  In  Preussen  gehört  der  grösste  Thcil  der  sog.  einmaligen 
ansserord.  etatsmässigen  Ausgaben  zu  Staats-  u.  z.  Th.  selbst  zu  privatwirthschaft- 
|Aen  Kapitalanlagen  (z.  B.  Meliorationen  der  Domänen  u.  s.  w.)  und  wird  regelmässig 
nach  dem  Voranschlage  durch  die  ordentliche  Einnahme  (die  allerdings  einige 
ive  Posten  ausserordentl.  Einnahmen  einschliesst)  gedeckt.  Aber  ein  festes  Princip 
Scheidung  fehlt  auch  hier;  so  stehen  z.  B.  ganz  gleichartige  Posten  für  Chaossee- 
ten,  Stromregulirungen,  Uafenbauten  u.  s.  w.  unter  den  ordentlichen  und  den 
isigen  ausserordentlichen  Ausgaben  Jahr  für  Jahr.  —  In  Staaten,  welche  so 
gen  „Neugestaltungen*'  (der  inneren  Organisation,  Verwaltung  im  Justiz-,  Polizei-, 
nichts-,  Kriegswesen  u.  s.  w.)  unterliegen,  wie  früher  wenigstens  (1S48  fi.)  z.  B. 
esterreich,  z.  Th.  auch  Russland,  würde  es  vollends  ein  höchst  gefährliches 
dp  sein ,  mit  Rücksicht  auf  die  mögliche  Dauer  der  Wirkung  solcher  Ver- 
JMdangen  eine  Deckung  mit  ausserordentlichen  Einnahmen  vorzunehmen.  Hier  fehlt 
b  der  Cnst&theit  der  Verhältnisse  das  in  finanzieller  Hinsicht  wesentliche 
pMunal  der  staatswirthschaftlichen  Kapitalanlagen:  die  wirkliche  längere  Dauer 
]pv  Widiunsen,  —  Von  den  Theoretikern  haben  Dietzel  wie  Stein  auch  diese  Seite 
iar  nur  bedingten  Räthlichkeit  der  Benutzung  des  Staatscredits  viel  zu  wenig  be- 

P lebtet,  z.  Th.  ganz  übersehen.    Stein  wird,  wie  so  häufig,  von  einem  partiell  richtigen 
pdaaken,   der  Productivität  der  Staatsausgabe  und  Staatsschuld,   ganz  hingenommen 
I  vergisst  darüber  die  so  höchst  nothwendigen  Einschränkungen.     Vgl.  3.  Aufl., 
717  ff.,  42  ff.    Ebenso  noch  in  d.  4.  A. 

/)  Anders  liegt  die  Sache  bei  grösseren  VerwenduDgen  lUr 
Iriratwirthschaftliche  Kapitalanlagen.  Diese  müssen  unbe- 
dingt aas  aosserordentlicben  Einnahmen  oder  Anleihen  bestritten 
Verden ^  so  lange  man  wenigstens  im  Rahmen  der  bisherigen 
^irthscbafls -  und  Finanzpolitik  bleibt  und  nicht  etwa  mit  Hilfe 
ier  Besteuerung  dem  Staate  die  Mittel  verschaffen  will,  um 
tfirect  auf  dem  Gebiete  der  Sachgüterproduction  den  Besitzern 
ies  Privatkapitals  als  überlegener  Concurrent  entgegentreten  zu 
^Doen.  Sehen  wir  von  dieser  Eventualität  hier  ab,  so  darf  in  der 
lat  bei  der  privatwirthschaftlichen  Kapitalanlage  des  Staats  die 

i  für  die  Benutzung  des  Staatscredits  absoluter  formulirt  werden. 

Dieser  Satz  wird  von  Laspeyres  im  Staatswörterb.  X,  93  angegriffen,  hier 
läkr  meines  Erachtend  mit  Recht,  wie  schon  ebend.  X,  h.  festgehalten,  wenigstens 
ä  Begel  bei  grosseren  Ausgaben,  wenn  man  nicht  die  obige  Eventualität  statuirt. 
JM  die  Volksvertretung  hier  mitjrirkt  oder  nicht,  ist  für  die  volkswirthschaftliche  und 
^ttuielle  Seite  der  Frage  gleichgültig.  Es  ergiebt  sich  hior  übrigens  wieder,  wie 
^  einer  weitgreifenden,  sodalpolitischen  Zwecken  dienenden  Steuerpolitik  die  heutigen 
IttiizwiBsenschafUichen  Grundsätze  mannichfach  nur  als  historisch-relative  er- 
idieinen.  Bei  kleineren,  sich  ohnehin  in  einem  grösseren  Haushalt  auch  Afters 
-  Viederholeuden  Verwendungen  jener  privatwirthsch.  Art  empfiehlt  es  sich  aber  wohl 
:<Dch,  ebenso  wie  bei  kleinen  staatswirthsch.  Ausgaben,  sie  zur  ordentlichen  Ausgabe 
fa  achlagen  und  demgemfi»  aus  ordentl.  Einnahmen  zu  decken:  ein  Zugeständniss 
^  Laspeyres*  Auffassung.  Anderseits  ist  an  den  grossen  Kapitalaufwand  für  Eisen- 
^Wknen  (Bau,  Kauf)  u.  Aehnlichos  zu  denken,  wo  sich  das  Missliche  einer  Besteuerung 
*'u  lolchem  Zweck  doch  deutlich  zeigt 
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Zn  dem  nllgemeineii  RechtfertigüDgsgruDde,  welcher  aas  der 
Wirkung  der  Ausgaben  entnommen  ist,  kommen  noch  weitere 
Gründe,  die  hier  wohl  den  Ausschlag  geben. 

Privatwirthschaftliche  Kapitaleinlagen  mit  Steuern  herstelleDi 
widerspricht  einmal  dem  letzten  Zweck  und  tieferen  Recbtsgmnd 
der  Besteuerung. 

Die  hcrgestcucrtcn  Güter  werden  den  Einzelwirthschaften  entzogen,  damit  Si 
der  Gesammtwirthschaft  des  Staats  solche  Gater  producirt  werden,  w^he  der  Staat 
allein  oder  doch  am  Besten  für  die  Yolkswirthschaft  herstellen  kann  (eigentlicka 
Staatslcistungcu,  meist  immaterieller  Art),  nicht  aber  solche  Güter,  welche  der  Einxel- 
wirthschaficr  selbst,  und  oft  besser  als  der  Staat,  herstellt.  Steuern  für  die  prifit- 
wirthschaftlichcn  Kapitalanlagen  zu  verwenden,  würde  also  nur  dazu  führen,  den 
eiuzelwirthschaftlichen  Betrieb  Sachgüter  oder  sachliche  Productionsmittel  zu  entziehe, 
mit  Hülfe  deren  der  Staat  den  Einzelwirthschaften  in  der  Prodnction  derselbe! 
Güter  unmittelbare  Concurreaz  macht. 

Die  Deckung  durch  Anleihen  wird  ferner  auch  durch  die 
specifische  Natur  der  privatwirthschaftlichen  Kapitalanlagen 
und  durch  die  Wirkung  der  fUr  letztere  errolgenden  Kapitalver- 
wendungen gerechtfertigt. 

Db  der  Staat  oder  Private  Kapital  zum  Ankauf  oder  zur  ersten  Anlage  und 
Verbessening  von  Domänen,  Forsten,  Berg-  und  Hüttenwerken,  Fabriken  und  sonstifBM 
Gewerksanlagen,  Eisenbahnen  u.  dgl.  m.  verwenden,  das  hat  für  die  VolkswirthscliAft 
im  Wesentlichen  ganz  die  gleiche  Wirkung.  Theils  wird  (beim  Ankauf)  Kapital  dn- 
fach  von  einem  Wirthschaftsbetrieb  auf  den  andern  übertragen,  theils  (bei  der  Neft- 
anlage  und  Melioration)  umlaufendes  in  stehendes  Kapital  verwandelt,  neoe  Ergpamiwe 
als  Betriebskapital  benutzt  u.  s.  w.  Private  machen  für  solche  Zwecke  auch  hftafif 
Anleihen,  die  dann  nicht  anders  wirken,  als  die  Staatsanleihen.  Letztere  entziebei 
vielleicht  das  Kapital  einer  anderweiten  productiven  Verwendung  in  der  hcimischtti 
Yolkswirthschaft,  so  dass  hier  eine  Einschränkung  der  Production  erfolgen  miiA 
Aber  auf  der  andern  Seite  vergrössert  sich  die  Production  durch  die  Leistungen  der 
betreffenden  Staatsanstalt.  Die  Wirkung  einer  Deckung  der  privatwirthschiStlichen 
Kapitalanlage  des  Staats  durch  Anleihen  ist  immer  ebenso,  als  wenn  Private  ihre 
eigenen,  bereits  anderswie  angelegten  oder  aus  den  productiven  Anlagen  dritter 
Personen  leihweise  herangezogenen  Kapitalien  in  ein  neues  Unternehmen  stecken;  nur 
di<^  Richtung,  nicht  der  (vesammtumfang  der  volkswirthschaftlichen  ProductioB 
ändert  sich,  eine  Kapitalvernichtuiig  erfolgt  nicht. 

Endlich  setzt  die  Aufbringung  des  bedeutenden  Aufwands 
z.  B.  für  Eisenbahnen  durch  Steuern  eine  viel  vollkommenere  Ein- 
richtung der  Besteuerung  voraus,  als  sie  besteht  und  in  absehbarer 
Zeit  bestehen  kann.  Der  Druck  der  unvermeidlichen  Ungleich- 
mässigkeiten  jeder  Besteuerung  würde  in  solchem  Falle  vollends 
unerträglich. 

Dies  hat  Per  rot,  der  einzige  mir  bekannte  Befürworter  des  Staatseiseubahnbau 
aus  Steuorfonds,  ganz  übersehen. 

Wo  es  sich  um  grosse  Summen  für  solche  Anlagen,  z.  B. 
um  Eisenbahnbau  handelt,  ist  es  auch  allgemeine  Praxis,  ausser- 
ordentliche  Deckimgsmittel  zu  brauchen.  Neben  Anleihen  kann 
man  passend  dm  Erlös  fttr  verftusserte  Staatsgüter,  die 
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AblüsaDgskapitalien  für  beseitigte  GrundlasteD  u.  dgl.  ni. 
80  TerwendcD.  Auch  die  Reinerträge  des  Domaniums  (i.  w.  S.), 
obgleich  zu  den  ordentlichen  Einnahmen  gehörig,  mögen  allenfalls 
auf  diese  Weise  benutzt  werden.  Die  Wirkung  davon  auf  die 
Volkswirthschaft  ist  dieselbe,  als  wenn  Private  die  Erträge  ihrer 
Unternehmen  sofort  tibersparen  und  für  die  Errichtung  neuer 
Anstalten  verwenden.  Für  die  Steuerzahler  gewährt  dann  nur 
zeitweise  der  Besitz  von  Rente  gebenden  Staatsanstalten  keine 
Erleichterung. 

Nach  dem  Vorausgehenden  kommt  man  zu  folgender  Regel 
für  die  wirkliche  Benatzung  des  öffentlichen  Credits,  in 
wesentlicher  Einschränkung  gegen  DietzeTs  Theorie  und  Stein 's 
Erörterungen:  Die  Benutzung  des  Credits  ist  überhaupt  nur  zu- 
llssig  bei  gewissen  Verwendungszwecken  der  Anleihen ,  zu  denen 
nicht  die  Deckung  ordentlicher  Ausgaben  gehört.  Auch  wenn  der 
Zweck  sie  erlaubt,  sollte  die  Schuldenaufnahme  möglichst  beschränkt 
werden  auf  die  Fälle  von  Anleihen  aus  wirklich  disponiblen 
heimischen  und  aus  auswärtigen  Kapitalien.  Dies  um  so  mehr, 
wenn  eigentlicher  ausserordentlicher  Aufwand,  wie  Kriegskosten  u. 
dgi.  zu  decken  ist,  während  die  Deckung  des  Bedarfs  für  staats- 
wirthschafUiche  Kapitalanlagen  auch  mittelst  Anleihen  aus  bereits 
ingelegten  heimischen  Kapitalien  unbedenklicher  ist  und  der  Bedarf 
für  privatwirthschaftliche  Kapitalanlagen  grösserer  Art  in  normaler 
Weise  durch  solche  Anleihen  richtig  bestritten  wird.  Demgemäss 
ergeben  sich  auch  die  Forderungen  an  die  Ausdehnungsfähigkeit 
der  ordentlichen  Einnahmen,  besonders  der  Besteuerung  zur  Deckung 
ordentlichen  und  ausserordentlichen  Finanzbedarfs. 

IV.  —  §.  74.  Die  Fälle  der  Unzulänglichkeit  der 
Benutzung  des  Staatscredits.  Nach  dem  Vorhergehenden 
BOSS  die  Benutzung  des  Staatscredits  zur  Deckung  der  Ausgaben 
doch  auf  wenige  ganz  bestimmte  Fälle  eingeschränkt  werden. 
Aber  auch  wenn  sie,  wie  von  einigen  Anhängern  des  Staats- 
lehnldenwesens  geschieht,  in  weiterem  Umfange,  namentlich  unbe- 
dingt zur  Deckung  der  gesummten  Kriegsausgaben  --  practisch 
der  Hanptfall  —  empfohlen  wird^  so  erheben  sich  noch  folgende, 
eng  mit  einander  zusammenhängende  wichtige  practisehe  Fragen: 

1)  ob  Anleiben  denn  immer  möglich  sind; 

2)  ob  auch  in  diesem  Fall  der  Zweck,  die  Deckung  des 
einmal  vorliegenden  Bedarfs  in  festbestimmter  Zeit,  mit 
ftnen  immer  sicher  erreicht  werden  kann; 
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3)  ob  die  Bedingungen  einer  Anleihe  nicht  mitanter  so 
ungünstig  sein  können,  dass  dennoch  besser  fttr  andere  DeokuiigB- 
mittel  gesorgt  wird. 

Diese  Fragen  führen  zu  derjenigen  von  der  Nothwendigkeit 
oder  Zweckmässigkeit  eines  Staatsschatzes  und  eines  Systems 
grosser  Extrasteuern  (Kriegssteuern)  hin.  Erst  durch  ihre 
Erörterung  erlangt  die  Theorie  der  Finanzbedarfsdeckung 
den  richtigen  Abschluss. 

Die  bisherige  Theorie,  auch  in  ihren  nenereu,  der  Benutzung  des  Stiatscrodili 
günstigen  Vertretern,  wie  z.  B.  Dietzel,  hat  diese  Fragen  so  gut  wie  völlig  ignoiiit, 
während  sie  doch  ausserordentlich  wichtig  sind.  Bei  A.  Wagner,  Ordn.  d.  Osteir. 
Staatshaush.  S.  23 — 2b  u.  Art.  Staatsschuld,  im  StaatswOrterb.  8.  18  sind  die  Fn^w 
bereits  berührt.  Für  die  Entwicklung  im  Texte  sind  die  neuesten  ErfsJliriuigeo  hm, 
Preusscn's  i.  J.  ISOß  u.  1S70  gewiss  mit  Hecht  massgebend  gewesen.  Merkwllidig; 
aber  characteristisch  für  ihn,  ist  die  Stellung,  welche  Stein  zu  diesen  Fragen  iumI 
speciell  zu  meiner  Behandlung  derselben  i.  d.  6.  Ausg.  Rau's  einnimmt  VgL  bewHuL 
seine  Polemik  gegen  meine  Kochtfertigung  des  Staatsschatzes,  Finanzwiasenadu 
l\,  Ausg.,  S.  0^2  ii'.,  bes.  I^Jl  fi.,  194.  Dieser  geistvolle  Gelehrte  besitzt  leider  zoi 
Schaden  für  seine  verdienstvollen  Werke  absolut  nicht  die  Fähigkeit,  Gedanken  i. 
2»ractischeu  Verhältnissen  ausserhalb  seines  Schematismus,  ich  sage  nicht  gerecht  a 
werden,  sondern  nur  sie  zu  verstehen.  Wenn  Jemand,  wie  er,  so  lange  in  Oesterreich 
gelebt  hat  u.  doch  nicht  einmal  im  Stande  ist,  die  Lücke  zu  erkennen,  welche  filr 
die  Theorie  u.  Praxis  dos  Finanzwesens  hier  von  mir  auszufüllen  gesacht  wM, 
während  ihm  gerade  Oesterreich's  Geschichte  den  Beweis  ad  hominem  demonatrilta 
dass  hier  eine  Liicke  ist,  so  bleibt  nichts  weiter  übrig,  als  ihn  achsolzuckend  M 
seiner  Einseitigkeit  zu  belassen.  Bedauerlich  ist  es  aber,  dass  Stein  mit  sophistiscliei 
Theorieen  schlimme  österreichische  Finanzpraxis  rechtfertigt  (man  vgl.  z.  B.  seiM 
Stellung  in  der  Eisenbahnfrago,  die  gradezu  mit  seiner  Kegaltheorie  in  Wideispruoll 
ist,  seine  ältere  Theorie  der  Verkehrssteucrn,  wo  die  bedenklichsten  fiscalischen  Practik« 
nicht  nur  ihre  Absolution  finden,  sondern  als  die  wahren  Postulate  der  höheren  Wiaam» 
Schaft  erscheinen,  u.  A.  m.),  während  er  diese  Unfähigkeit  beweist,  aus  dem  StndiiiA 
des  so  hochinteressanten  u.  lehrreichen  österr.  Staatshaushaltes  diejenigen  Pnnolo 
herauszufinden,  wo  die  Praxis  u.  die  bisherige  Theorie  mit  absoluter  Nothwendigkdt 
verbessert  werden  müssen.  S.  auch  u.  über  St  ein 's  „Finanzwissenschaft  des  Kriegt.** 
In  d.  4.  Aufl.  I,  2.52  hat  Stein  in  der  Erkenntniss  vom  Werth  eines  StaatSBchafaoi 
wenigstens  den  einen  Fortschritt  gemacht,  das  „ausnahmsweise  Zweckmässige**  einer 
solchen  Einrichtung  zuzugestehen.    Seine  Einwände   sind   die   alten,   oft  wideilegtOL 

Es  genügt,  im  Folgenden  den  nicht  nur  practisch  wichtig8teii| 
sondern  auch  für  die  wissenschaftliche  Principienfrage  chanw- 
teristischsten  Fall  zu  behandeln:  wenn  plötzlich  sehr  grosse 
Kriegsausgaben  binnen  einer  ganz  kurzen  Zeit  zu  be- 
streiten sind. 

Dieser  Fall  liegt  bei  Kriegen  der  modernen  Staaten  in  der 
Gegenwart  stets  vor.  Jedoch  gestaltet  er  sich  noch  bemerkens- 
wcrth  verschieden  nach  der  geographischen  Beschaffenheit 
eines  Staatsgebiets,  nach  der  ganzen  politischen  Stellung 
und  Aufgabe  eines  Staats  and  nach  dem  herrschenden 
Wehrsystem. 
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Von  der  geographischen  Beschaffenheit  des  Staatsgebiets,  d.  h.  von  der 
Bodungcstaltung  (Flachland,  Gebirgsland) ,  den  (irenzverhältniäsen  (gute 
natQrliche  —  schlechte  conventioneile  Grenzen),  der  Abruudung  des  (iobicts, 
dem  Zasammenliegen  de^sselbon  in  einer  compacten  Masse  oder  der 
Zerrissenheit  in  mehreren  getrennten  Stücken  u.  s.  w.  hängt  die  (Micnsiv- 
Dod  Defensirkraft  eines  Staats  wesentlich  mit  ab.  Ein  Staat  z.  B.  mit  offenen  (irenzt.'U, 
Flachland,  mit  grosser  Ausdehnung  seines  Gebiets  in  schmalen  Streifen  iiber  weite 
RiODc  Dnteriicgt  der  besonderen  Gefahr,  rasch  beim  ])Iöt/.Iichon  Ausbruch  eines 
Krieges  einen  Thcil  seines  Gebiets  vom  Feinde  überschwemmt  zu  schon.  Dadurch 
rermindem  sich  auch  die  iinanziellcn  Hulfsmittel  eines  solchen  Staats  sofort  und  der 
Staatscredit  leidet  leichter  oder  versagt  schneller  ganz  den  Dienst.  Man  vergleiche 
Bar  Preassen  and  Deutschland,  bes.  vor  den  Jahren  \^iUi  u.  Ib70,  aber  im 
WesentL  doch  auch  jetzt  noch  mit  Grossbritanuien,  Frankreich,  Spanien,  Scandiuavien, 
Italien.    ^Fan  denke  an  die  Schweiz. 

Von  der  politischen  Stellung  und  Aufgabe  eines  Staats,  welche  beide 
einmal  das  Prodoct  bestimmter  geschichtlicher  Verhältnisse  sind  und  sich  ^icht 
leicht  beliebig  ändern  lassen,  hängt  ilio  nähere  oder  fernere  Gefahr  von  Kriegen 
Tesentlich  mit  ab.  Z.  B.  ein  erst  im  Aufbau  bogrifientrr  Staat,  der  die  Aufgabe 
aicht  von  sich  weisen  konnte,  nationalen  Bedürfnissen  gemäss  sich  auszudehnen,  zu 
irrondiren  and  innerlich  in  seiner  politischen  Verfa.ssung  neu  zu  gost;dten,  wie 
Deatschland  in  der  (tegenwart.  wird  leichter  als  ein  gofestc^tor  alter  Staat  zu  OÜ'onsiv- 
kriegen  behufs  rechtzeitiger  Defension  (Preussen!)  genOthigt  worden  oder  öfters  seinen 
BiäUnd  TOD  Neuem  vertheidigen  müssen.  Eine  solche  Lage  beeinHusst  iiothwendig 
auch  die  Benatzbarkeit  des  Staatscredits. 

Unter  den  verschiedenen  modernen  Wehrsystomeu  ist  es  das  preussisch- 
deutsche  mit  seiner  Scheidung  von  stehendem  Heere,  Reserve  und  T/mdwrhr,  wek'hes 
winer  eigent]iümlichen  Organisation  gemäss  relativ  noch  grosserer  (ieldsummen, 
die  zugleich  in  noch  kürzerer  Zeit  verfügbar  sein  müssen,  gerade  im  aller- 
kritischsten  Augenblicke,  nemlich  kurz  vor  und  unmittelbar  nach  der 
Knegserklärnng.  wo  der  Credit  regelmässig  am  Tiefsten  erschüttert  ist,  liedarf:  zur 
3i[obilmachung  n.  s.  w.  Das  ist.  wie  manches  Andere,  ein  volkswirthschuftlicher 
ud  finaozicllcr  wie  politischer  und  insofern  selbst  militärischer  Nachtheil  dieses 
l'ekisystems,  der  wegen  der  anderweiten  überwi<'genden  Vortheile  (Ersi>arung  an 
(ield  and  Arbeitskraft  u.  s.  w.  in  Friedonszeit,  grössere  Truppenstärke  im  Kriege) 
ab  dem  System  inhärent  in  den  Kauf  genommen  werden  muss.  Auch  für  die  Be- 
latzong  des  Staatscredits  ist  diese  Eigen thümlichkeit  des  proussisch- deutschen  Wehr- 
ifstems  wieder  nicht  ohne  wichtige  Folgen. 

Die  Crediterschütterang  zur  Zeit  des  Kriegsausbrurhs  beweist  die  Statistik   der 

Coise  der  Werthpapiere  fast  in  jedem  neueren  grossen  Kriege  ganz  deutlich,   so  bes. 

lS»d,  1S66,  1S7U.    Das  Minimum  der  Curse  iifiegt  unmittelbar  vor  oder  gleich  nach 

der  KriegserUining  erreicht  za   werden,   norh   bevor   irgend    entscheidende   militär. 

Opentioncn  erfolgt  sind.     Später  steigen  wohl  selbst  im  Kriege  die  Curse  des  Staats, 

der  XiedeiUgen   erlitten,   weil  die  Aussicht  auf  baldigen  Frieden  wächst:   so  war  es 

viederholt  in  Oesterreich.    Freilich  zeigen  die  französischen  Curse  i.  J.  1S70  eine 

Mtgegengesetzte  Bewegung,   in  welcher  sich   der  verstärkte  Kindruck   der  ganz  un- 

«varteten  Niederiagen  abspiegelt,  während  der  anfiingliche  brünstigere  Curssttnd  auf 

dv  td>ertiicbene  Selbfltgef&hl  der  Franzosen  zurückzuführen  war.    l'eber  die  Bewegung 

der  dentschen  Curse  in  der  Zeit  vom  5.  bis  19.  Juli  ISTü  s.  die  Tab.  \I  in  A.  Wagner, 

Sjtt.  d.  Zettel bankpolitik,  S.  412,  zum  Beleg  des  Gesagten.  —  Die  sog.  Mobilmachungs- 

btten    (einmal.    Aasgaben)    werden    für    Preussen    im    iVIdzug    von    ]sor>    auf 

]3'61  MiJi.  Thir.  angegeben,   wovon  für  die  mobile  Arme<^  (personl.  Mobilmachungs- 

L  Aosrüstongsgelder,  Beschaffung  der  Pferde.  Bekleidung,  der  Fahrzeuge  u.  (teschirre 

B.  8.  w.,  AasrüstiiDg  der  Pontoncolonnen,  Ausstattung  der  Feldlazarethe)  10*14  Mill.  ThIr. 

Für  das   norddeutsche  Heer  im  J.  1S70   war  in   der  Zeit   vom  IT).  Juli   bis  li.  Aug. 

täglich    mindest  2  MilJ.  Thlr.   nothwendig   für  Mobilmar.hung  u.  Krieg    ohne   das 

A:hs.  Contingent).    ^Stenogr.  Ber.  üb.  d.  Keichstagsvorh..  2.  Scss.,  ISTl,  II,  74). 

Die  drei  erwähnten  Umstände  erschweren  die  Benutzung  des  Staat^cred.  bes. 
n  Deutschland,  zumal  in  Preussen,  vollends  vor  den  Ereignissen  von  ISOfi  und 
1S70.     Die   schwielige  geograph.  Lage  in  Mitten  des  Welttheils,  die  auch  jetzt  noch 
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bühicchteu  Grenzen  gegen  die  Schweiz  u.  Holland,  gegen  Oestcrreich  u.  Bassland  oder 
Polen  üben  dauernd  einen  nngünstigen  Einfluss  aus. 

Die  Snuuien,  um  welclie  es  sich  in  neueren  Kriegen  ron  GroBSStaaten  biimeii 
kurzer  Wochen  und  Monate  handelt,  übersteigen  bei  Weitem  Alles,  was  sonst  im 
Haushalt  des  Staats  oder  anderer  grosser  Einzelwirthschaften,  z.  B.  für  Eisenbahnzvecke, 
in  ähnlich  kurzer  Zeit  an  grossen  Ausgaben  noch  vorkommt. 

Die  durchschn.  tägliche  Ausgabe  für  Heer  u.  Flotte  stieg  in  den  Verein. 
Staaten  18G5  auf  über  H  MUl.  D.,  die  laufende  Extraausgabe  für  den  Krieg  ron 
1S70  — 71  (über  die  gewöhnl.  militär.  Ausgabe  hinaus)  betrug  für  Norddeutsch- 
land täglich  weit  über  1  Mill.  Thlr.  —  Förmlich  experimentell  lassen  sich  die 
preuss.-deutschen  Erfahrungen  von  18f>H  und  mehr  noch  von  1S70  —  71  Air  die 
Theorie  verwerthen.  Der  urplötzliche  Kriegsausbruch  im  Juli  1870,  die  Erfordemiüe 
der  Mobilmachung  einer  riesigen  Armee  und  deren  Sendung  an  die  ferne  Westgrenie, 
die  eigeuthümlichen  geographischen  Verhältnisse  Deutschlands  belehren  vortrefflich 
über  das,  was  hier  auch  in  finanzieller  Hinsicht  notbwendig  ist.  Ich  darf 
deshalb  hier  wohl  speciell  auf  meine  eingehende,  ([uellenmitösige  Bearbeitang  des 
deutschen  Kriegsfinanzwesens  in  1870 — 71  im  Iloltzendoril'schen  Jahrb.  d.  D.  Beichs 
HI,  S.  H5  — 160,  verweisen,  bes.  S.  GS  ff.,  120  ff.,  152  ff. 

Erweist  sich  nun  die  Benutzung  des  Staatscredits  gerade  fHr 
diesen  Zweck,  für  die  Deckung  plötzlicher  grosser  Kriej;s- 
ausgaben  immer  als  zulänglich?  Diese  Frage  ist  durchaus  nicht 
mit  Sicherheit  iUr  alle  Fälle  zu  bejahen,  vollends  nicht  in  Staaten, 
wo  die  im  Vorigen  erwähnten  Umstände  erschwerend  einwirken. 

S.  A.  Wagner,  Ordn.  S.  24,  20.  Das  hier  im  Jahre  1803  über  Frankreich 
(icsagte  hat  im  Kriege  von  1S70  seine  Bestätigung  gefunden. 

Absolut  unmöglich  ist  freilich  wolil  die  (freiwillige)  Anleihe  zur  Beschaffung 
kleiner  Summen  nicht  leicht  für  einen  Staat,  wohl  aber  öfters  zur  Bcschafi'ang 
grosser  Summen,  zumal  wenn  letztere  in  bedeutenden  Betrügen  rasch  auf  ein- 
mal nothwcndig  zusammen  kommen  müssen.  Mit  EinZahlungsterminen,  welche  sich 
über  lange  Zeiträume  erstrecken,  reicht  man  nicht  aus.  Durch  Gewährung  wesentlich 
günstigerer  Bedingungen,  also  bei  einer  Emission  einer  Anleihe  zu  viel  niedrigerem 
als  dem  üblichen  Curse  oder  zu  viel  hrihcrcm  Zinsfusse,  kann  man  zwar  in  der  Regel 
grössere  Summen  eher  beschallen.  Aber  auch  diese  Kegel  hat  ihre  Ausnahmen. 
lEin  interessante;»  und  lehrreiches  Beispiel  liefert  die  Österreich.  Steuoranleihe 
von  \^{')\,  die  bei  einem  Betrage  von  bloss  30  Mill.  Gulden  in  Friedenszeit,  aber 
mitten  in  einer  der  schwer!>tcn  inneren  Verfassungskrisen  [vor  der  Schmeriing'schen 
Februarverfassungl  nur  mit  grös.ster  Mühe  und  unter  den  härtesten  Bedingungen 
f57o«  Curs  SS,  rückzahlbar  al  pari  zu  je  ein  Fünftel  schon  in  1 — 5  Jahren,  redler 
Zinsfuss  an  *»",„:]  ^u  Stande  kam.     S.  Ä.  Wagner  in  Uns.  Zeit  1803,  S.  149.). 

Die  Bedin^ningeii  dr-r  Trediterlangung  können  ferner  in  solchem  Falle  so  un- 
günstig für  den  Staat  als  Schuldner  werden,  dass  es  auch  aus  diesem  (irunde  grosM 
Bedenken  hat,  bloss  auf  den  Staatscredit  angewiesen  zu  sein.  Der  Staat  ist  dann 
der  Ausbeutunu:  durch  die  Creditgeljer  vollständig  ])reisgegeben.  Die  Anleihe,  selbst 
wenn  sie  im  erforderlichen  Betrage  wirklich  die  De<!kungsmittel  liefert,  —  und  genda 
recht  in  diesem  Falle.  —  kommt  so  theuer,  dass  andere  Hilfsquellen  dringend  in 
Erwägung  zu  ziehen  sind.  Vollend>  in  der  Zwangslage  eines  Staats,  welcher  unmittel- 
l»ar  vor  und  nach  der  Kriegserklärung  aus  den  vorerwähnten  (irUnden  durchaus  flüssiger 
(ieldmittel  bedarf,  wird  eine  Anleihe  meistens  nur  mit  grossen  Opfern  zu  Stande 
kommen.  Man  denke  z.  B.  an  die  erste  Kriegsanleihe  des  Norddeutschen  Bundes  im 
Jahre  1^70,  die  doch  erst  fast  14  Tage  nach  der  Kriegserklärung  aufgelegt  wurde, 
beim  Curse  von  s^  (.>%ig^  nur  zu  weniger  als  zwei  Drittel  trotz  alles  Patriotismus 
zu  Stande  kam,  —  am  3.  u.  1.  Aug.,  allenÜngs  2  Tage  vor  Weisscnburgl  S.  Wagner 
im  Jahrb.  III.  60  —  71.  Zu  welchem  (]urse  hätte  Geld  beschallt  werden  müssen  ohne 
Vorhandensein  des  preussischen  Schatzes,  also  etwa  Mitte  Juli!  Die  5°/(^gen  preuss. 
Papiere  waren  vom  5.  bis  19.  Juli  von  lOi*/.  auf  87,  die  4 V //„igen  von  94  auf  77*/« 
gewichen,  muthmasslich  aber  um  viele  Proccntc  mehr,  wenn  gleich  damals  die  neue 
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AuieiLe  anfii^elei^  wordcu  wäre.  In  welche  peinliche  Verlegenheit  kam  Ocäterroich 
jiujjfst  bei  der  Beschaflung  des  kleinen  Kitrabcüarfd  für  die  Durchfuhrung  der  boünischeu 
iV'.'opatiou :  Bis  zum  Plane,  eine  hypothekarische  Schuld  auf  die  grossen,  im  Hau 
hefindÜrhen  Staatsgebäade  auf  dem  Wiener  Glacis  aufzunehmen!  Der  Umstand,  dus?> 
die  Abhängigkeit  der  militärischen  Leistungsfähigkeit  des  Staats  von  der 
Verfugung  über  bestimmte  grosse  Summen  Geld  innerhalb  gewisser 
kurzer  Zeit  bekannt  ist,  wirkt  abermals  nur  ungunstig  auf  den  Staatbcredit  ein  und 
T^rschlechtert  die  Bedingungen,  unter  denen  wenig^ten^  die  Anl<:ih<^  zur  Deckung  des 
ersten  Bedarfs  anfgenommeu  wcnleu  muss,  wiederum. 

Demgemäss  ist  es  als  Grundsatz  richtiger  Finanz- 
politik hinzustellen,  dass  der  Staat  rechtzeitig  im  Frieden 
Vorkehrungen  treffen  muss,  um  in  dem  immerhin  möglichen 
Falle,  dass  eine  Anleihe  im  erforderlichen  Umfange  gar  nicht  oder 
nicht  schnell  genug  zu  Stande  kommt,  und  in  dem  oftmaligen  wirk- 
lichen Falle,  dass  die  Bedingungen  der  Anleihe  im  Augenblicke 
ausserordentlich  ungünstig  sind,  nicht  durchaus  auf  die  Be- 
untzung  des  Staatscredits  angewiesen  zu  sein. 

Die  Vorkehrungen,  welche  zu  diesem  Zwecke  zu  ergreifen 
sind,  sind  die  Anlage  eines  Staatsschatzes  (Kriegsschatzes) 
nnd  die  Einrichtung  eines  Systems  von  Extra-  (Kriegs-)steuern. 

§.  75.  Die  Anlage  eines  Staats-Kriegsschatzcs,  d.  h.  die 
Itereitbaltnng  eines  grösseren  Betrags  haaren  (gemünzten)  Geldes 
dient  zur  Deckung  der  ersten  grossen  Ausgaben  vor  und 
im  Beginn  eines  Kriegs.  In  früheren  Zeiten,  bei  geringer 
Lebhaftigkeit  des  Verkehrs  und  bei  dem  Mangel  an  Credit,  galt 
das  Sammeln  eines  Staatsschatzes  für  eine  wesentliche  Massregel 
der  Staatsklugheit.  Unter  den  heutigen  Verhültnissen  der  modernen 
Staaten  hat  die  Praxis  meistens  auf  Staatsschätze  verzichtet  und 
die  Theorie  sie  in  der  Regel  kurzweg  verworfen. 

Filr   den   SUatsüchatz  Uumo,   S.   Versuch,    (iönner,    Nuth wendigkeit  eines 

Stubfchatzes,  staatswiss.  u.  jurid.  erwogen,  Landshut  1S05  (in  d.  Werk  über  Staats- 

ü^haldcD   §.  4S   nimmt  G.   diese  Ansicht   zurück).     Ancillon,   (ieiat  der  Staatsver- 

ÜHsniif,  S.  2*M,  mit  Rücksicht  auf  Friedrich  IL  —  (ienovesi  II,  77  folgt  Hu  ine, 

>^hlies8t  j^och,  es  komme  auf  die  Verfassung  u.  auf  d.  IIandelsrei(rhthnm  an.     Für 

•JcB  Schau   ancli  Strucnsee,  Schmalz.   Encycl.  §.   Sil.     Jacoh   I,  §.  731  ff. 

iBckt  zn  zeiiren,  dass  Schatze  nur  da  nöthig  stden,  wo  wenig  (ield Umlauf,  wenig  grosse 

Kapitale  and  ▼cnig  Credit  zu  finden.  —  Vgl.  A.  Smith,   III,  IViö.  —  v.  Sonnen- 

f?l9,  Grands.  III,   §.    190—195.  —  Lotz,   III,    421.  -    Mac  Cullooh,   taxation 

•SiSMlKaa).  —  Gegen  den  Staatsschatz  auch  Mahrhus  I,  |$.  sl,  Kau  in  d.  früheren 

Aul  d.  Finanzwissenschaft  g.  464,  z.  Th.  aus  den  hier  im  T<'xt  widerle^rten  (irundeu. 

tener  Dietzel  S.  157.   l'mpfenbach  §.  192,  Stein  1.  A.  S.   17.'>,   1.  A.  I.  252, 

fi*!rgins  S.  415  £,  die  sämmtlich  den  wesentlichen  Punct  nicht  erkennen.  —  Hinweis 

»f  die  bedingte  Bechtfeitigang  und  die  Kinseitigkeit  der  ahstraotcu  Theorie  in  dirscr 

Frage   bei   A.  Wagner,   Ordn.  d.   Osterr.  Staatshausli.  S.  2.'t.   Art  Staatssch.  Staats- 

vorterb.  X,  lii.    Durchaus  der  richtige  Standpunct  hc'\  Hermann,  staatswirthsrhaftliohe 

l'iitcrsacliiingen,  2.  Aufl.,  S.  22S,  wo  htisonders  auch  die  I^'ilcutun^  des  Staatsschatzes 

ai4  eines  Sicherangsmittels  gegen  übermässiges  Sinken  aller  (.-urs«^  von  Wenhpapieren 

ond  der  demgemiase  rolkswirthsch.  Nutzen  eines  solchen  Si'hat/j'^n  richtig  hervor- 

gthohiiik  wird.     Die  Frage  vom  Staatsschatz«;  gehßrt  zu  d«*n  viflm  practischen  Fragen 
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unseres  Fachä,  in  dciieu  nach  einer  einüeitigen  abstracten  aprionstischen  Theorie  ontar 
jedeu  Absehen  von  den  That^achen  und  unter  Verzicht  auf  irgendwelche  objecÜfe 
Prüfung  entschieden  und  die  absolute  Verwerfung  des  Staatsschatzes  abgeleitet  wild. 
Nachdem  dieser  Standpunct  in  solchen  Fragen  wenigstens  tou  den  wissonschafilichei 
Vertretern  der  deutschen  Nationalökonomie  ziemlich  überwunden  ist,  hält  ihn  um  w 
mehr  noch  der  Journalismus  und  die  Geschäftswelt  fest.  Bei  der  Verwerfung  dm 
Staatsschatzes  denkt  man  meistens  an  die  Schätze  barbarischer  Herrscher  oder  StaatM 
der  alten  Welt:  die  (jründe,  welche  für  solche  Schätze  sprechen,  treffen  in  den 
civilidirtcn  Staaten  freilich  meist  nicht  mehr  zu.  Mit  diesen  Gründen  widerlegt  nni 
aber  den  Nutzen  eines  Staatsschatzes  eines  modernen  Staats  nicht.  Es  ist  dcihilb 
die  Art  und  Weise  schwer  begreiflich,  wie  Stein  die  Frage  des  Staatsschatzes  noek 
glaubt  abmachen  zu  können.  £r  sagt  darüber  3.  Aufl.  d.  Finanzwiss.  S.  193:  „Üu 
Bcdürfniss  nach  einem  solchen  Schatze  ist  mit  dem  Creditwescn  der  neueren  Zeit 
verschwunden  (??),  die  Uebelstände  der  Entziehung  von  Geld  aus  dem  Umlaufe  und 
der  Zinslüsigkeit  desselben  jedoch  nicht;  gewiss  ist,  dass  der  Schatz  nur  aus  Ueber- 
schüssen  entstehen  kann,  und  sein  Vorhandensein  daher  nur  beweist,  dass  man  diese  nicht 
rationell  zu  verwalten  versteht  (sie!!).  ...  Die  ganze  Frage  kann  in  unserer  Zeit 
als  beseitigt  augesehen  werden.''  Und  in  der  Anmerk.  S.  194:  „Was  Wagner 
bei  Kau  mit  seiner  Vertheidigung  des  Staatsschatzes  will,  ist  nicht  recht  abzusehen  (V); 
hätte  ihn  doch  Jacob  1,  331  (falsch  citirt  f.  I,  §.  728,  731  £)  lehren  mtlssen,  via 
wesentlich  sich  in  unserem  Jahrhundert  die  Auffassung  über  die  historische  Bedeotoag 
der  Sache  geändert  hat.*'  Nach  dieser  Probe  von  Stein 's  Fähigkeit,  die  Ansichten 
anders  Denkender  zu  verstehen,  wird  meine  Bemerkung  oben  wohl  nicht  als  ungeiechl- 
fertigt  erscheinen.  Uebngens  hat  Jacob  in  §.  731  die  richtigen  Gesichtspuncte  her- 
vorgehoben, täuscht  sich  aber  in  §.  733.  dass  ein  Staat  in  einem  kapitalreichen  Volkfl, 
der  unbedingt  Credit  besitze,  sich  „die  prompten  Mittel  zur  Führung  eines  Kiiegi*'  . 
ohne  S<'hatz  sicher  verschaltbu  könne.  J  a  c  o  b  's  Auffassung  ist  viel  gründlicher  all 
die  Stein'schc.  In  d.  4.  A.  I,  252  macht  dann  Stein  doch  das  Zugest&ndniss,  das 
die  Voraussichtlichkeit  drohender  Kriege  den  Werth  eines  Staatsschatzes  so  hmk 
steigern  könne,  dass  die  Vortheile  die  Nachtheile  überwiegen.  — 

In  neuerer  und  in  neuester  Zeit  hält  man  bes.  nur  in  Preussen  und  jetzt  im 
Deutschen  Reiche  an  dem  Staatsschatzsystem  seit  Friedrich  Wilhelm  I.  fest:   r^ 
über  d.   Geschichtliche   bes.   Kiedel,    brandenb.   preuss.   Staatshaush.   passim,  boil 
S.  72,  SO,  120  ff..  1S9,  239,  wo  manche  Berichtigungen  früherer  irrthüml.  (meist  n 
hoher)   Zahlen.     Betrag   1740  8*7,    1786  552   (incl.   viel  leichtes  Geld),   neuerdiagi 
meist  20  —  30  Mill.  Thlr.,   wenn    nicht  gerade  grössere  Ausgaben   daraus  bestrittSB. 
Nach  K.-O.  v.  17.  Jan.  1S20  und  17.  Juni  1S20  flössen  dem  Staatsschatz  Verwaltunci- 
übcrschüssc,   Kost-    und   zufällige  Einnahmen  aus  d.  Erlös  bei  Veräusserungen  oaec 
Vcrorbpachtuug  solcher  Besitzungen  und  Anlagen  des  Staats,  die  nicht  Dom&nen  siad  ^ 
(z.  B.  Hütten-,  Graben,  Salzwerkc  u.  s.  w.,  Militärgebäude  u.  s.  w.),  gewisse  nich^  ' 
domaiiiale  Ablösungsgclder,  gewisse  zurückzuzahlende  Darlehen  u.  s.  w.  zu.    Hiernach  -: 
war  das  Anwachsen   des  Staatsschatzes  unbegrenzt.  —  der  hauptsächliche,  abec  . 
wesentlich   nur   formelle  Uebelstand  der  ganzen  Einrichtung.     Der  Streit  zwischflft 
Kegicrung  und  Kammer  drehte  sich  bes.  um  diesen  Punct;  es  erfolgte  das  Oomproflds 
im  Gesetz  v.  28.  Sept.  180t),   worin   der  Staatsschatz  als  feste  Staatseinrichtung  Bit 
Uecht   beibehalten,   aus   der  Kriegsentschädigung  vorweg  mit  27*3  Mill.  Thlr.  dodit» 
aber   in  §.  2   bestimmt  wurde,   dass   die   dem  Staatsschatze  nach  der  K.-O.  r.  18M  . 
u.  1  S2ti  „übereigneten  Einnahmen,  sobald  die  baaren  Bestände  desselben  durch  famcn  ^ 
Einziehungen  über  30  Mill.  Thlr.  erhöht  werden  wflrden,  den  allgemeinen  Staatafondi  ' 
als  Einnahmen''  ....  zufliessen.     Ueber  d.  Verwalt.  s.  Könne,  Staatsrecht,  3.  Avä, 
II,  1,  S.  73:  vgl.  auch  Richter,  preuss.  Staatssch.  passim  undBergius,  FinanzwiHi 
bes.  S.  415  —  422.     Die  Institution    hat  sich   von  Neuem  1806  und  1870  vortreffUoh 
bewährt,   wie;  so  manche  preussische  (und  englische),  die  vor  der  abstracten  Theoria 
keine  Gnade  fanden.    Sie  steht  mit  dem  preuss.  Wehräystem  in  engem  Zusammenhange,. 
nicht  minder   mit  der   gcographis(!hen  Lage  des  I>andcs.     Vgl.  über  den  Nutzen  dat 
preubS.  Staatsschatzes  in  ISTO  meinen  Aufs.  Heichsiinanzwesen  im  IIoitzendorfTschaa 
Jahrb.  III,  07  tl. .   152  IK,  und  die  dortigen  Daten  aus  den  Reichstagsvorhandlongeik 
Fürst  Bismarck  äusserte  sich  dahin:  „Ich  will  bloss  die  eine  Thatsacho  hervorhebaB« 
dass,   wenn   wir   einen  Staatsschatz   nicht  gehabt  hätten,   wir  positiv  nicht  im  Stande 
^ewi'äcn  wänMi.  die  paar  Ta!?«'  yii  ^ewinnrn.  welch«*  hinreichten,  das  gesammte  lioka 


.' 
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beiiiDfer,  das  baierischo  wie  das  preu&äiscbe.  vor  der  französischen  Invasion  za 
Ittzeiu  Hitten  vir  den  Staatsschatz  nicht  gehabt,  so  iing  der  Krieg  am  Uhein 
i**  IL  s.  w.  —  Mit  ToUem  Jiecht  hat  es  daher  die  Kcichsregierung  durchgesetzt, 
■  der  ehemalige  preoss.  Staatsschatz  zu  einem  Reichskriegsschatz  gemacht 
Vde  (Beichflges.  ?.  11.  Nov.  1871).  S.  darüber  meinen  Aufs.  S.  lOS,  152  II. 
r  Irt  aof  12U  Hill.  Mark  in  Gold  fi.iirt,  aus  der  franzOs.  Contribution  dotirt,  ge- 
llich Dor  ZQ  Ausgaben  für  die  Zwecke  der  Mobilmachung  verwendbar  mittelst  kais. 
Ifnlnong  unter  vorgängig  oder  nachträglich  (s.  über  diesen  Strcitpunct  meinen 
1^  S.  155)  einzuholender  Zustimmung   des  Bundcsraths  und  des  Reichstags.     Die 

Cftnde  im  Reichstag  waren  ausser  politischen  die  gewöhnlichen  privatwirthschaft- 
L,  die  im  Text  wiederlegt  werden.  Der  mitunter  (auch  1S71)  gemachte  Vor- 
lag, den  Schatz  verzinslich  anzulegen,  wird  durch  den  Zweck  der  Institution  vcr- 
|WL  Die  plötzliche  Kündigung  der  Cittlder  würde  auch  eine  Oeditkrisc  beim  Kricgs- 
pnch  noch  steigern,  s.  A.  Wagner,  Zettelb.  polit.  S.  iWH),  Jahrb.  S.  153  iL 

:  Die  gegen  den  Staatsschatz  angeführten  Gründe  sind  nicht 
inhweg  stichhaltig  oder  werden  durch  andere  überwogen: 

Man  sagt  zunächst^  ein  Staatsschatz  sei  unnöthig,  weil 
|b   sich  in  Nothfällen  durch  Anleihen   helfen   könne. 
den  Erörternngen  im  Vorhergehenden  ist  diese  Behauptung 
Grund  der  Erfahrung  aber  gar  sehr  der  Einschränkung   be- 
Vielmehr  erscheint  danach  der  Staatsschatz  bedingt  fast 
II  auch  jetzt  noch,  wenn  ein  Staat  nicht  etwa  ganz  ausser- 
itlich  durch  seine  Lage  gesichert  ist,  —  selbst  England  kann 
mehr  wegen  seiner  geschützten  insularen  Lage,  als  wegen 
Kapitalreichthums    auf   einen   Staatsschatz    verzichten  — 
tgt   aber   in  Staaten    der   oben  geschilderten  Art  gerecht- 
Er  ist  hier  ein  wichtiges  Mittel  der  Sicherheit. 
Man    sagt    ferner,    das   „Todtliegen^'    grosser    Geld- 
imcDy  die  Zinsverluste  u.  s.  w.  seien  ein  nachtheiliger 
Ikswirthschaftlicher  Verlust,  der  zudem  eine  Belastung 
meistens  ärmeren  Gegenwart  zu  Gunsten  der  reicheren  Zukunft 
ih  schliesse.    Die  Bereithaltung  eines  Staatsschatzes  ist  jedoch 
Maassregel,   wie  sie  im  Staatshaushalte  und  in  der  Privat- 
ihaft  zur  regelmässigen  Führung  der  Wirthschaft  mehrfach 
leidlich  sind,  z.  B.  wie  die  Anlegung  von  Waffen vorräthen, 
läusern,  Arsenalen,  Schiffen,  Festungen  u.  s.  w.  und  wie  über- 
Yon  Reservefonds  (in  Geld  oder  in  Sachgütern  für  einen 
m  Zweck),  welche  bereit  gehalten  werden  für  einen  mög- 
ler  Weise,  stets  aber  ungewiss  wann  eintretenden  Fall. 

S.  die   sehr   treCT.   Bemerkungen  von  Hermann  S.  22<),   der  „Yorräthc.   die 

dem  gegenwärtigcD  Verbrauch  entzieht,   um  sich  die  Art  ihrer  Verwendung  zu 

n,   m  FftUe  nnrorherzusehenden  Bedarfs  oder  um  spater  in  beliebiger  Weiüc 

dtfQber  za  Tcrfügen",  auch  nicht  zu  den  todteu  Kapitalien  rechnet.  —   \\'agncr, 

ffl..  §.27,  Anm.  3.  —  Solche  Kesenrefonds   haben    eine    bestimmte  wirth- 

laAliche   Function:  sie   gow&hren  die  Sicherheit   regelmässiger  Fahrung  der 

len  Gescli&fte.    Mnn    kann  sie  daher  auch   nicht  als   todt  oder  mUssig 
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liefl^eod  bezeicbneu.    Ihre  Kutzuiigon  sind  nur  anderer  Art  alü  die  neler  andenr 
Guter.     Vom  Staatsschatz  speciell  gilt  dasselbe,  auch  fiir  die  Zeit,  vo  er  rolüg  benit 
liegt.     Sein  Nutzen  besteht  iu  der  Gewähr  }?rös&erer  Sicherheit  fuir  den  Staat  ood  ftr 
die  Volkswirthschaft.     Wenn   den  Leistungen  des  Staats  auch  im  Gebiete  des  Recliti^ 
Schutzes  nach  Innen  und  Aussen,   wie  von  den  Neueren  mit  Recht,  rolkswirthsdiaft- 
liche  Productifität  zuerkannt   wird,   so   ist  sie  auch  einem  Staatsschatze  roi 
richtiger  Höhe,  der  die  Vornahme  jener  Leistungen  mit  rcrbUrgt,  nickt 
abzusprechen.     Die   unmittelbaren  Zinsverluste  sind   der  meistens  nicht  sehr  hob 
Preis,  um  welchen  der  Staat  die  werthvoUe  Gewissheit,  stets  über  die  nöthigen  Gfll^ 
mittel  beim  Ausbruche  eines  Kriegs  zu  verfügen,   bezahlt.    Bei  einer  mftssigen  Htte 
des  Staatsschatzes,   die  allein  in  Frage  kommt,   sind  jene  Zinsverlaste  anch  itir  dh 
Finanzen  erträglich  und  werden  unmittelbar  durch  die  erheblichen  Cursgewinnste  M 
Kriegsanleihen    mehr    oder    weniger    aufgewogen.     Kechuungsm&ssig  würde   ei  ikfc  ] 
rechtfertigen  lassen,  die  jährlichen  Zinskosten  des  Schatzes,  also  in  Deutschland  jtüä 
etwa  4%.   zu   den  Staatsausgaben,   speciell  zum  Miiitäretat  zu  setzen.     In  den  ohM  ^ 
Krieg  bisher  verflossenen    1 1    Jahren   also   bei   uns  c.  52*8  Mill.  M.    Aber  dioMtta  \ 
Forderung  könnte  eigentlich  auch  fur   die  Anrechnung  von  Zinsen  auf  den  KortM'  \ 
aufwand  für  Arsenale,  Festungen  u.  s.  w.  gestellt  werden.  J 

Man  wendet  weiter  ein,  mit  Hülfe  eines  Staati- 
Hchatzes  erreiche  man  doch  nicht  den  beabsiehtigtei 
Zweck.  Es  handle  sich  bei  modernen  Kriegen  um  so  grou0 
»Summen,  dass  man  sie  nicht  in  einem  Schatze  aufsammeln  kOnqt^ 
sonst  wUre  der  Zinsverlust  ganz  unerträglich.  Ein  kleiner  Staatl^: 
schätz  aber  sei  gleich  erschöpft  und  ohne  irgend  erheblieho 
practische  Bedeutung.  Man  müsse  also  doch  sofort  wieder  aif« 
den  Staatscredit  zurückkommen.  Diese  Beweisführung  verfeUt 
das  Ziel,  weil  sie  dem  Staatsschatze  eine  falsche  Aufgabe  steOt' 

Es  handelt  sich  beim  Staatsschatze  nicht  um  Geldsummen ,  mit  denen  ein  IftonHt 
grosser  Krieg  eines  Grossstaats  geführt  werden  kann,  nicht  um  2 — 3 — 400  ^liU.TllE,! 
und  mehr.  Von  der  Ansammlung  und  Bereithaltuug  eines  solchen  Betrags  kann  te- 
Irmgerc  Zeit  nicht  die  Rede  sein.  Die  Function  des  Staatsschatzes  ist  absii 
auch  eine  ganz  andere:  der  Staatsschatz  soll  nur  die  Mittel  dazu  gewähren,  diM- 
der  Staat,  welcher  plötzlich  in  einen  Krieg  verwickelt  wird,  mit  unb  edingtat- 
Sicherheit  sich  in  kürzester  Zeit  schlagfertig  machen  kann,  ohne  soW 
unt'T  den  drückendsten  Bedingungen  mit  Anleihen  an  den  Geldmarkt  kommen  WL 
univien  uml  dab<'i  gleichwohl  nicht  des  Erfolgs  sicher  zu  sein.  Zu  diesem  Zvedl; 
genügt  aber  ein  Staatsschatz  von  massiger  Höhe,  selbst  in  einem  Staate 
unginibti^er  geographischer  Lage,  schlechten  Grenzen  und  mit  Landwehrsystem.  tt|r 
Zinsverluste  bei  einem  solchen  Schatze  fallen  daher  nicht  so  schwer  ins  Gewicht 
werden  durch  (iie  besseren  Anleihecurse  um  so  leichter  gut  gemacht 

Mit  <licseni  Einwände  opponirten  früher  Börsenblätter  gern  gegen  den 
schätz,  jetzt  noch  L.  Stein.  In  unruhigen  Zeiten,  wie  den  jetzigen,  wo  der  SdHtt 
nur  kurze  Zeit  unbenutzt  liegt,  kann  der  finanzielle  Gewinn  am  Curs  voUends  MW 
den  Zinsverluät  über>teigen.  Von  E.  ISGd  bis  Sommer  1S70  gingen  am  prenss.  Scktfr 
5 — ()  Mill.  Thlr.  Zins  verloren.  Diese  Summe  möchte  reichlich  an  besseren  Gonlil 
im  Juli  und  Au^.  1S70  wieder  gewonnen  sein.  Daneben  der  von  Hermann  heiffi^ 
gehobene  Vortheil.  dass  der  allgemeine  (^ursdruck  geringer  wird.  Die  Last 
Schatzes  wie  des  Heeres  trug  I*reussen  bisher  allein,  der  Vortlieil  kam  auch  hier 
übrigen  Di'Utschland  mit  zu  Gute. 


Man    erhebt    endlich    politische    Bedenken    gegen 
Staatsschatz:    er    mache    die   Regierung    unabhängiger    von    doH 
Volksvertretung,  die  Controle  schwerer,  erh(ihe  die  Gefahr  unntltied 
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£riege  oder  sonstiger  annöthiger  Ausgaben.    Diese  Bedenken  sind 
Jttam  irgendwie  haltbar. 

Es  mass  traurig  um   die  Macht  einer  Volksvertrctang   nnd   um  die  Gewisscn- 

fkeit  einer  ßegieniug  bestellt  sein,  wenn  ein  Staatsschatz  in  dieser  Hinsicht  He- 

chtmigcn  erwecken  könnte.    Dann  wUrde  eine  Kegierung  auch  ohne  ihn  unabhängig 

eine   Volksvertretung    bedeutungslos  genug  sein.     Der  prnctische   Nutzen   eines 

;liatzes  far  die  politische  Sicherheit  und  Macltt  eines  Staates  füllt  umgekehrt 

iwtT  ins  Gewicht     Indem  man  die  Zwecke  der  Verwendung  des  Staatsschatzes 

ich    feststellt,    z.  B.  auf  den   Fall   der   Mol)ilmachung   des  Heers   bescliränkt, 

auch  die  letzten  politischen  Bedenken  hinfällig.    (Reichsges.  v.  11.  Novemb.  1871, 

Der  Schatz  heisst  auch  amtlich  jetzt  Keichskriegsschatz.) 

Die  erste  Begründung  oder  die  WiederanfUlIung  des 

Schatzes  erfolgt  dem  Zweck  der  Einrichtung  gemäss  oft  am 

ten  durch  Aufnahme  einer  Anleihe,  wenn  nicht  ausserordentliche 

:el,    wie    Kriegsentschädigungen   vom   Feinde,    zur  Vertagung 

ihen.      Auch    die  Veräusserung    von  Staatseigenthum   kann    in 

e  kommen.  Wird  dann  noch  eine  weitere  Erhöhung  tlber  den 
rdnrch  erreichten  (Minimal-)  Betrag  fdr  nothwendig  gefunden, 
kann  diese  aus  kleinen  UeberschUssen  der  laufenden  Einnahmen 

heben.  Die  gesetzliche  Bestimmung  der  Verwen- 
ngazwecke  des  Staatsschatzes  empfiehlt  sich  auch  aus  dem 
-finanziellen  Gesichtspuncte. 

GcD.  Reichsges.  §.  1  u.  2.     Bei  eingetretener  Verminderung  soll  der  Schatz  bis 

WiederhcrstcUong  der  Summe  ?on  40  Mill.  Thlr.  ,,aiis  anderen  als  den  im  Keichs- 

Itsetat  aufgeführten  Bezug8<(uellen  fliessenden  Einnahmen   des  Keichs  und  im 

nach  der  darabcr  im  Beichshaushaltsctat  zu  treifenden  Bestimmung  ergänzt" 

S.  Jahrb.  d.  D.  Keichs  III,  155. 

§.  76.  —  2.  Die  rechtzeitige  Organisation  eines  Systems 
roBser  Extrastenern  (Kriegssteuern)  oder  richtig  repar- 
Irter  Zwangsanleihen  ist  die  zweite  Vorkehrung,  welche  itir 
itsnothfälle  getroffen  werden  muss. 

Auf  diesen  Ponct  hat  mich  schon   Tor  längerer  Zeit  Helfe  rieh  mit  Kecht 
lerlcsam  gemacht,  s.  A.  Wagner,  z.  Gesch.  u.  Kritik  der  österr.  Bancozettelper. 
».  Ztscbr.  1SG3,  S.  402.    Auf  die  weseuU.  LUcke  in  unserer  modernen  Finanz- 
chaft.  welche  vedcr  das  bestehende  Bestcuerungs-  noch  das  Anleihesystem  aus- 
sondern derentwegen  es  eines  Schatzes  und  eines  Systems  von  Kricgssteuem  bedarf. 
ich  namontUch  durch  die  Studien  über  Papiergeld wirthschaft  hingeführt  worden. 
I.  S.  400.    Stein  scheint  es  anders  gegangen  zu  sein.    Er  spöttelt  über  den 
Imck  „Extrastcuem'*:   ,,vas  fttr  ein  Ding  ist  denn  für  die  Fiuanzwissenschaft 
EzstrasteoerV^  I,  6S.    Wenn  or  Riesen  einfachen  und  klaren  Bcgriti'  nicht  ver- 
fM>  ist  ihm  dnrch  Erläuterungen  nicht  zu  helfen.    S.  jetzt  auch  meine  Abh. 
Steuern  in  SchOnbergs  Handb.  II,  271  u.  Fin.  II,  §.  HiM)  if.  Über  die  .Jinanz- 
Steoerprincipicn'*. 

Durch  eine  solche  Einrichtung  wird  der  Staat  auch  im 
^eiteren  Verlaufe  eines  Kriegs  mehr  gesichert  für  den  Fall 

Unzulänglichkeit  einer  Benutzung  des  Staatscrcdits.  Damit 
^d    aber   auch   ein   practisch   ausreichendes   Mittel   geschaffen^ 

A.  Wagner,  FinanywMeBMehaft.   I.   3.  Anfl.  12 
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durch  das  die  Auinabiiie  von  Staatsschulden  in  den  Fällen,  wo  sie 
nach  dem  Früheren  besser  unterbleibt,  eher  entbehrlieh  gemaebt 
wird,  ohne  dass  der  Staat  die  Mi^glichkeit  der  Deckung  fttr  seine 
einmal  unvermeidlichen  Ausgaben  verliert.  Die  gewOhnlicheo 
Steuern  reichen  fUr  den  fraglichen  Zweck  nicht  aus.  Der  Ertrag 
solcher  p]xtrasteuern  oder  Zwangsanleihen  kann  nöthigenfalls  selbst 
ohne  wesentliche  Gefahr  durch  die  zeitweilige  Ausgabe  von 
Papiergeld  (ohne  Zwangscurs)  anticipirt  werden,  denn  es  besteht 
alsdann  die  Sicherheit,  dass  dieses  Papiergeld  alsbald  wieder  ein- 
gezogen wird. 

Selbst   0 est  erreich     hat    ungefährdet    die    lomb. - Fcuetlao.    Zwangsanleik« ^ 
durch  Papiergeld  (Vaglien)  anticipirt:   so  1S50  Ausgabe  u.  schon  1860  Eioziehan;  r. 
7-2S  Mill.  fl.  Papiergeld,  s.  Uns.  Zeit  isOii,  S.  27. 

Zwnngsanleihen  lallen  wenigstens  in  der  hier  in  Betracht  kommeadeo  Beziehoif 
wesentlich  unter  den  (lesichtspunct  der  Besteuerung.  Sie  können  vor  eigentliclui 
Steuern  gerade  in  Sta^itsnoth fallen  den  Vorzug  verdienen,  weil  bei  ihnen  mancheikl ^^ 
sonst  unvermeidliche  Härten  eher  ausgeglichen  werden,  —  sofort,  durch  WeiteiiM". 
gebung  der  betreffenden  Schuldtitel,  später,  durch  Rückzahlung  der  entnommeiMi 
Summen. 

Die  Organisation  eines  solchen  Systems  von  grossen  Extra- 
steuern  oder  Zwangsanleihen  muss  nothwendig  vorher  in  rabiger 
Friedenszeit  erfolgen. 

Improvisiren  mitten  in  der  Zeit  des  Kriegs  und  des  unmittelbaren  Geldbedaifr^ 
lässt  sich  derglei<:hen  in  ausreichender  Weise  gar  nicht  und  stets  alsdann  nur  ttSt 
grossen  Un Vollkommenheiten  und  Härten.  Die  Aufgabe  ist  hier  auf  finanziellem  Gt-i 
biete  eine  ähnliche,  wie  in  Betreff  der  Organisation  ausserordentlicher  milit&iiflclNr;' 
Hulf&kräfte  im  (icbiete  des  Heerwesens.  Ein  Wehrsystem  wie  das  heutige  deulidM 
erlangt  erst  sein  nothwendiges  finanzielles  Complement  und  darin  die  Garantie  seiner 
sicheren  Durchführbarkeit  mittelst  eines  Systems  von  Htüfssteuern  in  Kriegen  imi. 
anderen  Staatsnothlagen. 

Ein  richtiger  Beginn   ist  au<  h  hier  das  namentlich  in  Preussen  und  jetzt  !■ 
Deutschen  Reiche   ausgebildete  System   der  sogen.  Kriegsleistnngen,   zn  deMB 
gewisse  Private  (wie  die  Pferd etjesitzer)  und  namentlich  die  Selbst verwaltnnff-, 
körper  (Kreise,  Gemeinden)  gesetzlich  dem  Staate  verpflichtet  sind.    Diese  LeistQD] 
beschränken    sich    im    Wesentlichen   auf  Natural  lieferungen   und   Leistungen, 
nuthwendige  Ergänzung    fehlt   aber  noch:   nemlich   die  Einrichtung  eines»  S'^ 
von  Extra- Geld  steuern,  wodurch  zugleich  das  System  des  Staatsschatzes  and  dis 
öffentlichen  Credits  richtig  ergänzt  werden.     Vgl.  die  preussischen  Bestimmiuge^' 
nach  d.  G(^.  v.  11.  Mai  1S51  wegen  der  Kriegsleistungen  und  deren  VergUtone  [Mi 
geführt  im  Norddeutschen  Hunde  durch  Verordnung  vom  7.  Nov.  1867).     In 
sammenhang   damit  die  Verordnung  vom  21.  Febr.  1S34  u.  Gesetz  v.  12.  Scpt  1 
über  die  Herbeischaffung  der   Pferde   durch  Landlieferungen.     Hier  wird   für 
erheblichen   Theil   des  Kriegsbedarfs  (Brotmaterial,   Hafer,    Heu,   Stroh,   NatonlfM^ 
pflegung.  manche  Transportmittel,   Holz,   Pferde  u.  s.  w.)  durch  eine  entsprechi 
Verpflichtung   der  Kreise   und  Gemeinden    gesorgt,   denen   nachträglich   eine  (i 
nicht   immer  genügende)  Entschädigung   von  Seiten   des  Staats  zu  Theil  wird.    X 
s.    nam.  d.  G<>setzgeb.  d.  D.  Reichs,   Ges.   vom  \H.  Juni  1873  (mein  Aufs.  Rcicl 
im  Jahrb.  HI.   SO  fi.,   220  ii'.).  das  die  Hauptgrundsätze  des  preuss.  Kechts  herttl 
nahm,   manche   Härten   derselben    beseitigte  (so   in   Betr.   der   Pf  erde  Stellung, 
S.  223,  225).    l-eber  die  Verhältnis:>e  im  Frieden,  s.  Ges.  d.  Nordd.  B.  v.  25.  Jaol  1 
über  Quartierlcistung  u.   1)es.  zum  Vergleich  das  Ges.  über  d.  Naturalleistungen  f. 
bewaffnete  Macht   im  Frieden   v.  13.  Febr.  1875.    Diese  (iesetzgcbung ,   Ues.   d.  Oflli- 
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IST3,  iät  auch  ein  intuross».  Beitrag  zur  principiell  rieht.  liehamll.  dos  Privateigcii- 
■s  auä  dem  Gedieh tspnncte  des  Off cntli eben  Interesses,  s.  Jahrb.  UI,  225, 
■e  iimiidl.  I,  §.  286.  —  Corrcspondiren  mass  nur  ein  gerechtes,  auch  fUr  solche 
Bck«  ausreichendes  Steuersystem  der  Kreise  u.  Cienioinden.  Dii*  Aufgabe,  durch 
iBsteacm  die  Bedeckung  des  Staatsbeilarfs  filr  den  Krieg  sicher  zu  stellen,  wird 
■haupt  irohl  mittelst  Deceutralisation  der  Besteuerung  gdOst  werden  müssen.  S.  o. 
U,  47. 

Unterbleiben  die  besprocheDen  Vorkehr ungen,  so  wird  besten 
iDes  schon  der  Staatscredit  in  einem  zu  masslosen  Um- 
mge  für  die  Deckung  ausserordentlicher  Ausgaben  in  Anspruch 
■ommen.  Das  führt  nur  zu  leicht  in  die  reine  Deficitwirthschat't 
■über.  Oftmals  wird  aber  die  Hülfe  des  Staatseredits  ver- 
igen. Dann  muss  in  Ermangelung  anderer  Mittel  die  Ausgabe, 
m  welcher  Tielleicht  das  Schicksal  eines  Staats  und  Volks  ab- 
bgty  unterbleiben.  Oder  aber  der  Staat  hilft  sich,  so  lange  es 
pt  —  und  es  geht  stets  eine  geraume  Zeit  lang  —  durch  die 
pgabe  von  eigentlichem  Papiergelde,  d.  h.  uneinlösbarem, 
k  dem  Zwangscnrs  versehenem,  und  regelmässig  geht  daraus 
jpger  andauernde  Papiergeldwirthschaft  mit  allen 
ven  zerrüttenden  Folgen  hervor. 

S.  A.  Wagner,  Ordn.  S.  27,  StaatswOrterb.  X,  H),  Ber.  d.  volksw.  Con;crrcss. 
iHaDDorer  ]%64,  S.  4S  a.  die  Entgegnung  y.  Wolff,  worin  der  gerügte  nbstractc 
Ibd^QDCt  in  äusseistcr  Nairetät  hervortritt.  —  Zu  diesem  verderblichen  Hulfsinittel 
Itotz  der  klarsten  Einsicht  in  dessen  Schädlichkeit  fast  joder  n«!U(;rc  Staat  in  an- 
iden  schlimmen  Nothlagen  gedrängt  worden:  so  fast  alle  betheiligten  Staaten 
grossea  fraiizOs.  Kevolutionskriegon ,  selbst  Grossbritannieu.  Frankreich 
die  Papiergeldwirthschaft  unter  Napoleon  I.  besonders  Dank  den  ungeheuren 
ibotiooen  a.  8.  ▼.  des  Auslands.  In  neuerer  Zeit  sei  nur  an  Oest erreich 
1S4S.  1S55,  1859.  Is6ü),  Russland  (seit  lb54.  u.  von  Neuem  im  letzten  Türken- 
1S7S  fl".),  Nordamerika  (seit  lSt)2^  Italien  (seit  iVWi),  Frankreich 
1S70)  erinnert 

In   unserem   gerühmten  Zeitalter  der  volkswirthschaftlichen  Aufklärung  und  drs 

raats  hilft  man  sich  also  wie  ehedem  mit  Verschlchterung  der  Währung,  d.  h. 

echtlich  gesprochen  mit  Uaab  and  Betrug  und  ungleichmiissig-ster  Belastung  der 

leo   fQr   die  Staatszwecke,   nicht  weil  man  das  Mittel  billigt,   sondern  weil  es 

zunächst  allein   zum  Ziele   fiüirt.     Der  Gnind   liegt  einfach   in  der  oft- 

practischen   Unzulänglichkeit  des   Anleihesystems,    im   Mangel  eines  Staats- 

,   der   am  Besten   über  die  ersten  finanziellen  Schw^ierigkeiten  beim  Ausbruch 

StaatSDOthlagc.  insbesondere  eines  Kriegs,  hinweg  hilft,  und  in  der  UngenUgendheit 

ikestehenden  Steuersysteme,  welche  bei  Weitem  nicht  elastisch  gt.'nug  sind. 

^fkk  plötzlichem  grosserem  Staatsbedarf  anzubequen^n.    Die  Sicherung  ^egcn  die 

"^    der  Papiergeldwirthschaft  ist  daher  nicht,  wie  man  woiil  gemeint  hat,  in  der 

»tUDg   der  Einsicht  in  die  volkswirthschaftlichen  Nachtheile  des  Papiergelds  zu 

i,  denn  diese  Einsicht  fehlt  nicht  mehr,  —  von  der  Verbreitung  dieser  „Auf- 

uber  die  Nachtheile   des  Zwangscurses   erwartete   man  auf  dem  volkswirth- 

[chen  Congrcss  in  Hannover  das  Wunder,   dass  es  keine  Papiergeldwirthschaft 

geben   werde!  S.  Ber.  S.  52.    Vgl.  meine  Grundl.  §.  133,  —  sondern  in  der 

reitmachang  anderweiter  finanzieller  Iliilfsmittel.   d.  h.  neben  dem 

rhatz  in   einem   System  von  Extrastcuern.    Bisher   ist  diese   wichtige  Aufgabe 

4er  Praxis  noch  sehr  wenig  beachtet,  von  der  Theorie  so  gut  wie  ganz  ignorirt 

Bit  oberflächlicher  Kurzsichtigkeit,  wie  in  der  Staatsschatzfrage,   von  der  Hand 

^n  worden. 
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Auch  Stein   hat  darüber  nirhts  in  d.  Fia.wiss.  —  In  s.  Lehre  7.  HcenreMi 
giebt  Stein   S.  26  —  2b    einige  Fingerzeige  für  die  Aufgaben  d.  Finanzwesens  ia  * 
Kriege  u.  stellt  dann  eine  allgemeine  Kegel  auf,  w'clche  den  Mittelpunct  alltr 
„Finanzwissenschatt  des  Krieges''  {D  bilden  soll.    Danach  „hat  die  Dipbniafli 
dem  Staate  zu  sagen,  welcher  Krieg  wahrscheinlich  ist  (!!),  die  Kricgswissenscliaft  kl 
zu   sagen,  welche  Mittel  er  fordert,  die  Heeresverwaltung  hat  darnach  die  Kiiey^  , 
bereitschaft  zu  bestimmen;  die  Finanzverwaltung  hat  ihrerseits  diese  Kriegsbereitsckift  ' 
durch  ein  An  1  eben  zu  decken;  dieses  Anlehen  vor  (!!)  dem  Kriege  mass  so  gvOM 
sein,  dass   es  die  bereits  rorhandeno  schwebende  Schuld  des  Staats  im   Voran  i 
consolidirt  (?!),  denn  der  Krieg  selbst  soll  nicht  mit  Anlehen,  sondern  mit  Aosgate  ■ 
von  schwebenden  Schuldscheinen  gefuhrt  werden  nnd  diese  Schaldscheine  nl  j 
man  nach  dem  Kriege   wieder  durch   eine  Obligationsschuld  consoHdirco/'    Fangcii 
die  schwebenden  Schuldscheine  an  „zu  billig  zu  werden,  so  soll  der  Krieg  aaf* 
hören  (!).    Denn  das  richtige  finanzielle  Maass  seiner  Dauer  ist  kein  andmü 
als  der  Curs  seiner  schwebenden  Schuldscheine  {!)."    Der  Krieg  „danert n 
lange,  wenn  seinetwegen  Papiergeld  ausgegeben  werden  muss;  gefährlich  wk| 
seine  Dauer,  wenn  das  Papiergeld  ein  Agio  bekommt.*'     „Nur  die  höchste  Gefafct'' 
kann  einen  Krieg  mit  Agio  motiviren*'.     Mit  diesem  letzten  Satz  hält  sich  Stalfr 
für  diese  „Finauzwi.<)senschaft  des  Krieges"   ein  Pförtchcn  offen,  um  diese  bodenlM 
doctrin.1ro   und   unpractische  Theorie  der  Deckung  des  Kriegsbedarfs  zu  retton.    flfc 
weiteres  Wort  der  Kritik  ist  nicht  nothwendig.    Man  braucht  nur  an  Ereign 
1S59,  1860,  1870.  an  die  Lage  vollends  von  Staaten  wie  Oestcrreich,  Russlaidv 
Italien  u.  v.  a.  m..  welche  schon  in  Friedenszeit  entwcrthctes,  schwankendes  F^pii^' 
geld   haben,  zu  denken,   um  die  absolute  U  nanwcnd barkeit  jener  Stein*! 


„Finanzwissenschaft  des  Kriegs'*  sofort  zu  erkennen.  Die  Aufstellung  unbranchbiliL 
si-hOn  klingender  Formeln  ist  doch  die  Aufgabe  der  Finanzwissenschaft  nicht!  DioM 
Stein'sche  Theorie  ist  eine  neue  Bestärkung  meiner  oder  vielmehr  der  deutschii 
Staatsschatztheorie  und  des  im  Texte  Gesagten. 

V.  —  §.  77.    Begriff,  Arten  und  Umfang  des  Deficite 

Der  Begriff  Deficit  wird   im  gewöhnlichen  Leben  und  selbst  in  der  techni 
Sprache  des  Staatsrechnungswesens  oft  in  verschiedenem   und  fast  immer  in 
vagen,  unpräcisen  Sinne  gebraucht.    Eine  schärfere  Begriffsbestimmung  und  die 
wendige  Unterscheidung  verschiedener  Arten  von  Deficiten  ist  fUr  Theorie  und  Pj 
geboten .  um  viele  Unklarheiten  zu  beseitigen.    Beides  erlangt  man  am  Hosten 
die  Anknüpfung    des  Begriffs   und    der  Unterscheidungen    an  eine  wissei 
Theorie  der  Deckung  der  Staatsausgaben.    Demgemäss  ist  schon  in  den  früheren  §§, 
u.  ff.   eine  bestimmte  Terminologie  gebracht  worden,   welche  hier  zum  Schlnss 
übersichtlich  zusammengestellt  wird: 

1.  Cassendeficit    oder  Deficit  im  weitesten  Sinne 
zeichnet    den  Zustand,    wo    die   laufende  Gesammtausgabe   (i 
Arten  zusammengefasst)  oder  der  ,,Gesammt- Ausgang '^  durch 
Gcsammteiunahme  (gleichfalls  aller   Arten)  oder  den  „G 
Eingang"  in  einer  Finanzperiode  nicht  gedeckt  wird.    Dieses 
deficit  ist  ein  acutes,  wenn  es  plötzlich  durch  Vermehrnng 
Ausgänge,  Verminderung  der  Eingänge  oder  durch  beides  sug] 
hervortritt,  ein  chronisches,  wenn  es  sich  durch  mehrere 
Perioden  hinzieht,  also  länger  andauert.    Jedes  solches  Deficit 
und  muss  zur  Ziffer  gebracht  werden. 

2.  Eigentliches    oder    wahres  Deficit    bezeichnet 
Zustand,  wo  die  ordentliche  Ausgabe  im  finanzwissense 
liehen  Sinne  des  Worts  (das  Normalerforderniss)  nicht  volls 
durch  ordentliche  Einnahmen  gedeckt  wird,  wie  dies 


Bcg^fT  und  Arten  des  Dclicits.  \^l 

.  60  priocipiell  za  verlangen  ist.  Auoh  hier  kann  in  ähnlicher 
Use  wie  beim  Cassendeficit  ein  acutes  und  chronisches  Deficit 
ierschieden  werden.  Dieses  eigentliche  Deficit  ist  ebenfalls 
^glichst  genau  zur  Ziffer  zu  bringen,  was  aber  eine  viel  schwierigere 
ifgabe  der  Finanzcalcnlatnr  und  Finanzstatistik  als  beim  Cassen- 
rffeit  ist  Es  bildet  das  Hauptkriterion  für  die  Beurtheilung  der 
Igflnstigen  Lage  eines  Staatshaushalts. 

f  3.  Deficit  in  der  ausserordentlichen  Gebabrung  bc- 
jUmet  den  Zustand,  wo  die  ausserordentliche  Ausgabe  oder 
Summe  der  Ausgänge  durch  den  Ueberschuss  der  ordentlichen 
lähme  über  die  ordentliche  Ausgabe  nicht  gedeckt  wird.  Es 
dabei  wieder  das  Deficit  im  Zweige  der  staatswirthschaftlichen 
»italanlage  und  im  Zweige  der  eigentlichen  ausserordentlichen 
ibe  unterschieden  werden.  Namentlich  letzteres  Deficit,  welches 
meistens  durch  Schuldaufnahme  gedeckt  zu  werden  pflegt, 
ebenfalls  ein  wichtiges  Kriterion  zur  Beurtheilung  der  un- 
itigen Lage  eines  Staatshaushalts.  Gegenüber  der  privatwirth- 
ftliehen  Kapitalanlage  gestalten  sich  die  Verhältnisse  insofern 
\TSy  als  die  Deckung  dieser  Anlage  durch  ausserordentliche  Ein- 
len  allgemein  zulässig  ist,  daher  der  genannte  Begriff  „Deficit^^ 
eigentlich  enttUllt. 

4.  Die  verschiedenen  Deficite  können  budgetmässige,  die 
m  im  Voranschlage  vorgesehen  sind,  und  wirkliche,  die  sich 
Tebereinstimmung  mit  dem  Budget  oder  auch  gegen  dasselbe 
der  laufenden  Gebahrung  ergeben,  sein. 

Andere  BegrüTsbestiinmougoii  des  Dcficits  bei  Stein,  Finanzwisscnsch.,  3.  Aus;;:., 

ff.     Er  oatencheidet  ein  finanzielles,   ein   administratives   und  ein  eigcntlichuä 

das,  auf  seine  Ursachen  zurückgeführt,  den  Bcgriti'  des  staatswirthschaftlichun 

ergebe,     lieber  letzteres  nnklarc  Auseinandersetzung  8.  4(3  II'.    (Es  soll  z.  B. 

len  durch  das  refcelmässige  Steigen  der  Ausgaben,  das  seinen  allgemeinen  Grund 

in  der  Regel  (?)  steigenden  Preise  aller  Bedürfnisse  hat:  dies  sei  das  ,,natür- 

(!)  Deficit).    Dann  führt  Stein  das  DoHcit  auf  ,.  einmalige  grosse  Auslage  für 

cineo  Theil  der  Verwaltung'*  zurück,  —  im  Wesentlichen  so  wie  ich  nach  der 

Lehre  ?on  d.  staatswirthsch.  Kapitalanlage,  aber  ohne  scharfe  Characterisirung 

Falls,   wie   sie  oben   Tenucht  wird.     In  d.  4.  A.  I.  Ol    kommen   noch   einige 

wiUkUhrliche  Spocialisirungen  u.  Benennungen  von  Deticits  vor.     Das  „admini- 

Deficit  entsteht,  „wo  ein  bestimmter  Ycrwaltungszweig  mehr  Ausgaben  maclit. 

im  Voranschlage  berechnet  worden."'    Stein  zerlegt  es  in  droi  Formen,  N.  2 

durch  ein  „öffentL  Unglück"  begründet  („Deficit  d.  Noth"),  N.  S  u,productivcs 

it")  durch   einmalige  grosse  Ausgaben  (also  wie  meine  ..staatswirthsch.  Ka]). 

:'>    Die  ,4etzte  u.  eigcntl.  allgemeinste  Art  des  Deficits**  ist  das  ..regelmässige'* 

das  auf  den  (jesetzen  beruht,   welche  den  Werth  des  (lelües  beherrschen,   wo 

jener  halbwahren  üeueralisatiouen  über  die  beständige  Tendenz  zum  Sinken  des 

rerths  zur  Begrtmdung  herbeigezogen  wird.    Auch  in  der  Darstellung  gehen  l)ei 

In  hier  die  „Arten**  und  die  „Formen  der  Arten*'  des  Deiicits  bunt  durcheinander.  — 

kabe  keinen  Gmnd  gefunden,   an  meiner  früheren  Darstellung  etwas  zu  ändern. 

Stein  meine,  übrigens  nach  dem  obigen  secundäre,  Unterscheidung  von  acutem. 
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chronischem  Deficit  practisch  und  theoretisch  werthlos  nennt,  so  ist  dies  Urtheil  mir 
wieder  ein  Beleg  dafür,   dass  Stein  leider  aus  den  österr.  Zuständen  nicht  so  fiel 
gelernt  hat,  als  er  gekonnt,  wenn  er  unbefangen,  ohne  sich  von  seinem  Schema  bo- 
herrschen   zn  lassen,  geprüft  hätte.     In  d.   4.  A.  1,   (iS  spöttelt  Stein  auch   aber 
meine  Unterscheidung  des  „ budgetmässigen **   und  „wirklichen'*  Deficits  ganz  nnrer-    , 
ständig;   ein   „budgetmässiges"  Deficit  braucht  durchaus  kein  wirklichos  zu  werdei,    ' 
z.B.  wenn  die  Einnahmen  die  Voranschläge  überschreiten.    Stein*«  weiter«  Einwlade    j 
sind  einfach  Folge  seiner  Fluchtigkeit  im  Lesen.  j 

Die  richtige  Berechnung  der  verschiedenen  Arten  und  nament- 
lich des  eigentlichen  Deficits  ist  hiernach  eine  schwierige  Aafgabei 
welche  in  jedem  einzelnen  Falle  umfassende  Umrechnungen  der 
Etats  nothwendig  macht.  Die  gewöhnlichen  amtlichen  und  privaten 
Berechnungen  ergeben  für  die  Zwecke  der  vergleichenden  Finani- 
statistik  und  für  die  Beurtheilung  der  wahren  Lage  eines  iStaath  ] 
haushalts  immer  nur  ganz  annäherungsweise  richtige  und  vergleich* 
bare  Werthe,  was  zu  oft  tibersehen  wird.  Denn  man  legt  dabei  ' 
keine  richtigen  Begriffe  der  „ordentlichen"  und  „ausserordentlichen" 
Einnahmen  und  ihrer  Unterarten  zu  Grunde. 

Die  (irundbätze,  narh  denen  die  amtlichen  Staatsrechnungen  im  Ausgabe-  uaA 
Einnahme-Etat  aufgestellt  werden,  sind  sehr  verschieden.  Auch  die  Finanzstatistikor 
lassen  sich  selten  von  gauz  bestimmten  wissenschaftlichen  Principien  bei  ihren  Inr 
sammenstelluiigon  leiten  oder  vermögen  dieselben  doch  ))ei  der  Verwickcitheit  der 
Aufgabe  nicht  ganz  consequent  durchzufuhren.  Man  muss  daher  immer  ortt 
genau  angeben,  was  im  concreten  Falle  unter  dem  Begriff  „Deficit* 
verstanden  werde.  Meistens  fasst  man  zwar  diesen  BcgriÜ'  in  der  Praxis  und  ia 
der  Finanzstatistik  so.  dass  er  sich  obigem  Begriff  des  wahren  Deficits  nähert,  aber 
eine  Menge  nach  Zeit  und  T^nd  immer  wieder  verschiedene  Unterschiede  finden  dock 
statt.  Von  den  Ausgaben  pflegen  wohl  diejenigen  für  privatwirthschaftliche  Kapitil- 
anlugen,  z.  B.  für  Eisenbahnbauten,  zum  Theil  richtig  abges<.*t/t  zu  werden,  aber  z.  R 
Meliorationsvcrwendungen  für  Domänen,  Berg-  u.  Ilüttenwerke  u.  s.  w.  in  der  Kegd 
wii;dcr  nicht.  Eine  Ausscheidunc:  von  Ausgalien  für  Staats wirthschaftliche  Kapidil- 
anlagen,  z.  B.  grosse  Verwaltungsrcformeii  und  neue  Organisationen,  rcgelmiaiifai 
Strassen-  und  Wasserneubau.  (irundsteuerkataster,  findet  gewöhnlich  nicht  statt,  aber 
in  einzelnen  Fällen,  namentlich  wenn  es  sich  um  sog.  „einmalige"'  Ansgaboi 
handtilt.  z.  B.  für  grosse  Ablösungen,  „ausserordentlichen*'  Strassenbau,  Umgestalte 
der  Bewaffnung  <lcs  Heers,  Schilisbau.  Festungsbau,  wird  die  bezügliche  Anagaba 
doch  wieder  von  der  ordentlichen  abgezweigt.  Die  Schuldentilgung  wird  wiedemi 
ganz  verschieden  behandelt,  bald  ganz,  bald  gar  nicht,  bald  theilweisc  zur  ordcntlidMB 
Ausgabe  gerechnet.  Aehnlichc  Unglcichmässigkeiten  finden  sich  bei  der  Bohandloiiff 
der  Einnahmen.  Ein  festes  Princip  für  die  Eintheilung  fehlt  rcgclmäsüig  amk  ' 
hier.  Meistens  wird  zwar  zum  Behuf  der  Berechnung  des  Deficits  die  ordentUckt 
Einnahme,  also  die  Kcinerträge  des  Staatseigenthums  und  der  Steuern,  zu  Grude 
gelogt,  Schuldaufnahme  und  Veräusserung  von  Sta-atseigenthum  (wie  Domänen  u.  8.  w.) 
richtig  abgesetzt,  aber  conse((uent  wird  dieser  Grundsatz  selten  durchgcflihrt.  Kleinen 
Erlöse  z.  B.  aus  regelmässigen  Vcräusserungen  von  Domänen,  selbst  aiu  eJl- 
nialigen  von  kleineren  besonderen  Staatsanstalten,  wie  Hüttenwerken  u.  dgl.  m.,  eM 
doch  oft  bei  den  ordentlichen  Einnahmen  eingeschlossen.  Mittheilungen  ans  deB 
Finanzrerhnungen  der  Staaten  über  das  ..Deficit"  müssen  daher  etete 
mit  aller  Vorsicht  aufgenommen  werden.  Selbst  wenn  die  Aasweise  eekr 
detaillirt  vorliegen,  ist  es  zumal  dem  Privatstatistiker  kaum  möi^lich,  ganz  sichere  ud 
genau  vergleichbare  Daten  festzustellen.  Man  hält  sich  für  die  Berechnang  dee 
Deficits  in  längeren  Peiioden  auch  wohl  einfach  an  die  Zunahme  der  Staatflscholii 
die  Abnahme  des  werbenden  StaatsvermOgcns.  indem  man  grössere  neue  priratiriitheehi 
Kapitalanlagen,  z.  B.  Eisenbahnen,  in  Abzug  bei  der  Schuhl  bringt.     AUein  au  der 
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■Dahino  des  Kapital l^etrags  der  Schuld  ist  durchaus  iticht  auf  eine  i^leiche  Ver- 
«mluDi;  ans.scrordentlicher  Mittel  zu  schliessen.  da  di*)  Srhuldtitcl  sehr  oft  unter 
tei  begeben  werden.  Selbst  wenn  der  wirkliche  Krlöä  aus  der  Schuldrerinehrun^ 
■d  EigeuthumsveriDinderung  oonstatirt  wird,  so  kann  vielleicht  ein  umfassender 
iteaasciibaa,  eine  prossarti^;c  Eeorijianisation  der  Verwaltung,  des  Stcuerwescns  durch- 
geführt sein,  wodurch  das  „wahre"  Deficit  (im  obif^en  Sinne,  unter  N.  2)  viel  s^erinf^er 
riid.  als  es  sich  aas  jener  Kechnung  ersieht.  Oflenhar  dreht  sich  hier  auch  Vieles 
m  flea  Bc^riir  der  Productirität  einer  Ausgabe  oder  Anlage,  wonach  sich  wiederum 
Iw  Begriff  Deficit  verändert:  das  Deficit  wird  grösser,  wenn  unter  i>roductiven  Aus- 
pben  uur  die  verstanden  werden,  welche  eine  renta))ie  privatwirthsch.  Kapitalanlage 
Kluften,  onil  kleiner,  wenn  auch  andere  Ausgaben  mit  liiiigerer  Wirkung  so  genannt 
mdea.  —  Nur  mit  all  den  Vorbehalten,  welche  sich  aus  dem  (iesagten  ergeben, 
hnen  sich  daher  Statist.  Angaben  über  ..Deficite*'  machen,  wie  ^ie  in  der  Kurze  Kau 
h  der  5.  Au5g.  §.  463a  und  ausführlicher  ich  in  d.  (>.  Ausg.  von  Kau  S.  236—242 
hnrhtcu.  Dieser  tinanzstatistische  Excurs  ist  in  dieser  wie  in  der  vorigen  (2.i  Aus- 
falbe  fortgefallen,  weil  er  in  ein  Werk  über  Finanzwissenschaft  überhaupt  kaum  ge- 
Ikt.  Er  wäre  einem  Handbuch  der  pract.  Finanzstatistik  vurzii behalten.  Dann  aber 
^Kh.  weil  ich  mich  noch  mehr  überzeugte,  dass  bei  eini;r  wirklich  brauchbaren 
Iblistischeu  Behandlang  des  Puncts  noch  viel  mehr  ins  Detail  eingegangen  werden 
Mhs,  als  es  an  diesem  Orte  irgend  angeht.  Diejenigen  Daten,  welche  allenfalls  Platz 
Uen  könnten .  sind  auch  noch  immer  viel  reichlicher  in  leicht  zugänglichen  Werken 
■  finden,  wie  besond.  in  den  finanzstatistisehen  Al)S('hnitten  des  (iothaer  llofkalenders 
{Us  1^76  von  Hermann  Wagner,  seitdem  v.  Behm  u.  v.  Stein),  in  Kolb's  Statistik 
L  &.  w.  Ausser  auf  diese  Werke  ist  für  die  einzelnen  Staaten  auf  die  frühere 
Hbliographie  zu  verweisen. 


t 


Vi<»rtos  Kapitel. 
Formelle  Ordnung  der  Flnanzwlrtlisehaft. 

>_       Dies  Kapitel  bildet,  wie  früher  bemerkt  (S.  61,  UJO\  eine  Hinzufügung  in  dieser 
i  Auflage  dieses  Bandes  I.  zum   ersten   Buche  ,,von  der  Ordnung  der  Finanzwirth- 
ift^',   ans  den   S.  61    dargelegten    (iründen.      Die    Angelegenheiten    und    Fragen 
formellen  Ordnung  sind  im  Unterschied  zu   denjenigen  der  materiellen  Ordnung 
ir   finanztechnischer   und  Staats-   und  verwaltungsrechtlicher  Natur. 
Terlangen  vielfach   auch   für  eine  allgemeine  Behandlung,   vollends  für  das  Ver- 
Inifls  der  Finanzein richtungen  eines  concreten  Staats  ein  Zurückgehen  auf  Finanz- 
Venraltnngs-Gc schichte.     Auch   in  einem  Werke  über  Finanzwissenschaft 
Finanzpolitik  kann   ein  Eingehen  auf  diese  technischen,  rechtlichen  und  ge- 
ihtlichen  Verhältnisse  des  engen  Zusammenhangs  mit  den  finanzwissenschaftlichen 
-politischen  Erörterungen  wegen  nicht  ganz  vermieden  werden.   Aber  es  ist  nicht 
.  aus  iossercn  Gründen  za  beschränken,  es  muss  auch  die  Verschiedenheit  des 
»ndponcts  diesen  technischen,  rechtlichen  und  geschichtlichen  Seiten  des  Gegen- 
■ds  gegenüber  in  einem  W^crke  über  Finanzwissenschaft  einer-  und  in  solchen  über 
j  Technik  des  Finanzdiensts,  das  öffentliche  Finanzrecht  und  die  Finanz-  und  speziell 

(B  Finanzverwaltnngsgcschichto  anderseits  festgehalten  werden.  In  dem  vorliegenden 
igcke  handelt  es  sich  bei  der  Beschäftigung  mit  jenen  Seiten  immer  nur  um  die 
lligabc,  allgcmoino  Entwicklungsprincipien  aufzufinden  und  allgemeine 
Innd  Sätze  für  die  mit  der  jeweiligen  Kechtsordnung  und  dem  gesammten  Kultur- 
pMand  eines •  Zeitalters  vereinbare  möglichst  zweckmässige  Gestaltung  der 
|imi:llen  Ordnung  der  Finanzwirthschaft  festzustellen.  Der  Finanzth(toretiker  und 
PunzpoUtiker  haben  daher  andere  Ziele  und  müssen  in  Folge  dessen  auch  theilweisc 
e  Wege  gehen,  als  die  juristischen  Darsteller  des  Finanzrechts  und  die  Ilisto- 
des  Finanzwesens.  Stein  scheint  mir  das  öfters  zu  übersehen.  Auch  einzelne 
tische  NationalOkonomen  sind  wohl  geneigt.  Finanzwissenschaft  und  Finanzgeschichte 
ZQ  identiKcircn.  wie  sie  es  mit  Wirthschaftsgeseliichte  und  Nationalökonomie 
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zu  thuu  suchen,  —  freilich  ohne  dies  wirklich  zu  erreichen  — ,  unter  dorn  anklarei 
Vorgeben,  nur  so  werde  die  letztere  ,,exact"  begründet.  Hier  liegt  m.  £.  cip  Mi»* 
verständniss  über  das  Wesen  und  die  Aufgaben  der  Nationalökonomie  und  Finuif- 
Wissenschaft  als  eigener,  von  Wirthschafls-  und  Finanzgeschichto  untorscbicdeoer, 
wenn  auch  aus  diesen  einen  Theil  ihres  Materials  und  ihrer  Beweismittel  ontnehmei- 
der  Disciplinen  vor. 

Die  im  Ganzen  so  reichhaltige  neuere  deutsche  systematische  Literatur  ttJbfli 
Finanzwissenschaft  hat  freilich  den  Gegenstand  dieses  Kapitels  nur  ausnahmsweiH 
etwas  genauer  und  principieller  behandelt  (am  meisten  ?.  Male  hu  s).  Wenn  dan 
jetzt  auch  Manches  hinzuzufügen  ist,  so  liegt  doch  der  bisher  üblichen  mehr  am 
orientirenden  und  cursorischen  Behandlungsweise  die  richtige  Auffassung  zu  Gnude, 
dass  die  Materie  wegen  ihres  engen  Zusammenhangs  mit  Finanztechnik  und  Finaai* 
recht  in  der  Finauzwissenschaft  als  solcher  nicht  erschöpft  werden  kann  noch  miWL 
Au  dieser  Auffassung  halte  ich  im  Folgenden  ebenfalls  fest. 

Aus  der  älteren  Literatur  s.  u.  A.  schon  v.  Socken dorff,  teutschor  Fünta- 
staat  (Frankf.  Ausg.  v.  165G,  nach  der  ich  citire),  bes.  Th.  3,  Kap.  4.  ?.  Jaiti, 
Staatswirthsch.  2.  A.  Lpz.  1758,  II,  Bach  3,  auch  B.  2,  S.  469—527  passim.  Am 
der  neueren  systemat.  finanzwiss.  Literatur  s.  Jacob,  Fin.wiss.  II,  Buch  3,  b« 
§.  UG4— 989  u.  §.  1268  fi'.,  vomemlich  u.  am  eingehendsten  v.  Malchus,  der  da 
2.  Band  seines  Finanzwerks,  zwischen  Finanzwiss enschaft  und  Finanz ?erwal* 
tungslehre  principiell  im  System  unterscheidend,  ganz  der  letzteren  widmet  RaaQ, 
Buch  4,  §.  530  ti.  ümpfenbach  II,  Buch  4.  Bes.  Stein  4.  A.,  I,  51-211 
(grösstentheils  hierhergehörig,  übrigens  mit  sehr  gekünstelter  und  angreifbarer  Syita- 
matisirung  des  Stoffs).  Leroy-Boaulieu,  fin.  II,  livre  1.  Abriss  einiger  Haopl* 
jiuncte  in  meiner  Abh.  Ordn.  d.  Fin.wirthsch.  in  Schönberg's  Handb.  II,  §.  1--IL 
V.  Czörnig,  Darstell,  d.  Einrichtungen  über  Budget,  Staatsrechnung  u.  Gontrole  ii 
Ocäterr..  Preussen,  Sachsen,  Baiern,  Württemb.,  Baden,  Frankreich,  Belgien  (Witt 
1S66).  Sonst  gehört  Manches  aus  den  Schriften  über  Verwaltungs-  und  FinlB^ 
geschichte,  über  Staatsrecht  u.  Politik  hichcr,  bes.  auch  die  bezügliche  Literatur  ftber 
diese  Verhältnisse  in  einzelnen  Staaten.  Darunter  sind  aus  der  deutschen  Litoratn 
V.  Hock 's  Werke  über  Frankreichs  und  Nordamerikas  Finanzen,  Gn  eist 's  tib« 
englisches  Staats-  und  Yerwalt.recht,  v.  Rönne's  über  preuss.  u.  deutsches,  La* 
b  a  n  d  's  über  deutsches  Staatsrecht,  besonders  in  den  Abschnitten  Über  Etat,  Badget  V. 
Fiu.verwaltung  hen'orzuhebcn.  lieber  Frankreich  einschläg.  Detail  in  Block'» 
dict.  de  l'admin.  franc;.  und  auch  d' Audiffret's  syst.  fin.  de  la  France,  3.  6diL 
Par.  1S64  ff. 

§.78.  Zur  lieber  sieht.  In  jedem  etwas  ansgedebnterea 
öffentlichen  Hanshalt,  zumal  im  Haushalt  des  modernen  entwickelten 
grösseren  Staats  verlangt  die  Leitung  der  Finanzwirthschaft  ond 
die  Durchfahrung  der  finanziellen  Aufgaben  eine  eigene  Finani- 
verwaltung,  d.  h.  einen  besonderen  Aemter-  und  Behörden- 
apparat  (jyFinanzbehördenwesen^^)  speciell  ftlr  die  finans- 
wirthschaftlichen  Zwecke  innerhalb  des  Organismus  der  voll- 
ziehenden Gewalt  oder  ftlr  den  Finanzdienst. 

Nach  den  unvoniicidlichen  Anforderungen  des  Priucips  der  Arbeitstheiinng  ia 
der  modernen  öffentlichen  Verwaltung  hat  sich  in  unseren  Staaten,  höchstens  ron  giu 
kleinen  sogen.  „Staaten"'  abgesehen,  eine  solche  eigene  Finanzverwaltung  auch  ttbenH 
geschichtlich  herausgebildet,  meistens  als  eine  der  besonderen  obersten  YerwaltUDg»- 
abtheilungcu ,  als  ein  eigenes  ,,Mi niste ri um".  Die  einzelnen  theils  ontor  diesen 
allein,  theils  mit  unter  anderen  Ministerien  stehenden  Finanzämter  und  Finanzbcbördei 
bilden  dann,  wie  die  Aemter  in  anderen  Zweigen  der  öffentlichen  Verwaltoug,  (Um 
Tielgliederiges  System  und  stehen  unter  einander  in  einem  bestimmten  Uebor^,  Nebsi- 
und  Unterordnungsverhältniss.  Sie  sind  insbesondere  entweder  höhere  leitende, 
auch  Aufsicht  und  Controle  ausübende,  oder  untere  ausführende  OrgtM 
im  Verwaltungsorganismus. 
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Dem  obersten  leitenden  Organ  der  Finanzverwaltung,  dem 
!{etzt  gewöhnlieh  sogen.  Finanzministerium  liegt  neben  der 
litttang  nnd  Beaafsiehtigung  der  gesammten  Finanzverwaltung  auch 
iie  Aufgabe  ob,  in  erster  Linie ,  wenn  auch  gewöhnlich  unter  be- 
imter  Mitwirkung  der  übrigen  obersten  Staatsbehörden  oder 
liger  von  ihnen,  die  Finanzgesetzgebnng  vorzubereiten  nnd 
Voranschlag  (Etat,  Budget  §.  61)  iHr  die  kommende 
inzperiode  aufzustellen. 

Dieser  finanzmuiistcrielle  Entwarf  des  Voranschlags  wird  alsdann  etwa  noch  einer 

thnop  durch  andere  Organe  des  BehOrdenorganlsmus  (Staatsrath,  (icsammtministe- 

0  unterzogen  und  darauf  dem  Staatsoberhaupt  zur  (icnchmigung  unterbreitet.    Mit 

^r  f ersehen   kommt  er  in  Staaten  mit  Volksvertretun;;  (Stände,    Kammern,  Parla- 

it)  ab  Kegicrangs-Entwurf  zur  Prüfung  nnd  (ienehmi^ung  an  die  Vertretungs- 

Nach  bestimmten,  aus  dem  Verfassungsrecht  sich  ergebenden  Rechbformen 

er  hier  durcbberathen  und,  im  Ganzen  oder  Einzelnen  mehr  oder  weniger,  viel- 

auch  i;ar  nicht  abgeändert,  von  der  Vertretung  gebilligt  („votirt'').    Zurück- 

dtet  an  die  Regierung  wird  er  nach  erfolgter  Vereinbarung  zwischen  den  Factoren 

gesetzgebenden  (iewalt  vom  Staatsoberhaupt  sanctionirt,  als  „verabschiedeter 

Etat*'  und  Finanzgesetz  öffentlich  verkündigt  und  damit  der  Finanzverwaltnng  und 

betheiligten  sonstigen  Organen  der  vollziehenden  (iewalt  zur  Kichtschnur  gegeben 

von  ihnen  zur  Ausführung  oder  Vollziehung  gebracht. 

Die  Angelegenheiten,  welche  sieh  auf  die  Vorbereitung,  Auf- 
luDg,    Einrichtung,    parlamentarische  Votiruug,    endgiltige  ge- 
diehe Feststellung  und  nunmehrige  Ausführung  des  Voranschlags 
dehen,  bilden  das  sogen.  Etatwesen. 
§«  79.    Die  Ausführung  des  Voranschlags  erfolgt  zunächst 
iirch  Anordnungen  (Verordnungen)  der  hierzu  nach  dem  öffent- 
pehen  Recht  competenten  Organe  der  vollziehenden  Gewalt.    Diese 
kordnungen   bestehen  vornemlich  in  Anweisungen  oder  Anf- 
ügen dieser  Organe  an  bestimmte  untere  finanzwirthschaft- 
iehe  Vollzngsbehörden  zur  Empfangnahme  der  gesetzlichen, 
etatmässigen  Einnahmen  —  „Einnahme-Aemter^^  —  und 
Vornahme   der  gesetzlichen,   bez.  etatmässigen  Ausgaben   — 
ipAusgabe-Aemter'^ 

^  Dieses  .«finanzielle  Anweisungsrecht**  haben  einmal  das  Fiuanzministe- 
D  oder  die  von  ihm  ressortirendeu,  damit  betrauten  Behörden,  sodann  zur  Durch- 
nmg  ihres  Aasgabeetats  und  soweit  sie  Einnahmezweige  mit  zu  verwalten  haben, 
'^■ch  die  anderen  obersten  Behörden  (Ministerien)  und  die  von  ihnen  dependirenden 
r,  z.  B.  eines  der  volkswirthschaftlichen  Ministerien,  dem  die  Domänen,  Forsten, 
erke,  Eisenbahnen,  Posten  unterstehen.  In  der  Zeit  des  aiicieu  regime  war  t^s 
ans  wie  in  anderen  Ländern  ein  verbreiteter  Ucbelstand,  dass  der  Monarch 
•Ibst  das  finanzielle  An  Weisungsrecht  willkührlich  zu  allen  möglichen  Ausgaben  den 
bssen  ge^genübcr  ausübte. 
i^  Die  finanzwinhschaftlichen  Vollzugsbehörden  stehen  ebenfalls  theils  im  Uessort 
Finanzvenraltung ,  theils  anderer  Verwaltungszweigc  (Ministerien).  Zu  crstcreu 
iören  gewöhnlich  die  Einnahmeämter  für  die  Hauptzweigo  der  Kinnahmen,  namcnt- 
DUr  die  Steuern,  da'nn  die  Ausgabeämter  für  gewisse  allgemeine  Ausgabe- 
Äreife  (etwa  Pensionswesen,  bestimmte  Dotationen,  Staatsschuld).  Finanzwirthschaft- 
Ifehe  VoUzQgsbehördcn  anderer  Ressorts  sind  vornemlich  Ausgabeämter  für  die  Be- 
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werkstcUiguiig  der  Ver waltung sausgabeu  dieses  Kessorts,  feroer  aach  Acmter 
für  den  Einnahmedienst  solcher  Ertragsqnellen,  welche  dem  bctreflenden  Ilessort  untere 
stellt  sind,  z.  B.  bei  der  Oebcrtraguug  des  Domänen-  und  Forstwesens  an  das  land- 
wirthschaftliche  Ministerium,  oder  für  die  Erhebung  solcher  Einnahmen,  welche  sich, 
wie  die  sogen.  „Gebühren"'  oder  gebuhrenartigen ,  an  die  Ausübung  der  Yenral- 
tungsthätigkeit  eines  Kessorts  anknüpfen. 

Die  hierhergehörigen  finanzwirthschaftlichon  Vollzugäbehörden  haben  daher  die 
uiit  der  Ausführung  do^  Amts  verknüpften  Kassengoschäfte  und  die  mit  dieseo 
unmittelbar  verbundenen  Kechnungsgeschäfte  auf  Gnmd  der  durch  Gesetze  and 
Verordnungen  festgestellten  Normen  zu  beseiten.  Sie  sind  demnach  Kassonämter 
oder  Kassenbehörden  und  führen  gewöhnlich  diesen  technischen  Namen  oder 
kurzweg  den  der  „Kasse'',  wo  dann  wohl  durch  Hinzufügung  eines  Beiworts  Rang, 
Aufgabe  und  Zweck  der  Kasse  näher  bezeichnet  wird  (z.  B.  General  -  Staatskasse, 
Staats- Hauptkasse,  Prorincial-,  Kreis-,  Special-,  Ministerial-,  Kriegs-,  Staatsschulden-, 
Steuer-,  Zoll-,  Domänen-,  Forstkasse  u.  v.  a.  m.). 

Die  bezüglichen  finanzwirthschaftlicben  Angelegenheiten  bilden 
das  Zahlungs-,  Kassen-  und  Rechnungswesen.  Letzteres 
trennt  sich,  zumal  in  grösseren  öffentlichen  Haushalten,  theilweiM 
vom  Kassenwesen  und  dem  damit  unmittelbar  verbundenen  RechnnngB- 
wesen  und  wird  dann  als  ,,Staatsbuchhaltungswe8en^ 
(Staatsbuchhalterei)  ein  besonderer  selbständiger  Zweig  der  Finanx- 
verwaltung.  Diese  Staatsbuchhaltung  dient  dem  Zweck,  Ueber- 
sicht  über  die  Bewegung  und  den  Stand  der  Kassen  und  weiter 
über  die  Lage  des  öffentlichen  Haushalts  und  seiner  einzelnen 
Zweige  zu  gewinnen  und  fortdauernd  zu  erhalten. 

§.  80.  An  das  Zahlungs-,  Kassen-  und  Rechnungswesen  schliesst 
sich  das  Controlwesen  an,  das  verschiedene  Aufgaben  bat  nnd 
danach  in  verschiedene  Arten  zerfällt:  die  eigentliche 
Rechnungs-  oder  Kassencontrole  (Controle  im  engsten  Sinne), 
die  administrative  oder  Verwaltungscontrole  und  die 
politische  oder  sog.  Staats  controle  („verfassungsmässige" 
Steines). 

Der  ei'stcn  unterliegt  alles  Kassen-  und  das  damit  verbundene  Rcchnungsvresdii 
hinsichtlich  seiner  ordnungsuiässigen  rechnerischen  und  den  Anweisungen  entsprecheii- 
den  Durchfuhrung  Seitens  des  Kassen-  und  Kechnungspcrsonals,  welches  dcmgemisa 
«.'ontroliit  wird.  Die  Verwaltungscontrole  soll  die  Bürgschaft  dafür  liefern,  das»  dia 
mit  dem  Hecht  der  finanziellen  Anweisung  versehenen  Behörden  streng  gesetzmissig, 
l)ez.  nach  den  Bestimmungen  und  innerhalb  der  Grenzen  des  Etats  von  diesem  Rockto 
(jebrauch  gemacht  haben,  besonders  in  Bezug  auf  die  Ausgaben,  welche  die  Raasn 
vorzunehmen  angewiesen  wurden.  Sie  hat  im  gutgeordneten  Haushalt  der  absolatea 
Monarchie  bereits  eine  grosse  Bedeutung  und  wird  hier  für  die  obersten  Vorwaltoogi» 
«licfs  (Minister)  schon  zu  einer  politischen  ('ontrole  dem  Staatsoberhaupt  gegenUber. 
Von  einer  solchen  besonderen  politischen  Controle,  welche  sich  mit  der  administratiren 
eng  und  im  letzten  Endzweck  kaum  mehr  unterscheidbar  verbindet,  kann  man  dank 
vornemlich  im  modeni«Mi  Staate  mit  Keprasentativverfassung  sprechen.  Hier  wendol 
sich  die  Controle  gegen  die  fUr  die  Ausübung  des  finanziellen  Anwcisuugsrechb»,  wio 
dem  Staatsoberhaupt  'Monarchen)  so  der  Volksvertretung  verantwortlichen  obcnteft 
Kegierungsorgane  (^Minister).  Es  soll  dadurch  festgestellt  werden,  ob  und  wie  weit 
die  ganze  Finanzwirthschaft  und  insbesondere  die  Ausi^lhrung  des  Staatshaoshallt 
streng  gesetz-  und  bez.  etatmässig  erfolgt  ist  und  ob  keine  eigenmächtigen,  roa 
Gesetz  und  Etat  abweichenden  Acte  der  Regierung  stattgefunden  haben.  Im  letzteren 
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faJd  mJüis  die  Regierang  Eutlastung  und  nachträgliche  (iuthcisäuug  von  der  Volksvcr- 
ntUDg  wegen  gesetz-  und  otatw-idriger  Führung  des  Staatähaushalts  einholen  und  er- 
MteD  (Frage  der  Ministerrerantvortlichkei  t  in  finanziellen  Angelcgon- 
leitcu  und  der  Erlangung  der  Indemuit&täortheilungi.  Die  administrative  und 
Be  politische  Controle,  welche  demgemäss  in  unseren  Staaten  nunmehr  vielfach  in 
linander  Übergehen,  pflegen  durch  besondere  selbständige,  auch  den  Ministerien  gegen- 
Iber  unabhängige  oberste  ControlbehOrden  —  oberster  Rechnungshof,  Obcr- 
recheukammcr  —  ausgeübt  zu  werden. 

§.  81.  Auf  Grund  der  Rechnungsergebnisse  der  Kassenümter 
■ird  dann  der  Rechnungsabschluss  des  Staatshaushalts,  das 
iplst^^  neben  dem  ,,80 11'^  des  Etats,  festgestellt  und  dieses  End- 
resultat der  finanziellen  Gebahrung  wiederum  dem  Staatsoberhaupt 
nd  der  Volksvertretung  zur  nachträglichen  Genehmigung  derjenigen 
Abweichungen  vom  Etat,  llür  welche  die  Finanzverwaltung  und 
fie  sonstigen  obersten  Verwaltungsorgane  verantwortlich  sind,  vor- 
liegt. Die  Dinge  endigen  daher  normal  wiederum  mit  einem 
besonderen,  den  Rechnungsabschluss  genehmigenden  Gesetz. 

IMcäer  Abschluss  zieht  sich  unTermeidlich  längere  Zeit  nach  Ablauf  der  be- 
tpeflenden  Finanzperiode  (Jahr)  hin,  da  die  etatmässigcn  Einnahmen  und  Ausgal)cn 
UmtT  solchen  Periodo  überhaupt  nicht  alle  genau  innerhalb  des  ,, laufenden''  Jahres 
■  bewerkstelligen  sind,  sondern  sich  vielfach  ganz  unabhängig  vom  Willen  der  Fiuanz- 
MnvaltQDg  in  das  oder  die  folgenden  Jahre  als  Einnahme-lvückstünde  und  Ausgabe- 
tsstc  hinziehen,  so  sind  auch  gesetzliche  Bestimmungen  darüber  nothwcndig,  wie  es 
h  solchen  Fällen  gehalten  werden  soll,  ob  und  wie  weit  namentlich  Ausgaben  (/.  Th. 
Mch  Hinnahmen)  auf  Grund  des  Etats  einer  abgelaufenen  Periode  zur  Vornahme 
Ibez.  Erhebung)  gelangen  dürfen,  welchem  Jahre  sie  zuzurechnen  sind  u.  s.  w.:  die 
fegen  der  finanz-administrativen  Trennung  der  verschiedenen  „Jah- 
res dien  sie'',  der  Einrichtung  der  Verrechnung  dafür  u.  s.  w. 

§.  82.  Jede  Finanz wirthschaft  eines  geschichtlich  Überkommenen 
ilFentlicben  Körpers  tritt  endlich  eine  neue  Finanzperiode  mit  eioem 
IDehr  oder  weniger  erheblichen  Bestände  von  öffentlichem  (Staats-, 
Communal-) Vermögen  an,  das  theils  Finanzzwecken  (^^ Finanz- 
vermögen"), theils  Verwaltungszwccken  („Verwaltungsver- 
mögen") dient  (G.  §.  25). 

Ersteren  Falls  gehört  es  gewöhnlich  zum  Kessort  der  Finanzverwaltung  iFinan/.- 
:mibisteriiim),  auch  wohl  eines  der  volkswirthschaftlichen  Ministerien  (landwirthschaft- 
]|ches,  Baatcn-,  Vcrkchrs-Ministerinm),  letzteren  Falls  zu  den  Ressorts  der  einzelnen 
Jinssen  Dienstzweige  (Gebäude,  Mobiliar-Invcntare ,  militärische  und  maritime  An- 
lililten  and  Einrichtungen,  Kunst-  und  wissenschaftliche  Sammlungen  u.  s.  w.).  In 
'Jader  Etatsperiode  gehen  ron  diesem  Vermögen  wenigstens  einzelne,  oft  recht  bedeu- 
iBDde  Veränderungen,  Verminderung  durch  <ie-  und  Verl)rauch  (Militärvcrwaltiiiig). 
[tech  Unfälle,  Vermehningen  durch  bctrellende  ctatmässijre  Ausgaben  vor  sich. 

Auch  das  gehört  zur  formellen  Ordnung  des  öflFcntlichen  Haus- 
kalts,  dass  über  diese  Ab-  und  Zugänge  und  demnach  über  die 
Bestände  Bach-  und  Rechnung  —  theils  in  Geld,  theils  und 
iTomemlich  in  natura  —  geführt  und  Verzeichnisse  angelegt  und 
ßni  dem  Laufenden  erhalten  werden  (Inventarisiruug  des  Staats- 
'Termögens).     Die  Controle  in  den   erwähnten  drei  Formen  hat 
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sich  anch  anf  diese  ,,Activbestände^',  wie  anderseits  das  Recbnang»- 
und  Controlwesen  auf  die  Passiva  der  VerwaltuDgs-Dienstzweigei 
insbesondere  auf  das  eigentliche  Staatsschuldenwesen  m 
erstrecken. 

Auch  in  den  Haushalten  der  Sclbstvcrwaltungskörper  verlangt  die  for- 
melle Ordnung  der  Finanzwirthschaft  im  Princip  dieselben  Einrichtungen,  vio  ui 
Staatshaushalte.  Die  geringere  Ausdehnung  der  betreuenden  Haashalte  gestattet  nur 
in  der  Kegel  eine  Vereinfachung,  z.  ß.  im  Finanzbohördenweseu.  Mehrfach  köuneA 
und  werden  Finanz-,  z.  B.  Kassengcscliäftc  von  Staatsbehörden  zugleich  mit  fUr  Selbst- 
vcrwaltnngbkör])er  ausgeführt,  z.  B.  die  Einziehung  gewisser  Steuern  (wie  andeneUa 
auch  umgekehrt,  indem  etwa  die  Einziehung  von  Staatssteuern  mit  durch  Organe  der 
Commune  geschieht).  Unterschiede  in  den  bezüglichen  Einrichtungen  der  Staats-  ittd 
der  Selbstvcrwaltungshaushalte  ergeben  sich  sonst  aus  den  Verschiedenheiten  des 
ötlentlichen  Rechts,  z.  B.  in  Bezug  auf  das  Etat-  und  Controlwesen  (administratire 
und  politische  Controle).  Aber  in  grossen  Selbstverwaltungs-Haushalten,  so  der  mo- 
dernen Grossstädte,  in  entwickelten  Provincial-Haushalten,  müssen  sich  diese  Einricli- 
tungeu  aus  iinanztochnischen  und  öifentlich-rechtlichen  GrUnden  denjenigen  des  Staats- 
haushalts mehr  und  mehr  nähern,  wie  dies  auch  thatsächlich  geschehen  ist  Mandies 
richtet  sich  dabei  nach  der  Art  der  Organisation  der  Selbstverwaltung  und  dem  MaasM 
der  den  betreficnden  KOrpern  gewährten  finanziellen  Autonomie,  so  besonders  bei  den 
Selbstverwaltungskörpern  höherer  Ordnung. 

Demnach  sind  in  diesem  Kapitel  folgende  Gegenstände  %u 
behandeln : 

I.  Der  Finanzdienst  im  Allgemeinen  und  das  Finani- 
behördenwesen. 

II.  Das  Etatwesen. 

III.  Das  Zahlungs-,  Kassen-  und  Rechnungswesen. 

IV.  Das  Controlwesen. 

V.  Der  Kechnungsabschluss,  die  Einrichtung  der 
Jahresdieustc  und  die  Inventarisirung  des  öffentlicheo 
Vermögens. 


1.  Abschnitt. 

Der  Finaiizdienst  im  Allgemeinen  und  das  Finanz- 

behffrdcnwosen. 

I.  Geschichtliche  Entwicklung. 

Die  Organisation  des  heutigen  Finanzdiensts  und  die  heute  übliche  Zusammen- 
fassung der  obersten  Finanzverwahung  im  Finanzministerium  in  den  modernen  Staaten 
ist  das  Ergebniss  einer  langen  geschichtlichen  Entwicklung,  welche  sich  in  der  euro- 
päischen Welt,  besonders  auf  dem  Contineiit,  vom  Mittelalter  her  in  jedem  Lande  rer* 
schieden  und  doch  in  den  Grundztlgen  gleichmäbsig  vollzogen  hat.  Diese  Entwickliug 
steht  in  engstem  Zusammenhang  mit  derjenigen  der  gesamniten  öfTentlicheu  Verwal- 
tung und  mit  derjenigen  der  Öii'entlichen  Einnahmewirthschaft  und  Iksst  sich  auch  ia 
jedem  einzelnen  Lande  nur  in  diesem  Zusammenhang  darstellen  und  verstehen.  So- 
weit die  Geschichte  des  Finanzdiensts  und  seines  Behörden wesens  ein  Thcil  der  all- 
gemeiucD  Vcrwaliungsgcschichte  und  damit  wieder  ein  Thcil  der  ganzen  EntwicUangs- 
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^Lf^'liicLte  dos  uiodornoii  Staats  ist,  kana  hier  darauf  nicht  näher  ein)j:e^aii;2:cii  werden. 
£s   ist   dafür  auf  die  Werke  Über  Staats-  und  Kechtsgeschichto .    aber  die  speciellu 
Venraltanffsgeschichte  einzelner  wichtin^er  Länder  —  ein  kaum  erst  zu  bebauen  bc- 
gonntfnos  Gebiet  —  Über  Verwaltangslehre  und  Verwaltungsreolit   zu  venvoisen.     Der 
Za^ammi.'nhaDg  der  Entwicklungsgeschichte  des  Finanzbehörden wcsens  ebenso  wie  der 
gegenwärtigen   Gestaltung  des  letzteren   mit  der  Gestaltung   der  £innalimcwirthschaft 
wipi  in  der  Lehre  von  den  Oflcntlichen,  namentlich  von  den  Staatseinnahmen  melirfach 
Verhandelt  werden.    An  dieser  Stelle  muss  die  ilenorliebung  einiger  allgemeinen  Mo- 
mente genügen,   welche   fUr  die  geschichtliche  Entwicklung  und  heutige  Einrichtung 
jenes   Dieusts  wichtig  waren.     Daran  reihen  sich   einige,  mehr  nur   als  Beispiele 
dienende  Ausführungen  zur  Geschichte  des  Finanzdiensts  einzelner  Liinditr  an,   wobei 
vir  nns  aber  für  2^littelalter  und  neuere  Zeit  auf  deutsche  Verhältnisse  beschranken 
<§.  S6 — 91).     Alles  Speciellcre   darüber  gehört  in    die   eigentliche   Finanzgeschichte, 
velcfac    als  solche  keinen  Gegenstand  dieses  Werks  bildet.    Die  wissenschaftliche  Re- 
airbeitang  der  Geschichte  des  Finanzdiensts   ist  auch  bisher  noch  sehr  spärlich,   noch 
nnglei«:h  mehr  als  z.  B.  diejenige  der  Stcuergeschichte.  (Quellen-  u.  literar.  Nachweise 
».  unten  in  den  §§.  S6  11. 

§.83.   —   A.     Aeltere   Zeiten.     Von    „Verwaltung"    im 
modernen  Sinne   kann  in  den  Reichen,   »Staaten  und  Territorien 
während  des  ganzen  Mittelalters  und  vielfach  darüber  noch  hinaus 
bis  ins  17.  Jahrhundert  bekanntlich  nur  bedingt  gesprochen  werden. 
Es  fehlten  dafür  die  Bedürfnisse  wie  die  Voraussetzungen.    Eine 
Centralisation    der   Verwaltung    beim    KOnig    oder   Fürsten    fand 
vollends  nur  in  geringem  Maasse  statt.     Bei  der  vorherrschenden 
Nataralwirthschaft,    der   Begründung    der    königlichen    Einkünfte 
vomemlich  auf  Domänen,  welche  von  eigenen  Verwaltern  bewirth- 
schaftet  wurden,  und  fUr  den  Hof  und  für  dessen  Beamte  unmittel- 
bar die  Erträge  in  natura  abliefern  mussten,  bei  dem  ähnlichen 
System    von  Naturalleistungen    der   Hintersassen    (fiscalini)    und 
Unterthanen   zur  Deckung  der  nicht  genauer  zu  trennenden  fürst- 
liehen- Hof-  und  öffentlichen  Bedürfnisse  waren  eigene  Finanzorgane 
der  Verwaltung,  ein   eigentliches  Etat-,   Kassen-   und  Rechnungs- 
wesen einheitlicher  Art  für  das  ganze  Gebiet  des  „  Staats  ^^  weder 
nöthig  noch  möglich. 

Der  Schrerpunct  der  Fiuanzwirthschaft  bg  Inder  örtlichen  Naturalgewinnung 
d«:r Domäncnertr&ge  und  der  Ortlichon  Erhebung  der  Gefalle  durch  Administratoren 
nud  Beamte,  welche  zugleich  andere  Aufgaben,  militärische,  polizeiliche,  vogteiliche. 
allgemeine  administraÜTe ,  mitunter  auch  richterliche  zu  besorgen  hatten.  Sie  waren 
Selbst  auf  Natoralgehalte  aas-  diesen  Einnahmen  gesetzt  und  hatten  die  UebersehUsse 
abzuliefern.  Aehnliches  galt  von  der  Erhebung  der  wenigen  steuerartigen  Einnahmen 
ti>:r  älteren  Zeit,  fon  der  Verwaltung  der  Kegalien,  der  steuerartigen  (im  Unterschied 
TOD  den  gmodherrlichcD)  tirundabgaben  und  sonstigen  dire<;ten  Steuern  (auch  der 
Bcdcn,  soweit  diese  nicht  ?on  Grundherrschaften  und  Gemeinden  selbständig  subrepar- 
tirt  und  ron  ihnen  gleich  im  Ganzen  abgeführt  werden),  während  nur  etwa  für  die 
aa  bestimmten  StcUen  zu  erhebenden  Zölle  eigene  Untcrbcamten  schon  frilh  sich 
finden  (^Zöllner).  Vom  Centrum,  vom  König  und  Fürsten  aus  fehlte  zwar  nicht  jede 
(4»ntrol6  (welche  z.  B.  schon  die  carolingischcn  missi  mit  auszuüben  hatten,  die  zu- 
gleich manche  EiokUnftc  sijlbst  einziehen  und  verrechnen  musston),  aber  dieselbe  ist 
hier  so  wenig  wie  auf  anderen  Gebieten  der  ött'entlichcn  Verwaltung  «'ine  feste  Ein- 
richtung und  nicht  genügend  wirksam.  Unt(T  den  den  Kath  und  die  Verwaltungs- 
urganc  des  FQisten   bildenden  höchsten  Beamten   am  Hof  betindtui  sich  besondere 
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Beamte  (,, Kämmerer*'  u.  s.  f.)  fur  die  Aufsicht  aber  die  Einkaufte  und  deu  Schatz, 
die  Besorgung  der  Ausgaben  und  die  hiermit  in  Verbindung  stehenden  Kassen-  und 
Kechnungsgeschäfte  meist  erst  später.  Früher  gehören  die  bezüglichen  FuncCionea 
mit  zu  denen  des  obersten  Ycrwaltungsbeamten  (des  ««Kanzlers"  oder  welchen  Titel 
er  fuhren  mochte),  gleich  allen  anderen  Verwaltungsgeschäften.  Kr  ?ollfQhrt  sie  dareh 
Unterbeamte,  Schreiber  u.  dgl. :  die  ersten  Keime  eines  speciellen  Finanzdienstes  an 
der  Centralstelle. 

§.  84.  —  B.     Späteres   Mittelalter.     Uebergangszeit 
In  diesen  Verhältnissen  gehen  in  der  zweiten  Hälfte  des  Hittel- 
alters, namentlich  gegen  dessen  Schluss  allgemeinere  Veränderangen 
vor,   im  Princip  ähnlich  in  sonst  sehr  verschiedenen  europäiscbea 
Staaten  und  in  den  zur  politischen  Selbständigkeit  gelangenden 
Territorien.     Diese   Veränderungen    sind    das  Prodnct   bekannter 
allgemeiner  Umgestaltungen   im  wirthschaftlichen  und  politischen 
Leben.    Die  öfifentlichen  Bedürfnisse  steigen,  indem  Staat,  Territoriom 
und  Stadt  mehr  Aufgaben  an  sich  ziehen.    Letztere  werden  ebenso 
wie   die    schon    von  Altersher   üblichen    mehr   centralistisch    nnd 
gleichmässiger  im  ganzen  Staatsgebiet  ausgeführt.    Der  vermehrte 
Finanzbedarf    muss    bei    der    wachsenden    Unzureichendbeit    der 
älteren,  ohnehin  vielfach   verloren  gegangenen  oder  verminderten 
Einnahmequellen  (Domänen,  Regalien)  mehr  steuerwirthschafUieh 
gedeckt  werden.    An  Stelle  der  älteren  Naturalwirthschaft  in  der 
Volkswirthschaft  und  im  Finanzwesen  kommt  die  Geldwirthsehaft 
mehr  zum  Durchbruch:   der  Finanzbedarf  selbst  wird  mehr  Geld-    [ 
bedarf,  so  vor  Allem  mit  der  Aenderung  der  Wehrverfassung  nnd 
dem  Aufkommen    von  Soldtruppen,    vollends    mit  den  stehenden 
Heeren  seit  dein  17.  Jahrhundert;  die  Einnahmen,  die  Leistangen,    , 
Abgaben,  Steuern  müssen  mehr  Geldabgaben  werden.    Die  Steuer-    l 
wirthschaft  führt  direct  und  indirect  zu  einer  grösseren  Mitwirkung    | 
der  „Stände"  an   der  Regelung  des  Finanzwesens  gegenüber  der 
auf   diesem  Gebiete   nicht  souveränen   öifentlichen  Gewalt.     Den 
Ständen,  Parlamenten  u.  s.  w.  muss  der  Steuerbedarf  nachgewiesen 
werden.     Das    setzt    schon  eine  gewisse  Entwicklung  des  Etat-,    . 
Kassen-  und  Rechnungswesens,  wenn  auch  noch  nicht  noth wendig    ; 
eine   einheitliche  Gestaltung  desselben  voraus.     Die  Entwicklung    ; 
landständischer  Verfassungen,    wie  in  deutschen  Territorien ,    die 
dabei    übliche    Trennung    der  Kassen    und  Etats  (Kammerkasse,    : 
Steuerkasse  §.  90)  ist  hier  besonders  für  die  Ausbildung  des  Finanx-    i 
behördenwesens  und  des  Etats-,  Kassen-  und  Rechnungswesens  von    '. 
Einfluss    gewesen.      Alle    die    genannten    und    andere    verwandte 
Umstände    wirken    auf   die  Entstehung    eines   von  der  sonstigen 
öflentlichen  Verwaltung  getrennten  eigenen  Finanzdienstes  bin. 
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Mit  zaen>t  ond  bereitd  ziemlich  rationell  in  den  Städte u.  wo  die  wirtbschaft- 
hao  und  finanziellen  Verhältnisse  das  besonders  begünstigen  ((icldwirthschaft,  Steuer- 
ftsohaft,  mehr  und  früher  . , öffentliche",  „gemein wirthschaftliche"  Thatigkoit,  §.88); 
B  auch  iu  den  Territorien  und  Staaten  (§.  S9  ff.).  Die  moderne  linanzwrirthschaft- 
he  Centnilisation  fehlt  hier  freilich  auch  später,  im  17.  und  W  Jahrhundert  in  der 
Mienwelt  dos  .^ncien  regime*'  grossentheils  noch.  Die  „tiscalische  Kasscneinhoit", 
A  nar  im  Etat-  und  Rechnungswesen ,  war  noch  nicht  erreicht.  Die  Hof-  und 
■tsfiuauzen  werden  erst  alimälig  und  in  der  ganzen  Periode  bis  zur  französischen 
■olation  noch  selten  ausreichend  geschieden.  Aber  an  der  Contralatelle ,  beim 
Vteu.  sind  doch  schon  besondere  höchste  Beamte,  mit  einem  besonderen  Amts- 
4  Beamtenapparat,  speciell  mit  dem  Finanzdienst,  namentlich  mit  der  Verwaltung 
W  haoptsächlichen  Einnahmen,  betraut.  Centralkassen ,  wenn  auch  noch  mehrere 
heneiDandor,  auf  welche  einzelne  besondere  Ausgaben  angewiesen  sind,  werden  von 
■  ans  Tcrwaltet  und  empfangen  1)aar  oder  durch  Verrechnung  aus  ?on  ihnen  ab- 
fe^genden  Provincial-  and  I^calkassen  deren  Ceberschussc  (nach  Abzug  namcnt- 
h  der  unmittelbar  aus  letzteren  Kassen  zu  deckenden  Ertragsgewinnungs-  und  Er- 
imgskostcu-.  Das  wird  alimälig,  besonders  im  17.  und  18.  Jahrhundert  nach  dem 
ige  der  monarchischen  Gewalt  über  die  Stände,  soweit  durchgeführt,  als  es  das 
■dialtcn  an  einer  gewissen  Selbständigkeit  der  unter  Einer  Staatsgewalt  (Fürst)  vor- 
|%ten  ProTinzcn  und  Länder  in  der  gesammten  Verwaltung  im  Zeitalter  des  alten 
leieusybtcins  vor  der  französischen  lievolntionsperiodc  (.,ProvinciaIsy»tem"  >  überhaupt 
ÜKtet  und  als  es  mit  dem  geschichtlich  überkommenen  System  von  ,,Zweckkasscn'* 
baahmen  und  Ausgal>en  getrennt  fUr  einzelne  Zwecke)  vereinbar  ist,  —  ein  System, 
iehes  mit  der  Finanz-.  Steuer-  und  Landesverfassung  einmal  eng  zusammenhing  und 
iir  das  sich  deshalb  auch  die  absolute  Monarchie  jener  Periode  nicht  völlig  liinweg- 
IKO  konnte  oder  wolhe. 

Mit  der  Umgestaltung  des  Aemterwesens  und  des  Heamtenthums,  der  EinbUrge- 

STOD  Gcldgchalten  und  dem  stärkeren  Henortreten  der  Besteuerung  wird  dann 
im  Lande  selbst  die  wirthschaftlich-finauzielle  Behandlung  und  Verwaltung  der 
Iflen  Ertragsquellen  des  öffentlichen  Einkommens,  des  Domaninms  und  der  Regalien 
■e  andere:  der  „cameralistisch-üscalische''  Standpunct  gewinnt  die  Herrschaft,  be- 
Isderen  technischen  Spocialbeamten  wird  die  Verwaltung  übertragen,  Be- 
ÜBD.  die  nicht  mehr  oder  nur  noch  nebenbei  andere  Verwaltungsau fgabon  auszu- 
laren  haben.  Die  regelmässig  und  allgemein  werdende  Besteuerung,  zumal  das 
lUstcaersystem  nnd  die  Entwicklung  besonderer  Steuerarten  (indirecte  Steuern)  führt 
Vrib,  theils  schon  far  den  Veranlagungs-  und  Erhebungsdienst,  theils,  wo  dieser  noch 
Pieren  Verwaltungsorganen  oder  Communalorganen  verbleibt  oder  neu  übertragen 
M.  wenigstens  für  die  Ansammlung  der  Gelder  in  Kassen ,  für  das  Verrechnungs- 
iMB  ond   für  den   Ausgabedienst  zu   eigenen  localen   Finanz-Beamten  und  Be- 

K[wie  in  Deutschland  die  „ Ken tm eiste r*'  und  .,Kentämter").  Das  17.  und 
lirhondert  sind  bei  uns  in  Deutschland  wie  in  anderen  europäischen  Staaten 
fenCs  emsig  bemüht,  diesen  localen  Finanzdienst,  das  sich  ihm  anschliessende  Pro- 
iHial-  und  Centrai-Finanzbchörden- ,  Kassen-  und  Rechnungswesen  nach  bestimmten 
hiiretischen  Regeln  und  practischeu  Grundsätzen  „rationelT*  zu  gestalten  (Preusscn. 
iMeneich.  Frankreich  im  IS.  Jahrhundert,  v.  Seckendorff,  v.  Justi).  So  bereitet 

tdie  moderne  Organisation  des  Finanzdienstes  und  des  finanziellen  Behörden-, 
,  Kaa&cn-  und  Rcchnangswesens  bereits  allgemein  vor.  Die  vielfach  schon  tcch- 
llBh  ganz  guten  Einrichtungen  am  Schluss  des  ancien  regime  trugen  hier,  wie  auf 
pHren  Verwaltungsgebietcn ,  nur  noch  die  Spuren  der  älteren  volkswirthschaftlichcn 
ii  öffentlich-rechtlichen  Verhältnisse  an  sich,  unter  denen  das  frühere  Finanzwesen 
Uk  entwickelt  hatte.  Der  Hauptttbelstand  lag  in  Mängeln  des  öffentlichen  Rechts, 
f  inmcr  noch  nicht  vollst&ndiger  oder  nicht  genügend  verbürgter  Trennung  der  Uof- 
ili  Staatsfinanzon  und  iu  dem  vom  absoluten  Fürsten  ausgeübten  Anweisungsrecht 
|l|nfiber  den  öffentlichen  Kassen.  Ein  Recht,  von  dem  tüchtige  Itegenten  wolil  nur 
pnriegend  zo  öffentlichen  Zwecken  und  zum  Nutzen  des  lindes  Gebrauch  machten, 
■i  aber  selbst  hier  für  die  Ordnung  der  Finanzen  Gefahren  barg  und  das  von  un- 
Utigen  Regenten  immer  wieder  zu  persönlichen  Zwecken  missbraucht  werden  konnte 
iii  wurde.    Damit  war  keine  daaemde  Ordnung  des  Staatshaushalts  vereinbar. 
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§.  85.  —  C.  Neueste  Zeit  der  verfassungsmässigen 
Finanzverwaltung.  Entwieklungen  im  öffentlichen  Reeht 
waren  es  denn  auch  vornenilicb,  welche  die  hauptsächlichen  neuestes 
Fortschritte  auf  dem  Gebiete  der  formellen  Ordnung  des  Finani- 
wesens  und  des  Finanzdienstes  herbeigeführt  haben^  —  in  England 
dank  der  schon  früher  erreichten  Consolidation  seiner  Verfassungi- 
verhältnisse  zuerst,  besonders  seit  der  zweiten  Revolution,  auf  den 
Continente  Europas  seit  den  grossen  politischen  Bewegungen  im 
Gefolge  der  französischen  Revolution. 

Die  rüIUtiludigc,  dauernde  und  mit  genügenden  Cautclcn  verbürgte  Trtii]iii|| 
der  Hof-  und  Staatsßuajizeu ,  die  erst  so  erreichte  völlige  Sclbstiuidigkeit  dos  Finanz 
<1iensts  als  eines  (ilicds  des  grossen  Organismus  der  modernen  öfTenÜichcii  Venraltai|; 
die  technisch  vollendete  Ausbildung  des  Etat-  und  Coutrolwoscns  sind  allgemeine  I^ 
rungenschaften  dieser  Periode,  nicht  nur  in  den  Staaten  mit  sogen.  Rcprftseotattr^  ^ 
Verfassung,  sondern  auch,  wenngleich  immer  noch  weniger  gesichert,  iu  dou  90fpL\ 
absolut-monarchischen  Staaten  (Preussen,  Oesterreich  vor  184S.  Kusslaud).  Uebenl ! 
bricht  sich  ferner  gegenüber  der  früheren  provinciellen  Zersplitteniug,  dem  Utibe^] 
rest  der  älteren  geschichtlichen  Verhältnisse,  der  Ciedanke  der  Staatsoinbeit  jant^ 
üalin  und  löst  sich  der  Staatsbegrift'  von  der  patrituonialen  Auffassung  los.  Du  hk- 
auch  für  das  Finanzwesen  und  spcciell  für  die  Organisation  dos  Finanzdieasts,  fbr  du  ; 
Finanzbehörden-  und  das  Etatwcseu  grosse  Bedeutung:  Einheit,  Einheitlichkeit,  grOnen  < 
(ileichmilssigkeit  im  Staatshaushalte,  Centralisation  der  Einnahmen,  fiscalisc^o  KuMh  ^ 
einheit,  Concentration  der  Leitung  des  Finanzdicnsts  in  Einer  obcrsteu  CenlnbteHl^  | 
dem  nunmehrigen  „Finanzministerium'',  sind  die  Folge.  Dieses  Ministerinm  efhlki 
auch  in  den  Staaten  ohne  Volksvertretung  als  erato  leitende  VcnraltangsiastaBi  ll  ] 
allen  Finanzsachen  eine  bevorzugte  Stellung  beim  Entwurf  des  Etats,  bei  der  Bewitt*  < 
gung  höheren  Aufwands  in  demselben  für  die  anderen  Verwaltongszwoigo  und  ist  dl*  \ 
entscheidende  Verwaltungsorgan  unter  dem  Staatsoberhaupt  für  die  Gestaltang  ui ' 
Fortbildung  der  Einnahmewirthschaft.  ' 

Zum  Abschluss  kommt  diese  Entwicklung  durch  die  modernes; 
„Verfassungen^'  in  den  Staaten  mit  Volksvertretung.  Hitfi 
erlangen  die  „Stände^',  „ Kammern '',  ,, Parlamente '^  das  politiadi!; 
besonders  wichtige  Recht  einer  entscheidenden  Mitwirkung  bei  im] 
Aufstellung  des  Etats  und  bei  der  Finanz-,  besonders  der  Sten»- 
gesetzgebung.  Es  entsteht  dadurch  erst  eine  hinlänglich  verbSigto 
,, verfassungsmässige  Finanzverwaltung'',  namentlich  eine 
Finanzcontrole  in  Betreff  der  Prüfung  und  der  Innebaltung  im 
Etats.  Das  Etat-  und  das  Controlwesen  (die  administrative  und. 
politische  Controle  §.  80)  werden  Hauptangelegenheiten  des  y» 
fassungsmässigen  Rechts  der  Volksvertretung.  Die  Verwaltong^ 
insbesondere  die  im  Finanzministerium  zusammengefasste  Finaoft*. 
verwahung  werden  für  die  Führung  des  Staatshaushalts  dieior. 
Vertretung,  wie  schon  bisher  dem  Staatsoberhaupt,  verantwortliell. 
Auch  dies  wichtige  staatsrechtliche  Princip  bedingt  wieder  eiM 
Steigerung  der  Anforderungen  an  die  technisch  zweckoiäsaigi 
Einrichtung   des    Finanzdicnsts,    des  Finanzbehörden wesens,   del 
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Ubluugs  j  Gassen -y  Recbniings-  und  Controlwesens.  So  wird  die 
imelle  Ordnung  des  Staatsbaasbalts  erst  in  der  gegenwärtigen 
i^che  der  „verfassungsmässigen  Finanzwirthscbaft^'  mit  den  noth- 
nndigen  öffentiicb-recbtlicben  Garantieen  umgeben. 

L  Znr  Gescbicbte  des  Finanzdienstes  einzelner  Staaten. 

§.  s6.  —  I.  Altcrthnm.  Griechenland.  Was  man  heute  über  die  alt- 
fflechiächc  Finauzverwaltung,  uamcntlich  die  athenische  weiss,  ist  wenig:,  !iI>o- 
ifech.  im  Einzelacn  unsicher  und  die  historische  Entwiciilung  dies<.'r  Dinge  i-ntzielit 
iih  ToUeods  {rrossenthoils  der  Kenntniss.  Dennoch  genügt  daa  Bekannte,  um  sich 
h  ungefähres  Bild  von  der  Einrichtung  des  Finanzdiensts  zu  machen.  Man  sieht. 
In  hier,   besonders  in   Athen   wiihrend  seiner  lUuthezeit  eine  (inanztechnisch  und 

E!chtlich  hoch  ausgebildeto  Finanzverwaltung  bestand,  welche  in  ihren  typisclien 
ü$eD  den  modernen  Einrichtungen  gleicht,  —  ganz  naturgemüss,  da  es  sich 
Fr  am  festo  logische  oder  natürliche  Kategorieen  von  Dingen  handelt,  welche  nur 
lOftSeren  Fonnpuncten  dem  geschichtlichen  Wechsel  unterliegen.  S.  das  Buch  2 
tBöckh's  Staattthaush.  d.  Athener,  I.  Der  Rath  der  500  führte  die  Finanzver- 
ug.  Unter  ihm  fungirten  Behörden  und  Beamte  getrennt  für  die  drei  Haupt- 
.  die  Erhebaog  der  Einnahmen,  das  Kassenwesen  mit  der  Besorgung  eines 
der  Aasgaben  ^so  dnrch  die  athen.  AiM)dectcn,  die  die  empfangenen  Gelder  als 
Kasseninstanz  an  Specialkassen  abführten),  und  für  das  Kechnuugs-  und  Control- 
|Mn  (sehr  umfassende  Pflicht  zur  Kechenschaftslegung,  entwickeltes  Verfahren  dabei, 
itUcbkeit).  Zahlreiche  Finanzbeamten-Kategorien  kamen  in  diesen  dn^i  Dienst- 
vor.  Ein  förmliches  Etatweseu  in  Form  von  Voranschlägen  über 
imen  und  Ausgaben,  als  Grundlage  für  den  Finanzdienst  und  für  die  Ver- 
ichkeit  der  leitenden  Finanzverwaltungsbehörden  fehlte.  Ein  solcher  Uebcr- 
wurdc  „schwerlich  in  irgend  einem  hellenischen  Staate  regelmässig  und  im 
las  angefertigt.'*  Böckh  I,  2S0. 
h     Kom.    Trotz   mannigfacher  Lücken   reicht  das  Material  über  die  Finanzverwal- 

&Roms  aas,  sich  ein  ziemlich  genaues  Bild  davon  zu  machen  und  die  hauptsüch- 
1  Veränderangcn,  welche  die  Erhebung  der  Stadt  zum  W  eltreich  und  der  l.'eber- 
Ton  der  rcpablicanischen  zar  monarchischen  Regierung  mit  sich  brachten,  ge- 
~  rhüich  zu  verfolgen.  Die  neueren  Arbeiten  von  Th.  Mommsen,  H.  Mar- 
krdt,  0.  Hirschfeld,  Lange  u.  m.  a.  haben  unter  Mitbenutzung  des  inschrift- 
Materials  Vieles  auch  im  Detail  festzustellen  vermocht.  S.  bes.  Marquardt, 
SUatSTcrwalt.  II  (1S76  r  S.  ?(>,  144,  199,  2SG  H.  —  iiOO.  Mommsen,  röm. 
seht  (1.  Aufl.)  II,  1.  Abth.  (D574),  S.  510— 53S  (guästur),  II,  2.  Abth.  S.  9.S3-- 
^Staatskassen)  und  manches  Andere  passim.  L.  Bouchard,  sur  ladministration 
fnances  de  Tempire  romain  dans  les  demiers  teni|)ä  de  son  existence,  Paris  (ohne 
ihl,  um  1S76),  bes.  eh.  1,  11 — 13.  Eine  kurze  Uebersicht  auch  nur  des  Wich- 
lisst  sich  ohne  ein  uns  hier  unmögliches  Eingehen  auf  EinzeUieiten  nicht  wohl 
Nur  einige  Puncte  seien  daher  hier  hervorgehoben. 
Vielleicht  zu  den  ursprünglichen  seit  Begründung  des  Amts,  jedenfalls  zu  den 
alten  Functionen  der  Quaestores  urbani  gehörte  die  Kassenverwaltung 
■  msen,  II,  1,  510  IT.).  Sic  hatten  die  Aufsieht  über  das  aerarium.  den 
:hatz  und  die  Staatskasse  und  über  Alles,  was  darin  war,  einschliesslich  der 
ibQcher,  spiter  der  Abrechnungen  des  Aerars  mit  den  rrovincialstatthaltern. 
Verwalter  der  römischen  Kasse  waren  die  Quastoren  verbunden,  die  für  den 
;batz  bestimmten  Zahlungen  entgegenzunehmen  und  die  aus  demselben  ange- 
len  zu  leisten"  (Mommsen  a.  a.  0.  S.  514).  Doch  gelangten  nicht  alle  Ein- 
len  in  diese  Kasse,  sondern  in  Specialkassen,  „die  rechtlich  Theile  des  aerarium, 
thatsächlich  davon  getrennt"  waren,  Kassen,  deren  Einnahmen  und  Ausgaben 
(  B.  für  das  zur  Soldzahlung  dienende  tributuni)  aber  rechnungsmüssig  durch  die 
ifter  der  Quästoren  liefen,  —  also  insofern  das  Trinciii  der  Sta:itskas.sen-£inhcit. 
Velne  Arten  von  Einnahmen  und  Ausgaben  wurden  verschieiicn  behandelt.  „Ueljer 
ii  eigentlir:he  Kassen  verfahren  ist  sogut  wie  nichts  b^ikannt"  (Mommsen  II,  1, 
A.  Wagner,  KinaanriKsoiiiiftiftn.   I.    3.  Autt.  ]3 
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521).    Mit  der   kaiserlichen  Zeit  ginji^en   in   der  Besetzung  dieses  Amts   der  Aenr- 
Quästur  und  dann  in  diesem  selbst  Aenderungcn  vor  sich. 

„Ein  fester  Etat,  in  welchem  Ausgabeu  und  Einnahmen  gegen  eüiatider  ab- 
gewogen waren,  scheint  zur  Zeit  der  Republik  niemals  aufgestellt  worden  za  sein** 
(Manpiardt  a.  a.  0.  S.  77).  Erst  Augustus  liess  einen  solchen  Etat  auf  Grand 
umfassender  Vorbereitungen  herstellen  (rationarium ,  breviariam  imperii).  L'nter  den 
ersten  Kaisern  erfolgten  VerÖirentlichungen  daraus.  Aber  vom  Inhalte,  der  sich  anf 
die  Kassen -Bestände,  die  Einnahmen  und  Ausgaben,  ausserdem  auf  veRK:hiedenei 
Andere,  ))ezog,  ist  nichts  auf  uns  gekommen.  Nur  von  den  Yorbereitangen  iiC 
Einiges  bekannt  (Mari^uardt  199.  Mommson,  IL  2.  Abth.  953\  Die  öfters  rtf- 
suchten Schiitzungen  der  Neueren  über  die  Höhe  der  römischen  Staatseinnahmen  und 
Ausgaben  sind  sämmtlich  sehr  unsicher  (Mar(iuardt  S.  2S6), 

Von  besonderer  staatsrechtlicher  und  linanztochnischer  Wichtigkeit  war  die  Ge- 
staltung des  Kassen  Wesens  seit  der  Kaiserl.  Zeit  (Marquardt  S.  298  If.,  Momm- 
sen  II,  2.  Abth.  S.  934).  Die  Entwicklung  der  Dinge  ist  hier,  entsprechend  der 
immer  absoluter  werdenden  Gewalt  des  Monarchen,  einigermaassen  die  analoge  wie 
in  der  neueren  Zeit  des  Niedergangs  der  ständischen  Macht  und  die  umgekehrte  wie 
seitdem  in  der  Periode  der  Loslösung  des  modernen  Staats  von  der  patrimonialea 
Auffassung  und  seit  der  Ausbildung  der  constitutionellcn  Staatsform.  Das  aerariam 
Saturni  der  Republik,  damals  die  einzige  Ilaupt-Staatskasse,  wurde  nach  der  Thei- 
lung  der  Provinzen  in  senatorische  und  kaiserliche  zur  Staatskasse  bloss  für  die 
ersteren.  Obgleich  der  Senat  dartlber  rechtlich  verfugte,  kam  doch  auch  diese  Kasn 
mehr  und  mehr  unter  die  maassgebende  Leitung  des  Kaisers.  Tüoger  noch  formeO 
getrennt  neben  dem  Tiscus  bestehen  l)leibend,  wurde  sie  im  3.  Jahrhundert  zur  biossei 
Stadtkasse  und  der  Fiscus  die  einzige  Il.aupt-Staatskasse.  Der  fiscus  (f.  Caesaris)i 
ist  die  von  Augustus  begründete  eigentliche  kaiserliche  Staatskasse,  in  weleha 
vor  Allem  die  Einnahmen  aus  den  kaiserlichen  Provinzen,  ferner  gewisse  Einnahowi 
von  Domänen  und  Abgaben  auch  aus  den  senatorischen  Provinzen  fliessen,  auf  welcher 
aber  Ausgaben  wesentlich  öffentlichen  Characters,  nur  von  nächstem  InteretN 
auch  für  den  Monarchen  lasten,  für  die  Unterhaltung  des  Heeres,  der  Flotten,  dei 
Kriegsmaterials,  far  die  Besoldung  der  Beamten,  die  Versorgung  Korns  mit  Getreide, 
die  Milit;'irbtra^:^en .  die  Post,  die  Staatsbauten.  Vom  Fiscus  als  kaiserl.  StaatskaMe 
unterschied  sich  eine  kaiserl.  Privatkasse  (Patrimonium  Cacsaris\  die  aber 
doch  mehr  die  des  Fürsten  als  solchen  als  reines  Privat-  und  Familienvermögen  (rei 
ianiiliarib)  gewesen  zu  sein  schcijit.  Entsprechend  den  Verhältnissen  des  absolat- 
monarchischen  Staats  war  die  Trennung  von  Fiscus  und  Privatkasse  eine  schwankende, 
thatsäehlich  nicht  wesentliche.  Neben  diesen  Centralkassen  errichtete  Augustus  end- 
lich no<'h  im  aerarium  militare  Oine  mit  bestimmten  Einnahmen  (u.  A.  der  Erb- 
schaftssteuer) ausgestattete  ,,MilitUrpensionskasse".  Für  den  Erhebungs-,  Ausgabe-, 
Verrechnungs-  und  (ontroldienst  bestand  nun  ein  sehr  entwickeltes  Acmtcrsystcm  auch 
in  den  Provinzen.  U.  A.  in  jeder  Provinz  eine  Provincialkassc  (üscus  provinciae\ 
unter  ihr  verschiedene  Einnahmeämter;  bei  jedem  Truppentheil  ein  fiscus  castrensis 
fur  die  Ausgaben.  Besondere  Organe  ähnlicher  Art  hatte  das  Aerar,  solange  es  Staatf- 
kasse  war,  und  die  kais.  Privatkasse  (Mar([uardt  S.  304\  Für  den  Erhebungsdienst 
ist  die  Aufgabe  dureh  das  ausgedehnte  System  der  Verpachtung  der  Steuern  und 
(iefälle  vereinfacht  worden.  Allerdings  wurde  im  kaiserlichen  Kom  die  provinciale 
Ilauptsteuer,  „die  (irund-  und  Vermögenssteuer  nicht  mehr  verpachtet,  sondern  von 
den  Behörden  des  Reichs,  unter  Vermittlung  der  städtischen,  direct  erhoben*'  (Moma- 
sen  11,  2,  917).  Aber  wichtige  Einnahmen,  so  die  Erbschaftsteuer,  die  Zölle,  manche 
Domänengefälle ,  blieben  verpachtet.  Die  Pachtgesellschaftcn  und  ihre  einzelnen 
..Bureaus''  in  den  Steuerbezirken  standen  indessen  unter  einer  gewissen  Controle  darch 
beigegebene  kais.  Beamte  und  die  Schlussrechnungen  gingen,  nach  Mommsen,  nach 
Kom  leb.  S.  94**).  So  deutet  alles  das,  was  von  Nachrichten  über  die  römische 
FiFiau/verwaltung  auf  die  «iegenwart  gekommen  ist,  so  viel  Unsicheres  auch  im  Ein- 
ztdnen  bleibt,  darauf  hin.  dass  die  damaligen  Einrichtungen  in  ihrer  späteren  Knt* 
Wicklung  zur  Zeit  des  wohlgeordneten  röm.  ^Veltreichs  denjenigen  moderner  Gro»- 
Staaten  sehr  ähnlich  gewesen  sind.  —  was  ja  auch  naturlich  genug  ist. 

§.  b7.  — 2.  Früheres  Mittelalter,  besonders  in  Deuts  c  bland.  Die  rOmi* 
sehen  Einrichtungen  gingen  zunächst  in  die  Staaten  mit  über,  welche  Mch  «luf  den 
Trümmern  des  röm.  Heiches  in  der  romanisch-germanischen  Welt  neu  bildeten.  Aber 
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du  3Iübte  iliivon  s:cricth  doch  bald  in  Verfall  und  verschwand  untt.T  den  ganz  vei- 
liderten  wirthachaftlichen,  socialoii  und  politischen  Verhältnissen.  Erst  allmülig  cnt- 
viduJte  die  neue  Staateuwclt  nach  ihren  Bedürfnissen  ihre  neue  Finanzverwaltung:, 
iBcboisi^h  und  rechtlich  viel  unvollkomuiener,  als  die  römische  Verwaltung  gewesen. 
Bnzelnes  bildete  sich  später  auch  wohl  mit  nach  antikem  Muster  und  nicht  erst  mit 
ler  spätercD  EiobOrgerung  des  rom.  Eechts,  sondern  schon  frUh  beim  fränkischi^n 
SDnigthum  fand  das  römische  Fiscalrecht  eine  gewisse  Anerkennung  und  Nach- 
ttmang.  was  nicht  ohne  Eioflnss  auf  die  (iestaltung  des  Finanzwesens,  besonders  der 
Kuuhmeu  blieb. 

Im  fränkischen  Reich  der  Mcrovinger  iindct  sieh  unter  den  hOchst<^n 
Iifbeamtcn  bereits  ein  eigener  Schatzmeister  oder  Kämmerer  Uhesaururius), 
4a  den  Schatz  und  was  damit  in  Verbindung  stand ,  die  ( ieschenke  u.  s.  w.  verwal- 
tete (Wait/,  Verf.gesch.  II,  2.  Aufl.,  4U2).  Der  Uegrili  des  Fisrus  im  römischen 
.|hoe  hat  sich  auch  bei  den  Merovingem  erhalten,  wenngleich  etwas  modificirt.  £r 
^kdeatet  die  LOnigl.  Kasse  und  weiter  alles  königl.  Eigenthum  und  was  dazu  geliört 
Mb  Einkünften  u.  dgl..  auch  den  Schatz,  der  in  der  Schatzkammer,  dem  aerarium 
^.  publicum)  bewahrt  wird  und  die  Einnahmen  empfangt.  Eine  Trennung  des 
ll^entiichen  Ofientlichcn  und  des  königliclien  Vermögens  und  Einkommens  fehlt  aber 
iKh  I^ge  der  Verhältnisse.  Für  die  Verwaltung  der  Güter  und  die  Erhebung  der 
genau  zu  trennenden  stcuerartigcu  und  herrschaftlichen  Abgaben ,  (jcfulle,  der 
fgeldcr  dienen  im  Lande  die  gewöhnlichen  allgemeinen  Beamten,  die  (trafen,  auch 
domestici.  unter  ihnen  die  örtlichen  Beamten,  Vicarien.  Tribunen,  Schultbeissen, 
U'irthschaftsbeamten  der  Domänen,  keine  eigenen  Finanzbeamten,  mit  Ausnahme 
Zöllner  (Waitz,  II,  »J17— 62ü,  412),  llüUmann,  D.  Fin.gesch.  240). 
In  der  carolingischcn  Zeit  ging  die  Entwicklung  auf  der  so  gcschaii'enen 
iDdlage  fort.  Clarl  M.  wie  seine  Nachfolger  schärfen  in  den  Capitularien  auf  iinan/.. 
ste  mehr  alte  Nonnen  ein,  als  dass  sie  neue  Grundsätze  durchführten.  Das  Major- 
war selbst  durch  die  Theilnahmc  an  der  Verwaltung  des  königl.  Guts  mit  zu 
iT  Macht  gelangt.  Der  Kern  der  Finanzwirthschafc  war  nach  wie  vor  das  könig- 
Domänengut,  und  blieb  das  noch  lange  nach  der  carol.  Zeit.  Die  Verwaltung 
>r  Guter  durch  eigene  Wirthschaftsbcamte  unter  Aufsicht  von  Ilofbeamten  und 
itrole  der  Sendboten  wird  bes.  im  capit.  de  villis  »'on  Carl  M.  genau  geordnet.  Ver- 
lisse,  Beschreibungen  und  Inventaro  werden  aufgenommen  i^vgl.  Waitz,  IV. 
6.  bes.  S.  119  IT.,  V.  Inama-Sterne gg,  Deutsche  Wirthsch.gesch.  I,  321  H*., 
[llmann.  Fin.gesch.  1  ff.,  19  ff.,  86  fr.\  Eine  besondere  Finan /.Verwaltung  und 
le  Finanzbeamte  fehlen  bei  dem  Character  des  ganzen  Staatswesens,  der  Ver- 
;hang  des  Offentlichen-rechtllchen  und  privatrechtlichen  Moments,  der  vorherrschen- 
Natural wirthschaft  (vgl.  bes.  Waitz  a.  a.  0.). 

In  der  folgenden  Periode,  etwa  vom  9. — 18.  Jahrhundert,  gewann  zwar  die 
[wirthschaft  schon  mehr  Boden  und  die  Ilceresvcrfassung  änderte  sich  und  begann 
Geldbedarf  zu  schaffen.  „Doch  war  man,  sagt  Waitz,  VIII,  2](),  weit  entfernt 
einer  nach  irgend  welchen  allgemeinen  (icsichts])uncten  geordneten  Finanzwiith- 
Als  Kegd  galt  noch  immer,  dass  die  staatlichen  Bedürfnisse  möglichst  durch 
(e  Leistungen  zu  befriedigen  seien:  OH'cntliGhc  Ausgaben  und  die  des  Königs 
nicht  geschieden  und  deshalb  auch  die  Einkünfte  nicht  auseinander  gehalten, 
die  Verwaltung  dieser  waren  keine  besonderen  Einrichtungen  getroH'en.  Auch  in 
einzelnen  FUrstenthQmcm  verhielt  es  sich  nicht  wesentlich  anders,  was  sich  fand, 
nur  den  Character  einer  grösseren  Privatwirthschaft  an  sich.*'  Der  ,.KHmme- 
ir"*  hat  die  Finanzgeschäfte,  soweit  ron  solchen  zu  reden  ist,  zu  leiten.  Der  Auf- 
ihrungsort  des  Einkommens  und  der  kön.  Kasse  wird  camcra,  Kammer  ge- 
lt, woneben  die  Ausdrucke  fiscus,  aerarium.  thesaunis.  Schatz  in  der  früheren 
intuDg  rorkommen,  mit  etwas  verschiedenen  Nebenbedeutungen  (Waitz,  VIII, 
ff.).  Sonst  fehlen  eigene  Finanzbeamte  auch  auf  den  (iütern  und  im  Lande  wohl 
ich  fast  ganz,  die  Wirthschaftsbeamtcn  (Amtleute)  und  allgemeinen  Verwaltungs- 
imten  (Vögte)  borgen  auch  hier  den  unteren  Dienst  für  die  etwaigen  Finanz- 
tochäfte.  Erhebung  Ton  Abgaben,  Gefällen,  Bcwcrkstclligung  von  Ausgaben  mit. 
kach  .Jin  umfassenden  Aufzeichnungen  über  das,  was  dem  König  an  Besitzungen  und 
^kUnften  zustand  oder  durch  und  für  ihn  zur  Verwendung  kam,  liat  es  walirschein- 

ein  DeutSihland  gefehlt**  (Waitz,  VIII,  223).  Also  noch  nichts  von  „Etatwesen". 
dem  allmäligcn  Herabgehen  der  Beichsgewalt,  dem  Verluste  der  meisten  Domänen 
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und  Regalien ,  dem  Fehlen  einer  bleibenden  Keichäbeäteuerung,  dorn  Debcigang  der 
Zölle  u.  s.  w.  an  die  Territorialgewalten,  dem  Mangel  eigentlicher  öffentlicher  Beicht    , 
ausgaben  ist  in  der  Folgezeit  im  Deutschen  Kelche  als  solchem  natUrlich  Ton  einer 
eigenen  Finanzverwaltung  immer  weniger  die  Rede.    Die  verbliebenen  Domuiial-  und 
anderen  Einkünfte  wurden  auf  KeichsgUtem  ähnlich  wie  in  den  Territorien  rerwalteC, 
die  seltenen  Reichssteuern  von  den  Städten  und  Territorien  meist  hier  eigens  erliobes 
und  an  die  kais.   Kammer  abgeführt.    Dies  gilt   grosscntheils  auch  7on  den  Kefeh^    : 
steuern  des   15.  und   16.  Jahrhunderts  (dem   ,, gemeinen  Pfennig*'  und  der  „Tülfcen- 
Steuer"') ,  konnte  mangels  eigener  Verwaltungsorgane  des  Reichs  und  angesichts  der 
bereits    ziemlich    ausgebildeten    Verwaltungsmaschinerie    der  Territorien    aucli  kam    ' 
anders    sein ,    erklärt    aber  das  ganz  unzulängliche  Eingehen  solcher  Abgaben  Bit    ! 
(Weizsäcker,  Rede  über  d.  geschichtl.  Entwickl.  u.  Idee  einer  allgem.  Reichsstener,    \ 
Beri.  18S2). 

§.  SS.  —  3.  Deutsche  Finanzverwaltung  in  den  Territorien  nnd  ] 
Einzelstaaten.  Die  geschichtliche  Entwicklung  der  deutscheu  poHtiscben  Verliilt-  j 
nisse  erklärt  es,  dass  vom  späteren  Mittelalter  an  nur  eine  territoriale  und  locale  \ 
Finanzverwaltung  in  Betracht  kommt  Am  Frühsten  bildet  sich  die  locale  in  des  : 
Städten  aus,  weil  hier  zuerst  eigentlich  öffentliche,  „gemein wirthschaft- 
liche*'  Bedurfnisse  Befriedigung  erheischen,  dafür,  zumal  in  Städten  mit  wenig  ! 
(iemeindevermögen  und  deshalb  vorherrschender  Steuerwirthschaft ,  umfassende  Ein- 
richtungen zur  Einuahmebeschairung  getrofl'eu  und  öffentliche  Organe  zur  Leitung  und 
Durchführung  der  Finanzgeschäfte  bestellt  werden  mUssen.  In  den  „Städten  ent- 
wickelte sich  zuerst  ein  geordneter  öffentlicher  Haushalt;  in  ihnen  bildelM 
sich  zuerst  im  deutschen  Gemeinwesen  Steuern  im  heutigen  Sinne  des  Worts 
und  eine  Staat swirthschaft  heraus,  in  welcher  die  Geldwirthschaft  dnrdigefblilt 
wurde,  die  Haupteinnahme(iuelle  in  Steuern  bestand,  in  welcher  auch  der  öffentUcka 
Credit  in  mannigfacher  Weise  zur  Bestreitung  ordentlicher  und  ausserordentliclier 
öffentlicher  Ausgaben  zur  Anwendung  kam  und  eigene  Finanzorgane  unter 
öfientlicher  Controle  nach  gesetzlicher  Vorschrift  die  Einnahmen  und  Ausgaben  dsr 
öffentlich-rechtlichen  Gemein wirthschaft  besorgten*'  (Schön borg,  Fin.verL  d.  8t 
Basel.  Tüb.  1S79,  S.  9  fi.).  „Die  zweckmässige  Organisation  der  FinanzvenraltQM 
war  daher  in  den  Städten  bereits  lange  ein  wichtiger  Zweig  der  öffentlichen  Yenraf 
tung,  ehe  in  den  Territorialstaaten  auch  nur  das  BedUrfniss  danach  vorhanden  wai^ 
(Eb.  S.  11).  Wahrscheinlich  hat  die  städtische  Fiuanzverwaltung  später  den  Terri- 
torien mit  zum  Muster  gedient,  wie  z.  B.  Arnold  (Verf.gesch.  d.  deutschen  Frei- 
städtc,  1^51,  II,  l.'^S,  bei  Schönberg  a.  a.  0.)  auch  annimmt,  Schönberg  selbst 
mit  Rucksicht  auf  erst  noch  erforderliche  weitere  Untersuchungen  dahin  gestellt  sein 
lässt.  In  Basel  (Schönberg,  S.  23  ff.)  war  im  14.  Jahrhundert  der  Rath  anch 
die  höchste  Finanzbehörde,  die  Ausfahrung  seiner  Beschlüsse  in  Finanzsacben  nnd 
die  eigentliche  Fiuanzverwaltung  hatie  seit  Mitte  des  14.  Jahrh.  ein  besonderes  Golfe* 
gium  von  7  Personen  (die  „Sieben'',  5  Rathsherron.  2  Zunftmeister).  „Sie  waren  dss 
eigentliche  administrative  Central-Finanzorgan.  Sie  hatten  die  Stadtkasse  hinter  sick 
(drei  von  ihnen  führten  die  Schlüssel  dazu),  empfmgen  direct  oder  indirect  durtk 
andere  Finanzbeamte  die  Einnahmen  und  besorgten  nach  den  Anweisungen  des  RitliS 
die  Ausgaben*'  (eb.  S.  «SD.  Ucber  die  Einnahmen  und  Ausgaben  wurden  genane 
Wochen- Rechnungsbücher  geführt.  Am  Ende  der  Amtsführung  hatten  die  Sieben  ein« 
Rechnung  aller  Einnahmen  und  Ausgaben 'zusammenzustellen  und  dem  Rath  zu  über 
goben,  um  Decharge  zu  erhalten.  Auch  Jahresabschlüsse  wurden  gemacht  und 
alle  diese  Abrechnungen  in  besondere  Bücher  eingetragen.  Ein  anderes  Coilegina, 
das  im  15.  Jahrh.  dazu  kam,  das  der  13,  scheint  in  Finanzsachen  die  EntschoidungSB  l 
des  Raths  mit  vorbereitet,  die  Ausführung  der  Rathsbeschlüsse  mit  besorgt,  die  Th&tigielt  ■ 
der  sp'iciellen  Finanzorgane  überwacht  zu  haben,  —  also  eine  Art  Controlorgan  gewesen  zi  ' 
sein  (Schönberg  S.  49).  Noch  ein  anderes,  aus  ständigeren  Mitgliedern  bestehendes  ; 
Organ,  die  „Dreier"',  hatte  neben  den  Siebenern  eine  Function  der  Mitwirkung  an  den 
Finanzgeschäften  und  vielleicht  speciell  die  Stadtschuldenverwaltung  in  Händen  (S  chfin-  i 
berg.  S.  49).  Die  Siebener  wie  die  Dreier  erhielten  Honorar.  Als  untere  AnsfUi*  jj 
rungsorgane  besonders  für  die  specielle  Erhebung  einzelner  Einnahmen  und  für  die  i 
Besorgung  einiger  Ausgaben  waren  Einzelbeamte  vorhanden,  die  in  gewissen  Ter*  * 
niinen  die  Einnahmen  an  die  Siebener  abzuführen  und  ihnen  Rechnung  zu  legen 
hatten  (eb.  S.  50,  Daten  über  die  Gelialte  und  Löhne  der  Stadtlieamten  in  14:^  S.  55tf} 
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§.  SO.  Die  Tcrritorialfinaiizcu  buhieltcn  länger  ilircn  Scliwcrpunct  in  ilou  I)o- 
Kegalieu  und  alten  Abgaben  und  Gefallen  mancherlei  Art,  eigentliche  uin- 
Rnderc  Stcacrwirthschaft  kam  erst  später  und  als  bleibend«'  Einrichtung  erst  vom 
r~17.  Jahrhundert  hinzu,  als  auch  hier  mit  der  Umgestaltung  des  Heerwesens,  der 
ftvGDdigkeit  Termchrter  ^.innerer'',  polizeilicher,  wirthschaftlicher  Verwaltungs- 
ftigkeit  mit  der  stärkeren  Entwicklung  der  (jeldwirthschaft  der  Finanzbedarf  stieg, 
hr  als  (loldbedarf  erschien  und  neue  Einrichtungen  zu  seiner  Besorgung  und 
idkong  crfordeiiich  wurden.  Die  Ausbildung  der  landständischen  Verfassung 
igt  eng  mit  diesen  Verhältnissen  zusammen.  Es  galt  für  die  Stände,  ihre  her- 
hBichten  Rechte  und  Privilegien  zu  erhalten;  das  gefährdetste  dieser  Rechte  war 
I  dem  steigenden  Finanzbedarf  und  der  oftmals  fühlbaren  Finanznoth,  welche  zu 
kÜmncr  Schuldenwirthschaft  führte,  die  Freiheit  von  Beten  oder  Steuern,  wäh- 
li  die  Territorialgewalten  unbedingt  mehr  und  neue  Steuern  brauchten.  Eben  dies 
Me  zu  Verhandlungen  mit  den  Ständen,  um  Hilfe  zur  Abtragung  von  Schulden 
k  zor  Bestreitung  von  Ausgaben  mittelst  Steuern  zu  erhalten.   Daraus  ging  die  Vcr- 

Kng  der  Stände  und  die  landständische  Verfassung  mit  hervor.  Wenn  dabei  auch 
»  Momente  noch  mitwirkten  und  andere  Dinge  in  den  Versammlungen  erledigt 
pieD,  so  war  doch  die  ständische  Stouerbewilligung  meistens  der  Kern  von 
■B.  (S.  daher  auch  Fin.  H.  §.  355,  bes.  .H5t>  u.  iiberh.  Abschn.  2  das.  S.  105  li.: 
^  Besteuerung  in  üirer  Beziehung  zur  inneren  Verfassung  u.  zum  polit.  Stunde- 
■»**.  —  Eichhorn,  D.  Staats-  u.  Kechtsgesch.  II,  §.  428  H".  Als  Beispiele  der 
j^ckluog  der  Dingo  im  Einzelnen,  ausser  den  Noten  bei  Eichhorn,  s.  u.  A.  Kries, 
IMT.  Eotwickl.  d.  Steuerverfass.  in  Schlesien,  Bresl.  Is42,  Falke,  Steuerbewillig. 
1  Landstände  in  Kur-Sachsen,  Tub.  Ztschr.  Ib74,  1S75,  Kiecke,  Verfass.  u.  s.  w. 
Jbrtembcrgs  1SS2,  S.  12  If.). 

f.  Es  bildete  sich  so  der  Begriff  des  „Kammerguts'*  rechtlich  genauer  aus  und 
»ttitand  neben  der  füRjtlichcn  „Kammerkasse'\  in  welche  die  Einkünfte  <1üs 
Bnergnts,  d.  h.  meistens  nur  die  Deberschüsse  der  einzelnen  Ertragsquellen 
pn.  —  über  die  unmittelbar  zur  Ertragsgewinnung  erforderlichen  Ausgaben  und 
die  allgemeinen  Verwaltungsausgaben  hinaus,  die  z.  ß.  für  die  Vögte  und  die 
itmaonschaft  gebraucht  wurden  —  die  landständische  Steuerkasse.  Ein 
Etatwesen  war  damit  schon  verbunden,  weil  den  Ständen  der  Bedarf  der 
aas  der  Unzareichendheit  der  Mittel  der  Kammerkasse  erst  nachgewiesen 
musste.  Ein  genaueres  Rechnungs-,  Specialkassen-,  Controlwesen  knüpfte  sich 
Doth wendig  an. 

In  der  Verwaltnng  der  landesherrlichen  oder  Kammereiukünfte  ging  aus  den 
chicdenen  hier  angedeuteten  Gründen  im  14. — \it.  Jahrhundert  denn  auch  eine 
iderong  hcrTor.(  Vgl.  bes.  Eichhorn,  IH.  §.  4M0,  IV,  §.  54l>.)  Ein  eigentlicher 
ii  wie  unterer  Finanz  dienst  beginnt  sich  von  der  allgemeinen  Verwaltung  los- 
in. Der  allgemeine  oberste  Vcrwaltungsbcamte,  der  jetzt  über  grössere  Districte 
nLandesbaDptmann''  u.  dgl.  bestellt  wird,  hatte  zwar  auch  noch  die  Einlieferung 
Verrechnung  der  Einnahmen  unter  sich,  der  eigentliche  Finanzdienst  wurde  aber 
von  besonderen  Cameral-  oder  Finanzbeamten  (.,Hentmeister", 
mermeister'*,  „Landschreiber*  u.  dgl.  Namen  mehr)  besorgt.  Solche  Spe- 
Jbcamte  i.Amtskassner,  Amtsverwalter)  kommen  auch  bei  den  unteren  Aemtern 
und  mehr  auf.  Die  Naturalb^oldungen  der  Vcrwaltungsbcamten,  das  System 
Anweisung  derselben  auf  Dumänen,  die  sie  dann  für  sich  selbst  zu  bewirth- 
hattcn,  und  auf  gutsherrliche  (iefälle  hörten  noch  nicht  auf.  aber  die  (ield- 
longen  rerbreiteten  sich  mehr.  Die  Domänen  selbst  wurden  bis  zum  Ende  des 
Jahrb.  in  deutschen  Landen  moibtens  auf  Rechnung  der  Kammerkassc  bowirth- 
it,  nicht  verpachtet.  Ein  Theil  ihres  Ertrags  wurde  immer  noch  in  natura  dem 
oder  den  Beamten  als  Besoldung  zugeführt,  aber  die  Verrechnung  und  die  Con- 
vordon  methodischer  und  umfassender.  Im  Iti.  u.  17.  Jahrli.  bestand  die  Ver- 
ig  der  allgemeinen  Einrichtung  des  obersten  Beamtenwesens  in  der  Bildung 
Coliegicu  von  Käthen  („Hofrath",  ,. Kanzlei",  ..Kegierun;?") .  einem  oder  in 
srcn  Ländern  mehreren  für  die  einzelnen  Landesthcile.  Hier  führte  die  Vcr- 
Hhning  der  Geschäfte,  die  steigende  Arbeitstheilunir  und  das  Bedürfniss  nach  s)ie- 
|litisch  ausgebildeten  Beamten  dann  zu  einer  Trennung  nach  (reschäfts- 
|ippen.  Besondere  für  die  Besorgung  der  (leschäfte  des  Kammerguts  entstanden, 
rfugb  aU  eigene  Dcpatationen   der   Uegi(>rung,   dann  als  selbständige  ('ollegien  die 
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llofkaniincrn  (Eich hörn,  lY,  M71.  Dio  Einrichtung  und  Aufgabe  dieser  Kam- 
mern Mitte  dcä  17.  Jahrh.  behandelt  v.  Scckeudorff,  tcutschcr  Fürstenbtaat,  Th.  3, 
Kill».  4,  r>ankf.  Ausg.  v.  165(»,  S.  232  if.  genau.  Die  „Kammer"  oder  Ueiit« 
kammcr  [.,Kentcrey'\  auch  liechcnkammcr,  Ilofkammcr]  hat  für  „die  rechte  Ein- 
bringung <Icr  filrätl.  intradcn'*  und  für  «.die  gebührliche  Anwendung^'  derselben  n 
sorgen.)  Wo  dann  vom  17.  Jahrh.  an  der  Einfluss  der  Stande  in  Finanzsachen  gi^  ^ 
brocbeii  wurde  und  sich  dio  Territoiialgcwalt  aucli  im  Inneren  ziemlich  zur  absolatei    ' 
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entwickche,  wahrend  die  stehenden  Heere  und  die  gesamuite  Landesverwaltong,  dio 
sich  ohnedem  melir  centralisirtc ,  den  Finanzbedarf  immer  mehr  steigerten  und  ünb^ 
dingt  grössere  Steuereinnahmen  verlangten  (Oestcrreich ,  Preussen,  Baiem  n.  a.  m^ 
kam  vs  bereits  zu  einer  einheitlicheren,  alle  Arten  Oflentlicher  Einnahmen,  Kammer- 
einkiinfte  und  Steuern  zusammenfassenden  Finanzverwaltung.  Anderswo  erhielten  sick 
melir  die  äheren  Einrichtungen,  auch  selbst  die  förmliche  Kasseutrennang,  nicht  nn 
während  des  18.  Jahrh.,  sondern  noch  über  die  Stürme  der  französischen  KiiegueÜ 
hinaus,  in  einzelnen,  besonders  einigen  kleinen  deutschen  Staaten  sogar,  mit  einigen 
]SIodlticationen  in  Folge  des  neueren  Yerfassungsrechts.  bis  in  die  unmittelbare  Gege^ 
wart.  Diese  Dinge  lassen  sich  überhaupt  nur  in  historischer  Betrachtang  re^  I 
stehen.  Sie  hängen  mit  der  Kechtsgeschichto  des  älteren  domanium  oder  Kammeritliti 
auf  das  Engste  zusammen,  worauf  an  dieser  Stelle  noch  nicht  einzugehen  ist  Vir 
über  das  getrennte  Kassenwesen,  in  seiner  Bedeutung  für  die  formelle  Ordnung  d« 
Staatshaushalts  und  für  die  Finanzvcrwaltung  ist  hier  noch  Einiges  hinzuzuragw 
(z.  Th.  nach  §.  151.  158,  154  der  2.  Aufl.  dieses  Bands  I.  im  Anschluss  an  Bai 
Fiu.  I,  §.  HO,  92,  93.  S.  auch  v.  Seckendorff,  Fürstcust.  Th.  1,  Kap.  3,  Absclui.8 
(»ron  der  „Landes-Steucrbarkcit",  Frankf.  Ausg.  v.  165G  S.  222),  v.  Justi,  Staalf- 
wirthsch.  IL  Si),  Zachariü,  D.  St.  u.  Bundesrecht  IL  §.  209  If.,  219  H*.  (2.  A.). 

§.  90.     Die   Kassentrennung  im   deutscheu   territorialen    Finans- 
wesen.    Nach  den  anerkannten  Grundsätzen  des  älteren  deutscheu  LandesstaatsrechUi 
welche    meist   noch  beim   Eintritt  der  Periode  der  neuen  Vcrfassungsbildungcn  im 
19.  Jahrhundert    galten,    war    der  Begriff   des    „Kammerguts",    der    fürstliche 
„Kammereinkünftc"',   dio   in   die   „Kammerkasse'*   flössen,    ein  ziemlich  dB" 
fassender.    Zum  Kammergut  gehörten  nicht  nur  der  ländliche  Grundbesitz  vnf    | 
Verwandtes,  die  Fcldgüter,  d.  h.  Garten-.  Beb-,  Ackerland,  Wiesen,  Weiden,  saniBt    j 
Wirthschaftsgebäuden,  häufig  mit  gutsherrlichen  Gerechtsamen,  dinglichem    j 
Berechtigungen    verbunden,    wobei    die    Fcldgüter   vielfach    grosse    Uofgflter    ; 
(Dumänmhöfei   bildeten  (die  späteren  „Kammorgüter  im  engeren  Sinne**  oder    ' 
die  „eigentlichen  Domänen"),   ferner  Gewerksvorrich  tuugcn,  als  Mühleu,  Braue- 
reien u.  dgl.  m.,   auch  wohl  Wohngebäude,  dann  die  Waldungen,  Forsten.     Die 
(iesamuitheit  dieses  Besitzthunis  hiess  schon  im  fränkischen  Reich  bona  fiscalia,  spfttv    ' 
domania,  Domänen  (Zopfl,  St.  u.  K.gesch.  IL  219.  Waitz,  Verf.gesch.  II,  616  tL^ 
Ausserdem    gehörten,    wie  sich  aus  d(>r   Verbindung  der  Territorialgewalt  (sp&terer 
Landeshoheit j   und   dem  Domänenbesitz  in  der  Einen  Hand  des  Fürsten  erklärt,  noch 
andere    finanzielle    Gerechtsame    verschiedenen    staatsrechtlichen    Characten 
zum   Kammergut,   welche   iinanzwissenschaftlich    ultcrwicgend  gebühren-  und   steuer- 
arti;rer  Natur  sind.  So  werden  die  sog.  nutzbaren  Regalien,  Bergwerke,  Salinen, 
Posten,    Münze  u.  v.  a.  m.,  dann  die   Zölle  und   (icleitsgelder,    ferner  Conus« 
cationserträge,    Sporte  In,    Concessions-,    Nachsteuer-   und  Abzugsgelder,  Kot- 
zehnten,  Stempel  gefalle   im   Alli^emeinen ,   mit  particularrechtlicheu   Ausnahme!, 
/um  Kammergut,  daher  die   betreffenden  Einkünfte  regelmässig  zum  Einkommen  der 
Kammerkas^e   gerechnet    (s.   Zachariä,   D.  St.  u.  Bundesrecht,    II,  §.  209,  in  der 
2.  Ausg.  S.  421).   Wie  nun  auch  diu'  rechtliche  Ursprung  dieses  Kammerguts,  nament- 
lich seines  Haupttheils,  des  Grundbesitzes,  immer  war,   —  thcils  wirklich  ursprftng^ 
Hohes  Slajitsgut,   theils  dynaäti^ches   Ilausgut  — ,   nach  gemeinem   deutschen  Staats^ 
recht  hatte  der  Ertrag  die^es  gesammten    Kanimergnts   nicht  nur  zur  Bestreitung  der 
eigentlichen  fürstlichen  oder  IIofausga)»en.  sondern  darüber  hinaus,  soweit  erreichtet 
zur  Bestreitung  der  übrigen,  wirklich  „üli'entlichen"  oder  Staat>bcdürfnisse  zu  dienen, 
eine    Unterscheidung   der   Ausgaben,    welche   freilich  früher  vollends  eine  lliessende 
war.     Auch  nach  der  Entstehunsr  der  landständischen  Verfassung  hatte  der  Fünit  die 
Verwaltung   des    Kammerguts   und   der  Kammerkasse   allein  in  Händen.     Im  lutereiM 
d<:s  Landes,  bez.  ihrer  selb>t  durften  die  Ständ<i  aber  einer  Vcräusserung,  Vcrgebang 
und  Belastuiiir  des  Kammerguts  widcr>i»rcchen,  um  de>sen  Kinnahnieii  für  die  Deckung 
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iff  Aaü?ai)CO  rerfUgbar  zu  erhalten,  ferner  hatten  unter  diesen  l'mstän«irn  die  StiuiJ«* 
im  Kccht,  vcDii  von  ihnen  die  ßcwilligun«:  neuer  oder  der  Kortdaiii-r  alter,  d.  h. 
hher  von  ihocn  bewilligter  Steuern  verlangt  wurde,  Einsicht  vom  Stande  und  d<^n 
IDttelii  dur  Kaiumeriiassc  zu  nehuien.  Nur  bei  ihn«-n  nacligt'wiesener  Insuflici«:!!/. 
bier  Kasse  brauchten  sie  Steuern  zu  gewähren,  ein  Hechtssatz,  welcher  ausdracklirh 
■  Kraft  blieb,  als  im  Laufe  des  17.  .lahrh.  mehr  und  mehr  dici  Verpllirhtung  der 
tonde  zur  Bewilligung  von  Steuern  im  F'all  nothwendi<ren  Bedarfs  ireltendivs  iWimt- 
tdes  Kecht  wurde.  Diese  Verhältnisse,  u.  A.  auch,  schon  in  der  früheren  Zeit  der 
■dständischoD  Verfassung,  die  Bewilligung  der  Steuern  in  der  Form  von  „Zwrek- 
kiem'"  far  die  und  die  bestimmte  Verwendung  (SchuIdentiliruMg.  Kriegskosten  u.  d;;I. 
-  T.  Seokendorff  a.  a.  0.  erwähnt  als  sonstige  Motivirung  der  SftJU«;rforderung 
i  B.  Abgang  der  eigenen  Kammergiiter,  weitläufige  Besttrllunir  des  l\i'^inients,  notli- 
Mdige  Gebäude,  vorhabende  gemeinnütz.  Anstalten,  an^ehnli«.-he  Heirathrn.  kostbare 
|Uko,  LegatioDon  u.  s.  w.  „zu  des  Fürsten  und  des  Landes  Nothdurft"  — )  führten 
Ipr Bildung  der  landständischen  Steuerkassen  („Landeskassen"),  in  welche 
fc  bewilligten  Steuern  flössen. 

"  In  den  einzelnen  Territorien  war  die  Rechtsstellung  und  Verwaltung  dieser 
ipKn  nicht  ganz  die  gleiche.  Anfangs  waren  die  Kass<.'n  ausschliesslich  oder  über- 
irgend  unter  der  A''erwaltung  der  Stünde  oder  ihrer  Ausschüsse,  der  ständischen 
Mutzcollegien  selbst,  nicht  bloss  in  Bezug  auf  die  eigentlichen  Kassengeschäfte  und 
tt  die  Verwendung  der  bewilligten  Summen ,  sondern  niehrfaeh  auch  in  Betrefl'  der 
Iheboug  der  Steuern.  Später,  als  die  Steuern  tliat>äehlieh  rt^j^cimiissige  wurden 
id  schon  deshalb  ein  ordentliches  Behördenwesen  für  den  Erhebunsrs-,  Kassen-  und 
Wwendungsdienst  nöthig  ward,  und  als  die  Territorialgewalt  Oberhaupt  ilen  ständi- 
fteo  Einfluss  mehr  und  mehr  lähmte,  wurde,  w^ie  einst  beim  roni.  aerarium  in  der 
iberzr.tit.  die  ständische  Mitwirkung  Öfters  nur  eine  Formalität  oder  verschwand 
ftft.  Das  allgemeine  Rechtsprincip  war  aber  doch,  dnss  die  Stände  selbst  oder 
iktb  Ausschüsse  die  Landeskasse  verwalteten  od'T  bei  der  landesherrlielu^n  Verwal- 
bif  derselben  mehr  oder  weniger  wirksam  concurrirten  untl  diesell)e  eontrolirten.  In 
ifcercu  Ländern  ging  das  Bestreben  der  Stände  darauf  aus,  für  die  Lnndeskasso 
■i^e  l'nabhängigkeit  von  der  Landesherrschaft  zu  erlangen .  was  alier  nicht  zu  er- 
Uen  war.  Hier  walten  naeh  Ländern  und  Zeiten  gros^>e  Veisehiedenheiten.  „Worin 
|l  Bechte  des  Landesherrn  in  Betreff  der  Landeskasse  bestainhMi ,  läs^t  sieh  nur  aus 
k  Vi-rfassung  der  einzelnen  Länder  bestimmen;  so  vi«.'l  lag  aber  überall  in  der 
dar  dvr  hergebrachten  Verfassung,  dass  der  Landesherr  oder  seine  Ixäthe  nicht  ein- 
zig über  die  vorhandenen  Landesgelder  disponin.'n,  UebersohUsse  sieh  nicht  aneignen 
fi  keine  verbindlichen  Zahlungsbefehle  an  die  landschaftliehon  Kassenbeamten  er- 
|pm  konnten,  sowie  auch  anderseits  die  einseitige,  der  landst-lndi^ehen  Zustimmung 
ibehrendc  Aussehreibung  neuer  Stcuerauf lagen  für  die  l'nterthanen  nicht  als  vcr- 
fedlicb  erachtet  wurde^  «Zachariä,  a.  a.  O.  IL  4!M).  Näheres  in  den  S<-hriften  der 
Iven  Publicisten.  bes.  Moser,  v.  d.  Landeshoheit  in  Stenersaehen,  Kries,  Falke 
rrm,  0.).  Thatsäcblich  waren  es  vor  Allem  die  Bedürfnisse  des  Wehrwesens,  die 
Mtrappeu  und  stehenden  Heere,  für  weh'he  die  Landes^touerkas^en  die  Mittel  auf- 
fcfcc  nuästcn.  Daher  die  Steuerkasse  die  „Kriegskasse'',  wieimt»rand.preuss.  Staate. 
*''  Natttrlich,  dass  diese  Kassentrennung  finanztechnisch  mann1gfa<'he  Nachtheile  und 
Ifefc  staatsrechtlich  nur  solange  einen  gut'Mi  Sinn  hatte,  als  das  ältere  \'erfassungs- 
iiht  bt:stand  und  die  Auffassung  noch  zutraf,  die  v.  Seekendorff  am  Eingang 
k  Abs<-huitts  von  der  „Landcs-Steuerbarkeit"  S.  222)  typiseli  mit  d.n  Worten  vit- 
jtt:  .,Diu  Stcureit  oder  die  also  genente  Anlagen  oder  Entrielitungen  sind  keine 
ilentiichc  gcwi<»se  Gefälle,  die  etwan  ein  l'nterthaner  seinem  Herrn  an  Kr1)zinsen 
li  Frohndiensten  entrichtet,  sondern  seyiid  extraordinär  Anlagen  und  Kinnahmen, 
Ücfae  ihrer  rechten  Art  und  Gelegenheit  nach  freiwillig  und  als  guthert^ige  Bey- 
tovern  gereichet  und  dahcro  auch  in  etlichen  Orten  Belhen.  d.  i.  erbetene  Kin- 
hiftc,  anderswo  auch  HUlffen  oder  Präsenten  «jrenennet  werden  .  .  .  ."  Die  Ver- 
hkoDg  dop|K:Itcr  Kassen  dieser  Art  war  unvenneidlieh  schwerfälliger,  für  die  for- 
pDc  Ördnaug  des  Haushalts  störend,  zu  mancherlei  StP>itigkeiten  wurde  dadurch 
flegenlicit  gegeben.  Wo  in  der  absolutistischen  Z';ir  die  I)ynastie  sieh  mit  dem 
hit  mehr  Eins  wasste  und  sich  hier  gerade  dadurch  und  mehr  dann  noeh  in  der 
Hvrezeit  des  neuen  Verfassungsrechts  der  Staatsbeü:rill'  «ler  fr-iheren  patrimonialen 
■ffiis^iung  entrang,  kam    es  daher  zu  einer  neuen  K'eeht^ldldung.  eventuell  zu  einer 
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vcrtra^suiäsbigc.n  Kegclung  zwiächcn  Landeäherru  und  Ständen  über  das  Kammergut 
und  zu  einer  Vereinigung  der  beiden  Kassen,  der  Kammer-  und  der  Lsndesstcaer- 
kasse.  Dadurch  wurde  erst  der  Boden  fiir  die  moderne  rationelle  Ordnung  des  Staato- 
haubhalts  und  des  Finanzdiensts  geschaiien.  Nur  die  eigenthUmlichcu  politischen  and 
staatsrechtlichen  Verhältnisse  in  Deutschland,  besonders  in  den  Mittel-  niid  den  dock 
nur  euphemistisch  ,,Staaten''  zu  nennenden  Kleinstaaten,  erklären  es,  dass  Kcstc  jcDor 
alten  Kinrichtnngcn  noch  in  unsere  Tage  hineinragen. 

Sonbt  hängt,  wie  bemerkt,  die  ehemalige  Kassentrennung  auch  mit  dun  KcchU- 
verhidtnissen  des  alten  Domaniunis  näher  zusammen,  mit  dem  wirklichen  oder  behaup- 
teten Chanicter  alles  oder  eines  grossen  Theils  dieses  Domaniums  als  Patrimonialj^al 
der  herrschenden  Dynastie.    Hier  schien  Öfters  ein  dynastisches  Interesse  die  daaomde 
Sondei'btellung    dieses   Domaniunis  und   eine  aparte   Kasse  dafUr  zu   verlangen.     Eia 
(jcsichtspunct,   welcher  in  den  deutschen  Mittel-  und  Kleinstaaten  sich  mehrfach  bis 
in  die  (iegenwart  hinein  vertreten  findet  und   mancherlei  Kämpfe  zwischen  Ftlnst  and 
Ständen  über  das  Domanium,  sowie  neuere  vertragsmässigo  Hegelang  darüber  crkllrt. 
Ausserhalb  Deutschlands,    wo  die  älteren   Kechtsverhähnissc   ähnlich   lagen,    and  in 
Oesterreich  und  Preussen,  wo  die  Dynastie  sich  mehr  mit  dem  Laude  politisch  cinei 
wusste,  ist  sowohl  die  Anerkennung  aller  Domänen  als  Staatsgut  als  auch  die  Beseiti- 
gung der  besprochenen  Kassentrennung  längst  erfolgt,  worauf  in  der  Lehre  von  d« 
Domänen  zuiückzukommcn   i&t.     In  Deutschland  steht  mit  der  Regelung   dieser  Do- 
mänen-  und   Kassenangclegenheit  auch  diejenige  der  fürstlichen  Givillisten  öften    ^ 
in  Verbindung.    Specielle.   sonst   kaum   verständliche   Einrichtungen  wie  die  Btldoog    S 
von    „Grundstock vermögen"    (Würtcmborg  s.    R lecke,   Verfass. .u.   8.  w. 
Wiirtenib.s,   8.  ISl  ü'.,    Baden,    s.   Uegenauer,    bad.  Staatshaush.  S.  51)  hängen 
ebenfalls   mit  der  nur  historisch  zu  verstehenden   besonderen  Rechtsstellung  des  Do- 
maniums zusammen.  Aehnliclies  gilt  auch  heute  noch  von  der  Einrichtung  der  Etat! 
in  einigen  deutschen  Staaten   {z.  ß.  in  Würtcmborg:   Einnahmen  I.  vom  Kamme^ 
gut,  II.  aus  Steuern).     Im  chemal.  Kön.  Hannover  wnrde  die  Kassen  treu  uuug  18S4 
aufgehoben,  1S41  wieder  eingeführt,  1851  abermals  beseitigt,  Ycränderungeu  in  enger 
Verbindung  mit  den   hannov.    Verfassungskämpfen.     In   B  raun  schweig  noch  jeW    | 
2  Etats,  „Staatsbaush.etaf'  und  ,.Etat  der  Kammerkasse".    Im  letzteren  als  Einnahmen    i 
die  Domänenpachten  und  Gefälle.  Forsten  und  Jagden,  Berg-  u.  Uüttenworke,   Zinsen 
(ls>l  zus.  2.1!)3  Mill.  M.) ;  als  Ausgaben  die  Verwalt.kosten,   Erhaltung  d.  Kammer- 
guts,   Kammerschuld,    Rückzahlungen   und    „Zahlung  an   die   herzogliche  Hofkasw*' 
(0.^2.1  M.  M.),   zus.  1.156  M.  M  ,  der  l'eberschuss  kommt  als  Domänen- Netto- 
ertrag (0.737  M.  M.)  in  den  Staatshaush.ctat  unter  dessen  Einnahmen.  Achnlich,  ein 
echtes  Bild  der  an  ältere  Zustände  noch  erinnernden  klcinstaatl.  Fiu.vcrwalt.,  die  Ver- 
hältnisse in  Coburg-(ioth<i.  Im  ei'sten  oder  Domäneukassenctat  die  Bruttoeinnahmen 
(aus  Forsten,    Domänen.    Zinsen,    Verschiedenem)   und   die  darauf  zunächst  lastenden 
Ausgaben  (Verwalt.kosten,  Doman.schuld.  Kirchen-  u.  Schulausgaben),  der  Uebcrschui 
in  bestimmtem  Verhältniss  an  die  herzogliche  und  an  die  Staatskasse.    Im  Etat 
der  letzteren   dann   diese  Uebt'rschüsso  als  Einnahme.    Einige  weitere  ältere  Notizou 
bei  Hau  1.  §.  \)2  Noten  u.  in  d.  2.  Aufl.  dieses  Bands  §.  154,  Noten. 

J$.  *.)1.  —  4.  Brandenbu  rg-preussische  Finanzverwaltung.  Ein  ge- 
naues Bild  der  Finanzverwallung  der  Staaten  des  Uebcrgangszeitalters  im  17.  nnd 
IS.  Juhi hundert  erhält  man  natürlich  nur  aus  der  Darstellung  der  Verwaltung  eines 
einzelnen  concreten  Staats.  Die  wissenschaftlichen  Vorarbeiten  dafür  sind  für  kcinea 
einzigen  Staat  bisher  ausreichend.  Die  allgemeine  Verwaltungsgeschichte  der  einzelnen 
Staaten  wartet  noch  auf  ihre  genügende  Bearbeitung  und  das,  was  davon  bisher  Yor- 
liegt,  nimmt  auf  die  Finanzverwaltung  nicht  immer  die  gebührende  Rücksicht.  Die 
Arbeiten  über  Finanz-  und  Steuergeschichte  vernachlässigen  die  (ieschichie  der 
Finanzverwaltung  gewöhnlich  zu  sehr  Unter  den  deutschen  Verhältnissen  ist  die 
Entwicklung  der  Finanzvcrwaltung  in  Oesterreich  und  in  Preussen  besonders 
wichtig.  Für  letzteres  verspricht  (i.  Schmoll  er 's  geplante  Verwaltungsgescbichte 
auch  hier  eine  wichtige  Lücke  auszufüllen.  Vorläufig  ist  auf  cinzehie  einschlagende 
bep'its  verftllentlichtc  Vorarbeiten  SchmollerW^neist  in  d.  Ztschr.  f.  prcuss.  Gesck. 
(so  Jjihrg.  1871,  7;^,  74  über  Städtewesen),  u.  A.  auch  auf  seinen  Aufs,  „die  Epochen 
der  preuss.  Finanzpolitik-  in  d.  .Tahib.  f.  d.  D.  Reich,  Jahrg.  1S77,  S.  33,  aaf 
Droysm's  (iesch.  d.  prcnss.  Politik,  auf  Isaacsohn's  (iosch.  d.  preuss.  Beamten- 
thunis  (bisher  2.  B.,  bis  E.  d.  17.  Jahrh.)  Berl.  1^74  u.  7S.  und  vor  Allem  auf  Rie- 
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dels  hraiidi'iib.  prcuss.  StaAtühaush.  (17.  u.  Is.  .Tahrlij,  Berl.  \><iU]  /u  v<;rwci>eii.  Dir 
(;B^i»taltQiigoii  in  dor  Stcin-IIardciiborf^'ächeii  Kcforinpcriodc,  aucli  auf  dem  (iobii^to 
^r  Fiaanzveniraltuii)^  ächildort  K.  Mcinr.  in  s.  bozuj:!:!.  WerLo  (Lcipz.  \^^\k  Di«' 
boittfächiichcn  Kinrii'htnng-cn  des  Finanzdimiüts  in  ihrer  allniiilif^en  Im-  nnd  Ans- 
Mdanir  im  Huanzbcrilbmten  holicnzollcr'schon  Staate  sin«!  nacli  di.T  hier  zumeist  be- 
ifltzt'?n  Dar^telluH}^  ron  Isaacsohn  und  Kicdcl  die  iul«:enden.  Sie  werden  hier  alä 
dB  Beispiel,  und  im  Alli^emeincn  als  ein  musterhaftes,  der  Kiitwicklunj;  der  Finanz- 
KTvaltung  des  Patrimonialstaats  in  dessen  Fortbildung;  zum  uiüdcrnen  Keehts-  und 
Ghltun^taat  vorgeführt. 

Auch  in  Brandenburg  findet  sieh  im  15.  Jahrb.  als  ein  eigenes  oberstes  Ilofaint 
fades  Kammermeisters  oder  Kämmerers,  der  damals  bereits  nach  Abp:al)e 
fa  eigentlichen  Kammerdicn^t  i.  e.  S.  (V'erwaltun«^  von  Kleiduns;.  S<'hmu('l(.  (ie- 
,  tth  u.  s.  w.)  das  eigentliche  oberste  Finanzamt  repräsentirt.  Kr  hat  die  Kammer- 
■Dkmifte  nnd  die  darauf  angewiesenen  Ausgraben  zu  verwalten,  lässt  durch  seinen 
;  Kifflincnächrciber  die  KechnDn^en  führen ,  hat  die  £innahm<'n  und  Ausuraben  besor- 
IfndeD  Beamten  im  Lande  zu  controliren  nnd  seinerseits  selbst  dem  Markgrafen  l^i<■h- 
\naf;  zur  Erhaltung  seiner  Entlastung  zu  legen.  Anf.  d.  It).  Jahrh.  unter  Joacliim  I. 
VenieD  Kammenneister  und  Kammerkasse  auf  die  Verwaltung  der  Domänen  und  klei- 
-men  Regalien,  Judenschutzgelder  u.  e.  w.  beschränkt,  und  unter  einem  Hofrenthei- 
^Meister  eine  Hofrenthei  und  Landeskasse  (für  die  hauptsächlichsten  Kegalien, 
iflteaeru,  Zölle,  Ziescn)  abgezweigt.  Beide  Kassen  bleiben  aber  in  engster  Beziehung. 
tte  Kauinerkas9c  wird  dann  mehr  und  mehr  die  kurfürstliche  Privatkasse,  die 
toiterc  ('hatuUo  für  den  persönlichen  Bcilarf.  die  Hofrenthei  ist  mehr  die 
■taitskasse,  für  den  Hofstaat  und  die  allgemeine  Landes-,  namentlich  Civilvcrwal- 
feB^'.  Fiir  das  Militärwesen  entstand  erst  mit  der  Einbürgerung  des  stehenden  Heeres 
|li  einer  festen  Institution  unter  dem  grossen  Kurfür&ten  eine  «eigene  Kasse.  Von  einem 
IwninetoD  Staatshaushalte  ist  bis  Mitte  des  17.  Jahrh.  noch  keine  Kcdc.  Keste  der 
ptoB  Natoralwinhschaft  hatten  sich  erhalten  und  störten  die  (Jebersicht,  und  der  Kur- 
iert griff  durch  Erthcilung  von  unmittelbaren  Zahlungsanweisungen  an  die  localen 
j^ccialkasseii   willkürlich  ein.     Kechnnngs-,  Buchung»-,   Controlwesen  blieben  unvoll- 

Bdig  (Isaacsohn  L  9  (F.,  Riedel  1 — S).  Auch  die  neuerm  Forschungen  haben 
»r  filr  die  ältere  Zeit  bis  zur  2.  Hälfte  des  17.  Jahrh.  nur  ganz  lückenhafte^  finanz- 
tolbt.  Material  zusammenbringen  können,  obwohl  schon  im  Landbuch  d(>r  Mark  von 
Ivi  IV.  IS 73  ein  Verzeichniss  der  landesherrlichen  Einkünfte  aufgestellt  wurde. 

Für  die  untere  Finanzverwaltung  im  Lande  selbst  war  im  15.  Jahrb.  noch  der 

r meine  Verwaltuugsbeamto,  der  Vogt,  das  Hauptorgan,  der  ..neben  der  Eintreibung 
reg^elmässigen  Steuern  in  seinem  Bezirk  die  bestmögliche  Ausnutzung  der  Kega- 
nnd  Einziehung  der  Natural-  und  (ieldleistungen  der  markgrätl.  Domänen,  die 
Pne  Registrirong  sämmtlicher  Einnahmen  und  schliesslich  ihre  Verrechnung  vor 
landeshcrriichen  Commissionen  zu  besorgen  hatte*'  'Isaacsohn.  I.  55*.  Doch 
Ivden  vom  15.  Jahrh.  an  und  mehr  noch  im  1(>.  Jahrh.  die  Unterbcamten  des  Vogts, 
tntner,  Zöllner.  Amtsschreiber  spccieller  mit  dem  Finanzcxecutiv<lienst  betraut  und 
|e  höheren  Beamten  auf  den  Finanzcontroldienst  beschränkt.  Der  Kastner,  der 
weh  noch  andere  (ieschäfto  zu  besorgen  hatte,  war  der  vogtciliche,  später  der  landes- 
■d  amtshauptmännische  Kasse nbeamte,  mit  entsprechenden  finanzwirthschnftlicheu 
hBCtionen  im  Yogtoi-  und  x\mtsbezirk.  namentlich  auch  mit  Verrechnung  und  Buch- 
Hhning  betraut  und  veraDtwortlich  dafür  (Isaacsohn.  1,  03  ti.).  Neben  dem  Kastner 
pKheint  im  10.  Jahrh.  der  Schosscr,  dann  schon  früher  bei  bedeutenderen  Zoll- 
pbCen  der  Zöllner  für  die  Verwaltung  der  Zollgefälle  (eb.  S.  72  fi.).  Unter  ihm 
jtten  filr  die  Zollcontrole  die  Zollreiter.  Ueber  dem  ZoUwcsen  als  oberer  Control- 
■uiter  tritt  Ende  des  16.  Jahrh.  der  Oberzollau  fsch  er  hervor  (eb.  S.  7s).  Auch 
(v  Landeshauptmann  an  der  Spit/e  eine^s  grösseren  Bezirke  hat  in  seinem  klei- 
IWen  Speciaibezirk  mit  den  anderen  Functionen  des  Vogts  die  wirthschaftlich-tinan- 
IflUen  Befugnisse  desselben  (eb.  S.  107). 

Die  oben  angegebenen  allgemeinen  Verhältnisse  haben  auch  in  der  Mark  Bran- 
hibun^  zu  einer  Mitwirkung  der  Stände  in  der  Finan/verwaltung  geführt. 
Raieatlich  zu  Zwecken  der  Schuldentilgung  war  zuerst  I  iss  «'ine  Bierz  lese  (Accise) 
pl  den  Ständen  bewilligt   und  später  verlängert   worden,    154M  kam  ein  neues  Bier- 

el   hinzu.     Die  Verwaltung  besorgt  ein   aus   «b'n   sog.  Uberstän«len  (Prälaten   und 
crschafi'i  und  den  St«^dten  gemcins:ini  gebildet<r  Ausschuss.  unter  dem   besondere 
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„Kieäoineistcr**  die  Spccialverwaltung ,  yerrcchiiuni^  u.  s.  v.  fuhren.  Aach  eiue  znr 
Deckuug  landesherrlicher  Schulden  Mitte  des  IG.  Jahrh.  bowilllgto  städt.  directe  Steuer 
(Schoss)  wird  von  den  Städten  selbst  ?erwaltet  und  in  zwei  Hauptkasseo  gewunieh 
(Stendal  und  Berlin).  Eine  andere  directe  Steuer  der  Landschaft  anterUegt  der 
Verwaltung  durch  einen  Ausschuss  der  Obcrstände  (Isaacsohn,  I,  186  IT.). 

Im  17.  Jahrh.  war  auch  für  die  gcsainmte  obere  Finanzrorwaltiuig  die  Errioli- 
tung  des  „Geheimen  Kaths''  (1604)  von  Bedeutung,  indem  dadurch  ein  Aufnichts- 
und  Oontrolorgan  ftlr  die  Kammerrcrwaltung  mit  gcschallen  wurde.  Bald  darauf  kaai 
es  zur  Umbildung  der  mürk.  Kammer  in  eine  Collegialbchördc  unter  einem  Pri- 
sidentcu  (1615),  dem  auch  die  Hofrenthoi  unterstellt  wurde  und  deren  Vorstand  (Hof- 
renthcimcister)  1052  regelmässiges  Mitglied  der  Amtskammer  wird.  Die  ZcitferbÜt- 
nisse  Hessen  es  noch  nicht  zu  einer  erfolgreichen  Hebung  der  Finauzrenraltimg 
kommen,  aber  in  dieser  Amtskammer- Verwaltung  findet  das  preuss.  Finanz-  und 
Cameralbeamtenthum  seine  Schulung.  Getrennte  Kammerverwaltungcn  bestanden  in  des 
jieu  erworbenen  Landen,  Prcussen,  Cleve-Mark  (Isaacsohn,  II,  46 — 50). 

Erhebliche  Fortschritte  machte  die  Organisation  der  Finanzvcrwaltung,  die  Be- 
schaffung und  feste  (Jrdnung  neuer  Steuer« (uellcn  (Accise)  zur  Deckung  der  steigendes 
Ausgaben,  besonders  auch  für  das  Militär,  unter  dem  grossen  Kurfürsten.  Die  Gnind- 
lage  für  die  Entwicklung  der  Finanzverwaltung  im  alten  preuss.  Staate  (der  Zeit  Tor 
1800)  wurde  damals  gelegt.  Schon  bei  der  Reorganisation  des  Geheimen  Raths  L  J. 
1051  wurde  in  einem  Collegium  von  „Staats-Kammerräthcn*^  ein  eigenei 
oberstes  Verwaltungs-Dopartemcnt  für  die  Finanzen  (KammoreinkUnftc,  Stcnem)  ge- 
bildet. Später  kam  es  zu  einer  administrativen  Scheidung  in  ein  Hofkammor- 
departcmcnt  namentlich  für  die  DomäneneinkUnfto  und  ein  Kricgsdeparta- 
mont  für  die  neuen  Steuern  zu  Militär-  und  Kriegszwecken.  Für  letzteres  Deparl^ 
ment  ward  in  Anknüpfung  an  ältere  zeitweilige  Einrichtungen  ähnlichen  Zwecks  eine 
eigene  neue  Generalkasse,  die  (ieneral- Kriegskasse  errichtet  (1674,  1676). 
Zugleich  wurde  die  zu  Zwecken  der  Militärverwaltung  und  Aufbringung  der  KoBtei 
dafür  gebildete  Einrichtung  von  Commissariaton  (Kriegs-  u.  a.  m.  Gommissan) 
ein  .,ständiges  Institut,  das  vcrmi^gc  seiner  Doppelnatur  als  Militär-Intendautor  UM 
Steuerdirection  auf  die  Entwicklung  der  Heeres-  wie  der  Civilverwaltung  herrer- 
ragcndcn  Einfluss  geübt  hat''  (Isaacsohn,  II,  17.H).  Die  ständische  Stcuerrcnraltnf 
ging  mehr  und  mehr  in  Städten  und  auf  dem  Lande  auf  fürstliche  Stener-Com- 
missariate  iiber.  Kassen-,  Rechnungs-  und  Controlwcson  verbesserte! 
sich  auch  bei  d<,'m  Ncbcneinandcrl)e5tehen  vci'schiedenor  (ieneralkassen  (Chatiille,  Hof- 
rcuthei.  Ilofstaatsrenthei,  Krie^skasse)  und  centraler  Nebonkassen  und  bei  noch  mangel- 
hafter Einrichtung  des  Specialkassenwesens  erheblich  (Riedel,  11 — 13,  auch  passtai 
13—34,  Isaacsohn  II.  lOS  ff.,  122  ff.,  bes.  Kap.  5  „der  Kriegsstaat  d.  Gr.  Kur- 
fürsten". EntwirU.  der  Commissariate,  der  Stcuerverfass.  u.  s.  w.  S.  158  ff.  Ueber 
die  Rechnungsabschlüsse  s.  d.  Tabellen  in  den  Beilagen  zu  RiedcTs  Werk).  B^ 
merkenswerth  sind  auch  die  practischen  ßemiihungen,  allgemeine  Etats  durch  die 
Summirung  der  Provincialetats  zu  bilden  (lOTO — SO). 

Zu  einer  geordneten  Etatseinrichtung  für  das  Finanzwesen  kam  es  jedoch  erat 
unter  König  Friedrich  I.,  noch  in  dessen  kurfürstlicher  Zeit  (16S3,  16SS — 8»),  UDter 
dem  zugleich  das  Rechnungswesen  bedeutend  vervollkommnet  und  ein  HauptabelstaAd 
der  älteren  Finanzwirth&chaft  grossentheils  beseitigt  wurde,  nemlich  durch  directe  An- 
weisungen des  Fürsten  an  untergeonlnete  Behörden  und  Kassen  willkürlich  über  dem 
Geldmittel  zu  verfügen  (Riedel  S.  35,  Isaacsohn  II.  25G).  Das  System  der  aO- 
grmeinen  und  der  spcriollen  obersten  .,Zweck-Kassen"  erlitt  manche  Ycrändeningw, 
blieb  aber  bestehen  und  wurde  durch  ziemlich  willkürliche  Vertheilung  der  Ausgab« 
auf  dir  .'iuzelnen  Kassen,  z.  B.  Zuschicbung  mancher  anderweiter  Ausgaben  auf  dl» 
Kriogskasse,  nicht  verbessert.  Wie  in  der  übrigen,  so  tritt  auch  in  der  Finanzverralf- 
tung  das  Stn-ben  narh  grösserer  Zentralisation  und  Verschärfung  der  Revisionen  und 
Controlen  hervor. 

(irosse  Fortschritte  in  jedt-r  Richtung  macht<^  die  preuss.  Finanzverwaltung  dm 
unter  dem  „cameralistiüfhen"  König  Friedrich  Wilhelm  l.  Die  besondere  kOniftrliche 
Chatullkassc  für  «lie  persönlichen  Au>gaben  des  Fürsten  wurde  aufgehoben,  der  KOnlf 
setzte  sich  seibat  auf  „Handgelder",  (äne  Art  Civilliste  der  absoluten  Monarchie.  Die 
(iüter  der  Chatullkasse  wurden  mit  den  Domänen  vereinigt  !l713'>  und  so  der  Schritt 
aus  dem    reinen  rairini«>niaNtaat   zum  ni^ultTncn  Staate,  dit^  Tr-Minung   «1er  Hof-  and 
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aatstinaiizon  bereit»  damals  iu  Preusscii  im  \Veäo.iitlichcii  voIUogeii.  l-'iir  die  Haupt- 
rcige  dcä  Eiiiuahmcdicnstä,  mit  Ausnahme  der  Gt'sohäftü  il<3.s  Ucncnil-Kriogscommis- 
liats,  wurde  bereits  1718  ciuc  obersü^  rolle^ialc  CcntralboIiOrdo ,  das  (icucral- 
luanzdirectorium  gebildet.  Im  J.  1722  machte  diu  CoutraiiMnini^  auf  diesem 
obiet  den  weiteren  wichtigen  Fortschritt,  dass  dies  Directorium  und  das  (icnonil- 
liegscommissariat  zu  einer  einzigen  Behörde,  dem  de  nerai-Ob  er- Finanz - 
riegs-  und  Domaneu-Directorium  verschmolzen  wurde,  das  nunmehr  die 
■nmcrciDkünfte  u.  s.  w.  und  die  Stcnern  unter  sich  hatte.  Auch  in  den  Provinzen 
■den  die  bisher  getrennten  Finanzbehörden  mö^rlichst  /usanimend^clegt  (Krio<rs-  und 
■üneokammern  >.  Nur  das  Kassensystem  blieb  in  der  Central-  wie  l'rovincialvcr- 
ritDDg:  ein  doppeltes,  das  der  (ieneral-Kriegs-  und  der  (ioncraldomänen- 
iaiflc,  aber  die  älteren  kleineren  Nebenkassen  verloren  ilire  Selltstündigkeit,  indem 
■  ihre  UeberschUsse  (Über  die  Erhebuugskosten  ihrer  Kinkünt'te)  an  eine  der  zwei 
Veralkassen  abzuliefern  hatten.  So  wurden  in  der  Kiclitung  auf  „tiscalische  Kassen- 
Ucir*  erhebliche  Fortschritte  gemacht,  denen  gi:genüber  die  Errichtung  einiger 
iBkärischur  Specialkassen  für  besondere  Zwecke  (Kecruton-,  Invaliden-,  Potsd.  Milit. 
lUKnhaus-Kasse)  nicht  schwer  ins  Gewicht  fallt.  Die  Errichtung  einer  eigenen 
iRhnuags-Ucvisionsbehörde ,  der  General-Kechenkammer,  172.'),  sicherte  die 
(teflltüt  aller  dieser  Verbesserungen  lUiedel,  S.  54  11'.,  57,  5S,  u.  Beil.  11 — ly). 

Friedrich  d.  (ir.  behielt  diese  Einrichtungen  der  Finanzverwaltung  seines  Vaters 
li  nach  dem  7jähr.  Kriege  im  Wesentlichen  bei.  Dann  traten  in  der  Function  des 
llBeraldirectoriums  einige  Aenderungen  ein  'Riedel  ä.  \)\)  11'.),  namentlich  aber 
mkte  der  König,  unabhängig  von  diesem  Directorium,  nach  fremden,  besonders  fran- 
Hschen  Mustern  und  mit  liilfe  fremder  Finanzbeamten  neue  Einnalimezweige 
teteric.  Tal)akmonopol)  zu  schallen  und  den  Finanzdienst  für  die  indirectcn  Steuern, 
ISGise  nnd  Zölle,  sowie  Post,  neu  zu  organisiren  > System  der  „Uegie''\  Diese 
fhrtndcTangcn  und  Neugestaltungen  wurden  auch  für  die  Einrichtung  des  Kassen- 
l^ttns  wichtig.  Zwar  blieben  die  beiden  grossen  (ieneralkassen  bestehen,  aber  über 
(ielder  darin  zog  der  König  die  directe  Verfügung  an  sich  und  von  den  Ein- 
ten, welche  seine  neuen  Einrichtungen  brachten ,  iralt  dasselbe.  Es  bildete  sich 
»  eine  neue  k.  Dispositionskasse,  mit  dem  (ieneruldirectorium  geheim  gohal- 
j|Kr  GebahruDg,  ohne  Mitwirkung  und  selbst  ohne  Kenntniss  der  sunstigen  ol)ersten 
(Mlichcn  FinanzbchOrden ,  neben  den  (ieneralkassen.  Im  Uebrigen  fand,  mit  Aus- 
ic  Schlesiens,  dessen  Finanzverwaltung  si-lbstiindig  blieb,  eine  grössere  Cen- 
iruDg  der  Staatseinnahmen  und  Ausgaben  btatt.  Wenn  nun  auch  die  fonnelle 
mng  des  Staatshaushalts  in  Kassen-,  Kechnungs-,  Controlwesen  Fortschritte  ge- 
it  und  der  König  nicht  für  seine  persönlichen  Zwecke,  sondern  für  die  wich- 
Staatszweckc  über  die  Mittel  der  Dispositionskasse  verfügt  hat,  so  ist  doch 
zu  abäoluto  Cabinetsregicrung  des  Königs  in  der  Zeit  nach  dem  7jUhr.  Krieg  der 
rer^altung  nicht  günstig  gewesen.  Sie  war  verwickelter,  unübersichtlicher  und 
^rechtlich  weniger  gut  geordnet,  als  unter  Friedrich  Wilhelm  I.,  die  Olterrechen- 
im^r  war  in  ihrer  Bt^leutung  und  Function  herabgedrückt  worden.  (Belege  bes. 
Riedel.) 

Diese   Kückschrittc  sind  unter  Friedrich   Wilhelm  IL   gleich  zu  Anfang  wieder 

itigt  worden.     Das  Generaldircctorium    erhielt  wieder  die  Stellung  der  obersten 

kden  und. beaufsichtigenden  Behörde  für  alle  Zweige  des  Finanzdiensts.  die  Accise- 

Zofladmioistration  wurde  eine  Abtheilung  des  Directoriums,  die  verhasstc  bcson- 

Begio  dafür  aufgehoben  «17^0 — S7:.    Die  Ober-Kechenkamme  r  erhielt  ihre 

itsamc  Stellung  und  Aufgabe  für  eine  umfassende  Controle  des  Staat>haus- 

nea  angewiesen  (C.  J.  v.  2.  Nov.  ITMI-,  —  nach  Gcsichtsjiuncton,  welche  für  sie 

td    noch   in   Preassen  gelten.     ..Bei  der  lievisiun   der   Kechnungen  sollte    n  i  •*  h  t 

Uo»s  calculatorische  Bichtigkeit.    Uebereinstimmung  mit  den  Etats. 

istification  der  Abweichungen  und  gehörige  Beibringung  von  Belägen,  son- 

auch  die  zweckmässige   Benutzung   der   Einkumnie  n<[Uellen   und  die 

leobacbtung  gebührender  Sparsamkeit   in  deii  Ausgaben  ihrer  Prüfung 

rliegcn"  (Uicdel  S.  143  II).     Mit  wenigen  Au^nahmen  wurden  die  Kechnungen 

ötfentl.  Kassen  der  Bevisiun  der  Oberrechenkammer   unter^itellt.     Zu  diitsen  Aus- 

leu    gehörten    die   Kechnungen   der  besonderen  geheimen  Dispositionskasse, 

iü  Stellung  eine   unliebsailie   Anomalie    im   Staat>haushaIto    Idieb.    prnctisch   eine 

lijumere  als  unter  Friedrich  LI.,    da  die  Ausgalieii   dieser  Kasse  mehr  mit  zu  per- 


4 

204  IB.  ^'  K.  l'ormcllc  0^lllluu{^^  I.A.  tinaiizdieiist.  §.91 — 93.  i 

1 
bOulicheii  lind  Hof-Luxusausgaben  verwendet  wurden  (Riedel  S.  152,  auch  BeiL  17)l     i 

\Vi(-I)tigc  Schritte  in  Bezug  auf  die  Organisation  des  Finanzdiensts  im  alten  Staate  { 
that  endlich  noch  Friedrich  Wilhelm  III.  in  der  Zeit  vor  1806.  Eine  Immcdiat- 
Finanz-Couiinission  aus  4  Ministern  und  4  Käthen  wurde  mit  dem  Anftn^ 
P'inanzrefonncn  aufzustellen,  gebildet.  Der  Wirkungskreis  der  Oberreclicnkammer 
wurde  ausgedehnt  u.  A.  ihr  jetzt  auch  die  Revision  der  bisher  exemtcu  Kawen, 
darunter  der  Dispositionskasse,  unterstellt  und  diese  Behörde  dem  Gcneialdirectoiivm  ; 
im  Range  gleichgestellt.  Daneben  wurde  noch  eine  (ieneral-Controle  der 
Finanzen  unter  einem  (leneralcontroleur,  der  zugleich  Chef  der  Oberrecheukammer,  i 
eingerichtet  (1708),  mit  der  Aufgabe,  jährliche  Uebcrsichteu  der  EinnahmeD  und  Aiu-  j 
gaben  dem  König  zu  liefern  und  die  Ergebnisse  der  gcsammtcn  Vcrwaltaug,  spccidl 
der  Finanzen,  kritisch  zu  beurtheilen.  Hierdurch  entstand  eine  schärfere  GentralinniBf 
des  ganzen  Finanzdiensts.  Auch  das  Generaldircctorium  wurde  erweitert,  dia 
Verwaltungen  der  neu  erworbenen  Länder  mehr  in  dasselbe  hineingezogen,  die  coDa* 
giale  ßerathung  aller  das  Ganze  des  Staats  angehenden  Geschäfte  im  Directorium  ein- 
gerichtet. Die  Dispositionskassc  blieb  zwar  dem  König  gegenüber  in  der  frliheroB 
Stellung,  al)er  sie  hörte  auf,  bloss  vom  Cabinet  aus  verwaltet  zu  werden  nnd  irnide 
dem  Staatsministcr-Generalcontroleur  mit  unterstellt,  —  also  eine  Beschränlrang  det 
absolutistischen  Systems  in  diesem  Puncte.  Die  beiden  grossen  Geueralkasscn ,  Der 
meinen-  und  -Kriegskasse,  blieben  bestehen,  die  gesamuiten  Staatseinkllnfle  und  Ann 
gaben  wurden  darin  mehr  und  mehr  centralisirt,  so  z.  R.  die  Militärgelder  der  schleif 
Provincialkassen  auf  die  General- Kriegskasse  Übertragen  (Riedel  S.  200  ffl,  210,  2U^ 
2.^1).  Alles  dies  tru;?  dazu  bei,  den  preussischcn  Staatshaushalt  zu  Anfang  des  19.  Jalilfc. 
auch  schon  vor  180(>  mehr  und  mehr  zo  einem  modernen  zu  machen.  Die  absoliil- 
monarchische  Regierungsform  zeigte  sich  freilich  auch  in  der  Organisation  der  FinaaiH- 
Verwaltung  noch  maassgebend,  aber  bei  der  strengen  Rechtlichkeit  und  Sparsaiakcll 
des  preuss.  Königthums  war  die  formelle  Ordnung  im  Staatshaushalte  fast  schM 
vollständig  erreicht  und  verbürgt. 

§.  92.  —  5.  Auch  in  Oesterreich  war  im  Laufe  des  18.  Jahrh.  die  Finanz 
Verwaltung  doch  schon  mehr  auf  modernen  Fuss  eingerichtet  und  in  stärkerem  Maa«0 
centralisirt  worden.    Das  gilt  noch  mehr  und  schon  früher,  in  Gemässheit  der  gauai 
politischen  Entwicklung  des  Staats,   von   Frankreich,  wo  im  surin tendant  daf 
finances  schon   seit  dem  14.  Jahrh.  und  im  späteren  controleur-gön^ral  des 
finances  seit  dem  17.  J.h.  bereits  in  der  alten  Slooarchie  ein  in  vieler  Hinsicht  dem 
modernen    Finanzminister  ähnliches   oberstes  leitendes  Fiiianzorgan ,    das   durch 
einzelne  Person  vertreten  wurde,  bestanden  hat.     Die  formelle  Ordnung  des  Staati* 
haushalts  wäre   im    IS.  J.h.   schon    ausreichend  gewesen,    wenn   nicht   die   Staats« 
rechtlichen  Hiirgschaften  daftlr  im  Zeitalter  Ludwig  XI V".  u.  XV.  gefehlt  hätteih 
Es  war  der  Vorzug  Englands,  auch  in  dieser  Hinsicht  bereits  Einrichtungen  erlaB|| .' 
zu  haben,  welche  auf  dem  Continent  erst  in  der  Periode  nach  der  französ.  RevolotM 
zur   Durchfuhrung   gekommen  sind.     Aber  nicht  nur  staatsrechtlich,    sondern  aaek 
finanztechnisch  war  in  England  die  Organisation  der  Finanzverwaltung  und  der  Finatt* 
dienst  schon   weit  früher  als  auf  dem  Continente  gut  geordnet.    Die  tüchtige  Groadk 
läge   dazu    schuf  bereits   der   normannische   Lehensstant,    nach    Mustcni   aus  seines 
Heimathlande,  der  Normandie,  in  der  Einrichtung  der  Schatzkammer,  cxcheqneY^.; 
mit  ihrem   an   moderne  (lestaltungen   erinnernden  bestimmt  geregelten  GcschäftsgaM. : 
S.  bes.  (jneist,   engl.  Verwalt.recht,   2.  A.  I.  UM  fi. ,  nach  dem  älteren  Hanptwen, 
von  Madox.   History  etc.  of  the  exchcfiuer,   2.  ed.  Lond.  1760.    Bei  Gneist  auch 
die  Weiterentwicklung  u.  heutige  (iestaltung  des  Finanzdiensts.  (wonach  unten  in  §.  IM  --^ 
Weiteres),  s.  bes.  (jneist,  II,   TG2  —  802.     Auch  in  der  heutigen  Einrichtung  und  ii 
der   ganzen  Stellung  der  exchequer  ist  Vieles  nur  historisch  verständlich,  steht  abtf  ■ 
grade  in  England   in    so   engten  Zusammenhang   mit  der  ganzen  Verfassung  u.  Voi^  i 
waltung.  dass  hier  nicht  darauf  eingegangen  werden  kann. 
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L  Die   moderne  verfassungsmässige  Finanzverwaltung. 

§.  1^3.  —  A.  Das  Finanzministerium.  Insbesondere  seine 
in  et  Ionen.  Das  Characteristische  der  modernen  Organisation  der 
JBTBten  Staatsverwaltung  tiberbaupt  ist  die  Zerlegung  derselben 
l'g;rö8sere,  naeh  dem  Princip  zusammengehöriger  Fachgegenstände 
jUldeter  Verwaltungsabtheilungen,  meist  jetzt  allgemein 
Ministerien,  an  deren  Spitze  verantwortliche  Chefs 
tUy  womit  also  hier  die  CoUegialverfassung  beseitigt  ist.  Eine 
T  Abtheilungen  ist  nun  die  finanzwirthschaftliche;  das  Finanz, 
inisterium. 

StcUong    nnd   Wirkungskreis    desselben   sind   erst  in   der  neueren   Epoche  der 

Biä6UDgcn*%  d.  h.  der  Einrichtung  von  Volksvertretungen  neben  Fürst  und  Regierung, 

its rechtlich  zu  dem  geworden,  was  sie  jetzt  sind.    Indessen  ist  doch  auch  hier, 

t  in  Frankreich,  wo  der  Finanzminister  jetzt  an  die  Stelle  des  Generalcontroleurs 

Fioanzcn  in   der  alten  Monarchie  getreten  ist,   nur  eine  Entwicklung  fortgeführt 

~ieD,   welche   in   der  vorausgehenden  Periode  angebahnt   und   in  den  Staaten  des 

Ui.   bereits  im  Wesentlichen  zur  Verwirklichung  gelangt  war.    Die  Unterschie<le 

unseren  heutigen  Finanzministerien  und  den  obersten  Central-FinanzbchOrden 

16.  J.h.  sind  daher  in  finanztechnischer  Hinsicht  auch  nicht  so  bedeutend,  als  in 

ihtlicher.     Die  schärfere  Hervorhebung  des  Grundsatzes  der  Verantwortlichkeit 

Finanzministers   hat  nor  in  derselben  Richtung  gewirkt,  wie  die  technischen  ße- 

des  Finanzdiensts:   zur  Concentration   der  (leschäfte   der   obersten  Leitung. 

raltong,  Aufsicht  bei  der  Gentralstelle. 

Im  Einzelnen  zeigen  die  Stellung  und  der  Wirkungskreis  des 
izministeriums  in  den  verschiedenen  Staaten  einige  Verschieden- 
en nach  dem  geltenden  Verfassungs-  und  Verwaltungsrecht,  der 
sbichtlichen  Entwicklung  der  Finanzverwaltung  und  den  spcciellen 
Iflrfnissen  jedes  Staats.     Aber  in  den  Grund zUgen   besteht 
te  hier  eine  hervorstechende  Gleichheit  der  Einrichtungen,  zumal 
dem  europäischen  Gontinent.    Naturgemäss,  da  es  den  nervus 
im   gerendamm  verwaltet,    hat  das  Finanzministerium,    wenn 
nicht  im  Range,  doch  der  Sache  nach  eine  hervorragende 
lang  unter  den  Ministerien.    Dies  kommt  auch  in  bestimmten 
itsrechtlichen  Grundsätzen  zur  Anerkennung,  namentlich  darin, 
das  Finanzministerium  principiell  zu  hören  ist  und  auch  wohl 
entscheidende  Stimme  hat,  wo  es  sich  iUr  irgend  einen  Vcr- 
iDgszweig  nm  neue  oder  um  gegen  bisher  vermehrte  Ausgaben 
lelt.    Die  hauptsächlichen,  im  Wesentlichen   in  den  modernen 
in,  wenigstens  in  den  grösseren,  gleichmässigen  Functionen 
Finanzministeriums  sind  dann  die  folgenden. 
1.  Entwerfung  des  Staatsvoranschlags  fUr  die  künftige 
inanzperiode.    Zunächst  zur  Vorlegung  an  die  etwa  bei  der 
»teliung  mitwirkenden  sonstigen  obersten  KtaatHkr)rper  (Gesammt- 
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ministerium ,  Ministerratb ,  Staatsrath).  Nach  bier  erfolgter  B 
rathung  und  Erledigung  hat  namentlich  der  Finanzminister  d< 
Entwurf  beim  Staatsoberhaupt  selbst  zu  vertreten  und  nach  dessf 
Sanction  ihn  der  Volksvertretung  vorzulegen  und  ihn  hier  zu  vc 
treten. 

£s  empfiehlt  sich,  die  Yorbcrcitan^  des  Budgets  eine  hinläoglichc,  aber  «n 
wieder  eine  nicht  zu  lange  Zeit  vor  der  Vorlage  im  Parlament,  bez.  tot  dem  Anfii 
der  neuen  Finanzperiode   zu    beginnen  und  eine  bestimmte  Zeit  ?orhcr  innerhalb  d 
Kegierungskreise    selbät    zum   Abschluss   zu    bringen.     Daher  pflegen  Bestimmung 
getrofi'en  zu  werden,  dass  die  anderen  Verwaltungschofs  ihre  Anträge  auf  rcrinder 
besonders  auf  erhöhcte  Crcdite  im   neuen  Etat  bis   zu   einem  bestimmten  Prädiui 
terniin  beim  Finanzministerium  anbringen  müssen,  (in  Preusscn  z.  B.  bis  zam  30.  Jn 
des  Vorjahrs).    Die  Vorbereitungen   des  Budgets  im  Finanzministerium  und  weiter 
der  Kegierungsinstanz  nicht  zu  lange  Zeit  vor  dem  neuen  Finanzjahr  auszudehnen, 
rüthlich  mit  liilcksicht  auf  die  sonst  in  grösserem  Umfang  zu  erwartenden  Vcrändening 
der  für  die  Einnahme-  und  Ausgabe-Ansätze  im  Budget  maassgebenden  Verhiltnisi 
wodurch  dann   wieder  die  missliche  Nothwendigkeit  von  Nachtragsetats  entstd 
In  dieser  Gefahr  liegt  auch  das  Missliche  längerer  als  einjähr.  Etatsperioden,  bes. 
grossen  Staaten,  wenn  sich  dafür  auch  andere  zutreffende  Gründe  geben  lassen  (s.  §.  lO- 

2.  Vollziehung  des  Staatsvoranschlags  nach  seiner  Vc 
abschiedung  und  seiner  Verkündigung  als  Finanzgesetz.  Gnu 
diese  wichtige  Aufgabe  concentrirt  sich  im  Finanzministeriam  m 
fällt  zunächst  diesem  zu,  wenn  sich  auch  im  weiteren  Verlan: 
andere  Kessorts  daran  betheiligen.  Das  Finanzministeriam  yd 
führt  die  Aufgabe  im  Verordnungswege  und  mittelst  des  ihi 
grundgesetzlich  zustehenden  Anweisungs rechts  über  das  gi 
sammte,  zunächst  ihm  zur  Verfügung  stehende  StaatseinkomnM 
(bez.  über  die  etatsmässigcn  ,,Eingänge'^  einer  Finanzperiode),  ei 
Recht,  welches  durch  den  Etat,  namentlich  für  die  Ausgaben,  ni 
seine  nähere  ziifermässige  Bestimmung  und  Begrenzung  findet 

Demgemäss  concentrirt  sich,  auch  vorbehaltlich  der  Mitwirkung  anderer  Mlnisteii« 
und  coordinirter  oberster  Verwaltungsbehörden  (z.  B.  für  das  Staatsschuldenwesen)  iu 
der  zu  diesen  gehörigen  Mittel-  und  Unterbehörden,  der  Ausgabe-  und  Einnahme 
dienst  in  oberster  Centralinstanz  beim  Finanzministerium  und  untersteht  demsellM 
daher  die  Hauptstaatskasse.  Nach  dem  jetzt  anerkannten  ,,Princip  der  fiscalisciu 
Kassencinhcif'  läuft  durch  diese  Kasse  möglichst  die  (iesammtheit  aUer  ai 
Rechnung  des  Staats  (Fiscus)  erfolgenden  Ausgänge,  bez.  Ausgaben  und  aUer  Ell 
gänge,  bez.  Einnahmen  zu  seinen  Gunsten.  Und  zwar  mindestens  rech  nun gsm&Sflii 
so  weit  es  nothwendig  und  zweckmässig  auch  thatsächlich,  indem  die  Einuahmi 
umter  ihre  Einnahmen,  eventuell  —  unter  Abzug  ihrer  unmittelbar  bestrittenen  Betriobi 
Erhebungs-  und  dgl.  Kosten  und  nach  weiterem  Abzug  der  auf  sie  angewicseat 
allgemeinen  Verwaltungsausgaben  —  ihre  Ueberschüsse  an  die  Hauptkasse  abfQhn 
und  von  dieser  Ausgaben  direct  geleistet  oder  Fonds  dazu  an  andere  Kassen  flbe 
tragen  werden. 

Auf  (irund  des  Etats  überweist  daher  das  Finanzministerium  aus  den  ihm  s 
Verfügung  stehenden  Einnalimen  allen  anderen  Yerwaltungszweigen  die  für  sie  an 
gesetzten  Credite,  über  welche  die  betreffenden  Kessortschefs  und  Behörden  dai 
weiter  durch  eigene  Anweisungen  disponiren.  Für  die  richtige,  d.  h.  gesctzmäasi| 
und  innerhalb  der  Grenzen  des  Etats  sich  haltende  Ausübung  des  Anweisungsreck 
ist  das  Finanzminibterium  der  administrativen  und  der  politischen  ('ontrole  (§.  8) 
unterworfen.    Ueberschreitungen  des  Etits  in  den  Ausgaben  haben  die  anderen  Vc! 
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ihuu^szwcig«:  aucli  ihm  gegundhcr.  und  wenn  äio  mit  seiner  /uMimmuiiir  ^^esclielien, 
t  Sit.'  Jas  Finanzministerium  in  C>emuinächaft  mit  dem  ('lief  ili^r  Itetrcticiidcn  Vor- 
iknn^  dem  Staatsoberhaupt  und  <ler  Volksvi>rtretung:  gegenuIxT  zu  verlrctiMi  und 
ftr  Inileaiuität  einzuholen. 

3.  Vorbereitung  der  organischen  Gesetze  rein  oder 
berwiegcnd  finanzwirthschaftlichen  Charaeters  und  Ver- 
etang  derselben  in  der  Beratkungsinstanz  vor  den  anderen  obersten 
lutskörpern  (Ministerrath,  Staatsrath  u.  dgl.),  sowie  weiterhin 
ir  dem  Staatsoberhaupt,  um  dessen  Genehmigung  zur  Vorlage 
Bi  Gesetzes  bei  der  Volksvertretung,  und  vor  letzterer,  um  deren 
btimmung  zu  erlangen. 

Vornemlich  kommen  hier  die  grossen  organischen  (iesetzi.?  Über  die  Ilauiitein- 
%mgc  (Einnahmen)  des  modernen  Staats,  die  Steuern  und  das  Staatsschulden- 
tpiea  in  Betracht.  Bei  den'  (iesetzen  über  priratwirthsrhaftlichc  oder  Krnreibs- 
blOiiftc  vDomünen,  Forsten,  Bergirerke.  auch  Verkchrsanstnlten.  wie  Post,  Telcirraph, 
penUahDeDi  und  vollends  über  (icbuhrencinnahmen  ( Justizgebuhren,  Unterrichtsg«;- 
ißgtn  u.  a.  u.'i  steht  regelmässig  der  finanzielle  (iesichtspunct  in  zweiter  Linio.  wcs- 
fb  dio  Vorwftltang  dieser  Zweige  überhaupt  nicht  direct  dem  Finanzministerium  zu 
||lnstehen  braucht  (s.  u.)  und  die  Vorbereitung  der  betreuenden  (iesctze  zwar  wohl 
Mitwirkung  des  Finanzministeriums  erfolgt,  das  daliei  das  fiscalische  Interesse 
Tertrctcn  hat,  alier  7on  den  betreffenden  anderen  Ministerien  aui:gelit.  Kin  ähnlirlicr 
i7erliAlt  besteht  bei  den  Gesetzen  in  Bezug  auf  Staatsausgaben,  welche  letzten* 
lieh  durch  die  bezüglichen  Staatsthätigkeiten  bedingt  werden,  weswegen  die 
regelmässig  zum  Kessort  des  betreifenden  Fachministeriums  gehören  i.  Militärisches, 
:d.  Reformen  u.  s.  w.).  SpecicU  ins  (iebiet  der  vom  Finanzministerium  vorzu- 
ttendcD  organischen  Gesetze  des  Ausgabe wesens  gehören  abrr  diejenigen  zur 
long  der  Gehalte  und  Pensionen  der  Staats1)enmten.  Dafilr  sind  im  Wrscnt- 
in  allen  Zweigen  des  Staatsdiensts  gleichmässigo  Normen,  v(»rnemlirh  nur  mit  der 
:heidDDg  fon  CifU-  und  Militärdienst,  erforderlich.  Das  Finanzministerium 
ist  im  Stande,  das  fiscalische  Interesse  gegenüber  der  (iesammtheit  der  An- 
te des  Bcsoldungs-  und  Pcnsionsctats  zur  (ieltung  zu  bringen.  Nur  wird  bei 
croäscn  allgemeinen  politischen  Bedeutung  dieses  (iegenstand<  natürlich  auch 
Ui  der  ünaoziellc  Gesichtspunct  nicht  allein  entscheiden  ivünnen.  Die  Aufgabe, 
pulitische  Interesse  in  der  Sache  wahrzunehmen,  wird  den  anderen  Hessortschefs 
zufallen. 

^     4.  Vollziehung  der  finanzwirthschaftlichen  Gesetze. 

Diese  erfolgt  namentlich  wieder  im  Wege  der  Verordnungen  (Vollzugs-, 
erwalta  n  gs  rcrorduung),  durch  Erlass  von  V  e  r f  u  g  u  n  g  e  n  und  Bescheiden  zur 
ng  Ton  Zweifeln  nnd  Fragen,  welche  erst  bei  der  Ycdlziehung  des  Gesetzes  auf- 
en.    S.  Stein,  4.  A.  I,  194. 

j  5.  Oberste  Leitung  und  Verwaltung  der  Finanz- 
prirthschaft 

t  In  dieser  Hinsicht  gehört  zum  Finanzministerium  zunärhs!  das  gesnmmtc 
■Ahlnngs-,  Kassen-,  Kechnungs-  und  Coutrolwesen  (.Kcchnungs-  oder 
wsencontrolc),  die  Staatsbuchhalterei;  ferner  die  unmittelbare  Verwaltung 
ifditlf er  Einnahmequellen;  regelmässig  insliesondere  der  meisten  Steuern 
IbectcD,  indirecten,  Fin.  IL  §.  33S,  „Erwerbs**-,  „Verkehrs"-,  .,Verbrauclis**-Steuern 
i«.  ▼.,  Fin.  II,  §.  451 — 531),  zum  Theil  auch,  so  namentlich  früher,  der  „Domanial- 
pnthmen'*  i  w.  S.,  der  Domänen,  Forsten,  Bergwerke,  Staatsfabriken,  Staats-  Ilandels- 
pU-  nnd  Bankgeschäfte,  Verkehrsanstalten.  Docli  sind  dii:se  KinnaLmei|uellen, 
mkh  den  meisten  YenraJtangen  von  GeliUhrenzwr.igen ,  vielfach  dem  Res.surt  des 
^uzmiulsteriams  entzogen  und  aas  principicllen  und  practischen  (irilnden  anderen 
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Ministcrioii,  dcnjonigcii  für  Laiidwiithschaft,  Handel  und  (icwcrbc.  Bauten,  Yerkehj 
anstaltcn  unterstellt.  Das  Finanzministerium  hat  öfters  auch  dio  Substanz  des  Stiai 
Vermögens  zu  überwachen,  daher  die  Inventarisirung  desselben  unter  sieb,  rorbohaUli 
der  Uebertragung  dieser  Aufgaben  au  andere  Fach -Ministerien.  Auch  das  Staat 
schulden  Wesen  ist  wohl  aus  staatsrechtlichen  und  practischcn  Gründen  —  letzt«! 
nemlich  im  Interesse  des  Staatscredits  —  dem  Finanzministerium  entzogen  od 
wenigstens  unter  eine  besondere  Behörde  gestellt,  welche  auch  bei  der  resMi 
massigen  Zugehörigkeit  zum  Finanzministerium  eine  selbständigere  Stellung  als  efi 
blosse  Verwaltungsabtheiluug  desselben  einnimmt.  Von  den  Ausgabezveigen  m 
waltet  das  Finanzministerium  unmittelbar  wohl  einzelne  von  allgemeiner  B( 
deutung  für  den  ganzen  Staat,  die  allgemeinen  Dotationen,  das  Pcnsionswesfla 
u.  dgl.  m.  —  mitunter  sogen,  „allgemeine  Finanzverwaltung''  im  UnteKchied  ra 
der  „speci eilen''  — ;  ferner  die  zum  Dienst  seines  eigenen  Spccialressorts  gehörig« 
Ausgabezweige  —  eben  die  „specielle"  Finanzverwaltung.  Beispiele  aus  einzabei 
Ländern  unten  in  §.  1)6  (i*. 

Die  Ausscheidung  von  Domänen  u.  s.  w. ,  Verkohrsanstaltcn  aus  dem  Vm» 
ministerium  ist  mehrfach  principiell  verlangt  und  ausgeführt  worden,  nm  den  fil- 
calischen  Gcsichtspunct  in  der  ganzen  Richtung  und  Tendenz  der  Verwaltung  hiiM 
den  eigentlich  staatswirthschaftlichen  zurücktreten  und  allgemeine  stiri»* 
und  volkswirtbschaftliche  Interessen,  die  eben  für  die  Uebertragung  dieser  Verraltiug^ 
zweige  grade  an  den  Staat  die  entscheidenden  sind,  mehr  zur  Berücksichtigm 
kommen  zu  lassen.  Insofern  birgt  diese  administrative  Organisation  und  Rcsjötlt- 
Stimmung  ein  Stück  Entscheidung  wichtiger  allgemeiner  Staats-  und  rolkswirthsduA* 
lieber  Principien  fragen  in  sich. 

§.  94.  Organisation  und  Eintheilung  des  Finani« 
ministeriums.  Gewisse  Grundzüge  sind  hier  dem  FinanzmiDisteriui 
mit  den  anderen  Ministerien  im  modernen  Staate  gemein. 

Beim  Minister  und  in  seinem  Bureau  concentrirt  sich  die  Entscheidung  iBfl 
Geschäfte,  zu  deren  Berat hung  aber  die  Ministerialräthe  in  Form  von  CoUegtal 
wohl  hinzugezogen  werden,  während  der  einzelne  Rath  (Referent,  Decement)  tbfl 
die  Angelegenheiten  seines  speciellen  Ressorts  dem  Minister  berichtet.  Ueberall  tbM 
ist  es  der  Minister,  der  nach  dem  staatsrechtlichen  Grundsatze  der  YcrantwortlidiM 
gegenüber  dem  Staatsoberhaupt  und  der  Volksvertretung  dio  Entscheidung  tritt 
Alle  Verfügungen,  Bescheide,  Verordnungen  des  Ministeriums  erfolgen  daher  donl 
den  Minister  persönlich  oder  in  Vertretung. 

Im  Uebrigen  hängt  die  Organisation  und  Eintheilung  da 
Finanzministeriums  wesentlich  von  den  Functionen  und  da 
Ressortbestimmung  des  letzteren  ab,  wonach  sich  auch  wieder  di( 
Ausdehnung  der  Geschäfte  richtet.  In  kleineren  Staaten  kam 
Manches  vereinfacht  und  zusammengezogen  werden,  was  sich  u 
grösseren  verwickelter  gestaltet  und  getrennt  wird.  Neben  tech 
nischen  Rücksichten  machen  sich  mitunter  auch  staatsrechtlich< 
bei  einzelnen  Puncten  geltend. 

Nach  technischen  Gesichtspuncten  scheiden  sich  die  allge 
meinen  Angelegenheiten  der  im  Finanzministerium  concentrirtei 
Finanzverwaltung,  fUr  die  dann  wohl,  etwa  in  Verbindung  mi 
dem  Etats-,  Kassen-  und  Rechnungswesen  eine,  oder  mit  diesen 
aber  getrennt,  zwei  Abtheilungen  (Departements,  Sectionen 
gebildet  werden,  von  den  speciellen  Finanzdienst-Zweigen.  FI 
letztere  werden  je  nach  dem  Umfang  der  Geschäfte  eine  grossen 
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jier  kleinere  Anzahl  weiterer  Ministerial-Abtheilungen  nach  dem 
penden  OeBicbtspnnct  der  sachlichen  Zasammengehörigkeit 
pr  Gegenstände  eingerichtet 

X  Also  z.  B.  wenn  Domänen  n.  s.  w.,  Ycrkehrsanstalten  im  Finanzministerium 
I,  für  Domänen,  für  Forsten,  oder  fUr  beide  zusammen,  für  Berg-  und  HiUton- 
!,  für  dirccte,  für  indirecte,  für  Stempel-,  Register-  und  derartige  Steuern,  für 
schnldenwcscn ,  mit  etwaigen  weiteren  Specialisirungen  nach  ßi^dilriniss.  that- 
th  öfters  nach  historischer  Tradition,  die  man  beibelKllt. 

Mitunter  bilden  sich  solche  Ahtheilangcn  des  Ministeriums  aus 

latsrechtlichen  GrUnden  zu  mehr  selbständigen  Behörden 

die    nur    wegen  des  Gegenstands  ihrer  Beschäftigung  dem 

izministerinm    angegliedert   und    bloss    in    gewissen  Puncten 

üben  sabordinirt  sind,  so  z.  B.  die  Verwaltung  des  Staats- 

fhnldenwesens,  auch  der  oberste  Rechnungshof,  wo  der- 

nicht  ganz  selbständig  gestellt  ist.    In  anderen  Fällen  werden 

speciellfinanz-technischenund  ökonomisch-technischen 

iden^   a.  A.  wegen  des  Erfordernisses  specieller  Fachkennt- 

anch  in  der  oberen  Leitung,  einzelne  Dienstzweige  des  Finanz- 

teriums    zu    selbständigeren  „Directionen^^  („General- 

^tionen'^   n.   unter  dgl.  Namen  mehr)  erhoben  und   damit  der 

littelbaren  Verwaltung  von  der  Centralstclle  aus  entzogen. 

Neoere  Beispiele  sind:  Monopolverwaltungen,  wie  Tabak  (Oeäterreicli) ,  Lotto- 
iDg  (Oesterreich ,  Preus»sen),  Bergweiksverwaltung  (^Baicru),  Munzwescn  (^mehr- 
StiatsiDAnafactnrcn  (Frankreich),  Staats-,  (icld-  und  Bankgeschäfte  (Preussen. 
lloDg,  ehemals  die  Bank),  Pensionswesen  (preusd.  Wittwen-Verplicgungsanstalt), 

Idircctioncn  der  Haapteinnahmezwcige  überhaupt  (Frankreich,  §.  99)  u.  dgl.  m. 

Hehrfach  spielen  hier  auch  die  schon  erwähnten  Tendenzen 

I,   neben    und   vor  dem   bloss  fiscalischen  die  allgemeinen 

iats-  and  volkswirthschaftlichen  Gcsichtspuncte  mehr  zur 

mg  za  bringen  (z.  B.  bei  eigenen  Directionen  für  Bergwerke, 

itsfabriken,  Banken). 

Der  weitere  Schritt  über  die  Bildung  solcher  selbständigeren, 

doch  noch  zum  Finanzministerium  ressortirenden  ,,Directionen^^ 

ist  dann,  die  betreffenden  Dienstzweige  anderen  Fach- 

men  zu  unterstellen,  bei  denen  diese  allgemeinen  staats- 

Tolkswirtbschafllichen  Interessen  ex  officio  gepflegt  werden, 

die  Domänen  nnd  Forsten  dem  landwirthschaftlichen,  die  Ver- 

(taltcn   dem  Handelsministerium    oder    einem  verwandten. 

man  gebt  endlich  auch  noch  einen  letzten  Schritt  in  dieser 

lang  vorwärts  and  erhebt  solche  Dienstzweige,   einzeln  oder 

indte    miteinander,     zu    eigenen    Ministerien    oder    diesen 

ngstens   im    Wesentlichen    gleichgestellten    obersten  Centralbe- 

^XWairn»r,  Finaflrw(«w>ittrluift.    I.    3.  Aull.  l^ 
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hörden,  so  z.  B.  die  Post  und  Telegraphie  (so  jetzt  in  Frankreich), 
das  Staatseisenbahnwesen.  Derartige  Erscheinungen  sind  im  Leboi 
der  modernen  Staaten  mehrfach  hervorgetreten.  Sie  bilden  einen 
interessanten  Beleg  Air  die  wirthschafts-  und  oulturgeschicbtlid^- 
bemerkenswerthe  Thatsacbe  des  allmäligen  Zurttckweichens  der 
älteren  rein  oder  überwiegend  fiscalischen  Tendenz  bei  der  Ver-/'| 
waltung  von  Objecten  des  Staatsvermögens  und  von  ErtrageqneHea 
(Regalien  u.  dgl.)  vor  dem  Princip  der  Verwaltung  in  mOgKehit 
staatswirthschaftlich  -  gemeinnütziger  Weise. 

Vgl.  Stein,  4.  A.  I.  198.    Kau  Fin.  II,  §.  535.    Beispiele  unten  in  §.  96  C 
Beachtenswertb  ist  namentlich,  wie  sich  der  innere  Grund  der  Begalisirung,  d.  h«^ 
des  ausschliesslichen  Vorbehalts  einer  wirthschaftlichen  Thätigkeit  für  den  Staat,  U«u- 
mit  verändert,  z.  B.  bei  Münze,   Post,  anderen  Verkehrsanstalten:  das  Regal  dioMli:) 
ursprünglich  vor  allem  dem   fiscalischen  Zweck,   einen  grösseren  Reinertrag  eRidaB.j 
zu  können,  jetzt  dem  volkswirthschaftlichen  Zweck,  die  betrotfende  Einrichtung  mOgUr 
gut  einrichten  zu  können.     Darauf  ist  in  der  Lehre  von  den  Regalien  und  Geblduw^ 
zurückzukommen  (s.  auch  Fin.  II,  Kap.  1   v.  d.  Gebühren). 

§.  95.  —  B.    Das  sonstige  FinanzbehOrdenwesen  nnM 
der  finanzielle  t^xecutivdienst.    Die  Einrichtangen  schliesBei 
sich  zum  Theil  an  die  allgemeinen   in  der  modernen  Staats^ 
waltang  an,    zum  Theil   folgen  sie  der  Organisation  der  obi 
Finanzverwaltung,  besonders  des  Finanzministeriums  genauer  ai 
gliedern  sich  nach  dessen  Abtheilungen  und  nach  den  Genen! 
Directionen;   zum  Theil  endlich  und  vielfach  überwiegend  ist 
sie  das  technische  BedUrfniss  der  verschiedenen  finanzwirthsobi 
liehen  Dienstzweige,  besonders  auf  dem  Gebiete  der  Einnahi 
von  Einfluss,   ein  BedUrfniss,  das  anderseits  für  die  Organist 
des  Finanzministeriums  selbst  mit  bestimmend  sein  musste. 

In  früherer  Zeit  (§  87 — 91)  dienten  die  allgemeinen  Verwaltungsorgane,  A« 
und  Beamten  zugleich  meistens  mit  für  den  Finanzdienst,  besonders  auch  zur  Ein] 
der  Einkünfte,   mit   wenigen  Ausnahmen,   wie  z.  B.  im  Zolldienst.    Fortsdi] 
Arbeitstheilnng  auch   in   der  Verwaltung  gemäss  hat  sich  dann  der  Finanzdiaut 
mälig    von   dem   allgemeinen   Verwaltungsdienst   losgetrennt   und   verselbstftndict, 
namentlich  da,  wo  es  sich  um  specifisch-technische,  dieselbe  Arbeitsknät  i 
ziemlich  gleichmässig  und   fortwährend  beschäftigende  finanzielle  Aufgaben 
Eben  deshalb  schon  am  frühsten  im  Zolldienst,  später  im  Dienst  der  anderen  indi 
Steuern,  der  Verkchrssteuern,  in  der  Ei  gen  Verwaltung  von  Staatsoigenthnm,  B^ 
und  anderen  Ertrags« juellen   durch  AdministratonMi  auf  liechnung  dos  Staats, 
beim  Münz-,  Post-,  Bergworks-,  Forstwesen  u.  s.  w.     Dagegen  blieb,   z.  Th.  Ml^ 
die  Gegenwart  hinein,  die  Verwaltung  der  directcn  Steuern  und  der  Domäoen  in 
neueren  Periode  der  Verpachtung,   in  der  Mittel-   und  selbst  in  der  unteren 
wohl   ein  Theil   der  allgemeinen  Laiidesvcrwaltung,   indem   deren  Organe  aodi 
die  betreffenden  finanzwirthschaftliclien  (iesrhäfte  mit  zu  besorgen  haben, 
mitunter  —  auch  hier  die  Consequenz  des  Arbeitstheilungsprincips  —  so,  daas 
halb  einer  allgemeinen  VerwaltunKsbiihOrde  wieder  Abtheilungen  wie  fUr  andere 
gruppen  von  Geschäften  (Polizei-,  Schul-,  Kirchen,  Sanitäts-,  Wirthschaftsnchen  Li 
80  auch   für  Finanzsachen  gebildet  oder  wenigstens  Spccialbeamte  einer 
Behörde   mit  dem  Finanzdienst  betraut  werden.    Die  Vermehrung  aller  Yenralts 
ge<ohafte,  wie  auch  der  Finanzsarhoti  speciell  und  das  BedUrfniss.  gerade  die  Fit 


IT 


Sonstiges  FinanzbehOrdenwesen.  211 

groD  technisch  gebildeten  Organen  besorgen  zu  lassen,  hat  aber  jetzt 

■  eigenen  Finanzbch Orden  fUr  fast  alle  verschiedenen  Zweige  oder 

f&r  JQ  eine  Reihe   verwandter  Zweige  des  Finan/.diensts  gefuhrt     Auch 

sich  freilich  manche  Unterschiede  in  den  einzelnen  Ländern,  je  nach  der 

\-  Staaten,   der  Eutwicklang  der  inneren   Staatsverwaltung  überhaupt    und 

l  zur  iocalen  Selbstverwaltung  und  nacli  der  Gestaltung  der  Finanzwirth- 

itlich  des  Steuerweaejis.     In  Deutschland,  spcciell  in  Prcussen  ist  die 

der  Finanzverwaltung  in  der  Mittel-  und  Unterinstanz  besonders  bei  der 

^oernng  von  der  tlbrigcn  inneren  Verwaltung  noch  nicht  so  weit  gediehen, 

Frankreich,   was  mit  der  grosseren  Einfachheit  unserer  directen  Steuern 

scbiedenheiten  in  der  Erhebung  zusammenhangt. 

scbon  erwähnten  speci fisch  technischen  Dienstzweige 

eigenes  Behördenwesen,  das  etwa  nach  oben  zu  in  einer 

iction  oderMinisterialsection  gipfelt,  aus  inneren  sachlichen 

auch  nach  unten  zu  am  Meisten  selbständig  ausgebildet 

it  das  sog.  ,,Centralisationsprincip'^  in  dem  einzelnen 

Post,   Zollwesen,  Verwaltung  der  inneren  Verbraucha- 

lit  weiteren  Specialisirungen  nach  den  Hauptkategorieen, 

lak,  Bier,  Branntwein,  Wein  n.  s.  w.,  Forst-,  Bergwesen 

idig  durchgeführt.     Die  übrigen   finanzwirthscbaftlichen 

dge,  wie  namentlich  die  Verwaltung  der  directen  Steuern, 

ich  aus  sachlichen  Gründen  mit  dem  sonstigen  Verwaltungs- 

^esen  mittlerer  und  unterer  Instanz  in  näherer  Beziehung. 

scheidet    sich    denn    das    moderne   Finanzbehörden wesen 

[ei  Grundsätzen,  einmal  nach  Fachgruppen  oder 

ndlich;  sodann  räumlich,  nachdem  Wirkungskreis  im 

»et  und  dessen  Theilen,  wo  als  Regel,  die  aber  Ausnahmen 

die    Finanzbehördenorganisation    sich    der    räumlichen 

üon  der  inneren  Landesverwaltung  anschliesst  —  Provinz, 

[reis 9  Gemeinden,  Stadt  und  Land,  mit  den  betreffenden 

für   den   Finanzdienst   — ;    endlich   nach  Rangver- 

^en,  indem,  wie  gleichfalls  in  der  sonstigen  Verwaltung, 

(behörden  jeder  Fachgruppe  und  des  ganzen  Staats  in 

immten  Verhältniss  der  Ueber-  und  Unterordnung  unter 

stehen.     Zwischen    ihneu  läuft  daher  der  Instanzenzug 

nach  oben,  bis  zur  Centralstelle ,  daher  regelmässig  bis 

izministerium.    Hier  gelten  dann  in  Betreff  des  Rechts, 

Igen  und  Verfügungen  zu  erlassen,    die  untergeordnete 

KU  controliren  und   zu  rectificiren,    hinsichtlich  des  Be- 

bilaufs  a.  s.  w.  die  allgemeinen  Grundsätze  des  modernen 

»rechts,  speciell  des  Rechts  der  vollziehenden  Gewalt. 

ig  sind  die  Local- Finanzbehörden  (Zoll-,  Steuer-Aemter, 

sbmer,    Auggabekassen    n.  s.   w.)    mit  der  eigentlichen 

14» 
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AnsfUhrang  der  einzelnen  in  ihr  Ressort  schlagenden  finanzwirfl 
schaftlicben  Verwaltungsacte  betraut,  wie  dies  der  Gang  der  DiQgj 
erfordert.  Diesen  Behörden  und  ibren  Organen  stehen  daher  aad 
für  die  Sicherung  des  Einnabmediensts,  mithin  besonders  flir  dh 
Steuerveranlagung  und  Erbebung,  die  erforderlichen  Control-  uai 
Zwangsrecbte  („Execution")  (Fin.  II.  §.585 -590,  579,  580)«! 

Vgl.  V.  Malchus,  II,  Rau,  Fin.  11,  §.531—584.     Steiu,  4.  A.  I,  195. 
weitere  Ausführung    kann    hier  im   Hinblick   auf  die   practischcu   Beispiele  in 
folg.  §§.  unterbleiben.    Sind  auch  die  leitenden  Principien  und  GnindzUgo  der  modi 
Organisation   des   Fiuanzbehördenwesens  und  seiner  Dienstverrichtungen   im  W< 
liehen  übereinstimmend,  so  unterscheidet  sich  diese  Organisation  doch  in  den 
Staaten   unter  dem  EinÜuss  der  verschiedenen  geschichtlichen  Entwicklang,  der 
schiedenheitcn   der  Landesverwaltung,   der  wirthschaftlichen  Verhältnisse,  der  Tl 
dichtigkeit,  der  Einnahroearten  u.  s.  w.  immer  wieder  bcmerkUch.    Auf  den  Wirk  Hl 
kreis  und  die  Functionen  der  Mittel-  und  UnterbehOrden  im  Finauzdienst  wb 
den   einzelnen  Abschnitten   dieses  Werks   bei  den  Einnahmen  u.   s.   w.  mitnnter 
gegangen. 


IV.  Gegenwärtige  Einrichtung  der  Finanzverwaltong  6; 

einigen  Staaten.  ~; 

Das  Wesentliche  hierüber   wird   wohl  in   den   Werken   über  Staatsrecht, 
fassungs-  u.  Verwaltungsrecht  und  über  Finanzgesetzkunde  der  einzelnen  Staatea 
gethcilt.     Weiteres  fmdet  sich  in  den  Staatshandbüchern  u.  dgl.  u.  ist,  z.  B.  io 
der  Einzelheiten  des  Bcamtcnthums ,   aus   den  Etats  zu   ersehen.     Uebcr  die  nei 
deutächen  Stauten   giebt   eine  Uebersicht   der  Organisation  u.  Compctenz  der 
Behörden   ein   Aufsatz   in    Hirth's  Annalen    ISTO   S.   147  if.,    «71    ff. 
organisatorische  (ieset/.c  fehlen  öfters. 

§.  \Hk  —    1.     Preussen.     Hier  gehen   die  jetzigen   Einrichtongon 
grosse  Keformperiode  nach  dem  Frieden  von  Tilsit  und  auf  die  Zeit  der  Neo( 
des  Staats  nach  1S15  zurück.    An  Stelle  der  älteren  Behörden,  namentlich 
(ieneraldirectoriums,  (§  91).  das  im  alten  Staate,  um  18ü6,  noch  in  4 
und  in  4  Kealdepartements  zerfiel,   (wovun  das  erste  für  Kassen-,   Stempel-, 
Bank-,  ^ledicinal-,  Lotterie-,  Postwcscn  unter  einem  Minister,  der  zugldch 
Controleur  der  Finanzen   war),    trat  eine  neue  Organisation,   welche  auch  ftr 
Finanzdienst   umgestaltend   war  (s.  E.  Meier,  Ref.  d.  Verw.organis.,   S.  29,  If 
?.  Könne,  preuss.  Staatsr.  8.  A.  11,  1.  Abth  ,  S.  90  ff.,  11,  2.  Abth.  S.  574 

Nach    dem   Publicandum   v.    IG.  Dec.    ISOS    wurde    ein    eigenes  FiBftI 
ministerium  zur  Leitung  und  Verwaltung  des  gesammten  Finanzwesens  (oitflT^' 
Weisung  der  Fonds   zur  weiteren  Verfügung  an   die  anderen  Rcssortchefii) 
Die  Stellung  desselben   unter  den   obersten  Behörden,  sein  Wirkungskreis  und 
Ressortverhältnisse  sowie  seine  Eintheilung  haben   wiederholt  Acndcrongen  ei~ 
U.  A.   wurde  zeitweilig  (1817  —  2H)  ein  besonderes  S c h a t z ministerium  rem 
ministerium  abgezweigt.     Die  jetzt  geltende  Organisation  beruht  rornemllch  $Mi_ 
Erlass  v.  17.  April  1S4S;  die  wichtigste  seitdem  erfolgte  Aenderang  ist  die 
tragung  der  Abthuilung   f.  Domänen  u    Forsten  vom  Finanzministeriam  auf  du 
wirthsrhaftliche  Ministerium  (Erl.  v.  7.  Aug.  1S7S).    Danach  „hat  das  Finana 
gegenwärtig    die   gesammte   Finanz  Verwaltung   des  Staats  zu   1  eitel/ 
Staatshaushalts  etat   und  die  Rechnungen    darüber  aufzustellen   und  eine  ' 
laufende   Controle    über  die  Staatseinnahmen   u.  Ausgaben   zu  Üben. 
bildet   demgemäss  den  Mittelpunct   für  das  gesammte  Etats-  u.  Kasseni 
Staats,  indem  ihm  sämmtliche  Etats  zur  Mitrevision  vorzulegen  und  alle  Kai 
abschlüs^iv    oinzureirhcn   sind.     Ausserdem    hat   dasselbe   die   Vervaltunf    ^ 
directen   u.  indirecten  Stou«Tii  und  der  sonstigen  Einnahmezweig*'*' 
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Mche  nicht  anderen  MiDistcrien  oder  Reichsbehörden  untergeordnet  sind, 
lll  führen.  Endlich  unterliegt  die  Hauptverwaltung  der  Staatsschulden 
iven  Leitung'*  {t.  Rönne  II,  1.  Abth.  S.  92).  Das  Finanzministerium  zor- 
t.in -S  Abtheiinngen,  fUr  Etats-  und  Kassenwesen,  —  (im  Wesentlichen 
ibad  FOD  1S17 — 26  eine  eigene  unabhängige  Ccntralbehördo,  die  „General- 
llder  Finanzen'',  dann  für  einen  Theil  der  hierhcrgehc^rigcn  Aufgaben 
>^4  eine  andere  Ceniralbehörde,  die  „Staatsbuchhaltcrei'M;  —  für  die 
flen  Steuern  (wozu  in  Preussen  ausser  den  üblichen  auch  die  Stempel-, 
lier,  Terschiedcne  gebührenart.  Abgaben  im  Verkehrswesen,  jetzt  auch  die 
iMen  0.  s.  w.  gerechnet  werden),  u.  für  die  directen  Steuern.  Zum  Rossort 
linisterioms  gehören  an  sonstigen  Gentralbehörden  die  Goneralstaatskasse, 
i- Lotterie -Direction,  die  Münzanstalten,  die  Gen.-Dir.  d.  allgem.  Wittwon- 
It,  weiter  die  Seehandlung.  In  einer  abgesonderten,  mehr  selbständigen 
it  die  Hauptverwaltung  der  Staatsschulden.  Abgesehen  von  verschiedenen, 
inartigen,  dem  Gesammtbetrage  nach  kleineren  Einnahmen,  die  bei  allen 
tcrien  vorkommen,  sind  von  Haupteinnahmezweigen  mehr  privatwirthsch. 
Ministerien  als  dem  Finanzministerium,  mit  aus  den  oben  dargelegten 
und  practischen  Gründen,  in  Prcussen  unmittelbar  übertragen:  die  Domänen 
;dem  landwirthschaftlichen ,  das  Berg-,  Hütten-  u.  Salinen wescn  (incl.  der 
tem)  u.  das  Staatseisenbahnwesen  dem  Min.  f.  öffcntl.  Arbeiten  (1878). 
pi  König  unmittelbar  untergeordnete,  den  Ministem  gegenüber  selbständige 
f- ist  die  Oberrechnungskammer  (Ges.  v.  27.  März  1S72.  §.  1,  Vor- 
|p  bei  V.  Rönne,  II,  1,  S.  154,  G.  Herrfurth,  preuss.  Etats-  u.  s.  w.  Wesen, 
i,  S.  13  ff.). 

^  die  Finanzverwaltung  im  Lande  fungiren  als  Mittel behörden  die 
hligen  der  Bezirksregierungen  (Regier. Bezirk)  für  die  Verwaltung  der 
jjk  Steuern,  der  Domänen  und  Forsten,  also  Glieder  des  allgemeinen 
der  inneren  Verwaltung,  ferner  die  selbständigen,  den  Regierungen 
ProTincial-Steuer-Directionen  für  die  Verwaltung  der  indirecten 
und  Zölle,  die  in  gleicher  Weise  wie  die  Regierungen  der  Oberaufsicht 
ddenten  der  Provinz  unterstehen  (das  Einzelne  näher  bei  v.  Rönne,  II,  1. 
266,  274,  279;  zu  den  Bez.regierungen  gehören  auch  Kassenräthe, 
,  die  die  Kassen-,  Etats-  u.  Rechn .Sachen  zu  bearbeiten  haben).  Ab- 
EinrichtUDgen  in  der  Mittelinstanz  bestehen  namentlich  in  Berlin,  wo  die 
directen  Steuerverwaltung  jetzt  von  einer  besonderen  „Direction''  dafür 
len  werden  (Organis.gos.  v.  26.  Juli  ISSO  §.  38)  u.  bisher  in  d.  Prov. 
wo  im  theiUreisen  Auschluss  an  die  älteren  hannov.  Verhältnisse,  für 
Provinz  die  gesammte  Finanzverwaltung,  mit  Ausnahme  der  auch  hier 
Provincialsteuerdirection  unterstehenden  indirecten  Steuern  u.  Zölle,  bei 
ction"  concentrirt  ist  (preuss.  Erl.  v.  5.  April  1869).  Nach  dem 
f.  ISSO  §.  24  soll  auch  hier  dieselbe  Einrichtung  wie  in  den  anderen 
[eintreten,  also  die  Geschäfte  der  Finanzdirection  an  die  Regierungen  (bis- 
Idrosteien)  übergehen.  —  Bei  den  Regierungen  bestehen  Reg. -Haupt- 
reiche  die  Kreiskassen  und  in  den  Provinzen,  wo  solche  bestehen,  die 
leber  ihre  Einnahmen,  bez.  Ueberschüsse  terminweise  abzuführen  haben, 
[iteatlichen  Untorbehörden  der  Finanzverwaltung  sind  in  Preussen  da- 
entbehrlich,  dass  in  einer  Reihe  von  Provinzen  die  directen  Staats* 
zh  die  Communen  erhoben  werden.  In  einigen  Provinzen  fungiren  aber 
eigentliche  staatliche  Steuerempfäuger.  In  den  Kreisen  gicbt  es  dann 
leo  und  Kroissteuereinnehmer,  an  welche  von  den  Communen  u.  den 
lerempfiüigem  die  Gelder  abgeliefert  werden.  Ein  besonderes  System 
iBtnz-Dnterbehörden  u.  Beamten  besteht  für  die  indirecten  Steuern 
jeder  Prov.stenerdirection  (Zoll-  u.  Stcucrämter  verschied.  Rangs,  im 
n.  im  Innern). 
fAuBgabedionst  wird  th.  von  der  Guneralstaatskasse,  th.  von  Central- 
Generalkassen)  einzelner  Ministerien  (so  im  Cultusmin.)  u.  Behörden, 
itwk  den  Regiernngshauptkassen  und  von  Specialkassen  für  einzelne 
reige  besorgt. 
Verwaltung  der  Reichszölle  und  inneren  Reichs- Verbrauchsteuern 
Angelegenheit  der  Einzehitaaten ,  das  Reich  hat  aber  Commissariato  zur 
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Controle,  indem  wechselweise  Finanzbeamte  der  grösseren  Einzelstaaten  bei  den  be 
treffenden  DistrictsbehOrdcn  eines  anderen  Staats  als  Bevollinichti|[^  fongiren.  Di 
oberste  Finanzier  waltung  des  Deutschen  Kcichs  concentrirt  sich  in  dorn  jetzt  a 
einem  selbständigen  Reichsamt  erhobenen  Keichsschatzamt.  dessen  onmittelbH 
verwaltende  Thätigkeit  aber  bei  dem  engen  Connex  zwischen  Reichs-  u.  StaatsfinaDMi 
eine  geringe  ist.  Die  Reichshauptkasse  wird  von  der  Reichsbank  Tcrwaltet.  In 
den  Reichs -Finanzbehörden  gehört  noch  die  Verwaltung  der  Reichsschnldea 
diej.  des  Reichskriegsschatzes  u.  diej.  des  Roichs-Invalideufonds. 

§.  97.  —  2.  Andere  deutsche  Staaten.  In  sämmtlichen  MittoUtaatei 
bestehen  jetzt  ebenfalls  besondere  Ministerion  der  Finanzen,  w&hrend  in  dci 
Kleinstaaten  etwa  nur  eine  Abtheilung  der  obersten  CentralbehOrde  (MinistcriiiM 
u.  dgl.)  speciell  fUr  die  Finanzgeschäfte  fungirt.  Bei  manchen  Unterschieden  ia 
Einzelnen  unter  sich  n.  von  den  preuss.  Einrichtungen  besteht  doch  im  Ganzen  wM 
letzteren  Uebereinstimmung. 

In  Baiern  (Pözl«  Verw  r.  3.  A.  S.  60  ff.,  Stockar  v.  Nenforn-Heek, 
3.  A.  I,  88  ff.)  stehen  die  Domänen  u.  Forsten,  letztere  als  eine  eigene  Abtheili^K 
(Min.  Forstbureau),  dann  die  Bergwerke  u.  Salinen  (unter  einer  znm  FinanzministeiliM 
ressortirenden  eigenen  Generaladministration)  unter  dem  Fin.min ,  die  VerkehnanstilHM 
in  einer  eigenen  Generaldirection  unter  d.  Min.  d.  K.  Hauses  n.  des  Aeassem  (ebeMS 
wie  in  Würtcmbcrg).  Auch  die  Zölle  u.  indirectcn  Steuern  bilden  eine  besowlwa 
Generaldirection  unter  dem  Finanzministerium.  Zu  diesem  ressortircn  auch  die  Staats« 
Centralkasse  und  in  selbständigerer  Stellung  die  Staatsschuldencommiiiita 
sowie  der  oberste  Rechnungshof.  Die  Finanz -Mittelstellen  im  Lande  ttad  ta 
den  Kreisen  (Reg.bezirken)  regelmässig  —  d.  h.  wo  nicht  Centralstellen  gewisse  6a« 
Schäfte  ausfahren  oder  ein  besonderes  Behördensystem  besteht,  wie  bei  der  GeiJfat 
der  indir.  Steuern  u.  s.  w.,  der  Bergwerke  u.  bei  d.  Yerkehrsanstalten  —  die  Krelt-: 
regierungen,  bez.  die  Finanzkammern  in  denselben.  In  jedem  Kreise  bflfinW 
sich  eine  der  Kreisrcgiernng  unmittelbar  untergeordnete  Kreiskasse.  Die  Plasia" 
Unterbehörden,  für  das  Gros  sämmtlichcr  Einnahmen,  bes.  ftlr  den  Steoerdioisk & 
für  die  Besorgung  der  Ausgaben  sind  die  Rentämter  (Stockar-Hock,  S.  1S3  C^ 
Ein  eigenes  Mittel-  u.  Unterbehördensystem  (Zoll-,  Salzsteucrfimter)  besteht  fikr  Afl 
Reichs-  u.  baicr.  indir.  Stcueni  u.  Zölle  unter  der  betreff.  Generaldirection  (Stockftf- 
Hock  S.  ir>7  ff.).  Für  das  Gebühren-  (u.  Verkehrsteuer-)  Wesen  fungiren  th.  M 
Rentämter,  th.  besondere  Expeditions-  u.  Taxämtor  (eb.  S.  114  ff.). 

In  Würtemberg(Riecke,  Verf.  u.s.w.  W.  S  161)  ist  das  Finanzministeriiai 
eines  der  verfassungsmäss.  Vcrwaltungsdepartements,  in  welchem  sich  die  (i,(<isniiil 
Finanzverwaltung  vereinigt,  mit  den  beiden  Hauptansnahmcn ,  dass  fUr  die  Staats* 
schuld  vcrfasMingsmässig  eine  besondere  landständische  Verwaltung  (nnterObsT' 
aufsieht  eines  kun.  Commissärh)  besteht  u.  dass  die  Vcrkehrsanstaltcn  seit  ItfM 
an»  dem  Finanzdepartement  ausgeschieden  u.  dem  Min.depart.  der  Auswärt  Aaga* 
legenheiten  übertragen  sind.  Unter  dem  Finanzmin.  stehen  die  Oberfinanzkamaera 
mit  3  Abtheil.  (Domüncndirection,  1  orstdircctlon,  Bergrath),  das  Steuercollegiatf 
für  die  Verwaltung  der  directen  und  indir.  (incl.  Reichs-)  Steuern,  zeitweilig  elH 
für  neue  Kataster  gebildete  Commission.  dann  die  Staatskassenvcrwaltong.dli 
Oberrechen  kämm  er  u.  das  Statist,  topogr.  Bureau.  Finanz-  Mittel-  n.  unter - 
bchörden  im  Lande  sind  die  Kameralämter  (f.  Domänenwesen .  Leitung  dBSi 
Theils  der  dir.  Steuern,  Erhebung  eines  anderen  Theils,  auch  der  indir.  Landes' 
steuern,  u.  für  den  Ausgabedienst).  Das  Kanstatter  Kameralamt  fungirt  zugleich  sh 
Hauptsteueramt  f.  Zölle  u.  Reichssteuern,  wofür  ausserdem  noch  Grau- a 
innere  Zollämter  u.  Steuerämter  bestehen.  Für  die  indir.  Land  es  steuern  giebt  a 
noch  staatliche  Umgeldscommissäre  u.  Ortssteuerbeamten.  Die  Grand-,  Gr 
bände-  u.  Gewerbesteuer  wird  von  den  Gemeinden  u.  Amtskörperschaften  erhoben,  utd 
dem  Princip  der  communalen  Steuerhaft  (Fin.  II,  S-  567)  und  an  den  Staat  abgeftklC 

In  Baden  (Regenauer,  S.  12  tf.,  1S3  ff.  u.  passim)  bestehen  im  Flou» 
niinisterium  eine  Domänen-,  eine  Steuer-,  eine  Zoll-,  eine  Baudirection  u.  die  Gen^ 
der  Staatseisenbahnen.  Eigene  Finanz-  Mittel-  u.  Unterbehörden  im  Lande  (at 
dazugehörigen  Kassen)  sind  die  Domänenverwaltungen,  Bezirksforsteien ,  die  Httttea 
Verwaltung,  Salinenverwaltung,  di«  Obereinnehmereicn  für  einen  oder  mehrere  Aato 
bezirke  zur  Steuervenv-altung ,  die  Zollämter.  Auch  in  Hessen  ist  die  Finanzvcr 
waltung  in  einem  Finanzministerium  (mit  8  Hauptabtheil.^  concentrirt. 
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Ebenso  im  K.  Sachsen,  ebenfalls  3  Abtheil.  —  diu  erste,  vorneiiU.  f.  Etat-, 
t-,  Rechnungb-.  Abgaben-  u.  SteoenAeäeu  u  A.  m. ,  die  zweite  f.  Domänen, 
in  u.  andres  Staatseigenthum .  die  dritte  f.  Wege-,  Verkehrswesen,  Verkehrsan- 
llten  —  u.  unter  d.  Min.  die  Zoll-  a.  Steaerdirection  für  di<;  Zölle  und  indirecten 
iMern,  die  Geu.dir.  der  Eisenbahnen,  die  Landrenteu-  u.  s  w.  ßankverwaltung ,  die 
fenction  der  Landeslotterie,  das  Oberbergamt.  Die  Oberrechnungäkammer  steht  hier 
dem  Gesammtministeriam.  Im  Lande  die  Zoll-  u.  Steueramtcr  f.  d.  indirecten 
lern  n.  Zölle,  die  Kreissteuerräthe  o.  Bezirkssteuereinnahmcstellcn  f.  d.  directen 
sm,  die  Domänen-  n.  die  Forstverwaltungen  u.  s.  w. 
§.  9S.  —  3.  Oesterreich  (Ulbrich,  Lehrb.  d.  ftst.  Staatsrechts,  S.  42, 
ff..  156  IT.,  Dessary,  Fin.ge8.kunde ,  S  296  it.,  eingehend  Konopasek-Mor- 
[•Dski,  Fin.ges.kunde.  2.  A.  I,  25  ff.).  Natürlich  hat  hier  auch  die  Organisation 
Finanzrerwaltung  mancherlei  Veränderungen  unter  den  Wechselfällen  der  inneren 
des  Kaiserstaats  erfahren,  so  auch  noch  in  der  jüngsten  Periode  seit  1S4S.  Schon 
alten  Staate  war  im  ?or.  Jahrhundert  u..  unter  manchen  Veränderungen  während  u. 
der  frmnzös.  Krieirszeit.  später  das  Finanzwesen  in  der  Hauptsache  bei  einer 
itelle,  der  allgemeinen  Hofkammer,  die  aber  nach  älterer  Weise  auch  volks- 
;haftliche  Verwaltungsgeschfifte  zu  besorgen  hatte,  concentrirt  worden.  Neben 
bestand  das  Generalrechnungsdirectorium  als  allgemeine  Controlbehörde. 
t$4Ser  Ereignisse  mit  ihren  weiteren  politischen  und  staatsrechtlichen  F'olgen 
zum  modernen  Ministerialsystem  mit  Ministern  als  rerantwortlichen  (-hefs  an 
Spitze.  Seit  dem  Ausgleich  mit  Ungarn  (1S67)  besteht  ein  Reichsfinanz- 
^riam  und  ein  gemeinsamer  oberster  Rechnungshof  für  das  ganze  Reich. 
MiniBterinm  hat  wesentlich  nur  den  Haushalt  f.  d.  Gesammtmonarchie  formell 
ordnen  u.  zu  leiten  (Etat-,  Kassen-,  Rechnungswesen),  indem  fast  die  ganzen 
len  des  Beichsetats  ans  Beiträgen  der  beiden  Reichshälfteu  (s.  o.  §.  41  S.  8(>) 
und  Fon  deren  Finanzverwaltung  getrennt  beschaßl  werden. 
An  der  Spitze  der  westOsterr.  Finanzverwaltang  („im  Reichsrathe  vertretene 
dcho  a.  Länder'*)  steht  das  Finanzministerium  f.  sämmtliche  Finanzan- 
iheiten.  Za  dessen  Ressort  gehören  von  Haupteinnahmequellen  die  directen  u. 
sn  Steuern  (letztere  incl.  Zölle.  Monopole,  Lotto,  Stempel  u.  „Gebuhren  von 
ktsgeschäften")«  die  Staatsdruckerei,  die  Münze.  Dagegen  iinterbtohen  dem  besond. 
d.  Ackerbans  auch  hier  jetzt  die  Domänen  u.  Forsten,  ferner  die  Bergwerke  u. 
Handelsmin.  die  Verkehrsanlagen  u.  Anstalten  (Iläfcu.  Post,  Telegraphen,  Staats- 
inen).  Das  Finanzministerium  zerfallt  in  3  „Sectionen*'  (f  Budget  u.  Credit- 
f.  indirecte  Abgaben  u.  unbewegl.  Staatseigenth.;  f.  Pensionswesen,  directe 
Q.  die  leitenden  FinanzbehOrden),  die  Sectionen  in  eine  Anzahl  weitere  Fach- 
ifflents.  Als  eigene  Central-BehOrdeu  unter  dem  Finanzministerium  fungiren  in 
idigerer  Stellung  die  Direction  der  Staatsschuld,  die  Lottogefällsdirection ,  die 
errichtete  Generaldirection  der  Tabaksregie,  beide  letztere  mit  einem  selbständigen 
-  Q.  UnterbehOrden -  u.  Amtsorganismus  im  Lande,  die  Centralcommission  zur 
long  der  Grundsteuer,  die  Direction  der  Hof-  u.  Staatsdruckerei,  das  Haupt- 
it  Femer  stehen  die  Salinenverwaltungcn  im  Salzkammergut  unmittelbar  unter 
Fin.min.  dn  Galicien  unter  der  Fin.Iandesdircction).  Zur  Controlc  der  Finanz- 
riltnng  besteht,  den  Ministerien  gleichgeordnet,  der  oberste  Rechnungshof 
f.  21.  Nov.  1S66).  Eine  besondere  Stellung  nimmt  die  Finanzprocuratur 
(diejenige  in  Wien  mit  centralamtlicher,  die  in  den  Provinzen  mit  Provinz.be- 
loog),  zur  Vertretung  des  Staatsschatzes  in  U'cchtsgi^schriften  u.  Rechtsstreiten 
[or-Blonaki,  I,  46  ff.). 

Der  Finanzdienst  im  Lande  in  der  Mittel-  und  Unterinstanz  ist  Überwiegend 
besonderen  FinanzbehOrden   organisirt,   welche  aber  z.  Th.   mit  der  politischen 
0  Verwaltung  in  Verbindung  gebracht  sind.    Die  oberen  Mittelbehördcn,  direct 
dem  Finanzministerium  sind  die  FinanzlandesbehOrden,  immer  je  1  in  jedem 
le    (in    den   gprössercn   Finanzland  es directionen,    in   den   kleineren   Finanz- 
en  genannt).    Sie   haben  die  zum  Fin.min.  ressortircndeu  Finanzsachen  unter 
daher  namentlich  die  Verwaltung  der  directen  u  n  d  indirecten  Steuern  in  ihrem 
le  (s.  „Amtsunterrichf'  v.  29.  Mai  1874,  bei  Konopasek-Mor-Blonski  L  2$\ 
Präsident  ist  der  Landeschef,  durch  den  die  Verbindung  mit  der  polit.  Verwaltung 
jesteHt  ist,  anter  ihm  steht  ein  specioU  finanzieller  Director.    Im  unteren  Finanz-, 
iMentUdi  Stenerdienst  sind  die  Behörden   für  die  directe  Besteuerung  von  den- 
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jeuigcu  für  die  übrigen  Finanzgebchäfte ,  bes.  für  die  indirccte  Bcstoueraug  getraint 
Als  Behörden  erster  Instanz  oder  leitende  fur  die  dirccten  Steoem  bestehen  in  den 
grösseren  Landeshauptstädten  Steueradministratioueu,  in  den  kleineren  Steuer  * 
localcowuiissionen,  au&serhalb  die  liezirkshauptmannschaftea,  die  politisclien 
Behörden  der  inneren  Verwaltung:,  welchen  für  die  Steuersachcu  besondere  Finans- 
beanite  beigegeben  sind.  Die  gleichstehenden  Finanzbehörden  für  den  sonstigen 
Finanzdien^t  sind  die  Finanz bezirksdirectionon  (^statt  ihrer  in  den  kleineren  Kion- 
läudern  Finanzin^I)ectoren  u.  Oberiuspectorcn».  Die  unteren  Executivbehörden 
sind  die  Steu«'räuiter«  besonders  für  die  Verwaltung  u.  Erhebung  der  dirccten 
Steuern,  (wobei  auch  die  Gemeinden  selbst  mitwirken)  und  eines  Thcils  der  Gebühren, 
Stempel,  Taxen,  indirecten  Steuern  u.  sonstigen  Gefälle;  ferner  die  Zollämter,  die 
Verzehrungssteuerämter  in  Wien  (Linie),  die  Salz-,  Tabak-,  Stempelrer- 
schlcissümter.  In  Wien  besteht  ein  höheres  Centraltax-  und  Gebühr<tnbo- 
mcssungsamt  für  das  in  Oesterreich  stark  entwickelte  (rebiet  der  Stemi)el,  Taxen  o. 
(iebühren  von  Kechtsgeschäften ,  ausserdem  Gebührenbemessungsämter  in  den  Kron- 
ländern. Eine  besondere  Einrichtung  für  den  Controldienst  in  Bezug  anf  die  Staats- 
frefälle,  bes.  die  Zölle  und  indir.  inn.  Steuern  u.  Monopole,  ist  die  österr.  bcwafiDnelc 
Finanzwache  (Mor-Blonski  I,  (iS  II'.).  —  Die  Berg-  u.  Hütten-,  Douiuneu* 
u.  Forst  Verwaltung  erfolgt  durch  besondere  Directionen  mit  weiteren  UnterbehOrden 
in  den  Provinzen  (L'l brich,  S.  155,  Blonski,  I,  17S).  Aehulich  wie  in  Wost- 
Ocsterreich  ist  die  Organisation  des  Finanzdicnsts  auch  jetzt  noch  in  Ungarn  (Blonski, 
I,  Sl) 

§.  IM».  —  1.  Frankreich  ;Hock,  Fin.verwalt.  Frankreichs,  Kap.  1,  aacb 
2  u.  ;{,  Kaufmann,  Fin.  Fr.'  s.  Buch  1,  bes.  Kap.  2  u.  3.  SpecicUeres  in  D'Aadiffret'ü 
syst.  fin.  de  la  France  u  in  den  bezüglichen  Specialartikeln  von  Block*s  dict.  de 
l'admin.  franc.\  Die  französ.  Finanzverwaltung  hat  gegenwärtig  den  grössteu  Staats- 
haushalt der  Welt  unter  sich,  von  3  —  4  Milliarden  Fr.  im  Jahrosetat,  die  Nebcuetats 
eingeschlossen.  Sie  int  aber  nicht  nur  die  grösste.  sondern  auch  eine  der  besf- 
organisirten  und  bcstgeordnetcn,  namentlich  in  allen  formellen  Punctcn.  Mchrfacli 
bchou  in  der  alten  Monarchie,  dann  bcit  der  Revolutionszeit  hat  sich  Frankreich  be- 
sonders ausgezeichneter  Finanzminister  erfreut,  die  auch  im  specicll  Finanztech- 
jiischen  hervorragend  waren.  Das  Hauptverdienst  gebührt  zwei  Ministern  der 
Restauration,  Baron  Luuis  u.  Graf  Villele.  Bes.  wichtig  f.  d.  Organisation  des 
Finanzministeriums  i^t  die  Ordonnanz  v.  17.  Dec.  1S44.  Aenderungcn  in  Gompetenz, 
Ressort,  Eintheilung  u.  s.  w.  sind  aber  seitdem,  z.  Th.  unter  dem  Einfluss  der  wech- 
selnden Staatsverfassungen  und  der  von  diesen  wieder  mit  abhängigen  Verwaltnngs- 
Krundsiit/e.  mehrfach  erfolgt,  auch  in  der  neucbten  republican.  Zeit.  Wie  auf  anderen 
französ.  Verwaltungs<^ebieten  sind  jedoch  auch  hier  die  Haupteinrichtungen  unter  allen 
neueren  politischen  Stürmen  des  Staats  im  Wesentlichen  bestehen  geblieben;  wohl 
oinei  der  (ininde,  dass  diese  Stürme  weniger  tief  in  das  wirthschaftliche  Wohl  der 
Nation  und  in  die  finanzielle  Gebundheit  des  Staats  eingegrilFen  haben,  als  man  bitte 
veimuthen  mögen. 

Die  französische  Finanzvcrwaltung  der  Neuzeit  ist  im  Finanzministeriam 
no«:h  vollständiger  als  in  anderen  Staaten  concentrirt  und  centralisirt.  Es  unterstehen 
demselben  fast  alle  Einnahmezweige  unmittelbar,  nur  die  Forsten  sind  neuording» 
abgezweigt  und  unter  das  Ackerbauministerium  gestellt,  und  das  P u  1  v c r monopol 
wird  vom  K^iegi>lnini^tcrium  verwaltet.  Aber  auch  in  diesen  und  ähnlichen  Fällen 
wird  der  Einnahmedienst  durch  Beamte,  welche  zum  Finanzministerium  rcssortiron, 
beaorgt.  Für  Posten  und  Telegraphen  besteht  gegenwärtig  ein  eigenes  Ministeriäm. 
Unter  dem  FinanzminiAter  fungirt  jetzt  ein  Unterstaatssccretär.  Beide  haben  ein 
eigenes  „Cabinet**  zur  Besorgung  der  Central-  u.  allgemciHen  Geschäfte.  Das  Mini* 
hterium  zerfällt  bodann  in  eine  Reihe  von  grösseren  Fachabtheilungen:  für  die  allge- 
meine Geldcrbewegung  (direction  du  mouvenient  general  dos  fonds),  für  die  Staats- 
Central-Kassen  (directeur  comptable  des  caisses  centrales  du  tresor,  auch  caissier- 
payeur  central  du  tresor  public),  fur  die  Ueberwachung  der  Gencraldircctioncn ,  für 
die  Rechtsangelegenheiten  (le  contenticu.xi  und  die  Generalin&pection  (eine  der  französ. 
Finanzverwaltung  eigenthümliche  Einrichtung,  darin  bestehend,  dass  eine  Anzahl 
Inspectoren  der  Centralverwaltung  in  einem  gewissen  Turnus  je  eine  bestimmte  Anzahl 
De])aitements  zur  Revision  aller  Finanzgeschäfte  bereisen;  die  (iencralinspection  war 
früher    neben   der  Person aldirection   eine   der  Präbidialabtheiluugen  des  Ministeriums, 
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in  i&t  bie  mit  dem  coutoutieux  zu  uiiicr  Abtheiluiig  verbunden,  zu  welcher  auch 
b  Statistik  gchOrt  Das  contentieux  des  ünances  betrifft  die  Regelung  rou  Kechb- 
■chäftou  u.  dgL,  an  denen  der  Staatsschatz  betheiligt  ist,  Hock,  S.  1 1 ,  eine  Ab- 
Wlang  mit  ähnlichen  Functionen,  wie  die  Osterr.  Finanzprokuratur;:  weitere  Abtheilungon 
■i  Finanzministeriums  sind  noch  die  Direction  der  allgemeinen  Buchhaltung  (dir. 
ta.  de  la  comptabilitc  publique)  und  diejenige  der  eingeschriebenen  Schuld  (dette 
■crite).  Unter  dem  Fin.min.,  aber  in  der  selbständigeren  Stellung  eigener  (reneral- 
'irectioncn  stehen  gegenwärtig  die  folgenden  (>:  für  die  directen  Steuern,  für 
hgistcrweicn  (enregistremcnt)  nebst  Stempel  u.  Domänen,  filr  die  inneren  indircctcii 
Inern.  für  die  Zölle,  fUr  die  Tabaksregie,  für  das  Münzwesen.  lauter  Zweige  von 
Ifenthttmlicher  ünanzwirthschaftlicher  u.  z.  Th.  ökonomischer  Technik,  worin  der 
were  <inind  filr  die  Bildung  solcher  eigener  Directionen  l)ei  diesen  Zweigen  liegt. 
hth  ist  mitunter  die  Eingliederung  der  letzteren  als  4*infache  Abtheiliingen  ins 
Innzministerium  angeregt  worden.  Die  <ieneraldirectiunen  zerfallen  wieder  in  Unter- 
ftdieiluugeii ,  diese  in  verschiedene  ßureuu.v  u.  haben  collegiale  Verfassung.  Eine 
■■ndcre  Stellung  im  licssort  des  Fin.min.  nimmt  noch  die  Gen.dir.  der  Tilgungs- 
■d  der  Depositen kassc  ein  (dir.  genrr.  de  la  caisse  d'amortissement  et  des  düpöts  (;t 
Haägnations),  eine  Kasse,  deren  Function  als  Tilgungäkassc  im  Wesentlichen  seit 
kiger  sistirt  ist,  welche  aber  ah  Depositenkassc  ifUr  öti'entliche  Depositen  der  Gc 
fshte  D.  Verwaltungen,  wie  auch  fUr  gewiSSS  Privatgelder  u.  für  einige  Einrichtungen 
lii  Sparkassen-  u.  Lebensveraicherungswesen)  eine  sehr  umfassende  Thütigkeit  hat. 
Ib  steht  im  Uebrigeu  als  unabhängige  Verwaltungseinrii-htung  direct  unter  dem  Par- 
IMentc.  In  der  Steliong  eines  selbständigen  Gerichtshofs  fungirt  der  Kechnungs- 
i»t  :coor  des  comptes). 

Der  Finanzdienst,  insbedondere  der  Einnahmedienst  im  Lande  erfolgt  durch 
PhiDzbehörden  und  Beamte,  welche  theils  unmittelbar  unter  dem  Finanzministerium, 
k.  unter  den  gen.  (iuneraldirectionen  stehen  (Kaufmann.  Kap.  3).  Ersteres  gilt 
Vi  den  regelmässig  in  jedem  Departement  (ausser  dem  Seinedep.)  angestellten 
^•■eralcinnehmern  (tresoriers-payeurs  genrraux),  unter  denen  wieder  die  Arron- 
toements-Einnehmcr  stehen  (als  welcher  im  Ort  seines  eigenen  Arrond.  der  General- 
ifaiehmer  fungirt).  die  ihrerseits  Localeinnehmer  (percopteurs)  unter  sich  haben  (auch 
tfcr  fungirt  der  Arrond. -Einnehmer  als  Localeinnehmer  in  scihem  Orte).  Die  Local- 
itod  in  der  Hauptsache  auch  die  Arrond.  -  Einnehmer  sind  Specialbeamte  fUr  die 
khebnng  der  directen  Steueni.  Die  Generaleinnehmer  sammeln  dagegen  alle  Ein- 
Mhnen  der  Finanzverwaltung  in  ihrem  Departement  und  leisten  nach  Anweisung 
4e  Ausgaben  in  demselben  damit.  Sie  nehmen  im  Ka.ssendienst  eine  hervorragende 
jMlnng  in  der  französ.  Fiuanzverwaltung  ein,  müssen  z.  ß.  die  etatmässigen  llaten 
iVv  Einnahmen  terminweisc  zur  Verfügung  des  Schatzes  stellen,  auch  wenn  dieselben 
btA  nicht  ganz  eingegangen  sind,  auch  vennittclu  sie  kostenlos  den  Kauf  und  Ver- 
^if  von  Staatsrenten  beim  Publicum. 

I  Die  Gcneraldirection  der  directen  Steuern  im  Finanzuiinisteriuni  hat.  zum  Zweck 
mr  VenuUgUttg,  Inspection  und  Controle  der  directen  Besteuerung  im  Lande,  ausser 
äken  „Service  central**  im  Ministerium  einen  ..senice  exterieur"  in  jedem  Departement, 
m  vier  anderen  Generaldirectionen  des  Steuerwcbeus  haben  narh  der  technischen 
^Mar  ihrer  Gesch&fte  jede-  ihr  eigenes  System  von  Mittel-  u.  Cnterbehörden,  bez. 
(ÜenDten  im  Lande  und  ein  sehr  zahlreiches  Bcamtenpersonal  überhaupt,  wie  das  be- 
^nders  die  Einrichtung  des  französ.  Enregistremcnt  und  der  indirectcn  Besteuerung 
Mingt  Bei  diesen  zwei  Generaldirectionen  findet  sich  in  jedem  Departement  in  der 
jBtgel  eine  Direction  mit  Inspectoren,  Controleuren :  der  untere  Dienst  in  der  indirecteu 
■Inieoening  wird  th.  von  festansässigen,  th.  von  A\'anderbcamten  (receveurs  ambulants) 
(Ivorgt  Ein  Theil  des  Unterbeamten  -  Personals  dient  mehreren  Generaldirectionen. 
ft  sind  die  TabakaJ&den  z.  Th.  in  den  Händen  von  Unterbeamten  der  indirecteu 
^Itareaerong.  bes.  in  kleinen  <iemeinden.  Zur  Zollverwaltung  gehört  eine  Grenzwache 
^  tOSMO  Mann,  welche  auch  für  die  Monopole  u.  indirecteu  Steuern  von  Wichtig- 
pMt  ist  Die  Beamten  sind  theils  auf  (iehalt,  th.  nur  auf  Tantiemen,  th.  nuf  Beides 
Metzt  Das  Tantiämesystem  findet  in  Frankreich  hier  umfassende  Anwendung  (bes. 
in  den  S6  Gcneralein nehmern ,  1891  522.000  fr.  (iehalt  u.  8.353,300  fr.  Tant..  dann 
wä  den  Einnehmern  des  Enregistremcnt,  die  nur  auf  Tantieme  stellen).  — 
i  Mehrfach  nach  französ.  Muster  ist  die  Finanzvcrwaltung  in  Italien  eingerichtet. 
ii  der  Spitze  steht  ein  Ministerium   der  Finanzen   und   des  Schatzes,   mit  General- 
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(lirectioncn  antcr  düinsclbun  fUr  die  Verwaltung  des  Schatzdcpartemouts  (ötienüicho 
Schuld,  wofür  noch  eine  bcsond.  Direction,  Pensionen,  Dotationen  f.  Civilliste,  ApanagOD, 
Parlament,  u.  A.  m.),  für  Zölle,  fUr  Domänen  u.  Enrogistrement,  für  directe  Steoem 
Katasterwesen,  einschliesslich  Maass-  und  Gewichtswesen,  für  die  allgemeiuo  Bnch* 
Führung.  Posten,  Telegraphen,  Eisenbahnen.  Strassenwesen  stehen  unter  dorn  Min. 
f.  ößcntl.  Arbeiten. 

In  Russlaud  besteht  neben  dem  Finanzministerium  ein  bosoud.  Ministerimn 
der  Domänen.  Wege,  Vcrkehrsanstalten,  Eisenbahnen,  Posten,  Telegraphen  sind  wieder 
unter  andere  Ministerien  gestellt.  Die  Reichscontrole  ist  einer  eigenen  obcTston  Be- 
hörde übertragen.  Das  Fin.min.  zerfällt  in  Departements  ftlr  die  grossen  Einnahme- 
zweige  und  die  sonstigen  Geschäfte. 

§.  100.  —  5.    Grossbritannien.    (S.  bes.  Gneist,  engl.  Verwalt.rccht,  2.  A. 
U.  762  ff.).    Die  >^inrichtung  der  obersten  Finanz  Verwaltung,  das  Prodact  einer  laugen     ; 
und   vielfach  eigcnthumlichen  geschichtlichen  Entwicklung,    hängt  in  England  enge     l 
mit  der  ganzen  Organisation  des  Cabinets  und  dessen  Stellung  'za  KOnigtbum  und     j 
Parlament  zusammen.    In  der  Form  bestehen  auch  heute  noch  viele  AbweichnDgeu     < 
von  den  contincntalen  Verhältnissen,  im  Wesen  sind   die  Dingo  unter  dorn  EiniUttS     'i 
ähnlicher  Bedürfnisse  in  allen  modernen  Staaten,  doch  nicht  mehr  so  sehr  verschiedeo. 
Die  Spitze  des  sogen.  Schatzamts  (treasnry)  bilden  nominell  zwei  Amtsstellcn,  die 
des   „ersten  Lords  des  Schatzes '%  und  Üfe  des  „Schatzkanzlers''   (cbancellor  of  tbo 
cxchequer).     Diese   Stellen   kOnnen  in  einer  Person   vereinigt  sein,  gegenwärtig  ist 
dies  bei  Giads tone  der  Fall.    Sonst  ist  der  „Erste  Lord  des  Schatzes''   der  Chef 
des  Cabinets,  im  W'esentlichen  der  ,.Premicrminister",  als  solcher  Chef  der  gesanimten 
Staatsverwaltung  und   somit   auch  an   der  obersten  Finanzverwaltung  betheÜigt,  dock 
hauptsächlich  nur  nominell.    Der  eigentliche  Leiter,  besonders  dem  Parlament  gegen- 
über, und   der  „Finanzministcr"  im  contincntalen  Sinne  ist  der  Schatzkanzler.    Das 
weitere    oberste  Verwaltungsorgan    des  Finanzwesens    ist  eine  CoUegialbehOrde,    die  . 
Lords  Commissioners  of  the  treasur^^  bestehend  aus  dem  Ersten  Lord  des  Schatset 
als  nominellem,  dem  Schatzkanzler  als  zweitem  Chef  und  drei  ordentlichen  sog.  jonior  ' 
Lords,  zu  denen  gegenwärtig  noch  ein  viertes  ausserordentliches  Mitglied  getreten  iM. 
Doch   liegt  die  wirkliche  Geschäftsführung  und  oberste  Verwaltung  thatsächlich  fiber-   ^ 
wiegend   in  den  Händen  von   drei  Unterstaatssecretären ,  von  denen  zwei  ^cich  dM   p 
Ministem    und   den   Commissioners    mit    dem  Ministerwechsel    wechseln,    der  dittto 
permanenter  Secretür  ist.    Die  oberste  Finanzvcrwaltung  zerfällt  in  drei  Abtheilnngen  ^ 
unter  diesen   drei  Sccretärcn:   eine  für  das  Staatscinkommen ,   dessen  wirkliche  obere   !^ 
Verwaltung  aber  durch  selbständige  Dnterbehörden   (Generalzollamt,  Genenlamt  ftr   1 
das  „inländ.  Einkommen"  —  inland  revenue  — .  Generalpostamt,  auch  für  die  TtUegimpUe, 
und   ein  Dep.  für  Domänen  u.  s.  w. ,  Generalcontrolc,  [comptroller  general],  General^ 
registratur\  besorgt  wird,  so  dass  die  Schatzabtheilung  mehr  nur  Aufsichtsinstanz  iit; 
eine  zweite  Abtheilung  für  die  Ausgaben,  mit  umfassenden  Controlbefugnissen,  nntor 
dem  permanenten  Secretür;  eine  dritte  Abth.  für  das  Anstellungswesen  (direct  ronhier 
werden  nur  die  oberen  Stellen  besetzt,  die  unteren  durch  UnterbehOrden).    Der  SchitB- 
kammer  attachirt  sind  Specialburcaus  des  Solicitor's  ((icneralfiscals)  and  fUr  Schraib- 
materialien  und  Drucksachen. 

Erst  im  Laufe  der  Zeit  (Iti.  u.  17.  J.h.;  ist  von  der  alten  Schatzkammer  der 
eigentliche  Kassen-  und  Kechnungsdienst  abgetrennt  worden.  Ersteres  goicbah 
insbesondere  durrh  üeberiragung  eines  grossen  Theils  des  oberen  Einnahme«  md  - 
Ausgabediensts  au  die  Bank  von  England  (1834),  welcher  die  Einnahmodepartemenll 
ihre  Einkünfte  zuführen.  Die  Bank  besorgt  dann  die  sämmtlichen  AuszahloogeR  ta 
der  Staatsschuldenverwaltuu<r ,  einen  Theil  der  Zahlungen  für  den  consolidirten  Foid» 
und  die  Zuweisung  der  Geldsummen  an  die  Dienstzweige  der  Staatsvenraltang  Mf 
die  Anweisungen  der  Finanzverwaltuug  hin.  Im  Schatzamt  selbst  befindet  8i<Ä  ein 
General  -  Controlamt  i  comptroller  general)  und  ein  Generalzahlamt  (paymaster  genenQ 
für  die  sonstigen  Zahlungsgcschäfte. 

Der  mittlere  und  untere  cxecutive  Kinnahmedienst  gliedert  sich  nacli  den 
grossen  Zweigen  des  Saatseinkommens.  Das  Generalzollamt  (commisdonen  ef 
cnstom,  Gneist.  a.  a.  ü.  II.  S15  ti.)  ist  das  Centralamt  für  den  Zolldienst,  neben  ^ 
ihm  fungiren  der  (ieneral  ein  nehmer  (receiver  general)  und  Generaloontroleir 
comptroller  general),  unter  ihm  stehen  die  grosse  Zoll-  und  Hafenverwaltang  Fon  London, 
die  für  sich  einen  b<^ondcren.  mehrfach  gegliederten  Amtsorganismns  dersleUt, 
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düc  Proriozülzollämter.  Das  (ieueralamt  für  das  inläiidischo  Eiiikommcu , 
koi.  für  die  inneren  Steuern  ^commissionerä  of  inland  revcnuc,  Cineist,  11.  S20  H.) 
ist  aoä  der  Vereinigung  der  ursprünglich  getrennten  Behörden  der  verschiedenen  hier- 
hergehörigen Einkünfte  entstanden  und  jetzt  das  Ontralauit  für  diesen  Einnahmedienst, 
dem  wiederum  ein  besonderes  Uenoraleinnehmer-  und  ein  Controlanit  beigegeben  ist. 
Die  innere  Einrichtung  dieses  Amts  gliedert  sich  nach  Fachgruppen,  d.  h.  nach  den 
Haupteinnahmezireigou  oder  Steuerarten,  die  es  verwaltet,  wohin  die  directcn  Steuern 
(taxes,  die  Grund-,  Haus-,  Einkommen-,  die  Luxuastouern ,  sog.  assosscd  taxes),  die 
inneren  Verbrauchsteueni ,  Accise  (oxcise,  daher  bes.  die  Spiritus-  und  Malzstcuor) 
Qod  die  Stcmpelabgaben  u.  s.  w.,  sowie  die  Erbschaftssteuern  gehören.  Der  Aus- 
fuhrungsdienst  im  Lande  steht  unter  diesem  Generalamt  und  ist  für  die  directen 
Steuern  und  die  Accise  getrennt,  wie  dies  die  technische  Natur  dieser  Abgaben  be- 
dingt. Für  die  enteren  fnngiren  sog.  surveyors  und  Inspectoren,  für  die  Accise 
collectors  je  in  einem  Bezirk  (coUoction)  mit  dem  erforderlichen  Unterpcrsonal.  Die 
Staatsschuld,  deren  Kassengeschäft  der  Bank  obliegt,  wird  von  einer  besonderen 
:  Behörde  verwaltet,  einer  Commission,  gebildet  aus  dem  Schat^ckanzlcr .  Sprecher  des 
Unterhauses,  den  Bankgonvemouren  und  einigen  anderen  Würdenträgern  (Gneist, 
II,  S59). 

Seit  1S34  ist  an  Stelle  früherer  Behörden  ein  General-t^ontrolamt  (compt- 
roUer  geucral.  Gneist,  II,  846)  mit  der  Aufgabe  getreten,  die  richtige  Verrechnung 
t  der  Einnahmen  und  die  Gesetimässigkeit  der  Ausgaben  zu  controliren.  Erst  1^82 
{  ist  es  zur  Organisation  einer  ordentlichen  Behörde  für  die  Function  einer  Obcr- 
r  recheukammer  (commissionors  of  audit,  Gneist,  II,  S50)  gekommen. 
i 


y 


2.  Abschuitt. 
Das  Etatsweseii. 

r.  Justi,  Staatswirthsch.  2.  A.  17oS,  II  §.  408  tf.  v.  Malchus,  Fin.  II,  93  flf. 
Kau  Fin.  II,  §.  561—565.  Stein  Fin.  I,  51  ff.,  73  it.,  A.  Wagner.  Abh.  Ordn. 
iL  FiB.wirth8ch.  in  SchOnberg's  Handb.  II,  413,  §.  2 — ^.  Leroy-Boauliou  Fin.  II. 
L  I,  bes.  eh.  1.  —  r.  Gzörnig,  Budg.,  Staatsrechn.  u.  s.  w.  —  Die  offen  tlich- 
rechtliche  Seite  des  Etatwesens  wird  mehrfach  in  den  modernen  Verfassungs- 
orkanden  geregelt,  s.  sonst  die  Schriften  über  Staatsrecht,  v.  Rönne,  Laband, 
Pözl,  Gneist  (s.  v.  Gneist  bes.  auch  die  Schrift:  Gesetz  u.  Budget,  Berl.  1879) 
R.  A.  m.  —  Die  finanztechnische  u.  administrative  Seite  behandeln  meistens 
uehr  oder  weniger  eingehend  die  Schriften  über  positive  Fiuanzgesctzkunde 
Bttd  über  Staats-  bez.  öffentliches  Kassen-  und  Verrcchnungswescn  zuglciHi  mit. 
&  die  Bibliographie  darüber  bei  Schrott,  Lehrb.  d.  Vcrrechn.wisscnsch. ,  4.  A. 
lleo,  ISSl  S.  551  ff.  Einzelnes  aus  der  älteren  Liter,  bei  v.  Malchus,  II,  97. 
Bau  II,  §.  539,  Stein,  I,  104.  Die  Specialschriften  über  einzelne  Länder  gehen 
Ofteis  auch  auf  die  allgemeineren  Principien  und  technischen  Fragen  des  Etatswesens 
CID.  Von  alteren  Schriften  sind  noch  henrorzuheben :  Feder.  Handb.  über  das  Staatb- 
rechnoogB-  n.  Kassenwesen.  Stuttg.  u.  Tüb.  1820;  Kieschke^  (inind/üge  z.  zweck- 
Bias.  Einricht  d.  Staats-  Kassen-  u.  Kechn.wcsens.  Berl.  1821.  —  Ton  zig.  trattato 
dcUa  scicnza  di  amministrazione  e  di  contabilitä  priv.  e  dello  »tato,  Venczia  1857.  — 
Schrottes  gen.  Werk  §.  154  ff.  (S.  4S4  ff.).  —  Uebcr  Preussen  Näheros  betr.  die 
IftizQgL  ältere  n.  neuere  Liter,  bei  Kletke.  Lit.  üb.  d.  PMn.wcsen  d.  preuss.  Staats. 
3.  A.  Berl.  1876,  S.  337  ff.  S.  n.  A.  Wöhner.  Handb.  über  das  Kassen-  u.  Rech- 
BBBgswcsen,  2.  A.  v.  Symanski,  Berl.  1824.  Graaf.  Handb.  d.  Etats-,  Kassen-  u. 
BechnuDgswesens  d.  preuss.  Staats,  Berl.  1831;  Jonas,  d.  Kassen-  u.  Kechn.weäen, 
Beil  1864.  Meissner,  d.  gegenwärtig  giltigen  preuss.  Gesetze  betr.  d.  Staats- 
rechnnngsweaen ,  Berl.  ]$7$,  ders.  preuss.  Verualtungskunde.  ß.  1,  über  preuss. 
Etatswesen  n.  über  Baufonds.  Grünberg  18S2;  G.  Herrfurth,  d.  gesammte  preuss. 
Etats-,  Kassen-  u.  Kcchnungswesen  u.  s.  w.,  Berl.  1881.  v.  Rönne,  preuss.  Staats 
ncht  3.  A.  II,  2.  Abth.  S.  575  ä\  (Etatswesen),  eb.  S.  722  fl.  (Kassen-  u.  Hcchn.- 
Wesen)   —  Ueber  Baiern:  Stockar  v.  Neuforn-Hock  Handb.  d.  ges.  Fin.verwalt. 
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Baierns,  I,  1?5  fl".,  3S7  IL,  Pözl,  Lchrb.  d.  baicr.  Verfass recLts ,  5.  A.  Miiuchc 
1S77.  S.  441,  526  fl".  —  üebcr  Ocstcrreich:  Fröhlich,  Handb.  d.  SÖÄtsrechm 
wissensch.,  Wien  1$56.  v.  Escherich  Lehrb.  d.  allgom.  u.  Staatsrechn.wes.  Wien  1S5 
dcrs.  Kassen-  u.  Kcchu.wes.  Wien  1S60.  Licht negel,  Gesch.  d.  österr.  Rechn. 
Controlwes.,  Graz  1S72.  Blonski,  Fin.ges.kunde  II,  .Mt52  flf.,  auch  350  fl*.  —  üeb« 
Frankreich  v.  Hock,  Fin.w.  51 J  ff.  (Staatshaush.) .  3.  Kap.  S.  85  ff.  (Ott*.  Bcchn 
WCS.),  V.  Kaufmann,  Kap.  21,  z.  Th.  K.  4,  Art.  couiptabilite  publique  in  Block 
dict.  de  Tadmin.  —  ücber  Gr.  Britaun.  Gneist,  engl.  Vorwalt.recht ,  2.  A.  I 
§.  68  —  70,  S.  S32  ff".,  auch  S.  765  ff.  —  Abgesehen  von  den  Bestimmungen  dl 
Verfassungsurkunden  oder  älinlicher  Grundgesetze  über  einzelne  Puncto  des  Etat-  u: 
des  Oontrolwcsens  (Gesetze  über  die  Oberrechnungskammer)  ist  das  Einzelne  auf  de 
(iebiete  des  Etats-,  Kassen-,  Bechnungs-  und  Controlvesens  auch  in  der  neuen 
Constitution.  Periode  meistens  im  Yerordnungswege  (Seitens  des  Monarchen,  der  obersti 
Staatskörper  u.  bes.  des  Fin.ministcriums),  nicht  im  Wege  der  Gesetzgebung,  gcregr 
worden. 

§.  101.  Das  Etatswesen  der  Finanzwirthscbaften  oder  öffea 
Hellen  Haushalte  (§.  Gl)  ist  eigeutlich  nur  die  Uebertragung  ein 
allgemeinen  technischen  Einrichtung  der  Einzelwirth8cbaften(G.§.^ 
auf  die  Finanzwirtbsehaften.  In  technischer  Hinsicht  bewirk- 
nur  die  Grösse  und  die  Verwickeltheit  der  iinanzwirthscbaftlich^ 
Ein-  und  Ausgünge^  bez.  Einnahmen  und  Ausgaben,  besonders  d« 
Staatshaushaltes,  Verschiedenheiten  von  der  Aufstellung  von  Vo 
anschlagen  im  Privathaushalte,  bei  Erwerbsgesellscbaften  u.  dgl.  ni 
•Sodann  bedingen  die  Verhältnisse  des  öffentlichen  Rechts  eim 
besondere  rechtliche  Bedeutung  des  finanzwirthschaftlichen  Etat« 
Wesens,  welche  sich  bei  der  Aufstellung,  Genehmigung,  VerpflichtUDj 
zur  Innefaaltung  des  durch  die  zuständigen  Factoren  genehmigte 
und  damit  ab  Richtschnur  vorgeschriebenen  Etats,  bei  der  Durcl 
führung  des  letzteren  und  weiter  bei  dem  Kassen-  und  Rcchnungi 
wesen  in  Bezug  auf  den  Etat,  schliesslich  hei  der  betreffende 
Controlc  überall  in  cigenthümlichcr  Weise  geltend  macht.  Nac 
den  rechtlichen  Gesichtspuncten  muss  sich  Manches  in  de 
technischen  Einrichtung  des  Etatswesens  richten,  damit  bestimml 
Rechtsgrundsätze,  z.  B.  hinsichtlich  der  verfassungsmässigen  Control 
der  Volksvertretung,  überhaupt  ordentlich  durchgeführt  werde 
können.  Insofern  sind  für  die  Technik  des  Etatswesens  nicht  nt 
technische  Zweckmässigkeitsgesichtspuncte  allein  massgebend.  A: 
Angelegenheit  der  Finanzwissensehaft  wie  der  practischen  Fioan: 
Verwaltung  sind  indessen  doch  die  technischen  Seiten  des  Etat 
Wesens  das  zunächst  und  allgemein  Wichtige,  die  rechtlichen  Seite 
kommen  hier  nur  in  zweiter  Linie  in  Betracht. 

Namentlich  ist  davon  auszugehen,  dass  ein  moderner,  fast  ganz  auf  Geldirirtl 
Schaft  begründeter  Staatshaushalt,  einerlei,  welche  ««Yerfasäung"  in  dem  Staate  besteh 
doch  in  der  Hauptsache  wegen  der  zwingenden  Anforderungen,  welche  dieOrdnun 
der  Finanzwirthschaft  stellt,  ein  gutes  Etatbwesen  bedarf.  Es  ist  daher  anc 
begreiflich,  dass  sich  das  letztere  geschichtlich  schon   vor  der  neuesten  Perio« 
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der  VerfassuDg^n  —  mit  VolksvertretongeD  und  mit  Finanzcontrol-,  speciell  mit  Mit- 
Tirkungsrcchten  dieser  Vertretungen  bei  der  Feststellang  der  Etats  —  im  Interesse 
der  Ordnung  der  Finanzwirthschafton  entwickelt  hat.  Für  diese  Ordnung  schuf  dann 
das  Yerfassungsrecht  in  den  betreßeiidon  Rechten  der  Parlamente  nur  eine  vermehrte 
Bilipchaft  in  Bezug  auf  die  Prüfung  bei  Aufstellung  und  auf  die  Innehaltung  der 
Etits,  aber  an  dem  Technischen  des  Etatwesens  selbst  viel  zu  ändern,  war  wegen 
dieser  Entwicklung  nicht  immer  nothwendig.  Im  Folgenden  werden  zuerst  die  tech- 
nischen, dann,  soweit  sie  nicht  unmittelbar  gleich  dabei  besprochen  werden  ki^nncii, 
die  rechtlichen  Seiten  des  Etatswesens  (§.  114  ff.)  behandelt. 


I.  Die  techni8chen  Seiten  des  Etatswesens. 

§.  102.  —  A.  Begriff  und  Zweck.  Der  Etat  oder  Vor- 
anschlag (Budget)  ist  eine  ziffermässige  Uebersicht,  in  bestimmter, 
gewöhnlich  mehr  oder  weniger  systematischer  Ordnung,  über  die 
mothmasslichen  Ein-  und  Ausgänge  (Einnahmen  und  Ausgaben) 
in  Geld  oder  Geldeswerth  im  Haushalt  eines  öffentlichen  Körpers 
Ar  eme  kUnftige  Periode  (Jahr)  und  über  die  danach  sich  er- 
gebende Bilanz  zwischen  diesen  Summen  (§.  61). 

Der  wichtigste  dieser  Etats  nach  seinem  Umfang,  auch  nach  seiner  öfi'entlich- 
reciitlichen  Bedeutung  pflegt  der  Staatshaushalts -Etat  zu  sein,  in  Bundesstaaten  der 
Reichs-  oder  Bundeshaushalts-Etat.  Neben  ihm  komn)en  theils  schon  seit  früher, 
theils  nach  neueren  Bedürfnissen,  besonders  bei  grösserer  Entwicklung  der  Gcldwirtli- 
scbaft,  jetzt  auch  gewöhnlich  in  Folge  ausdrücklicher  gesetzlicher  Anordnung  Etats  der 
Hanshalteder  Selbstverwaltungskörper,  der  Provinzen,  Kreise,  Gemeinden  vor,  deren 
tachoische  und  rechtliche  Seiten  ähnlich  wie  diejenigen  des  Staatshaushalts  sind  und  hier 
nicht  näher  behandelt  zu  werden  brauchen.  Vgl.  die  Bemerkungen  passim  oben  im 
Abschn.  rem  Finanzwesen  der  Selbstverwalt.  §.  53  If.  Die  neueren  Provinzial-,  Kreis-, 
Geneindcordnungen  (Preussen  u.  a.  L.)  pflegen  wohl  ausdrücklich  die  Etatisirung  der 
Einnahmen  und  Aufgaben  für  die  betreuenden  Haushalte  vorzuschreiben.  Womöglicli 
sollte  dabei,  auch  im  Interesse  der  vergleichenden  Finanzstatistik,  eine  gewisse  Gleich- 
mäjsigkeit  in  den  benutzten  Schematen  befolgt  werden.  iS.  die  o.  gen.  neueren  preuss. 
Arbeiten  v.  Herrfurth  u.  s.  w.).  In  kleineren  und  namentlich  in  Landgemeinden 
E  mit  noch  vorwaltender  Naturalwirthscliaft  auch  in  ihrem  Finanzwesen  (Naturalleistungen, 
f'*  persönl.  Dienste,  z.  B.  im  Wegewesen)  ist  die  Etatisirung  noch  heute  oft  wenig  ge- 
<  nOgend,  aber  auch  noch  nicht  ein  so  dringendes  BedUrfniss.  wie  bei  Geldwirthschaft, 
;-    zugleich  erheblich  schwerer  technisch  durchzuführen  als  bei  letzterer. 


Seinem  Zweck  nach  ist  der  Etat: 

1)  zunächst  ein  technisches  Hilfsmittel  für  die  Erfüllung  einer 
Hauptaufgabe  der  formellen  und  materiellen  Ordnung  im  öffent- 
lichen Haushalte,  der  planmässigen  Fürsorge  für  aus- 
reichende Deckung  der  Ausgaben  (Ausgänge)  durch 
die  Einnahmen  (Eingiinge)  in  der  späteren  wirklichen 
Pflhrnng  des  Haushalts. 

Der  Etat  zeigt  der  Finanzverwaltung,  welcher  Art  und  wie  gross  die  Bedürfnisse 
auf  der  Ausgangsseite  und  die  Deckungsmittel  auf  der  Eingangsseite  sind,  macht 
-danach  gleich  die  Nothwendi^keit  von  Aenderungen  auf  der  einen  oder  der  anderen 
k  oder  auf  beiden  Seiten  ziffermässig  ersichtlich,  um  das  Gleichgewicht  für  die  bevor- 
i  stehende  Finanzporiode  herbeizuführen,  dient,  ganz  abgesehen  von  der  betreffenden 
:    Bechtspflicht ,  als  Richtschnur  bei  der  Bewerkstelligung  der  Ein-   und  Ausgänge, 
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und  weist  auch  im  Gebiet  der  letzteren  auf  die  erforderlichen  bedeutenderen  Umge- 
staltungen fUr  die  weitere  Zukunft  hin,  welche  sich  aus  dem  Bedttrfuis«  der  Ver- 
waltung des  Staats  einer-  und  der  bestehenden  Einrichtung  des  FinanzireseDS  andrer- 
seits ergeben.  In  technischer  Hinsicht  muss  der  Etat  so  eingerichtet  sein,  dass  er 
fnr  alle  die  genannten  Aufgaben  möglichste  Klarstellung  der  Ycrbfiltnisso  bewirkt. 
Leichte  Uebersichtlichkeit  des  Etats,  passende  Anordnung  seiner  Rubriken  sind  dabei 
leitende  Zielpunctc. 

2)  Der  Etat  dient  weiter  dazu,  die  Grösse  des  Gesammt- 
aufwands  eines  öffentliehen  Körpers  im  Verhältniss  znr 
LeistungsfUhigkeit  des  Volks  und  der  Volkswirthschaft 
(oder  des  betreifenden  Theils  beider  bei  den  kleineren  öifentlieheD 
Körpern  innerhalb  des  Staats)  ersichtlich  zu  machen,  soweit  dies 
von  der  einen  Seite,  derjenigen  der  Belastung  der  Volks- 
wirthschaft durch  den  Kostenaufwand  eines  öffentlichen  Körpers, 
mriglich  ist. 

Mit  um  dieses  Zwecks  willen  sind  an  di<'.  (ic-^taltung  des  Etats  bestimmte  An- 
forderungen /n  stellen:  Brutto-,  nicht  nur  Nettoetat,  Vollständigkeit  des  Etats, 
Einheit  desselben  oder  in  deren  Ermangelung  Hinzufügung  von  Nebenetats  zum 
llauptetat  u.  dgl.  m.  Dadurch  erst  erlangt  man  die  Möglichkeit,  einigermasscn  den 
Werth  der  Leistungen  des  betreffenden  (Wi'entlichen  Körpers,  im  Ganzen  wie  im 
Einzelnen,  mit  der  Höhe  der  Kosten  dieser  Leistungen  zu  vergleichen,  wie  /'S  für 
die  richtige  Feststellung  des  Bereichs  der  Stnatsthätigkeit  (§.  Hi)  und  zur  Würdigung 
der  volkswirthschaftlichen  Produrtivirät  des  Finanzaufwands  geboteu  ist. 

i])  Der  Etat  hat  endlich  den  Zweck,  schlussberechtigendes 
Material  für  die  Beurtheilnng  der  ökonomisch- technischen 
Elinrichtung  der  Finanzwirthschaft  selbst  zu  bietCD, 
besonders  in  Bezug  auf  das  Verhältniss  der  einzelnen  Einnahme- 
kategorieen  und  deren  Theile  zu  einander  (Steuern  und  andere 
Einkünfte-Arten  u.  s.  w.)  und  in  Betreff  der  Roh-  und  Reinerträge 
(Höhe  der  Verwaltungs*,  Bewirthschaftungskosten  in  den  Betriebs- 
verwaltungen, der  Erhebungskosten  der  Steuern  u.  dgl.  m.). 

Zu  dieseut  Behufe  ist  wieder  die  passt'iidc  Kubricirung  der  Posten,  die 
Selbständigkeit  d«>s  Etats,  die  Brutto-Etatisirung  unter  genauer  Angabe  der 
von  den  Kohcinnahmen  zur  Er/ielung  der  Heinerträge  abgehenden  Kosten  nothwondig. 

Die  Entwicklungsgeschichte  des  Etatswesens  zeigt,  dass  <liesc  verschiedenen 
Zwecke  er^t  allmälig  immer  klarer  erkannt  und  durch  verbesserte  Einrichtung  der 
Etats  zu  erreichen  ^rcsucht  worden  .>ind.  Die  „constitutionelle  Biidgetwirthschaft*'  hat 
zu  diesen  Verbessi^rungen  im  öftentlich-r<'chtlichen  Interesse  vielfach  mit  beigetragen. 
Aber  die  dargelegten  Zwecke  und  die  aus  ihnen  hervorgehenden  Anforderungen  ge- 
hören doch  zunächst  wieder  in  das  Gebiet  der  Technik  des  Etatswesens. 

8.  103.  —  B.     Arten  der  Etats. 

Vei*schiod(:n(!  (irundsätze  der  Unterscheidung  lassen  sich  hier  anwenden,  tech- 
nische und  rechtliche  Einthei'ungen  kommen  nebten  einander  vor.  theils  letztere  sich 
an  jene  anschliessend,  theils  getrennt  davon.  Im  Staatshaushalte,  von  dem  es  hier  zu 
sprechen  gentigt.  sind  der  Unterscheidungen  mehr  als  in  den  Haushalten  der  Selbst- 
verwaltungskOqier.  aber  im  Prineip  kommen  bei  letzteren  dieselben  Arten  vor  ond 
bei  grossen  viTwirkelten  Haushalten,  /.  B.  einer  (irossstadt  linden  sie  sich  auch  in 
der  Praxis 
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1.  Zanächst  sind  zu  unterscheiden  verfassungsmässige 
oder  finanzgesetzliche  und  Verwaltungs-  oder  Kassen- 
etats. Zu  erstereu  gehören  der  Hauptfinanzetat,  die  Uaupt- 
etats  und  die  Specialetats. 

a)  Der  Hanpt-Finanzetat  ist  der  Etat  der  gesammten 
Finanzwirthschaft,  im  Unterschied  von  den  Etats  einzelner  grfisserer 
vnd  kleinerer  Dienstzweige. 

Im  Princip  nmfasst  er  daher  alle  Zweige  der  Kiiigäiigc  und  Ausgänge  einer 
Fbaazperiode.  lu  der  Praxis  i>t  das  freilicL  auch  heute  noch  nicht  immer  vnllig 
erreicht,  indem  noch  öfters  diese  oder  jene  Nebenetats  (^Specialctats  s.  u.)  für 
einzelne  Zweige  apart  vom  Hauptfinanzetat  gefuhrt  werden  (§.  118).  Doch  bildet  das 
die  gewöhnlich  aoch  sachlich  nicht  erhebliche  Ausnahme,  die  mit  der  strengeren 
Ihirchfuhrong  des  „Princips  der  iiscalischen  Einheit"  seltener  wird.  Der  Haupt- 
finanzetat  ist  zugleich  in  rechtlicher  Hinsicht  der  wichtigste,  indem  vor  Allem  er 
TOD  den-  gesetzgebenden  Factoren  festgestellt  und  der  Finanzvcrwaltung  und  den 
sonstigen  betheiligten  obersten  Verwaltungsbehörden  als  gesetzliche  Richtschnur  zur 
lanehaltung  in  der  practischen  Finanzgebahrung  selbst  vorgeschrieben  wird. 

b)  Hauptetats  (Haupt-Specialetats)  werden  die  besonderen 
Etats  fUr  die  einzelnen  grösseren  selbständigen  Dienst- 
zweige in  der  Ausgabewirthschafl;  und  für  diellauptkategorieen 
der  Einnahmen  in  der  Einnahmewirthschaft  genannt ^  nach 
Eintheilungen,  welche  sich  gewr>hnlich  aus  der  ganzen  Organisation 
der  Staatsverwaltung  (Ministerialsysteni,  Ministerialetats)  und  der- 
jenigen des  Finanzdienstes  (Abtheilungen  im  Finanzministerium, 
besonders  fQr  die  Einnahmezweige,  Directionen  dafür,  Verwaltungs-, 
rikonomisch -technische  und  rechtliehe  Gruppen  der  Einnahmen) 
ergeben. 

Diese  Hanptetats  sind  ihrerseits  Bestandtheile  des  IIau])tfinanzetats.  Der  Knt- 
verfnng  des  letzteren  geht  ihre  Bildung  voraus.  Nach  seiner  verfassungsmilssigiMi 
tienehmigong  erhalten  die  Hauptetats  dann  als  Theile  des  IlanptHnanzetats  ihr<^  be- 
:$timinte  rechtliche  Bedeotang. 

c)  Special etats  sind,  noch  von  den  ebengenannten  unter- 
schieden: 

a)  in  einer  Bedeutung  des  Worts  die  Etats  für  die  einzelnen 
Aeroter  und  Behörden  der  grösseren  Verwaltungsabtheilungen, 
dther  insbesondere  für  die  Dienststellen  im  Lande. 

Diese  Etats  bilden  die  Elemente  (Kapitel,  Sectionen,  Titel  u.  dgl.).  aus  denen 
äck  bei  der  Eotwerfang  des  Budgets  die  Hauptetats  und  schliesslich  der  Hauptfinanz- 
«tit  zusammensetzen  und  in  welche  wieder,  auch  z.  Th.  mit  bestimmten  rechtlichen 
CoDseqaenzen ,  der  genehmigte  Uauptfinanzetat  mit  seinen  Hauptetats  zerfällt.  Die 
Av&tellaDg  dieser  Special-  nnd  der  Hauptetats  schliesst  sich  auch  an  die  (iliederung 
•ler  Kissen  nach  Geschäftszweigen  und  an   die  Ortliche  Vertheilang  d«'r  Kassen  an 

ß)  Der  Ausdruck  „Specialetat'^  wird  aber  auch  noch  in  dem 
anderen  Sinne  gebraucht,  indem  darunter  die  früher  häufigen,  jetzt 
Doeh  hie  und  da  vorkommenden  selbständigen  Neben  etats 
ftr   einzelne    apart    gehaltene    Verwaltungszweige    neben    dem 
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Hanptfinanzetat  verstanden  werden;  mitunter  auch  solche  Etal 
von  denen  bloss  die  abschliessenden  Hauptsummen,  z.  B.  d 
Ueberschüsse  eines  Zweiges,  allein  in  den  Hauptfinanzet 
kommen,  während  das  Einzelne  in  einem  solchen  ,,8pecialeUI 
besonders  aufgelllhrt  wird  (§.  113). 

Spccialetats  erstcrer  Art,  welche  noch  besonders  als  Neben  etats  bezeichnet  weidi 
können,  äind  die  gelegentlich  noch  zu  findenden  Etats  fUr  einzelne  Gebietsthell 
(Reste  des  alten  Provincialsystems,  das  sonst  meistens  dem  ccntralisirenden  Realsyili 
gewichen  ist)  neben  dem  Hauptfinauzetat  fiir  das  Hauptgebiet  des  Staats.  Beii^ 
der  zweiten  Art  sind  die  Etats  für  wirthschaftlich  selbständiger  gestellte  Staatflurti 
nehmungen,  wie  Fabriken,  Banken  (preuss.  Sechandlung),  ferner  auch  für  selbstlndil 
Anstalten  corporativer  Art,  z.  B.  Lehr-,  Kranken-.  Armenanstalten ,  welche  nar  Jl 
darfs-Zuschüsse"  aus  dem  Staatshaushalt  erlangen  (ausnahmsweise  etwa  auch  an  dieM 
CeberschUsse,  statt  sie  selbst  zum  Vermögen  zu  schlagen,  abliefern).  (Oesterr.  „dotbi 
politische  Fonde'*  fUr  Zwecke  des  Cultus  u.  Unterrichts,  „Religionsfondo*',  „Schalfond^ 

Die  Verwaltnngs-  oder  Kassen etats  dienen  unmittelbi 
und  ausschliesslich  den  Verwaltungszwecken.  Sie  ergeben  rie 
aus  den  iinanzgesetzlichen  Etats  und  gliedern  sich  eventuell  oic 
Kassenbezirken  und  nach  Verwaltungsbezirken. 

Bei  ersteren  sind  wieder  Uauptetats  fUr  die  Centralkassen  und  die  ProTisdi 
(Bezirks-,  Departements-,  Kronlands-)  Kassen  und  Specialetats  für  die  LocalkasM 
mit  weiterer  Unterscheidung  dieser  Kassen  nach  den  Einnahme-  und  Ausgabezweiga 
denen  sie  speciell  dienen,  zu  unterscheiden.  Die  Verwaltungsbezirks -Etats  schliesM 
sich  an  die  Vcrwaltungseintheilung  des  Staatsgebiets  an,  welche  in  den  einzfllM 
Dienstzweigen  zu  (irunde  gelegt  wird  und  werden  in  Generaletats  dieser  Diflü 
zweige  (z.  B.  der  Borg-,  Forst  Verwaltung)  zusammcngefasst.  0.  Meissner,  prea 
Vcrw.kunde  I,  0,  wonach  hier  z.  Th.  das  Gesagte. 

§.  104.  —  2.  Mit  Rücksicht  auf  die  Beziehung  der  Etats  ii 
Kategorie  ,,Zeit'^    werden    folgende   Unterscheidungen  gemach 

a)  Nach  der  Zeit,  für  welche  die  Etats  bestimmt  sind,  m 
in  welcher  man  steht,  sind  die  Etats  solche  der  abgelaufene 
Fiuanzperiode ,  der  laufenden  und  der  künftigen.  Ebeni 
unterscheiden  sich  die  „Jahresdienste". 

Fractisch  und  rechtlicli  wichtig  wird  diese  Unterscheidung  besonders  hinsicbtti 
der  Frage,  oh,  wie  weit,  wie  lange,  und  unter  welchen  Bedingungen  und  FormaUtil 
Finanzoperationen,  bez.  Kassen bewegun gen  (Ein-  und  Ausgänge)  nach  Ablauf  eil 
Finanzperiode  noch  auf  (irund  des  Etats  der  letzteren  und  auf  Rechnung  dcrsell 
gema4*ht  werden  dürfen,  wie  und  wann  die  Uebertragung  in  den  laufenden  Dienst 
ftrfolgen  hat  u.  dgl.  m.:  Puncte,  welche  mit  der  Ausfuhrung  des  Budgets  und  i 
dem  Kechnungsabschluss  zusammenhängen  und  spater  in  Verbindung  mit  dißt 
(iegenständen  zu  behandeln  sind. 

b)  Nach  der  Zeitdauer  der  Finanzperiode,  für  wele 
die  Etats  aufgestellt  werden,  unterscheidet  man  vorncmlich  ei 
jfthrige  und  mehrjährige. 

In   neuerer   Zeit   und    zumal  in    grösberen  Staaten   sind  jene    die    Qblicheu. 
technischer  Hinsicht   haben  sie    wohl   meistens   den  Vorzug,    dass   sie   sich   in  ÜU 
Veranschlagungen  der  Wirklichkeit  mehr  annähern  können  und  werden,  nachträglic 
Aenderung'»n   nnd  Narbtraersetat-^  sirh  «Jeltener  nothwendi^  erweisen.     Auch  wenn  < 
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Bebrjäiiri^eu  £tats  in  der  Weise  aufgestellt,  bez.  gesetzlich  festgestellt  werdcu,  dass 
iekt  ein  Jahiesctnt  ohne  Weiteres  für  eine  mehrjährige  Periode  gilt,  sondern  so. 
ie  mebrcre.  unter  sich  erentaell  verschiedene  Jahres -Etats  gleichzeitig  auf  einmal 
Jllreine  mehrjährige  Periode  gegeben  werden,  sind  die  angedeuteten  Schwierigkeiten 
fiiboden.  wie  namentlich  das  leichtere  und  stärkere  Auseinandergehen  von  Voran- 
and  wirklieber  Finanzgcbahrung.  Je  nach  der  Beschaffenheit  der  Einnahmen 
■i  Ausgaben  in  einem  Staatshaushalte  und  je  nach  der  ganzen  Lage  eines  Staats 
taden  diese  Schwierigkeiten  kleiner  oder  grösser  sein.  Wo  die  Reinerträge  grosser 
iebsrerwaltangen  (Eisenbahnen,  Forsten.  Berg-  und  Hüttenwerke,  wie  in  Preussen 
anderen  deutschen  Staaten)  eine  hervorragende  Rolle  im  Einnahmebudget  spielen, 
die  Bedenken,  gegen  längenr  als  einjährige  Etatsperioden  wegen  der  von  so 
berlei  wechselnden  Umständen  abhängigen  Einnahmen  und  Ausgaben  dieser  Be- 
erwaltnngen  nicht  zu  verkennen.  Anderseits  hän<]:t  die  Frage  mit  der  Einrichtung 
ptrUmentarischen  Etatsberathung  und  mit  anderen  Verhältnissen  des  Parlamentarismus 
des  Staatsiebens  zusammen.  Jene  Berathung  lusst  sich  erheblich  verkürzen  und 
b  in  Bezug  auf  Einzelheiten  gründlicher  machen  bei  läuireren  Etatsperioden. 
^Gefährdung  des  Budgetrechts  der  Volksvertretung",  welche  öfters  in  einer  solchen 
icbtung  gefunden  wird,  möchte  deshalb  kaum  anzuerkennen  sein.  Kürzere  Etats- 
QDg  kommt  auch  wied(;r  den  sonstigen  parlamentariselien  Arbeiten  zu  Gute, 
wie  in  Deutschland,  verwickelte  Verfassnngsverhältnisse ,  die  Schwierigkeit  des 
eioanderbesteheus  und  eventuell  gleichzeitigen  Tagens  des  Reichstags  und  der 
Itage  zur  Erledigung  der  Etatsberathung  vorliegen,  sind  daher  immerhin  wohl 
itenswerthe  Gründe  auch  für  längere  Etatsperioden  anzufuhren.  Die  Ermächtigung 
Qmf&ngreicbcrer  Aufnahme  schwebender  Schulden  (^Au^gabe  von  Schatzscheinen^ 
erfaeblicberen  unvorhergesehenen  Abweichungen  der  Wirklichkeit  vom  Etat  wird 
t  freilich  kaum  immer  zu  vermeiden  sein.  Das  Richtigste  wäre  wohl  eine  Ein- 
g  von  .«stabilen**  Budgets  mit  längeren  (möglichst  langen)  und  von  „ wände  1- 
en"  Budgets  mit  kürzeren  (1  jähr.)  Etatsperioden,  nach  dem  Vurgnng  Englands,  in 
Weise,  wie  es  oben  in  §.  04  erörtert  und  begründet  worden  ist. 
In  den  europ.  Staaten  sind  einjähr.  Etatsperioden  die  allgemeine  Regel.  Auch 
Deatschen  Reich  und  in  Preussen  be:>tehen  sie  bisher  verfassungsmässig,  doch  wird 
Frage  regieniogsseitig  zu  Gunsten  mehr-  '2)  jähr.  Perioden  «irwogen.  In  den 
heo  Mittel-  und  Kleinstaaten  sind  meistens  längere,  seibat  bis  Ojähr.  Etats- 
leo, verfassungsmässig,  neuerdings  aber,  besonders  in  den  grösseren,  aus  tinanz- 
en  und  mehr  noch  aus  budgetrechtlichen  Gründen  mehrfach  verkürzt  worden. 
iern  hat  jetzt  2  jähr.  Perioden,  mit  gleichen  Summen  für  jedes  Jahr,  ebenso  K. 
eksen;  WOrtemberg  und  Baden  stellen  in  einem  Finanzgesetz  den  Etat  für 
Äirc  getrennt  fc8t,  Gr.  Hessen  hat  eine  4jährige,,  die  Kleinstaaten  1—4 jähr. 
öden. 

c)  Nach  dem  Zeitpuuct  der  Feststellung  (nach  demjenigeu 

parlaDientarischen  Einbringung  Seitens   der  Regierung  oder, 

m  dies  gestattet  ist,  Seitens  der  Mitglieder  der  Volksvertretung) 

irdcheidet  man  den  regelmässigen  (^^Haupt^^-)  Finanzetat 

Machtrags-Etats  zu  jenem,   insbesondere  zu  dem  einmal 

den  zuständigen  Faetoren  festgestellten  und  vom  Staatsober- 

ipt  verkündeten  regelmässigen  Etat. 

Priucipiell  und   unbedingt  zu   vermeiden   sind  solche  Nachtragsetats  nach  dem 
des  Staatslebens  nicht,  z.   B.  wenn  nach  Erlass  des  Hauptetats  grössere  Ver- 
ngcn   in  Einnahme-   und   Ausgabezweigen   eingetreten   sind.     So   hat  z.  B.   in 
jQngst    die   Uebernahme  von   I^rivatbahnen   Nachtragsetats  veranlasst   (Ges. 
14.  Mai  lSb2,  betr.  FeststeUung  eines  Nachtrags  zum  Staatsh.h.etat  f.  1SS2  — S3j. 
r  im  Interesse   der  Ordnung   und  Uebersichtlichkcit  des  Haushalts  müssen  Nach- 
ts auf  dringende  Fälle   beschränkt  werden.     Einiges  hängt  dabei,   wie  schon 
t ,  von   der  Länge  der  Etatsperioden ,   dann  auch  von  der  Zeitdauer  der  Vor- 
Qngr  des  Budgets  im  Kreise  der  Resrierung  und  v(>n  derjenigen  der  Parlamentär. 

JL  Waf^nvr.  flnaoiwLNeiiMÜuft  1.    :**.  Auü.  15 
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UuTchberathiing  ab.     Zur  Vermeidong   von  Nachtragsetats   ist  eine  kurze  Zcitdane 
der  Vorbereitung  und  Durchberathung  erwünscht,   daher  namentlich  ein  Beginn  d« 
Vorbereitung  und  Durcharbeitung  des  Etats  innerlialb  der  Kegiening  mtVglichst  kiirj 
vor  dem  Anfang  des  neuen  Finanzjalirs  (Leroy-Beanlieu,  Fin.  II,  7).    Vieles  hlig| 
auch  hier  wieder  von  parlamcnt.  Einrichtungen  n.  Gebräuchen  ab.    In  Frankreiek 
werden  die  zum  System  gewordenen  Nachtragsetats  oder  Supplemontar-Crcdite  ib 
ein  Missstand  empfunden.    Z.  Th.  erklären  sich  die  dortigen  Verhältnisse,  im  UDte^ 
schied   zu  England,   das  die  Nachtragsetats  kaum  kennt,   in  Frankreich  daraus,  dm 
Supplementarcredite  in   Betr.  der  Ausgaben   hier   in  Opposition   zur  liagierung  cdir 
ohne  Mitwirken   derselben   vom  Parlament   auf  Antrag   von  Deputiiten   votirt  wen!« 
können.     Eine  Reform  in  diesen  Dingen  gilt  als  nothwendig.    (S.  Näheres  bei  Lerof-  j 
Beaiilieu.  II,   livre    1.  eh.  II).     In  Preussen   kOnnen   nach   d.  (ieschäftordn.  4 ; 
Hauses  d.  Abgeordn.  v.  IG.  Mai  1S70  Anträge  von  Mitgliedern,   „welche  eine  GeU^  ^ 
bewilligung   in   sich   schliesseik   oder  in  Zukunft  herbeizuführen    bestimmt  sind,  att 
Abstimmung  nur  gelangen,   wenn   eine   Commission   mit  ihrer  Vorberathung  betmt'^^ 
worden 
fugniss 
daher 

mit  der  Form  der  parlam.  Votirung  —  in  Abtheiiungen  oder  in  Kapiteln  oder  lli 
Titeln  und  noch  weiteren  kleinen  Posten  —  steht  das  grössere  oder  geringere  B^' 
dürfniss  nach  Nachtragseiats  in  Verl)indung.  Je  beschränkter  das  Hecht  zu  üebeh 
tragungen  und  je  grösser  die  specialisirende  Votirung  des  Etats,  desto  leichter dii; 
Nothwendigkeit  von  Nachtragsetats  oder  —  von  ., nachträglicher  Genehinigung  anaM^' 
etatsmässiger  Ausgaben."     S.  darüber  u.  §.  117,  IIS. 

d)  Nach  dem  ZeitpuDct  des  Beginns  des  Etatsjahrs  (dtf' 
Etatsperiode)    unterscheidet  man   Etatsjahre  („Finanzjahre"),^ 
welche,  mit  dem  Kalenderjahre  zusammenfallend,  am  1.  Ji 
oder  zu  einem  anderen  Termine  anfangen. 

Allgemeine  wirthschaftliche  Gründe,  die  verschiedene  Bewegung  der  Einos 
und  Ausgaben  nach  den  Jahreszeiten,  namentlich  aber  Rücksichten  auf  di6  geeignc 
Zeit  der  parlament.  Berathung  des  Budgets  machen  einen  anderen  Anfangstermin 
den  ] .  Jan.  rathsam.  Diese  Erwägung  hat  mehrfach  zur  Annahme  andrer  Finanz) 
als  der  Kalenderjahre  geführt,  so  in  Grossbritannien,  im  Deutschen  Reich,  in  Preossei« 
wo  (in  beiden  letzten  seit  1.  Apr.  1S77)  das  Fin.j.  am  1.  April  beginnt;  so  jetzt  laoil. 
in  Würtemb.  u.  Gr.  Hessen.  In  Nord- America  ist  der  1.  Juli  der  Termin,  dl^ 
Zeitpunct,  den  Lcroy-Bcaulieu  (II,  9)  auch  für  Frankreich  empfiehlt. 

§.  105.  —  3.  Mit  Rücksicht  auf  die  Beziehung  der  Etats  ztf 
Kategorie  ,,Raum'^  unterscheidet  man  nicht  nur  die  Staatshaui« 
halts-  und  die  Etats  der  verschiedenen  SelbstverwaltnDgi;r 
kör  per,  sondern  auch  in  den  ersteren  wieder  den  Etat  fllr  d«p 
ganze  Staatsgebiet  und  die  Staatshaushaltsetats  für  einzelai 
Gebietstheile  (Provinzen  u.  s.  w.).  ^ 

Früher,  vor  der  Ersetzung  des  „Provincialsystems"  mit  eigenen  getrennten  Y^ 
waltungsdepartements  für  jede  Provinz,  Gruppe  von  Provinzen,  oder  „lAndscbifr' 
durch  das  centralistische  „Realsystem'',  war  die  getrennte  Führung  des  StaatsbaMM 
haltsetats  in  „Provincialetats"  das  Uebliche  und  Zweckmässige.  Nur  für  eini^  ^**I^ 
zusammengefasste  Verwaltungszweige,  z.  B.  Militärwesen,  wurden  etwa  ..Generaletal^ 
der  centralisircnden  ., General -Staatscasse''  geführt,  in  denen  bei  den  Einnahmen  Ä 
Ueberschüsse  der  Provincialetats  als  Beiträge  zu  den  Kosten  der  allgemeinen  Staulto 
Verwaltungszweige  erschienen.  Die  neuere  politische  Entwicklung,  die  EioftlhnB|| 
allgemeiner  Vertretungsorgane  der  ganzen  Staatsbevölkening  nnd  ünanztechniseiMi 
Kücksichten  haben  mit  Recht  zum  „Princip  der  üscalischen  Kasseneinheit  ^  ujid  m 
einheitlichen  Stnatshaushaltetats   für  d.as   ganze  Staatsgebiet   geführt.     Einzelne  idetet 
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£ete  des  altcrtn  Systems  haben  »ich  über  mitunter  erhalten  oder  finden  sich  in 
^pedaJetats  des  HanptfinanzeUts  noch  hie  und  da,  namentlich,  wenn  in  gewissen 
£iinditiiDgen,  z.  B.  im  Steuerwesen  provinzielle  Abweichungen  geblieben  sind  (Steneru 
der  HobenzoUem'ächen  Lande  im  prenss.  Etat). 

4  Endlich  ist  unter  den  Arten  der  Etats  noch  der  Brutto- 
Bod  der  Nettoetats  zu  erwähnen.  Die  erstereu  enthalten  bei 
den  Einnahmen  die  Kosten  der  Gewinnung,  Bewirthschaftung,  des 

;  fietriebs,   der  Erhebung  mit  in  sich,   die  letzteren  führen  nur  die 

!  Reinerträge  auf. 

PrincipieUes  darüber  o.  §.  109. 

Die  consct]uente  technische  Durchführung  der  Brutto-  wie  der  Nettoetatisirong 
hi^et  manche  Schwierigkeiten  nnd  ii^t  absolut  jircnau  kaum  zu  erreichen.  Das  ge- 
idiichtlich  Aeltere  ^ind  die  Nettoetats,  das  tinanztechniscli  nnd  budgetrechtlich 
Bchtige  die  Bnittoetats.  die  aber  so  aufgestellt  und  eingcrictiitot  sein  mUssiMi.  dass 
M  der  Nettoetat  daraob  leicht  herstellen  lüs^t. 

§.  106.  --  C.  Einrichtung  und  Form  der  Etats.  Der 
Etat  ist  ein  Rechnungsanschlag.  Aus  diesem  seinem  Wesen 
folgen  die  Anforderungen  hinsichtlich  seiner  zweckmässigen  Ein- 
nehtnng  und  Form. 

Aoch  hier  liegt  zanüchst  eine  technische  AufgalK'  vor.  bei  deren  Lösung 
iker  wieder  rechtliche  üesichtspunrte,  „budgot-  ixlor  etatsrecbtÜchc"  concurriren. 
luMutlich  richtet  sich  nach  letzteren  die  Bedeutung  der  einzelnen  Rubriken  und 
FlMCB  (Abtheilaogcn .  Kapitel,  Sectionen,  Titel  u.  s.  w.)  des  Ktats  und  wird  dann 
ach  darin  mit  Rücksicht  auf  die  budgetrechtliche  Bedeutung  solcher  Posten  mehr 
tisr  veniger  specialisirt  (S  117).  Im  Uebrigen  ist  das  allgemeine  Schema  des  Ktats,  wenn 
äiBil  du  Princip  dor  £tatisirang,  „Brutto-  oder  Nettoetat?"  feststeht,  ein  durch 
ii Siehe  selbst  gegebenes,  das  sich  daher  auch  zeitlich  und  örtlich  nur  in  Nebon- 
FMa  reräodert. 

1.  Der  Hauptfinanzetat  und  seine  Theile,  die  Haupt-  und  die 
Spedaletats  (§.  103)  zerfallen  zunächst  vielfach  in  einen  ordent- 
lichen nnd  einen  ausserordentlichen  Etat,  eine  Scheidung, 
wdehe  principielle  Bedeutung  hat,  dieser  gemäss  dann  auch  richtig 
Inehgeftlhrt  werden  sollte,  aber  in  der  Praxis  öfters  eine  mehr 
iinerlich-formale,  als  innerlich-begründete  ist.  Die  wissenschaftlich 
nd  practisch  werthvoUe  Unterscheidung  müsste  sich  bei  den  Aus- 
fingen  (Ausgaben)  an  die  oben  in  §.  62,  63  erwähnte  Trennung 
Im  Finanzbedarfs  in  ordentlichen  und  ausserordentlichen,  ,,nach 
den  inneren  Moment  der  Dauer  der  mit  einer  Ausgabe  (Ausgang) 
«nehen  Wirkungen''  und  bei  den  Eingängen  (Einnahmen)  an  die 
lk&§.  65  ff.  aufgestellte  Deckungstheorie  („Steuern  oder  Schulden  ?^') 
iriullpfeD.  Das  Streben  in  der  Praxis  des  Etatwesens,  dies  zu 
in,  ist  anch  ersichtlich,  aber  es  wird  selten  streng  und  folge- 
liehtig  TerwirkHeht 

Dies  gut  z.  B.  aach  fon  der  preuss.  etatsmässigen  Scheidung  ?on  „fortdauernden'* 
^  Meinmaligen  und  ansserordendichen "  Ausgaben  und  von  derjenigen  der  ..ordent- 

15* 
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liehen''  und  ,, ausserordentlichen*'  Einnahmen.  Unter  den  fortdauernden  Ausga 
bildet  zwar  der  wirkliche  ordentl.  Bedarf  (das  ,,Norinalerforderniss"  §.  63)  das  Q 
aber  zahlreiche  mehr  oder  weniger  erhebliche  Posten  „ausserord. ''  Ausgabea 
wissenschaftlichen  Sinne,  fUr  privat-  und  staatswirthsch.  Kapitalanlagen,  befinden  £ 
auch  darunter.  In  einem  grösseren  Staatshaushalte,  wo  sich  derartige  Ausgm 
ziemlich  regelmässig  wiederholen,  lässt  sich  fUr  die  Einreihung  derselben  unter 
ord.  Ausgaben  practisch  Manches  sagen,  aber  das  WillkUhrliche  ist,  dass  dann  wie 
andere,  ganz  verwandte  Posten,  z.  B.  für  grössere  Neubauten,  in  das  Extraordinär! 
kommen.  Bei  'Vergleichen  verschiedener  Jahresetats  desselben  Staats  wie  der  Et 
der  verschiedenen  Staaten  mtlsste  man  daher  die  Etats  erst  Posten  für  Posten  z< 
gliedern.  Auch  unter  den  ordentlichen  Einnahmen  befinden  sich  in  Prenssen  n 
anderswo  manche  Posten,  welche  als  eine  Verminderung  der  Substanz  des  Staats?« 
mögens,  z.  B.  bei  Verkäufen  von  Domänen-  und  ForstgrundstUcken ,  eigentlich  di 
ausserordentliche  Einnahme  bilden,  gleich  der  Schuldaufnahme,  oder  welche  implid 
auf  letzteres  hinauilaufen  (z.  B.  im  neusten  preuss.  Etat  f.  1SS3/S4  die  Einsetzung  d 
nur  erst  zum  kleinen  Theil  zu  Pensionszahlungen  verwandten  3Vuis<^ii  Zahlungen  d 
Beamten  aus  ihren  Gehalten  zu  den  Beiträgen  für  Versorgung  der  Wittwen  und  WtiM 
unter  die  laufenden  Staatseinnahmen  zur  Deckung  der  laufenden  Ausgaben),  doli 
diesen  Umständen  ist  die  Berechnung  des  ..Deficits"  auch  stets  ziemlich  willkabrik 
(§.  77),  —  in  soliden  Haushalten,  wie  dem  preussischen ,  die  wirkliche  Lage  mei 
günstiger,  als  diejenige,  welche  in  dem  „rech nungsmässi gen  Deficit"  hcnrortritt. 

Principiell  ist  eine  scharfe  und  consequente  Scheidung  vo! 
ordentlichem  und  ansserordentlichem  Etat  auf  beiden  Seiten,  dl 
Ein-  und  der  Ausgänge,  unter  Befolgung  der  oben  aufgestellta 
Grundsätze  illr  die  materielle  Ordnung  des  öffentlichen  Haasbai 
(3.  Kap.)  berechtigt.  Sie  darf  nur  nicht  dazu  dienen,  die  Lag 
des  Haushalts  durch  willkUhrliche  Einreihung  ordentlicher  Bedarf! 
posten  in  den  ausserordentlichen  Etat  und  ausserordentlicher  Eil 
gangsposten  in  den  ordentlichen  Etat  günstiger  oder  durch  d« 
umgekehrte  Verfahren  sie  ungünstiger  als  der  Wahrheit  g6 
mäss  erscheinen  zu  lassen.  Auch  letzteres  ist  bedenklich  und  fDhr 
möglicher  Weise  zu  falschen  Finanzoperationen  und  einer  unrichtigCI 
Bedeckung.  Ungleich  bedenklicher  und  practisch  gefährlicher  il 
aber  das  erste  Verfahren,  das  unsolider  Finanzpolitik,  leichtsinnigei 
Schuldenmachen  und  einem  grundsätzlich  verkehrtem  Bedeckangl 
System  Thor  und  Thtir  öffnet. 

Es  gehören  demnach  in  den  ordentlichen  Etat  und  mflaioi 
darin  genau  sichtbar  gemacht  werden:  bei  den  Eingängend» 
sogen,  ordentlichen  Einnahmen  (oder,  richtiger  gesagt,  ü 
überhaupt  nur  so  zu  nennenden  ,,Einnahmen'')  nebst  dem  etwaigei 
Zuschuss  aus  ausserordentlichen  Einnahmen  zurDeckungdc 
Ausgaben  des  ordentlichen  Etats;  bei  den  Ausgängen  di 
ordentlichen  Ausgaben  nebst  dem  etwaigen  U eberschal 
in  diesem  Etat,  welcher  für  die  Verwendung  im  ausserordentliclM 
Etat  zur  Verfügung  bleibt.  Die  Einstellung  jenes  Zuschusses  od< 
dieses  Uebersehusses  als   besonderer  Posten  in  den  Etat  empfttU 
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üich  allgemein,  um  diesen  wichtigen  Umstand  recht  deutlich  zu 
machen.  In  den  ausserordentlichen  £tat  gehören  dann  bei 
den  Eingängen:  die  ausserordentlichen  Deckungsmittel  nebst 
dem  etwaigen  Ueberschuss  des  ordentlichen  Etats,  bei  den  Aus- 
sogen die  ^^ausserordentlichen  Äusgaben^^  (nach  deren  drei  grossen 
Kategorieen  getrennt  §.  63)  nebst  den  etwaigen  Zuschüssen  zur 
Deckung  des  ordentlichen  Etats. 

Die  Praxis  bietet  auch  Leute  noch  manche  Vcrächicdciiheitün  in  der  Aufstellung 

^  Etats,  was  eine  Beurtheiinng  in  Geuiässheit  der  dargelegten  Grundsätze  und  eine 

Vergleichang  sehr  erschwert.    So  werden  z.  B.  in  Preussen  im  Staatshaushaltsetat 

(Hiaptfinanzetat)  bei   den  Ausgaben   die  dauernden   von   den  einmaligen  und  ausser- 

*rdcndicheu  getrennt  und  bei  den  dauernden  wieder  die  „künftig  wegfallenden''  neben 

der  üauptsamme   besonders  hervorgehoben   (im  Kegier.entwurf  f.  lSbd/84   z.  B.  mit 

10067,S7O   von   ]. 045.473 J 36  M.   im  Ganzen).    Bei   den  Einnahmen  wird  aber  nur 

11  den  Si>ccialctats  zwischen  ordentlichen  u.  ausserordentlichen  dadurch  unterschieden, 

dus  SOS  der  Bezeichnung  des  einzelnen  Postens  seine  Zugehörigkeit  zu  der  einen 

der  beiden  Kategorieen  ersehen  werden  kann.    Selbst  die  Eingänge  aus  Anleihen  er- 

sclieineu  hier  nur  als  ein  Titclposten  des  Kapitels  ,,allgemeine  FinanzFerwaltung''  und 

and  in  der   einen  Abschlussziifer  der  ,, Einnahmen''  mit  enthalten.    So  verschwindet 

kier  der  Posten  der  durch  den  Staatscredit  bewirkten  Eingänge  und  ordentlicher  und 

asserordcutlicber  Etat  werden  auf  der  Eiugangsseite   verschmolzen.  —  was  gewiss 

Hdit  zweckmässig  ist.  —  In  Frankreich  wird  das  ordentliche  Ausgabebiidget,  fUr 

dfisea  Deckung   die  ordentlichen  Einnahmen   nebst  den   etwaigen  Ueberschüssen  der 

Vorjahre  dienen,  von  dem  auf  „ausserordentlichen  Hilfs([ucllen"  fuudirtcn  Ausgabe- 

mffH,  nnterschiedeu.     In  (AVcst-)  Oesterreich  werden   bei   den  Ausgaben  die 

Ndentlichen  n.  ausserordentlichen  getrennt   denen  die  ,.Einnahmen"  ueb^t  dem  durch 

AMeD  und  andere  ausserordentliche  Mittel  zu  deckenden  .,Defirit*'  gegenüber  stehen. 

§.  107.  —  2.  Jeder  vollständige  Haupt-  wie  Hpecialetat  ent- 
Ut  zunächst  die  zwei  Seiten  der  Eingänge  (Einnahmen) 
Qod  der  Ausgänge  (Ausgaben),  die  bei  grösseren  Etats  hinter- 
eioaiider  aufgeführt  werden,  wobei  bald  die  Eingänge,  bald  die 
.Isflgänge  voranstehen.  Da  letztere  das  eigentlich  bestimmende 
Moment  fttr  die  Höhe  der  Eingänge  sind  (§.  61),  so  ist  es  logisch 
riehtiger,  sie  voranzustellen.  Innerhalb  beider  Seiten,  von  der 
gr&ggeren  oder  geringeren  »Specialisirung  noch  abgesehen,  werden 
die  einzelnen  Posten  und  Gruppen  von  solchen  in  systematischer 
Zusammenfassung  und  Reihenfolge  eingestellt.  Man  kann  hier 
entweder  nur  nach  der  inneren  Zusammengehörigkeit  und 
Verwandtschaft  der  Einnahme-  und  Ausgabeposten  selbst  oder 
oaeh  der  Zagehörigkeit  derselben  zu  den  grossen  Ver- 
waltuogsabtheilungen  (Ministerien)  und  wieder  innerhalb 
der  letzteren  nach  innerer  Zusammengehörigkeit  der  Posten  rubriciren. 
Diese  zweite  Methode  entspricht  am  Meisten  den  Consequenzen 
des  modernen  Verfassungs-  und  Verwaltungsrechts,  insbesondere 
dem  „Budgetrecht^^  und  der  verantwortlichen  Stellung  der 
Hinisterien  nnd  hat  sich  daher  jetzt  mehrfach  auch  ftir  die  Kubri- 
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und  wei&t  aucli  im  Gebiet  der  letzteren  auf  die  erforderlichen  bedeutenderen  Umge- 
staltangcn  fUr  die  weitere  Zulionft  hin,  welche  sich  aus  dem  BedUrfnias  der  Ver- 
waltung des  Staats  einer-  und  der  bestehenden  Einrichtung  des  Finanzwesens  andrer- 
seits ergeben.  In  technischer  Hinsicht  muss  der  Etat  so  eingerichtet  sein,  dass  er 
fnr  alle  die  genannten  Aufgaben  möglichste  Klarstellung  der  Verbaltnisso  bewiiit. 
Leichte  UcbcRiichtlichkeit  des  Etats,  passondc  Anordnung  seiner  Rubriken  sind  dtlK*i 
leit'fnde  Zielpuncte. 

2)  Der  Etat  dient  weiter  dazu,  die  Grösse  des  Gesammt- 
aufwands  eines  öffentlichen  Körpers  im  Verhältniss  znr 
Leistungsnihigkeit  des  Volks  und  der  Volkswirtliscbaft 
(oder  des  betreifenden  Theils  beider  bei  den  kleineren  öffentlichen 
Körpern  innerhalb  des  Staats)  ersichtlich  zu  machen,  soweit  dies 
von  der  einen  Seite,  derjenigen  der  Belastung  der  Volks- 
wirthschaft  durch  den  Kostenaufwand  eines  öffentlichen  Körpern, 
mr)glich  ist. 

Mit  um  dieses  Zwecks  willen  bind  an  die  (io^taltung  des  Etats  bestimmte  An- 
fordcningcn  /n  stellen:  Brutto-,  nicht  nur  Nettoetat,  Vollständigkeit  dos  Etats, 
Einheit  desselben  oder  in  deren  Ermaiigelun;;^  Hinzufugung  von  Nebenetats  zum 
klauptetat  u.  dgl.  m.  Dadurch  erst  erlangt  man  die  Möglichkeit,  einigcrmassen  den 
Werth  der  Leistungen  des  l>etreirend<'n  odentlichcn  Körpers,  im  Ganzen  wie  im 
Einzelnen,  mit  der  IlAhe  der  Kosten  dieser  Lci>tungen  zu  vergleichen,  wie  o^  für 
die  richtige  Fcdtstellung  di^s  Bereiehs  der  Staatsthätigkeit  (§.  H4)  und  zur  Wardigiing 
der  volkswirthsdiaftlichen  Productirität  des  Finanzen fwands  geboten  ist. 

3)  Der  Etat  hat  endlich  den  Zweck,  sehlussberechtigendes 
Material  f(ir  die  Beurtheilnng  der  ökonomisch-technischen 
Einrichtung  der  Finanzwirthschaft  selbst  zu  bieten, 
besonders  in  Bezug  auf  das  Verhältniss  der  einzelnen  Einnahme- 
kategorieen  und  deren  Theile  zu  einander  (Steuern  und  andere 
Einkünfte-Arten  u.  s.  w.)  und  in  Betreff  der  Roh-  und  Reinerträge 
(Hr)he  der  Verwaltungs-,  Bewirtbschaftungskosten  in  den  Betriebs- 
verwaltungen, der  Erhebungskosten  der  Steuern  u.  dgl.  m.). 

Zu  diesem  Behufe  ist  wieder  die  pusM*. nd«*  Uubricirung  der  Posten,  die 
Selbständigkeit  des  Etats,  die  Brutto-Etatisirung  unter  genauer  Angabe  der 
vun  den  Uohcinnahmen  zur  Erzielung  der  Keinerträge  abgehenden  Kosten  nothwcndig. 

Die  Entwicklungsgeschichte  des  Etatswesens  zeigt,  dass  diese  verschiedenen 
Zwecke  er»t  allmülig  immer  klarer  erkannt  und  durch  verbesserte  Einrichtung  der 
Etats  zu  erreichen  gesueht  worden  sind.  Die  „coustitutionelle  Budgetwirtbschaft''  hit 
/u  diesen  yerbess<;rungen  im  otientlich-rechtlichen  Interesse  vielfach  mit  beigetragen. 
Ai>cr  die  dargelegten  Zweeke  und  die  aus  ihnen  hervorgehenden  Anforderungen  go- 
hOren  doch  zunächst  wieder  in  das  (jebiot  der  Technik  des  Etatswesens. 

8.  103.  —  B.    Arten  der  Etats. 

Verschie<lene  (irundsätze  der  Unterscheidung  lassen  sich  hier  anwenden,  tech- 
nische und  rechtliche  Eintheüungen  kommen  neben  einander  vor.  theils  letztere  sich 
an  jene  anschliessend,  theils  getrennt  davon.  Im  Staatshaushalte,  von  dem  es  hier  zu 
sprechen  gentigt,  sind  der  Unterscheidungen  mehr  als  in  den  Haushalten  der  Selbst- 
verwaltungskörpcr.  aber  im  Prineip  kommen  bei  letzteren  dieselben  Arten  vor  and 
bei  grossen  verwinkelten  Haushalten.  /.  B.  einer  (Jrossstadt  linden  sie  sich  auch  in 
der  Praxis. 
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1.  Zonächst  sind  zu  unterscheiden  verfassungsmässige 
oder  finanzgesetzlicbe  und  Verwaltungs-  oder  Kassen- 
etats. Zu  ersteren  gehören  der  Hauptfinanzetat,  die  Haupt- 
•tats  und  die  Specialetats. 

a)  Der  Haupt-Finanzetat  ist  der  Etat  der  gesammten 
.  Finanzwirthschafty  im  Unterschied  von  den  Etats  einzelner  grösserer 

ind  kleinerer  Dienstzweige. 

:.  Im  Princi])   nmfasst  er  daher  alle  Zweige  der  Eingänge  und  Ausgänge  einer 

Fiuaiiz|>eriode.  In  der  Praxis  i^t  das  freilieb  auch  heute  noch  nicht  immer  vAllig 
I  «reicht,  indem  noch  öfters  diese  oder  jene  Nebenetats  (Specialetats  s.  u.)  für 
.einzelne  Zweige  apart  vom  Hauptßnanzetat  geführt  werden  (§.  118).  Doch  bildet  das 
:die  gewöhnlich  aoch  sachlich  nicht  erhebliche  Ausnahme,  die  mit  der  strengeron 
'Darchfuhmng  des  ..Princips  der  iiscalischen  Einheit"  seltener  wird.  Der  Ilaupl- 
'  finaazetat  ist  zugleich  in  rechtlicher  Hinsicht  der  wichtigste,  indem  vor  Allem  er 
von  den.  jresetzgebenden  Factoron  festgestellt  und  der  Finanzverwaltung  und  den 
[  Mostigen  betheiligten  obersten  Verwaltungsbehörden  als  gesetzliche  Richtschnur  /nr 
Innehaltung  in  der  practischcn  Finanzgebahrung  selbst  vorgeschrieben  wird. 

b)  Hauptetats  (Haupt-Specialetats)  werden  die  besonderen 
Etats  für  die  einzelnen  grösseren  selbständigen  Dienst- 
zweige in  der  Ansgabewirthschafl  und  für  dieHauptkategorieen 
der  Einnahmen  in  der  Einnahmewirthschaft  genannt,  nach 
Eintheilungen^  welche  sieh  gewöhnlich  aus  der  ganzen  Organisation 
der  Staatsverwaltung  (Ministerialsysteni,  Ministerialetats)  und  der- 
jenigen des  Finanzdienstes  (Abtheilnngen  im  Finanzministerium, 
besonders  fBr  die  Einnahmezweige,  Directionen  dafUr,  Verwaltnngs-, 

(ökonomisch -technische    und    rechtliche  Gruppen    der  Einnahmen) 
ergeben. 

Diese  Hanptetats  sind  ihrerseits  Bestandtheile  des  llau])tfinanzetats.  Der  Ent- 
werfung  des  letzteren  geht  ihre  Bildung  voraus.  Nach  seiner  verfassungsmiissigcn 
(ieoekinigang  erhalten  die  Uaaptetats  dann  als  Theile  des  Ilauptfinanzetats  ihr<^  b<^- 
^mnte  rechtliche  Bedeutung. 

c)  Special etats  sind,  noch  von  den  ebengenannten  nntcr- 
Bchieden: 

a)  in  einer  Bedeutung  des  Worts  die  Etats  für  die  einzehien 
Aeroter  und  Behörden  der  grösseren  Verwaltungsabtheilungen, 
dther  insbesondere  fttr  die  Dienststellen  im  Lande. 

Diese  Etats  bilden  die  Elemente  (Kapitel.  Sectionen,  Titel  u.  dgl.).  aus  denen 
sich  bei  der  Eotwerfung  des  Budgets  die  Hauptetats  und  schliesslich  der  Hauptfinanz- 
etM  zusammensetzen  und  in  welche  wieder,  auch  z.  Th.  mit  bestimmten  rechtlichen 
CoDseqaenzen ,  der  genehmigte  Uauptfinanzetat  mit  seinen  Hauptetats  zerfällt.  Die 
Anfiiellang  dieser  Special-  und  der  Hauptetats  schliesst  sich  auch  an  die  (iliederung 
^er  Kissen  nach  Gosch&ftszweigen  und  an   die  örtliche  Vertheilung  doT  Kassen  an 

ß)  Der  Ausdruck  ^ySpecialetat'^  wird  aber  auch  noch  in  dem 
anderen  Sinne  gebraucht,  indem  darunter  die  früher  häufigen,  jetzt 
noch  hie  und  da  rorkommenden  selbständigen  Neben  etats 
för  einzelne    apart    gehaltene    Verwaltungszweige    neben    dem 
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hier  mit  nach  Verhältnissen  der  Verwaltungsorganisatioi 
der  Kessorts  der  Ministerien  und  anderen  Behörden,  was  dai 
wieder  zu  Abweichungen  in  der  Rubricirung  von  der  finanzwisse: 
sehaftlich  richtigen  führt.  Hier  wird  sich  die  Wissenschaft  b 
scheiden  müssen,  da  das  Etatwesen  doch  zunächst  practiscbi 
Zwecken  dient  und  diese  demnach  vorangehen.  Bei  der  kritisclM 
Beurtheilung  des  Etats,  bei  finanzstatistischen  Vergleichungen  moi 
aber  auf  das  Incorrecte  solcher  practischer  Rubricirungen  Rücksiel 
genommen  und  das  Material  der  Etats  für  manche  Schlussziehunge 
erst  über-  und  umgearbeitet  werden. 

S.  über  die  Terminologie  in  Betr.  der  Einnahmen  unten  Buch  .'i  u.  spedd 
in  Betr.  der  Gebühren  u.  Steuern  Band  II.  namentl.  §.  277  n.  §§.  329  ff.  Die  91 
schichtliche  Entwicklung  und  der  technische  Zusammenhang  der  Dinge  haben  z.  I 
in  Preussen  dahin  geführt,  dass  die  Steuern  und  Steuer-  und  gebohrenartigen  Ak 
gaben  von  Privatbergwerken  nur  als  ein  besonderer  Einnahmetitcl  des  Einnahmckapital 
„Verwaltung  für  Berg-,  Hütten-  u.  Salinenwesen'*  erscheinen,  also  in  VerbindaDg  mi 
Einnahmen  ganz  anderen  Characters,  mit  privatwirthschaftlichcn  aus  Staats-  Berg- i 
Hüttenwerken.  Die  eigenthümliche  Vermengung  des  Gebühren-  und  des  Verkelu» 
Steuer-Moments  bei  den  sogen.  „Justizgebühren"  (Gerich tskostcu),  Kegisterabgaben  wj 
in  der  Form  des  Stempels  erhobener  Abgaben  („Stempelsteuern''),  eine  geschichtttol 
überkommene  und  im  modernen  Recht  dieser  Abgaben  noch  vorhandene ,  völlig  ti4 
kaum  zu  beseitigende  Vermengung  (s.  Band  II,  Fin.  S.  29  IF.),  nöthigt  auch  in  M 
Etatisirnng  dieser  Einnahmen  zur  Zusammenfassung  solcher  heterogener  Posten.  Ofl 
Erbschaftssteuer  verschwindet  dann  als  selbständige  Kubrik  wohl  ganz  in  der  Haqftü 
rnbrik  „Stempelgefälle  u.  Gebühren  von  Kechtsgeschäften  **  (so  früher  in  Preuswa  E 
a.  deutschen  Staaten,  jetzt  noch  in  Frankreich,  Oesterreich  u.  s.  w.;.  Auch  je  bmI 
der  Erhebungsform  muss  eventuell  eine  Einnahme  im  Etat  ,inter  anderer  RoMJ 
erscheinen,  z.  B.  wieder  bei  den  ebeugenanntcn  Abgaben,  je  .nachdem  sie  mitM 
Stempels  oder  unmittelbar  erhoben  werden  (Fin.  II ,  §§.  HiO  ü.).  Die  Debtt^ 
tragung  der  Erhebung  der  Gcrichtskosten  von  der  Justizverwaltung  an  die  Venraltnif 
der  indirecten  Steuern  hat  in  Preussen  seit  d.  Etat  f.  18S0/81  zur  Folge  gehabt,  M 
die  „Gerichtskosten  und  Strafen"  nunmehr  unter  den  „indirecten  Steuern"  im  EH^ 
erscheinen. 

§.  109.  -  3.  Brutto-  und  Nettoetats.  Die  älteren  Etiil 
enthielten  gewöhnlich  nur  die  Nettosummen  bei  den  EinnahnM 
und  Ausgaben ;  die  neueren  Etats  sind  regelmässig  Bruttoetak 
Diese  Entwicklung  ist  finanztechnisch  und  rechtlich  ganz  berecbtigk 
Denn  nur  aus  den  Bruttoetats  ersieht  man  alle  Kosten  eines  öffimt 
liehen  Haushalts  (so  besonders  bei  den  Steuern  und  Gebfihren) 
alle  Belastungen  des  Volks  und  der  Volkswirthschaft  durch  dieiel 
Haushalt  (so  ebenfalls  namentlich  bei  beiden  genannten  Postei) 
Ebenso  ist  die  ökonomisch -technische  Leistung  der  Verwaltang  ii 
Bezug  auf  die  PrivaterwerbseinkUnfte  und  auf  die  Besteuemii 
und  das  Gebührenwesen  zum  Theil  wesentlich  mit  nach  dem  Vei 
hältniss  des  Roh  zum  Reinertrag  und  nach  der  Höhe  der  Bi 
wirthschaftungs-,  Betriebs-  und  Erhebungskosten  zu  benrtheilei 
Der  Etat  muss   daher  alle  Daten  erhalten,  um  diese  Verhältniai 


ricbti}^   übersehen  zu  können:  eine   tVeilich   schwer  zu  ert'iillendc 

und    vollständig    consequent   und    correct  kaum  in  irgend  einem 

grösseren  öffentlichen  Haushalt  erttillte  Forderung.    Je  mehr  privat- 

mrthschatlliche  IJetriebs- Verwaltungen,  wie   Domiinen,  Forsten, 

Berg-  und  Hflttenwerke,  Hisenbahnen,  Fabriken,  Gei)Uhren- 

zweige  wie  Post,  Telegraphier   Monopolverwaltungen ,   wie  Salz 

und  Tabak,  indirecte  Steuern,  wie  Zölle,  innere  Verbrauch- 

steoem  in  einem  Hanshalte,  desto  mehr  steigen  die  Schwierigkeiten 

der  Brnttoetatisirung  und  desto  höher  sind  die  Summen  der  ikutto- 

etats,  absolut  und  im   Verhältniss  zu  den  Nettoziffern.     Letztere 

mfissen  aus  dem  Etat  auch  genau  mit  zu   entnehmen  sein,    um 

schliesslich  den  wirklichen  Geldbetrag,  welcher  t'dr  die  öffentliclien 

Zwecke  verltigbar  ist,   und  damit  die  wirklichen  Kosten  der  Kr- 

Allong  dieser  Zwecke  ersichtlich  zu  machen. 

(lejchichtlicli  crLlurt  sich  ilio  ältere  N'tittoctntiäiruii;]^  aii.s  dem  j;aii/eii  Zuätumii' 
hi  ältoreu  Finanzwesens  quiI  der  l''inan/.ver^'altung  (.;$.  S.'i  iL).  Ein  g^rossor.  anfan^ 
^  ^rOsäte  Theil  der  Cirentlichcn  Thätisrkeiten  «rtol^^te  örtlich,  wo  rs  grado  n^thijr 
vir,  bestmnd  aas  Naturaldicnstcn  oder  wurde  mit  Naturaleinnahmeii  ausgeführt,  di«; 
r»  den  einzelnen  Beamten  und  Behörden  seilest  einj^czo^en  oder  von  CuterhchArdeii 
tt  diese  Beamten  u.  s.  ir.  direct  abg^eführt  wunlen.  Nur  die  etwaigen  Ueberdchüäsr 
4er  Ortlichen  Einuahmeütcllen  kommen  für  all{c<:ineine  und  au  der  (lontralstelle 
«rfolgeDdo  Tbätigkeiten  in  Betracht  und  nur  für  die^e  Ueberschn-ise  lug  das  H('dürfniA> 
öaer  EutisiruDg  vor,  die  ebendeshalb  eine  Xettoetatisiruni^  war.  Krst  mit  der  Dun-h- 
riigiiiig  des  Gedankens  der  ..fiscalisohen  Kassenoinheit"  (§.  112),  mit  der 
Bteeren  Centralisation  im  Staate  übtThaupt.  wobei  die  urtlioheu  uÜeiitiiihcu 
Thitigkeiten  eben  doch  auch  als  Staatsthätigkeitm  anerkannt  wurden,  mit  der  ver- 
■ehrten  wirthschafUichen  Einsicht  in  das  Winsen  der  ..Kohtm"  der  Kinnahmen  eine> 
iftotlichea  Haushalte  und  mit  der  Ziehung  aller  KoIg<>rungen  aus  dem  Begrili'  und 
Zveck  des  Etats  kam  man  zur  Bruttoetatisiruuir.  Di«*  neu<'h^  staatsrechtlirlie  Ent- 
vicUaug  hat  diese  dann  vollstUndig  zur  (t'.dtiing  gi-liracht.  wiäl  nur  sie  die  wirkliche 
BeUstang  des  Volks  und  den  wirkllrhen  Anfwand  der  Verwaltung  ergicbt.  In  Dcutsch- 
liMl  ist  daher  auch  hierauf  dii;  neuere  Periu<Ii;  der  ..  V'erfa>sun;;en''  von  Eintluss  gc- 
voiden,  mindestens  mit  Vrirschriften.  welc1it>  implizite  die  Hruttuetatisirung  biMÜngen. 
'.Letzteres  in  d.  preass.  Verfurk.  v.  l**.''^)  Art.  !M>:  ..all.»  Kinnahmeu  u.  Ausgaben 
des  Siiats  müssen  im  Voraus  veranschlagt  und  auf  d<'n  Staatshaushaltetat  irobracht 
»erden'*,  wo  im  Wort  ».aHc**  die  Brutto«'tatiäirung  innelirgt .  I>ie  allgennim-  Üurch- 
lilkiug  der  Geldwirthschaft  hat  ebenfalls  auf  Bruttortat^  mit  hingewirkt. 

Die  äDssere  £TSi:heinung  eines  Brutto-  uml  \ettüetat>  ist  natürlich  sehr  ver- 
vhideu:  crsterer  schliesst  namentlich  ceteris  pariltus  mit  viel  ;rrü>seren  Summen  ab. 
tat  nnmittelbare  Vergleichbarkeit  !SoI<-her  Etats  fehlt  cru>sentheils.  Dasselbe  gilt 
ib  Bmttoetats  von  Staatshaushalten  mit  sehr  v  t:r&<'hiedeni>n  Einnahmeiiuellen 
iid  Verwaltongssystemen  in  Bezug  auf  letztere.  Der  Besitz  und  vollends 
Ae  eigene  Yerwaltong  (wo  dann  die  Betriebs-  u.  s.  w.  Kosten  durch  den  Etat  laufen. 
VH  bei  der  Yerpachtung  nicht  der  Fall)  von  älteren  Domanialobjecten  (Domänen  i.  e.  S.. 
Fenten,  Beig-  a.  Hüttenwerken > ,  von  Staatseisenbahnen,  der  Post-  u.  Telegraphen- 
Wtrieb  des  Staats,  die  eigene  MonopolFerwaltung  statt  anderer  Verbrauchsteuerformen 
'Sib,  Tabak),  das  Yonrsdten  indirecter  Steuern  mit  höheren  Verwaltungs-  und  Er- 
MrangskoBtea  ror  directen  mit  regelmässig  niedrigeren  Kosten  bedingen  hohe  Summen 
kt  Brattoetits,  höhere  als  in  Han&halten  mit  anderen  Einnahmeverhältnissen.  Daher 
iit  hier  vor  den  nicht  seltenen  oberflächlichen  linanzatatibtischen  Vergleichen,  z.  B. 
dei  beliebten  Berechnung  toq  Kopfquoten  der  Gcsammt-  (Roh-)  Einnahmen  und  Aus- 
S>beii  zu  wanieD  (s.  o.  §.  19).     Die  Etats  der  deutschen  Staaten  figunren  alle  mit 
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relativ  hohen  Bnittozifi'ern  wegen  des  Besitzes  grosser  privatwirthschafÜicher,  melstoi 
selbst  verwalteter  Eionahmeqnellen,  abweichend  von  den  Etats  fremder  Staaten,  dei^ 
diese  Qaellcn  grosscntheils  fehlen.  Der  Einfliiss  des  Staats  eis  enbahn  Wesens  « 
den  Etat  zeigt  sich  besonders  stark.  Yornemlich  in  Folge  nener  Verstaatlichung  "w 
Privatbahnen  schliesst  z.  B.  der  preuss.  Etat  f.  18S3/84  (Regier.entwarf)  gegen  ^ 
des  Vorjahrs  (verabschied.  Etat)  nm  134.0  Mill.  M.  höher  (1089*5S  gegen  955-58  M.  :i 
ab.  Nach  Abzug  der  demnach  im  Wesentlichen  nnr  durchlaufenden  Posten  c 
grossen  Betriebsverwaltungen  reducircn  sich  daher  die  deutschen  Etats  sehr  erhehlx« 
Die  dann  sich  ergebenden  Zahlen  zeigen  erst  verglichen  mit  denen  ausUndiso] 
Etats  die  verhältnissmässige  Niedrigkeit  der  Summen,  mit  denen  unsere  Staatshaushji, 
wirthschaftcn.  Bei  der  grossen  Abhängigkeit  der  Etats  von  den  Betriebsverwaltung) 
liegt  der  (icdanke  doch  nahe,  für  letztere  neben  dem  eigentlichen  Staatshaushaltsetat  be 
sondere  Etats  aufzustellen  und  in  jenen  nur  die  Uebcrschüsse  oder  Zuschüsse  (DefioilB 
dieser  Betriebsverwaltungen  einzustellen:  ein  Verfahren,  das  als  Verstoss  gegen  d« 
Grundsatz  der  fiscalischen  Kasscneiuhcit  sonst  meistens  mit  Recht  im  modernen  Etith 
Wesen  beseitigt  ist  (§.  113). 

Folgende  Beispiele  zeigen  den  Einfluss  der  Brutto-  und  der  Nettoetatisimng  wA 
die  grossen  Unterschiede  in  europ.  Staatshaushalten  je  nach  der  erwähnten  Gestaltu^ 
des  Einnahmewesens. 

Brutto-  Betriebs-,  Erheb.-,  Netto-  =■•/, 

einnähme  Verwalt.kosten  einnähme    derBratt»* 

d.  Einnahmen  einnahne 

Preussen  1882/83  942.3  M.  M.         419.7  M.M.  522.5  M.  M.      55.4 

Dazu  c.  60%  Antheil 
an  Reichseinnahmon 

(excl.  Matr.beitr.)  c.     406      .,    „      c.  92        „   .,  c.  314      „    ., 

Zusammen:  c  1348.3  .,    „      c.  511.7  „    .,  c.  836.6  „    „    c.  62.5 

Baiern  1S83  228.7  ..    ..  91.0  .,    „  137.7  „    „        60.1 

West-Oesterreich  1882        448.2  „  fl.  134.0  „  fl.  316.2  „  (1.        70i 

Grossbritannien  18^1/82         87.7  „  Pf.  St.       8.5  „  Pf.  St.  79.1  „Pf. St  90.J 

Frankreich  ord.Einn.  1883  3032.S  „  fr.  317.6  „  fr.  2715.2  „  fr.        89.5 

Bei  Preussen  nur  annäherungsweiser  Anschlag  des  Antheiis  an  den  ReiohseiB- 
nahmen  (eigentlich  etwas  höher,  weil  Suddeutschland  an  den  Branntwein-  u.  ffieP" 
steuern  nicht  participirt).  Genau  glcichwerthig  fQr  Vergleiche  sind  alle  solche  inJ 
ähnliche  Daten  nicht,  weil  zu  mancherlei  sonstige  Verschiedenheiten  in  der  Verbuchiii| 
und  Etatisirung  bestehen.  Aber  ein  ungefähres  Bild  der  ausserordentlichen  Uottf* 
schiede  erhält  man  doch. 

§.  110.  —  4.  Eintheilung  und  Specialisiruiig  des  Etat! 
Die  technisch-sachliche  und  die  rechtliche  ZusammeDge 
hörigkeit  der  einzelnen  Posten  des  Etats  pflegt  durch  die  ausser 
liehe  Zusammenfassung  derselben  zu  ,,Titeln",  dieser  n 
„Sectionen"  oder  „Kapiteln",  letzterer  wieder  zu  „Ab 
theilungen^'  im  Etat  oder  durch  eine  „Eintheilung"  in  diesen 
Sinne  angedeutet  zu  werden.  Die  technischen  Namen  und  dl 
Gruppen  dieser  Zusammenfassungen  schwanken.  Ihre  rechttieb 
Bedeutung  bildet  einen  wichtigen  Theil  des  „Budgetrechts**  (§.  114  Ä] 
Auch  ihre  technisch -sachliche  Bedeutung  ist  aber  für  die  gans 
Ordnung  des  Etatswesens  und  des  Haushalts,  ftir  die  Uebersiebl 
lichkeit  des  Etats,  filr  das  Rechnungswesen  und  die  Controle  niel 
zu  verkennen.  Je  nachdem  man  bei  dieser  Eintheilung  und  folgt 
weise  bei  der  Zerlegung  des  Hauptetats  und  der  grossen  EinnafaiiM 
und  Ausgaberubriken   mehr  oder  weniger  ins  Einzelne  geht,   eßl 
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iann  eine  grössere  oder  geringere  „Speciaiisirung'^  des 
.  Der  Aufstellong  des  Etats  selbst  muss  natürlich  —  wenn 
ieh  nicfat  mit  ganz  rohen,  deshalb  nur  wenig  brauchbaren 
imgen  und  Pauschanschlägen  begnügt,  was  nur  ausnahms- 
inlässig,  wenn  auch  mitunter  unvermeidlich  ist,  —  eine  solche 
psirung  zu  Grunde  liegen.  Deshalb  ist  es  aber  weder 
Isch  noch  rechtlich  nothwcndig  noch  zweckmässig, 
In  Etat  selbst,  wie  er  der  Volksvertretung  zur  Genehmigung 
)llgt  und  der  Verwaltung  zur  Nachachtung,  der  Oberrechen- 
pr  zur  Grundlage  der  Controle  vorgeschrieben  wird,  gar  zu 
so  specialisiren. 

lele  Posten  im  Etat  beruhen  doch  uur  auf  Vcrauscbla^^uugon .  fUr  wciclie  die 
k6nindlagcn  fehlen,  so  aUe  diejenigen,  welche,  wie  die  sachlichen  Ausgaben 
pnls  und  wie  die  Erträge  der  Priratcrwerbszweigc  (Forsten,  Bergbau),  von 
JMgiing  der  Preise  der  Güter  im  Verkehr  abhängen.  Je  mehr  man  hier  und 
ähnlichen  Fällen  eine  zusammengehörige  Gruppe  von  Einnahmen  und  Aus- 
sialisirt,  desto  mehr  Abweichungen  der  wirklichen  Ergebnisse  von  den  Vor- 
sind wahrscheinlich.  Bei  der  Zusammenfassung  in  einer  grosseren  Rubrik 
in  Folge  der  entgegengesetzten  Bewegungen  der  Einzelposten  eine  Aus- 
daher  eine  grössere  Ucbereinstimmung  zwischen  Voranschlag  und  Ergebniss 
Ein  gewisser  Spielraum  von  üebertragungcn  zwischen  Einzclposten. 
selbst  Kapiteln,  daher  eventuell  die  Aufstellung  des  Etats  in  grösseren 
(AbtheUungen ,  Kapiteln),  um  Ueborschroitungen  hier  und  Minderausgaben 
Specialanschlägo  dort  in  der  wirklichen  Gehahrung  zum  Ausgleich  zu  bringen, 
ifnsofem  als  etwas  ganz  Nattirliches  gegenüber  der  ünvoUkommenhcit  aller  Vor- 

was  doch  auch  für  die  budgctro<htli<he  Frage  i^§.  117)  zu  beachten  ist. 

iPreussen  zerfällt  der  Etat  in  Kapitel,  diese  in  Titel  (mit  budgetrechtlichcr 

indem  nach  Titeln   votirt  wird).    Jene  fuhren   fortlaufende  Nummern  je 

mahmen  und  bei  den  Ausgaben,   dnrch  alle,  in  foststchcnder  Reihe  sich 

Ministerialetats   hindurch.     Die  Titel    haben   in  jedem   Kapitel  besondere 

^Hämmern.     Dieselbe  Einrichtung  besteht  im  Etat  des  Deutschen  Reiches. 

le  Neuerung  ist  hier  und  jetzt  (seit  lSS.']/84)  auch  in  Preussen,  dass  der 

stat,  der  Vereinfachung  und   besseren   Uebersichtlichkeit  wegen,   nur  in 

den  Parlamenten  vorgelegt,   wie  er  ebenso  im  Gesetzblatt  publicirt  wird. 

[stehen  nur  in   den  Specialetats  der  Anlagen.  --  In  Baiern  zerfällt  jede 

■Abtheilungen  des  Staatshausbaltsetats  in  „Ziffern*'   (mit  lauf.  Nummer  je 

I  Abtheil.),  diese  in  Kapitel,  diese  in  Paragraphen.  —  In  Frankreich  zer- 

fiodgct  in  Minist. departements,    diese  in  Sectioncn    grössere  Abthcilungcn), 

;Kipitel  (nach  denen  jetzt  votirt  wird)  mit  laufender  Nummer  innerhalb  jedns 

die  Kapitel  sind  in  Artikel  zerlegt. 

bndgetrechtliche  Zwecke,  z.  B.  was  das  Recht  der  Ueber- 

von  Ausgaben  von  einem  Jahre  auf  das  andere  (so  bei 

0    und   zwischen   gewissen  Rtatspositioneu  verschiedener 

;eny    Kapitel  anlangt,  werden  wohl  gleich  im  Etat 

„Anmerkungen**  den  betreffenden  Posten  beigefügt. 

i).    Im  üebrigen  werden  besondere  „Erläuterungen" 

rknngen'*)  theils  am  Rande  im  Etat  oder  in  den  Special- 

ibst,  theils  nachfolgend  in  weiteren  Ausführungen  gegeben, 

ich  zum  Zweck  der , Begründung  einer  Position  überhaupt 


d'. 
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(z.  B.  einer  CreditforderuDg)  oder  des  Geldbetrags  derselbcD, 
AbweichuDgen,  vom  Vorjahre  u.  s.  w.    Das  Alles  zusammen  bil 
die  ,,  An  lagen''  des  Etats,   zu  denen  auch  wohl  die  Specialei 
selbst  gerechnet  werden. 

Mancherlei  kleinere   und   grössere   formelle  Verschiedenheiten   ßudeu  sich 
ge^^ohnheitsmüssig,   hie  und   da  auch  aus  staatsrechtlichen  Gründen  in  verschiede 
Staatshaushalten,  aber  im  Wesentlichen  besteht  doch  eine  gewisse  Uebcreinstiinmi 
den  Zwecken  des  Etats  und  der  Erläuterungen  gemäss.  —  Wichtig  werden  diese 
äuterungen   besonders  da,   wo  bei  Ausgaben  eine  neue  oder  sehr  erhöh eto  1 
derang,  bei  Einnahmen  ebenfalls  eine  neue  oder  verminderte  Position  bcgrOi 
werden   soll,   daher  /.  B.   im  preuss.  -  deutschen  Etatwesen  bei  den  „cinmaligoo 
ausserordentlichen''    Ausgaben,    für    Neubauten,    grössere   Meliorationen  u.  dgL 
Besondere   „Denkschriften''   werden    wohl  in   einzelnen   wichtigeren  Fällen  bcigd 
oder  nachträglich   auf  Wunsch   der  Parlamente   oder  der  „Budgetcommissiouen"  i 
der  Regierung  geliefert.    So   entwickelt  sich   um   und  aus  dem  Etat  eines  grosse 
Hanshalts  ein  grosses  Acten material,  das  für  die  genauere  Kenntniss  des  Finanzwei 
von  bedeutendem  Werthe  ist,  schon  der  Ucbersichtlichkeit  halber  aber  vom  Etat  sei 
besser  getrennt  wird. 

§.  111.  —  5.  Feststellung  der  Zahlen  für  schwankenc 
Etatspositionen.  Dahin  gehören  fast  alle  Einnahmen;  die  eil» 
mehr,  wie  die  Koh-  und  Reinerträge  der  Betriebsverwaltungen,  d 
Einnahmen  aus  Geblihrenzweigen,  indirecten  und  V'crkehrssteuer 
die  anderen  weniger,  wie  die  Summen  der  DomänenpachteD  ni 
die  Erträge  der  directen  Steuern.  Bei  den  Ausgaben  sind  i 
sachlichen  grossentheils  hierher  zu  rechnen,  auch  diejenigen  f 
nicht- ständige  Arbeitsdienste,  ferner  unvorhergesehene  Ausgab 
u.  dgl.  m.  (§.  62).  Theils  ist  das  Vorkommen  dieser  Ausgafc 
fraglich  und  schwankend,  theils  .ist  ihre  Höhe  und  diejenige  viel 
Einnahmen  veränderlich  unter  dem  Einfluss  der  Preisbewegtu 
und  anderer  Umstände  des  Verkehrs  und  des  öffentlichen  Leben 
Im  Etat  als  einem  Voranschlage  handelt  es  sich  darum,  auf  6nu 
gewisser  Erfahrungsregeln  und  Muthmassungen  Ziffersätze  zn  g 
winnen.  Dazu  können  Durchschnittsberechnungen  nac 
den  wirklichen  Ergebnissen  der  Vorjahre,  der  abgeschlosseiM 
Jahresdienste  und  Veranschlagungen  nach  gewissen  Beo 
achtungen  im  Staatsleben  und  im  Verkehr,  besonders  in  Beti 
auf  eine  seit  den  letzten  abgeschlossenen  Ergebnissen  wahrnehmbi 
veränderte  Richtung  der  Einnahmen  und  Ausgaben  (Steigenn 
Abnahme  des  Verkehrs,  Aenderung  der  Preisbewegung,  der  öffei 
liehe  Thätigkeiten  bedingenden  Verhältnisse  u.  s.  w.)  bcnni 
werden.  Im  Interesse  des  wirklichen  Gleichgewichts  im  Hanshd 
müssen  namentlich  die  beiden  Gefahren  vermieden  werden,  ( 
künftigen  Einnahmen  zu  hoch  und  die  künftigen  Ausgab 
zu   niedrig  zu  veranschlagen.    In  der  „ constitutionellen  Budg 
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Efbchaft'^  liegt  immerhin  eine  gewisse  Garantie  gegen  diese 
tüiren.  Die  Parlamente  sind  aber  den  letzteren  leieht  besonders 
Igesetzt,  während  die  Regierungen  eher  zu  dem  entgegengesetzten 
Uer  einer  Uebersehätznng  der  Ausgaben  und  einer  Kntcrschatzung 
Einnahmen  neigen. 

Üeber    «lic    technische  Bcrechiiungswciso    solcher  Etatspositionen   pflegen   Vor- 
in  im  Verorduungswc^c  Seitens  der  betreffenden  Rcssortministerien  gegeben  zu 
^Aeils  allgemeine,  thcils  für  besondere  Dienstzweige.    S.  über  Freu ssen  Meissner. 
Itkandc.   I,    ItMf..   tlbcr  „Fractionsberechnuirgen'.     Fiir  die  Rerechnung  der 
:hnittc   Verden  3jühr.  Ergebnisse   zu  Grunde  gelegt  und  Abweichungen  davon 
besonders  begründet  unter  Würdigung  der  massgebenden  Verhältnisse. 
Besonders  wichtig  und  schwierig  sind  die  Voranschläge  für  grössere  Bauten, 
für  eigentliche  Neubauten  aller  Art.  die  in  den  Parlamenten,  so  in  Preusseu, 
bei  der  ersten  Creditforderung  verlangt  werden.     Darüber  eingehende  Special- 
mngea,  s.  f.  P  reu  ssen,  Meissner,  a.  a.  0.  S.  24.  111  U*.     Während  der 
erfolgt   Uebertragnng  der  bewilligten,   noch   nicht  verbrauchten   Credito  auf 
ier  die   nächsten  Etatsjahre.     Der   veranschlagte  Aufwand   kommt  aber  raten- 
de bei  den  ..einmal,  u.  ausserord.  Ausgaben''  auf  den  Etat  und  unterliegt  somit 
ncoe    Rate    einer    besondren    Bewilligung.      Für    die   laufenden    gewöhnlichen 
ir-  u.  Unterhaltungskosten  der  Bauten  werden  Pauschsummen  nach  den  allge- 
Grundsiitzeu  ins  Ordinarinm  des  Etats  gestellt. 

§.  112.  —  D.     Einheit  des  Etats   und  Prineip   der  fis- 
ischen  Kasseneinheit. 

Auch  diese  Fragen   des  Etatwesens  sind   doch   zunächst  finanztechnische, 
Dor.  wie  manche  der  im  Vorausgehenden  schon  berührten,  mit   rechtlichen 
Lzosammenhäogen  und  zum  Theil  damit  zusammenfallen.    Sic  werden  daher  auch 
^.|ttmeinsam  behandelt. 

„Prineip  der  fisealischen  Kasseneinheit^'  heisst  die  mindestens 

[hnungsmässige   Vereinigung  aller  Ein-   und  Aus- 

Ige  eines  riffentiichen^  insbesondere  des   Staats- 

Hihaltes  in  Einer  Kasse^  bez.  Rechnung.    Die  Consequenz 

Prineips  ist  im  Etatwesen  die  ,, Einheit  des  Etats ^'  oder 

[.Zusammenfassung    aller   Ein-    und  Ausgänge  des 

effenden  Haushalts  in  Einem  Etat. 

Finanztechniseh  sind  diese  Kasseneinheit  und  Einheit  des 

geboten,  weil  so  allein  die  Vollständigkeit  im  Ueber- 

)k  der  einem  öffentlichen  Haushalte  zu  Gebote  stehenden  und 

von  ihm  verwendeten  Finanzmittel  erreicht  wird.     In  politi- 

ir   und  öffentlich-rechtlicher  Hinsicht  entsprechen  sie 

Staatshatishalte    dem    modernen    Prineip    der  Staatseinheit, 

der  Centralisation  gegenüber  der  früheren  Decentralisation 

iprovinciellen  Autonomie,  ferner  den  modernen  gesammtstaatlichen 

(itliehen  Vertretnngskörpern  der  ganzen  Staatsbevölkerung,  im 

ichied    von    älteren    provincialständischen  Vertretungen.     In 

rthschaftlicher  Hinsicht  sind  Kasseneinheit  und  Einheit  des 

die  Consequenz   der  Auffassung  der  r^ffentlichen   Haushalte 
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des  Staats  udcI  der  Selbstverwaltungskörper  als  einheitlicher 
Wirthschaften^  welche  als  „Fiscus^^  (Staatsfiscns,  aoidog  bei 
Communen  und  Verbänden)  selbständige  Rechtspersönlichkeiten  für 
finanzwirthschaftliche  Zwecke  werden. 

Es  ist  daher  auch  begreiflich,  wenn  sich  die  fiscalische  EasBen- 
einheit  und  die  Einheit  des  Etats  im  Staats-  und  Coinmunalhaiu- 
halte  erst  in  der  neueren  und  neuesten  Zeit  mehr  und  mehr,  auch 
jetzt  übrigens  aus  technischen  und  politischen  Gründen  noch  nicht 
immer  vollständig,  durchgerungen  haben.    Im  Staate  war  es  du 
Zeitalter  der  absoluten  Monarchien,  welches  den  Uebergang  Tom 
mittelalterlichen  feudalen  und  patrimonialen  zum  modernen  Staate 
bildet,  in  dem  sich  dies  Streben  nach  fiscalischer  Kassen-  Qfid 
Etatseinheit  deutlicher  zeigt.    Erst  in  der  Periode  der  verfassüDgf- 
mässigen  Finanzverwaltung    nach    der  Epoche   der  französische! 
Revolution  ist  jedoch  diese  Einheit  im  Princip  völlig  zur  GeltiUf , 
gelangt,  wenn  auch  aus  verschiedenen  Gründen  Nebenetats  (§.  11 
mitunter,  dann  aber  ausdrücklich  als  Ausnahme  geblieben  sind. 
Aus  finanztechnischen  Gründen  und  unter  dem  befördernden  Ehr 
fluss  des  neueren  Verfassungs-  und  Verwaltungsrechts  der  Selhrt* 
Verwaltungskörper  hat  jene  Einheit  sich  dann  auch  in  den  Bai^ 
halten  dieser  Körper  eingebürgert. 

S.   oben  Abschn.   1    dieses   Kapitels  S.   1S&  H.     Wagner,  in  Schönbeifi 
Handb.  11,  410   if.     Aeltere  Abweichungen   von  der  Kassen-'  und  Etatseinheit  hiM 
icb  bereits  in  dem  eben  gen.  Aufsatz,  dem  ich  hier  folge,  auf  drei  typische  Ver- 
schiedenheiten   des    früheren    Finanzwesens    zurtlckgcfuhrt     Beste  äiuf] 
älteren  Einrichtungen  ragen  mehrfach  noch  in  die  Gegenwart  herein,  so  im  deotsokl^j 
kleinstaatlichen  Finanzwesen.    Aber  auch  aus  practischeu  Zweckmässigkeits-  und  itfj, 
öffentlich-rechtlichen  Gründen   hat  man  mitunter  noch  jetzt  den  älteren  ähnliclie  Bl- 
richtungcn  in  einzelnen  Fällen  befürwortet  und  beibehalten  oder  neu  geschaffen  (§.  llH^ 
Insofern   haben   diese  Dinge   nicht  nur  historisches,  sondern  auch  actuelles  IntereiN. 
Einmal  bildet  die  früher  besprochene  Kassentrennung  in  Länden  v 
älterer  landständischer  Verfassung,  wie  in  den  deutscheu  Territorien  (§*  ^ 
eine  characteristische  Abweichung  vom  Princip  der  Kassen-  und  Etatscinhcit    M^, 
davon  haben   sich,   wie   oben  gezeigt,   mehrfach  noch  in  deutschen  Staaten  cihih*; 
Sodann  bestanden  früher  auch  für  die  einzelnen,  ehemals  selbständig** 
Landest  heile  eines  grosseren  Staatsgebiets  längere  Zeit  noch  getrennte  Kassen  li' 
Etats,   auch  nachdem  diese  Länder  unter  Einer  Hoheit  (Ftlrst)  vereinigt  waren.   B* 
solcher  Zustand  des  Finanzwesens  entsprach  den   übrigen  staatsrechtlichen  und  ^^ 
waltungsverhältnissen.     Die  Einheit  des  Staats  (Territoriums)  war  überhaupt  «miciiL> 
mehr  erst  nur  in  der  Dynastie  gegeben.    Auch  im  Zeitalter  der  über  die  alten  Stti^ 
obsiegenden  Monarchie   hat  man   in   Verwaltung  und  Finanzen  erst  nach  und 
mehr  centralisirt,  Keal-  neben  und  statt  Provincialdepartements  gebildet,  fOr  „gerne' 
Ausgaben''  „gemeinsame  Einkünfte**  geschaffen  oder  beide  aus  den  Provinz 
ausgeschieden.    So  wurde  in  den  Ländern  des  ancieu  regime  das  Princip  der  KiMiij^^ ^ 
und  Etatseinheit  vorbereitet ,  aber  noch  nicht  erreicht    Die  Staatshaushaltetats  YillA^J 
doch  mehr  nur  eine  Verbindung  von  Provincialetats.    (Vgl.  §.  91,  bes.  Riedel  i^^^ 
Preussen).     Wo  gegeuwärtig  ein  „Land**  nur  durch  Personalunion  mit  einem  T 
verbunden  oder  sonst  ]>olitisch  selbständiger  geblieben  ist,  findet  sich  woU  noch 
den    früheren  Provincialetats  Analoges.     (Finnland,    früher  auch  KOnigr.   Polel 
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nr  BussUnd).    In  Bundesstaaten  sind  die  Einzel staats-HausIialte  und  Etats 
■  älteren  Verliültnissen  vergleichbar. 

Milch  bildet  das  ältere  System  von  Specialkasscn  und  Etats  fllr  Special- 
il,  fUr  bestimmte  einzelne  Venraltungszwecke  und  für  bestimmte  zur 

L dieser  Ausgaben  dienende  Einnahmen  noch  eine  besonders  characteristische 
tag  Ton  der  modernen  fiscalischen  und  Etatseinheit  Das  Specialkassen- 
.war  das  natürliche  geschichtliche  Product  der  allmäligen  Entwicklung 
lid  vermehrter  Thätigkeiten  eines  öffentliehen  Körpers,  der  dafür  hervortretenden 
Mdttrfnisse  und  der  speciellcn  Massregeln  zur  Beschattung  der  dafür  erforder- 
^kKkungsmittel.  Wo  es  sich  für  letzteren  Zweck  um  ständische,  wie  in  deutschen 
ilBB.  oder  um  parlamentarische  Stenerbewilligungen  wie  in  England,  handelte, 
i  die  absolute  Monarchie,  wie  im  vorigen  Jahrhundert,  doch  auch  nur  mit 
tad  Vorsicht  neue  Finanzquellen  sich  eröffnen  konnte,  da  hat  sich  wohl  eine 
PAe  von  solchen  „Zweckkassen''  gebildet.  Daraus  ging  neben  dem  Mangel 
hMBichrlichkeit  des  Finanzwesens  auch  eine  grössere  und  kostspieligere  Yer- 

rrbeit  henor.  bis  dann  „Consolidationen",  wie  in  England,  und  Centralisationen, 
dem   Contincntc  stattfanden.     (S.   bes.  über  die  Entstehung   des   „consolid. 
[JB  England,   1787.  und  über  die  ihm  vorausgehenden  Gestaltungen  Gneist, 
It.recht,  2.  A.  II,  S33,  840).    Erst  die  moderne  Auffassung  von  der  Ein- 
Staatszwecke .    von    der  principiellen   Nothwendigkeit  der   Uebernahme  der 
irtigsten   öfl'entlichen  Thätigkciten   auf  den  Staat  und  von  der  Einheit  der 
tcl  und   der  Finanzverwendungen   für  solche  Thätigkeiten  hat  hier  aber  an 
Zersplitterung  des  Zweckkassen -Systems  zur  fiscalischen  Kasseneinheit  ge- 
ich  hier  ist  die  finanzielle  Entwicklung  ein  Product  und  ein  Spiegelbild  der 
lg    der    politischen    Idee    und    öffentlich-rechtlicher   Verhältnisse.   —   Tm 
inanzwescn  ging  etwas  Aehnliches  vor  sich.    Doch  ist  die  Einheit  hier  ge- 
nicht  soweit  als  im  Staatshaushalte  durchgeführt,    was  sich   mit  aus  der 
liehen  Art  mancher  Communaltbätigkeitcn ,   besonders  solcher,   welche  der 
irthschaftlichen  Sphäre  angehören,  erklärt.    Hier  kommen  dann  aber  öfters 
gleich  noch  zu  erwähnenden  Gründe  für  theilweise  Abweichungen  vom  Princip 
jimeinheit  in  Betracht 

113.    Nebenetats.     Absolat  vollständig  ist  die  Kassen- 

»einheit   auch  gegenwärtig  wohl  noch  nirgends  erreicht, 

lan  ihr  auch,  besonders  unter  dem  Einfluss  der  neueren 

ingsverhältnisse,  in  den  Staatshaushalten  immer  näher  ge- 

ist. 

immer  giebt  es  auch  einzelne  Einnahmen  und  Ausga1>en,  die  kategorien- 

doch  in  Betreff  einzelner  Posten  überhaupt  nicht  im  Etat  erscheinen,  weil 

P-vnnOthig  und  zwecklos  Mühe  machend  gilt  oder  die  Verrechnung  zu  um- 

Ut  (z.  B.  Worth  der  Dienstwohnungen,   der  eigentlich  in  Geld  veranschlagt 

le  und  Ausgabe  gehört)  oder  weil   gewisse  Vergütungen  für  amtliche 

von  Beamten  gleichwohl  —  kaum  mit  Recht  —  als  deren  Privat bezügc 

»Ohren ,  Vorlesungshonorare). 

Ichtiger    sind    die  Fälle,    wo   auch    gegenwärtig  noch   für 
ine,  etwas  apart  stehende  öffentliche  Einrichtungen 
iBtalten  Specialetats  als  selbständige  „Nebenetats'' 
dem  Hauptetat  geführt  werden.    In  den  letzteren  werden 
•nur  etwa  die  Ueberschfisse  jener  Specialetats  als  Ein- 
oder  die  Zuschüsse,  welche  aus  dem  allgemeinen  Haus- 
Deckung  der  Deficite  erforderlich  sind,  als  Ausgaben  ein- 
Hierin  liegt  eine  bleibende  Abweichung  vom  Princip 
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der  Kassen-  und  Etatseinbeit,  die  zwar  mit  Reebt  eine  AusDahii 
aber  nnter  Umstünden  doch  eine  berecbligte  Ausnahme  bildet 

S.  0.  §.  103,  sub.  c.  So  kann  sich  die  Sache  verhalten  bei  g^ewissen  Betriel 
Verwaltungen  (Eisenbahnen.  Staatsfabriken,  Bauken,  städtischen  gewerblichen  i 
gebührenpflichtigen  Anstalten,  wie  Gasanstalten,  Wasserleitungen,  Viehhöfen,  Kanalisin 
II.  dgl.  m.),  ferner  bei  der  Abwicklung  grosser  Extraausgaben,  z.  B.  ¥on  Kric 
kosten,  bei  der  Durchfuhrung  besonderer  Keformen  auf  einem  Ycrwaltaugsgebi 
auch  heute  endlich  noch  bei  Anstalten  mit  Stiftungscharacter  ftlr  Kirchen-,  Sdi 
Wohlthätigkeit  und  mit  Zuschusspflicht  des  Staats  oder  der  Gemeinden.  Im  Schi 
b erg 'sehen  Handb.  U,  41S  habe  ich  die  ausnahmsweise  Berechtigung  ron  solc! 
Neben-Specialctats  neben  dem  Hauptetat  noch  etwas  bedingter,  als  im  Vorausgehend 
zugegeben.  Aber  grade  die  Aufnahme  der  grossen  Betriebsverwaltungen,  bes- 
Staatscisenbahnen ,  in  den  Hauptetat  hat  doch  in  der  That  auch  für  letzteren  i 
bedenklichen  Seiten.  In  Preusseii  kommt  jetzt  nach  den  neuesten  Eisen  bahn- V 
staatlichungen  fast  die  Hälfte  der  Bruttoeinnahmen  auf  die  Eisenbahnen  (Reg.en 
1883/Ö4  514.7  M.  M.  von  1089.6  M.  M.:  dazu  96.5  M.  M.  des  Etats  der  Bei 
Hütten-  u.  SalincuverwaltuugV  Das  hat  sein  Missliches.  Es  würde  die  Aufdtelli 
«ranz  selbständiger  Nebenetats  für  solche  Verwaltungen,  mit  blosser  Uebertragong  i 
Ueberschtlsse  oder  erforderlichen  Zuschüsse  in  den  Hauptetat,  wohl  die  „Uebersic 
lichkeit  und  Klarheit  der  Finanzverhältnisse"  hier  erhöhen,  nicht,  wie  ich  a.  a. 
/u  allgemein  annahm,  verringern. 

Nebeuetats  der  geschilderten  Art  finden  sich  aus  principiellen  und  practisd 
Gründen  noch  öfters  in  moderneu  Staatshaushalten,  mehr  noch  für  die  mancher 
grösseren  städtischen,  halb  gemeinnützigen,  halb  gewerblichen  Anstalten,  in  Gommnii 
haushalten.  So  hat  bisweilen  die  Staatsschulden  Verwaltung,  namentlich  d 
aparte  Schuldentilguugsfond  einen  solchen  Nebenetat.  Im  Deutschen  Beic 
wie  in  Frankreich  sind  die  jüngsten  Kriegskosten  in  besonderen  Etats  liqoidirt  ] 
Preussen  hat  die  Seehandlung  ihren  Specialetat,  nur  der  Ueberschuss  steht a 
Nettoeinnahme  im  Hauptetat.  Mitunter  ist  es  so  bei  der  Münze,  bei  der  auch  m 
«lic  Ein-  und  Ausgänge  von  Müuzmaterial  nicht  im  Staatshaushaltsetat  zu  erschdll 
pflegen  (insofern  eine  Abweichung  von  der  Bruttoetatisirung).  In  Baden  aindjell 
einige  Betriebsverwaltungen  aus  d<ßm  allgemeinen  Etat  ausgeschieden  und  werdet  I 
speciellen  Nebenetats  geführt  (Eisenbahn-  Betriebs -,  Eisenb.-  Bau-,  Eisenb.-S  ch  uldeJif 
lilgungs- Verwaltung,  Bodeusee - DampfschiflT.).  —  In  Frankreich  vLeMJ 
Bcaulieu  H,  10  If.,  v.  Kaufmann,  Fin.  Frankr.s,  S.  797  Ü\)  besteht,  nach  manchfl 
Wechsel  der  Verhältnisse,  gegenwärtig  eine  ganze  Heihe  solcher  Nebenetats  sebl 
ilem  „allgemeinen  Budget"  (1SS3  3044.2  M.  Fr.),  so  ein  ., Budget  der  auf  aosiei 
ordentl.  Hilfsmittel  begründeten  Ausgaben'*  (meist  f.  grosse  ötlentl.  Arbeiten  ll 
Verkehrswesens),  im  Et.  f.  ISSS  5291  M.  Fr.,  dann  das  „Budget  der  auf  specieU 
Hilfsmittel  begründeten  Ausgaben"  (die  Zuschläge  zu  den  dir.  Staatssteuern  f.  Depilt 
und  Commun.- Ausgaben,  1SS3  417*1  M.  Fr.),  ferner  die  6  .,ordnQngsmäS8ig  !■ 
dUjg.  Budget  gefügten''  Specialbudgets  f.  die  Nationaldruckerei,  Ehrenlegion,  MaiiM 
Invalidencasse ,  Staatseisenbahneu ,  Münzen  und  Medaillen,  die  Central -Kunst-  ti 
Gewerbeschule  (zus.  1SS3  84'6  M.  Fr.). 

II.  Die  rechtlichen  Seiten  des  Etatswesens 
(sogen.  „Budgetrecbt"). 

Einigeb  iat  des  Zusammenhanges  wogen  schon  im  Vorausgehenden  bei  ^ 
technischen  Seiten  mit  erörtert  worden.  Einiges  Andere  muss  hier  noch  bertfel 
werden.  Es  handelt  bich  dabei  aber  in  diesem  finanzwisscuschaftlichen  Wed 
nicht  um  ein  näheres  Eingehen  in  das  ganze,  manche  schwierige  Controversen  w 
weisende  staatsrechtliche  Gebiet  des  Budgetrechts,  z.  B.  bezüglich  ♦ 
Ministerverantwortlichkeit,  des  „Ausgabebcwilliguugsrechts".  des  Kechts  der  „Biid|l 
Verweigerung",  der  Foiterhcbung  bestehender  Steuern  und  Abgaben  (Art.  109 
preusb.  Verfass.)  oder  der  allgemeinen  Bewilligung  der  Steuererhebung  dorch  t 
Etatsgesetz  u.  dgl.  m.,  wobei  auch  unvermeidlich  die  Bechtsgeschichte  und  das  pQl 
tivi-  Becht  jode^   einzelnen  Staats  mehr  zum  unmittelbaren  Ausgangspunct  genom« 
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ifnien  milsbtc.  Für  uns  kommt  es  viüluichr  nur  darauf  au ,  einige  dur  budgctrccht- 
Wbfn  Fragen  vom  (iesichtspunct  finanzv^irthsrhaftlicher  Zvockniäsbig- 
Mit  ins  PBlt  Dosere  Zeit  in  unseren  Staaten  in  einer  dementspreclienden  Behandlung 
b  ikge  ferenda  hier  in  die  Finanz wisäeuächailt  liineiu  zu  ziehen.  Dies  geschieht  in 
ÜBQglicber  Weise  in  gleicher  Tendenz  von  Leroy-Beaulieu  II,  I.  ],  eh.  1  u.  2. 
Staadpunct  finanzwirthschaftlicher  ZvcckmUssigkeit  kommt  in  der  Praxis  in  diesen 
»n  j^och  selten  rein  zain  Ausdruck.  Politische  Tendenzen,  —  unabhängigere 
11^  der  Regierung,  grösserer  EinÜuss  der  Parlamente,  —  sind  Öfters  entscheiden- 
Factorcn  fUr  die  Gestaltung  des  Budgetrechts  im  Ganzen  und  in  den  massgeben* 
EinzeUieitcD.  Die  parlam.  Kämpfe  drehen  sich  gern  um  diese  Puncte.  Alle 
che  Veränderungen  mit  den  Verfassungsänderungen  bes.  in  Frankreich.  S. 
roy-ficaulieu  a.  a.  0.  —  Vgl.  sonst  passim  Stein,  Fin.  I,  72  11'.  und  fUr  das 
trechtlichc  Material  die  Werke  tiber  positives  Staatsrecht  einzelner  Staaten, 
vergleichende  Behandlung  bes.  Gnoist,  „Gesetz  und  Budget''  <.1ST9), 
Kap.  IV  (aber  das  englische,  frauzös.  belgische  und  deutsche  Budgetrecht): 
Idireich  u.  m.  £.  durchweg  zutretl'end  in  der  staatsrechtlichen  Construction  du» 
len  Bndgetrechts  und  in  den  eingestreuten  politischen  und  ünanzpolit.  Er- 
igen, so  n.  A.  in  dem  Urtheil  über  die  „sachwidrige  Special isirung'' 
Bsdgets  in  Prcussen  und  über  die  bedenklichen  Folgen  davon  (S.  174  H.,  s.  u. 
117,  liS).  Ausserdem:  Fricker,  d.  Natur  der  Stcuerverwilligung  und  des 
ecs.    Tab.  Ztschr..  B.  17.  1S61,  S.  63t>. 

§.  114.  —  A.  Allgemeine  Bedeutung  des  Bndgetrechts. 
finaDzwirthschaftlicher  Beziehung  ist  zunächst  zu  betonen,  dass 

staatsrechtlich    und    politisch    gut  geordnete  Gestaltung  des 

;etrechts'^  ihren  allgemeinen  Werth  Air  das  Finanzwesen  hat. 
bietet  vermehrte   Bfirgschaften   itlr   ordentliche   Prüfung   der 

imen     und     Ausgaben ,     für     ökonomisch     und     technisch 

skmissige  und  sparsame  Finanzverwaltung ,  sie  wirkt  dadurch 

\&g  auf  den  öffentlichen   Credit  ein,  was  sich  u.  A.   in  Er- 

Agnng  des  Zinsfusscs  der  Anleihen  und  geringerem  Schwanken 

Cnrse  der  Schuldverschreibungen  zeigen  wird.    Es  muss  dabei 

auch  im   finanzwirthschaftlichen  Interesse  vor  jenem  Extrem 

links  stehenden  Parlamentsparteien  gewarnt  werden,    welche 

einer   Ausbildung   des  Budgetrechts    zu    dem   (formellen    und 

riellen)  Rechte  einer  absoluten  Ausgabe-  und  Einnahme-,  ins- 

mdere  Stenerbewilligung  und  demgcmäss  in  dem  Rechte  der 

ligen    „  Bndgetverweigerung "    und    „  Öteuerverweigerung "    ihr 

il  sehen.     Ein  solches  Recht  würde  darauf  hinlaufen.    Alles 

^in  Frage  stellen ''  und  die  ganze  Staatsmaschinerie,  Verwaltung 

8.  w.    eventuell   auch   „zum    Stillstand    bringen''   zu    können. 

wenn  ein  derartig  extremes  Recht  der  Volksvertretung  maass- 
\i  mit  politischem  Tacte  ausgeübt  wird,  möchte  die  Anerkennung 
Iben  ftlfl  eines  Theils  des  geltenden  öftcutlichen  Recht«  finanz- 

shafUich  nachtheili^c,  den  öffentlichen  Credit  schädigende 
iongen  mit  sich  tUhren.  Das  verfassungsmässige  Budgetrecht 
tbet  doch  überhaupt  in  erster  Linie  finanzwirthschaftliche 

A.  WaiCR«r,  FiBUSw{«trawhaft.    I.    3.  Aufl.  ]  (} 
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Zwecke,  die  politischen  iu  Betreff  des  Einflusses  der  Volkt 
Vertretungen  der  Regierung  gegentiber  stehen  erst  in  zweiter  Lioic 
Hiernach  müssen  bezügliche  Bestrebungen,  welche  auf  eine  soleh 
Missbildung  des  Budgetrechts  abzielen,  gerade  im  finanzwirthi 
schaftlichen  Interesse  abgewiesen  werden.  In  letzterem  lißgl 
durchaus  eine  Sicherung  der  Grundlagen  und  der  Stabilitit 
des  Finanzwesens,  welche  bei  einem  solchen  Budgetrecht  verloni 
zu  gehen  droht. 

£b  spukt  hier  iuimcr  noch  die  üxtrem  individualistisch -Ubcralo  Anschaniib 
welche  den  Staat  als  etwas  mehr  oder  weniger  Entbehrliches  ansieht  und  dMl 
unhaltbaren  Gegensatz  von  Staat  und  Volk  und  von  Regierung  und  Yolksvertienmi 
festhält;  als  ob  etwa  die  gesicherte  Fortdauer  der  Staatsverwaltung  mehr  oder  iM; 
haupt  nur  ein  Kegierungsintcresse,  nicht  vielmehr  das  erste  und  höchste  Volki* 
interessc  wäre,  dessen  Befriedigung  gar  nicht  in  Frage  gestellt  werden  darf.  IMMj 
Grundlegung  §.  154  tf.,  1()1  fi'.  Gn  ei  st 's  grosses  Verdienst  ist  es,  in  seinen  Weihi| 
über  englisches  Kecht  irrige  Ansichten  über  das  dortige  Budgetrecht  berichtigt 
auch  für  Deutschland  nachgewiesen  zu  haben,  dass  ein  solches  extremes  BadgoH 
hier  nirgends  verfassungsmässig  ist;  s.  bes.  sein  ,.Ges.  u.  Budg.*'  a.  a.  0.  Ucbcr 
politische  und  ünanzpolitische  Bedeuklichkeit  solchen  Rechts  ist  kein  Zweifel  m( 

§.  115.  —  B.  Einzelne  finanzwirthschaftlich  besondei 
wichtige  Fragen  des  Budgetrechts.  Als  solche  sind  wc 
zu  nennen:  1)  die  Form  der  parlamentarischen  Beratbai] 
und  Beschliessung  oder  sogen.  Votirung  des  Budgets;  2) 
Specialisirung,  in  welcher  das  Budget  der  Yolksvertret 
vorgelegt  und  namentlich  in  welcher  es  mit  rechtsverbinl 
lieber  Kraft  für  die  Verwaltung  votirt  wird,  woraus 
dann  das  Maas»  der  Befugniss  der  Verwaltung,  von  sich 
Uebcrtraguugen  (Transferiruugen ,  virements)  zwischen 
schiedenen  Etatspositioneu  vorzunehmen  und  anderseits  auch 
giebt,  ob  und  in  welchen  Fällen  Naehtragscredite  ei 
oder  nachträgliche  parlamentarische  Genehmigung  von  der 
sonderen  Erlaubniss  bedürftigen,  eigenmächtig  erfolgten  (J< 
tragungen  (ähnlich  aach:  der  \'ornahme  unbewilligter  Ausgal 
eingeholt  werden  muss:  3)  die  Einrichtung  derControle  in  BeM 
auf  die  Innehaltuug  des  Etats  bei  der  AusiUhrung  und  4)  die  Ak 
legung  der  Schlussrechnung.  i 

Die   beiden   letzten  Puncte   werden   unten   in  Abschn.  4  und  5   dieses  KapiH{ 
mit  behandelt,  die  beiden  ersten  sind  hier  zu  erledigen. 

1.  Die  Form  der  parlamentarischen  Beratbnng  «i 
Votirung  des  Budgets  zeigt  in  den  einzelnen  modernen  Sl 
im  engen  Anschluss  an  andere  Verhältnisse  des  Parlamentarif 
manche  Verschiedenheiten,  welche  in  Europa  wieder  aof  ddf 
britischen  und  eontinentalen  Typus  zuiUckgeftihrt  werMt 
kennen,    woneben   Nordamerica  einen  dritten  Typus  darstflV 
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a)  In  Groäsbritannien  wird   in  Folge  der  Scheidung  des 
bilen  und  wandelbaren  Budgets  (§.  64)  überhaupt  nur  ein 
leil   der  Ausgaben    und   ein  noch  kleinerer  Theil  der  Ein- 
len  eigentlich  jährlich  vom  Parlament  ,,bewilligt'^,  die  übrigen 
iben  und  Einnahmen  beruhen  auf  festem  Gesetz  und  erscheinen 
recbnnngsmässig  der  Vollständigkeit  wegen  im  Etat.     Dadurch 
Ton  vorneherein  die  „In -Frage -Stellung"  des  ganzen  Haus- 
vermieden und  die  vortheilhafte  Möglichkeit  gegeben,    die 
rirkung  des  Parlaments   bei  der  Feststellung  des  Etats  grade 
eintreten  zu  lassen,  wo  etwas  wirklich  „fraglich"  ist. 
Die  Berathung    des   vom  Schatzkanzler  vorgelegten  Budgets 
in  allen  ihren  Stadien  nicht  in  besonderen,    zu  diesem 
ik  aus  dem  Parlament  gewählten  Commissionen,  wie  auf 
Gontinent  (den  sogen.  „Budgetcommissionen"),  sondern 
i formloserer  Weise  im  ganzen  Hause  (Unterhause),  das  sich 
EU  zunächst  als  „Comit6"  constituirt,  und  zwar  als  „Comite 
Bedürfnisse"    (comitee  of  supply)  fttr  die  Bedarfsfrage  und 
ich  als  „Comitö  der  Mittel  und  Wege"  (comitee  of  ways  and 
ms)  f&r  die  Bedeckungsfrage. 

Jedes  Mitglieil  des  Haosos  kann  sich  au  diesen,  nicht  öffentlichen  Comit«^- 
!n  and  Bcrathuog^en  betheiligen,  thatsächlich  aber  betheiligen  sich  meist  nur 
ifrchmännbch  oder  sonst  am  Gegenstand  intercssirten  Mitglieder.  „Die  Hesiiltate 
Verfaftndlaug  werden  dann  gewöhnlich  gegen  Schliiss  der  Session  in  einer 
it&bersicht  znsammengcfasst,  dio  in  Form  eines  Gesetzes  als  consolidated  fund 

iblicirt  wird*  (Gncist,  (les.  n.  Bndg.  S.  95\    Mit  Recht  rllhmt  Leroy-Reauliou 

diese  Organisation  als  besonders  ingeniös  and  practisch.     Sie  habe  alle  Vor- 

ohne  dio  Nachtbeile   der  contincntalcn  geschlossenen  Commissionen,  schliesse 

HitgUcd  Ton  der  Berathung  aus,  veikUrzo  dio  öffentlichen  Parlamciitssirzuiigen 
ilenoigo  die  Dorclibcrathung  des  Budgets  erwünscht.  —  Ob  ohne  Scheidung 

stabilca  und  wandelbaren  Budgets  dio  Erfolgo  dieselben  würen,  steht  vielleicht 

,  aber  anderseits  weisen  auch  dio  Erfolgo  einer  solchen  Berathungsmethode 
aof  die  Zweckmässigkeit  dieser  Scheidung  hin.  Abstriche  an  Forderungen 
iemog  sind  im  englischen  Parlament  selten  und  spärlich  (Beispiele  bei  Gneis: 

0.  S.  114>. 

Im  Unterschied  zu  Frankreich  und  zu  anderen  Continental- 
m  schlägt  das  englische  Parlament  oder  einzelne  Mitglieder 
ilben  nicht  selbst  Ausgaben  vor,  was  ein  Vorrecht  der  Krone 
Das  möchte  zwar  als  allgemeines  Budgetrechts -Princip  zu 
gehen,  aber  hat  immerhin  den  Vortheil,  wie  sich  am  Gegen- 
Frankreichs  zeigt,  grössere  Regelmässigkeit  im  Etat  und 
leiduog  von  Supplementcrediten  zu  bewirken. 

Vgl  Leroy  11,  52  ff. 

§.  116.  —  b)    In  den  constitutionellen  Staaten  des  Continents 
it  meistens  keine  Ansscbeidnng  bestimmter  Ausgaben  aus  dem 

IG* 


i 
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Etat  der  Finan/periode  (Jabr)  wie  in  Eugland,  sondern  der  odei 
die  Etats  der  Ausgaben  und  Einnahmen  werden  vollständig  Toa 
^er  Volksvertretong  durebberatben  und  votirt.  Diese^  wenn  ab 
ernstlich  genommen  würde  oder  wird,  sehr  umfassende  Arbeit  pik|l 
durch  Berathuugen  und  Beschlüsse  besonderer  CommissioneB, 
insbesondere  der  sogen.  ^^Budgetcommissionen^'  G^Commissioi 
zur  Prüfung  des  Staatshaushaltsetats''  nach  der  amtlichen  preossiscliei 
Benennung)  für  die  endgiltige  Beschlussfassung  in  der  ,,Pleotf> 
Versammlung"  vorbereitet  zu  werden. 

Diesen  Commissioncn  werden  von  vornherein  entweder  der  ganze  Etat  olar- 
bestimmte  wichtigere  und  streitigere  Theile  desselben  und  cvcntudl  später  uf  te* ' 
sonderen  Antrag  einzelne  Specialitüten ,  worüber  sich  die  Plcnarversammliuig  ent  kl 
Wege  der  vorbereitenden  Commissionsberathung  zum  Zwecke  ihrer  Entscheidung  inle^- 
richten  will,  überwiesen.  Dio  Commission,  aus  einer  angemessenen  Anzahl  — - 
nomineU  durch  Wahl,  factisch,  wie  z.  B.  in  Preussen  hier  und  bei  anderen  Goa*« 
missionen  durch  massgebende  Bestimmung  der  ..Fractionen'*  (poUtischen  Paiteigrappal^ 
ernannter  —  Mitglieder  bestehend ,  bestellt  Kefereuten  fUr  die  cinzelocn  Theile  i0* 
Etats,  die  dann  zuerst  in  der  Commission,  hinterher  im  Plenum  Bericht  entillH^j 
mündlich,  in  wichtigeren  Füllen  schriftlich.  Auch  andere  verwandte  FioanziicIiiJ 
z.  B.  Steuergesetzentwttrfe .  werden  wohl  der  Budgetcommission,  der  „oinfiuM^ 
oder  .,ad  hoc  verstärkten^'  überwiesen.    Manclies  Einzelne  ist  natürlich  in  vcrschiedaM^ 


Staaten  verschieden,  im   Wesentlichen   besteht  Uebereinstimmung  der  Eiuricht 
wie  dies  bei  Annahme  dus  Princips  der  Commissionsbehandlung  begreiflich  itt 
haben  hier  im  Vorausgehenden  und  Folgenden  die  prenssischen  und  die  au 
Einrichtungen  des  Deutschen  Beichs  vor  Augen.     Die  französischen  sind  nicht 9| 
sehr  verschieden  davon. 

Diese  Einriehtuugen  beruhen  sicher  auf  einem  richtigen  Oroal-^ 
gedanken  und  haben  auch  in  der  Praxis  einige  Vorzüge,  deM^ 
aber  erhebliche  Nachtheile  gegenüberstehen.  Die  VorberathuDg.ii. 
kleineren,  z.  Tb.  mehr  aus  Fachkennern  und  Liebhabern  dei: 
Gegenstands  bestehenden  Commissioncn  kann  einfacher  und  dock": 
zugleich  gründlicher  als  in  grossen  Versammlungen  sein  —  weit- 
die  Zusammensetzung  der  Commission  die  richtige  ist.  In  dieMC 
Hinsicht  bietet  aber  das  Mitspielen  des  politischen  Parteimomeiifr; 
und  die  unvermeidliche  Beschränkung  der  Zahl  der  Mitgliedec^ 
zwei  Gefahret):  dass  nicht  immer  grade  die  sachlich  geeignetttj 
Mitglieder  in  die  Commission  kommen  und  dass  qualificirte  FerBoaci' 
ausgeschlossen  bleiben.  Die  britische  Einrichtung  vermeidet  iA 
Gefahren.  Die  ganze  Berathung  wird  ferner  öfters  zeitraubender^, 
weil  sie  eiue  doppelte^  in  Commission  und  Plenum  wird.  VSb-' 
MinoritUt  der  Commission  wird  sich  selten  zufrieden  geben  vpI 
im  Plenum  ihren  Standpunct  von  Neuem  vertreten.  Die  CommissiiWi-: 
berathung  giebt  reiche  und  oft  gern  benutzte  Gelegenheit  la  esd- 
losen  Verhandlungen  über  Kleinigkeiten^  zumal  bei  so  weitgehend^: 
iSpecialisirung  des  Etats  wie  bei  uns^  worttbier  ^e  groBseh  FmgA 
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hb  zn  knrz  kommen.  Die  PrüfuDg  des  Etats  erscheint  dann 
tu  erfindlicher,  ist  es  aber  in  Wirklichkeit  nicht.  Die  Autorität 
Commissionsvotnms  kann  im  Plenum  wobl  den  richtigen 
zeigen y  aber  ebensogut  auf  den  Abweg  führen,  weil  mit 
;sicht  auf  das  Votum  die  Berathung  im  Plenum  ungrUndlich  wird. 
JEs  liegt  daher  wohl  immerhin  eine  Verbesserung  vor,  wenn 
Tge wisse  wichtigere  Theile  djes  Etats  zuerst  in  der  Budget- 
jkmission,  andere  sofort  im  Plenum  verhandelt  werden,  wie  jetzt 
^reuBsen.  Dadurch  erfolgt  eine  Annäherung  an  das  britische 
^m  (die  sich  bei  der  üblichen  „schwachen  Besetzung  des 
\"  bei  unwichtigeren  Etatsverhandlungen  auch  äu^serlich  noch 
herausstellt!)  ^ 

So  wurden  z.  6.  Tom  preuss.  Ktat  f.  1S88 — S4  der  Budgctcommission  sofort  nur 
ii  sämmtliche   einmalige  ii.  ansserordentl.  Ausgaben;  aus  der  Ycrwalt.  der 
Steuern  2  Titel  eines  Kapitels  (classific.  Einkommensteuer  n.   Classensteuer) ; 
j.  der  indir.  Steuern  2  Titel  eines  Kap.  d.  Einnahme  (Stempelsteuer,  Gcrichts- 
l),  1  Titel  eines  Kap.  d.  dau.  Ausg.  (Kosten  f.  d.  Ycnvalt.  d.  Zölle  u.  s.  w.  von 
i);  von  der  Eisenbahnverwaltung  die  ganze  Einnahme   u.  die  dauernden  Aus- 
k;  von  d.  aUgem.  Finanzvcrwaltung  1  Titel  eines  Kap.  d.  Einnahme  (Ergänzung 
~  inahrocn  f.  d.  Etafi  und   1  Titel   eines  Kap.  d.  dau.   Ansg    (Rückzahlung  von 
ten   Geldern);   von   d.  Justizverwalt.  5  Titel  aus  2  Kapiteln   u.  3  Kapitel  der 
len  Ausgaben ;  aus  dem  Minist,  d.  geistl.  u.  s.  w.  Angelegenheiten  G  Titel  aus 
lied.   Kapiteln;   endlich  die   beiden  Etatsgesetze.     Die  Auswahl   betrifft  auch 
vicbtigcre,  streitigere  u.  neuere  Thcile  des  Etats  (Eisenb.vcrwalt. !);   sie  ist  zu- 
den  „Stichproben"   zu   vergleichen.     Die  umfassende   Thätigkeit  der   Budget- 
sionen  ergiebt  sich   AusscrÜch   aus   der  grossen   Zahl  und  langen  Daner  der 
In  PrcQsscn  fanden  z.  B.  in  d.  li.  Session  d.  14.  Legislaturperiode  (An f. 
20  Sitzungen  der  gewöhnlichen,   17  der  verstärkten   (f.  d.  Eisen  bahn  vorlagen 
r.)  Budgetcommission  statt,   meist  3 — 1-  u.  mehrstündig.    Leber   die  Kesultate 
Etat-Berathungssystems  passim  sehr  richtige  kritische  Bemerkungen  von 
[ft,  Ges.  u.  Budg.  S.  134—190. 

Je  mehr  nun  auf  diesem  Gebiete  der  Etatsb  erathung,  begünstigt 

die  Form  der  parlamentarischen  Berathung  und  Votirung 

durch    das  Specialisirungsprincip ,    die  Volksvertretung    sich 

üblich  bei  der  Feststellung  des  Etats  in  die  Verwaltung  ein- 

n.  ,ydnrch  das  Budget  hier  organisirt'',  desto  leichter  werden 

auch  Fehler  bei  den  Beschlussfassungen  einschleichen,  welche 

die  Verwaltung   und  z.  Th.   auch  für  die  Finanzwirthschaft 

[lieh  sind. 

!  Die  Gefahr  solcher  Fehler  steigt  noch  bei  dem   französischen  System ,   wo- 

Vdie  Alweordncten  berechtigt  sind,  Anträge  auf  CreditbcwiUigungen  zur  Abstim- 

7  zo  bnngen  auch  in  Widerspruch  mit  oder  unter  Passivität  der  Regierung  (vgl. 

ly-Beaaliea  II,  50  ff.).    In  Prcussen  ist  dem  durch  die  oben  S.  226  schon 

Bestimmimg  des  §.  27  der  Geschäftsordnung  des  Abgeordnetenhauses  wenig- 

itiieihreise  ein  Biegel  vorgeschoben,  indem  hier  Anträge  von  Mitgliedern,  welche 

[OdidbewUligang  in  sich  schliessen  oder  in  Zukunft  lierbciznfdhren  bestimmt  sind, 

YortM^hani^  und  Berichtersta(ttang  einer  Commission   zur  Abstimtnnng  gc- 
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langen  können.  Doch  liegt  bereits  der  Präcodcuzfail  vor,  da^s  von  üeberw^eisnag  m 
eine  Commission  abgeselicn  werden  kann,  wenn  solche  Antrüge  zum  Etat  gtttell 
werden  n.  die  Regierung  zustimmt.    S.  Stenogr.  Ber.  1S73/74  I,  7b3. 

In  unseren  Staaten  mit  Zweikammersystem  ist  endlieh  nod 
bemerkenswert!),  dass  wohl  das  AbgeordnetenhanSy  als  „Yolkfl 
Vertretung ''  im  engeren  Sinne,  etwas  weitergehende  Befugnis» 
als  die  erste  Kammer  bei  der  Votirung  des  Etats  und  etwa  aael 
bei  anderen  Finanzgesetzen  hat. 

So  müssen  z.  B.  diese  beiden  in  Prousseu  der  2.  Kammer  zuerst  rorgolegt  ■ 
können  die  Etats  von  der  1.  Kammer  nur  im  (ianzen  angenommen  oder  abgclehu 
werden  (Art.  62  d.  Verfass.). 

In  d.  nordamer.  Union  bestehen  beständige  Commissionon  aus  HitgUe* 
dern  des  Repr&sentanteuhauses  u.  des  Senats.  Zwei  davon  beschäftigen  sich  mit  dea 
Etat  und  den  Fiuanzgesetzon,  eine  fUr  die  ößentl.  Ausgaben,  eine  fttr  dfe  ,.Mittol  K 
Wege'';  die  letztere  muss  binnen  30  Tagen  ihre  Vorschläge  machen.  Leroy- 
Beanlieu  II,  21. 

§.  117.  —  2.  Die  Specialisirung  des  Budgets  und 
die  lieber  tragungen.  In  dieser  budgetrechtlich  und  wegen 
der  Tragweite  für  die  Verwaltung  besonders  wichtigen  Frage  ist 
die  Vorlegung  und  die  Votirung  des  Etats  wohl  zu  unter 
scheiden. 

a)  Jeder  iinanztechnisch  richtige  Voranschlag  muss  sich  Ein 
SpecialitUtcn  aller  Art  aufbauen.  Fttr  die  Verwaltung  ist  bei  der 
Ausführung  des  Etats  die  weitestgehende  Specialisirung  VorbediDgiui|. 
der  practischen  Brauchbarkeit  des  Etats.  Jetzt,  wo  es  sich  regd- 
mllssig  nicht  mehr  um  Geheimnisse  im  Finanzwesen  handdt, 
sondern  umfassende  Oeffentlichkeit  in  letzterem  anerkannter  Grand:, 
satz  ist,  wird  daher  die  Vorlage  eines  sehr  specialisirtei^ 
Etats  mit  allen  Abtheilungen,  Sectionen,  Kapiteln,  Titeln  vai, 
weiterem  Detail  in  den  Parlamenten  mit  Recht  zu  verlangen  seia. 
Ein  solcher  Etat  dient  am  Besten  zur  Information,  gieU 
wünschenswerthe  Gelegenheit  zur  Kritik,  in  und  ausser  dem  Padir 
ment,  welche  auch  der  Regierung  nützlich  sein  kann,  ist  fir 
mancherlei  finanzstatistische  Zwecke  brauchbar,  mitunter  alleii, 
brauchbar.  U.  A.  ist  Gewicht  darauf  zit  legen,  dass  auch  dit 
Kinnahmen  ihrem  finanzwirthschaftlichen  Gharacter  nach  möglicltft 
genau  specialisirt  werden. 

Die  meisten  Schwierigkeiten,  die  sich  allerdings  rOllig  nicht  lOson  lassen,  bieHt 
hier  die  in  Stcmpelform  u.  als  Registerabgaben  erhobenen  Gebuhren  n.  VerkehrssteiMlli 
s.  Fiu.  II,  Kap.  I. 

b)  Eine  ganz  andere  Frage  aber  ist  es,  wie  der  Etat  YOfl 
Parlament  beschlossen  oder  votirt  werden  soll:  ob  im  Ganieii 
(en  bloc);  ob  in  grösseren  Abtheilungen,  z.  B.  bei  den  Am 
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gaben  Dach  MiDisterialdeparteinents,  oder  in  grösseren  Sectioneu 
der  letzteren,  in  grösseren  Gruppen  von  verwandten  Ausgaben 
imd  Einnahmen;  oder  ob  in  kleineren  Abschnitten,  Kapiteln, 
•  Titeln  n.  dgl.  m.,  mit  der  Rechtsfolge,  dass  der  Etat,  soweit 
':  das  von  der  Verwaltung  abhängt,  also  regelmässig  besonders  bei 
den  Ausgaben,  nach  diesen  einzelnen  Voten  von  Titeln, 
Kapitelu,  grösseren  Abtheilnngen  n.  s.  w.  bei  der  Ausführung 
streng  inne  gehalten  werden  muss. 

Demnach  dürfen  insbesondere  die  betreifeuden  einzelnen  Aus- 
gabepositionen nur  genau  für  den  bewilligten  Zweck  ver- 
wendet, nicht  überschritten  nnd  zwischen  ihnen  dürfen  keine 
üebertragungen  gemacht  werden,  wenn  z.  B.  bei  einer  votirten 
Position  Ersparnngen  von  selbst  vorkommen  oder  zu  Gunsten 
anderer  Ausgaben  herbeigeführt  werden  könnten.  Vielmehr  müssen 
solehe  Ersparungen  definitiv  von  der  Verwaltung  als  Erübrigung 
behandelt  werden. 

Je  weiter  nun  bei  der  Votirung  des  Budgets  specialisirt  wird,  bis  in 
Ueiie  Kapitel  und  kleine  Titel  hinab,  desto  mehr  ist  die  Verwaltung  an  die  Vor- 
iiicIiUge  bis  ins  Einzelne  bei  der  Ausfilhrnng  des  Etats  gebunden. 
Je  Teaiger  specialisirt,  je  mehr  der  Etat  in  grossen  Kapiteln  oder  Abtheilungen 
wiitviid,  desto  freier  ist  sie  in  BetrclT  der  wirklichen  Verwendung  der  Sum- 
aei»  Begreiflich,  dass  daher  die  Regierung  selbst  nnd  die  ihre  Auflassung  theileudcn 
Fi&iicken  Parteien  eine  geringere,  die  Parteion  des  Individualismus  und  extremen 
lAenlitmas  eine  grössere  „Special isirnng"  des  Budgets  in  diesem  Sinne  des 
Viid  eistrebcn. 

Bei  objectiver  Erwägung  sowohl  des  Zwecks  der  parlamentaii- 
ieben  Mitwirkung  bei  der  EtatsfeststcUung  als  der  Bedürfnisse  und 
Vonrosaetzungen  gnter  Verwaltung  wird  man  in  der  Frage  der 
Speeialisirang  einen  Mittelweg  für  den  richtigsten  erklären  müssen. 
Diher  zwar  keine  Votirung  nur  im  Ganzen  oder  bloss  in  ganz 
ponen  Abtheilnngen,  Sectionen  u.  dgl.,  wie  zeitweilig  früher  in 
Fnmkreiebi  aber  auch  keine  soweit  getriebene,  dadurch  sach widrig 
tadende  Specialisimng  fast  bis  ins  kleinste  Detail  wie  in  der 
Begel  in  Deutschland,  speciell  auch  in  Preussen.  Vielmehr  statt 
'ctten  ein  richtiges  Maass  in  der  Specialisimng,  das  im 
pmuuBch- deutschen  Etatswesen  wohl  durch  die  Votirung  in 
Hinisterialabtheilnngen  (als  Regel)  und  dieser  in  Kapiteln, 
ttebt  in  Titeln ,  nnd  zwar  im  Allgemeinen  wohl  in  der  Form 
(twas  grösserer  Kapitel,  als  den  bei  uns  üblichen,  am  Besten 
pkennzeiehnet  wird. 

Die richlige BUdoog  Mlcher  Kapitel  wäre  eine  vorausgehende  finanzstatistischc 
Mt,  deren  Errobniss  dann  dem  Etat  als  Schema  zu  Grunde  zu  legen  wäre.  Nach 
in  Mtoriiehen  YMsebicdMibaiten  der  Eing&ngo  und  Ausgänge.  Einnahmen  n.  An«- 
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gaben  ergeben  sich  schon  verschiedene  Kapitel  auf  diesen  beiden  Uanpiseiteii  d 
Etats.  In  dem  besonders  wichtigen  Aosgabedienst  liegen  ähnliche  natftrliche  T< 
schiedenheiten  for  die  Bildung  von  Etatsk^ipiteln  in  den  verschiedenen  Diens 
zweigen  und  deren  grossen  Gruppen  —  Dotationen,  Schuld,  Krieg8det»'art 
ment,  Civilverwaltung  —  vor,  wie  denn  z.  6.  im  Kriegsdeparteinent  ^ne  Ya 
rung  in  ganz  grossen  Kapiteln  gewiss  dem  VerwaltnngsbedUrfbSss  am  IfeiflC) 
entspricht.  In  der  Civilverwaltong  kann  unbedenklich  etwas  mehr  specialisirt  weide 
Unter  Voraussetzung  eines  richtig  durchgeführten  Aemterorganismus  und  dn 
passenden  Systems  von  Normalgehalten  ist  aber  auch  hier  die  Spccialisining,  n 
bescbadet  aller  sachlich  begründeten  Ansprüche  der  Volksvertretung  auf  Mitwidni 
bei  der  Feststellung  des  Etats,  erheblich  mehr  zu  beschranken,  als  dies  in  Dentsc 
land  üblich  ist. 

Innerhalb  der  nach  solchen  sachlichen  Gesichtspnncten  gi 
bildeten  Kapitel  des  Etats  hat  das  der  Verwaltang  zustehend 
Recht  der  Uebertragnng  dann  keine  Bedenken.  Allenildl 
könnte  die  Verwaltnng  angehalten  werden,  bei  der  Kechnangslegnn 
dem  Parlament  motivirten  Bericht  fiber  die  Uebertragnngen  k 
erstatten,  welche  sie  bei  der  Ausführung  des  Etats  gegen  di 
Titel  u.  s.  w.  des  von  ihr  selbst  früher  vorgelegten  Etats  voi^g^ 
nommen  hat.  Die  Forderung  einer  nachträglichen  parla 
mentarischen  Genehmigung  von  Uebersehreitungen  der  etat« 
massigen  Ausgaben  wäre  aber  auf  die  IJeberschreitungdei 
Kapitel  summen  zu  beschränken. 

§118.  Di6  Begründung  für  diese  auf  richtiges  Maaii- 
halten  in  der  Specialisirung  und  in  der  Beschränkung  dci 
administrativen  Uebertragungsrechts  abzielenden  Vorschläge  eifieM 
sich  unschwer  aus  einer  Betrachtung  des  Zwecks  aller  paih- 
mentarischen  Mitwirkung  bei  der  Feststellung  des  Etats.  DieM 
Zweck  ist  nicht  und  darf  vor  Allem  im  Interesse  von  Laii 
und  Volk,  das  eben  hier  mit  dem  wahren  Interesse  der  Vm^ 
waltung  durchaus  zusammenfällt,  nicht  darin  gefunden  werdoji^ 
dass  die  meist  in  Verwaltungssachen  durchaus  nicht  hinreicht 
competente  Volksvertretung  störend  in  die  Verwaltnng  dmA 
Specialisirung  des  Etats  bis  ins  Einzelne  eingreift  oder  „darel 
den  Etat  die  Verwaltung  mit  organisirt*',  geschweige  —  wohaf 
diese  extreme  Specialisirung  in  der  Praxis  nicht  selten  hinaiiÄ 
laufen  droht  —  der  Verwaltnng  nur  am  Zeuge  zu  flicken  soelt: 
eine  wahre,  auch  dem  Parlamentarismus  selbst  gefährliche  ^ 
artung  des  letzteren.  Jener  Zweck  ist  vielmehr:  eine  veroieMh 
Bürgschaft  zu  geben  für  sorgfältige  Erwägung  des  Bedllrfirilrii 
an  sich  und  seiner  Höhe,  itir  ökonomisch  zweckmässige  nl 
sparsame  Finanzwirthschaft  und  für  eine  mit  den  BedürfnÜMÜ 
von  Volk,  Land  und  Staat  und  mit  den  Kräften  der  Volkswirthsi^lil' 
harmoi>irende  Vertheilung  des  öffentlichen  Finanzaufwands  fMif  4 
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grossen  Hanptgebiete  der  modernen  öffentlichen  Verwaltung.  Für 
diesen  Zweck  reicht  allerdings  die  Votirung  der  Ausgaben  im 
Ganzen  oder  in  wenigen  grossen  Abtheilung^n  nicht  aus,  jedoch 
ist  jene  weitgehende  Specialisirung  ebensowenig  nothwendig.  Die 
letztere  hemmt  aber  besten  Falles  die  Verwaltung  leicht  nachtheilig, 
ond  schafft,  was  doch,  von  unberechtigten  politischen  Nebenabsichten 
abgesehen,  ihr  einziger  Zweck  sein  könnte,  durchaus  keine  ver- 
mehrte Garantie  für  sparsamere  Verwaltung,  —  eher  das  Gegen- 
theil.  Denn  bei  solcher  Specialisirung  hat  die  Verwaltung  gar 
kein  Interesse  an  möglichsten  Ersparungen,  streng  genommen, 
wenn  der  Etat  wirklich  wörtlich  ausgeführt  werden  soll,  gar  keine 
Möglichkeit  dazu.  So  wird  grade  die  Gesammtausgabe  wachsen. 
Nur  das  ominöse  Mitspielen  politischer  Velleitäten  auf  Seiten 
parlamentarischer  Parteien  kann  zur  Verkennung  dieses  Zusammen- 
hangs der  Dinge  und  dieses  Sachverhalts  führen.  „Kammern  und 
Regierung  müssen  ein  wenig  gegenseitiges  Vertrauen  haben;  fehlt 
es  daran,  so  ist  eine  intelligente,  voraussichtige  und  sparsame 
Verwaltung  nicht  möglich '^  (Leroy-Beaulieu  II,  33). 

£io  solches  Vertimueodvotuin  liegt  ja  in  jeder  parlamentarischen  Badgretvotirung. 

Aber  nichts  ist  thdrichter  und  dem  wahren  eigenen  Interesse  von  Volir,   Land  und 

Stet  Khldlicher.  als  aus  Misstrauen  gegen  eine  bestimmte  Regierung,  concret  ge- 

ifnchen  gegen  das  Ministerium  X  Y  Z.  wie  das  Budget  zu  verweigern,  so  auch  bis 

in  Kleinste  zu  specialisiren  und  dadurch  die  Verwaltung  besonders  in  ihren  Reform- 

kttrebongen  lahm  zu  legen.     S.  über  solche  Conse<iuenzon  des  preuss.  ^  deutschen 

Sfileiis  besonders  Gncist^  Ges.  u.  Budget,  a.  a.  0.,  mit  vortrefliichen,  durchaus  zutref- 

Mea  Ausführungen  über  die  Nachtheile  der  deutschen  zu  weit  gehenden  Speciali- 

iimig,  womit  Leroy-Bcanlieu's  ebenfalls  guten  Erörterungen  zu  vergleichen  sind. 

JHe  Folge  des  Uebermaasses  im  Gebrauch  politischer  Rechte  ist,  dass  man  den  Zweck 

iklit  nur  verfehlt,  sondern  das  Gegentheil  des  erstrebten  Zwecks  herbeifuhrt.    Ein 

sildher  Etat  dient  nicht  dem  .Zweck  der  Förderung  der  Sparsamkeit,  der  Förderang 

«M  Tervaltangsreformen,  der  zweckm&ssigeren   Gestaltung  des  Finanzplans,  sondern 

keviikt  unwillkahriich  von   aUedem  das  Gegentheil''  (Gneist  S.  176).     Wie  sehr 

Jtifienlich  auch  im  specialisirtestcn  Etat  und  bei  genauester  sachgcmasser  Begründung 

4k  Bewiliirnng  der  geforderten  Credite,  z.  B.  für  einmalige  u.  ausserordentliche  Aus- 

I  P^i  eine  Yertrauenssache  bleibt,  ergiebt  sich  aus  jedem   nur  ein  wenig  näheren 

liaUick  in  die  Berathongen  von  Parlamenten  und  Budgetcommissionen. 

Hit  vollem  Rechte,  wird  z.  B.  unter  Mitwirkung  der  Volksvertretung  —  wenn 

nch  in  diesem  FaUe  grade  nicht  nothwendig  jährlich,  sondern  fUr  längere  Perioden 

'—  ÜBitgestellt  werden,  welcher  Aufwand  für  Heer  u.  Flotte  im  Ganzen  und  im  Vor- 

.Ittaiss  znm  CSvlIvcrwaltungs-Aufwand  erforderlich  und  mit  den  volkswirthschaftlichcn 

[  Kriftu  Teieiubv  erscheint    Zu  diesem  Zweck  ist  eine  Specialisirung  des  Milit&retats 

Ad&e  Reibe  weiterer  Kapitel  im  Allgemeinen  richtig,  weil  erst  dadurch  die  Höhe 

.^Bedniüi  sicherer  begründet  werden  kann.    Aber  eine  genauere  Specialisirung 

iai  gnde  hier  auf  einem  Gebiete  besonders  nachtheilig  wirken,  auf  welchem   nach 

imchen  Umständen,  nach  technischen  Verhältnissen  (Erfindungen  u.  s.  w.)  oft  rasch 

«inderwigea    der  Pl&ne  und  Voranschläge  erfolgen  müssen.     Die  Forderung  der 

n  Tnnfthaltting  eines  sehr  specialisirten  Etats,  ohne  Recht  der  Uebcrtragung. 

ihnfich  wirken,  wie  in  einem  grossen  industriellen  Privatunternehmen  das  Ver- 

,    j  dtts  der  Unternehmer  einen  für  eine  gewisse  Technik   gemachten  Plan  und 

TwHchlig  gennn  so  anafbhrcn  soUe,  auch  wenn  mittlerweile  eine   neue  Erfindung 

4t  ahen  Pl&ne.  nnzweckmissig  erscheinen  lässt. 
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,,Niclit  nur,  um  politbch  heikle  und  leicht  zu  Conflictcn  führende  Dcbattcu 
tener  zu  machen,  sondern  auch,  um  einer  technisch  tüchtigen  Verwaltung  Gelegen] 
und  Anreiz  zu  geben,  mit  gegebeneu  Mitteln  bestimmte  Aufgaben  zu  erfüllen,  da 
auch  im  rein  finanziellen  Interesse,  kann  es  sich  mitunter  empfehlen,  fQr  gew 
wichtige  Vcrwaltungszweckc  Pauschsummen  zu  gewähren  oder  den  Etat  di 
weniger  als  sonst,  etwa  nur  in  einige  grössere  Abthcilungon  zu  spoc 
lisiren  und  domgemäss  zu  votiren  oder  mehr  Uebertragungen  innerhalb  e: 
solchen  Etats  zu  gestatten,  so  namentlich  beim  Militär-  n.  Marine-,  auch  bei  grof 
Banotats,  wie  z.  B.  der  EisenbahuFcrwaltung*'  (aus  meiner  Abh.  in  SchOnbcrg's  Uai 
H,  421).  Die  Ausscheidung  eines  dauernden  aus  dem  Gosammtbud 
und  die  jährliche  Bewilligung  bloss  des  wandelbaren  Budgets  (§.  64)  wUrdc  a 
in  der  Frage  der  Spocialisirung  Vieles  erleichtern. 

In  (irossbritannien  und  in  Frankreich  wird  die  Spocialisirung  des  B.udj 
viel  massiger  gohandhabt  als  bei  uns  (s.  Gneist  a.  a.  0.  S.  113,  12S,  174  fT.). 
(irossbritannien  wurlo  IST^S  der  Etat  d.  Marine  in  17  Posten,  der  Militaretat 
25,  die  Übrige  Staatsverwaltung,  nach  Materien  in  7  Theilo  geordnet,  in  131)  Pos 
die  Steuervcrwaltung  in  5  Posten  votirt  (Gneist  S.  175).  In  Frankreich  war 
Specia'isirung  stets  ein  grosser  politischer  Streitpunct  (Leroy-Beauliou  II,  S.  26 
34^.  Das  Ausgabebudget  wurde  hier  unter  der  1.  Republ.  u.  dem  Kaiserthum  cn  b 
während  der  ersten  Zeit  der  Restauration  und  der  ersten  Zeit  des  zweiten  Kaiserthi 
nach  Ministerien,  am  Ende  der  Ucstauration  und  kurze  Zeit  am  Ende  des  2.  Kai 
reichs  (186ü — 09,  hierin  59)  grossen  Sectionen,  von  1830 — 53,  dann  seit  dem  Sen 
coRSult  vom  S.  Sept.  {"iiyd  am  Schluss  des  Kaiserreichs  und  seitdem  unter  der 
publik  in  Kapiteln  votirt.  Im  Et.  v.  1877  waren  deren  c.  350,  im  Durchschnitt 
7.7  Mill.  Fr.,  aber  von  sehr  ungleichem  Betrag  (f.  d.  5/'*o  «•  3%  J^^nte  z.  B.  346  l 
363  Mill.  Fr.,  im  Militäretat  „Sold  und  Naturalleistungen'*  363  Mill.  Fr.,  bis  hc 
auf  viele  Kapitel  mit  unter  1  Mill.  u.  selbst  unter  lOd.OOO  Fr.).  Der  franzOs.  E 
f.  1881  (s.  denselben  bei  Kaufmann,  S.  801  if.)  zerlegt  die  Ausgaben  des  FinaJ 
ministeriums  (incl.  f.  Schuld,  Dotationen,  Regie-  und  Erhebungskosten,  im  QaaJ 
1447.3  Mill.  Fr.)  in  85,  bez.  84  Kapitel,  des  Justizministeriums  (34.5  Mill.  Fr.)  in  1 
bez.  13,  des  Minist,  d.  Aeusseren  (13.7  Mill.  Fr.)  in  15,  bez.  1;^  des  Minist,  d.  Ini 
ren  u.  d.  Culto  (140.7  Mill.  Fr.)  in  82,  bez.  76,  des  Minist,  d.  Posten  u.  Toloj 
(111  Mill.  Fr.)  in  11,  bez.  9,  des  Ki  iegsminist.  (570.3  Mill.  Fr.)  in  2S,  bez.  26  (tfa 
jetzt  Sold:  191.3  Mill.  Fr,  2  and.  Kapitel  zwischen  50—100,  7  zwischen  10—5 
10  zw  sehen  1  — 10,  6  unter  1  Mill.  Fr.),  des  Minist,  der  Mirino  u.  Colonicn  (196 
Mill.  Fr.)  in  27,  bez.  25,  des  Min.  d.  öllontl.  Unterrichts  n.  d.  schdnen  KUnsto  (1 
Mill.  Fr)  in  57.  bez.  53,  dos  Min  d.  Ackerbaus  u.  Uindels  (35.3  MilL  Fr.)  in  2 
bez.  26,  des  Minist,  d.  öffond.  Arbeiten  (141.4  Mill.  Fr.)  in  56,  bez.  oJ  Kapitd 
demnach  zerfällt  der  ganze  ordentl.  Ausgabeetat  (2762.5  Mill.  Fr.)  jetzt  in  405,  bfl 
380  Kapitel  (die  kleinere  Zahl  nach  Abzug  der  Rubriken:  ,. Ausgaben,  noch  nicht  vai 
fallen,  der  perimirtcn  Fiscaljahro'*,  u.  „Ausgaben  der  abgo^chloss.  Fiscaljahro**,  wcld 
in  jedem  Ministerium  ohne  Zitier  im  Etat  stehen).  Im  Durchschn.  kommen  auf  1  Ki 
(von  den  gan.  380)  7.2  T  Mill.  Fr.,  ohne  Militär-,  Marine-,  Schuldetat  (dann  319  Kl 
u.  968  Mill.  Fr.)  3.03  Mill.  Fr. 

Ganz  anders  im  preuss.  Etat.  Hier  bestanden  1878  264  Einnahmetitel,  i^ 
ordentliche  u.  306  einmalige  Aasgabetitel  (Gneist  a.  a.  0.  S.  174).  Der  vorgekg 
Etat  f.  1883—84  weist  bei  den  Einnahmen  48  Kapitel  auf,  die  meistens  wieder 
mehrere  Titel  zerfallen  (circa  274  Titel  im  Ganzen,  ohne  einige  kleine  Nebeotili 
f.  1089.6  Mill.  M.  Totalsummo,  oder  im  Durchschn.  f.  1  Kap.  22.7  M.  M.,  f.  l  Tli 
fast  4  M.  M.).  Bei  den  dauernden  Ausgaben  zerfällt  die  Rubrik  A)  Botriebi 
Erhebungs-  u.  Verwaltungskosten  der  einzelnen  Einnahmezweigo  (zus.  542.9  K.  ^ 
in  36  Kapitel  u.  diese  in  circa  503  Titel,  oder  f.  1  Kap.  15.1,  f.  1  Titel  oof  t< 
M.  :NL;  ß)  die  Ruhr.  Dotat.  u.  allg.  Fin.verwalt.  (zus.  254.4  M.  M.)  zählt  11  Kap. 
77  Titel  (incl.  hier  der  Kapitel,  welche  nicht  in  Titel  zerlegt  sind):  C)  die  Staits« 
waltungsausgaben  (248.1  M.  M.)  sind  in  85  Kapitel  u.  880  (1)  Titel  (incl.  der  iHii 
Kap.)  getheilt,  oder  p.  Kap.  2.92  M.  M.,  p.  Titel  nur  282,000  M.l  Die  Venr.-Ai 
im  ätaatsminist.  zählen  11  Kap.  u.  77  Titel  f.  3.12  M.  M.,  im  Minist  d.  AeuMi 
2  K.,  9  T.  f.  0.50  :NL  M  ,  im  Fin.minist.  7  K.,  60  T.  f.  40.45  M.  M.,  im  Minist 
öff.  Arbeiten  3  K.,  'M  T.  t  17.45  M.  M  ,  im  Minist,  f.  Handel  u.  Gewerbe  4 
38  T.   f.  1  56  M.  M.,   im  Just.minibt.  12  K..   88.  T.  f.  80.16  M.  M.,  im   Minbt 
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InnerD  16  K..  177  T.  f.  41.24  M.  M.,   iui  Minist    1.  Laudiv'irthsch.,   rorstea  u.  Dom. 

11  K.,  142  T.  f.  11.45  M.  M.,   im  Intcn-.miiiist.  If)  Kap..  246  T.  f.   51.10   M.  M., 

in  KricfTsmiu.    1  K.,  S  T.  f.  0.11  31.  M.     Im  Ganzen   zoi  fallt  hiernach  dio  ordontl. 

(dtDcrodc)  ADbgrabc  '1045.5  M.  M.^  jetzt  in  132  Kapitel  zu  7.0  M.  M.  und  1400  (!) 

Tltd  zu   715.000  yi.  M.   im  Durchschnitt.     Im   Vergleich  uiit  Frankreich  fällt  hier 

■Ucrdiog^  ins  Gewicht,  dass  der  gewöhnlich  weniger  s]>ecialisirtc  Militär-  u.  Marine- 

etat  nicht  im  ijrcuss..   sondern  im  deutschen  Keichsbudget  stellt.    Aber  die  viel  zu 

gmse  Special isirung  in   votirte  Titel  bleibt  gleichwohl  deutlich:   sie  ist  auch  in  der 

Cirihcnrahung  wohl  lOmal  t^o  weit  getiieWn  als  in  Franlvrcich.    Die  einmal,  u.  ausser- 

«d«DtL  Ausgaben  (44.1  M.  M.)  zerfallen   ausserdem   noch   in  14  Kap.  u.  170  Titel. 

In  Etat  des  Deutschen  Kelches  be:»teht  eine  ähnliche  Spccialisirung.    Dei  der  .,Vcr- 

valtnag  der  Kcichsheers ''  wird  nur  der  Posten  ,,MiIit.verwaIt.  in  Baiem''  uugotrennt 

MS(^¥orfeu  (,ord.  Ausg.  1S82  41.13  M.  M.),  der  für  da,s  übrige  Keich  i2*)l).86  M.  M.) 

ii  3  Spalten  getrennt  f.  Preussen  u.  s.  w.,    f.  Sachsen,  f.  Wurtemberg;   f.  Prcusscn 

iat  die  Summe  203.40  M.  M..  in  30  Kap.  ä  8.7S  M.  M.  \i.  2S1  Titel  j.  1112.000  M. 

^ilicilt.    Bei  der  Mar.vei-walt.  (dau.  Ausg.  27.56  M.  M.^  gicbt  es  20  Kap.  a  1.37b  M.  M. 

u.  149  Titel  k  1S5.000  M.  im  Durchsch. 

An  besondere,  mit  dem  bctrefteudcD  Etatsposten  nicht  in 
Verbindung  stehende  Bedingungen  darf  die  Ausgabe-  und  Ein- 
ubmebewilligung  bei  uns  zwar  staatsrechtlich  nicht  geknüpft 
irerden.  Aber  durch  besondere  „Bemerkungen  zum  Etat"  kann 
die  freie  Verlegung  der  Verwaltung  über  einen  Etatsposten  auch 
noch  eingeschränkt  werden,  was  gelegentlich  vorkommt.  Ander- 
idtg  sind  mitunter  Uebertragungen  zwischen  verschiedenen  Titeln 
iBd  Kapiteln,  z.  B.  bei  den  Besoldungsetats  verschiedener  Mini- 
sterialabtheilungen,  ausdrücklich  im  Etat  als  zulässig  bezeichnet- 
Aber  im  Ganzen  bleibt  der  Vorwurf  einer  „sachwidrigen  Si)eciali- 
nnmg  des  Budgets  in  Preussen,  auf  Kosten  der  Sparsamkeit,  der 
Zweckmässigkeit  und  unter  Verdrängung  des  Finanzministers  aus 
der  finanziellen  Disposition"  (Gn eist)  bestehen.  Eine  Beschrän- 
hug  in  der  Specialisirung,  nach  bewährtem  britischem  Muster, 
irt  daher  eine  gerechtfertigte  Forderung  besonders  fllr  das  preussisch- 
deotsche  Etatswesen. 

Die  hier  aufgewurfcuen  Kmgeii  stehen,  wie  uiaii  ^ieht.  in  «Migster  Verbindung  mit 
^  fttaatsrechtlichcn  Fun»  der  ..Anordnung''  der  Besteuerung.  Sie  wei-den 
tter  in  Bezug  auf  letztere  im  2.  Bande  dieses  Werks  wieder  uufgcnommeii.  S.  II. 
Akcho.  r.  d.  „Bcsteueniug  in  ihrer  Beziehung  zur  inneren  Veriassung  u.  s.  wJ" 
l  S53  £  iß.  195  IT.).  Bei  der  hier  zuoächät  unterschiedenen  Anorduungsform  der 
I  SerteveroDg,  der  „Auilegung**  durch  die  absolute  Staatsgewalt  allein  (§.  354). 
Vfcr  VorAOSSetzung  politischer  Kechtlosigkeit  der  Bevölkerung,  haben  jene  Fragen 
bae  der  modemou  „bodgetrechtlichen"  vergleichbare  Bedeutung.  Die  Specialisirung 
^  Etats  kommt  Dur  innerhalb  der  Verwaltung  selbst  zur  practischen  Geltung. 
i^&far  die  Verantwortlichkeit  der  Verwaltungscliefs  gegenüber  dem  Staatsoberhaupt 
^  gef^eofiber  einer  etwa  auch  hier  bestehenden  Oberrechenkammer.  Bei  der  zweiten 
^  der  ADordoQog  der  Besteuerung,  der  von  mir  a.  a.  0.  sogen.  ,,vertrags- 
>i»igen  Regeln ug'\  wie  bie  im  mittelalterlichen  und  späteren  ständischen  Terri- 
*>itl8tiate,  nameDtlich  auch  im  deutschen,  einen  so  characteristischen  typischen  Aus- 
fnd  findet  '.IL  §•  355,  SoH)«  führt  die  ständische  Stcuerbewilligung  vornemlich,  zumal 
* ^  früheren  Zeit,  zu  „Zwecksteuern*'  für  bestimmt  genannte  Ausgaben 
^4  fär  festbegrenzte  Perioden,  nach  deren  Ablauf  die  Steuer  unbedingt  „ganz 
^  «ttd  alle  sein**  soll.    Eine  förmliche  öffentlich- rechtliche  Verpflichtung  zur  Steuer- 
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bttwUliguu^  wird  aufaitg&  nur  in  wenigen  Füllen  aneikannt,  spater  nur  mit  Mtihc  an 
in  beschränktem  Maasse  von  der  Territorialgewalt  durchgesetzt.    Auch  war   es  anei 
kannter  Rechtssatz,  dass  bloss  bei  nachgewiesener  Insufficienz  der  Kampie] 
einkanfte  eine  Stcuerbewilligung  mit  einem    gewissen   Kechtsgruiid  zu  fordern  vai 
Alle  diese  Verhältnisse  drängten  auf  eine  genauere  Specialisirung  der  Ansgube 
und  Einnahmen  hin  und  gaben   den  Ständen  die   gern    benutzte,  auch  vom  Furste 
nicht  allgemein    als  rechtswidrig  anerkannte   Möglichkeit,   die  Steuerbewilligung  a 
Bedingungen  zu  knüpfen,   die,  wie  z.  B.  Gewährung  u.  Bcstättigung  von  Rechte 
(„Freiheiten",  —  modern  aufgefasst  „Privilegien"^  mit  dem  Zweck  der  Ausgab«  od* 
Steuer  erentuell  gar  nichts  zu  thun  hatten.    Die  moderne  politische  Forderung  weites 
gehender  Specialisirung  des  Budgets  entspricht  daher  wohl  den  Consequcuzen,  za  den« 
man    bei  der  Anwendujig  der  Grundsätze  des  älteren  ständischen  StcucrbewilligiinQ 
rechts  im  ehemaligen  Patriuionialstaat  auf  unsere  moderucn  Yerhältuisso  gelangen  kac 
Aber  diese  Grundsätze  sind  eben  auf  den  moderneu  Vorfasaungssti^ 
in   dieser  Weise   nicht  anwendbar.    In    diesem  Staate  beruht   die  Anonhtaa 
der  Besteuerung  nicht  mehr  auf  jener  wirklich  oder  doch  quasi- vertragsmässigeu,  m^ 
privatrechtlichen  Regelung  der  Besteuerung  zwischen  Ftlrst  und  Ständen,  sondern  ^ 
dem  das  ganze  Staatsrecht  des  modernen  Staats  durchziehenden  Gedanken  der  Off e  m 
lieh -rechtlichen   Steuerpflicht  der  Bevölkerung,  als   der  Staatsangebörif^« 
ihrem  Staate   gegenüber.    Die  hier  geltende  Form    der  Anordnung  der  B<^eaeraa 
die  dritte  der  in  B.  II,  §.  357  (F.  unterschiedenen  Formen,  die  verfassungsm&saij 
Steuerbewilligung,  hat  zur  nothwendigon  Voraussetzung  „die  im  Yolksbewuitse 
anerkannte,  im  öffentlichen  Recht  zur  Geltung  gelangende  Identität  des  Staa^ti 
and    Volksintcresses   und    daraus    resultirend    die    Idee   einer   Stener 
Pflicht"  (II,  204).    Natürlich  ist  solche  Voraussetzung  eine  Fiction,  die  im  Eb 
zelnen  oft  nicht  zutreffen  mag,  ohne  die  man  aber  den  modernen  Staat  und  sein  öSisil- 
liches  Recht  gar  nicht  construiren  kann.     Die    extreme  Specialisirung  des  Bwägeb 
verstösst,  ebenso  wie  die  KnUpfung  fremdartiger  Bedingungen  an  die  BcwiUigung  eiw 
Steuer,  gegen  diese  unvermeidliche  Fiction  und  muss  auch  deswegen  abgewiesen  werdfl% 
wie  06  mit  der  Stellung  solcher  Bedingungen   geschehen  ist.    Ueber  letzteren  stsafeh 
rechtlichen  Punct  vergl.  H.  A.  Zachariae,  deutsches  Staats-  und  Bundesrecht  (1  Aj 
II,  506.    In  den  älteren  landständ.  Verfassungen  bildet  das  Verbot  der  Stellong  deuir 
artiger    (d.  h.  Zweck  und  Verwendung  der  Steuer   nicht  betreffender)   Bediogosra 
eine  seltene  Ausnahme,  in  den   neueren  deutschen  Verfassungsurkunden  ist  es  M 
Regel  (z.  B.  Baier.  Verf.  v.  ISIS:   „die  Stände  können  die  Bewilligung  der  Steien 
mit  keiner  Bedingung  verbinden",  (Tit.  VII,  §,  9,  Bad.  §.  56,  Wurt.  §.113,  u.  a.  ■.). 
Die  p  reu  SS.  Verfassungsurkunde   enthält  den  Passus  nicht,  dafür  aber  die  wichtigs 
allgemeine  Beschränkung  des  stand.  Steuerbewilligungsrechts  durch  Art  109,  woostt 
die  bestehenden  Steuern  forterhoben  werden,  bis  sie  durch  ein  Gesetz  abgeliMM 
werden.    Ein  wesentlich  eingeschränktes  ständisches  Stcuerbewilligungsrecht  liegt  uA 
hier  vor.    S.  v.  Rönne,  preuss.  Staatsrecht   3.  A.  I,    1.  Abth.  S.  439  ff.,  besondflB 
auch   über  die  Vereinigung  der  sich   z.  Th.  widersjirechenden  Art.    99,  100  u.  IW 
der  preuss.  Verfassung.     Obwohl  y.  Rönne   hier  den  sogen,   liberalen  Staudpact 
vertritt,  gelangt   doch   auch  er  zu  der  Ansicht,   dass  den  Kammern    „in  Betreff <l^ 
.jenigen  Steuern,  welche   einmal  ohne  Bedingung  oder  Zeitbeschrünkung  festgtfidk 
worden  sind,  kein  Bewilligungsrecht  zusteht."    Ein  „eigentliches  Steuerverweiger«^  ; 
recht,   im  Sinne  des  neueren  constitutionellen  Princips"  haben  die  Kammern  siai 
Insofern  beruht  auch  nach  ?.  Rönne  die  preuss.  Verfassung^rkunde  auf  dem  GWM^ 
satze,  dass  die  Staatsbürger,  bez.  die  Volksvertretung  verpflichtet  seien,  die  MW* 
zur  Deckung  der  StaatsbedUrfnisse ,   insoweit  solche   nicht   aus   den  sonst  bcstiipii** 
Mitteln  bestritten  werden  können,  zu  gewähren ;  „sie  erkennt  kein  SteaerbewiUig«^ 
recht  in   dem  Sinne,   dass  die   für  den  Staatsbedarf  noth wendigen  Steneni  ii* 
willktihrlich   verweigert  werden   könnten."     Dasselbe  bestimmte  allgemeii  W 
ßeschhiss  der  ehemal.  Deutschen  Bundesversammlung  vom  2S.  Juni  1832-,- Art  t  » 
v.  Rönne,  a.  a.  0.  S.  442.  *. 
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^*  Bas  Zahlungs-,  Kassen-  und  Beclinungswesen. 

tfse  drei  Dinge  stehen  sowohl  unter  einander  als  auch  wieder  mit  dem  Control- 
pm  Rechnungsabschluss  und  der  Einrichtung  der  Jahresdienste  (§.  80,  81)  in 
Pttammenhaoge.  Sie  werden  daher  in  diesem  Abschnitt  zwar  in  der  ange- 
'r3E(«ihenfolge  behandelt,  aber  mehrfach  sind  Einzelheiten  der  drei  Gegenstände 
'  lern  jeden  gewidmeten  speciellen  Darstellung  (§.  123  ff.)  eben  dieses  Zu- 
iges  halber  und  um  Wiederholungen  zu  ?ermeiden  vereint  zu  erOrtem.  Aus 
Grande  muss  Einzelnes  bezüglich  des  Controlwescns  und  des  Rechnungs- 
schon  in  diesem  Abschnitte  vorweg  mit  berührt  und  z.  Th.  bereits  er- 
len. 

Zahlungs-,  Kassen-  und  Rechnungswesen  ist  in  noch  höherem  Grade  als 
Gegenstände,  welche  in  dieses  Kapitel  von  der  „formellen  Ordnung  der 
^haf t''  geboren,  eine  überwiegend  finanztechnische  Materie.  Dieselbe 
ler  überall  mit  öffentlich-rechtlichen  Verhältnissen  zusammen,  doch 
^Moment  hier  weniger  als  im  Etatswesen  und  als  im  Controlwesen  hervor. 
I&anzwissenschaft  gehört  das  Zahlungs-,  Kassen-  und  Rechnungswesen 
Grundzügen  jedenfalls  und  ist  auch  von  älteren  und  neueren  Autoren 
in  den  systematischen  Werken  dieser  Disciplin  behandelt  worden.  Aber 
muss  zugestanden  werden,  dass  grade  hier  „Grundzüge''  nicht  ausreichen, 
genügenden  Einblick  zu  geben.  Wenn  ferner  schon  die  Entwerfnng  solcher 
überhaupt  und  vollends  dem  Theoretiker,  der  nicht  aus  der  eigenen  An- 
'und  Uebung  der  Praxis  urtheilt,  in  der  doch  auch  hier  zu  erstrebenden 
in cipi eilen  Behandlung  des  Gegenstands  grosse  Schwierigkeiten,  wie  auf 
anderen  Gebiete  des  Finanzwesens  bereitet,  so  steigern  sich  diese  noch 
sobald  man  wenigstens  etwas  mehr  in 's  Detail  geht  und  hier  die  Thatsachen 
itungen  auf  Principien  zurückzuführen  sucht  Die  „grossen  leitenden  Ge- 
mit  denen  auch  hier  Stein  operirt  und,  wie  ich  gern  einräume,  oft 
i  lassen  dann  bald  im  Stich  und  die  Ableitungen  daraus  erweisen  sich  mehr 
piche  Constructionen  und  Conjectureu,  denn  als  etwas,  das  wirklich*  den 
Kern  der  Realitäten  enthält, 
eigentliche,  die  concreten  Verhältnisse  einzelner  Staaten  betreifende  Fach- 
Gegenstands,  wie  z.  Th.  auch  des  Etats-  und  Controlwesens ,  ist  bisher 
m  Ausnahmen  subaltern,  auch  meist  unmittelbar  im  Dienste  subalterner 
recke  verfasst  und  gewöhnlich  rein  compilatorisch ,  nur  das  Material, 
lungen,  Instructionen  wörtlich  zusammenstellend  und  sie  durch  Auszüge 
kcten,  Specialinstructionen  u.  s.  w.  commentirend ,  fast  ohne  jeden  Versuch 
ler  Verarbeitung  des  Gebotenen.  Daher  bietet  diese  Literatur  (für  Preussen  z.  B. 
Schriften  von  Meissner,  Herrfurth)  zwar  auch  dem  Finanztheoretiker 
iwerthes  Quellenmatcrial,  das  demselben  z.  Th.  sonst  gar  nicht,  jedenfalls 
kern  unverhältnissmässigen  Aufwand  von  Arbeit  und  Zeit  und  doch  schwerlich 
verschaftbar  wäre.  Aber  auch  nur  als  eine  finanzwissenschaftlichc  Vor- 
diese  Fachliteratur  nicht  gelten.  Hier  bedürfte  es  erst  einmal  einer 
iden  monographischen  Behandlung  des  ganzen  Gebiets  von  Gegenständen, 
die  formelle  Ordnung  der  Finanzwirthschaft  gehören,  Seitens  eines  theoretisch 
;tisch  gleich  durchgebildeten,  auf  so  hohem  wissenschaftlichen  Standpuncte 
▼.  Hock  stehenden  Fachmanns.  Erst  dann  wird  die  Materie  auch  in  dem 
Rahmen,  in  welchem  sie  immer  doch  selbst  in  einem  grösseren  systemati- 
[e  tlber  Finanzwissenschaft  nur  behandelt  werden  kann,  genügend  darzu- 
.  Das  Beste  gab  denn  auch  wohl  —  für  seine  Zeit,  heute  freilich  nicht 
fekeichend  —  ?.  Malchus,  Fin.  H.,  123  tf.,  neuerdings  v.  Hock  (Fin.verw. 
liLv.  Czörnig,  Budg.,  Staatsrechn.  u.  s.  w.  S.  im  Uebrigcn  die  auf  S.  219 
lotur,  auch  für  diesen  Abschnitt,  v.  Jacobs.  §.  1233— i:n5.  Kau  H,  §.539  ff., 
fttein  I,  77.  S9  ff.,  100  ff.,  die  unten  gen.  Artikel  in  Blockes  dict.  de  l'admin. 
JÜRO  ganz  gute  generelle  und  principielle  Behandlung  des  Gegenstands,  nur 
Mi  Standpuncte  der  Einzelwirthsch.lcbre  und  der  Finanztechnik,  als  vom  ünanz- 
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wissenschaftlichen,   lindet  sich  in  Schrott 's  gen.  Werke.    Wichtigere  Yerordnuiii 
einzelner  Länder  und  Specialliter.  dartil)er  s.  unten  in  den  Noten. 

§.  119.  Einleitung.  Der  Gegenstand  dieses  Abschnitts  bieta 
wie  im  Grande  freilich  auch  derjenige  des  vorigen,  das  Etatswese 
zwei  Ausgangspuncte  für  die  Betrachtung.  Man  hat  es  hier  z 
nächst  mit  allgemeinen  Angelegenheiten,  Einrichtungen  oi 
Aufgaben  jeder  grösseren  und  complicirteren  Einzelwirt! 
Schaft  zu  thun.  Die  demgemäss  zu  treffenden  Vorkehrung^ 
ergeben  sich  aus  der  ganzen  ökonomisch -technischen  Strnctnr  ni 
aus  dem  Betrieb  (der  Function)   einer  solchen  Einzelwirthschal 

Die  mehr  oder  weniger  zweckmässige  Gestaltung  dieser  VorkehniDgeii  ist  dl 
Mitbedingung  des  grösseren  oder  geringeren  technischen  und  ökonomischeu  EikU 
der  Wirthschaft.  Insofern  ist  der  Gegenstand  dieses  wie  des  vorausgehenden  Abschnitts- 
denn  jede  geordnete  Einzelwirthschaft ,  zumal  die  grössere,  bedarf  auch  der  Yo 
anschlage  —  kein  rein  finanzwissenschaftlicher,  sondern  ein  solcher  <l 
Lehre  von  der  Einzelwirthschaft  überhaupt,  oder  der  ,.PrivatOkonomik**.  Kl 
die  besondere  Grösse  und  EigenthUmlichkeit  der  Ein-  und  Ausgänge,  der  Art  <l 
Einnahmen  und  Ausgaben  der  meisten  Finanzwirthschaften  bedingen  hier  auch  scb« 
manches  EigenthUmliche  in  den  Verhältnissen  des  Zahlungs-,  Kassen-,  Bechnoiigi« 
Controlwesens,  des  Rechnungsabschlusses  u.  s.  w. 

Weitere  Abweichungen  und  Besonderheiten  der  betreffende! 
Einrichtungen  bei  Finanzwirthschaften  folgen  sodann  daraus ,  da« 
es  sich  hier  um  Haushalte  öffentlicher  politischer  Körper  handelt 

'  Im  Etatswcsen  entspringt  diesem  Umstände  ein  grosser  Theil  der  specifischa 
Eigenthümlichkeitcn  des  staatlichen ,  des  communalen  Etatswesen  im  Unterschied  toi 
dem  sonst  vorkommenden.  Einzelnes,  mitunter  selbst  an  sich  Unzweckmässiges,  wifl 
die  weitgehende  Spccialisirung  des  Etats  mit  den  angegebenen  rechtlichen  Consequenzfli 
<§.  117  H.),  ist  grossentheils  auf  das  Mitspielen  des  politischen  Moments  zorQckzih 
fahren.  Auf  dem  ausgedehnteren  Gebiete  der  Gegenstände  dieses  u.  des  nächsten  AbschnÜtt 
zeigt  sich  dies  wohl  nur  in  wenigen  Fällen  in  demselben  Maasse,  so  in  der  Yerwaltosgl' 
und  mehr  noch  in  der  politischen  oder  Staatscontrole  (§.  80).  Aber  mehr  oder  wenigü 
richten  sich  die  einzelnen  Vorkehrungen  doch  auch  in  den  betreffenden  soostigci 
Pnncten  der  uns  hier  beschäftigenden  Materien  nach  Anforderungen  politiscliel 
Art,  in  Gcmässheit  der  politischen  Natur  der  Körper,  deren  Finanzwirthschaften  cb« 
eine  zweckmässige  formelle  Ordnung  erfahren  sollen. 

Die  hierher  gehörigen  Einrichtungen  des  Finanzdienstes  erhalten 
daher  ihr  characteristisches  Gepräge  durch  zweierlei  zusammen- 
wirkende Umstände:  sie  sind  einmal  ein  nothwendiges  Ergeb- 
niss  der  Verhältnisse  eines  grossen,  complicirtetti 
jedoch  einheitlichen  Wirthschaftsbetriebs,  welcher  mM 
einem  umfangreichen,  vielgliederigen  Beamten-  oder  Arbeiterapparit 
und  einem  grossen  verschiedenartigen  Kapital  und  gleichzeitig  W 
zahlreichen  verschiedenen  Orten  in  mannigfaltigster  Weise  operirea 
muss;  sie  sind  sodann  eine  logische  Consequenz  derjenigen 
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Einrieb tUDg,  welche  seiner  ganzen  Natur  nach  der  Haushalt 
eines  öffentlichen  politischen  Körpers,  speciell  des  Staats 
bedingt. 

In  ersterer  Hinsicht  haben  die  bczUgliclieu  Vorkehriiugcu  und  Vcranstaltaug^cn 

brsODdere  Aehnlichkeit  mit  denjenigen  grosser,  örtlich  ausgedehnter  Privatwirthsohaitcn. 

Tic  L  B.  grosser  Grundherrschaften,  Handelsnnteniehmungon  mit  Filialen,  Agenturen, 

mucher  Actiengesellschaften.    In  der  zweiten  Hinsiclit  linden  sich  Verschiedenheiten, 

Meli  bei  ungefährer  Gleichheit  der  ?oUiswirthscbaftlichen  Entwicklung  und  der  davon 

bedingten  Art  und  Höhe  der  Einnahmen  und  Ausgaben,  zwischen  den  verschiedenen 

Suatshaashalten  derselben  Epoche,  wie  vollends  zwischen  den  Staats-  und  den  (!om- 

ABuUunähalten.     Doch   zeigen  nicht  nur  die   typischen   Grund  zu  go   der   Ein- 

ncto^CD.  —  eben  das  Product  der  gegebenen  ökonomisch  -  technischen  Verhältnisse 

nos&er  Wirthschaftsbetriebe  und  der  gegebenen  rechtlichen  Structur  ötl'entlicher  Haus- 

ailie.  —  sondern  selbst  viele  Einzelheiten  in   der   Durohführung   der  Ein- 

iiclitan(:eo  und  Vorkehrungen  in  demselben  Zeitalter  der  staatlichen,  wirthschai'tlichen 

QsJ  Culturent Wicklung  eine  grosse  l'ebereinrttimmung.     Eine   solche   tritt  besonders  in 

'H bezüglichen  Veranstaltungen  der  absoluten  Monarchieun  im  letzten  Jahr- 

knnd*rt  desaocien  regime  (17.. nam.  IS.  Jahrb..  Frankreich.  Oesterreich,  Preusseu, 

^löiae  Staaten)  hen'or,  wo  man  allgemein  ziel-  und  zweckbcwusst  finan/wirth.siOiaft- 

'Üde  Yenraltungsrcformen  grade  auch  auf  dem  hier  besprochenen  Gebiete  schuf  oder 

^Kb  uliihnte.    Noch  mehr  ergiebt  sich  eine  solche  Uebereinstimmung  in  der  .,  Staats - 

^Ärgerlichen  Epoche"  seit  der  französischen  Revolution,  indem  tiberall 

&  Ökonomisch -technischen  Bedingungen   geordneter  Wirthschaft  und  die  rechtlichen 

Kedi&iiugen  öffentlicher  Haushalte  erkannt  und  practisch  möglichst  zu  verwirklichen 

t^sick  werden. 

Von  besonderer  Wichtigkeit  waren  für  die  Entwicklung  und 
flr  die  neuere  Gestaltung  der  hierher  gehörigen  ^Einrichtungen 
denn  auch  ein  wirthschaftliches  und  ein  politisches  oder 
öffentlich-rechtliches  Moment.  Jenes  war  der  Uebergang 
vondernoch  tiberwiegend  natural  wirthschaft  liehen  Gestaltung 
des  älteren  Finanzwesens  (in  Deutschland  doch  in  den  Territorial- 
fiMMcn  im  17.  Jahrhundert  noch  worwaltend)  zur  geldwirth- 
tchaftlichen  Gestaltung.  Das  politische  Moment  war  erst 
<BeAii8bildnng  der  absoluten  Monarchie  des  ,,  Wohlfahrts- 
•nd  Polizeistaats",  mit  ihrer  Vermehrung  und  Centralisirung 
derStaatsthätigkeiten,  dann  neuerdings  auch  hier  die  Ausbildung 
der  „Terfassangsmässigen  Finanzverwaltung",  in  der 
^  der  „constitutionellen  Monarchie"  (§.  85). 

Die  Geldwirthschaft  tritt  auf  der  Einnahmeseite  in  der  Kegal-,  (iebUhreu- 
^  Stenerwirthschaft  gegenüber  der  Domanialwirthschaft ,  in  der  Verpachtung  der 
I^Miun  statt  der  Selbstbewirthschaftung  oder  der  Uebcrweisunir  an  die  Beamten  zur 
Sünig,  im  neaeren  System  der  Staatsschulden,  auf  der  Ausgab eseite  in  der  all- 
^  auch  mehr  auf  Geldwirthschaft  basirten  Hofhaushaltung,  in  dem  System  der 
^wbooldungen  den  Beamten,  in  den  stehenden  Soldhe<;ren  u.  s.  w.  characteristisch 
«Tige. 

Die  politische  Thfttigkcit  des  neueren  „Uebergangsstaats''  crhcis«hte  h(;souders 
*M  dem  Soldheenyätem  und  der  Uebernahmc  umfassender  gcrichts  -  und  iiolizei- 
*ipiUäatorischer,  cultuj-  und  wirthschaftspolitischer  Aufgaben  unvermeidlich  eine 
^ht  mehr  geldwirthschaftliche  Gestaltung  des  ganzen  Staat^hauslialts,  zugleich  aber 
^  grössere  Centralisirung  der  Einnahmen,  eine  Disposition  über  die 
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Fiuaiizinlttel  von  der  Centralstclle  aus,  eine  sorgsamere  ZnrathelialtnDgaflff' 
dieser  Mittel,  eine  schärfere  Controle   über  die  Erhebung  und  die  YerwoidragiK 
Einnahmen.    Eben  zu  diesen  Zwecken  musste  das,  was  etwa  von  Zahlangs-,  KiiM% 
Rcchnungs-,  Controlwcsen  schon  bestand,   aber  den   neuen  Bedurfhissen  der.dm^ 
geführten  Geldwirthschaft  nicht  entsprach.,  auf  ganz  neue  Grundlagen  gestellt  vhIhl 
Vieles  auf  diesem  Gebiete  war  a])er  auch  erst  so  gut  wie  neu  zu  schaffen:  okie  dtt,.] 
was  auch  andere  Staaten  leisteten  (Frankreich,   Oesterreich) ,  zu   unterschilzes,  dtif 
auch  hier  wohl  besonders  die  erfolgreiche  Thätigkeit  der  preussischen  RegentaTM 
grossen   Kurfürsten   an  rahmend   hervorgehoben  werden    (g.  91).    Die   letzten  iült' 
technischen  und  rechtlichen  Conscquenzen  sind  in  den  modernen  europ&isclieii  StttMl; 
in  der  jetzigen  Periode  der  „verfassungsmässigen  Finanzverwaltung*'  doch  wiedirli>l 
wesentlicher  Uebereinstimmung  gezogen  worden,  besonders  im  Zahlungs-,  Gontroli 
in  Bezug  auf  die  Rechnungsabschlüsse,  den  Kassenverband  u.  A.  m.:  begreiflich 
der  grossen  Gleichmässigkeit  der  Bedürfnisse  und  nach  den  einfachen  Erfoide 
der  logischen  Folgerichtigkeit  in  der  Durchführung  eines  leitenden  Princips. 


I.  Die  EinrichtnDg  des  Zahlungs-,  Kassen-, 
Bechnungs-  und  Controlwesens  und  des  Gescbäftsgaagl 

im  Allgemeinen. 

§.  120.  —  A.    Uebersicht.    Es  ist  das  Prineip  der  fir 
calischen  Kasseneinheit  in  der  modernen  FinanzwirtI 
(§.  112),  die  administrative  Coucentration  des  gesammte^ 
obersten  Finanzdienstes  im  Finauzministerinm  als  Centn 
und  der  staatsrechtliche  Grundsatz  der  Verantwortlichkeit 
Chefs  dieses  Ministeriums  gegenüber  dem  Träger  der  Staatsgei 
und  der  Volksvertretung,  woraus  sich  mit  logischer  Conseqneni 
Haupteinrichtungen  des  Zahluugs-,  Kassen-  und  Rechnnngswi 
und  des  Controlwesens  ergeben.  ^ 

Die  Summen,  welche  das  Etatsgesetz  zur  Vereinnahmung  xoAj 
Verausgabung,  gegliedert  nach  den  einzelnen  Dienstzweigen, 
weist,  stehen  in  höchster  Instanz  dem  Finanzminister  zur 
ftigung.  Er  hat  die  Einnahmeämter  zu  instruiren,  direct  die  tobT 
Finanzministerium  ressortirenden ,  mittelbar  die  übrigen,  weicht 
zum  liessort  anderer  Ministerien  gehören.  Ueber  die  Gesammtheilj 
der  Einnahmen  trifft  der  Finauzminister  zu  Zwecken  der  VeraiM^ 
gabung,  also  speciell  der  Ausführung  dieser  Seite  des  Etats,  die 
Dispositionen. 

Soweit  es  sich  um  unmittelbare  Erhebungs-  (Betriebt*) 
kosten  der  Einnahmen  handelt,  pflegen  diese  auf  Grund  allgemeiMI 
Verordnungen ,  eventuell  in  besonderen  Fällen  nach  specieller  A»; 
Weisung  des  Finanzministers  bez.  Kessortchefs,  gleich  ans  den  ESo- 
nahmen  der  betreuenden  Einnahmedienstzweige  und  Aemter  bestrittflB 
zu  werden.  Wichtiger  und  schwieriger  zu  regeln  sind  die  Fälk^ 
wo  es   sich  um  die  Verwendung  der  Ueberschttsse  der  iSn- 
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Ir  zar  Bestreitang  der  Verwaltungsausgaben  der  einzelnen 
\gt  handelt. 

^edarf  es  zunächst  einer  genauen  Ueb ersieht  der  je 
^  in  bestimmten  Terminen  wirklich  erfolgten  Ein- 
jjnie  der  daraus  unmittelbar  bestritteneu  Betriebs-  u.  s.  w. 
^Qnd  der  danach  vorhandenen  Kassenbestände  der 
l&emter  oder  (Einnahme -)  Kassen.  Zu  diesem  Behufe 
|e  Kassen  periodisch  von  Unten  nach  Oben  zu  an 
jietzten  Behörden  bis  hinauf  zum  Finanzministerium  be- 
lisweise  (,,Kassenextracte")  zu  liefern.  Durch  die 
piehen  Zusammenstellungen  dieser  Ausweise  ergiebt  sieh 
iltralstelle  die  Gesammtlage  aller  Einnahmekassen. 
Ifben  nach  Unten  zu,  wiederum  in  erster  Linie  vom 
Ipterium  aus,  erfolgt  darauf  hin  die  Disposition  über 
Ijdifisse  dieser  Kassen.  Theils  werden  den  letzteren  Ver- 
■sgaben  zur  Zahlung  überwiesen,  auf  Rechnung  der  be- 
Kasse oder  anderer  Kassen,  theils  werden  sie  angewiesen, 
ri>aren  Ueberschüsse ,  etwa  nach  Abzug  eines  gewissen 
pnds  zur  Bestreitung  weiterer  Ausgaben,  an  andere  gleich- 
f  der  Zuschüsse  bedürfende  Kassen  oder  an  höhere 
iissen  periodisch  abzuführen.  Diese  Geldbewegung  geht 
I  Unten  nach  Oben,  von  der  niederen,  der  Special-, 
z.  B.  eines  localen  Steuererhebers,  zur  höheren,  z.  B. 
von  dieser  zur  Bezirks-,  Provincialkasse  und  von 
»slich  zur  Central-  oder  Hauptkasse  des  Staats. 

IS  letzterer  anmittelbar  Ausgaben  zu  bestreiten,  grosse  Centralfonds 

-  z.  B.  die  Kronkasse,  die  Staatsschnldenkasse,  die  Eisenbahnbaukassc, 

Ministerialkassen  —  desto  mehr  sind  UeberschOsse  ans  den  provinciellen 

cn  an  die  Centralstcllo  zu  übertragen,  die  sodann  wieder  von  Oben 

zur  Dotation  der  betreffenden  Ansgabckassen  disponirt  werden. 

lese   ganze  Kassenbewegung    wird  wieder   durch  die 

;^  die  Extracte  für  die  höheren  Behörden  und  die  buch- 

•Sbisammenstellung  dieser  Extracte  an  der  üentralstelle 

m  Zwecke  übersichtlich  gemacht.  Die  sämmtlichen 
Iche  Gelder  einnehmen  und  ausgeben,  bilden  so  einen 

Verband  („Kassenverband").    Finanztechnische 

iselben  sind,  auf  möglichst  geringe  Höhe  der  müssigen 
ide  hinzuwirken  und  haare  Geldsendungen  thunlichst 
I,  indem  durch  Ueberweisung  von  Ausgaben  zur  Zahlung 
lOglich  über  die  von  einer  Kasse  nicht  selbst  gebrauchten 

verfügt  wird. 

iy  FiaaoxwiiifiAnschafL    I.   3.  Aufl.  }  7 

y 

■it 

l 
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Durch  Ueberlragnng  eines  Thcils  der  Kassengeschäfte  an  ciuc  grosse  Baik 
oder  wenigstens  durch  regelmässige  Verbindung  mit  einer  solchen,  indem  der  Slaai 
bez.  die  Centralkassc  und  andere  Kassen  mit  der  Bank  ein  Coutocorrcnt  führen,  Imai 
sich  diese  Aufgaben  besser  erftlUen  (§.  122). 

Da  die  ganze  baare  und  buchhalterische  Geldbewegang  in  des 
Einnahme-  und  Ausgabekassen  wesentlich  das  Resultat  feststehend« 
und  in  der  Hauptsache  gleichbleibender  finanzwirtbsehaftiicliar 
Einrichtungen  im  Einnahme-  und  Ausgabedienst  ist,  so  kann  und 
wird  auch  ein  grosser  Theil  der  regelmässigen  Zahinngs-  und 
Kassengeschäfte  durch  allgemeine  Verordnungen  oder  In- 
structionen fest  geregelt.  Dieselben  gehen  fUr  den  ganzen  Finanip 
dienst  vom  Staatsoberhaupte  („Königliche  Verordnung")  oder  im 
Finanzministerium  aus. 

Diese  Verordnungen  regeln  häutig  zugleich  die  technische 
Einrichtung  und  die  Formalien  des  Zahlungs-,  Kassen- Hid 
Rechnungswesens. 


§.  121.  —   Practische   Verhältnisse  in   einzelnen   Ländern.    S. 
Literatur  über  die  Einrichtungen  einzelner  Staaten   oben  S.  219  in  der  Vorbea. 
Ktatswtsen. 

In  Preussen  (vgl.  über  die  Entwicklung  und  die  gegenwärtige  Einrichtiing  dcu 
Imu. Verwaltung  o.  §.  91  u.  06)  sind  die  älteren  Bestimmungen  über  das  Kaflsen- ■(' 
Rechnungswesen  durch  eine  Instruction  v.  27.  P'ebr.  1769  ersetzt,  bez.  zosamw»*. 
gefasst  und  entsprechend  umgestaltet  worden.  Diese  Instruction,  das  „K.  piMsT 
Kassenedict'%  ist  lange  die  (jrundlage  geblieben,  obwohl  viele  einzelne  VeräDdenftigA 
eintraten.  Neue  /usanimenfassende  Bestimmungen  erfolgten  im  Regulativ  7. 17.MiRl8l|^ 
s.  V.  Kamptz,  Annalen,  XII,  285,  llerrfurth,  Etatswes.  Preussons  S.  125  ff.  6*^: 
schäftsau Weisung  für  die  Kegicrungshauptkassen  v.  1.  Juni  1857,  bei  Herrfard; 
S.  133.  Die  verschiedenen  noch  giltigen  Verordnungen,  Keglemcnts,  Instructionen  u. f. Vf^ 
über  Einzelnes  im  Kassen-  und  Ke<:hnungswesen  s.  bei  llerrfurth  u.  MeisiBAT 
a.  II.  0.  (z.  Th.  wörtlich  abgedruckt,  l'ebersicht  darüber  bei  Meissner  II,  S.  XIf)i:^ 
Hervorzuheben  sind  \i.  a.  die  K.-().  v.  19.  Aug.  1S2.M  betr.  die  Kassenrevisionai«-* 
Vcrordn.  v.  21.  Jan.  li>41  betr.  Kassendefecto,  (ics.  v.  25.  März  1873,  betr.  Al^; 
Kautionen  der  Staatsbeamten,  mit  zahlreichen  Ausführungsverordnungen  für  tfi; 
Beamten  der  verschiedenen  ^linisterien  und  Dienst/weige.  Durch  Vcrordn.  7.  3. Nov.  IMT.: 
war  eine  höchste  Behörde  u.  d.  T.  „Gen oral- Controlc"  für  das  Etats-,  KaWlv 
Rechnungswesen  und  die  Staatsbuchhalterei  errichtet  worden.  Diese  wurde  dordf 
K.-O.  V.  29.  .Mai  1S2(>  aufgehoben,  wobei  gleichzeitig  die  Staatsbnchlialterei  als  be- 
sondere Behörde  verblieb.  Im  J.  Ibl4  wurde  auch  diese  aufgehoben  und  Alftj 
Functionen  dem  Finanzministerium  übertragen.  Seit  1S59  besteht  in  letzteren  ^' 
l)esun(lres  Kechiiung^bureau  als  .^H^uptbuchhalterei  des  Fin.min.8*'.  —  Auch  ^ 
K'egulative  u.  s.  w.  für  den  Geschäftsgang  der  Oberrechenkammer  sind  U|^ 
mit  zu  nennen,  bes.  die  Instruction  v.  18.  Dec.  1824,  Erlass  v.  22.  Sept  1873  (tat 
Anschluss  an  das  (iesetz  betr.  Einriebt,  u.  Befugnisse  der  Oberrechenkammer  ftf 
27.  März  ls72).  mit  verschiedenen  späteren  Abänderungen. 

Schon  in  der  absolutist.  Zeit  war  namentlich  durch  die  Reformen  der  ISSOcT 
Jahre  das  im  Text  besprochene  Princip  anerkannt  und  streng  durchgeführt  woidoW 
ilass  nemlich  „die  Disposition  über  die  Ueberschüsse  aller  Verwaltungszweige  rti^ 
Finanzministeriu  m  allein  ausgeht*',  weshalb  dasselbe  fortwährend  UebersickCt^. 
(..Kassen  extracte*')  von  den  Einnahmeerträgen  und  den  Beständen 'iK 
Kassen  zu  erhalten  hatte.  Damit  hing  auch  die  damals  eintretende  grössere  Centralis 
sirung  <les  Kassenwesens  zusammen,  indem  mehrere  der  älteren  kleineren  Ccatlrf* 
kassen   aufgehoben    und    ihre  Einnahmen ,   sowie   diejenigen   anderer  EinnahmezwtiV 
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{■C&  der  Domänen-  und  Forst?crwaItung),  durch  die  KegiorunjLpihnuptkasseii ,  dio 
MeßchOssc  der  verbleibenden  besonderen  Centralkasscn  der  Post  und  Lotteri(;  uu- 
■JDelbar  in  die  ^icnuralstaatskasse  geleitet  wurden.  Letztere  wurde  ei'st  so  eine  wahre 
tete  Centralkassc.  Die  vorhandenen  besonderen  Ministcrialka^sen  konnten  nur 
ib reine  Aasgabekassen  verbleiben,  sie  erhielten  den  Bedarf  aus  der  General- 
Mikasse  —  durch  directe  Uoberweisung  oder  durch  Ausf'ülirun);^  von  Zalilungcn  t'ur 
riBin  den  Provinzen.  S.  Herrfurth  S.  125  ff.,  v.  KOnne,  preuss.  Staatsrecht  :i.  A. 
It  "i*^«  Folgerichtig  und  auch  zugleich  dem  Prinzip  dos  Hruttoetats  in  der  Ver- 
■dBDog  entsprechend  werden  nicht  nur  die  Ueborschüsse,  sondern  rechnunjijcswcise 
■ck  die  Bruttoeinnahmen  und  die  abgezogenen  Yerwaltungs  -  und  B(;triel>>ausgabt^n 
Inh  die  Generalstaatskassc  geführt.  —  Zur  Uebcrsicht  dm  Erträge,  der  Ausgaben 
■i  der  Bestände  nnd  zur  zweckmässigen  Benutzung  und  Wrthcilung  der  Mittel  haben 
lue  Kassen,^  auch  die  andren  obersten  Behörden  untergeordneten,  periodische 
Kiiseneztracte  und  Jahresabschlüsse  dem  Fin. min.  einzureichen.  Kur  die  vor- 
itfedenen  (iattungen  von  Kassen  sind  dafür  ein  für  allemal  bestimmte  Monatstage 
b^ctzt.  Die  Einnahmekassen  haben  in  der  Kegel  zwei  mal  monatlich  an  bestimmt 
MBcbnetc  Kassen  ihre  Ueberschüsse  abzuliefern.  Das  gesammte  Kassenwesen  bildet 
ril  dem  Etatswesen  eine  der  3  Abthcilungen  des  preuss.  Finanzministeriums  (§.  !)(>). 
Ueber  Baiern  (o  §.97)  s.  Stockar  von  Neuforn-Hock  a.  :i.  0.  Im  Staats- 
iUttcrium  der  Finanzen  conccntrirt  sich  auch  hier  die  gesammtt^  Fiiianzv^rwaltung, 
^  entsprechender  Verantwortlichkeit  des  Ministers  (Hock,  I.  h;)).  Tnter  dessi'u 
Uting  steht  die  Central  Staatskasse,  in  der  sich  die  (ieldbrwe<?ung  d<^  Staats- 
Inhaltes  vomemlich  rechnungswoise  concentrirt:  ^ie  hat  nur  ^^'Tinge  selb- 
illidige  Einnahmen,  aber  grosse  selbständige  Ausgaben,  die  sie  unmittelbar  selbst 

Sf.a.  a.  0.  II,  94,  95).  Die  übrigen  Kassen  haben  mimatlich  (früher  z.  Th. 
r'  Beätandsausweisc  dem  Finanzministerium  zu  übersenden  (eb.  I,  .'{S4!.  Auf 
des  Finanzgesetzes  erötfnet  erst  der  Finan/minister  auch  (hm  anderen  Ministerien 
„Credite"'  und  hat  er  die  Befugniss,  die  bezüglichen  Zahlungen  an  die  ("rutral- 
dircct  anzuweisen  oder  die  übrigen  Finanzstellen  zur  Krtheilun;?  der  crforder- 
Anweisongen  zu  ermächtigen  (eb.  I,  4U7,  414). 

Cebcr  ^Wcst-)  Oesterreich   {§.   08)  s.  Blonski.   Fin.pes.kunde,   I,   27,   55, 

tSO.    Die  Vorschriften  über  das  Kassenwesen  s.  in  ..Zus.stellung  der  Kassenmani- 

rorschriften"  v.  1850,  im  „Amtsunterricht  f.  d.  ausübenden  Aemter**  von  1^5*J 

|:1i  d.  Kais.  Verordn.  y.  21.  Nov.  lS()r>  betr.  Bestimmungen   U)>or  die  Regelung  des 

I-,  Rechnungs-  und  Controldienstes.     Vgl.  auch  Schrott     Vern;chn.  wissensch. 

[17  S.,  dessen  gute  und   klare   theoret.   und  princip.  Darstellung   vornemlich  Osterr. 

Itnisse  vor  Augen  hat.     Unter  etwas  anderen  Bezeichnungen  docli  den  preussisch<.'n 

che  Einrichtungen,   so  in  der  Stellung  des  Finanzministeriums  zum  Kassen-  und 

mngswesen. 

l'elier   Frankreich   \§.  99)    s.  v.  Ilock,    Fin.verwalt.   Fr.s.   Kap.   ',].    S.  S5  11". 

ff.  (vomeml.  nach  d'Audiffret's  syst.  tin.  p.  2  u.  5  bearbeitet,  concis  u.  klar. 

lanfmann,    Fin.    Frankr.s,    passim    in   Kap.  1,   S.  J4  il'.,   K.  ',i  u.  4  (hier,  na<h 

'ifk's  dict.,  gute  Darstellung  des  Diensts  im  Finanzministerium,  sonst  unvollständig 

dfiesen  Partiocn).    Das  geltende  legislative  Material  bes.  in  Block 's  dict.  de  I'ad- 

r.  n.  den  suppl6m.  (bisher  5);  s.  nameotl.  d.  Artikel  comptabilite  publique,  cour 

comptes,  payeura,  perceptcurs.    tn'rsor  public,  trt^soriers-payeurs  grn^raux.     Di«; 

Ibestimmungcn  sind   in  Ordonnancen   der  Kestaurationszeit  u.  der  Julimonarchie 

'tenU4.Sept  1822,  10.  Dec.  1S23  u.  a.),  Zus.fassung in  der  Ordon.  v.  i{ I.Mai  ]S;{S; 

geltende  Fassung  der  letzteren  in  dem  die  früheren  Verordnungen  zus. fassenden 

KtTollst&ndigenden  Dccret  v.  81.  Mai  1S()2. 

Die  leitenden  Grundsätze  für  das  ganze  (iebiet  der  französ.  compt.  publ.. 
'Cbes  Musters  folgerichtiger  Ordnung  des  Zahlongs-,  Kassen-,  Rechnungs-  und  (yontrol- 
dahcr  von  allgemeinem  Interesse  für  die  Theorie  des  (iegenstands  überhaiii)t 
kier  aus  diesem  Grunde  und  zugleich   mit  zur  Uebersicht  der  einschlägigen  Be- 
langen   aber    das  uns  hier   beschäftigende   (iebiet    eingereiht    —    stellt    Hock 
idermassen  hin  (in  TortrefTlicher  Fassung,   wenn   auch   in   einer  uns  nicht  ganz 
;n  erscheinenden  Reihenfolge,   die  wir  hier  aber  beibehalten):    1)  „Niemand 
Gelder  des  Staats  verwalten,  der  nicht  vom  Finanzmini  st  er  ernannt,  unt(tr 
l>e  Befehle  gestellt,  ihm  verantwortlich  and  der  (ierichtsliarkeit  des  Hechnun^rs- 
Qütenrorfen   ist     Wer  das  Kecht   hat,   (iolder  d<'s  Sta:its   anzuweisen,    darf 

17  ■ 
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nicht  Gelder  des  Staats  verwalten''.  Dieser  Grandsatz  bedingt  eine  noch  grOsse 
Centralisation  des  betreff.  Finanzdiensts  beim  französ.  Finanzministerinni  als 
anderen  Staaten.  —  2)  ,Jeder  verrechnende  Beamte  ist  zn  einer  CaationäleiiitQng  n 
pflichtet*'.  —  3)  «,Der  Staatshaushalt  unterliegt  einer  dreifachen  Uebenrachong  i 
Prüfung*',  einer  legislativen  durch  Staatsrath  u.  gesetzgeb.  Körper  (jetzt  Nation 
Versammlung),  einer  judici eilen  durch  den  Kcchnuugshof,  einer  administiatir« 
durch  einzelne  Ministerien  und  durch  das  Fiii.ministerium,  —  wie  in  Priocip  in 
Praxis  jetzt  allgemein  ähnlich,  nur  mit  mehr  Abweichungen  bei  der  zweiten  Cootni 
in  den  modernen  Staaten  mit  constitut.  Verfassung.  —  4)  ,,Ah}  Grundlage  derVe 
waltung  des  Staatsvermögens  dient  das  jährl.  Finanzgesetz  mit  dem  genehmigte 
Staatsvoranschlage'\  den  einzelnen  Crediteu  u.  s.  w.,  —  wie  jetzt  ebenfalls  al 
gemein.  —  (Nr.  5  bezieht  sich  auf  die  Trennung  der  Jahresdienste,  wovon  später). - 
0)  ..Gelder  des  Staats  dtlrfen  nur  gegen  juxtirte  (aus  einem  Buch  ausgeschnittea 
oder  mit  Talons  versehene  Quittungen  in  Empfang  genommen  werden.  W) 
für  liechnung  des  Staats  Abga))en  eiuhebt  oder  Gelder  empfängt,  wird  mit  de 
Betrage  derselben  belastet",  ein  eigenthttmlicher ,  zu  weiteren  besonderen  EL 
richtungen  in  der  französ.  Finanzverwaltung  fahrender  Grundsatz.  —  7)  „Ein  Zahlimg 
auftrag  darf  nur  von  dem  Minister ,  dessen  Ressort  er  betrifll,  oder  von  einem  dun 
ihn  im  Kreise  seiner  Befugnisse  hierzu  ermächtigten  Dienstchef,  nach  Liquidinmg  d 
Ansprüche  des  Staatsgläubigers  (d.  i.  Zahlungsberechtigten)  ....  ausgestellt  weäm 
„Wer  Zahlungen  für  den  Staat  leistet,  darf  die  Zahlung  nicht  vollziehen,  wenn  ik 
nicht  vom  Finanzministerium  ein  Fond  hiezu  augewiesen  (ausnahmsweise  ak 
erforderlich  bei  den  Soldzahlungen  f.  d.  Heer  und  die  Flotte),  vom  betreff.  MiiiM 
oder  Dienstchef  die  Zahlungsanweisung  zugekommen  und  vom  StaatsgUaUf 
(Zahlungsberechtigten)  die  seine  Ansprüche  rechtfertigenden,  durch  die  ReglemM 
nach  Art  und  I'^orm  genau  bezeichneten  Behelfe  vorgelegt  sind''.  Dies  ist  die  fitaail 
Uegelung  des  „finanziellen  Anweisuugsrechts",  die  verglichen  mit  der  deutschen  eilig 
Eigenthümliche  hat,  wenngleich  im  Hauptprincip  auch  wieder  damit  übereinstiai 
S.  u.  §.  123 — 125.  —  8)  „Alle  Schriften  der  Geld  anweisenden  und  Geld  veireo 
nenden  Behörden ,  Aemter  und  Kassen  werden  in  der  Hauptsache  genau  nach  dei 
selben  Forniularien,  unter  denselben  Benennungen,  in  derselben  Weil 
geführt,  in  gleichen  Fristen  abgeschlossen  und  vorgelegt'^  —  9)  „Alle  Bflchi 
de rllauptrechnungs leger  werden  nach  doppelter  Buchhai tung  mit  thanlifiM 
Beibehaltung  der  im  Staatsvoranschlag  enthaltenen  Rubriken  geführt.  Jeder  Aldi 
des  Journals  erscheint  so  unter  passend  gewählten  Rubriken  doppelt,  unter  d( 
Einnahmen  und  den  Ausgaben,  eingetragen,  so  dass  stets  jede  Eintragung  sich  sett 
c.ontrolirt",  —  während  in  Deutschland  doch  wohl  aus  triftigen  Gründen  der  sogi 
(Jameralstyl  (s.  u.  §.  135)  dem  Reclinungswesen  zu  Grunde  liegt  oder  die  doppd 
Buchhaltung  nur  wesentlich  modificirt  Anwendung  findet  (Oesterreich  L  18.  JJl).  - 
10)  „Eine  durch  alle  Verwaltungs-,  und  Rechnuugszweige  durchgreifende  Unterscheidv 
ist  die  zwischen  den  zum  Ertrag  gehörenden  Einnahmen  und  Ausgaben  [oder  dr 
etwa  als  eigentliche  oder  wirkliche  Einnahmen  und  Ausgaben  eines  Dienstzwef| 
zu  bezeichnenden]  und  den  bloss  auf  das  Kassavirement  (die  Fondsbeweguij 
sich  beziehenden":  die  sog.  durchlaufenden  Posten,  z.  B.  Einnahmen  und  Ai 
gaben  für  Rechnung  einer  anderen  Kasse,  die  zwar  auch  im  liechnungs-  undEasaei 
Wesen  andrer  Länder  vorkommen,  aber  im  französischen  folgerichtiger  und  voUstiodif 
durch  die  Rechnungen  geführt  werden.  —  (Nr.  11  bezieht  sich  auf  die  Einriebt^ 
und  Beschati'enheit  der  Rechnungsdocumcute ,  Register,  Journale).  —  12)  „Kti 
Rechnungslcgcr  kann  sich  selbst  einen  Beleg  ausstellen,  keiner  mit  einem  andoM 
der  nicht  zu  ihm  im  Verhältniss  der  Ueber-  oder  Unterordnung  steht,  ohi 
höheren  Auftrag  in  unmittelbare  Verbindung  treten".  —  (Nr.  13  betrifft  die  AiuiM 
Einrichtung  und  Führung  der  Kasse,  wo  die  französ.  Bestimmungen  ganz  den  deatschi 
entsprechen,  s.  u.  §.  129).  —  Im  Finanzministerium  ist  es  in  Frankreich  die  besondi 
Abtheiluug  für  die  allgemeine  Gelderbewegung,  (dir.  du  mouvement  gAitt 
des  fonds  s.  o.  §.  99),  in  welcher  sich  die  oberste  Leitung  dieser  Bewegung  in  dl 
Staatskassen  concentrirt,  bei  der  die  Kassen  Übersichten  einlaufen  und  buchbalteoK 
zusammengestellt  und  die  Verfügung  über  die  Uebertragungen  zwischen  den  ft 
schiedenen  Kassen  (unter  Mitbenutzung  der  Bank  von  Frankreich  und  ihrer  Filiak 
getreuen  wird.  Die  gesammte  comptabilite  publi<iue  bildet  eine  weitere  eigene  Fais 
abtheilung  des  Fin.ministeriums  (wonach  oben  §.  99  S.  2 IG  zu  ergänzen  ist),  von  ^ 
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te  die  Abtheilang  für  die  Gentralkasse  and  deren  Dienst  noch  zn  unterscheiden  ist. 
|hie  Kftsse  ist  oberste  Sammelkasse  der  Ucberschüsse  der  Dcpartcmcntskassen  und 
hpti  «isseniem  als  Kasse  für  das  Seinedepartement. 

Ceber  England  (§.  100)  s.  (Jneist,  engl.  Verwalt.recht,  2.  A.  II,  §.  69,  70. 
iRZihlangsdicnst  concentrirt  sich  in  dem  Amte  des  paymastcr  gcneral  (Genorai- 
■bsse),  welches  jetzt  zum  Schatzamte  (treasury)  gehört.  Dies  Amt  fungirt  neben 
bBink  Tou  England,  welche  die  Zahlungen  für  die  Staatsschuld  besorgt,  als  Aus- 
jillangsamt  für  die  Ausgaben  der  übrigon  Zweige  der  Staatsvcr\^'altung. 

!.  §.  122.  —  B.  Eine  Verbindung  des  Staatskassen- 
iliens  mit  Banken,  besonders  mit  der  etwaigen  grossen 
mtralbank  des  Landes  empfiehlt  sich  in  unserer  Zeit  aus  ver- 
lenen  Gründen  und  ist  auch  mehrfach  erfolgt,  gewöhnlich  mit 
privilegirten  oder  eines  Notenmonopols  genicssenden  Zettelbank. 

Im  Einnahmedienst  kann  eine   solche  Rank   passend   bei  der  Aufnahme 
Einiahlnng  von  Staatsschulden  direct  dienen.     Bei  entwickeltem  (^ heck- 
und  einem  soliden,  gut  eingerichteten  Abrech nungs hause  (Ciearing-House ) 
Annahme  yon  Checks,   besonders  —  aber  nicht  nothwendig  ausschliesslich  — 
\4k  Hanptbank,  wenigstens  für  gewisse  grössere  Zahlungen  an  Staatskassen,  daher 
ithch  für  Zoll-,  für  gewisse  innere  Verbrauchsteuer- Zahlungen,  wie  Kubenzucker-, 
rein-,  Bier-,  Salzstenem,  für  die  Domänenpachtsc.hillingo,  für  grössere  Zahlungen 
Font-,  Bergwcrksyerwaltung,  zulässig  und  zweckmässig  (England).    Die  Ueber- 
der  Prorincial-  und  Localkassen,  in  Orten  mit  Bankfilialen,  gelangen  yiclfach 
eine  Bank   für  Fiscus,  Publicum   und   Yolkswirthschaft    am  Bequemsten  und 
ten  an  die  Bestimmungs-  und  Bedarfsortc.     Endlich  können  grössere,  einige 
in  Bestand  bleibende  UeberschOsse,   die  sich  sonst  etwa  in  der  Gentralkasse  an- 
ernuischtermassen  einstweilen   bei  der  Bank  stehen  und  hier  mit  fUr  Bank- 
Terwendet  werden. 
Im  Aasgabedienste  kann  eine  Bank  ebenfalls    passend    fdr   die   Bewerk- 
lignng    interlocaler    und    etwaiger    internationaler    Zahlungen    der 
fangircn.     Femer  kann  sie  —  /.war  in  ungleichem  Maasse  je  nach  dem 
der  Beurkundung  der  einzelnen  Schuldtitel,  daher  besonders  bei  der  Form  der 
inM,   wie   in  England,   indessen   doch    auch    bei   der  kontinentalen,    speciell 
Form  der  „Obligationenschuld''  und    der  Zinserhebung   mittelst  Coupons  — 
^Avszahlangsdienst  und   die  gesammte  technische   Verwaltung  der 
shnld   ttbemehmen  (England).     Endlich    Hessen   sich    auch    sonstige    Aus- 
tin gen,  namentlich  solche,   wo  es  sich  um    grössere  Zahlungen  auf  Grund 
sbender  Liquidation,  z.B.  für  Lieferungen  an  den  Staat,  oder  um  periodisch 
\t  Hebungen,  wie  die  Besoldungen  der  Beamten  handelt,  an  Banken  zur  Be- 
überweisen. 

Durch  diese  Einrichtungen  wird  der  eigentliche  Kassendienst 

Bmfacht  und  wohlfeiler,  die  Ansammlung  müssiger  Geldbestände 

)r,  Stockungen  im  Geldverkehr,  die  Afficirung  des  Geldmarkts 

grössere  Zahlungen  an  die  Staatskasse  oder  von   ihr  mehr 

ieden,  der  wirkliche  Geldumlauf  in  Mttnze,  daher  der  Bedarf 

Volkswirthschaft  dafür,  ebenso  der  Banknotennmlauf  kleiner. 
ZabhiDgen,  z.  B.  zwischen  Staaatsschuldnem   aus  dem  Titel 

Zollgefälle  und  Staatsglänbigem  aus  dem  Titel  der  verzinslichen 

schuld  lassen  sich  durch  blosse  Eintragung  in  die  BankbUcher 

reell  durch  Compensation   abmachen.    M.  a.  W.  die  Geld- 

Irthschaft  wird  auch  in  den  Beziehungen  zwischen  Fiscus  und 
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Publicum  vielfach  durch  die  Creditwirthschaft  ersetz 
Das  ist  im  Ganzen  eine  volks-  und  privatwirthschaftlich  gttDStig; 
Entwicklung.  Es  kommt  dadurch  auch  in  das  Kassenwesen  dei 
Staats,  das  oft  an  einer  gewissen  bureaukratischen  SchwerfäUigkeil 
leidet,  ein  kaufmännisch -bewegliches  Element,  das  hier  kdie 
Bedenken,  sondern  nur  Vortheile  hat,  hinein.  Am  Meisten  ptot 
die  Verbindung  des  staatlichen  Kassenwesens  mit  grossen  Central- 
Zettelbanken,  die  zugleich  ein  ausgebildetes  Filialneti 
haben  (Deutsche  Reichsbank).  Doch  ist  auch  die  Verbindoof 
mit  sonstigen  soliden  Banken  flir  diese  Zwecke  nicht  ansgeschlosM» 
Auch  für  grössere  Communalhaushalte  empfiehlt  sie  sieb.  Der 
(Überwiegend  wünschenswerthe)  Uebergang  vom  System  der  speddi^ 
tiven  Erwerbsgesellschafts-,  besonders  der  Actienbanken  lUl 
System  wirklich  öffentlicher  („gemeinwirthschaftlicher^')  BanlMy 
in  Eigenthum  und  Verwaltung  öffentlicher  Körper  oder  doch  l^lbtt 
lieber  Genossenschaften ,  würde  jener  Verbindung  von  Staats-  ni 
Communalkassen  mit  Banken  Vorschub  leisten  und  die  letzten  Bd^ 
denken  ^ocialpolitischer  Art  gegen  eine  solche  Verbindung,  wie  fk 
in  Deutschland  wohl  —  u.  E.  mit  Unrecht  —  aus  dem  GharaoMT 
der  bekanntlich  schon  jetzt  nur  von  Reicbsbeamten  verwaltetai 
Keichsbank  als  Actiengesellschaft  abgeleitet  worden,  beseitig«- 
Auch  die  Ausbildung  öffentlichen  Versicherungswesens  drängt  dami 
hin  und  würde  selbst  wieder  dadurch  begünstigt. 

Früher  war  die  Ausnutzung  der  Banken  zur  Crcditgewuhrang  an  den  Statt  ii 
riuauznOthen  ein  gewichtiges  Gegenbedeuken ,  das  Jetzt  in  Folge  Verbessening  4^ 
Staatscrcdits  und  staatsrechtlicher  Gautclen  zurückgetreten  ist  —  Das  wichtigste  Bdipli 
der  Ucbernahinc  eines  Thcils  des  Kassendiensts  des  Staats  durch  eine  Bank  bildet  §$, 
liank  von  England.  Dieselbe  ist  schon  seit  ihrer  Gründung  (1694)  wegen  ikiV 
Darlohen  an  den  Staatsschatz  in  näherer  Verbindung  mit  dem  letzteren  und  hat  H^ 
mählich  die  Gcldverwaltung  der  Staatsschuld  ganz  übernommen.  Dann  sind  ihr  mnI 
die  UeberschUssc  der  Einnahmekassen  überwiesen,  wofür  sie  mit  dem  Staate  ein  Goil^ 
c-orrent  fuhrt  (public  deposits).  Die  Auszahlung  der  vierteljährlichen  Zinsen  derScklH 
kann  sich  jetzt  in  A^erbindung  mit  dem  englischen  System  der  Bnchcredite,  CM^ 
und  des  Clearing- Ilouses  grossentheils  durch  Umschreiben  in  den  Bankbücbem  fdl' 
ziehen :  das  Conto  der  public  deposits  nimmt  ab,  das  der  private  deposits  entspieckei' 
zu.  Indem  jetzt  Zoll-  u.  ähnliche  Zahlungen  mittelst  Checks  auf  die  Bank  von  Sv^ 
land  bewerkstelligt  werden  können,  wird  dies  Umschreibeverfahren  (Giriren)  noch  mB 
zur  Vermittlung  der  Zahlungen  zwischen  Publicum  und  Staatskasse  benutzt.  KdHii 
Regelung  dieser  Verhältnisse  des  britischen  Zahlungswescns  durch  Ges.  t.  1S66  0k 
30.  Vict.  c.  3%  S.  auch  Stein,  Fin.  I,  97  IK,  der  aber  hier  wie  eb.  S.  91 
Unrecht  die  Bank  schon  von  Anfang  an  (.seit  1G94)  zur  „Centralkasse  für  den 
Haushalt**  bestimmt  und  gemacht  sein  lässt.  [Er  schliesst  seine  Aasführangeo  S. 
mit  einem  Ausfall  gegen  mich:  „wunn  Wagner  diese  Verhältnisse  und  Prindfil* 
bekannt  gewesen  wären,  so  hätte  er  wohl  nicht  seine  wunderliche  Idee  eines  Enrälfc' 
von  Staatseinnahmen  aus  dem  staatlichen  Betrieb  von  Bankgeschäften  (2.  Aoi* 
§.  224  ff.)  aufstellen  können  ....  So  wie  er  kann  man  in  diesem  ernsthaften  IM^ 
nicht  zu  einem  Hesultat  kommen**.  Dass  mir  „diese  Dinge  bekannt'*  waren,  —  <M*| 
haupt  und  speciell  mit  Bezug  auf  die  Englische  Bank  —  hätte  Stein  bei  ein 
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gnog:erer  als  seiner  gewöhnlichen  Flüchtigkeit  iinü  bei  ein  wenig  mehr  Krnst  in  der 

Kritii,  wie  man  ihn  bei  solcher  Polemik  wenigstens  erwarten  sollte,  ans  den  von  ihm 

■ttst  dtirten  Stellen  ersehen   können:   2.  A.  I,  S.  510,  518.   Nr.  5.  Note  17  u.  die 

änt  CiL  Stellen  meiner  älteren  Bankschriften:  schon  in  meiner  ersten  (ls57)  spreche 

ick  ron  den   Vonchiissen    der  Bank  anf   dcficiency    bills  des  Schatzes  u.  von  dem 

.  Iweiidienst   für  den   Staat.     Neben   einem  solchen    Dienst  einer  Bank   kann  aber 

■b  wohl  auch  Ton  einer  mit  aus  fiscal,  (u.  volks\virthschafts[iuIitis(-hen)  Kiicksichten 

•falgendeu  Uebcrtragnng  von  ,,(vcld-  n.  Bankgeschäften"  auf  den  Staat  (oder  (Jommun(M)) 

ieSede  sein   und   öfters  waren  solche  Kucksichtcn   (auch  in  l'renssen)  massgebend. 

Bigegen  lassen  tich  natürlich  auch  Gründe  anführen,   wie   ich  denn  die  (rründe  für 

■d  gegen  in  I,  §.  224  IF.  prüfe.    Eine   „wunderliche  Idcu**   kann   das   nur  derjenige 

Mucn,  der  die  Thatsachen  nicht   kennt   oder  nicht  versteht  (F^reuss.  Seehandlungi) 

Nicht  in  der  Ausdehnung,  wie  in  England,  steht  die  Staatskasse  in  Frankreich 

-ßä  der  dortigen  Bank  in  Verbindung,  mit  der  sie  aber  immerhin  e))cnfalls  ein  (Jonto- 

^isnent  führt  und  deren  Vennittlang  za  Zahlungen  zwischen  Paris  und  d(;n  Departe- 

^■nts  wie  dieser  unter  einander  sich  die  Staatskasse   und   die  (iencraleinnelimer  viel- 

I-Aek  bedienen.      Aehnliche    Verhältnisse    bestehen    in    Italien,    Belgien   ((jes.  v. 

'n.Joli  1872). 

■/       In  Deutschland  hatten   die  Zcttelbanken   auch  schon    früher  hie  und   da   in 
Statuten   Pflichten  zur  Ausführung  von   Staats  -  Kassenf2:escbäften    ubcrnommtin. 
Deutschen  Bankgesetz  v.    15.  März   1S75  ist  der  Reic.hsbank   in   |;^.  22 
Verpflichtung  auferlegt,   „ohne  Entgelt  für  Kcchnung  des  Keichs  Zahlungen 
lelunen  und  bis  auf  die  Höhe  des  Reichsguthabens   zu  leisten*'  und   das  Recht 
die   nemlichen  Geschäfte  für  die   Bundesstaaten   zu   übernehmen.     In    Folge 
Anordnung    (v.  29.   Dec.  1875)    fungirt    nun    die    Kcicbsbank   formlich    als 
laichshauptkasse  (u.  A.  auch  —  bedenklich   genug  —  als   Kinlösungsstelle  für 
Beichskassenscheine),  was  allerdings  bei  dem  cigenthumlichen  (Jhanicter  des  Keichs- 
resens   und  der  meist   im  blossen  Verrechnungswege  vor  sich  gehenden  Aus- 
snetzung  zwischen  den  Ueichsfinanzen  und  den  Finanzen  der  Kinzelstaaten  nicht 
dner  grossen  eigentlichen  Kassengebahrung  führen  musste.     Für  die  Buchfuhrungs- 
läfte  der  Keichshauptkasse    ist  bei    der  lieichsbank    eine    besondere  Geschiifts- 
lung  eingerichtet.     In  den  Ausweisen  der  Heichsbauk  ist  das  Guthaben  dos  l<ei<'hs 
chieden  in  dem  Posten  ^.täglich  fTdlige  Verbindlichkeiten'*  enthalten.     Im  Jahres- 
cht  wird  unterschieden,  doch  das  „Guthaben  des  Reichs''  mit  dem  der  BundesstaattMi 
übrigens    io   der  Kegel    nicht  so    erheblich   sein   wird)  zusammcngefasst.     Am 
»Jan.  l!^2  betrug  dies  Gesammtguthaben  15.01  M.  M.,  worauf  in   \'^S1  \)H\M  M.  M. 
U.   %n].S2  M.  M.   ausgezahlt   und   31.  Dec.    1SS2   41)..5:{  M.  M.  als  (iuthabon 
iben  sind.     Mit  welchen  einzelnen  Staaten  des  Reichs  und  in  welchem  l'mfange 
Beichsbank   in   Verbindung  steht,    crgicbt  sich   nicht.     Die   etwus    schwerfällige 
Kassenrerwaltnng  könnte  dadurch  nur  gewinnen.    In  Baiern  bedient  sich  die 
mehrfach  der  Vermittlung  der  KAn.  Bank  in  Niiruberg   für  ihre    Kassen- 

II.  Einzelheiten  des  Zahlungs-,  Kassen-  und 

Rechnungswesens. 

§.  123.    Hierhin  gehören  von  wichtigeren  Verhältnissen:  A)  die 

Innng  des   finanziellen    Anweisungsreehts,         B)  das 

issensystem   und   die    innere    Einrichtung   des  Kassen- 

lienstes,    sowie   der   Gang    der   Kassengeschäfte   bei    den 

m,  —  C)  die  innere  Einrichtung  des  liechnungswesens 

[Bachftthrang). 

£b  sind  dies  spedell  technische  Dinge,   von   denen*  wieder  die  Bemerkung   in 

119  gilt,  dass  es  sich  dabei  um  allgemeine  ein/elwirtlischaftiiche  und  finanzwirth- 

liche  Angelegenheiten  zugleich  handelt.     Die   drei   unterscliiedenen  Verhältnisse 

tu  eng  zusammen,  so    dass  bei  der  Krörterung  eines  Jeth^n  Einzelnes  mit  hinein 

ziehen  ist,  was  die  beiden  anderen   betrifl't.     Eine  grosse  Fülle   von  Einzelheiten 
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liegt  hier  vor,  welche  in  den  modernen  Staaten  in  zahlreichen  YerordnaiigeD,  Begc; 
tiven ,  Instructionen ,  nur  ausnahmsweise  Einzelnes  im  Wege  der  Oesetzgebung  (c;. 
das  Cautionsweseu)  geordnet  sind.  Bei  manchen  Vcrschiedenheitou  besteht  in  «). 
Allen  doch  eine  aus  der  Natur  der  Sache  und  modernen  Rechtsbegriffen  auch  noi 
wendig  folgende  grosse  Uebereinstimmung  in  dem  Wesentlichen.  Darüber  darf  si 
sich  durch  die  öfters  verschiedene  Terminologie  —  auch  innerhalb  Deutschlands - 
und  eben  gewöhnlich  nur  scheinbar  bedeutende  Unterschiede  in  den  Einrichto^fei 
und  im  Geschäftsgang  nicht  täuschen  lassen.  Eine  auch  hier  m.  E.  zu  eistrebenii 
und  von  mir  erstrebte  mehr  principiello  Behandlung  eines  solchen  Gegenstands  IM( 
nach  dem  Character  des  letzteren  besondere  Schwierigkeiten  und  ist  nar  flBr  dio 
wichtigeren  Puncto  strenger  durchzufahren.  Das  grosse  technische  und  admüustiKivi 
Detail  gehört  nicht  in  die  Finanzwissenschaft,  sondern  allenfalls  in  eine  Lehn  m 
Technischen  und  Formellen  der  Finanzverwaltung.  Ein  freilich  meist  noch  sehr  iumft> 
kommener  Versuch  systematischer  Verarbeitung  dieses  Details  Hegt  denn  auch  nor  fi 
den  Schriften  für  practische  Zwecke,  „Anleitungen''  zur  Ausbildang  und  fiBr  Ab 
Prüfungen  des  Subalterndienstes  in  diesen  Branchen  vor. 

Ä.  Das  finanzielle  An  Weisungsrecht  ist  das  Recht  einer 
Behörde  (oder  des  Chefs  einer  solchen)  von  Amtswegen  oder  oaek 
speciellem  Anflrag  (schriftliche)  Anweisungen  (Aufträge)  an  andere 
Beamten  und  Behörden  zur  Empfangnahme  (Einhebung)  ?oi 
Zahlungen  auf  Rechnung  des  Fiscus  (Staats,  der  Staatskasse  oder 
einer  Behörde,  eines  Instituts),  sowie  zur  Vornahme  von  Zahlunget 
auf  Rechnung  dieser  Verpflichteten  an  Dritte  (insbesondere  m 
„Publicum'')  zu  geben. 

Auch  dies  Recht  concentrirt  sich  in  oberster  Instanz  beai 
Finanzminister.  Von  ihm  ergehen  sowohl  die  Aufträge  VU 
Empfangnahme  von  Zahlungen  als  zur  Vornahme  von  2iahlQDgei 
an  die  betreffenden  Behörden,  soweit  nicht  gewisse  Dienstzwdge^ 
z.  B.  für  Einnahmen  (Verkehrsanstalten,  Domänen,  Forsten)  etwi 
unter  anderen  Ministerien  stehen.  Bei  den  Verwaltungsaal- 
gaben  beschränkt  sich  die  Anweisung  des  Finanzministers  reget* 
massig  darauf,  den  anderen  Ministerien  die  etatmässigei 
Credite  im  Ganzen  anzuweisen,  worauf  dann  die  Speetit 
Verwendung  durch  die  Chefs  dieser  Ministerien  je  in  ihren  Ressorti 
angewiesen  wird.  Die  Minister  und  die  Chefs  der  den  Ministeriei 
coordinirten  sonstigen  Behörden  bilden  die  obersten  Verwaltaogl- 
osgane  mit  selbständigem  Anweisungsrecht  innerhalb  ihrer 
Competenz  (Anweisungsbehörden  erster  Klasse).  Vonihnci 
wird  das  Anweisungsrecht  delegirt  an  gewisse  untergebene  Be- 
hörden in  verschiedenem  Umfange  (Anweisungsbehörden  i^ 
3.  Klasse  u.  s.  w.,  ordonnateurs  secondaires). 

Dem  Finanzminister  sind  Über  die  erfolgten  Anpreisungen  und  deren  Erledigng 
durch  dio  Kassen  auch  aus  den  anderen  Ministerien  regelmässig  periodiiche  Ifi^ 
theilungen  zu  machen.  Es  kann  anch  die  Einrichtung  getroffen  werden,  dass  aHi 
oder  gewisse  Anweisungen  andrer  Ministerien  selbst  innerhalb  der  etatmissigea  Gredtta 
vor  ihrer  Vollziehung  im  Finanzministerium  zu  visiren  sind  —  so  in  Frankreich  Seiten 
der  Direction  der  Fondsbewegung  (y.  Malchus  11,  124). 
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Zar  Empfangnahme  von  Zahlungen  in  ihrem  regel- 
lissigen  Wirkungskreise  erhalten  die  EinnahnieUmter  einen 
biiera  lauf  trag,  welcher  sich  aus  ihrer  Bestimmung  und  Function, 
Ijl  ans  der  Ueberweisung  eines  ,,  Etats''  zur  Vollziehung  an  sie 
UI-,  Verzebrungssteuerämter ,  Aemter  fllr  directe  Steuern,  Forst- 
pen,  Domänenkassen,  Postkassen  u.  s.  w.)  ein  für  allemal  ergiebt. 
UoDgen  ausserhalb  dieses  Wirkungskreises  und  Etats  haben 
khe  Aemter  entweder  gar  nicht  anzunehmen,  sondern  bei  irr- 
Iniich  angebotenen  die  Zahlungswilligen  an  das  competente  Amt 
/Weisen,  oder  nur  ausnahmsweise  einstweilen  „in  Verwahrung'' 
nehmen  und  dann  apart  zu  buchen.  Sonst  setzt  die  Annahme 
in  Specialaaftrag  der  competenten  vorgesetzten  Behörde 

^  Auch  bei  der  Vornahme  von  Zahlungen  sind  die  auf  all- 
meinen  Rechts-  und  damit  Zahlungstiteln  beruhenden 
l^lmäBsigen  Zahlungen,  insbesondere  die  periodischen, 
)b  fllr  Besoldungen,  Pensionen,  Schuldzinsen,  gewühn- 
■  ein  ftir  allemal  bestimmten  Kassen  durch  einen  General- 
tftrag  zur  Zahlung  überwiesen.  Ein  solcher  Generalauftrag 
auch  hier  in  der  Uebermittlnng  des  betreffenden  Etats 
assenetats'^)  an  die  Kasse  zur  Ausführung  (Preussen). 
Specialanweisung  der  competenten  Dienstbehörde  bedarf  es 
nur  für  den  Beginn  und  die  Beendigung  des  einzelnen 
ngsanspmchs,  so  bei  neuen  Anstellungen  und  Gehaltszahlungen 
und  bei  der  Sistirung  oder  Uebertragung  an  eine  andere 
oder  bei  definitiver  Beendigung  einer  solchen  einzelnen 
icben  Verpflichtung  (z.  B.  einer  durch  Tod  oder  sonstiges 
beiden  beendeten  Gehaltszahlungspflicht  an  den  ße- 
N.  N.).  Bei  sonstigen  einer  Kasse  generell  zur 
ignng  überwiesenen  Zahlungen  muss  dagegen  in  der  Regel 
für  jede  einzelne  Zahlung  —  z.  B.  für  sach- 
Ausgaben  im  Bnreaudienst ,  bei  Baarkäufen,  soweit  nicht 
an  bestimmte  Beamten  Pauschsummen  dafür  periodisch  zu 
sind,  für  Berichtignog  von  Rechnungen  für  Lieferungen  — 
specielle  Zahlungsanweisung  der  betrefienden,  das  An 
Dgsrecht  besitzenden  Behörde  der  Kasse  zugehen,  um  letztere 
Bewerkstelligung  der  Zahlung  zu  legitimiren.  Selbstverständlich 
es  YoUends  einer  solchen  speciellen  Anweisung  bei  allen 
en  Zahlungen,  welche  nicht  zum  regelmässigen  Wirkungs- 
einer  Kasse  gehören  und  dieser  nicht  generell  überwiesen  sind. 
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Die  Durchführung  des  finanziellen  Anweisungsrcchts  bedingt  dann  wieder  eio 
entsprechende  Buchführung  bei  der  anpreisenden  Behörde  über  die  ergangen«! 
oder  ausgestellten,  bei  der  beauftragten  Kasse  über  die  empfangeneo 
Anweisungen.  Letztere  Buchführung  kann  selbständig  ncbcu  der  über  die  rerwiit- 
lichten  Zahlungen  oder  den  eigentlichen  Kassenverkehr  einhergehen  oder  durch  Ein- 
fügung einer  betrcficnden  Spalte  in  die  Kassenrechnungen  mit  der  Kassen  -  BachftlhniDf 
näher  verbunden  werden.  Den  oberen  Behörden,  speciell  den  betreffenden  MinisteriM 
und  besonders  dem  Finanzministerium  sind  wieder  periodische  Auszüge  über  die 
ortheilten,  empfangenen  und  ausgeführten  Anweisungen  zuzustellen. 

Wo  die  Kasse  nach  Geperalauftrag  auch  den  einzelnen 
Zahlungsanspruch,  z.  B.  aus  dem  Rechte  auf  die  periodische  Hebung 
der  Besoldung,  selbständig  zu  erfüllen  hat,  obliegt  ihr,  bez.  einem 
damit  speciell  beauftragten  Kassenbeamten,  auch  die  Prüfung 
aller  auf  die  rechtliche  Seite  der  Zahlung  Bezug  habenden 
Puncte,  somit  die  sachliche  und  die  formelle  Prüfung,  bei 
Vollziehung  von  Specialanweisungen  nur  die   letztere   (§.  130). 

Das  Kassenpersonal  handelt  hier  auf  seine  eigene  Ver- 
antwortlichkeit und  untersteht  demgemäss  etwaigen  BegreiB- 
ansprüchen  des  Fiscus  wie  des  Berechtigten.  Bei  Zahlungen  aof 
Grund  von  S  p  e  c  i  a  1  anweisungen  der  competenten  Dienstbehörde 
modificirt  und  beschränkt  sich  diese  Verantwortlichkeit  entsprecheni 
Hier  muss  die  Prüfung  des  einzelnen  Zahlungsanspruchs  und  die 
„Liquidation^'  desselben  in  der  höheren  Instanz,  bei  der  an- 
weisenden Behörde,  vor  sich  gehen,  welche  demgemäss  hier- 
für die  Verantwortlichkeit  trägt.  Die  Buchführung  wird  hier 
eventuell  über  die  eingereichten  und  die  liquidirten  Zahlungs- 
forderungen und  über  die  darauf  hin  ausgestellten  Zahlungs- 
anweisungen getrennt  erfolgen  müssen. 

§.  124.  Ein  besonderes  Augenmerk  ist  bei  den  Liquidationen, 
der  Ausstellung  der  Anweisungen  und  bei  der  Zahlungsleistung  in 
richten  auf  die  Innehaltung  des  Etats,  bez.  der  einzelnen 
etatsmässigen  Gredite,  dabei  auch  auf  die  Beachtung  der 
staatsrechtlichen  Bestimmungen  über  die  Zulässigkeit,  die 
Bedingungen,  das  Verbot  oder  die  Beschränkung  der  (Jeher- 
tragungen  zwischen  verschiedenen  Kapiteln,  Titeln  u.  s.  w.  dei 
Etats  (§.  117  ff),  ferner  auf  die  Innehaltung  der  Vorschriftet 
über  die  Trennung  der  Jahresdienste,  über  den  Verfal 
der  nicht  erschöpften  Gredite  früherer  Jahre  nach  Ablauf  eine 
bestimmten  Zeit  u.  dgl.  m. 

Das  Finanzministerium  ist  hier  dem  Staatsoberhaupte  und  de 
Volksvertretung  verantwortlich,  die  Oberreehenkammer  hat  eventnel 
die  bezügliche  Gontrole  mit  auszuüben,    die  anderen   Ministeriei 
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m1  dem  FinanzmiDisteriam  gegenüber  zur  Inuebaltang  ihrer 
idite  nod  jener  Vorschriften  verpflichtet,  jede  anweisende  Behörde 
BT  vorgesetzten.  Feststehen  mnss  vor  Allem,  dass  eine  lieber- 
ieitUDgderCredite  und  Vorschriften  Seitens  der  anderen  Ministerien 
r  mit  Wissen  und  —  regelmässig  vorhergehender  —  Zustimmung 
( Finanzministers  geschehen  darf.  Diesem  sind  daher  die  Gründe 
nlegen  und  er  hat  darüber  mit  zu  befinden.  Er  hat  dann  die 
herschreitungen  seines  Specialetats  und  diejenigen  des  Gesammt- 
b  nach  Oben  hin  zu  vertreten  und  dafür  nachträgliche  Genehmigung 
ir-8taat8oberhanpts  und  der  Volksvertretung,  regelmässig  bei  der 
SegUDg  des  Rechnungsabschlusses  (§.  147),  einzuholen.  Für  ßine 
Ibständige  Mitwirkung  der  lediglich  nach  Aufträgen  der  au- 
Itenden  Behörden  handelnden  Kassenverwaltungen  bei  der  Controle 
gen  Innehaltung  des  Etats  fehlt  eigentlich  diesen  Verwaltungen 
i^Competenz,  selbst  wenn  sie  einen  Generalauftrag  in  der  Form 
t  Ueberweisung  eines  Etats  zur  Vollziehung  erhalten  haben  (s. 
iber  Preussen). 

\  Auch  darüber  ist  eine  fortlaufende  Controle  geboten,  dass  nicht  kleinere, 
ftr  zafällig^e  Ueberscbreitangen  des  Etats  und  der  einzelnen  nichtübertragbaren 

FB  stattfinden ,  z.  B.  indem  auf  generelle  Titel ,  wie  etwa  „zu  persönlichen  Aus- 
ausser  den  Besoldungen'',  „zu  allgemeinen  Unkosten''  durch  Specialan Weisungen 
angewiesen  und  veiausgabt  wird,  als  auf  diesem  Titel  zur  Verfügung  steht. 
Aioptsorge  hierfür  muss  wieder  in  die  anweisenden  Behörden  und  schliesslirh, 
nnste  Controlinstanz  in  das  Finanzministerium  verlegt  werden.  Zu  diesem 
lÄ  wird  passend  in  den  Büchern  der  anweisenden  Behörden  eine  Vcr- 
Hchsspalte  für  das  „etatmässige  Soll"  (bez.  ,,I)arf"  bei  den  Ausgaben) 
litt,  um  dadurch  jederzeit  die  Innehaltung  dieses  „Soll"  durch  das  wirkliche  £r- 
bi  (das  „Ist",  hier  zunächst  der  ausgestellten  Anweisungen)  leicht  vergleichen 
piBsen.  Aehnlich  kann  man  hier  dann  auch  die  Buchführung  der  Kassen 
en  und  durch  Aufnahme  einer  Spalte  des  „Etats -Soll"  den  Vergleich  mit  der 
len  Geldgebahrung  oder  Verausgabung  erleichtem.  Nur  erscheint  doch  auch 
£e  Kasse,  welche  stets  nur  auf  generellen  oder  speciellen  Zahlungsauftrag  der 
tzten  Behörde  handelt,  keine  geeignete  Instanz,  um  etwa  unter  Hinweis  auf 
erfolgte  Ueberschreitung  des  Oredits  von  sich  aus  selbständig  die  Er- 
einzelner sonst  formell  richtiger  Zahlungsansprüche  an  sie  oder  vollends  die 
mng  einzelner  Specialanweisungen  auf  sie  abzulehnen.  Sie  sollte  nur  etwa 
ind  Pflicht  haben,  in  solchen  Fällen  vor  der  Auszahlung,  also,  soweit  angänglich, 
Aufschub,  an  die  roigesetzte  anweisende  Behörde  den  Thatbestand  zu  berichten 
jreitere  Instmetion  zu  erbitten.  Lautet  diese  dann  doch  auf  Auszahlung,  so  muss 
ordnongsmässig  Folge  leisten.  Aehnliche  Bestimmungen  sind  für  die  Kassen 
Ton  au&tossendon  Irrthümem  der  anweisenden  Behörden  iiothwendig. 

f.  Eine  besondere  Frage  ist  es,  ob  allgemein  die  Zahlnngs- 
peisungen  der  mit  dem  Anweisungsrecht  versehenen  Verwaltungs- 
IlSrden  noeh  vor  ihrem  Eingang  bei  den  Kassen  einer  Visirung 
peh  Rechnnngs-  und  Controlorgane  unterworfen  werden  und  ob 
h  dieser  yorausgebenden  Visirung  die  Giltigkeit  der  Anweisung 
fcdie  Kasse,  allgemein  oder  wenigstens  als  Regel,  welche  aber 
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bestimmte  AusDahmen  zulässt,  abhängen  soll.  BestimmuDgen  dies 
Art  finden  sich  mehrfach,  aber  je  nachdem  die  Visirungsorgane  • 
der  anweisenden  Verwaltungsbehörde  gehören  und  von  dieser  b 
hängen  (Oesterreich ,  Italien)  oder  unabhängig  neben  ihr  stehe 
von  verschiedener  rechtlicher  Bedeutung.  Die  Einriebtang  li^ 
finanztechnisch  ihr  Für  und  Wider,  letzteres  überwiegt  wohl,  aba 
sie  kann  staatsrechtlich  werthvoll  und  im  gegebenen  Falle  folge 
richtig  sein.  In  Frankreich  passiren  die  AuszahlnngsanweiBaDgeB 
das  Visum  der  Direction  der  Fondsbewegung  allgemein. 

Vgl.  Näheres  bei  Schrott,  S.  478  ff.  u.  u.  in  §.  140  über  die  „VisacontrokT. 

Die  Rochnungen  der  anweisenden  Behörden  über  die  von  ihnen  erlasseaai 
Anweisungen  (zur  Einhebung  und  zu  Ausgaben)  kann  man  als  „Yerwaltungi- 
rechnungen''  von  den  .,Kassenrechn  ungen'\  d.h.  den  Rechnungen  der  Easie» 
über  die  vollzogenen  Einhebungen  und  Ausgaben  auch  terminologisch  onterscheidflL 
Danach  trennt  sich  dann  auch  eine  allgemein  (den  ganzen  Staatshaashalt  zusamnei- 
fassende)  Verwaltungsrechnung  (compto  d  administration)  u.  Kassenrechoiif 
(compte  de  gestion)  (d'Audiffrot).  Vgl.  Schrott,  Verrochn.wissensch.  S.  527. 
Gewöhnlich  denkt  man  beim  Rechnungswesen  nur  an  die  letztere  Rechnung. 

§.  125.    Practische  Verhältnisse  in  einzelnen  Ländern. 

In  Preussen  (vgl.  Herrfurth  u.  Meissner  a.  a.  0.,  ausserdem  Meissner, 
preuss.  Verwalt.knnde ,  I.  U,  26  ff.,  44)  bestimmte  die  K.-O.  v.  17.  März  1S28  (Be- 
gulativ  f.  d.  Kassenwesen),  dass  den  Ministerien  u.  obersten  Verwaltungsbehördeo  da 
im  Etat  festgesetzte  Ausgabebedarf  vom  Finanzministerium  bei  der  Goncralstait^ 
kasse,  für  die  in  den  Provinzen  zu  leistenden  Ausgaben  bei  der  betreffl  Kegiflt- 
hauptkasse  überwiesen  werde.  Das  Fin.min.  hat  aber  auch  dafUr  zu  soigoi. 
dass  überall  die  nöthigen  Mittel  zur  Zeit  des  Bedarfs  vorhanden  sind.  Mit  desvQgw 
nach  der  gen.  K.-O.  period.  Kasseneztracte  von  allen,  auch  von  den,  andcNi 
obersten  Verwaltungsbehörden  unterstehenden  Kassen  an  das  Fin.min.  —  Für  ab 
Kassenverwaltungen  werden  dann  „Kassenetats''  aufgestellt,  für  die  Gcneralsttal^ 
kasse,  die  Rcgier.hauptkassen  u.  andere  Hauptkassen  der  Verwalt zweige  des  Floiit- 
ministeriums  vom  Fin. minister,  der  diese  Etats  zu  zeichnen  u.  dem  König  zur  Vol^ 
Ziehung  einzureichen  hat  Die  anderen  Etats  im  Fin.min.  werden  vom  Fin.miiuM 
allein,  die  der  übrigen  Ministerien  von  deren  Chefs,  aber  unter  Mitrevisioai 
Mitvollziehung  des  Finanzministers  vollzogen  (K.-O.  v.  29.  Mai  1^26).  Die  öeb»» 
Weisung  der  Kasseuetats  an  die  betrciiendc  Kasse  involvirt  dann  einen  GeneraUnf- 
trag  zur  Einhebung  u.  Auszahlung  gemäss  dem  Etat,  wie  schon  bemerkt  — Nack 
der  Geschäftsanweis.  f.  d.  Rcgier.hauptkassen  v.  1.  Juni  1857  (u.  in  diesen  Pimctei 
ganz  analogen  Vorschriften  f.  die  sonstigen  Kassen)  §.  85  müssen  alle  bei  der  Haop^ 
kasse  zur  Verrechnung  gelangenden  Einnahmen  „entweder  durch  die  Etats  u.  sonstifM 
allgemeinen  Vorschriften  oder  durch  spec.  Einnahmeordres  überwiesen  sein"; 
andere  Einnahmen,  die  überhaupt  zur  Verwaltung  der  Hauptkasse  gehören,  sind  nr 
in  „Asservation''  zu  nehmen  und  Bestimmung  darüber  einzuholen.  Ebenso  (9t 
für  die  Ausgaben,  dass  sie  von  der  Kasse  nur  geleistet  werden  dürfen,  wenn  sie  „dm 
den  Etat  oder  durch  ein  für  allemal  ertheilte  Anweisung  oder  durch  spec  Ausgabe 
ordres  dazu  ermächtigt  worden  ist*'  (§.  52).  Die  Buchhalter  der  Kassen  sind  ftr 
Etatsüberschrcitungen  mit  verantwortlich,  müssen  daher  stets  die  Sonai 
der  auf  jeden  Etatstitel  angewiesenen  Zahlungen  mit  dem  Etatssoll  in  VergleichUf 
halten.  Dies  entspricht  zwar  dem  preuss.  Princip  der  Kassenetaf s ,  scheint  aber  stt 
der  Stellung  der  Kassen  zu  den  anweisenden  Behörden  nicht  recht  in  Einklanf  tf 
stehen.  Zahlungen  nbcr  das  Etatssoll  hinaus  dürfen  nur  nach  zuvor  eingeholter  Ge- 
nehmigung der  Regierung  erfolgen  (§.  61).  —  Die  Specialkassen  mdssen  unweigei&eh 
die  ihnen  von  den  Regier.hauptkassen  zugehenden  Zahlungsanweisungen  aasnhmn 
nöthigenfalls  sich  die  Geldmittel  dafür  vorschussweise  von  der  Hauptkasse  übenreiMB 
lassen  (§.  73).    Zahlungen ,   welche  „fortdauernd   an   bestimmte  Empfänger  u.  in  be« 
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iteD  Beträgen  zu  leisten  sind**  (Besoldungen  u.  dgl.)  werden  den  Specialkasson 
Ür  allemal  durch  die  Uauptkassc  überwiesen,  sie  sind  bis  zum  Todesfall,  sonstigen 
mg^  Ablauf  der  Bewillignngszeit  oder  Widerruf  zu  leisten  (§.  74). 
Auch  in  Baiern  (V.  v.  9.  Dec.  1825,  Stockar  v.  Ncuforn-IIock  I,  S3, 
t,  406  ff.,  Fahrmbachcr,  d.  Zaliluugswcsen  der  allgem.  Finanzverwaltung) 
f  die  Assignirung  der  Generalctats  auf  die  Staatskassen  durch  den  Finanzminister. 
r«  bez.  das  Fin.miuisterium  ist  auch  die  oberste  Zahlung  anweisende  Behörde. 
llBgirt  den  Regierungsfinanzkammern  das  Recht  th.  mit  den  Etats  (spcciell  den 
BSrerwaltungsetats",  für  die  Einnahmen  u.  die  mit  deren  Erhebung,  Verwaltung 
trieb  verbundenen  Ausgaben),  th.  generell  für  gewisse  Ausgaben  (mit  u.  ohne 
ikalc  nachträglicher  Autori&ationi,  th.  durch  besondere  Kcscripte  u.  erött'net 
hierfür  einen  bestimmten  „Credit'  (detaill.  Darleg.  Hock  a.  a.  0.  I,  406  iW). 
biscn  (Kreiskassen,  Rentämter)  dürfen  ohne  schriftliche  Anweisung  durch  die 
■Lfinanzkammern  (ausnahmsweise  andere  Behörden)  u.  ohne  Crediterölfnung  keine 
mg  leisten  u.  bedürfen  in  der  Regel  noch  specieller  Zahlungsanweisungen  für  die 
MD  Ausgaben  auch  zur  Verwendung  der  etatmässigen  Ausgaben.  Die  Kassen- 
|n  haften  dcmgemäss,  ausserdem  auch  für  Etatsüberschreitungeu  und  ftir  Yer- 
falg  der  bewilligten  Mittel  zu  anderen  Zwecken,  als  wofür  sie  bestimmt  sind 
PO.  S.  414  ff.,  420). 

'&!  Oesterreich  (Blonski,  U,  357,  im  Allgem.  die  Theorie  bei  Schrott, 
Bt  474  ff..  4b0  ff.)  haben  die  „mit  dem  Anweisungsrecht  betrauten  Behörden''  — 
lünzininisler,  die  übrigen  Ministerien,  delegirt  die  weitereu  Verwaltungsbehörden, 
■idcre  die  Kronlands  -  Hauptbehörden  —  zur  Vollziehung  der  Anweisungen 
«returen'*)  eine  unmittelbar  unterstehende  Kasse,  dann  ein  Rcchnungs- 
irtement  zur  Endenzhaltung  der  Anweisungen  u.  s.  w.  unter  sich.  Die  An- 
lagen der  Verwaltungsbehörden  sind  hier  in  Verschreibung  zu  nehmen  und  vom 
Inud  des  Rechnungsdepart.s  oder  dessen  Stellvertreter  zu  contrasigniren, 
r«ie  an  die  Kassen  gehen  (s.  o.). 

S Mehrfach  eigenthümliche  Bestimmungen  bestehen  in  Frankreich  in  Bezug  auf 
Weisungsrecht  u.  die  scharfe  Scheidung  der  „ordonnateurs"  1.  u.  2.  Klasse. 
lUung  auf  Staatsrechnung  muss  vorher  von  einem  Minister  angewiesen  (ordon- 
1  oder  Ton  Anweisnngsbehörden  2.  Kl.  (ordounateurs  secondaires)  beauftragt  sein 
piBsheit  ministerieller  Delegation.  Die  Zahlungsleistung  setzt  eine  Crediteröffnung 
Ik  Die  Anweiser  2.  Kl.  sind  speciell  bezeichnet.  Die  Kasse  (der  „comptable", 
j^  Rechnungslegung  Verpflichtete)  kann  und  muss  gegen  Mangel  der  Anweisung 
-tech  der  Beweisstücke  des  eine  Zahlung  Beanspruchenden)  remonstriren ,  aber 
iMute  Anwebung,  trotzdem   zu  zahlen,  muss  die  Kasse  dem  Anweiser,   unter 

rügem  Bericht  an  den  Finanzminister,  Folge  leisten.    Die  besondere  Visiruugs- 
welche  die  Direction  der  Fondsbewegung  als  Abtheilung  des  Finanzministeriums 
!•  Zahlungsanweisungen  der  Minister  bildet,  ist   schon   oben   erwähnt  worden. 

Cim   Decrct  v.  31.  Mai  1S62  u.   im   Art   comptabilite  publ.   im  diction.   de 
fran^.  S.  auch  o.  §.  121    die  Darstellung  nach  Hock.    Kaufmann  S.  61. 

•  126.  —  B.  Das  Kassenwesen  im  Einzelnen.   1.  Ent- 

Inng.  Das  ganze  Kassensystem  des  Staatshaushalts  hat  sich 
jpis  wie  in  anderen  Ländern  historisch  in  enger  Verbindung 
iden  Staatseinnahmen  und  deren  Gattungen  und  mit  der 

shtangy  Umbildung  und  Ausdehnung  der  öffentlichen  Ver- 
[tnng,  bez.  mit  den  fUr  diese  zu  bestreitenden  Ausgaben 

»kelt 

der  alteren  Periode  vorherrschender  Natural wirthschaft .  aber  bereits  mehr 
lender Gcldgef^e  fliessen  die  verschiedenen,  privatrechtlichen,  gebühren-  und 

sn,  steuerrechtlichen  Einnahmen  bei  einem  Localerheber ,  der  eventuell  zu- 
Terwaltongsbcamter ,  wohl  schon  zusammen.    Er  hat  daraus  die  Betriebs-  und 

»kosten,  wie  nicht  minder  locale  oder  sonst  auf  ihn  angewiesene  Vcrwaltungs- 

zn  bestreiten  und  nur  die  UeberschUsse  termin weise  an  vorgesetzte  Bc- 


270  l-B.  4.K.  Formelle  Ordnung.  3.  Abschnitt.  Zahl.-,  Kass.-,  Redm.wesen.  §.  126. 


hörden  und  Kassen  abzuführen.  Bei  diesen  sammeln  sich  so  aus  einem 
Landesdistrict  die  Summen  an,  Buch  wird  regelmässig  nur  über  die  erhaltenen  Gdc 
also  nar  über  die  UcberschUsse,  die  aus  anderen  Kassen  eingingen,  über  die  sonstfi 
buar  erhaltenen  Verläge  oder  Ueberweisungcn  andrer  Kassen,  über  die  geleisle 
Zahlungen  und  über  die  Abfuhren  an  die  höhere  Sammelkasse  geführt  („Net 
rechnung").  Immerhin  bildet  dies  Kassenweäen  schon  in  gewissem  Maasse  troU  s^ 
UnroIIkommenheiten  ein  Kassen system  und  wenigstens  fQr  den  einzelnen,  e& 
politischen  Körper  darstellenden  Landestheil  hätte  sich  daraus  eine  gewisse  fiscaÜ» 
Kasseneinheit  mittelst  der  Ansammlung  aller  UeberschUsse  in  Einer  Gentralkasse  t 
der  Verwendung  für  Centralausgaben  durch  diese  bilden  können. 

Der  verschiedene  geschichtliche  Ursprung  der  ei 
zelnen  Einnahmen  und  Einnahmekategorieen,  der  verschieden 
rechtliche  Gharacter  derselben  und  der  mit  einer  jeden  Eil 
nähme  oder  dem  Ueberschuss  einer  Einnahmeart  zu  bestreitende 
Ausgaben  hat  indessen  grade  in  den  Staatsformen  der  Uebergangi 
zeit  seit  dem  Ausgang  des  Mittelalters  bis  ins  17.  und  18.  Jab 
hundert,  als  die  Finanzwirthschaft  mehr  und  mehr  in  geldwird 
schaftliche  Formen  überging,  zu  einer  Zersplitterung  des  Kassa 
Wesens,  besonders  nach  Verwaltungs zweigen,  gef&hrt  ob 
trotz  des  frlih  unverkennbaren  Bedürfnisses  eine  erheblichei 
Centralisation  desselben  verbindert. 

Einmal  bedingte  das  die  mehr  oder  weniger  verbleibem 
Selbständigkeit  der  einzelnen,  ehemals  getrennten  Landei 
theile  auch  nach  deren  Vereinigung  in  Einem  Staate  (Territorinni 
Kaum,  dass  Ueberschüsse  der  Landestheile  in  Einer  Kasse  tc 
einigt  wurden.  Jeder  Theil  hatte  von  Unten  bis  Oben  sein  eigen 
Kassenwesen  für  sich. 

Sodann  wirkte  das  staatsrechtliche  Doppelsystem  vc 
Kammerkasse  und  Landessteuerkasse  (§.  90)  auch  a 
grundsätzliche  Trennung  der  Kassen  bis  in  die  unteren  Gliedi 
die  Localkassen,  für  die  Einnahmen  und  für  die  darauf  angewieseoi 
Ausgaben  hin  und  eine  Zusammenfassung  von  Ueberschttssen  i 
der  Centralstelle,  eine  Uebertragung  von  Geldmitteln  aus  der  em 
in  die  andere  Kasse  fand  nicht  statt,  höchstens  dahrlehensweii 

Aber  auch  innerhalb  jeder  Gruppe  bewirkten  rechtlich 
administrative  und  technische  Verhältnisse  noch  weite 
Trennungen  wie  im  Aemterwesen  der  Verwaltung,  so  im  Kasse 
wesen.  Die  Domänen  (i.  e.  S.),  die  Forsten,  die  Bergwerk 
die  Ilauptarten  der  Steuern,  alte  directe,  wie  besonders  d 
Vermögens-,  die  Grund-  und  Haussteuern,  hie  und  i 
neuere,  Personal-  u.  dgl.  Steuern,  die  Zölle,  die  Accise 
die  Monopole,  die  Stempelgefälle  u.  s.  w.  —  zum  Theil 
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itarer  Specialisirung  —  haben  ihre  eigene  Verwaltnngs 
j^y  ihre  besonderen  Aemter,  Behörden  und  Kassen, 
ialisirte  sich  der  Einnahmedienst  auch  im  Kassen- 
iach  Einnahmezweigen  (,;Forstkasse'^,  ,,Bergwerks-''y 
jllßtempel-'',  „Salzregal-**  oder  „Debit-",  „Chausseegeld"- 
^.  a.  m.)  oder  m.  a.  W.  die  Einnahmekassen  waren  in 
0,  sowohl  als  Sammelkassen,  wie  als  Local-  und  erste 
(riiLassen  Speeialkassen  im  Sinne  von  Kassen  eines 
pin  besonderen  Einnahmezweigs, 
jliesen  Kassen  lasteten  an  Ausgaben  zunächst  immer  nur 
|telbaren  Betriebs-  und  Erhebungskosten  des  Einnahme- 
^ann  wurden  auf  .die  Ueberschüsse  die  eigentlichen  Ver- 
jmsgaben  angewiesen ,  jene  auch  wohl  rechtlich  für  diese 
:.i —  wie  Schuldzinsen  und  Schuldrttckzahlungen  —  oder 
H  oft  zur  Deckung  einer  bestimmten  Ausgabe  bestimmte 
ipahmen,  z.  B.  die  und  die  Steuer,  geschaffen.  Wenn 
iialkassen  des  Einnahmedienstes  unmittelbar  Ausgaben 
fl  zu  leisten  hatten,  wurden  sie  also  auch  als  Ausgabe- 
Ppecialkassen  nach  Verwaltungsdienstzweigen.  Auch 
jk^mmelkassen  der  Ueberschüsse  eines  Einnahmedienst- 
Ihöhere'*  Forst-,  Zoll-,  Steuer-,  Salzkassen  u.  dgl.  m.),  die 
jpbnässig  in  den  Büchern  nur  die  von  den  unteren  Kassen 
ifgk  Ueberschüsse  führten,  behielten  diesen  Character 
liial- Ausgabekassen,  da  auch  sie  regelmässig  nur  die 
||f  diese  Kassen  fundirten  speciellen  Verwaltungsausgaben 
n  hatten. 

sensystem  gipfelte  dann  folgerichtig  und  vielfach  auch 
18  in  einer  obersten  Centralkasse  („Hauptkasse'O 
leffenden  Einnahmedienstzweigs:  so  viel  recht- 
poistrativ  und  technisch  getrennte  Einnahmezweige,  so 
Ikassen.  Nur  die  etwaigen  Ueberschüsse  dieser  letzteren 
nigstens,  soweit  das  nicht  rechtlich  unstatthaft  war  oder 
trativen  Grundsätzen  widersprach,  in  eine  einheitliche 
JHBe  zosammenfliessen ,  hier  sich  ansammeln  zu  einem 
hatee*'  oder  zu  „gemeinsamen"  Zwecken  des  ganzen  Staats 
lies  verwendet  werden. 

diesen  Yerwaltungszweigkasscn  sind  einzelDc  besondere  behördliche 
Ich  für  die  Yereinnahmnng  der  mit  der  Behörde  und  deren  Thätig^- 
r  Terbondcnen  Einnahmen  (Sportein  und  (fcbühren,  Strafgelder  u.  dgl.) 

. jo  EiDDahmen  froher  ganz  oder  grossonthcils,  auch  in  den  Staaten  des 

t  lahrhnndcrts  noch  theUweisc,  den  Beamten  zuflössen.    Ihre  Ueberschttsso 
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konnten  aber  auch  zur  Zahlung  von  Verwaltungsausgaben  (Besoldangen ,  Kosten  der 
Behörde)  dienen,  wo  diese  Kassen  dann  auch  als  behördliche  Aasgabekasto 
fungirtcn.  Auch  ein  solches  Kassenwesen  entspricht  dem  älteren  Zustand  der  Ytf- 
waltung  und  den  damals  überhaupt  geltenden  politischen  Anschauungen. 

Die  Zersplitterung  der  Kassen  und  die  mangelnde 
Centralisation  des  Kassensystems  selbst  in  den  obem 
Instanzen  lag  mithin  in  der  einmal  gesehicbtlich  gegebenei 
öffentlich-rechtlichen  Strnctur  des  ^^UebergangsstaatB" 
und  in  der  Entwicklungsgeschichte  seiner  Verwaltung. 
Selbst  die  Localkassen  sind  daher  vielfach  zersplittert,  wenn  and 
in  kleineren  Orten  und  sonst  fUr  die  Erhebung  verschiedener  ISn- 
uahmen  wie  früher  Ein  Einnehmer,  dann  mit  getrennter  Verreeb* 
uung  der  einzelnen  Einnahmearten  fungirt.  Neue  und  neuartige  j 
Einnahmen  verlangten  auch  aus  technischen  Gründen  oft  neue  nnd 
besondere  Beamte,  Aemter,  Kassen. 

Wenn  nun  auch  im  Einzelnen  wohl  schon  früher  öfters  inner 
halb  einer  rechtlich  zusammengehörenden  Gruppe  von  Einnahme! 
und  Ausgaben  eine  gewisse  Centralisation  im  Kassenwesen  unter 
Beibehaltung  getrennter  Buchführung  eintrat,  so  konnte  das  doek 
erst  in  grösserem  Maasse  selbst  nur  erstrebt  werden  mit  dem  mfteih 
tigeren  Aufleben   des  Gedankens  der  Staats-    (Territorial)- 
Einheit,  daher  seit  dem  Ende  des   17.  und  im  18.  Jahrhundert 
mit  dem  Siege  des  Fürstenthums  über  die  Stände  und  mehr  nnd 
mehr  dann  mit  dem  politischen,  administrativen  und  finanzieltai 
System  des  „Wohlfahrts-^^  und  „Polizeistaats^^,  des  „anfgekUrtea 
Despotismus'^    Hier  ist  denn  auch  das  eigentlich  moderne  Syste». 
angebahnt  worden,    dasjenige  ,,einheitlicher  StaatskassenVl 
welche  von  unten  bis  oben,  von  den  Local-,  zu  den  Kreis-,  Pro»" 
vinzial-  und  zur  Central- Staatskasse  hin,  also  in  allen  Gliedov 
möglichst  alle  Einnahmen  und  Ausgaben  ihres  territorialen  Wirkung^ 
kreises,  welcher  Art    immer,    einheitlich   zusammenfasseiii' 
auch  die  Kassenbestände  als  Ein  Ganzes  behandeln,  die  TrennnugT^ 
der  Einnahme-  und  Ausgabegattungen,  soweit  nöthig,  nur  in  dei^* 
Buchführung  und  in  den  summarischen  Auszügen  daraus  fert^' 
halten  und  in  der  Einen  wahren  Central- Staatskasse  ihren  logisek^ 
und  practisch  richtigen  Abschluss  finden.    Selbst  das  blosse  Strebefr 
in  dieser  Richtung,  vollends  seine  mehr  oder  weniger  umfassende 
Verwirklichung   war   an  Voraussetzungen    geknüpft,   welche  mdki 
vomemlich   erst  im   18.  und  voll  erst  im  19.  Jahrhundert  erfUK; 
haben:  eine  grössere  Centralisation  und  Ausdehnung  der  StaatoA 
thätigkeitcn  überhaupt,  eine  bestimmtere  Auffassung  der  letztere!: 
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re  Aufgaben  des  Staats,  eine  veränderte  Stellang  des  Staats- 
ind die  Bezahlung  der  Staatsdiener  durch  feste  Besoldungen 
nh  solche  allein,  unter  Ausscheiden  von  GebUhrenbezügen. 
i  noch  mehr  oder  weniger  zahlreich  verbleibenden  Aus- 
j  Yon  diesem  System  einheitlicher  Staatskassen  wurden, 
Itt  von  einzelnen  noch  nicht  zu  überwindenden  rechtlichen 
lisen^  wie  heute,  wo  sie  auch  noch  vorkommen  (§.  127) 
{.ans  bestimmten  finanz technischen  und  administra- 
Erfinden  beibehalten.  Im  Ausgabedienst  bedarf  u.  A.  das 
INI  sein  eigenes  Kassensystem,  in  den  unteren  und  z.  Th. 
ipittleren  Gliedern  getrennt  vom  sonstigen  Kassenwesen. 
lebe  Fälle  waren  jetzt  erst  zu  begründende  Ausnahmen, 
pBtverständliche  Kegel. 

k  wo  aus  besonderen  Gründen  das  System  der  einheit- 
iatskassen  nur  theil weise  angenommen  wird,  muss  wenigstens 

rip  der  fiscalischen  Kasseneinheit  gemäss  (§.  112)  buch- 
ch  die  Gesammtheit  der  wirklichen  Einnahmen  und  Aus- 
per  Kassen  —  nicht  die  ganze  Geldbewegung  derselben 
lud  Ausgang,  —  daher  auch  bei  den  Einnahmen  der 
jjietrag,  bei  den  Ausgaben  der  Aufwand  an  Betriebs- 
liebungskosten  in  der  Centralstaatskasse  vereinigt  werden. 

87.  —  2.  Gegenwärtige  Kassensysteme.  Theils 
[nss  an  die  älteren  geschichtlichen  Verhältnisse,  theils  in 
it  der  besonderen  Bedürfnisse  einzelner  Zweige  des  Ein- 
ie  des  Ausgabedienstes,  theils  auch  nach  specicllen  Bc- 
1^  der  Behördenorganisatiou  und  der  Geschäfte  einzelner 
sind  auch  jetzt  noch  neben  dem  System  einheitlicher 
assen  die  zwei  im  Vorigen  schon  mit  berührten  anderen 
^me  zu  unterscheiden:  dasjenige  der  „Verwaltnngs- 
kssen'^  and  dasjenige  der  „behördlichen  Kassen*^ 
'S  drei  Systeme  lässt  sich  mehr  oder  weniger  zum  berrschen- 
len:  zum  ausschliesslichen  auch  in  der  modernen 
ihaft  keines.  Jedes  hat  seine  specifischen  Vorzüge 
M,  jedes  entspricht  besonderen  Bedürfnissen  der  allgemeinen 
F Fmanzverwaltung.  Während  aus  den  dargelegten,  für 
Igaten  Gründen  das  System  der  Verwaltungszweigkassen 
iu  hauptsächliche  war,  woneben  nur  noch  behördliche 
jp  bestehen  pflegten,  ist  das  System  einheitlicher  Staats- 
Mü  als  das  logisch  richtigste  und  practisch  zweckmässigste 
|odeme  Finanzwirthschaft  zu  bezeichnen.    Aber  in  gewissem 

nMr,  FinanrwiffMf'nwhart.    I.    3.  Anll.  1^ 
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UmfaDge,  besonders  nach  der  Technik  des  Erhebnngsdiensts 
nnd  der  Verwaltung  sind  Verwaltangszweigkassen  flir  einzelne 
Einnahmezweige  und  Administrationen,  theils  in  allen,  besonders 
in  der  Mittel-  und  Unterinstanz,  theils  wenigstens  in  der  unteren 
Instanz  allein,  in  Bezug  auf  die  Localkassen,  —  Zolldienst,  Octroi 
oder  Thorsteuern,  Monopolverwaltungen,  wie  Tabak,  Post,  Telegraphie, 
Eisenbahnen,  Berg-  und  Hüttenwesen,  Lotterie  u.  a.  m.,  —  ferner 
auch  für  gewisse  Ausgab e zweige  —  Staatsschuldenverwaltungz.Th., 
Militärwesen,  Baukassen  —  noch  heute  am  Platze  und  üblich,  ja 
meistens  nothwendig.  Auch  behördliche  Kassen  sind  in  manchen 
Fällen  nicht  wohl  zu  entbehren  oder  doch  passend,  für  gewisse 
Amtseinnahmen  (z.  B.  Polizeibehörden,  Schulen),  mehr  noch  fär 
den  Ausgabedienst  (Gefängnisse ,  einzelne  Verwaltungsbureans, 
wie  z.  B.  Statistische  Bureaus). 

Es  ist  die  Aufgabe  der  obersten  Leitung  des  Kassen-  und  Rechnungswesens, 
also  der  üblichen  betreffenden  Abtheilung  des  Finanzministeriums,  hier  die  je  nach 
Umständen  zweckmässigste  Wahl  des  Systems  zu  treffen.  Dabei  wird  die  Technik 
des  Finanzdienstes  auf  die  stärkere  Entwicklung  des  Systems  einheitlicher  Staatskassen 
hindrängen.  Dies  geschieht  u.  A.  durch  Cumulation  des  Erhebungsdiensts  fQr  Fer- 
schicdenartigo  Einnahmen  in  Einer  Kasse  oder  durch  Uebertragung  eines  bisher  ge- 
trennten eigenen  Diensts  mit  auf  eine  andere  Verwaltung,  sei  es  in  Verbindung  mit 
der  Cumulation  der  Verwaltungen  selbst  (Post  und  Telegraphie),  sei  es  ohne  solche 
(Stempelmarkendebit  der  Postkassen,  der  Tabaktrafiken  in  MonopoUändem,  Uebertragnng 
der  Einziehung  von  „Gerichtskosten'*  an  eine  Steuerverwaltung,  wie  jüngst  in  Preussen 
an  diejenige  der  indirccten  Steuern).  Aehnlich  wird  im  Ausgabedienst  verfahren,  z.  B. 
besondere  behördliche  und  Ausgabekassen  werden  beseitigt  und  ihre  Function  mit  von 
einer  grösseren  einheitlichen  Kasse  tlbernommen  (Uebertragnng  des  centralen  Ausgabe- 
dienstes der  bis  auf  eine  aufgehobenen  preuss.  Miuisterialkassen  auf  die  General-Staatskasse). 

Den  Character  der  drei  Systeme  schildert  Schrott  a.  a.  0.  S.  132  ff.  gut  und 
präcis  in  folgender  Weise: 

a)  Beim  System  der  einheitlichen  Staatskassen  wird  ,.jede  einzelne 
Kasse  grundsätzlich  als  Kasse  der  Gesammthoit  der  Verwaltungszweige  bestellt** 
Erforderlich  ist  grundsätzlich  „nur  Eine  Kasse,  an  jedem  Orte  des  Gebiets,  an  welcher 
Geldanweisungen  einer  oder  mehrerer  oder  aller  Verwaltungsbehörden  des  betreffenden 
Gebiets  zum  Vollzug  kommen  müssen.  Das  Anweisungsrecht  bei  jeder  solchen  Kasse 
steht  sämmtlichen  Verwaltungsbehörden  des  Gebiets  —  jeder  in  ihrem  Wirkungs- 
kreise —  zu.  Das  Tagebuch  eber  solchen  Kasse  zeigt  daher  die  Einnahmen  und 
Ausgaben  sämmtlicher  Verwaltungszweige  des  Staats  vereint  und  den  hiernach  bei 
der  Kasse  vorliegenden  Gesammt- Kassen rest  an  Staatsgeldern.** 

b)  Das  System  der  Verwaltungszweigkassen  „schliesst  sich  unmittelbar 
den  bestehenden  Verwaltungszweigen  selbst  an**.  Jeder  solche  Zweig  hat  „seine 
eigenen  Kassen  —  Finanzkassen  für  jeden  Einkommenzweig,  Aufwandskassen  für  jeden 
Aufwaudszweig  —  in  erforderlicher  Anzahl.  Die  Tagebücher  jeder  solchen  Kasse 
zeigen  also  die  Einnahmen,  die  Ausgaben  und  den  Geldstand  (Kassenrest)  ihres  Vcr- 
waltnngszweigs**. 

c)  Das  System  der  behördlichen  Kassen  schliesst  sich  an  die  Behörden 
an.  Hier  sind  „für  jede  Verwaltungsbehörde  (i.  w.  S.)  in  dem  Territorialgebiete,  über 
welches  sich  ihre  Wirksamkeit  erstreckt,  die  zur  Vollziehung  der  in  ihrem  Wirkungs- 
kreise gelegenen  Anweisungen  erforderlichen  Kassen  aufzusteUen;  die  Tagebücher 
dieser  Kassen  zeigen  die  Einnahmen,  die  Ausgaben  und  den  Geldstand  der  Gcsammt- 
heit  aller  im  Wirkungskreise  der  Behörde  gelegenen  Verwaltungszweige  vereint**. 


Ka83envesen.    Syätümc.     Kan^rdüUDg:  der  Kassen.  275 

Beim  zveiten  System  ist  die  grösste  Anzahl  Kassen  nuthig^.  an  jedeio  Ort  für 
Im  Venraitangszweig,  der  hier  Einnahmen  und  Ausgaben  hat.  Je  dne;  beim  dritten 
hrf  es  an  jedem  Orte  je  einer  Kasse  fUr  jede  Behörde,  die  liier  Anweisungen  zu 
Uehen  hat;  beim  ersten  System  der  einheitlirhen  ^Staatskassen  genügt  Eine  Kasse 
jedem  Orte,  an  dem  (icbahrungen  in  Staatsgeldern  zu  vollziehen  sind.  Da  aber 
jedem  Orte  diu  Kassen  des  zweiten  und  des  dritten  Systems  in  Ein  ., Kasse  n- 
t**  vereinigt  werden  können  (und  sollen)  und  beim  tirstcn  wieder  die  Eine  Kas^e 
vencbiedcnc  Geschäftsgroppen  bei  grösserem  (ieschäftsumfang  in  mehrere  Aenitrr 
pl&it  werden  muss,  sei  die  erforderliche  Anzahl  der  Kassenämter  bei  allen 
t  Systemen  die  nemliche  (Schrott  S.  i.'M).  Auch  er  bezeichnet  das  System  (;in- 
Acher  Kassen  als  ,,d&s  in  der  Praxis  zwerkmässigste''. 

Besonders  die  Post-,  Telegraphen-,  Eisenbahnverwaltung,  Monopolverwaltnngen, 
ihaopt  ..Einkommenzweige  mit  gewerblichem  Betrieb  in  eigener  Verwaltung" 
^rott\  Staats-,  Berg-  nnd  Hüttenwerke  haben  auch  gegenwartig  noeh  allgemein 
•  if^enes  Kassensystem,  ganz  abgetrennt  von  dem  sonstigen  der  allgemeinen 
■irerwaltang,  von  anten  bis  oben  getrennt  für  sioh.  Mit  dem  übrigen  Kassen- 
m  stehen  sie  daher  regelmässig  nur  durch  die  Centralstaatskasso  in  Verbindung, 
m.  sie  ihre  Ueberschüssc  —  die  übrigens  nicht  nothwendig  vorher  bei  einer 
Arilkasse  des  ganzen  Ycrwaltangszweigs  angesammelt  zu  werden  brauchen,  sondern 
hmmelkassen  der  Mittelinstanz  bis  dahin  verbleiben  können  (preuss.  Staatsbahnen)  — 
et  an  diese  (oder  an  die  ihnen  zu  diesem  Behufe  speciell  angewicsen<^n  unteren 
i  Mittleren  sonstigen  Staatskassen)  abführen  und  ebenso  von  hier  etwaige  Bedarfs- 
Attsse  erhalten.  Innerhalb  jedes  solchen  Verwaltungszweigs  und  seines  Kassen- 
bHis  kann  dann  eine  ähnliche  Uangordnung  der  Kassen  wie  im  übrigen  Kinan/- 
■■  (§.  12S^  vorkommen.  Doch  lässt  sich  auch  hier,  wie  bei  anderen  Verwaltungs- 
l|en,  welche  etwa  nur  eigene  untere  (Lokal -)kaKsen  haben  (z.  B.  Wege-,  Forst-, 
Sererwaltang) ,  die  Einrichtung  treuen,  dass  die  Mittel-  und  Oberkassen  des 
IVgen  Staatskassensystems  auch  für  den  im  Kassenwesen  getrennten  Verwaltungs- 
k  mit  fongiren,  besonders  dessen  Ueberschüssc  aufnehmen  und  aueh  etwaig(> 
■aben  dafür  bestreiten,  direct  oder  durch  Dotation  der  Unterkassen  des  allgemeinen 
■ti  m  n Systems. 

Die  Terminologie  bezüglich  der  technischen  Namen  der  verschiedenen  Kassen 
vmkt  in  der  Theorie  und  Praxis  sehr.  Schrott  a.  a.  0.  S.  135  nennt  die  be- 
rieren  Kassen  des  Systems  der  Yerwalt.zweigskassen  Specialkassen,  ein  sonst 
Ib  in  anderem  Sinne,  z.  B.  für  die  unteren  Lokalkassen  oder  für  Kassen  (kleinen 
klps)  zu  ganz  speciellen  Zwecken,  gebrauchter  Ausdruck. 

§.  128.  —  3.    Rangordnung  („Hierarchie")  der  Kassen. 
1  allen  Kassensystemen,  vornemlich  dem  der  einheitlichen  Staats- 
)nj  ähnlich  aber  anch  innerhalb  des  Kassenwesens  eines  in 
Gebiete  selbständigen  Verwaltnngszweiges  besteht  nach  der 
don,  der  Ausdehnung  des  territorialen  Wirkungskreises  und 
gliedlichen  Stellung  der   einzelnen  Kasse  eine  Rangordnung, 
^he  sich  in  grösseren  und  kleineren  Staaten  aus  drei  typischen 
von  Kassen  zusammensetzt.    Diese  werden  mit  den  Namen 
[ater-  oder  Lokal-  (auch  Elementar-),  Mittel-  oder  Bezirks-, 
Ober-  oder  Haupt kassen  deutlich  gekennzeichnet. 

Die  Kategone  der  Mittclkassen  wird,  in  grösseren  Staaten  wenigstens,  eventuell 

IT  2 — 3  verschiedene  Unterarten   um  fassen :    Kreis-,  P  r  o  t  i  n  c  i  a  1  -,  neben  etwa 

len  beiden  in  der  Mitte  stehenden   Bezirks-  oder   Distri et s kassen.      Diese 

werden  sich   stets  mehr  oder   weniger,  gewöhnlich   ziemlich   oder   ganz 

SD  die  aUgemeino  administrative  Kintheilung  eines  Staatsgebiets  anschliessen, 

f  Regd  aach  danach  ihren  besoderen  Amtsnamen  führen  und  ihren  Amtssitz  in 

betreffenden   Haoptorte  des  Kreises,   Bezirks,  der   Provinz  haben.     Die  Unter- 

zerfallon  mitonter  aach   noch   in  vcrsnIiicHlcnc  Kangklassen,  z.  B.  stehen  etwa 


27(5    1 .  B.  4.  K.  Formelle  Ordnung.  3.  Abschnitt.  Zahl.-,  Kass.-.  Rechn.wesen.  §.  128. 

die  Kassen  einzelner  Stcuererheber,  Chaussecgeldeinnehmer,  behördliche  Spedilkusa  1 
einzelner  Unterbehörden  unter  einer  grösseren  Lokalkasso,  mit  der  sie  zonficlut  i^  | 
rechnen ,  und  an  die  sie  ihre  UeberschUsse  abfuhren.  (Hie  und  da  Aehnliches  ia  \ 
Ausgabedienst,  z.  B.  Baukassen  far  einen  besonderen  Bau,  als  Appendix  einer  LoU-  ' 
kasse).  Die  Uauptkassen  stehen  an  der  Spitze  des  Kassensystems  eines  selbstfodigiai 
Yerwaltuugszweiges  und  sind  dessen  Gentralkasse.  Daher  früher,  wie  enrlkl  : 
(§.  120),  eine  ganze  Reihe  solcher  (oberster)  Ccutralkassen  nebeneinander.  Abernd  | 
bei  dem  System  einheitlicher  Staatskassen  und  einer  einzigen  obersten  Gentrtl-  ote  , 
Generalstaatskasse  kommen  wohl  noch  abgezweigte  sonstige  Hauptkassen,  besooden 
fdr  Ausgabegruppen  vor,  so  öfters  für  die  Staatsschuld  („Staatsächuldenkw^,  : 
„Staatsschuldentägekasse",  für  die  Militärverwaltung,  die  Marine).  —  Schrott  a.t.0.  j 
S.  136  if.  unterscheidet  vier  Arten:  Elementar-,  Kreis-,  Landes-  und  ReichskttMi;  { 
es  empfiehlt  sich  m.  £.  die  zwei  mittleren  wie  oben  geschehen  als  Eine  Kategodl  \ 
mit  2  Unterarten  zusammenzufassen.  Kau  Fin.  H,  §.  5t'i6  bildet  3  Arten:  dicHupl-  , 
Staatskasse,  Provinzialkassen ,  untere  Kassen.  Eine  Vereinigung  mehrerer  Kaam  il  J 
Einem  Kassenamte,  z.  B.  auch  von  Staats-  und  Instituts-  (Fonds-)  Kassen  ist  nto  i 
Umständen  schon  aus  Sparsamkeitsgründen  zweckmässig.    S.  Schrott,  S.  142. 

Die  Mittclkassen  des  Einnahmedienstes  bilden   nun  besonden^ 
Sammelkassen   für  die  UeberschUsse  der  Unterkassen ,   welche 
diesen  nach  Abzug  der,  wie  früher  schon  zu  erwähnen  war,  regd- 
mässig  unmittelbar  von  ihnen  zu  bestreitenden  directen  Kosten  dei 
Erhebungs-  und  Betriebsaufwands  und,   soweit  diese  Unterkassei 
zugleich   als  Ausgabekassen  für  eigentliche  Verwaltungsausgabel  1 
dienen,  nach  Abzug  auch  dieser  verbleiben.    Gleiches  gilt  von  derj 
unteren  Klasse  der  Mittelkassen ,  den  Kreiskassen ,  gegenüber  dei , 
Bezirks  -  und  Provinzialkassen  und  von  diesen  gegenüber  der  einfltt 
allgemeinen  oder  der  betreffenden  besonderen  Hauptkasse. 

Auch  die  wirkliche  Baargeldbewegung  (eigentliche  „Kassenbewegang*')  g^ 
demnach  hier  zwischen  den  Kassen  von  Unten  nach  Oben,  practisch  in  am  w 
stärkerem  Maasse,  je  weniger  eigentliche  Verwaltungsausgaben  den  Unter-  und  Mittel* 
kassen  zur  Bezahlung  überwiesen  werden  und  je  mehr  grosse  Centraiaasgabeo  rop' 
kommen  und  direct  aus  der  Ilauptkasse  bezahlt  werden. 

Umgekehrt  werden  die  Ausgabekassen,  sowohl  die  reinen,  ohw 
Einnahmedienst,  als  diejenigen  einheitlichen,  deren  Einnahmen  oder 
UeberschUsse  zur  Bestreitung  der  ihnen  überwiesenen  Ausgabcot 
nicht  ausreichen,  aus  der  höheren  Kasse  unmittelbar  oder  nadft 
deren  Weisungen  von  anderen  —  höher,  gleich  oder  niedriger  im 
Range  stehenden  —  Kassen  mit  den  erforderlichen  baaren  Fonds 
(„Verlägen")  versehen. 

Im  (lanzen  geht  also  hier  die  baare  Gcldbewegung  zwischen  den  Kassen  ?•■ 
Oben  nach  Unten,  aber  vielfach  auch  in  Nebenkanäle  seitwärts,  auf-  und  abwlrtk 
in  allen  möglichen  Kreuzungen,  nach  dem  Bedürfniss  der  Verwaltung. 

Die  Dispositionen  in  dieser  Beziehung  werden  theils  generell 
ein  für  allemal  getroffen,  indem  bestimmt  wird,  an  welche  andere 
Kasse  eine  Kasse  ihre  UeberschUsse,  regelmässig  in  bestimmtttB 
kurzen  Perioden ,   abzuliefern  und  von  welcher  sie  Verläge  zu  be^ 
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kommen  oder  zn  fordern  hat;  theils  erfolgt  sie  speciell  durch 
die  Anweisungen  der  competenten  vorgesetzten  Behörde,  schliesslich 
des  Finanzministeriums  oder  der  in  diesem  die  Geldbewegung 
leitenden  Abtheilung.  Ihr  dienen  hierbei  die  Kassen  extra  cte 
und  die  buchhalterischen  Zusammenstellungen  derselben 
an  der  Gentralstelle.  Beim  System  der  einheitlichen  wie  der  Ver- 
waltungszweigkassen erfolgen  die  Anweisungen  und  Geldsendungen 
zunächst  meistens  innerhalb  des  bezüglichen  Ka^senwesens  eines 
gr^Ssseren  Territorialbezirks  (Provinz).  Erst  wenn  sich  hier  noch 
Ueberschüsse  oder  Verlagsbedarfe  im  Ganzen  ergeben,  tritt  die 
Hanptkasse  direct  mit  in  die  Verbindung  oder  weist  Uebertragungen 
zwischen  den  Kassen  verschiedener  Territorialbezirke  an. 

So  bilden  also  die  Kassen  zunächst  für  die  wirklichen  Geld- 
fibertragnngen  zwischen  sich  einen  sogen.  Kassenverband,  der 
in  der  General -Staatskasse  gipfelt  und  mit  dem  Filialnetz  einer 
grossen  Bank  zu  vergleichen  ist. 

Wie  bei  einer  solchen  Bank  kommt  es  aber  alsdann  auch  hier 
darauf  an,  die  thatsächlichen  Geldübersendungen  zwischen 
den  Kassen  möglichst  zu  beschränken  und  durch  ange- 
messene Benutzung  des  Anweisungsrechts  so  über  die  Fonds  jeder 
Kasse  zu  disponiren,  dass  dieselben  von  ihr  selbst  zu  ihr  ein  für 
allemal  oder  durch  specielle  Ordres  überwiesenen  Ausgaben  thunlich 
voll  Verwendung  finden,  aber  auch  ausreichen.  Eben  hierzu  ist 
wieder  die  umfassendste  Verbindung  von  Einnahme-  und  Ausgabe- 
geschäften in  Einer  Kasse  geboten.  Die  Sache  wird  in  der  Weise 
durchgeführt,  dass  die  Kassen  in  bestimmten  Grenzen  sich  gegen- 
seitig einander  Zahlungen,  die  sie  an  Dritte  zu  leisten  haben,  — 
besonders,  aber  nicht  ausschliesslich  solche  an  anderen  Orten  als  dem 
ihres  Amtssitzes,  —  zuweisendürfen,  vornemlich  die  vorgesetzten, 
höheren  gegenüber  den  ihnen  unterstehenden  unteren,  aber  auch 
umgekehrt. 

So  dürfen  z.  B.  in  Preassen  die  Specialkassen  für  Zahlungen  im  Orte  der 
Re^erungshaaptkasse  sich  der  letzteren  bedienen.  Instr.  v.  22.  Dcc.  1S()0  §.  S,  Hcrr- 
farth  S.  237.  ^Geldversendungon  sollen  überhaupt  möglichst  vermieden  werden,  diu 
Behörden  haben  Zahlungen  durch  Abrechnungen  und  Anweisungen  in  allen  den  Fällen 
za  bewirken,  in  denen  dies  füglich  gcs<-hehen  kann"  a.  a.  0.  Schrott  S.  149  ist 
daher  im  Irrthumo,  wenn  er  das  als  etwas  Ocsterreich  Eigenthümliches ,  in  Deutsch- 
land kaum  Vorkommendes  bezeichnet.    8.  auch  f.  d.  Folgende  Schrott  S.  HS  ff. 

Diese  Art  von  „Commissionsgeschäften"  —  theils  „auf 
eigene  Rechnung  der  vollziehenden  Kasse'',  theils  „mit  Zurechnung 
an  die  zum  Vollzug  berufene  Kasse"  (Schrott)  —  bewirkt,  dass 
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ein  grosser  Theil  sonst  erforderlicher  Geldttber- 
sendnngen  und  damit  mancher  Zeit-  und  Kostenaufwand 
und  manches  Risico  erspart  bleiben  und  wie  zwischen  den 
Filialen  einer  Bank  unter  einander  und  mit  der  Hauptbank ,  auch 
wie  in  der  Postverwaltung  im  heutigen  Postanweisungsverkebr, 
statt  dessen  Abrechnungen  und  bücherliche  Uebertragungen 
zwischen  den  Kassen  eintreten.  Durch  die  oben  befürwortete  Ver- 
bindung des  Staatskassenwesens  mit  einer  grossen  Centralbank  und 
deren  Filialen  (§.  122)  wird  auf  dieser  Bahn  noch  zweckmässig 
weiter  geschritten.  Zieht  man  hier  möglichst  die  Gonsequenzen 
aus  dem  System  einheitlicher  Staatskassen,  so  kann  die  baare 
Geldsendung  auf  die  Fälle  mehr  und  mehr  beschränkt  werden^  wo 
gewisse  Einnahmekassen  definitiv  Ueberschusskassen  und  gewisse 
andere  Kassen  desgleichen  Zuschusskassen  sind.  Durch  Hinzutritt 
einer  Bank  lassen  sich  dann  selbst  in  diesen  Fällen  Baarsendnngen 
noch  vielfach  vermeiden. 

So  bilden  die  Staatskassen  in  doppelter  Weise  einen  Kassen- 
verband  für  thatsächliche  Geldtibersendungen  und  ftir 
Abrechnungen  und  commissionelle  Ueberweisungen. 

Die  Einnahmekassen  statten  demnach  ihre  Einnahmen  an  die  höhere  und 
schliesslich  die  Centralkasse  in  dreifacher  Form  ab:  durch  Zahlungen  für  eigene 
Rechnung,  in  Betreu'  der  ihnen  zu  Lasten  liegenden  Ausgaben,  durch  Zahlungen  auf 
Rechnung  einer  anderen  Kasse  für  die  gleichen  Zahlungen  dieser  letzteren  und  durch 
baare  IJebersendnngen  au  andere  Kassen.  Die  Ausgabekassen ,  welche  nicht  zugleich 
Einnahmekassen  sind,  statten  ihre  Schuldigkeiten  auf  zweifache  Art  ab :  direct  mittelst 
der  ihnen  baar  übersendeten  Gelder,  ausserdem  durch  Vermittlung  anderer  Kassen, 
die  für  Rechnung  der  anweisenden  Ausgabekassen  Zahlungen  leisten. 

§.  129.  —  4.  Das  Kassenpcrsonal  und  seine  Amts- 
pflichten. Zahl  und  Art  des  Kassenpersonals  richtet  sich 
mit  nach  der  Grösse  der  Kasse  und  ihrer  Geschäfte.  Bei  einheit- 
lichen Staatskassen,  in  welchen  Einnahme-  und  Ausgabedienst  ver- 
einigt ist,  lässt  sich  öfters  verhältnissmässig  an  Personal  und  Material 
(Geschäftsräume,  Kassenbehälter  u.  dgl.)  sparen  —  ein  weiterer 
Vortheil.  Das  Personal  grösserer  Kassen  pflegt,  in  den  einzelnen 
Staaten  ziemlich  übereinstimmend,  zu  umfassen:  einen  Vorsteher 
(Rendant),  der  vomemlich  die  Leitung,  Oberaufsicht,  die  Führung 
eines  Tagebuchs  hat,  ohne  selbst  an  den  eigentlichen  Zahlungs- 
geschäften theilzunehmen ,  einen  Controleur,  der  auch  mit  dem 
Vorsteher  signirt  (gegenzeichnet),  einen  Oberbuchhalter,  einen 
oder  mehrere  Kassirer  für  den  wirklichen  Zahldienst  (in  Empfang 
nehmen  und  auszahlen),  sonstige  Buchhalter,  Gehilfen, 
Schreiber,  Diener. 
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Abgesehen  von  der  Sorgfalt  der  Auswahl  im  Personal,  bei  dem 
es  sich  in  den  meisten  Fällen,  auch  in  den  höheren  Stellen,  noch 
mehr  nm  Vertrauenswürdigkeit  als  um  technische  Geschick- 
lichkeit in  den  an  und  für  sich  einfachen  Verrichtungen  des  eigent- 
lichen Kassendiensts  und  des  damit  eng  verbundenen  BucbfÜhrungs- 
diensts  handelt,  sollen  folgende  Einrichtungen  und  Vorschriften,  -' 
theils  präventiver,  theils  repressiver  Art,  gegen  Verhütung  und 
auf  Wiedergutmachung  und  Bestrafung  vorsätzlicher  wie  fahrlässiger 
Schädigungen  der  Kasse  sowohl  durch  den  oder  die  Kassebeamten 
selbst  als  durch  Dritte  gerichtet,  —  die  gesetz-  uud  ordnungsmässige 
Führung  der  Kassengeschäfte  und  die  Sicherung  der  Kasse  vor 
Hinterziehungen  der  Beamten  verbürgen. 

a)  Die  Stellung  einer  Amtscaution. 

Sie  wird  von  allen  oder  von  bestimmt  genannten  Beamten  einer  Kasse, 
namentlich  von  den  für  die  Kasse  zunächst  veranturortlichen  leitenden 
und  oberen  Beamten  verlangt  Sic  muss  regelmässig  vor  der  KinfUhrong  iu's  Amt 
gesteUt  werden.  Ihre  Höhe  richtet  sich  theils  nai^h  der  Bedeutung  der  Kasse, 
insbesondere  den  durchschnittlich  darin  vorhandenen  Beständen  —  was  in  diesem 
Foncte  wichtiger  ist  als  der  blosse  Umsatz,  —  theils  nach  der  Amtsstellung  und 
Function  und  der  dadurch  mit  bedingten  Verantwortlichkeit,  aber  auch  Möglichkeit 
und  möglichen  Höhe  von  Unterschleifen  des  einzelnen  Kassenbeamten.  Sic  steigt  dem- 
gemias  bei  den  höheren  Beamten  und  ist  regelmässig  am  Ilöcbston  beim  Vorsteher  und 
ersten  Kasstrer.  Sehr  hohe  Cautionen  haben  das  Missliche,  die  Zahl  der  zur  Auswahl 
stehenden  Personen  zu  verringern  und  selbst  zu  grade  beim  Kassenbeamten  bedenk- 
licher Verschuldung  zu  führen.  Die  Caution  wird  in  Baarem,  oder,  wie  jetzt  bei 
um  gewöhnlich  in  einheimischen  Staatspapieren,  die  als  Faustpfand  hinterlegt 
werden,  gestellt  Die  Zinsen  bezieht  der  Beamte.  Die  Bestellung  der  (Kaution  braucht 
nicht  nothwendig  durch  den  Beamten  selbst,  sondcni  kann  eventuell  auch  durrh  einen 
Anderen  Hlr  ihn  erfolgen,  wobei  nur  der  Fiscns  die  gleichen  Rechte  wie  im  ersten 
FaU  erhalten  muss.  Die  Ansammlung  von  Cautionen  aus  Huckbchalten  der  Besoldung 
wird  mitunter  passend  zugelassen,  um  in  der  Auswahl  des  Personals  freier  zu  sein. 
Die  Caution  haftet  in  erster  Linie  fUr  alle  Verluste  und  Schäden,  welche  der  Fiscus 
durch  die  Schuld  oder  Mitschuld  des  Beamten,  mag  Fahrlässigkeit  oder  böse  Absicht 
vorliegen,  erleidet  Nach  Beendigung  des  Dienstverhältnisses  erfolgt  die  Rückgabe 
der  Oitution,  sobald  keinerlei  Ansprüche  an  den  Beamten  aus  der  Zeit  der  Dienst- 
fohiung  mehr  zu  machen  sind. 

S.  Schrott  a.  a.  0.  S.  41S  fT.  Ziemlich  hohe  Cautionen  in  Preussen  wenigstens 
far  die  höchsten  Kassenbeamten,  niedrigere  in  anderen  deutschen  Staaten,  auch  in 
Oesterreich;  hohe  vielfach  in  Frankreich.  S.  f.  Preussen  d.  neue  (ies.  v. 
25.  März  1S73,  betr.  die  Cautionen  der  Staatsbeamten,  nebst  den  vielen  Ausführungs- 
verordnungen, u.  A.  mit  Commentar  aus  den  Landtagsverhandlungcn  u.  anderen  Quellen 
bei  Herrf nrth,  a.  a.  0.  S.  181  tf.  Die  relativ  hohen  Cautionen  sind  ein  Cbaractcristicum 
der  soliden,  aber  in  allen  bezuglichen  Verhältnissen  des  Finanzwesens  noch  heute  wie 
im  vor.  Jahrhundert  sehr  argwöhnischen  prcuss.  Verwaltung.  Die  Cautionen  sind  in 
deutschen  (nicht  nur  preuss.)  Staatsschuldobligationen  nach  deren  Nennwerth  zu 
SteUen  (also  bei  niedrigem  Nominalzinsfuss  reell  kleiner  als  nach  dem  gesetzlichen 
HOhebetrage).  Beispiele  von  Cautionen:  bei  der  (ien. Staatskasse  Hendant  IS.OOOM. 
(Gehalt,  ohne  Wohn.geld,  7500  M  momentan  SlOO),  Oberbuchhalter  GOOO  M.  (Geh. 
600U  M.),  erster  Kassirer  GOOO  U.  ((ich.  0000  M.),  zweiter  48i)0  M.  (Geh.  fehlt  im  Etat), 
Kaasirer- Assistent  3600  M.  (Geh.  3300  M.);  bei  den  Regicr.hauptkassen  Rendant 
19.000  M.  (Geh.  4S00  M.),  Ol)erl,uchhalter  3000  M.  (Geh.  2850  M.  i.  Durrhschn.), 
Kassirer  3600  M.  (Geh.  3600  M.) ,  ständig  mit  Vertretung  des  Rendanten  beauftragte 
Buchhalter  3000  M.,  Kassirer- Assistenten    12^1800  M.  (Geh.  2100  M.);  bei  Kassen 
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hördcn  und  Kassen  abzuführen.     Bei  diesen  sammeln  sich  so  aus  einem 
Landesdistrict  die  Summen  an.  Buch  wird  regelmässig  nur  Über  die  erhaltenen  Gel<ier. 
also  nur  über  die  ücberschllsse,  die  aus  anderen  Kassen  eingingen,  ttber  die  sonstige! 
baar  erhaltenen   Verlage  oder   üeberweisungen  andrer    Kassen,  über  die  geleistetai 
Zahlungen   und   über  die  Abfuhren    an  die  höhere  Sammelkasse  geführt  („Netfo- 
rechnung").     Immerhin  bildet  dies  Kassenweben  schon  in  gewissem  Maasse  troti  seiner 
Un?ollkommcnheiten    ein  Kassen system   und  wenigstens   für   den    einzelnen,   einai 
politischen  Körper  darstellenden  Landestheil  hätte  sich  darans  eine  gewisse  fiscalisckL 
Kassencinheit  mittelst  der  Ansammlung  aller  UeberschUsse  in  Einer  Centralkaase  ud 
der  Verwendung  fUr  Ccntralansgaben  durch  diese  bilden  können. 

i 

Der  verschiedene  geschichtliche  Ursprung  der  ein- 
zelnen Einnahmen  und  Einnahmekategorieen,  der  verschiedene 
rechtliche  Character  derselben  und  der  mit  einer  jeden  Ein- 
nahme oder  dem  Ueberschuss  einer  Einnahmeart  zu  bestreitenden 
Ausgaben  hat  indessen  grade  in  den  Staatsformen  der  Uebergangi- 
zeit  seit  dem  Ausgang  des  Mittelalters  bis  ins  17.  und  18.  Jah^ 
hundert,  als  die  Finanzwirthschaft  mehr  und  mehr  in  geldwiitb- 
schaftliche  Formen  überging,  zu  einer  Zersplitterung  des  Kassen- 
wcsens,  besonders  nach  Verwaltungszweigen,  geftthrt  and 
trotz  des  früh  unverkennbaren  Bedürfnisses  eine  erheblichen 
Centralisation  desselben  verhindert. 

Einmal  bedingte  das  die  mehr  oder  weniger  verbleibende 
Selbständigkeit  der  einzelnen,  ehemals  getrennten  Landet- 
thcile  auch  nach  deren  Vereinigung  in  Einem  Staate  (Territorinm)- 
Kaum,  dass  Ueberschüsse  der  Landestheile  in  Einer  Kasse  Ter 
einigt  wurden.  Jeder  Theil  hatte  von  Unten  bis  Oben  sein  eigmiei 
Kassenwesen  für  sich. 

Sodann  wirkte  das  staatsrechtliche  Doppelsystem  von 
Kammerkasse  und  Landessteuerkasse  (§.  90)  auch  aof 
grundsätzliche  Trennung  der  Kassen  bis  in  die  unteren  Glieder, 
die  Localkasscu,  für  die  Einnahmen  und  für  die  darauf  angewiesenen 
Ausgaben  hin  und  eine  Zusammenfassung  von  Uebersehttssen  u 
der  Gentralstelle,  eine  Uebertragung  von  Geldmitteln  aus  der  einen 
in  die  andere  Kasse  fand  nicht  statt,  höchstens  dahrlehenswetee. 

Aber  auch  innerhalb  jeder  Gruppe  bewirkten  rechtliche, 
administrative  und  technische  Verhältnisse  noch  weitem 
Trennungen  wie  hn  Aemtei-wesen  der  Verwaltung,  so  im  Kassel-  J 
wcsen.  Die  Domänen  (i.  e.  S.),  die  Forsten,  die  Bergwerke,  -- 
die  Hauptarten  der  Steuern,  alte  directe,  wie  besonders  die 
Vermögens-,  die  Grund-  und  Haussteuern,  hie  und  da 
neuere,  Personal-  u.  dgl.  Steuern,  die  Zölle,  die  Accisen, 
die  Monopole,  die  Stempclgefälle  u.  s.  w.  —  zum  Theil  i* 
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oeb  weiterer  Specialisirang  —  haben  ihre  eigene  Verwaltnngs 
iganisation,  ihre  besonderen  Aemter,  Behörden  und  Kassen, 
i  speeialisirte  sich  der  Einnahmedienst  auch  im  Kassen- 
•len  nach  Einnahmezweigen  (,,Forstkasse'',  ,,Bergwerks-'', 
WI-",  „Stempel -*',  „Salzregal-"  oder  „Debit-",  „Chausseegeld"- 
■Be  n.  y.  a.  m.)  oder  m.  a.  W.  die  Einnahmekassen  waren  in 
r  Regel,  sowohl  als  Sammelkassen,  wie  als  Local-  und  erste 
(hebungskaseen  Specialkassen  im  Sinne  von  Kassen  eines 
azelnen  besonderen  Einnahmezweigs. 
•   Auf  diesen  Kassen  lasteten  an  Ausgaben  zunächst  immer  nur 

I  unmittelbaren  Betriebs-  und  Erhebungskosten  des  Einnahme- 
(rigs.  Dann  wurden  auf  die  Ueberschüsse  die  eigentlichen  Ver- 
ikangsausgaben  angewiesen,  jene  auch  wohl  rechtlich  für  diese 
Aaftet  —  wie  Schuldzinsen  und  SchuldrUckzahlungen  —  oder 
Igekehrt  oft  zur  Deckung  einer  bestimmten  Ausgabe  bestimmte 
ke  Einnahmen,  z.  B.  die  und  die  Steuer,  geschaffen.  Wenn 
ie  Specialkassen  des  Einnahmedienstes  unmittelbar  Ausgaben 
itoer  Art  zu  leisten  hatten,  wurden  sie  also  auch  als  Ausgabe- 
tmen  Specialkassen  nach  Verwaltungsdienstzweigen.  Auch 
Wnge  Sammelkassen  der  Ueberschüsse  eines  Einnahmedienst- 
Itigs  („höhere"  Forst-,  Zoll-,  Steuer-,  Salzkassen  u.  dgl.  m.),  die 
BD  regelmässig  in  den  Büchern  nur  die  von  den  unteren  Kassen 
lIVBandten  Ueberschüsse  führten,  behielten  diesen  Character 

II  Special -Ausgabekassen,  da  auch  sie  regelmässig  nur  die 
inal  auf  diese  Kassen  fundirten  speciellen  Verwaltungsausgaben 
ji  bestreiten  hatten. 

i^  Dies  Kassensystem  gipfelte  dann  folgerichtig  und  vielfach  auch 
ßler  Praxis  in  einer  obersten  Centralkasse  („Hauptkasse^^ 
b  betreffenden  Einnahmedienstzweigs:  so  viel  recht- 
Mf  administrativ  und  technisch  getrennte  Einnahmezweige,  so 
|fe  Centralkasseo.  Nur  die  etwaigen  Ueberschüsse  dieser  letzteren 
itaiten  wenigstens,  soweit  das  nicht  rechtlich  unstatthaft  war  oder 
p  administrativen  Grundsätzen  widersprach ,  in  eine  einheitliche 
Ifeitralkasse  zusammenfliessen ,  hier  sich  ansammeln  zu  einem 
Ihtatsschatze^'  oder  zu  „gemeinsamen^^  Zwecken  des  ganzen  Staats 
Ikr  Landes  verwendet  werden. 

Kel>en   diesen  Yerwaltungszwoigkasscn    sind  cinzelno    besondere   bchördliclic 

A?onieinUch  für  die  ycrclnnahmnng  der  mit  der  Behörde  und  deren  Thätig- 

«amittclbar  ?erbimdcnen  Einnahmen  (Sportehi  und  (jebuhren,  Strafgelder  u.  dgl.) 

kuiden,  deren  Einnahmen  früher  ganz  oder  grossen thcils,  auch  in  den  Staaten  des 

ind  18.  Jahrhunderts  noch  theUweisc,  den  Beamten  zuflössen.     Ilire  Ueberschüsse 
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konnten  aber  auch  zur  Zahlung  von  Verwaltungsausgaben  (Besoldungen ,  Kosten  da 
Behörde)  dienen,  wo  diese  Kassen  dann  auch  ab  behördliche  Aosgabekasiei 
fungirten.  Auch  ein  solches  Kassen wesen  entspricht  dem  älteren  Zustand  der  V»- 
waltung  und  den  damals  Überhaupt  geltenden  politischen  Anschauungen. 

Die  Zersplitterung  der  Kassen  und  die  mangelnde 
Centralisation  des  Kassensystems  selbst  in  den  obrnn 
Instanzen  lag  mithin  in  der  einmal  geschicbtlich  gegebenei 
öffentlich-rechtlichen  Strnctur  des  ^^Uebergangsstaats'' 
und  in  der  Entwicklungsgeschichte  seiner  Verwaltung. 
Selbst  die  Localkassen  sind  daher  vielfach  zersplittert,  wenn  andi 
in  kleineren  Orten  und  sonst  für  die  Erhebung  verschiedener  Ein- 
nahmen wie  früher  Ein  Einnehmer,  dann  mit  getrennter  Verreeh* 
uung  der  einzelnen  Einnahmearten  fungirt.  Neue  und  neuartige 
Einnahmen  verlangten  auch  aus  technischen  Gründen  oft  neue  nnd 
besondere  Beamte,  Aemter,  Kassen. 

Wenn  nun  auch  im  Einzelnen  wohl  schon  früher  öfters  inner 
halb  einer  rechtlich  zusammengehörenden  Gruppe  von  Einnahmen 
und  Ausgaben   eine  gewisse  Centralisation  im  Kassenwesen  onter 
Beibehaltung  getrennter  Buchführung  eintrat,  so  konnte  das  doek: 
erst  in  grösserem  Maasse  selbst  nur  erstrebt  werden  mit  dem  m&di- 
tigeren  Aufleben   des  Gedankens  der  Staats-    (Territorial)-^ 
Einheit,   daher  seit  dem  Ende  des   17.  und  im  18.  Jahrhundieft 
mit  dem  Siege  des  Fürstenthums  über  die  Stände  und  mehr  nnd 
mehr  dann  mit  dem  politischen,  administrativen  und  finanzidkt 
System  des  „Wohlfahrts-"  und  „Polizeistaats'',  des  „aufgekUrta 
Despotismus'^    Hier  ist  denn  auch  das  eigentlich  moderne  Systeft 
angebahnt  worden,    dasjenige  „einheitlicher  Staatskassen'-:^ 
welche  von  unten  bis  oben,  von  den  Local-,  zu  den  Kreis-,  Pro- 
vinzial-  und  zur  Central- Staatskasse  hin,  also  in  allen  Gliedern 
möglichst  alle  Einnahmen  und  Ausgaben  ihres  territorialen  Wirkung!^ 
kreiscs,  welcher  Art   immer,    einheitlich   zusammenfassen,' 
auch  die  Kassenbestände  als  Ein  Ganzes  behandeln,  die  Trennung" 
der  Einnahme-  und  Ausgabegattungen,  soweit  nöthig,  nur  in  dfl^ 
Buchführung  und  in  den  summarischen  Auszügen  daraus  fe# 
halten  und  in  der  Einen  wahren  Central- Staatskasse  ihren  logisek^ 
und  practisch  richtigen  Abschluss  finden.    Selbst  das  blosse  Strebei^ 
in  dieser  Richtung,  vollends  seine  mehr  oder  weniger  umfassende 
Verwirklichung   war   an  Voraussetzungen    geknüpft,   welche  rieh'; 
vornemlich   erst  im   18.  und  voll  erst  im  19.  Jahrhundert  erMI^ 
haben:  eine  grössere  Centralisation  und  Ausdehnung  der  StaiiH* 
thätigkeiten  überhaupt,  eine  bestimmtere  Auflassung  der  letsteres 
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■bre  Aufgaben  des  Staats,  eine  veränderte  Stellung  des  Staats- 
li  and  die  Bezahlung  der  Staatsdiener  durch  feste  Besoldungen 
lirch  solche  allein,  unter  Ausscheiden  von  Gebührenbezügen. 
Ke  noch  mehr  oder  weniger  zahlreich  verbleibenden  Aus- 
tti  von  diesem  System  einheitlicher  Staatskassen  wurden, 
ihen  von  einzelnen  noch  nicht  zu  überwindenden  rechtlichen 
imissen,  wie  heute,  wo  sie  auch  noch  vorkommen  (§.  127) 
^  aus  bestimmten  finanztechnischen  und  administra- 

I  Gründen  beibehalten.  Im  Ausgabedienst  bedarf  u.  A.  das 
I^Men  sein  eigenes  Eassensystem,  in  den  unteren  und  z.  Th. 
i  mittleren  Gliedern  getrennt  vom  sonstigen  Kassenwesen. 
jMlche  Fälle  waren  jetzt  erst  zu  begründende  Ausnahmen, 
IMlbstverständliche  Begel. 

Meh  wo  aus  besonderen  Gründen  das  System  der  einheit- 
IJStaatskassen  nurtheilweise  angenommen  wird,  muss  wenigstens 
llrincip  der  fiscalischen  Kasseneinheit  gemäss  (§.  112)  buch- 
irisch  die  Gesammtheit  der  wirklichen  Einnahmen  und  Aus- 
r aller  Kassen  —  nicht  die  ganze  Geldbewegung  derselben 
|-  and  Ausgang,  —  daher  auch  bei  den  Einnahmen  der 
iobetrag,  bei  den  Ausgaben  der  Aufwand  an  Betriebs- 
Irhebangskosten  in  der  Gentralstaatskasse  vereinigt  werden. 
,^127.  —  2.  Gegenwärtige  Kassensysteme.  Theils 
hluss  an  die  älteren  geschichtlichen  Verhältnisse,  theils  in 
iheit  der  besonderen  Bedürfnisse  einzelner  Zweige  des  Ein- 
wie  des  Ausgabedienstes,  theils  auch  nach  speciellen  Be- 
n  der  Behördenorganisation  und  der  Geschäfte  einzelner 
in  sind  auch  jetzt  noch  neben  dem  System  einheitlicher 
kassen  die  zwei  im  Vorigen  schon  mit  berührten  anderen 
Sterne  zu  unterscheiden:  dasjenige  der  „Verwaltungs- 
assen'' und  dasjenige  der  „behördlichen  Kassen*^ 
ieser  drei  Systeme  lässt  sich  mehr  oder  weniger  zum  herrschen- 
hen:  zum  ausschliesslichen  auch  in  der  modernen 
hschail  keines.  Jedes  hat  seine  specifischen  Vorzüge 
gel,  jedes  entspricht  besonderen  Bedürfnissen  der  allgemeinen 
Finanzverwaltung.  Während  aus  den  dargelegten,  für 
gaten  Gründen  das  System  der  Verwaltungszweigkassen 
i  das   hauptsächliche  war,    woneben    nur   noch    behördliche 

II  %xk  bestehen  pflegten,  ist  das  System  einheitlicher  Staats- 
kwohl  als  das  logisch  richtigste  und  practisch  zweckmässigste 
1^  moderne  Finanzwirthschaft  zu  bezeichnen.    Aber  in  gewissem 

Vtf^ner,  Fman7wi<«Hnwhaft.    I.    3.  Anfl.  \;f^ 
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Regelmässig  gelten  hier  zanächst  die  Vorschriften  der  Münz-,  Papiergeld- 
und  etwa  auch  der  Bankgesetze  über  die  gesetzlichen  Zahlmittel.  Danach  mtissen 
Staatskassen  mitunter  Scheidemünze  und  leichtes  Silbergeld  im  System  der  reinen 
Gold-  oder  der  Doppelwährung  in  grösseren  Beträgen  oder  selbst  unbedingt  für  jede 
Summe  in  Zahlung  annehmen,  auch  wenn  dafür  im  Privatverkehr  Beschränkangen 
bestehen  (Deutsches  Münzgcs.  v.  9.  Juli  1873  Art.  9  AI.  2:  Reichssilbermtlnzen  von 
Reichs-  u.  Landeskasson  in  jedem  Betrage  anzunehmen).  Einheimisches  Staats- 
papiergeld mit  und  ohne  Zwangscurs  ist  in  der  Regel  von  Öffentlichen  Kassen 
allgemein  und  im  Nennwerth  anzunehmen,  doch  ersteres  in  Papierwährungsländem 
im  Interesse  der  Metallgeldbeschaftung  für  einzelne  Zahlungen,  die  in  Gold  oder 
Silber  verlangt  werden  (Zölle,  Nordamerika,  Oesterreich.  Russland)  mitunter  nicht  oder 
nur  nach  dem  Curswerth.  Bei  dem  (einlösbaren)  Staatspapiergeld  ohne  Zwangscorü 
hat  früher  mehrfach  (Oesterreich,  Prcussen  u.  andere  deutsche  Staaten)  die  Vorschrift 
bestanden,  dass  bestimmte  Quoten  von  Zahlungen  an  Staatskassen,  besonders  Steuer- 
zahlungen in  solchem  Papiergeld  oder  mit  „Strafagio''  in  Münze  gezahlt  werden 
müssen,  —  im  Interesse  des  Curses  des  Papiergelds,  eine  Bestimmung,  die  z.  B.  in 
Preussen  formell  nicht  aufgehoben,  aber  obsolet  geworden  war  (die  Hälfte  der  Courant- 
zahlung  an  Staatskassen  hatte  in  Kasscnanwcis.,  oder  mit  3  VsVo  Strafagio,  1  Sgl.  vom 
Thaler,  zu  erfolgen,  Best.  v.  1824,  1826  u.  1827).  Von  inländ.  Banknoten  werden 
in  der  Regel  nur  die  der  Centralbank  in  Zahlung  genommen ,  was  mitunter  ausdrück- 
lich, wie  früher  bei  der  Preuss.  Bank  als  ein  Privileg  zugesagt  ist;  jetzt  gilt  in 
Deutschland  die  Bestimmung  des  Bankgesetzes  v.  15.  März  1875  §.  2,  wonach  auch 
für  Reichs-  und  Staatskassen  keine  A^erpSichtung  zur  Annahme  der  Noten  bei  Zahlungen 
an  sie  besteht  u.  auch  nicht  durch  Landesgesetz  für  Staatskassen  begründet  werden 
kann.  Doch  ist  wohl  allgemein  in  den  Einzelstaaten  (speciell  in  Preussen)  die  An- 
nahme der  Reichsbank -Noten  an  den  Staatskassen  im  Verordnungswego  vorgeschrieben 
und  erfolgt  sie  ebenso  danach  in  den  Einzelstaatcn  je  für  die  betreffende  Hauptzettel- 
bank ihres  Lands  (so  in  Baiern  f.  d.  Noten  der  Baier.  Notenbank  u.  s.  w.).  Die  Ent- 
wicklung der  Creditwirthschaft  macht  wenigstens  in  gewissen  Verwaltungszweigen  die 
Annahme  von  Checks  auf  Hauptbanken  wünschenswerth  (s.  o.  §.  122).  In  der 
Regel  beschränkt  sich  die  Annahmepflicht  der  Staatskassen  auf  inländische  Münzen 
und  etwaige  sonstige  Zahlungsmittel.  Doch  kommt  in  einigen  Zweigen  —  ZoUdicnst, 
Eisenb.  u.  Postverwalt.  —  die  Annahme  fremder  Münzen,  bes.  Goldmünzen, 
Papiergelds  und  selbst  Banknoten  (Russland)  nach  bestimmtem  Curso  vor.  Der  ganze 
Punct  ist  münz-  u.  creditpolitisch  wichtiger  als  iinanzpolitisch,  s.  darüber  Genaueres 
in  A.  Wagner,  Zcttelb  polit.  2.  A.  Freib.  187.*),  S.  43 — 49.  Verwechslungsgcschäftc 
mit  den  Kassenbeständen  sind  den  Beamten  untersagt.  Jedwede,  auch  noch  so  kurze 
Benutzung  von  Kassengeldern  für  Privatzwecke  eines  Kassenbeamten  ist  verboten. 

Die  Controle  gegen  die  Kasse,  bez.  den  Kassirer  muss  nun 
theils  durch  die  anderen  Beamten  (Vorsteher,  Buchhalter),  theils 
gegen  das  ganze  Personal  durch  Verwaltungsorgane  im  Wege  der 
Revisionen  u.  dgl.  mittelst  Vergleichung  der  Bücher  der  An- 
weisungs-  und  Liquidationsbehörden  mit  den  Büchern  der  Kasse 
und  dieser  Bücher  mit  den  Kassenbeständen  ausgeübt  werden. 

Specielle  Vorschriften  bestehen  regelmässig  noch  über  die 
Reihenfolge  der  Operationen  im  Einnahmedienst  und  über 
die  Functionen  der  einzelnen  Kassenbeamten  dabei: 

Empfang  der  Anweisung  zur  Zahlungsannahme,  Anbieten  der  Zahlung  Seitens 
des  Pflichtigen ,  Vergleichung  der  Anweisungen  und  „Empfangszettel**  mit  dem  An- 
gebote des  Pflichtigen,  Empfangnahme,  Sortirung,  Zählung  des  Geldes,  Eintragung 
in  die  Bücher,  Ertheilung  der  Quittung.  Die  buchhalterischen,  die  Thätigkeiten  der 
eigentlichen  Geldhantierung,  die  ContrulausUbung  durch  Gegenzeichnung  sind  bei 
grösseren  Kassen  hier  Functionen  verschiedener  Beamten. 
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Nicht  miuder  bestehen  fUr  die  Auf  bewahrang,  Verpackung  (Art,  Beutel,  Packete, 
KoUen,  Einhcitswerthbeträge  der  Hollen,  Notenpacketc  u.  s.  w.  nach  Geldsorteu,  Noten - 
stocken),  Versendung  —  bei  uns  regelmässig  nur  durch  die  Post  —  genaue  Vor- 
schriften bis  in  die  kleinsten  Einzelheiten  hinein. 

b)  Eine  Reihe  der  im  Vorausgehenden  erwähnten,  naaientlich 
die  letztgenannten  Vorschriften  gelten  ebenso  oder  mit  einfach  aus 
der  Sache  sich  ergebenden  Aenderungen  fUr  den  Ausgabedienst. 
Einige  andere  Puncte  kommen  bei  ihm  speciell  in  Frage  und  sind 
gleichfalls  überall  durch  besondere  Vorschriften  geordnet: 

a)  Die  Prüfung  der  Zahlungsforderungen,  sowohl  der 
nach  Generalanftrag  von  Amtswegen,  als  der  auf  specielle  An- 
weisung der  competenten  Behörde  zur  Kasse  gelangenden. 

Im  ersten  'FaU  muss  die  Prüfung  der  Kasse  auf  die  sachliche  und  formelle. 
im  zweiten  FaU  wesentlich  nur  auf  die  formelle  Berechtigung  der  Forderung  und  des 
Fordernden  gehen,  indem  hier  die  sachliche  Prüfung  in  der  Auweisungs-  und  Liqui- 
dationsinstanz zu  erfolgen  hat  (§.  124).  Die  erforderlichen,  genau  vorgeschriebenen 
Belegstacke,  nOthigcnfalls  eine  Legitimation  und  der  Nachweis  der  Identität  des 
Zablongfordernden  sind  zu  verlangen.  Die  Erhebung  muss  vor  Ablauf  des  Credits, 
auzt  dem  die  Zahlung  erfolgt,  stattfinden,  weshalb  demgemäss  der  richtige  Termin 
zu  prtlfen  ist.  Sie  darf  regelmässig  auch  nicht  vor  Eintritt  des  rechtlichen  (z.  B.  bei 
Besoldongen)  oder  vertragsmässigen  Termins  der  Fälligkeit  erfolgen.  Für  ausnahms- 
weise vorher,  dann  als  Vorschuss  zu  leistende  Zahlungen  muss  die  Kasse  gewöhn- 
lich zuvor  die  Erlaubuiss  der  competenten  Behörde  einholen.  Solche  VorscliUsse  sind 
dann  aoch  in  der  Buchung  besonders  zu  behandeln,  nach  hierfür  in  den  Instructionen 
gegebenen  Vorschriften  (preuss.  Instr.  v.  IS.Dec.  1824§.  23,  Anweis.v.  I.Juni  1S5T§.8()). 

ß)  Die  Vornahme  der  Zahlungen. 

Regelmässig  sind  die  Beläge  und  Quittungen  von  einem  Buch- 
halter zu  prüfen,  zu  signiren  und  die  Posten  in  das  betreifende 
Bach  einzutragen,  dann  an  den  Vorsteher  der  Kasse  zur  Unter- 
zeichnung (Zahlungsvermerk)  und  von  ihm  an  den  Eassirer  zur 
Auszahlung  zu  leiten. 

Ueber  Form  und  Inhalt  der  Quittungen  bestehen  genauere  Vorschriften;  der 
Scbnldgrand,  die  zahlende  Kasse  sind  mit  zu  nennen,  die  Geldbeträge  ausser  in  Ziffern 
auch  wörtlich  anzugeben.  Für  die  Geldsorten  und  Geldzeichen  gelten  bei  Zahlungen 
aas  Staatskassen  die  münz-,  papiergeld-  und  bankgesetzlichen  Vorschriften  genau, 
daher  hat  hier  die  Kasse  begrenztere  Kechte  bei  der  Li  -  Zahlunggebung,  als  bei  der 
lu-Zahlongnahme  (s.  o.).  Papiergeld  und  Banknoten  ohne  und  Kleingeld  mit  be- 
schränktem Zwangscurs  braucht  z.  B.  der  Zahlungsberechtigte  nicht  anzunehmen.  Die 
Fälligkeitstermine  von  Geldsummen  werden  nicht  immer  von  den  Berechtigten  inne^ 
gehalten.  Die  Kassen  können  darauf  nur  beschränkt  hinwirken,  sollen  aber  nach 
jklöglichkeit  die  rechtzeitige  Abhebung  betreiben,  um  Uebertragung  von  Resten  zu 
verhfXten  ^Preossen). 

§.  131.  —  6.  Kassenwesen  einzelner  Länder.  Die  Organisation  und 
Function  der  Kassen  hängt  vielfach  mit  der  Einrichtung  des  Finanzdicnsts  luid 
der  ganzen  Finanzverwaltung  zusammen.  Insofern  war  davon  schon  oben,  so- 
wohl bei  der  Darstellung  der  historischen  Entwicklung  als  bei  derjenigen  der  gegen- 
wärtigen Gestaltung  dieses  Dienstes  mit  zu  sprechen  (§.  66  11'.,  96  H'.),  worauf  daher 
hier  verwiesen  wird.  Weitere  Einzelheiten  sind  in  §.  121 ,  125  und  in  den  voraus- 
gehenden §§.  129  u.  180  zum  Beleg  und  zur  Erläuterung  der  Darstellung  angege))en 
worden.  Im  Folgenden  wird  noch  ein  GesammtUberblick  gegeben,  etwas  eingehender 
aber  nur  fflr  Proussen  und  Frankreich. 
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In  Preussen  (§.  91,  96)  besteht  keines  der  genannten  drei  Kaasensysteme 
rein  oder  ausschliesslich,  sondern  eine  Gombination  derselben,  mit  deutlichen  Resten 
der  älteren  Verhältnisse,  wenn  auch  das  Princip  der  fiscalischen  Kasseneinheit,  eine 
grössere  Centralisation  des  Kassenwesens  und  die  Einrichtung  einheitlicher  Staatakaasen 
besonders  in  der  Ober-  und  Mittelinstanz,  thcilweise  auch  in  der  Unterinstanz  in  dem 
Kassenwesen  der  eigentlichen  Finanz7crwaltung  Platz  gegriffen  haben  (§.  121).  Der 
Ueborgang  einzelner  Yerwaltungs-  und  Einnahmezweige  (Post,  Telegraphie)  ond 
grosser  Ausgabezweige  (Heer,  Flotte)  auf  das  Deutsche  Reich  hat  die  Aasscheidang 
dieser  Dienste  auch  aus  der  preuss.  Finanzvcrwaltung  zur  Folge  gehabt.  Die  Ver- 
waltung der  Zölle  und  gemeinsamen  inneren  Steuern  ist  aber  bisher  bekanntlich  bei 
den  Einzelstaaten,  unter  Kcichscontrole ,  verblieben.  Im  preuss.  Finanzministerium 
besteht  ein  Abrechnungsbureau  far  die  Keichssteuem. 

An  der  Spitze  des  preuss.  Kassenweseus  steht  die  Generalstaatskasse,  in 
welcher  das  Princip  der  fiscal.  Kasseneinheit  repräsentirt  ist.  An  sie  fahren  die 
anderen  Ober-  und  Mittelkassen  die  UeberschUsse  ab  oder  leisten  ftlr  sie  in  ihrem 
Auftrage  daraus  direct  Zahlungen,  und  sie  dotirt  die  anderen  Oberkassen  direct  mit 
Geldfonds  oder  iudirect  mit  der  Summe  ihrer  etatmässigen  Credite,  indem  sie  Zahlungen 
für  dieselben  selbst  ausführt  oder  durch  andere  Kassen  ausfuhren  lässt 

Die  weiteren  noch  bestehenden  Centralkassen  sind  die  sogen.  Generalkassen, 
von  denen  nach  Aussclieidung  der  Gen.-Postkasse  als  Central- Einnahmekasse  nur 
noch  die  General  lott  er  iekasse,  als  Central -Ausgabekassen  nur  noch  die  eigene 
Generalkasse  des  Minist,  d.  geistl.  Unterrichts-  u.  M e d i c.angelegenheiten  u.  die 
Staatsschuldentilgungskasse  bestehen.  Die  anderen  Ministerien  haben  keine 
eigenen  Gcneralkasseu  (das  Min.  d.  Inneren  hat  eine  Minist-Bureaukasse).  Die  General- 
Staatskasse  im  Fin  minibterium  fungirt  für  den  Ausgabedienst  dieser  Ministerien  mit, 
soweit  es  sich  um  Ccntralausgabcn  (in  Berlin)  handelt.  Darin  ist  das  System  der 
einheitlichen  Staatskassen  consequent  durchgeführt. 

Die  Mittclkasseu  sind  in  den  Provinzen  die  (33)  Regierungshauptkassen 
im  Anschluss  an  die  administrative  Eintheilung  in  Regier. bezirke,  am  Sitze  der  Regierung, 
allgemeine  einheitliche  Staatskassen  für  Einnahmen  und  Ausgaben  ihres  Bezirks, 
Sammelkassen  der  Kreis-  und  der  sonstigen  Uutcrkassen ,  ein  Hauptglied  des  preuss. 
Kassenwesens. 

Unter  diesen  Kassen  stehen  vor  allen  die  Kreiskassen,  welche  als  Einnahme- 
kassen zunächst  für  die  directen  Steuern  fungiren  und  Sammelkassen  für  andere  Unter- 
kassen ,  dann  aber  auch  Ausgabekassen  der  Staatsverwaltung  im  Kreise  sind.  Sie 
gehören  einerseits  zu  den  Mittel-,  anderseits  zu  den  Unterkassen.  Dasselbe  gilt 
von  den  lediglich  als  Einnahmekassen  fungirenden  Kassen  der  Hauptzoll-  und 
Steucriimter  für  die  indirecten  Steuern  und  von  der  Steuerkasse  der  Verwaltung 
der  Berliner  directen  Staatssteueru,  Kassen,  von  welchen  nur  etwa  die  eigenen 
unmittelbaren  Erhcbungs-  u.  Betriebskosten  zu  verausgaben  sind.  Diese  Kassen  sind 
zum  System  der  „Verwaltungszweigkassen"  zu  rechnen.  Ebenso  die  weiteren 
Unterkassen  (sogen.  „Special kassen''  in  Preussen),  vornemlich  für  den  Einnahme- 
dienst und  etwa  auch  für  Specialausgaben  ihres  Dienstzweigs,  nemlich  die  Domänen- 
rentamts-, die  Forst-,  die  Nebenzollamts -,  die  Kassen  der  Steuerempfänger  u.  Erheber 
(der  directen  Steuern,  vornemlich  in  den  westl.  u.  neuen  Provinzen).  Aehnliche  Unter- 
oder Spccialkassen  nach  dem  System  der  Yerwaltungszweigkassen  für  den  Ausgabe - 
dienst,  aber  gewöhnlich  zugleich  für  die  Einkassirung  der  spec.  Amtseinnahmen  der 
Behörde  oder  Anstalt  sind  die  mancherlei  Specialkassen  in  den  verschiedenen  Ministerien : 
so  in  der  Unterrichtsvcrwaltung  (mehrfach  einzelne  Schulkassen,  Univers.kassen  für 
gewisse  Kassengeschäfte.  Krankenhauskassen  u.  dgl.  m.),  in  der  landwirthschaftl. 
Verwaltung  (Gestütskassen),  in  der  inneren  Verwaltung  (Gefängnisse,  Strafanstalten, 
Batist.  Bureau ,  Polizeikassen  u.  a.  m.).  Im  Finanzministerium ,  Abth.  f.  Kassen  -  u. 
Etatswesen,  gehören  hierhin  noch  die  Haupt-Seehandlungskasse  (der  überhaupt  in  der 
Kassen-  wie  sonstigen  Verwaltung  ein  eigenes  selbstünditres ,  nur  dem  Fin.min.  an- 
gegliedertes Institut  darstellenden  „Seehandlung''),  die  Kassen  des  k.  Leihamts,  der 
Münzverwaltung,  die  Ministerialbaukassc,  die  Kassen  der  Wittwen-  u.  Waisenverpflegungs- 
anütalten  (auch  in  anderen  Ministerien,  so  die  Justizofficianten-Wittwenkasse  imJusti/- 
niin.\  die  Kassen  der  Renteubanken,  die  Depositenkassen  u.  a.  m. 

Einzelne  dieser  Kassen  (z.  B.  Polizeikassen)  können  auch  zur  Kategorie  der 
„behördlichen  Kassen"  gerechnet  werden. 
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Ein  eigenes  Kaasensystem  für  sich.  Unter-  wie  Mittdkasscn,  hat  die  Bergwerks- 
rerwaltong  (Beigamts-  n.  Oberbergamtskasson)  u.  die  Eisen  bahn  Verwaltung  (Haupt- 
kaasen  bei  den  Directionen,  Betriebskassen  bei  den  Betriebsam tern,  dann  Stationskasseu, 
aber  keine  eigene  Centralkasse).  £s  ist  hier,  wie  bei  der  Post  u.  Telcgraphic  die 
Ockonomik  xl  Technik  der  Verwaltung,  die  auf  ein  solches  durchgehendes 
Yenrtltangszweigkassenwesen  hinwirkt. 

Die  hervorragende  Bedeutung  der  privatwirthschaftlichcn  Einuahinczwcige  noch 
iu  der  heutigen  preuss.  Finanzwirthschaft  erklärt  auch  in  dieser  (Gestaltung  des  Kassen- 
weaens,  besonders  bei  den  Specialkassen  manche,  von  anderen  Staaten  abweichende 
EigenthUmiichkeit  und  den  Mangel  einheitlicher  Unterkassen.  Eine  Vereinigung  kleinerer 
Specialkassen  mochte  wohl  mitunter  zur  Ersparung  an  Personal,  Material  und  Kosten 
xo  erwägen  sein.  Die  selbständigen  Kassen  von  Instituten  und  Einzelverwaltungen 
entsprechen  den  gegebenen  Verhältnissen  und  werden  sich  kaum  weiter  viel  ver- 
mindern lassen. 

Im  Geschäftsgang  der  preuss.  Kassen  ist  wohl  eine  gewisse  bureaukratische 
Schwerfälligkeit  nicht  ganz  zu  bestreiten.  Die  Verbindung  mit  der  Bank  könnte  hier 
vielleicht  zu  einigen  Verbesserungen  fuhren.  Es  wird  hier  wie  in  anderen  Fällen 
(Zollverfahren  u.  dgl.)  in  Preussen  wohl  auf  Formalien  etwas  zu  viel  Werth  gelegt 
und  nicht  immer  genügend  bedacht,  dass  die  Erfüllung  dieser  Formalien  nicht  nur 
dem  Staate,  sondern  auch  dem  mit  Staatskassen  verkehrenden  Publicum  Arbeit  und 
Zeit  kostet  Formelle  Ordnung  und  Sicherung  in  allen  (leidgeschäften  ist  gewiss  noth- 
wendig  und  segensreich,  aber  nicht  durchaus  das  Einzige,  was  dabei  in  Betracht 
kommt  Raschheit  und  Promptheit,  eine  gewisse  „Goulanz*'  in  kaufmännischer  Art, 
die  mit  Ordnung  und  Sicherung  recht  wohl  vereinbar  ist,  wie  z.  B.  in  dem  grossen 
Geldfcrtehr  der  Postverwaltung  sich  zeigt,  sind  ebenfalls  zu  erstreben. 

Die  wichtigeren  Verhältnisse  in  der  Stellung  der  Kassen  zu  einander  und  im 
Geschäftsgang  sind  oben  mit  berührt  worden.  Die  bedeutsame  Stellung  der  Kegierungs- 
hauptkassen  im  preuss.  Kassen wesen  wird  in  der  Geschäftsanweisung  v.  1.  Juni  1857 
sehr  detaillirt  und  klar  entwickelt  Ueberall  haben  sich  diese  Kassen  in  den  geeigneten 
Fällen,  besonders  ftlr  Zahlungen  nach  ausserhalb  der  Specialkassen  zu  bedienen  (§.  5^ 
d.  Anweis.).  Unter  Specialkassen  werden  verstanden:  ., diejenigen  Kassen,  welche  die 
von  ihnen  auf  Grund  besonderer  Specialetats  selbständig  zu  verrechnenden  Einnahmen 
unter  Anrechnung  der  etatmäss.  Ausgaben  an  die  Kegier.hauptkassen  abzuführen  haben'* 
(eb.  §.  71).  Die  Specialkassen  verrechnen  jetzt  monatlich  mit  den  Ilauptkassen  (seit 
1860).  Letztere  stehen  wieder  zur  Generalstaatskassc  in  demselben  Vorhältniss,  wie 
die  Specialkassen  zu  ihnen.  Sie  haben  daher  die  Einnahniün  unter  Anrechnung  der 
Ausgaben  an  die  Gen.stkasse  abzuführen,  Zahlungen  nach  Auftrag  für  letzterer  Kechnung 
za  leisten  und  periodisch  abzurechnen  (eb.  §.  82).  „Die  für  die  übrigen  Centralkassen 
einzuziehenden  Gelder  u.  zu  leistenden  Zahlungen  siud  denselben  durch  Vermittlung 
der  Gen.8tkasse  resp.  zu  überweisen  u.  anzurechnen*'  (eb.  §.  $5\  Der  eigentliche 
Kassenbestand  (Geld  •  und  Geldzeichenvorrath)  wird  in  jeder  Kasse  als  Ein  Ganzes 
behandelt  und  verwahrt.  Die  Herkunft  desselben  und  die  Rechtsansprüche  daran 
ergeben  sich  aus  der  Buchführung. 

In  Bai  er  n  (§.  97)  bilden  die  Kreiskassen  für  die  Kreise  (Regier,  bezirke)  die 
Mitte ikassen  der  allgemeinen  Finanzverwaltung,  fungiren  als  Einnahme-  u.  Ausgabe- 
kassen, and  vermitteln  zwischen  den  Unterkassen,  der  Rentämter  (auch  f.  Einnahmen 
u.  Ausgaben,  u.  A.  mit  für  die  Domänen-  u.  Forstverwaltung) ,  und  der  Central- 
staatskasse.  Apart  davon  sind  „ccntralisirte  Administrationen''  mit  eigenem  „Ver- 
waltungszweigkassensystem'*  die  „Gcneraldirection  der  Zölle  u.  indirecten 
Steoorn**  (Reichs-  und  baierische,  bes.  Malz-  u.  Branntweinaufschlag),  die  „General - 
Bergwerks-  u.  Salinenadministration",  beide  übrigens,  nebst  anderen  dgl. 
Administrationen  (Münzamt,  Nurnb.  Bank,  Staatsschuldentilgungscommission)  dem 
Finanzministerium  untergeordnet;  femer  die  zu  einem  anderen  Ministerium  rcssortirende 
.,Generaldirection  der  Verkehrsanstalten"  (Staatsbahnen,  Post,  Telegraph).  Reiches 
Detail  bei  v.  Neuforn-IIock,  I,  33  11'.,  130  if. 

In  Oester reich  (§.  OS)  besteht  iu  der  allgemeinen  Finanzverwaltung  das  System 
der  einheitlichen  Staatskassen  strenger  und  folgerichtiger  durchgeführt  als  in 
Deutschland.  Die  Eine  Kasse  hat  daher  in  ihrem  localen  oder  territorialen  Wirkungs- 
kreis regelmässig  alle  Einnahmen  u.  Ausgaben  für  sämmtliche  Verwaltungszweige  zu 
vollziehen.    Alle  Kassen  bilden  einen  Verband  und  jede  kann  in  ihrem  localen  Wirkungs- 
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kreise  beauftragt  werden,  commissionell  auf  Rechnung  einer  anderen- Gelder  cinza- 
nehmen  und  zu  verausgaben,  worüber  Contocorrentjournale  geführt  irerden.  An  der 
Spitze  steht  die  Staatscentralkasse,  unter  ihr  in  den  Krouländern  Land esh aap t- 
kassen,  Finanzlandeskassen  und  Landeszahlämter,  einheitliche  Kassen  flElr 
Einnahmen  und  Ausgaben  (mit  zwei  Abthcilnngen  dafür),  zugleich  Sammelkassen  für 
die  Ueberschussc  der  unter  ihnen  stehenden  Kreis-  u.  Localkassen  (unter  verschiedenen 
Namen,  Stcuerämter  u.  a.  m.).  Neben  der  Staatscentralkasse  bestehen  an  sonstigen 
Gentralka:>sen  noch  ein  Ministerialzahlamt  für  den  Ausgabedienst  der  Ministerien, 
dann  die  Staatsschuldeukasse.  Eine  Ausnahme  vom  System  der  einheitlichen  Kassen 
bilden  aber  auch  in  Oesterreich  die  „A'crwaltungszweigkassen"  der  Zoll-  und  Ver- 
zehrungssteucrverwaltung  (wenigstens  in  der  unteren  Stufe),  der  Bergwerks-«  Tabalc- 
uionopol-,  Salzrcgal-.  Post-  u.  Telegraphenverwaltung.  Vgl.  Blonski,  1,55,11,354, 
auch  Schrott,  S.  132  fl*.  passim,  Dessary,  Fin.ges.kunde  S.  256  IK 

Das  Kassen  Wesen  Frankreichs  hat  manches  Eigenthümliche  und  wie  die  ganze 
Einrichtung  des  Finanzdicnsts,  wie  auch  das  Zahlungs-.  Rechnungs-  und  Controlwesen 
von  deutschen  Verhältnissen  Abweichendes,  freilich  doch  auch  wieder  mehr  in  den 
Formen,  als  in  der  Sache.  S.  o.  §.  91)  über  die  neuere  Einrichtung  der  franzOs. 
Finanzvcrwaltung  überhaupt,  wodurch  die  Grundzüge  des  Kassenwesens  mit  bestimmt 
sind,  u.  die  Ausführungen  in  §.  121,  125,  ferner  Hock  u.  Kaufmann  a.  a.  0., 
dann  f.  Näheres  die  einschlägigen  Artikel  in  Blockes  diction. 

Der  Grundsatz  der  Scheidung  des  Anweisungsdiensts  und  Anweisungs- 
rcchts  vom  Kassendienst  der  Einnehmer  (recevcurs,  percepteurs)  und  der  Ver- 
ausgaber (payeurs)  oder  der  Scheidung  der  ordonnatcurs  und  comptables  ist 
besonders  scharf  und  folgerichtig  durch  alle  Stadien  des  Dienstes  hindurchgeführt. 
Der  Einnahmedienst  aller  Verwaltungen,  auch  der  selbst  nicht  unter  dem  Finanz- 
ministerium stehenden,  wird  durchaus  nur  ron  Behörden  u.  Beamten  dieses  Ministeriums 
besorgt  und  alle  Einnahmen  werden  hier  centralisirt.  Das  System  von  Verwaltnngs- 
zweigkassen  besteht  aber  dabei  noch  mehrfach,  indem  für  die  finanztechnisch  wesentlich 
yerschiftdenen  Einnahmearten  (directe,  innere  indirecte  Steuern,  Zölle,  Enregistrement 
u.  Stempel)  der  Dienst  der  Verwaltung  (Erhebung)  und  der  Kassen  in  der  Unter- 
und  z.  Th.  in  der  unteren  Mittelinstanz  getrennt  ist.  Auch  sind  die  Einnahmekassen 
nicht  allgemein  zugleich  Ausgabekassen.  So  haben  die  einzelnen  anderen  Ministerien 
dafür  ihre  eigenen  Kassen.  Das  System  der  einheitlichen  Staatskassen  ist  somit  nicht 
das  herrschende.  Es  besteht  aber  für  die  Staatscentralkasse,  die  auch  als  eine 
Abtheilung,  nicht  als  eine  selbständige  Gentralkasse ,  die  Staatsschuldenkasse  in  sich 
schliesst.  Alle  Zahlungen  dieser  Kasse  unterliegen  zuvor  dem  Zahlungsvermerk  der 
Controlabtheilung.  Die  einheitliche  Disposition  über  alle  Kassenfonds,  in  den  der 
Finanzverwaltung  allein  (Einnahmekassen)  wie  auch  anderen  Ministerien  (Aasgabekassen) 
unterstehenden  Kassen  wird  durch  die  linanzministerielle  Abtheilung  für  die  Kassen- 
fonds-Bewegung, welche  zu  diesem  Behufe  Berichte  über  Bewegung  and  Stand  aller 
Kassen  erhält  und  die  Zahlungen  der  anderen  Ministerien  visirt,  besorgt.  Neben  der 
Centralkasse  hat  die  Depositenkasse  (caisse  des  dcpots  et  consignations)  eine  aparte 
Stellung  und  Function  für  eine  Reihe  wichtiger,  grossentheils  nicht  zur  eigentlichen 
Finanzvcrwaltung  zählender  Geschäfte  (Hock,  S.  531,  Kaufmann  S.  72,  778). 

Die  hauptsächliche  obere  Mittelkasse  ist  in  Frankreich  die  des  General- 
einnehmcrs  oder  jetzt  sogen,  tr^sorier-payeur  gencral  jedes  Departements. 
Bei  ihm  concentriren  sich  die  Einnahmen  der  anderen  Kassen  des  Departements,  and 
zwar  auch  aus  den  im  Kassenwesen  getrennten  oder  dem  Finanzministeriam  nicht 
unterstehenden  Verwaltungen,  sämmtlich.  Er  hat  aber  nach  Anweisung  auch  die 
Ausgaben  in  seinem  Departement  zu  leisten,  andere  Ausgabekassen  daselbst  mit  Fonds 
zu  versehen,  direct  oder  aus  unteren,  ihm  unterstehenden  Eiunahmekassen ,  die  ver- 
bleibenden Ueberschüsse  zur  Verfügung  des  Finanzministers  zu  stellen  und  eventuell 
von  diesem ,  d.  h.  von  der  Gentralkasse  die  erforderlichen  Zuschüsse  zu  beziehen. 
Dies  Amt,  bez.  diese  Kasse  nimmt  also  in  dieser  Hinsicht  die  Stelle  der  preuss. 
Regierungähauptkasse  ein  und  ist  eine  einheitliche  Staatskasse  für  den  Ein- 
nahme-, bez.  Sammeldienst  und  für  den  Ausgabedienst.  Der  wesentliche  Unterschied 
des  Generaleinnehmcrs  von  der  analogen  deutschen  Kasseninstanz  besteht  darin,  dass 
jener  zugleich  eine  Art  Banquier  für  die  Staatskasse  darstellt,  mit  den  nach  den 
gesetzlichen  Terminen,  bez.  rcchnungsmässig  nach  den  Quoten  des  Jahresetats  fälligen 
Kintinliincsummcn,   aurh  wenn  sie  noch  nicht  vAllia:  einpoEranercn  sind,   wi<'  mit  einer 
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peisOiilichen,  am  Eingangstennin  zahlbaren  Schuld  belastet  wird,  Zahlungen  darauf 
leisten  moss,  die  Geschäfte  des  Publikums  in  Staatsrenten  zu  vermitteln  hat  und  sonst 
■och  Bit  diesem  Publikum  in  gewisse  Geschäfte  (so  Annahme  verzinslicher  Depositen, 
Wediselgeschäfte  in  gewissem  Umfange)  eintreten  darf.  Auch  verschiedene  Zins- 
beredmongen  zwischen  der  Staatskasse  und  diesem  Ciencraleinnchmcr,  —  zu  seinen 
GunsteD,  wenn  er  mehr  oder  frtlher,  als  er  vorpflichtet  war«  ablieferte,  zu  seinen  Un- 
gunsten im  (selteneren)  umgekehrten  Falle  —  kommen  vor.  Thatsächlich  zahlt  der 
Staat  also  oft  Zinsen  for  seine  eigenen  Gelder  (aus  Steuern  u.  s.  w.)  au  den  Gcneral- 
einnehmer!  Das  Abnorme  dieser  Einrichtung  springt  in  die  Augen.  Durch  Hinweis 
auf  die  historische  Entwicklung,  auf  die  Analogie  der  Generalpächter  des  ancien 
n&gime,  die  eine  ähnliche  Stellung  einnahmen,  wird  diese  Einrichtung  wohl  erklärlicher, 
aber  nicht  gerechtfertigter.  Und  wenn  man  im  Generaleinnehmer  nur  den  Finanz- 
beamten  sieht,  fehlt  die  Rechtfertigung  vollends.  An  eine  grundsätzliche  Umgestaltung 
des  Verhältnisses  hat  man  auch  gedacht  Dennoch  ist  es  bisher  beibehalten  und  die 
StelloDg  des  Generaleinnebmers  eher  noch  bedeutungsvoller  geworden,  bes.  seitdem 
(1865)  das  Amt  des  Generaleinnehmers  u.  des  Generalzahlmeisters  im  Departement 
vereiiügt  wurde.  Neben  persönlichen  Einflüssen,  die  sich  hier  zeigen,  sind  der  Ein- 
richtung grade  auch  in  der  neuesten  Zeit  der  grossen  franzOs.  Finanz-  u.  Anlcihe- 
opentionen  die  Erfahrungen  hinsichtlich  ihrer  Bewährung  in  solchen  Perioden  wohl 
zu  Gate  gekommen.  Diese  Stellung  des  „Generalschatzmcisters*',  welcher  ,.mchr  als 
ein  gewohnlicher  Kassierer,  der  ein  Banquier  der  Regierung  ist,  welcher  mit  dem 
Staatsschatz  in  offener  Rechnung  steht"'  (Hock),  hat  aber  doch  auch  grosse  Vortheile 
gewährt  Das  gUnstigc  Urtheil,  das  Hock  vor  25  Jahren  föllte,  gilt  heute  noch  u. 
noch  mehr  als  damals.  Die  Leichtigkeit  und  Wohlfcilheit  der  (ieldbcwegung ,  die 
Kleinheit  der  mtlssigen  Kassenvorräthe,  Dank  der  Verbindung  mit  Privaten  u.  mit  der 
Bank,  sind  wohl  in  Betracht  zu  ziehen.  Vgl.  bes.  für  die  princip.  Würdigung  u.  die 
Darieguog  der  Technik  des  Dienstes  Hock,  S.  124  — 134,  Statistisches  bei  Kauf- 
mann S.  76,  Art  tr6s.  payeurs  g^ncr.  u.  Art  comptab.'  publ.  N.  113  ff.  in 
Blocks  diction.  Neben  COOO  fr.  Gehalt  beziehen  die  tr«'Soriers-payeurs  Tantiemen, 
nach  der  Grösse  der  Einnahmen  u.  der  Ausgaben,  bei  jenen  0.11%  ^on  den  ersten 
3  MilL.  dann  abnehmende  Procente  bis  0.03Vo  von  den  Summen  über  50  Mill.  fr., 
bei  den  Ausgaben  0  25Vo  von  den  ersten  4  Mill.  u.  ebenfalls  abnehmende  Procente 
bis  0.0-13  Vü  von  den  Summen  aber  30  Mill.  Gesammteinnahmc  nach  Et  f.  18S2  f.  SO 
Gen^innehmer  522.000  fr.  (?)  Gehalt,  Einn.-Tanü^men  1.267.S00  fr.,  Ausg.-Tanti(^.men 
2.0S5^00  fr,  zus.  3.875.300  fr.  oder  45.071  fr.  durchschnittlich,  nur  an  diesen 
Amlseinnahmen. 

§.  132.  —  C.    Innere    Einrichtung   des    Rechnungs- 
wesens (Buchführung). 

Das  Rechnungswesen  in  der  Finanzwirthschaft  hat  zunächst  wieder  dieselben 
Aufgaben  wie  in  jeder  anderen  Einzel wirthschaft  und  löst  sie  auch  wesentlich  auf 
die  nemliche  Weise.  Es  bezieht  sich  an  sich  und  thatsächlich  nicht  nur  auf  Geld- 
beträge, aber  es  hat,  nach  Durchdringung  des  geldwirthschaftlichcn  Verkehrs  in  dei 
Volkswirthschaft  wie  in  der  Finanzwirthschaft,  mit  Geldsummen  ganz  Überwiegend, 
vielfach  ausschliesslich  zu  thun,  —  und  zwar  regelmässig  mit  Bestand  und  Bewegung 
wirtlicher,  aus  Geld  und  Geldzeichen  (einschliesslich  creditwirthschaftlicher)  bestehender 
Geldsammen,  nicht  bloss  mit  den  Geldwcrthanschlägen  von  SachgUtcrn  und  Leistungen, 
welche  übrigens  auch  im  Re<'hnungswesen  vorkommen  (§  1 4S).  Das  finanzwirthschaftliche 
specieU  das  Staatsrechnungswesen  gewinnt  dann  noch  besondere  Bedeutung  als  Grund- 
lage der  Gontrole.  Aber  auch  daraus  ergicbt  sich  kein  specifischer  Unterschied 
vom  sonstigen  Rechnungswesen,  denn  bei  allen  solchen  Einzelwirthschaften ,  welche 
Leistungen,  Güter  nnd  Rechtsanspruche  verschiedener  Personen  umfassen,  wo  es  siel 
daher  um  scharfe  Trennung  des  „Mein  und  Dein'*  handelt,  ist  das  BedUrfniss  de) 
Gontrole  ein  ähnliches  und  hat  die  letztere  ein  entsprechendes  Kechnungswcsen  zui 
Voranasetzung  ihrer  Möglichkeit  und  Wirksamkeit. 

1.  Aufgabe.    Arten  der  Rechnung.     Soll-    und   Ist- 
Rechnung.    Das  Rechnungswesen  im  Allgemeinen  soll  die  That- 
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sacheoywelche  sich  aufdenBestand  und  auf  die  Veränderungen 
im  Bestand  (oder  auf  die  Bewegungen)  der  in  der  Verfügung 
einer  Wirtbschaft  (bez.  des  leitenden  Bechts-*  und  Wirthschafts- 
subjects  —  Grundlegung  §.  51)  befindlichen  wirthschaftlicben  Güter 
(G.  §.  7)  beziehen,  ziffermässig  in  bestimmter  Ordnung 
zur  schriftlichen  Aufzeichnung  bringen  oder  darüber  voll- 
ständig, genau  und  systematisch  „buchführ en^',  regelmässig, 
aber  nicht  ausschliesslich  in  der  Form  der  Rechnung.  Dies  gilt 
auch  vom  Staatsrechnungswesen  in  seiner  Ausdehnung  auf  die  In- 
ventarisirung  des  Staatsvermögens  (§.  148).  Das  uns  an  dieser 
Stelle  allein  näher  beschäftigende  Rechnungswesen  soll  dagegen  bloss 
Bestand  und  Bewegungen  der  Geldsummen  (hie  und  da 
einschliesslich  gewisser  Geldwerthanschläge  von  Sachgütem  und 
Dienstleistungen)  im  Staatshaushalt  ziffermässig  in  bestimmt  geord- 
neter Weise  zur  schriftlichen  Aufzeichnung  bringen.  Die  Buch- 
führung, mittelst  welcher  dies  geschieht,  knüpft  sich  daher  zu- 
nächst an  die  Vollziehung  des  Etats  an.  Diese  Vollziehung 
erfolgt  durch  die  Anweisungen  (§.  123)  und  durch  die  wieder 
in  der  Vollziehung  dieser  Anweisungen  bestehende  wirkliche 
Gebahrung  der  Kassen  —  Vereinnahmung,  Verausgabung, 
Empfangnahme  von  sonstigen  „Eingängen^'  (§.  60)  und  Bewerk- 
stelligung von  sonstigen  „Ausgängen^',  neben  den  eigentlichen  Ein- 
nahmen und  Ausgaben.  —  Die  Buchführung  ist  daher  grundsätzlich 
und  im  geordneten  Haushalte  auch  thatsächlich,  wie  bei  den  früheren 
Erörterungen  schon  hervorzuheben  war,  eine  zweifache,  die  nur 
in  verschiedejiem  Umfang  und  in  verschiedener  Weise  nach  der 
Verschiedenheit  der  aufzuzeichnenden  Thatsachen  stattfindet:  eine 
„Anweisungsbuchführung"  bei  den  anweisenden  Behörden 
und  bei  den  Anweisung  empfangenden  Kassen  und  eine 
„Kassenbuchführung"  bei  den  Kassen. 

Die  Buchführung  über  die  Anweisungen  nimmt  bei  den  an- 
weisenden Aemtem  den  Character  einer  förmlichen  Rechnung 
nur  in  Bezug  auf  die  Special  an  Weisungen  und  auf  die  durch 
Ueberweisung  eines  Kassenetats  an  eine  Kasse  „zur  Voll- 
ziehung" erfolgten  „General  an  Weisungen"  (§.  123)  an,  und  auch 
da  weicht  sie  von  der  gewöhnlichen  Form  einer  solchen  mehr  oder 
weniger  ab.  Die  Buchführung  der  Kassen  ist  dagegen  eine  eigent- 
liche Rechnungsführung,  für  welche  der  zur  Vollziehung  über- 
wiesene Etat,  die  empfangenen  und  vollzogenen  Specialanweisungen, 
die  empfangenen  Quittungen   über  Zahlungen  und  die  Vermerke, 
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Randreste  u.  dgl.  über  QuittUDgen,  welche  die  Kasse  ertheilte,  die 
weiteren  Belegstücke  bilden. 

Hier  wird  rornemlich  nur  die  Buchführung  und  das  Rcchnun^wescn  der  Kassen 
behandelt  Das  Rechnungswesen  der  anweisenden  Behörden  ist  übrigens  ganz  analog 
einzurichten.    Die  folgenden  drei  Unterscheidungen  können  auch  hier  gemacht  werden. 

Die  vollständige  BuchfUhrang  und  Kecbnung  der  Kassen  ist 
eine  dreifache,  die  „Soll''- Rechnung,  die  ,,Ist''-RechnuDg,  die 
,,R est ^^- Rechnung,  —  eine  Unterscheidung,  bei  welcher  an  die 
Kategorie  „Zeif  angeknüpft  und  demgemäss  die  zu  lösenden, 
die  gelösten  und  die  noch  zur  Lösung  rückständigen,  aus 
den  der  Kasse  zugegangenen  General-  und  Specialanweisungen 
sich  ergebenden  Aufgaben  unterschieden  werden. 

a)  Die  S  o  1 1  -  Rechnung  der  Kasse  betrifift  die  Zukunft,  d.  h. 
die  Zahlungen  an  die  Kasse  und  aus  der  Kasse  oder  die  Ein-  und 
Ausgänge,  bez.  Einnahmen  und  Ausgaben,  welche  die  Kasse  nach 
Generalauftrag  (incl.  Etats- Ueberweisung)  und  Specialanweisung 
bewerkstelligen  „  s  o  1 1  *'. 

Hier  ist  zunächst  nicht  „Etats-Soir*  und  ,,Rechnungs- Soll''  unterschieden, 
wie  es  Öfters  geschieht,  auch  von  Rau  II,  §.  544.  Das  einer  Kasse  vorgeschriebene 
Etats-Soll  (specialisirter  Kassenetat)  bildet  eben  einen  Generalauftrag  (§.  123)  u. 
irehArt  damit  zum  Rechnungs  -  Soll ,  worunter  Rau  u.  A.  nur  „diejenige  Summe,  zu 
deren  Entrichtung  in  dem  Verrechnungszeitraum  eine  bestimmte  Verbindlichkeit  ein- 
getreten ist''  verstehen,  wonach  vorncmlich  das  aus  Specialauwcisungen  abzuleitende 
rJSoU**  und  das  etatmftssige  SoU  erst  im  Momente  seines  Sich  -  Verwirklichens  hierhin 
gehörte.  Die  Soll -Rechnung  bildet  immer  eine  Voranschlag- Rechnung.  Diese 
tat  regelmässig  schon  vor  oder  am  Beginn  der  Rechnungsperiode  fUr  die  durch  General- 
auftrag (u.  Etat)  überwiesenen  Ein  -  und  Ausgänge,  mit  Angabe  der  Fälligkeitstermine 
der  Summen  aufzustellen  —  der  gesetzlichen  Termine  bei  den  einen,  der  nur  schätzungs- 
weise ermittelten  Termine  bei  den  anderen  Ein-  und  Ausgängen.  Dies  „Rechnungs- 
SqU^  ist  dann  zu  ergänzen  in  Gemässheit  der  Specialan Weisungen  im  Laufe  der 
Gebahnt ng,  aber  auch  hier  immer  auf  ein  „Zukünftig"  hin,  daher  als  Voranschlag. 

Die  practische  Bedeutung  des  „Soll"  für  die  Kassenverwaltung  gestaltet 
»ich  verschieden  bei  Ein-  und  Ausgängen,  bei  gesetzlich  fixirtcr  oder  bloss 
lof  Veranschlagungen  beruhender  Höhe  beider  und  bei  festterminlichen 
oder  anderweiten  Ein-  und  Ausgängen.  Unterscheidungen,  welche  dann  wieder 
for  Recht,  Pflicht,  Verantwortlichkeit,  Controle  der  Kasse  wichtig  werden. 

Das  „Soll"  hat  die  Bedeutung  eines  pflichtmässigen  „Muss"  fUr  die  Kasse  bei 
den  Eingängen  in  gesetzlich  fixirter  Höhe  zu  gesetzlichen  Terminen, 
wo  also  bestimmte  positive  Rechtssätze  des  Steuerrechts  und  privatrechtliche  Vertrags- 
bestimmungen in  Betracht  kommen,  daher  bei  directen  Steuern,  Pachtrenten.  Schuldig- 
keiten aus  Kauf-,  Darlehenscontract  (Restkaufgelder  von  veräusserten  Grundstücken, 
Holz,  Bergweriuproducten  u.  dgl.,  fäUige  Wechsel,  dgl.  Zinsen).  Hier  muss  die  be- 
treffende Summe  voll  und  rechtzeitig  eingehen,  oder  von  Seiten  der  beauftragten  Kasse 
rnüasen  andernfalls  die  vorgeschriebenen  rechtlichen  Schritte  erfolgt  sein.  Bei  den 
Eingingen  in  bloss  veranschlagter  Höhe  (oder  bei  selbst  bloss  veranschlagtem  „Ob'') 
und  in  unbestimmten  Terminen  wird  das  „Soll''  zu  einem  „Muss"  filr  die  Kasse,  nur 
wenn  und  soweit  als  die  veranschlagten  Thatsachen  eintreten.  Erst  alsdann  hat 
die  Kasse  wie  bei  der  er&t  genannten  Kategorie  von  Eingängen  zu  verfahren.  Dies 
ist  regelmässig  der  Sachverhalt  bei  indirecten  Steuern.  Verkchrssteucm,  —  bei  Steuern, 
„welche  sich  an  einzelne  Thatsachen  u.  Handlungen  anknüpfen"  (Fin.  II,  §.  453, 
467  ff.)  —  bei  Gebuhren. 
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Boi  den  Ausgängen  anderseits  liegt  ein  ,,Mu88''  für  die  Kasse  nur  ror,  so- 
weit ein  nach  dem  ,,Soll''  begründeter  und  speciell  als  zur  Zahlbarkeit  berechtigt 
erkannter  Ansprach  von  dem  Berechtigten  der  Kasse  gegenüber  erhoben  virtl  oder, 
wenn  dies  unterbleibt,  nach  der  Sachlage  von  der  Kasse  überhaupt  die  Abstattang 
herbeigeführt  werden  kann  (so  bei  Zahlungen  aus  dem  Titel  der  Gehalte,  Pensionen, 
ßemunorationen  u.  dgl).  Oftmals  ist  dies  nicht  der  Fall,  z.  B.  bei  unterbleibender 
Abhebung  von  Zinsen  der  Staatsschuld.  Das  „^oU''  stellt  hier  dann  auch  ein  „Darf** 
dar,  in  dem  Sinne,  dass  bis  zur  Höhe  des  Soll  (als  einem  Maximum)  Zahlungen 
Seitens  der  Kasse  erfolgen  dürfen,  wenn  die  Bedingungen  dafür  eingetreten 
sind.  Die  Kasse  ist  für  Letzteres  verantwortlich  und  die  Controle  gegen  sie  mu» 
sich  auf  diesen  Punct  erstrecken. 

b)  Die  „ I s  t "- Rechnung  der  Kasse  betrifit  die  Gegenwart, 
bez.  die  soeben  zur  Vergangenheit  werdende  Gegenwart  oder  die 
wirklich  erfolgten  Zahlungen  an  die  Kasse  (,,EingäDge'0  und 
aus  der  Kasse  („Ausgänge"),  die  Verwirklichung  (Realisirang) 
der  Soll-Rechnung  oder  das,  was  sich  von  dieser  vollzogen  hat 
(auch  „Hat" -Rechnung). 

Das  ist  wieder  genau  durch  die  Buchführung  zu  constatiren.  Die  eigentUche 
Ist- Rechnung  bezieht  sich  daher  auf  dieselben  Posten  wie  die  Soll  -  Rechnung. 
Andere  als  in  letzterer  stehende  Zahlungen  auch  a  n  die  Kasse  (Eingänge)  hat  demnach 
folgerichtig  die  Kasse  entweder  gar  nicht  anzunehmen  oder  sie  apart  zu  buchen  (s. 
schon  0.  §.  128).  Die  Soll  -  Rechnung  giebt  die  Richtung  an,  in  welcher  sich  die 
Aufgabe  der  Kasse  zu  bewegen  hat,  die  Ist- Rechnung  zeigt,  wie  weit  diese  Angabe 
erfüUt  wurde  oder  werden  konnte.  Soweit  sich  nicht  aus  den  vorausgehenden  Be- 
merkungen über  die  practische  Bedeutung  der  Soll- Rechnung  Ausnahmen  ergeben, 
muss  auf  die  möglichste  Uebereinstimmung  der  Ist-  mit  der  Soll-Rechnung  hingostrebt 
werden.  Bei  allen  auf  blossen  Veranschlagungen  des  „Ob'',  der  Hohe  und  der  Termine 
beruhenden  Posten  der  Soll -Rechnung  kann  diese  Uebereinstimmung  aber  bestenfalles 
immer  nur  eine  annähernde  sein.  Aber  auch  bei  den  Posten«  welche  auf  gesetzlicher 
und  vcrtragsmässiger  Bestimmung  in  diesen  Beziehungen  beruhen,  hängt  die  wirkliche 
Einzahlung  oder  Auszahlung  eben  nicht  immer  von  der  Macht  der  Kasse  ab,  so  dass 
wiederum  ein  Auseinandergehen  zwischen  Soll-  und  Ist -Rechnung  und  zwar  regel- 
mässig in  der  Weise  erfolgt,  dass  das  „Ist''  mehr  oder  weniger  hinter  dem 
„Soli''  zurückbleibt,  sowohl  auf  der  Eingangs-  als  auf  der  Ausgangsseite,  indem 
bis  zu  dem  Termin  des  Abschlusses  der  Ist -Rechnung  (des  sog.  Fiualabschlusses) 
nicht  alle  nach  der  Soll -Rechnung  zu  erwartenden  Zahlungen  eingegangen  und  hinaus 
erfolgt  sind.  Der  umgekehrte  Fall,  dass  die  Ist-Rechnung  die  Soll-Rechnung  über- 
schreitet, kann  in  der  Kassen -Buchführung  bei  den  Ausgängen  correct,  von 
Irrthum  oder  böswilligem  Vorsatz  abgesehen,  nicht  vorkommen,  weil  jede  in  der  Ist- 
Rechnung  erscheinende  Auszahlung  eine  vorausgehende  Anweisung  (genereller 
oder  specieUer  Art)  an  die  Kasse  und,  wenigstens  nach  der  hier  festgehaltenen  Auf- 
gabe der  Soll- Rechnung,  deren  vorausgehende  Eintragung  in  letztere  voraussetzt. 
Hei  den  Eingängen  ist  dies  ebenso  in  Bezug  auf  die  durch  Specialan Weisungen 
der  anweisenden  Behörde  einer  Kasse  zur  Annahme  zugewiesenen  Einzahlungen.  Nur 
bei  denjenigen  Eingängen,  welche  eine  Kasse  unmittelbar  von  sich  aus  auf  Grund 
Generalauftrags  und  zu  vollziehenden  Etats  einkassirt,  liegt  die  Sache  anders,  besonders 
bei  den  auf  Veranschlagung  beruhenden  Eingängen,  die  in  Wirklichkeit  ja  grösser 
als  nach  dem  Anschlag  der  Soll-Rechnung  sein  können. 

§.  133 — c).  Restrechnung  und  Jahresabschluss.  Die 
Rest-Rechnung  bezieht  sich  auf  diejenigen  Posten  der  Soll -Rech- 
nung, welche  bis  zu  dem  Zeitpuncte  des  letzten  Abschlusses  der 
Ist-Rechnung  noch  an  Eingängen  ausstehen  („Activ**- Reste,  „Aus- 
stände") und  an  Ausgängen  rllckstehen  („Passiv "-Reste,  „Rück- 
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Stände'^).  Die  Rest-Rechnnng  möglichst  unnöthig  oder  gering  zu 
machen,  mass  das  Ziel  der  Kassenverwaltung  sein,  dessen  Erreichung 
freilich  nach  dem  Gesagten  von  ihr  nui"  theilweise  abhängt.  Darauf 
wird  denn  auch  in  den  Kasseninstructionen  als  auf  eine  Pflicht 
der  Kassen  hingewiesen  (z.  B.  in  Preussen).  Soweit  aber  ein- 
mal Reste  auf  eine  Rest- Rechnung  tibertragen  werden  mussten, 
hat  die  Kasse  sie  möglichst  bis  zu  einem  bestimmten  Termine  zu 
effectniren.  Mit  der  Festsetzung  eines  solchen  Termins  hängt  die 
Scheidung  der  Jahresdienste  zusammen.  Die  nicht  erhobenen 
Rfick  stände  verfallen  nach  einem  längeren  Termin  in  der  Regel 
definitiv  zu  Gunsten  der  Staatskasse  (z.  B.  in  Preussen  unein- 
gelöste  Coupons  nach  4  Jahren)  und  sind  dann  eine  definitive 
Ersparung,  auch  rechnungsmässig  als  solche  nachzuweisen. 
Nach  einem  kürzeren  Termine  verfallen  sie  wenigstens  ftir  die 
Rechnung  des  Jahres,  aus  dem  sie  herrühren,  und  treten  dann  bis 
m  jenem  längeren  Termine  in  die  Ausgangs -Ist -Rechnung  des 
folgenden  Jahres.  Ausstände  werden  eventuell  ebenfalls  nach 
dner  bestimmten  Frist  niedergeschlagen  und  demgemäss  gebucht, 
bis  dahin  wird  ähnlich  wie  bei  den  Rückständen  durch  einen 
Tennin  bestimmt,  ob  sie  noch  zur  Rest -Rechnung  früherer  oder 
zor  laufenden  Ist -Rechnung  späterer  Jahre  gehören.  Im  ersteren 
Falle  müssen  dann  solange  besondere  Restfonds  zur  Bestreitung 
gehalten  werden. 

Die  Rest -Rechnung  ist  bis  zu  einem  gewissen  Grade  unver- 
meidlich, aber  immer  störend  für  den  Haushalt,  auch  Mühe  und 
Kosten  verursachend.  Neben  prompter  Kassenverwaltung  und  guter 
Controle  der  Aufsichtsbehörde  in  dieser  Hinsicht  empfiehlt  e»  sich 
woUy  die  Termine  für  die  Offenhaltung  der  Restrechnung  und  der 
Zurückhaltung  von  Restfonds  nach  Abschluss  des  Jahres,  aus  dem 
die  Reste  herrühren,  nicht  zu  lange  hinauszuschieben.  Sonst 
verzögert  sich  auch  die  definitive  Schlussrechnung  eines 
abgelaufenen  Jahres  unliebsam  (§.  144—147). 

In  Prenssen  gelten  folgende  Bestimmungen  (K.-O.  v.  17.  März  1S28).  Die 
Avsgaben  sollen  prompt  in  den  Fälligkeitsterminen  geleistet,  alle  Anforderungen  an 
die  Kafiien  für  das  laufende  Jahr  möglichst  vor  dem  Kassenabschluss  desselben  be- 
üdedigt  Verden,  worauf  die  Verwaltungsbehörden  zu  sehen  haben.  Diejenigen  Aus- 
gibefonds  aber,  bei  denen  die  obersten  Verwaltungsbehörden  (also  nicht 
blo«  die  Kaflsen)  es  fUr  nöthig  halten,  werden  noch  ein  zweites  Jahr  fllr  die  Hest- 
ausgaben  offen  gehalten,  nach  dessen  Ablauf  aber  definitiv  geschlossen  u.  die  Bestände 
der  Fonds  als  Ersparnisse  nachgewiesen.  Die  dann  noch  vorkommenden  Kestaus- 
gaben  mOssen  aus  den  laufenden  etatmässigcn  Fonds  mit  bestritten  werden. 
Eine  Ausnahme  ?on  diesen  Bestimmungen  tritt  bei  etatsmäss.  Baufonds,  bei  den 
Fonds  der  Hanptrerwalt  d.  Staatsschulden  zu  d.  Zinszahlungen  u.  bei  solchen  anderen 
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Fonds,  „bei  welchen  die  Zartlckhaltnng  der  Bestände  zn  gewissen  Zwedcen  oder  zu 
Yerstarliung  der  etatmäss.  Fonds  der  folgenden  Jahre  durch  besondere  Bestimmungen 
ansdrtlcklich  genehmigt  ist'',  in  der  Weise  ein,  dass  zwar  auch  hier  die  Fonds  nach 
Ablauf  des  zweiten  Jahres  definitiv  abgeschlossen,  deren  Best&nde  jedoch 
nicht  als  Ersparniss  berechnet,  sondern  verausgabt,  nemlich  bei  der  Yerwaltong 
des  lauf.  Jahres  in  Einnahme  übertragen  u.  der  Sollausgabe  dieses  Jahrs  zu- 
gesetzt werden.  Aus  solchen  Restfonds  dürfen  Ausgaben  der  laufenden  Yerwaltiing 
nicht  bestritten  werden.  (S.  Herrfurth  a.  a.  0.  S.  128,  250,  282).  Manches  Eigen- 
thümliche  gilt  für  die  Baufonds,  z.  Th.  schon  bei  der  Etatsbewilliipmg ,  wo  in 
Prcussen  regelmässig  ein  ordentlicher  Voranschlag  der  Gesammtkosten  bei  der  ersten 
Einsetzung  in  den  Etat  gefordert,  dann  aber  bei  grosseren  Bauten,  die  sich  über 
mehrere  Jahre  erstrecken,  immer  jede  Jahresrate  besonders  bewilligt  wird.  Die  nidit 
verbrauchten  Raten  sind  aber  ohne  Weiteres  auf  die  nächsten  Jahre  übertragbar. 
Nur  wird  bei  grösseren  Resten  davon  wohl  die  neue  Rate  massiger  gegriffen,  event 
einmal  ganz  gestrichen.  Misslich  ist  der  Mangel  eines  endgiltigen  Termins  für  den 
schliessUchen  Ablauf  solcher  Baucredite,  die  wohl  öfters  zu  lange  offen  gehalten 
werden.  S.  über  die  preuss.  Baufonds  bes.  eingehend  Meissner,  preuss.  Yer- 
walt.kunde  I,  107 — 260.  —  Ausgaben  für  folgende  Rechnungsjahre  sind  nicht  aus 
Fonds  des  laufenden  Jahres  zu  bestreiten,  sondern,  wenn  überhaupt  zulässig,  als  Vor- 
schüsse zu  buchen  (Best.  v.  1854,. Herrfurth,  S.  282).  —  Zur  Berichtigung  der 
Ausgabereste  (wie  auch  zur  möglichst  vollständigen  Einziehung  der  Einnahmereste)  haben 
lüle  Kassen  ihre  Bücher  noch  4  Wochen  nach  dem  Jahresschluss  offen  zu  halten.  — 

Einnahmen  (s.  auch  Instr.  f.  d.  Oberrechenkammer  v.  18.  Dec.  1824, Meissner, 
Rechn.wesen  I,  78  ff.,  Herrfurth,  S.  280)  sind  prompt,  unverkürzt  zu  den  bestehen- 
den Terminen  einzuziehen  und  für  Rechnung  desjen.  Etatsjahrs  nachzuweisen ,  dem 
sie  nach  den  sie  begründenden  Rechtstiteln  u.  Thatsachen  augehören.  Beste  dürfen 
in  den  Rechnungen  nur  erscheinen,  wenn  Rendant  u.  Verwaltungsbehörde  nachweisen, 
dass  die  dabei  einwirkenden  Umstände  nicht  zu  verhindern  waren.  (Stundungen  dürfen 
nur  von  den  Ministerien  u.  obersten  Verwaltungsbehörden  bewilligt  werden.  Bei  den 
Steuern  hängt  der  Gegenstand  dann  mit  der  Ordnung  der  Steuercredite  u.  Steuer- 
reste zusammen.  S.  darüber  Fin.  II,  §.  578,  581).  Einnahmereste,  die  über  das 
laufende  Jahr  hinaus  in  Ausstand  bleiben,  werden  immer  als  solche  Reste  in  den 
Büchern  des  folgenden  Etatsjahrs  bei  den  entsprechenden  Kapiteln  u.  Titeln  neben 
dem  etatmäss.  Soll  behufs  der  Vereinnahmung  in  Solleinnahme  gestellt.  Das 
Rcchnungssoll  setzt  sich  dann  also  aus  2  Posten  zusammen,  dem  Reste  aus  frflheren 
und  dem  Etats-Soll  aus  dem  laufenden  Jahre.  Die  Ist -Rechnung  giebt  getrennt  an, 
wie  viel  von  beiden  Posten  im  Jahre  eingekommen  u.  am  Schluss  in  Rest  verblieb, 
was  dann  auf's  neue  Jahr  als  Einnahmcsoll  übertragen  wird.  Demgemäss  wird  auch 
der  dem  Landtag  überreichte  Rechnungsabschlnss  aufgemacht.  Derselbe  kann  auf  der 
Einnahmeseite  rascher  als  z.  B.  in  Frankreich  festgestellt  werden  u.  enthält  die  wirk- 
lichen Eingänge  des  betr.  Jahres  verglichen  mit  dessen  Etatssoll.  Daneben  zeigt 
die  Bewegung  der  Reste,  die  aus  dem  vor.  Jahre  übernommen  wurden  u.  in  das  nächste 
übergehen,  ob  hier  eine  Verbesserung  (d.  i.  Verminderung)  oder  eine  Verschlechterung 
(d.  i.  Vermehrung)  eingetreten  ist.     Vgl.  u.  §    146,  147. 

In  Frankreich  bestehen  etwas  verwickelte  und  leicht  zu  Verwechslungen  u. 
Irrthümem  Anlass  gebende  Unterscheidungen.  Die  klarste  Darstellung  bei  v.  Czörnig, 
Budg.  etc.  S.  82,  Hock  S.  93,  Art.  exercice  bei  Block,  auch  Kaufmann  S.  43, 
Schrott  S.  540,  550.  Im  Decret  von  31.  Mai  1862  Art.  33  ist  an  diesen  älteren 
Verhältnissen  nichts  geändert  worden.  Der  eigentliche  laufende  Dienst,  welcher 
unmittelbar  im  Verwaltungsjahre,  d.  h.  im  Kalenderjahre  sich  vollzieht,  heisst 
annce.  Von  ihm  unterscheidet  sich  zunächst  exercice  als  Rechnungsjahr,  das 
den  laufenden  Dienst  des  betreffenden  Kalenderjahres  zuzüglich  der  für  Rechnung 
des  letzteren  während  eines  Theils  des  nächsten  Kalenderjahres  erfolgenden 
Operationen  umfasst.  Für  Rechnung  des  letzten  Kalenderjahres  kann  nem- 
lich noch  im  darauf  folgenden  Januar  innerhalb  der  eröffneten  Credite  eine  sogen. 
Materialgebahrung  (Services  du  mat^riel),  ferner  bis  Ende  Juli  noch  die  Liquidation 
u.  Anweisung  von  Ausgaben,  bis  Ende  August  noch  eine  Geldzahlung  aus  den  Staats- 
kassen, bis  Ende  November  noch  eine  Einkassirung  von  Staatsgeldem  stattfinden. 
Dann  wird  der  Dienst  dieses  Jahres  geschlossen  u.  führt  den  technischen  Namen  exercic  e 
clos.     Was  an  Ausgaben  dieses  ex.  clos  noch  restirt,  darf  aber  ohne  Weiteres  noch 
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fernere  fOnt  Jahre  lang  (ind.  des  ezcrc.  clos)  in  den  Etat  des  laufenden  Jahres  eingestellt 
werden.  Darauf  freien  diese  Dienste  definitiv  geschlossen  oder  gelten  fur 
ab^ethan  (ezerc.  perimes),  indem  die  ehemaligen  fUr  die  betreffenden  Ausgaben 
im  Budget  bewilligten  Credite  nunmehr  als  verfallen  angesehen  werden.  Kestiren 
gleichwohl  noch  in  rechtsgiltiger  Weise  Ausgabeverpflichtungen  des  Staats  aus  den 
abgethanen  Jahren,  so  sind  dieselben  unter  dem  Namen  ,,Dienst  des  und  des  abgu- 
thanen  Jahres**  ins  Budget  zu  stellen,  müssen  aber  von  Neuem  erst  wie  andere  Aus- 
gaben bewilligt  werden.  So  giebt  es  also  eigentlich  3  oder  gar  4  „Jahresdiouste"  in 
der  fnnzös.  ^nanzrerwaltung:  1)  laufender  Dienst  im  Kalenderjahre  für  dasselbe, 
2)  nachträglicher  Dienst  im  nächsten  Jahre  fUr  dasselbe,  3)  Dienst  der  ge- 
schlossenen Jahre,  4 — 5  Jahre  lang  nach  dem  Schluss,  4)  Dienst  der  abgethanen 
Jahre.  Practisch  wichtig  ist  besonders  die  Trennung  des  laufenden  Jahres  (Nr.  1  u.  2) 
von  dem  Dienst  der  geschlossenen  Jahre.  Diese  Unterscheidung  ist  „keine  bloss  theo- 
XBtische  oder  prindpielle,  sondern  sie  wird  in  allen  Rechnungen  der  einzelnen 
Bechnungsleger  bis  in  die  untersten  Stufen  herab  durchgeführt;  über- 
all ist  angegehen,  auf  welchen  Jahrgang,  den  laufenden  oder  den  vergangenen,  die 
läimahnie  mier  Ausgabe  sich  bezieht**  (Hock,  S.  113,  der  das  rühmt).  Hierbei  ist 
es  aber  doch  ein  Uebelstand,  dass  durch  verspätete  Operationen  für  den  Dienst  der 
abgelaufenen  Jahre  sich  so  der  definitive  Abschluss  eines  jeden  solchen  Jahres  unge- 
btthriich  in  die  Länge  zieht.    Vgl.  u.  §.  146,  147. 

§.134.  —  2.  Die  Sechnungsbttcher  sind  nach  Gattung, 
Zahl,  Einrichtung,  Form,  Rechnungsmethode  (,,Rech- 
nangsstyl")  genau  yorgeschrieben.  Ebenso  sind  die  Beamten  (Vor- 
steher, Kassirer,  Ober-,  sonstige  Buchhalter  bei  den  Kassen,  analog 
bei  der  Buchführung  der  anweisenden  Behörden)  speciell  bezeichnet, 
welche  die  verschiedenen  Bücher  verantwortlich  zu  ffihren  oder  bei 
der  Führung  controlirend  mitzuwirken  haben.  Die  wichtigsten, 
gewissermassen  typischen  Bücher,  deren  Erwähnung  hier  ge- 
nflgti  sind: 

a)  Die  Tagebücher  (Journale,  Diarien)  für  die  Ein- 
seidmuDg  aller  betreuenden  Rechnungs  -  Thatsachen  (Ausstellung, 
Empfang  von  Anweisungen,  Auszahlung,  Empfangnahme  von  Ein- 
sahlungen) in  chronologischer  Ordnung,  regelmässig  in  der  be- 
treffenden Soll-,  Ist-  und  Restrechnung  unmittelbar  bei  Eintritt  der 
Thatsachen  vorzunehmen. 

Ueber  die  Einrichtung  dieser  BUchcr  einige  Andeutungen  bei  Rau  Fin.  II, 
§.  547,  548.  Dieses  Detail  gehört  nicht  hierher  u.  muss  doch  viel  specioller  behandelt 
werden,  wenn  diese  technische  Seite  der  Buchführung  genügend  verständiich  werden 
mU.  VgL  f.  Weiteres  Schrott,  §.  15  ff.,  §.  67  tt'.,  u.  die  betreff.  Verordnungen, 
sadi  die  beigegebenen  u.  in  den  einschlagenden  Fachwerken  zu  findenden  Formu- 
lare (einige  davon  u.  in  §.  185).  Für  Preussen  s.  u.  A.  d.  (icsch.anweis.  f.  d. 
Begier.lianptkassen  v.  I.Juni  1S57,  §.  19:  „Die  Buchführung  geschieht  in  zweifacher, 
aemlich  in  chronolog.  u.  in  systemat.  Ordnung,  jene  durch  die  Journale,  diese 
durch  die  Manuale.  Jene  hat  den  Zw<;ck  einer  ununterbrochenen  üebersicht  u. 
Controle  des  gesammten  Kassen?erkchrs'\  Dazu  Schemata  von  Formularen,  bei  Herr- 
fnrth  S.  690.  Die  Journale  selbst  sind  wieder  verschiedener  Art,  Haupt-,  Neben-, 
Dnterjournale ,  Kassenbücher,  Buchhaltercijournale.  Daneben  kommen  Geschäfts- 
register über  alle  Einlaufe,  Belege  vor,  Notizbücher  für  die  vorläufigen  Ein- 
tragungen u.  dgl.  m.  In  den  Tagebüchern  wird  der  baare  Kassen  verkehr  (.zugleich 
zur  Controle  gegen  den  Kassirer)  und  der  durch  Anrechnung  stattfindende  unter- 
schieden.    Zahlungen  durch  Anrechnung  bilden  zugleich   ein  Einnahme-  u.  ein  Aus- 
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gabegeschäft  (angef.  preoss.  Gesch.adveis.  §.  38).  Die  Tagebücher  köimeii  vereiot 
fOr  Ein-  und  Ausgänge  auf  2  Seiten  oder  nach  zwei  Geldspalten  geführt  veiden. 
Aus  den  Tagebüchern  ist  bei  jeden  Augenblick  möglichem  und  auch  regolmSsaig  täg- 
lich —  insbesondere  bei  den  Kassetagebuchcrn  —  erfolgendem  Abschluss  sofort  der 
Sollstand  der  Kasse  zu  ersehen.  Sie  dienen  daher  bei  Vergloichang  mit  dem 
Ist -Stand  der  Kasse  dem  betr.  Beamten  selbst  als  Controlmittel  und  sind  ein  Hanpt- 
controlmittel  bei  den  Kassenrevisionen.  Auch  die  sonst  vorgeschriebenen  Kassen- 
abschlüssc  in  bestimmten  Terminen,  zur  Anfertigung  der  an  die  yorgesetzten 
Behörden  zu  sendenden  Uebersichten  u.  Ausweise  (««Kassenextracte"')  u. 
der  eigentlichen  Rechnungsabschlüsse  (MFinaiabschlüsse'')  erfolgen  zunächst 
nach  den  Tagebüchern,  ebenso  die  AfaJieferungen  der  Ueberschüsse  an  die 
Sammelkassen  u.  a.  m.  (Ueber  die  vierfachen  Abschlüsse  der  preuss.  Hauptkassen: 
Tages-,  Monats-,  Quartal-,  Finalabschluss  s.  d.  angef.  Gesch.anwei8.  §.  87  C).  Aus 
den  Eintragungen*  der  Tagebücher  der  Ist- Rechnung  sind  dann  diejenigen  in  die 
folgende  zweite  Art  der  Bücher  in  der  Ist- Rechnung  der  Kassen  zu  machen. 

b)  Die  Hauptbücher  (Manuale)  für  die  Einzeichnnng  aller 
betreffenden  Rechnungsthatsachen  in  systematischer  Ordnung, 
daher  nach  bestimmten  Rubriken,  Verwaltungszweigen, 
Etatskapiteln  u.  dgl.  Die  Soll- Rechnungsbuchung  erfolgt 
„nach  den  Anordnungen  des  Wirthschaftsleiters^'  (Schrott),  also 
im  Staatshaushalt  nach  den  Etats  und  Anweisungen,  die  Ist-Rech- 
nungs- Buchung  wie  gesagt  nach  den  Tagebtlchern.  Für  die  einzelnen 
Verwaltungen,  deren  Anweisungs-  und  Kassendienst  eine  gemein- 
same Behörde  und  einheitliche  Kasse  besorgt,  werden  Special- 
Manuale  benutzt,  deren  Ergebnisse  dann  wieder  in  ein  General- 
oder Haupt-Manual  übertragen  und  so  zusammengefasst  werden. 

Vgl.  Schrott,  §.  22  (F.,  71  ff.  Rau,  II,  §.  551.  Für  Preussen  bes.  d.  allg. 
Gesch.anwcis.  v.  1.  Juni  1857  §.  19,  23  ff.  u.  die  Formulare  (bei  Herrfurth  S.  692  «.). 
„Die  Buchführung  durch  die  Manuale  zerf&llt  nach  den  verschiedenen  Verwaltungen 
u.  vereinigt  sich  in  dem  Hauptmanuale.  In  denselben  wird  der  Zustand  jeder  Ver- 
waltung n.  jedes  ihrer  Fonds  nach  der  durch  die  Etats  oder  sonstige  Bestimmungen 
vorgeschriebenen  Ordnung  dargestellt  u.  die  künftige  Rechnungslegung  vorbereitet 
Die  Manuale  sind  daher  nicht  nur  die  Grundlagen  der  Rechnungen ,  sondern  können 
zugleich  als  Conccpte  derselben  dienen*'  (gen.  preuss.  Anweis.  §.  19).  In  Preussen 
werden  Specialmanuale  f.  die  einzelnen  etatmäss.  Verwaltzweige  (ind.  der  dazu 
gehörenden  extraordinären  u.  Nebenfonds),  dann  über  jeden  abgesonderten  Neben- 
fonds, über  die  Asservate  u.  über  die  Vorschüsse  geführt.  Näheres  über  die  Führung 
der  Manuale  eb.  §.  25,  26. 

c)  Kassenbestandsbticher  („Tresorbuch"  in  Preussen)^ 
über  Bestand,  Ab  -  und  Zugang  (d.  b.  hier :  herausgenommene  und 
hineingelegte  Gelder  u.  s.  w.)  nach  Geldsorten,  Geldzeichen-Sorten 
und  etwaigen  anderen  Werthen  (Coupons,  Eflfocten  und  deren  Arten) 
unterschieden. 

Preuss.  Anweis.  §.  67  ff. 

In  den  einzelnen  Ländern  und  z.  Th.  auch  in  den  verschiedenen  Verwaltungs- 
zweigen desselben  Landes  kommen  manche  Verschiedenheiten  unter  diesen  Büchern 
und  neben  letzteren  auch  noch  andere  Bücher  für  das  Rechnungswesen  vor.  Die  ver- 
wickelten Abrechnungen  der  Kassen  unter  einander  veranlassen  auch  in  der  Zahl 
u.  Art  der  Bücher  Unterschiede. 
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Ueber  die  äussere  Beschaffenheit  der  Bücher  bestehen  regelmässig  Vor- 
schriften, welche  irrthttmliche,  fahrlässige  und  Torsätzlich  onrichtijre  Bachfahrungeu 
hindern  sollen  (Bestimmangen  über  Einband,  Foliirung,  Paginimng,  Beurkundung  des 
Umfangs  u.  Inhalts  der  Bücher  dnrch  die  Vorgesetzten,  Verbot  der  Rasuren,  des 
Heransreissens  fon  Blättern,  Angabe,  wie  allein  Correcturen  vollzogen  werden  dürfen 
and  dergl.  mehr.  In  Prenssen  hat  z.  B.  der  Kassenrath  das  Foliiren  des  Haupt- 
jonnials  u.  des  eigentlichen  Kassenbuchs  speciell  zu  controliren  u.  vor  dem  Gebrauch 
der  Bacher  auf  dem  1.  u.  letzten  Blatte  die  Zahl  der  Blätter  oder  Seiten  mit  Namens- 
onterschrift  zu  bescheinigen.    Gesch.anw.  y.  1857  §.  19). 

Die  innere  technische  Einrichtung  der  Bücher  und  die  Bachführung 
in  ihnen  ist  ebenfalls  genau  vorgeschrieben  und  in  den  Formularen  erfolgt  die 
nähere  Anweisung  dazu.  Die  Bücher  sind  regelmässig  in  die  erforderliche  Anzahl 
Verticalspalten  eingetheilt,  welche  am  E o p f e  die  Kategorie  des  Einwtragenden 
mit  dem  betreffenden  technischen  Namen  benennen  und  in  die  dann  in  den  hori- 
zontalen Linien  die  erforderlichen  Eintragungen  nach  der  chronol.  oder  systemat. 
Reihenfolge  stattfinden,  wobei  das  Gleichartige  untereinander  steht  u.  soweit  es  sich 
um  Geldwerthe  handelt  ein  Zosammenrechnen  leicht  stattfinden  kann.  Die  meisten 
Verticalspalten  sind  daher  Zahlenspalten  und  zugleich  Geldspalten  der  Rech- 
mmgen.  Mitunter  werden  diese  selbst  doppelspaltig  eingerichtet,  einmal  für  die 
einulnen  Posten  einer  Kategorie  (z.  B.  links),  dann  ftlr  die  Summe  dieser  Posten 
(rechts).  Daneben  kommt  wohl  bei  einzelnen  Rechnungen  noch  eine  Einschubspalte 
^innerhalb  der  Linie,  intra  lineam'',  „vor  der  Linie,  ante  lineam''  vor,  für  Ein- 
tragungen, die  noch  nicht  vollgiltig  sind,  zum  Vermerk  dienen  sollen  u.  dgl.  m.  Neben 
den  Zahlenspalten  unterscheidet  man  unter  den  Verticalspalten  Ordnungsspalten  für 
die  Eintragung  der  laufenden  Nummer  der  Rechnung,  für  das  Datum,  für  die  bc- 
txeffende  Nummer  des  correspondirenden  Bachs,  meistens  links  im  Anfang,  bei  den 
systematischen  Rechnungen  fUr  die  Bezeichnung  der  Abtheilang  oder  Nummer  der 
Kategorie  (z.  B.  des  Etats);  dann  Benennungsspalten,  worin  das  Nähere  über 
die  einzelne  Eintragung  (Art,  Ursache,  Umstände  etc.)  angegeben  wird,  femer  Ver- 
weisungsspalten,  die  zu  den  Ordnungsspalten  gehören,  wenn  sie  eine  Verweisung 
auf  andere  Bücher  enthalten,  sonst  aber  auf  die  Belegstücke  u.  dgl.  verweisen.  S. 
Bau  n,  §.  543.  Näheres  in  den  theoret  u.  pract  Werken  über  Rechnungswesen, 
so  Schrott  §.  16,  17,  29.  Die  Köpfe  der  Spalten  richten  sich  natürlich  nach  den 
Büchern  u.  den  Eintragungen,  daher  hier  wie  in  der  Spaltenbildung  gewisse  Ver- 
schiedenheiten bes.  bei  den  Tagebüchern  und  den  Hauptbüchern,  den  Journalen  der 
Vonteher  u.  den  eigentlichen  Kassenbüchern.  Folgende  Beispiele  aus  den  preuss. 
Formularen  für  die  Bücher  der  Regienhauptkassen  geben  einen  Einblick,  wobei  nur 
n  bemericen,  dass  die  hier  des  Raumes  wegen  vertical  von  oben  nach  unten  ge- 
stallten SpahenkOpfe  horizontal  von  links  nach  rechts  zu  lesen  oder  zu  verstehen 
sind  (Abdruck  der  Formulare  bei  Herrfurth  S.  690,  692,  Nr.  II,  III,  V). 

Siehe  die  folgende  Seite. 

Im  Abschnitt  5,  §.  146  u.  147  (über  die  Methoden  des  Rechnungsabschlasses  u. 
über  Absolutorium  u.  Indemnität)  finden  noch  einige  weitere  Ausführungen  über  den 
in  den  §.  132  ff.  behandelten  Gegenstand  statt,  nüt  specieller  Bezugnahme  auf  den 
Jahresabschluss  der  Staatsrechnang  u.  auf  dessen  Erledigung.  S.  bes.  am  Schlnss 
V.  §.  147  die  Schemata  des  preuss.  Rechnungsabschlusses  für  den  Jahresdienst  in 
den  „üebersichten  der  Staatseinnahmen  u.  Ausgaben  mit  dem  Nachweis  der  Etats- 
überschreitungen u.  s.  w." 


298  1 .  B.  4.  K.  Formelle  ürdaung:.  3.  Abbcbuitt.  Zahl-,  Kass.-,  Rechu.wesca.  §.134,135. 


BP 


^^?B 


6 

o 

er 
er 

s- 


OD  •>]  Od 

•  •  • 

a  W  ff  a  r-  i  B 
»  B  0 


ex 

P-o- 


1^  CO  K»^ 
•      .      ■      • 


ö*  5  5  2  -  ^- 
5*5  D  p  a 


SB* 
»— •  ^'' 
<»  .-^ 

OD  -^ 
P    CS 
O    BB 


g 


na 


Q« 

s 


g  5 
S  ^  ► 
1 

• 

CT 

0 

O 

Bf 

CO 


BS.. 
B  B  g 

o 


B  • 


B 


CS 

S 
OB 


^ 

i^ 


c»  ^ 

D    •^* 


o 

a 
p 


w 

o 

0 

t3 

9» 

^^ 

Ou 

OD 

9» 
& 

B 
o 

OD 

•l 
OD 


Ci  C;t 


1^  CO  MM» 


o-p  2     5r 

----»22^         D. 

©Ä  »      ? 


cc  or  -4 


Od 

«> 

OD 

«■♦■ 

oq 


C?<  »^  CO  »o 


o-     'S^p  cp9  j-io 


o 


p 

o 

p 


B  S 

o 

0 


rg» 


OQ 


o 

P  ^B     I 


tH  r^Ö^ 


G> 
P 
CR 

5»" 

p 


M>  P 

5^  p 
P  *= 


OD 


B^  fi»  2  o 
fi^  g  g  ^  J.  ^ 
•^  "  oq  ^.  P«  W 


o 


et 
er 


8  0^ 


CO 

o 


E'  er  ff 

**  r«  S. 

A 

P* 

P 


^nW 


.  ill 


2 » 

Ä?  p 


ES- 


^ — ^ 

P* 

p 

OD 


C&  CA     Ctl 

•-I  o-  p 

^  S  g 

«»  ^^   2  i 

K*  P*  P 

?«  P    «» 


o 

a 

c« 


Formularieu  der  KcclinungsbUcher.    Kechnungsstyl.  291) 

§.  135.  —  3.  Der  Rechnungsstyl.  Hinsichtlich  der 
Methode  der  Rechnung  bei  der  Bachfdhrang  oder  hinsichtlich 
des  sogen.  Rechnnngsstyrs  wird  auch  im  Rechnungs-  and 
Bachfähmngswesen  der  Finanzwirthschaft  die  sogen,  einfache 
BnchfOhrang  (Rechnungsstyl  in  einfachen  Posten)  oder  der 
Cameralstyl  und  die  sog.  doppelte  Bnchftthrang  (Rechnungs- 
styl in  doppelten  Posten,  „doppische"  Verrechnung)  oder  der 
italienische  oder  Mercantilstyl  unterschieden. 

Bei  der  ersten  Methode  verfolgt  man  alle  Veränderungen  im 
Vermögen  einer  Wirthschaft  (im  Bestand  einer  Kasse)  unmittelbar 
sowie  sie  vorgehen,  nemlich  als  Eingänge  und  Ausgänge  (Zu- 
and  Abgänge,  Einnahmen  und  Ausgaben),  entweder  chrono- 
logisch, wie  in  den  Tagebtichem  oder  systematisch  wie  in  den 
Hauptbüchern.  Durch  einfache  Additionen  beider  Seiten  und  Sub- 
tractionen  der  betreffenden  Summen  erhält  man  das  Ergebniss 
der  erfolgten  Veränderungen.  Geldrechnung  und  Sachrechnang 
werden  getrennt  geführt.  Soll,  Ist  und  Rest  stehen  in  den  Manualen 
neben  einander. 

Die  Ein-  nod  Ausgänge  bestehen  theils  in  wirklichen  Bewegungen  der  Geld- 
fonds der  Kasse,  auf  deren  eigene  und  auf  Rechnung  andrer  Kassen  (Commissions- 
gesch&ft),  theils  auch  hier  in  fingirten  Bewegungen,  indem  die  durch  Vermittlung 
anderer  Kassen  aber  auf  Rechnung  der  betreffenden  Kasse  erfolgenden  Ein-  und 
Ausgänge  mit  in  die  Buchführung  gezogen  werden  (.^Zahlungen  durch  Anrechnung 
bilden  zugleich  ein  Einnahme-  u.  ein  Ausgabegeschäft'%  s.  o.),  und  indem  ferner 
nach  dem  Grandsatz  der  Bruttorechnung  die  Betriebs-  und  Erhebungskosten  einer 
Einnahme  oder  sonstige  Ausgaben,  welche  von  den  an  die  Einnahmekasse  abzuführenden 
Uebcrschflssen  gleich  abgegangen,  also  nicht  eigentlich  zur  Kasse  gekommen  sind, 
doch  deren  Rechnungen  mit  durchlaufen  und  sowohl  bei  den  Ein- 
nahmen als  bei  den  Ausgaben  gebucht  werden  (preuss.  Instr.  v.  18.  Dec.  1824 
£.  d.  Oberrechenkammer  §.  5.  gleiche  Bestimm,  in  (3esterreich). 

Bei  der  doppelten  Buchführung  wird  ,Jeder  Geschäftsfall 
(einzutragende  Posten)  als  Inbegriff  einer  Leistung  und  der 
dazugehörigen  Gegenleistung  aufgefasst  und  dargestellt*'  und 
er  kommt  dann  in  der  hier  anzuwendenden  Geldrechnung  „zwei- 
mal, das  eine  Mal  mit  der  in  ihm  begriffenen  Leistung,  das  andere 
Mal  mit  der  zugehörigen  Gegenleistung,  also  in  zwei  Posten  oder 
in  einem  doppelten  Posten  vor"  (Schrott).  Die  Rechnung  er- 
folgt getrennt  nach  Geschäftszweigen,  die  unter  sich  durch  Leistungen 
und  Gegenleistungen  in  Verbindung  stehen  und  so  zu  einander  in 
das  Verhältniss  von  Geber  oder  Gläubiger  und  Empfänger 
oder  Schuldner  treten.  Die  gemachte  Leistung  (Zahlung)  erseheint 
bei  jenem  als  Guthaben  (Haben,  Credit),  bei  diesem  als 
Schuldigkeit  (Soll,  Debet).  Wo  sich  die  in  Geld  angeschlagenen 
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Leistungen  und  Gegenleistungen  bis  zum  Zeitpunet  des  Reehnungs- 
abseblusses  (der  Bilanzziebung)  nicht  ansgeglicben  haben ,  bleibt 
ein  Mehrbetrag  (Saldo)  als  Guthaben  zu  Gunsten  des  Einen 
und  als  Schuld  zu  Lasten  des  Anderen,  welcher  Posten  mit  ge- 
bucht und  dann  durch  eine  besondere  Gegenleistung  beglichen  oder 
auf  neue  Rechnung  vorgetragen  wird.  Die  Summe  im  Credit  und 
Debet  muss  immer  die  gleiche  sein,  weil  jeder  Posten  doppelt  ein- 
getragen wird,  ein  Moment,  das  für  die  Controle  der  Richtigkeit  dient. 

Wo  es  sich,  wie  im  gewöhnlichen  wirthschaftlichen  Verkehr,  daher  besonders 
unter  Eanfleaten,  wo  diese  Rechnnngsmethode  die  übliche  ist,  nm  die  Leistungen 
nnd  Gegenleistungen  wirklicher  verschiedener  Personen  (selbständiger  Rechts- 
snbjecte)  handelt,  hat  es  auch  die  doppelte  Buchhaltung  mit  unmittelbaren  Reali- 
täten zu  thnn.  Aber  zahlreiche  Fictionen  müssen  daneben  gebildet  werden,  ins- 
besondere erfolgt  eine  Personification  der  einzelnen  Abtheilungen  der  einheitlichen 
Wirthschaft,  f£  deren  jede  dann  eine  besondere  Rechnung  („Conto'')  geftüurt  und 
deren  Beziehungen  zu  einander  in  den  Leistungen  und  Gegenleistungen  durch  die 
doppelte  Buchh^tung  dargestellt  werden.  Und  ebenso  wird  die  Wirthschaft  als  eine 
eigene  Person,  getrennt  vom  Eigenthümer  (Leiter)  aufgefasst  und  die  Beziehungen 
zwischen  ihnen  auch  als  Leistungen  u.  Gegenleistungen  gebucht.  Somit  bestehen 
Conti  wirklicher  und  solche  fingirter  Personen.  Jedes  Conto  hat  zwei  Ab- 
theilungen, links  für  das  Soll  (Debet),  rechts  für  das  Haben  (Credit).  —  Vgl  über 
beide  Style  Rau,  Fin.  II,  §.  549,  550.  Schrott,  §.  13,  14,  66.  An  beide  lehnt 
sich  obige  Darstellung  in  einigen  Pnncten  näher  an. 

,,Die  Doppelbnchhaltang  ist  demnach  die  vollständige' 
Darstellung  der  Verhältnisse  zwischen  einzelnen 
Personen''  (wirklicher  nnd  fingirter),  ,,der  Camer al styl  ist  ein 
einheitlicher  Aufbau  der  Rechnung,  welche  alle  Vorgänge 
in  Beziehung  auf  eine  einzige  Person,  die  Verwaltungsstelle  (Kasse) 
bringt''  (Rau,  II,  §.  549). 

Anwendbar  sind  beide  Methoden  auch  im  Staatsrechnungswesen. 
Der  Gameralstyl  ist  der  ältere,  verbreitetere ,  in  Deutschland  und 
Oesterreich  übliche,  —  mit  einzelnen  Verschiedenheiten  und  manchen 
erheblichen  Verbesserungen  des  gegenwärtigen  gegen  den  „alten 
Gameralstyl'^  Die  doppelte  Buchführung  besteht  namentlich  in  Frank- 
reich, auch  in  England.  Beide  Methoden  haben  theoretisch  und  practisch 
ihre  Vorzüge  und  Mängel  und  haben  ihre  Anhänger  in  der  Wissen- 
schaft und  im  practischen  Leben.  Die  Oründe  für  den  verbesserten 
neueren  Gameralstyl  überwiegen  aber  doch  wohl.  Dieser  Styl  ist 
im  Staatsrechnungswesen  nicht  nur  der  einfachere,  sondern  auch 
derjenige,  welcher  dem  Finanzwesen  nach  dessen  Natur  und 
nach  den  characteristischen  Unterschieden  der  Finanzwirthschaft 
von  der  gewöhnlichen  privaten  Verkehrswirthschaft ,  zumal  von 
dem  Handelsunternehmen,  am  Meisten  entspricht. 
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Denn  bei  einem  grossen  Theile  der  Gebahrungen  im  ötfenüichen  Haushalte, 
welche  gebucht  werden  sollen,  handelt  es  sich  nicht  am  Leistungen  an  den  Staat, 
denen  Gegenleistungen  überhaupt  oder  wenigstens,  wenn  auch  mit  Hilfe  ?on  Fictionen, 
berechenbare  Gegenleistungen  des  Staats  an  die  Leistenden  entsprechen  (so  im  Steuer- 
Wesen)  und  ebensowenig  umgekehrt  um  Leistungen  des  Staats  an  Dritte,  denen  solche 
buchungsfähige  Gegenleistungen  dieser  Dritten  gegenüberstehen  (Gehalte,  Pensionen). 
Sehr  künstliche  Fictioneu,  weit  mehr  als  in  der  kaufmännischen  Praxis  müssen  hier 
bei  Benutzung  der  doppelten  Buchführung  im  Staatsrechnungswesen  gemacht  werden. 
Die  Sicherung  des  Rechnungswesen  bezüglich  seiner  Richtigkeit  und  die  Mittel  zu 
ausreichender  Gontrole  gewährt  aber  auch  der  ?erbesserte  Cameralstyl,  wie  deutsche 
Erfahrung  lehrt 

Demnach  verdient  in  den  Staatsrechnnngen  der 
Regel  nach  der  Cameralstyl  den  Vorzag  (Ran  11,  §.  550). 

Zu  demselben  Resultat  gelangt  Schrott,  S.  350,  „die  Anwendung  der  Doppik 
sd  für  die  Regiernngswirthscbaft  gradezu  unzweckmässig,  weil  hier  die  rubrikenweise 
Au£eeigung  der  Schuldigkeiten  u.  der  Rückstände  eine  wesentliche  Bedingung  einer 
guten  Wirthschaftsleitung  sei.''  Auch  ?.  Malchus,  Fin.  U,  139  hat  überwiegend 
Bedenken  in  Betr.  der  doppelten  Buchhaltung,  die  jedenfalls  nur  mit  Modificationen 
anwendbar  sei.  Misslungener  Versuch  im  18.  Jahrb.  in  Oesterreich.  Gewisse  Modi- 
ficationen scheinen  auch  in  Frankreich  zu  bestehen  (Ordonn.  v.  14.  Sept  1822).  Doch 
rühmt  anderseits  Hock  die  Methode  grade  nach  den  franzOs.  Erfahrungen  (S.  97), 
mit  Bezugnahme  auf  Beispiele,  die  aber  kaum  unbedingten  Werth  in  der  Frage  haben. 


4.  Abschnitt. 
Das  Controlwesen. 

S.  0.  §.  SO  über  die  3  Arten  der  Gontrole,  was  hier  weiter  auszufuhren  ist 
Der  Zusammenhang  des  Gegenstands  mit  dem  im  vorigen  Abschnitt  behandelten 
nöthigte  aber  dazu.  Einzelnes  auch  bezüglich  des  Controlwesens,  namentlich  die  eigent- 
liche Kassencontrolo  mittelst  der  Visitationen  u.  Revisionen  (^§.  129)  schon  dort  zu 
behandeln.  Jetzt  erübrigt  hier  von  dieser  ersten  Art  der  Gontrole  noch  die  Be- 
sprechung der  eigentlichen  Rechnungscontrole  und  der  Kassencontrolo,  soweit 
diese  zugleich  Rechnungscontrole  ist.  Für  die  Literatur  s.  die  Angaben  in  den 
Vorbemerkungen  zu  den  vorigen  Abschnitten,  S.  219  u.  253,  speciell  v.  Jacob  Fin.  II, 
§.  1316  ff.,  V.  Malchus  Fin.  II,  159  ff.,  Rau  Fin.  U,  §.  557,  Stein  Fin.  11, 
113  ff.«  Leroy-Beaulieu  II,  1.  1,  eh.  3,  bes.  v.  C zornig  Budget,  Staatsrechn.  u.  s.  w., 
wo  diesem  Gegenstand  bei  jedem  der  behandelten  Staaten  besondre  Aufmerksamkeit 
geschenkt  u.  derselbe  zum  Schluss  S.  163  ff.  vergleichend  behandelt  wird  (die  Schrift 
wurde  Ende  1865  veröffentlicht,  enthält  also  u.  A.  die  neuere  Entwicklung  in  Preussen 
noch  nicht).  Das  Beste  auch  in  vergleichender  u.  principieller  Behandlung  leistet  wohl 
die  anonyme  Arbeit  „Ucber  den  Rechnungshof  mit  bes.  Rucks,  auf  das  Deutsche 
Reich'*,  2  Art  in  d.  Tüb.  Ztschr.  B.  32  u.  33  (1876  u.  77),  der  erste  mehr  principiell, 
dann  näher  eingehend  auf  Preussen,  im  zweiten  auch  eine  Darstellung  der  gegen- 
wärtigen Gestaltung  der  Rechnungscontrole  in  Frankreich,  Oesterreich,  Baiern,  Belgien, 
eine  gute  Ergänzung  der  älteren  Schrift  v.  Czörnig's,  femer  eine  nähere  Dar- 
stellung der  bis  dahin  (u.  auch  seitdem  noch)  resultatlosen  Parlamentär.  Verhand- 
lungen über  Etatsgcsetz,  Rechnungs-Control- Gesetz  u.  s.  w.  im  Deutschen  Reiche. 
Dieser  Arbeit  wird  in  diesem  Abschnitt  mehrfach  gefolgt.  Eine  umfassende  Behand- 
lung des  Gegenstands  vom  wirthschaftstechn.  Standpuncte  aus  bei  Schrott,  Verrechn.- 
wiB8.  §.  123  ff.,  154  ff,  159  ff 

Die  finanztechnische  Seite  des  Controlwesens  ist  augenfällig  und  auch  in 
der  administrativen  und  in  der  Staatscontrole  deutlich  sichtbar.  Aber  hier  tritt  doch 
als  das  noch  bedeutsamere  Moment  das  staatsrechtliche  u.  politische  hervor. 
Daher  denn  insbesondere  in  der  neueren  Periode  der  „Verfassungsstaaten''  und  seit 
dem  Debergang  der  absoluten  in  die  constitutionelle  (u.  eventuell  parlamentarische) 


302    1-  B-  4.  K.    Formelle  Ordnung.    4.  Abschnitt.    Controlwescn.    §.  136»  137. 

Staatsform  ein  lebhafter  theoretischer  u.  practisch-politischer  Streit  über  die  Gontrole, 
besonders  über  die  Staatscontrole,  deren  Yerhältniss  zur  Yerwaltnugscontrole,  tlber  die 
Organe  oder  das  Organ  zur  Ausübung  dieser  Controle,  über  die  staatsrechtliche 
Stellung,  Bildung  u.  Zusammensetzung,  Function  besonders  des  obersten  Gootroloin^ans 
(„oberster  Kechnungshof",  „Oberrechcnkammei'\  Cour  des  comptes),  über  das  Ver- 
hiütniss  desselben  zur  Regierung,  zu  den  obersten  Verwaltungsbehörden,  (Ministerien, 
Ueber-  oder  Neben-  oder  Ein-  und  Unterordnung  des  Rechnungshofs  gegenüber  der 
Ministerien),  über  die  Beziehung  des  Rechnungshofs  zum  Parlament  u.  dgl.  m.  Die 
Geschichte  u.  das  geltende  Recht  des  Gontrolwesens  werden  hier  zu  einem  wichtigen 
Gegenstand  der  allgemeinen  Verfassnngs-  und  Yerwaltungsrechts- Geschichte  u.  des 
bestehenden  Staats-  besonders  Verfassungsrechts ,  wie  es  ähnlich  vom  Etatswesen,  der 
Etats-  und  Steuerbewilligung  gilt.  Die  heutigen  positiven  Einrichtungen  der  Staaten 
auf  dem  Gebiete  des  Gontrolwesens  sind  daher  das  gemeinsame  Product  finanz- 
technischer Bedürfnisse,  —  wie  sie  sich  schon  im  entwickelten  Geldhanshalt 
der  absoluten  Monarchie  (18.  Jahrh.)  zeigten  und  mehr  oder  weniger  genügend  durch 
die  damals  getroflcneu  Einrichtungen  befriedigt  wurden  (Preussen)  —  und  politischer 
Anforderungen  sowie  staatsrechtlicher  Conseqnenzen  des  geltenden 
Öffentlichen  Rechts.  Für  diese  Seite  des  Gegenjtands,  welche  hier  in  der 
Finanzwissenschaft  nur  gestreift,  nicht  genauer  behandelt  werden  kann,  ist  ausser  auf 
den  genannten  Aufsatz  in  d.  Tüb.  Ztschr.,  ein  wichtiger  Beitrag  zum  „vergleichenden 
Ofi'entlichen  Recht'',  auf  die  Literatur  des  positiven  Staatsrechts  zu  verweisen, 
wo  dieser  Punct  regelmässig  näher  erörtert  wird,  daher  für  das  Deutsche  Reich 
auf  V.  Rönne  u.  Laband,  für  Preussen  auf  v.  Rönne,  für  Baiern  auf  Pözl, 
für  Würtemberg  jetzt  auf  Sarwey,  für  England  auf  Gneist,  für  Oesterreich 
auf  Ul brich  u.  s.  w. 

Mehr  nach  seiner  Bedeutung  grade  für  die  Ordnung  der  staatlichen  Finanz- 
wirthschaft,  wenn  auch  unter  Berücksichtigung  jener  öfTentiich- rechtlichen  Seite  und 
der  Technik  des  Zahlungs-,  Kassen-  u.  Rechnungswesens,  wird  das  Controlwesen  in 
den  monograph.  Arbeiten  über  den  Staatshaushalt  einzelner  Staaten  behandelt.  S.  über 
Frankreich  v.  Hock  Kap.  3,  bes.  111  ff.,  v.  Kaufmann  Kap.  4,  Leroy-Beaulieu 
a.  a.  0.  II,  1.  1,  eh.  3,  Blockes  dict.  Art.  '^omptabilite  publ.  u.  cour  des  comptes, 
(Czörnig  a.  a.  0.  S.  97  ff.,  Tüb.  Ztschr.  1877  S.  41  ff.);  über  Oesterreich 
Blonski  II,  358  ff.,  364  ff.,  Dessary,  Fin.geskuude  §.  122,  123;  über  Bayern 
Stockar  v.  Neuforu-Hock,  §.68,69,  113  ff.  u.a.  m.  passim;  über  Würtemberg 
V.  Riecke  Verfass.  u.  s.  w.  Würt.s  S.  163  u.  pass.;  über  Baden  Regenauer  a.  a.  0. 
§.  13 — 15.  Für  Preussen  fehlt  ein  entsprechendes  Werk  dieser  Art.  S.  dafür  v. 
Rönne,  preuss.  Staatsrecht,  über  die  Öberrechenkammer,  bes.  II,  1.  Abth.  §.  260. 
f.  d.  legislat.  u.  Yerordn.material  Herrfurth  a.  a.  0.,  bes.  Abschn.  II,  S.  13  ff., 
Meissner  Rechn.wesen  I  u.  II.  Uebersicht  der  Hauptpuncte  des  posit.  Controlrechts 
verschiedener  Staaten  auch  bei  Stein,  Fin.  I,  119 — 124  (kaum  haltbare  Aufstellung 
„zweier  grosser  europ.  Systeme  der  höchsten  Staatscontrole'*,  des  französischen  u. 
deutschen.  Dass  sich  so  nicht  genau  schematisiren  lässt  zeigt  d.  Aufs,  in  d.  Tüb. 
Ztschr.)  —  Daten  über  wichtigere  Gesetze  u.  Verordnungen  unten  in  den  Noten. 

§.  136.  Einleitung.  Die  Lehre  vom  Controlwesen  hat  vor- 
nehmlich drei  Puncte  zu  erörtern:  die  Aufgab e^  die  Organi- 
sation, die  Ausfuhrung  der  Controle. 

I.  Die  Aufgabe.  Das  Controlwesen  in  der  Finanzwirthschaft 
ist  zunächst  das  Mittel  zur  Constatirung  der  bezüglichen  That- 
Sachen  darüber,  ob  und  wieweit  die  zu  fordernde  U eberein- 
st immung  der  Zahlungsanweisungen,  der  Rechnungen  und  der 
Kassenbewegung  und  Kassenbestände  mit  den  Normen  besteht, 
welche  für  diese  Gebiete  im  geltenden  allgemeinen  Recht,  in  be- 
sonderen Gesetzen,   im  Etat  und  in  den  giltig  erlassenen  Verord- 
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nungcn  der  competenten  Organe  der  vollziehenden  Gewalt  aufgestellt 
sind;  sodann  zugleich  das  Mittel  dazu,  diese  Uebereinstimmung 
möglichst  sicher  zu  verbürgen  und,  wo  sie  fehlt,  sie 
wieder  herbeizuführen.  Diesem  gemeinsamen  Zweck  dient 
in  verschiedener  Weise,  eventuell  unter  Mitwirkung  verscLiedener 
Organe,  jede  der  drei  oben  schon  (§.  80)  unterschiedenen  typischen 
Hanptarten  der  Controle,  die  Rechnungs-,  die  Verwaltungs- 
nnd  die  Staatscontrole. 

II.  Die  Organisation.  Dahin  gehören  die  Fragen  über 
das  Verhältniss  dieser  Gontrolen  zu  einander,  über  ihre  nähere 
Verbindung  mit  einander,  über  ihre  Ausübung  durch  verschiedene 
oder  zum  Theil  auch  durch  die  nemliehen  Organe,  über  die  Stellung, 
Einrichtung  und  Competenz  dieser  Organe,  über  deren  Rechte  und 
anderseits  über  die  Pflichten  der  zu  controlirenden  Behörden  und 
Beamten. 

lil.  Die  Ausführung.  Hier  handelt  es  sich  darum,  in 
welcher  Weise  die  Controle  der  drei  verschiedenen  Arten  vor- 
genommen (Methode  der  Controle),  welche  besonderen  Zwecke 
dabei  verfolgt,  wie  die  Erreichung  der  letzteren  sicher  gestellt 
werden  soll. 

Natürlicli  bestehen  hier  Wechscfbedingungsrerhältnisse:  nach  der  Auf- 
gabe ist  die  Organisation  einzuricliten  und  eine  bestimmte  Organisation  bedingt  wieder 
die  Art  der  Lösung  der  Aufgabe  und  ebenso  bedingt  die  Organisation  die  Ausführung 
and  ferlangt  eine  bestimmte  Aufgabe  die  und  die  Art  der  Ausfahrung.  Aber  der 
beherrschende  Hauptpunct  ist  doch  der  vorangestellte,  die  Aufgabe.  Vgl.  den  gen. 
Aofs.  über  den  Rechnungshof  in  d.  Tub.  Ztschr.  B.  32,  S.  480  ff.,  dessen  sachkundiger 
Darstelliuig  hier  mehrfach  (in  §.  137  in  cinzebicn  Sätzen  beinahe  wörtlich)  gefolgt  wird. 

I.  —  §.  137.  Die  Aufgabe.  Dieselbe  specialisirt  sich  nach 
den  drei  Arten  der  Controle,  wie  dieses  oben  (§.  80)  schon  generell 
skizzirt  worden  ist. 

A.  Die  Rech  nun  gscontrole  (Controle  im  engsten  Sinne,  auch 
wohl  Elassencontrole  genannt)  schliesst  sich  mehrfach  nahe  an  die 
früher  besprochene  Kassenrevision  (§.  129,  „Eassencontrole'' 
in  einem  anderen  Sinne)  an,  ist  aber  nach  Aufgabe  und  Wesen 
davon  zu  unterscheiden.  Die  Kassenrevision  ist  eine  Controle, 
welche  vomemlich  die  Uebereinstimmung  der  Kassenbestände  mit 
den  über  die  Kassenbewegung  getUhrten  Büchern  und  Rechnungen, 
dann  das  wirkliche  Vorhandensein  der  rechnungsmässig  nach- 
gewiesenen Kassenbestände  prüft  und  sich  eventuell  sonst  auf  die 
Führung  der  Kassengeschäfte  u.  dgl.  erstreckt,  sie  ist  also  recht 
eigentlich  eine  Controle  der  Kassenverwalter.    Die  Rechnungs- 
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controle  dagegen  ist  gegen  die  Verrechner^  daher  soweit  diese 
auch  Kassen  Verwalter  sind,  gegen  letztere  in  dieser  Eigenschaft 
des  Verrechners  gerichtet.  Sie  prüft  dann  vor  Allem  die  Rech- 
nungen und  zwar  nach  folgenden  drei  Seiten:  zunächst  nach 
der  Richtigkeit  des  Calcüls,  in  der  Rechnung  selbst,  in  den 
Beilagen  und  den  Belegen  (,,calculatorische''  Controle  oder 
Revision),  sodann  nach  der  Richtigkeit  der  in  der  Rechnung  vor- 
getragenen Ziffern  und  That Sachen  sowie  nach  der  Voll- 
ständigkeit der  dazu  gehörenden  Nachweise,  endlich  nach  der 
Einhaltung  der  für  die  Rechnungslegung  vorgeschriebenen 
Formen,  bezüglich  der  Rechnung  selbst  wie  der  Legalität  und 
Vollständigkeit  der  Belege  („formelle*'  Controle).  Die  Kassen- 
nnd  die  Rechnungscontrole  wenden  sich  demnach  beide  gegen  die- 
jenigen Behörden  und  Beamten,  welche  mit  der  wirklichen  practischen 
Durcbitibrung  der  Finanzgeschäfte  im  Einzelnen  betraut  sind. 

Die  calculatorischo  und  die  formelle  Controle  sind  an  sich  ain  Einfachsten, 
setzen  aber  teclinisch  geschultes,  wesentlich  dem  Snbalterndienst  angehoriges  Personal 
voraus,  das  hinsichtlich  der  Zuverlässigkeit  seiner  ControUeistangen  selbst  wieder 
einer  Controle  durch  höhere  Organe  unterzogen  werden  muss,  eventuell  durch  die- 
selben, an  die  es  Fälle  der  Beanstandung  der  Rechnungen  zunächst  zu  leiten  hat 
Am  Wichtigsten  ist  die  zweite  Controle,  in  welcher  es  sich  u.  A.  besonders  um  die 
Prüfung  der  Uebereinstimmung  der  Anweisungen  mit  deren  in  den  Rechnongs- 
btlchern  beurkundeten  Durchführung  Seitens  der  Kassenverwaltung  handelt  Die 
Zuverlässigkeit  dieser  Controle  muss  besonders  durch  eine  zweckmässige  Organisation 
des  Controldienstes  verbürgt  werden.  Sie  steht,  von  den  drei  einzelnen  Theilen  der 
Kechnungscontrolen  mit  der  folgenden  zweiten  Hauptart  der  Controle  in  nächster 
Beziehung  und  wenigstens  sie,  wenn  nicht  auch  die  beiden  anderen  Theile,  erfolgt 
am  Besten  gleichzeitig  und  durch  dieselben  Organe  mit  ihr. 

B.  Die  Verwaltungscontrole  wendet  sich  im  Unterschied 
von  der  Kassen*  und  Rechnuugscontrole  nicht  gegen  die  Kassen- 
verwalter und  Verrechner,  welche  nach  allgemeinen  oder  speciellen 
Aufträgen  die  Finanzgeschäfte  im  Einzelnen  ausführen,  sondern 
gegen  diejenigen  Behörden  und  Beamten,  welche  solche  Aufträge 
ertheilen,  —  gegen  die  „anweisenden  Verwaltungs- 
behörden'^ (ordonnateurs).  Hier  soll  die  gesetz-,  etats-  und 
verordnungsgemässe  Ausübung  des  finanziellen  Anweisungsrechts 
zunächst  innerhalb  des  Verwaltungsorganismus  selbst 
geprüft  und  in  der  Verwaltungshierarchie  hinsichtlich  der  unter- 
geordneten gegenüber  der  vorgeordneten  Behörde  constatirt  werden, 
bis  hinauf  zu  den  oder  der  leitenden  obersten  Behörde  (Ministerien, 
bez.  Finanzministerium),  in  Staaten  ohne  Volksvertretung,  wie  in 
der  absoluten  Monarchie  bis  hinauf  zum  Staatsoberhaupt,  als  der 
eigentlichen  Spitze  auch  der  Verwaltung.  Die  Verantwortlichkeit 
jeder  anweisenden  Behörde  kommt  daher  hier  zunächst  gegenüber 
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ihrer  yorgesetzten  Behörde  zur  Geltung.  Neben  der  Controle  der 
Rechtmässigkeit,  d.  b.  der  Uebereinstimmung  mit  den  Gesetzen, 
Etats,  Verordnungen,  kann  und  soll  es  sich  in  der  Kegel  auch 
zugleich  um  eine  Controle  der  finanzwirthschaftlichen  Zweck- 
mässigkeit der  Anordnungen  im  Gebiete  der  Ausgabe -^  Einnahme- 
und  Vermögensverwaltung  bei  der  Verwaltungscontrole  handeln, 
ein  Pnncty  auf  welchen  die  Controlorgane,  besonders  das  oberste 
(Oberrechenkammer)  in  den  Gesetzen  wohl  ausdrücklich  mit  hin- 
gewiesen werden. 

Im  Einzelnen  lisst  sich  mit  dem  gen.  An&s.  in  d.  Tub.  Ztschr.  (B.  32.  S.  482) 
wieder  ein  dreifaches  Gebiet  der  Vcrw.controle  unterscheiden :  dasj.  der  Einnahmen , 
vo  es  sich  neben  der  Rechtmässigkeit  des  Verfahrens  um  die  Prüfung  der  voUstündigen, 
aber  doch  auch  richtig  massvollen  Ausnützung  der  Einnahmetiucllen  und  um  die  Frage 
Ton  Verbesserungen  bei  der  Benützung  handelt;  dasj.  des  Vermögens,  wo  die 
YoischriftsmSssigkeit  und  Zweckmässigkeit  des  Verfahrens  bei  der  Erwerbung,  Bcwinh- 
schaftQDg  und  Veräusserung  zu  controliren  ist;  endlich  dasj.  der  Ausgaben,  wo 
die  Autorisatiou  zu  deren  Leistung  u.  Anweisung,  die  Zweckmässigkeit  der  Verwendung 
0.  die  Sparsamkeit  bei  der  Bemessung  Sache  der  Verw.controle  ist.  Das  Etatsrecht 
kommt  bei  dieser  Controle  besonders  für  die  Ausgaben  in  Betracht.  Nur  wenn  die 
untergeordneten  anweisenden  Behörden  sich  streng  innerhalb  des  Etats  halten,  ist  für 
die  ganze  Finanzverwaltung  die  Einhaltung  des  Etats  möglich.  Daher  die  Bedeutung 
der  frtther  erwähnten  strengen  Vorschriften  wider  EtatsUbersclireitung,  welche  letztere 
einer  anweisenden  Behörde  nur  mit  (meist  vorheriger)  Bewilligung  ihrer  vorgesetzten 
Behörde  gestattet  ist,  wobei  Ueberschreitungen  des  Gesammtetats  der  letzteren  wieder 
die  Zustimmung  des  Finanzministeriums,  bez.  des  Gesammtministeriüms  und  Staats- 
oberhaupts voraussetzen.  Gegen  diese  Vorschriften  vcrstossende  oder  auch  solche  zwar 
bemängelte  Anweisungen  der  Verwaltungsbehörden,  deren  Bemängelungen  jedoch  nicht 
im  frtlhoren  administrativen  Instanzenzug  behoben  sind,  bilden  dann  auch  einen  Gegen- 
stand der  Staatscontrole  gegenüber  den  obersten  Verwaltungsbehörden,  welche  für  die 
nicht  vonchriftsmässigen  Handlungen  ihrer  untergeordneten  Behörden  verantwortlich  sind. 

G.  Die  Staatscontrole  soll  nun  grade  die  Verantwortlichkeit 
der  obersten  Verwaltungsorgane  in  Finanzangelegenheit  practisch 
wirksam  machen.  Sie  wendet  sich  daher  gegen  diese  Organe, 
speciell  gegen  das  Finanzministerium,  bez.  dessen  Chef,  um 
zu  prüfen,  ob  hier  streng  gesetz-,  etats-  und  verordnungsmässig, 
eventuell  auch,  ob  hier  überall  zweckmässig  mit  dem  Staatsver- 
mögen, im  Gebiete  der  Einnahmen  und  Ausgaben  verfahren  worden 
ist  Die  Staatscontrole  soll  namentlich  die  Uebereinstimmung 
zwischen  Voranschlag  und  Ausführung  des  letzteren  prüfen 
und  etwaige  Abweichungen  constatiren,  die  Begründung  der  vom 
Willen  der  leitenden  Organe  der  Verwaltung  mit  abhängigen  Ab- 
weichungen zwischen  Voranschlag  und  Gebabrung,  mithin  besonders 
bei  den  Ausgaben,  was  hier  Etatsüberschreitungen  und  Ver- 
letzungen der  gesetzlichen  Bestimmungen  des  Etatsrechts  bezüglich 
der  IJebertragungen  (§.  117)  anlangt,  von  den  betreffenden  verant- 
wortliehen Organen  fordern  und  die  ertheilte  Begründung  beurtheilen, 
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unter  Umständen  darüber  entscheiden,  und  endlich  die  constatirten 
Abweichungen,  die  nicht  behobenen  Bemängelungen  zur  Kenntniss 
und  endgiltigen  Entscheidung  des  Staatsoberhauptes  und,  in  Ver- 
fassungsstaaten, der  Volksvertretung  bringen,  eventuell  zugleich  mit 
einem  Berichte,  welcher  eine  Kritik  der  gesammten  Finanzverwaltung 
vom  Standpuncte  nicht  nur  der  Vorschriftsmässigkeit,  sondern  auch 
wieder  der  Zweckmässigkeit  liefert  oder  über  einzelne  Wahr- 
nehmungen kritisch  referirt. 

Ihre  wahre  Bedeutung  hat  die  politische  oder  Staatscontrole  allerdings  erst  ib 
unserer  Zeit  der  verfassungsmässigen  Finanzvcrwaltung  erlangt  und  ihre  principiellc 
Unterscheidung  von  der  Verwaltungscontrole  ist  ebenfalls  erst  ein  Ergebniss  der 
neueren  politischen  Doctrin.  Doch  geht  die  auch  bei  Stein  durchklingende  Auf- 
fassung zu  weit,  als  ob  practisch  und  principiell  erst  im  Yerfassungsstaate  mit  Volks- 
vertretung von  einer  eigentlichen  Staatscontrole  zu  sprechen  sei.  Eine  solche  ist  recht 
wohl  auch  in  der  absoluten  Monarchie  gegenüber  dem  Monarchen  selbst  für  die 
Verwaltungschefs,  die  Minister  u.  speciell  für  den  Finanzminister  denkbar  u.  in  neuerer 
Zeit  auch  vorhanden  gewesen  (Preussen,  Oesterreich).  Die  Staatscontrole,  welche 
Beanstandungen,  Abweichungen  vom  Etat  u.  s.  w.  an  die  Volksvertretung  leitet, 
ist  keine  von  jener  anderen,  älteren,  wo  dem  Staatsoberhaupt  allein  Bericht  erstattet 
wird,  specifisdi  verschiedene,  sondern  nur  die  folgerichtige  Aus-  und  Umbildung  dieser 
älteren,  im  Zusammenhang  mit  der  Umbildung  der  absoluten  in  die  constitutionelle  Monar- 
chie.   Meistens  eine  principiell  bedeutsamere  und  practisch  werthvoUere  ist  sie  freilich. 

II.  —  §.  138.  Die  Organisation  der  Controle  muss  sich 
einerseits  den  dargelegten  Aufgaben  anpassen  und  demgemäss  ge- 
staltet werden,  anderseits  hängt  sie  aber  unvermeidlich  auch  mehr 
oder  weniger  von  der  allgemeinen  Organisation  der  Verwaltung 
und  des  Finanzdiensts,  des  Zahlungs-,  Kassen-  und  Rechnungs- 
wesens, sowie  von  dem  geltenden  Verfassungsrechte  des  Staats  ab. 
Letzteres  übt,  wie  schon  angedeutet,  namentlich  seinen  Einfluss 
auf  die  Staatscontrole  und  auf  deren  Verhältniss  zur  Verwaltungs- 
controle  aus. 

S.  auch  hierfür  bes.  den  Aufs,  in  d.  TUb.  Ztschr.  B.  32  S.  483  —  514, 
dem  hier  wieder  in  einigen  Puncten  näher  gefolgt  wird;  dann  auch  v.  Czörnig, 
Budg.,  Staatsrechn.  u.  s.  w.  S.  170  ff. 

In  allen  drei  Arten  der  Controle  handelt  es  sich  um  eine 
Constatirung  von  Thatsachen,  insbesondere  bezüglich  der 
Uebereinstimmung  der  Rechnungen  der  Rechnung  legenden,  mit  den 
Anweisungen  und  Anordnungen  der  anweisenden  Behörden  und 
der  Anweisungen  und  Rechnungen  mit  den  auf  diesem  Gebiete 
geltenden  Bestimmungen  der  Gesetze,  des  Etats,  der  obersten  Ver- 
ordnungen („Königl.  Ordres")  oder  bezüglich  betreffender  Ab- 
weichungen ;  ferner  in  Anknüpfung  an  diese  constatirende  Thätigkeit 
um  eine  Kritik  des  Befundes;  weiter  um  die  Behebung  von 
aufgefundenen  Mängeln,  entweder  durch  Verhandlungen  mit 
den  revidirten  oder  controlirton   Behörden   und  Beamten,   wonach 
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letztere  selbst  den  Mangel  zugeben  und  abstellen,  oder  durch  die 
selbständige  endgiltige  Entscheidung,  sei  es  des  Controlorgans  für 
sich  oder  einer  anderen  Instanz ;  endlich  bei  unbehoben  bleibenden 
Bemängelungen  um  die  Zur-Kenntnissbringung  derselben 
bei  den  darüber  endgiltig  entscheidenden  Instanzen  (obersten  Ver- 
waltungsbehörden, eventuell  Staatsoberhaupt  bei  der  Verwaltuugs- 
controle,  Staatsoberhaupt  und  Volksvertretung  bei  der  Staatscoutrole). 
Alle  Controle  muss  daher  so  orgauisirt  sein,  dass  die  sie  aus- 
übenden Organe  technisch  (fachmässig)  dafUr  befähigt 
sind,  den  zu  controlirenden  Behörden  unabhängig  und  ausge- 
stattet mit  der  erforderlichen  Machtbefugniss  gegenüber  stehen  und 
Willens  sind  oder  durch  ihre  eigene  Verantwortlichkeit 
und  durch  eine  über  sie  selbst  sich  erstreckende  Controle 
(Superre  Vision)  angehalten  werden,  die  ihnen  obliegenden  Control- 
anfgaben  pfiichtmässig  auszuführen.  Diesen  Bedingungen  entsprechen 
verschiedene  Systeme  der  Organisation  des  Controlwesens  in  ver- 
schiedenem Maasse,  aber  nur  ein  solches  darf  gewählt  werden, 
welches  überhaupt  die  Bürgschaft  dafür  gewährt,  dass  diese  Be- 
dingungen möglichst  erfüllt  werden.  Eine  solche  Bürgschaft  bieten 
die  beiden  hier  vomemlich  zur  Wahl  stehenden  Systeme,  dasjenige 
der  Ausübung  der  Controle  durch  die  vorgesetzten  allgemeinen 
Verwaltungsbehörden  und  dasjenige  der  Uebertragang  der 
Controle  (bez.  der  Supercontrole)  an  eine  eigene  oberste  Control- 
behörde. 

S.  Tüb.  Ztschr.  B.  32  S.  4S4— 489,  490  tf. 

1.  Man  kann  nemlich  einmal  die  Rechnungs  -  und  Verwaltungs- 
controle  über  Kasse  führende,  verrechAende  und  über  anweisende 
Behörden  durchweg  der  nächstvorgesetzten  Verwaltungs- 
behörde, von  welcher  die  zu  controlirende  Behörde  ressortirt, 
fibertragen.  Vornehmlich  werden  hier  die  Mittel  behörden 
(Provinzial-,  Bezirksbehörden)  die  Controlorgane.  Da  es  sich  um 
eine  regelmässige,  technische  Eenntniss  und  Uebung  voraussetzende 
Thätigkeit  handelt,  sind  bestimmte  Abtheilungen  solcher  Be- 
hörden oder  wenigstens  bestimmte  Fachbeamte  derselben  mit 
der  Ausübung  dieser  Controle  ständig  zu  betrauen. 

Indem  man  dieses  System  conscqnent  durchfuhrt,  bis  zu  den  obersten  Behörden , 
und  die  C!ontrole  Qber  die  letzteren  (so  über  die  anderen  Ministerien)  etwa  dem  Finanz- 
ministerium ttbertr&gt,  ausserdem  aber  für  eine  etwa  auch  von  diesem  Ministerium 
(dnr«^h  eine  Fachabtheilung  desselben^  auszuübende  Supercontrole  iSuperrevision) 
der  gesammten  Finanzgeschäfte  in  allen  Zweigen  der  Staatsverwahung  sorgt,  kann  man 
die  Aufgaben  der  Uechnungs-  und  Yerwaltungscontrole  wohl  im  ganzen  Staatshaus- 
halte genügend   durchfuhren.  —  bis   auf  eine  hier  verbleibende  Lücke  im  Control- 
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System  in  Bezug  auf  das  Finanzministerium  selbst.  Für  dieses  als  oberste  anweisende 
Behörde  mUsste  ein  besonderes  von  ihm  unabhängiges  Organ  auch  ftlr  die  Yerwaltungs- 
controle  geschail'eu  werden.  Ein  solches  ist  ferner  auch  hier  fOr  die  Zwecke  der 
Staatscontrole  erforderlich.  Die  Erfüllung  dieser  Bedürfhisse  bedingt  eine  Annäherung 
an  das  zweite  System.  Gewisse  Vorzüge  hat  die  Controle  durch  die  Verwaltungs- 
behörden selbst  sicherlich,  besonders  den,  dass  hier  die  sachlich  am  Besten  unter- 
richtete Behörde  revidirt  und  cutscheidet,  während  der  wohl  gerügte  Mangel  eines 
im  Rechnungswesen  hinlänglich  geschulten  Controlperson^ls  zwar  practisch  bei  diesem 
System  leichter  vorkommen  kann  als  bei  dem  anderen,  sich  aber  recht  wohl  abstellen 
lässt.  Die  Menge  kleiner  und  oft  kleinlicher  Monita,  welche  bei  dem  anderen  Control- 
system  so  leicht  und  notorisch  oft  erfolgen,  nutzlos  für  den  Zweck,  Verstimmung 
bereitend,  Zeit  und  Arbeit  kostend,  wird  hier  eher  unterbleiben. 

2.  Das  andere  System  besteht  nun  darin,  dass  man  entweder 
ausschliesslich  oder  auch  —  und  besser  —  neben  und  nach 
einer  durch  die  höheren  Verwaltungsbehörden  selbst  ausgeübten 
Rechnungs-  uud  Verwaltungscontrole,  daher  hier  besonders  itlr  den 
Zweck  der  Supercontrole,  in  beiden  Fällen  aber  allgemein 
durch  den  ganzen  Staatshanshalt  von  unten  bis  oben 
hindurch  eine  eigene  Controle  durch  eine  besondere  oberste 
Behörde  einrichtet. 

Dies  System  hatte  sich  schon  in  neueren  absoluten  Monarchieen 
(Preussen,  Oesterreich)  eingebürgert  und  ist  dann  in  unserer  Aera 
der  „verfassungsmässigen  FinanzwirthschatV*  weiter  entwickelt  und 
zum  herrschenden  im  heutigen  Europa  geworden.  Darauf  wirkte 
der  Umstand  mit  ein,  dass  dasselbe  sich  am  Besten  zogleich  mit 
für  die  Zwecke  der  Staatscontrole  benutzen  Hess.  Dies  geschah 
dadurch,  dass  die  oberste  Controlbehörde  eine  selbständige 
Stellung,  unabhängig  von  anderen  höchsten  Verwaltungsbehörden, 
insbesondere  von  den  Ministerien,  nicht  unter  einem  solchen, 
sondern  neben  ihnen  erhielt,  mit  der  Aufgabe,  grade  auch  über 
die  Ministerien  die  Controle  mit  auszuüben.  Dies  System  ist  das 
des  Obersten  Rechnungshofs  (Oberrechenkammer),  welcher 
dann  für  die  Ausübung  der  Rechnungscontrole  —  mindestens 
als  Superrevisionsinstanz,  —  für  diejenige  der  Verwaltungs- 
und für  die  Vorbereitung  der  Staatscontrole  zugleich  fungirt. 

Soweit  die  letztere  ein  Attribut  der  Volksvertretung  ist,  könnte  zwar  auch  ein 
besonderes  ständisches  (parlamentarisches)  ständiges  Controlorgan  dafür  geschaffen 
werden,  da  das  Parlament  nicht  wohl  die  Controle  selbst  und  auch  nicht  durch  vorüber- 
gehend ad  hoc  bestellte  Ausschüsse  oder  Commissioncn  auszuüben  vermöchte.  Ein 
solches  besonderes  ständisches  Controlorgan  könnte  sogar  als  die  nothwendige  Conse- 
([uenz  parlamentarischer  Finanzcontrole  erscheinen,  wie  man  in  Belgien  auch  vor- 
gegangen ist  (§.  148).  Indessen  lässt  sich  auch  eine  Staatsbehörde  mit  solchen 
politischen  und  staatsrechtlichen  Cautelen  umgeben,  dass  sie  recht  wohl  mit  als 
('ontrolorgan  für  diese  parlamentarische  Finanzcontrole  oder  für  die  Staatscontrole 
dienen  kann.  Diese  Aufgabe  wird  durch  die  gleichzeitige  Uebertragung  der  Rechnungs- 
revision und  der  Verwaltungscontrole  an  dieselbe  oberste  Behörde  auch  technisch 
besser  gelöst  und  die  gcsammtc  Controle  ra.scher,  wirksamer  und  wohlfeiler  ausgeübt  werden. 


! 
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Gegen  ein  besondres  ständisches  Controlorgan,  das  mehr  der  älteren  landstäiid. 
Verfassung  entspricht,  im  heutigen  Constitution  eilen  Staate,  auch  d.  Aufs,  in  d.  Tttb. 
Ztschr.  B.  32  S.  510.  Schrott  S.  406  verlangt  ausser  dem  Rechnungshof  noch  zur 
Erreichung  einer  raschen  u.  sicheren  Yerwalt.controle  in  jedem  Landcstheile  (Pro- 
rinz)  eigene  Gontrolsbehördcn  in  Unterordnung  unter  den  Rechnungshof,  was  zwar 
nicht  durchaus  nöthig  erscheint,  aber  die  Aufgabe  des  Obersten  Rechnungshofs  er- 
leichtert   S.  u.  in  §.  142,  143  tlber  die  Einrichtungen  in  Baiern  u.  Oesterreich. 

Die  ganze  Stellung ,  die  specielle  Organisation  und  die  innere 
Einrichtung  des  Obersten  Rechnungshofs  wird  sich  nothwendig  in 
erheblichem  Orade  nach  anderen  Momenten  des  positiven  Staats- 
rechts, besonders  nach  dem  Maass  der  Befugnisse  der  Finanzcontrole 
Seitens  der  Volksvertretung  mit  richten  müssen.  Die  Gesetzgebung 
über  den  Rechnungshof  ist  daher  auch,  ähnlich  wie  das  Budget- 
recht und  Steuerbewilligungsrecht,  ein  bekannter  Streitpunct  im 
politischen  Leben  der  modernen  Staaten  (Preussen,  Deutsches  Reich, 
Belgien)  und  involvirt  schwierige  Fragen  des  Staatsrechts.  Allge- 
mein zu  verlangen  ist  aber  jedenfalls  eine  solche  Stellung  und 
Organisation,  welche  möglichst  nach  Oben  und  Unten,  der  Regierung 
wie  dem  Volke  und  dem  Parlament  selbst  gegenüber,  Unab- 
hängigkeit des  Rechnungshofs  und  seiner  Mitglieder 
verbargen.  Daher  müssen  die  modernen  Grundsätze  der  Organi- 
sation der  Gerichtshöfe  und  der  zum  Zweck  der  Unabhängigkeit 
den  Richtern  zu  gewährenden  Rechtsstellung  auf  den  Rechnungs- 
hof und  seine  Mitglieder  Anwendung  finden:  collegiale  Ver- 
fassung und  Geschäftsgang,  Unabsetzbarkeit,  Verbot  von  Neben- 
ämtern, im  Allgemeinen  Rang-  und  Gehaltsgleichheit  der  Mitglieder, 
Ausschluss  naher  Verwandtschaftsverhältnisse  unter  den  letzteren^ 
Ausschluss  von  der  Wählbarkeit  ins  Parlament  u.  a.  dgl.  m. 

S.  Tüb.  Ztschr.  B.  32  S.  511—514.  Die  Grösse  des  Obersten  Rechnungsliofs 
oder  die  Zahl  seiner  MitfcÜeder  muss  sich  natürlich  nach  der  zu  lösenden  Aufgabe 
lichten,  daher  besonders  nach  dem  Umfang  der  Finanzwirthscbaft  (neuere  Ver- 
mehrung der  Beamten  in  Preussen  mit  der  Verstaatlichung  der  Eisenbahnen  u.  grösserem 
Geschäfiszuwachs  im  Gebiet  der  indir.  Steuern,  so  z.  B.  im  Etat  f.  1SS.'V^4  um  1  Kath 
und  9  Revisoren),  dann  nach  dem  Maasse  und  der  Art  der  Rechnungs-  und 
Verwaltnngscontrole,  je  nachdem  diese  vom  Obersten  Rechnungshof  ganz  allein 
oder  nur  als  Superrevision  im  Anschluss  an  und  nach  einer  durch  die  vorgesetzten 
Yenraltnngsbehörden  selbst  ausgeübten  ersten  Revision  stattfindet.  Auch  die  Methode 
der  Revision  —  centralistisch  hei  der  Controlbehörde,  decentralistisch  bei 
der.  controlirten  Behörde,  s.  Tttb.  Ztschr.  B.  32  S.  491  Ü.,  femer  ob  auch  voraus- 
gehende Yisacontrole  der  Anweisungen  oder  nur  nachträgliche  Verwaltungscontrole 
(§.  140)  —  ist  auf  die  Zahl  des  Personals  mit  von  Einfluss.  Letzteres  besteht  regel- 
mässig aus  eigentlichen  Mitgliedern  („Räthcn'')  und  denselben  fttr  das  Detail  der 
Gontrolarbeit beigegebenen  Revisionsbeamten  („Revisoren")  in  mehr  subalterner 
SteUnng;  daneben  aus  Kanzlei-  iwid  Registraturbeamten,  Sclireibem,  Unterbeamten. 
Dienern.  Von  Wichtigkeit  ist  es,  im  Interesse  ordentlicher  Arbeitsleistung,  eine 
Deberbürdungder  Revisoren  und  Räthe  zu  verhüten,  daher  für  eine  angemessene 
Zahl  beider  und  ein  richtiges  Verhältniss  zwischen  der  Zahl  der  Räthe  u. 
Befisoren  (4 — 6  auf  1  Rath,  in  Preussen  jetzt  14  Räthe  u.  85  Revisoren  u.  Calcula- 


310       IB.  4.  K.  Formelle  Ordnung.    4.  Abschuitt.    Coutrolweseu.    §.  139, 

toren ,  oder  1  :  6,  erbeblich  ungünstiger  für  die  Bäthe  als  in  Frankreich  o.  Belgien 
mit  1  :  3.5,  in  Oesterreich  mit  1:4,  s.  Tüb.  Ztschr.  B.  33  S.  97)  zu  sorgen,  um  die 
unentbehrliche  Supercontrole  der  Arbeit  der  Revisoren  durch  die  B&the  sieber  zu 
verbürgen.  Auch  auskömmliche  Gehalte  sind  bei  dem  höheren  (z.  Th.  auch  bei 
dem  Subalternbeamtenthum)  des  Obersten  Rechnungshoüs  noch  wichtiger,  als  im  Übrigen 
Staatsdienst,  weil  das  gewöhnliche  Avancementssystem  hier  nicht  ohne  Weitres  an- 
wendbar ist  und  Einnahmen  aus  Nebenämtern  ausgeschlossen  sind.  Uebcr  alle  solche 
Puncte  gute  Bemerkungen  in  dem  gen.  Aufs,  in  d.  Tüb.  Ztschr.,  bes.  B.  32  S.  491  ff.  bis 
515,   auch   in  B.  33,  bes;  S.  92  ff.    Einzelnes  aus  der  Praxis  u.  in  §.  142  u.  143. 

III.  _  §.  139.  Die  Ausfübrnng  der  Controle  gestaltet 
sich  verschieden  nach  den  drei  Uauptarten  der  Controle ,  nur  in 
Nebenpancten  nach  den  beiden  genannten  Systemen  der  Organisation. 
Bei  der  Staatscontrole,  zum  Theil  anch  bei  der  Verwaltongscontrole 
spielt  wieder  das  politische  nnd  staatsrechtliche  Moment,  die  Be- 
fugnisse der  Volksvertretung  auf  dem  Gebiet  der  Finanzcontrole 
überhaupt,  wesentlich  mit  Die  Hauptpnncte  der  Ausführung  der 
Controle  ergeben  sich  implicite  aus  den  oben  in  §.  137  dargelegten 
Aufgaben. 

Vgl.  Tüb.  Ztschr.  B.  32  S.  494  ff.,  Schrott,  S.  437  ff,  dann  die  Gesetze,  In- 
structionen f.  d.  Obersten  KechnungshOfe.    Practisches  Detail  auch  n.  in  §.  142,  143. 

A.  Die  Rechnungscontrole  bedingt  eine  Vorlegung  der 
Rechnungen  der  Kassen  Verwaltungen ,  sammt  den  dazu  gehörigen 
Belägen,  an  die  Controlbehörde,  die  Vornahme  einer  Durchprüfung 
dieser  Rechnungen  Seitens  der  letzteren,  eventuelle  Verhandlungen 
mit  dem  Rechnongsleger  über  sich  herausstellende  Bemängelungen 
und  sie  scbliesst  mit  einem  Urtheilsspruch  über  den  Befund. 

Nur  gewisse  Rechnungen  untergeordneter  Bedeutung  dürfen ,  müssen  aber  nicht 
nothwundig  von  der  Vorlegung  ausgeschlossen  werden  und  auch  sie  sind  ?on  Zeit  zu 
Zeit  mit  zu  revidircn  (Preusscn).  Blosse  Stichproben  genügen  nicht.  Die  Rechnungen 
sijid  regelmässig  für  den  ganzen  Zeitraum  der  Controlperiode  (Rechnungsjahr)  7orzu- 
Icgeu.  Die  Controle  bezieht  sich  zunächst  auf  die  Prüfung  der  Rechnungsposten, 
auf  deren  Richtigkeit  in  calculo,  auf  deren  Wahrheit,  aber  zugleich  auch  —  der 
schwierigste  Punct  —  darauf,  „ob  kein  im  Rechnungszeitraum  wirklich  Follzogener 
Geschäftsfall  in  der  Rechnung  verschwiegen  u.  ob  keine  Gebahrung,  welche  im  Rechn.- 
Zeiträume  h&tte  vollzogen  werden  sollen,  pflichtwidrig  unterlassen  worden  ist''  (Schrott 
S.  439,  eb.  S.  440  ä.  über  die  Mittel  zur  Erforschung  solcher  „verschwiegener  Ge- 
bahrungen*').  Sodann  müssen  die  „zur  Beweiskraft  der  Rechnungsurkunden  erforder- 
lichen Eigenschaften^',  ihre  „Echtheit,  Unverfälschtheit,  Giltigkeit  u.  Glaub würdifkeit" 
untersucht  werden,  wofür  sich  theils  allgemeine,  theils  diesem  Zweige  des  Urkunden- 
wesens speciell  angehOrige,  in  den  bczttglichen  Instructionen  gewöhnlich  näher,  be- 
zeichnete Merkmale  angeben  lassen  (Schrott,  S.  442 — 444).  Darauf  hat  der  be- 
treffende Revisor  die  etwaigen  „Bemängelungen"  („Monita",  „Notata", 
Bedenken)  festzustellen,  sie  in  einem  Berichte  zu  sammeln  u.  sie  dem  vorgesetzten 
Beamten  (Blath)  mit  den  Rechnungen  zur  Superrevision  zu  unterbreiten.  So  ergiebt 
sich  ein  „NotatenprotokoU''  („Revisionsprotokoll''),  das  nicht  nothwendig 
(.und  im  allgemeinen  nicht  zweckmässig)  vom  Rechnungshof  als  solchem,  sondern  von 
em  einzelnen  revidirenden  Rath  nun  wieder  dem  controlirten  Rechnungsleger  zur 
pflichtmässigen  Beantwortung  binnen  bestimmter  Frist  zugeht.  Von  gewissen  Bean- 
standungen der  Rechnungen  ist  die  vorgesetzte  Dienstbehörde  mit  zu  benachrichtigen. 
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(leuagt  dio  erste  „Notateobeantwortang''  des  Rechnungslegers  nicht,  um  alle 
Bemängelangeii  zu  beheben  oder  erkennt  der  letztere  die  Monita  nicht  au,  so  kann 
creotaeil  ein  weiterer  Schriftwechsel  zwischen  der  prüfenden  Behörde  und  dem  Rech- 
iioDgsleger  eintreten.  Doch  empfiehlt  es  sich,  die  Zahl  der  zu  wechselnden  Schriften 
0.  die  Zeitiäumo  daftlr  im  Interesse  der  rascheren  Erledigung  der  Revision  zu  be- 
schränken. In  den  regelmässigen  Fällen,  wo  nicht  eine  PüTchtwidrigkeit,  sondern 
nur  InthOmer  oder  hOchsteds  kleine  Versehen  bei  den  Bemängelungen  in  Frage  stehen 
oder  wo  sich  der  Rechnungsleger  bei  den  Monitis  des  Rechnungshofs  beruhigt  oder 
in  dem  normalen  Falle  wo  überhaupt  keinerlei  Bemängelungen  zu  machen  sind,  er- 
folgt dann  auf  Gmnd  der  Revision  und  der  etwaigen  Verhandlungen  ein  cndgiltiger 
„Entscheid'*  („Revisions"-,  „Justificationsbescheid**)  —  eventuell  in  der 
Form  eines  Urtheilsspruchs  nach  Analogie  der  Gerichtshöfe  —  Seitens  des  Rech- 
aangshofs  selbst  Durch  denselben  wird  dem  Rechnungsleger  die  „Entlastung"' 
(„Decharge")  zu  Theil,  entweder  „ohne  Vorbehalt",  wenn  All«^s  in  Ordnung 
oder  erledigt  ist  oder  „mit  Vorbehalt'*  in  Bezug  auf  etwaige  „Ersatzleistungen" 
des  Rechnungslegers  (wie  auch  umgekehrt  auf  etwaige  „Ersatzansprüche  '  des 
letzteren,  z.  B.  bei  RechnungsirrthQmcrn  zu  seinen  Unguiistt^n,  die  er  aus  eigenen 
Mitteln  der  Kasse  bereits  ersetzte").  Solche  Ersatzleistungen  festzustellen  und  für  ihre 
Einbringung,  eventuell  durch  Vermittlung  der  vorgesetzten  Behörde  des  Rechnungs- 
legers, n.  A.  mittelst  Rückgreifens  auf  die  Caution,  zu  sorgen,  gehört  mit  zu  den  Ob- 
liegenheiten der  Controlbehörde.  Handelt  es  sich  um  eine  strafbare  Pflichtverletzung 
des  Rechnungslegers,  welche  erst  die  Rechnungsprüfung  ergeben  hat,  so  hat  die 
Controlbehörde  dies  zur  Kenntniss  der  vorgesetzten  Dienstbehörde  des  Beamten  und 
durch  diese  oder  gleich  von  sich  aus  eventuell  auch  zur  Kenntniss  des  Gerichts  zu 
bringen,  damit  von  hier  aus  das  Disciplinar-  und  Strafverfahren  eingeleitet  werde. 
In  denjenigen  Fällen,  wo  der  Rechnungsleger  ohne  Weiteres  entlastet  werden  kann 
oder  Bemängelungen  u.  Ersatzleistungen  anerkennt,  wäre  es  im  (irundo  einerlei,  ob 
der  Jostificationsbescheid  von  dem  einzelnen  Beamten ,  welcher  die  Rechnung  selbst 
prftfte,  ertheilt  wird.  Doch  empfiehlt  sich  auch  hier  mehr  die  Ertheiluug  des  Bescheids 
durch  den  Rechnungshof  als  solchen,  nach  collegialer  Behandlung  der  Sache.  Un- 
bedingt nothwendig  erscheint  diese  collegiale  Behandlung  bei  Streitfällen,  wo  der 
Rdcbnungsleger  und  der  Revisionsbeamte  auch  nach  dem  Schriften  Wechsel  in  Dissens 
Ueiben.  Hier  muss  dem  Rechnungsleger  ein  Recurs  binnen  bestimmter  Frist  an 
den  Rechnungshof  gestattet  sein,  welcher  letztere  dann  als  eine  Art  Gerichtshof  ent- 
scheider. Ob  von  diesem  Entscheid  auch  noch  der  ordentliche  Rechtsweg  (an  die 
gewöhnlichen  Gerichte)  dem  sich  nicht  beruhigenden  Rechnungsleger  allgemein  offen 
stehen  soll,  ist  zwar  nicht  ohne  Weiters  zu  bejahen  und  auch  in  der  Praxis  nicht 
aDgemein  zugestanden  (so  nicht  in  Frankreich,  wohl  aber  in  Oesterreich),  bei  Ersatz- 
ansprüchen gegen  den  Rechnungsleger,  welche  nicht  zugleich  eine  Strafbarkeit  invol- 
Tiren,  aber  doch  wohl  angemessen.  Allgemein  jedoch  die  Berufung  von  Bescheiden 
des  Rechnungshofs  an  eine  andere  Instanz,  als  welche  etwa  das  Oben'erwaltungs- 
gericht  in  Betracht  kommen  könnte,  zu  gewähren,  erscheint  dagegen  zwar  nicht  absolut 
OBZolAssig,  aber  doch  mit  Zweck  und  Wesen  des  Obersten  Rechnungshofs,  der  hier 
eben  als  eine  Art  höchsten  Verwaltungsgcrichtsbofs  fllr  dies  specielle  Gebiet  zugleich 
fungirt  und  auf  demselben  der  competen teste  Urthciler  ist,  nicht  recht  vereinbar.  Die 
Organisation  und  das  Verfahren  des  Rechnungshofs  lassen  sich  recht  wohl  mit  allen 
erforderlichen  Cautelen  für  sachgemässe  und  gerechte  Entscheidung  von  Streitfällen 
im  Rechnungswesen  umgeben.  Vgl.  Schrott  §.  141-:- 140.  Tüb.  Ztschr.  B.  32 
S.  495  ff.  (etwas  abweichend).  Schwieriger  wird  dio  Sache,  wenn  etwa  die  Auffassung 
des  Rechnungslegers  in  Widerspruch  mit  der  Controlbehörde  bleibt,  aber  von  der  ihm 
vorgesetzten  Verwaltungsbehörde  getheilt  und  mit  gegen  den  Rechnungshof  vertreten 
wird.  Dieser  Fall  gehört  schon  mit  zur  Verwaltungscontrole.  Hier  wird  zunächst 
durch  Verhandlungen  mit  jener  Behörde  und  mit  der  betrelFendcn  obersten  Verwaltungs- 
behörde (Ministerium),  zu  der  sie  ressortirt,  oine  Ausgleichung  zu  suchen  sein.  Miss- 
lingt  auch  diese,  so  kann  nicht  unbedingt  der  Rechnuiigsliof  die  endgiltigc  Entscheidung, 
welcher  sich  die  Verwaltungsbehörde  fügen  muss,  beanspruchen,  sondern  muss  sie 
dem  Staatsoberhaupt  oder  der  gesetzgebenden  Gewalt  Überlassen,  oder  es  kann  —  was 
in  solchen  Fällen  wohl  zulässig  erscheint  —  das  oberste  Vcrwaltungsgericht  für 
competent  erklärt  werden.  i.Der  Aufs,  in  d.  Tüb.  Ztschr.  82  S.  498  will  hier  die 
i^tscheidung  in  höchster  Instanz  der  Revis.behörde  geben,  mir  doch  bedenklich). 
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Immerhin  erleichtert  und  vereinfacht,  daher  auch  einer  sehr  erwünschten  rascheren 
Erledigung  fähig  wird  die  Rechnungscontrole  durch  den  Obersten  Rechnungshof,  wenn 
ihr  eine  ebensolche  Controle  der  Kassenverwaltungen  u.  der  Verrechner  durch  die 
vorgesetzten  Verwaltungsbehörden  vorausgeht  und  sie  dann  mehr  nur  eine  Super- 
revision  wird  (O'esterreich,  Baiern,  weniger  genügend  Preussen,  §.  142,  143). 

Bei  der  grossen  Bedeutung  der  Fo  rmalien  und  der  Nothwendigkeit  der  Gleich- 
mässigkeit  in  Rechnungsführung  und  Rechnungslegung  anch  für  eine  wirksame  und 
leichter  auszuübende  Rechnungscontrole  muss  dem  Obersten  Rechnungshof  das  Recht 
crtheilt  werden,  allein  für  sich  oder  in  Verbindung  mit  der  competcnten  Verwaltungs- 
behörde, bez.  mit  dem  Finanzministerium  diese  Formalien  anzuordnen  und  den  Kassen- 
und  Rcchnungslegern  Weisungen  zur  Nachachtung  zu  ertheilen.  Dazu  werden 
Wahrnehmungen  bei  der  Rechnungsprüfung  öfters  Anlass  geben. 

§.  140.  —  B.  Die  Verwaltungscontrole  betrifft  nach 
dem  früher  Dargelegten  im  Wesentlichen  die  Controle  ober  die 
richtige,  d.  h.  den  Gesetzen,  dem  Etat  und  den  obersten  („könig- 
lichen^O  Verordnungen  entsprechende  Ausübung  des  finanziellen 
AnWeisungsrechts  Seitens  der  mit  diesem  Rechte  versehenen  Be- 
hörden. Es  ist  dabei  zu  coustatiren,  ob  sich  diese  Behörden  hier 
materiell  in  den  Schranken  ihrer  Competenz  gehalten,  aber  auch 
alle  ihre  Amtspflichten  (so  in  Bezug  auf  die  Einziehung  der  Ein- 
nahmen) erfüllt;  ob  bei  der  Ausstellung  der  Anweisungen  die  mit 
dem  finanziellen  Anweisungsrecht  versehenen  Verwaltungsbehörden 
ihre  Befugnisse  —  in  Bezug  auf  Höhe  der  Summen,  Zeit  der  Aus- 
stellung u.  4gl.  m.  —  nicht  überschritten  haben;  ob  die  im  Etat 
bewilligten  Ausgaben  auch  nur  für  den  genehmigten  Zweck 
und  in  der  genehmigten  Höhe  erfolgt  sind,  daher  qualitativ 
und  quantitativ  innerhalb  der  Grenzen,  welche  das  Etatsrecht, 
namentlich  die  Bestimmungen  über  die  Specialisirung  des  Etats 
und  über  die  Uebertragungen  (§.  117)  bedingen:  „Verwendungs- 
controle*^  — ;  ob  auch  innerhalb  dieser  Zulässigkeitsgrenze  mit  der 
erforderlichen  Sparsamkeit  verfahren  ist  u.  dgl.  m. 

S.  Schrott,  Hauptst.  XII,  §.  154  ff.,  Tüb.  Ztschr.  a.  a.  0.  B.  32  u.  33  passim 
(b(«.  über  Belgien),  v.  Czörnig  a  a.  0.  S.  170  ff,  Gncist,  engl.  Vcrwalt.rocht, 
2.  A.  II,  851. 

Die  Verwaltungscontrole  kann  auf  zweierlei  Weise  einge- 
richtet und  ausgeflihrt  werden,  einmal  so,  dass  sie  sich  unmittel- 
bar an  die  Ausstellung  der  Anweisungen  Seitens  der 
Verwaltungsbehörden  anknüpft  und  vor  deren  Zustellung 
an  die  Kassen  und  Parteien  erfolgt:  die  sogen.  „Controle  ob 
ante"  (sc.  expeditionem),  „vorläufige  Controle^*,  „Visa- 
controle",  besonders  gerichtet  auf  die  Competenz  der  anweisen- 
den Behörde,  die  Höhe  der  Anweisungen  (keine  IJcherschreitang 
der  „Credite"),  die  Zeit  der  Ausstellung;  sodann  so,  dass  sie,  gleich 
der  Rechnungscontrole,  nachträglich,  gewöhnlich  zusammen  mit 
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der  Controle  der  Rechnungen  der  Kassenverwaltongen  erfolgt:  die 
sogen.  „Controle  ex  post",  „nachträgliche  Controle*',  welche 
dann  besonders  zur  Ve r wen  dun gs  controle  mit  wird. 

1.  Die  Visacontrole  bezieht  sich  namentlich  auf  den  Aus- 
gabe dienst,  beschränkt  sich  aber  etwa  hier  auf  gewisse  Kate- 
gorieen  yon  Zahlungen  (z.  B.  die  unständigen,  Belgien).  Die  nach- 
trägliche Controle  tritt  dann  später  auch  hier  noch  hinzu  und  ist 
ohnehin  zur  Ausübung  der  Rechnungscontrole  über  die  Kassen 
nothwendig.  Die  Visacontrole  wird  so  ausgeübt,  dass  in  der  Regel 
eine  von  einer  Verwaltangsbehörde  ausgestellte  Anweisung  zuvor 
und  als  Bedingung  ihrer  Giltigkeit  diese  Controle  passirt  haben, 
daher  mit  dem  bezüglichen  Visum  versehen  sein  muss,  bevor  die 
Kasse  sie  realisiren  darf.  Damit  die  Visacontrole  indessen  nicht 
zu  einer  formlichen  Hemmung  der  Verwaltung  führe,  muss  die 
Yisimng  von  dem  dissentirenden  Controlorgan  ausnahmsweise 
,, unter  Vorbehalt"  gewährt  werden,  wenn  ein  bezüglicher, 
über  diesen  Dissens  sich  ausdrücklich  hinweg  setzender  Beschluss 
der  höheren  Verwaltungsbehörde  vorliegt,  die  dann  dafür  speciell  ver- 
antwortlich ist,  was  demnach  ins  Gebiet  der  Staatscontrole  hinüberführt. 

SoU  die  Visacontrole  einigcnnasscn  practiscli  wirksam  werden,  sich  also  auf 
einen  bedeutenden  Theil  der  Zahlang^en  bezichen,  so  setzt  sie  einen  grossen  Gontrol- 
apparat  Toraus.  Selbst  in  einem  kleinen  Staate  reicht  der  Oberste  Rechnungshof  ohne 
besoadere  Erweiterung  oder  ohne  grosse  Beschränkung  der  Visacontrole  (Belgien) 
schwer  aus.  In  einem  grossen  Staat  bedürfte  es  wohl  neben  diesem  Hofe  für  diesen 
Zweck  besonderer,  nur  yom  Rechnungshof  abhängiger  Provincial- Rechnungskammern 
(Schrotts.  481),  wobei  es  sich  doch  fragt,  ob  dies  Mittel  zu  dem  Zweck  in  richtigem 
Verhältniss  steht  Schrott  ist  gleichwohl  dafttr,  und  wenn  einmal  die  Visacontrole 
etwas  Ernstliches  sein  soll,  erscheint  in  der  That  ihre  Uebertragung  an  selbständige 
Contiolorgane  richtiger  und  werthvoUer,  als  ihre  Ausübung  durch  AbtheUungen  der 
gewöhnlichen  Verwaltungsbehörden,  wie  in  den  folgenden  Fällen.  Man  kann  uemlich 
auch  diese  Visacontrole  ins  Finanzministerium  selbst  verlegen,  eine  besondere  Ab- 
theilnng  daftlr  einrichten  oder  eine  Abtheilung  eines  verwandten  Wirkungskreises  mit 
dieser  Function  betrauen  (Frankreich).  Dies  mag  in  einem  grossen  Staatshaushalte 
immerhin  der  Ordnung  dienen,  aber  unbedingt  nothwendig  dafür  erscheint  es  nicht, 
die  sonstigen  Einrichtungen  der  modernen  Finanzverwaltung  reichen  aus,  um  Fehler 
bei  der  Ausübung  des  An  Weisungsrechts  Seitens  der  mit  diesem  Rechte  betrauten 
Behörden  zu  verhüten,  und  für  die  Staatscontrole  hat  diese  Einrichtung  der  Visa- 
controle kaum  Werth.  Oder  man  verbindet  gleich  mit  den  Verwaltungsbehörden  und 
deren  Bechnungsabtheilungen  für  den  Zweck  der  Visacontrole  eigene  Controlorgano 
(Oesterreich ,  Italien).  Dabei  fragt  es  sich  jedoch  abermals,  ob  der  Apparat  für  den 
Zweck  nicht  zu  complicirt  wird  und  diesem  Zweck  überhaupt  genügen  kann,  sobald 
diese  Controlorgano  doch  nicht  unabhängig  neben,  bez.  über  den  anweisenden  Ver- 
waltungsbehörden stehen,  sondern  als  deren  Bestandtheile  von  den  Chefs  dieser  Be- 
hörde mit  abhängen  (Oesterreich.  Schrott  S.  480).  Als  Massregel  der  Verwahungs- 
controle  kann  die  Visacontrole  —  neben  dem  auch  sonst  und  einfacher  zu  erreichen- 
den Zweck,  die  Finanzverwaltniig  in  steter  Uebersicht  der  ausgestellten  Anweisungen, 
aber  welche  dann  die  mit  der  Visacontrole  beauftragten  Organe  die  Bücher  führen, 
zu  erhalten  —  doch  nur  den  Zweck  haben ,  Unregelmässigkeiten  bei  der  Ausstellung 
der  Zahlungsanweisungen,  Etatsüberschreitungen,  Irrthumer  u.  dgl.  m.  im  Voraus 
zu  rerhttten.    Bedarf  es  dazu  aber  eines  solchen   besonderen  Controlapparates  und 
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giebt  anderseits  dieser  Apparat,  wenn  er  intogrirender  Bestandthcil  der  sonstigen 
Verwaltung  ist,  genügende  Burgschaften?  Durch  einfache  Cautelcn  bei  der  mit  der 
Ausstellung  der  Anweisungen  unmittelbar  betrauten  Verwaltungsorgane  lässt  sich  doch 
wohl  ganz  dasselbe  erreichen. 

Die  Vertreter  der  „Controle  ob  ante*'  haben  dabei  auch  mehr  die  Zwecke  der 
Staatscontrole  als  der  Vcrwaliungscontrole  vor  Augen  u.  betonen,  dass  die  blosse 
„Gontrole  ez  posf'  eben  zu  spät  kommt,  an  FoUzogenen  Thatsachen  nichts  mehr 
ändern  kann.  Selbst  bei  reellem  politischem  Werthe  des  Princips  der  Minister- 
verantwortlichkoit  und  der  Verantwortlichkeit  der  sonstigen  anweisenden  Verwaltungs- 
chefs sei  der  finanzwirthschaft liehe  Werth  eines  solchen  Grundsatzes  gering. 
In  der  „Gontrole  ob  ante''  liege  daher  das  wirksamste  Controlmittel  und  Hemmnngs- 
mittel  7on  Etatsttberschreitungen  (s.  Schrott  S.  481,  477  ff.  u.  die  dort  cit.  Gewährs- 
männer, auch  d.  Verf.  des  Art.  in  d.  Tub.  Ztschr.,  mit  besond.  Bezugnahme  auf  die 
Lage  in  Belgien  nach  d.  Ges.  r.  29.  Oct  1846,  [s.  u.  §.  143,  u.  v.  Czörnig  a.  a.  0. 
S.  141,  auch  Tub.  Ztschr.  B.  3?  S.  86  £].  Gnoist  engl.  Verw.r.  II,  851  sagt  eben- 
falls in  Bezug  auf  die  ehemalige  engl.  Gontrorerse  über  die  etwaige  Beseitigung  des 
die  Torherige  Gontrole  dort  Abenden  comptroUer  general  u.  gegen  die  darauf  hin- 
zielenden Tendenzen  des  engl.  Fin.ministeriums:  „mit  dem  eomptr.  gen.  würde  o&ne 
Zweifel  eine  Säule  des  Rechtsstaats  fallen.  Die  nachträgliche  Gontrole  kann  die 
vorhergehende  Gontrole  der  Verausgabung  nicht  ersetzen " ;  die  Ministerverantwortlich- 
keit  sei  practisch  unzureichend.  S.  über  England  u.  §.  148).  Allein  die  Nothwendigkeit, 
von  der  Visacontrole  Ausnahmen  zu  statuiren,  wie  in  dem  grade  im  belgischen  Rechte 
bestehenden  (übrigens  nach  GzOmig  wenigstens  bis  1865  nicht  vorgekommenen)  Falle, 
dass  der  Rechnungshof  „mit  Vorbehalt"  nach  minister.  Beschluss  visircn  muss,  und 
grosse  Reihen  von  Ausgaben  überhaupt  vom  Visazwang  auszunehmen  (in  Belgien  '/&) 
möchte  doch  dafür  sprechen,  dass  der  wirkliche  Werth  dieser  Gontrole  von  ihren 
Anhängern  Oberschätzt  wird  und  dass,  wo  sie  eine  ernstliche  Hemmung  wird,  wichtige 
Verwaltungszwecke  Gefahr  laufen.  In  Belgien,  wo  die  Mitglieder  des  Rechnungs- 
hofs auch  nicht  von  der  Regierung  (König)  ernannt,  sondern  von  der  Kammer  der 
Abgeordneten  gewählt  werden,  steht  die  Visacontrole  mit  dem  Gharacter  der  Ver- 
fassung allenfaUs  in  Einklang,  ebenso  in  England  in  ihrer  älteren,  wie  in  der  neuereu 
Gestaltung  seit  1866;  in  deutschen  Verhältnissen  wäre  das  ebensowenig  der  Fall,  als 
die  Gewährung  eines  unbedingten  Steuerbewilligungsrechts  (s.  o.  §.  118).  Es  sind 
in  letzter  Linie  auch  hier  wieder  principielle  Verschiedenheiten  in  der  Auffassung 
des  Staatsgedankens  —  organisch-sociale  und  individualistische  Auffassung,  —  welche 
zur  Verwerfung  oder  zur  Anerkennung  einer  wirklich  ernstlichen  Visacontrole  führen 
werden.  — 

2.  Die  ,, nachträgliche  Gontrole"  über  die  von  Verwaltungs- 
behörden ausgestellten  Anweisungen,  insbesondere  im  Ausgabedienst 
und  über  die  wirkliche  Verwendung  der  Credite  zu  den  bestimmungs. 
mässigen  Ausgaben  ist  somit  die  eigentliche  Aufgabe,  welche  die 
Verwaltungscontrole  auszuführen  hat.  Zu  diesem  Behufe  sind  die 
Anweisungen  von  den  ausstellenden  Behörden,  bez.  von  den  sie 
empfangen  habenden  Kassenverwaltungen  ebenfalls  an  den  RechnuBgs< 
hof  zu  leiten.  Hier  dienen  sie  einmal  mit  als  Controlmittel  bei 
der  Rechnungscontrole  gegen  die  Rechnungsleger  der  Kassen,  so- 
dann als  die  Grundlage  zur  Ausübung  der  Verwaltungscontrole 
gegen  die  anweisenden  Behörden,  bis  hinauf  zu  den  Ministerien, 
besonders  zum  Finanzministerium.  Der  practisch  wichtigste  Punct 
ist  die  Prüfung  der  Uebereinstimmung  der  Anweisungen  mit  den 
Sätzen  des  Etats.  Diese  Prüfung  muss  sich  nothwendig  mit  auf 
die  Rechnungen  über  die  erfolgten  Ausgaben   beziehen,  weil  nur 
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ans  dieseD  die  wirkliche  Verwendung  der  angewiesenen  Beträge 
ZQ  den  gesetzlichen  und  etatmässigen  Zwecken  hervorgeht.  Wo 
sieb  hier  Differenzen,  Etatsfiberschreitnngen ,  unzulässige  lieber- 
tragungen  und  Verwendungen  ergeben,  sind  diese  festzustellen,  im 
Ck>rre8pondenzwege  zwischen  Rechnungshof  und  anweisender  Behörde 
zu  erörtern,  bei  unteren  und  mittleren  anweisenden  Behörden  zur 
Kenntniss  der  obersten  Verwaltungsbehörde  (Ministerium)  und  zu 
deren  Entscheidung,  bei  diesen  obersten  Behörden  im  Jahresberichte 
des  Rechnungshofs  zur  Kenntniss  des  Staatsoberhauptes  und  der 
Volksvertretung  behufs  endgiltiger  Entscheidung  und  eventuell  (bei 
Etatsttberscbreitungen)  nachträglicher  Genehmigung  zu  bringen. 
Hi^  geht  dann  die  Verwaltungscontrole  in  die  Vorarbeit  für  die 
Staatscontrole  ttber  (s.  u.). 

Geschäftsgang  und  Verfahren  des  Rechnungshofs  in  der  Vorwaltnngscontrotp 
nnd  analog  denen  in  der  Rechnungscontrole.  Vgl.  Schrott,  §.  157,  Tilb.  Ztschr. 
B.  32,  S.  497  ff.  Bei  Differenzen  zwischen  dem  Rechnungshof  und  der  Verwaltungs- 
behörde, wenn  letztere  die  Bemäng^elungen  nicht  anerkennt,  sind  Verhandlungen  im 
Correspondenzwege  erforderlich.  Werden  dadurch  nicht  alle  Bemängelungen  behoben 
oder  zur  Anerkennung  der  anweisenden  Behörde  gebracht,  so  kann  auch  hier  die 
endgiltige  Entscheidung  (s.  o.  S.  311)  nicht  ohne  Weitres  dem  Rechnungshofe  zufallen, 
sondern  den  obersten-  Behörden  (Ministerien),  wenn  es  sich  um  Differenzen  mit  Unter- 
Q.  MittelbehOrden  handelt,  dem  Staatsoberhaupt,  der  VolksFcrtretung  oder  eventuell 
dem  obersten  Verwaltungsgerichtshof  bei  Differenzen  mit  den  Ministerien  und  speciell 
mit  dem  Finanzministerium  selbst  (TUb.  Ztschr.  32,  S.  479—480). 

§.  141.  —  C.  Die  Staatscontrole  schliesst  sich  nun  mit 
vollem  Rechte  gleich  an  die  Rechnungs-  und  Verwaltungscontrole 
an,  indem  die  nicht  erledigten  Rechnungsbemängelungen  und  die 
nicht  wieder  gutgemachten  und  in  der  Regel  bloss  durch  die  Ver- 
waltung von  sich  aus  gar  nicht  wieder  gutzumachenden  Bemängelungen 
der  Ausübung  des  Anweisungsrechts  der  competenten  Instanz,  in 
der  absoluten  Monarchie  dem  Staatsoberhaupte,  in  der  constitntio- 
nellen  und  parlamentarischen  diesem  und  der  Volksvertretung 
(Parlament)  zur  Kenntniss  gebracht  und  damit  zur  Entscheidung 
und  nachträglichen  Genehmigung  gestellt  werden.  Die  Control- 
behörde,  der  Rechnungshof  übt  die  Staatscontrole  somit  nicht  selbst 
aus,  er  ist  vielmehr  nur  das  Organ,  welches  durch  seine  Rechnungs- 
und  Verwaltungscontrole  und  durch  die  dabei  ermittelten  Thatsachen 
die  Ausübung  der  Staatscontrole  durch  die  Organe,  welchen  dieselbe 
allein  zusteht,  Staatsoberhaupt  und  Volksvertretung,  vorbereitet. 
Hier  rtlckt  dann  aber  der  Rechnungshof  in  unseren  Verfassungs- 
staaten insofern  in  die  Stellung  eines  Organs  für  specielle  („con- 
stitutionelle'')  Zwecke  der  Volksvertretung  mit  ein  und  muss  auch 
deswegen  eben  mit  jenen  Cautelen  der  Unabhängigkeit  (§.  139) 
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versehen  werden,  welche  ihn  zur  Ausfüllung  einer  solchen  Stellung 
befähigen. 

Was  er  in  dieser  Hinsicht  regelmässig  vor  Allem  an  Vor- 
bereitungen für  die  Ausübung  der  Staatscontrole  zn  leisten  hat, 
knüpft  sich  an  die  Rechte  an,  welche  der  Vertretung  verfassnogs- 
massig  im  Etatsrecht  und  in  Bezug  auf  die  Rechnungs- 
abschlüsse des  Staatshaushalts  gegeben  sind.  Im  Einzelnen 
entscheiden  also  hier  das  Verfassungsrecht  und  die  etwaigen  Aus- 
führungsgesetze,  welche  über  die  finanzwirthschaftlichen  Befugnisse 
der  Vertretung  gegeben  sind.  Im  Allgemeinen  steht  nach  Constitution 
nellem  Staatsrecht  fest,  dass  Etatsüberschreitungen  (bei  den  Aus- 
gaben) nachträglicher  Genehmigung  der  Vertretung  und  die  Staats- 
regierung der  Entlastung  für  die  abgeschlossenen,  dem  Parlamente 
vorgelegten  Staatshaushaltsrechnungen  der  abgelaufenen  Finanz- 
periode Seitens  der  Vertretung  bedürfen  (Preuss.  Verfass.  Art.  104). 
Um  hier  klar  zu  sehen,  muss  jene  eingehende  detaillirte  Prüfung 
der  Rechnungen  und  Anweisungen  erfolgen,  welche  das  Parlament 
nicht  von  sich  aus  volltühren  kann,  sondern  welche  eben  die  Auf- 
gabe der  besonderen  Controlbehörde  ist.  Letztere  muss  daher  die 
bezüglichen  Ergebnisse  ihrer  Rechnungs-  und  Verwaltnngscontrole, 
also  auch  die  ermittelten  Etatsüberschreitungen  und  unerledigt  ge- 
bliebenen Bemängelungen  („Controlberichte'O  f^r  das  Staats- 
oberhaupt und  für  die  Volksvertretung  in  einem  Berichte  zu- 
sammenfassen, welcher  an  diese  Organe  direct  oder  durch  Ver- 
mittlung der  Staatsregierung  zugleich  mit  den  Schlussrechnungen 
gelangt.  Die  Entscheidungen  des  Parlaments  über  die  nach- 
gewiesenen Etatsüberschreitungen  und  über  die  Ertheilung  der 
Entlastung  an  die  Regierung,  bez.  an  den  Finanzminister  erfolgen 
dann  in  derselben  Weise  wie  in  anderen  Fällen  der  Finanzgesetz- 
gebung. Mit  ihnen  ist  die  Staatscontrole  erledigt.  Dieselbe  stellt 
sich  demnach  als  das  richtige  und  in  ihrer  Ausübung  durch  die 
Volksvertretung  als  das  dem  heutigen  „constitutionellen^'  (wie  auch 
dem  im  engeren  Sinne  sogen,  „parlamentarischen^^  Staatsrecht 
entsprechende  Complement  des  gesandmten  finanzwirthschaftlichen 
Controlwesens  dar. 

S.  auch  den  fol^.  Abschn.  vom  Kcchnungsabschluss  u.  fUr  practische  Einzel- 
seiten die  nScLsten  §§. 

Abgesehen  worden  ist  in  diesem  Abschnitt  von  den  üblichen  besonderen 
Controleinrichtangeu  ftlr  die  Staatsschuld  durch  Staatsschulden -Gontrol- 
commissionen  aus  Vertretern  der  Kammern,  wie  sie  auch  in  Deutschland  sich 
linden.    Davon  wird   besser  in  Verbindung  mit  dem  Staatsschuldenwesen  gehandelt 
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IV.  —  §.142.  Ueber  das  Controlwesen  in  einzelnen  Staaten.  S.  auch 
hier  bes.  r.  CzOrni^^  a.  a.  0.,  den  reichhalt.  Aufs,  in  d.  Tub.  Ztschr.  B.  32  u.  83, 
Einzelnes  passim  bei  Schrott  In  den  früheren  §§.  Ol  if.,  90  iL  zur  Geächichte 
and  gegenwärtigen  Gestaltung  des  Finanzdiensts  wurde  das  Controlwcden  gelegentlich 
berührt.  Der  Gegenstand  hängt  in  den  einzelnen  Ländern  mit  der  Genchichte  des 
Verfassangsrechts  und  der  Finanzverwaltung  zusammen  und  hat  ein  »tark  ])olitisclies 
Gepräge.  Diese  Seite  ist  hier  nicht  weiter  zu  veifulgeii ,  aber  sie  ist  schwer  aus  der 
Darstellung  ganz  auszuschliessen.  Hier  muss  die  Hervorhebung  einiger  solcher  Puncto 
genügen,  welche  zur  Beweisführung  in  den  Principienfra^en  und  zur  Illustration  der 
vorausgehenden  principiellen  Behandlung  des  Gegenstands  besonders  wichtig  sind. 
Eine  ärmliche  Darstellung  des  positiven  Controlrechts  ist  in  der  hier  gebotenen  Kdrze 
nicht  zu  geben  u.  nicht  Aufgabe  dieses  Werks.  Das  Folgende  bezweckt  nur  eine 
t^rientining  in  dem  Kechte  der  hier  zu  erwähnenden  Staaten. 

1.  Preussen  S.  o.  §.  91,  96,  v.  Czörnig  S.  23  IK,  173,  Tub.  Ztschr.  B.  32, 
S.  517  U'.,  B.  33  S.  23  if.  (woselbst  Näheres  über  die  an  die  preuss.  Ges.geb.  sich  an- 
lehnenden Pläne  der  deutschen  Kcichsregierung  bezügl.  eines  bes.  Gesetzes  über  das 
Controlwesen  im  Reiche),  v.  Rönne,  preuss.  Staatsrecht  3.  A.  II,  2.  Abth.  S.  733  tf. 
u.  n,  1.  Abth.  S.  154  ti'.,  Herrfurth  a.  a.  0.  S.  13  (1*.  (ausführl.  Gommentirung  des 
Ges.  T.  1872  aus  den  Landtagsverhandlungen),  Meissner,  Kechn.wes.  I  u.  II  (Aus- 
fuhr,  grossentheils  in  Anlehn,  an  d.  Gcsgeb.  über  die  Oberrechenkammer).  — 

Die  gegenwärtig  geltenden  Einrichtungen  des  Controlwesens  u.  speciell  die 
Gesetzgebung  über  die  Oberrechenkammer  sind  eine  organische  Fortbildung  der  älteren 
Einrichtungen  u.  Verordnungen  der  absolutistischen  i'eriode,  wie  sie  die  neuere  con- 
stitntionelle  Zeit  nothwendig  machte.  Dabei  sind  zwar  in  Betreu'  der  Stellung,  Ein- 
richtung u.  Function  der  Oberrechenkammer  die  Forderungen  der  streng  constitut. 
Doctrin  nicht  in  vollem  Umfange  zur  Geltung  gelaugt,  wie  bes.  in  der  parlam.  Ver- 
fassung Belgiens.  Für  das  Deutsche  Reich  hat  man  daher  Seitens  der  liberalen 
Parteien  die  einfache  Copie  der  preuss.  Ges.gebung  abgelehnt.  Immerhin  aber  sind 
durch  das  Ges.  v.  1872  auch  die  wichtigsten  staatsrechtlichen  Cautelen  geschaffen. 
Die  finanztechnischen  Leistungen  der  Controle  haben  auch  schon  früher  im  (ianzen 
genügt,  Hessen  sich  aber  durch  eine  wirksamere  erste  Revision  der  Verwaltungsbehörden, 
als  die  jetzt  bestehende,  wohl  noch  verbessern. 

Für  die  aus  der  Zeit  vor  1806  übernommene  Oberrechnungskammer  wurde 
eine  technisch  treffliche  Instruction  am  18.  Dec.  1824  vom  Könige  erlassen,  welche 
die  Grundlage  bis  zum  Ges.  v.  1872  blieb  und  für  mancherlei  gegenwärtig  noch  in 
Geltung  ist  (S.  dieselbe  bei  Herrfurth  S.  56  tf.,  bei  Meissner  I,  77  U.).  Durch 
die  1S26  erfolgte  Beseitigung  der  damals  noch  bestehenden  Behörde  für  die  „General- 
coutrole""  ist  die  Oberrechenkammer  die  einzige  höchste  Controlbehördo  geworden, 
während  sie  zuerst  mit  der  Generalcontrole  auf  das  gleiche  Ziel  hinzuarbeiten  hatte 
(§.  1,  53  d.  Instr.).  Ihre  Stellung  ist  die  eines  „selbständigen,  nur  dem  König 
untergeordneten  CoUegiums''  f§.  50  d.  Instr.),  das  aus  dem  Chefpräsidenten,  1 — 2 
Directoren  u.  der  uöthigen  Zahl  von  Räthen  besteht  (§.  54).  Auch  die  Räthe  haben 
wie  die  Revisoren  eine  Probezeit  (Max.  V2  •'^^hr)  abzulegen.  Die  coli egialis che 
Berathung  u.  Beschlussnah me  ist  die  Regel,  doch  mit  Ausnahmen  in  Betr.  des 
Formellen  der  Geschäfte  u.  bei  einem  Dissens  des  Präsidenten  vom  CoUegialbeschluss 
auch  in  Betr.  des  Materiellen,  wo  der  Präsident  ein  Suspensivveto  hat  u.  Kön.  Ent- 
scheidung einholen  kann  (§.  55).  Durch  eine  neue  Listrui  tion  v.  16.  März  1831 
wurde  jedoch  der  collegiale  Character  der  Kammer  moditicirt,  den  Räthen  mehr  nur 
eine  berathende,  dem  Präsidenten  die  allein  entscheidende  Stimme  gegeben,  —  der 
bedenklichste  Punct  in  dem  Controlrecht  dieser  Periode.  Der  Zweck  der  0.  R.  K. 
ist  in  d.  Instr.  v.  1824  (§.  1)  so  hingestellt  u.  im  Weiteren  im  Detail  ausgeführt,  dass 
danach  die  Rechnungs-  u.  die  Verwaltungscontrolc  selbständig  von  dieser 
Behörde  ausgeübt  u.  dem  König,  an  den  zu  berichten  u.  Streitfälle  u.  Zweifel  zur 
Entscheidung  vorzulegen  sind  (§.  52),  die  Ausübung  der  Staatscontrole  ermöglicht 
wird.  Namentlich  hat  die  0.  R.  K.  darauf  zu  sehen,  dass  „die  einzelnen  Verwaltungen 
nach  den  bestehenden  Gesetzen ,  Verordnungen ,  Instructionen  u.  Etats  gewissenhaft 
geführt,  Einnahmen  u.  Ausgaben  gehörig  nachgewiesen  u.  die  den  Verwaltungen 
Ifewilligten  Summen  bestimmungsmässig  Verwendet  werden''  (§.  1  AI.  a).  Neben 
der  Orduuugsmässigkeit  hat  sie  (wie  schon  im  18.  J.h.)  die  Zweckmässigkeit  zu  be- 
urthnilon    u.  nach    ihren  \Valirn<^hniun?!:rn    Roformnn    an/.un^m'U    i>^.  1    AI.    b\      l)<'r 
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Wirkungskreis  u.  die  Aufgaben  der  0.  R.  K.  im  Einzelnen  werden  dann  in  d.  Instr. 
V.  1824  sehr  ansfahrlich  u.  musterhaft  klar  dargelegt. 

In  der  Periode  der  Verfassung  erfolgte  nun  in  der  Stellung  u.  Aufgabe  der 
0.  R.  K.  die  bedeutsame  Aenderung,  dass  sie  auch  fUr  den  Landtag  das  Organ 
der  Vorbereitung  der  Staatscontrolc  Seitens  der  Volksvertretung 
wurde.  Nach  Art.  104  d.  Verf.urkundo  f.  81.  Jan.  1S50  werden  „die  Rechnungen 
über  den  Staatshaushaltsetat  von  der  0.  R.  K.  geprüft  u.  gestellt.  Die  allgemeine 
Rechnung  tlber  den  Staatshaushalt  jeden  Jahrs,  einschliesslich  einer  Debersicbt  der 
Staatsschulden,  wird  mit  den  Bemerkungen  der  0.  R.  K.  zur  Entlastung  der 
Staatsregierung  den  Kammern  vorgelegt''.  Zugleich  verhiess  ein  letzter  Satz  des 
Art.  104:  ,,ein  besonderes  Gesetz  wird  die  Einrichtung  u.  die  Befugnisse 
der  0.  R.  K.  bostiuunen.'*  Zu  einem  solchen  Gesetze,  selbst  nur  zur  Vorlegung  eines 
Entwurfes  au  den  Landtag  kam  es  aber  länger  nicht  u.  über  das,  was  unter  den 
„Bemerkungen'*  der  0.  R.  K.,  die  mit  vorgelegt  werden  sollten,  zu  verstehen  sei, 
entstand  zwischen  Kammern  u.  Regierung  ein  Dissens  (S.  Näheros  Über  diese  Zwischen- 
periode bei  V.  Rönne,  I,  1.  Abtb.  S.  429  ff.  438  ff.).  Erst  nach  dem  franzOs.  Krieg 
kam  ein  Gesetz  zu  Stande,  das  die  gegenwärtige  Grundlage  des  preuss.  Controlrechts 
bildet:  Ges.  v.  27.  März  1872,  betr.  die  Einrichtung  u.  Befugnisse  der  Oberrechnungs- 
kammer (bei  Herrfurth,  Meissner  a.  a.  ()  im  Wortlaut  mit  Commentar),  nebst 
d.  Erl.  V.  22.  Sept.  1873  betr.  das  Regulativ  über  d.  Geschäftsgang  bei  d.  0.  R.  K. 
(in  d.  Ges.8amml.  v.  187.H  S.  458  public,  u.  A.  bei  Herrfurth  S.  45  ff.)  u.  weiteren 
K.  Erlassen  v.  27.  Juli  1874  u.  11.  Mai  1877  betr.  Aenderungen  dieses  Regulativs. 

Durch  diese  Gesetzgebung  sind  die  Garantien  der  Unabhängigkeit  der  0  R.  K. 
u.  ihrer  Mitglieder  verstärkt,  der  collegiale  Charactcr  der  Behörde  schärfer  heraus- 
gebildet und  die  Befugnisse  des  Präsidenten  (s.  darüber  Regul.  v.  1873  §.  10 — 21) 
demgemäss  beschränkt,  wenn  auch  nicht  mit  allen  Conse^iuenzen ,  wie  anderswo,  die 
der  0.  R.  K.  zur  Prüfung  vorzulegenden  Rechnungen  genauer  bezeichnet,  die  Stellung 
der  0.  R.  K.  gegenüber  den  Behörden  u.  zun^  Landtage,  sowie  die  Aufgaben  der 
0.  R.  K.  in  Bezug  auf  die  Vorbereitung  der  Staatscontrolc  durch  den  Tjtndtag  {s, 
bes.  §.  18  u.  19  d.  Ges.)  präcisirt  Die  0.  R.  K.  ist  danach  „eine  dem  König  un- 
mittelbar untergeordnete,  den  Ministern  gegenüber  selbständige  Behörde'' 
i§.  1),  bestehend  aus  1  Präsideuten  u.  der  erforderlichen  Anzahl  von  Directoren  u. 
Räthen  (gegenwärtig  bez.  2  u.  14,  ausser  den  Räthen  des  Rechn.hofs  des  D.  Reichs), 
welche  vom  König  ernannt  werden  i^nach  Vorschlag  des  Staatsministoriums ,  bez.  des 
Präsidenten  d.  0  .R.  K.  §.  2.  Die  ehemal.  Probezeit  der  Räthe  ist  beseitigt  worden). 
(Unabhängigk.bürgschaften  in  §.  3 — 5).  Das  durch  K.  Verordn.  zu  erlassende  Regulativ 
über  den  Geschäftsgang  der  0.  R.  K.  ist  dem  Landtage  zur  Kenntnissnahme  mit- 
zntheilen  (§.  7).  Nur  bei  Stimmengleichheit  giebt  der  Präsident  bei  Abstimmungen 
im  CoUegio  den  Ausschlag;  gewisse  Hauptsachen  sind  im  Gesetz  selbst  als  unbedingt 
coUegialer  Berathung  u.  Beschlussfassung  bedürftig  bezeichnet  (§.  8).  Die  Ausführung 
eines  Beschlusses  des  Collegiums  kann  der  Präsident  suspendiren,  muss  aber  binnen 
14  Tagen  die  Sache  nochmals  dem  ('ollegium  vorlegen,  das  nunmehr  endgiltig  ent- 
scheidet (Regul.  V.  1873  §.  15).  Auch  jetzt  noch  hat  d.  0.  R.  K.  neben  der  Vorschrifts- 
mässigkeit  die  Zweckmässigkeit  der  Einrichtungen,  soweit  daraus  aus  den  Rechnungen 
zu  schliesscn,  zu  beurtheilen  (§.  12)  u.  in  dem  jährlich  dem  König  zu  erstattenden 
Berichte  demgemäss  gutachtliche  Vorschläge  zu  Verbcsserungen  zu  machen  (§.  20). 
Die  0.  R.  K.  darf  u.  A.  auch  selbst  ausserordentliche  Kassen-  u.  Magazinrevisionen 
veranlassen  (§.  13).  Ausgenommen  v.  d.  Revision  der  0.  R.  K.  sind  die  Rechnungen 
über  die  im  Etat  des  Staatsminist,  f.  aligemeine  polit.  Zwecke  u.  im  Et.  d.  Min.  d. 
Inneren  für  geheime  Polizeiausgaben  ausgesetzten  Fonds  *§.  9)  Die  Rechnungen  der 
Kasse  der  0.  R.  K.  selbst  werden  vom  Präsidenten  der  K.  rovidirt  u.  mit  den  Revis.- 
bemerkungen  dem  Landtag  zur  Prüfung  u.  Dechargo  vorgelegt.  Das  Geschäftsjahr 
der  0.  R.  K.  läuft  jetzt,  seit  Verlegung  des  Etatsjahrs  auf  den  1.  April  —  31.  März, 
V.  1.  Oct.  —  30.  Sept.,  innerhalb  welchen  Zeitraums  das  Revisionsgeschäft  u.  die 
Feststellung  der  Revis. Protokolle  für  das  vorangegangene  Etatsjahr  zu  beenden  ist;  die 
Erinnerungen,  die  Rechnungsberichtigungen  u.  das  ganze  Revis. verfahren  müssen 
spätestens  im  folgenden  Geschäftsjahr  erledigt  sein  (Erl.  v.  11.  Mai  1877).  — 

Die  Rechnungscontrole  Seitens  der  preuss.  ().  R.  K.  ist  insofern  auch  noch 
jetzt  eine  Superrevision,  als  nach  der  noch  geltenden  Vorschrift  des  §.47  der  Instr. 
V.  1S24  ,.yi]o  Rpchnuns:  vor  dcrr^n  Einsendung  an  die  0.  R.  K.  bei  der  Verwalt.- 
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behOrde  abgenommen  werden  moss,  nachdem  solche  u.  die  Beläge  vorher  in 
calcolo  yollst&ndig  geprüft  n.  attestirt  worden/'  Doch  soll,  trotz  der  weiteren  Be- 
stimmungen dieses  §.  47,  diese  Vorprüfung  keine  sehr  tiefgreifende  Formalität  in  der 
Praxis  sein,  so  da^  die  eigentliche  Arbeit  doch  auf  der  0.  IL  K.  ruht.  Für  eine 
gründliche  erste  Prüfung  müsstc  den  Behörden  wohl  vermehrtes  besondres  Personal 
zu  Gebote  gestellt  oder  wirklich  provinz.  Kechnungskammcrn  gebildet  werden. 

Im  £tat  f.  1SS3 — 84  steht  die  in  Potsdam  ihren  Sitz  habende  0.  K.  K.  mit 
729.828  M.  Ausgabe  (im  Vorjahr  mit  nur  674.81ii  M.),  d.  i.  c  O.ü3.i7o  der  Summe 
der  Bruttoeinnahme  und  Ausgabe.  Die  Besoldungen  u.  Wohn.geldzuschüsse  betragen 
davon  671.894  M.  Ausserdem  steht  im  gleichzeitigen  Etat  des  D.  Reichs  für  den 
mit  d.  prenss  0.  R.  K.  vereinigten  Rechnungshof  die  Ausgabe  v.  531.473  M.  Der 
Chefpräs,  bezieht,  ausser  freier  Wohnung,  21.000  M.  Gehalt  (wovon  Va  &us  Reichs- 
fonds), 2  Directoren  je  12.000  M.,  14  Räthe  je  7500—9900,  i.  D.  8700  M.  (gleich 
den  Vortrag.  Bäthen  der  Ministerien,  —  beim  Ausschluss  aller  Nebenämter  für  die 
Käthe  der  0.  R.  K.  dürfte  der  Gehalt  dieser  Beamten  höher  sein);  weiter  sind  vor- 
handen 1  Vorsteher  des  Präs.bur.  (5400  M  Geh.),  85  Revisoren  u.  Calculatoren  u. 
1  Kanzleidirector  (31)00  —  5400  M.,  i.  D.  4200  M.  (ich.),  8  Registratoren  (3000  bis 
4S00  M.,  i.  D.  3900  M.  Geh.),  7  Kanzleisecret.  (1800  —  3300  M.,  i.  D.  2550  M.). 
Alle  haben  Wohn.geldzuschuss. 

Uebcr  die  auch  für  die  princip.  Fragen  sehr  lehrreichen,  bisher  misslungenen 
Versuche  einer  selbständigen  Gesetzgebung  über  das  Controlwesen  im  Haushalt 
des  Deutschen  Reichs  s.  d.  Aufs,  in  d.  Tub.  Ztscbr.  Die  anfänglich  getroiTenc 
Xiurichtung,  wonach  die  preuss.  0.  R.  K.  mit  als  Rechnungshof  des  Norddeutschen 
Bandes,  dann  des  Reichs  dient  u.  demgemäss  entsprechend  erweitert  wurde,  ist  bis- 
her geblieben.  S.  norddeutsches  Ges.  v.  4.  Juli  18öS,  D.  Reichstes,  v.  11.  Febr.  1875 
(das  das  preuss.  Ges.  v.  1872  für  massgebend  auch  für  den  Rechnungshof  des  D. 
Reichs  erklärt),  Gesetze,  welche  seitdem  jährlich  fUr  die  Controle  des  Reichshanshalts 
in  dem  betreff,  letztvergangenen  Jahre  erneuert  worden  sind.  Auch  der  Landeshaus- 
halt von  Elsass-Lothringen  wird  in  derselben  Weise  von  der  preuss.  0.  R.  K. 
controlirt  Speciell  f.  d.  deutschen  Rechn.hof  fungiren  ausser  dem  gemeins.  Präsi- 
denten 1  Director,  10  Räthe,  53  Revisoren  u.  Calculatoren,  5  Registratoren,  1  Kanzlei- 
vorsteher, 7  Kanzleisecr.    Die  Mitglieder  werden  vom  Bundesrath  gewählt. 

2.  Baiern.  S.  v.  Czörnig  S.  52  ff.,  175,  Tüb.  Ztschr.  B.  33  S.  70  ff.,  Pözl, 
baier.  Verwaltrecht,  3.  A.  §.  32,  283  ff.,  auch  279  ff.,  Stockar  v.  Neuforn-Hock  I, 
96  ff.«  192  ff.,  456  ff.,  bes.  471  ff.  Hauptverordn.  v.  11.  Jan.  1826  modific.  durch  V.o. 
über  das  Finanzrechnungswesen  v.  23.  Dec.  1868.  Das  Characteristische  ist  die  Zer- 
legung der  Revision  in  eine  erste  (primitive)  u.  eine  Superrevision,  die  grössere 
Decentralisation  der  Revision  u.  die  Vornahme  derselben  durch  verschiedene  Landes- 
und Gentralbehörden ,  welcbe  nach  Districten  u.  Geschäftszweigen  die  Arbeit  theilen, 
endlich  das  Fehlen  einer  spcciellen  Beziehung  des  Obersten  Rechnungshofs  zum  Land- 
tag. Die  erste  Revision  der  Finanzrechnungcu  erfolgt  durch  die  Rechnungscommissariate 
der  Verwaltungsbehörden,  d.  i.  der  Kreisregierungen  ( Regier. finanzkammem)  selbst  u. 
für  die  Rechnungen  gewisser  Centralstellen  durch  die  dem  Finanzministerium  unmittel- 
bar untergeordnete  „Rechnungskammer*'  (.bestehend  aus  1  Director,  2  Räthen, 
1  Assessor,  5  Commissären,  1  Secr.  1  Registratur,  1  Kanzlisten  als  pragmat  od.  stand. 
Personal,  5  Revisoren,  2  Kanzlisten  als  instabilem,  Etat  67.015  M.).  Die  Super- 
revision ist  Sache  des  Obersten  Rechnungshofs.  Dieser  ressortirt  zum  Finanz- 
ministerium, ist  aber  innerhalb  seiner  C^mpetenz  unabhängig  u.  hat  theils  ganz  für 
sich,  theils  begutachtend  für  das  Fin.ministcrium  die  oberste  Leitung  des  Rechnungs- 
wesens, ist  auch  endgiltige  Recursinstanz  bei  Berufungen  aus  der  1.  Revision.  Er 
besteht  aus  1  Präs.  (Geh.  10.800  M.),  7  Räthen  (Geh.  55bO— 5940  M.),  1  Commissar, 
1  Kanzlisten,  wozu  noch  instabiles  Personal  tritt.  Etat  82.450  M.  Die  Verfassung 
ist  coUegial,  die  Stellung  des  Hofs  u.  seiner  Mitglieder  gleich  der  des  obei'stcn  Gerichts- 
höfe. Die  Superrevision  bezieht  sich  auf  die  nochmalige  Prüfung  der  bereits  von  den 
gen.  ersten  Instanzen  geprüften  Rechnungen  u.  erfolgt  mittelst  jährlicher  Abordnung 
eines  Raths  in  jede  Provinz  (Kreis)  zur  Vornahme  der  Revision  an  Ort  u.  Stelle,  wobei 
der  Rath  eine  staatsanwaltliche  Function  hat.  Uebcr  seine  Wahrnehmungen  berichtet 
er  schriftlich  an  den  Rechnungshof,  wo  alsdann  ein  anderer  Rath  über  den  Bericht 
referirt,  der  Hof  in  collegialcr  Form  bcräth  u.  über  Rechnungsfragen  endgiltig  ent- 
scheidet, andere  dem  Fin.mini.sterium   zur  Entscheidung    vorlogt.     Der  Hof  hat   auch 
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die  Generalfinanzrechnung  des  Staats  zu  stellen  u.  bis  spätestens  1.  Sept 
des  folg.  Jahi-s  dem  Fin.min.  vorzulegen.  —  Man  rühmt  die  Grtlndlichkeit  der  Kension 
schon  in  1.  Instanz,  die  Beschleunigung  der  Abrechnung,  die  gute  Schulung  für  die 
Kevibionsbcamten  bei  der  Revision  1.  Instanz,  doch  ist  die  yerwalt.coutrole  g^cnüber 
den  obersten  Staatsbehörden  nur  „äusserst  uothdurfiig"  gewahrt  (Tüb.  Ztschr.  B.  33,  93) 
u.  die  Vorarbeit  für  die  Staatscontrole  des  Landtags  ist  wenigstens  nicht  gesetzlich 
hinlänglich  gesichert,  wenn  auch   in   der  Praxis  die  Sache   sich   günstiger  gestaltet. 

3.  Auch  den  übrigen  deutschen  Staaten  fehlen  die  bezüglichen  Ein- 
richtungen nicht.  Sie  zeigen  im  Einzelnen  manche  kleinere  Verschiedenheit,  aber 
doch  in  wescntl.  Puncten  Uebereinstimmung.  Die  Rechnungscontrole  ist  wohl  überall 
genügend,  meistens  vortrciflich,  die  Verwaltungscontrole  über  die  höchsten  Staats- 
behörden aber  noch  öfters  mangelhaft  u.  die  Staatscontrole  noch  nicht  immer  der 
constitut.  Doctrin  entsprechend  gestaltet  oder  wenigstens  für  die  Kammern  nicht  durch 
Rechnungshöfe  soweit  vorbereitet,  als  es  für  eine  wirksame  Ck>ntrole  geboten  erscheint 
Die  Einrichtung  der  Staatscontrole  ist  in  den  Verfassungen  u.  in  damit  zus.hängen- 
deu  Gesetzen,  mehrfach  aber  auch  nach  allmählicher  ständischer  Praxis  geordnet.  Es 
treten  darin  manche  Eigeuthümlichkeiten  des  Staatsrechts  des  einzelnen  Staats  hervor. 

S.  über  K.  Sachsen  v.  Gzörnig  S.  37  ff.  174.  Die  Rechnungen  der  ressor» 
tireuden  Specialkassen  werden  hier  in  jedem  Ministerium  für  sich  geprüft  u.  justificirt, 
th.  durch  die  mittleren  Verwaltungsstellen,  tiv  durch  die  Rechnnngsstellc  des  Ministeriums. 
Eine  eigene  Oberrecheukammer.  welche  zum  Gesammtminiaterium  ressortirt  (Etat 
72.100  M.,  1  Präs.  mit  11.100  M.  u.  2  Käthe  mit  7200  —  8100  M.  Gehalt)  übt  die 
Rechnungscontrole  über  die  Centralkasseu  allein  u.  eine  beschränkte  Verwalt.controJc, 
indem  sie  Bemängelungen  dem  betreff.  Ministerium,  bez.  dem  Gesammtmiuisterium 
zur  endgiltigen  Entscheidung  mittheilt.  Mit  den  Landständen  steht  die  0.  K.  K.  nicht 
in  Beziehung.  — 

üeber  Würtemberg  s.  v.  Gzörnig  S.  59  ff.  175,  v.  Riecke  Vcrfass.  u.  s.  w. 
v.  W.  S.  163.  Die  dem  Fin.min.  untergeordnete  Oberrechnungskammer  „ist  die  oberste 
Rechnungsbehörde  des  Landes  u.  hat  die  Aufsicht  über  das  gesammte  Staatsrechnungs- 
wesen, auch  bei  den  verrechnenden  Behörden  andrer  Departements**  (^Riecke).  Sic 
übt  die  Kassen-  u.  Rechn.controle  unmittelbar  (Abnahme,  Prüfung,  Abhör  der  Rech- 
nungen bei  allen  Haupt-  u.  Specialkassen  u.  Anstalten  des  Staats,  mit  der  eigen thüml. 
Ausnahme,  dass  die  cameralamtl.  Steuerhauptbücher  u.  die  der  Hauptzoll-  u.  Haupt- 
steuerämter vom  Steuercolleg^um ,  die  Rechnungen  der  Hütten-  u.  Salinenkassen  v. 
Bergrath  revidirt  werden).  Für  die  Verwalt.controle  ist  die  0.  R.  K.  nur  theilweisc, 
für  die  Staatscontrole  gar  nicht  weiter  thätig,  wie  denn  an  der  Spitze  der  0.  K.  K. 
als  Director  der  Dircctor  der  Staatskass.verwaltung  steht  (Geh.  6800  M.,  ausserdem 
4  Räthe  mit  5600 — 6000  M.  Geh.).  Diese  beiden  Controlen  werden  nach  der  eigen- 
thümlichcn,  aus  der  älteren  Zeit  beibehaltenen  Gestaltung  dos  würt.  Staatshaushaltes 
von  den  Ständen  u.  deren  Ausschuss  mit  ausgeübt. 

üeber  Baden  s.  v.  Gzörnig  S.  76  ff.,  175,  Regenauer  §.  13—15.  Zwei- 
fache Revision,  durch  die  Verwalt.mittelstellen  für  die  untergebenen  Kassen  u. 
Buchführungen,  dann  Superrevision  nach  Auswahl  Seitens  der  Oberrechen - 
kammer,  welche  ausserdem  die  Rechnungscontrole  über  die  Gent ralkassen  unmittel- 
bar übt.  Sie  ist,  dem  constit.  Princip  gemäss,  eine  dem  Landesherrn  unmittelbar 
untergeordnete,  der  Verwaltung,  auch  den  Ministerien  gegenüber  selbständige  Behörde, 
sie  hat  auch  demgemäss  die  Verwalt.controle  (Innehaltung  des  Etats  u  s.  w.)  zu  üben, 
für  die  Staatscontrole  der  Stände  ist  sie  aber  nicht  unmittelbar  mit  thätig  (Etat  74.900  M., 
1  Präs.  mit  12.000  M.  Geh.,  4  Räthe  mit  5800—6200  M.,  11  Revisoren  mit 
2—4000  M.). 

§.  143.  —  4.  Belgien.  S.  v.  Gzörnig  S.  140  lt.,  182,  Tüb.  Ztschr.  B.  33, 
S.  Sr>  II'.  Der  Oberste  Rechnungshof  nimmt  hier  eine  wesentlich  andere  Stellung  ein, 
als  in  Deutschland  u.  in  den  meisten  sonstigen  Staaten.  Während  er  bei  uns  überall 
eine  Verwaltungsbehörde,  ein  Regierungsorgan  ist,  das  entweder  gar  nicht  un- 
mittelbar oder  nur  in  beschränktem  Maasse  in  Beziehung  zur  Volksvertretung  steht,  ist 
er  in  Belgien  verfassungsmässig  u.  nach  dem  Hauptgesetz  v.  29.  Oct.  1846  ein  Organ 
des  Parlaments,  für  dessen  Zwecke  mit  eingerichtet,  zur  Ausübung  auch  der  Staats- 
controle selbst  neben  der  Rechnungs-  u.  Verwalt.controle.  Hier  sind  die  (Ik)nsequenzen 
der  eigentlich  Parlamentär.  Verfassung  gczugen ,  die  Einrichtung  entspricht  daher 
d(M»  (irnndsiitzrn  dos  deutsch cn  constitnt.  Staatsrechts   kaum   mehr.     Die  Mitglieder 
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des  Bdclui.ho&  (oadi  d.  orsprUngl.  (ies.  bcätehend  aus  1  Präs.  mit  1 1.250  fr.  Gehalt, 
b  Rithen  mit  S500  fr.  Gehalt.  1  Secr.  u.  dem  erfordorl.  Kevis.  u.  ßureanpcrsonal) 
Verden  tod  d.  Kammer  der  Abgeordneten  je  auf  0  Jahr,  doch  jederzeit  wider- 
nflich  gewählt.  Die  Unabhäogigkeit  der  Mitglieder  ist  durch  noch  weitergehende 
ab  die  sonst  Üblichen  Bestimmungen  ferbürgt  (u.  A.  darf  nicht  nur  keine  nähere 
Verwmdtscbaft  der  Mitglieder  unter  sich,  eine  auch  in  Prcussen  u.  sonst  besteh. 
YoschnA,  sondern  auch  nicht  mit  den  Ministern  u.  den  Verwalt.chefs  bestehen  .  Der 
Hof  wacht  diraber.  ..da«  kein  Budgetsatz  der  Ausgaben  Überschritten  win)  u.  dass 
keine  Uebertragnng  stattfinder\  Es  sind  ihm  zu  diesem  Zweck  umfassende  Befugnisse 
der  Venmltnngscontrole ,  namentlich  das  oben  •§.  140)  besprochene  Kecht  der  Visa- 
CMtTole  für  die  nnstindigen  Ausgaben  ertheilt.  Die  Beschlüsse  des  Hofs  in  Hech- 
iingBsachen  sind  endgiltig,  nur  bei  Verletzung  der  Form  oder  des  Gesetzes  steht  dem 
Be<^iuigsleg^r  binnen  3  Monaten  die  Berufung  an  den  Cussatioushof  zu.  Kino 
lOB&Hende  Mitwirkung  hat  der  Hof  auch  bei  der  Verwaltung  der  Staatsschuld.  Im 
Uebngen  ^»ressortirt  der  Hof  in  allen  seinen  Beschltlssen  im  Gebiet  der  Verwalt- 
oontrole)  in  letzter  Instanz  ron  der  Kammer  der  Kepräsentanten.  als  der  Quelle  seines 
Bestandes.  Aof  diese  Weise  ist  die  Gesammtcontrole  nirgends  umfassender  u.  uin- 
dringlicher  durchgeführt  als  in  Belgien*'  (Cz(^rnig  S.  1S2).  Die  Gefahr  einer  zu 
weit  gehenden  Beschränkung  u.  unter  Umständen  einer  Lahmlegung  der  Verwaltung 
wird  bei  einer  derartigen  Gestaltung  der  Controle.  zumal  in  einem  (irossstaate  aber 
licht  zn  Ungnen  sein.  Indessen  mit  dem  rein  parlam.  Princip  stände  eine  Einriehlung 
der  Gontrole  nach  belg.  Muster  in  Einklang,  ist  daher  auch  bei  uns  mitunter  von 
Vertretern  dieses  Princips  empfohlen  worden. 

5.  Oesterreich  (West-i.  S.  Czörnig  S.  1«  tl*.,  ITO  If.,  Tub.  Ztsrhr.  B.  H;) 
S.  53—70  ^hier  eingehend),  Blonski  II,  35S,  362  If.,  Dessary  §.  107,  122  II.  i^über 
das  Recht  vor  1S66),  Ulbrich,  östr.  Staatsrecht  S.  ir>9  U'.,  (»(kM}.  Wildt,  d.  (ist. 
Staatsrechn.  n.  Controldienst,  1S7().    Auch  Schrott  passim. 

Schon  vor  der  neuen  Periode  ?erfassungsmäss.  Finanzwirthschaft,  zur  Zeit  des 
Abaolatismas,  war  das  östr.  Controlwesen  zweckmässig  u.  den  modernen  Anforderungen 
entsprechend  eingerichtet,  so  im  Ganzen  schon  in  der  Behörde  des  alten  „(iencral- 
Rechnongsdirectoriums*'  als  unabhängiger  oberster  ( 'ontrolstelle.  Die  V.o.  v.  27.  März  \Sh4 
inachte  aus  diesem  Directorium  in  unmittelbarer  Unterordnung  unter  den  Kaiser,  un- 
abhängig Ton  den  Ministern,  den  Ministerien  gleichgestellt  die  .,0b erste  Kechnungs- 
controls- Behörde'*  als  obersten  Rechnungshof  der  absul.  Monarchie  zur  IlanJhabung 
der  Rechnungs-  u.  der  Verwaltungscontrole  u.  zur  Vorbereitung  der  Staatscontrole 
durch  den  Monarchen  selbst.  Die  Gontrole  ward  aber  insofern  decentralisirt.  als  den 
Centnlferwaltongen  u.  den  Kronlands -Verwaltungen  filr  den  Controldienst  eigene 
Staatsbuchhaltungen  beigegeben  waren,  welche  ebenfalls  von  den  Verwaltungs- 
ItehOrden  unabhängig  u.  unmittelbar  unter  die  Oberste  Oontrulbehi^rde  gestellt  wurden. 
Eine  Fortbildung  erfolgte  durch  die  Kais  Verordnung  v.  21.  Nov.  ISHO,  die  Grund- 
lage des  jetzt  geltenden  Kechts.  Hiemach  sind  den  anweisenden  Central-  und  Landes- 
behörden  (d.  h.  den  Mittelstellen,  wie  den  polit.  Landesstellen.  Finanzlandesdirectionen, 
Oberlnndesgerichten,  Postdirectionen)  allgemein  Rechnungs  de  parte  ments.  welche 
die  Stelle  der  früheren  Buchhaltereien  einnehmen ,  beigegeben.  Dieselben  verbuchen 
n.  contrasiguiren  alle  Anweisungen  der  Verwaltungsbehörden,  überwachen  die 
ordnnngsmässige  Vollziehung  der  Anweisungen  u.  üben  über  die  Kassen  die  Kerh- 
nnngscontrole  aus.  Ueber  diesen  Rechnungsdepartements  steht  für  die  Snperrevision 
0.  for  die  Verwaltungscontrole  der  Mittel-  u.  obersten  Behörden,  einschliesslich  der 
Ministerien  —  u.  zwar  für  materielle,  nicht  bloss  ziflermässige  Prüfung  der  Ge- 
bahrung  mit  dem  Staatsvermögeu  u.  ob  sie  in  Uebereinstimmnng  mit  (resetzen,  Ver- 
ordnungen, Etat;  auch  Beurtheilnng  der  Zweckmässigkeit  neben  der  Vorschriftsmässig- 
icit  —  der  Oberste  Rechnungshof.  Dieser  ist  auch  gegenwärtig  noch  eine  dem 
Kaiser  untergeordnete,  selbständige,  von  den  Ministerien  unabhänf^ige  u.  ihnen  roordi- 
nirte  oberste  Staatsbehörde,  mit  coilegialer  Verfassung,  wenn  auch  mit  ))esoi)ders  aus- 
f^edehntcn  Befugnissen  des  Präsidenten,  im  Wesentlichen  aber,  na<'h  Analogie  des 
obersten  Gerichtshofs  mit  den  nöthigen  (iarantieen  der  Unabhängigkeit  verstehen  (Etat 
in  1882  155.000  11.  Personal  um  Ib^O  1  Präs.  mit  dem  gewölml.  üst.  Ministcrjrehall 
V.  10.000  fl.  u.  12.000  fl.  Zulagen,  4  Hofräthe  in  2  Klassen  mit  (UXM)  u.  1500  11.  (Jeh., 
2  Sect.räthe  mit  3200  u.  2S00  fl.  (reh.,  5  Hofsecr.  in  2  Klass«>n  mit  2200  u.  2000  fl., 
21  Rechn.räthc  in  3  Klassen  mit  1800  u.  1000  fl.  u.  1400  H.  Alle  diese  Beamten 
A.  Wagner,  Finnu7.wiRi'«*n<ii'1iaft.    I.   3.  Aufl.  21 
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ausserdem  mit  Activ^.-Zul.  Der  Hof  hat  dem  Kaiser  jährlich  Bericht  über  seine  Thätigkoit 
zu  erstatten  u.  hier  eventaelle  Reformvorschläge  zu  stellen.  Er  ist  aber  auch  far  die  Parla- 
mentär. Staatscontrole  mit  thätig,  indem  er  den  Centralrechnungsabschluss  für  das  vorletzte 
Verwaltungsjahr  verfasst  u.  die  Ueboreinstimmang  desselben  mit  dem  Etat  prüft,  woraof 
diese  Rechnung  mit  Beilagen  u.  Bemerkungen  an  den  Kaiser  u.  von  da  an  den  Finanz- 
minister  zur  Cebergabe  an  den  Keichsrath  behufs  verfassungsmässiger  Erledigung  geht 
In  wesentlichen  Puncten  gleicht  die  Stellung  u.  Gompctenz  des  Ost.  Kechnungshofs  der- 
jenigen der  preuss.  0.  R.  K.,  ein  Hauptunterschied  im  sonstigen  Controlwescn  liegt  in 
der  österr.  Einrichtung  besondrer  Rechnungsdepartements  bei  den  anweisenden  Behörden. 
Der  Verf.  d.  Aufs,  in  d.  Tüb.  Ztschr.  urtheilt  über  das  Ost  Controlwesen  günstig:  ««diese 
Ost.  Einrichtungen  sind  höchst  beachtenswcrth.  Sie  beruhen  auf  einer  genauen  Kenntniss 
sowohl  der  preuss.  als  der  französ.  Institutionen  u.  haben  von  beiden  viel  Gates  in 
sich  aufgenommen"  (B.  33,  S.  68).  — 

Für  die  Gontrole  des  gemeinsamen  Haushalts  der  Ost  Monarchie  (mit  Ungarn) 
besteht  ein  besonderer,  dem  wostösterreichischen  ähnlich  eingerichteter  Oberster 
Rechnungshof  (Et  125.400  fl.). 

6.  Frankreich.  S.  Czörnig  S.  89,  97  IK,  1G5  ü.,  Tüb.  Ztschr.  B.  33  S.  41  ff.. 
Hock,  Fin.  Fr.s  S.  111  W.,  Kaufmann  Kap.  4,  bes.  Block's  dict  de  Tadm.  frang. 
Art.  cour  des  comptes,  auch  Art.  comptabilito  publique. 

Der  französ.  Oberste  Rechnungshof  (cour  des  comptes)  ist  eine  Schöpfung  Napo- 
leons I.  (Hauptgcs.  V.  16.  Sept  1807  u.  V.o.  v.  28.  Sept  1807),  durch  welche  die 
Rcchnnngscontrole  u.  in  beschränktem  Maasse  die  Yerwaltungscontrole  zur  endgUtigen 
Wiederherstellung  der  finanz.  Ordnung  gewährleistet  werden  sollte.  Aehnliche  Ein- 
richtungen, nur  mehr  deccntralisirt,  hatten  aber  schon  in  der  alten  Monarchie  be- 
standen: Rcchnungskammem  (chambres  des  comptes,  Ord.  v.  1464),  deren  es  schliess- 
lich 13,  neben  den  Provinz.parlamenten ,  gab.  Sie  wurden  1790 — 91  beseitigt,  aber 
durch  die  neuen  centralist  Einrichtungen  ungenügend  ersetzt  An  die  Gesetzgebung 
V.  1807  schlössen  sich  später  verschiedene.  Einzelnes  verändernde  Decretc  (v.  1856, 
1859  u.  1860)  an,  aber  die  Grundein richtung  ist  geblieben  u.  auch  seit  dem  Sturze 
des  zweiten  Kaiserreichs  nicht  weiter  verändert  worden.  Vgl.  sonst  auch  das  Decret 
V.  31.  Mai  1862  über  die  comptabilito  publique  für  Manches  aus  diesem  Gebiete, 
was  mit  dem  Controlwesen  eng  zusammen  hängt.  Die  Rechnungscontrole  wird  durch 
die  bestehenden  Einrichtungen  sehr  gut  verbürgt,  die  Verwaltungscontrole  gegenüber 
den  oBersten  Behörden  könnte  dadurch  wohl  auch  ausreichend  geleistet  werden,  ge- 
hört aber  in  der  Hauptsache  nicht  zu  ihrer  Competcnz.  Sie  wie  die  weitere  Staats- 
controle haben  übrigens  unter  den  wechselnden  politischen  Verhältnissen  des  Landes 
in  ihrer  practischen  Bedeutung  gewechselt 

Das  Eigenthümliche  der  französ.  (^>ontrole  durch  den  Rechnungshof  liegt  in  der 
ganzen  Stellung  u.  in  dem  Verfahren  des  letzteren.  Er  ist  nemlich  als  förm- 
licher Gerichtshof  eingerichtet  raagirt  unmittelbar  nach  dem  Cassationshof,  geniesst 
dessen  Vorrechte,  verhandelt  u.  entscheidet  in  den  Formen  des  Gerichtsverfahrens, 
fällt  daher  fi^rmlichc  gerichtliche  Urtheilssprüche,  bei  der  Decharge  u.  s.  w.,  in  den 
feierlichen  Formen  der  Gerichtshöfe.  Seine  gegenwärtige  Zusammensetzung  ist  bei 
einem  Etat  von  1.56  M.  fr:  1  erster  Präs.  (Geh.  seit  1872  30.000  fr.,  früher 
35.000),  3  Kammerpräs.  (Geh.  25.000,  früher  18.000),  18  Räthe  (conseillers-maltres. 
Geh.  18.000  fr.,  früher  15.000),  24  erste  Revisoren  (r6ferendaires  de  I  classe.  Geh. 
7000  fr.,  früher  6000),  60  zweite  Revisoren  (r6f.  de  H  cl ,  Geh.  3000,  früher  2400  fr.), 
alle  lebenslänglich  vom  Staatsoberhaupt  ernannt,  ausserdem  1  General- 
procurator  (Geh.  30  000  fr.,  früher  35.000),  1  Ubersecretär  (greffier  en  chef.  Geh. 
18.000,  früher  15.000  fr.),  ferner  15  erste  Auditoren  (Geh.  2000  fr.)  u.  Kanzlei-  u. 
Unterpersonal.  Die  Revisoren  u.  Auditoren  erhalten  ausserdem  unter  sich  nach  Mass- 
gabe ihrer  Arbeit  die  Summe  von  420.000  fr.  jährlich  vertheilt,  i.  Dchschn.  5000  fr. 
f.  den  Revisor,  1200  fr.  für  den  Auditor  1.  Kl.  Der  Rechnungshof  zerfällt  für  ver- 
schiedene Dienstzweige  in  drei  Kammern,  je  unter  1  Präs.  u.  mit  6  Räthen, 
neuilich  für  die  Einnalimen,  die  Ausgaben,  die  Rechnungen  der  Kreise  u.  Gemeinden. 
Die  Rechnungsprüfung  eretreckt  sich  auf  alle  Rechuungsleger  (comptables)  der  Staats-, 
Communal-  u.  ößentl.  Anstaltsverwaltuug ,  mit  der  Ausnahme,  dass  die  Rechnungen 
in  Gemeinden  mit  weniger  als  30.000  fr.  Jahreseinnahme  durch  den  Präfecturrath. 
doch  mit  Berufung  an  den  Rechnungshof,  u.  dass  die  Rechnungen  der  unmittelbar 
unter  dem  Generaleinnehmer  der   Depart.  stehenden  Rechnungsleger,    spec.  für  die 
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directen  Stenern,  vom  Gcn.einnchmcr  geprüft  werden.  Die  Urtheile  des  Kechnangs- 
hofä  in  Bechnungssachen  sind  vollstreckbar.  Wegen  Verletzung  der  Form  u.  des  Ge- 
setzes kann  aber  Tom  Rechnungsleger  u.  für  diesen  von  den  Ministern  Berufung  an 
den  Staatsrath  erhoben  werden.  —  Bei  der  Controlc  ist  nur  die  Uebereinstimmuug 
der  Rechnungen  der  Rechnungsleger  mit  den  Anweisungen  der  ordonnateurs  zu  prüfen, 
nicht  die  Berechtigung  der  anweisenden  Behörden  zur  Ertheilung  der  Anweisungen 
selbst  oder  in  der  u.  der  Höhe,  für  die  u.  die  Zwecke:  insofern  ist  die  Verwaltungs- 
controlc  nicht  Sache  des  Rechnungshofs.  Doch  werden  ausser  den  Einzelrechnungen 
der  Rechnungsleger  auch  die  Schlussrechnungen  der  Minister  über  das  geschlossene 
Kechnangsjahr  u.  der  Generalbericht  der  Finanzverwaltung  über  das  Verwalt.jahr  dem 
Bechnungsbof  zur  Prüfung,  zur  Vcrgleichung  mit  den  Rechnungen  der  Rechnungs- 
leger u.  zur  Beurtheilung  ihrer  Uebereinstimmung  mit  den  Gesetzen  u.  Verordnungen 
überwiesen.  Bemängelungen  sind  dann  im  Correspondenzwege  mit  den  Ministem  zu 
criedigen;  diejenigen,  wo  dies  nicht  gelingt,  dem  Staatsoberhaupt  (Präs.  d.  Republik) 
u.  durch  dieses  dem  Parlament  zur  Entscheidung  mitzutheilen.  Hierin  liegt  die  Mi(- 
virkang  des  Rechnungshofs  bei  der  Vorbereitung  auch  der  Staatscontrole.  Die  Er- 
kUroDgen  des  Rechnnngshofs  über  die  Uebereinstimmung  der  ministeriellen  Abrech- 
nangen  mit  den  geprüften  Rechnungen  der  Rechnungsleger  erfolgen  in  feierlicher  ötlbnt- 
licher  Sitzung.  —  Das  Decret  v.  31.  Mai  1S62  ordnete  ausserdem  dann  noch  eine 
besondere  Verwaltungscontrole  durch  eine  jährlich  vom  Kaiser  zu  ernennende  Coui- 
missiou  von  9  Personen  aus  Mitgliedern  des  Rcrhnungshofs,  Staatsraths,  Senats  u.  des 
legislat.  Körpers  an.  Hier  sollte  die  Uebereinstimmung  der  Rechnungen  der  Minister 
mit  den  Ergebnissen  der  Ccntralaufschreibungen  beim  Finanzministerium  u.  mit  denen 
der  Beschlüsse  des  Rechnungshofs  über  die  Rechnungen  der  Rechnungsleger  constatirt 
Verden.  Das  darüber  aufzunehmende  Protokoll  gelangt  an  den  Finanzministcr  u.  von 
diesem  an  die  beiden  Kammern.  Die  sonstige  Staatscontrole  erfolgt  mittelst  der  (ie- 
Dchmigung  der  definitiven  Schlussrechnung  (rcglcment  definitif  du  budget)  in  Gesetzes- 
form,  ist  aber  bei  der  ausserordentlichen  Gomplicirtheit  der  französ.  Finanzverwaltung 
doch  heute  unter  der  Republik  n.och  dieselbe  leere  Formalität  wie  früher  unter  dem 
Kaiserreich.  — 

7.  Das  Controlwesen  Italiens  ist  dem  französischen  nachgebildet,  auch  in  Be- 
zug auf  den  Rechnungshof  (corte  dei  conti),  wobei  aber  in  der  Verwalt.controle  auch 
das  belgische  Muster  (Visacontrole  der  Anweisungen)  mit  massgebend  war  (Ges.  v. 
14.  Aug.  1862,  15.  Aug.  1S67). 

8.  Grossbritannien 's  Controlwesen  i^Tüb.  Ztschr.  B.  HS.  S.  72—80,  Gneist. 
engl.  Verwalt.recht,  2.  A.,  II,  S.  845,  854)  hängt  mit  der  dortigen  parlam.  Verfassung 
Q.  anderen  specifisch  brit.  Verhältnissen  enge  zusammen,  was  das  Verstundniss  u. 
Vergleiche  mit  continentalen  Einrichtungen  erschwert.  Bis  zum  J.  1861)  bestanden 
zwei  getrennte  Behörden  für  die  Controle,  deren  Anfange  in  frühe  Zeiten  zurück- 
reichen u.  welche  mit  der  ganzen  Einrichtung  des  Dienstes  der  Schatzkammer  (ex- 
chequer)  zus.hängen.  Nach  der  Organisation  im  19.  Jahrhundert  war  das  eine  Amt 
das  des  com  pt  roll  er  general,  der  Generalcontrole  der  Einnahmen  u.  Ausgaben, 
bes.  wichtig  für  letztere,  dem  Zweck  u.  Wesen  nach  eine  vorgängige  Verwaltungs- 
controle der  Anweisungen  („Controle  ab  ante'',  s.  o.  §.  140),  zuletzt  geordnet 
durch  Gesetz  4  u.  5  Will.  14  c.  15  (1834):  „der  Gen.controleur  wacht  darüber,  dass 
keine  Zahlungsanweisungen  auf  Staatsgelder  ans  dem  Fin.ministerium  erlassen  werden 
ohne  gehörige  Autorisation**  (Gneist  II,  847).  Das  zweite  Amt.  geordnet  durch 
2  Will.  IV.  d.  1,  war  das  der  commissi oners  of  audit,  der  „Abhörcommission", 
einer  Art  obersten  Rechnungshofs,  für  die  nachträgliche  Verwaltungs-  oder 
die  Verwendungs-  u.  für  die  Rechnungscoutrole,  anfangs  nur  für  bestimmte 
Verwaltungsgebiete,  später  auf  immer  mehr  ausgedehnt.  Diese  Behörde  bestand  aus 
4  ordentlichen,  nicht  willkührlich  absetzbaren  Mitgliedern,  1  Secr.,  9  Inspectoren. 
c.  100  Revisoren,  fungirte  aber  gleich  der  Generalcontrole  nicht  ganz  befriedigend. 
Längere  Reformbestrebungen,  bei  deren  Erörterung  auch  in  England  die  Bedenken 
einer  wirksamen ,  dann  aber  in  die  Verwaltung  eingreifender  „Visacontrole  ab  ante*' 
zur  Sprache  kamen  (s.  Tüb.  Ztschr.  B.  33,  S.  79,  Citat  aus  d.  pari.  Bericht),  schlössen 
mit  dem  Ges.  v.  28.  Juni  1866  ab,  worin  für  die  bisher  getrennte  Generalcontrole  u. 
Rechnungsabhör  ein  gemeinsames  Amt  geschaÜ'en  wurde,  besetzt  mit  Einem  Beamten 
(comptroller  general  for  H.  Maj.  exchequer  and  auditor  general  of  the  publ.  account) 
u.   1   Stellvertreter  desselben,  als   fest   angestellten  Personen,   ^2000  u.  1500  Pf.  St. 
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Gebalt),  den  beiden  cigentlicben  verantwortlicben  Trägern  des  Amts,  welche  ?on  der 
Krone  u.  mit  erforderlichen  Hilfspersonen,  welche  vom  Schatzamt  ernannt  werden. 
Jene  beiden  Beamten  sind  aber  anf  Erfordern  beider  Häoser  des  Parlaments  von  der 
Krone  zu  entlassen.  Von  diesem  Amte  wird  die  vorhergehende  Controle  der  An- 
weisungen, dann  für  die  parlam.  Staatscontrolc  die  Yerwendungscontrole  hinsichtlich 
der  Ucbereinstimmung  der  aus  den  Kechnungeu  sich  ergebenden  Verwendung  der 
Ausgaben  nach  Zweck  u.  Höhe  mit  den  parlam.  Bewilligungen,  —  die  Controle  der 
sogen,  appropriations-accounts  —  u.  soweit  dies  hierfür  geboten  auch  die  Rechnungs- 
controle  ausgeübt.  Für  die  weitere  Rechnungscontrole  fungirt  eine  Abtheilung  der 
Schatzkammer  als  eine  Art  Rechnungshof. 


5.  Abschnitt. 

Der  Rechiiungsabschluss  und  die  Elnriehtung  getrennter 
Jahresdienste    soivie    die  Inyentarisirnng    des   Offentliehen 

Vermögens. 

Die  beiden  ersten  Puncte  stehen  im  ongen  Zusammenhang  mit  dem  Zahlnngs-, 
Kassen-  und  Rechnungswesen  wie  mit  dem  Goutrolwesen.  Sie  waren  deshalb  in  den 
beiden  letzten  Abschnitten  schon  mehrfach  mit  zu  bertlhren.  Im  Folgenden  handelt 
üs  sich  nur  noch  um  einige  abschliessende  Erörterungen  über  diese  Puncte  für  sich. 
Auch  die  Inventarisirung  des  öffentlichen  Vermögens  und  die  Führung  von  Natural- 
1  Material) -rech  nun  gen,  welche  damit  in  Verbindung  stehen,  bedürfen  hier  keiner 
eigenen  genaueren  Darlegung,  da  die  Grundsätze  des  allgemeinen  Rechnungs-  und 
Controlwesens  dafür  mutatis  mutandis  Anwendung  finden. 

Das  Vcrwaltungsrecht  der  Materie  ist  grosscntheils  das  nomliche,  wie  für  die 
im  Vorausgehenden  behandelten  Gegenstände.  S.  darüber  u.  für  die  literarische  Be- 
handlung die  Vorbemerkungen  zu  den  Abschnitten  2  —  4  dieses  Kapitels  (S.  219, 
253,  30 1")  u.  die  bezüglichen  Koten  in  diesen  Abschnitten. 

Der  Rechnungsabschluss  speciell  ist  in  der  heutigen  Periode  der  „verfassungs- 
mässigen Finanzwirthschaft"  wieder  Gegenstand  besonderer  staatsrechtlicher  Regelung 
in  Bezug  auf  die  Rechte  der  Volksvertretung  hinsichtlich  der  Mitwirkung  dabei.  Hier- 
für kommen  daher  Bestimmungen  der  Verfassungen  u.  der  sich  daran  anschliessenden 
Gesetzgebung,  aber  auch  öfters  eine  Art  mehr  gewohnheitsrechtlicher  Nonnen  in 
Betracht,  welche  sich  in  der  ständischen  oder  parlamentarischen  Praxis  für  die  Be- 
liandluug  u.  Erledigung  der  Rechnungsabschlüsse  allmählich  zu  bilden  pflegen.  Die 
Gesetzgebung  über  „Comptabilität"  und  über  die  Rechnungshöfe  enthält  auch  für 
diese  Puncte  mehrfach  nähere  Bestimmungen. 

I.  —  §.  144.    Der  Rechnungsabschluss  und  die  Ein- 
richtung getrennter  Jahresdienste. 

Alle  Wirthschaftsrechnungen  sind  nur  ziffermässige  Verzeich- 
nungen von  thatsächlichen  Vorgängen  bezüglich  der  Güter-  oder 
Werthbewegungen ,  speciell  der  Geld-  und  Geldeswerth-  Ein-  und 
Ausgänge  im  Leben  der  Wirthschaft.  Diese  Vorgänge  wiederholen 
sich  unaufhörlich,  solange  die  Wirthschaft  besteht,  d.  h.  eben  lebt. 
Sie  sind  an  die  Kategorie  ,,Zeit'^  gel^ntipft  und  treten  in  bestimmter 
Reihenfolge  ein.  Aber  jede  Zerlegung  dieser  „Zeit"  in  be- 
stimmte „Zeiträume"  beruht  im  Grunde  auf  Willktihr  und 
bedingt  eine  Zerreissung  an  und  fUr  sich  zusammen- 
gehöriger   Thatsachenrci  hen    oder  Vorgänge.      Sie   ist 
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gleichwohl  durchaus  nothwendig,  um  im  ,,Flus8  der  Erscheinungen'' 
einen  Rahepunct  zn  finden,  von  dem  aus  rück-  und  vorblickend 
Ergebnisse  der  Vergangenheit  festgestellt  und  klar 
erkannt  und  Aufgaben  der  Zukunft  genauer  erfasst 
werden  können.  Immer  läuft  dabei  aber  die  nicht  zu  übersehende 
Fietion  unter,  als  wenn  die  Bewegung  der  Thatsachen  wirklich 
momentan  aufhörte,  die  Vor„gänge"  —  begriffs widrig  —  still 
ständen,  als  ob  es  reelle  Ruhepuncte  gäbe.  Eben  weil  dieses 
eine  blosse  Fietion  ist,  welche  keine  Realität  hat,  ergeben  sich 
ans  diesem  Widerspruch  zwischen  Annahme  und  Wirklichkeit 
Schwierigkeiten  bei  der  Durchführung  der  Annahme,  von  der  man 
ausgeht,  in  den  weiteren  Consequenzen.  Davon  ist  auch  im  Rech- 
nungswesen der  Wirthschaft  Act  zu  nehmen:  der  „Abschluss'' 
der  Rechnungen  ist  eben  eine  Consequenz  jener  Fietion,  wodurch 
der  Wirklichkeit  immer  mehr  oder  weniger  Zwang  ange- 
than  wird. 

Die  Zeiträume,  nach  welchen  die  Vorgänge  im  Wirthschafts- 
leben  in  Zeitabschnitte  zerlegt  werden,  können  an  und  für  sich 
willkührlich  bestimmt  werden.  Man  bedarf  für  verschiedene  Zwecke 
verschiedener,  kleinerer  und  grösserer.  Der  hauptsächliche  gr ös sere , 
bez.  grösste,  welcher  sich  im  Anschluss  an  andere  Vorgänge 
auch  im  Wirthschaftsleben  und  von  da  aus  auch  in  der  Finanz- 
wirthschaft  eingebürgert  hat,  die  übliche  Wirthschafts-  und  Finanz 
periode,  ist  bekanntlich  das  Jahr  (§.  104  unter  b).  Die  Haupt- 
rechnungen der  Finanzwirthschaft  werden  daher  wie  die  Etats  für 
Jahresperioden  geführt  und  dafür  abgeschlossen.  Die 
thatsächlichen  Vorgänge,  auf  welche  die  Rechnungen  sich  beziehen, 
werden  demgemäss  möglichst  in  Jahresabschnitte  zerlegt  und 
80  in  Jahresreihen  gebracht.  Sind  die  einzelnen  in  das  be- 
stimmte Jahr  rechtlich  gehörigen  Thatsachen  nicht  wirklich  in  diesem 
Zeiträume  selbst  eingetreten,  so  müssen  Anordnungen  darüber  ge- 
troffen werden,  wie  die  zu  diesen  Thatsachen  gehörigen  Rechnungs- 
vorgänge behandelt  werden  sollen.  Das  führt  zu  den  Bestimmungen 
über  den  Abschluss  der  Jahresrechnungen,  über  die  Trennung 
der  Jahresdienste,  über  das  Offenhalten  der  Rechnungen  eines 
dem  Zeittermin  nach  abgelaufenen  Jahres  noch  eine  Zeitlang 
während  des  oder  der  folgenden  Jahre  u.  s.  w.,  —  Bestimmungen, 
wie  sie  oben  (§.  132,  133)  bereits  dargestellt  worden  sind.  Bei 
allen  diesen  Anordnungen  sind  die  practischen  Bedürfnisse  der 
Finanzverwaltung  speciell  des  Zahlungs-,  Kassen-,  Rechnungs-  und 
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Controldienstes  neben  den  Bedürfnissen  des  wirthschaftlichen  Ver- 
kehrs und  der  Staatsschuldner  und  Staatsgläubiger,  —  d.  h.  hier 
allgemein:  der  zu  Zahlungen  an  Staatskassen  Verpflichteten  und 
zu  Zahlungsforderungen  dem  Staat  gegenüber  Berechtigten  —  vor- 
nemlich  zu  berücksichtigen.  Bei  der  Festsetzung  und  Durchführung 
solcher  Anordnungen  ergeben  sich  dann  aber  jene  angedeuteten 
Schwierigkeiten,  welche  in  der  Natur  der  Sache  liegen  und  so  gut 
als  möglich  überwunden  werden  müssen ,  völlig  jedoch  nicht  be- 
seitigt werden  können. 

§.  145.  —  A.  Die  Aufgabe  und  ihre  Lösung.  Das 
Ideal  für  die  Bewerkstelligung  des  Rechnungsabschlusses 
wäre,  dass  die  im  Etat  für  das  Finanzjahr  vorgesehenen  Ver- 
waltungsthatsachen  und  die  sich  an  letztere  knüpfenden  Einnahmen 
und  Ausgaben  (Ein-  und  Ausgänge,  Zahlungsempfänge  und  Aus- 
zahlungen der  Staatskassen)  genau  innerhalb  dieses  Jahres 
—  bei  den  einzelnen  Kassenverwaltungen  dann  weiter  genau  inner- 
halb der  supponirten  Theilabscbnitte,  Quartale,  Monate  des  Jahres  — 
vor  sich  gingen,  keine  solche  Thatsache  vorher  einträte  und  Vor- 
schüsse der  Kasse  oder  Empfänge  auf  Rechnung  des  künftigen 
Jahres  bedingte,  keine  später  erfolgte  und  „Restverwaltungs- 
ausgaben'' u.  s.  w.  mit  sich  brächte. 

Da  die  'Buchung  und  Verrechnung  mit  den  Gebahrungcn  der  Kassen  Schritt 
halten  Ifann  und  soll  und  thatsächlich  nach  den  jetzt  allgemein  bestehenden  Eiu- 
richtungcn  auch  hält,  so  würde  dann  der  Kcchnungsabschluss  sofort  bei 
Ablauf  des  Jahres  erfolgen  können.  Die  Bücher  aller  Kassen  und  Rechnungs- 
behörden liesson  sich  hier  sofort  schliessen,  die  Controle  könnte  alsbald  ihre  Thätig- 
keit  beginnen  —  soweit  sie  nicht  schon  während  des  Jahres  selbst  wirksam  wurde,  — 
und  die  Ertheilung  der  Entlastung  an  die  einzelnen  Hechnungslcger  sowie  Seitens  der 
competenten  Organe  an  die  ganze  Finanzverwaltung  und  an  deren  Fcraittwortliche 
Leiter  (Finanzminister)  hinge  nur  von  der  Dauer  der  erforderlichen  Arbeit  für  die 
Kechnungs-,  Verwaltungs-  und  Staatscontrole  ab. 

Aus  bekannten  Gründen  lässt  sich  jenes  Ideal  nicht  verwirk- 
lichen,  aber  man  darf  es  aufstellen,  um  sich  des  Ziels  deutlich 
bewusst  zu  werden,  dem  man  sich  mit  Hilfe  der  demgemäss  zu 
treffenden  Einrichtungen  möglichst  annähern  soll. 

Es  liegt  nicht  in  der  Macht  der  Finanzverwaltung  und  ihrer  Organe,  der  Kassen, 
alle  etatmässigen  Einnahmen  und  Ausgaben  nur  streng  innerhalb  dos  laufenden  Jahres 
vorzunehmen.  Auch  die  Bedürfnisse  des  wirthschaftlichen  Lebens  machen  das  nicht 
möglich,  ü.  A.  würde  das  die  absolut  reine  (leldwirthschaft  unter  Ausschluss  aller 
Creditwirthschaft  —  wenigstens  über  die  Jahresendtermine  hinüber  —  voraussetzen. 
Es  ist  hier  eben  der  enge  Zusammenhang  der  Thatsachenreihen,  auf  welche  sich  die 
Kassenoperationen  und  Rechnungen  beziehen,  welcher  sich  gegen  die  den  Anforderungen 
der  Finanzwirthschaft  und  des  gesammten  wirthschaftlichen  Lebens  widersprechende 
Zerlegung  der  Vorgänge  in  willkührliche  Zeitabschnitte  und  gegen  den  diesen  Ab- 
schnitten sofort  folgenden  Rechnungsabschloss  stemmen. 
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1.  Einmal  sind  die  Kassenverwaltungen  darauf  hinzuweisen 
nnd  dementsprechend  zu  controliren,  dass  sie  die  nach  dem  Etat 
in  das  Jahr  gehörenden  Gebahrnngen  möglichst  nur  in,  aber  auch 
vollständig  in  dem  Jahre  selbst  vornehmen  und  erledigen;  soweit 
sie  dazu  im  Stande  sind  —  so  im  Einnahmedienst  —  auch  ihrer- 
seits darauf  hinwirken  und  Zahlungsverpflichtete  wie  Zahlungs- 
berechtigte dazu  anhalten ;  in  Vorschusszahlung  und  Rechnung  und 
Rest-  oder  Ansstands-  und  Kückstandszahlung  und  Rechnung 
möglichst  wenig,  nur  ausnahmsweise  und  in  an  sich  vermeidbaren 
Fällen  nur  auf  specielle  Ermächtigung  der  vorgesetzten  Behörden 
treten ;  die  Rechnungen  stets  laufend  in  Uebereinstimmung  mit  den 
Glebahrungen  halten  und  sie  fUr  die  Eassenbewegung,  die  Vorschüsse, 
die  Steuercredite,  die  Restverwaltung  u.  s.  w.  sofort  für  sich  beim 
Schlusstermin  des  Rechnungszeitraums  —  daher  auch  für  die  hier- 
für etwa  bestimmten  Theiltermine  des  Jahres  —  zum  Abschluss 
bringen  und  der  vorgesetzten  Verwaltungsbehörde  und  der  Control- 
behörde  einreichen. 

Bezügliche  Vorschriften  finden  sich  in  den  Kasseninstructionen  und  Verrechnungs- 
and  GontrokerordnuDgen  aller  Länder.  Beispiele  sind  mohrfach  im  H.  Abschnitte 
angegeben  worden  (§.  132,  133). 

Es  ist  nicht  zu  übersehen,  dass  hier  Manches  ?on  anderen  allgemeinen  Ein- 
richtungen des  Finanzwesens  abhängt,  so  z.  B.  von  den  Bestimmungen  über  Steuer- 
credite  (s.  Fin.  II,  §.  578),  Steuerstundungen  (eb.  §.  581  \  über  die  Termine  und  Art 
der  Zahlung  von  Besoldungen,  Remunerationen  (Pränumerando-,  Postnumerandozahlung ; 
letztere  in  Preussen,  z.  B.  bei  allen  remunerationsartigen  Zahlungen,  bei  diätanscheu 
üblich,  bei  diesen  sachlich  geboten,  bedingt  schon  Zahlungen  nach  Jahresschluss 
a  Conto  des  Vorjahrs).  Mun  kann  solche  Puncto  nicht  nur  nach  Bedürfuiss  (^es 
Kassen-  u.  Rechnungsdienstes  u.  nach  den  Anforderungen,  welche  für  rasche  Ab- 
schlüsse zu  stellen  sind,  regeln.  Aber  es  ist  doch  nach  Möglichkeit  auf  solche  Be- 
dürfnisse u.  Anforderungen  bei  den  bezüglichen  Anordnungen  mit  Rücksicht  zu  nehmen. 

§.  146.  —  2.  Sodann  sind  Bestimmungen  darüber  zu  treffen, 
wie  es  mit  Vorgängen  gehalten  werden  soll,  deren  betreffende 
finanzielle  Seite,  sei  es  als  Einnahme-  oder  Ausgabeact  nach  Gesetz, 
Verordnung  und  insbesondere  nach  dem  Etat  in  das  bestimmte 
Jahr  gehört,  aber  nicht  darin  erledigt  werden  konnte.  Dartiber 
verbreiten  sich  die  ebenfalls  schon  früher  zu  erwähnenden  Vor- 
schriften über  das  Offenhalten  der  Kassen  und  Rechnungen  zur 
Bewerkstelligung  der  dem  abgelaufenen  Jahre  angehörigen  Ge- 
schäftsfälle während  einer  bestimmten  Zeit  über  den  Jahresschluss 
hinaus.  Dieser  Termin  darf,  um  den  Abschluss  der  Jahreshaupt- 
rechnung  und  deren  endgiltige  Erledigung  nicht  zu  lange  hinaus 
zu  zögern,  nicht  übermässig  lange  sein  und  sollte  daher  einige 
Monate  (bis  zu  einem  Jahre)  nicht  übersteigen.    Die  nach  Ablauf 
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dieser  Frist  immer  noch  nicht  erledigten,  nach  der  Seite  der  recht 
liehen  Verpflichtung  dem  abgelaufenen  Jahre  angehörigen  Aasgabe 
Schuldigkeiten  und  Einnahmeforderungen  sind  dann  wohl  am  Besten 
sofort  als  Ersparungen  und  Einnahmeausfälle  des  abgelaufenen 
und  nunmehr  abgeschlossenen  Jahres  gegen  dessen  Etat  zu 
behandeln.  Im  Uebrigen  aber  kann  man  in  Betreff  ihrer  wieder 
verschieden  verfahren: 

Entweder  so,  dass  man  für  sie  eine  besondere  Rest- 
rechnung noch  für  etwas  längere  Zeit,  z.  B.  2 — 4  Jahre,  und  zwar 
für  jedes  der  abgelaufenen  Jahre  getrennt  oder  auch  ftlr  alle  ver- 
eint, flihrt  und  nach  Ablauf  dieser  neuen  Frist  für  jede  dieser 
Rest- Jahresrechnungen  apart  wieder  einen  eigenen  Rechnungs- 
abschluss  herbeiführt,  und  die  etwaigen  weiteren  Reste  wie  in  dem 
folgenden  Falle  behandelt;  oder  man  geht  nemlich  so  vor,  dass 
man  alle  weder  im  zugehörigen  Etatsjahre  noch  in  der  den  Kassen 
gegebenen  Nachfrist  erledigten  Ausgaben  und  Einnahmen  bis  zum 
Termin  der  civilrechtlichen  Verjährungsfrist  der  bezüglichen  Ver- 
pflichtung immer  ohne  Weiteres  als  Gesammt-Restrechnung 
zu  den  Rechnungen  des  jeweilig  laufenden  Jahres 
hinzufügt. 

Bei  dem  ersten  Verfahren  sind  die  Crcdite  für  die  Ausgaben  ofien  zu 
halten  und  die  betreffenden  Fonds  daher  nicht  als  reelle  Ausgabeersparnisse  über- 
haupt, sondern  nur  rechnungsmässig  als  solche  des  bezüglichen  Jahres 
zu  behandeln  und  Seitens  der  Finanzverwaltung  den  Kassen  im  erforderlichen  Maassc 
während  der  Dauer  des  Kestrechunngsdienstes  zur  Verfügung  zu  stellen.  Erst  da- 
nach verfallen  sie.  Darauf  läuft  im  Wesentlichen  das  französische  System  der 
Services  des  excrcices  clos,  mais  pas  encore  perimt^s  (s.  o.  §.  l.'^S  S.  294)  hinaus, 
ein  System,  das  Übrigens  eine  Modification  des  im  Text  besprochenen  ersten 
Verfahrens  darstellt.  Die  ausständigen  Einnahmen  der  abgelaufenen  Jahre  werden 
ebenfalls  zu  Gunsten  der  betreffenden  Kestrechnung  realisirt,  gewähren  also  die  Fonds 
zur  Deckung  der  rückständigen  Ausgaben  mit  und  sind  eventuell  als  Uebersch  usse 
der  resp.  Kestrechnung  zu  behandeln.  Beim  definitiven  Abschluss  der  letzteren  ergiebt 
sich  alsdann  entweder  ein  anderweit,  z.  B.  mittelst  Uebertragung  in  die  Rechnung  des 
dann  laufenden  Jahres  zu  deckendes  Deficit  oder  ein  der  Staatskasse  eudgiltig  aus 
dieser  Rechnung  zufallender,  etwa  ebenfalls  als  Einnahmevortrag  in  die  Rechnung 
des  dann  laufenden  Jahres  zu  setzender  Ueberschuss. 

Dies<js  ganze  erste  Verfahren  bedingt  ein  complicirteres  Rechnungswesen  ,  wie 
Frankreich  auch  zeigt,  und  eine  übrigens  sonst  für  die  Rechnungs-,  Verwaltungs- 
und Staatscontrole  doch  nicht  besonders  störende  Verzögerung  des  endgiltigen, 
nemlich  die  ganze  Restrechnung  mit  umfassenden  Abschlusses  eines  Etatsjahrs.  Die 
Abrechnung  über  die  im  abgelaufenen  Jahre  während  dessen  Verlauf  und  in  der 
erwähnten  —  unvermeidlichen  —  Nachfrist  erfolgten  Gebahrungen,  immer  die  Haupt- 
sache, womit  die  Uebersicht  der  ctatmässigen  Ausgabereste  und  der  rechtlich  ent- 
standenen Einnahmereste  verbunden  wird,  kann  ganz  wohl  ziemlich  rasch  und  nicht 
allzulange  nach  Ablauf  des  Jahres  und  jener  Frist  stattfinden.  Das  wirkliche  Er- 
geh niss  des  Jahres  in  Einnahme  und  Ausgabe  wird  allerdings  nach  Ablauf  des 
Termins  der  Restrechnungen  und  nach  Vollzug  der  Coutrolarbeit  dafür,  also  vollständig 
stets  erst  nach  Verlauf  mehrerer  Jahre  festgestellt  werden  können.  Alsdann  erst  ist 
eine  genaue  Vorgleichung  mit  dem  Etat  möglich,  indem  nunmehr  der  ursprüngliche 
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Kechnangbabscbluss  uud  die  Abschlüsse  der  Restrechnangeii  des  betrcfi'cudeu  Etats- 
jthis  zum  Vergleich  mit  dem  Etat  zusammengezogen  werden  können.  Auf  diet>e 
Weise  vird  jedes  Jahr,  wie  im  Etat  anschlagsweise,  so  in  der  wirklichen  Gebahrung 
nachträglich  mit  denjenigen  Aasgaben  belastet  (debitirt)  und  werden  ihm  diejenigen 
finnahmen  zu  Gute  geschrieben  (creditirt),  welche  den  zu  einer  rechtliclien  Verbind- 
lichkeit des  Staatsschatzes  an  Dritte  und  Dritter  an  den  Schatz  fahrenden  fhatsäch- 
hchen  Vorgängen  des  Etatsjahres  entsprochen  haben.  Principiell  ist  das  das  Kichtigc. 
Der  ,4nanzwirthschafÜiche  Character*'  jedes  Jahres  tritt  nur  dabei  ganz  scharf  hervor. 
Practisch  hat  das  indessen  doch  meistens  nur  untergeordneten  Wcrth  und  lohnt  inso- 
fern die  grosse  Verrechnungsarbeit  nicht  Für  die  Praxis  der  Finanzen  ist  die  Zer- 
legung der  Finanzvorgänge  in  verschiedene  Jahreszoiträume  eben  nur  ein  Punct  von 
formeller  Bedeutung  und  es  für  sie  insofern  einerlei,  ob  ein  bestimmtes  Deficit 
oder  ein  Ueberschuss  nun  auch  genau  dem  Jahre  gebucht  wird,  aus  dem  er  her- 
rührt   Das  ist  es,  was  practisch  gegen  das  erste  und  für  das  zweite  Verfahren  spricht. 

Dieses  letztere  ermöglicht  eine  Vereinfachung  im  Rechnungswesen  und 
einen  früheren  endgiltigen  Abschlass  des  abgelaufenen  Jahres,  indem  hier  die 
erledigten  Finanzgeschäfte  dieses  Jahres  demselben  überhaupt  nicht  mehr  nachträglich, 
wenn  ihre  Vollziehung  erfolgt  ist,  zugerechnet  werden.  Die  Folge  hiervon  ist,  dass 
die  Endergebnisse  der  einzelnen  Jahre,  je  nachdem  in  denselben  die  zugehörigen 
etatmässigen  Ausgaben  mehr  oder  wenig t^r  vollständig  vollzogen  und  die  be- 
treffenden Einnahmen  gleichfalls  mehr  oder  weniger  günstig  eingegangen  sind, 
60Wohl  ?on  den  Etats  dieser  Jahre  als  auch  unter  einander  stärker  abweichen  werden : 
das  eine  Jahr  wird  überhaupt  oder  mit  einem  höheren  Deficit  oder  Ueberschuss  ab- 
achliessen  als  nach  dem  Etat  desselben  allein  zu  erwarten  war  und  die  einzelnen 
Jahre  werden  danach  eine  grössere  Verschiedenheit  ihres  „finanzwirthschaftlicheu 
Characters"  zeigen,  nicht  sowohl  wegen  der  Verschiedenheit  der  Ergebnisse  der 
specieil  zu  ihnen  gehörigen  Einnahmen  und  Ausgaben,  als  weil  sich  in  den  Schluss- 
ergebnissen  die  nachträglichen  Operationen  aus  Vorgängen  vorangegangener  Jahre 
reflectiren.  Das  bedingt  dann  auch  materielle  Massregeln  zur  Bewältigung  eines 
den  Bestausgaben  frflherer  Jahre  zu  verdankenden  Deficits  oder  umgekehrt  zur  Ver- 
wendung von  Deberschüssen,  welche  durch  den  Eingang  von  Ausständen  aus  früheren 
Jahren  entstehen.  Indessen  sind  solche  Störungen  des  Gleichgewichts  nicht  leicht 
dem  Betrage  nach  sehr  erheblich  und  nicht  der  Art,  dass  um  ihretwillen  dieses 
zweite  einfachere  Verfahren  zu  Gunsten  des  anderen  fallen  gelassen  werden  müsste. 
Es  lässt  sich  im  concreten  Fall  nach  Bedürfniss  mehrfach  modificiren,  wie  dies  in 
Deutschland,  wo  man  im  Allgemeinen  ähnlich  wie  nach  diesem  zweiten  Verfahren 
abrechnet,  auch  geschieht.  Diese  Methode  scheint  mir  im  Ganzen  doch  den  Vorzug 
vor  dem  anderen  und  vor  dem  französischen  Verfahren  zu  verdienen.  Sie  gestattet 
eben  insbesondere  raschere  Definitivabschlüsse  der  abgelaufenen  Jahre,  ohne  die  Ab- 
wicklung verspäteter  Geschäftsfalle  ans  früheren  Jahren  zu  hindern. 

Zum  Zweck  der  Nachweisung  von  Etatsüberschreitungen  könnte  dann 
noch  genauer  unterschieden  werden.  Gleich  beim  ersten  Kechnungsabschluss  sind  die 
wirklich  im  Jahre  vollzogenen,  nach  dem  Etat  zu  diesem  Jahre  rechtlich  gehörenden 
Ausgaben  und  die  nach  den  Büchern  rückständigen  Kestausgaben  dieses  Jahres 
mit  den  Etatspositionen  desselben  zu  vergleichen  und  danach  Ersparungen  und  Etats- 
Überschreitungen  bei  jeder  einzelnen  Position  festzustellen.  Diese  Ueberschreitungen 
bedürfen  hier  schon  der  nachträglichen  Genehmigung  der  Legislative.  Wenn  sich 
dann  später  bei  der  Vollziehung  der  Ausgaben  in  der  Restrechnnng  hier  noch 
Ersparnisse  ergeben  sollten  —  z.  B.  weil  fällige  Coupons  nach  Ablauf  der  Verjährungs- 
frist definitiv  unbezahlt  bleiben  oder  weil  reservirte  streitige  Summen  nach  gericht- 
lichem Entscheid  nicht  zahlbar  werden  — ,  so  sind  solche  Ersparnisse  specieil  nach- 
zuweisen und  dtufen  z.  B.  nicht  ohne  Weiteres  zur  Deckung  von  Etatsüberschreitungen 
bei  Fällen  eines  späteren  Jahres  verwendet  werden,  so  dass  etwa  der  Anschein  ent- 
stände, als  ob  gar  keine  Ueberschreitungen  vorlägen.  Letztere  sind  vielmehr  auch 
hier  specieil  als  gedeckt  durch  Fonds,  welche  bei  der  Rest  Verwaltung  der  Ausgaben 
aus  früheren  Jahren  definitiv  erspart  wurden,  festzustellen  und  nachträglich  zu  genehmigen. 

§.  147.  —  B.  Absolutorium  und  Indemnität  Wie 
man    nun   auch   immer    das  Verfahren   beim  Recbnungsabscblnss 
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einrichte  —  und  iu  der  Praxis  bestehen  hier  in  den  einzelnen 
Staaten  manche  kleinere  und  grössere  Verschiedenheiten,  doch 
kann  man  die  beiden  besprochenen  Methoden  wohl  als  die  typi- 
schen und  hauptsächlichen,  wenn  auch  in  der  practischen 
Anwendung  sich  mehr  oder  weniger  modificirenden  bezeichnen  — : 
unter  allen  Umständen  ist  der  Rechnuogsabschluss  im  Staatshaus- 
halte, vollends  in  einem  grossen  für  ein  grosses  Land  und  mit 
sehr  verschiedenartigen  Einnahmen  und  Ausgaben,  —  ähnlich  auch 
in  einem  grösseren  Communalhaushalte  —  eine  höchst  verwickelte 
Sache  und  eine  schwierige  Verwaltungsarbeit  für  die  anweisenden 
und  ftlr  die  Kassen-,  Rechnungs-  und  Gontrolbehörden.  Daraus 
folgt  wieder  für  die  Verwaltungscontrole,  dass  diese  eigenen 
selbständigen'  Fachbehörden  übertragen  werden  muss,  und 
folgt  weiter  für  die  Staats controle,  dass  solche  Fachbehörden 
auch  allein  im  Stande  sind,  das  Abrechnungsmaterial  für  eine 
wirksame  Staatscontrole,  sei  es  des  Staatsoberhauptes  allein 
oder  der  Volksvertretung  gleichzeitig  mit,  vorzubereiten.  Ohne 
solche  kritische  Bearbeitung  des  Rechnnugsabschlusses  und  alles 
dazu  gehörigen  Materials  ist  die  Staatscontrole  eitel  Spiegelfechterei. 
Daher  muss  im  Interesse  einer  wirklich  tüchtigen  formellen 
Ordnung  des  Staatshaushalts  in  unseren  Staaten  mit  „verfassungs- 
mässiger Finanzwirthschaft'^  die  Ertheilung  des  Absolutoriums 
oder  der  Entlastung  an  die  Finanzverwaltung  für  die  Rechnungs- 
abschlüsse und  die  nachträgliche  Genehmigung  von  Etats- 
überschreitungen ,  nach  Etatsrecht  unstatthaften  Uebertragungen 
und  von  ausseretatmässigen  Ausgaben  (Indemnitätsertheilung) 
Seitens  der  Volksvertretung  nur  auf  Grund  eingehender 
kritischer  Berichte  von  Organen,  wie  die  Obersten 
Rechnungshöfe  (§.  138  flF.),  erfolgen  dürfen.  Für  die  Richtig- 
keit dieser  Berichte  müssen  diese  Organe  verantwortlich  sein. 

Indem  die  Verwaltung  (Regierung)  auf  diese  Weise  dazu  angehalten  Vird,  nicht 
durchaus  Abweichungen  vom  Etat,  Ueberschreitungen  der  etatmässigen  Ausgaben,  Ueber- 
tragungen innerhalb  des  Etats  u.  s.  w.  zu  unterlassen,  —  was  allerdings  unter  Umständen 
zu  einer  unzulässigen  Hemmung  der  Verwaltung  und  einem  Preisgeben  wichtiger 
Staats-  und  Volksinteressen  fahren  konnte,  —  wohl  aber  solche  Abweichungen  u.  s.  w. 
zur  Kcnntniss  der  Volksvertretung  wie  des  Staatsoberhaupts  zu  bringen,  sie  hier 
zu  begründen  und  zu  rechtfertigen  und  nachträgliche  Genehmigung  dafür  zu 
erbitten,  wird  nur  ein  Grundsatz  reell  in  der  Praxis  durchgeführt,  welcher  eine  sehr 
erwünschte,  in  modernen  Verhältnissen  gebotene  Bürgschaft  mehr  für  gute  formelle 
Ordnung  der  Finanzwirthschaft  bietet.  Die  blosse  „Ministerverantwortlichkeit  ist  für 
die  Spccialitäten  des  Rechnungswesens  practisch  unzureichend  und  war  auch  in  der 
(britischen)  Parlamentsregieruug  an  dieser  Stelle  fast  ein  leerer  Name"  (Oneist, 
engl.  Verwaltrecht,  II,  852). 
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Auch  bei  einer  solchen  Controle  durch  Oberste  Rechnungs- 
höfe u.  dgl.  bleibt  die  Ertheilung  des  Absolutoriums  für 
den  Rechnungsabschluss  j  in  welcher  speciellen  Form ,  ob 
eines  eigentlichen  Gesetzes  oder  eines  blossen  Landtagsbe- 
schlusses, sie  auch  erfolge,  und  damit  mittelbar  oder  unmittelbar 
verbunden  die  Ertheilung  der  Indemnität  für  Etatsüber- 
schreitungen  und  ausseretatmässige  Ausgaben  immer  noch  in  der 
Regel  eine  Formalität  von  geringer  practischer  Bedeutung. 
Denn  am  selbst  einer  Verweigerung  des  Absolutoriums  einen  ernsten 
practischen  Werth  zu  geben,  dafür  versagen  wenn  nicht  schon  die 
formalen  Rechtsmittel  (Ministerverantwortlichkeit ,  civilrechtliche 
Haftbarkeit  der  anweisenden  Verwaltungschefs,  Vorhandensein  und 
wirksame  Function  zur  Entscheidung  competenter  Gerichtshöfe), 
80  um  so  sicherer  die  practischen  Lebensverhältnisse,  mit  welchen 
hier  zu  rechnen  ist  (unvermeidliche  Rücksichtnahmen,  ungenügendes 
Vermögen  der  betreffenden  verurtheilten  Beamten  u.  dgl.  m.),  den 
Dienst.  Aber  das  ist  auch  nicht  das  Entscheidende.  Vielmehr 
liegt  der  immerhin  sehr  grosse  practische  Werth  solcher  Control- 
eiDricbtungen  und  Vorschriften  schon  in  ihrem  blossen  Vor- 
handensein. Dies  bedingt  regelmässig  Rücksichtnahmen  der 
Regierung  und  der  Verwaltungschefs,  welche  die  Innehaltung  des 
Etats  und  die  vorschrifts-  und  zweckmässige  Führung  der  Finanz- 
wirthschaft  am  Besten  verbürgen,  und  damit  wird  der  Zweck  erreicht. 

Vgl.  aüch  Stein  Fin.  I,  117  ff.  —  Auf  die  Einzelheiten  im  Verfahren  bei  der 
AofeteUang  des  Rechnungsabschlusses  und  bei  der  Trennung  der  Jahresdienste  in  den 
Tcrschiedenen  Staaten  braucht  hier  nicht  näher  eingegangen  zu  werden.  Es  kann  die 
Verveisong  auf  die  früheren  Abschnitte,  bes.  §.  132,  133,  141—143  hier  genügen. 
CzOrnig  a.  a.  0.  verbreitet  sich  regelmässig  in  einem  besonderen  Abschnitt  über 
die  Art  der  Aufstellung  der  „Staatsrechnung"  der  einzelnen  Staaten  u.  giebt 
eine  Tergleichende  Darstellung  dieser  Dinge  S.  155  ff. 

Ab  Beispiel  der  Praxis  kann  hier  die  prouss.  „üebersicht  von  den  Staats- 
einnahmen u.  Ausgaben  mit  dem  Nachweis  von  den  Etatsüberschreitungen  u.  den  der 
nachträglichen  Genehmigung  bedürfenden  ausseretatmäss.  Ausgaben  für  das  J.  v. 
1.  Apr.  1881/82"  dienen,  wie  sie  in  gleicher  Weise  dem  Landtage  alljährlich  vor- 
gelegt wird.  Sie  beginnt  mit  einer  resumirenden  „D  onkschrift"  des  Finanzministers, 
datirt  ,.im  Nov.  1882"  (7—8  Mooat  nach  Schluss  des  Rechn.jahrs).  Am  Schluss  der- 
selben wird  beantragt,  „die  der  Genehmigung  des  Landtags  bedürfenden  Etatsüber- 
schreitungen" im  Betr.  v.  55.961.614  M.  75  Pf.  u.  die  „nicht  auf  gesetzlichen  Be- 
btlmmungen  beruhenden  ausseretatmäss.  Ausgaben"  im  Betr.  v.  399.565  M.  64  Pf. 
„auf  Grund  der  beigefügten  Motive  nachträglich  zu  genehmigen".  In  der  „üeber- 
sicht (266  S.  Gr.  4°)  werden  dem  Etatsrecht  entsprechend  nach  Kapiteln  u.  Titeln 
erst  die  Einnahmen,  dann  die  Ausgaben  aufgeführt.  Jene  beginnen  mit  einem 
„Bestand  aus  dem  Rechnungsjahr  1.  Apr.  1880-81"  von  96.644.50S  M.  S5  Pf. 
(wovon  28.862.485  M.  Ol  Pf.  f.  d.  Staatshaush.  f.  1882  —  83,  der  Rest  von 
67.782.023  M.  84  Pf.  zur  Deckung  von  Resten  bestimmt'.  Die  Rechnung  wird  nun 
so  aufgestellt  (mit  Beispiel  von  Kap.  1,  Tit.  1): 
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Solleinnahme  Sollaasgabe 

nach  der       nach  dem  in  Summa    Kap.  Tit.  Es  sind    Mithin  gegen  das    An  Resten      Be- 

vorigen lieber-       Etat  eingo-        Etatssoll         geben  in      Derk- 

üicht  (Roste)  kommen     mehr    weniger     diu  J.  t.     imgea. 

l.Apr.1882/83 
Name  des  Titels.  über 

M.  Pf.  M.  Pf.       M.  Pf.  Grundherr!.    M.  Vt      M.Pf.      M.Pf.        M.  Pf. 

115.602.86    2,248,414.—  2.364. U>6.—  1        l    Hebungen  2,012,890.23   —    235,513.77    118,760.14        — 

XL   8.   W. 

Bei  den  Ausgaben  ist  das  Yerrechnungsschoma  auf  der  linken  Seite  unter 
der  Rubrik  ,, So  11  ausgäbe''  dasselbe,  wie  bei  den  Einnahmen  unter  ,,Solleinnahme''. 
Auf  der  rechten  Seite  sind  die  Spalten  folgende,  wobei  das  Plus  der  Summe  der 
wirklichen  Ausgabe  und  der  noch  zu  berichtigenden  Beste  über  die  Summe  der 
Sollausgabe  als  „zu  genehmigende  Etatsüberschreitnng"'  nachgewiesen  wird: 

Es  sind       An  Resten    Summa     Mitliin  gegen  das      Die  za  geneh-  Be- 

ausgegeben   sind  noch  zu  Soll  migenden  Etats-   merkungen. 

berichtigen  mehr      weniger     Überschreitungen 

betragen 
M.  Pf.  M.  Pf.         M.  Pf.      M.  Pf.     M.  Pf.  M.  Pf. 

In  der  Anlage  „Erläuterung  der  im  Rechnungsjahre  1.  Apr.  18S1— 82  vorge- 
kommenen Hehr-  u.  Mindereinnahme''  {ß.  268—317)  sind  die  Spalten  links  yon  den 
Erläuterungen  folgende : 

Soll  nach  Es  sind  Betrag  der  Zusammen     Gegen  das  Soll    Kap.  Tit           £r- 

d.  vorigen  einge-  verbliebenen  (Ist  und      mehr     weniger                            l&ote- 

Rechn.  u.  kommen          Reste  Rest)  rang, 
nach  dem 
Etat 

M.  Pf.  M.  Pf.          M.  Pf.  M.  Pf.       M.  Pf     M.  Pf. 

In  der  weiteren  Anlage  „Motivirung  der  in  der  Uebersicht  von  den  Staatsein- 
nahmen u.  Ausgaben  f.  1.  Apr.  18S1/82  uachgewies.  Etatsüberschreitungen  u.  der 
der  nachträgl.  (icnchmigung  bedürfenden  ausseretatsmässigcn  Ausgaben"  sind  die 
Spalten  folgende: 

Des  Staatshaushaltsetats        Betrag  der  Etats-        Motive 
Kap.    Tit.  Überschreitungen 

M.  Pf. 


IL  —  §.  148.     Die   Inventarisirung  des  öffentlichen 
Vermögens  und  dieNatural-  oder  Materialrechnungen. 

Die  Anlegung  und  die  regelmässige,  den  Bestand,  den  Ab- 
und  Zugang  constatirende  Fortführung  von  Verzeichnissen 
über  alle  unbeweglichen  und  beweglichen  Eigenthumsobjecte,  welche 
zum  Vermögen  des  Staats  oder  des  betreffenden  sonstigen  öffent- 
lichen Körpers  gehören  (§.  82),  bildet  eine  nothwendige  Ergänzung 
der  Geldverrechnungen  und  wie  diese  ein  Object  der  Controle. 
Die  letztere  ist  auch  hierüber  regelmässig  von  denselben  Organen 
auszuüben,  welchen  die  Controle  über  die  Führung  des  Staatshaus- 
halts übertragen  ist,  daher  in  unseren  Staaten  von  dem  Obersten 
Rechnungshof.  Auch  die  Staatscontrole  hat  sich  auf  dieses  Gebiet 
mit  zu  erstrecken,  entsprechende  Rechte  sind  daher  in  der  ver- 
fassungsmässigen Finanzwirthschaft  für  die  Volksvertretung  zu  ver- 
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langen   und  in   der  neueren  einschlägigen  Gesetzgebung  auch  ge- 
wöhnlieh ausdrücklich  gewährt  worden. 

Die  hierher  gehörigen  Objecte  (Sachgüter)  stehen,  wie  das  ihr 
Verwendungszweck  mit  sich  bringt,  regelmässig  unter  der  Obhut 
einer  bestimmten  einzelnen  Staatsverwaltungsbehörde,  der 
Direction  einer  Anstalt,  eines  Instituts  u.  s.  w.  Die  Verzeichnisse, 
die  Inventarisirung  und  die  Materialrechnuog  sind  daher  von 
Organen  der  betrefifenden . speciellen  Behörde  zu  führen,  entweder 
von  deren  Vorständen  oder  unter  deren  Verantwortlichkeit  von 
Delegirten  der  Vorstände  oder  bei  grösseren  Behörden  und  Anstalten 
auch  von  besonderen  Beamten  unter  deren  eigener  Verantwortung. 
Die  Verwaltungs-,  hier  insbesondere  als  Verwendungscontrole,  so- 
wie die  Rechnungs  -  und  Bestandscontrole  wendet  sich  gegen  diese 
Organe:  die  erstere,  soweit  dieselben  ein  An  Weisungsrecht  haben, 
d.  h.  aus  bestimmten  Crediten  gewisse  Arten  SachgUter  anschaffen 
dürfen;  die  Rechnungscontrole ,  soweit  über  die  Anschaffungen 
Geldverrechnung  zu  führen  ist;  die  Bestandscontrole  (analog  der 
Kassencontrole  über  die  Kassenverwaltungen),  soweit  jene  Organe 
die  unter  ihrer  besonderen  Verwaltung  stehenden  Gegenstände  unter 
Nachweis  des  betreffenden  Ab-  und  Zugangs  in  Bestand  zu  halten 
haben  („Bestandsführung'^). 

Diese  Bestandscontrole  wird  besonders  wichtig  und  schwierig  bei  beweglichen 
Gegenstanden  der  Magazin-,  der  Betriebsverwaltungen,  der  Heeres-  und  Flottenvcr- 
waltung  (Arsenale,  Zeughäuser),  der  V<;rwaltnngcn  ölfentlicher  Sammlungen  (Kunst-, 
naturwissenschaftliche  Sammlungen,  Bibliotheken  u.  s.  w.).  Hier  muss  daher  insbe- 
sondere eine  genaue  Inventarisirung  und  daran  sich  schliessend  eine  genaue 
Materialien-Kechnung  stattfinden,  welche  dann  beide  der  Controle  mit  unterliegen. 

Eine  Geldwerth-Bestandsrechnung  neben  der  Natural- 
oder  Materialrechnung  ist  für  die  hier  vorliegenden  finanzwirth- 
schaillichen  und  Verwaltungszweckc  hinsichtlich  der  lediglich 
zum  Gebrauch  der  Verwaltung  für  sich  als  Theilen  des 
„Verwaltungsvermögens"  bestimmten  und  dienenden  Gegen- 
stände unnöthig  und  wäre  für  die  Rechnungsleger  eine  zwecJcIose 
Arbeitsvermehrung. 

So  bei-  den  öfientlichen  Sammlungen,  in  den  meisten  Fällen  bei  der  Militär- 
rerwaltung,  überhaupt  bei  allen  öffentlichen,  bloss  Yerwaltungszwecken  dienenden 
Geb&nden,  bei  den  Utensilien  der  Gcschäftslocale  u.  s.  w.  Hier  handelt  es  sich 
nicht  um  den  Geldwerth,  weil  eine  Veräusserung  im  Verkehr  nicht  in  Frage  steht 
und  wo  sie  hie  und  da  vorkommt  (z.  B.  l)ei  Doubletten  in  den  Bibliotheken,  bei  Ver- 
kauf alter  Utensilien)  doch  die  Geldwerthanschläge  nicht  massgebend  für  den  ErlOs 
sind.  Nur  beim  wirklichen  An-  und  Verkauf  von  solchen  Gegenstünden  ist  die 
Geldrechnung  auch  hier  nothwendig.  Die  Controle  (in  ihren  drei  Arten)  erstreckt 
sich  daher  u.  A.  auch  auf  die  Innehaltung  der  administrativen  Vorschriften  bei  Ver- 
äuaserungen  alter  Utensilien.  Artenpapiers  u.  dgl.  und  auf  den  Gelderlös  daraus. 
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Glcicliwohl  wird  mitunter  auch  über  die  genannten  Sachgüter  eine  Bcstandsiech- 
nuiig  in  Geld,  mit  mehr  oder  weniger  Sorgfalt,  geführt.  Dieselbe  hat  aber  dann 
höchstens  ein  gewisses  statistisches  Interesse:  ein  beschränktes  wegen  ihrer 
geringen  practischcn  Kichtigiieit  und  wegen  der  gewöhnlich  vorliegenden  rechtlichen 
ünveräusserlichkeit  oder  des  thatsächlichcn  ünterbloibens  der  Verfiusserung  der  Be- 
standtheile  des  Verwaltungsvermögens.  Man  hat  wohl  mitunter  solche  Werthanschlige 
zu  einer  Berechnung  der  „Activa*'  des  Staats,  der  Gemeinde  benutzt  und  dann  diese 
Activa  mit  den  Passivis,  den  Staatsschulden,  verglichen.  Selbst  beim  Finanz- 
vermögen das  Staats  und  der  Gemeinde  (Domänen,  Forsten,  Bergwerke,  Betriebsanstalten 
wie  Eisenbahnen,  Gasfabriken  u.  dgl.)  ist  eine  solche  Gegenüberstellung  gewöhnlich 
werthlos  und  irreführend,  weil  doch  an  eine  Veräussernng  solcher  Objecto  nicht  ge- 
dacht wird,  meistens  gar  nicht  gedacht  werden  kann*  und  die  Werthanschläge  für  die 
zu  erzielenden  Preise  im  Falle  wirklicher  Veräussernng  wenig  bedeuteten.  Für  die 
Geldwerihrechnung  über  Bestandtheile  des  Verwaltungsvermögens  gilt  dies  vollends. 
Frankreich  hat  solche  Geldwerth anschlage. 

Dagegen  muss  eine  dann  möglichst  nach  kaufmännischen 
Grundsätzen  zu  führende  Geldwerth- Bestandsrechnung  für 
gewisse  Zweige  der  Finanz  Vermögens  Verwaltung  allerdings  ver- 
langt werden,  sowohl  über  den  Geldwerth  von  Immobilien,  Ma- 
schinen, als  auch  über  denjenigen  von  Verarbeitungsstoffen  und 
von  zum  Absatz  bestimmten  Producten.  Dergleichen  ist  in  ver- 
schiedenem Umfange  in  den  Betriebsverwaltungen  oder  doch 
in  bestimmten  Abtheilungen  derselben  geboten  und  hier  für  die 
Rechnungsabschlüsse  auch  nothwendig.  Die  Gontrole  muss  sich 
in  solchen  Fällen  auch  auf  die  Richtigkeit  des  Werthansatzes 
der  betreffenden  Objecte  in  den  Rechnungen  mit  erstrecken. 

Wichtigere  Beispiele  bieten  die  Monopol  Verwaltungen  von  Tabak,  Salz, 
die  Eisenbahn  Verwaltungen  (Kohlen-,  Eisenmaterial-Vorr&the),  die  Bergwerks-  u. 
Hütten-,  die  Forst-,  die  Weinbergs-  und  Keller-,  die  Fabrikverwaltungen 
für  die  betreuenden  Rohstoff-  und  Productenvorriithe,  bes.  auch  für  diejenigen,  welche 
vom  einen  in  das  andere  Verwaltungs-  oder  Rechnungsjahr  übergehen.  Nur  bei 
einem  richtigen  Werthansatz  dieser  Gegenstände,  wie  nicht  minder  der  Immobilien, 
bei  einem  richtigen  Abschreibe  verfahren,  bes.  bezüglich  der  Gebäude,  Maschinen, 
entsprechen  die  Rechnung sergebnisse  der  Wirklichkeit.  U.  A.  müssen  auch  die 
Lieferungen  von  Stoffen  und  Producten  zwischen  verschiedeneu  Staatsverwaltungen 
(z.  B.  Forst-  und  Bergwerks-  nebst  Hüttenadministration  oder  Holzlieferungou  aus 
Staatswäldern  an  Behörden  zu  deren  Verwaltungszwecken)  möglichst  auf  beiden  Seiten, 
des  Gebers  und  Empfängers,  nach  richtigem  Werth-  oder  Preisansatz  verrechnet 
werden,  weil  sonst  die  finanzielle  Lage,  die  Kosten  und  der  Reinertrag,  überhaupt  die 
., ökonomische  Bilanz"  der  betreff.  Betriebsverwaltung  oder  StaaLsanstalt  in  un- 
richtiges Licht  kommen  (§  151).  Diese  noch  selten  ganz  genügend  erledigten  Puncto 
sind  natürlich  in  Staaten  mit  grossen  privatwirthsch.  Einnahmequellen ,  wie  in  den 
deutschen,  von  besondrer  practischer  Bedeutung. 

Die  Gesetze  und  Verordnungen  unserer  Staaten  regeln  diese  luven tarisirun gen  u. 
Naturalrechnungen  u.  die  Controle  darüber  näher.  Vgl.  für  Preussen  die  Instr.  f. 
d.  Ob.-Rechn.-Kammer  v.  IS.  Dec.  1824,  das  Ges.  v.  27.  März  1872  u.  manche  weitere 
Spec.bestimmungen  Seitens  der  Ministerien  u.  der  0.  R.  K.  (das  Material  auch  bei 
Herrfurth  u.  bei  Meissner).  Zur  Revision  der  0.  R.  K.  gelangen  auch  „die  Re<h- 
nungen  der  Staatsbehörden,  Staatsbetriebsanstalten  u.  staatl.  Institute  über  Naturalien  , 
Vorräthe,  Materialien  u.  überhaupt  das  gesammte,  nicht  in  Geld  be- 
stehende Eigen  thum  des  Staats"  [Ges.  v.  1872,  §.  10,  Nr.  1).  Ueber  die  In- 
ventarisation  von  Utensilien,  Geräthschaften ,  Gegenständen  d.  Sammlungen  u.  dgl. 
8.  i$.  20  d.  Instr.  v.  1824  (Herrfurth,  S.  97)  u.  Circ.restr.  d.  0.  R.  K.  v.  27.  Jan. 
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lb26.  Deber  das  Verfahren  bei  Verkauf  v.  Inventarätacken  o.  dgl  Instr.  v.  1824,  §.  3.  — 
Aehnliche  Vorschriften  in  d.  anderen  deutschen  Staaten.  —  Die  ,,  Bemerkungen''  der 
0.  R.  K.,  welche  nach  Art.  104  d.  preuss.  Verfass.  mit  der  Staatsh.rechnung  dem 
Landtage  vorzolegen  sind,  müssen  u.  A.  auch  angeben,  ob  die  Vorgänge  bei  d.  Er- 
werbung, Benutzung  u.  Veräusserung  von  Staatseigcnthum  den  (iesetzcn  u.  Etatsbe- 
stimmungen  entsprochen  haben  ^Ges.  r.  1^72,  §.  IS,  Nr.  2).  —  Bes  ausgedehnte 
Material-Verrechnung  u.  eingehende  Controle  zum  Theil  durch  den  Kechu.hof 
darüber  in  Frankreich;  Uauptordonn.  der  „comptabilitc  des  maticres'*  (maticres  du 
consommation  et  de  transformation  unter,  dann  valeurs  mobilicres  ou  permanentes  de  toute 
cspt'*ce  nicht  unter  Ontrole  des  Kcchn.hofs,  sondern  nur  der  Verwaltungsbehörden)  v. 
20.  Aug.  1S44,  jetzt  Decr.  \r.  31.  Mai  1862,  s.  Block 's  dict.  Art.  maticres. 


Zweites  Buch. 
Der  Finanzbedarf. 

Erstes  Kai^itel. 
Allgemeine  Verhältnisse  des  Finanzbedarfs. 

§.  149.  Im  voransgehenden  ersten  Buch  ist  der  Finanzbedarf 
wesentlich  im  Zusammenhang  mit  den  Grundsätzen  für 
die  Ordnung  des  Staatsbaushaltes,  bez.  der  üiTentlichen 
Haushalte  überhaupt  betrachtet  worden.  Im  folgenden  ersten 
Kapitel  dieses  zweiten  Buchs  handelt  es  sich  darum,  diesen  Bedarf 
nach  den  grossen  Kategorieen  zu  untersuchen,  in  welche  er  nach 
seiner  wirthschaftlichen  Natur,  nach  seiner  technischen 
Seite  und  seinem  unmittelbaren  Zweck  zerfällt,  worauf 
dann  im  zweiten  Kapitel  auf  die  einzelnen  Gegenstände  des 
Bedarfs  etwas  näher  eingegangen  wird. 

In  ersterer  Hinsicht  zerfällt  der  Finanzbedarf: 

I.  In  Natural-  und  Geldbedarf,  je  nachdem  die  Finanz- 
wirthschaft  im  natural-  oder  geldwirthschaftlichen  Zustand  steht, 
daher  wirkliche  Naturalausgaben,  d.  h.  Ausgaben  in  der 
Form  naturaler  Sachgüter  selbst  oder  Geldausgaben  macht. 
(1.  Abschnitt). 

II.  In  Personal-  und  Realbedarf,  je  nachdem  der  Staat 
für  seine  Productionswirthschaft  persönlicheDienste  oder  un 
mittelbar  naturale  Sachgüter  (nicht  nur:  Geld)  bedarf. 

Für  die  Finanzwirthscbaft  handelt  es  sich  dann  darum,  in  richtiger  Weise  die- 
jenigen Sachgüter  (Geld)  herbeizuschaffen  und  zur  Verwendung  zu  bringen,  mit  Hilfe 
deren  der  Staat  einmal  jene  Personaldiensto  im  System  freier  Contracte  gegen 
Entgelt  —  im  Gegensatz  zum  System  freier  unentgeltlicher  Dienste  und  zum  System 
der  Zwangsdienste  (§.  1)  —  herbeizieht  und  bezahlt;  und  sodann  darum,  die  unmittel- 
bar bedurften  Sachgüter  passend  in  die  Verfügung  des  Staats  und  seiner  Verwaltung: 
zu  bringen.  Vom  Personal-  und  Realbedarf  handeln  der  2.  und  'S.  Abschnitt  Die 
Frage  der  finanziellen  Beschaffung  und  Regelung  dos  Personalbedarfs  lässt  sich  für 
die  Verhältnisse  des  modernen  Oulturstaats  fassen  als  diejenige  vom  „Staatsdienst 
und  Besoldunnrswcson"  (Besoldungspolitik,  2.  Abschn.). 
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Die  Lehre  vom  Natural-  und  Geldbedarf  liängt  mit  derjenigen  vom  Personal- 
Qod  Bealbedarf  in  mehreren  Pancten  zusammen,  z.  R.  in  der  Frage  der  sogen.  Na- 
taralbcsoldangen.  Es  moss  daher  Einzelnes  im  Folgenden  tbeils  an  verschiedenen 
Stellen  erwähnt,  theils  im  ersten  Abschnitt  vorweg  genommen  oder  in  die  beiden 
folgenden  Abschnitte  verschoben  werden.  S.  Rau,  5.  Ausg.  §.  25  („Art  der  aus- 
gegebenen Sachgüter"),  §.  59  —  61  über  Naturalbesoldungen,  §.  34,  35  über  Aus- 
bedingen, Submissionen  u.  s.  w.,  §.  56 — 65a  über  Besoldungswesen,  §.  66  über 
Bauten.  Ich  habe  schon  in  der  6.  Ausg.  von  Kau  hier  bedeutende  Umändorungen 
und  Erweiterungen  vorgenommen,  bes.  den  Abschnitt  über  Staatsdienst  und  Besoldungs- 
wesen (§.  53 — C5b,  S.  99 — 144)  ganz  neu  gearbeitet.  Die  anderen  Materien  blieben 
aber  damals  noch  zerstreut  in  §.  25,  34 — 35,  66,  67,  und  die  üntcrsclicidung  zwischen 
Natural-  und  Geldbedarf  und  Personal-  und  Realbedarf  trat  nicht  principiell  scharf 
genug  hervor.    Daher  schon  entsprechende  Veränderungen  in  der  vorigen  (2.)  Aufl. 

III.  Eine  dritte  Unterscheidung  ist  diejenige  in  eigentlichen 
oder  reinen  Finanzbedarf  (Staatsansgabe,  Nettoausgabe)  für  die 
Ausführung  der  eigentlichen  Staatszwecke  und  in  Bedarf 
für  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  des  Ertrag  gebenden 
Staatseigenthums  und  fQr  die  Erhebungskosten  der 
Gebühren  und  eigentlichen  Steuern  (und  eventuell  Anleihen) 
(Erhebungs-  und  Betriebskostenbedarf). 

Beide  Bedarfsposten  zusammen  bilden  die  Roh-  oder  Bruttoausgabe  und 
sind  durch  die  Roh-  oder  Bruttoeinnahme  zu  decken.  Wird  von  letzterer  der 
Bedarf  an  Erhebungs-  und  Betriebskosten  abgezogen,  so  ergiebt  sich  die  Kein-  oder 
Netto  ein  nähme.  Von  diesen  Kosten  wird  später  in  Zusammenhang  mit  den  Ein- 
nahmen, an  welchen  sie  haften,  im  Einzelnen  gehandelt  werden.  Einige  allgemeine 
Betrachtungen  darüber  enthält  Abschnitt  4  dieses  ersten  Kapitels. 


1.  Abschnitt. 
Natural-  und  Geldbedarf. 

I.  -^  §.  150.  Die  allgemeine  Entwicklung  der  Volkswirthschaft, 
welche  als  Uebergang  von  der  Natural-  zur  Geldwirth- 
schaft  bezeichnet  wird,  —  „Naturalwirthschaft"  in  den  beiden, 
verwandten,  aber  doch  zu  unterscheidenden  Bedeutungen  ge- 
nommen (G.  §.  113,  114):  vorherrschende  Eigengewinnung 
der  Sachgttter  ftlr  die  eigene  Bedürfnissbefriedigung,  statt 
der  verkehrsmässigen  Gewinnung  durch  Tausch,  und  ferner: 
natnralwirthschaftlicher  Zustand  der  Tauschwirth- 
schaft  —  hat  nothwendig  auch  in  der  F i n  a n  z wirthschaft  des 
Staats  und  der  Selbstverwaltnngskörper  (Gemeinde)  den  naturalen 
Finanzbedarf  in  Geldbedarf  umgestaltet.  Demgemäss  hat  der 
Staat  auch  seiner  ehemaligen  privatwirthschaftlichen  Naturalein- 
nahmen  sich  meistens  entledigt  und  die  früheren  Naturalabgaben 
nach  Möglichkeit  in  Geldsteuern  verwandelt. 

A.  Wagner,  FinanrwiaReiutohaft.    I.    3.  Aufl.  22 


338     2.  B.  Fin.bedarf.  1.  K.  Allgemeines.  1.  A.  Natur.-  u.  Geldbcd.  §.  150—51. 

Auf  Letzteres  wirkten  auch  specifisch  steuertechnische  Gründe  mit  ein, 
indem  ein  Naturalsystcm  sich  schwieriger  als  ein  Geldsteuersystem  gerecht  und 
zweckmässig  einrichten  lässt,  dem  Staate  grosse  Yerwaltungslast  macht  und  dem  Be- 
steuerten selbst  immer  weniger  conrenirt. 

Die  mit  der  EDtwicklung  des  Staatslebens  hinzutretenden 
neuen  Ausgaben  und  Einnahmen  sind  daher  auch  meist  von  vorne- 
herein auf  Geld  Währung  gesetzt.  Insbesondere  hat  der  Personal- 
bedarf immer  mehr  die  Form  des  reinen  Geldbedarfs  angenommen 
(System  der  blossen  Geldbesoldung). 

Selbst  wo  etwa  noch  ein  Theil  der  Gehalte  der  Beamten  in  Naturalien  (Getreide, 
ll'ilz)  besteht,  dient  dies  mehrfach  nur  noch  als  ein  Maassstab  für  die  Berechnung 
der  Höhe  der  Gehalte  in  Geld  und  die  Zahlung  erfolgt  nicht  mehr  eli'ecti^  in  diesen 
Naturalien,  sondern  in  Geld ,  eine  Berechnungsweise ,  welche  unter  «Umständen  beibe- 
halten zu  werden  verdient. 

Im  Ganzen  entspricht  die  Verwandlung  des  Naturalbedarfs  in 
Geldbedarf  und  demnach  des  gesammten  Ein-  und  Ausgangs- 
wesens der  Finanzwirthschaft  in  Geldein-  und  -ausgänge  auch  dem 
Bedürfniss  des  modernen  Staats  und  der  modernen  Volkswirthschaft. 
Das  Rechnungswesen,  der  Mechanismus  der  Finanzverwaltung,  die 
Uebersichtlichkeit  der  Einnahmen  und  Ausgaben,  der  Kosten  des 
Staatswesens  und  der  Empfänge  der  Staatsdiener  gewinnen  ausser- 
ordentlich. Die  wirkliche  ökonomische  Bilanz  der  privatwirth- 
schaftlichen  Unternehmungen  des  Staats  lässt  sich  ohne  reine 
Geldwirthschaft  kaum  sicher  feststellen  (§.  148). 

II.  —  §.  151.  Gleichwohl  giebt  es  doch  auch  noch  heute 
Fälle,  in  welchen  statt  der  Geldwirthschaft  die  Naturalwirthschaft 
auch  im  Finanzwesen  beibehalten  worden  ist  und  dies  auch 
zu  werden  verdient,  ja  sogar  Fälle,  wo  die  Naturalwirthschaft 
passend  wieder  neu  eingeführt  werden  darf.  Solche  Fälle 
liegen  vor  sowohl  bei  Leistungen  Seitens  des  Staats  zum 
Zweck  der  Gewinnung  der  Verfügung  über  Dienste  und  Sachgüter, 
als  auch  bei  Leistungen  der  Volkswirthschaft,  speciell 
der  steuerzahlenden  Bevölkerung  an  den  Staat  (Natural- 
einnahmen  von  den  privatwirthschaftlichen  Unternehmungen,  Na- 
taralsteuern).  Alle  diese  Fälle  lassen  sich  auf  ein  allgemeines 
Princip  zurückführen:  wo  nemlich  die  privatwirthschaft- 
liche  Verkehrsconcurrenz  einerseits  dem  Staat  im  System 
der  Geldwirthschaft  die  naturalen  Güter  und  die  Dienste  nicht 
oder  nicht  sicher  und  nicht  genügend  und  nicht  zu  einem  ange- 
messenen Preise  verschafft,  und  wo  diese  Goncurrenz  anderseits 
dem  vom  Staate  mit  Geld  besoldeten  Arbeiter  (Beamten,  Staats- 
diener)   die  Bedürfnissbefriedigung,    deren    Ermöglichung    in    be- 
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itimmter  Menge  und  Güte  ihm  der  Staat  mit  dem  Geldgehalte  ge 
währen  will,  gleichfalls  nicht  ordentlich  verbürgt,  da  lässt  sich  im 
Princip  auch  der  nataralwirthschaftliche  Zustand  im  Finanzwesen 
noch  billigen.  Es  liegen  hier  also  wesentlich  practische 
Mängel  des  privatwirthschaftlichen  Systems  vor,  welche 
eine  Abweichung  von  der  Regel  des  rein  geldwirthsehaftlichen 
Verkehrs  im  Finanzwesen  bedingen.    (G.  8.  117,  126  ft*.,  134  ff.). 

1.  Ein  wirklicher  Natnralbedarf  des  Staats,  der  heute  noch  mit  Natural- 
Icistuugcn  an  ihn  befriedigt  werden  muss,  liegt  z.  B.  in  den  früher  schon  erwähnten 
Fällen  der  sogen.  „Kriegsleistungen'',  auch  in  gewissen  Katnrallieferungen  für  die 
Armee  iu  Fricdcnszcitcn  vor:  die  Versorgung  des  Staats) »cdarfs  ?ermittelst  des  Erwerbs 
im  Verkehr  durch  Geld  reicht  hier  nicht  aus  oder  erfolgt  zu  unverhältnissmässig  un- 
runstigen  Bedingungen.  Deshalb  wird  mit  Kccht  auf  andere  Weise  Fürsorge  getroli'en. 
(S.  oben  §.  76,  S.  17V  Bes.  characteristisch  ist  die  Versorgung  des  Pferdebedarfs 
di:B  Staats  in  Kriegszeiten ,  mittelst  Zwangs  gegen  die  Besitzer,  ihre  Pferde  zu  stellen 
und  sie  zu  Friedenspreisen  abzulassen.  S.  mein  Keichsrinanzwcs<;n  im  Jahrb.  f. 
(jesetzgeb.  u.  s.  w.  IU,  22H,  225.  und  unten  über  ,, Militärökonomik''.)  Auch  der  Fall 
der  Dienstwohnungen  für  Beamte  gehört  hierher,  wenn  nemlich  diese  Wohnungen 
im  Interesse  des  Diensts  (nicht,  wie  im  folgenden  Fall,  in  dem  des  Staatsdioners 
selbst)  gewährt  werden,  z.  B.  weil  die  persönliche  Nabe  des  Beamten  an  der  Stelle 
seiner  amtlichen  Functionen  erwünscht  oder  nothwendig  ist.  (Dienstwohnungen  für 
Kassen-,  Polizei-,  Post-,  Bahnbeamte,  Institutsrorstehcr,  niedere  Diener  in  Amts- 
l^ebäuden,  zam  Zweck  der  Bewachung,  Reinigung  u.  s.  w.  Neuerdings  Wcrthlegung 
auf  solche  Wohnungen  beim  Eisenbahn  personal  im  Dienstinteresse.) 

2.  Umgekehrt  liegt  ein  Naturalbedarf  des  Beamten,  welcher  vom  Staate 
besser  in  natura,  als  durch  Vermittlung  von  Geld  befriedigt  wird,  z.  B.  in  dum  eben 
erwähnten  wichtigen  Falle  der  Dienstwohnungen  vor,  welche  im  Interesse  des 
Dieners  gewährt  werden,  weil  letzterer  so  sicherer  oder  besser  und  billiger  die  er- 
forderliche Bedurfnissbefriedigung  erhalt.  Von  diesem  Falle  wird  bei  der  Krurterung 
aber  Besoldungspolitik  noch  gesprochen  werden.  Einstweilen  ist  zu  beachten,  dass 
auch  hier  eine  mangelhafte  Function  dos  privatwirthschaftlichen  Systems  in  der  Volks- 
wirthscbaft  der  (jrund  der  „KUckkehr  zur  Naturalwirthschaft"  ist.  i, Warnung  davor 
TOD  Seelig,  auf  dem  1.  Eiscnacher  soc.-polit.  Congress  ls72,  Verhandl.  S.  244.  - 
Ein  andrer  Fall  ist  die  Brotlöhnung  neben  der  (ieldlöhnung  beim  Militär.) 

III.  Hinsichtlich  aller  im  Staatshaushalte  vorkommenden 
Natnralansgaben  and  Naturaleinnahmeu  muss  dann  aber  die 
Forderung  eines  richtigen,  d.  h.  den  wirklichen  Durch- 
schnittspreisen entsprechenden  Geldanschlags  gestellt 
werden,  eine  Forderung,  welche  freilich  nicht  ganz  leicht  zu 
erfüllen  ist  and  genau  nirgends,  mehrfach  noch  gar  nicht 
erfüllt  wird. 

Dann  sind  aber  weder  Einnahmen  noch  Ausgaben  des  Staats  ordentlich  zu  über- 
sehen. Die  Forderung  ist  ferner  den  Beamten  gegenüber,  z.  B.  im  Falle  der  Dienst- 
wohnungen, nothwendig  durch  den  Grundsatz  gleichen  Rechts  für  Alle  geboten. 
Daher  z.  B.  hier  richtiger  Anschlag  des  wirklichen  Micthwerths  (also  nicht  bloss 
und  auch  nicht  aUgemein  gleichmässig  107o  ^^^  ^^  Preussen,  Baden  u.  a.  L.).  End- 
lich muss  auch  zwischen  verschiedenen  Staatsanstalten,  welche  unter  ein- 
ander im  natnralwirthschaftlichen  Verkehr  stehen,  ein  solcher  richtiger  Geldanschlag 
der  Naturalempfange  und  Naturalleistungen  erfolgen,  gemäss  der  schon  in  §.  14b 
betonten  Forderung. 

22* 
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2.  Abschnitt. 

Der  Personalbedarf  oder  der  Staatsdienst  und  das  Besoldung- 

wesen  (Besoldungspolitik). 

Für  die  folgenden  Erörterungen  Über  den  Staatsdienst  s.  bes.  R.  v.  Mo  hl, 
Politik  II,  347  flP.,  301  il  (Tüb.  1SÜ9),  wonach  im  Wesentlichen  §.  152.  S.  auch 
L.Stein,  Verwaltungslehre  I,  (1.  Aufl.)  pass.,  342  ff.  (Siuttg.  1865).  A.  Wagner, 
(irundleg.  I.  §.  189  (Einfluss  des  Beamteuthums  auf  die  Festätellang  des  Bereichs 
der  Staatsthätigkeit).  Uebcr  die  z.  Tb.  abweichenden  Verhältnisse  im  Militär- 
dienst unten.  Eine  principiello  Erörterung  der  Besoldungspolitik  hat  der  deutschen 
Finanzwissenschaft  (auch  noch  bei  Stein)  fast  ganz  gefehlt.  Was  Rau  gab  (5.  A. 
§.  56  ff.)  war  nur  ein  kleiner  Anfang  dazu.  Meine  Behandlung  des  Gegenstandes  in 
der  C.  Aufl.  von  Rau  (§.  53  ff.)  war  der  erste  umfassendere  Versuch.  An  dieser 
Darstellung  ist  auch  in  dieser  3.  Aufl.  in  der  Sache  wenig,  fast  nur  im  Material  etwas 
verändert  worden.  Die  allgemeinere  volkswirthschafts-  und  socialpolitische  Bedeutung 
des  Gegenstandes  scheint  mir  darin  zu  liegen,  dass  hier  das  Problem  der  Lohn- 
politik unter  besonderen  Umständen  behandelt  wird.  Die  gewonnenen  Resultate  sind 
mutatis  mutandis  anwendbar  anf  die  Arbeitslohufrage  überhaupt:  durch  mehr  berufs- 
mässige Organisation  der  gewöhnlichen  Lohnarbeit,  entwickeltes  ArbeitcrFersicherungs- 
wesen  u.  dgl.  soll  dem  Arbeiter  eine  wenigstens  einigermasscn  ähnlich  wie  dem  Beamten 
gesicherte  Stellung  gegeben  und  sein  Arbeitslohn  ähnlich  wie  die  Besoldung  geregelt 
werden:  das  muss  wenigstens  das  Ziel  „socialer  Lohnpolitik''  sein.  Dieser  Gesichts- 
punkt ist  bisher  zu  wenig  beachtet  worden,  auch  von  mir  in  der  6.  Ausg.  von  Rau 
noch  nicht  gehörig.  Die  Lehre  von  der  Besoldung  und  von  der  Besoldungspolitik  ist 
ein  wichtiges  Beispiel  dafür,  wie  überhaupt  ausserhalb  des  Systems  prirat- 
wirthsch.  Concurrenz  solche  Verhältnisse  zu  regeln  sind  und  das  im  Besoldungs- 
wesen Erreichte  zeigt,  dass  diese  Regelung  zugleich  besser  ist,  als  diejenige, 
wo  die  Arbeit  als  „Waarc''  ihren  schwankenden  Marktpreis  hat  Insofern  liefert  dieser 
Abschnitt  einen  wichtigen  Beitrag  zur  Beantwortung  der  Fragen,  welche  die  ökono- 
misch-technische Einrichtung  des  gemeinwirthsch.  Systems  überhaupt  bei  einer  wesent- 
lich veränderten ,  mehr  gemein-,  weniger  privatwirthsch.  Organisation  der  Volkswirth- 
Schaft  betreffen.     Vgl.  Wagner,  Grundleg.  I,  1.  Abth.,  Kap.  3. 

Die  Regelung  des  Besoldungswescns,  einschliesslich  des  Pensionswesens,  ist  auch 
noch  in  einer  anderen  Beziehung  interessant,  nemlich  nach  der  Seite  der  Entwick- 
lung des  verwaltungsrechtlichen  und  des  privatrechtlichen  Moments 
aus  dem  Sitten moment.  Das,  was  Anfangs  dem  Gebiete  der  Gnade,  daher  der 
Sitte  angehörte,  wird  allmälich  in  das  Gebiet  des  Rechts  übertragen.  Dank  7er- 
äuderter  Anschauung  und  demgemäss  veränderter  Ansprüche  des  Beamten  und  Cou- 
cessionen  der  Staatsgewalt.  In  Betreff  des  Ruhegehalts  des  Beamten  selbst  ist 
dieser  Process  wenigstens  bei  uns  bereits  vollständig  vollzogen:  statt  „Gnadenverleihung"' 
(iewährung  und  Erlangung  auf  Grund  bestimmter  Rechtssätze.  Bei  den  Wittwen- 
und  Waisenpensionen  vollzieht  sich  derselbe  Process  gegenwärtig  immer  mehr  (ebenso 
bei  den  .,Gnaden(]uartaleu''  u.  dgl.):  wieder  bcachtenswerth  für  die  Regelung  der 
gewöhnlichen  Arbeitslöhne  und  für  die  Bestrebungen  der  Arbeiterversicherung,  in 
denen  sich  Analoges  vorbereitet. 

Dass  übrigens  die  in  diesem  Abschnitte  betrachtete  Seite  des  Staatsdienstes 
recht  eigentlich  eine  finanztechnische  ist,  weichein  die  Finanzwissenschaft  (nicht 
etwa  nur  in  die  Verwaltungslehre)  gehört,  möchte  kaum  zu  bestreiten  sein.  Die  werth- 
vollste  lohnpolitische  und  lohntheoretische  Vorarbeit  ist  die  treffliche  kleine  Schrift 
von  Engel,  Preis  der  Arbeit,  Bcrl.  1866  i^auch  in  2.  Aufl.).  S.  ferner  dess.  Aufs, 
in  d.  Preuss.  Stat.  Ztschr.  1874,  S.  93  ff.  (Preis  der  Arbeit  bei  den  Eisenbahnen) 
u.  eb.  1876  S.  417  ff.  (Preis  der  Arbeit  im  preuss.  Staatsdienst  1875,  über  die  Selbst- 
Vosteii  der  Arbeit  eb.  S.  482  ff.).  In  geistvoller,  aber  m.  E.  doch  nicht  richtiger  Po- 
lemik gegen  diese  Behandlung  der  Besoldungsfrage  bewegt  sich  Ihering,  Zweck  im 
Hechte.  Leipz.  1877,  I,  200  ff.,  wo  die  principielle  ökonomische  Gleichstellung  von 
(iehalt  und  Lohn   und   die  Forderung  einer  Deckung  der  „Selbstkosten  der  Arbeit*, 
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aach  beim  Gehalt  abgelehnt  wird.  Der  Gehalt,  das  Honorar  sei  kein  Arbeitslohn. 
äODdem  nor  ein  Mittel  der  Sastentation.  Statistisches  Über  Gehalte  am  Besten 
ans  den  Etats.  Daten  über  deutsche  Gehalte  vielfach  in  d.  guten  „Kleinen  Staats- 
liandbnch  des  Reichs  und  der  üinzelstaaten''.    Bielef.  u.  Lcipz.  t^S3. 

I.  —  §.  152.  Der  Staatsdienst.  1d  den  modernen  Staaten 
bestehen  verschiedene  Hauptsysteme  der  Besetzung  öffent- 
licher Aemter>  insbesondere  im  sogen.  Civildicnst.  Für  die 
folgende  Betrachtung  wird  das  in  Deutschland  üblicbe,  übrigens 
hier  and  da  auch  sonst  allgemein  und  in  den  meisten  Staaten 
wenigstens  für  einzelne  Beamtenkategorieen  (bemerkenswerther 
Weise  namentlich  für  richterliche  Beamte)  verbreitete  System 
zum  Ausgangs-  und  Anhaltspunct  genommen.  Hier  werden  be- 
rnfsmässige  Organe  nach  Erfüllung  gesetzlicher  Vorbedingungen, 
durch  welche  die  Geeignetheit  für  die  Bekleidung  des  Staatsamts 
nachgewiesen  werden  soll,  vom  Inhaber  der  Staatsgewalt  in  syste- 
matischer Ordnung  zu  besoldeten  Aemtern  ernannt.  Die  Er- 
nennung giebty  sofort  oder  nach  einer  bestimmten  Probezeit,  einen 
Rechtsanspruch,  wenn  nicht  auf  das  klaglos  verwaltete  Amt 
selbst  (keine  willkürliche  Entlassung  oder  Versetzung  ohne  Ein- 
willigung des  Betreffenden),  so  wenigstens  auf  die  Amtsbesol- 
dung  (Gehalt)  selbst  oder  doch  auf  eine  höhere  Quote  der- 
selben (,, Wartegeld''),  theils  für  die  Lebenszeit,  theils  auch 
fSr  bestimmte  längere  Perioden,  worauf  alsdann  Ansprüche 
auf  Ruhegehalt  (Pension)  einzutreten  pflegen. 

Andere  Systeme  der  Acmterbesctznng  sind:  besoldete  Berufsbeamte  ohne  Kecht 
auf  das  Amt  (Frankreich);  für  kürzere  Zeit  durch  Yolkswahl  (dircct  oder  indiroct) 
ernaiintc  besoldete,  nicht  nothwendig  berufsmässig  gebildete  Beamte  (Schweiz.  Nord- 
amerika); freiwillig  und  ganz  oder  fast  ganz  unentgeltlich  dienende,  gleich- 
falls nicht  immer  beru&mässig  ausgebildete  Bt^mtc  wenigstens  fUr  gewisse  Aemter 
nnd  meist  auf  Zeit  (System  der  Ehrenämter,  englisches  Selfgo?emment). 

§.  153.  Verglichen  mit  diesen  anderen  Systemen  erscheint 
daa  deutsche  als  das  kostspieligste  und  insofern  wenigstens 
finanziell  als  das  ungünstigste.  Doch  ist  hier  Folgendes  zu 
beachten : 

1.  Einmal  dürfen  auch  hier  die  Kosten  nur  mit  Kücksicht  auf 
den  Werth  der  Leistung  beurtheilt  werden. 

In  dieser  Beziehung  steht  aber  das  deutsche  System,  welches  doch  Toruehmlich 
nar  eine  Consequenz  der  Arbeitstheilung  ist,  sehr  hoch.  Denn  in  den  com- 
plidrteu  Verhaltnissen  des  modernen  Staats  steigen  die  Anforderungen  an  die  Qua- 
lität der  Leistungen  der  Arbeiter  im  Staatsdienst  ebenso  wie  auf  allen  anderen  Ge- 
bieten der  Volks wirthschafi.  M^n  braucht  mithin  auch  hier  mehr  technisch  und 
specialistisch,  d.  h.  eben  berufsmässig  ausgebildete  Arlteiter.  S.  o.  §.  b,  37. 
Mindestens  berufsmässig  ausgebUdete  Organe  werden  daher  auch  in  anderen 
Staaten   für   die  meisten  nicht  eigentlich  politischen  Aemter  immer  mehr  verlangt. 
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Sehr  bezeichnend  ist  in  diesem  Puncto  die  neuere  Entwickelung  in  England,  be- 
sonders was  das  PrUfungswesen  für  Beamte  anlangt.  Freilich  noch  immer  grosse 
Missstände,  s.  E.  Meier,  Verwaltungsrocht  a.  a.  0..  S.  93$.  Dem  Nachtheii,  dass 
der  Festangestellte  leichter  erlahmen  kann ,  weil  er  einigermassen  geschützt  Tor  Con- 
currenz  ist,  steht  der  Vortheil  der  grösseren  Unabhängigkeit  des  Beamten  von  der 
Regierung ,  aber  auch  von  den  Parteien  im  Volke  gegenüber.  Sowohl  der  Vergleich 
mit  Frankreich  als  mit  der  Schweiz  oder  vollends  mit  Nordamerika  fällt  in  dieser 
Hinsicht  sehr  zu  Gunsten  des  deutschen  Systems  aus.  Ferner  wirkt  die  Aussicht  auf 
Vorrücken  in  höhere  Aemter  und  Gehalte  (Avancement),  auf  Auszeichnung  durch 
Ehrenvorthcile  als  Ansporn.  Das  „gliedlichc  Gefühl'*,  einem  tüchtigen  Staude 
anzugehören,  welches  durch  das  deutsche  System  besonders  hervorgerufen  wird,  bat 
endlich  wesentlich  günstige  Folgen ,  neben  denen  die  kleinen  Nachtheile  (Gefahr  des 
Kastengeists  u.  s.  w.)  zurücktreten,  zumal  wenn  der  Staatsdienst  Jedermann,  der  die 
gesetzlichen  Bedingungen  hinsichtlich  der  Qualification  erfüllt,  oflen  steht.  Und  das 
ist  jetzt  fast  allgemein  einer  der  ersten  Grundsätze  der  Verfassungen.  Vgl.  über  die 
sittliche  Tüchtigkeit  des  preuss.  Beamtenthums  das  hier  gewiss  competente  Urtbeil 
des  Dr.  Strousberg,  „Str.  u.  s.  Wirken**,  Berlin  1876,  S.  152,  auch  E.  Meier, 
Verwaltungsrecht,  S.  846  mit  dem  Worte  Gerber's:  „es  ist  ein  Act  der  Gerechtigkeit, 
heute  zu  constatiren,  dass  die  unermesslichc  Entwicklung  und  Cultur  des  Deutschen 
Volks  in  den  letzten  50  Jahren  zum  grossen  Theil  auf  der  Arbeit  des  Staatsdienstes 
beruht**  Wenn  man  endlich  früher  wohl  in  den  Pensionsansprüchen  des  Be- 
amten etwas  halb  Anomales,  nur  seiner  „privilegirten  Lebensstellung**  zu  Verdankendes 
sah,  so  ist  jetzt  immer  allgemeiner  anerkannt  worden,  dass  hier  im  öffentlichen  Dienste 
nur  eine  allgemeine  lohnpolitische  Forderung  früher  als  im  sonstigen  Dienst- 
verhältniss  erfüllt  worden  ist,  aber  in  letztcrem  nach  Analogie  jenes  Dienstes  auch 
immermehr  erfüllt  werden  muss  und  wird  (Arbeiterversicherungswesen). 

2.  Auch  im  Kostenpnncte  steht  das  deutsche  System  der 
Aemterbesetzung  ferner  mehr  scheinbar  als  wirklich  im 
Nachtheil  gegen  die  anderen  Systeme. 

Die  Kosten  treten  nemlich  bei  ihm  allerdings  grossen theils  unter  den  Ausgaben 
des  Staats  hervor,  aber  sie  sind  in  den  anderen  Systemen  doch  auch  vorhanden 
als  Aufwand,  den  die  Volkswirthschaft  für  die  bezügliche  Thätigkeit  der  Beamten 
tragen  muss.  Sic  stehen  also  gleichfalls  im  „volkswirthsc haftlichen  Budget** 
des  zwangsgemein wirthschaftlichen  Systems.  In  letzter  Linie  ist  es  doch  der  Auf- 
wand an  Arbeit,  der  die  Kosten  bildet,  und  wenn  überhaupt  diese  Arbeit  im  Staats- 
dienste geleistet  wird,  so  muss  irgend  Jemand  ihn  bestreiten. 

Im  deutschen  Aemtersystem  geschieht  dies  in  der  Hauptsache  durch  die  Ge- 
sammtheif,  indem  die  Beamten  ihren  Gehalt  aus  den  Staatseinnahmen  (Steuern) 
empfangen.  Dem  Grundsatz  der  Gerechtigkeit  und  der  richtigen  gleichmässigen  Ver- 
theilung  der  Staatslasten  entspricht  dies  sicherlich  am  Meisten.  Im  System  der 
unbesoldeten  Ehrenämter  belastet  der  genannte  Aufwand  die  Privatbudgets  der 
Frci-Dienenden  als  erhöhte  Ausgabe  oder  verminderter  Erwerb  (Zeitver- 
lust, unmittelbare  Kosten  u.  s.  w.).  Dies  kann  aus  socialen  und  politischen  Gründen 
gut  und  selbst  in  finanzieller  Beziehung  insofern  ein  Gewinn  sein,  als  es  auf  eine 
Art  Progressiv besteucrung  der  reicheren  und  sonst  unbeschäftigteren  Classen 
in  einer  für  diese  nicht  lästigen  und  für  die  Gesammthoit  besonders  vortheilhaften 
W^eisc  (durch  Requisition  von  Arbeitsleistungen  gebildeterer  Personen)  hinauskommt 
Zweckmässigkeitsgründe  sprechen  also  für  die  Eingliederung  dieses  Ehrenamtssystems 
in  passender  Beschränkung  in  unser  deutsches  („burcaukratisches**)  System  oftmals. 
Eine  finanzielle  Tragweite  hat  daher  diese  Eingliederung  auch,  nur  eine  andere 
als  man  meistens  denkt,  und  Kosten  macht  es  natürlich  gleichfalls.  Manches  Hierher- 
gehörige  mit  Betonung  der  Ehrenämter,  aber  ohne  richtige  Beachtung  der  im  Text 
gegebenen  finanziellen  Würdigung  der  Sache  bei  Walcker,  Selbstverwalt  d.  Steuer- 
wesens, 1.  Theil.  S.  auch  Gneist,  Verwalt.,  Justiz  u.  s.  w.,  S.  90  ff.  u.  dess.  engl. 
Commuualverfassung.    S.   1246  fl.    £.  Meier  a.  a.  ö.,  S.  894  ff. 

Aber  es  knüpft  sich  doch  auch  eine  erhebliche  Gefahr  an  dieses  aristokratische 
Ehrenamtssystem  wie  vollends  an  das  der  niedrig  besoldeten  oder  nur  fUr  kurze  Zeit 
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ttbergebenen  Aemter  in   Demokratieeh.    Nicht  nur  ist  die  Qualität  der  Leistung  oft 
gering,  so  dass  der  Kostenersparnisse  welche  der  Oesammtheit  zu  Theil  wird,  auch 
nur  ein   niedrigerer  Werth  entspricht.    Bedenklicher  in  finanzieller  Hinsicht  ist 
noch,  dass  solche  Aemter  am  Ersten  ron  den  zeitweiligen  Inhabern  durch  wider- 
rechtliche Praktiken  aller  Art  ausgebeutet  werden.    Man    denke  an  nordamerika- 
nische  Verhältnisse,   wo   man   fast   von   einem   „System  der   Aemterausbeutung*' 
sprechen  kann.    S.   auch   Hock,  Finanz.  Amerikas,  S.  40—54.    Dann  erscheint  die 
Ausgabe  für  den  Staatsdienst  allerdings  wieder  nicht  im  Staatsbudget,  aber  doch  auch 
im  Tolkswirthschafrlichen  und  zwar  im  Priyatbudget  derer,   welche   sich   jener  Aus- 
bentiiDg  nicht  entziehen  können.    Abgesehen  von  allen  politischen  und  ethischen  Nach- 
theilen werden  die  Kosten  des  Staatsdienstes  hierbei  auf  die  denkbar  schlimmste  und 
ungleichm&ssigste  Art  ron  den  einzelnen  Staatsangehörigen   bestritten   und  sind 
im  Ganzen  nelleicht  noch  höher. 

Es  erfolgt  also  bei  den  verscbiedenen  Systemen  der  Aemter- 
besetzang  doeb  nur  eine  verscbiedene  Vertbeilung  der 
Kosten,  keineswegs  aber  bei  den  andern  eine  immer  an  sich 
günstigere  Vertbeilung  oder  eine  wirkliebe  Kostenersparniss  ver- 
gliehen  mit  dem  dentscben  System. 

3.  Endlicb  kann  aber  aueb  dem  deutseben  System  etwas 
vom  Ebrenamt  ankleben  und  damit  an  unmittelbaren  Kosten 
im  Staatsbudget  gespart  werden. 

Dies  geschieht  auch  notorisch,  denn  die  grosse  Masse  der  Staatsämter,  beson- 
ders der  höheren,  ist,  verglichen  mit  anderen  ähnlichen  Berufsstellungen,  für  Per- 
sonen gleichen  und  gleich  theuer  zu  erlangenden  Bildungsgrades,  nur  massig  be- 
soldet. Der  besoldete  Berufsbeamte  wird  mit  durch  die  Ehre  der  Stellung  im 
Staatsdienste,  femer  durch  besonders  gewährte  Ehrenrortheile  (Titel,  Rang,  Orden 
0.  dgl.)  beuihlt,  welche  letzteren  einmal  wohl  oder  übel  iu  der  öffentlichen  Meinung 
eine  gwröse  Geltung  haben.  Man  hat  dies  vom  ethischen  Standpunctc  öfters  ange- 
griffen JoA  ebenso  vom  politischen,  ist  jedoch  darin  sicherlich  zu  weit  gegangen. 
Namentlich  in  demokrat.  Republiken  wird  über  die  Ehrcnvortheile  der  Monarchieen 
(ror  Allem  Orden  u.  dgl.)  oft  gespöttelt.  Dennoch  ist  es  characteristisch  genug,  dass 
man  auf  dgL  auch  in  solchen  Gemeinwesen  merkwürdig  viel  Werth  legt.  Die 
„Piinzenhaldigungen''  in  der  amerikanischen  G<»ellschaft  sind  bekannt,  und  in  der 
Schweiz  l&sst  sich  jeder  Krämer  und  G^stwirtli  gern  nach  seinen  (Mvil-  oder  Militär- 
iffltem  tituliren  (Richter  u.  s.  w.).  Es  liegt  aber  auch  der  vernünftige  und  sitt- 
lich berechtigte  Gesichtspunct  zu  Grunde,  dass  die  öffentliche  Anerkennung  durch 
die  Verleihung  eines  Amtstitels  u.  s.  w.  Seitens  der  Staatsgewalt  Werth  hat  und 
kabeo  soU.  Nicht  das  Titel-,  Ordenswesen  an  sich,  sondern  der  damit  getriebene 
Misabianch  ist  das  Uobel.  Dieser  Missbrauch  aber  nimmt  ihm  auch  vielfach  die 
günstigen  finanziellen  Folgen.  Vom  finanziellen  Standpunctc  aus  bietet  diese  „Be- 
zahlang  mit  Ehrenauszeichnungen''  neben  derjenigen  mit  Geld  ohne  Zweifel  ihre  cr- 
keblichen  Vortheile  (§.  8).  Die  Ersparong  tritt  in  einzelnen  Fällen  besonders  deutlich 
hervor,  x.  B*.  bei  dem  heutigen  Austheilen  von  Orden  als  Ehrengaben  an  Personen, 
wdche  einem  Monarchen  Dienste  leisteten,  statt  der  einstigen  goldenen  Tabaksdosen, 
BriUantringe  u.  9.  w.  Nur  muss  freilich  die  Geldzahlung  docli  ihre  angemessene  Höhe 
eireiclien,  d.  h.  ein  richtiges  Verhältniss  zwischen  materiellem  und 
In  materiallohn  bestehen.  Was  an  Ihcring's  Benierkunircn  über  den  Gehalt  als 
genuichte  Lohnform  und  tlieilweise  „idealen  Loliu*'  richtig  ist,  das  läuft  doch  cigent- 
Ech  auf  das  Zugeständniss  hier  unter  Punct  M  hinaus.  Ih.  hat  zu  ausschliesslich  den 
dgeotlichen  höhern  Dienst  vor  Augen.  Das  vielfach  Zutreffende  seiner  Ausführungen 
iteht  mit  der  Anwendung  der  Theorie  der  Selbstkosten  der  Arbeit  auf  den  Staats- 
^eaergehalt,  in  der  von  Engel  und  mir  hier  festgehaltenen  Beschränkung,  nicht  in 
dem  Widerspruch,  den  Ih.  hier  in  der  Polemik  gegen  Engel  (S.  203)  annimmt. 
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IL  Das  Besoldnngswesen. 

§.  154.  —-  A.  Um  für  die  Aufstellung  von  Grundsätzen  der 
Besoldungspolitik  den  richtigen  Standpunct  zu  gewinnen,  mnss 
man  zuerst  die  Besoldung  (den  Gehalt)  des  Staatsdieners  als  eine 
Art  des  ausbedungenen  Arbeitslohnes  betrachten. 

Die  finanzielle  Lehre  von  der  Besoldung  ist  insofern  nar  eine  Anwendung  der 
allgemeinen  Tolkswirthschaftlichen  Lehre  Yom  Lohne  anf  eine  specielle  Kategorie  ron 
Fällen.  Es  lassen  sich  Besonderheiten  nachweisen,  welche  den  Staatsdienst  als  Ar- 
beitsart ?on  den  meisten  anderen  Arbeitsarten  unterscheiden.  Diese  Besonderheiten 
haben  bisher  auch  wohl  vornemlich  zu  den  Verschiedenheiten  in  der  Regelung  der 
Gehalte  verglichen  mit  der  liegelnng  der  Löhne  fOr  gewöhnliche  (niedere)  Arbeit  ge- 
führt. Und  mit  Recht  werden  gewisse  Unterschiede  im  System  der  Löhnung  bleiben. 
Aber  neben  den  Verschiedenheiten  besteht  doch  noch  mehr  Gleichartig- 
keit zwischen  der  Arbeit  eines  Staatsdieners  und  derjenigen  jedes  anderen  Arbeiters. 
Es  sind  nur  Dank  einer  richtigen  Lohnpolitik  des  Staats,  besonders  unserer 
deutschen  Staaten,  gegenüber  seinen  Arbeitern,  den  Staatsdienem,  hier  schon  Lohn- 
verhältnisse geschaffen,  welche  im  gewöhnlichen  privatwirthschaftlichen  Lohnsystem 
noch  grossentheils  fehlen,  heute  aber  mit  Recht  in  unseren  Culturstaaten  immer  mehr 
als  nothwendig  erkannt  und  erstrebt  werden.  Deshalb  hat  die  finanzielle  Lehre  von 
der  Besoldung  eine  allgemeine  principielle  Bedeutung  für  die  Lohnlehre,  muss  die 
BcsoldungspoUtik  das  Muster  für  die  Lohnpolitik  sein. 

Besonderheiten  des  Staatsdienstes  als  Arbeitsart  treten 
nun  namentlich  folgende  drei  hervor: 

Vgl.  auch  die  guten  Bemerkungen  von  Laspeyres,  Art.  Staatswirthschaft  L  D. 
Staatswörterb.  X,  80,  82—84. 

1.  Die  geforderte  Arbeitsart  besteht  in  einer  Beihen folge 
niederer  und  höherer  Dienste  gemäss  eines  Systems  aneinander- 
hängender,  allmälig  wichtiger  und  schwieriger  werdender  Aemter. 
Der  Staatsdiener  ist  auf  das  Vorrücken  in  diesen  Aemtem  zur 
Verbesserung  seiner  wirthschaftlichen  Stellung  vornemlich  mit  an- 
gewiesen. Es  ist  daher  nothwendig,  dass  der  in  den  Staatsdienst 
Eintretende  sich  wenigstens  im  Allgemeinen  von  vornherein  für 
ein  Vorrücken  in  eine  solche  Reihenfolge  von  Aemtem  eigne.  Dies 
bedingt  mannigfache  Verschiedenheiten  der  Stellung  gegenüber 
anderen  Arbeitsarten,  besondere  Bedingungen  für  den  Eintritt  in 
den  Staatsdienst  und  Eigenthümlichkeiten  der  Gehaltszahlung. 

Im  Militärdienst,  namenüich  dem  preussischen ,  daher  der  Grundsatz,  dass  der 
im  Avancemeot  tlbergangene  Officier  den  Dienst  quittirt,  fUr  den  —  Einzelnen  hart, 
aber  für  das  Ganze  und  für  das  Dienstinteresse  doch  nicht  unrichtig.  Das  unbedingte 
StehenbleibenmUssen  der  Beamten  in  den  niederen  Aemtcrn,  wegen  mangelhafter 
Qualification  für  die  höheren,  ist  nicht  wünschenswerth.  Darauf  ist  auch  bei  der 
ganzen  Organisation  des  Dienstes  und  bei  der  Regelung  der  Gehalte  nicht  gerechnet. 
Auch  der  in  unteren  Posten  Befindliche  soll  sich  für  höhere  Stellen  eignen,  sonst  wird 
leicht  auch  seine  jetzige  Stellung  herabgedruckt  werden. 

2.  Der  Staatsdienst  als  Arbeitsart  erfordert  in  vielen  Zweigen 
eiue  specifische,  meistens  für  andere  Berufs-  und  Erwerbsarten 
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nicht  nöthige,  mitanter  ftir  solche  gar  nicht  unmittelbar  brauchbare 
und  doch  kostspielige  (,,technische'0  Vorbildung.  Der  Ueber- 
gang  des  Beamten,  zumal  des  älteren,  in  einen  anderen  Beruf 
ausserhalb  des  Staatsdiensts  ist  daher  oft  schwierig. 

a)  Dieser  Umstand  begründet  die  in  der  Praxis  meisteus  zu 
findende  Scheidung  des  eigentlichen  Staatsdiensts  oder  der 
höheren  Arbeitsarten  von  den  niederen  Diensten,  die  keine 
solche  Vorbildung  fordern,  in  Recht,  Stellung  und  Gehalts- 
system. 

Staatsdiener  —  Angestellter,  so  wird  mitunter  der  Duterschied  bezeich- 
net; in  Baden  z.  B.  eigentliche  Staatsdiener  und  ontere  Diener,  wobei  der  feste  Lohn 
der  ersten  technisch  Besoldung,  der  der  letzteren  Gehalt  in  der  Amtssprache 
heisst.  Bei  den  niederen  Angestellten  genügt  allgemeine  Sx^hulbildung.  Allenfalls 
kann  man  zwischen  den  höheren  und  unteren  Beamten  (Dienern)  noch  die  Kategorie 
Subalternbeamte  auch  für  das  Gohaltssystem  unterscheiden.  Die  Subalternen  bedürfen 
höherer  Schulbildung,  mOssen  meist  auch  Prüfungen  ablegen,  aber  brauchen  nicht 
auf  Uni?erslt&ten  n.  dgl.  zu  studiren.  —  Laspeyres  a.  a.  0.  meint,  dass  auch  für 
die  Beamten  in  allen  denjenigen  Productionen ,  welche  dem  Staate  mit  anderen  Gc- 
meinwirthschaften  der  Oemeinden,  Kreise  u.  s.  w.  gemein  sind,  z.  B.  Unterricht,  Polizei, 
femer  in  aU'  den  Geschäften,  welche  der  Staat  in  Concurrenz  mit  Privaten  betreibe, 
die  feste  Anstellung  entbehrlich  sei.  Dies  kann  man  bei  der  letzten  Kategorie 
Ton  Beamten  (im  Ackerbau,  Bergbau  u.  s.  w.,  weniger  schon  im  Forstwesen)  zugeben, 
kaum  bei  den  Erstgenannten.  Noch  richtiger  darf  man  aber  umgekehrt  schliessen: 
die  festere  Stellung  des  Staatsdieners  muss  wenigstens  in  cinigermassen  ähnlicher 
Weise  jedem  Privatbeamten  (bei  ActiengescUschaften  u.  b.  w.)  und  endlich  möglichst 
ftberhaupt  jedem  Arbeiter  werden.  Für  die  „Privatbeamten",  welche  z.  B.  bei  Privat- 
bahnen oft  fast  ganz  der  Willkür  der  Vorgesetzten  unterliegen,  wird  eine  Stellung 
nach  Analogie  der  Staatsstellung  auch  bereits  vielfach  erstrebt  (z.  B.  in 
Oesterreich,  Ztschr.  d.  österr.  Beamtenvereins). 

b)  Ebenso  rechtfertigt  dieser  Punct  fUr  den  eigentlichen  Staats- 
dienst den  Kern  des  dentschen  Systems,  nemlich  das  Recht,  nach 
Erfüllung  der  allgemeinen  Bedingungen  hinsichtlich  der  Quali- 
fication  und  nach  Ableistung  etwaiger  Probezeit,  ein  Staatsamt  mit 
der  Aussicht  auf  Vorrücken  zu  erhalten ;  ferner  den  Kechtsanspruch 
auf  das  klaglos  verwaltete  Amt^  bez.  auf  dessen  Gehalt,  um  den 
Beamten  zu  sichern. 

Der  hohe  Werth  einer  solchen  Sicherung  des  Staatsdienei's  in  Hiusicht  seiner 
bürgerlichen  Stellung  und  der  Nutzen  der  grösseren  Unabhängigkeit  des  Beamten  von 
der  Staatsgewalt  für  die  Qualität  der  Leistungen  crgiebt  sich  am  Deutlichsten  aus 
dem  Grundsatz  der  Unabsetzbarkeit  der  Kichter,  an  dem  doch  wenigstens  für 
gewisse  (höhere)  Kichterkategorien  auch  Staaten  mit  anderen  Systemen  der  Aemter- 
besetznng  (Nordamerika,  Schweiz)  festhalten. 

3.  Die  Entlassbarkeit  des  also  gestellten  Beamten  ist 
gleichwohl  im  Staatsdienste  aus  Gründen  des  Dienstinter- 
esses nicht  immer  zu  entbehren:  zeitweise  Entlassung  oder 
zur  Disposition  stellen,  bleibende  Entlassung  oder  zur 
Buhe  stellen. 
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Dieser  Umsind  in  VerbinduDg  mit  dem  vorherigeo  (Nr.  2) 
bedingt  aber  in  diesem  Falle  eine  Schadloshaltung  des  ohne 
seine  Schuld  entlassenen  Beamten.  Diese  Schadloshaltung  erfolgt 
in  einer  dem  Staatsdienste  nicht  eigenen  ^  aber  doch  bisher  bei 
ibra  besonders  stark  ausgebildeten  Form  der  Lohnzahlung,  indem 
letztere  theilweise  auf  die  Zeit  nach  dem  Austritt  des  Be- 
amten aus  dem  (activen)  Dienst  verschoben  wird:  Warte- 
gelder und  Ruhegehalte. 

.  Die  sehr  beachtenswerthe  und  erfreuliche  Weiterentwicklung 
ist  aber  im  Gebiete  des  Staatsdiensts  dann  schon  länger  in  der 
Hinsicht  eingetreten,  dass  auch  dem  Staats  dien  er  unter  gewissen 
Bedingungen  das  Recht  gewährt  worden  ist,  ajis  persönlichen 
Gründen,  besonders  bei  dauernder  Erkrankung  seinerseits 
seine  Entlassung  unter  Beanspruchung  des  Ruhe- 
gehalts zu  fordern:  das  hier  zuerst  allgemeiner  anerkannte 
lohnpolitische  Postulat. 

§.  155.  —  B.  Grundsätze  der  Besoldungspolitik.  Aus 
den  im  vorigen  §.  enthaltenen  Prämissen  lassen  sich  nun  nachstehende 
Grundsätze  für  die  Regelung  der  Besoldung  als  einer  Lohn- 
art überhaupt  und  als  einer  specifisch  eigenthümlichen 
Lohnart  für  eine  besondere  Arbeitsart  ableiten. 

1.  Die  in  den  meisten  Zweigen  des  eigentlichen  Staatsdiensts 
geforderte  Arbeitsart  und  Interesse  und  Würde  des  Staats  schliessen 
die  freie  Anwerbung  der  Beamten  (der  „Staatsarbeiter")  und 
die  Lohn-  oder  Gehaltsbestimmung  in  jedem  einzelnen 
Falle  im  Wege  der  freien  Concurrenz  gewöhnlich  aus. 

Bekanntlich  war  dies  fraher  weder  in  Deatschland  noch  anderswo  so.  Eine 
besonders  characteristische  Abweichung  von  dem  heutigen  Grundsatze  bildete  das 
System  des  Aemtervorkaufs.  obgleich  doch  auch  hier  Dienstrücksichten  neben 
allen  möglichen  persönlichen  Einflüssen  die  „freie  Concurrenz''  niemals  ganz  zur 
Geltung  kommen  liessen.  Der  Aemterverkauf  war  namentlich  in  den  üebergangs- 
staatsformen  vom  Mittelalter  zur  Neuzeit  verbreitet,  als  Finanzoperation  besonders 
in  Frankreich,  aber  doch  auch  im  vor.  Jahrhundert  unter  Friedr.  Wilhelm  I.  selbst 
in  Prcussen  (Zahlungen  von  Monats-  oder  Vierteljahrsgagen  in  die  Kecrutenkasse, 
8.  Riedel,  brand.  prcuss.  Staatshaushalt,  S.  67,  Schmoller,  d.  preuss.  Beamten- 
stand unter  Friedr.  Wilh.  I.  in  d.  Preuss.  Jahrb.  1870),  u.  and.  Staaten.  Erst  in 
neuester  Zeil  ist  dies  System  im  engl.  Heere  für  Officierstellen  ganz  beseitigt  worden.  — 
Aebnlichc  Fälle  ausserhalb  des  Staatsdiensts  sind  die  Verkaufe  der  Stollen  von 
Advocatcn,  Mäklern  u.  s.  w.  (noch  heute  in  Frankreich,  in  Elsass-Lothringen  abgeschafft). 

Statt  dessen  verknüpft  der  Staat  in  der  Regel  passend  mit 
den  Aeratern  fest  systeraisirte  Besoldungen  und  überträgt 
dem  Beamten  ein  solches  Amt,  ohne  einen  speciellen  Contract  mit 
dem  einzelnen  Beamten  über  die  Höhe  des  Gehalts  zu  schliessen. 
Wenigstens  ist  Letzteres  die  (seltene)  Ausnahme. 
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Eine  Ausnahme  bilden  in  Deutschland  namentlich  die  Professuren  an 
Unirersitäten  und  anderen  (technischen  u.  s.  w.)  Hochschulen,  gelegentlich, 
aber  selten  auch  Lehrämter  (etwa  Directorenstellcn)  an  Gymnasien  u.  dgl.  m.  —  Es 
ist  belehrend,  gerade  wegen  der  Verschiedenheit  der  Grundsätze,  nach  welchen  die 
Besoldungen  im  höheren  Lehrdienst  und  im  Übrigen  Staatsdienst  normirt  werden,  die 
Folgen  beider  Systeme  zu  vergleichen.  Die  eigenthUmliche  Stellun)?  des  höheren 
Lebrdiensts  erklärt  sich  in  Deutschland  olinc  Zweifel  mit  daraus,  dass  für  diese  wissen- 
schafUichen  Berufsarten  niemals  das  particularistische  Princip,  die  Staatsdiener  nur 
ans  dem  „Inlande''  zu  nehmen,  durchgeführt  werden  konnte.  In  Folge  des  hier 
herrschenden  Berufungssystcms ,  der  damit  verbundenen  specielien  Contracte  der  He- 
gienmg  mit  dem  Lehrbeamten  über  die  Höhe  der  Besoldung  u.  s.  w.,  ferner  in  Folge 
der  ausbednngenen  oder  frei  gewährten  Personalzulagen  ftlr  Lehrer,  welche  Berufungen 
an  andere  Orte  ablehnen  u.  s.  w.,  besteht  hier  in  demselben  Amt  (z.  B.  ordentl. 
Professur)  und  in  demselben  Dienstalter  die  grösste  Ungleichheit  der  Be- 
soldungen, z.  B.  im  J.  1870  in  Freiburg  i.  Br.  1000— 2S00  fl.  für  d.  Ordinarius,  in 
Berün  bez.  1S70,  1876  u.  1883  400—2500,  1100—4000,  1200—4000  Thlr.  (unge- 
rechnet die  hier  häufigen  Besoldungserhöhungen  iu  Folge  von  Mcbenämtcrn,  Bezügen 
aus  d.  Akademie  u.  s.  w.),  in  Bonn  600—2500,  900—2800,  600—3500,  in  Göttingen 
500—2800,  400—4200,  600—4200,  in  Marburg  800—1400,  800—2000,  1167  bis 
2000  Thlr.,  wozu  auf  d.  preuss.  Universitäten  allgemein  noch  die  Wohnungsgelder 
des  Orts  treten.  Diese  Ungleichheit  wird  durch  die  ebenfalls  grosse  Ungleichheit  der 
amtlichen  Nebeneinnahmen  (Collegiengelder  u.  s.  w.)  keineswegs  ausgeglichen,  öfters 
möchte  sie  dadurch  noch  gesteigert  werden,  da  nicht  selten  die  Höchstbesoldeten  die 
höchsten  Nebeneinnahmen  haben  und  umgekehrt  (nicht  nur  nach  den  persönlichen 
Leistongen,  sondern  auch  -  und  gewöhnlich  viel  mehr  —  nach  der  Natur  der 
Fächer,  s.  u.).  Diese  grosse  Ungleichheit  wird  durch  das  hier  im  Gegensatz  zum 
sonstigen  Staatsdienst  herrschende  Concurrenzprincip  wesentlich  mit  bedingt.  Sie  hat 
sicher  auch  ihr  hoch  Bedenkliches;  manche  Schäden,  ja  manche  wahrhaft  hässliche 
Seiten  der  Universitätsverhältnisse  erklären  sich  mit  daraus,  da  bei  dem  jetzigen 
System  dem  Gltlck  und  Zufall  und  der  —  Connexion,  dem  akademischen  Cli([ucn- 
wesen  (persönlichen  u.  „Richtungscliquen'')  doch  ein  sehr  grosser  Spielraum  gelassen 
und  die  Gefahr  schlimmen  ,3treberthums"  nicht  zu  verkennen  ist:  die  wenig  crfrcu- 
hche  Folge  des  Concurrenzsystems.  Man  macht  zu  Gunsten  der  Gehaltsungioichhcit 
bei  den  idcadem.  Lehrern  geltend,  dass  nur  so  die  Gehalte  den  Leistungen  angepasst 
würden.  Abgesehen  von  der  Fragwürdigkeit  dieses  Princips  der  Lohnregelung  auf 
diesem  Gebiete  u.  von  dem  hernach  noch  zu  berührenden  Umstände,  dass  die  oft  so 
wichtigen  akadem.  Nebeneinnahmen  sich  nur  nebenbei  nach  den  Leistungen,  vor- 
uemlich  nach  anderen  Umständen  richten,  warum  kommt  man  denn  ohne  dies  Princip 
bei  den  Aemtem  im  höheren  Staatsdienst  aus,  wo  der  Gehalt  nach  dem  Amt,  nicht 
nach  der  .individualen  Leistung  unter  den  Beamten  desselben  Amts  sich  richtet?  Der 
Einwand,  dass  hier  im  rascheren  Avancement  der  tüchtigeren  Beamten  die  Aus- 
gleichung liege,  trifft  practisch  nicht  zu,  da  zahlreiche  Beamten  ungleicher  Leistungen 
lange  Jahre  mit  den  gleichen  Gehalten  iu  demselben  Amte  stehen.  Die  einzige  Ana- 
logie bietet,  aus  ähnlichen  Concurrenzgründen ,  die  —  Bühnenwelt  der  Hoftheater. 
Die  Aüomalie  des  jetzigen  Zustands  auf  den  Universitäten  zeigt  sich  u.  A.  darin,  dass 
nicht  selten  die  ältesten  Professoren  die  niedrigsten,  die  jüngsten  die  höchsten  Gehalte 
haben.  Eine  Ausgleichung  wird  zwar  wohl  erstrebt  u.  in  gewissem  Umfange  all- 
mälig  ausgeführt  Aber  abgesehen  von  den  auch  hier  mitspielenden  Factorcn  „(lunst'' 
ond  „Ungun^r*  hindert  das  herrschende  System  darch  sich  selbst  diese  Ausgleichung. 
Denn  es  mnss  mit  im  Ganzen  gegebenen  Summen  gewirthschaftet  werden; 
uehmeu  davon  die  Einen  den  Löwenantheil ,  so  bleibt  für  die  Andren  wenig  übrig. 
Eine  Modification,  die  nur  in  einer  Annäherung  an  das  Besoldungs- 
system in  anderen  Aemtern  bestehen  könnte,  wird  namentlich  in  Folge  der 
neueren  politischen  Veränderungen  in  Deutschland  nicht  ausbleiben  können.  Sie 
existirt  auch  hier  und  da  schon,  indem  man  (so  jetzt  in  Baiern  nach  d.  allgem. 
Gebaltsregolativ  v.  1876)  doch  Zulagen  nach  dem  Dienstalter,  bes.  für  ältere, 
durch  Berufungen  nicht  verbesserte  Lehrer  gewährt,  wenn  auch  nicht  so  regelmässig 
(und  vollends  nicht  so  gleichmässig)  wie  im  übrigen  Staatsdienst.  Ein  festes  System 
von  Norm  algehalten,  bes.  mit  Mini  mal  Sätzen,  wird  doch  auch  hier  zu  erstreben 
sein,  wobei  dann  Personalzu lagen  durch  das  Berufungswesen  hinzukommen  mögen. 
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In  Baiern  hat  man  Minimalsätze  eingeführt  (f.  Ordioarien  ü.  Eztraoidinarien). 
In  Preussen  bestimmte  die  Köu.  V.o.  v.  15.  Juli  1876  (bei  Hcrrfurtb  S.  79) 
einen  Darchschn.satz  u.  ein  „Normalmaximum''  der  Besoldungen  (Berlin  f.d. 
Ord.  bez.  6000  u.  8400,  Extraord.  3000  u.  3600  M.,  die  anderen  ünivers.  in  2  Gruppen 
bez.  5100  u.  7200,  dann  4800  u.  6000  f.  d.  Ordin.).  Ausserdem  stehen  im  Etat 
90.000  M.  zu  Besold. Verbesserungen  u.  Heranziehung  ausgezeichneter  Docenten:  für 
Gehaltsausgleichung  ganz  unzureichend.  Billig  erscheint  namentlich  auch  eine  Ab- 
stufung der  Gehalte  nach  der  Natur  der  Lehrfächer,  so  dass.die  Lehrer  solcher 
Fächer,  welche  stets  wenig  Nebeneinnahmen  geben,  höhere  Gehalte  haben.  —  Auch 
die  deutsche  Schweiz  hat  an  ihren  4  Hochschulen  (incl.  Polytechnicum)  das 
deutsche  Berufungssystem  und  die  Gehaltsungleichheit  Auf  den  Österreichischen 
Universitäten  hat  man  dagegen  Normalge  halte  (nach  Dienstaltern,  Decennalznlagen) 
und  erst  neuerdings  ausserdem  Pcrsonalzulagen  fQr  einzelne  Lehrer  in  Folge  der 
Annahme  des  Berufungssystems.  In  D  orp  a t  (wie  auf  allen  russ.  Universitäten)  herrscht 
Gehaltsgleichheit,  woneben  Collegiengeld ,  das  auf  den  eigentlichen  russ.  Universi- 
täten fehlt 

2.  Die  Höhe  der  BesoIdungeD  steigt  regelmässig  nach  der 
Bedeutung  der  Aemter,  also  in  demselben  Dienstzweige  naeh 
der  Stufenleiter  (dem  Rang)  derselben;  ausserdem  aber  auch 
mit  dem  wachsenden  Dienstalter  des  Beamten  in  ein  und 
demselben  Amte.    Beides  ist  angemessen. 

3.  Der  Bezug  eines  unmittelbaren  Einkommenantheils 
des  Staatsdieners  aus  den  von  letzterem  dienstlich  vorgenommenen 
Thätigkeiten  ist  im  Staatsdienst  meistens  unausführbar,  weil  die 
einzelnen  Staatsleistungen  nicht  speciell  verkäuflich  sind.  Er  ist 
aber  auch,  wo  er  an  sich  möglich  wäre,  etwa  mit  Ausnahme  der 
Dienstzweige,  in  welchen  Sachgüterproduction  betrieben  wird,  gegen 
das  Interesse  und  die  Würde  des  Staatsdiensts  (§.  8,  9). 

Bei  eigens  bewirthschaft  Dom&nen,  Fabriken,  Bergwerken,  bei  Staatseisen- 
bahnen kann  vom  Tanti6mesystem  für  das  höhere  Verwaltungspersonal  ebensogut 
wie  bei  Privatbahnen  Gebrauch  gemacht  werden.  Brennstotfprämien  der  Locomotiv- 
ftlhrer,  Heizer,  Schmierprämien  der  Wagenmeistcr  (d.  h.  Antheile  an  dem  Gewinn, 
der  in  Folge  einer  hinter  einem  bestimmten  Maximalvcrbrauch  zurückbleibenden  Stofi- 
ersparung  gemacht  wird),  sind  andere  Beispiele.  Mit  Recht  dagegen  in  neuerer  Zeit 
alle  Sportein  und  Gebühren  bei  der  Justiz,  Polizei  u.  s.  w.  in  die  Staatskasse 
fliessend.  Selbst  wenn  einzelne  solche  Einnahmen  zu  Emolumenten  der  Beamten  ver- 
wendet werden,  sind  sie  doch  als  Einnahme  und  Ausgabe  der  Staatskassen  genau 
zu  verrechnen.  (A.  solcher  Emolumenteneinn.  impreussisch.  Justizministerium  1883 
4.947.700  M.,  darunter  der  Hauptposten  v.  4.0  Mill.  M.  an  Gebühren  der  Gerichtsvoll- 
zieher für  Parteiaufträge).  Aelmlich  die  B  e  u  t  e  im  Kriege  nicht  dem  Soldaten  gehörend. — 

Eine  Ausnahme  bilden  auch  hier  die  Universitäten  (seltener  die  ja  meist 
jüngeren  sonstigen  Hochschulen)  in  Betreff  des  Celle giengelds,  der  Doctor- 
gebühren,  der  Immatriculations-  und  Exmatriculationstazen  u.  ähnl.  m. 
Das  Doctorwesen  bedarf  auch  in  finanzieller  Hinsicht  dringend  einer  Reform. 
Der  Bezug  der  anderen  Taxen  Seitens  der  Rectoren ,  Prorectoren ,  Decane  u.  s.  w. 
bildet  ein  kaum  mehr  zu  rechtfertigendes  Ueberblcibsel  früherer  Zeit,  da  hier  Leistung 
und  Gegenleistung  (Arbeit  des  betr.  Walilbeamtcn)  meist  in  gar  keinem  Verhältniss 
stehen.  Massige  üxc  Remunerationen  für  die  Mühewaltung  dieser  Wahlbeamten 
würden  der  Würde  des  Ehrenamts  weit  mclir  entsprechen ,  bestehen  auch  hier  und 
da  schon.  Für  das  Collegiengeld,  als  Privateinnahme  jedes  Lehrers,  lassen  sich  triftige 
Gründe  anführen,  fast  ebenso  viele  aber  auch  dagegen.  Denn  von  den  vier  auf  die 
Höhe  des  ('oUcgicngelds  eines  akadem.  Lehrers  vornemlich  einwirkenden  Factoren 
steht  die  eigene  persönliche  Leistung  u.  individuelle  Lehrtüchtigkeit   in  der  Regel 
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eist  an  rierter  Stelle,  die  drei  anderen  voran:  die  Natur  des  Fachs,  zufällige 
Cmstinde  u.  Einrichtungen  (Prüf. -Ordnung,  Zwangscollegicn ,  Prtlfnngsfach ,  Lehrer 
als  Examinator!),  endlich  die  allgemeine,  vollends  vom  einzelnen  Lehrer  meist 
nur  second&r  beeinflusste  Freiiuonz  der  Universität.  Es  ist  daher  doch  gewiss 
misslich,  dass  sich  im  Bezug  von  Coll.geld  an  derselben  Univers,  unter  den  ord. 
Professoren  Extreme  wie  1  :  100,  selbst  wie  1  :  500  (Orient.  Sprachen  —  Pandecten, 
Anatomie,  Chemie)  finden.  —  Fttr  einen  Antheil  der  Lehrer  an  Mittel  -  und  Elcnientar- 
schulen  am  Schulgeld  spräche  sogar  mehr  wie  beim  Universitätslehrer  der  Umstand. 
dass  die  Mühe  der  Arbeit  mit  der  Grösse  des  Klassen bcsuchs  wächst,  während  an 
der  Hochschule  der  ideale  Genuss  der  Lehrthätigkeit  mit  der  Frequenz  steigt. 
Eine  einseitige  Panegynk  des  GoUegiengelds  liefert  L.  Stein,  Lehrfreiheit,  Wissen- 
schaft Q.  Gollegiengeld ,  Wien  1875,  wo  der  Gehalt  der  Ersatz  f.  d.  amtliche, 
das  Honorar  der  Ersatz  f.  d.  ethische  Leistung  des  Professors  genannt  wird!! 
(S.  24).    Es  stände  schlimm  um  unsere  Universitäten,  wenn  dem  so  wäre. 

Zur  Anspornung  des  Beamten  kann  neben  der  Aussicht  auf 
günstiges  Vorrücken  im  Dienst  und  neben  den  erwähnten  Ehren- 
auszeichnungen  allenfalls  ein  freilich  schwer  ganz  objectiv  durch- 
zuführendes System  von  festen  Personal-Gehaltszulagen  oder 
—  was  übrigens  manche  specielle  Bedenken  bietet  —  von  un- 
periodischen  Remunerationen  ttlr  besondere  Leistungen 
und  Diensteifer  dienen. 

Diese  Personalzulagen  sind  individuelle,  und  von  den  nach  dem  Dienst- 
alter gewährten  zu  unterscheiden.  Es  scheint,  dass  davon  mehr  Gebrauch  gemacht 
werden  konnte.  Um  dem  Protectionswesen  u.  s.  w.  keinen  Vorschub  zu  leisten,  Jiesse 
sich  vielleicht  in  Collegien  und  bei  Gruppen  von  Subaltem beamten  die  im  Ganzen  be- 
willigte Zulage  (ebenso  die  Remuneration)  nach  Anhörung  des  Collegiums  und  der 
Gruppe  an  die  Einzelnen  vertheilen.  —  Häufig  genug,  besonders  bei  niedem  Dienern, 
erfolgen  die  Remunerationen  fast  ganz  periodisch,  oft  in  bestimmter  Hohe, 
wo  der  Einzelne  dann  nur  eine  feste  Einnahme  darin  sieht.  Dadurch  wird  der  Zweck 
fast  vereitelt. 

4.  Die  Besoldung  für  ein  einzelnes  Amt  und  ein  einzelnes 
Dienstalter  ist  demgemäss  nicht  für  sich,  sondern  nur  im  Zu- 
sammenhang des  ganzen  Aemter^^  und  Besoldungs- 
Systems  zu  reguliren  und  zu  beurtheilen. 

Dies  ist  besonders  beim  Vergleiche  der  Gehalte  eines  und  desselben  einzelnen 
Amts  in  verschiedeneu  Staaten  zu  berücksichtigen.  Es  kann  leicht  sein,  dass  ein  ein- 
zelnes Amt  in  einem  Staate  höher  als  im  andern  besoldet  ist,  dafür  aber  in  letzterem 
das  Vorrücken  rascher  und  der  Gehalt  in  den  weiteren  Acmtern  besser  ist  Der  Total- 
gehalt oder  dessen  Durchschnitt  ist  dann  doch  vielleicht  hier  höher.  Auch  bei  Ver- 
gleichen der  Besoldungen,  z.  B.  im  Staats-  und  Privateisenbahnwesen,  ist  dies  zu 
beachten. 

§.  156.  -  C.  Der  To talgehalt.  Alle  amtlichen  Bezüge 
eines  Staatsdieners  und  seiner  Familie  auf  Grund  der  An- 
stellung des  ersteren  im  Staatsdienst  sind  als  ein  Ganzes 
aufzufassen^  welchem  man  den  Namen  ,, Totalgehalt '^  geben 
kann. 

Dieser  Totalgehalt  zerfällt  nach  der  Zeit  des  Bezugs  und 
nach  den  beziehenden  Personen  in  vier  Kategorieen: 
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1.  Der  eigentliche  oder  Activitätsgehalt,  den  der  Be- 
amte während  seiner  Dienstzeit  für  seine  Dienstleistung  selbst 
bezieht. 

2.  Der  Disponibilitätsgehalt  oder  das  Wartegeld, 
welches  der  Beamte  während  einer  zeitweiligen  Entlassung  aus 
dem  activen  Dienste  auf  Grund  seiner  Amtsstellung  bis  zur 
Wiederbernfung  in  den  activen  Dienst  bezieht. 

3.  Der  Ruhegehalt  oder  die  Pension  (Alterspension  ins- 
besondere), welche  der  Beamte  selbst  auf  Grund  seiner  einstigen 
Amtsstellung  nach  endgiltigem  Austritt  aus  dem  activen  Dienste 
bezieht,    lebenslänglich     (in    der   Regel)    oder    fUr    eine    ge 
wisse  Zeit. 

4.  Die  Bezüge  der  nächsten  Familienangehörigen 
des  Beamten,  welche  dieselben  auf  Grund  der  Amtsstellung  des 
Beamten  nach  dessen  Tode  beziehen.    Dahin  gehören: 

a)  Die  sogen.  Sterbemonate  oder  -Quartale:  der  Fort- 
bezug des  Gehalts  des  Beamten  Seitens  der  Familie  für  eine  ge- 
wisse (kurze)  Frist  nach  dem  Tode  des  Beamten. 

b)  Die  Wittwenpension,  welche  die  hinterlassene  Wittwe 
des  Beamten,  in  der  Regel  lebenslänglich  oder  bis  za  etwaiger 
Wiederverheirathung  nach  dem  Tode  ihres  Mannes,  eventuell  nach 
Ablauf  der  Sterbemonate,  bezieht. 

c)  Die  Erziehungsgelder,  welche  die  hinterlassenen, 
meist  nur  die  unerwachsenen  Kinder  des  Beamten  bis  zur 
Erreichung  eines  gewissen  Lebensalters  beziehen. 

Der  eigentliche  Gehalt  des  im  activen  Dienst  sterbenden,  die  Pension  des  auf 
Lebenszeit  zur  Kube  gesetzten  Beamten  und  die  Pension  seiner  sich  nicht  wieder 
verheirathenden  Wittwe  sind  Leibrenten.  Das  Wartegeld  des  später  wieder  an- 
gestellten Beamten,  die  Pension  der  sich  später  wieder  verheirathenden  und  in  diesem 
Falle  oft  ihre  Pension  verlierenden  Wittwe  und  die  Bezüge  der  unerwachsenen  Kinder 
sind  Zeitrenten. 

Dieser  Totalgehalt  muss  nun  im  Interesse  des  Staatsdienstes 
selbst  wie  des  einzelnen  Staatsdiener  zwei  Bedingungen  er- 
füllen, die  im  Folgenden  näher  zu  untersuchen  sind: 

1.  Er  muss  über  die  mnthmassliche  Dienst-  und 
Lebenszeit  des  Beamten  (und  seiner  Angehörigen)  richtig 
vertheilt  werden. 

Davon  handelt  §.  157—159.  Bei  der  Regelung  dieser  Vertheilung  treten  die 
Interessen  des  Staatsdiensts  selbst  besonders  mit  hervor.  Im  Einzelnen  muss 
sich  Vieles  richten  nach  der  Natur  des  Staatsdiensts  als  besonderer  Arbeits- 
art. £s  handelt  sich  daher  um  Eigen thümlichkeiten,  welche  der  Staatsbesoldung 
als  Lohnart  fUr  eine  besondere  Art  Arbeit  anhängen. 
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2.  Der  Totalgehalt  mnss  ferner  in  seiner  Höhe  für  die 
wahrscheinliche  Dienst-  nnd  Lebenslant'bahn  des  Beamten  und  für 
die  Zeit,  in  der  die  Wittwe  und  die  Kinder  noch  zu  versorgen 
sind,  im  Ganzen  richtig  bemessen  werden. 

S.  darüber  unten  §.  16U  ff.  Bei  der  Regelung  der  Höhe  des  Totalgehalts 
müssen  die  richtigen  Grundsätze  allgemeiner  Lohnpolitik  zur  Geltung 
kommen,  in  der  Weise,  wie  es  überhaupt  das  Ziel  in  der  Entwicklung  aller  Lohn» 
Verhältnisse  sein  soll  und  wie  es  hier  noch  speciell  durch  das  Interesse  des  Staat»« 
diensts  selbst  gefordert  wird.  Die  finanzielle  Lehre  von  der  Besoldung  wird  daher 
namentlich  in  diesem  Puncto  zu  einer  Anwendung  der  allgemeinen  Lohnlehre  auf  einen 
einzelnen  besonderen  Fall  und  ist  dadurch  für  diese  letztere  Lehre  zugleich  mit  belehrend. 

Vgl.  ausser  d.  gen.  Sehr.  v.  Engel  die  Gesetze  u.  d.  Literatur  über  die 
äusseren  Verhältnisse  der  Staatsdiener  einzelner  Länder.  Mehrfach  sind 
in  neuerer  Zeit  theils  allgemeine  Gesetze  über  die  Rechtsverhältnisse  der 
Beamten  überhaupt,  worin  auch  Bestimmungen  übe  Besoldungs-  und  Pensionswesen 
vorkommen,  th.  Gesetze  u.  höchste  Verordnungen  über  die  Gehalts-  u.  Pensions- 
verhältnisse speciell  erlassen.  So  u.  A.  das  Deutsche  Reichsges.  v.  31.  März  1873 
über  d.  Rechtsverh.e  d.  Reichsbeamten  u.  d.  Ges.  über  die  Fürsorge  f.  d.  Wittwen  u.  s.  w.  der 
Reichsbeamten  d.  Civ.verwalt.  v.  20.  Aug.  1881 ,  das  w  ürte  m  b.  Ges.  über  Beamten  v.  30.  Juni 
1S76,  dasösterr.  Ges.  v.  15.  Apr.  IS 73  betr.  d.  Bezüge d.activen  Staatsbeamten,  dasO st err. 
Ges.  V.  dems.  Datum  betr.  d.  Activitbezügc  des  StaatsIehrei*personals  u.  der  Biblioth.- 
beamten,  d.  baier.  revid.  Gehaltsregulativ  v.  12.  Aug.  187H,  d.  preuss.  Pensionsges. 
V.  27.  März  1872  mit  d.  Nov.  v.  31.  März  1882  u.  das  preuss.  Ges.  v.  20.  Mai  1882 
über  Wittwen-  u.  Waisengelder,  d.  österr.  Pensionsnormale  v.  9.  Dec.  1866,  verschied. 
Veränder.  d.  k.  säe h s.  Pens.gesetze  (Hauptges.  v.  7.  März  1 835,  auch  Ges.  v.  24.  Apr.  1 85 1 , 
abgeänd.  u.  A.  durch  Ges.  v.  9.  Apr.  1872,  15.  Juni  1874,  u.  bes.  durch  Ges.  v.  3.  Juni  1876, 
PeosionserhOhungen  u.  dgl.  m.);  das  bad.  Ges.  v.  25.  Jan.  1874  (Erhöh,  d.  Pens.) 
u.  ein  and.  Ges.  v.  dems.  Datum  (Erhöh,  d.  Pens.  d.  Hinterbliebenen).  Dazu  die 
später  zu  erwähnenden  Gesetze  über  Wohnungsgcldzuschuss  (D.  Reich, 
Preussen,  Baden).  In  den  70er  Jahren,  nach  d.  französ.  Kriege,  in  Deutsch- 
land zieml.  allgemein  Gehalts-  u.  Pensiouserhöhungen.  Aus  d.  Literatur  für 
Pronssen  u.  A. :  Mas  eher,  d.  preuss.  Civilstaatsdienst ,  2.  Aufl.,  Lpz.  1863, 
Rein  ecke,  die  Einkommensverhältnisse  der  preuss.  unmittelb.  Staatsbeamten,  Berl.  1876. 
Herrfurth,  Etatswes.  a.  a.  0.  Abschn.  VllI  fl".  Meissner,  Handb.  f.  Verwalt- 
beamte u.  s.  w.,  Halle  1879.  Ueber  Baiern:  Grün,  Rechts-  u.  Gehaltsverhältnisse 
d.  baier.  Staatsdieners,  Münch.  1880.  lieber  K.  Sachsen:  Lotichius,  sächs. 
Gesetze,  betr.  Civilstaatsdiener,  Lpz.  1 878.  Ueber  Würtemberg:  Heberle,  Rechts- 
verh.  d.  würt.  Staatsbeamten,  Stuttg.  1876  u.  Riecke,  Verfass.  u.  s.  w.  W.s  S.  97 — 128. 
Ueber  Oesterreich:  Ges.samml.  betr.  d.  Staatsdienst  in  Oest.  2.  A.  Wien  1877; 
Blonski,  öst.  Civ.pens.vorschriften,  Wien  1879.  Ueber  Frankreich:  Block  diction. 
Art  fonctionnaires  u.  pensions.  Statistisches  über  Preussen  in  d.  gen.  Aufs. 
V.  Engel  in  d.  preuss.  stat  Ztschr.  1876;  eb  ISSO  S.  271  ff.  Blenck  üb.  d.  Geh. 
verh.  d.  höh.  Gemeindebeamten  in  d.  grösseren  preuss.  Städten.  Ueber  Würtemb. 
Riecke  a.  a.  0.  Dann  Mushacke,  Wartegeld  u.  Ruhegehalt  der  Civilstaatsbeamten, 
Berl.  1868  (Gesetzgebung  in  Deutschland,  Oesterreich,  Russland,  Frankreich).  Ueber 
die  Verhältnisse  im  Deutschen  Reich  (auch  beim  Militär):  Wagner,  Reichsün. 
im  Jahrb.  v.  Holtzendorff  UI,  125  ff.,  175  ff.  Ueber  die  neuesten  preuss.  Gesetze  s. 
Elster  in  Conrad's  Jahrb.  1883,  B.  41  S.  127. 

§.  157.  —  1.  Hinsichtlich  der  richtigen  Vertheilung 
des  Totalg^halts,  insbesondere  des  eigentlichen  Gehalts  und 
des  Ruhegehalts,  über  die  Aemterreihe  und  die  Dienstalter  u.  s.  w. 
sind  folgende  Anforderungen  zu  stellen. 

a)  Der  Zeitpunct  fUr  den  Beginn  eines  Gehaltsbezugs 
überhaupt  und  einer  genügenden  Besoldung  speciell  (§.  160  ff.) 
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in  einem  Amt  und  Dienstalter  ist  richtig  zn  bestimmen ,  nemlieh 
so,  dass  der  Beamte  nach  Scbluss  seiner  Stadienzeit  möglichst 
bald  wenigstens  seine  Sustentation  aus  dem  Amtseinkommenerhält 

Namentlich  mass  die  Zeit  des  unentgeltlichen,  des  etwa  bloss  mit  Unge- 
wissen und  im  Gesammtbctrage  geringen  Diäten  oder  Remunerationen  bezahlten 
oder  des  ungenügend  besoldeten  Staatsdiensts  thunlich  verkürzt  werden.  Dadurch 
lassen  sich  grosse  Ucbelstände,  welche  in  unserem  deutschen  Staatsdienste  immer 
mehr  hen'orgetreten  sind,  beseitigen  (Engel,  Preis  d  Arb.  S.  65).  Das  Ziel  muss 
sein,  dass  der  Staatsdiener  möglichst  bald  nach  der  Vollendung  seiner  theoretischen 
Studien,  also  in  der  Regel  des  Hochschulbesuchs,  und  nach  Ablegung  seiner  (ersten) 
Prüfung,  d.  h.  nach  der  Lieferung  seines  Qualificationsnach weises,  angemessenen 
Lohn  erhalte,  wenn  auch  die  feste  Anstellung  und  der  Rechtsanspruch  auf  Amt 
oder  Besoldung  erst  nach  Ablauf  von  einigen  (wohl  höchstens  3  bis  5)  Probejahren 
und  nach  Ableguug  der  etwaigen  weiteren  (praktischen)  Prüfung  beginnt.  Es  wird 
daher  etwa  durchschnittlich  mit  dem  24.  Lebensjahr  des  Staatsdieners  ein  Lohnbezug, 
mit  dem  27. — 29.  ein  fester  Besoldungsbezug  beginnen  müssen,  und  zwar 
mindestens  in  der  Höhe,  dass  der  noch  nicht  fest  angestellte  Beamte  aus 
dem  Lohn  ohne  Zuschüsse  der  Eltern  oder  des  eigenen  Vermögens  den  üblichen 
Bedarf  für  seine  Person  allein  und  der  fest  angestellte  aus  der  Besoldung 
den  Aufwand  für  eine  in  diesem  Alter  zu  gründende  Familie  bestreiten  kann 
(§.  160). 

Die  Sachlage  ist  in  den  einzelnen  deutschen  Staaten  etwas  verschieden,  aber 
doch  wohl  in  der  Hauptsache  ziemlich  gleich.  Grössere  Verschiedenheiten  bieten, 
namentlich  zu  Zeiten,  die  einzelnen  Dienstzweige.  Die  remuncrative  Periode  des 
p  reu  SS.  Justiz-  und  Verwaltungsbeamten  begann  vor  Kurzem  kaum  vor  dem  30.,  der 
Bezug  fester  Besoldung  kaum  vor  dem  33.  Jahre  im  Durchschnitt,  eine  Familie  konnte 
der  Beamte  ganz  aus  dem  Diensteinkommen  höchstens  in  kleinen  billigen 
Orten  erst  in  einem  noch  mehrere  Jahi  e  höheren  Alter  erhalten.  In  den  70er  Jahren 
sind  die  Verhältnisse  etwas  besser  geworden,  aber  bei  dem  übermässigen  Zudrang 
zum  Jurist.  Studium  seit  d.  2.  Hälfte  der  70  er  Jahre  beginnt  sich  das  jetzt  bereits 
wieder  zu  ändern  u.  werden  die  Dinge  vielleicht  bald  so  sein  wie  in  den  60  er  Jahren. 

Dnser  Princip  hat  den  grossen  Vortheil,  dass  das  aus  demGehalt  allmälig  zu  amortisirende 
Bildungskapital  nicht  so  hoch  anwächst  (§.  163);  dass  bei  etwas  frUhzeitigeren  Ehen, 
die  doch  nur  in  geringem  Maasse  die  Gefahr  einer  wesentlich  grösseren  Kinderzahl 
mit  sich  bringen,  die  Zeit,  wo  die  Kinder  erwachsen  sind  und  vor  ihrer  Versorgung 
am  Meisten  kosten,  nicht  in  ein  gar  so  spätes  Alter  des  Beamten  fällt  Dadurch 
wird  die  Noth wendigkeit  für  den  letzteren  beseitigt,  bloss  aus  Geldrücksichten  mög- 
lichst lange  im  activen  Dienst  zu  bleiben,  um  nur  nicht  die  etwaige  Differenz  zwischen 
Besoldung  und  Pension  zu  verlieren.  Der  Staatsdienst  wird  sich  nicht  mit  Greisen 
überfüllen.  Die  Gehalte  brauchen  in  den  höheren  Aemtern  und  Dienstaltem  nicht 
ganz  so  stark  zu  steigen,  weil  ein  kleineres  Bildungskapital  zu  amortisiren  ist  und  die 
Kosten  der  Kindererziehung  und  Erhaltung  geringer  ausfallen,  wenn  die  letzteren 
auch  beim  Eintritt  in  den  Staatsdienst  selbst  früher  verdienen.  Selbst  die  in  anderer 
Beziehung  bedenkliche  Ermässigung  der  Pension  gegenüber  der  Besoldung  (§.  159) 
wirkt  dann  nicht  so  schlimm,  wie  jetzt  meistens,  wo  ein  genügender  Gehaltsbezug  viel 
zu  spät  beginnt. 

§.  158.  —  b)  Zwischen  den  Besoldungen  der  auf- 
steigenden Aemter  und  Dienstalter  ist  ein  richtiges 
Verhältniss  herzustellen. 

Die  Gehaltssteigerung  im  höheren  Amt  ist  das  unanfechtbare  Princip.  Aber 
sehr  bedeutende  Ungleichheiten,  sehr  grosso  Sprünge  der  Besoldungen 
namentlich  in  den  unteren,  mittleren  und  der  Hauptmasse  der  höheren  Aemter  sind 
zu  vermeiden.  Sonst  werden  wesentlich  gleiche  Leistungen  zu  ungleich  bezahlt  und 
es  tritt  die  Gefahr  des  Protectionsunwesens ,  der  Augendienerei  gegenüber  den  Vor- 
gesetzten, des  übermässigen  Ehrgeizes,  des  Streberthums  und  der  Stellenjägerei  zu 
sehr  hervor. 
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Die  Normalgehaltsätze  (ohne  Wolmongsgeldznschiiss  in  PreussSn  and  Reich, 
in  Oesterreich  incl.  Function?-  und  Activit-Znlage),  sind  z.  B.  im  Jnstizdienste: 


Deutsch.  Reich 
and  Preassen 
1870      1883 
Oberster  MJc. 

Gerichtshof. 
ErstPräsid.    18,000    25,000 
a.  Dienstwohn. 


Oesterreich 
diess.  Leitha 

1870  1880 

fl.  P.  ö.  W. 


10,500 


Vicepr.n.dgl  10,500 

R&tiie     .    .      9000 
bis  6600 
Darchschn.  8400 
SQlMat(Czl.)B. 

1.  GL  4500 

bis  2100 

and.  2700 

bis  1500 

Unt.  B.  (Dien.)   1500 
bis  1050 

Gerichte  2.  Inst 


7850 


14,000 
12,000 

1 2,000 

51001 

2700 I  1130 

8300 1     bis  730 

1800j 

1650  700 

1200     bis  400 


,000 
,000 
5SS0    D.  c.  «400 
u.  4830 


20,000 

lio,( 


Präsidenten  .  Pr.  n.  Dir.  l.Pr.6800 

10,500     14,000   2.Pr.5250 
8 1 00  bis  6000  a.  Büeths-      u.  4200 
entschädig,  od.  Dienstwohn. 
Senatspräs.  7500 

bis  9900 
D.  8700 
lUthe     .    .      5400      6600  3150 

bis  3600      4800       a.  2625 
D.  4500       5700        a.  2300 
Oberataats- 

anw.  a.  s.  w.      5400      9900  Wie 

bis  4200  bis  7500        Räthe 
D.  8700 
Staatsanwälte      —         4800 

2400 
-     D.  3600 
Secret.  a.  d^.    3000      4200  1300 

bis  1800      2100        a.  1200 
D.  2472       3150 

in  Berlin. 

3600 

2100 

D.  2850 

in  and.  Orten. 

Canzliaten  .       1950      2250 

bis  1350       1650 

D.  1950 

Gaas.  a.  Rech- 

Boogsb.     .     .     3300      4200 

(1883  bei     bis  2700      3900 

PreassJteris.) 


3100 

2200 

1950 

D.  1800 

D.  1207 

D.  850 

D.  593 

375 

(in  Wien) 
11,400 
6500 


D.  4804 


5000 


2200 


735    D.  1345 
u.  630 
u.  525 


Untere  Diener  1050  1350 
a.  s.  w.  bis  900  960 
A.  Wagnor,  Finanzwissensrhaft. 


1600  2700 

bis  500     D.  1760 
D.  1437 
D.  1050 
420  646 

bis  300  460 

I.    3.  AnH. 


Baiern 
1883 
Mrk. 

1 2,600 

7920  a.  6660 
6480 


Frankreich 

1865  1881 

Fr. 


35,000 
25,000 


30,000 

25,000 
18,000 


18,000 

bis  5760    adroc.g6n.u.proc.  g6n. 
25—20,000  25-30,000 


6000 
bis  2400 


1800 
bis  1000 


6000 
3600 
4000 


1^00 
1100 


9720  l.Pr.  30,000  25,000 

bis  15,000  15,000 

D.  17,071 

2.  Pr.  13,750  13J50 

„  „  bis  7500  7500 

7740 


7025 

5640 

bis  4560 


11,000 

bis  5000 

D.  5S97 


11,000 
5000 


7820 


6660 
4920 
2280 


proc.  gön. 
30—15,000  25—15,000 

advoc.  gen. 
13,200—5833    13,200 
—  7500 


greff.,  commis. 

8—2000     S— 2500 
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Deutsch.  Reich 
and  Preussen 
1870       1883 
Mrlf. 
Gerichte  1.  Inst. 
Präsidenten  .        Pr.u.Dir. 
6600      9900 
bis  3900       7500 
D.  4300      8700  Vicepr.  3150 
(In  Berlin      u.  2625 
10,500) 


Oesterreich 
diess.  Leitha 

1870  1880 

A.  P.  ö.  W. 


Landes-  u. 
Kreisger. 
Pr.  4200 


(In  Wien) 
17,000 
6500 


Baiern 
1883 
Mrk. 

5760 


Frankreich 


1865 


1881 


Fr. 


6  Classen 

Pr.  20,000  20,000 

bis  3600  3600 
D.  4295 


4700    Dir.  4800    Vicepr.  10,000 
bis  4560         bis  3000 


ßätheu.  Rieht  3900  6000 
bis  1800  2400 
D.  2600      4200 


Staatsanwälte     3900 
bis  2400 


2000 

u.  1800 

u.  1600 

Bezirksr. 

15  u.  1300 

Wie 

Räthe 


D.  2977 


4620 
bis  336U 


D.  4367 

9600 

bis  2400 

D.  3201 


10,000 
3000 

8000 
2400 


D.  3200 


4920 
bis  2280 


20,000 

bis  3600 

D.  4295 


20,000 
3600 


ü.  Secrct.   D.  2292 

1000 
Adjancten    D.  1000 

900 
bis  630 


8000 
bis  2400 
greffiers 

6000 
bis  1000 
D.  1070 
gretr.  commis 

3500 
bis  1200 
D.  1490 


8000 
2400 

6000 
1000 


4000 
1200 


D.  613 


6600 
4800 
(In  Berlin 
7500) 
Staat§anw.geh.  2100      4800 
u.  1800       2400 
Bureaubeamte        Bur.-  u. 

Rechn.-B. 
1.  Cl. 
2700      3600 
bis  1650      2100   Offic.  Canzl. 
Bur.  u.  s.  w.  -B.  2.  Cl.  Accessisten 

1650       2100  630 

bis  1200       1500    bis  367^* 
Diener,  Boten     1050       1350  420 

u.  s.  w.      bis  750         800      u.  S^Vj^ 

u.  300 
u.  250 
Für  Preussen  sind  hier  für  1870  die  Sätze  mitgetheilt,  welche  im  grössten  Theile 
des  Staats  galten  (Gebiet  d.  Verordn.  v.  2.  Jan.  1S49  ftlr  Ger.  2.  u.  1.  Instauz).  Im 
Gebiet  des  Appellationsgerichtshofs  Köln  u.  z.  Th.  in  d.  neuen  Pro7.  (bes.  in  Hannover 
und  Frankfurt  a.  M  )  waren  die  Sätze  etwas  anders,  mitunter  höher,  aber  in  der  Haupt- 
sache doch  wenig  verschieden.  Die  richterl.  u.  staatsanwaltl.  Beamten  bei  d.  Gerichten 
2.  u  1.  Instanz,  z.  Th.  auch  die  Bureaubeamten  beziehen  in  Berlin  (z.  Th.  auch  in 
einigen  anderen  grösseren  Städten)  etwas  mehr  als  bei  d.  and.  Gerichten.  Alles  oben  ohne 
Wohnungsgeld.  Einige  preuss.  Richter  bezogen  früher  aus  Nebenämtern  kleine 
Nebeneinnahmen,  ferner  noch  etwas  Gebühren.  —  In  Oesterreich  ist  die  Gisrichts- 
organisation  etwas  verwickelter  als  in  Preussen,  verschiedene  Kategorieen  von  Mittcl- 
beamtcn  kommen  bei  mehreren  Gerichten  vor.  Bei  den  Gehalten  für  den  obersten 
Gerichtshof  sind  f.  1870  die  Quarticrgcldcr  eingerechnet  worden  (der  1.  Präs.  bezog 
auch  noch  4200  fl.  Personal-  und  Functionszulage).  Es  fanden  sich  daselbst  u.  A. 
noch  Hofsecretäre  mit  2415,  2205  u.  1995  fl.  Das  sämmtlicho  Personal  der  Gerichte 
2.  u.  1.  Instanz  in  Wien  und  Triest  bezog  neben  den  oben  angegebenen  Gehalten 
noch  Quartiergelder  in  verschiedener  Höhe  (meist  ^/^  —  */^,.  bei  niederen  Besoldungen 
noch  mehr,  bei  höheren  zum  Theil  weniger)  Für  1S80  beziehen  sich  die  Angaben 
auf  Wien  spcciell  u.  zwar  auf  die  Summe  der  Amtsbezüge  der  Beamten  (d.h.  nach 
der  jetzt  gcsetzl.  Unterscheidung  in  Oest. :  (iehalt,  Funct.-Zul.  —  für  die  höchsten 
Stellen,  —  Activit.-Zul.,  hier  und  da  Ergänzungs-  u.  Pers.-Zul.\  In  den  Provinzen  sind 
hier  wie  bei  anderen  Stellen  bes.  die  Funct.-  u.  Activ.-Zul.  kleiner,  die  Gehalte  nicht 
allgemein.  —  In  Frankreich  bezog  1805  der  procurenr  g6ner.  am  Cassationshof 
35,000,  der  1.  advoc.  g6n6r.  25,000  Fr.  Bei  den  unteren  Beamten  (greffiers)  kommen 
wohl  die  Gebühren  stärker  in  Betracht. 

Eine  Vergleichung  bis  ins  Einzelne  ist  bei  der  immer  etwas  verschiedenen  Or- 
ganisation   der  (icrichte   und  Function   der  Beamten   nicht   durchweg   möglich.     Doch 
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gestattet  die  obige  Uebersicht  einen  genügenden  Einblick  in  die  Abstufungen  der  Ge- 
balte. Es  ergiebt  sich  eine  bemerkenswertbe  Aehnlichkeit  der  Proportionen  der 
Aemterdassen  in  allen  4  L&ndcm ,  z.  B.  beim  obersten  Gerichtshof,  was  für  ziemlich 
riditige  Normirung  spricht  Selbst  die  absolute  Hohe  der  Gehalte  im  gleichen  Amt 
ist  in  den  Staaten  der  Uebersicht  (incl.  Baden  f.  1S70,  wofUr  oben  Baicm  eingesetzt) 
mehrfach  nahezu  dieselbe,  namentlich  bei  den  zahlreichen  Stellen  der  Käthe,  wo- 
bei in  Oesterreich  mit  Bücksicht  auf  Valuta  und  Preise  der  fl.  kaum  über  ^,  Thlr. 
zo  rechnen  ist  (R&the  2.  Instanz  um  1870  in  Preussen  1500,  Oesterreich  so  ge- 
rechnet 1346,  Baden  —  mit  billigeren  Preisen  —  991,  Frankreich  1546  Thlr., 
1.  Instanz  resp.  866,  900,  822,  853  Thlr.).  Seit  1870  in  Deutschi.  u.  Oesterr.  an- 
sehnliche Erhöhungen,  in  Frankr.  Gleichbleiben,  selbst  Rednction  einiger  höchster 
Gehalte. 

In  den  anderen  Dienstzweigen ,  der  inneren  Verwaltung,  der  Finanzen  u.  s.  w. 
finden  sich  meist  die  gleichen  Gehaltsätze  für  die  Aemter  oder  Stellungen  entsprechen- 
den Rangs,  so  dass  die  Daten  über  den  Justizdionst  als  typische  Beispiele  dienen 
können.  Der  Givildienst  im  Deutschen  Reich  ist  im  Allgem.  nach  den  preussischen 
Sätzen  bezahlt.  Näheres  über  Preussen  i.  d.  Aufs.  y.  Engel  im  Jg.  1876  der 
stat  Ztschr.  Hier  wird  für  1875  berechnet:  Durchschn.-Geh.  der  höhertni  Beamten 
4082  M.,  der  Subaltern b.  1884,  der  Unter b.  1020,  sonstiges  1286,  alles  ohne  Wohn- 
Geldznschuss.  Es  war  bei  diesen  4  Beamtenclassen  die  Zahl:  bez.  9499,  25*433, 
39-217,  313,  Besoldungsaufwand  des  Staats:  bez.  38.78,  47.91,  40.01,  0.40  Mill.  M. 
Der  gesammte  Besold.- Aufwand  im  preuss.  Staatshaush.  181.44,  die  Wohnungsgeldzu- 
schttsse  14.56,  and.  persönl.  Ausgaben  34.51,  zus.  180.51  Mill.  M.  Ausserdem 
hatten  7480  Beamte  Dienstwohnungen  ?on  1.  G.  75,839  Beamten  im  Hauptamt  und 
1277  im  Nebenamt  (a.  a.  0.  S.  419,  481). 

a)  Die  höchsten  Stellungen  im  Staatsdienst,  welche  ohne- 
dem häufig  einen  gewissen  Repräsentationsaufwand  mit  sich 
bringen,  werden  mit  Recht  mit  bedeutend  höheren  Besol- 
dungen dotirt,  als  die  tibrigen  Aemter. 

Jedoch  sind  auch  hier  zu  grosse  Abstände  von  den  übrigen  Besoldungen, 
ToUends  wenn  diese  SteUen  am  Ende  nur  auf  Kosten  der  ungenügend  bezahlten  unteren 
und  mittleren  Aemter  besser  ausgestattet  sind,  zu  vermeiden  (Gefahren  in  Monarchieen 
Teiglichen  mit  Bepubliken).  Die  Besoldungscumulirungen  in  den  höchsten  Aem- 
tem,  indem  den  Inhabern  der  letzteren  noch  andere  Stellen  oder  gar  blosse  Sinecuren 
übertragen  werden,  lassen  sich  noch  weniger  rechtfertigen.  Grosser  Missbrauch  be- 
kanntlich unter  Napoleon  III.  mit  Aemtercumulirungen ,  Sinecuren  u.  s.  w.  für  die 
MarschAlle,  hohen  Staatswürdentr&gern.  Senatoren,  wobei  einzelne  Günstlinge  es  auf 
mehrere  hunderttausend  Frank  Staatsgehalte  brachten! 

Normalgehalte  für  die  höheren  Ministerialbeamteu  u.  einige  andere 
höhere  Posten  im  Staatsdienste  sind: 


Preussen 

Oesterreich 

Baiern 

Frankreich 

um  1870 

1883 

1870 

1880 

1883 

1870 

1881 

M. 

fl. 

M. 

fr. 

Minister     .    . 

36,000 

desgl. 

14,700 

20,000 

Minister 

1 00,000 

60,000 

nebst  fr. 

incl.  Quar- 

21,600 

einige  mit 

Wohn.  u. 

tiergeld  u. 

(davon  Va 

30,000 

Mobil. 

16,800 

Geh.,  Va 

Repräs- 

nebst  fr.  Wohn. 

Funct.-Zul. 

Aufw. 

1 

n.Repr.-G.) 

Uotentaatflsecrt. 

,  13,500 

15,000 

7350 

10,000 

60,000 

25,000 

n.  dgL  (Minist.- 

im  Staats- 

u. 

Dir.,SecL-Che£8). 

rath 

30,000 

25,000 

u.  20,000 

iE 

L  and.  Min. 

2d 
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Preussen.              Oesterreich. 

Baiern.      Frankreich. 

um  1870      1883           1870         1880 

1883 

1870 

1881 

M.                               11. 

M. 

fr. 

Vortrag.  Rathe        9000 

9900       Min.-R. 

25,000 

bis  6600 

7500         5880           D.  c. 

6660 

im  Staats- 

10,000 

I).  7S00 

8700   bis  4830          0300 

bis  7920 

rath.Cab.-u. 

12,000 

Sectionsr. 

Div.-Chefs  in 

15,000 

3570      c.  3800 

and.  Minist 

bis  3045 

( 

c.  12— 15,000 

1 

Provinz.clicfs.    Oberpr. 

Statthalter 

14,400 

Pr&fecten 

Seine-Fr. 

21,000 

desgl.       d.  gross. 

D.  23,380 

50,000 

u.  freie 

Prov. 

And.  in 

Wohnung 

6—8000     7—8000 

3  Classe.n 

Reg.-Präs. 

nebst 

35,000 

10,500 

11,400    5-10,000  5—10,000 

24,000 

u.  freie 

desgl.    Funct.-Zul. 

18,000 

Wohn. 

u.Z.  Th.fr. 

ünter- 

(oder 

(oder        Wohn. 

präf. 

1 800) 

2400—    T.and.-Prä8. 
1800)    d.  kloin.  Prov. 

4000            7000 

7000 
6000 
4500 

nebst  4000       4000 

Funct-Zul. 
Einzelne  Minister,  wie  die  des  Aeussern,  des  K.  Hauses,  Min.-Präsidenten  er- 
halten öfters  ausserdem  grössere  Kepräsentationsgelder.  (Baiern  Min.  d.  Aeuss.  i.  G. 
z.  B.  32,400  M.).  Wegen  letzteren  Umstands  bedeutend  höhere  Emolumente  der  Ge- 
sandten. In  Oesterr.  Min.-Präs.  12,000  11.  Geh.,  14,000  Fl.  Funct.  -  Zulage ,  die 
Dep.-Min.  bez.  10,000  fl.  und  10,OUO  fl,  dazu  z.  Th.  freie  Dienstwohu.  In  Baicrn 
Dep.-Miniater  10,800  M.  Geh.,  je  5400  M.  Funct.  -  Zulage  u.  Repräsent.- Kosten.  Die 
französische  Eintheilung  innerhalb  der  Ministerien  gestattet  keinen  ganz  genauen 
Vergleich  mit  der  der  dentichen  Staaten.  Die  Ministerbesoldung  war  im  kais.  Frank- 
reich jedenfalls  unverhältnissmässig  hoch.  S.  auch  Hock,  Finanz.  Frankreichs  S.  31. 
Auch  in  Preussen  ist  die  Besoldung  des  Ministors,  wenn  man  freie  und  meublirte. 
mit  allem  Hausrath  versehene  Wohnung  auf  6000  M.  anschlägt,  relativ  hoch  verglichen 
mit  der  Bezahlung  der  Räthe,  früher  mehr  als  das  Fünffache,  jetzt  etwa,  mit  Zuschlag 
des  Wohnungsgelds  von  1200  M.  bei  den  Räthen  c.  das  Vierfache,  in  Oesterreich 
(obige  Zahlen  in  cl.  Functionszulagc)  doch  nur  etwa  das  2V3 — 3  fache.  Der  Fehler 
liegt  in  Preussen  aber  nicht  in  zu  hoher  Besoldung  der  Minister,  die  vielmehr  selbst 
zu  niedrig  ist,  sondern  in  immer  noch  zu  niedriger  der  Räthe.  Einige  der  letzteren 
haben  in  Preussen  wohl  Nebenämter  mit  kleinen  Gehalten  oder  Remunerationen.  Im 
Deutschen  Reich  bezieht  der  Reichskanzler  54,000  M.  Gehalt,  die  Staatssecretare 
20,000,  24,000,  36,000  M.,  alle  mit  fr.  Dienstwohn  Directoren  u.  Vortrag.  Räthe  wie 
in  Preussen.  Im  K.  Sachsen  Minister  21,000,  Minist. -Direct.  11,000,  Min.-R&the 
9000—7200,  Prov.- Chefs  (Kreishaupüeute)  11,000  M.  In  Würtemb.  Min.-Präs. 
23,143,  Depart.-Min.  18,000,  Min.-Dir.  6800,  Min.-Räthe  6400—4400,  Prov.-Chcfs 
6800  —  6400  M.  In  Baden:  Min.-Präs.  14,400,  Dep.-Min.  12,000,  Min.-Räthc 
6800  —  3500.  —  In  Nordamerika  und  der  Schweiz  sind  die  Gehaltsunterschicde 
zwischen  höhereu  und  niederen  Beamten  viel  kleiner.  S.  auch  Hock,  Finanzen 
Amerikas,  S.  38. 

ß)  GebaltssteigeruDgen  nach  dem  Dienstalter  in  dem- 
selben Amte  sind  im  Dienste  der  modernen  Staaten  auch  deshalb 
geboten,  weil  die  Zahl  der  Beamten  in  höheren  Aemtern 
regelmässig  eine  so  viel  kleinere  wird. 


Es  muss  deshalb  ein  grosser  Thcil  der  Staatsdiener  nothwendig  lange  in  niedrigeren 
Aemtern  stehen    bleiben.     Die   Zulagen   nach   dem   Dienstalter    müssen    dann    um   so 
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häufiger  und  bedentender  sein,  je  später  der  Beamte  in  genügende  Besoldung  eintritt, 
während  sie  seltener  und  geringer  sein  können,  wenn  die  im  vorigen  §.  gestellten 
Ad  fordern  ngen  erfüllt  werden. 

Tbeilt  man  z.  B.  die  Beamten  des  p reu s s.  Jaztizdienstes  nach  der  ungefähren 
(ileichhcit  ihrer  GehaltsbezOge  n.  Kangverhältnisse  in  Classcn,   so   erhält  man  (incl. 
Rhein.  Sprengel)   im  prenss.  Staate  alten  ümfangs  um  1870:  I.  Classe  1  Stelle  (Präs. 
d.   Obertrib.).  —   IL   Cl.  47    Stellen  (Vicepräs.  desselben,  Gcneralstaatsanwalt,  Präs. 
2.  Inst,  Generalprocur.).  —  III.  Cl.  54  Stellen  (Räthe  u.  Oberstaatsanw.  am  Obertrib.).  — 
IV.  Cl.  630  Stellen    (Präs.    d.   Ger.  1.  Inst,   Räthe   2  Inst,  Oberstaatsanw.   bei  Ger. 
2.   Inst,  GeneraladYOC,  Oberprocur.).      -  V.  Cl.  2814  Stellen  (Richter  1.  Inst.,  Staats- 
anwälte, Procuratoren ,  lAndgerichtsassessoren  am  Rhein).  —  (iegenwärtig  (1883")  er- 
giebt  eine  ähnliche  Berechnung  f.  d.  ganzen  prenss  Staat  (incl.  Reichsgericht,  indem 
60**/o  der  Senatspräs.  u.    Räthe  auf  Preussen  gerechnet   werden):    I.  Cl.  1  (Präs.  d. 
Reichsger.);  IL  Cl.  18  (Senatspräs.  u.  Oberreichsanwalt  d.  Reichsger.,  Präs.  d.  Obor- 
landesger.V,  IIL  Cl.  37   (Räthe  u.  Staatsanwälte   am  Rcichsger.) ;    IV.   Cl.    140  (Sen.- 
präs.   D.  OborstaAtsanwälte  d.   Oberiandesger.,  Landgcr.präs.);   V.  Cl.  504  (Räthe  am 
Oberlandesger.,  Dir.,  erste  Staatsanwälte   d.  Landgerichte);   VI.  Cl.  3547  (Staatsanw. 
bei  d.  Oberlandesger.,  dsgl.  bei  d.  Landgcr.,  Landrichter  u.  Amtsrichter  bei  letzteren). 
Die  „Carriöre"  im  Justdienst  ist  hiernach   für  die  oberen  Stellen  (Cl.  I— III)  und 
für    die  mittleren  (Cl.  IV  in  1870,   Cl.  IV  u.  V  in  1883)   noch  ungünstiger  ge- 
worden, denn  damals  kamen  auf  1  der  höheren  Stellen  27.6,  auf  1  der  mittleren  44,7 
unterste  Justizbeamte,  jetzt  bez.  63,3  u.  55,1,  d.  h.  für  den  Richter  1.  Instanz  ist  die 
Chance  in  den   mittleren   Dienst  zu   kommen  um  23  Vü'  ^d  ^^^  höheren  Dienst  um 
129Vq  schlechter.    Die  höheren  Aemter  werden  erst  in  höherem  Alter  erreicht,   wo 
die  Zahl  der  Aspiranten  durch  Tod,  Pensionirung  u.  Ucbergang  in  andere  Zweige 
schon  stark  gelichtet  ist  verglichen  z.  B.  mit  dem  Personal  in  1.  Instanz,  aber  immer- 
hin zeigt   die  grosse  Verschiedenheit  der  Stellenzahl  die  Richtigkeit   der  Bemerkung 
im  Texte. 

Zur  Durchführung  dieser  Forderung  giebt  es  verschiedene 
Wege,  namentlich  folgende  drei:  Einmal  1)  das  ältere  System, 
Aemter  derselben  Kategorie  und  Klasse  an  verschiednen 
Orten  mit  verchiednen  Gehalten  zu  versehen  und  die  Beamten 
dann  durch  örtliche  Versetzung  in  höhere  Gehalte  aufsteigen  zu 
lassen,  was  indessen  vielfach  sachlich  nachtheilig  und  mit  anderen 
Kosten  sowie  mit  Belästigungen  für  den  Beamten  verbunden  ist, 
daher,  wie  es  auch  jetzt  meistens  geschehen  ist,  besser  auf- 
gegeben wird.  Sodann  2)  das  (preussische)  System,  für 
jedes  Amt  einen  Durchschnittsgehalt,  ein  Minimum,  ein 
Maximum  und  zwischen  beiden  feste  Gehaltsstufen  einzu- 
richten, wobei  der  Beamte  mit  dem  Minimum  beginnt  und  nach 
und  nach  in  die  anderen  Stufen  aufsteigt.  Letzteres  hängt  hier 
zwar  nicht  direct  von  der  vorgesetzten  Behörde  ab,  wohl  aber  von 
zufälligen  unregelmässigen  Ereignissen ,  wie  von  Todesfällen, 
Pensionimngen ,  sonstigem  Ausscheiden  der  Vormänner  aus  dem 
betreffenden  Amte  u.  dgl.  m.  Dadurch  wird  das  Ob  und  Wann 
des  Aufsteigens  ganz  unsicher  und  oft  sehr  ungleichmässig  für  die 
einzelnen  Hintermänner,  mitunter  sehr  rasch,  mitunter  sehr  lang- 
sam. Daher  verdient  wohl  3)  das  System  festerDienstalters- 
Zulagen    für  Perioden  von  Jahren  (z.  B.   5,  Quinquennial- 
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zulageO;  besser  als  De cennial Zulagen,  was  eine  zu  lange  Periode 
ist)  für  Beamte,  welche  in  demselben  oder  in  einem  nach  Bang 
und  Gehalt  gleichstehenden  Amte  dienen,  den  Vorzug.  Es  macht 
diese  Zulagen  unabhängig  von  jeder  Wiliktihr  der  Vorgesetzten, 
bedingt  trotzdem  keine  Erlahmung  des  Diensteifers  oder  Nach- 
lässigkeit im  Dienste,  weil  das  sonstige  Avancement  und  die  Dis- 
ciplinarbefugnisse  der  Vorgesetzten  ja  bleiben.  Es  steigert  viel- 
leicht beim  ersten  Uebergang  von  dem  zweiten  zu  ihm  den 
Besoldungsaufwand  für  die  Staatskasse  etwas,  aber  nicht  noth- 
wendig  oder  doch  nur  in  solchem  Maasse  auf  die  Dauer,  wie  es 
durch  das  wahre  Interesse  nicht  bloss  des  Staatsdieners,  sondern 
auch  des  Staats  selbst  gefordert  wird. 

In  Preussen  u.  danach  im  Reich sdienste  besteht  das  zureite  System.  S.  die 
obigen  Statist.  Daten  über  die  Gehalte,  z.  B.  Oberlandesgerichtsräthe  Darchschn.geh. 
5700,  Grenzen  4800—6600,  Stufen  von  600  M.,  Richter  1.  Instanz  bez.  4200,  2400 
bis  6000,  Stufen  v.  300  M.  Man  plant  jetzt  (1S83)  ein  neues  Beamtenbesoidungs- 
gesetz,  bei  welchem  der  Uebergang  zu  dem  dritten  System  wohl  crnstUch  erwogen 
werden  wird. 

Letzteres  besteht  mehrfach,  so  auch  im  neuen  Gehaltsregulatir  t.  1876  in 
Baiern.  Hiernach  erfolgen  ftlr  die  Staatsdiener,  mit  Ausnahme  der  I.  Classe,  regel- 
mässige Qoinquennial-Alterszulagen,  bis  zur  VIII.  Gl.  meistens  um  180  M., 
insbes.  v,  5.  Qninquennium  (21.  J.)  an  um  180  M.  Von  der  IX.  Gl.  an  steigt  der 
Gehalt  schon  nach  3  Dienstjahren,  alsdann  7om  6.  Jahr  an  auch  nach  Quinquennien. 
Beispiel:  L  Gl.  Minister  10,800  M.  Gehalt,  dazu  5400  M.  Functionsgehalt  und 
5400  M.  Repräsentationsgelder.  —  IL  Gl.  z.  B.  Ministerialräthe  nach  Quinquennien: 
6660-7020—7380—7740  M.,  nach  20  J.  180  M.  Plus,  bis  zum  Max.  7.  7920  M.  — 

III.  Gl.  z.  B.  Operappellräthe :    5760—6120-6300—6480  —   dann    180  M.  Plus.  — 

IV.  Gl.  z.  B  Appellräthe:  4560—4920—5280—5460  —  dann  180  M.  Plus.  ü.  A. 
auch  feste  Minimalgehalte  ftlr  die  Universitätslehrer  mit  solchen  Alters- 
zulagen: ord.  Prof.  4200—4560—4740—4920  —  dann  180M.  Plus,  ausserord.  Prof. 
3180—3360-3540—3720  —  dann  180  M.  Plus. 

In  Oesterrcich  (Ges.  f.  15.  Apr.  1873)  besteht  jetzt  folgende  Einrichtung: 
Die  Beamten  zerfallen  in  1 1  Raugclasseu,  die  4  obersten  mit  Gehalten  in  Einer  festen 
Ziffer  (12000,  10000,  SOOO,  7000  fl.)  u.  mit  Functionszulagen  (1.  GL  14000  fl., 
nur  d.  Min.präs.,  2.  Gl.  10000,  Minister,  Präs.  d.  oberst.  Gcr.hofs  u.  d.  Rechn.hofi», 
3.  Gl  10000—1000,  Statthalter  u.  a.,  4.  Gl.  4000—1000  fl.),  die  7  anderen  mit  je 
einem  dreistufigen  Gehalte  u.  YorrUckung  darin  nach  5  Jahren  (also  beschränkte 
Quinqu.zulagen ,  C\.  V  4500,  5500,  6000,  Gl.  VI  2800,  3200,  3600,  Gl.  VII  2000, 
2200,  2400,  Gl.  VIII  1400,  1600,  1800,  Gl.  IX  1100,  1200,  1300,  Gl.  X  900,  950, 
1000,  Gl.  XI  600,  700,  800  fl.)  und  Activitätszulagen  nach  diesen  Glassen  und 
nach  Ortsclassen  (Wien,  z.  B.  300,  400,  500,  600,  700,  800,  1000  fl..  Orte  über 
50,000  von  10—50,000  u.  unter  10,000  Einwohnern). 

§.  159.  —  c)  Der  Zeitpunct  für  den  Beginn  eines 
Anspruchs  auf  Rnhegehalt,  die  Höhe  dieses  letzteren 
und  das  Verhältniss  desselben  zum  Gehalt  im  activen 
Dienste  muss  richtig  bestimmt  werden. 

Die  Mannigfaltigkeit  der  Bestimmungen  über  Buhegehalt  und  Wartegeld  im 
Staatsdienste,  aber  auch  der  Mangel  klarer  und  wissenschaftlich  begründeter  Principien 
ist  gross,  namentlich  auch  in  Deutschland.  Vgl.  Mus  hacke  a.  a.  0.  Die  ungün- 
stigsten Bestimmungen  in  Preussen   und  im  Deutschen  Reich  selbst  nach  den  Ver- 
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besserangen  v.  1872,  im  Ganzen  die  günstigsten  in  Rassland.  S.  d.  neue  preuss. 
PcBsioDSgesotz  ?.  27.  M&rz  1 872  (f.  d.  unmittelb.  Staatsbeamten)  a.  Novelle  v.  31.  März  1882, 
dann  d.  Reichsges.  über  d.  Rechtsvorhältnisse  der  Reichsbeamten  y.  31.  März  1873 
(darüber  mein  Aufs,  in  HoltzendorfT's  Jahrb.  über  Reichsfin.,  III,  175  ff.),  womit  das 
neoe  Milit&rpensionsgesetz  v.  27.  Juni  1871  zu  vergleichen  ist  (cbendas.  S.  105  fi'.). 
Auf  die  aparten  Verhältnisse  des  Militärpensionswesens  wird  lüer  nicht  näher  einge- 
gangen (s.  darüber  meinen  gen.  Anf>atz\  Der  sachlich  begründete  Hauptunterschied 
beruht  natürlich  darauf,  dass  beim  Militär  im  Kriege  durch  den  Dienst  selbst 
die  DienstuntangUchkeit  bewirkt  wird  und  leicht  und  sicher  dies  Causalmoment  sich 
nachweisen  lässt.  Ueber  eine  Analogie  des  Givildiensts  auch  hier  s.  a.  a.  0.  S.  178. 
Andere  Unterschiede  sind  sachlich  kaum  geboten,  denn  das  Ausscheiden  wegen 
verminderter  körperlicher  Tüchtigkeit  wäre  nicht  nur  im  Militärdienst  erwünscht, 
wenn  auch  in  beiden  Zweigen  in  dieser  Hinsicht  ein  verschiedener  Massstab  anzu- 
legen ist 

Es  empfiehlt  sieb,  entgegen  einer  verbreiteten  Ansebauung 
und  Staatspraxis,  welcbe  eine  falscb  verstandene  Sparsamkeit 
über  die  wabren  Interessen  des  Staatsdienstes  selbst  (keineswegs 
nur  des  einzelnen  Staatsdieners)  setzen,  folgende  Einrichtung. 

a)  Der  Beginn  eines  Anspruchs  auf  den  Gennss  eines 
Rabegehalts  (Pension)  überhaupt  darf  nicht  zu  spät  eintreten, 
passend  etwa  nach  vollendetem  fünften  Dienstjabre.  Es  soll 
aber  hier  die  Pension  nur  einen  kleinen  Bruchtheil  des  Gebalts, 
z.  B.  ein  Viertel  erreichen. 

So  in  Anhalt  bei  5  und  weniger  Dienstjahren  ^/j^  von  Gehalten  über  und 
"/ij  von  Gehalten  unter  300  Thlr.  In  Baden  von  dem  (bei  Beträgen  von  über  600  fl. 
bei  der  Pensionirung  stets  um  Vs  verkürzten)  Gehalt  vom  vollend.  5.  bis  10.  Dienst- 
Jahre  7ü°/o  (d.  i.  56 7o  ^-  ganzen  Gehalt),  in  Hessen  in  d.  ersten  10  Dienstjahren 
70*/o'  i^  Baiern  dsgl.  70,  resp.  807o'  Auch  die  meisten  and.  D.  Kleinstaaten 
geben  v.  Anfang  an  Ansprüche  auf  Ruhegehalt,  dsgl.  Frankreich  v.  6.  Jahre  an 
(10®/o)»  Russland  in  gew.  Fällen  v.  5.  an  (3373%),  Würtemberg  v.  vollend.  9. 
an  (40 Vo^»  Sachsen  v.  vollend.  10.  an  (30%)'  Oesterreich  desgl.  nach  d.  neuen 
Verordn.  v.  9.  Dec.  1866  (SSy^Vo\  Preussen  nach  d.  Pensionsregl.  v.  30.  April  1825 
dagegen  erst  v.  vollend.  15.  J.  an  (von  da  ab  bis  zum  19.  nur  25  Vo^«  jetzt  nach  d. 
neuen  Ges.  v.  vollend.  10.  J.  an  25 Vo^  ebenso  im  Civil-  und  Militärdienst  des  D. 
Reichs.  Mitunter  sind  die  Pensionsverhältnisse  bei  niederen  Gehalten  etwas  günstiger 
(z.  B.  in  Würtemberg);  bei  ganz  kleinen  Gehalten  werden  wohl  absolute  Mini- 
mal betrage  der  Pensionen  normirt.  in  Preussen  früher  60 — 96  Thlr.  Für  die 
Zeit  vor  Beginn  des  Pensionsanspruchs  mitunter  ..Gnadenbewilligungen",  auch  wohl 
einmalige  Abfertigungen  (so  in  Oesterr.  nach  V.  v.  1S66  1 — iV^faches  des  Jahres- 
gebalts.  Hier  auch  die  Bestimm.,  dass  event.  dem  Beamten,  unter  Verzicht  auf 
Pension,  statt  deren  ein  2 jähr.  Gehalt  als  Abfindung  auf  seinen  Wunsch  gegeben 
werden  kann). 

ß)  Die  Höhe  der  Pension  mnss  alsdann  von  Jahr  zn 
Jahr,  nicht  nur  nach  Perioden  von  Jahren  (z.  B.  von  5  oder 
gar  10  Jahren)  angemessen  steigen. 

Der  jährliche  Zuwachs  kann  entweder  in  der  ganzen  Dienstzeit  der  gleiche 
oder  passend  etwa  in  der  ersten  Hälfte  derselben  ein  etwas  niedrigerer  als 
in  der  zweiten  sein,  z.  B.  vom  6.  bis  20.  Jahr  1%,  vom  21.  bis  40.  Jahre  2VaVo> 
wenn  nach  5  Jahren  die  Viertelpension  eintritt. 

In  Preussen  stieg  d.  Ruhegehalt  früher  im  1.  JahrfUnf  der  Pensiousfähigkeit 
um  '/g,  in  jedem  folgenden  bis  zum  50.  Dienstjahre  um  Vie  <^er  Besoldung,  jetzt  in 
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Preussen  wie  im  Reich  die  gleiche  und  jährliche  Progression  um  Vso«  ^^^  ^'^'^ 
V.  1882  in  Pr.  um  Vao*  Auch  viele  and.  D.  Staaten  lassen  die  Pension  im  Anfang 
oder  am  Ende  der  Dienstzeit  nur  nach  Jahresperioden  steigen  (z.  B.  Baden  6.  bis 
11.  J.  567o,  40  u.  weiter  80%,  Sachsen  11.  bis  15.  30,  45.  u.  s.  w.,  jetzt  40.  80Vo. 
Baiern  alle  10  J.  lO^o  mehr,  Oesterreich  11.  bis  15.  J.  Vs«  ^6.  bis  20.%  dann 
alle  5  J.  um  ^/g  mehr,  daher  nach  d.  40.  J.  Betrag  d.  Pens,  gleich  dem  Gehalt  (Y. 
V.  9.  Dec.  1866).  Frankreich  v.  38.  an  757o.  Russland  f.  6.  bis  10.  */„  11. 
bis  20.  V«i  21.  bis  30.  Vsi  ^^^^  ^oll,  im  Lehrdienst  bis  zum  20.  J.  nichts  [t.  11. 
an  einmaJ.  Jahresgchalt] ,  21.  bis  25.  J.  '/s,  dann  voll).  £s  ist  nicht  einzusehen, 
warum,  1  und  5  oder  gar  1  und  10  Dienstjahre  mehr  ganz  gleich  zählen  sollen. 
Richtige  jährliche  Progression  z.  B.  in  Wttrtemberg  7.  10.  bis  40.  (j&hri.  Steigen 
um  l'/47o  bei  Besold.  bis  2400  M.,  um  I'/aVo  ^^^  ^^^  darüber  hinanagehendeu 
Betrage),  Baden  ?.  11.  bis  40.  (jährl.  um  17o)t  ^^^^  besser  in  Sachsen  jährl.  um 
l7o  V.  11.  bis  25.  J.,  V.  26.  bis  35.  um  lVa7o,  v.  36.  bis  45.  um  27,7«,  jetzt  hier 
(seit  1876)  v,  16.  bis  25.  J.  um  2,  25.  bis  30.  J.  um  3,  35.  bis  40.  J.  um  17«.  Auch 
in  Frankreich  v.  6.  Jahr  an  jährl.  um  178%  n^ehr,  später  etwas  grössere  Pro- 
gression. Nach  d.  Ges.  v.  9.  Juni  1853,  das  f.  alle  Pensionen  für  Staatsdienst  ans  der 
Zeit  nach  1854  gilt,  ist  die  Jahres« luote  l^/s°/o  Cleo)\  ^^^  vollen  25  J.  ist  die  Pension 
507o  u.  wächst  dann  mit  jedem  Jahre  um  2%  bis  zum  Maximum  ?.  75®/o. 

y)  Der  Anspruch  auf  Rahegebalt  soll  nur  bis  zu  einem 
nicht  zu  hoch  gegriffenen  Dienst-  oder  Lebensalter, 
passend  etwa  bis  zum  vollendeten  25.  oder  30.  Jahre  des  Dienstes 
oder  50.  oder  55.  (vielleicht  60.)  des  Lebens,  noch  an  den 
besonderen  Nachweis  der  unverschuldeten  Dienstun- 
fähigkeit geknüpft  sein.  Bei  einem  höheren  Dienst-  oder 
Lebensalter  muss  es  dieses  Nachweises  zur  Geltendmachung  des 
Rechts  auf  die  Normalpension  nicht  mehr  bedürfen. 

Doch  bedingt  auch  dann  ein  freiwilliger  Verzicht  des  Beamten  auf  das  Amt 
im  Allgemeinen  nur  in  dem  t'alle  den  Anspruch  auf  den  Ruhegehalt,  wenn  der  Be- 
amte nicht  in  ein  besoldetes  Amt  eines  anderen  Staats  oder  bei  Gemeinden,  Corpora- 
tionen,  Gesellschaften,  Priraten  eintritt.  Ausnahmen  von  dieser  Begel  sind  indessen 
mitunter  statthaft,  und  zwar  auch  im  Interesse  des  Staatsdienstes. 

Diese  Regel  wird  man  wenigstens  in  Deutschland  nicht  leicht  fahren  lassen, 
sie  ist  mitunter  im  Pensionsrcglemeot  besonders  ausgesprochen,  z.  B.  in  Wttrtem- 
berg. Ausnahmen  werden  passend  in  solchen  Dienstzweigon  gemacht,  wo  die  Be- 
schaffung der  genügenden  Arbeitskräfte  schwierig  ist.  So  können  in  Russland 
Lehrbeamte  nach  dem  20.  Dienstjahre  mit  der  halben,  nach  dem  25.  mit  der 
▼ollen  Pension  austreten  und  doch  Aemter  in  anderen  Staaten  übernehmen,  ohne  der 
Pension  verlustig  zu  gehen  (ausdrücklich  so  in  Fällen  der  Berufung  von  Dorpater 
Professoren  an  deutsche  Universitäten  entschieden  und  in  mir  bekannten  Beispielen 
gegenwärtig  in  Wirksamkeit).  Aehnlichc  günstige  Bedingungen  im  englisch-ost- 
indischen Dienste. 

In  Preussen  und  im  Reiche  musste  der  Civilstaatsdiener  bisher  in  jedem 
Dienst-  oder  Lebensalter  noch  speciell  die  physische  oder  geistige  Unfähigkeit  nach- 
weisen. Die  Novelle  v.  1882  hat  diese  Bestimmung  f.  aus  dem  Staatsdienst  aus- 
scheidende Staatsminister  u.  f.  Beamte  über  65  Jahre  (zu  spät!)  beseitigt  In  Sachsen 
fallt  diese  Bedingung  fort  nach  dem  40.  Dienst-  oder  70.  (jetzt  65.)  Lebensjahre, 
ganz  ebenso  in  Baiern,  in  Hessen;  in  Altenburg  nach  d.  45.  Dienst-  oder 
70.  Lebensjahr,  in  Wttrtemberg  nach  d.  40.  Dienst-  und  H5.  Lebensjahre;  im 
Militärdienst  des  D.  Reichs  jetzt  dsgl.  nach  vollend.  60.  Lebensjahre.  —  Unver- 
schuldete Dienstuntauglichkeit  begründet  allgemein  im  pensionsfahigen 
Alter  Pensionsansprttche ,  im  Dienst  zugezogene  oder  Kriegsdienstzeit  (in  Deutschland 
höher  gerechnet)  günstigere.  Ersteres  gilt  als  selbstverständlich  und  doch  ist  es 
eines  der  wichtigsten  Beispiele,  welche  die  so  viel  gesichertere  Stellung  des  Arbeiters 
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im  Staatsdienst  verglichen  mit  anderen,  namentlich  den  gewöhnlichen  Arbeitern 
dcatlich  zeigen.  Krankheit  u.  dgl.  könnte  auch  der  Stastsdiener ,  wie  jeder  Andere, 
als  einen  Zufall  allein  tragen  müssen.  Bei  einer  ordentlichen  Einrichtung  der  In- 
validitäts-  and  Krankenversichernng  wäre  das  anch  möglich,  gleichwohl  unzweckmässig. 
Die  jetzi^re  Bestimmung  hat  im  Staatsdienst  auch  das  Gute,  diesen  leichter  von  solchen 
Personen  zu  befreien. 

3)  Wird  ein  Beamter  ohne  sein  Verschulden  aus  allgemeinen 
Dienstrttcksichten  gegen  seinen  Willen  von  der  Staatsgewalt  zur 
Disposition  gestellt,  so  darf  das  Wartegeld  unter  keinen 
Umständen  weniger  betragen  als  der  normale  Ruhegebalt.  Es 
ist  aber  auch  angemessen,  das  Wartegeld  erheblich  höher 
wenigstens  in  den  jüngeren  Dienst-  und  Lebensaltern  zu  be- 
stinamen,  etwa  auf  75  —  90^/^  des  Gehalts. 

Allerdings  liegt  bei  einem  hohen  Wartegeld  gerade  eine  finanzielle  Gefahr 
vor,  welche  schon  bei  hohen  Ruhegehalten  nicht  ganz  zu  leugnen  ist:  persönliche 
Rücksichten,  missliche  Beamte  zu  entfernen,  schweigen  dann  eher  und  die  betr. 
Staatsaasgabe  steigt  um  so  rascher  an.  Diese  Gefahr  ist  überhaupt  nur  durch  richtige 
Nonnen  über  Zur-Disposition-Stellen  und  Pensioniren  bei  einer  tüchtigen ,  von  den 
Ständen  u.  s.  w.  controlirten  Staatsverwaltung  zu  vermeiden  (s.  z.  B.  die  preuss.  Be- 
stimmungen vom  14.  Juni  u.  24.  Oct.  1848).  Die  Anforderungen  in  dieser  Beziehung 
steigen  nur,  wenn  Wartegeld  und  Pension  billiger  Weise  höher  normirt  werden.  — 
Audi  das  Wartegeld  ist  in  Preussen  zu  niedrig,  Max.  2000  Thlr.,  bei  Gehalten 
von  1200  Thlr.  und  mehr  die  Hälfte,  bei  geringeren  Besoldungen  steigt  es  bis  757o 
bei  240  Thlr.  u.  Minimum  ist  150  Thlr.  (allgemein  ausgen.  Richter).  In  Sachsen 
ist  das  Wartegeld  ^/i^  der  Besoldung  oder  gleich  dem  Pensionsbetrage,  wenn  dieser 
hoher  ist,  in  Würtemberg  (sogenannte  Quiescirung)  bei  Beamten,  die  das  40.  Jahr 
noch  nicht  beendeten,  Va»  für  jedes  weitere  Lebensjahr  um  IVa  ^^^  ^^U^lo  mehr, 
bei  Gehalten  unter  und  Ober  1200  fl.  (jetzt  2400  M.^  bis  zum  70.  J.,  Min.  600,  Max. 
3000  fl.  (jetzt  1200  —  bei  Volksschullehrern  1000  M.  —  u.  6000  M.,  Ges.  v. 
28.  Juni  1876).    Mehrfach  Wartegeld  und  Pension  gleich  hoch,  so  in  Ocsterreich. 

e)  Die  von  der  Staatsgewalt  angeordnete  Pensio- 
nirnng  darf  einen  höheren  Rahegehalt  geben,  als  wenn  der 
Beamte  freiwillig  oder  wegen  Krankheit  u.  s.  w.  den  Dienst 
verläast 

Eine  solche  Unterscheidung  ist  kaum  noch  ausgebildet.  Auch  sie  birgt  keine 
besond.  finanziellen  Gefahren,  wenn  die  (irundsätze  für  Pensioniriing  gehörig  normirt 
sind.  Ueber  zwangsweise  Pensionirung  und  Zur-Disposition-Stellung  s.  z.  ß.  d.  Deutsche 
ijcseiz  über  d.  Rechtsverh.  d.  Reichsbeamten  §.  25  ff. ,  34  t!'.  Dieser  Punct  gehört 
nicht  weiter  hierher. 

C)  Die  Höhe  der  Pension  soll  allmälig  und  zwar  in  einem 
nicht  zu  späten  Dienst-  und  Lebensalter  den  vollen 
Betrag  der  Besoldung  erreichen.  Als  passend  erscheint  das 
vollendete  40.  Dienst-  oder  65.  (höchstens,  aber  besser  nicht 
erst,  das  70.)  Lebensjahr  als  Zeitbestimmung  für  diesen  Anspruch. 

Dies  ist  m.E.  ein  Haupt  punct  einer  richtigen  Reform  des  bestehenden  Pensions- 
wesens. In  den  meisten  Ländern  bleibt  die  Pension  auch  nach  noch  so  langer  Dienst- 
oder Lebenszeit  erheblich  unter  der  Besoldung  stehen,  in  Preussen  erreichte  sie 
biBher   erst  nach  50  Diensj.  757o  cl^s  letzten  Gehalts  (also  im  Ganzen  etwa  im  75. 
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Lebcnsj.  oder  noch  später),  Bestimmungen,  die  leider  in  das  neue  Pensionsgesetz  n. 
in  die  Reichsgesetzgebung  (auch  fUr  Militär)  übergegangen  bind.  Erst  d.  prcuss.  Ges. 
V.  1882  hat  die  Erreichung  dieses  leider  festgehalt.  Max.s  v.  75Vo  ▼cnigstens  mit 
dem  vollendeten  40.  Jahre  bestimmt  (durch  die  Veränderung  der  Jahressteigenmg 
von  Vao  ^^^  Veo  ^-  1^-  ^'  *")•  ^ic  Pension  in  Frankreich  bleibt  v.  38.  Dienst), 
an  auf  75°/o,  in  Sachsen  auf  80%  <^cs  Diensteinkommens  der  letzten  f>  Jahre  t. 
45.  (jetzt  40.)  Dicnstj.  an  stehen,  auch  in  Würtemberg  feteigt  sie  ?.  40.  Dienstj.  an 
nicht  mehr  tlber  927^  resp.  85°/ü,  in  Baden  geht  sie  nicht  tlber  80%  (^^i  allen  Ge- 
halten über  600  fl.)  vom  40.  Dienstj.  an  hinaus,  ähnlich  ist  es  in  einigen  Kleinstaaten. 
In  anderen  Fällen  ist  die  Pension  im  Betrage  des  vollen  Gehalts  doch  an  ein  zu 
hohes  Dienstalter  gebunden,  so  an  50  Jahre  in  Hessen  und  mehreren  Kleinstaaten. 
In  Baiern  macht  man  bei  dem  Activgehalte  eine  ziemlich  massige  Unterscheidung 
zwischen  Standesgehalt  und  Dicnstgehalt.  Ersterer  bleibt  dem  Pensionär  nnd 
beträgt  im  1.  Jahrzehent  des  Dienstes  7,  im  2.  8,  im  3.  und  4.  9  Zehntel  des  bloss 
aus  einem  Hauptgeldbezug  (ohne  NebenbezUge)  bestehenden  Gehalts.  Diese  9  Zehntel 
erhält  der  Beamte,  der  auf  Grund  von  40  Dienstjahren  oder  70  Lebensjahren  in  Pension 
tritt.  Richtig  gewährt  dagegen  die  neue  österr.  Pensionsordnung  v.  9.  Dec.  1866 
vollen  Gühalt  ab  Pension  nach  40  Dienstjahren.  In  Russland  tritt  diese  volle  Pension 
sogar  bei  Civilbeamten  schon  nach  30  (ohne  Nachweis  der  Untauglichkoit) ,  bei  Lehr- 
beamten  nach  25  und  in  gewissen  Fällen  der  Untauglichkoit  nach  15  u.  20  Jahren 
ein.  —  Neben  einem  bestimmten  Dienstalter  muss  aber  auch  ein  gewisses  Lebens- 
alter diesen  Ansprach  gewähren.  Fälle,  wo  alsdann  schon  nach  kurzem  Dienstalter 
dieses  Recht  eintritt,  werden  doch  nur  zu  den  Ausnahmen  gehören  (z.  B.  bei  Ueber- 
nahme  eines  Beamten  aus  fremdem  Staatsdienste  oder  dergl.,  wo  ohnehin  die  firtlhere 
Dienstzeit  angerechnet  zu  werden  pflegt).  Wenn  der  Grundsatz  feststeht,  so  wird  man 
in  der  Anstellung  älterer  Beamten  nur  vorsichtig  werden,  was  gewiss  gut  ist  —  Mit 
der  Annahme  des  hier  beftlrworloten  Grundsatzes  fallen  dann  auch  die  sehr  allgemein 
vorkommenden  Bestimmungen  über  ein  absolutes  Maximum,  das  eine  Pension 
(auch  öfters  ein  Wartegeld)  nicht  tiberschreiten  darf  (z.  B.  in  Preussen  3000  Thlr. 
nach  Cabinetsordre  v.  10.  Juni  1848  — ,  eine  Beschränkung  ist  auch  im  neuen  Gesetz 
§.11  geblieben  — ,  d.  Eink.  über  4000  Thlr.  wird  bei  Bercchn.  der  Pension  nur  mit  */j 
angesetzt);  (in  Sachsen  2000 Thlr.,  in  Würtemberg  3000  fl ,  ausnahmsweise  4000  fi., 
jetzt  [Ges.  v.  1876]  6000  n.  9000  M.,  bei  Lehrern  nur  1800  fl.).  Diese  Bestimmungen 
sind  mehrfach  ein  Zugeständniss  gegen  unverständige  Angriffe  auf  das  Pensionswesen 
überhaupt  gewesen  (so  1848).  Nur  für  Minister  und  ähnliche  Beamte,  welche  eine 
Stelle  nicht  lange  inne  zu  haben  pflegen,  mögen  solche  Ausnahmen  eintreten  (im  D. 
Reich  tritt  bei  ihnen,  die  jederzeit  entlassbar,  ein  Pensionsanspnich  von  '/^  ein,  wenn 
sie  das  Amt  mindestens  2  Jahre  bekleideten). 

fj)  Im  wahren  Interesse  des  Staats  wie  seiner  Diener  empfiehlt 
es  sich,  an  letzteres  Dienst-  und  Lebensalter  —  wobei  für  diesen 
Fall  das  70.  Altersjahr  festgehalten  werden  mag  —  nicht  nur  das 
Recht,  sondern  auch  die  Pf i cht  zum  Austritt  aus  dem  activen 
Dienst  wenigstens  als  Regel  zu  knüpfen.  Für  eine  längere  Be- 
lassung im  Amte,  die  dann  die  Ausnahme  ist,  muss  eine 
specielle  Prüfung  des  einzelnen  Falls  erfolgen. 

Dieser  Grundsatz  ist  bisher  gewiss  zum  Schaden  des  Staatsdienstes  nur  in 
seltenen  Fällen,  z.  B.  bei  wichtigeren  Militärchargen  (Divisionsgeneräle  in  Frank- 
reich) in  der  Praxis  angenommen.  Man  hat  wohl  dagegen  argumentirt  mit  dem  Hin- 
weis auf  die  Leistungen  eines  Moltke,  Humboldt,  Thicrs  u.  s.  w.  Aber  nach  solchen 
Ausnahmefällen  kann  man  niemals  in  Gesetzen  gehen.  Es  handelt  sich  hier  um  eine 
statistische  Erfahrungsrcgel,  die  in  der  grossen  Mehrzahl  der  Fälle  zutrifft.  Die  preuss. 
Novelle  v.  1882  hat  hier  daher  mit  Recht  f.  nichtrichterl.  Beamte  die  Bestimmung 
getroffen,  dass  sie  nach  vollendetem  65.  Lebensjahre,  wenn  sie  nicht  selbst  ihre  Ver- 
setzung in  den  Ruhestand  beantragen,  unter  gewissen  C'autelen  pensionirt  werden 
können.    Aehnl.  Bestimmung  allgemein  giltig  f.  Beamte  Über  65  J.  in  K.  Sachsen, 
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Ges.  T.  3.  Jani  1S76.  YcrnünfÜg  und  meines  Erachtens  nachahucnswertb  ist  die 
Einrichtang  im  höheren  rassisch.  Lehrdienst  (wohl  ursprünglich  als  besonderer 
VortheÜ  für  den  Lehrer  eingeführt,  um  Lehrkräfte  zu  gewinnen,  aber  von  sehr  guten 
Folgen  für  den  Lehrdienst  als  solcher  geworden).  Der  Universitätslehrer  wird  z.  B. 
nnr  aaf  25  Jahr  angestellt,  kann  dann  mit  seinem  vollen  Gehalt  als  Pension  austreten 
(nach  der  neaerlichen  bedeutenden  Gehaltserhöhung  allerdings  nur  mit  dem  früheren 
Gehalt  ohne  Quartiergeld,  so  in  Dorpat  mit  circa  1430  K.  S.  bei  2400  H.  jetzigem 
Gehalt),  muss  aber  auch  austreten,  wenn  ^r  nicht  wieder  präscntirt  wird.  Dies  kann 
nor  anf  Antrag  der  Pacultät  unter  Zustimmung  von  ^.',  der  Mitglieder  des  Conseils 
(weiteren  Senats,  alle  Professoren  umfassend)  und  nur  2  mal  auf  je  5  Jahre  geschehen,  so 
dass  S5  Jahre  die  Mazimaldienstzeit  ist.  (Neuestens  ist  diese  Grenze  beseitigt  und 
öftere  Wiederwahl  zugelassen.)  Bei  solcher  Wiederwahl  bezieht  der  Professor  neben 
seinem  Gehalte  zugleich  die  Pension,  welche  letztere  nach  je  5  Jahren  um 
'/^  steigt,  und  also  nach  35  Jahren  1%  des  ursprünglichen  Betrags  erreicht.  Die 
Stelle  des  Austretenden  oder  Nichtwiedergewählten  wird  neu  besetzt,  doch  behält 
derselbe  das  Recht,  zu  lesen.  —  Bei  vielen  deutschen  Universitäten,  z.  B.  allen 
preussischon  —  wie  denn  auch  das  neue  Pensionsgesetz  ausdrücklich  auf  Uni- 
rersit&tslehrer  nicht  anwendbar  ist  —  erfolgt  grundsätzlich  keine  Pensionirung  des 
Lehren,  was  als  persönlicher  Yortheil  gegenüber  den  sonstigen  Beamten  gilt 
und  mit  Recht.  Nur  führt  es  in  der  Praxis  vollends  leicht  dazu,  dass  die  Aemter 
Ton  sehr  alten  Männern  inne  gehabt  werden  und  eine  Neubesetzung  doch  meistens 
efst  bei  einer  Yacanz  durch  Todesfall  eintritt,  —  sicherlich  im  Allgem.  ein  schädliches 
Verhältniss  mit  noch  ungünstigeren  Folgen  als  im  übrigen  Staatsdienst. 

Wird  das  Pensionswesen  nicht  in  solcher  Weise  einge- 
richtety  so  droht  stets  sehr  leicht  eine  UeberfüIIung  des  activen 
Staatsdienstes  mit  Greisen  und  decrepiden  Personen. 

Diese  suchen  so  lange  als  möglich  activ  zu  bleiben,  um  nur  am  Gehalt  keine 
£inbiis8e  zu  erleiden,  und  aus  persönlichen  Kücksichten  werden  sie  gegen  das  Dicnst- 
interesse  im  Amte  belassen.  Bis  fast  zum  letzten  Athemzuge  müssen  sie  sich  auf- 
arbeiten, ohne  in  der  berechtigten  Müsse  des  höheren  Alters  die  eigcnthUmlichen 
Yorzttge  dieser  Lebensperiode  für  sich,  ihre  Angehörigen  und  für  das  ganze  Yolk 
zur  Geltang  bringen  zu  können.  Die  Jüngeren  rücken  ungemein  langsam  nach.  Das 
von  diesen  zu  amortisirende  Bildungskapital  wächst  immer  mehr  au.  Die  Activgehalte 
mtkssen  schliesslich  aus  diesem  Grunde  doch  nur  um  so  mehr  erhöht  werden  und  die 
greisen  Yäter  die  Gehalte  beziehen,  um  ihre  unentgeltlich  dienenden  oder  ungenügend 
bezahlten  Sohne  zu  unterhalten.  Die  £rsparung  am  Pensionsetat  ist  daher  doch  keine 
reelle.  (Gute  Bemerkungen  darüber  v.  Engel  in  „Preis  d.  Arb.'*  u.  sonst).  Die 
ungtuutige  Regelung  des  Pensionswesens  erklärt  sich  wohl  nur  aus  der  noch  weit 
verbreiteten  Anschauung,  als  sei  die  Gewährung  eines  Ruhegehalts  etwas  Anomales, 
eine  besondere  Wohlthat  im  Staatsdienst  Sie  ist  aber  nur  eine  gerechte  Forderung, 
welche  im  Grunde  für  alle  Arbeitsarten  aufzustellen  ist,  damit  wenigstens  die  wahren 
Selbstkosten  der  Arbeit  ersetzt  werden.  Fällt  die  Pension  fort  oder  ist  sie  unge- 
nügend, so  muss  der  Activgehalt  nur  um  so  höher  sein,  damit  daraus  eine  Alters- 
oder Invaliditätsrente  gesichert  werden  kann,  wie  sich  aus  dem  Folgenden  ergiebt. 

§.  160.  —  2.  Für  die  richtige  Bemessung  der  Höhe 
des  Totalgehalts  und  seiner  Hauptposten  (§.  156)  sind  die- 
selben Grundsätze  zu  befolgen,  welche  für  die  Regelung  der 
Höhe  jedes  Arbeitslohns  aufzustellen  sind.  Danach  müssen  ins- 
besondere die  Selbstkosten  der  Arbeit  richtig  und  vollständig 
ersetzt  werden.  Unter  den  Betrag  dieser  Selbstkosten  kann  auf 
die  Daner  der  Preis  der  Arbeit  oder  der  Lohn  nicht  sinken,  sie 
bestimmen  also  das  Minimum  des  Lohnes,  wenn  die  Arbeit  be- 
ständig bedurft   wird  und   daher  angeboten   werden  muss.     Das 
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allgemeine  Lohnproblem  nimmt  hier  nur  gemäss  der  specifischen 
Eigenthümlichkeit  des  Staatsdienstes  eine  besondere  Gestalt  an. 
Die  Selbstkosten  der  Arbeit  setzen  sich  nun  ans  folgenden 
fünf  Posten  zusammen:  1)  Bedarf  für  die  Erhaltung  des 
Lebens  und  der  Arbeitskraft  während  der  Dauer  der 
Arbeitsperiode;  2)  Bedarf  für  die  Aufbringung  (Reservirung, 
bez.  Zahlung  an  Versicherungsanstalten)  von  Prämien,  um  sich 
gegen  vorzeitige  Invalidität  und  Krankheit  zu  versichern; 

3)  Bedarf  für  die  Wiedererstattung  des  verwendeten  Er- 
ziehungs-  und  Bildungskapitals  (Amortisationsrente  dafür) 
einschliesslich  eines  Prämienbetrags ,  um  sich  gegen  die  Gefahr 
unvollständiger    Wiedererstattung     dieses    Kapitals    zu    sichern; 

4)  Bedarf  für  die  Erhaltung  des  Lebens  nach  Abschlnss 
der  Arbeitsperiode  (Altersrente);  5)  Bedarf  für  die  nicht  oder 
nicht  genügend  erwerbsfähigen  Hinterbliebenen  des  Arbeiters 
(Wittwen-  und  Waisenpension).  Im  Folgenden  ist  die 
Gestaltung  dieser  fünf  Posten  bei  der  Arbeit  des  Staats- 
dieners zu  untersuchen. 

S.  hier  namentl.  Engel,  Preis  der  Arbeit,  S.  36  fF,  bes.  über  die  genanntea 
Prämienbeträge,  die  der  Lohn  decken  mass,  (erneuert  u.  weiter  ausgeführt  7.  Engel 
in  d.  Aufs,  in  d.  preuss.  stat.  Ztschr.  1876  S.  482  Ü'X  Diese  Erörterungen  sind  im 
Texte  mehrfach  benutzt  worden. 

§.  161.  Die  dauernden  Selbstkosten  der  Arbeit  des 
Staatsdieners. 

a)  Der  Gehalt  muss  zunächst  hinreichen  fUr  den  Standes- 
gemässen  Lebensbedarf  des  Beamten  und  der  von  ihm  in 
üblicher  Zeit  begründeten  Familie  üblichen  ümfangs, 
also  ohne  Voraussetzung  eigenen  Vermögens  bei  dem  Beamten 
und  mit  Voraussetzung  des  im  Dienstinteresse  erfolgenden  Ver- 
bots gewöhnlichen  Gewerbebetriebs  für  den  activen  Beamten. 

Das  Moment  des  standcsgemässen  Bedarfs  ist  in  unserem  bestehenden  Wirth- 
Schaftssystem  bei  der  obwaltenden  ungleichen  Verth eilung  des  Volkseinkommens 
berechtigt.  Vgl.  Wagner,  Grundleg.  I,  1.  Abth.  Kap.  2,  §.  94  U*.  Von  ganz  anderen 
socialen  Zuständen  darf  hier  abgesehen  werden.  Die  Staatsbeamten  der  verschiedenen 
Kategorien  müssen  in  ihren  Einkommenverhältnissen  wenigstens  einigermasscn  den 
entsprechenden  Übrigen  Gesellschaftsclassen  gleichstehen.  —  Auch  der  Staatsdiencr 
wie  jeder  Andere  hat  die  Folgen  einer  übermässig  zahlreichen  Familie  selbst  zu 
tragen.  Die  häufige  Motivirung  der  Forderung  einer  (iehaltszulage  mit  der  Grösse 
der  Familie  ist  unstatthaft.  Beamte  bedürfen  bei  uns  regelmässig  z.  Gewerbebetrieb 
einer  besonderen  Erlaubniss  der  Dienstbehörde.  S.  z.  B.  über  Preussen  die  Be- 
stimmungen bei  Mas  eher,  Civilstaatsdienst,  S.  110  ff.,  113  ff.  Jetzt  gehören  hier- 
her auch  die  berechtigten  neueren  gesetzlichen  Verbote  f.  active  Staatsbeamte, 
remunerative  Stellungen  in  Actien-  u.  ähnlichen  Gesellschaften  anzunehmen.  S 
preuss.  Ges.  v.  10.  Juni  1874. 
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In  Aemtem,  welche  nach  der  Stellung  des  Inhabers  besondere  Nebenaus- 
gaben mit  sich  bringen,  ist  dafür  ein  angemessener  Zuschlag,  nach  der  speciell  zu 
Tc^rrechnenden  Ausgabe  oder  besser  als  Pauschsumme,  zu  gewähren  (Functions- 
zulage),  der  mit  dem  Austritt  aus  diesem  Amte  wieder  fortfällt.  Die  Annahme 
jedoch,  dass  jedes  Amt  an  sich  solche  Ausgaben  veranlasse,  womit  man  die  Unter- 
scheidung eines  Standes-  und  Dienstgehaltcs  im  Activitätsgebalt  und  die  allgemein 
niedrigeren  Wartegelder  und  Pensionen  hat  rechtfertigen  wollen,  entspricht  der  Sach- 
lage doch  kaum. 

Bei  Ministem,  besond.  dem  des  Aeussern,  mehr  noch  bei  Gesandten,  (ieneral- 
consuln  u.  s.  w.  ist  die  Unterscheidung  gerechtfertigt.  Die  sehr  hohen  Emolumcnto 
der  Gesandten  (z.  B.  der  deutsche  Botsch.  in  Frankr.  120,000,  in  England  150,000, 
in  Oesterr.  120,000,  in  Bussl.  150,000,  in  Italien  100,000  M.,  ausserdem  Überall  freie 
Dienstwohnung)  sind  grOsstentheils  solche  Functionszulagen,  die  denn  auch  bei  der 
Berechnung  des  pcns.fah.  Einkommens  ausfallen.  Die  allgemeine  Unterscheidung  in 
Baiem,  jetzt  bei  den  5  Classen  höherer  Beamten  auch  in  Oesterreich. 

Für  die  BemessuDg  des  standesgemässen  Lebensbedarfs  bilden 
nnr  zuverlässige  Hausbaltbudgets  der  einzelnen  nacb  der 
Einkommengrösse  geordneten  Bevölkerungsklassen  eine  sichere 
Grundlage. 

Leider  fehlen  solche  meistens  oder  werden  bei  der  Gehaltsregclung  nicht  ge- 
nügend beachtet.  Eine  Vergleichung  der  Bcamtenclassen  mit  ähnlich  gestellten  Classen 
der  Gewerbe-  und  Handeltreibenden  und  besonders  auch  der  übrigen  liberalen  Pro- 
fessionen muss  weiter  als  Anhaltspunkt  dienen.  Eine  wesentlich  ungünstigere 
materielle  Lage  der  Staatsdiener  hat  die  grösstcn  Bedenken  und  vcrstOsst  durchaus 
gegen  das  wahre  Interesse  des  Staatsdienstes,  selbst  dann,  wenn  bei  den  gewährten 
Gehalten  nicht  gleich  ein  Mangel  an  Staatsdienst -Aspiranten  eintritt.  Freilich  darf 
beim  Vergleich  mit  anderen  Classen  die  Ehre  der  Stellung  u.  s.  w.  (§.  153)  und  die 
Sicherheit  des  Einkommens  vollauf  berücksichtigt  werden. 

Besonders  wichtig  ist  die  Statist.  Erfahrungsregel,  die  von  Engel  fur  den 
Nahrungbedarf,  von  Schwabe,  Bruch,  Laspeyres  auch  für  den  Wohnungsbedarf 
nachgewiesen  ist,  dass  nämlich  die  Quote  für  diesen  nothwendigen  Bedarf  um  so 
grösser  wird,  je  kleiner  das  absolute  Einkommen  ist.  S.  Berl.  Stadt.  Jahrb.  1808, 
1S69.  Balt.  Monatsschr.  1870.  Bercchn.  über  d.  Yerhältn.  d.  Miethe  zum  Einkommen 
von  Laspeyres  in  d.  Ztschr.  d.  Sachs.  Statist  Bur.  1876.  (Leipz.,  Hamb.,  Berl.  ver- 
glichen). Die  neueren  verdienstvollen  Arbeiten  der  städt.  Statist.  Bnrcaux  in  Berlin, 
Frankf.  a.  M.,  Privatarbeiten  v.  Schnapper,  Dehn,  Ballin  u.  A.  m.  über  „Arbeitcr- 
badgets'^  sind  auch  für  die  Besoldungsfragcn  der  Unterbeamten  beachtenswerth.  S. 
bes.  Ballin,  Haushalt  d.  arbeit.  Classen,  1.  Th.  Berl.  1883  iZus.stell.  der  Arbeiten 
verschied.  Statistiker).  Aehnliche  Untersuchung  über  den  Haushalt  der  mittleren  u. 
höheren  Beamten  sollten  jeder  umfassenderen  Regulirung  der  Gehalte  vorangehen. 
So  sehr  zuzugeben  ist,  dass,  je  höher  das  Einkommen,  desto  mehr  das,  was  zum 
„Bedarf'  gehört,  eine  sehr  variable  Grösse  ist,  u.  der  alte  Satz  immer  gilt  ,,mit 
Vielem  hält  man  Haus,  mit  Wenigem  kommt  man  auch  aus''  —  selbst  ohne  reell 
sehr  empfindliche  Einschränkungen,  indem  eben  nur  überhaupt  sparsamer  gewirth- 
schaftet  wird,  —  so  lassen  sich  doch  auch  hier  gewisse  typische  Bedarfs scalcn 
als  Grundlage  der  Besoldungsregelung  des  mittleren  u.  sogar  des  höheren  u.  höchsten 
Beamtenthums  aufstellen. 

Nothwendig  und  zwar  in  keiner  Zeit  mehr  als  in  der  Gegen- 
v^art  sind  besonders  zwei  Forderungen  für  die  Gehalts- 
normirung  zu  stellen:  einmal  müssen  die  zeitlichen,  sodann 
die  örtlichen  Preisverschiedenheiten  der  Lebens- 
bedürfnisse (i.  w.  S.)  und  namentlich  die  in  beiden  vorgehen- 
den Veränderungen  berücksichtigt  werden. 
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a)  Es  ist  daher  einmal  die  rechtzeitige  und  entsprechende 
Erhöhung  der  Gehalte  bei  einer  allgemeinen  Preissteige- 
rung (in  Folge  eigentlicher  Geldentwerthung,  —  wie 
wir  sie  im  Ganzen  in  Europa  im  letzten  Menschenalter,  trotz 
neuerlichen  Rückgangs  der  Preisbewegung,  erlebt  haben  —  oder 
einer  Umgestaltung  der  Verkehrsverhältnisse  u.  s.  w. 
—  wie  sie  besonders  seit  den  40  er  Jahren  auf  dem  Gontinente 
ebenfalls  preissteigernd,  zumal  für  Agrarproducte ,  eingewirkt 
hat  — ),  femer  aber  nicht  minder  bei  einer  dem  fortschreiten- 
den allgemeinen  Wohlstand  zuzuschreibenden  Er- 
höhung der  Lebensansprüche  in  der  ganzen  Bevölkerung 
und  namentlich  bei  den  mit  den  höheren  Beamten  zunächst  zu 
vergleichenden  wohlhabenderen  Gesellschaftsklassen  nothwendig. 
In  dieser  Beziehung  erfolgen  die  erforderlichen  Gehaltserhöhungen 
besonders  in  unserer  Zeit  zu  langsam,  zu  spärlich,  zu  unregelmässig 
und  zu  wenig  rationell. 

Statistische  Ycrgleichiingen  voa  Gehalts Ferändcrongen  in  diesem  Jahrhundert 
a.  A.  bei  Engel,  preass.  stat  Ztschr.  1876  S.  491  über  Preussen,  bei  Riecke 
Verfass.  u.  s.  w.  W.s  S.  111  über  Würtemb.  Z.  B.  in  Preussen  1825  u.  1872 
(hier  ohne  Wohn.geld  noch)  Oberpräs.  6000  n.  7000  Thlr.  oder  16  7%  Pias  (*ttch  fr. 
Wohn.),  Ministdirector  bez.  3500-4500,  i.  D.  4165.  jetzt  5000  Thlr.  Pias  ?.  207«, 
Minist.räthe  bez.  2000—2800,  i.  D.  2520,  jetzt  2500~;J300,  i.  D.  2900,  (+  15.17o), 
Landräthe  (1850)  800—1200,  i.  D.  1000,  jeUt  1200  bis  1600,  i.  D.  1400  (+  4ö7o)» 
Richter  1.  Instanz  (1850)  500—1300,  i.  D.  725,  jetzt  800—1500,  i.  D.  1150  (+  58.57J, 
Minist.  Bureaubeamte  (1825)  500—1500,  i.  D.  1100,  jetzt  1000—1800,  i.  D.  1400 
(+  27.3°/o),  Sccrctäre  d.  Pro7.behörden  400  bis  1000,  i.  D.  705,  jetzt  700—1200, 
i.  D.  950  Thlr.  (-|-  34.87o).  In  Würtemb.  Staatsrath  1822/34  3000,  1853  3600  u. 
3000,  1864  3700  u.  3100,  1872  4000  u.  3400,  1873  4667  u.  3967  fl.,  Mini8t.rath  in 
denselben  5  Jahren:  2300  u.  2100,  2500  u.  2300,  2700  u.  2500,  3000  u.  2800,  8500 
u.  3267  fl.  Kanzlist  1.  Gl.  800,  900,  950,  1050,  1225  fl.  — 

Reichen  diese  Gehaltserhöhungen  aus?  Zur  Beantwortung  für  die  allein  noch 
etwas  zahlreiche  Kategorie  der  höchsten  Classc  der  höheren  Beamten,  der  Ministerial- 
räthe  (Minister- u.  Directorenposten  sind  ja  gering  an  der  Zahl)  folgende  Berechnung : 
Es  bezogen  bis  vor  Kui-zem  mit  dem  Wohnsitz  in  dem  neuerdings  rasch  theurer 
gewordenen  Berlin  die  Räthe  des  obersten  Gerichtshofs,  die  vortragenden  Räthe  in 
den  Ministerien  und  die  übrigen  gleichgestellten  Beamten  2200—3000,  i.  D.  2600  Thlr., 
meist  ohne  jede  amtliche  Nebeneinnahme  aus  ihrem  Amte  und  ohne  Nebenftmter. 
Durch  die  neuere  Gehaltserhöhung  und  das  Wohnungsgeld  ist  letzterer  Betrag  um 
700  Thlr..  auf  3300  fhlr.  erhöht  worden:  eine  relativ  freilich  starke,  absolut  noch 
immer  schwerlich  genügende  Erhöhung.  Auf  Grund  specieller  statistischer  Forschungen 
möchte  der  übliche  Aufwand  für  eine  Familie  der  höheren  Beamtenkreise  ?on 
der  Stellung  der  MinisterialrätLe  (Mann,  Frau  und  3  halbwüchsige  schulbesuchende 
Kinder),  die  2  weibliche  Dienstboten  hält,  schon  Ende  der  60er  Jahre  im  Mini- 
mum anzuschlagen  sein  für  Berlin  u.  grössere  badische  Städte  v.  20—50,000 
Einw.  (spec.  Freiburg,  in  Karlsruhe  wohl  Wohnung  und  Haushalt  nm  107o  theurer) 
auf  folgende  Summen  in  Thlm.: 

Berlin  Bad.  Städte 

Haushalt  (per  Mon.  87V«^7o  1050      (p.  Mon.  68*/8)        824 

Wohnung 500  286 

Brennstoff 100  75 

Kleidung 420  360 
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Berlin  Bad.  Städte 

Gesundheit 50  30 

Kinderunterricbt     ...        200  120 

Dir.  Steuern 80  c.  40 

Di?erses 200  150 

Amortis.  d.  Mobiliars      .         150 125 

Summa  2750  2010 

Unter  Haushalt  sind  hier  alle  Ausgaben   fUr  Nahrung  (incl.   kleinere  Gesellschafts- 
ausgaben), AVaschen,  Beleuchtung,   Bedienung  (2  Dienstboten  neben  Naturalkost  und 
Wohnung  u.  s.  w.  in  Berlin  zus.  mit  Gescheuken  c.  90,  in  Baden   c.  76  Thlr.  Geld- 
lohn)  nebst  den  betreff,   indirectcn  Steuern,  welche   auf  den  UaushaltsbedUrfnissen 
haften;  unter  Kleidung  auch  Schuhwerk,  Leibwäsche,  Putz  fUr  die  ganze  Familie; 
unter  Gesundheit  namentl.  Honorar  des  Arztes;   unter  Kindorunterricht  neben 
Schalgeld  und  Schulbüchern  nur  Nobenuntüiricht  in  Musik.  Zeichnen  u.  dgl.  für  1 — 2 
Kinder;  unter  dir.  Steuern  Staats-  und  Gcmeindeabgabon  auf  Amtseiunahmen  (incl. 
WohnuBgsst  in  Berlin,  excl.  Mahl-  u.  Schlachtst.);   unter  Diversem  Ausgaben   für 
ötfenti.  Zwecke,   Arme  u.  dgl.,   Vereine,   für  wenig  Bücher,   Porto,   für  ebenfalls 
wenig  Vergnügenszwecke ,  Theater,  kleine  Touren  u   s.  w.,  für  etwas  grössere  Ge- 
selligkeit in  noch  sehr  beschränktem  Umfange,  für  Geschenke  an  Fremde  u.  a.  m. 
begriffen.    Als  Amortisation  (u.  Neubeschadung  nebst  Reparatur,  aber  ohne  Ver- 
zinsung) des  Mobiliars  (incl.  Tisch-  u.  Bettwäsche,  Silberzeug  u.  s.  w.)  ist  57ü  auf 
ein  Kapital  von  8000,  bez.  2500  Thlr.  gerechnet    Es  fehlt  hier  also  jeder  Aufwand 
für  Reisen,  für  kostspieligeren  Unterricht  (Studiren!),  für  tiefere  oder  längere  Gesund- 
heitsstörungen  (Badereisen!),   für   grössere   Bücheranschaff'ungen   u.  s.  w.,   auch   die 
Wittwencassengelder  sind  weggelassen,  von  and.  Kapitalersparungen  (Lebensversicherung 
u.  s.  w.)  nicht  zu  reden.     Die  Amortisation  des  Bildungskapitals  erfolgt  in  dem  Auf- 
wand für  die  Kinder.    Sind  die  Kinder  älter,  oder  etwa  alle   3  Söhne  oder  ist  die 
Kinderzahl  grösser,  so  steigen  dieSe  Ausgaben  sofort.    Dabei  sind  bes.  für  Berlin  die 
Hauptausgaben  für  Haushalt,  Wohnung,  Brennstoff',  auch  wohl  Kleidung  schon  für  die 
damalige  Zeit  niedrig  angesetzt.     Die  erste  konnte,   ohne  zu   hoch  zu  werden,  um 
10,  Wohnung  um  10 — 20,  Brennstoff"  um  20°/,,  höher  augeschlagen  werden,  wobei  die 
Gesammtausgabe  auf  2950  Thlr.   stiege.  —  Und  doch  sind  die  Gehalte  jener  Räthe 
die   höchsten  Gehalte,   welche  für   eine   noch   etwas  zahlreichere  Boamtenclasse  im 
Staatsdienst  vorkommen.    Ob  die  jetzt  eingetretenen  Gehaltserhöhungen   für  die  an- 
gegebene Kategorie  von  Beamten  in  Berlin  ausreichen,  mag  aus  folgendem  Anschlag 
ermessen  werden,  welcher  durchaus  auf  genauen  Daten,  aus  der  Mitte  der  70er  Jahre, 
insbesondere  meinen  eigenen   Hauslialtcrfahrungen    beruht.     Die  Annahme  ist:   eine 
Familie  bestehend  aus  Mann,  Frau,  4 — 5  Kindern  (^bei  Deutschen  nicht  das  übliche 
Maass  übersteigend,  wie  die  Statistik  lehrt),  wovon  3 — 4  die  Schulen  besuchen,  dann 
2 — 3  Dienstboten,  eine  Zahl,  welche  z.B.  so  lange  Kinderwartung  nothwendig,  kaum 
zu  verringern  ist     Für  die  Wohnung  bessere  Qualität  und  Lage  vorausgesetzt  aber 
nicht  besonders  gute.    Ein  wcibl.  Dienstbote  ist  zu  veranschlagen   auf  50 — 60  Thlr. 
Geldlohn,  48  Thlr.  Kostgeld  für  Frühstück  u.  Abendessen,  10— 15  Thlr.  Geldgeschenke, 
zus.  c.  110—115  Thlr.  baar,  ferner  f.  Miltagskost  Wohnung  u.  s.  w.  80—100  Thlr., 
zus.  wenigstens  200  Thlr.,  wobei  in  grösserem  Haushalt  wie  gewöhnlich  die  Ausgabe 
allerdings  in  geringerer  Progression  als  die  Kopfzahl  steigt    Kinderunterricht  beträgt: 
f.  d.  Knaben  Gymuas.  u.  Bücher  c.  40—45  Thlr.,  f.  d.  Mädchen   höh.  Töchterschule 
u.  Bücher  Anfangs  c.  40—50,  später  c.  60—90  Thlr.,  Musikunterr.  f.  1  Kind  c.  50  Thlr. 
Bei  Anschafi'nngen    von  Nutz  vermögen   (Mobiliar,   gew.  Kleidung,    Betten,    Bücher) 
auch  hier  nur  der  Amortisationsbetrag  p.  Jahr  (ohne  Zins),  nicht  die  volle  Ausgabe 
angesetzt    Die  Rubriken   sonst  wie  oben  verstanden,  unter  Nahrung,  Wohnung,  Be- 
leuchtung, Wäsche,  die  Naturalverpflegung  der  Dienstboten  inbegriffen  (noch  in  Thalem) : 

1)  Nahrung 1300  Transport     1700 

2)  Waschen 100  Abnutzung    ....       200 

3)  Beleuchtung    ....        50  7)  Brennmaterial  ....       170 

4)  Baares  Geld  f.  Dienstbot      250                     IL  Nr.  5-7  =  Wohnen  1270 
L  N.  1— 4  =  Haushalt              1700       8)  Gesundheit 100 

5)  Wohnung 900  9)  Kleidung 600 

6)  Wohnungseinrichtung  u.  10)  Unterricht 250 

Latus  1 7 00 ~  "Latus  392Ö 
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Transport  3920                                               Transport  4370 

11)  Bildungsmittol  (Bücber,  Ztschr.)  150  14)  Vergnügen  etc 150 

12)  Steuern 180  15)  üröss.  Geadligk 150 

13)  Beiträge  für  öffentliche  Zwecke,  16)  Nothw.  Fahren 50 

Vereine  etc 120  17)  Divei'ses .     .  150 

^LätÜ8~437Ö  Summa  1—17     4870 

Auch  hier  ist  ftlr  Reisen  u.  dgl.  noch  nichts  angesetzt.  Schwerlich  l&sst  sich  diese 
Summe,  jenen  Umfang  der  Familie  vorausgesetzt,  ohne  eine  wesentliche  Herab- 
drUckung  unter  die  Lebensweise  der  betreffenden  Gesellschaftsciasse,  auch  nur,  um  ein 
Maximum  anzunehmen,  um  c.  107o  vermindern.  Dann  bleibt  rund  4400  Thir.  oder 
3378 7o  mehr  als  der  jetzt  erhöhte  Gehalt  jener  Beamtenclasse  im  Durchschnitt  be- 
trägt. Und  bei  dieser  Ausgabe  weiss  jeder  mit  den  Verhältnissen  Vertraute,  dass  die 
Lebensweise  der  Familie  dabei  eine  durchaus  nicht  üppige,  sondern  eine  knappe  ist. 
Nimmt  man  nun  aber  eine  noch  etwas  grössere  Familie  (6 — 7  Kinder)  und  theil- 
weise  erwachsene  Kinder  (etwa  1—2  Söhne  auf  d.  Univers.)  an,  so  steigt  der  Be- 
darf, eine  nur  halbwegs  gleiche  Lebensweise  wie  bei  Kaufleuten,  mittleren  Rentiers, 
Fabrikanten,  Gutsbesitzern  vorausgesetzt,  nach  heutigen  Berliner  Verhältnissen,  leicht 
um  ^/ß — */4 — V«  dieser  Summen  oder  auf  rund  6000 — 7000  Thlr.  und  mehr  (Min. 
15,000,  Durchn.  wohl  20,000  M.,  wobei  6—7000  M.  auf  Haushalt,  4—5000  auf 
Wohnen,  2000—3000  auf  Kleidung  gerechnet,  1  Sohn  auf  der  Universität  2000—3000  M. 
—  letzterer  Betrag  bei  „Verbindungsleben"  nicht  einmal  hoch  angesetzt;  —  bei  et- 
was mehr  Sommerreisen,  Badecuren  steigt  der  Betrag  i.  G.  wohl  auf  20 — 24,000  M.). 
Berlin  ist  nun  freilich  relativ  theuer,  aber  doch  heute  wohl  noch  wohlfeiler  als  Ham- 
burg, vollends  als  Wien  (öst.  Valuta  al  Pari  gerechnet  1  fl.  =  2  M. ,  schlage  ich 
Wien  nach  eigener  Kenntniss  und  manchen  eingezogenen  Erkundigungen  auf  20 — SO^o 
theurer  als  Berlin  au)  u.  im  nordwestl.  Deutschland  (Frankf.  a.  M.  u.  ßhcinlande)  ist 
es  für  Beamte  nicht  viel  wenn  überhaupt  wohlfeiler  als  in  Berlin. 

Immer  noch  zu  wenig  rationell,  ja  im  Grande  ziemlich  roh 
ist  das  nenerlieh  in  Deutschland  mehrfach  angenommene  System, 
auch  den  Civilbeamten  neben  dem  Gehnlte  fixe  sogen.  Wohnungs* 
geldzuschüsse  (Qaartiergelder),  abgestuft  nach  Rang- 
klassen der  Beamten  und  nach  Klassen  der  Wohnorte, 
zu  gewähren,  um  dadurch  die  vielfach  besonders  starke  Preis- 
steigerung eines  der  wichtigsten  materiellen  Bedürfnisse  flir  den 
Beamten  auszugleichen.  Richtiger  wäre  es  auch  hier,  nicht  ein 
solches  einzelnes  Bedürfniss  zum  Zweck  der  Regelung  des  Ein- 
kommens des  Beamten  herauszugreifen,  sondern  auf  der  Grundlage 
umfassender  Haushaltbudgets  vorzugehen. 

S.  über  d.  Wohnungsgcld :  preuss.  Ges.  v.  12.  Mai  1873,  Reichsges.  v. 
30.  Juni  li>73  (hier  zugleich,  neben  dem  alten  Servisgelde.  f.  d.  Officiere  u.  Beamten 
des  Keiclisheercs  u.  d.  Marine).  Darüber  mein  Aufs.  Keichsfinanzwesen  in  Holtzen- 
dorH's  Jahrb.  III,  181 — 183.  Es  bestehen  6  Ortsclassen  (Berlin  u.  5  andere  Glasson) 
und  in  jeder  im  Reiche  0,  in  Prcussen  5  Dienstran gelassen ,  wobei  12  preuss.  Bang- 
classen  (^incl.  Subalterne  u.  Unterbcamte)  in  diese  5  f.  diesen  Zweck  zusammengezogen 
sind.  Nach  dem  preuss.  Tarif  sind  z.  B.  die  Sätze  fUr  Berlin  500,  400,  300,  180, 
80  Thlr.,  fdr  die  niedrigste  Ortsclasse  200,  180,  120,  60,  20  Thlr.  Die  Einrichtung 
ist  noch  zu  roh  empirisch,  die  Zuschüsse  entsprechen  den  Verschiedenheiten  der  Mieth- 
preise  in  den  Ort^iclassen  nicht  richtig  (sind  wohl  für  die  grossen  Städte,  bes.  Berlin, 
relativ  zu  niedrig).  Die  Benutzung  eines  veralteten  liangclassensystems  als  Grundlage 
für  die  Regelung  einer  sol<:hen  ökonomischen  Frage  ist  ein  weiterer  Uebelstand.  Die 
Officiere,  z.  Th.  die  höchsten  Beamten  sind  gegenüber  dem  Civil,  resp.  den  mitUeren 
Rangclasson  zu  sehr  begünstigt.  Die  statistische  Regel,  dass  die  Miethc  bei  kleinerem 
EinkoHiincn    oinc   wachsend    grössere   (^uote    beansprucht,  ist  übrigens  einigermassen 
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beachtet  worden.  Das  Wolmniigsgeld  betr&gt  z.  B.  in  Berlin  bei  den  Ministerial- 
directoren  10%  des  jetzigen  Gehalts,  bei  den  Tortragenden  R&then  13*8,  bei  der  dann 
folgenden  Kategorie  höh.  Beamten  c.  17*6,  bei  d.  letzten  c.  20— 257oi  ^^i  ^'  Sub- 
alternen 15 — 30,  bei  d.  Unterbeamten  20 — 25  ^/q.  Man  wird  nach  den  Arbeiten  von 
Schwabe,  Laspeyres  annehmen  können,  dass  diese  Proccnte,  welche  diese  6  Classen 
TOD  ihrem  Einkommen  für  Miethe  ausgeben,  ungefähr  sind:  18,  19,  22,  24,  27,  30.  — 
Auch  Baden  hat  Wohnangsgeldzuschttsse  im  Girildienst  eingeführt  Ges.  y.  9.  Jan. 
1874,  3  Ortsclassen,  6  Beamtencl.,  (GL  I  der  letzteren  9ü0,  720,  600,  Gl.  VI  120,  84, 
60  M.,  dabei  zweckmftssigere  Glassific  d.  Beamten  als  in  Preussen).  Baiern, 
Wurtemberg,  Sachsen  haben  bisher  keine  Wohn.geIder  eingeführt,  in  Baiern 
hat  aber  die  Regierung  dem  Landtag  im  Oct.  1883  eine  bezugliche  Vorlage  gemacht  — 
Die  mitunter  in  den  letzton  Jahrzehnten  gewährten  „Theuerungszulagen"'  sind  bei  den 
neueren  Gehaltserhöhungen  z.  Th.  wieder  beseitigt  worden. 

ft)  Sodann  mass  mehr,  als  es  gegenwärtig  geschieht ,  wegen 
der  wesentlichen  Verschiedenheit  der  örtlichen  Geld- 
preise der  Lebensbedürfnisse  und  wegen  der  gerade  darin  oft 
ziemlich  rasch  vorkommenden,  Gegend-  und  Ortsweise  wieder 
sehr  verschiedenen  Aenderangen,  der  Gehalt  auch  für  eine 
und  dieselbe  Gattung  Aemter  in  verschiedenen  Orten 
verschieden  bemessen  werden. 

Gonsequent  ist  dieses  Prindp  bisher  nur  für  Gesandten-  und  Gousularposten 
durcbgefklhrt  Gute  Einblicke  in  die  ferschiedene,  wenn  auch  fast  überall  starke  locale 
Preissteigerung  der  Hauptst&dte  u.  s.  w.  geben  die  Berichte  der  englischen  Gc- 
sandtschahen  aber  diesen  Punct,  die  im  J.  1870  veröffentlicht  worden  sind.  Die  hier 
befürwortete  locale  Gehaltsverschiedenheit  hat  also  eine  andere  Bedeutung  als  die  oben 
in  §.  158  erwähnte:  letztere  sollte  gerade  eine  reelle  Verschiedenheit,  diese 
dagegen  soll  eine  reelle  Gleichheit  der  Gehalte  herbeiführen.  Die  jetzige  Gleich- 
heit der  Gehalte  ist  eine  reelle  Ungleichheit,  weil  die  Kaufkraft  derselben  Geldsumme 
örtlich  sehr  yariirt  Ebenso  müssen  statt  allgemeiner  oftmals  auch  locale  Gehalts- 
erhöhungen erfolgen,  weil  die  Vertheuerung  des  Lebens  an  einem  bestimmten  Orte 
besonders  rasch  und  stark  ist,  —  am  Stärksten  in  der  Kegel  in  grossen,  schnell  an 
BeTölkerung  wachsenden  Städten ,  z.  B.  den  Hauptstädten ,  wo  daher  ?or  Allem  die 
Gehalte  entsprechend  zu  erhöhen  sind.  Obgleich  dies  alsdann  vielleicht  mit  den 
ohnehin  schon  höchsten  Gehalten  (z.  B.  mit  denen  der  oberen  Beamten  in  den  Ministerien, 
obersten  Gerichtshöfen  und  Behörden)  geschieht,  so  liegt  darin  keine  Ungerechtigkeit, 
denn  diese  Gehalte  sind  eben  am  Schnellsten  in  ein  Missvcrhältniss  gekommen.  Die 
grössere  Theuerheit  des  Lebens  in  den  Haupt-  und  Residenzstädten  und  mitunter 
auch  in  anderen  grossen  Städten  ist  allerdings  hier  und  da  schon  bei  der  Gehaltsbe- 
messung berücksichtigt  worden,  aber  weder  allgemein  noch  ausreichend  genug.  Auch 
ist  die  Erhöhung  zu  willkürlich  gegriffen,  ohne  eine  vorausgehende  brauchbare 
Statist  Untersuchung  .Höchstens  dass  die  höheren  W oh nungs preise,  das  Handgreif- 
lichste, beachtet  sind,  aber  wiederum  nicht  so,  dass  die  Gehaltsstcigerung  genügend 
diesen  Umstand  berücksichtigt  Beispiel:  Preussen  um  1870.  Oberstaatsanwalt  in 
Beriin  (bei  Ger.  2.  Inst)  2000,  and.  1800 — 1400,  Gassen-  u.  Bechnungsrevisoren  bei 
Appellationsgerichten  in  B.  1200,  sonst  Maximum  1100,  Secretäre  Max.  in  Berlin 
1200,  sonst  1000,  Unterbeamte  400,  sonst  350,  Stadtrichter  Max.  1300,  sonst  1100  Thlr. 
In  Städten  über  20,000  E.  erhielten  die  Kichter  bei  den  Kreisger.  Localzulagen  (i.  G. 
im  Etat  ftlr  1870  14,900  Thlr.).  Aehnlich  auch  nach  der  neuen  Gehaltsregelung  v. 
1872,  z.  B.  Max.  der  Richter  1.  Inst  in  Beriin  1800,  in  den  Provinzen  1500  Thlr. 
Auch  in  Frankf.  a.  M.  sind  für  Subaltem-  u.  Unterbeamte  einzelner  Dienstzweige  in 
Preussen  „Localzulagen''  gewährt  (im  Gap.  73,  Tit  14  d.  prcuss.  Ausg.et  f.  1883/84 
z.  B.  je  600  M.  f.  Gerichtsschreiber  u.  Secret,  je  375  M.  f.  Ganzlisten,  je  195  M. 
f.  Gerichtsdiener).  Die  an  sich  wohl  begründete  Ausdehnung  dieses  Princips  „localer 
Theuerungszulagen''  f.  untere  Subalternbeamte  u.  dgl.  wird  in  zahlreichen  Petitionen 
dieser  Beamten,   bes.  aus   theueren    rheinischen  Städten,    vom  Landtage   erbeten.  — 

A.  Wagner,  FinftnxwixitensrhafL    I.    3.  Aufl.  24 
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Oesterreich:  in  Wien,  Triest  haben  die  Beamten  regelmässig  neben  dem  gleichen 
Gehalt  der  and.  Orte  Qaartiergelder. 

In  Betreff  des  Maasses  der  Gehaltserhöhungen  ist  es  wichtig  zu  beachten,  dass 
die  Preissteigening  eines  bestimmten  Lebensbedürfnisses  auf  die  reelle  Lage  der  ein- 
zelnen Beamtenclassen  doch  wieder  sehr  verschieden  einwirkt,  weil  der  bezügliche 
Aufwand  im  Haushaltbudget  bei  verschiedener  absoluter  Grösse  des  Einkommens  sehr 
ungleich  ist.  Wenn  z.  B.  2  Beamte  mit  1000  und  400  Thir.  Einkommen  resp.  50 
und  60  7o  ^^^  ^^^  Nahrungsbedarf  ausgeben  (der  Wirklichkeit  annähernd  entsprechend) 
und  beide  in  einen  Ort  versetzt  werden,  wo  cet  par.  bloss  die  Nahrungsmittel  um 
25®/o  theurer  sind,  so  müssto  der  erste  11 74%»  ^^r  zweite  15%  Gehalt  mehr  be- 
ziehen, also  1125  und  460  Thlr. ,  um  sich  in  gleicher  Lage  zu  befinden,  wie  bis- 
her. —  Man  kann  daher  eigentlich  aus  der  Höhe  der  Preise  den  wirklichen  Werth 
(die  Kaufkraft),  welchen  eine  bestimmte  Geldsumme  für  Jemanden  besitzt,  der  sie 
im  Haushalt  verwenden  will  —  also  doch  der  Hauptfall  —  immer  nur  fttr  be- 
stimmte Einkommenverhältnisse  oder  für  Personen  eines  bestimmten 
Lebensmaassstabes  (Standard  of  life)  oder  Standes  (i.  d.  S.  d.  W.) berechnen,  — 
ein  Satz,  der  sich  aus  dem  „Gesetz  der  Normalconsumtion''  (s.  Engel,  sächsische 
Statist  Zeitschrift  1857,  S.  169)  und  der  ungleichen  Quote  der  einzelnen  Ausgabe- 
posten  bei  verschiedener  (absoluter)  Einkommenhöhe  ergiebt,  aber  trotz  seiner  grossen 
praktischen  Tragweite  kaum  noch  beachtet  ist  (m.  E.  auch  für  die  Frage  der  aus 
Preisbewegungen  abgeleiteten  Vermehrung  oder  Verminderung  des  Geldwerths  wichtig 
wäre).  Für  die  Frage  der  richtigen  Gehaltsregelung  nach  den  örtlichen  und  zeit- 
lichen Preisverschiedenheiten  folgt  daraus,  dass  man  für  die  verschiede- 
nen Beamtenclassen  aparte  Budgets  entwerfen  und  danach  die  Gehaltserhöhung 
eintreten  lassen  mnss,  —  meist  also  eine  sehr  verschiedene,  auch  nicht  immer  eine 
etwa  mit  der  absoluten  Höhe  der  Gehalte  genau  progressiv  abnehmende,  wie  mitunter 
versucht  worden  ist.  —  Wie  ungemein  stark  aber  die  localen  Unterschiode  der 
Preise  der  Lebensbedürfnisse  sind  und  wie  verschieden  demgemäss  der  Geldbedarf 
für  die  Bestreitung  des  gesammten  Aufwands  ist,  dafür  folgendes  Beispiel.  Dasselbe 
beruht  auf  meinen  haushalt-statistischen  Untersuchungen  aus  den  sechziger  Jahren 
(österr.  u.  russ.  Valuta  al  pari  gerechnet),  über  meinen  eigenen  Bedarf,  für  eine 
Familie  von  Mann  und  Frau  und  3  kleinern  Kindern,  excl.  aller  Ausgaben  für  Unter- 
richt von  Kindern  und  für  Reisen,  incl.  Bücher  (in  Deutschland  100  Thlr.).  Von  den 
absoluten  Zahlen  genügt  es  für  vorliegenden  Zweck  eine  zu  kennen:  der  Gesammt- 
bedarf  in  (iöttingen  ist  auf  Grund  specieller  Berechnung  auf  2160  Thlr.  angeschlagen 
worden.  Die  Ausgaben  in  meinen  anderen  Wohnorten  sind  in  Proportion  zu  den 
(iöttinger  Ausgaben  (x  :  1000)  gesetzt. 

boidoB  zus.       Wobnnnt;         Kleidung    alles  And. 

1000  1000  1000  1000 

877  (pl.?)  1100  1000  (pL?)  945 

1240  1710  1164  1177 

1117  1500  1618  1234 

1347  2000  1257  1155 

Q.?)1509  2000  1250  1338 

„Anderer  Haushalt''  umfasst  Waschen,  Bedienung  (in  Russland  mehr  Dienstboten  un- 
vermeidlich, in  Wien  bes.  theucr),  Beleuchtung,  Brennstoff  (in  Russland  viel,  aber 
billig,  in  Wien  sehr  theuer),  Kücheneinrichtung.  Unter  „allem  Anderen"  auch  Ab- 
nutzung des  Mobiliars  u.  s.  w.  Auf  dem  Nahrungsbedarf  lasten  alle  betr.  indirecten 
Steuern.  Für  die  Verschiedenheit  der  Höhe  dieses  Bedarfs  ist  der  einflossreichstc 
Factor  der  Fleischpreis  (z.  B.  in  Göttingen  die  Ausgabe  für  Fleisch  =  1000,  danach 
in  Hamburg  1480,  Wien  1379,  Dorpat  nur  668,  hier  aber  hohe  ColonialwaarenpreiseV 
Der  Wohnungsaufwand  in  verschiedenen  Orten  ist  am  Schwersten  unmittelbar  zu  ver- 
gleiclien,  da  Lage  in  der  Stadt,  Beschafienheit  u.  s.  w.  so  massgebend  für  den  Preis 
sind;  es  wurden  hier  Wohnungen  möglichst  analoger  Art  verglichen  (in  Wien  ist  die 
Mietho  auch  in  Folge  der  enormen  Gebäudesteuern  so  hoch.')  —  Ein  richtiges  System 
von  Normalgehalten  müsste  also  z.  B.  für  dasselbe  Amt  geben  in  Göttingen  2160  Thlr., 
in  Freiburg  2046,  in  Berlin  2776,  in  Dorpat  2781,  in  Hamburg  2997,  in  Wien  3447 
Thlr.  (in  Dorpat  lOO  R.  :=»  108  Thlr.,  in  Wien  150  fl.  ==  100  Thlr.  gerechnet,  nach 
damal.  Conrs  100  R.  ==  c.  90  Thlr.  und  150  ü.  =  c.  83  Thlr.,  wobei  jedoch  zu  be- 
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achten  ist,  dass  die  Bewegung  der  Waarenprcise  yielfach  eine  langsamere  als  die  des 
Agio  ist  (A.  Wagner,  Art.  Papiergeld  i.  Staatswörterb.  VII,  672  u.  bes.  d.  Theorie 
in  meinem  •  Rass.  Pap. währ.  Abth.  V — VII).  Durch  Einrechnung  des  ünterrichts- 
aofwands  würden  sich  diese  Proportionen  einer  solchen  Beamtendasse  noch  etwas 
modificiren. 

§.  162.  Naturalbesoldnng.  Den  Schwierigkeiten ,  welche 
nach  dem  Gesagten  einer  richtigen  Bemessung  der  Geldbe- 
soldungen  entgegenstehen ^  kann  man  durch  theilweise  Natural- 
besoldnng abzuhelfen  suchen,  wie  sie  früher  allgemeiner  üblich 
war  und  auch  neuerdings  noch  mitunter  zu  diesem  Zweck  befür- 
wortet wurde. 

Vgl  Rau,  Fin.  I,  §.  59,  60;  auch  noch  meine  2.  Aufl.  von  B.  I  §.  81. 

Indessen  widerspricht  eine  etwas  allgemeinere  Anwendung  von 
Natnralbesoldnngen  doch  der  heutigen  Entwicklung  der  Geldwirth- 
Schaft  in  der  Volkswirthschaft  und  auch  im  Staatshaushalte  und 
dem  ganzen  Character  des  modernen  Lebens  zu  sehr.  Man  kann 
übrigens  zwei  Fälle  unterscheiden,  von  denen  der  erste  sich 
wieder  verschieden  einrichten  lässt:  einmal  partielle  Besoldung 
in  diversen  Naturalien  (Lebensmittel,  Rohstoffe,  Holz  u.  s.  w.), 
und  zwar  entweder  wirkliche  Zahlung  in  diesen  oder 
Geld  Zahlung,  aber  nach  wechselnden  Preisen  der  Naturalien  ; 
sodann  Gewährung  von  Naturalwohnung  (Quartier). 

Der  erste  Fall,  welcher  in  Deutschland  mehrfach  noch  in  diesem  Jahrhundert 
Torkam,  hatte  fflr  die  Staatskasse  eine  gewisse  Berechtigung,  solange  dieselbp  Natural- 
cinnahmen,  besonders  den  Kornzehnten  bezog.  Seitdem  diese  fast  ganz  beseitigt 
sind,  also  besonders  seit  den  Ablösungen,  ist  das  anders  geworden.  Auch  den  Be- 
amten, selbst  den  unteren  ist  aber  mit  Natural besoldun gen ,  z.  B.  in  Korn,  bei  den 
heutigen  Wirthschafts- ,  Verkehrs-  und  Arbeitstheilungs^crhältnissen  kaum  mehr  ge- 
dient Dazu  kommt  die  Veränderung  in  den  massgebenden  Preisbestim- 
mungsgründen.  Gegenwärtig  hängen  die  (ietreidepreise  und  die  Preise  der  übrigen 
Agrarproducte  nur  wenig  mehr  von  den  localen  Emteverhältnisscn  u.  dgl.  Umständen, 
sondern  in  Folge  der  neueren  Gommunicationsmittel  immer  mehr  von  den  Conjuncturen 
des  Weltmarkts  ab.  Die  verschiedenen  Artikel  bewegen  sich  auch  nicht  mehr  so  ge- 
meinsam wie  früher  nach  einer  Richtung.  Die  Consumtiousgewohnheiten  ändern  sich 
rascher.  Das  ältere  System  der  Naturalbesoldnng,  welches  doch  namentlich  auf  Ge- 
währung von  Getreide  u.  dgl.  oder  auf  Berechnung  einer  Gehaltstiuoto  nach  den  lo- 
calen Getreidepreisen  hinausging,  ist  auch  aus  diesem  Grunde,  wie  die  Naturalwirth- 
schaft  überhaupt,  jetzt  immer  weniger  passend.  Eine  richtige  Kegulirun g  der  Geld- 
gehalte nach  allgemeinen  Haushaitbudgots  verdient  daher  den  Vorzug. 

Nicht  ganz  so  liegt  die  Sache  in  dem  Falle  der  Naturalwohnung,  welcher 
in  neuester  Zeit  wieder  mehrfach  ernstlicher  erörtert  wurde.  S.  bes.  EngePs  Vor- 
schläge in  dem  1.  Eisen,  soc.-pol.  Gongresse  1872,  Verhandl.  S.  20i)  ff.  u.  die  Debatte 
darüber.  Die  Miethpreise  sind  zumal  in  grösseren  und  vollends  in  Grossstädten  min- 
destens periodenweise  wahre  Monopolpreise,  für  welche  die  Bestimmgründe  des 
Preismazimums  gelten:  der  concreto  Gebrauchswerth  der  Waare  (die  unbedingte 
Nothwendigkeit  der  Bedürfuissbefriedigung  mit  ihr)  für  den  Begehrer  und  die  Zah- 
lungsfähigkeit des  letzteren.  Es  hängt  diese  öi^onomisclie  Natur  des  Miethpreises  mit 
der  eigenthümlichen  Function  des  städtischen  Wohnungsbodens  zusammen,  wie  sie  in 
der  „(irundlegnng'*  näher  analysirt  wurde.  (G.  I.  §.  352 — 362).  Das  privatwirthschaftliche 
Concurrenzsystem  auf  die  Wohnungsversorgung  angewandt  bewährt  sich  vielfach  ungenU- 
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gend.  Wird  die  Zahlongsfahigkeit  des  Wohnungssuchers  gesteigert,  z.  B.  darch  WohDongs- 
geldzuschuss  des  Beamten,  so  wird  leicht  nur  —  und  in  gewissen  Gonjanctoren  sicher- 
lich —  die  Obergrenze  des  Miethpreises  höher  und  der  Zuschuss  fällt  dem  Haos- 
und  GrundeigenthOmer,  „der  Grundrente''  zu.  Die  höhere  Geldzahlung  des  Staats 
verfehlt  dann  den  Zweck.  Da  nun  anderseits  der  Staat  in  ökonomisch -technischer 
Hinsicht  nicht  ungeeignet  zur  Beschaffung  und  Erhaltung  von  Naturalquartier  ist, 
wenngleich  gewisse  Schwierigkeiten  fUr  ihn  dabei  nicht  verkannt  werden  sollen,  so  ist 
die  Gewährung  von  Dienstwohnungen  im  Interesse  des  Beamten  in  unseren  heu- 
tigen Verhältnissen  ein  zweckmässiges  Vorgehen  in  der  Besold uugsf rage,  welches 
auch  tlberali,  zum  Theil  nach  dem  Interesse  des  Dienstes  selbst  (§.  151),  schon  eine 
gewisse  Ausdehnung  hat.  Nach  Engel  hatten  in  Preussen  alten  Umfangs  im  Jahre 
1867  70  höhere,  764  Subaltern-  u.  technische  u.  4799  Unterbcamte,  zus.  5633  Beamte 
Dienstwohnungen,  c.  87o  der  Staatsbeamten ;  f.  1876  desgl.  7480  von  75,839  Beamten 
im  Haupt-  u.  1277  im  Nebenamt  (Preuss.  stat.  Ztschr.  1876  p.  419).  In  Würtemb. 
hatten  von  10,916  Angestellten  i.  J.  1873  4222  eine  Dienstwohnung  oder  einen  Mieth- 
zinsbeitrag,  darunter  2503  Unterbedienstete  (Wohn.geld  besteht  sonst  nicht).  Blecke 
a.  a.  0.  S.  112. 

§.  163.  —  b)  Zum  Ersatz  der  Selbstkosten  der  Arbeit, 
welcher  dem  Staatsdiener  im  Totalgehalte  zu  Theil  werden  muss 
(§.  160)  würde  femer  ein  Betrag  gehören,  mit  dem  sich  der 
Beamte  gegen  die  Gefahr  vorzeitiger  Invalidität  und 
Krankheit  während  seiner  muthmasslichen  activen  Dienstzeit 
seinen  Unterhaltsbedarf  bei  einer  Versicherungsanstalt  für  solche 
Fälle  versichern  kann.  Der  Beamte  befindet  sich  jedoch  in 
Betreff  dieser  Puncte  meistens  in  anderer  Lage  als  der  gewöhn- 
liche Arbeiter.  Während  einer  Erkrankung,  welche  eine  gewisse 
Zeit  nicht  überschreitet,  und  überall  wenigstens  für  eine  solche 
Krankheitsdauer,  welche  während  der  activen  Dienstzeit  wahr- 
scheinlich ist,  bezieht  der  Beamte  seinen  Gehalt,  eventaell  sein 
Wartegeld,  bedarf  also  keiner  besonderen  Krankengeldversicherung. 

S.  Engel  Preis  d.  Arbeit,  S.  54. 

Ebenso  ist  eine  besondere  Versicherung  gegen  die  Gefahr 
dauernder  Invalidität,  die  zum  Dienstaustritt  nöthigt,  nur  ilir 
die  Zeit  und  in  dem  Maasse  erforderlich,  als  der  Staat  dem 
in  solchem  Falle  austretenden  Beamten  noch  keine  oder  doch 
keine  genügende  Pension  gewährt  (§.  159).  Demnach  muss  der 
Dienstgehalt  um  so  höher  sein,  damit  der  Beamte  sich  ent- 
sprechend versichern  könne,  je  später  der  Pensionsanspruch  be- 
ginnt und  je  niedriger  die  Pension  ist  (§.  159).  Bei  einer  ratio- 
nellen Regelung  der  Gehalte  wird  also  durch  ein  mangelhaftes 
Pensionswesen  gar  nicht  die  vermeintliche  Ersparung  für  die 
Staatskasse  gemacht,  sondern  nur  die  Form  der  Zahlungen 
ändert  sich. 

c)  Der  Totalgehalt  muss  weiter  eine  Amortisationssumme 
zur  Deckung  (Rückzahlung)  der  Kosten  der  Aufziehung  und 
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Vorbildung  des  Beamten  (und  streng  genommen  auch  seiner 
Frau)  enthalten.  (Amortisationsrente  des  Erziehungs- 
nnd  Bildungskapitals,   Tilgung  und  bis  dahin  Verzinsung). 

Der  Anfwand  dafür  ist  um  so  grösser,  je  kostspieliger  die  Yorblldnng  zu  er- 
werben ist  (Studiren  I)  und  je  später  der  Beamte  in  Besoldung  überhaupt  und  in  gc- 
nflgende  Besoldung  tritt,  so  dass  auch  hier  wieder  keine  reelle  Ersparung  für  den 
Staat  erfolgt,  wenn  die  ausreichende  Besoldung  zu  spät  beginnt  (§  157).  Der  bezüg- 
liche Gehaltstheil  dient  zur  Erziehung  und  Ausbildung  der  Kinder  (streng  genommen 
Eines  Sohnes  und  Einer  Tochter),  an  welche  die  von  den  Eltern  aufgewendete  Summe 
zarQck  zu  erstatten  ist  So  hat  jede  Generation  jene  Schuld  wieder  an  die  folgende 
abzutragen,  welche  ihr  7on  der  vorhergehenden  vorgestreckt  wurde. 

Ist  im  Fortschritt  der  Volkswirthschaft  und  des  Staatslebens  eine  Vermehrung 
der  Bevölkerung  (und  dabei  dann  meist  auch  wieder  der  Staatsdiener)  in  der  nächsten 
Generation  erforderlich,  so  muss  der  Gehalt  dazu  ausr6ichcn,  eine  grössere  Anzahl 
Kinder  aufzuziehen  und  in  der  erforderlichen  Weise  auszubilden. 

Die  Frau  muss  in  der  Tochter,  wie  der  Mann  im  Sohne  wieder  ersetzt  werden. 
Auch  vom  volkswirthschaftl.  Standpunkt  ist  der  Mann,  der  Erwerber  oder  „Ernährer'', 
nur  der  eine  Theil  der  Hauswirthschaft,  die  Frau  als  Vorstand  des  Haushalts  i.  e.  S. 
der  andere.  Die  zwischen  beiden  bestehende  Arbeitstheilung  ermöglicht  erst  dem 
Mann,  vornehmlich  seinem  Beruf  zu  leben.  Das  Einkommen  aus  letzterem  muss 
daher  für  die  Frau  und  für  die  Amortisation  des  Erziehungs-  und  Bildungskapitals 
derselben  mit  ausreichen.    So  in  jedem  Falle,  also  auch  beim  Staatsdiener. 

Engel  a.  a.  0.  berechnete  z.  B.  im  J.  1866,  wohl  damals  schon  etwas  zu 
niedrig,  fUr  einen  gewöhnlichen  Arbeiter  das  Erziehungs-  u.  Bildungskapital  von  der 
Geburt  bis  Ende  des  15.  J.  auf  750  Thlr.«  zu  tilgen  mit  einer  Annuität  zu  5^/o  in 
50  Jahren  (16. — 65.  Lebensj.)  von  41*1  Thlr.  Für  einen  (ieistcsarbeiter,  der  erst  im 
26.  Jahre  erwirbt,  etwa  einen  Techniker,  Ingenieur,  stellt  sich  das  Kapital  auf  5400, 
die  Annuität  auf  315  Thlr.  (ebenfalls  bis  z.  E.  d.  65.  Jahres);  für  einen  Geistesarbeiter 
wie  einen  deutschen  Jurist.  Beamten,  wenn  er  erst  v.  31.  J.  an  erwirbt,  sind  die 
Summen  7380  und  451  Thlr.  Einige  weitere  Berechnungen  speciell  über  die  Selbst- 
kosten im  Beamtenthum  giebt  Engel  in  d.  preuss.  stat.  Ztschr.  1870  S.  482  ff., 
486,  wobei  mit  Hecht  auch  das  Erzieh.-  u.  Bild.kapital  der  Frau  mit  berücksichtigt 
ist  Unter  den  hier  näher  nachgewiesenen  im  Einzelnen  unvermeidlich  hypothet. 
Voraussetzungen  berechnet  Engel  f.  Preussen:  Selbstkosten  des  höheren  Beamten  p. 
Jahr  4814  M.,  Durchschn.gehalt  4082,  des  mittleren  2320  u.  1884,  des  unteren  929 
und  1020  M.  (erstere  Summe  hier  niedriger  als  die  zweite,  weil  ein  Theil  der  An- 
nuitäientilgungen  bereits  vor  Eintritt  in  den  Dienst  als  verwirklicht  angenommen 
wurde).  Als  „Preis  der  Arbeit  bei  einer  Centralbehörde  in  Berlin"  berechnet  Engel 
cb.  für  die  3  Kategorieen:  7221,  3479,  1393  M.  p.  Jahr. 

Im  Grossen  und  Ganzen  recrutirt  sich  der  Staatsdienst  wie  andere  Berufe  bei 
aller  Freiheit  der  Berufswahl  doch  vornehmlich  aus  den  Söhnen  der  bisherigen  Be- 
rufsgenossen. Das  Unausreichende  der  jetzigen  Gehaltsverhältnisse  zeigt  sich  in  Zeiten 
günstiger  wirthschaftlicher  Conjuncturen  (1871  ft. !)  in  dem  immer  häufigeren  Ueber- 
gang  der  Beamtensöhne  in  andere  Berufe  (Technik,  Handel  u.  s.  w.),  nicht  nur 
wegen  der  besseren  Chancen  für  die  Söhne,  sondern  auch  wegen  des  Mangels  an 
Mitteln  der  Väter,  um  die  Söhne  bis  in  und  über  das  30.  Jahr  zu  erhalten.  Es  wird 
im  Gehalt  eben  das  Bildungskapital  des  Vaters  oft  genug  nicht  für  einen  Sohn  (ge- 
schweige für  mehrere)  wieder  disponibel.  Werden  die  Gehalte  nicht  entsprechend 
erhöht,  so  drohen  mit  der  Zeit  immer  mehr  Schwierigkeiten.  Denn  noch  ist  im  Bo- 
amtenstande  vielfach  einiges  Erbvermögen  aus  der  früheren  günstigeren  Zeit  (billige- 
res Leben,  viele  Nebeneinnahmen,  Domänenamtleute  u.  s.  w.,  Hannover  I).  Aber  dieses 
Vermögen  zersplittert  sich  und  wird  aufgebraucht  und  Geldheirathen  sind  eine  un- 
sichere und  bedenkliche  Hülfe.  —  Abweichungen  von  der  Regel  natürlich  bei  Stipen- 
dien, Stiftungswesen,  Schulgeldfreiheit  u.  s.  w.  (Geistliche,  Philologen!  wie  schon 
A.  Smith  bemerkt). 

Ob  der  Aufwand  für  die  Kindererziehung  ganz  unter  diese  dritte  Rubrik  der 
Selbstkosten  der  Arbeit  oder  theilweise  schon  unter  die  erste  Rubrik  {§.  160  Nr.  a: 
standesgemässe    Bedarf  für  den  Beamten  und  seine  Familie)  gestellt  werde,  ist  nur 
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eine  Formfrage.  (Weiter  unterscheidend  könnte  man  die  Kosten  der  Anferziehnng  und 
Gewähning  der  allgemeinen  Elementarbildung,  etwa  bis  zum  Ende  d.  15.  Jahres,  zum 
Unterhaltsbedarf  der  Familie,  den  Aufwand  für  höhere  Bildung  und  für  die  Lebens- 
zeit Y,  16.  Jahr  an  bis  zum  genüg,  eigenen  Erwerb  zum  Bedarf  für  die  Anschaffung 
des  Bildungskapitals  des  Geistesarbeiters  [Beamten]  rechnen.)  Jedenfalls  nyiss  die  be- 
zügliche Ausgabe  durch  den  Gehalt  gedeckt  werden. 

Auch  in  Betreff  dieser  Amortisation  muss  die  Sicherheit  bestehen,  dass  sie  nicht 
durch  vorzeitigen  Tod,  Invalidität  und  zeitweise  Krankheit  des  Beamten  unvollständig 
bleibe.  Der  Gehalt  muss  also  noch  weiter  auch  dazu  ausreichen,  eine  bezügliche 
Yersichernngsprämio  bezahlen  zu  können.  Der  Fall  der  Krankheit  braucht  auch  hier 
nach  der  üblichen  Weise  der  Gehaltszahlung  nicht  mit  in  Betracht  gezogen  zu  werden , 
wohl  aber  die  beiden  andern  Fälle.  Wo  nemlich  ein  Pensionsanspruch  der 
Wittwe  und  der  unerwachsenen  (eigentlich  der  noch  nicht  erwerbsfähigen)  K i u- 
der  fehlt  oder  diese  Pensionen  zu  niedrig  sind  und  wo  die  Pension  des 
dienstunfähigen  Beamten  zu  spät  beginnt  und  zu  niedrig  ist,  da  muss  der 
Activgehalt  wiederum  nur  um  so  höher  sein,  damit  eine  besondere  Versicherung  gegen 
jene  beiden  Gefahren  erfolgen  kann.  Auch  hier  also  bei  mangelhaftem  Pensions- 
wesen wieder  nur  eine  scheinbare  Ersparung.  S.  die  Berechnungsweise  bei  Engel 
a.  a.  0.  —  Genau  genommen  muss  übrigens  noch  ein  Umstand  berücksichtigt  werden, 
nemlich  die  verspätete  Verfügung  des  Beamten  über  die  genannte  Rente,  —  später 
als  er  sie  fQr  Erziehung  und  Bildung  des  Sohnes  braucht.  Wenn  z.  B.  der  Gehalt 
erst  in  späterem  Dienst-  und  Lebensalter  ausreicht,  um  jenes  Kapital  von  7380  Thlr. 
zu  tilgen,  so  muss  nicht  nur  alsdann  wegen  verschobenen  Beginns  der  Annuitäten- 
zahlung die  Annuität  selbst  entsprechend  höher  werden,  sondern  der  Beamte  auch 
noch  zuvor  Kapital  fOr  die  Erziehung  u.  s.  w.  des  Sohnes  aufnehmen.  Dann  wächst 
also  wieder  ein  Aufwand  wenigstens  für  die  zwischenzeitige  Verzinsung  dieses  Kapi- 
tals zu  (die  Tilgung  erfolgt  durch  die  spätere  höhere  Annuität). 

d)  Endlich  mnss  der  Totalgehalt  auch  noch  die  Kosten  für 
die  inactive  Altersperiode  des  Beamten,  also  für  die 
Bestreitung  des  standesgemässen  Lebensbedarfs  desselben  und 

e)  seiner  nicht  oder  nicht  genügend  erwerbsfähigen 
Wittwe  bis  zum  Tode,  und  seiner  Kinder  bis  zum  erwachsenen, 
bez.  bis  zum  erwerbsfähigen  Alter,  decken,  mit  andern  Worten  der 
Beamte  muss  entweder  nach  dem  Austritt  aus  dem  activen 
Dienst  einen  Anspruch  auf  eine  Alters-,  Wittwen-  und 
Waisenpension  von  ausreichender  Höhe  haben,  oder,  wenn 
diese  Pension  fehlt  oder  ungenügend  ist,  so  muss  der 
Activgehalt  auch  noch  eine  Rente  enthalten,  welche  während  des 
Dienstes  bezogen  genügt,  um  kapitalisirt  zur  Basis  einer  ent- 
sprechenden Leibrente  für  den  Beamten,  seine  Wittwe  und  einer 
Zeitrente  für  seine  Kinder  während  der  Jahre  zu  dienen,  wo  der 
Beamte  und  seine  Familie  keinen  oder  keinen  auskömmlichen 
Gehalt  mehr  beziehen. 

Demgemäss  ist  der  Pensionsbezug  nichts  Anomales, 
sondern  etwas,  was  nothwendig  zum  Ersatz  der  Selbst- 
kosten der  Arbeit  und  sogar  bloss  zur  Gewährung  des 
auf  die  Dauer  unentbehrlichen  Minimums  des  Lohns 
oder  Gehalts  gehört,  wenn  das  erforderliche  Quantum  und  Quäle 
von  Arbeit  (Arbeitsangebot)  beständig  gestellt  werden  soll. 
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Es  Yerh&It  sich  mit  dem  Gebalt  des  Staatsdieners  hier  nicht  anders  ab  mit  dem 
Lohne  des  gewöhnlichen  Arbeiters.  Aach  dieser  Lohn  muss  eine  Altersversorgungs- 
nnd  eine  Wittwen-  imd  Waisenrente  enthalten,  sonst  fallen  der  arbeits-  und  erwerbs- 
unfähig gewordene  alte  Arbeiter  oder  seine  erwerbslosen  Hinterbliebenen  der  Armen- 
kasse zur  Last.    S.  die  Ausführungen  von  Engel  a.  a.  0. 

§.  164.  —  D.  Die  Ordnung  des  Pensionswesens. 

Die  principiellen  Puncto  ?on  Bedeutung  fUr  das  ganze  Besoldungswesen  sind 
schon  in  §.159  erledigt  worden.  Hier  handelt  es  sich  noch  um  die  Frage  der 
practischen  Durchftlhrung. 

1.  Der  Ruhegehalt  des  Beamten  selbst.  Er  könnte 
möglicher  Weise  durch  privatwirthschaftliches  Versiche- 
rungswesen (Leibrenten Versicherung)  statt  direct  durch 
Staatspensionszahlung  gewährt  werden. 

Würde  der  Activitätsgehalt  hoch  genug  angesetzt,  so 
könnte  der  Staatsdiener  sich  gegen  die  Gefahr  vorzeitiger  Invali- 
dität, unvollständiger  Amortisation  seines  Bildungskapitals  und  für 
sein  Alter  durch  Prämienzahlung  bei  einer  Versicherungsanstalt 
schützen. 

Der  Staat  brauchte  dann  etwa  nur  den  Rentenkauf  in  gewisser  Höhe  anzuordnen, 
also  insofern  Ersparungen  des  Beamten  aus  dessen  laufendem  Dienstgchalte  zu  er- 
zwingen, um  Beamtenproletariat  zu  vermeiden  und  dio  richtige  Yerhältnissmässigkeit 
zwischen  SteUung  und  Dienstgehalt  und  späterer  Pension  des  Beamten  herbeizufuhren. 

Die  Einführung  einer  solchen  Einrichtung  auf  diesem  Gebiete 
wenigstens  fQr  den  Beamten  selbst  (Bezug  des  Ruhegehalts) 
hindert  jedoch  der  Umstand,  dass  der  Zeitpunct  des  Beginns 
der  Pension  nur  in  dem  einen  Falle,  dass  der  Beamte  mit  einem 
bestimmten  Lebensalter  oder  doch  Dienstalter  in  Pension 
treten  muss,  von  einem  Naturereigniss  abhängt,  auf  welches 
sich  die  gewöhnlichen  Grundsätze  des  Versicherungswesens  an- 
wenden lassen.  Daneben  sind  es  aber  Beschlüsse  der  Staats- 
gewalt und  anperiodische  allgemeine  Veränderungen  im 
Staatsdienste,  z.  B.  grosse  Verwaltungsreformen,  welche  Pen- 
sionirungen  herbeiführen.  Auf  solche  Fälle  lässt  sich  das  Ver- 
sicherongswesen  nicht  wohl  anwenden.  Man  wird  somit  ein 
Staatspensionswesen  nicht  wohl  vermeiden  können. 

Dasselbe  Hesse  sich  jedoch  bei  gehöriger  Ausbildung  der  (auch  privaten)  Krank- 
heits-,  In?aliditäts-  und  Unfallversicherung  far  solche  Fälle,  in  denen  durch  derartige 
persOuliche  Umstände  die  Pensionirung  eintreten  muss,  durch  das  Versicherungswesen 
ersetzmu  Nur  mUssten  dann  die  Dienstgehalte  hoch  genug  sein,  damit  der  Beamte  die 
Prämien  zahlen  kann.  Einfacher  ist  es  jedoch  und  bei  den  Mängeln  des  gewöhn- 
lichen, vollends  des  privaten  Versicherungswesens  auch  zweckmässiger,  auch  diese 
Fmie  mit  nach  den  Grundsätzen  des  Pensionswesens  zu  regeln. 

Die  Zahlung  der  Ruhegehalte  ist  dann  nichts  Anderes  ^  als 
eine    dem  Beamten   nach  den  Grundsätzen  richtiger  Lohn-    und 
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Besoldungspolitik  gebührende  verschobene  Gehaltszahlung. 
Die  ältere  Einrichtung  besonderer  Staatspensions- 
kassen und  die  Zahlung  regelmässiger  Gehaltsabzüge  in  diese 
Kassen  ist,  wenigstens  wenn  die  Gehalte  ungenügend  sind,  prin- 
cipiell  unrichtig,  sonst  unnütz,  weil  dadurch  nur  eine  Geschäfls- 
und  Rechnungsvermehrung  erfolgt,  jetzt  auch  mehr  und  mehr  auf- 
gegeben. Vielmehr  sind  die  Ruhegehalte  ohne  Weiteres,  wie  die 
Dienstgehalte,  als  Zahlungen  aus  dem  Titel  des  Staats- 
diensts  zu  behandeln.  Man  kann  sie  Leibrentenschulden 
des  Staats  nennen  und  das  ganze  Pensionswesen  auf  den 
Schuldenetat  übertragen,  wodurch  der  rechtliche  Gharacter  am 
Dentlichsten  hervortritt.  Uebrigens  hat  eine  solche  Uebertragung 
sonst  nur  formelle,  nicht  sachliche  Bedeutung. 

Mit  Recht  sind  daher  die  Pensionsbeiträge  der  Civilstaatsdiener  in  Preassen 
Tom  1.  Januar  1868  ab  aufgehoben  worden,  was  einer  aUgemeinen  kleinen  Gehalts- 
erhOhong  gleichkam.  Sie  waren  nach  dem  Pensionsreglement  vom  30.  April  1825, 
§.21  gleich  Vis  der  Besoldung  des  1.  Dienstjahrs  und  jeder  späteren  Gehaltserhöhung 
und  ausserdem  an  fortlauf.  Beiträgen  jährl.  l^/^  bei  einem  Diensteinkommen  bis  400, 
iVt  bei  einem  solchen  ?on  über  400 — 1000,  von  höheren  Gehalten  beim  1.  Tausend 
1V„  2.  Tausend  2,  3.  und  4.  Tausend  3,  5.  und  6.  Tausend  57o,  Max.  500  Thlr., 
Gesammtbetrag  1862  562,781  Thlr.  Gleiche  Auf  heb.  der  MonatsabzUge  im  K.  Sachsen 
(Ges.  V.  9.  April  1872).  —  Frankreich,  Pensionskassen  der  Beamten  (caisses  de 
retraite),  Beitrag  von  5Vo  ^^^  jährl.  Diensteinkommens  und  jeder  Zulage.  Unzuläng- 
lichkeit dieser  Mittel,  Staatszuschuss.  Neue  Regelung  durch  das  Gesetz  vom 
9.  Juni  1853;  alle  Pensionskassen  eingezogen,  die  bestehenden  Pensionen  auf  die 
Staatsschuld  übertragen.  Gehaltsabzüge  von  5VoiVia  ^^  ersten  Gehalts,  ^/^^  jeder 
Zulage,  Zuweisung  der  Abzüge  wegen  Urlaubs  u.  s.  w.,  gewisser  Strafgelder.  Aiischlag 
dieser  Einnahmen  1856  auf  11  Mill.,  Staatszuschuss  18  Mill.  (1881  bez.  19*64  u. 
46*38  Mill.  fr.  au  Civilpens.  nach  d.  Ges.  v.  1853,  nach  d.  älteren  Ges.  noch  1*46  Mill.  fr."). 
Hock,  Finanz.  Frankreichs,  S.  45.  Russland  2Vo  Beiträge  der  Beamten.  Eng- 
land (permau.  Dienst)  dsgl.  2Va7o'  —  ^^  Baiern  wurden  alle  Pensionen  u.  Wittwen- 
gehalte  bis  1825  der  Schuldentilgungskasse  zugewiesen.  1825  5,282,000  fl.  oder  187^ 
der  Ausgaben.  Yerh.  d.  2.  Kammer  v.  1828,  Beil.  XL  VI,  7.  In  der  7.  Finanzperiode 
1855 — 61  diese  älteren  Pensionen  noch  %  Mill.  fl.,  Zins  und  Tilgung  der  in  der 
ersten  Zeit  aufgenommenen  Schuld  447,000  fl.  Später  Zuweisung  weiterer  Ruhegehalte, 
so  dass  diese  Kasse  1868  899,000  fl.  (1875  noch  856,000  M.)  Pension  zu  zahlen  hatte, 
wozu  sie  aus  den  Activresten  der  Schuldentilgekasse  aus  Vorjahren  die  Mittel  erhält. 
(Nach  Rau).  Nach  d.  Finanzges.  f.  1876  ist  diese  alte  Pensionskasse  vom  1.  Januar  1876 
an  aufgelöst  worden. 

Die  Ausscheidung  eines  bestimmten  Theils  des 
rentablen  Vermögens  des  Staats  zur  Bildung  besonderer 
Pensions fonds,  deren  Einnahmen  die  Zahlung  der  Pensionen 
sicher  stellen  sollen  (und  etwa  auch  privatrechtlich  daflir  haften), 
ist  mit  dem  modernen  Princip  der  fiscalischen  Kasseneinheit  in 
Widerspruch,  bewirkt  gleichfalls  nur  eine  nachtheilige  Vermehrung 
der  Verwaltungs-  und  Rechnungsarbeit  und  erfllllt  ihren  Zweck 
der  Sicherung  der  Pensionen,  unabhängig  von  der  sonstigen 
Finanzlage   des   Staats,   in   kritischen   Zeiten   doch   nicht.     Eine 
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solche  Einrichtang,  wie  sie  z.  B.  im  Deutschen  Reichsinva- 
lidenfonds  besteht,  unterbleibt  daher  besser,  soweit  wenigstens 
allgemein  yolkswirthschaftliche  und  finanzielle  Gründe  entscheiden. 

Vgl.  die  Gesetzgebong  des  Reichs  über  den  Invalidenfonds  ?.  23.  Mai  1873. 
Ein  Kapital  von  IST  Mill.  Tblr.  wnrde  aus  der  französ.  Kriegsentschädigung  ausge- 
schieden und  zu  einem  „Reichsinvalidenfonds''  bestimmt,  dessen  Vermögen  dann  in 
einer  Beihe  rerschiedener  Terzinslicher  Werthpapiere  angelegt  ist.  Seit  1.  Jan.  1S73 
hat  dieser  Fonds  die  Militärpensionen  aus  dem  Kriege  ?on  1870 — 71  zu  tragen.  Später 
sind  ihm  auch  die  sonstigen  Milit&rpensionen  der  einzelnen  deutschen  Staaten  aus 
Kriegen  yor  1870  übertragen  worden.  S.  darüber  meinen  Aufsatz  Reichsfinanzen 
in  Holtzend.  Jahrb.  III,  131  ff.  Die  ganze  Schöpfung  hängt  mit  den  eigenthüml. 
Staatsrecht!,  u.  polit.  Verhältnissen  des  Reichs  zusammen,  ist  aber  auch  unter  Berück- 
sichtigung der  hier  yorliegenden  Schwierigkeiten  kaum  anders  denn  als  eine  ver- 
fehlte zu  bezeichnen,  wie  ich  dies  a.  a.  0.  näher  nachzuweisen  gesucht  habe. 
Finanzielle  Bedenken  wegen  der  Anlagen  des  ohnehin  für  den  Zweck  zu  hoch  ge- 
griffenen Kapitals  haben  sich  auch  bereits  herausgestellt,  wie  das  Ges.  v.  23.  Febr.  1S7H 
§.  1  besUti^  Im  Etat  für  1883  sind  auf  den  Fonds  2887  Mill.  Mark  Pensionen 
angewiesen,  incl.  Verwaltungskosten,  gedeckt  durch  Zinsen  u.  Kapitalzuschuss  aus  d. 
Fonds  in  gleichem  Betrage.  Davon  23*11  M.  M.  Pens,  aus  dem  Kriege  v.  1870, 
.^'95  M.  M.  aus  früheren  Kriegen.  Auch  die  Pens.  f.  ehomal.  französ.  Militärs 
(<>'57  M.  M.)  deckt  der  Fonds.  F.  1882  war  der  Nomin.betrag  seines  Vermögens  noch 
538  M.  M. 

Für  aUes  Weitere  s.  §.  159.  Wichtig  sind  noch  die  Bestimmungen  über  die 
Berechnung  des  „pensionsfähigen  Amtseinkommens*',  nach  welchem  sich 
wieder  die  Höhe  der  Pension  (als  Quote  davon)  richtet.  Functions-  u.  Rcpräsentations- 
nüagen,  auch  wohl  Activitätszulagen  fallen  hierbei  regelmässig  fort,  dagegen  werden 
(D.  Reich  u.  Preussen)  nicht  nur  Wohnungsgeldzuschüsse  (diese  hier  nach  dem  Durch- 
schD.satz  der  Klasse),  sondern  auch  der  Werth  der  Dienstwohnung  (nach  dem  amt- 
lichen sonstigen  Anschlage),  etwaiger  Naturalbezüge  u.  dgl.  m.  eingerechnet,  worüber 
die  Gesetze  u.  Verordnungen  das  Nähere  feststellen. 

Häufig  wird  über  zu  starkes  Anschwellen  der  Ruhegehaltszahlungon  geklagt. 
Es  kann  natürlich  mit  der  Versetzung  in  Ruhestand  Missbranch  Seitens  des  Staats- 
gewalt getrieben  worden  sein.  Dagegen  helfen  nur  politische  Garantieen,  ein 
ordentlidies  Pensionsgesetz,  Verantwortlichkeit  der  Regierung  u.  s.  w.  Aber  öfters 
sind  die  Klagen  auch  nur  mit  grosser  Vorsicht  aufzunehmen,  indem  sie  aus  der  Ver- 
kennung des  Charactcrs  der  Pension  als  einer  verschobenen  Gehaltszahlung  hervor- 
gehen. Es  ist  dann  Sache  der  Rechnung,  zu  prüfen,  ob  die  Pensionen  zu  hoch  sind 
oder  ob  nur  deshalb  so  viel  an  Pensionen  gezahlt  werden  muss,  weil  ehedem  zu  wenig 
an  Gehalten  gezahlt  wurde.    Oft  wird  es  sich  so  verhalten. 

Beispiele  aus  der  Finanzstatistik  des  Pensionswesens:  Deutsches 
Reich:  ausser  den  vorhin  gen.  Pensionen,  die  auf  dem  Reichsinvalidenfonds  lasten 
hat  das  Reich  unter  seiner  Ausgabe  noch  einen  allgem.  Pensionsfonds,  der  die 
sonstigen  deutschen  Militärpensionen  (mit  Ausnahme  der  baierischen)  f.  1883/84 
mit  19*19,  die  Marinepens,  mit  0*51,  die  Civilpens.  mit  0*455,  im  G.  2010  Mill.  Mark 
zahlt  Von  der  Gesammt- Ausgabe  des  Reichs  kommen  daher  auf  alle  diese  Pensionen 
48*83  MUl.  Mark  oder  c.  9%  ^<^^  fortdauernden  Ausgaben.  1876  waren  es  noch 
52.23  M.  M.  u.  12*97o-  —  Preussen:  ausser  den  vom  Reich  übernommenen  Pens. 
noch  16*14  MiU.  Mark  im  Etat  f.  1876,  18*34  in  dem  f.  1883/84,  wovon  Wartegelder 
für  avübeamte  bez.  0*625  u.  0*478,  Pension  f&r  Civilbeamte  13*37  u.  lOMill.  Mark, 
im  G.  c.  4*6Vo  ü.  3*67«  der  fortdauernden  eigentlichen  Staatsausgaben  (nach  Abzug 
der  Erhebungskosten).  Die  Steigerung  der  absol.  Höhe  wesentl.  die  Folge  der  nach 
d.  Ges.  T.  24.  April  1878  eingetretenen  Pensionirung  der  Richter  u.  Staatsanwälte  bei 
der  Gerichtsreorganisation.  —  Baiern.  Die  Pensionen  u.  s.  w.  wurden  nach  d. 
Finanzges.  filr  1S76  bei  der  Umrechnung  von  stidd.  Währ,  in  Mark  vom  I.Jan.  1S75 
an  um  5%  erhöht  (mehr  noch  die  Wittwen-  und  Waisonpensionl.  Sämmtlicho 
Pensionen  (ausser  den  Kriegs pensionen,  die  der  Roichsinvalidenfonds  trägt)  sind 
ind.  der  alten  Beträge,  die  auf  der  jetzt  aufgelösten  Pensionskasso  v.  1825  lasteten, 
auf  den   allgem.  Staatsfonds   Übernommen:    neml.   f.   1876   3*34    Mill.  Mark    ältere 
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Milit&rpensionen  und  7*13  Mill.  Mark  CiFilpensionen ,  woTon  eigentliche  Rahegehalte 
4*19  Mill.  Mark,  1.  G.,  soweit  sie  Baiern  direct  trägt,  6*47o  ^^^  eigentL  Staatsaosg. 
(excl.  Erhebungs-  und  Betriebskosten).  —  Sachsen  1876,  Ci?ilpensionen  2.05  Mifi. 
Mark  oder  4*37o  der  Nettoausgabe.  —  Würtemberg  1876,  Cinlpensionen  1*27  MilL 
Mark  oder  2*9%  der  eigentlichen  Staatsausgaben;  in  1882/83  (incL  Pens,  an  Gdstl. 
u.  Zuschüsse  an  Pen8.kasse  der  Yolksschullehrer) ,  1*489  M.  M..  —  Baden  1875, 
Civilpensionen  1*47  Mill.  Mark  oder  6*67o  der  eigentlichen  Staatsausgaben. —  West- 
0 Österreich  1875,  Pensionen  12*48  Mill.  fl.  ==  c.  4*27o  der  Nettoausgabe,  (1882 
14*75  M.  ü.  oder  4'97o);  ausserdem  stehen  im  gemeinsamen  Budget  (mit  Ungarn) 
1-24  Mill.  fl.  Militärpensionen  und  10.23  Mill.  fl.  im  Kriegst^tat  f.  1876  „VersorgiiDgs- 
Mresen".  —  Frankreich  1876,  1 16*6  Mill.  Fr.  Pensionen,  woron  66*9  Milit&rpensionen, 
i.  G.  c.  507o  der  Nettoausgabe.  (1881  140*7  M.  fr.,  wovon  71  M.  Müitpens.;  ausser- 
dem Subvention  z.  Kasse  der  Secinvaliden  131 5  M.  fr.).  —  Russland  1875,  Pens. 
u.  unterstütz.  24*23  Mill.  Rubel,  c.  5*17o  der  Nettoausgabe  (1882  24*61  M.  R.). 
Grossbritannien  Cinlpensionen  1881/82  1*17  Mill.  Pf.  St.  —  Ein  bedeutender 
Posten,  jetzt  noch  50  Mill.  Doli,  sind  die  meist  aus  dem  Bürgerkriege  herrOhrenden 
Pensionen  in  d.  Yer.  St.  v.  Nordamerika,  fast  Vs  ^^^  Gesammtausgabe. 

§.  165.  —  2.  Wittwen-  und  Waisenpensionswesen. 

Eine  Zwischenstufe  zwischen  den  Gehalten  und  den  Wittwen-  und  Waisenpensionen 
bilden  die  in  den  meisten  Staaten  gewährten  sog.  Sterbemonate,  -quartaleu.  s.w., 
d.  h.  die  Auszahlungen  des  vollen  Gehalts  (Pension)  noch  1 — 3  Monate  nach  dem 
Tode  des  Beamten  an  seine  hinterblicbene  Familie.  Eine  passende  Einrichtung,  weiche 
es  der  durch  den  Tod  des  Mannes  und  Vaters  meist  in  ganz  andere,  eingeschränktere 
Einkommen  Verhältnisse  kommenden  Beamtenfamilie  erleichtert,  die  bisherige  Haas- 
wirthschaft  abzuwickeln ;  und  wieder  eine  um  so  noth wendigere  Einrichtung,  je  weniger 
die  spärlichen  Gehalte  oft  genug  ein  auch  noch  so  geringes  Kapital  hierfUr  zuiück- 
zulegen  ermöglichten,  namentlich  bei  jüngeren  Männern. 

Beispiele:  Preussen  (s.  Maschcr  a.  a.  0.,  S.  204).  Hinterbliebene  (und 
zwar  Wittwe,  Kinder,  Enkel,  einerlei  ob  sie  des  Verstorbenen  Erben  oder  nicht;  ausser- 
dem in  gew.  Fällen  mit  minister.  Genehmigung  einige  and.  Verwandte)  von  Beamten, 
die  Mitglieder  eines  CoUcgiums  waren  oder  als  Subalterne  dabei  arbeiteten,  erhalten 
ausser  der  Besoldung  des  Sterbemonats  noch  den  Gehalt  für  das  darauf  folg.  Quartal. 
Die  Hinterblieb,  von  Beamten,  die  nicht  in  coUegial.  Verhältn.  u.  verschied,  einzelne 
Kategorien  bekommen  ausser  für  den  Sterbemonat  noch  für  1,  nach  Umständen  f. 
2  u.  3  Monat  den  Gehalt.  Auch  billige  Bestimmungen  weg.  Räumung  d.  Dienstwohnung. 
Die  Hinterbliebenen  protcst.  Geistlichen  beziehen  mitunter  nach  Ortssitte  ein  Gnaden- 
jahr. In  Theilen  der  Rheinlande  erhalten  selbst  die  Erben  von  Inhabern  katholischer 
Curatstellen  ein  Sterbequartal.  Hinterbliebene  von  Wartegeldempf&ngem  wie  die  von 
nicht  colleg.  Beamten ,  solche  von  Pensionären  ausser  dem  Sterbemonat  ein  Gnaden- 
monat (so  auch  im  neuen  Ges.  v.  27.  März  1S72,  §.  31).  Das  Gnaden  quartal  (nach 
d.  Sterbemonat)  beziehen  auch  die  Hinterbliebenen  der  im  Dienst  gestorbenen  Reiche 
beamten  (Reichsges.  v.  81.  März  1S73,  §.  7,  8).  —  Baden:  Wittwe  u.  Kinder  eines 
eigentlichen  Staatsdieners  und  eines  unteren  Beamten  erhalten  vom  Todestage  des 
Mannes  an  ein  Sterbequartal.  —  Auch  diese  Dinge,  anfangs  dem  Gebiet  der  „Gnade*\ 
der  Sitte  angehörig,  sind  jetzt  meistens  in  das  Rechtsgebiet  übergegangen,  so  dass 
für  die  Berechtigten  ein  civilrechtlicher  Anspruch,  für  die  Staatskasse  eine  ebensolche 
Verpflichtung  entstanden  ist 

Auch  die  Wittwen-  and  Waisenpensionen  sind  nach 
dem  Früheren  als  aufgeschobene  Gehaltszahlung  prin- 
cipiell  gerechtfertigt. 

Die  Ordnung  dieses  Pensionswesens  kann  aber,  anders  als 
diejenige  der  Ruhegehalte,  nach  den  gewöhnlichen  Grund- 
sätzen des  Lebens-  und  Renten-Versicherungswesens^ 
daher  eventuell  auch  mittelst  Privat  Versicherungsanstalten;  erfolgen 
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und  für  diese  Einrichtang  der  Sache  sprechen  bcachtenswerthe, 
doch  —  wenigstens  heute  in  unseren  Ländern  nicht  mehr  —  nicht 
überwiegende  Gründe. 

Ich  weiche  in  letzterem  Pnnkte  n.  folgerichtig^  in  den  weiteren  Erörterungen 
über  dieses  Thema  yon  der  Torigen  Auflage  (§.  84)  ab.  kleine  frühere  Ansicht  war 
hier  noch  in  den  Anschauungen  des  „ökonomischen  ludividualismus''  zu  sehr  befangen. 
Die  jetzige  Modiücation  ist  die  Conscquenz  der  in  der  , «Grundlegung"*  dargelegten  u. 
begründeten  Okon.  u.  socialen  Principicn  u.  speciell  meines  pnncip.  Standpunkts  in 
der  Versicherungslehre.  S.  darüber  meinen  Aufs.  ,,Staat  u.  Versieh. wcsen", 
Tüb.  Ztschr.  1881  (auch  selbständig)  u.  meine  Abh.  Yersich.wesen  in  Schön bcrg's 
Handb.  d.  polit  Oekon.  IL 

Der  Zeitpunct  des  Beginns  und  des  Äufhörens  der  Pension 
hängt  hier  ganz  von  einem  Naturereigniss  (Tod  des  Mannes, 
der  Wittwe,  Tod  oder  Erreichung  eines  bestimmten  Lebensalters 
Seitens  der  Kinder)  ab. 

Selbst  der  Fall,  dass  die  Wittwe  sich  wieder  verheirathet  und  dann  nach  häufigen 
Vorschriften  der  Pensionsreglements  ihre  Pension  ganz  oder  theilweise  yerliert,  lässt 
sich  nach  den  Daten  der  Ueirathsstatistik  unter  die  Kegeln  der  Wahrscheinlichkeits- 
rechnung bringen.  Vgl.  die  Statist.  Daten  über  erste,  zweite  Ehen,  Verheirathung  von 
Wittwen  u.  s.  w.  in  Wappäus,  Bevölkerungsstatistik  II,  230  ff.,  A.  Wagner,  Gesetz- 
mässigk.  d.  menschlichen  Handlungen  I,  20,  II,  99,  v.  Oettingen,  Moralstatist.  S.  3, 
67.  —  Richtiger  ist  es,  wenn  jede  solche  Bestimmung  —  eine  W^iederverheirathungs- 
s träfe  —  fehlt.  Der  Staat  hat  jedenfalls  eher  ein  Interesse,  die  Wiedcrverheirathung 
der  Wittwe  za  begünstigen,  als  das  Gegentheil.  Mindestens  sollte  die  Wittwenpension 
nur  theilweise  (in  Preussen  bei  den  Wittwen verpliegungsanst  die  Hälfte)  bei  zweiter 
Ehe  fortfallen  und  bei  neaem  Verwittwen  (oder  Scheidung)  ganz  wieder  aufleben  (so 
in  Preussen,  wo  auch  gew.  Abfindungen  zwischen  der  sich  wieder  verhcirathcnden 
Wittwe  u.  der  Kasse  gestattet  sind,  s.  Mascher,  S.  143).  Die  Verhältnisse  kränk- 
licher, mit  Anlage  zu  organischen  Leiden  behafteter  Männer,  welche  nicht  oder  nur 
zu  erheblich  höheren  Kosten  W'ittwcnpensionen  kaufen  könnten,  Hessen  sich  apart  regeln. 

Im  Uebrigen  wäre  das  gewöhnliche  Versicherungs- 
wesen technisch  zulässig  und  ausreichend,  wenn  der 
Staat  nur  den  Einkauf  des  Ehemanns  und  Familienvaters  nebst 
der  ungefUhren  Höhe  des  Einkaufs  vorschreibt  (wie  es  ohnehin 
auch  bei  Staatspensionskassen  vielfach  geschieht)  und  über  die 
Ausführung  wacht,  namentlich  über  die  regelmässige  Prämien- 
zahlung. 

Rau  war  entgegengesetzter  Ansicht,  s.  §.  64  u.  65  d.  5.  Aufl.,  aus  Granden, 
die  ich  auch  jetzt  noch  nicht  far  ausschlagend  halte. 

Die  nothwendige  Voraussetzung  dafür  ist  eine  solche  Höhe 
der  Dienst-  und  Ruhegehalte,  dass  der  Beamte  daraus  die  Ver- 
sicherungsprämie u.  s.  w.  in  normaler  Höhle  bezahlen  kann. 
Bei  der  Gehaltsregelung  braucht  also  nur  auf  normale  Alters- 
verbältnisse  der  Gatten  und  die  übliche  Kinderzahl  (c.  4  —  5) 
Rücksicht  genommen  zu  werden.  In  diesem  Falle  aber  entgeht 
man  auch  ohne  Weiteres  gewissen  Unbilligkeiten  und  Willkürlich- 
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keiten,  die  das  jetzige  Staatswittwen-  nnd  WaiseDpensionswesen 
immerhin  enthält. 

Die  Beweisführang  wesentlich  vom  Standpunkte  des  Ökonomischen  Individualis- 
mus, ist  diese:  Der  Anspruch  auf  einen  Gehaltstheil ,  aus  dem  eine  Wittwen-  und 
Waisenrente  versichert  werden  kann,  wird  durch  den  Staatsdienst  als  solchen  nach 
den  Grundsätzen  begründet,  welche  den  Preis  der  Arbeit  oder  den  Lohn  Überhaupt 
auf  die  Dauer  regeln  müssen,  nicht  aber  durch  den  zufalligen  Umstand,  ob  ein  Be- 
amter heirathet,  Kinder  hat  und  eine  Wittwe  und  unerwachsene  Waisen  hinterlässt 
Mit  andern  Worten  der  unvcrheirathete,  kinderlose  oder  seine  Frau  und  Kinder  tlber- 
lebende  Beamte  muss  an  und  fUr  sich  als  Staatsdiener  dem  vorheiratheten  u.  s.  w. 
in  der  Besoldung  ganz  gleich  stehen.  Er  hat  daher  das  Recht,  die  Prämie,  welche 
er  im  andern  Falle  zahlen  müsste,  aufzuzehren  oder  apart  für  sich  und  seine  sonstigen 
Erben  aufzusparen.  Jede  günstigere  Behandlung  der  Yerheiratheten  u.  s.  w.  enthält 
mittelbar  eine  Heiraths-  und  Kindererzeugungsprämic,  jede  ungünstigere  Behandlung 
des  Ehelosen  eine  Art  Hagestolzen-  oder  COlibatsteuer,  was  sich  nicht  billigen  lässt 
und  hier  ganz  unnützer  Weise  „communistische"'  Principien  in  diese  Sachen  einführt. 
Bei  solcher  Regelung  des  Wittwen-  und  Waisen pensionswcsens,  so  wird  weiter 
argumentirt,  werden  auch  die  „wissenschaftlichen  Grundsätze  des  Versicherungswesens'* 
am  Besten  consequent  durchgeführt  werden,  was  durchaus  wünschenswerth  sei.  Ins- 
besondere wird  hierbei  auch  die  neuerdings  wieder  Öfters  erörterte  Frage  am  Passend- 
sten nach  den  individuellen  Verhältnissen  der  Betheiligten  entschieden  werden, 
ob  nemlich  eine  Leib-  bez.  Zeitrentenversichorung  der  Wittwen  und  der  Waisen 
oder  eine  Kapitalversichorung  des  Mannes  und  Vaters  auf  den  Todesfall  erfolgen 
soll.  Letztere  Form  hat  den  wesentlichen  Vorzug,  dass  sie  die  Prämienzahlung  des 
Beamten  nicht  nutzlos  für  seine  Familie  macht,  falls  die  Frau  vor  dem  Manne  stirbt 
und  die  Kinder  vor  dem  Tode  des  Vaters  erwachsen  und  damit  aus  dem  Bezugsrecht 
ausgetreten  sind.  Das  durch  Prämienzahlung  erworbene  Kapital  kommt  also  auf  alle 
Fälle  der  Familie  zu  Gute.  Auch  kann  es  häufig  in  wirthschaftlicher  Beziehung  f^ 
die  HinterUssenen  wichtiger  sein,  über  ein  Kapital  als  über  eine  Rente  zu  ver&gen, 
um  die  eigene  Erwerbsfähigkeit  zu  erhohen.  Dem  gegenüber  steht  freilich  die  Ge- 
fahr, dass  ein  solches  Kapital  verloren  gehen  oder  etwa  wieder  in  besondrer  Weise, 
unter  Staatscontrole ,  sichergestellt  werden  müsste,  um  die  Wittwen  und  die  Waisen 
dauernd  zu  sichern.  Bezügliche  Einrichtungen  der  Controle  Hessen  sich  indessen 
treffen.  Jedenfalls  wird  es  in  der  Regel  erwünscht  sein,  wenn  der  Beamte  zwischen 
Renten-  und  Kapital  Versicherung  wählen  kann.  Immer  passt  die  letztere  nicht,  z.  B. 
wenn  es  sich  nur  um  die  Wittwe  allein  handelt,  wo  die  Rentenversicherung  billigere 
oder  ausgiebigere  Hilfe  gewährt.  Bei  einer  rein  staatlichen  Regelung  wird  die 
zwcckmässigste  Gestaltung  aber  nicht  so  leicht  erreicht  werden.  Wiegand 
(Sind  gegenwärtig  die  Staats -Pensions-  nnd  Wittwenkassen  noch  zeitgemäss?  Halle 
1859)  empfiehlt  an  Stelle  solcher  Kassen  die  Lebensversicherung  und  räth,  dass  die 
Staatskasse  einen  Beitrag  zur  Versicherung  gebe.  So  geschieht  es  zum  Theil  in  der 
Schweiz,  wo  Cantonsregieruugen  Versicherungsverträge  für  die  Schullehrer  ab- 
schliessen  und  einen  Theil  der  Prämien  übernehmen.  Jetzt  auch  in  Deutschland 
schon  öfters,  z.  B.  im  Post-,  Schuldienst.  Eine  gute  Aufgabe  liegt  hier  für  die  neu 
sich  bildenden  Beamtenvereino,  wie  namentl.  der  vortreffliche  Österreich.,  vor; 
desgl  jetzt  d.  neue  proussische  von  1876.  S.  gegen  diesen  Vorschlag  die  Be- 
merkungen von  Rau  in  der  5.  Aufl.,  §.  65,  Anm.  (a). 

Die  hier  gegebene  Beweisführung  (wörtlich  aus  der  2.  Aufl. 
§.  84  herübergenommen)  ist  folgerichtig  und  zutreffend,  wenn 
man  in  dem  einzelnen  Beamten  nur  ein  flir  sich  stehendes  Indi- 
viduum, mit  bestimmten  individuellen  Rechten  und  Pflichten,  sieht. 
Aber  eben  diese  Prämisse  ist  zu  bemängeln.  Der  einzelne 
Beamte  ist  vielmehr  als  Glied  einer  grossen  corporativen 
Gemeinschaft    aufzufassen.      Seine    Besoldung,    seine   eigene 
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Pension,  diejenige  seiner  Hinterbliebenen  wird  nieht  nur  um 
seinetwillen,  sondern  nm  der  Gemeinsehaft  und  deren  Interessen 
Willen  and  so,  wie  es  letztere  verlangen,  geregelt. 

Hier  kommt  dann  der  von  Ihcring  hervorgehobene,  nur  von  ihm  za  ausschliess- 
lich betonte  Gesichtspunkt  der  ..Sustentation*'  znr  Geltong.  Der  Beamte,  welcher 
nicht  verheirathet  ist  und  keine  Familie  hat,  braucht  weniger  zum  Leben,  der  Yer- 
heirathete  mehr.  Indem  der  Staat  dem  letzteren  in  Pensionen  der  Hinterbliebenen 
oder  in  Beiträgen  fOr  Wittwen-  und  Waisenkassen  dieses  Mehr  gewährt,  entzieht  er 
dem  Unrerheiratheten  an  sich  nichts.  Wohl  aber  ermöglicht  er  dadurch  auch  in 
seinem,  des  Staats  eigenem  und  im  allgemeinen  Gesellschaftsinteresse  seinen  Be- 
amten den  Eintritt  in  den  Normalzustand,  in  die  Ehe,  und  die  Gründung  der 
Familie.  Würde  der  Staat,  statt  solcher  Beisteuern  in  Form  von  Wittwenpensionen 
u.  8.  w. ,  jedem  Beamten  einen  entsprechend  höheren  Gehalt  geben  und  alsdann  es 
dem  Einzelnen  überlassen,  durch  Versicheningseinrichtungen  die  Hinterbliebenen 
sicher  zu  stellen,  so  ermöglichte  er  thatsächlich  dem  Unrerheiratheten  nur  eine  be- 
quemere Lebensführung  mit  dem  höheren  Gehalte,  begünstigte  dadurch  indirect  viel- 
leicht selbst  die  Ehelosigkeit  der  Beamten  und  bürdete  der  Staatskasse,  also  der  ge- 
sammten  steuerzahlenden  Bevölkerung  eine  um  den  Betrag  der  nunmehr  ersparten 
Wittwenpensionen  oder  Wittwenkassenbeiträge  der  ledigen  Beamten   erhöhte  Last   auf. 

So  verdient  das  meistens  bestehende  System  prin- 
cipiell  —  darum  noeh  keineswegs  in  den  Einzelheiten  seiner 
Ansitlbning  —  wohl  den  Vorzug. 

§.  166.  Die  principielle  Verschiedenheit  des  Stand- 
pnncts  auf  dem  Gebiete  der  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  der 
Beamten  bedingt  alsdann  folgerichtig  auch  eine  verschiedene 
praetische  Durchführung. 

a)  Vom  Standpuncte  des  ökonomischen  Individua- 
lismus aus  muss  man  für  die  etwaige  Einrichtung  staatlichen 
Wittwen-  und  Waisenkassenwesens,  welche  auch  von  diesem  Stand- 
puncte aus  nicht  nothwendig  ausgeschlossen  erscheint,  zwei  An- 
forderungen stellen:  die  Bildung  besonderer  selbständiger 
Pensionskassen  illr  diesen  Zweck  und  die  Organisation  der 
letzteren  streng  nach  den  rein  privatwirthschaftlichen 
Grundsätzen  des  Versicherungswesens,  daher  namentlich  so,  dass 
die  Kassen  völlig  aus  eigenen  Mitteln,  d.  h.  aus  den  Bei- 
trägen der  Versicherten  bestehen. 

Danach  ist  dann  freilich  an  den  vielfach  bestehenden  Einrichtungen  eine  ?on 
diesem  Standpunkt  aus  richtige  Kritik  zu  üben,  wie  dies  in  der  ror.  Aufl.  §.  85 
geschehen  ist  Nur  ist  die  Tragweite  dieser  Kritik  beschränkter,  als  dort  noch  ange- 
nommen wurde,  weil  der  ganze  Standpunkt  za  einseitig  ist.  Stellt  man  sich  aber 
einmal  auf  diesen,  dann  ist  es  wahr,  dass  vielfach,  wie  ich  in  der  vor.  Aufl.  schrieb. 
Principlosigkeit,  Irrationalität  und  Willkür  in  den  Bestimmungen  über  solche  Kassen 
herrscht  Ganz  unnöthig  werden  öfters  communistischo  Grandsätze  dabei  befolgt, 
z.  B.  der  Zwangsbeitritt  der  Ledigen  (mitunter,  wie  früher  in  Giessen.  selbst  der 
kathol.  Geistlichen),  die  Gewährung  von  Peusionszuschlägcn  für  jedes  Kind,  ohne 
entsprechend  höhere  frühere  Zahlang  des  Vaters,  die  Nichtberücksichtigang  der  ab- 
soluten und  relativen  (zu  einander)  Lebensalter  der  Gatten  u.  a.  m.  (Raden  u.  a.  L.) 
Statt  dessen  sind  dann  folgende  Regeln  aufzustellen. 
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a)  Die  Gehalte  (Dienst-  und  fioliegehalte)  sollen  auch  hier  so  hoch  normirt 
werden,  dass  der  Beamte  die  nach  normalen  Verhältnissen  zu  zahlenden  Beiträge  aus 
dem  Gehalt  entrichten  kann.  Am  Besten  ist  es,  bloss  fortlaufende  Beiträge,  fällig 
zu  den  Terminen  der  Gehaltsszablungon,  einzufuhren,  nicht  auch  ein  besonderes  höhe- 
res Eintrittsgeld  u.  dgl.  m.,  dessen  Zahlung  in  kurzer  Zeit  dem  sonst  mittellosen  Be- 
amtet Muhe  macht 

ß)  Nur  der  Verheirathete  soll  rom  Augenblick  seiner  Yerheirathung  an  beitreten 
müssen,  e\rentuell  mit  der  Verpflichtung,  zur  Fortzahlung  der  Beiträge  im  Falle  der 
Verwittwung.  Der  bereits  früher  Verwittwete  braucht  nur  Beiträge  fttr  Kinderpen- 
sionen zu  zahlen.  Da  sich  die  Wahrscheinlichkeit,  Wittwer  zu  werden,  fUr  die  ein- 
zelnen absoluten  und  relatiren  (Altersverhältniss  zwischen  Mann  und  Frau)  Lebens- 
alter auch  berechnen  lässt,  so  kann  man  wählen,  ob  gleiche  Prämien  ron  Yerhei- 
ratheten  u.  Wittwcr-Werd enden,  oder  höhere  von  jenen  und  niedrigere  (bloss  fllr 
die  Kinder)  von  diesen  gezahlt  werden  sollen.  Aehnliches  gilt  für  den  kinderlos  ge- 
wordenen Ehemann  oder  Wittwer.  Wer  als  Wittwer  mit  unerwachsenen  Kindern  in 
den  Staatsdienst  tritt,  sollte  fUr  diese,  der  kinderlose  Wittwer  in  solchem  Fall  aber 
gar  nicht  beitreten  mUssen.     Also  kein  Zwang  gegen  Ehelose. 

y)  Die  Prämien  sind  genau  nach  den  Grundsätzen  der  Wahrscheinlichkeitsbc- 
rcchnung  in  der  Lebens-  und  Renten versicheruug,  daher  nach  dem  Lebensalter  der 
Gatten,  nach  der  Zahl  und  dem  Alter  der  Kinder  abzustufen.  Also  keine  gleich  hohen 
Gehaltsprocente,  ohne  BUcksicht  auf  diese  Momente,  und  yoUends  keine  absolut  gleichen 
Beiträge  wie  z.  B.  bei  einzelnen  Gassen  für  besondere  Kategorieen  von  Staats- 
dienern, z.  B.  bei  manchen  Universitätswittwenkassen,  die  überhaupt  unter  allen 
so  ziemlich  den  Preis  in  der  Irrationalität  davontragen,  wenn  man  sie  bloss  privat- 
wirthschaftlich  auffasst,  was  eben  einseitig  ist  (s.  z.  B.  d.  Statut  der  Berliner  Univer- 
sitätswittwcnkasse  v.  4.  Juni  1S47:  alle  neueren  Mitglieder  64  Thlr.  Beitrag,  ord.  wie 
ausserord.  Profess.,  auch  die  unbesoldeten,  mUssen  zwangsweise  beitreten.  Wittwen- 
pension  240  (jetzt  2S0  Thlr.),  Waisenpensionen  bis  8  Kinder  event.  Ve  nichr,  Max. 
120  Thlr.  (Von  1S76  an  durch  stärkere  Staatszuschüsse  erstere  auf  400  Thlr.,  letztere 
auf  200  Thlr.  gebracht). 

fi)  Die  Prämien  sind  so  hoch  zu  stellen,  dass  die  Kassen  aus  eigenen  Mitteln 
bestehen  können,  ohne  jeden  weiteren  Staatszuschuss. 

e)  Die  Kassen  müssen  deshalb  eine  hinlänglich  grosse  Zahl  von  Personen  um- 
fassen, damit  die  Regeln  des  Versicherungswesens  mit  Sicherheit  angewandt  werden 
können.  Daher  vor  Allem  keine  kleinen  Localkassen,  wie  die  insofern  ganz  irra- 
tionollen  Universitäts-Wittwenkassen;  überhaupt  möglichst  Vereinigung  der  Interessen- 
ten etwa  nach  den  HauptgEuppcn  des  Dienstes  (Civil  und  Militär)  in  Einer  Kasse, 
allenfalls  bei  nachweisbarer  Verschiedenheit  der  wahrscheinlichen  Lebensdauer  der 
einzelnen  Berufsstünde  mit  entsprechender  Abstufung  der  Prämien.  Es  giebt  öfters 
besond.  Kassen  für  Officiere,  Militärbeamte,  Geistliche,  Forst-,  Post-,  Eisenbahn-  und 
verschiedene  andere  Kategorieen  von  Beamten  und  von  Lehrern  (s.  z.  B.  in  Preussen, 
Mascher  a.  a.  0.  S.  145).  Die  wahrscheinliche  Lebensdauer  dieser  Stände  ist  in 
der  That  mehrfach  ein  wenig  verschieden.  Der  so  wünsch enswerthen  Verschmelzung 
solcher  kleiner  Pensionskassen  steht  oft  der  ungleiche  Vermögensbestand  der  letzteren 
entgegen  oder  unsinnige  Vorschriften,  z.  B.  dass  Aenderungen  der  Statuten  an  die 
Einstimmigkeit  der  Mitglieder  gebunden  sind  (so  bis  1S7G  im  Statut  der  Berl.  üni- 
versitätswittwenkasse).  Und  doch  wUrde  die  Verschmelzung  viel  grössere  Garantien 
für  die  (iesammtheit  bieten,  als  das  kleine  aparte  Vermögen,  und  die  Beiträge  liessen 
sich  dann  meist  bald  ermassigen.  Der  Verbindung  der  Kassen  (z.  B.  zum  Zweck  der 
Rückversicherung)  mit  soliden  grossen  Privat-Lebens-  und  Rentenversicherungsanstalten 
ist  Vorschub  zu  leisten,  damit  die  Sicherheit  der  Solvenz  möglichst  gesteigert  werde. 

b)  Von  dem  am  Schluss  des  vorigen  §.  vertheidigten  „so- 
cialen^' Standpuuete  aus  ist  dagegen  diese  Kritik  mit  ihren 
practischen  Folgerungen  für  die  Organisation  des  besprochenen 
Gebiets  erheblich  zu  modificiren.  Eine  mindestens  theilweise 
Ue  bernahme  der  finanziellen  Last  des  Beamten  -  Wittwen- 
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nnd  Waisenpensionswesens  anf  die  Staatskasse  ist  dann  zu 
verlangen,  in  der  Gonsequenz  der  Theorie  nnd  Politik  des  Arbeits- 
lohnes überhaupt  und  des  Beamtengehalts  insbesondere,  wonach 
diese  Pensionen  zu  den  Selbstkosten  der  Arbeit  geboren.  Fraglich 
bleiben  nur  zwei  wesentlichere  Puncto:  ob  nemlich  überhaupt  be- 
sondere Pensionskassen  eingerichtet  oder  statt  dessen  auch  diese 
Wittwen-  und  Waiseogelder,  wie  jetzt  schon  die  Ruhegehalte  der 
Beamten  selbst,  ohne  Weiteres  von  der  Staatskasse  als  eine  aus 
dem  Staatsdienerverhältniss  ipso  jare  datirende  Verpflichtung  ge- 
zahlt werden  sollen;  oder  ob  wenigstens  ein  Theil  dieser  Pen- 
sioqslasten  nach  irgend  einem  Modus  als  In  divi  dual  last  der 
betreffenden  Beamten  auf  diese  in  der  Form  von  Beiträgen 
repartirt  werden  soll,  sei  es  zu  Gunsten  besonderer  Pensionskassen, 
als  vermögensrechtlich  selbständiger,  vom  Fiscus  getrennter,  wenn 
auch  von  ihm  zuschussweise  zu  dotirender  Institutionen,  sei 
es  ohne  solche  Separatverrechnung  einfach  zu  Gunsten  der  im 
Uebrigen  selbstschuldnerisch  haftenden  allgemeinen  Staatskasse. 

Für  und  gegen  jede  dieser  Modalitäten  lassen  sich  wieder  besondere  principicUe 
and  practischc  GrOnde  geltend  machen.  Für  das  Absehen  von  besonderen  Pensions- 
kassen nnd  7on  speciell  dafar  zu  erhebenden  und  zu  verrechnenden  Beiträgen  spricht, 
dass  damit  die  volle  Gonsequenz  des  hier  befürworteten  zweiten,  des  , .socialen''  Gc- 
sichtspanctes  gezogen  und  practisch  zugleich  viele  Verwaltungs-  und  ßechcnarbeit, 
also  auch  viele  Kosten  erspart  werden.  Anderseits  kann  man  einwenden,  dass  das 
mit  diesem  Vorgehen  verbundene  völlige  Absehen  von  individuellen  Verschiedenheiten 
in  den  fUr  die  Last  des  Wittwen-  und  Waisenpensionswesens  massgebenden  persönlichen 
Vorhältnissen  der  Beamten  —  wie  absolutes  und  relatives  Lebensalter  der  Gatten,  Zaiil 
und  Alter  der  Kinder  —  doch  auch  seine  beachtenswerthen  Bedenken  hat,  auch  wenn 
man  den  genannten  piincipiellen  Standpunct  festhält.  Bei  Ehen  mit  erheblich  jüngeren 
Frauen  und  bei  grosser  Kinderzahl,  wenn  für  jedes  Kind  eine  besondere  Pension  oder 
ein  Zuschlag  zu  der  sonstigen  gezahlt  wird ,  treten  dann  für  die  betreffende  Familie 
unvcrhältnissmässig  grössere  Vortheile  ein. 

Völlig  sind  die  Schwierigkeiten,  welche  bei  der  Befolgung  des 
einen  oder  anderen  Weges  hier  entgegentreten,  nicht  zu  lösen. 
Man  muss  sich,  wie  so  oft  in  solchen  practischen  Dingen,  mit 
Compromissen  zwischen  den  Consequenzen  der  verschiedenen 
Modalitäten  zufrieden  geben.  Kelativ  am  zweckmässigsten  möchte 
es  sein,  nachdem  man  einmal  die  principielle  Zugehörigkeit  der 
Pensionen  für  Hinterbliebene  zu  den  vom  Arbeitgeber  zu  ersetzen- 
den Selbstkosten  der  Arbeit  erkannt  hat,  Minimalpensionen 
für  die  Wittwe  und  für  ein  jedes  Kind  einer  nicht  zu 
kleinen  Maximalzahl  von  Kindern  (4—6),  ohne  Weiteres, 
d.  h.  ohne  die  Einrichtung  besondrer  Pensionskassen  und  ohne 
specielle  Beiträge  des  Beamten  an  die  Staatskasse  behufs  Erwer- 
bung solcher  Rechtsansprüche  zu  gewähren,  und  zwar  in  der  Form 
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von  Quoten  der  letzten  Besoldung  des  Gatten  und  Vaters ,  unter 
Festsetzung  absoluter  Minimal  betrage  dieser  Pensionen  bei 
den  niedrigeren  und  etwa  auch  absoluter  Maximal  betrage  bei 
den  höchsten  Gehalten. 

Besonders  extreme  Fälle,  z.  B.  der  Altersdifferenz  der  Gatten,  Hessen  sich  darch 
eine  Ermässigung  der  Wittwenpension  oder  —  und  vielleicht  besser  —  durch  eine 
hier  zu  fordernde  (zwangsweise)  Beitragsleistung  des  betreffenden  Beamten  an  die 
Staatskasse  unschwer  erledigen.  Aehnliches  gilt  von  der  Erwerbung  einer  die  er- 
wähnte Maximalzahl  überschreitenden  Anzahl  von  Kinderpensionen. 

Die  Ermöglichung  des  Erwerbs  von  Ansprüchen  auf  höhere, 
d.  h.  jenes  Minimum  übersteigende  Pensionen  für  die  Hinter- 
bliebenen des  Beamten  bleibt  aber  dann  immer  noch  sehr  er- 
wünscht. Dafür  könnte  man  unter  Zugrundelegung  der  gewöhn- 
lichen privatwirthschaftlichen  Frincipien  des  Rentenversicherungs- 
wesens  oder  mit  geringeren,  passend  erscheinenden  Abweichungen 
davon,  besondere  Einrichtungen  treflfen.  Im  Interesse  der  Sicher- 
heit und  Wohlfeilheit  aber  auch  wohl  am  Besten  entweder  in 
der  Form  besonderer,  staatlich  verwalteter  Staats- 
pensionskassen für  dieses  Plus  der  Minimal pensionen  oder, 
was  doch  ebenso  zulässig  erscheint  und  einfacher  und  wohlfeiler 
wäre,  in  der  Form  von  Beiträgen  des  Beamten  direct  an 
die  Staatskasse,  bez.  etwa  an  die  Staatsschuldenkasse,  wie  in 
anderen  Fällen  des  Leibrentenverkaui's  Seitens  der  Staatsschulden- 
verwaltung. 

Wie  man  sieht,  liegt  hier  eine  ähnliche  Aufgabe  und  Frage  wie  bei  den  Plänen 
der  sogen.  Arbeiterversicherung  vor,  wo  auch  neben  Mini  mal  pensionen  u.  dgl.  auf 
der  Basis  des  Zwangsprincips  höhere  Pensionen  mittelst  facultati?  zu  benutzender 
Einrichtungen  erwünscht  erscheinen.  Vgl.  u.  A.  Schaf fle  über  d.  corporat.  Hilfs- 
kassenzwaug,  Tüb.  1882.  FUr  die  weitere  Bechtfertigung  etwaiger  Abweichung  von 
denjenigen  Grundsätzen,  welche  nach  dem  Standpunct  des  ökonomischen  Individualis- 
mus die  , fälle  in  rationellen*'  im  Versicherungswesen  —  eben  eine  petitio  principii  I  — 
genannt  werden,  s.  meine  Abh.  Staat  u.  Versich.wes.  S.  39  ff  (Tüb.  Ztschr.  1881  S.  401!) 
u.  Versich.wesen  in  Schönberg's  Handb.  I.  bes.  §.  13,  14  S.  1148  ff. 

Wie  nun  aber  auch  immer  vorgegangen  wird,  jedenfalls  soll 
,, die  Gewährung  der  Pension  gegenwärtig  nicht  mehr  bloss 
Gnadensache  mit  Entscheidung  des  einzelnen  Falls,  sondern 
allgemein  gesetzlich  geregelt  sein'^    (Rau,  §.  65.) 

Die  Materie  ist  offenbar  in  Fluss,  namentlich  in  Deutschland.  Die  oben  ge- 
zogenen Consequenzcn ,  dass  die  Wittwen-  u.  Waisenpension  an  sich  zum  Lohn  und 
Gehalt  gehört,  brechen  sich  Bahn,  die  Folgerungen  aus  dem  „socialen''  Gesichtspunkte 
kommen  auch  mehr  und  mehr  zur  Geltung.  Interessant  in  dieser  Hinsicht  die  neueste 
preuss.  Gesetzgebung,  üeberall  Uebergang  vom  „Privatwirthschaftlichen"  ins  „Gemein- 
wirthschaftliche'*.  Vgl.  auch  Elster  in  Conrad's  ö.  Jahrb.  B.  41,  S.  131  ff.,  wo  diese 
principielle  Seite  nur  hätte  hervorgehoben  werden  müssen. 

Beispiele  von  Einrichtungen  für  Wittwen-  und  Waiseiipensionen.  Eine  aparte 
Behandlung  erfahrt  begreiflich  meist  das  Wittwen-  und  Waisenpensionswesen  im 
Militär,  bos.  \m  den  Officioren.   weil   hier  der  Dienst  selbst  im  Kriege  direct 
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DAchweisbar  den  YeiBorger  raubt.  Daber  aucb  im  Deotscben  Beicbspensionsgesetz 
vom  21.  Juni  1871  fOr  die  Hinterbliebenen  ?on  Ofticieren  und  Mannscbaften  Pensionen 
aus  d.  ailgem.  Staatsfonds  (Invalidenfonds  jetzt,  s.  o.  S.  377):  für  Officierswittwen 
500.  400,  300  Thlr.,  für  Kinder  (bloss  bis  z.  17.  J.)  50,  bei  Mutterlosigkeit  75  Thlr. 
jedes  ..Eiziebungsbcihilfe'* ;  aucb  f.  and.  Verwandte  in  gew.  Fällen;  Wittwen  der 
ünterofficiere  u.  s.  w.  bis  zu  den  Gemeinen:  lob,  84,  (50  Thlr.,  Kinder  je  42,  bez. 
60  Thlr.,  gleichfalls  and.  Verwandte.  Preussen,  s.  Mas  eher,  S.  12S  ft'.  Der 
Beamte  bedarf  des  Heirathsconsenses,  der  verweigert  wird,  wenn  eine  bestimmte  Er- 
klärung fehlt,  mit  welcher  Summe  der  Beamte  seine  künftige  Ehefrau  in  d.  Wittwen- 
kasse  einkaufen  will.  Bei  der  ailgem  Wittwenverpflegungsanstalt  za  Berlin  von  1770 
(Pat  ?.  28.  Dec  mit  vielen  spät.  Aender.  u.  Zusätzen,  s.  auch  (ies.  v.  17.  Mai  1856) 
kann  der  grOsste  Theil  der  Beamten  u.  s.  w.,  mit  Ausschluss  einiger  bes.  Kategorieen 
(u.  A.  aucb  derer  mit  weniger  als  250  Thlr.  Einkommen)  eintreten.  Ausgeschlossen 
sind  Männer  über  60  J.  oder  mit  gefährl.  chron.  Krankheiten  behaftete,  bedingt  auch 
Männer  verschiedenen  Lebensalters,  deren  Altersdifferenz  gegen  ihre  Frau  ein  best. 
Maass  überscbreitet  (durch  ontsprech.  Zuschlagprämien  Hessen  sich  solche  Männer, 
wie  gesagt,  doch  receptionsfähig  machen).  Die  Wittwenpension  soll  mindestens  Vs  des 
(iebalts  des  Mannes,  Min.  100,  Max.  500  Thlr.  betragen,  sie  wird  nur  gezahlt,  wenn 
der  Mann  wenigstens  1  Jahr  nach  der  Aufnahme  lebt,  nur  mit  Vs«  wenn  er  im  2., 
mit  Vs<  wenn  er  im  3.  Jahr  stirbt.  Die  Prämien  sind  rationeller  Weise  genau  nach 
dem  absol.  u.  relat  Ueirathsalter  (Jahr  für  Jahr)  beider  Gatten  abgestuft,  doch  nicht 
hoch  genug,  als  dass  die  Anstalt  ganz  aus  eigenen  Mitteln  bestehen  könnte  (A.  für 
1870:  Betrag  der  Wittwenpension  1,516,000  Thlr..  Gesammtausgaben  iucl.  Verwaltongs- 
kosten  1,548,890  Thlr.,  eig.  Einn.  aus  Beitr.  d.  Mitglieder  784,230  Thlr.,  also  Staats- 
zuschuss  im  Et  d.  Finanzministeriums  764,660  Thlr.  [im  A.  f.  1876:  2,026,780  M.], 
wonach  die  Prämien  im  Durchschn.  etwa  zu  verdoppeln  wären).  (Jetzt,  1883  erheb- 
liche Steigerung  des  Staatszuschusses,  weil  viele  Beamte  nach  d.  unten  gen.  neuen 
Ges.  V.  1882  ausscheiden.  Daher  im  Et.  f.  1883/84  Ausg.  an  Pens.  u.  s.  w. 
5.452  M.  M.,  Beiträge  etc.  der  Beamten  nur  noch  1.73,  Staatszuschuss  .'{.72  M.  M.). 
Beispiel  d.  Tarifs:  Jährliche  Prämie  für  100  Thlr.  Pension: 

Mann  30  Jahr,  Frau  20  Jahr,  Prämie  19-03  Thlr.  M.  35  J.,  F.  20  J.,  Prä. 
24 07  Thlr.  M.  85  J.,  F.  25  J.,  Prä.  22*07  Thlr.  M.  40  J.,  F.  25  J.,  Prä.  2803  Thlr. 
M.  50  J.,  F.  30  J.,  Prä.  4226  Thlr. 

Früher  hatten  die  Mitglieder  noch  bes.  Eintrittsgelder  zu  zahlen,  was  durch  d.  Ges. 
V.  1856  beseitigt  ist  Eine  der  nachtheiligen  iinanziellen  Folgen  der  zu  späten  und 
ungenügenden  Anfangsgehalte  des  Beamten  in  Preussen  u.  a.  L.  tritt  auch  hier  wieder 
hervor:  die  Männer  heirathen  später  u.  jüngere  Frauen,  woher  die  Wittwenpension cn 
mehr  anschwellen  und  der  Staat  dabei  nachzahlen  muss,  was  er  an  Gehalten  zu  wenig 
zahlte.  Statt  der  Allg.  W.  V.  A.  kann  auch  die  Berl.  Schulenb.  allg.  Wittwenpeus.  u. 
Unteistützungskasse  (Reglem.  v.  3.  Dec.  1S36)  von  dem  Beamten  zum  Eintritt  benutzt 
werden,  wo  u.  A.  Männer  bis  zum  E.  d.  64.  Jahrs  aufgenommen  werden;  Pension 
von  20—600  Thlr.  für  Wittwen,  unverheirathete  Töchter.  —  Für  verschiedene  Wittwen- 
und  Waisenkassen  der  Beamten  in  den  neuen  Provinzen  (für  Schleswig- Holstein  in 
Kopenhagen)  hat  die  preuss.  Staatskasse  in  1876  noch  1,447.000  M.,  in  1883/84 
1-35  M.  M.  Zuschüsse  zu  leisten,  ges.  A.  1876  daher  3,49,  1883/84  5*25  M.  M. 
Die  neueste  preuss.  Gesetzgebung  v.  1882  (Ges.  v.  20.  Mai  1882,  betr.  d. 
Fürsorge  f.  d.  Wittwen  u.  Waisen  der  unmittelb.  Staatsbeamten)  ist  ein  characterist. 
Beispiel  des  Uebergangs  von  einem  zum  andern  System.  Sie  füllt  einmal  eine  bis- 
herige Lücke  aus,  indem  sie  allgemein  Waisenpensionen  einrichtet  Von  besonderen 
PensioDskassen  wird  abgesehen,  Zwangs-Beiträge  der  Beamten,  auch  der  unvcr- 
heiratheten  (37o  ^*  pensionsräh.  Diensteinkommen)  werden  jedoch  erhoben,  fliessen  aber 
in  die  Staatskasse  u.  diese  bestreitet,  eventuell  mittelst  Zuschüssen,  die  aus  dem  Gesetz 
erwachsende  Pensionslast  Diese  Einrichtung  bedingt  viel  Verrechnungsarbeit  i erhoben 
werden  die  Beiträge  mittelst  Abzugs  bei  den  Gehalts  -  u.  s.  w.  Zahlungen) ,  die  sich 
ersparen  liesse,  wenn  die  Minimalpensionen  ohne  Weitrcs  als  Conse([uenzen  des  ehe- 
mal.  Besoldungsanspruchs  behandelt  würden  u.  demnach  jene  Beiträge  wegfielen  (was 
für  eine  weitre  Reform  geplant  werden  soll  u.  dann  eben  eine  entsprechende  Gehaltb- 
crhöhung  wäre).  Das  „Wittwengeld"  beträgt  normal  Va  ^^r  normalen  Pension 
des  Beamten  (Min.  160,  Max.  1600  M.),  das  Waisengeld  '/g,  bei  Doppelwaisen  '/.» 
des  Wittwengelds  für  jedes  Kind  bis  zum  vollendeten  18.  Lebensjahr.    Das  Wittwen- 

A.  Wajfiiflr,  Finanx-wi8M(^nB4'-haft.  I.    3.  Aufl.  25 
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geld  (nicht  d.  Waisengeld)  erleidet  eine  gewisse  KOrzang,  wenn  die  Wittwe  aber 
15  Jahr  jünger  als  der  verstorbene  Mann;  es  fällt  auch  fort  bei  Eheschliessnng  innerh. 
3  Mon.  vor  dem  Tode  des  Beamten,  wenn  Zweck  der  Eheschliessung  nur  Erwerb  des 
Anspruchs  auf  d.  Wittwengeld  war.  Frei  vom  Beitragszwang  sind  die  Beamten,  welche 
in  and.  staatl.  Wittwenanstalten  stehen  u.  auf  das  neue  W.  u.  W.geld  verzichten. 
Andrenfalls  sind  sie  berechtigt,  aus  jenen  Anstalten  auszuscheiden,  was  vielfach  ge- 
schehen ist.  Im  Etat  f.  1883/84  sind  die  Einnahmen  aus  den  W.  u.  W.  geldbeiträgen 
bei  den  einzelnen  Verwaltungen  nachgewiesen  u.  einfach  zur  Deckung  laufender  Staats- 
ausgaben verwandt. 

Mit  dieser  neuen  Regelung  schliesst  sich  Preusscn  u.  d.  D.  Eeich  dem  in 
Sachsen  (Ges.  v.  7.  März  lb35  u.  9.  Apr.  1872),  Würterob.  (Verf.  v.  1819,  §.  50, 
Ges.  V.  28.  Juni  1876),  Baden  (Ges.  v.  1810,  1819,  28.  Juni  1876),  Hessen  (Ges. 
V.  1808,  22.  Juni  1861,  29.  Dec.  1874)  bestehenden  System  au,  wonach  also  alle  Be- 
amte Beiträge  nach  dem  Diensteinkommen  u.  s.  w.  zu  leisten  haben  u.  die  Hinter- 
bliebenen Quoten  dieses  Einkommens  als  Pension  beziehen.  Ob,  wie  gewöhnlich  noch, 
die  Beiträge  in  besondere  Pensionscassen  oder  wie  in  Preussen  einfach  in  d.  Staats- 
cassen  fliesscn,  ist  nebensächlich.  Es  giebt  aber  auch  schon  deutsche  Staaten,  wo 
die  Beamten  keine  Beiträge  leisten  u.  die  Hinterbliebenen  dennoch  Pensionen  in 
Quoten  vom  Einkommen  oder  d.  Pension  des  Beamten  beziehen;  so  in  Sachs.  Wcim. 
(Ges.  V.  6.  Apr.  1821),  Sachs.  Mein.  (Ges.  v.  27.  Febr.  1872),  Eis.  Lothr.  (Ges.  v. 
24.  Dec.  1873).  S.  Elster  a.  a.  0.  S.  132,  der  demnach  die  Gesetze  classificlrt 
Letzterem  System  gehört  wohl  die  Zukunft. 

Ueber  Baden  s.  Hau  I,  §.  05  Note  c  u.  meine  Fin.wiss.  I,  S.  197  der  2.  Aufl. 
Durch  Ges.  v.  25.  Jan.  1874  wurden  die  Kelictenpensionen  um  15%  erhöht.  —  üeber 
Baiern  s.  ebenfalls  Rau  I,  §.65  Note  c  u.  die  vor.  Aufl.  dieses  B.  I,  S.  198.  Pözl, 
Verwalt.recht  §.  267.  Es  erhält  die  Wittwe  '/s  <^or  Besoldung  oder  des  Ruhegehaltes, 
ein  vaterloses  Kind  bis  zur  Versorgung  oder  bis  zum  Schluss  des  20.  Jahres  Vs  ^^^ 
Gehalte  der  Mutter,  ein  elternloses  Kind  ^/^^  dessen,  was  die  Mutter  empfangen  würde. 
Nach  dem  baier.  Etatsges.  für  1876  sind  auch  die  Wittwcn-  und  Waisienpensionen 
allgemein  um  5%  und  in  gewissen  Fällen  ausserdem  noch  je  nach  der  Höhe  der 
bezogenen  Summe  um  10,  15  und  207©  erhöht  worden.  A.  im  Et.  f.  1876  an  Pens, 
u.  Sustentat.  der  Wittwen  u.  Waisen  2*11  Mill.  M.,  nebst  einem  weiteren  Posten  in 
einer  and.  Rubr.  —  Ueber  WUrtcmberg  Rau  I,  §.  65,  Note  c,  vor.  Aufl.  S.  198, 
Herdegen,  S.  177,  Riccke  a.  a.  0.,  S.  119.  Seit  d.  J.  1873  sind  mit  anderen 
Verbess.  d.  Pensionen  auch  mittelst  neuer  oder  erhöhter  Staatszuschtlsse  die  Wlttwen- 
und  Waisen  Pensionen  gesteigert  worden.  Neueste  Ordn.  durch  Beamtenges,  v.  1876 
Abschn.  IV,  f.  d.  Volksschullchrer  durch  (ics.  v.  30.  Dec.  1877,  f.  d.  Hinterbliebenen 
d.  Geistlichen  durch  (jcs.  v.  12.  März  1878.  Besondere  Kassen  geblieben,  Normalpens, 
der  Wittwe  Va  <ler  eventuellen  Noruialpensiou  des  Gatten.  Beiträge:  Eintr.geld  v.  V4 
des  ersten  Gehalts  u.  der  Geh.erhöh. ,  dann  2%  des  Gehalts  u.  s,  w.  Jahresbeitr. 
Staatsznschnss  1S83  208,500  M. ,  wovon  58,000  f.  d.  W.kasse  der  Civildiener.  Fonds 
der  Civilstaatsdicncr- W.kasse  1880  5,021,600  M.,  worauf  500,000  M.  Pensionen  lasten. 
Auch  im  K.  Sachsen  Erhöhung  d.  Wittwen-  u.  Waisenpensionen  um  10,  15.  20% 
durch  Ges.  v.  15.  Juni  1874.  —  Ueber  Oestcrreich  (West-)  s.  Blonski  I,  141  fl". 
Allgem.  Penset  d.  Civilvcrwalt.  (ohne  d.  gemeinschaftl  Etat)  1880  13*90  Mill.  fl., 
wovon  l.'^84  Quiesccntenbezüge  mit  0.708,  8755  Pens.  v.  Beamten  u.  Dienern  mit 
7'60,  12,726  Pens.  v.  Beamten-  u.  Dienorwittwen  mit  3-036,  6606  Erzieh.beiträge  f. 
Kinder  mit  0258.  24,070  „Provisionen'*  mit  1-556,  9560  „Gnadengaben**  mit 
0*666  Mill.  fl.  —  Ueber  Frankreich  s.  Block's  dict.  Art.  pensions  §.  54  ff.  —  Die 
Wittwen-  u.  Waisenpeus.  sind  fast  überall  noch  sehr  niedrig.  Zu  ihrer  Aufbesserung 
durch  private  Lebens-  oder  Rentenversicherung  fehlen  bei  der  Knappheit  der  Be- 
soldungen meistens  die  Mittel.  Dies  beweist,  dass  die  Selbstkosten  der  Staatsdiener- 
arbeit auch  in  Betreff  dieses  letzten  Postens  nicht  richtig  gedeckt  werden.  Das  oft 
so  kummerliche  Loos  der  Beamten  wittwen  zeigt  es  drastisch  genug.  S.  auch  Elster  S.  133. 

Geschichtlich  hat  sich  das  gesammte  Pensionswesen  regelmässig  zuerst  für  den 
eigentlichen  oder  höheren  Staatsdienst  entwickelt  und  ist  hier  zuerst  aus  dem  Gebiete 
der  Gnade  in  dasjenige  des  Rechts  hinübergegangen.  In  seiner  jetzigen  Einrichtung 
besteht  es  zunächst  für  den  höheren  und  für  den  Subaltern  dienst,  für  den  es 
nach  der  speciiischen  Eigenthümlichkeit  der  Arbeitsart  dieser  Beamten  auch  am 
Xothwendigsten    ist.     Für   die  Unterbeamten    (Diener)   könnte    es   entbehrlicher 
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eischeineD,  weil  hier  keine  specifische  Vorbereitung  nothwendig  ist  und  diese  Beamten 
aoch  im  Priratdienst  leichter  unterkommen.  Mehr  und  mehr  ist  aber  auch  bei  diesen 
Personen  im  Interesse  des  Dienstes  wie  ihrer  selbst  neuerdings  die  ,,  Beamten - 
qnalität'\  wenn  auch  mit  gewissen  Abweichungen  vom  höheren  u.  vom  Subaltern- 
dienst, anerkannt  worden,  was  dann  auch  hier  zur  Ausbildung  eines  analogen  Pensions- 
rechts  für  die  Diener  und  für  ihre  Hinterbliebenen  führte.  Die  Einrichtung  eines 
ordentlichen  Altersversorgungs-,  Wittwen-  und  Waisenpensionswesens  für 
niedere  Diener  empfiehlt  sich  aber  auch  noch  principiell  aus  dem  Gesichtspunkte 
einer  richtigen  Arbeiterpolitik.  Sie  wird  dann  vielfach  für  gewöhnliche  Arbeiterver- 
hältnisse als  Muster  und  als  Anregung  dienen  können.  S.  Rau  I,  §.  G5a,  vor.  Aufl. 
S.  199.    Beispiel:  bad.  Ges.  v.  2S.  Aug.  1835. 

§.  167.  -  E.  Neben  dem  Gehalte  sind  fllr  besondere 
Dienste  oder  fUr  ausserhalb  des  Wohnorts  zu  vollführende 
Geschäfte  Tagegelder  (Diäten)  und  R.eisekosten,  femer 
bei  Versetzungen,  welche  einseitig  von  der  Staatsgewalt 
ausgehen,  Umzagskosten  an  die  Beamten  zu  vergüten.  Im 
finanziellen  Interesse  ist  für  das  Unterbleiben  unnützer  Dienstreisen 
zu  sorgen.  Sonst  soll  die  Diät  und  der  Reisekostenbetrag  zwar 
sparsam  bemessen  werden,  so  dass  dabei  kein  besonderer  Gewinn 
gemacht  werden  kann,  aber  doch  auch  die  vollen  Kosten  ersetzen. 
Für  die  Diäten  ist  eine  Pauschsumme  am  Zweckmässigsten, 
welche  mit  einiger  Rücksicht  auf  Rang  und  Stellung  des  Beamten 
(ohne  Zopfthum)  abgestuft  wird.  Reise-  und  Umzugskosten  lassen 
sich  öfters  speciell  verrechnen,  doch  ist  auch  hier  ein  Pausch- 
quantum im  Allgemeinen  zweckmässiger,  weil  dabei  sparsamer  ge- 
wirthschafket  zu  werden  pflegt. 

Diätenordnung.  Beispiel:  Preussen,  (Material  bei  Herrfurth  S.  483  ff.). 
Verordn.  ?.  28.  Juni  1825  nebst  späteren,  u.  A.  bes.  v.  10.  Juni  1848.  Neues  Ges, 
V.  29.  März  1873  ttber  Tagegelder  u.  Reisekosten  d.  Beamten,  in  einigen  Puncten 
abgeändert  durch  Ges.  v.  28.  Juni  1875  und  Verordn.  v.  15.  April  1870  nebst  ver- 
schied, and.  Verordn.  f.  einzelne  Beamtenkategorieen.  Diäten  gezahlt  fllr  Aufenthalt 
ausserhalb  des  Wohnorts  oder  des  zugewiesenen  Bezirks  bei  commiss.  Geschäften  in 
Dienstangelegenheiten.  Abstufung  der  Sätze  nach  Rang-  und  Dienstclassen  (mit 
ziemlich  viel  WiUkUrlichem).  Neue  Sätze  fdr  activo  Minister  30  M.,  Beamte  1.  CI. 
24  M.,  2.  u.  3.  Cl.  18,  4.  u.  5.  12,  and.  in  3  Classen  9,  6,  4Vj,  Unterbeamte  3  M.  — 
Reisekosten  jetzt  unterschieden  je  nach  Reisen  auf  Eisenbahnen  u.  Dampfschiffen 
(hier  f.  d.  höheren  Beamten  p.  Kilomet.  13  Pf  u.  f.  jeden  Zo-  u.  Abgang  3  M.,  f. 
Subaltemb.  bez.  10  Pf.  u.  2  M.,  f.  Unterbeamte  7  Pf.  u.  1  M.)  u.  nach  sonstigen 
Reisen  (p.  Eilom.  f.  diese  3  Beamtenkategor.  60,  40,  30  Pf).  Uebrigens  werden 
„erweislich  höhere  Reisekosten''  erstattet.  Gewisse  Abänderungen  und  Erhöhungen 
der  Sätze  im  Verordnungswege  sind  gesetzlich  gestattet  und  z.  B.  durch  die  Verordn. 
vom  15.  Apr.  1876  erfolgt  —  ümzugskosten,  Erl.  v.  20.  März  1855.  Hiernach 
keine  Vergütung,  wenn  Versetzung  lediglich  auf  Antrag  des  Beamten  erfolgt  und  wenn 
mit  der  Versetzung  eine  Einkommenverbesserung  verbunden,  deren  halbjähr.  Betrag 
die  Umzugskostenvergütung  übersteigt,  —  was  also  wiederum  nur  eine  der  bedenkl. 
Gehaltsschmälerungen  ist.  Abstufung  nach  Rang-  u.  Dienstclassen  (mit  sehr  starken 
Sprüngen  der  Sätze,  welche  kaum  den  Verhältnissen  entsprechen,  bes.  in  den  oberen 
Classen  nicht),  ferner  Unterscheid,  von  allgem.  Rosten  und  Transportkosten  für  je 
5  Meilen,  erstere  von  600  (Räthe  1.  Cl.),  350  (dsgL,  2.  Cl.)  u.  s.  w.  bis  60  Thlr. 
(Subalt,  1.  Cl.)  u.  25  Thlr.  (Unterbediente),  Transportkosten  dsgl.  30,  24  bis  7  und 
4  Thlr.  i.'  G.  10  Stufen.  Bei  Beamten  ohne  Familie  die  Hälfte.  Ferner  geht  v.  d. 
Vergütungssumme  stets  die  Hälfte   des  Nominalbetrags  der  etwaigen  Einkommenver- 
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besserung  ab.  Einige  aparte  Bestimmungen  für  besond.  Beamte.  Jetzt  dieser  Erlass 
7.  1856  ersetzt  durch  Ges.  v.  24.  Febr.  1877  betr.  d.  Umzagskosten  der  Staatsbeamten 
u.  V.  ?.  26.  Mai  1877.  Demnach  bei  allen  Versetzungen  Umzugskosten  ohne  jene 
Schmälerungen  (allgcm.  Kosten,  nach  den  Beamten-liangclassen  u.  anderen  Rubricirungen 
1800,  1000,  500,  300,  240,  180,  150,  100  M.,  Transp.kosten  f.  je  10  Kil.  ebenso 
24,  20,  10,  S,  7,  6,  5,  4).  Ausserdem  für  die  Person  der  Umziehenden  Tagegelder 
u.  Reisekosten,  auch  in  gew.  (irenzcn  Ersatz  etwaiger  Miethzinsverluste.  Im  preuss. 
Etat  stehen  die  „Diäten-,  Fuhr-  u.  Vcrsetz.ko8tcn''  1883/84  (Fin.min.)  mit  1  Mill.  M., 
wirkl.  Ausg.  im  D.  7.  1879 — 82  1*25  M.  M.  (u.  A.  ohne  die  Abgeordn  diäten).  — 
Sonst  wird  auch  wohl  die  Diät  im  Winter  höher  als  im  Sommer,  ftlr  Geschäfte  im 
Auslande  höher  als  im  Inlande  angesetzt,  welches  Princip  in  den  kleinen  deutschen 
Staaten  allerdings  zu  komischen  Folgen  fuhrt  S.  d  bad.  Diätenregl.  7.  9.  Mai  1867 
(u.  A.  107o  Winterzuschlag),  10  Stufen  7on  10  fl.  bis  iVö  A-  I"  Baden  besteht  u.  A. 
die  Bestimmung,  dass  Staatsdiener,  die  7or  5  J.  den  Dienst  wieder  7erlassen,  die  Um- 
zugsgelder wieder  erstatten  müssen,  was  practisch  meist  nur  Uni7ei»itätslehrer  trifft 
und   mit  der  wichtigen   dedtschen  akademischen  Freizügigkeit  kaum  in  Einklang  ist 

3.  Abschnitt. 
Der  Keal-  oder  SachgQterbedarf. 

Vgl.  Rau  §.  66,  67,  34,35  u.  die  7or.  Aufl.  dieses  Bands  §.  200—206.  Im 
Folgenden  mehrfach  gekürzt,  da  der  (legenstand  wesentlich  technischer  Natur  ist. 

I.  —  §.168.  Allgemeine  Grundsätze.  Soweit  Sachgtlt er 
als  directes  Mittel  für  Staatszwecke  nöthig  sind,  kauft  sie 
der  Staat  in  der  entwickelten  Volkswirthschaft  in  der  Regel  besser 
im  freien  Verkehr  ein  oder  lässt  sie  auf  Bestellung  von  den  Privaten 
liefern.  Denn  hier  concnrrirt  der  Staat  erfahrungsmässig  selten 
erfolgreich  in  der  gewöhnlichen  Sachgüterproduetion  mit  den 
Privatwirthschaften  und  die  Privatindustrie  wird  diese  Güter  auf 
Begehr  gern  liefern.  Deshalb  giebt  der  Staat  vielfach  passend 
die  eigene  Productionsthätigkeit  zum  Zweck  der  Be- 
schaffung dieser  Sachgtiter  auf. 

Diese  Regel  erleidet  jedoch  berechtigte  Ausnahmen.  Die 
eigene  Erzeugung  solcher  SachgUter  ist  auch  heute  noch  vom 
volkswirthschaftlicheu  und  finanziellen  Standpuncte  zulässig  oder 
selbst  geboten,  wenn  1)  der  Staat  ganz  specifisch  eigenthüm- 
licbe  Sachgtiter  braucht,  welche  die  Privatindustrie  fast  nur 
fUr  ihn  herstellen  würde  und  alsdann  oft  nach  derselben  Betriebs- 
organisation, wie  sie  das  Staats  werk  besitzt ;  2)  wenn  besondere 
Versuche  u.  dgl.  m.  anzustellen  sind  und  3)  wenn  die  Con- 
currenz  unter  den  Privatunternehmern  sehr  gering, 
die  Controle  der  Privatablieferungen  besonders 
schwierig  ist. 

Alle  drei  Bedingungen  trefi'en  namentlich  öfters  bei  der  Production  von  Re<iui- 
sitcn  der  Militär-  und  Marine  Verwaltung  zu.  Aber  selbst  hier  (Krupp!)  und 
vollends  auf  den  meisten  anderen  (ie bieten  wird  die  entwickelte  Privatindustrie  öfter 
passend  an  die  Stelle  der  Staatsindustrie  treten.     Am  Häufi^rstcn   beistehen  soni>t  norh 
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besonders  Staatsdrackercien  u.  selbst  Papierfabriken.  Diese  Anstalten  rcn- 
tiren  selten,  liefern  die  bezügl.  Materialien  oft  eher  theurer  als  die  Privatindustric 
und  nicht  immer  besser.  Die  Cautelen  wegen  der  Bewahrung  des  Amtsgeheimnisses 
in  Betreff  yon  Drucksachen  und  wegen  des  Drucks  von  Werthpapieren .  Papiergeld 
u.  s.  w.  können  wohl  ebenso  bei  Privatanstalten  getroffen  werden.  Wiederholt  wurde 
u.  A.  in  Oesterreich  die  Abschaffung  dieser  beiden  Staatsindustriezweige  berathen. 
£s  ist  auch  die  Papierfabrik  in  Schlöglmühl  veräussert  worden.  Indessen  ist  es  bei 
dem  grossen  Bedarf  des  Staats  an  Drucksachen  doch  wohl  zulässig,  eigene  Druckereien, 
die  etwa  zugleich  als  technische  Musteranstaltcn  dienen,  zu  behalten.  Uebertrag.  d. 
preass.  Staatsdruck,  an  d.  Reich.Et  1882/83  E.  3']55.  A.  2*204  Mill.  M.,  d.  Osterr. 
Staatsdruck.  18S2  E.  1-172,  A.  1*068  MUl.  fl. 

Bei  den  Staatsbehörden  kommt  regelmässig  ein  Bedarf  von  verschiedenen  Sach- 
irtttem  Tor:  „Amtsbedürfnisse  oder  Bureaukosten''  aller  Art  (Einrichtung, 
Heizung,  Beleuchtung  der  Geschäftszimmer,  Schreibmaterialien,  Packmaterial,  Bücher 
D.  dgl.).  Hier  empfiehlt  sich,  besonders  bei  unteren  Stellen,  im  Interesse  sparsamer 
Verwendung  des  Materials  und  um  die  Verrechnung  und  Controlc  zu  vereinfachen, 
das  System  der  Gewährung  von  Panschsummen  in  Geld  an  den  betreuenden  Be- 
amten, der  dann  damit  auf  eigene  Verantwortlichkeit  und  auf  seine  Rechnung  den 
Bedarf  decken  muss.     Rau  I  §.  66. 

Das  Postporto  für  amtliche  Sendungen  wurde  früher  meistens  nicht  bezahlt, 
da  bei  der  Post  als  Staatsanstalt  Ausgabe  und  Einnahme  nur  von  einer  Tasche  in  die 
andere  gehen.  Indessen  fuhrt  diese  Portofreiheit  der  Behörden  leicht  wieder  zu  einer 
zu  geringen  Sparsamkeit  und  zu  einer  zu  weit  gehenden  Benutzung  der  Postanstalt. 
Daher  die  besondere  Verrechnung  des  Porto's  der  Behörden  mit  der  Post,  wonach 
das  Porto  als  Ausgabe  der  Behörden  und  als  Einnahme  der  Postanstalt  erscheint, 
doch  das  Richtigere  ist.  Dadurch  erhält  man  auch  eine  genauere  Uebersicht  des 
wirklichen  Staatsaufwands  und  der  wahren  Leistungen  und  Erträge  der  Post  Mit 
Recht  daher  Aufhebung  der  Portofreiheiten  der  Behörden  u.  s.  w.  im  Norddeut- 
schen Bunde  durch  Ges.  v.  5.  Juni  1869,  allerdings  mit  veranlasst  durch  die  eigen- 
thOmL  Trennung  der  Bundes-  und  Einzelstaatsfinanzen,  da  die  Post  Bundessache  ist. 
Postsendungen  in  Bundessachen  (also  incl.  Militärsachen  u.  s.  w.)  sind  denn  auch 
portofrei  geblieben,  §.  2,  4,  5  d.  Ges. 

In  dem  jetzt  regelmässigen  Falle  der  Beschaffung  des  Sach- 
bedarfs durch  die  Privatindustrie  muss  der  Staat  bei  der 
Bestellung,  dem  Abnehmen  u.  s.  w.  die  Geschäftsgrundsätze 
grosser  Einzelwirthschaften  befolgen. 

Dahin  gehören  (Rau  I  §.34,  35)  a)  das  „Aus bedingen  des  Preises  vor  dem 
Beginn  der  Ausgabe*',  b)  Die  „Benutzung  des  Mitwerbens,  entweder  durch 
mündliches  Abbieten  und  Zuschlag  an  den  Wenigstfordemden ,  oder  durch 
Annahme  schriftlicher  Offerten  (Submissionen),-  wobei  man  dem  Wenigst- 
fordemden, wofern  seine  Perbönlichkeit  die  gehörige  Sicherheit  gewährt,  den  Vorzug 
giebt.**  In  neuerer  Zeit  sind  über  das  Submissionswesen  auch  in  Deutschland  manche 
Klagen  der  Industriellen  erhoben  worden.  Sie  haben  ihren  Grund  darin,  dass  der 
Staat  oft  zu  einseitig  auf  den  Preis,  statt  zugleich  auf  die  Qualität  der  Leistung, 
sieht,  wobei  dann  die  Preise  unter  den  Stand,  welcher  von  einer  tüchtigen  Qualität 
der  Leistung  bedingt  wird,  herabgedrückt,  damit  aber  auch  die  Qualität  der  Arbeit 
überhaupt  in  weiten  Kreisen  verschlechtert  worden  ist.  Im  Uebrigen  ist  das  ganze 
System  der  Submissionen  nur  eine  Consequenz  des  privatwirthschaftlichen  Concurrenz- 
princips,  steht  u.  fällt  mit  letzterem.  Durch  Verabredungen,  Kartelle  u.  dgl.  unter  den 
Bietern  werden  die  Vortheile  der  Concurrenz  auch  für  den  Staat  öfters  verringert. 
(Vorschr.  der  Lizitation  oder  Submission  in  Preussen  als  Regel,  Instr.  d.  0.  R.  K. 
V.  1824  §.  19.)  —  c)  Abschliessen  von  Verträgen  über  grössere  Mengen  von 
Waaren  auf  einmal,  d)  „Das  Verdingen  von  Ausgaben,  die  aus  mehreren  Thei- 
len  bestehen ,  an  einen  einzigen  Uebemehmer  (Accordantcn)  gegen  eine  im  Ganzen 
ausbedungene  feste  Summe  (Aversum.  Pauschsumme).  (^Früher  sogen.  Admo- 
diation).''  (Weitere  Begründung  dieses  Puncts  bei  Rau  I  §.  35  u.  vor.  Aufl.  S.  203). 
In  Preussen   soU   die  Ausführung  öflentl.  Bauten  in  der  Regel  nicht  auf  Rech- 
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nang,  sond.  in  Verding,  die  Anschaffung  der  Baumaterialien,  bes.  Kalk-,  Mauer-, 
Dachsteine,  auf  Rechnung  erfolgen.    S.  Rönne,  preuss.  Staatsr.,  8.  Ausg.  II,  2,  S.  607. 

II.  —  §.  169.  Besondere  Bemerkungen  über  Staats- 
banten  und  Staatsgebäude.  Die  Aufführung  und  Erhaltung 
der  den  Staatszwecken  dienenden  Staatsgebäude  (einschliesslich 
derjenigen  für  Dienstwohnuagen)  bedingt  für  den  Staat  besondere 
Mühewaltung  und  bringt  die  Gefahr  grösserer  Ausgaben  mit  sich. 
,,Namentlich  werden  die  Regierungen  oft  durch  Vorschläge  einzelner 
Beamten  in  Versuchung  gesetzt,  grosse  Summen  auf  unzweck- 
mässige oder  doch  entbehrliche  Bauten  zu  verwenden."  (Rau.) 
Zur  Bewältigung  dieser  Schwierigkeiten  bieten  sich  unter  anderen 
folgende  Mittel  dar: 

Rau  §.  67  hat  zu  unbedingt  angenommen,  dass  die  Gebäude  dem  Staate  stets 
theurer  als  den  Privaten  kämen.  —  Ueber  die  Bestimmungen  in  Preussen  s.  v. 
Rönne's  Baupolizei  d.  preuss.  Staats,  3.  Ausg.  S.  363  fi*.,  in  Kürze  in  dess.  Staats- 
recht, 3.  Ausg.  n,  2,  606. 

1.  Richtige  Verbindung  von  Centralisation  und  De- 
centralisation  in  der  Organisation  des  Staatsbauwesens,  z.  B. 
mittelst  Anstellung  von  Bezirksbaumeistern  und  Einrich- 
tung einer  oberen  Baubehörde  in  einem  Ministerium. 

In  Preussen  ist  die  frtthere  techn.  Oberbaudirection  von  1770  im  J.  1849 
aufgelöst  und  ihre  Function  der  AbtheiL  für  Bauwesen  im  Handelsministerium  tiber- 
tragen worden.  Jetzt  steht  diese  Abth.  im  Min.  d.  offen tl.  Arbeiten  Sie  hat  u.  A. 
die  Ueberwachung  der  Geschäftsführung  der  Baubeamten,  die  Berathung  des  Bau- 
bedllrfhisses  u.  d.  Aufstellung  der  Bauetats  f.  Staatsbauten,  die  Prüfung  und  Fest- 
stellung der  Bauentwürfe  und  Kostenanschläge,  die  oberste  Leitung  und  Ueberwachung 
der  Ausführung  der  Bauten.  ?.  BOnne,  Staatsrecht,  II,  1,  S.  108.  In  den  Bezirks- 
regicrungen  hat  ein  Baurath  die  Bau  -  und  Reparaturanschläge  festzusetzen,  eb.  S.  1 83. 

2.  Abschaffung  der  für  die  Staatszwecke  entbehr- 
lichen Dienstwohnungs-  und  sonstigen  Gebäude. 

Indessen  mit  den  Beschränkungen,  welche  sich  aus  den  früheren  Bemerkungen 
über  Dienstwohnungen  im  Dienstinteresse  (§.  151  und  im  Staatsdienerinteresse  (§.  162) 
ergeben.  Auch  ist  es  auf  dem  Lande  oft  schwer,  eine  passende  Miethwohnung  zu 
hnden.  Wo  solche  Umstände  nicht  vorhanden  sind,  da  kommt  in  Betracht,  dass  die 
Zinsen  des  Verkehrswerths  der  Gebäude  und  die  Erhaltungskosten  mehr  zu  betragen 
pflegen,  als  die  für  die  Dienstwohnung  zu  erhaltende  Vergütung,  zumal  wenn  letztere, 
wie  es  üblich  ist,  zu  niedrig  angesetzt  wird,  was  sich  freilich  abstellen  lässt.  In 
Preussen  und  früher  in  Baden  (jetzt  hier  z.  Th.  noch  weniger)  wird  dem  Beamten 
für  die  Wohnung  meistens  ein  Abzug  von  10  Proc.  des  Gehalts  gemacht,  wofür  er 
in  der  Kegel  keine  Miethwohnung  erhalten  würde.  Es  wäre  richtiger,  den  Werth  so 
anzuschlagen,  wie  er  sich  für  eine  Wohnung,  welche  der  betreffende  Beamte  sonst 
nach  seiner  Lebensweise,  Stellung  und  den  ortsüblichen  Verhältnissen  brauchte,  stellen 
würde. 

3.  Rechtzeitige  Vornahme  der  nothwendigen  Repa- 
raturen. 

Ausführliche  Vorschriften  darüber  bestehen  in  allen  Staaten.  In  Preussen 
dürfen  nur  Arbeiten  unter  50  Thlr.  ohne  vorherige  Veranschlagung  durch  Baubeamte 
unmittelbar  vorgenommen  werden.  Reparaturen  über  1000  Thlr.  bedürfen  der  Revision 
der  Anschläge  durch  die  Bauabtheilung  im  Ministerium.    Rönne  a.  a.  0. 
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4.  Sorgfältige  Prüfung  der  Nothwendigkeit  von 
Neubauten  und  grösseren  Umbauten. 

Zu  diesem  Behuf  sind  die  Wunsche  und  Yorschl&ge  der  einzeben  Verwaltungs- 
behörden acnerst  durch  die  yorgesetzten  Behörden,  dann  durch  die  Ober  -  Baubehörde 
genau  zu  prUfen  und  bei  grosseren  Bauten  der  Volksvertretung  eingehende  Denk- 
schriften zur  Begründung  yorzulegen.  In  grosseren  Staaten  erscheint  es  jedoch  passend; 
u.  u.  A.  beim  Staatseisenbahn wesen  unvermeidlich,  der  Gentralverwaltung ,  neben 
Specialsummen  fOr  einzelne  Bauten,  im  Etat  eine  angemessene  grossere  Pauschsumme 
fOr  Bauten,  unter  der  Verpflichtung  späteren  Nachweises  der  Verwendung,  auszuwerfen. 
In  Baiern  waren  fUr  den  Voranschlag  von  1855/61  von  den  Kreisregierungen 
3,095,645  fl.  für  Neubauten  zu  Zwecken  der  Staatsverwaltung  verlangt  Man  ver- 
minderte durch  Ausscheidung  des  Minder -Dringenden  die  Summe  erst  auf  740,000, 
dann  auf  515,000  fl.  und  auch  hiervon  wurden  nur  3S7,000  fl.  in  den  Voranschlag 
für  die  7.  Finanzperiode  aufgenommen  (Kau  §.  67).  —  In  Prcussen  bedürfen 
Neubauten  Über  500  Thlr.  der  Bevision  der  Anschläge  durch  die  ministerielle  Bau- 
abtheilung.  S.  Über  „Baufonds''  eingehend  Meissner,  preussische  Verwalt- 
kunde  I,  107  ff. 

5.  Richtige  B estimmung  zweckmässiger,  in  angemessenen 
Fällen  künstlerischer  und  wohlfeiler  Ausführung  der 
Bauten. 

Zu  diesem  Zweck  genaue  erste  Anschläge,  sorgfältige  Revision  derselben  durch 
die  Ober-BaubehOrde,  strenge  Verantwortlichkeit  der  Baubeamten  fttr  die  Innehaltung 
der  Anschläge,  daher  Forderung  der  genauen  Begrtlndung  von  Ueberschreitungen  und 
bezügliche  Gontrole  der  vorgesetzten  Behörde  und  der  Volksvertretung.  Mit  vollem 
Recht  soll  in  der  Gegenwart  bei  vielen  Staatsbauten  die  Wohlfeilheit  des  Baues  nicht 
das  Hauptziel  sein,  sondern  ästhetisch-künstlerischen  Gesichtspuncten  und 
monumentalem  Character  in  grossem  Umfang  Rechnung  getragen  werden.  Das  recht- 
fertigt sich  auch  durch  die  Thatsache,  dass  keine  der  bildenden  Künste  eine  so 
segensreiche  populäre  Wirkung  ausübt,  als  die  A  r  c  h  i  t  e  c  t  u  r.  (Richtiger  Standpunct  des 
Deutschen  Postsecr.  Stephan),  Ob  in  eigener  Regie  oder  ob  in  Accord  mit 
privaten  General -Unternehmern,  ob  und  wie  weit  auch  im  ersteren  Falle  mit  Ver- 
gebung der  einzelnen  Zweige  der  Bauarbeit  an  SpeciaUAccordanten  vorgegangen 
werden  soU,  darüber  lässt  sich  keine  allgemeine  Regel  aufstellen.  Nach  der  technischen 
Natur  des  Bauwesens  ist  die  Bauausführung  in  eigener  Regie  jedenfalls  recht  wohl 
möglich  und  bei  tüchtiger  Gontrole  auch  räthlich. 

4.  Abschnitt. 

Der  Finanzbedarf  oder  die  Ausgaben  für  die  Bestreitung  der 
Erhebungsliosten  der  Staatseinnahmen. 

Dieser  Abschnitt  ist  in  der  vor.  Aufl.  neu  eingefügt  worden,  weil  es  mir  wün- 
schenswerth  schien,  von  einem  zusammenfassenden  Gesichtspuncte  aus  die  Frage 
der  Erhebungskosten  ganz  im  Allgemeinen  zu  beleuchten.  Das  Einzelne  gehört  dann 
in  die  Lehre  von  den  Einnahmen.    S.  über  d.  Steuern  Fin.  II,  §.  536. 

I.  —  §.  170.  Der  eigentliche  Finanzbedarf  oder  die 
reine  Staatsausgabe  (§.  149)  kommt  unmittelbar  den 
Staatszwecken  und  den  zu  ihrer  Verwirklichung  dienenden  einzelnen 
Thätigkeiten  zu  Gute.  Die  Erhebungskosten  der  Staats- 
einnahmen oder  allgemeiner  ausgedrückt  und  den  Fall  der 
Kosten  der  Creditoperationen  (Staatsanleihe  u.  s.  w.)  einbezogen, 
der  Eingänge,  sind  nur  das  Mittel  ftir  den  Zweck  oder  fUr 
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die  Beschaffung  der  Deckung  des  eigentlichen  Finanzbedarfs.  In 
den  Etats  müssen  diese  Posten  mögliebst  vollständig  mit  erscheinen, 
weil  ihr  Betrag  bei  dem  werbenden  Staatseigenthum  die  Wirtb- 
schaftlichkeit  und  die  privatökonomische  und  technische  Fähigkeit 
der  Staatsverwaltung  mit  erweist  und  weil  ein  Theil  dieser  Ver- 
waltungskosten —  nemlich  derjenige  Theil,  welcher  etwa  bei  der 
Staatsverwaltung  wegen  der  derselben  anhaftenden  Eigenthümlich- 
keiten  grösser  ist,  als  bei  der  Privatverwaltung  —  und  die  Er- 
hebungskostQn  der  Gebühren  und  eigentlichen  Steuern  ebenso  wie 
die  reine  Staatsausgabe  zu  den  eigentlichen  Lasten  gehören,  welche 
das  Staatswesen  der  Bevölkerung  macht.  Es  ist  auch  deshalb  die 
früher  mehrfach  erwähnte  Forderung  zu  stellen,  das  die  Etats  in 
Ausgabe  und  Einnahme  sogen.  Brutto  Etats  sind,  welche  alle 
an  den  Einnahmen  haftenden  Kosten  möglichst  vollständig  mit 
enthalten.  Dieser  Forderung  sind  die  Staaten  in  neuerer  Zeit 
auch  immer  mehr  nachgekommen.    (§.  109.) 

IL  —  §.  171.  Die  möglichste  Beschränkung  der  Er- 
hebungskosten muss  im  Finanz-  und  Staatsinteresse  selbstver- 
ständlich erstrebt  werden.  Wie  zu  diesem  Behufe  bei  den  einzelnen 
Arten  von  Einnahmen  vorzugehen,  ist  in  der  Einnahmelehre  näher 
zu  erörtern.  Im  Allgemeinen  hängt  die  Höhe  der  genannten 
Kosten  theils  von  der  Art  der  Einnahmen,  insbesondere  der 
privatwirthschaftlichen  einer-  und  der  Gebühren  und  Steuern 
andrerseits  und  wieder  der  einzelnen  Kategorieen  jeder  dieser 
Einnahmearten,  theils  von  allgemeinen  Verhältnissen  der 
Zeit  und  des  Landes  ab.  Daraus  folgt  für  die  Finanzwirthschaft, 
dass  zwar  bei  der  Wahl  der  Einnahmearten  auch  dieses 
Moment,  die  Höhe  der  natürlichen,  einer  Einnahme  anklebenden 
und  der  durch  die  Zeit-  und  Landesverhältnisse  bedingten  Kosten, 
thunlich  mit  berücksichtigt  werden  muss ;  dass  aber,  weil  die  Wahl 
der  Einnahmearten  doch  wesentlich  von  anderen  Umständen  mit 
abhängt,  Einnahmen  (auch  Steuern)  mit  höheren  Erhebungskosten 
oft  unvermeidlich  sind. 

Es  giebt  auch  nach  dieser  Seite  betrachtet,  kein  absolut  richtiges,  sondern 
nur  ein  örtlich  und  historisch  relativ  zweckmässiges  Einnahmesy stein. 
Dies  ist  in  Theorie  und  Praxis  nicht  immer  zur  Genüge  beachtet  worden.  Das  Eiu- 
nahmesystem  kann  ohnehin  gewöhnlich  nicht  beliebig  gewählt  werden,  sondern 
ein  geschichtlich  überkommenes  liefet  vor  und  verträgt  höchstens  eine  all- 
mälige  Reform.  S.  bes.  über  die  Bedeutung  dieser  Auffassung  für  das  Steuer- 
system u.  die  Steuerarten  Fin.  II,  §.  430  ff.  Auch  bei  dieser  Reform  ist  die  Ver- 
ringerung der  Erhebungskosten  mit  ins  Auge  zu  fassen,  allein  massgebend 
kann  sie  aber  wiederum  nicht  sein.  Daraus  folgt,  dass  zwischen  den  Staatshaushalten 
verschiedoii er  Zeiten  und  Länder  auch  mehr  oder  weniger  unvermeidliche  Diffe- 
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renzen  in  den  Erhebongskosten  bestehen,  welche  bei  einem  finanzstatistischen  Ver- 
gleich keineswegs  immer  der  betreffenden  Fiuanzrerwaltung  als  Verdienst  oder  als 
Schuld  angerechnet  werden  dürfen.  Auch  dies  ist  oft  bei  der  Beurtheilung  von  Fi- 
nanzen übersehen  worden. 

III.  —  §.  172.  Von  wichtigeren  Unterschieden  in  den  Ver- 
hältnissen der  Erhebnngskosten  sind  namentlich  folgende  be- 
merkenswerth : 

1.  Staatshaashalte 9  in  welchen  Einnahmen  privatwirth- 
schaftlicher  und  verwandter  Art  —  ältere  Domänen,  Feldgüter, 
Forsten,  'Bergwerke,  Fabriken,  Eisenbahnen  — ,  femer  aus  Ge- 
bfihrenanstalten,  wie  Post,  Telegraphie,  und  aus  Staats- 
moDopolen,  wie  dem  Tabak-  und  Salzmonopol,  vorkommen, 
haben  nothwendig  regelmässig  einen  höheren  Gesammtbetrag  von 
Erhebungskosten  im  Etat  und  damit  überhaupt  einen  höheren 
Bruttoetat  im  Aus-  und  Eingang  bei  gleich  hoher  eigentlicher 
Staatsausgabe,  als  Staatshaushalte,  deren  Einnahmen  vorzugsweise 
nur  aus  Steuern  bestehen. 

Denn  in  jenen  erstgenannten  Haushalten  muss  ein  bedeutender  eigener  Aufwand 
an  Kosten  gemacht  werden,  um  die  Reineinnahme  (oder  das  eigentliche  Staats  ei  u- 
kommen  (G.  §.  84)  erst  durch  besondere  pri^atwirthscbaftliche  Productionsprocesse 
zu  erwerben.  Im  Allgemeinen  ist  aus  tiefer  liegenden  politischen,  wirthschaftlichen 
und  technischen  Gründen  in  früherer  Zeit  und  in  den  weniger  entwickelten  Volks- 
wirthschaften  noch  heute  die  Einnahmewirthschaft  mehr  auf  privatwirthschaftliche 
Einnahmen,  ältere  Regalien,  Monopole  u.  s.  w.  begründet  als  auf  eigentliche  Steuern. 
Unter  übrigens  gleichen  Umständen  erscheinen  also  Staatshaushalte  solcher  Zeiten  und 
Lander  mit  einem  relativ  und  absolut  grösseren  Bruttoetat  und  stärkeren  Summen  Er- 
hebungskosten als  Staatshaushalte  mit  vorherrschender  Steuerwirthschaft.  Ein  Beispiel 
für  jene  Haushalte  sind  noch  jetzt  die  deutschen  verglichen  mit  dem  englischen 
und  französischen  (vollends  wenn  bei  letzterem  von  dem  einen  Zweige  des  Tabak- 
monopols abgesehen  wird.    S.  o.  die  Daten  in  §.  10^  S.  234). 

2.  Auch  bei  gleicher  Gestaltung  der  Einnahmewirthschaft 
macht  es  für  die  Erhebungskosten,  welche  im  Etat  er- 
scheinen, einen  Unterschied,  welches  Verwaltungssystem 
in  Betreff  gewisser  Zweige  der  Einnahmen  befolgt  wird. 

Beispiele.  Bei  der  eigenen  Verwaltung  der  Domänen  (Feldgüter),  Eisenbahnen, 
eines  Monopols  (Tabak)  kommen  regelmässig  hohe  Verwaltungs-  und  Betriebskosten 
vor,  welche  bei  der  Verpachtung  fast  ganz  verschwinden.  Die  Bruttoetats  ver- 
mindern sich  also  mit  dem  Vorwalten  des  Pachtsystems  bei  solchen  Zweigen.  Da 
vielfach  die  Verpachtung  geschichtlich  später  und  in  der  entwickelteren  Volks wirth- 
schaft  an  die  Stelle  der  Eigenverwaitung  tritt,  z.  B.  bei  den  Domänen  i.  e.  S.,  so 
erscheinen  Haushalte  neuerer  Zeit  und  vorgeschrittener  Länder  wieder  öfters,  ceteris 
paribus,  mit  kleineren  Erhebungskosten  und  Etats.  Ist  die  Verpachtung,  wie  in  solchen 
Fällen  im  Allgemeinen  anzunehmen  ist,  das  privat-  und  volkswirthschaftlich  zweck- 
mässigere  System,  so  vermindert  sich  wahrscheinlich  gleichzeitig  auch  der  volkswirth- 
schaftliche  Kostenaufwand  des  ganzen  Staatswesens.  Als  Zahlenbeispiel  kann  der  Un- 
terschied des  Koblenverhältnisses  bei  den  meist  verpachteten  Domänen  i.  e.  S. 
und  bei  den  eigen  verwalteten  Forsten  dienen,  welcher  wenigstens  grOsstentheils 
auf  diese  Verschiedenheit  des  Verwaltangssystems  zurückzuführen  ist;  z.  B.  in  Preus  son 
1875:  Dom&neneinnahmen  roh  28*4   Hill.  M.,  Verwaltungskosten   6'1  Mill.  M.  oder 
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21-57o,  Forsteinnahme  roh  51  1  MilL  M.,  Verwaltung  u.  Betrieb  25*9  Mill.  M.  oder 
50*1  Vo-  In  Frankreich  erscheint  das  selbstrerRraltete  Tabakmonopol  (incl.  Pulrer- 
mon.)  mit  31U  MüL  Fr.  roh  and  68*2  Mill.  Fr.  Aasgabe;  in  Italien  d.  rerpachtete 
Tabakmonopol  mit  76*1  Mill.  Fr.  Koheinn.  and  bloss  56,000  Fr.  Kosten. 

§.  173.  —  3.  Von  besonderer  Bedeutung  sind  die  natür- 
lichen und  die  aus  den  Zeit-  und  Landesverhältnissen 
entspringenden  Unterschiede  in  den  Erhebungskosten  der  Haupt- 
und  Unterarten  der  Steuern. 

Zunächst  sind  hier  uneigentliche  und  eigentliche  Er- 
hebungskosten zu  unterscheiden: 

a)  Die  u  n  eigentlichen  Erhebungskosten  sind  diejenigen  mit 
einer  Steuer  verbundenen  einzel-  und  eventuell  auch  volkswirth- 
schaftlichen  Kosten,  welche  direct  oder  indirect  Steuerpflichtige 
über  ihre  gesetzliche  Steuerschuldigkeit  hinaus  tragen,  ohne  dass 
diese  Beträge  auch  nur  als  Roh  einnähme  in  die  Staatskasse 
kommen.    Hierhin  gehören: 

a)  solche  Kosten,  welche  neben  der  Steuer  in  Folge  von 
Widerrechtlichkeiten,  Bestechlichkeit  u.  dgl.  m.  der  Finanz- 
organe dem  Publicum,  bez.  den  einzelnen  Steuerpflichtigen  abge- 
drungen werden. 

Die  Folge  der  Verhältnisse  in  Zeiten  and  Ländern  mit  angenügendor  Rechts- 
sicherheit, roher  Coltar.  Die  indirecten  Steuern  (Zölle,  Thoraccisen  a.  A.  m.),  aber 
auch  directe  Steaem  geben  daza  Yeranlassang.  Abhilfe  liegt  in  genügender  Besol- 
dang  der  Beamten,  scharfer  Gontrole,  anerbittlicher  Strenge  7on  oben,  OefiTentlichkeit. 
Alles  vomemlich  erst  im  entwickelten  Staate  aaf  höherer  Caltarstafe  der  Beyölkerong 
za  erreichen. 

ß)  Solche  Kosten,  welche  die  Besteuerung  fttr  die  Einzelnen 
und  iür  die  Volkswirthschaft  direct  und  indirect  durch  ihre  un- 
zweckmässige Anlage  und  Durchführung,  ihr  Control- 
wesen,  ihre  Verhinderung  technischer  Verbesserungen 
in  der  Production,  durch  die  mit  der  Erledigung  der  Geschäfte 
der  Steuerbemessung  und  Erhebung  verbundenen  Zeitverluste 
und  Kosten  an  Arbeitspersonal  fttr  die  Steuerpflichtigen 
mit  sich  bringt. 

S.  Bergias,  Finanzwiss.  1.  Aasg.,  S.  249.  Namentlich  sind  es  die  indirecten 
Steaern,  die  Zölle  (Grenzsperre  and  Grenzverkehrscontrole,  Zollmanipalationen,  eigene 
Leate  des  Kaafmanns  zur  Besorgung  dieser  Geschäfte),  die  städtischen  Thoraccisen 
(Mahl-  und  Schlachtsteaer  a.  s.  w.),  die  bei  der  Circalation  gewisser  Waaren  im 
Inland  erhobenen  Steaem  (gewisse  Weinsteuern),  die  bei  der  Production  erhobenen 
Verbrauchssteuern  (Bier-,  Branntwein-,  Zuckersteuer)  u.  a.  m.,  welche  solche 
Erhebungskosten  in  zam  Theil  bedeutendem  Betrage  mit  sich  bringen.    S.  Fin.  II  §.  516. 

Die  erste  wie  die  zweite  Art  dieser  uneigentlichen  Krhebungskosten  lässt  sich 
natürlich  nicht  zifferm&ssig  genau  anschlagen.  Beide,  die  zweite  besonders  in  unseren 
heutigen  Staaten  mit  allgemein  verwaltender  indirecter  Besteuerung,  fallen  aber  oft 
als  ein  schwerer  Posten  des  eigentlichen  volkswirthschaftlichen  Etats  der  Steuerer- 
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hebnngskosten  neben  dem  im  Finanzetat  erscheinenden  Kostenbeträge  ins  (rcwicht. 
Vereinfachang  des  Steaenresens,  Vorherrschen  der  directen  und  unter  diesen 
wieder  der  reinen  Einkommensteuern  haben  u.  A.  den  Vortheil,  den  aas  jenen 
Kosten  sich  ergebenden  Betrag  der  Last  des  Staatswesens  zu  vermindern. 

b)  Die  eigentlichen  Erhebnngskosten  der  Steuern  sind  der 
Aufwand,  welchen  die  Finanzverwaltnng  oder  ihre  Beauftragten 
(wozu  auch  ISteuerpächter  gehören)  für  die  Einziehung  der  gesetz- 
lichen Steuerbeträge  machen  müssen.  Sie  gehen  daher  auch  durch 
die  Rechnungen  der  Finanzverwaltung  oder  ihrer  Beauftragten. 
Die  mögliebste  Verminderung  dieser  Erhebungskosten  muss  selbst- 
verständlich das  Ziel  sein.  Die  Höhe  dieser  Kosten  hängt  nun 
im  Allgemeinen  ab: 

a)  vom  Zustande  der  ganzen  Finanz-  und  speciell 
Stenerverwaltung. 

Einen  Einfnss  übt  dabei  das  vorherrschende  Steuerhebungssystem  aus 
i^Pacht,  Regie,  Erhebung  durch  Vermittlung  der  SelbstverwaltungskOrper ,  besonders 
der  Gemeinde,  Abfindung,  s.  Fin.  II,  §.  563  if.)  Hier  liegt  eine  wichtige  Aufgabe  für 
Steuertechniker  vor. 

ß)  Weiter  ist  die  Summe  der  Erhebungskosten  des  Steuer- 
wesens von  der  Wahl  der  hauptsächlichsten  Steuerarten  ab- 
hängig. 

Manche  der  letzteren  bringen  wenigstens  in  der  Regel  wegen  der  Einrichtungen 
der  Erhebung  und  der  Gontrole  höhere  Kosten  als  andere  mit  sieb.  Namentlich  gilt 
dies  im  Ganzen  von  den  wichtigsten  indirecten  Verbrauchssteuern,  den  Grenzzöllen, 
den  inländischen  Verzehrungssteuern,  welche  in  der  Form  von  Steuern  beim  Produ- 
centen  (Bier-,  Branntwein-,  Zuckerstcuem  u.  A.  m.)  oder  von  Thoraccisen  in  den 
Städten  n.  s.  w.  erhoben  werden.  Nun  soll,  wie  gesagt,  bei  der  Wahl  der  Steuern 
auch  auf  diesen  Punct  Rücksicht  genommen  werden,  aber  manche  Umstände  machen 
es  öfters  unmöglich,  bloss  wegen  der  Höhe  der  Erhebnngskosten  eine  Steuer  oder 
wenigstens  eine  Steuergattung  zu  vermeiden.  Wo  daher  einmal  gewisse  Steuerarten 
vorwalten,  müssen  die  höheren  Erhebnngskosten  mit  in  den  Kauf  genommen  werden. 
Es  setzt  dann  öfters  erst  eine  ganz  andere  Entwicklung  der  Yolkswirthschaft,  der  Volks- 
cnltur,  des  Sittenzustands  voraus,  um  in  dem  Steuersystem  die  Steuern  mit  geringeren 
an  die  Stelle  derjenigen  mit  höheren  Erhebungskosten  treten  lassen  zu  können,  z.  B. 
mehr  directe,  besonders  Einkommensteuern  an  die  Stelle  von  indirecten  Verbrauchs- 
steuern. Auch  dies  ist  in  den  Controversen  über  Stencrwesen  nicht  immer  beachtet 
worden.    Näheres  auch  darüber  in  Fin.  II,  allgem.  Steuerlehre. 

Nach  V.  C  Zorn  ig.  Österreich.  Budg.  II,  505,  sind  in  den  dort  verglichenen 
hauptsächl.  Culturstaaten  Europas  die  Erhebungskosten  der  dir.  Steuern  meistens  er- 
heblich kleiner  als  diej.  der  indirecten  (diese  ezcl.  Monopole  u.  Regale),  eine  Differenz, 
welche  sich  zwar  etwas  vermindert,  aber  nicht  verschwindet,  wenn  bei  den  directen 
Steuern  die  öfters  nicht  vollständig  im  Staatsetat  erscheinenden,  z.  B.  theilweise  von 
der  Gemeinde  getragenen  Erhebungskosten  eingerechnet  werden:  Gr.  Brit.  z.  B.  bei 
den  dir.  3*2,  den  indir.  Steuern  4'2,  Frankreich  51  u.  8*S,  Preussen  4  u.  90, 
Oesterreich  3*2  u.  10*8,  Baiern  5*6  n.  9*2.  Belgien  5*1  u.  11*5.  Ausnahmen 
T.  d.  Regel  kommen  übrigens  vor,  z.  B.  in  Portugal  u.  Holland,  was  sich  aber  besond 
erklären  lässt.  Bei  einzelnen  dir.  Steuern,  welche  gn^'osse  u.  kostspielige  Vorbc- 
reitungsarbeiten  benöthigen,  daher  besonders  bei  der  Grundsteuer  (Kataster!) 
würden  sich  übrigens  höhere  Erhebnngskosten  finden,  wenn  man,  wie  billig,  die  Zins- 
und  Amortisationskosten  des  in  den  Katastern  u.  s.  w.  steckenden  Kapitals  mit  ein- 
rechnete. 
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/)  Auch  bei  ein  nnd  derselben  Stenerart  oder  selbst 
einzelnen  Steuer  sind  die  Erhebnngskosten  nach  Zeit  nnd  Land 
öfters  erheblich  verschieden,  namentlich  nach  folgenden 
Umständen: 

aa)  Der  Sittenzustand  der  einen  Bevölkerung  verlangt 
mitunter  umfassendere ,  mithin  meistens  kostspieligere  Stener- 
controlen,  als  der  einer  anderen. 

Z.  B.  gegenaber  dem  ZoU-  und  Thoraccisenschmuggel ,  der  freilich  wesentlick 
auch  von  der  Höhe  der  Steuersätze  mit  abhängt. 

bb)  Aehnlich  wirkt  die  Verschiedenheit  der  geographischen 
Verhältnisse  eines  Landes  ein. 

Z.  B.  die  Lage,  Gestalt,  die  Grenzverhältnisse  (See,  Gebirge,  Flüsse,  conventio- 
nelle  Grenzen),  das  Yerhältniss  der  Grenzlänge  zum  Inhalt  und  zur  Bevölkerung  dos 
Steuergebiets  (Land,  Stadtgebiet),  die  verticalc  Gonfiguration  des  Landes  u.  dgl.  m., 
so  besonders  bei  den  Kosten  der  ZöUe,  städtischen  Accisen,  weil  Gontrole  und 
Schmuggelgefahr  von  diesen  Umständen  bedingt  werden. 

Grossbritannien  genicsst  auch  hier  wegen  seiner  Lage  Vorzüge  vor  den 
meisten  Ländern.  Auch  in  der  im  Text  genannten  Beziehung  war  die  Erweiterung 
des  preussischen  zum  Zollgebiet  des  Zollvereins  und  die  allmälige  Ausdehnung  des 
letzteren  sehr  wohlthätig.    So  war  z.  B. 

Länge  der      Inhalt  des        Auf  1  Meile  Zolllinie  kamen: 
Zolllinie        Zollgebiets        Quadratmeilen  mit  Einwohner 
Preusscn    1819  1073  Meil.      5045  Qu.m. 

Mittebtaaton  1564     „  3456       „ 

ZoUverein  1838  1206    „  7729      „ 

1844  1105     „  8245       „ 

1856  1066     .,  9045       „ 

1869  1114     „  9666      „ 

1873  1127     „  9858       ., 

Vgl.  Viebahn,  Stat.  Deutschi.  L  (185S),  227  u.  pass.  Einigermassen  müssen  die 
Zollcrhebungskosten  (Grenzwache  u.  s.  w.)  mit  der  Ausdehnung  des  Zollgebiets  sich 
relativ  vermindern,  also  in  umgekehrter  Richtung,  wie  die  auf  1  Meile  Zolllinie  fallende 
Gebiets-  und  BevOlkerungsmenge  sich  bewegen.  Das  hat  sich  auch  im  Zollverein  ge- 
zeigt, wo  diese  Kosten  von  über  16  meist  auf  unter  107o  gesunken  sind.  Kleine 
Staaten  müssen  daher  unter  Umständen  unvcrhältnissmässig  hohe  Zollverwaltungskostcn 
ausgeben  (Kur-Baiern  Ende  des  vorigen  Jahrb.  60 — 70 7© »  Viebahn,  Stat.  I,  159, 
Beigion  1831  31*4,  1860  noch  27-lVo)  —  Achnliche  Wahrnehmungen  bei  städti- 
schen Accisen.  So  forderte  die  preuss.  Mahl-  u.  Schlachtsteuer  1849  bei  Städten 
mit  über  100,000  Einw.  85,  zwischen  30—100,000  E.  14*3,  zw.  15— 30,000  E.  17*5, 
zw.  10—15,000  E.  22  2,  unter  10.000  E.  26*5  7„  Kosten  (Preuss.  Statist.  Zeitschr. 
1S68,  S.  84). 

cc)  Auch  die  Verkehrs-  und  Productionsverhältnisse, 
die  Beschaffenheit  der  Communicationen,  z.  B.  Land-  und 
Wasserwege,  Concentration  eines  gewissen  besteuerten  Verkehrs  in 
wenigen  oder  Zerstreuung  über  zahlreiche  Orte  sind  von  Einfluss, 
so  bei  Zöllen,  manchen  inneren  Verbrauchssteuern. 

Grossbritannien  hat  hier  wieder  den  wesentlichen  Vorzug  bei  den  Zöllen, 
dass  sich  sein  Hauptverkehr  mit  dem  Auslande  auf  einige  Haupthäfen  vorzugsweise 
concentrirt.  So  wurden  z.  B.  1869  von  22-22  Mill.  Pf.  St.  Zolleinnahme  U)'48  in 
London,  316  in  Liverpool,  3*41  in  allen  anderen  engl.  Häfen,  307  in  schott,  2*1  in 


4-70 

c.  10,100 

2-21 

c.  13,600 

6-41 

c.  19,500 

7-41 

c.  25,600 

8-48 

c.  30,300 

8-68 

c.  34,700 

8-75 

c.  36,100 
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irL  U&fen  erhoben  (Martin 's  statesman's  yearb.  f.  1872,  p.  262).  Auf  die  beiden 
Haoptbäfen  kommen  also  47*2  and  14*2,  zusammen  61'47o  ^^r  Zolleinnahme.  In 
Deutschland  tiberwiegt  der  Verkehr  einzelner  Zollämter  nicht  entfernt  in  diesem 
Maasse.  Vom  Eingangszoll  d.  J.  1875  von  120*83  Mill.  M.  kam  z.  B.  zur  Erhebung 
im  Uauptamtsbezirk  Berlin  10*20,  in  Hamburg  4*56,  Stettin  502,  Köln  5*4,  Leipzig 
5'24  Mill.  M.,  also  in  diesen  5  grösstcn  Aemtern  zusammen  nur  .'{0*42  Mill.  M.  oder 
c  25*1 7o«  ü*  26  weiteren  Aemtern  je  über  1  bis  unter  4  MilL  M.  Der  übrige  Ver- 
kehr Fertheilte  sich  auf  ciue  Unzahl  Aemter  mit  Beträgen  von  weniger  als  1  Slill.  M. 
(Vierteljahrshefte  d.  Statist,  d.  D.  Reichs,  1876,  4.  Jahrg.  B.  XX,  H.  1,  Abth.  2, 
S.  109  ii'.).  Natürlich  müssen  sich  hier  auch  die  Verwaltungskosten  hoher  als  in  Eng- 
land stellen.  —  Aehnlich  wirkt  z.  B.  bei  der  Spiritus-  oder  Branntwein besteuerung  der 
Umstand  in  England  günstig,  dass  die  Production  sich  auf  grosse  Etablissements  in 
wenigen  Orten,  in  Deutschland  ungünstig,  dass  sie  sich  aaf  zahllose  ländl.  Brennereien 
vertheilt 

dd)  Nicht  minder  ist  die  Entwicklung  des  Volkswohl- 
stands wichtig.  Ein  höherer  Wohlstand  erlaubt  die  Erhebung 
höherer  Steuersätze,  wobei  die  Kosten  sich  regelmässig  günstiger 
stellen. 

Es  lässt  sich  dies  an  den  verschiedensten  Steuern  nachweisen.  Ein  gutes  Bei- 
spiel bietet  das  Verhältniss  des  Koh-  und  Beinertrags  des  Tabakmonopols  in 
Frankreich  und  Oesterreich.  Dort  kann  bei  höherem  Dorchschnittswohlstand  der  Preis 
der  Tabak fabrikate  so  hoch  gestellt  werden,  dass  er  eine  Steuer  ron  70 — 80  Thlr. 
per  Centner  enthält,  in  Oesterreich  nur  so,  dass  diese  bloss  c.  33  Thlr.  per  Gentner 
beträgt  (nach  SO t beer,  Daten  vor  1S70).  Wesentlich  aus  diesem  Grunde,  nicht 
aus  Verschiedenheiten  dos  Betriebs  u.  s.  w.,  sind  die  Erhebungskosteu  in  Oesterreich 
höher  als  in  Frankreich,  dort  (West-Oest.)  1875  c.  41—42,  1882  35—86,  in  Frank- 
reich (incl.  Pulvermonopol)  c.  20,  1882  c  19%- 

ee)  Endlich  darf  die  Entwicklung  des  Grossbetriebs 
und  bedeutenden  Privatreichthums  einzelner  Glassen  und 
Individuen  als  von  Einfluss  auf  die  Erhebungskosten  genannt  werden. 

Jener  wie  dieser  ermöglichen  Steuererhebung  in  wenigen  grösseren  Be- 
trägen und  mit  geringeren  Controlen,  (z.  B.  grosser  Posten  mittelst  Stempels 
erhobener  Gebühren  und  Steuern  in  wenigen  steuerbaren  Acten,  oder  hoher  einzelner 
Einkommensteuerbeträge).  In  Preussen  kostet  z.  B.  die  Erhebung  der  Einkommen- 
steuer (von  über  1000  Thlr.  Einkommen)  nur  1*6,  der  Classensteuer  (früher,  von 
1 000  Thlr.  Einkommen  abwärts)  4'0Vo<  ^^  wenigstens  zum  Theil  auf  jenen  Umstand 
mit  zurückzufuhren  ist.  Die  niederen  Sätze  der  Classensteuer  machen  bei  der  Er- 
hebung so  viel  Muhe  und  Kosten,  dass  dieser  Umstand  bei  der  Frage  der  Beseitigung 
dieser  Steuer  für  die  Bezieher  eines  kleinen  Einkommens  mitspricht  u.  f.  d.  1883 
erfolgte  Aufhebung  der  2  untersten  Stufen  wesentlich  mit  ins  Gewicht  fiel. 

Es  gehört  eine  genaue  Kenntniss  und  richtige  Würdigung 
aller  dieser  und  noch  mancher  ähnlicher  Umstände  (z.  B.  des  Ein- 
flusses des  Steuersystems  der  Nachbarstaaten)  dazu,  um,  soweit 
dies  nach  der  Höhe  der  Erhebungskosten  überhaupt  geschehen 
kann,  Steuern  für  ein  Land  und  eine  Zeit  richtig  aus- 
zuwählen und  über  die  im  concreten  Falle  sich  findenden  Er- 
hebungskosten ein  richtiges  Urtheil  zu  fällen. 

So  kommt  es  z.  B.  auf  die  Steuersysteme  des  Nachbarstaats  mitunter  an, 
welche  Steuersätze  im  Inland  aufgelegt  und  welche  Kosten  für  die  (.outrole  verwendet 
werden  müssen  (elicmalige  preuss.  Klagen  über  die  niedere  Salzsteuer  Hannovers). 
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Die  genaue  finanzstatistiscbe  Feststellnng  derEr- 
hebungskosten  einer  Steuer  ist  auch  zu  diesem  Zwecke  zu  er- 
streben. Sie  bat  jedocb  ibre  bedeutenden  Scbwierigkeiten ,  weil 
in  der  Regel  mancbe  Posten  der  Erbebungskosten ,  z.  B.  ftlr 
Controleinricbtnngen  y  mebreren  Steuern  gemeinsam  sind,  z.  B.  für 
die  verscbiedenen  Arten  innerer  Verbrauchssteuern  oder  für  diese 
und  die  Zölle  (Finanzwacbe)  und  weil  die  allgemeinen  Kosten  für 
die  oberen  Organe  der  Finanzverwaltung  sich  nicht  oder  nur  mehr 
oder  weniger  willkürlich  reparatiren  lassen. 

Als  feststehend  darf  wohl  angenommen  werden,  dass  die 
Hebung  der  Sitten  und  Bildung  des  Volks,  die  höhere 
Entwicklung  des  Wohlstands  und  des  Rechtszustands 
auch  die  Erhebungskosten  der  Finanzverwaltung,  spe- 
ciell  im  Steuerwesen,  zu  vermindern  streben:  theils  weil  dann 
Steuern  mit  an  sich  weniger  Erhebungskosten  eingeführt,  theils 
weil  bei  derselben  Steuer  weniger  Controlausgaben  gemacht  und 
mit  dem  gleichen  Arbeitsaufwand  höhere  Steuersätze  erhoben 
werden  können.  Absolute  Regeln  über  die  Erhebungskosten 
der  Steuer  kann  die  Finanz  Wissenschaft  nicht  aufstellen.  Histo- 
risch und  örtlich  relativ  ist  auch  hier  Alles  zu  fassen. 

Aach  bei  ausserordentlichen  Einnahmen,  z.  B.  bei  den  Eingängen  aus 
Creditoperationen,  Anleihen  u.  s.  w.  kommen  Kosten  Tor,  welche  unter  die 
Rubrik  „Erhebungskosten''  faUen:  einmal  Drucksachen  (Obligationen,  Staatspapiergeld 
u.  s.  w.),  dann  namentlich  Banquier-  und  ähnliche  Provisionen.  Frankreich  be- 
rechnet die  Kosten  der  Anleihen  des  letzten  Kriegs  (nominell  6  Milliarden)  auf 
<)31  Mill.  Fr.,  worunter  sich  aber  andere  Posten  mit  befinden. 


Zweites  Kapitel. 
Einzelne  Gre£^enstände  des  eigentlichen  Finanzbedarfs« 

Die  Höhe  der  Ausgaben  hierfür  hängt  von  dem  Umfange  der  vom  Staate 
übernommenen  Aufgaben  und  von  der  Durchftihrungs-Art  dieser  letzteren  — 
Verwaltungssystem,  wozu  von  dem  hier  massgebenden  Gesichtspuncte  aus  auch  die 
Kegierungsform  selbst  gehört  (Monarchie,  absolute  oder  beschränkte  Monarchie, 
Republik  verschiedenen  Form  u.  s.  w.),  ab.  —  In  dieser  Beziehung  sind  die  leitender 
Gesichtspuncte  politische,  volkswirthschaftliche,  sociale  und  verwaltungs- 
technische, nicht  unmittelbar  finanzielle,  wenn  auch  bei  der  Durchführung  der 
Aufgaben  letztere  unvermeidlich  mitsprechen.  Die  nähere  Begründung  der  einzelnen 
Staatsthätigkeiten  gehört  daher  nicht  weiter  in  die  Finanzwissenschaft,  als  sie  oben 
erfolgt  ist  (§.  33  u.  SA).  Filr  alles  Andere  ist  vielmehr  auf  die  allgemeine  Staats- 
lehre und  auf  die  specielle  Verwaltuugslohrc  (einschliesslich  der  Lehre  von 
der  wirthschaftlichen  Verwaltung),  sowie  auf  den  grundlegenden  Theil 
der  Allgemeinen  Volkswirthschaftslehre  (B.  1  dieses  Lehrbuchs  d.  polit. 
Oekon.)  zu  verweisen.  Vgl.  im  Allgem.  Rau's  Volkswirthschaftspolitik  (Syst  II), 
Koschcr'sSyst.  II.  u.  III,  MohrsPoliz.wiss.,  Stein 'sVerwalt.lehrc,  Czörnig's  österr. 
Bud«^.  verglichen  mit  and.  «ruropaischen.  Sr  h  ö  n  be  rj?'  s  Ilandb.  d.  polit.  Oekon.  I.  Die  Finanz- 
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Wissenschaft  hat  die  bestehende  Einrichtung  des  Staats  in  dieser  Beziehung  demnach 
als  Gegebenes  hinzunehmen.  In  Betreff  der  einzelnen  Ausgaben  betont  sie  nur  den 
allgemeinen  Grundsatz  der  Wirthschaftlichkeit  und  Sparsamkeit,  d.  h.  nichts 
weiter  als  diejenige  Beschränkung  der  Ausgaben,  welche  unbeschadet  der  Erreichung 
des  Zwecks  stattfinden  kann  (§.  'M).  Im  Folgenden  wird  daher  auch  mehr  nur  eine 
Uebersicht  der  wichtigeren  einzelnen  Gegenstände  gegeben,  woran  sich  nur  einzelne 
principielle  yolkswirthschaftliche  Erörterungen  (.eingehender  nur  im  Abschnitte  vom 
Militäraufwand  unten)  scbliesseu,  um  jene  Gegenstände  des  Staatslebens  von 
ihrer  finanziellen  Seite  zu  beleuchten.  Diese  Uebersicht  schliesst  sich  dem  oben  in 
§.  33  dargestellten  System  des  Finanzbedarfs  an. 

Von  g^rossem  Wcrthe  für  die  Beurtheilung  der  concreten  Finanzlage  der 
Staaten  ist  eine  genauere,  übrigens  mit  ausserordentlichen,  völlig  kaum  zu  lösenden 
Schwierigkeiten  verbundene  finanzstatistische  Analyse  der  öffentlichen 
(Staats- und  Selbstverwaltungskörpers-)  Ausgaben.  Neben  den  älteren  Arbeiten  v. 
Czörnig's  sind  diejenigen  Ph.  Gerstfeldt*s  jetzt  als  die  bedeutendsten  zu  nennen. 
S.  0.  S.  55,  auch  S.  73  (bes.  Beitr.  z.  Keichssteuerfrage,  Lpz.  1S79)  u.  den  neuesten, 
wiederum  sehr  reichhaltigen  Aufsatz  in  Conrad's  Jahrb.  18S3  B.  2  (,od.  B.  41).  (Eb. 
S.  57  über  die  Schwierigkeiten  vergleichender  Statistik  der  Ausgaben,  weshalb  bei 
der  Schlussziehung  Vorsicht  nöthig  ist).  Hier  sind  in  mehr  oder  weniger  genauer 
Anlehnung  an  die  etatsmässige  Eintheilung  der  Ausgaben  grössere  Hauptgruppen 
des  Finanzbedarfs,  mit  entsprechenden  weiteren  Theilgruppen  zu  bilden.  Für 
manche  Zwecke  u.  Vergleiche  sondert  man  namentlich  drei  Hauptgruppen:  für 
die  gesammte  allgemeine  oberste  Leitung,  Central-  u.  für  die  ganze 
Civilverwaltung  („Civile''),  für  das  Kriegswesen  (Heer  u.  Flotte,  „ Militär e**) 
u.  f.  die  öffentliche  Schuld  aus.  Werden  beim  Civile  nicht  schon  Netto-Aus- 
gabeetats  zu  Grunde  gelegt,  so  sind  in  der  betreffenden  Gesammtausgabe  möglichst 
diejenigen  für  Betriebs-,  Erhebnngs-  u.  Verwaltungs kosten  der  Einnahmen 
von  den  eigentlichen  Staatsverwaltungsausgaben  zu  sondern,  um  so  die 
Nettoausgabe  tu  ermitteln.  Bei  der  Schuld  kommt  es  auf  den  Ursprung  u.  damit 
implicite  auf  die  Deckungsmittel  an:  Kriegs-  u.  dgl.  „unprodoctive''  u.  anders. 
Eisenbahn-  u.  dgl.  „productive*',  bez.  rentable  Schulden.  Die  weitere  Zerlegung 
der  eigentlichen  Givilausgabcn  gicbt  fernere  werthvoUe  Einblicke  in  die  Finanzlage 
u.  in  die  Verwendung  der  öffentlichen  Mittel.  Im  Allgemeinen  ibt  eine  absolut  u. 
relativ  grössere  Ausgabe  —  etwa  berechnet  in  üblicher,  freilich  mangelhafter 
Weise  nach  Kopf^uoton  u.  nach  Procenten  des  Gosammtbedarfs  —  für  die 
eigentliche  Civilstaatsausgabe  und  für  besonders  wUnschenswerthe  Theile  der 
letzteren,  wie  Unterrichtswesen,  Verkehrswesen,  wirthschaftliche  Verwaltung,  dann 
auch  für  Justiz.  Polizei  u.  dgl.  m.,  günstig  zu  beurtbeilen,  und.  vorausgesetzt 
eine  genugende  militärische  Sicherung  des  Landes  u.  Staats  oder  eine  sonst 
gesicherte  Lage,  günstiger  als  ein  Ueberwiegen  der  Ausgaben  für  Militär  und 
vollends  fUr  Kriegsschulden.  Bei  der  Anstellung  von  Bere<'.hnungen  u.  Vergleichen 
ist  aber  der  in  §.  19  erwähnten  Regeln  u.  Cautelen  zu  gedenken. 

Die  blosse  Betrachtung  der  Ausgaben  u.  ihrer  Vertheilung  reicht  aber  zur 
richtigen  Würdigung  der  Lage  des  Staatshaushalts  noch  nicht  ans.  Es  mnss  vielmehr 
auch  auf  die  Deckungsmittel,  deren  Art  u.  Vertheilung  mit  Rücksicht  ge- 
nommen werden;  besonders  ob  u.  in  welchem  Maasse  dieselben  stenerrechtlicher 
oder  sonstiger,  namentlich  privatwirthschaftlicher  Art  sind  u.  aus  welchen 
einzelnen  Gattungen  und  Spccies  diese  beiden  Gruppen  sich  weiter  zusammensetzen, 
wobei  für  die  Beurtheilung  u.  Schlussziehung  die  Bemerkungen  in  §.  35  S.  73  mass- 
gebend sind.  Eine  absolut  und  relativ  grössere  Ausgabe  für  die  öffentliche  Schuld 
oder  für  Militär  oder  für  beide  Ilauptposten  zugleich  wird  weniger  bedenklich,  wenn 
die  Schuld  grossentheils  aus  Eisenbahnen  herrührt  oder  ihre  Kosten,  die  Zinsen,  u. 
der  Militäranfwand  wenigstens  in  erheblichem  Maasse  aus  privatwirthschaftlichen  ü.  dgl. 
Reinerträgen  gedeckt  wird,  wie  es  glücklicher  Weise  in  Deutschland  der  Fall  ist. 
Umgekehrt  ist  zu  unhcilen,  wenn  Schuldzinsen  u.  Militäraufwand  fast  ganz  ans  Steuern 
zu  decken  sind  (Gr.brit.,  Frankr.,  Oesterr.,  Ital).  Unter  Hinweis  auf  die  schon  oben 
S.  73,  74  gegebenen  Notizen  u.  für  das  Genauere  auf  das  reiche  Detail  der  höchst 
umsichtigen  u.  fieissigen  Arbeiten  Gerstfeld t's  entnehme  ich  den  letzteren  die 
Statist  Daten  zu  folgenden«  Uebersichten  der  Gruppen  des  Finanzbedarfs. 
(Gcrstfeldt,   Beitr.  z.  Rcichsstfr.  S.  12  ff.  u.  Tab.  3   u.  graph.   Darstell.,  Daten  aus 
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d.  Zeit  um  1S78 — 79;   ders.   in   Conrad's  Jahrb.  a  a.  0.  Tab.  19  o.  S.  57,  Daten 
f.  1882). 

Tab.  I.    Haaptgrappeu  des  staatlichen  Finanzbedarfs  am  1879. 

Deutsches         Grossbri-  Frank-           West-           Russ- 

Reich           tannien  a.  reich.            Oester-          land. 

und  Einzel-         Irland.  ^            reich. 
Staaten. 

A.  Absoluter  Staats- Aufwand  in  Millionen  Mark. 


1. 

Kriegswesen 

468 

628 

657 

158 

741 

2. 

Schuld 

184 

019 

851 

257 

255 

1  u.  2  zusammen 

652 

1247 

1508 

415 

990 

3. 

Civile  u.  s.  w. 

720 

366 

599 

261 

084 

Erste  Summe 

1372 

1613 

2107 

676 

1680 

A. 

Civile  ohne  Erheb,  u. 

Betriebskosten 

442 

237 

437 

187 

c.    204 

Zweite  Summe   von   1, 

2   u.  4     oder  Netto- 

ansgabc 

1094 

1484 

1945 

602 

1 200 

B.  Dieser  Staatsaufwand  in 

Kopfquot 

en,  Mark  p. 

Kopf. 

1. 

Kriegswesen 

11-0 

18-5 

17-8 

7-2 

IOC 

2. 

Schuld 

4-3 

18-2 

23-0 

11-7 

30 

1  u.  2  zusammen 

15-3 

36-7 

40.8 

18-9 

13-2 

8. 

Civile  u.  s.  w. 

16-9 

lü-8 

16-2 

11-9 

9-8 

Erste  Summe 

32-2 

47-5 

57-0 

30-8 

280 

4. 

Civile  ohne  ErhebJcost. 

u.  s.  w. 

10-3 

7-0 

11-8 

8-5 

2-9 

Zweite    Summe    von   1, 

2  u.  4  oder  Nettoaus- 

gabe 

25-6 

43-7 

52-6 

27-4 

16-1 

C.  Dieser  Staatsauf  wand 

in  Quoten  (Proccntcn)  der  Gesammt 

-Netto  ausgäbe. 

1. 

Kriegswesen 

42-8 

42-3 

33.8 

26-2 

61-7 

2. 

Schuld 

10-8 

41-7 

43-7 

42-7 

21-3 

1  u.  2  zusammen 

59-6 

84-ü 

77-5 

68-9 

83.0 

3. 

Civile,  ohne  Erheb.- 

kosten  u.  s.  w. 

40-4 

160 

22.5 

31-3 

170 

Einzelne  dieser  Berechnungen  weichen  von  den  Gerstfeldt'schen  darin  ab, 
dass  beim  Civil-  u.  dann  beim  Gesa  mm  tauf  wand  der  störende  Posten  „Erhebungs-, 
Betriebs-  u.  dgl.  Aufwand  f.  die  Einnahmegewinnung''  möglichst  in  Abzug  gebracht 
(d.  h.  in  Gcrstfeldt's  Tab.  2  u.  3  die  Rubriken  „Erheb. itosten  der  Zölle  u.  Steuern''  u. 
„andere  vermischte  Ausgaben",  meist  ähnl.  Characters)  n.  so  die  „Nettoausgabe'* 
(frcil.  nur  annähernd  richtig)  ermittelt  ist.  Das  ist  namentlich  bei  einem  Vergleich 
Deutschlands  mit  seineu  grossen  Staatsbahnen  u.  Betriebsverwaltungen  (,Dom.,  Forsten. 
Bergw.)  mit  anderen  Ländern  nothwendig,  um  einigermassen  vergleichbare  Posten  zu 
erhalten  (s.  o.  §.  19).  Für  Deutschland  sind  Reichs  haushält  und  Einzel-Staats- 
haushalte zusammengezogen,  bei  Oester  reich  die  Quote  ftlr  die  mit  Ungarn  ge- 
meinschaftl.  Ausgaben  eingesetzt. 

Die  günstige  Lage  Deutschlands  springt  in  die  Augen  u.  ist  thatsächlich  noch 
günstiger  mit  Rücksicht  auf  die  weitere  günstige  YertheUung  des  Civilbedarfs ,  für 
Schulen,  Justiz  u.  s.  w.,  auf  den  Ursprung  eines  Haupttheils  der  deutschen  Schulden 
aus  rentablen  Staatsbahnen  u.  auf  die  erheblichen  sonstigen  privatwirthsch.  Deckungs- 
mittel (s.  0.  S.  74).  So  beträgt  z.  B.  der  Aufwand  des  Staats  allein  f.  Cultus  u. 
Unterricht  p.  Kopf  in  Deutschland  20,  Gr.brit.  2*1,  Frankr.  2*5,  Oesterr.  1*5, 
Russl.  06  Mark  oder  in  Procenten  der  Nettoausgabe  bez.  10*1 — 4*8 — 5*0 — 5*6 — 37; 
der  Aufwand  des  Staats  f.  Justiz  u.  Polizei  p.  Kopf  in  Deutschi.  3*9,  Gr.brit.  3, 
Frankr.  2*7,  Oesterr.  22,  Russl.  0*6  Mark  oder  wieder  in  7o  <^er  Nettoausg.  bez. 
15*3 — 68 — 5*5 — 81 — 3'7.  Dabei  ist  noch  des  gerade  f.  Unterricht  in  Deutschi,  so 
bedeutenden  Communalaufwands  zu  gedenken.  Das  Bild  der  deutschen  Finanz- 
lage ist  weitaus  das  günstigste,  nach  allen  Seiten,  welche  für  die  kritische  Be- 
ll rihcilung  d<'S  Finaiizbcdarfs  in  Betracht  kommen,  angesehen,  —  trotz  unseres  „hohen 
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Milit&rbndgets^S  der  nothwendigen  (u.  immerhin  massigen)  Assecoranzprämie  unserer 
Yolkswirthscnaft,  unserer  Cultur  u.  unseres  selbständigen  nationalen  Lebens.  Das 
ergiebt  sich  noch  mehr  aas  der  folg.  Tab.  IL 

Tab.  IL  Gesammtansgabe  f.  alle  öffentl.  Zwecke  des  Staats  und  derSelbst- 

rerwaltungskörper  um  1S82. 
A.  Absoluter  Aufwand  in  Millionen  Mark. 


Preussen. 

Gr.  Britannien. 

Frankreich. 

Staat 

(incl.     Selbst- 
Reichs-  verwalt 

Sa. 

Staat 

Selbst- 
verwalt. 

Sa. 

DeparL 
Staat        u. 

Gemeind. 

Sa. 

quote) 

1. 

Kriegswesen            274 

4 

277 

543 

— 

543 

797 

4 

801 

2. 

Schuld                     118 

26 

144 

594 

12 

606 

901 

252 

1153 

1  u.  2  zusammen  392 

30 

421 

1136 

12 

1149 

1698 

256 

1954 

3. 

CiTile                      364 

338 

703 

360 

1143 

1503 

854 

677 

1531 

4.  Steuerferwalt           88 

4 

42 

57 

? 

57 

84 

24 

108 

Summe  (netto)      794 

372 

1166 

1553 

1156 

2709 

2637 

957 

3594 

B.  Dieser  Aufwand  in  Kop 

fquoten,  Pfe 

nnig  p 

.  Kopf. 

1. 

Kriegswesen            97S 

13 

991 

1551 

— 

1551 

2153 

12 

2165 

Schuld                    420 

93 

513 

1697 

35 

1732 

2436 

681 

3117 

1  u.  2  zusammen   1398 

106 

1404 

3248 

35 

3283 

4589 

693 

5282 

3. 

CivUe                     1301 

1209 

2510 

1028 

3267 

4295 

2309 

1830 

4139 

4. 

Steuerrerwalt          136 

15 

151 

162 

? 

162 

228 

63 

291 

Summe  (netto)    2S35 

1330 

4165 

4438 

3302 

7740 

7126 

2586 

9712 

G.  Dieser  Aufwand  in 

Quoten  (Procenten)  der  ,,ordent 

l.  Nette 

>ausgab( 

0", 

nach  Abzug  der  Schuld 

Yon  der 

ganzen 

Nettoausgabe. 

1. 

Kriegswesen           40'5 

10 

271 

56-6 

— 

25-8 

45-9 

0-7 

32-8 

2. 

Civile  u.  Steuer- 

Verwaltung.             59*5 

99-0 

729 

43-4 

100 

74-2 

541 

99-3 

67-2 

Summe                    100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

3. 

Schuld    in    % 

dieser  Summe      174 

7-5 

140 

61-9 

1-1 

2S-8 

51-9 

31-3 

47-2 

Ueber  die  Berechn.weise  u.  s 

w.  s. 

Gerstfeldt  a 

a.  0., 

S.  44. 

Speciell  für 

Unterricht  (ezcl.  Gultus")  berechnet  G.  in  Preussen  151  (wovon  Staat  42),  Gr.- 
bntannien  120  (wovon  Staat  91,  Locverwalt.  nur  29 — ?— ),  Frankr.  196  (wovon  Staat 
112)  Mill.  M.  oder  in  Pfennig  p.  Kopf  bez.  538—344—528,  in  7o  der  Summe  der 
Milit  u.  Civ-ansgaben  14'8— 5*7— 80. 

Wichtig  ist  diese  Statistik  u.  ihre  weitere  Specialisirung  bes.  fur  die  Fragen  der 
Yertheilung  der  öffentl.  Ausgaben  u.  des  Aufwands  dafür  zwischen  dem  Staate 
u.  den  verschiedenen  Körpern  der  Selbstverwaltung.    S.  o.  §.  44  i\\ 


1.  Abschnitt. 

Finanzbedarf  fOr  die  yerfassungsmässige  oberste  Central- 

leitung. 

S.  Rau  §.  45—51 ,  vor.  Aufl.  dieses  B.  I,  §.  97—102,  jetzt  verkürzt,  weil  die 
principielle  u.  staatsrechtl.  Seite  nicht  in  d.  Fin.wiss.  gehört 

§.  174.    Die  hierher  gehörigen  Posten  sind  folgende  drei: 

I.  Bedarf  für  den  obersten  Leiter  des  Staats, 

A.  in  Monarchieen  insbesondere  für  den  Fürsten,   bez. 
für  die  fürstliche  Familie, 

B.  in  Republiken. 

II.  Bedarf  für  die  Volksvertretungen. 

A-  Wftfjrn^rf  FinanzwiswiiHchaft  I.    3.  Anfl.  2^ 
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III.  Bedarf  für  gewisse  oberste  Staatskörper. 

I.  Ä.   Bedarf   für   den  Monarchen   und    seine   Familie. 

Vgl.  z.  B.  Bluntschli,  Allg.  Staatsrecht,  5.  Aufl.  1876,  II,  191  ff. 

Nach  der  geschichtlichen  Tradition,  welche  im  Volksbewusst- 
sein  gewöhnlich  auch  heute  noch  in  monarchischen  Staaten  ihre 
Stütze  findet,  bedarf  der  Fürst  ein  hinlängliches  Einkommen  zur 
Bestreitung  eines  umfäoglichen  und  einigermassen  glänzenden 
Haushalts  und  Hofes.  Dasselbe  gilt  in  gewissem  Grade  in 
der  Erbmonarchie  von  der  ganzen  fürstlichen  Familie.  Dieser 
flirstliche  Hof-  und  Haushaltsbedarf  lässt  sich  auf  verschiedene 
Weise  decken,  wie  dies  auch  in  der  Geschichte  geschehen  ist,  ein- 
mal aus  dem  Ertrage  von  dem  Fürsten,  bez.  der  Dynastie 
gehörigem  Grund-  und  z.  Th.  auch  Kapitalbesitz;  zweitens 
durch  Ueberweisung  solchen  Besitzes,  besonders  Ländereien, 
aus  dem  Staatsvermogen  an  den  Fürsten;  drittens  durch  Fest- 
stellung sogen.  Givillisten. 

Die  geschichtliche  Entwicklung  und  die  staatsrechtliche  Kege- 
lung  dieser  Verhältnisse  steht  natürlich  in  enger  Verbindung  mit  der 
allgemeinen  Staatsgeschichte  und  mit  den  eingetretenen  Verfassungs- 
veränderungen, Wechsel  der  Dynastieen,  der  Staats-  oder  Ver- 
fassungsformen u.  8.  w.  Finanzwirthschaftliche  Zweck- 
mässigkeitsrücksichten  haben  daher  hier  nicht  entschieden, 
kaum  mitgespielt  und  sind  auch  gegenwärtig  für  etwaige  Fragen 
de  lege  ferenda  auf  diesem  Gebiete  doch  nur  untergeordnet. 

1.  Die  Deckung  des  fürstlichen  Haus-  und  Hof  bedarfs  aus  den 
Erträgen  von  Grundbesitz  —  dynastisches  Hausgut  oder  wirk- 
liches Staatsgut  darstellenden  „Domaniums",  „Kammerguts", 
§.  89  flf.  —  ist  regelmässig  die  älteste  Form,  wie  sich  aus  der 
Entstehung  unserer  monarchischen  Staaten  einfach  erklärt.  Diese 
Form  ist  mit  der  Entwicklung  der  Staatsidee,  mit  der  Verminde- 
rung des  betreffenden  Besitzes  und  mit  der  Veränderung  der 
Rechtsqualität  desselben,  endlich  mit  dem  steigenden  sonstigen 
Finanzbedarf  einer-  und  Hofbedarf  anderseits  mehr  und  mehr 
unzulänglich  geworden  und  daher  mehr  oder  weniger  antiquirt, 
mit  begreiflicher  theilweiser  Ausnahme  in  deutschen  Staaten.  Eine 
für  die  Dynastie  und  das  „monarchische  Princip"  specifisch  günstige 
oder  gar  wesentliche  politische  Bedeutung  kann  dieser  Form 
in  der  Gegenwart  kaum  mehr  beigelegt  werden. 

Vgl.  0.  §.  89,  90  u.  unten  über  Dom&nenwcsen. 
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2.  Der  zweite  der  angedeuteten  Wege  hat  wohl  zu  der  ge- 
setzliehen Anordnung  geführt^  dass  für  die  Hofstaatsausgaben 
fortwährend  eine  aus  dem  Ertrage  gewisser  benannter 
Staatsgüter  oder  bestimmter  Rategorieen  des  staat- 
lichen Grundbesitzes  (des  „Domaniums''  i.  e.  S.,  der 
Domänen  und  Forsten^  Preussen)  zu  ziehende  feste  Geld- 
summe ausgeschieden  wird,  oder  dass  sogar  bestimmte 
Güter  von  einem  schätzungsweise  festgestellten  Er- 
trage dem  Hofe  zur  Verwaltung  auf  eigene  Rechnung 
(Hannover)  überwiesen  werden.  In  beiden  Fällen  läuft  diese 
Form  doch  schon  auf  das  staatsrechtliche  Princip  der  ,,  Civil - 
listen ''  hinaus,  nur  dass  man  dabei  an  die  ältere  Form  der 
Deckung  des  Hofbedarfs  mehr  anknüpft. 

Die  erste  Einrichtong  ist  in  finanzieller  Hinsicht  kanm  etwas  Anderes  als  eine 
Formalitat,  dnrch  die  man  etwa,  wie  in  Preussen,  auf  das  ehemalige  Anrecht  der 
Dynastie  an  den  Domänen  hinweisen  will.  Sie  hat  etwa  nur  das  gegen  sich,  dass  sie 
die  Finanzansweise  complicirt.  Gegen  die  zweite  Einrichtung  sprechen  erheb- 
liche Bedenken,  denn  sie  Tcrletzt  leicht  den  einen  oder  den  anderen  der  Bethei- 
ligten, Staat  oder  Dynastie,  verstösst  gegen  den  wichtigen  Grundsatz,  dass  die  sämmt- 
lichen  Ausgaben  fUr  Staatszwecke  in  den  wirklichen  Beträgen  in  den  Staatsrechnungen 
erscheinen  soUen  und  kann  selbst  dem  richtigen  politischen  Interesse  der  Dynastie, 
dem  sie  dienen  soU.  sogar  widersprechen. 

In  Preussen  werden  nach  Ges.  v.  17.  Jan.  1820  (s.  auch  preuss.  Verfassung 
Art  59)  2Vs  Mill.  Thir.  ?on  dem  Ertrage  der  Domänen  und  Forsten  für  den  Hof  ab- 
g^ezogen,  die  im  Voranschläge  der  Staatsausgaben  nicht  aufgeführt  sind,  sondern  gleich 
bei  den  Einnahmen  des  Kap.  Dom.  u.  Forsten  vom  Rohertrage  abgezogen  werden, 
was  bei  finanzstat  Zus.stellungdn  zu  beachten  ist.  Die  Summe  ist  eigentlich  2,573,099 
Thlr.,  weil  ein  Theil  ursprünglich  in  Gold  ausgedrückt  war.  Nach  Ges.  vom  30.  Aprü 
1859  ist  eine  Erhöhung  von  ^1^  Mill.  Thlr.,  neuerlich  nach  der  YergrOsserung  des 
Staatsgebiets  im  Jahr  1866  von  weiteren  1  Mill.  Thlr.  als  Zuschlag  „zur  Rente  des 
Kron-Fideicommiss- Fonds"  (Ges.  v.  27.  Jan.  1868)  eingetreten,  welche  Beträge  unter 
den  Staatsausgaben  stehen,  ücber  die  staatsrechtliche  Frage  s.  v.  Rönne,  preuss. 
Staatsrecht,  3.  Aufl.  S.  486. 

Nach  dem  hannöv.  Grundgesetz  von  1833  §.  125,  126  sollte  ein  Domänen- 
complex,  der  Vs  ^^^^*  '^^^-  rein  abwürfe,  ausgeschieden  und  dem  Könige  zur  freien 
Verwaltung  übergeben  werden.  Eine  solche  Ausscheidung  von  Gütern  mit  600,000  Thk. 
Reinertrag  wurde  wirklich  später  (unter  dem  letzten  König  v.  H.,  Georg  V.)  ausgeführt, 
gab  jedoch  in  Bezug  auf  die  Ertragsschätzung  der  abgetretenen  Güter  zu  starken  Be- 
schwerden Veranlassung  (s.  d.  betreff.  Schrift  von  Miquel,  die  durch  die  Gegenschrift 
Ton  T.  Bar  nicht  widerlegt  ist,  über  diese  Angelegenheit).  Diese  Domänenausschei- 
dung hat  zur  Unpopularität  des  Königs  Georg  nicht  wenig  beigetragen  und  bekannt- 
lich die  Dynastie  auch  finanziell  nicht  gesichert  In  dem  später  wieder  sus  pendirten 
Vertrage  des  Königs  Georg  mit  der  Krone  Preussen  von  1868  wurde  die  Entschädigung 
der  Tertriebcnen  Dynastie  nicht  in  Land  (mit  Ausnahme  einer  Domäne),  sondern  in 
Geldzahlungen  stipulirt. 

§.  175.  —  3.  Fürstliche  Civillisten.  Dem  heutigen 
Verfassungswesen  und  öffentlichen  Recht,  wie  auch  den  Bedürf- 
nissen der  staatlichen  Finanzwirthschaft  und  des  Fürsten  selbst 
entspricht  am  Meisten  die  Festsetzung  einer  sogen.  ,,Giyilliste''y 
d.   h.    die   durch    Verfassung    oder   besondres    Gesetz    erfolgende 
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-Ueberweisnng  einer   bestimmten  Geldrente  ans  dem 
allgemeinen  Staatseinkommen  an  den  Fürsten. 

Die  staatsrechtliche  Kegelaug  wird  natürlich  von  coucreten  politischen  Vorgängen 
in  dem  betreffenden  Staat  u.  in  der  Zeit,  wo  sie  erfolgt,  wesentlich  mit  abhängen. 
Mehrfach  ist  damit,  bes.  in  Deutschland,  eine  vertragsmässige  Regelung  der 
Ilechtsverhältnisse  des  älteren  Domaniums  oder  „Kammerguts'*  verbunden 
worden  oder  der  Feststellung  der  Givillisten  vorangegangen,  wozu  hierbei  auch  die 
passendste  Gelegenheit  war.  Puncte,  welche  aber  hier  in  der  Finanzwissenschaft  nicht 
näher  zu  verfolgen  sind,  auch  in  der  Art  ihrer  Behandlung  u.  Erledigung  sich  noth- 
wendig  nach  den  speciellen  Verhältnissen  des  einzelnen  Staats  und  der  einzelnen 
Dynastie  richteten.  Ueber  die  deutschen  Verhältnisse  s.  Georg  Meyer,  deutsches 
Staatsrecht  (Leipz.  1878),  §.  94,  202. 

Zu  erwähnen  ist  dann  hier  nur  die  Höhe  der  Givilliste  und 
die  Regelung  einzelner  Puncte. 

a)  In  allgemeiner  finanzwirthschaftlicher  Hinsicht  ist  die  Be- 
messung der  Höhe  der  Givilliste  am  Wichtigsten.  Eine  gewisse 
grössere  Höhe  ist  durch  die  Rttcksicbt  auf  die  fürstliche 
Würde  und  Stellung  und  auf  die  persönlichen  Aufgaben  des 
Fürsten  im  monarchischen  Staate  geboten.  Daher  wird  in  Mittel- 
und  Kleinstaaten  die  Givilliste  relativ,  d.  h.  im  Verhältniss  zum 
sonstigen  Staatsaufwand  gewöhnlich  grösser  als  in  Grossstaaten 
sein  müssen,  wie  die  Statistik  bestätigt.  Im  Uebrigen  hat  sich 
die  Höhe  der  Givilliste  mit  nach  der  Einwohnerzahl  und  Wohl- 
habenheit des  Volkes,  dem  Betrag  der  Staatseinkünfte,  dem  Um- 
fang der  übrigen  Staatsbedürfnisse  und  endlich  insbesondere  und 
mit  vollem  Recht  auch  nach  der  Grösse  des  früheren,  jetzt 
etwa  mit  dem  Staatsdomanium  vereinigten  Hausguts 
der  Dynastie,  wie  anderseits  auch  nach  dem  noch  vorhandenen 
sonstigen,   Ertrag  gebenden  fürstlichen  Vermögen  zu  richten. 

Daten  über  den  Bedarf  u.  den  Luxus  des  französ.  Königs-  u.  Kaiserhofs  nach 
Bresson,  Necker,  de  Nervo  u.  A.  m.  bei  Rau  §.  48  u.  in  d.  vor.  Aufl.  dieses 
li.  I,  S.  219. 

Der  seltsame,  unmittelbar  gar  nicht  verständliche  Ausdruck  „Givilliste''  ist 
englischen  Ursprungs,  aber  jetzt  staatsrechtlich  u.  finanzwirthschaftlich  technischer 
geworden.  Im  engern  Sinne  versteht  man  darunter  jetzt  die  in  der  constitutionellcu 
11.  Parlament.  Monarchie  verfassungsmässig  oder  gesetzlich  festgestellte  Geldsumme, 
welche  dem  Fürsten  fUr  seinen  Haus-  u.  Hof  bedarf  aus  dem  Staatbcinkommeu  jälir- 
lich  zugeführt  wird.  Im  weitern  Sinne  wird  der  Ausdruck,  z.  B.  in  der  Finanz- 
statistik, überhaupt  auf  die  etat  massig  oder  sonst,  auch  in  der  absoluten  Monarchie, 
für  die  dem  Fürsten  und  seinem  Hof  bestimmte  Summe  angewandt.  Vgl.  v.  Jacob, 
II,  §.  851.  V.  Trcitschke,  Art.  Givilliste  im  Staatswörterbuchc  von  Bluutschli, 
II,  515  tf.  S  tiber  die  britische  Givilliste  Sinclair,  History  of  the  public  reve- 
nue,  I,  2i)0,  292,  II,  38,  63.  Höfler,  Geschichte  der  englischen  Givilliste.  Stuttg. 
J834.  Jetzt  bes.  Gneis  t,  engl.  Verwaltungsrecht,  2.  Aufl.,  II,  833,  auch  §.  111,  bes. 
g.  143,  S.  1328  ff.  Auch  Kan  §.  48  und  vor.  Aufl.  dieses  B.  S.  220.  Die  Geschichte 
der  brit  Givilliste  steht  aufs  Engste  mit  der  Entwicklung  des  neueren  Verfassungs- 
u.  Hiidgetsrechts  u.  der  Stellung  von  Krone  u.  Parlament  zu  einander  in  Verbindung. 
Es  liat  sirh  bes.  seit  d.  17.  Jh.  hier  der  allgemeine  europ.  Prorcss  vollzogen:    ,.wäh- 
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rend  im  Mittelalter  die  Staatsausgaben  aus  dem  persOnl.  Einkommen  des  Fürsten,  so 
wird  heut.  Tags  der  kön.  Hofhalt  aas  dem  Stiuttseinkommen  bestritten''  (Gneist  II, 
1328)l  Unter  den  letzten  Stuarts,  bes.  unter  Carl  IL,  wurde  die  Einrichtung  der 
Civilliste  vorbereitet.  Aus  dem  dem  König  zustehenden  erblichen  Einkommen  wurden 
neben  dem  Hofhaushalte  verschiedene  grössere  eigentl.  Staatsausgaben  bestritten.  Unter 
Georg  III.  wurde  das  erbliche  Kroncinkommen  grossentheils  dem  Parlament  zur  'Ver- 
fügung Überlassen,  dafür  aber  dem  König  eine  feste  Civilliste  v.  S00,000,  später 
900,0üo  Pf.  St  gewährt,  von  welcher  Summe  jedoch  die  Hälfte  noch  f.  eigentl.  Staats- 
ausgaben  darauf  ging  (Gehalte  der  Oberrichter,  Ge<«andtcn,  Pensionen  u.  A.  m.).  Dem 
König  blieben  indessen  noch  andere  Kroneinkünfte.  Unter  den  folgenden  Königen 
wurde  stets  nach  dem  Regier.antritt  die  Civilliste  neu  geregelt,  u.  zwar  immermchr  so , 
dass  die  eigentl.  Staatsausgaben  ihr  abgenommen,  ihr  Betrag  vermindert  und  das  crbl. 
Kroneinkommen  immer  vollständiger  in  den  consol.  Fonds  des  Staatshaushalts  überleitet 
wurde.  (Georg  IV.  850,000  Pf.  St.  Civ.L  in  Egl.,  207,000  Pf.  in  Irl.,  Wilh.  IV.  510,000, 
Victoria  395,000  Pf.).  Daneben  aber  auch  jetzt  noch  Bezug  directer  Kroneinkünfte 
durch  die  Königin,  bz.  durch  Prinzen  (Pr.  v.  Wales  die  aus  Cornwall).  Dann  diverse 
Apanagen.    Verwendung  f.  eigentl.  Privatzwecke  u.  f.  Repräsentation  u.  Hofstaat. 

Bei  der  Vergleichung  der  Civilliste  in  verschiedenen  Staaten  und  in  demselben 
Staate  zu  verschiedener  Zeit  sind  die  in  §.  19  gemachten  Bemerkungen  zu  berück- 
sichtigen. Am  Wichtigsten  ist  die  Höhe  der  Quote,  welche  die  Civilliste  von  der 
Reineinnahme  des  Staats  beansprucht,  wobei  es  jedoch  wieder  einen  Unterschied 
macht,  ob  die  Reineinnahme  ausschliesslich  oder  vorherrschend  nur  aus  Steuern  oder 
auch  aus  privatwirthschaftlichen  Einnahmen  herrührt.  Auch  die  Höhe  der  Quote  von 
der  Nettoausgabe  des  Staats  kann  zur  Vergleichung  dienen.  In  den  letzten  Jahren 
sind  in  Deutschland  mehrfach  Erhöhungen  der  Civillisten  vorgekommen,  mit  Rück- 
sicht auf  die  allgemeinen  Preissteigerungen.  In  Deutschland  bezieht  der  Kaiser 
vom  Reiche  keine  Civilliste.  Die  Civillisten  (und  ähnliche  Einnahmen,  z.  B.  bei  den 
Grossherzögen  von  Mecklenburg)  nebst  Apanagen  veranschlagte  Hermann  Wag- 
ner f.  1873  für  alle  deutschen  Bundesfürsten  .auf  c.  35  Mill.  M.  oder  3-597o  ^^^ 
Nettoausgabe  des  Reichs  und  der  Einzelstaaten.  In  den  17  kleineren  monarch. 
Staaten  (d.  h.  in  den  Bundesstaaten  excl.  die  4  Königreiche  und  Baden)  soll  sie  im 
Ganzen  an  10  Mill.  M.  oder  9*4  7o  ^^cr  Nettoausg.  betragen  (Goth.  Taschenb.  1874, 
S.  328,  876  d.  deutsch.  Ausg.).  Seit  Mitte  der  70er  Jahre  sind  wenige  Veränderungen 
vorgekommen.  Nach  derselben  Quelle  u.  anderen  offic.  Angaben  war  die  Civilliste  incl. 
Apanagen : 

um  1873      oder  7«  d. 
Mill.  Mark.   Nettoausgab. 
Preussen  ....       13.48  2 '50  Im  Etat  erscheint  mit  den  neueren  Zu- 

schüssen die  Summe  von  12*22  Mill.  M. 
f.  d.  Kronfideicommissfonds ,  Apanagen 
ausserdem  im  Etat  0*361  MiU.  M.,  wirkl. 
Ausg.  dafür  1881/82  0*147  MiU.  M. 

Baieru, 5*41  4*00  Die  durch  Gesetz  vom  1.  Juli  1S34  auf 

2,350,580  fl.  festgestellte  permanente 
Civilliste  ist  durch  das  Finanzgesetz  v. 
*25.  Juü  1876  V.  1876  an  auf  4,231,044 
Mark  d.  h.  um  c.  200,000  Mark  erhöht 
worden.  Der  ganze  Etat  des  k.  Hauses 
u.  Hofes  beträgt  1876  5*35  MiU.  Mark, 
nemUch  ausser  der  CiviUiste  0  806  Mill. 
Mark  Apanagen,  0.233  Wittwengehaltc, 
17,000  Mark  Pensionen.  Seitdem  keine 
Veränderunj^. 
Sachsen  K.     .     .    .        2*77  4*75  Im  Etat   f.  1881    beträgt  der  Bedarf  f. 

d.   k.  Haus    294,   f.   Apanagen    0-3*20 
MiU.  Mark,  zus.  3*26. 
Würtemberg  ...        184  3*29  Die  CiviUiste  ist  durch  Ges.  v.  1.  Aug. 

1864  f.  d.  Lebenszeit  des  K.  Karl  auf 
913,933  fl.  gesetzt  (worunter  777-808  fl. 
Geld,  der  Rest  NatoraUen).    Sie  ist  im 
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Baden 


Gr.  Britannien 


Italien 


Oesterreich,  West- 
Ost-,  Ungarn 

Rassland  .     .    . 


1*44 


13-20 


11-08 

9-30 
7-30 

28-60 


1-04 


1-33 


1.63\ 


1-48 


Niederlande  .     .    . 
Belgien     .... 

1-275 
2.80 

1-00 
2.50 

D&nemark  .... 

1.62 

3-68 

Schweden      .    .    . 

1-43 

? 

Norwegen      .    .    . 
Portugal   .... 

0-62 
2-63 

3-00 
2-77 

Griechenland      .    . 

1-18 

500 

Brasilien 


3-15 


Finanzgesetz  vom  27.  Juni  1875  auf 
1,836,683  M.  d.  h.  um  c.  170,000  M. 
erhöht  Apanagen  0-265  Mill.  Mark. 
(Et.  V.  1882—83  C.  1.  1  830,517,  Apan. 
313  420  M.). 

3-36  Fttr  1876   u.  ff.    soll  die  Civillistc    um 

0-238  Mill.  Mark  d.  i.  v.  l'SS  auf  1-59 
MiU.  Mark  erhöht  werden,  Apanagen 
0-198  MiU.  Mark,  zus.  1-79  Mill.  Mark. 
(Ebenso  1883  noch.) 
Et.-Abschluss  f.  1881/S2:  CiF.l.  407.590, 
Apan.  161,000  Pf.  St.,  ausser  den  von 
d.  Krone  noch  bezog,  erbl.  Revenuen 
In  1874  ff.  12*25  Mill.  Fr.  u.  2  Mill.  Fr. 
Apanagen,  in  1882  zus.  1525  Mill.  Fr. 
Nach  ties.  v.  28.  Juni  1872  ist  die  Civil- 
liste  in  beiden  Reichshälften  gleichgestellt 
mit  je  4*65  MiU.  fl. 

Im  Abschluss  f.  1873  Etat  d.  K.  Hauses 
1303  Mill.  Rubel,  in  dem  f.  1880  11-19 
Mill.  R.  (bei  9*19  Anschl),  A.  f.  1S82 
8-95  MiU.  R. 

B.  f.  1875   750,000  fl.    Ebenso  1S82. 
B.  f.  1875   Civilliste  33  Mül.  Fr.,  Apa- 
nagen 0*2. 

B.  f.  1876  CiviUiste  1  Mül.  Kronen  (8 
Kr,  =  9  M.),  0-443  MiU.  Kr.  Apanagen, 
1882/83  C  1.  ebenso,  Apan.  225.70U  Kr. 
B.  f.  1876  1-266,  f.  1883  1338 
MUL  Kr. 

B.  f.  1874  504,000,  f.  1881  435.000  Kr. 
B.  f.  1876  CivilUste  und  Apanage  572 
Contos  de  Reis.  1883  571. 
B.  f.  1875  1,125,000  Drachmen,  wozu 
noch  0'3  MiU.  aus  Zinserträgniss  des 
Guthabens  der  Schutzm&chte  u.  0-25  Mill. 
V.  Jon.  Ins.  (1  Dr.  =  73  Pfenn.  deutsch). 
Ebenso  1883. 

1-90  1879  1171  Contos  u.  151  Milrcis. 


Die  CiviUiste  des  jetzigen  Königs  von  Spanien  soUte  auf  7 '2  Mill.  Pesetas  (zu  80  Pf. 
deutsch)  gesetzt  werden.  Im  Et.  f.  1 8b2 — 83  steht  sie  (wohl  incl.  Apan.)  mit  9'S  MiU. 
Pes.  —  In  Frankreich  unter  Napoleon  III.  betrug  d.  officiellc  C.l.  25,  Apan. 
IV«  Mül.  Fr.  Herrn.  Wagner  berechnete  f.  d.  gesammten  CivilUsten  u.  Apanagen 
in  Europa  um  1873  (bei  Frankr.  nur  die  Dotation  des  Präsideuten  u.  ohne  Spanien 
damals)  137  MiU.  Mark,  wobei  aber  einige  Posten  nur  schätzungsweise  eingesetzt.  — 
Im  AUgemeinen  sind  die  Hofausgaben  seit  diesem  Jahrhundert  langsamer  als  die  übrige 
Staatsausgabe  gestiegen.  In  Preussen  ist  die  Kronfideicommissrente  trotz  der  ein- 
getretenen Erhöhung  relativ  immer  kleiner  geworden.  Siebetrug  1821  70,  1832  60, 
1841  52,  1851  45,  1861  50,  1873  51,  1883  41  Pfennig  oder  in  X  <^cr  ordcntl.  Netto- 
ausg.  (Milit.  u.  Civ.  ohne  Schuld)  bez.  6-1  —  6  0  —  5  2  —  38  —  34  —  22  — 
1-9  (üerstfeld,  Jahrb.  B.  41  S.  27,  28).    S.  auch  Pfeiffer  Staatsausg.  S.  54. 


b)  Regelung  einzelner  Punete  bei  der  Civilliste. 
Die  Feststellung  der  Höhe  der  Civilliste  kann  auf  dreifache 
Weise  erfolgen:  entweder  wie  bei  sonstigen  Staatsausgaben  för 
jede  Etatsperiode  besonders,  was  kaum  passend  ist,  weil  es  Ver- 
bandlungen über  den  Gegenstand  zu  häufig  macht;  oder  auf  die 
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Lebenszeit  des  einzelnen  Monarchen,  daher  unmittelbar  nach  dessen 
Regierangsantritt  (England) ,  was  finanzwirthschaftlich  wohl  das 
Richtigste  ist,  um  etwa  nöthige  Veränderungen,  bez.  Erhöhungen 
der  Summe  eintreten  zu  lassen,  und  politisch  nicht  bedenklich  er- 
scheint; oder  ein-  für  allemal,  bez.  auf  unbegrenzte  Zeit  (deutsche 
Staaten). 

Weitere  Puncte  sind  folgende:  Sogen.  Apanagien,  d.  h.  Gelddotationen  be- 
dörfen  ausserdem  die  übrigen  einen  eigenen  Haushalt  führenden  Mitglieder  des  Fürsten- 
hauses in  Monarchien;  ebenso  die  fürstlichen  Wittwcn  „Witthümer"  u.  dgl. ,  die 
Prinzessinnen  bei  der  Verheirathung  Aussteuern  und  eventuell  auch  ständige  Apanagien. 
Für  die  Regelung  dieser  Apanagien  bestehen  zwei  Systeme:  sie  erfolgen  entweder 
aus  der  Civilliste  des  regierenden  Fürsten  nach  dessen  Bestimmung  (Preussen,  Nieder- 
lande, Weimar),  was  für  den  Staatshaushalt  günstiger,  aber  nur  zulässig  ist,  wenn  die 
CiFÜliste  dadurch  nicht  zu  sehr  belastet  und  zweckwidrig  beschränkt  wird,  oder  sie 
werden  auf  Grund  bestimmter  Gesetze  ähnlich  wie  die  Civilliste.  aber  neben  derselben, 
fest  gesetzt  u.  aus  dem  Staatseinkommen  bestritten,  was  indessen,  um  eine  zu  starke  Be- 
lastung der  Staatscasse  zu  verhüten  Cautelen  wünschenswerth  macht,  wie  sie  z.  B.  das  Bad. 
Gesetz  vom  21.  Juli  1839  enthält.  Die  Apanagien  und  Wittumsgehaltc  dürfen  danach 
zusammengenommen  400,000  fl  nicht  übersteigen,  und  schon  bei  einem  Belaufe  von 
300,000  fl,  wird  von  jedem  neuen  Apanagium  Va*  ^'on  350,000  fl.  an  aber  die  Hälfte 
abgezogen  (Bau  §.  49  Anm.  dV  Solche  Bestimmungen  sind  bes.  geboten  bei  dem 
System  der  sogen,  individuellen  Apanagien  (für  jedes  selbständige  Glied  der  fürstl. 
Familie,  wobei  sich  die  Höhe  der  Apanage  mit  nach  der  Nähe  der  Verwandtschaft 
mit  dem  Kegenten  u.  nach  dem  ledigen  oder  verheirath.  Stand  richten  kann).  Das 
andere  System  ist  das  der  Vererbung  der  Apanagien  nach  Linien,  d.  h.  „so, 
dass  die  für  einen  jüngeren  Sohn  des  regierenden  Fürsten  festgesetzte  Unterhaltungs- 
samme  auf  seine  Nachkommen  übergeht  und  unter  diese  vertheilt  wird.  Hierbei 
können  die  Antheile  einzelner  fürstlicher  Personen  ganz  unzureichend  werden,  man 
muss  daher  durch  die  Bestimmung  helfen,  dass  das  Einkommen  eines  Prinzen  oder 
einer  unverehelichten  Prinzessin  nicht  unter  eine  gewisse  Grenze  (minimum)  sinken 
kann  und  bis  dahin  durch  Zuschüsse  ergänzt  wird.  Auch  entsteht  durch  zufällige 
Ungleichheit  in  der  Zahl  der  Abkömmlinge  jeder  Linie  eine  unbillige  Verschiedenheit 
in  den  Einkünften  derselben;  der  Vortheil  ist  aber  unverkennbar,  dass  der  Aufwand 
im  Ganzen  ein  bestimmtes  Maass  behält.  Beisp.  Würtemb.  Hausges.  v.  28.  Juni 
1828  (Herdegen,  S.  150).  Hannov.  Hausges.  v.  19.  Nov.  1836".  (Rau  §.  50 
Anm.  d).  Die  friiher  vorgekommene  Einrichtung,  den  Mitgliedern  des  Fürstenhauses 
Domänen  zur  Dotation  zu  geben,  die  dann  weiter  in  der  betreff".  Nebenlinie  forterben 
konnten  (Haus  Orleans  als  bourbonische  Nebenlinie  in  Frankreich)  widerspricht  der 
heutigen  staatsrechtlichen  Stellung  des  Donianiums.     Vgl.  G.  Meyer,  Staatsrecht  §.  95. 

Die  Verwendung  der  Civilliste  hängt  lediglich  vom  Fürsten  ab,  wobei  es 
Rechtsgrundsatz  sein  muss,  dass  der  jeweilige  Kegeut  die  Civilliste  nicht  über  seine  Re- 
gierangszeit hinaus  belasten  kann.  Besondere  Beamte,  die  nicht  im  Staatsdienste  stehen, 
besorgen  die  Verwaltung  der  Civilliste.  Es  ist  dann  nur  nothwendig,  genau  zu  bestim- 
men, welche  Ausgaben  überhaupt  der  Civilliste  überlassen  bleiben,  d.  h.  nicht  unter 
den  sonstigen  Staatsaufwand  gerechnet  werden  sollen.  Immer  mehr  ist  hier  die  Regel 
zur  Geltung  gelangt,  dass  die  Civilliste  die  eigentlichen  persönlichen  und  Fa- 
milienausgaben des  Regenten  —  wofilr  dann  die  „Cabinetskasse",  „Chatulle"  fun- 
girt —  und  den  Ilepräsentationsaufwand  der  Hofhaltung  zu  bestreiten  hat, 
während  alles  Uebrigc,  was  früher  der  Fürst  etwa  aus  seinen  Mitteln  zu  bestreiten 
hatte,  direct  auf  die  Staatskasse  übernommen  worden  ist.  (S.  über  England  Gneist 
a.  a.  0.  H,  §.  143).  Zweifel,  wohin  eine  Ausgabe  gerechnet  werden  sollte,  entstehen 
etwa  bei  Hoftheatern  u.  dgl. ;   bisher  lasten  sie  bei  uns  meist  auf  der  Civilliste. 

Erübrigungen  aus  der  Civilliste,  welche  kapitalisirt  oder  zu  Ankäufen  von 
Landgütern,  Kunstwerken  u.  s.  w.  benutzt  werden,  stehen  dem  Fürsten  natürlich  auch 
zu.  Nähere  Bestimmungen  über  die  Eigenthumsverhältnisse  an  solchen  Gegenständen 
können  zweckmässig  sein.    S.  z.  B.  Sachs.  Verf.  v.  4.  Sept.  1831,  §.  20  b. 
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Ausser  der  Gi7il]ist6  hat  der  regierende  Fürst  regelmässig  den  Nie ss brauch 
gewisser  Objecto  des  Staatsvermögens ,  wie  Schlösser,  Parks,  Jagdgrtlnde.  Hierüber 
sind  die  gewöhnlichen  Inventarien  (§.  148)  zu  fuhren  (z.  B.  bad.  Ges.  ?.  2.  Nov.  1831 ; 
preuss.  Ges.  ?.  27.  Jan.  1868  mit  Nachweisung  der  zur  Staatsdom&n«  gehörenden 
Schlösser  u.  s.  w.  in  den  neuen  Provinzen;  französ.  Ges.  v.  8.  No?.  1814,  „domaine 
de  la  conrronne*') ,  u.  genaue  Bestimmungen  zu  treffen,  wem  die  Last  der  Erhaltung 
obliegt.    Vgl.  Rau  §.  48  u.  vor.  Aufl.  dieses  B.  §.  99). 

§.  176.  —  B.  Bedarf  für  die  obersten  Leiter  des  Staats  in 
Republiken.  Dieser  Bedarf  richtet  sich  hier  mit  nach  der  speciellen 
Verfassung  (Aristokratie,  Demokratie  u.  s.  w.)  und  betrifft  theils 
etwaige  Tagegelder  der  Abgeordneten  und  Vertreter 
des  souveränen  Volks  (grosser  Rath,  Congress),  theils  die 
Besoldungen  y  den  Aufwand  für  Repräsentation  u.  dgl.  m.  der 
Träger  der  vollziehenden  Gewalt  (Präsident  u.  s.  w.). 
Der  Gesammtbetrag  dieses  Bedarfs  erreicht  natürlich  nicht  leicht 
die  Höhe  fürstlicher  Givillisten:  ein  finanzielles  Vergleichsmoment, 
das  aber  neben  viel  wichtigeren  kaum  mit  in  Betracht  kommt. 

Vgl.  auch  Rau  §.  51  u.  vor.  Aufl.  dieses  B.  §.  100.  In  Nordamerika  erhielt 
jedes  Mitglied  der  beiden  Häuser  täglich  8  Doli.,  seit  1856  für  2  jähr.  Amtsdauer 
1.  G.  6000  D.  nebst  einmal  Reisegeld  fUr  Hin-  u.  Rückreise,  Hock,  Amerik.  Fin., 
S.  38.  Die  Ausgabe  für  den  Congress  war  1855/56  2.000,362  D.,  1865/66  Senat 
466,000,  Abgeordnetenhaus  634,000  D.  —  Schweiz,  A.  1882:  Nationalrath  184,500  Fr., 
Ständerath  8500  Fr.  (die  Mitglieder  desselben  erhalten  ihre  Tag-  and  Reisegelder  von 
den  einzelnen  Cantonen),  Bondesrath  85,500  und  Canzlei  311,900  Fr.  In  den 
nordamerikanischen  Freistaaten  bezog  der  Präsident  früher  25,000 
(jetzt  50.000  ?)  Doli.,  der  Vicepräsident  8000  D.  —  In  den  schweizerischen 
Freistaaten  sind  die  Besoldungen  so  gering,  dass  die  obersten  Beamten  nicht  davon 
leben  können;  z.  B.  der  Bundespräsident  erhielt  (A.  1858)  nur  8700,  jeder  Bundes- 
rath  8300  Fr.,  in  Zürich  jeder  der  2  Präsidenten  2625  Fr.,  in  Luzem  der  Schultheiss 
3143  Fr.  (Nach  Rau).  —  In  Frankreich  bezog  der  jetzige  Präsident  Mac  Mahon 
f.  1876  bereits  900,000  Fr.  Gehalt  und  Repräs.-Kosten,  der  jetzige  Grcvy  600,000  fr. 
Gehalt,  300,000  fr.  Reise-  u.  Repräs.-kosten ;  ausserdem  freie  Wohnung  im  Elysee- 
Palast;  f.  die  Erhaltung  dieses  Gebäudes  u.  seiner  Einriebt,  stehen  noch  300,000  fr. 
im  Etat. 

II.  —  §.  177.  Ausgaben  für  die  Volksvertretung. 
Der  Hauptposten  sind  die  etwaigen  Vergütungen  oder  Kosten - 
entschädigungen  an  die  Mitglieder  der  betreflfenden  Körper- 
schaften. Ob  solche  Vergütungen  überhaupt  gewährt  werden 
sollen,  ist  eine  wichtige  politische  Frage,  welche  eine  allge- 
meine Entscheidung  nicht  gestattet.  Der  schwer  wiegende  und 
vielfach  mit  Recht  als  entscheidend  geltende  Vortheil  der  Ge- 
währung einer  angemessenen  Vergütung,  wenigstens  an  die  durch 
Wahl  des  Volks  bestimmten  Abgeordneten  der  Volkskammer 
(2.  Kammer,  Unterhaus  u.  s.  w.).  liegt  in  der  Erlangung  einer 
grösseren  Freiheit  für  die  Auswahl  der  Deputirten.  Zu  vergüten 
ist  dann  eventuell  und  wird  bei  der  Gewährung  einer  Vergütung 
in  der  Praxis  auch  regelmässig  vergütet  der  Betrag  der  Reise- 
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kosten  (nach  Wegelänge  und  Transportart,  nebst  einem  Pauschale 
flir  sonstige  Kosten)  und  der  Kosten  des  Aufenthalts  am 
Sitze  des  Parlaments  oder  Landtags.  Die  Form,  in  welcher 
letztere  Kosten  ersetzt  werden,  pflegt  die  Gewährung  von  Tage- 
geldern (Diäten),  also  eines  Pauschale  zu  sein  (deutsche 
Länder),  was  auch  wohl  passender,  als  ein  fixer  Jahressatz 
(Frankreich)  ist.  Weitere  Kosten  der  Vertretungskörper  entstehen 
durch  das  bleibend  beschäftigte  Personal  (etwaige  Aus- 
schüsse, Bureaubeamte  u.  s.  w.)  und  durch  die  sachlichen  Aus- 
gaben für  Gebäude,  Inventar,  Druckkosten,  Stenographie  u.  s.  w.). 

Im  Norddeutschen  u.  jetzt  Deutschen  Reichstag  wie  im  früheren  Deutschen 
Zollparlament  hat  man  keine  Tagegelder  zugelassen,  um  ein  Gegengewicht  gegen  das  allge- 
meine Stimmrecht  zu  schaffen.  Wiederholte  Anträge  des  Parlaments  auf  Einführung  von 
Diäten  hat  die  Reichsregierung  bisher  abgelehnt.  Nur  freie  Fahrt  (auf  den  Eisen- 
bahnen) ist  den  Mitgliedern  des  Reichstags  kurz  vor  und  nach,  sowie  während  der 
Sitznngszeit  neuerdings  gewährt  worden.  In  mehreren  Ländern  hat  man  geglaubt, 
Stellen  für  Mitglieder  eines  Oberhauses  (Palrskammer ,  Senat)  mit  einem  aus  der 
Staatskasse  zu  schöpfenden  Einkommen  errichten  zu  müssen.  In  Frankreich  waren 
nach  der  Herbtellung  des  Königthums  bis  1830  erbliche  Pairsstellen  bis  zu  12,000  Fr. 
jährlicher  Ausstattung.  Auch  im  zweiten  Kaiserreich  erhielten  die  Senatoren  wieder 
eine  solche,  wofür  der  A.  1859  4,980,000  Fr.  auswirft.  Ausserdem  sind  für  den 
Senat  1,080.000  und  für  den  gesetzgebenden  Körper  2,795,000  Fr.  jährlich  ah}  Yer- 
waltongskosten  aufgenommen.  A.  für  1870  für  diese  Zwecke  zusammen  11,274,000  Fr. 
Jetzt  erhalten  Deputirte  u.  Senatoren  auch  ein  Fixum  von  9000  fr.  jährlich  (zus. 
1882  4,815,000  fr.),  der  Kammerpräsident  72,000  fr.  Gesammtausg.  f.  d.  französ. 
Depua.  1881  6,898,900  fr.,  Senat  45  Mill.,  zus.  11*4  Mill.  fr.  —  In  West-Oester- 
reich  A.  f.  1880  Ordin.  678,165  il.,  wovon  Herrenhaus  55,396,  Abgcordn.h.  597,734, 
Delegation  14,000,  Staatsschuld  contr.commiss.  11,035  fl.  Diäten  der  Abgeordn.  10  fl. 
(Ges.  V.  7.  Juni  1861).  —  Prcussen.  Neues  Ges.  über  Reisekosten  u.  Diäten  d. 
Mitglieder  d.  Abgeordnetenhauses  v.  30.  März  1873:  Diäten  5  Thlr.  p.  Tag  (bisher 
3  Thlr),  u.  zwar  f.  alle  Abgeordnete,  auch  f.  d.  in  Berlin  wohnenden.  Die  Diäten 
müssen  angenommen  werden.  Reisekosten  für  jeden  Zu-  u.  Abgang  1  Thlr.,  jetzt 
nach  Ges.  v.  24.  Juli  1876  p.  Kilometer  Eisenb.  od.  Dampfsch.  13  Pfcnn.,  auf  andern 
Wegen  60  Pf.  A.  für  1883/84  Herrenhaus  172,310  (incl.  Besold.  der  Beamten  etc.), 
Abgeordnetenhaus  1,201,270,  zus.  1*374  Mill.  M.  —  Baiern.  Diäten  der  nicht  in 
München  wohnhaften  Abg.  10  M.  A.  d.  Landtagskosten  1883  346,095  M.  —  K. 
Sachsen.  Diäten  der  nicht  in  Dresden  wohnh.  Abg.  d.  2.  K.  12  M.,  ebens.  f. 
gewisse  Kateg.  d.  Mitglieder  d.  1.  K.  A.  d.  Landtagskosten  1883  126,400  M.  — 
Würtemb.  Mitglieder  beider  K.  (mit  einigen  Ausnahmen  in  der  1.  K.)  9  M  43  Pf. 
(5Vs  ^')  Diäten.  A.  d.  Landt.kost.  1883  338,255  M.  —  Baden.  Diäten  d.  nicht 
in  Carlsrnhe  wohn.  Abg.  d.  2.  K.  12  M.  Kosten  d.  Landstände  A.  f.  1882  97,220  M.  — 
Hessen.  „Auf  Verlangen"  9  M.  Diäten  f.  d.  nicht  in  Darmst.  wohn  Mitgl.  d. 
2.  K.  —  Sachsen- Weimar  Abg.  10,  Kammerpräs.  15,  Vicepräs.  12  M.  Diäten. 
In  Grossbrit  Kosten  d.  Oberhauses  1881/82  42,593,  d.  ünterh.  48,324  Pf.  St.  Dir, 
gcsammte  Ausgabe  für  Landesvertretung  berechnet  Herm.  Wagner  um  1873  in  don 
Deutschen  Staaten  auf  2*25  Mill.  M.,  noch  nicht  7%  ^^^  Hofausgabe.  — 

Bei  director  Gesetzgebung  durch  das  Volk,  wie  neuerdings  in  einigen 
schweizer  Can tonen,  u.  z.  Tb.  jetzt  im  Bunde  selbst  wachsen  den  Finanzen 
direct  nur  wenige  Kosten  zu.  Aber  indirect  wird  der  volkswirtbschaftliche  Verlust  an 
Arbeitszeit  wegen  der  Agitationen,  der  Abstimmungen  u.  s.  w.  doch  als  Ausgabepost 
im  Haushalt  des  Einzelnen  und  des  ganzen  Volks  zu  betrachten  sein. 

„Referendum"  verschiedener  Art,  so  im  Canton  Zürich  und  Thurgau, 
wo  u.  A.  jedes  von  der  Regierung  vorgeschlagene  und  vom  gesetzgebenden  Rcpräsen- 
tativkOrper  angenommene  Gesetz  noch  der  Volksabstimmung  in  den  Gemeinden  unter- 
worfen wird.    In  Waadt  besteht  ein   Finanz -Referendum  bei  Summen  über  1,  in 
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Neuenbürg  dsgl.  bei  Summen  Über  2  Mill.  Fr.  Wieder  Modificationen  in  Bern 
(wo  z.  B.  über  die  Subvention  zur  Gotthardt  -  Bahn  abgestimmt  wurde),  Aargau, 
Graubünden,  Schwyz,  Baselland.  S.  M.  Wirth  in  d.  Art.  Schweizer.  Eid- 
genossenschaft, Bluntschli's  u.  Brater's  StaatswOrterb.  XI,  1013. 

III.  —  §.  178.  Ausgaben  für  gewisse  oberste  Staats- 
körper. Nach  der  Staatsform  und  nach  manchen  zufälligen 
geschichtlichen  Entwickelungen  sind  solche  oberste  Staatskörper 
verschieden  organisirt  und  haben  sie  eine  verschiedene  Stellung. 
Danach  gestaltet  sich  dann  der  meist  an  und  für  sich  nicht  be- 
deutende Aufwand  wieder  verschieden.  Es  gehören  dahin  etwa 
das  fürstliche  Gab  inet,  das  in  Repräsentativstaaten  mit  verant- 
wortlichen Ministern  mitunter  ganz  beseitigt  ist  oder  seine  Wich- 
tigkeit verloren  hat;  der  Staatsrath,  dessen  Mitglieder  vielfach 
zugleich  andere  Aemter  bekleiden  und  dafür  ihre  Besoldung  be- 
ziehen; der  Ministerrath  (auch  Staatsministerium),  in 
welchem  die  Vorstände  der  verschiedenen  Ministerieen  und  etwaige 
Minister  ohne  Portefeuille  collegialisch  berathen.  Auch  hier 
kommen  dann  nur  etwa  Bureaukosten  und  Gehalte  des  Bureau- 
personals neu  hinzu,  während  die  Besoldungen  der  Minister 
im  Etat  ihres  speciellen  Dienstzweigs  stehen.  Mitunter  sind 
einige  andere  Centralanstalten  gleich  direct  unter  einen  dieser 
obersten  Staatskörper  gestellt,  z.  B.  die  Archive,  die  Oberrechnungs- 
kammer u.  a.  m. 

0 es ter reich  A.  für  1883,  Cabinetskanzlci  d.  Kaisers,  Westösterreich  und 
Ungarn  je  c.  70,000  fl.,  Ministerrath  in  West-Oest.  1,011,000,  Ministerpräsidium  in 
Ungarn  299,000  fl.  —  Baiern  A.  fttr  1888  Staatsrath  48,800  M.  —  Baden  A.  für 
1883  Geh.  Cabinet  22,050  M.,  Staatsministerium  62,892  M.  —  Preusscn  A.  fUr  I8Sa/S4 
Staatsministeriums-Bureau  298,880  M.,  Geh.  Civilcabinet  122,080  M.  —  Frankreich 
A.  1865  Staatsministerium,  Centralyerwalt.  423,500  Fr.,  Geh.  Kath  300,000  Fr.  (1862 
A.  Staatsrath  2,229,700,  1876  noch  856,800  Fr.). 

In  Frankreich  standen  eine  Zeit  lang  während  des  2.  Empire:  unter  dem  Staats- 
ministerium Reichsarchi?,  schöne  Künste  und  Theater,  höhere  wissensch.  Zwecke  (u.  a. 
Institut,  K.  Bibliothek),  Staatsgebäude,  Gestüte  u.  Verschied.  —  In  Preusseu  direct 
unter  dem  Staatsministerium :  Staatsarchive,  General-Ordcnscommission.  Oberrechnuugs- 
kammer,  Oberexaminationscommiss.  für  höh.  Verwaltungsbeamte,  Discipiinarhof,  Gerichts- 
hof zur  Entscheid,  d.  Competenzconfiicte. 

2.   Abschnitt. 

FInaiizbcdarf  fllr  die  Durehftthriiiig  des  Rechts-  und 

Machtzwecks. 

§.  179.  Hierhin  stellen  wir  (nach  §.  33,  Nr.  2)  die  Justiz, 
die  Sicherheitspolizei,  als  Theil  des  „Inneren",  das 
„Auswärtige"  und  das  im  folgenden  Abschnitt  näher  zu  be- 
handelnde Militärwesen. 
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I.  Das  Jnstizwesen,  dessen  Kosten  gewöhnlich  nur  einen 
relativ  kleinen  Theil  der  eigentlichen  Staatsausgabe  ausmachen, 
ist  in  den  modernen  Staaten  nicht  ganz  gleichmässig  eingerichtet, 
weshalb  auch  die  Ausgaben  dafür  sich  verschieden  gestalten. 

Bau  meint  in  der  5.  Aasg.  §.  69:  Das  Justizwesen  koste  höchstens  ^1^  des 
ganzen  Staatsanfwands.  Solche  absolute  Statist.  Regeln  lassen  sich  nicht  angeben,  weil 
die  Quote  einmal  nach  der  Ressortbegrenzung  (z.  B.  ob  die  Strafanstalten  unter  dem 
Justizmin.  oder  unter  einem  anderen  Ministerium  stehen),  sodann  und  mehr  noch  weil 
sie  nach  der  Höhe  des  sonstigen  Staatsaufwands  (z.  B.  ob  die  Selbstverwaltung  mehr 
oder  weniger  ausgebildet  ist,  ob  die  Last  der  Staatsschuld  gross  ist  u.  s.  w.)  yerschieden 
ausfallen  muss.  Bevor  allgemein  landesfarstl.  Gerichte  bestanden  (in  Oestcrr.  u.  Preussen 
daher  bis  1S4S,  bis  zur  völligen  Beseitigung  der  Patrimonialjustiz),  war  die  Staats- 
ausg.  absol.  u.  relat  auch  kleiner.  Gerstfeldt  (Jahrb.  B.  41,  S.  27,  28)  berechnet 
f.  Preussen  als  Ausg.  f.  die  Justiz  (incl.  Gerichtsgcfängnisse)  p.  Kopf  Pfennige: 
1S21  47,  1932  43,  1841  44,  1S51  167,  1S61  186,  1873  253,  1883  303,  od.  in  »/o 
der  ord.  Nettoausg.  (Civ.  u.  Mil.  ohne  Schuld)  bez.  4-1— 4-3— 4-5--13-8- 12-7— lOS— 
12-6.  —  Beispiele.  Preussen  Et.  f.  1883/84  Ord.  d.  Justizmin.  80-16  M.  M., 
1S75  nur  64  M.  M.,  c.  12*5%  der  ei^:entl.  Staatsausfr.  Baiern  18T6  (incl.  Strafanst) 
11*87  MiU.  M.  oder  7-27o  ^'  eigentl.  Ausg.  (incl.  Militäretat)  1883  1263  M.  M. 
Frankreich  1876  32*9  Mili.  Fr.  oder  l-47o  d.  eig.  Ausg.  (1859  bei  weseutl.  kleinerer 
Gesammtausgabe  3-67).  1883  35*94  M.  fr.  West-Oesterreich  1875  194  Mill.  fl. 
ordentl.  Ausg.  (incl.  Gefangnissverwalt.),  c.  6*5"/o  d.  eig.  Ausg.,  1882  1953  M.  fl. 

Die  Hauptposten  der  Ausgaben  betreffen: 

1.  Das  Justizministerium  selbst,  nebst  den  etwa  dazu- 
gehörigen Commissionen  (ftir  Gesetzgebnngsarbeiten ,  Prüfungs- 
wesen u.  dgl.  m.). 

Nur  ein  kleiner  Posten  im  Justizetat,  z.  B.  in  Preussen  Minist.  550,000  M.  bei 
80  MilL  M.  Ge&ammtausg.  in  1883/84,  JustizprUfungscomm.  32*600  M.  u.  Unterhaltung 
d.  Justizgebäude  1  Mill.  M. 

2.  Das  Gerichtswesen  mit  den  Gerichten  verschiedener, 
meist  3,  Instanzen.  Die  Höbe  der  hierher  gehörigen  Ausgaben 
hängt  wesentlich  von  der  Gerichtsorganisation  (Zahl  der 
Instanzen,  Instanzenzug,  Art  der  Besetzung  der  Gerichte  u.  s.  w.) 
und  dem  Gerichtsverfahren  ab. 

Vereinfachung  des  Processgangs ,  häufigere  Anwendung  des  mündlichen  Ver- 
fahrens, schiedsrichterliche  Einrichtungen  u.  dgl.  m.  cmpfelilen  sich  auch  im  finan- 
ziellen Interesse  (Rau).  Doch  darf  das  Letztere  in  diesen  Puncten  nur  mitsprechen, 
nicht  entscheiden.  Das  Gerichtswesen  ist  regelmässig  zugleich  eine  Quelle  ?on 
Einnahmen,  namentlich  sogen,  Justizgebtlhren,  welche  einen  Theil  der  Kosten 
decken.  Ob  und  in  welcher  Höhe  solche  Gebühren  zu  erheben  sind,  ist  wiederum 
nach  finanziellen  Gesichtspuncten  nicht  zu  entscheiden.  Soweit  diese  aber  mitsprechen, 
wird  in  der  späteren  Gcbührenlehre  von  jenen  Gebühren  gehandelt  (s.  Fin.  II, 
§.  291—294). 

Die  Kosten  der  Gerichte  dritter,  zweiter  und  erster  Instanz  verhielten  sich  in 
Preussen  (1S70)  wie  1— GS— 41,  in  Baiern  (186S/69  u.  1870)  wie  1—8—19,  in 
Baden  das  Obergericht  zu  den  Kreis-  u.  Amtsgerichten  wie  1  zu  30.  Die  Gerichts- 
verfassung ist  übrigens  so  verschieden,  dass  sich  ein  in  der  Natur  der  Sache  gegrün- 
detes Verhältniss  nicht  genau  herausfinden  lässt.  Gegenwärtig  (um  1883)  ist,  unter 
Anrechnung  von  607o^6f  Kosten  des  Reichsgerichts  in  Leipzig  als  Gericht*«  oberster 
Instanz  f.  Preussen  das  Yerh&ltniss  etwa:   1  :  4*5  :  69  (0*79— 3*55— 54-56  M.  M.). 
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Ob  eine  Yeränderang  der  Gerichtsorganisation,  wie  die  neue  deutsche,  das  Gerichts- 
wesen fUr  die  Finanzen  wohlfeiler  macht  oder  nicht,  ist  bei  der  Einwirkung  so  manch- 
facher  Factoren  (Bewegung  der  Criminalitat,  der  Beanspruchung  der  freiwill.  Gerichts- 
barkeit, Gang  des  Wirthschaftslebens  —  Aufschwung-  und  Abschwungperiode  —  u.  s.  w.) 
schwer  zu  beurtheilen. 

3.  Die  Gefängnisse  and  Strafanstalten. 

Diese  stehen  nicht  immer  oder  nicht  immer  alle  unter  dem  Justizministerium, 
sondern  unter  einem  anderen,  z.  B.  dem  des  Inneren,  was  bei  Vergleichen  nicht  zu 
übersehen  ist.    S.  o.  S.  65. 

Die  neuere  Auffassung  des  Strafzwecks,  die  erkannte  Noth- 
wendigkeit  auf  die  Gefangenen  bessernd  einzuwirken  und  humane 
Regungen  haben  in  den  letzten  Menschenaltern  zu  grossen,  aber 
auch  sehr  kostspieligen  Verbesserungen  des  Gefängnisswesens  ge- 
führt (bessere  Gebäude,  Zellensystem  und  Absonderung  in  Einzel- 
haft,  bessere  materielle  und  sittlich-religiöse  Pflege,  Unterricht  u.  s.  w.). 
Diese  Verbesserungen  sind  ein  gutes  Beispiel  für  das  nothwendige 
Wachsen  des  Staatsbedarfs  auf  höheren  Gulturstufen  des  Volks- 
lebens (§.  36).  Und  wenn  auch  vielleicht  in  der  Verbesserung 
der  materiellen  Verpflegung  und  der  ganzen  Einrichtungen  der 
Gefäugnisse  und  Zuchthäuser  neuerdings  mitunter  etwas  zu  weit 
gegangen  und  damit  dem  eigentlichen  Zweck  der  Bestrafung  in- 
direct  etwas  entgegengearbeitet  worden  ist,  muss  doch  das  Vor- 
gehen an  sich  im  Ganzen  gebilligt  werden.  Ein  Theil  der  hohen 
Kosten  kann  und  darf  durch  den  Beinertrag  der  —  auch  sonst 
unentbehrlichen  —  Zwangsarbeit  der  Sträflinge  gedeckt  werden. 
Doch  muss  dieses  Finanzinteresse  an  der  Sträflingsarbeit  wiederum 
gegen  andere  Rücksichten  zurückstehen.  U.  A.  ist  Vorsicht  zu 
üben,  dass  die  wohlfeile  Sträflingsarbeit  nicht  den  freien  Arbeitern 
eine  zu  bedenkliche  Concurrenz  macht  und  deren  Lohn,  besonders 
in  der  Gegend  der  Strafanstalten,  herabdrückt:  eine  bedenkliche 
Folge,  welche  in  der  Praxis  nicht  immer  genügend  beachtet  wird, 
allerdings  aber  auch  sehr  schwer  zu  vermeiden  ist. 

Einige  weitere  Ausfahrungen  mit  Statist  Daten  über  den  Gegenstand  bei  Kau 
§.  69  u.  z.  Th.  danach  in  d.  vor.  Aufl.  dieses  B.  S.  22S — 280.  Auch  dieses  Gebiet 
ist  aber  zu  specifisch  technischer  Natur  u.  hängt  mit  den  Principienfrageu  u. 
Yerwaltungsgrundsätzen  des  Strafwesens  u.  Gefängnisswesons  zu  enge  zusammen,  als 
dass  es  hier  in  der  Fin.wiss.  genauer  mit  Erfolg  behandelt  werden  könnte.  Der 
neuerlichen  Zunahme  der  Verbrechen  und  Vergeben  hat  neben  den  inneren  Ver- 
besserungen der  Einrichtung  u.  Pflege  eine  Zunahme  des  Aufwands  entsprochen. 
Aeltere  Beispiele  s.  a.  a.  0.  Beispiel.  Preussen.  Gefängnisse  unter  d.  Justmin. 
1883/Ji4  Ausg.  7'52  M.  M.,  Einn.  aus  d.  Aiitheil  am  Arbeitsverdienst  d.  gerichtl.  Ge- 
fangenen 0'7b9  M.  M.,  woraus  auch  Remunerationen  der  Gefangnissbeamten  gezahlt 
werden.  Ausserdem  haben  d.  Gefangenen  noch  f.  353,000  M.  Antheil  am  Ertrag 
ihrer  Arbeit.  Die  Strafanstalts  -  u.  s.  w.  Verwalt  unter  d.  Min.  d.  Inneren  kostet 
gleichzeitig  9*34  M.  M.  (1875  nur  7*67),  die  Einn.,  meist  aus  d.  Arbeit  d.  Sträflinge 
2.63  M.  M.  (1875  2'24).    Oesterreich  (West-)   1880  Strafanstalten  im  Justmin. 
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Ausg.  2-3  M.  fl.  im  Ord.  (Weitres  wohl  im  Et  der  Kronländer?),  Einn.  0*603  M.  f.  — 
Baiern  Strafanst  im  Jnstmin  1S83  4*41  M.  M.  —  Frankreich  1881  Gefängnisse 
im  Hin.  d.  Inneren  20*78  Mill.  fr. 

II.  —  §.  180.  Die  Polizei  im  engeren  Sinn,  oder  die  sogen. 
Sicherheitspolizei,  d.  h.  „die  Sorge  für  die  Beschützung  der 
Personen  und  des  Eigenthams  im  Innern  des  Staates  durch  un- 
mittelbar vorbeugende  Massregeln''  (Hau),  in  vielen  Staaten  mit 
anderen  Verwaltungszweigen  verbunden  und  dem  Ministerium 
des  Innern  übertragen,  ist  im  modernen  Staate  neben  dem 
Militärwesen  die  Haupteinrichtung,  welche  der  Verwirklichung  des 
Präventivprincips  (§.  37)  dient.  Ihre  Kosten  wachsen  mit 
der  Schwierigkeit  der  zu  überwachenden  Verhältnisse  und  mit  dem 
steigenden  Bedürfniss  der  Cultur  und  Volkswirthschaft,  dass  wirk- 
lich Rechtsstörungen  verhütet  werden.  Die  bezüglichen  Ausgaben 
trägt  aber,  soweit  sie  wesentlich  für  locale  Zwecke  erfolgen,  der 
Staat  gewöhnlich  nicht  allein,  sondern  die  Selbstverwaltungskörper, 
besonders  die  Gemeinden,  participiren  daran.  Wie  dies  im  Ein- 
zelnen einzurichten  ist,  ist  in  Theorie  und  Praxis  noch  nicht  end- 
giltig  entschieden  und  gehört  zu  den  Fragen  der  Organisation  der 
Selbstverwaltung  neben  und  statt  der  Staatsverwaltung  (§.  43  ff.). 
Die  Kosten  betreffen: 

1.  Die  oberen  Verwaltungsorgane  und  Behörden, 
welche  im  Staate  meistens  gemeinsam  für  diesen  Zweck  und  für 
die  übrige  sogenannte  Innere  Verwaltung  fungiren  (Mi- 
nisterium des  Inneren,  Provinzial-,  Departemental-,  Bezirks-,  Kreis- 
verwaltung u.  8.  w.),  theils  allein,  theils  in  Verbindung  mit  Organen 
und  Behörden  der  Selbstverwaltung.  Finanziell  lassen  sich  die 
Ausgaben  nach  den  Zwecken,  welchen  diese  Behörden  dienen, 
nicht  wohl  trennen. 

Die  Kosten  der  gesammten  Inneren  Staatsirerwaltung  richten  sich  nach 
der  Einrichtung  und  Grösse  der  Verwaltungen  (Provinzen,  Bezirke,  Kreise),  dem 
Vorherrschen  der  collegialischen  oder  der  Bureauverfassung,  nach  dem 
Umfange,  in  welchem  die  Selbstverwaltung  der  kleineren  autonomen  Kreise  der  Staats- 
verwaltung Aufgaben  u.  Thätigkeiten  abgenommen  hat,  u.  dgl.  m.  Die  finanzielle 
Seite  dieser  Verhältnisse  lässt  sich  ohne  ein  Eingehen  in  genaues  Detail  nicht  richtig 
beurtheilen  und  Vergleiche  zwischen  verschiedenen  Staaten  mit  gewöhnlich  mehr  oder 
weniger  Verschiedenheiten  in  der  Einrichtung  der  Verwaltung  sind  nicht  wohl  un- 
mittdbar  möglich,  (was  Kau,  in  §.  70  Anm.  a,  zwar  in  einem  Puncto  auch  hen er- 
hebt, aber  doch  nicht  genügend  beachtet).  Nor  als  Beispiel  daher:  Preussen  A. 
1S83/84  Min.  d.  Inn.  (ohne  die  davon  depcndir.  Specialämter)  0,601  Mill.  M.,  Ober- 
präsidien (in  d.  Provinzen)  u.  Kegierungen  (in  d.  Bezirken)  incl.  Fiuanzdirectiou  u. 
Bezirkshauptkassen  in  Hannover  u.  einiger  and.  höherer  Mittelbehörden  (auch  incl.  d. 
Kassenverwalt.  d.  Kegierungen)  \'1'\9  Mill.  M.  i^im  Finanzmiu.  eingestellt),  Ver 
waltungsgerichte  u.  Deput.  f.  lleimathwes.  0*427,  Standesämter  0  390.  Landdrosteien 
(in  Hannover)  0  561,  landruthl.  Behörden  u.  Aemter  7*175,  allgem.  Ausgaben  im  In- 
teresse der  Polizei  1*424  Mill.  M.  (incl.  geheime  Ausgaben  0*120).     \Vest-(3estcr- 
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reich,  A.  f.  1880,  Min.  d.  Inn.,  Centralleitang  0*469  MilJ.  fl.,  Aasl.  for  Staatspolizei 
0120,  Polit.  Verw.  der  einz.  Länder  5-485  (ord.),  öffeutl.  Sicherheit  3-389  Mill.  fl.  — 
Baiern  1876,  Et.  f.  Sicherheit  3-56  Mill.  M.  —  Frankreich  1881,  Centralyemralt. 
d.  Min.  d.  Inneren  1'72  Mill.  Fr..  Staatsverwalt.  in  d.  DeparL  11*29  Mill.  Fr. 

2.  Die  Local-Polizeiverwaltung,  welche  grossentheils, 
aber  nicht  allein,  sicherheitspolizeiliche  Zwecke  hat,  Yom 
Staate  aber  nur  theilweise  erhalten  wird.  Im  Allgemeinen  mit 
Recht,  da  das  locale  Interesse  hier  mindestens  sehr  erheblich  mit 
betheiligt  ist. 

Beispiel:  Preussen  Et.  f.  1883/84  i.  M.  d.  Inn.,  Localpol.-Verw.  in  Berlin 
6-64,  in  d.  Provinzen  2*92,  Polizei -Districtcommissare  in  Prov.  Posen  0*544  MilL  M. 
In  Preussen  trägt  die  Staatskasse  einen  Haupttheil  Königlicher  PolizeiFerwal- 
langen  in  gewissen  Städten  (bes.  Berlin,  ausserdem  in  20  Städten,  z.  Th.  etwas  zu- 
fälliger Auswahl).  S.  oben  die  Statist.  Daten  in  §.  54.  —  Aufwand  ftlr  geheime 
Polizei  in  Frankreich,  im  Darchschn.  von  1830 — 48  jährl.  2,374,700  Fr.  u.  im  J. 
1860  8,859,000,  1866  7,960,000  Fr.  Im.  Et.  f.  1881  im  Min.  d.  Inn.  1,469,000  Fr. 
Total  f.  öffenU.  Sicherheit  1876  (M.  d.  Inn.)  1214  Mill.  Fr.,  1881  13,056,  wovon 
Zuschuss  f.  d.  Pariser  städt.  Polizei  2  Mill.  u.  Kosten  d.  Pol.  1.  Lyon  7*693  MilL  Fr. 

3.  Die  Landgendarmerie,  gewöhnlich  die  kostspieligste 
Polizeianstalt. 

Sie  steht  in  einigen  Staaten  unter  dem  Kriegsministerium  (so  in  Frankr.,  Ocsterr.) 
fungirt  aber  für  polizeil.  Zwecke  und  nach  den  Weisungen  der  Polizeibehörden.  Ausg. 
f.  Gendarmerie  in  Preussen  (i.  M.  d.  Inn.)  1883/84  9-19  Mill.  M.  —  Baden,  A. 
f.  1876  0-593  Mill.  M.  —  Westösterr.  1880  4*1  Mill.  fl.,  Frankr.  1881  40*2 
Mill.  Fr  Der  Aufwand  ist  hoch,  noch  viel  höher  als  für  die  gleiche  Zahl  Soldaten, 
weil  freie  Anwerbung  etwas  älterer  (gedienter)  Leute,  nicht  Zwangsdienst  wie  im 
Heere,  stattfindet,  was  höheren  Sold  u.  s.  w.  bedingt,  weil  sie  zerstreut  im  Lande 
wohnen,  viele  (40 — 70  7o^  beritten  sein  müssen  und  das  Verhältniss  zwischen  Officiercn, 
Unterofücieren  u.  Mannschaften  für  erstere  beiden  Kategorieen  günstiger  als  im  Heere 
ist.  Beispiel:  Preussen  1883:  11  Brigadiers  zu  6000  M,  2  Adjut. ,  45  Distr.- 
Offic.  mit  Majors-,  Hauptm.  L  u.  Hauptm.  IL  Gl.-Bang  (i.  D.  4050  M.),  1  Zahlmeister 
(3000  M.),  5Corpstabs-  u.  21  Brigschreiber  (1050  M.),  173  beritt.  Oberwachtmeister 
(1620  M.  incl.  120  M.  Remontegeld),  2  dsgl.  zu  Fuss  (1500  M  ),  1664  beiitt.  (11*20  M, 
incl.  120  Remonte),  1947  Fussgend.  (1050  M.).  Ausserdem  noch  180  Gend.  u.  Wacht- 
meister auf  Kosten  des  D.  Reichs,  u.  einige  auf  Kosten  v.  Privaten  u.  Corporat.  Zus. 
59  Officiere  u.  3978  ünteroff.  u.  Mannsch.  u.  mit  d.  Schreibern  u.  s.  w.  Uberh.  4065 
Pers.  Verbältn.  d.  Wachtm.  zur  Mannsch.  wie  1:20'6,  Gesammtkosten  (incl.  sachl.) 
per  Kopf  2260  M.  —  In  West- Ocsterr.  1880:  128  Offic.  u.  Rechn.beamte ,  25 
ünt.beamte,  369  Wachtmeister  (zu  649  fl.  Löhn.  u.  Geldnebenbezügen) ,  1272  Posten- 
führer (zu  549  fl),  5347  Gendarmen  (zu  449  fl.).  Die  Mannschaft  bezieht  ausserdem 
z.  Th.  Dienstes-  u.  Medaillenzulagen  (jene  zu  50 — 200  fl.).  Gesammtkopfzahl  7141, 
per  Kopf  Gesammtkoäten  574  fl.  Einige  weitere  alt  Angaben  bei  Rau  §.71  Note  6 
u.  vor.  Aufl.  dieses  Bands  S.  232. 

4.  Die  Zwangsarbeitshäuser. 

Vgl.  Rau,  Volkswirthschaftspolitik,  §.  348.  —  Die  Kosten  trügt  gewöhnlich  nicht 
der  Staat,  sondern  ein  Selbstverwaltungskörper,  z.  B.  Provinz  oder  Kreis.  Für  Prcusse  n 
s.  Rönne,  Staatsr.  3.  Aufl.  II,  2.  S.  146. 

III.  —  §.  181.  Die  Verwaltung  der  auswärtigen  An- 
gelegenheiten betrifft  das  Ministerium  selbst,  die  Ge- 
sandtschaften und  die  meistens,  aber  nicht  allgemein  diesem 
Ministerium  unterstehenden  (Handels-)  Consulate.    Stehende 
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Gesandtechaften  verschiedeneD ,  dem  Range  der  Staaten  und  Höfe 
und  der  Bedeutung  der  internationalen  Beziehungen  entsprechen- 
den Ranges  sind  eine  jener  staatlichen  Einrichtungen,  welche  sich 
auf  das  Präventivprincip  zurückführen  lassen  (§.  37  und  6. 
§.  179 -—183).  Sie  bedingen,  wie  die  Dinge  einmal  liegen,  zumal 
unter  monarchischen  Staaten,  einen  erheblichen  Aufwand  für  Re- 
präsentation, besonders  bei  den  Gesandtschaften  ersten  Ranges 
(Botschaftern).  Im  Consulatswesen  hat  das  neuere,  sachlich 
vorzüglichere  System,  sogen.  Berufsconsuln,  welche  regel- 
DQässig  besoldete  Staatsbeamte  sind,  statt  des  Systems  (kauf- 
männischer) Ehrenconsuln  natürlich  auch  eine  Erhöhung  der 
Ausgabe  zur  Folge. 

Vgl.  Bau,  5.  Ausg.,  §.  78  n.  vor.  Aufl.  dieses  Bands  S.  232.  lo  manchen 
Staaten  sind  diesem  Ministerium  die  Archive  und  Angelegenheiten  der  fürstlichen 
Familie  übertragen.  Der  Aufwand  für  das  Auswärtige  ist  UberaU  verhältnissmässig 
untergeordnet,  z.  B.  im  Deutschen  Keich,  Et.  f.  1SS3/84.  fortdauernde  Ausgabe 
far  das  Ausw.  Amt  6-S3  Mill.  M.,  wovon  MÖl  f.  d.  Amt  selbst,  5*22  f.  Gesandtsch. 
u.  Consul.,  allg.  Fonds  0*44.  Gcrstfeld  a.  a.  0.  berechnet  f.  Preussen  (incl.  Reichs- 
quote)  p.  Kopf  Pfennig  1821  16,  1832  14,  1841  14,  1851  17,  1861  15,  1873  21, 
1883  17  oder  Vo  der  Ausg.  (ohne  Schuld.),  bez.  1-4  —  1*4  —  1-4  -—  14  —  0*9 
0-9  —  0-7.  —  Frankreich,  Min.  d.  Aeussercn  1SS3,  14-35  Mill.  Fr.,  c.  Va7o  d. 
eigentl.  Staatsausg.  —  Gr.  Brit.  1881,  0695  Mill.  Pfd.  Sterl.,  wovon  0238  diplom., 
0*274  Consuldienst,  OMlü  Zuschüsse  au  d.  Colon.).  —  Oestorreich-Üngarn  (im 
gemeins.  B.  f.  1882)  4*19  Mill.  fl  ord.,  incl.  1*3  Mill.  Subvention  des  Lloyd.  — 
Russland,  Et  f.  1882,  369  Mill.  Kub.  —  Italien,  A.  1881,  6*59  Mill.  Fr.  — 
Dänemark,  A.  1882,  0379  MiU.  Krön.  —  Niederlande,  A.  1882,  0684  Mill.  fl. 
—  Nord-Amerika,  A.  1876,  14  M.  D. 

Das  Deutsche  Reich  unterhält  1883  6  Botschaften  (bei  den  5  and.  europ. 
Grossmächten  u.  bei  d.  Türkei),  13  Gesandtschaften,  9  Ministerresidcnturen,  54  Berufs- 
n.  582  Wahlconsulate.  Die  zu  einem  Bundesstaate  vereinigten  Staaten  können  und 
sollen  die  zahlreichen  (iesandtschaften  eingehen  lassen,  indem  der  Bund  die  Vertretung 
im  Auslande  übernimmt.  So  ist  es  jetzt  in  Betr.  d.  Consulate  ganz,  der  Gesandt- 
schaften grösstentheils  im  D.  Reiche  durchgeführt.  Die  Einzelstaaten  haben  daher 
fast  keine  bezügl.  Ausgaben  mehr.  Das  „Auswärtige*'  betrilft  hier  namentlich  die 
Vertretung  beim  Bunde  u.  unter  d.  einzelnen  Partie-Staaten.  So  z.  B.  im  preuss. 
Et.  1883/84  Ausw.  0502  Mill.  M.,  wovon  0*365  f.  Gesandtsch.,  009  f.  Avers. -Eut- 
schäd.  an  d.  Reich  f.  Besor.  spec.  preuss.  Angelegenh.  —  Baiern  1883,  Min.  d. 
K.Hauses  u.  Aeussercn,  0*558  Mill.  M.  Sachsen,  Aeuss.  1883  0  149.  Württemb. 
(.hier  mit  d.  Anomalie,  dass  die  Verkehrsanstalten ,  Eisenbahnen  u.  s.  w.  unter  diesem 
Min.  stehen)  0*184.  Ebenso  fallen  die  Gesandtsch.  fremder  Staaten  bei  den  einzelnen 
Bundesstaaten  mit  Recht  weg.  Die  Wiederherstell.  des  Deutschen  Reichs  hat  daher 
für  die  übrigen  europäischen  Staaten  schon  manche  erfreuliche  Ersparung  bewirkt, 
indem  die  meisten  die  Gesandtschaften  an  den  kleineu  und  Mittelhöfen  eingezogen 
haben. 

Nicht  unerheblich  ist  zu  Zeiten  ein  ausserordentlicher  Aufwand  im  Etat 
des  Auswärtigen  für  Ankauf  oder  Neubau  von  passenden  Gesandtschafts-  und 
Consulatsgebäuden  im  Auslande,  m.  a.  W.  es  erfolgt  die  hier  besonders  sach- 
lich begründete  Anerkennung  des  Princips  der  Dionstwohnjingen  (§.  16*2)  für 
diese  Beamtenkategorie.  So  hat  d.  Deutsche  Reich  in  d.  letzten  Jahren  erhebl. 
Summen  f.  Bauten  in  Petersburg,  Constantinopel,  Rom,  London,  Wien  u.  a.  0.  im  Etat 
z.  B.  1875  0*76,  1876  1*48  Mill.  M. 

Bei  den  Gesandtschaften  und  Gonsulaten  kommen  für  Dienstgeschäfte  zu  Gunsten 
von  Privatpersonen  Gebühren  vor,  über  welche  in  der  Gebührenlehre  Näheres,  s.  Fin. 
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II,  §.  290.  Früher  flössen  diese  Gebühren  öfters  den  Beamten  selbst  zu,  wie  jetzt 
z.  Th.  noch  den  unbesoldeten  Ehren consaln.  Das  richtige  Princip  ist  auch  hier, 
dass  solche  Gebühren  sämmtlich  in  die  Staatscasse  fliessen  und  hier  verrechnet  werden. 
Sie  dienen  dann  zur  Deckung  eines  Theils  der  betreffenden  Staatsausgabe. 

Hierhin  gehören  hanptsächl.  d.  Einn.  d.  Answ.  Amts  im  D.  Reich,  A.  1S83/84 
0-513  Mill.  M.,  8-47,,  d.  Aufwands.  A.  d.  Cons.-Geb.  im  gemeins.  österr.  B.  1876 
auf  0*177  Mill.  ff.    Einn.  d   gemeins.  Min.  d.  Aeuss.  überh.  in  1882  714'400  ff. 


3.  Abschnitt. 

Finanzbedarf  ffir  das  Mllitärwcsen  (Heer  und  Flotte) 

Insbesondere. 


Abweichend  von  der  Behandlung  der  sonstigen  Materien  dieses  zweiten  Kapitels 
„von  den  einzelnen  Gegenständen  des  eigentlichen  Finanzbedarfs''  wird  das  Müitär- 
weson  hier,  wie  schon  in  d.  ror.  Auff.  nicht  nur  etwas  eingehender,  sondern  auch 
nach  seiner  Volkswirt hschaft liehen  Seite  mehr  principiell  erörtert  In  die  Fi- 
nanzwissenschaft  gehört  das  zwar  streng  genommen  ebensowenig,  als  eine  Erörterung 
der  principiellen  u.  materiellen  Puncto  bezüglich  der  übrigen  Gegenstände  dieses  Ka- 
pitels ^s.  0.8.398).  Indessen  kommen  d  i  e  s  e  Gegenstände  th.  in  anderen  Theilen  des 
Systems  der  polit.  Ookon.,  th.  in  verwandten,  bereits  ausgebildeten  Disciplinen,  bes.  in  d. 
Inneren  Verwaltungslehre,  auch  nach  diesen  Seiten,  welche  die  entscheidenden  und 
wichtiger  als  die  finanziellen  sind,  zu  ihrem  Rechte.  Für  das  Militärwesen  trifft  das 
nicht  zu.  Kaum  Anfänge  einer  „Verwaltungslehre"  desselben,  als  Theiles  der  AU- 
gem.  Verw.l.  sind  vorhanden  (Stein,  Ratzenhof  er).  In  anderen  Theilen  des  Sys- 
tems der  polit.  Oekon.  ist  das  Thema  auch  nur  etwa  zu  streifen,  wie  in  der  „Grund- 
legung". Kein  wichtiges  Gebiet  des  Staatslebens  ist  in  den  Staatswissenschaften  bis- 
her so  vernachlässigt  worden,  als  das  Heerwesen,  und  leidet  heute  noch  so  sehr  unter 
falscher  oder  einseitiger  Beurtheilung  der  ökonomischen  Doctrin,  der  politischen  Par- 
teiungen  und  der  durch  letztere  beherrschten  „öffentlichen  Meinung**  —  selbst,  ja  gerade 
mit  am  Meisten  in  Deutschland,  trotz  der  demonstratio  ad  hominem.  welche  das  Elend 
der  alten  deutschen  u.  der  Glanz  der  neuen  preussisch  -  deutscheu  Geschichte  und 
welche  jüngst  vollends  die  Jahre  1866  u.  1870 — 71  gegeben  haben.  Das  alte  Ge- 
spenst acr  britischen  Oekonomie  von  der  „Unproductivität  der  Dienstleistungen, 
zumal  des  Heeres**  spukt  hier  immer  noch.  Dem  gegenüber  erschien  ein  Abschnitt 
wie  der  folgende  nicht  nur  zulässig  auch  im  Rahmen  dieses  Werks,  sondern  geboten, 
gerade  auch  wegen  der  ausserordentlichen  Bedeutung  des  Heerwesens  für  die  Finanzen. 
Der  Schwerpunct  der  finanzwiss.  Betrachtung  liegt  in  Abth.  III  dieses  Abschnitts 
(„Militärökonomik'*).  Vgl.  Rau,  5.  A.,  §.  72 — 77.  Ferner  v.  Standpunct  d.  Verwaltungs- 
lehre aus  L.  Stein,  Lehre  v.  Heerwesen.  Stuttg.  1872,  über  d.  Militärhaushalt  eb. 
S.  233  ff'.;  die  volkswirthschaftl.  Würdigung  übrigens  ungenügend  (s.  das.  S.  215  Na- 
tionalökon.  u.  Militär wirthsch.,  vgl.  Wagner,  Grundlegung  I,  2.  Auti.  S.  325,  auch 
unten  passim).  Auch  Ratzenhof  er,  Staatswehr.  Stuttgart  1881.  üeber  die  gegen- 
wärtigen militärisch.  Kräfte  der  europ.  Staaten  s.  v.  Firks,  Uebers.  d.  f.  d.  Landkrieg 
verfügb.  Streitkräfte,  1873/74  vgl.  mit  1858/59.  Femer  ders..  Boitr.  z.  Statist,  d. 
Reichsheeres,  Ergänz.h.  VÜI  d.  preuss.  stat.  Ztschr.  ISSl.  Weiteres  Statist.  Material 
über  Organisation  u.  Grösse  des  Heers  u.  d.  Flotte  immer  in  Kürze  am  Besten  im 
Goth.  Hofkalendcr;  auch  vielerlei  Daten  in  den  stat.  Werken  v.  Kolb  (antimilitarische 
Tendenz),  Brachcili.  Ebendas.  bes.  im  Gothaer  Alman.,  auch  die  Hauptdaten  über 
die  Finanzen  v.  Heer  u.  Flotte.  Aeltere  Daten  s.  in  Rau 's  früherer  Ausg.,  5.  Ausg. 
§.  72  Anm.,  6.  Ausg.  eb.  u.  vor.  Aufl.  dieses  B.  S.  234  ff.  Statist.  Daten  über  das 
Heer  überh.  u.  selbst  über  die  Finanzen  des  Heerwesens  allein  können  indessen  in  diesem 
Werke  nur  spärlich  gegeben  werden.  Sie  verlangen  gerade  hier  eine  genauere  Analyse, 
um  Fehlschlosse  zu  vermeiden,  damit  aber  auch  einen  so  breiten  Raum  der  Dar- 
stellung, wie  er  hier  nicht  vorhanden  ist. 
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I. —  §.182.  Die  volkswirthschaftliche  Bedeutung 
und  Nothwendigkeit  des  Heerwesens  auch  im  Frieden. 
Unter  den  gegebenen  Verhältnissen  der  politischen  Lage  der 
Völker  und  Staaten  Europas  und  unter  den  dadurch  mit  ge- 
schaffenen Daseinsbedinguifgen  unseres  ganzen  Volkslebens,  unserer 
materiellen,  ideellen  und  sittlichen  Cultur  ist  die  Ausbildung 
und  Bereithaltung  eines  angemessenen  Heeres  und  für  See- 
staaten einer  Kriegsflotte  auch  in  Friedenszeit  eine 
unvermeidlich  gebotene  Nothwendigkeit  zur  Durchführung  des 
staatlichen  Macht  zwecks  und  zur  Realisirung  des  Präventiv- 
princips  (§.  37)  behufs  möglichst  ungestörter  Aufrechthaltung 
der  Rechtsordnung  nach  Aussen  wie  im  Inneren.  Das 
„System  des  bewaffneten  Friedens",  wie  es  sich  in 
unserer  modernen  europäischen  Staaten  weit  in  der  Haltung  grosser 
stehender  Friedensheere  besonders  seit  dem  17.  und  mehr  noch 
im  18.  Jahrhundert  entwickelt  und  im  19.  fortgebildet  hat,  kann 
objectiv  nur  im  Zusammenhang  mit  der  ganzen  Völker-  und 
Staatengeschichte  gewürdigt  und  staatswissenschaftlich  wie 
speciell  nationalökonomisch  nur  richtig  aufgefasst  werden, 
wenn  man  in  ihm  eine  jener  grossen  Einrichtungen  erkennt, 
durch  welche  die  staatliche  ,^6emeinwirthschaft"  eben  im 
höchsten  volkswirthschartlichen  und  Culturinteresse  präventiv 
die  Bedingungen  menschlichen  Zusammenlebens  garantirt  (Grund- 
legung, §.  179  ff.).  Diese  Einrichtungen  und  unter  ihnen  allen 
diejenige  der  stehenden  Friedensheere  und  Flotten  weitaus  am 
Meisten,  machen  zwar  ausserordentliche  Opfer  an  Arbeit  und 
Sachgütern,  einen  riesigen  Finanzaufwand  nöthig,  Opfer  und  Auf- 
wand, welche  die  Volkswirtbschaften  ungeheuer  belasten,  gleich- 
wohl aber  nicht  nur  als  Belastungsfactoren  betrachtet  werden 
dürfen,  deren  Höhe  man  beklagt,  sondern  wenigstens  ideell,  wenn- 
gleich eine  Bezifferung  nach  dieser  Seite  nicht  möglich  ist,  mit 
dem  ungeheuren  Werth  verglichen  werden  müssen,  den  ein 
tüchtiges  Heer  als  Mittel  der  Prävention  von  Störungen  der 
Rechtsordnung  und  der  Gewährung  gesicherter  nationaler  und 
staatlicher  Unabhängigkeit  auch  volkswirthschaftlich  hat. 

Selbstverständlich  ist  jede  thunliche  Ersparung  an 
Truppenhaltung  und  Militäraufwand  durch  volks- 
wirthschaftliche und  finanzielle  Erwägungen  geboten. 
Doch    ist    die    übliche   Polemik    gegen    den    „Militarismus"    und 

A.  Wftgner,  Financwiasenschaft.   I.   3.  Aufl.  27 
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nameDtlich  gegen  das  System  der  stehenden  Heere  oberflächlich 
und  Uberschiesst  häufig  das  Ziel. 

Dies  gilt  besonders  anch  von  jenen  tendenzpolitischen  AngrifTen  aaf  das  Heer- 
wesen, als  sei  dieses  die  Ursache  der  Kriege,  oder  als  seien  etwa  die  Fürsten  mit 
ihren  Heeren  Schuld  an  denselben.  Als  ob  nicht  regelmässig,  auch  in  unserem  Zeit- 
alter, tiefe  Interessengegensätze  der  Völker  und  Staaten  oder  einzelner  Bevölkerungs- 
gruppeu  in  letzteren  die  Ursache  der  Kriege  wären,  einerlei  ob  es  stehende  Heere 
giebt  oder  nicht,- ob  die  Staatsform  lepnblikanisch  oder  monarchisch  ist.  Man  denke 
an  den  nordamerikanischen  Bürgerkrieg,  den  furchtbarsten  und  bei  Weitem  kostspieligsten 
der  Neuzeit,  oder  an  den  schweizer  Sonderbundskrieg  oder  auch  an  den  jüngsten 
französ.-deutsch.  Krieg,  der  gewiss  nicht  als  das  Werk  Napoleon  UL,  sondern  des 
französischen  Volks  anzusehen  war.  S.  A  Wagner,  Elsass  u.  Lothringen  u.  s.  w., 
().  Aufl.,  1870,  Abschn.  I. 

• 

Mag  man  das  grosse  stehende  Heer  ein  „nothwendiges  üebel" 
nennen:  so  ist  es  ein  solches  eben  wie  tausenderlei  andere  kost- 
spieligere Einrichtungen,  die  der  Staat  oder  kleinere  Vereinigungen 
in  ihm  oder  Individuen  zur  Abwehr  von  Gefahren  und  zur  Herstellung 
der  unentbehrlichen  Sicherheit  treffen  müssen.  Stets  ist  es  er- 
wünscht, dass  solche  Einrichtungen  möglichst  zu  vermeiden  oder 
billig  herzustellen  seien.  Das  Land  oder  der  Staat  oder  das  Zeit- 
alter, welches  in  dieser  Hinsicht  wenig  für  solche  (freilich  fälsch- 
lich so  genannte)  „unproductive"  Zwecke  aufzuwenden  braucht, 
ist  meistens  deswegen  glücklich  zu  preisen.  Aber  dies  gilt  von 
dem  Aufwand  für  Polizei,  Justiz,  für  Vorkehrungen  gegen  Zer- 
störungen der  Elemente  (Wasser!),  ja  im  Grunde  von  den  Kosten 
jeder  Bedürfnissbefriedigung  ganz  ebenso  als  von  dem  Aufwand 
für  Heerwesen.  Soweit  solche  Verwendungen  durch  den  Zweck, 
also  beim  Heeerwesen  durch  die  Sicherung  der  Rechtsordnung 
und  der  Unabhängigkeit  von  Volk  und  Staat,  auch  durch  die 
Notb wendigkeit  geboten  sind,  einen  ungenügenden  politischen 
Zustand,  namentlich  eine  ungenügende  Beschaffenheit  des  Staats- 
gebiets (nach  Lage,  Grösse,  Grenzen,  Ausdehnung  über  die  ganze 
Nation  oder  Beschränkung  auf  einen  Theil  derselben  u.  s.  w.)  zu 
verbessern,  Einbussen  früherer  Zeit  wieder  gut  zu  machen  — 
soweit  sind  sie  bei  einer  richtigeren  Auffassung  auch  nicht  un- 
productiv,  sondern  durchaus  productiv  zu  nennen. 

Auch  jene  Verbesserung  u.  Reparirung  des  pollt.  Zustauds  darf  bei  der  Militär- 
frage nicht,  wie  es  meistens  geschieht,  übersehen  werden.  Mit  dem  blossen  Defensiv- 
zweck des  Heerwesens,  der  vom  volkswirthschaftlichen  Standpuncte  allenfalls  noch 
öfters  als  berechtigt  anerkannt  wird,  reichte  mau  nur  aus,  wenn  die  bestehenden 
Staatsverhältuisse  —  d.  h.  sehr  oft  in  erster  Linie  die  Abgrenzung  der 
Staatsgebiete  —  bereits  allgemein  gerechte  und  natürliche,  den  be- 
rechtigten Bedürfnissen  entsprechende  wären  nnd  —  wenn  sie  es,  vorausgesetzt, 
es  sei  einmal  ein  g^nz  befriedigender  Zustand  hergestellt,  immer  blieben.  Beides 
wird  mit  Unrecht  gewöhnlich  ohne  Weiteres  angenommen.     Die  nothwendige  Consctiuenz 
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wäre  dann  die  Unveränderlichkeit  der  zufällig  einmal  gewordenen  Staats- 
rerhältnisse.  also  namentlich  z.  B.  der  politischen  Karte  der  Länder, 
womit  die  ,,Kriegs&ra*'  abgeschlossen  sei.  Eine  solche  Consequenz  widerspricht  jedoch 
aller  geschichtlichen  Erfahrung  und  dem  ganzen  Wesen  menschlicher  und  irdischer 
Dinge  Überhaupt  Für  Deutschland  z.  B.  hätte  dies  in  den  letzten  Jahrhunderten 
geheissen,  dass  es  sich  niemals  wieder  aus  dem  Verfall  des  17.  Jahrh.  erholen  dUrfe. 
Ein-  und  Auswanderung,  Colonisation ,  Vordrängen  der  einen,  Verdrängtwerden  der 
underen  Völker  (Deutsche  —  Slawen!),  Bevölkerungsbewegung,  wirthschaftl.  Ent- 
wickelung,  Cuhur,  —  kurz  alle  Momente,  welche  die  Macht 'der  Völker  u.  Staaten 
verrtlcken,  dürften  dann  gar  nicht  mehr  politische  Veränderungen  bewirken,  wie  sie 
es  fon  jeher  gethan  und  muthmasslich  auch  in  Zukunft  thnn  werden.  Freilich  aber 
giebt  CS  hierbei  unvermeidlich  Willensconflicte  der  Völker  und  Staaten,  die  nur  durch 
die  Waffen  ausgetragen  werden  können.  Solche  realpolitischo  Thatsachen 
dürfen  auch  in  der  Finanzwissenschaft  nicht  ignorirt  werden.  Sie  biden  in  der  Militär- 
frage recht  eigentlich  den  entscheidenden  Factor.  Erst  wenn  die  Karte  von  Europa 
den  natürlichen  Verhältnissen  des  Bodens  und  den  Bedürfnissen  der  Völker  gemäss 
umgestaltet  sein  wird,  daher  doch  vornemlich  unter  Anerkennung  des  vernünftig  ver- 
staudenenen  Princips  der  natürlichen  Grenzen  und  des  Nationalitätsprincips,  wird  eine 
dauerhaftere  Aera  des  Friedens,  der  Abrüstungen  und  der  kleineren  Militärbudgets 
Tielleicht  zu  erwarten  sein.  Die  Consolidation  vor  Allem  Deutschlands,  aber  auch 
Italiens  sind  jedenfalls  ein  erfreulicher  Schritt  zu  diesem  Ziele.  Die  Erfahrungen, 
welche  ganz  Europa  seit  1871  an  Deutschland  gemacht  haben,  zeigen  das  jedem  Un- 
befangenen, wie  überall,  ausserhalb  Frankreichs,  auch  in  England,  immer  mehr  anerkannt 
wird.  Ueberhaupt  wird  bei  einer  unbefangenen  Beurtheilung  nicht  zu  läugnen  sein, 
dass  die  Karte  von  Europa  in  den  letzten  200  Jahren  wesentlich  naürl icher  ge- 
worden ißt,  worin  die  beste  Friedensbürgschaft  liegt.  Nur  im  Osten,  in  den  Grenz- 
Undern  zwischen  Deutschen  und  Russen  und  in  Sudostenropa ,  ist  noch  nichts  Be- 
friedigendes geschaffen.  Aber  auch  für  eine  fernere  Zukunft  darf  an  einer  bleibenden 
Friedensära  gezweifelt  werden,  da  sie  kaum  denkbar  ist  ohne  vollkommenen 
Gleichschritt  der  Entwicklung  oder  ohne  gleiche  Stagnation  aller.  Vgl. 
A.  Wagner,  Elsass  u.  s.  w.  Cap.  IL  VI,  (woselbst  auch  über  und  gegen  das  politische 
Unding  einer  „Neutralisirung"  von  Staatsgebieten);  ders  Die  Entwickl.  d.  europ. 
Staatsgebiete  u.  d.  Nationalitätsprincip ,  Preuss.  Jahrb.  Ib67,  ]h6S,  ders.,  die  Ver- 
JUideningen  d.  Karte  von  Europa,  1871.  Ueber  den  „nationalen  Machtzweck'*  y 
Holtzendorff,  Politik  S.  219  ff. 

Wer  z.  B.  das  grossartige  Militärwesen  Preussens  seit  200  Jahren,  dem  wir 
doch  in  erster  Linie  die  neue  politische  Einheit  und  Macht  Deutschlands  mit  ver- 
danken, nach  der  Weise  so  vieler,  wenigstens  ehedem  selbst  deutscher  Gt^gner 
Preussens  verdammt,  handelt  gerade  so,  wie  Jemand,  der  die  holländischen  Deichbauten 
für  Verschwendung  erklärt.  Die  Ausgaben  für  beide  Zwecke  sind  unvermeidliche 
generelle  Kosten  der  Volkswirthschaft  und  die  Vorbedingung  für  jeg- 
liches Gedeihen.  Die  nationale  Unabhängigkeit  und  Macht  ist  für  ein  tüchtiges 
Volk  eines  der  höchsten  aller  Güter  und  des  höchsten  Preises  werth.  Bequemer  für 
den  Augenblick  —  ob  auch  nur  volkswirthschaftlich  betrachtet  dauernd  günstiger, 
lässt  sich  sogar  bezweifeln  —  wäre  es  freilich,  wenn  solche  Güter  keine  Opfer  kosteten. 
Aber  gilt  dies  nicht  von  allen  Gütern  überhaupt? 

Als  Beispiel  der  Entwickelung  des  modernen  Heerwesens  kann  Preussen  dienen. 
Hier  waren  (nach  Rau  §.  72  u.  fortgeführt  bis  heute) 

das  Heer  (Mann)    die  Kosten  (Mill.  Thlr.) 
unter  dem  grossen  Kurfürsten     .     .  28,000  1*0 

Friedrich  1 40,000  18 

Friedrich  Wilhelm  1 76,000  4-834 

Friedrich  H 200,000  13'5 

Friedrich  Wilhelm  II 235,000  17 

Friedr.  Wilhelm  IIL  bis         1806        250,000  20 

1806-1812  42,000  8 

1820         114,000  22 

Friedrich  Wilhelm  IV.    .        1846         138,000  2575 

A.  1857         140,000  27-66 

A.  1858         148,000  31-6 

27* 
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das  Heer  (Mann)    die  Kosten  (Mill.  Thlr.) 

Wilhelm  1 1862        212,000  38*8 

Stehend  1865        212,631  43*56 

(60 7o  vom  Reiche:)  1883        267,000  66*0      (ord.  Et  ohne 

Pensionen.) 
Pie  älteren  Daten  übrigens  nur  annähernd  correct.  v.  Zedlitz,  Geogr.  u.  Statist,  t. 
Preussen,  I,  522.  Dieterici,  Mitth.  des  Statist.  Bur.  1848,  S.  52.  Dazu  1883  f. 
Marine  u.  Pens.  15*1  Mill.  —  In  Frankreich  berechnete  Necker(Administr.  II. 
283)  1784  die  KostedHes  Militärwresens  auf  122  Mill.  Li7.,  das  Budget  für  1811 
setzte  dieselben  auf  460  Mill.  Fr.  und  mit  Einrechnung  der  140  Mill.  für  die  Marine 
auf  600  Mill.  oder  62  Proc.  der  ganzen  Staatsausgabe.  1870  war  der  Friedensetat 
376  Mill.  Fr.  f.  d.  Heer,  173-3  Mill.  Fr.  f.  d.  Marine  u.  Colon.,  zus  5493  MiU.  Fr. 
18S3  ist  er  bez.  5841  u.  204*9  (f.  d  Marine  allein),  zus  7890  Mill.  Fr.  im  Ordin. 
In  sämmtlichen  deutsch.  Staaten  (mit  dem  ganz.  Oesterreich  u.  Preussen)  berechnete 
V.  Reden  (Deutschland  u.  s.  w.  S.  1012)  1846  die  Militärausgabe  auf  102  Mill.  Thlr. 
oder  1*41  Thlr.  auf  den  Kopf  der  Einwohner.  —  C zornig  (das  Oesterr.  Budget  II, 
488)  berechnete  1862  in  9  curop.  Staaten  über  3  Mill.  Einwohner  (ohne  Russland) 
die  Ausgaben  für  das  Kriegsministcrium  im  D.  auf  21*3  Proc.  oder  2*6  Thlr.  auf  den 
Kopf,  zusammen  auf  390*74  Mill.  Thlr.,  für  die  Seemacht  7*1  Proc.  oder  156  Mill. 
Thlr.  Nach  den  Angaben  aus  den  Jahren  1868  und  69  macht  der  Aufwand  für 
Land-  und  Seemacht  iu  Grossbritannien,  Russland,  Frankreich,  Oesterreich,  Italien  und 
den  Zollvereinsstaaten  695  Mill.  Thlr.  auf  276  Mill.  Einwohner  oder  2*52  Thlr.  a.  d.  K.— 
Rau  u.  Andere  haben  auch  versucht,  in  folgender  Weise  den  ganzen  regelmässigen 
Aufwand  in  Europa  fur  die  Staatsvertheidigung  auszumitteln:  Die  Staatsausgabe  für 
diesen  Zweck  wurde  1844  auf  540 — 546  Mill.  Thlr.  angenommen.  Hiezu  kämen  noch 
als  volkswirthschaftliche  Opfer  1)  der  Verlust  an  Arbeitskräften  für  die  henrorbringen- 
den  Gewerbe,  der  sich  nicht  genau  anschlagen  lässt,  indessen  läuft  hier  grossentheils, 
wie  Rau  übersieht  eine  grundsätzliche  falsche  Doppelrechnung  unter,  wie  im  nächsten 
§.  gezeigt  wird.  2)  Die  Kosten  der  Familien  für  Stellvertreter.  3)  Die  Zuschüsse  an 
die  Soldaten  wegen  der  Unzulänglichkeit  der  Löhnung.  Rechne  man  für  2)  und  3) 
60  Mill.,  iür  1)  200  hinzu,  so  erhalte  man  um  1845  800  Mill.  Thlr.  für  266  Mill. 
Einw.,  also  gegen  3  Thlr.  auf  den  Kopf,  was  jedoch  nur  ein  ungefährer  Ueberschlag 
sei.  Ende  d.  60er  Jahre  sind  die  Staatsausgaben  für  die  Land-  u  See -Kriegsmacht 
in  Europa  auf  SU'S  Mill.  Thlr,  die  Zinsen  der  zugehörigen  sachlichen  Hilfsmittel 
(Watten,  Geschütze,  Festungen,  Schiffe  u.  s.  w.)  auf  30*4  Mill.  Thlr.  angeschlagen 
worden;  jene  Summe  macht  auf  den  Kopf  ('294  Mill.  Einw.)  2'7  Thlr.  (Engel  in 
Züitschr.  des  preuss.  Statist  Bur.  1869.  S.  33a\  Nimmt  man  nun  die  obigen  and. 
Opfer  Nr.  1  — 3  verhältuissmässig  höher  an,  so  lässt  sich  die  ganze  Ausg.  (ohne  Zinsen) 
auf  beinahe  1200  Mill.  Thlr.  oder  4*8  Thlr.  a.  d.  K.  anschlagen.  Diese  Summe  ist 
indessen  zu  hoch  gegriffen,  weil  für  den  Verlust  au  Arbeitskräften  überhaupt  nur  der- 
jenige Plus  betrag  hier  veranschlagt  werden  darf,  welcher  aus  einem  unnöthig 
hohen  Truppenstande  hervorgeht  (s.  folg.  §.).  Rau  citirt  noch  Larroque.  De  la 
guerre  et  des  armees  permanentes.  Paris  1856.  (Preisschrift  der  Friedensgesellschaft.) 
Schulz-Bodemcr,  Die  Rettung  der  Gesellschaft  aus  den  Gefahren  der  Militär- 
herrschaft Leipzig  1859.  —  Für  die  Zeit  um  1873  berechnet  Hermann  Wagner 
im  Goth.  Jahrb.  f.  1874,  S.  877  den  Bedarf  in  ganz  Europa  (incl.  asiat  Russland) 
auf  2241  Mill.  M.  f.  d.  Heer,  575  MiU.  M.  f.  d.  Flotte,  zus.  auf  2816  MiU.  M.  oder 
auf  31  Thlr.  p.  Kopf  (die  Bevölker.  d.  asiat  Russlaud  unberücks.  gelassen),  wobei 
aber  nicht  immer  gleichmässig  gerechnet  werden  konnte,  z.  B.  die  MiUtärpensionen 
hie  und  da  fehlen.  Jene  indirecteu  Verluste  zu  veranschlagen,  dazu  fehlt  es  zu  sehr 
an  sicheren  u.  aUgem.  Anhaltspuncten.  Rau  hat  jedenfalls  zu  hoch  gerechnet  Mehr 
als  4  Thlr.  pro  Kopf  oder  20 — 25  Thlr.  pro  Familie  ist  schwerÜch  anzusetzen,  auch 
wenn  man  weitere  Posten,  die  nicht  im  Staatshaushaltetat  erscheinen,  mitrechnet 
wie  z.  B.  Natural([uartierleistungen,  Zuschüsse  der  Wirthe  bei  Naturalverpffegung  gegen-, 
über  der  Ersatzleistung  des  Staats,  nicht  vergütete  Leistungen  der  Gemeinden  ,  Kreise 
u.  3.  w.  Auch  mit  Rücksicht  auf  die  vorwaltende  —  in  ihren  Wirkungen  auf  die 
Preisgestaltung  freilich  fragliche  —  indirecte  Besteuerung  verbreiteter  Volks-Nahrungs- 
und  Genussmittel  u.  s.  w.  muss  man  aUerdings  wohl  annehmen,  dass  die  Familie 
in  den  unteren  Volksclassen  in  Europa  einen  nicht  unbedeutenden  Betrag  ihres  Ein- 
kommens für  das  Militärwesen  opfern  muss;  jedenfalls  durchschnittlich  mehrere  Pro- 
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Cent  Eine  genauere  Beziffemng  wage  ich  nicht  Torzunohmen.  Nach  Herrn.  Wag- 
ner a.  a.  0.  (S.  877,  883)  betrugen  die  Militär- Ausgaben  um  1873  die  in  fol- 
gender Uebersicht  angegebenen  Summen  in  Mill.  M.,  Procente  der  Ausg.  u.  Quoten 
p.  Kopf  d.  BeyOlker.  (Beihenfolge  der  Staaten  nach  d.  Höhe  d.  Proc.  von  d.  Netto- 
ausg.,  unter  Beifügung  der  von  Rau  u.  mir  berechneten  Procente  u.  Kopfquoten  für 
die  60er  Jahre). 


Netto- 
ausgabe. 

dsgL^/oders. 

dsgl. 

p.  Kopf 

Heer 

Flotte 

Zus. 

nach  Abzug 

P. 

in  d.  60er 

MilL  Mark  um 

1873 

d.  Kosten 

Kopf 

Jahren 

d.  Schuld. 

Mark. 

Mark. 

Nonregen 

6*25 

3-87(?)      9-12(?) 

43-8 

48-0 

5-2 

— 

Bussland 

541-30 

78-30 

61 9-60 

42-7 

53-3 

7-7 

7-2 

Brasilien 

35  02 

30-50 

65-53 

40-0 

65-0 

6-6 

Grossbritannien 

30826 

190-86 

499-12 

39-3 

680 

15-6 

18-6 

Sachsen 

— 

21-65 

37-1 

52-3 

— 

— 

Preussen 

208-26 

366 

45-4 

— 

Deutsches  Reich 

291-00 

5620 

347-20 

35-6 

43-7 

8-5 

6-9 

Niederlande 

29-07 

15-88 

44-96 

35-4 

560 

12-2 

11-7 

fiaiem 

41-12 

33-7 

43-3 

5-49 

Serbien 

3-49 

3-49 

381 

33-1 

2-6 

D&nemark 

10-08 

4-65 

14-72 

31-9 

48-8 

8-2 

8-7 

Wurtcmberg 

— 

15-39 

31-4 

43-7 

4-11 

Frankreich 

402-40 

118-56 

521-00 

31-3 

595 

14.4 

11-4 

Oesterreich 
Ungarn 

150-60 
73-40 

15-40\ 
6-60/ 

246-00 

29-1 

43-5 

ra 

5-73 

Baden 

— 

12-85 

28-9 

44-5 

5-61 

Belgien 

30-00 

26-8 

40-7 

5-8 

6-09 

Griechenland 

508 

1-20 

6-20 

26-3 

34-1 

4-1 

Italien 

182-03 

36  80 

218-83 

26-2 

580 

8-2 

5-25 

GhÜe 

— 

6-83 

25-2 

35-4 

5-8 

Schweiz 

8-59 

8-59 

25-2 

33-7 

3-3 

Argentinia 

21-50 

1-50 

2300 

24-2 

59-0 

121 

Portugal 

16-67 

3-32(?) 

20-00(?) 

21-0 

45-5 

4-6 

Rumänien 

11-72 

— 

11-72 

14-6 

335 

2-7 

Verein.  Staaten 

148-50 

98-75 

239-25 

? 

? 

60 

Schweden 

20-99 

8-13 

29-12 

V 

? 

6-9 

3-69 

Die  Daten  in  d.  letzten  Col.  f.  Deutschi,  beziehen  sich  auf  den  damal.  Nordd.  Bund. 
Ffa  1878  sind  die  betreff.  Daten  des  Reichs  auf  die  einzelnen  Deutschen  Staaten  nach 
deren  Kopfzahl  repartirt.  Es  fehlen  hier  beim  D.  Reich  aber  die  Pensionsausgaben 
des  luTalidenfonds ,  die  fUr  1878  37  M.  M.  betragen,  wodurch  die  Kopfquote  um  c. 
0*9  Mark  steigt  Bei  Frankreich  und  Italien  sind  die  Mil.-Pens.  z.  B.  eingerechnet 
Seit  1873  sind  nun  aber  mehrfach  wiederum  Steigerungen  des  Aufwands  einge- 
treten.   Z.  B. 

1876     1883/84 
Deutsches  Reich.  Etat  fürl876  u.  f.  1883/84.    M.  M.       M.  M.      M.  M.      M.  M. 

A.  Fortdauernde  Ausgabe  f.  d.  Reichsheer     .    .  312*86  339-87 

Fortdauernde  Ausgabe  f.  d.  Marine 21*07  26*91 

Allgem.  Pensionsfonds  im  Reichsetat  (ezcl.  Baiem) 

für  das  Heer 21-59^  .    .    .  19*191 

AUgem.  Pensionsfonds  fUr  die  Marine    ....  0-21 1  .».q-  0.51 1     ...„7 

Aus  dem  Bdchsinvalidenfonds  (incl.  Baiem)  .    .  28-83 (  ^"^^^  28*67  [    ^^^' 

Militärpensionen  im  baierischen  Etat      ....  3-34J  .    .    .  c.  3.oJ 

(p.  Kopf  9-08  M.)  in  1876  A.  Summa:  fortd.  Ausg.         387*90  JTbTs 

B.  Dazu  an  einmal.  Ausgaben  im  Reichsetat: 

Erhöhung  des  ordentlichen  Etats  (ezcl.  Baiem)  des  Heers      17*27  6*31 

Für  verschied.  Milit.  Bauten  (Festungen  u.  s.  w.)  u.  Ver- 
vollständigung d.  Materials  des  Reichsheers  (auf  Gmnd 

Latus  A  u.  B.    405*17  42446 
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Transport  A  u.  B.    4051 7  424-46 

älterer  Gesetze  über  die  Verwendung  der  französischen 

Kriegsentschädigung) 28*63  20*45 

Fur  die  Marine  (an  neuen  Bewill,  über  d.  Restbestände 
d.  alten  hinaus) _.    ^ 4j77 10-13 

Summa  A  u.B.    438-57  455*04 

Seit  dem  französ.  Kriege  sind  für  das  Reichsheor  u.  die  Marine  z.  Retabliss.  u.  zur 
Verstärkung  sehr  bedeutende  Fonds  zu  einmal.  Ausgaben  aus  der  franzOs.  Contribution 
verwendet.  S.  über  die  bezügl.  Bestimmungen  bis  1873 — 74  Wagner,  Reichsfinanz- 
wesen in  Holtzendorfif's  Jahrb.  III,  113,  141  ff.  Es  waren  bis  damals  angewiesen 
(ausser  dem  Kriegsschatz  von  40  Mill.  Thlr.)  auf  Reichsrechnung  für  die  Wieder- 
herstellung u.  Verstärkung  d.  Kriegsmacht  144*11  Mill.  Thlr.,  wovon  für  elsass-lothr. 
Festungs-  u.  andere  Militärbauten  40*55,  für  Umbau  and.  Festungen  72,  f.  Erweitcr. 
d.  Marine  (incl.  10*69  Mill.  Thlr.  Abzahl.  norddeutscher,  für  Marinezwecke  ausgegeb. 
Schatzanweis.)  31*95  Mill.  Thlr.,  ferner  speciell  noch  fur  Rechnung  des  ehcmal. 
Nordd.  Bundes  Retabliss.  der  Armee  (incl.  Baden  u.  Südhessen)  106*85,  f.  milit. 
Bauten  13*24,  f.  and.  milit.  Zwecke  5*56  Mill.  Thlr.  (ebcndas.  S.  117);  ausserdem  noch 
ein  eiserner  Vorschuss  f.  d.  Verw.  d.  Reichsheers  6*27  Mill.  Thlr.  Entsprech.  Posten 
wie  in  Norddeutschi,  wurden  in  Baiern  u.  Würtembcrg  aus  d.  französ.  Coniribntion 
für  Retablissement  u.  s.  w.  verwendet.  S.  auch  f.  die  Zeit  bis  1882 ,  bez.  83  Statist. 
Jahrb.  d.  D.  Reichs  f.  1883  (IV)  S.  162  u.  Gerstfeldt  in  Conrad's  Jahrb.  B.  41. 
Gesammtaufwand  für  das  Heer  „in  Folge  des  Kriegs  gegen  Frankreich"  incl.  Reta- 
blissement V.  1870 — 1.  Apr.  18S3  (bis  1.  Apr.  1879  nach  der  Abrechn.,  von  da  nach 
d.  Anschlag)  1663  Mill.  M.  Relativ  hat  übrigens  der  Aufwand  für  Heer  u.  Flotte 
in  Preussen  (incl.  Reichsquote)  p.  Kopf  der  Bevölk.  seit  1821  nicht  so  stark  zu- 
genommen, als  wohl  vorausgesetzt  wird  u.  als  Quote  vom  Gesammtaufwand  bez.  im 
Verhältniss  zum  Civilbedarf  abgenommen:  p.  Kopf  Pfennig  (nach  Gerstfeldt 
S.  21)  1821  622,  1832  526.  1841  474,  1851  467,  1861  6S9,  1873  958,  1883  980 
oder  als  Quote  (%)  vom  Civ.-  und  Mil.aufwand  bez.:  53'7— 53*1— 47*5— 38-7— 
46*8 — 40*9 — 40*5.  Es  lässt  sich  wegen  der  complicirten  Verhältnisse  des  Retabliss. 
u.  s.  w.  schwer  genau  berechnen,  welches  der  gegenwärtige  wirkliche  Durch- 
schnittsaufwand für  die  deutsche  Kriegsmacht  ist.  Mit  450  Mill.  M.  oder:  10  M. 
p.  Kopf  wird  er  kaum  zu  hoch  veranschlagt  sein.  — 

Oesterrcich-Üngarn:  gemeinsamer  Etat  für  1877:  Ordin.  Landheer  90*78, 
Marine  8  13,  zus.  98'91  Mill.  fl.,  Extraordin.  bez.  10*58,  1*28,  zus.  11*86  Mill.  fl, 
total  110  77.  wozu  noch  Nachtragscredite  v.  0*72  Mill.  fl.  Nach  Abzug  d.  eigen. 
Einn.  der  Kriegs?erw.  von  4*62  Mill.  fl.  bleibt  ein  reines  Erfordemiss  von  i.  G. 
10687  Mill.  fl.  oder  c.  3  fl.  (al  pari  6  Mark)  der  1869er  Bevölkerung.  Dazu  noch 
apart  im  wcstösterr.  Budget  „Min.  d.  Landesvortheidig."  mit  7*48  Mill.  fl.,  Etat 
für  1875,  wovon  3*26  f.  d.  Landwehr,  3*99  f.  d.  Gendarmerie  u.  Polizeiwache,  dsgl. 
im  Ungar.  Etat  f.  dass.  Min.  6*24  Mill.  ff.  (Honveds).  Dadurch  steigt  die  Gosammt- 
ausgabe  (^ohne  Gendarm.)  für  Militärzwecke  um  c.  8%-  Et.  f.  1882  im  gemeins. 
Budg.  f.  d.  Heer  9490  Ord.,  6*69  extraord..  zus.  101  59,  Marine  dsgl.  7*52,  1*66, 
9*18,  zus.  11077  Mill.  fl.,  dazu  westöst.  Min.  f.  Landesvertheid..  ohne  Gendarm,, 
4*35,  Ungar,  dsgl.  (wohl  mit  Gendarm.)  6*81  M.  fl.,  alles  zus.  c.  120  Mill.  fl.  oder 
c.  3*2  fl.  per  Kopf.  —  Frankreich  s.  o.,  die  ord.  Ausgabe  für  1876  beträgt  17*6  Fr. 
p.  Kopf  (14  M.)  der  Bev.  v.  1872.  —  Grossbritannien  Result.  f.  1881/82  Heer 
16*31,  (ausserd.  f.  Rechn.  Indiens  1*1),  Flotte  10*76  Mill.  Pf.,  zus.  28*7  Mill.  Pf. 
p.  Kopf  c.  0*80  Pf.  (16  Mark).  —  Russland  Abschluss  f.  1880  Heer  265-08,  Flotte 
33*95.  zus.  299*3  M.  Rubel,  Anschlag  f.  1882  bez.  183*49,  27*51,  zus.  211  M.  R., 
c.  2*7  R.  p.  Kopf  der  eur.  Bev.  (c.  8*9  Mark  al  pari  gerechnet).  —  Italien  A. 
1882  Heer  193,  Flotte  45,  zus.  238  M.  Fr.  im  Ord.,  dazu  Extraordin.  bez.  -28*8,  2*1,  zus. 
30-4,  Summa  2684  Mill.  fr.,  c.  9  1  Fr.  p.  Kopf  (7*3  M.).  —  Nordamerika  A. 
1875—76  Heer  38.  Flotte  22  5  M.  Doli.,  zus.  60*5  M.  D.  (ohne  Pensionen)  p.  Kopf 
c.  1-4— 1*5  DoU.;  1881/82  A.  zus.  46  3  D.,  p.  K.  c.  0*9  D. 

§.  183.  Für  die  nähere  volkswirthschaftliche  und 
finanzielle  Würdigung  des  Militäraufwands  kommt 
noch  Folgendes  in  Betracht: 


Yolkswirthsch.     WUrdiganfr  d.  Militärwesens.  423 

1.  Za  den  anmittelbaren  Ausgaben  des  Staats,  welche  in  den 
Finanzreehnungen  erscheinen,  müssen  allerdings  noch  die  Leist- 
ungen der  Gemeinden,  Kreise  u.  s.  w.  und  der  Soldaten  und 
deren  Familien  selbst  hinzugerechnet  werden  (s.  o.).  Der  Werth 
der  durch  den  Scldatendienst  für  andere  Zwecke  verlorengehen- 
den Arbeit  ist  indessen  nur  dort  zum  yolkswirth schaftlichen 
Militäraufwand  zu  schlagen,  wo  ein  un  not  big  grosser  Truppen- 
stand besteht,  also  auch,  wo  der  Soldat  länger,  als  es  militärisch 
nöthig  ist,  im  Dienste  bleibt. 

Hier  handelt  sich  mithin  Alles  um  eine  quaestio  facti,  die  häufig  erst  nach 
späterer  Erfahrung  in  Kriegen  richtig  zu  beantworten  ist.  Wollte  man  im  Princip, 
wie  es  vielfach  geschieht,  den  Werth  der  Arbeit  aller  Soldaten,  letztere  also  in  der 
nach  Lage  der  Umstände  nöthigen  Zahl  und  Dienstzeit  genommen,  zum  Militäraufwand 
rechnen,  so  wäre  dies  eine  unhaltbare  Doppelrechnung.  Mit  demselben  Rechte 
könnte  man  die  Arbeit  jedes  Arbeiters,  welche  in  dessen  speciellem  Berufe  verwendet 
wird  und  nach  Menge  und  Art  hier  nöthig  ist,  um  die  Befriedigung  der  Gesammt- 
beduifnisse  eines  Yoli^  zu  erzielen,  doppelt  auf  den  Kostensatz  des  betreuenden  Products 
schlagen,  weil  diese  Arbeit  für  andere  Productionen  verloren  gehe.  Man  vcrgisst  — 
was  voUends  eine  Inconsequenz  Derjenigen  ist,  welche  wie  fast  alle  Neueren  mit 
Recht  den  Dienstleistungen  Productivität  zuerkennen  — ,  dass  der  Werth  der  Arbeit 
der  nöthigen  Tmppenzahl  in  das  Product,  d.  h.  eben  in  das  volkswirthschafrlichc  Gut 
«^Sicherheit  und  Macht  des  Staats''  übergeht,  gerade  so  wie  bei  allen  anderen  Pro- 
ductionen. 

Dieser  Satz  sub  1  ist  wörtlich  aus  meiner  Bearbeit.  d.  6.  Ausg.  der  Rau'schen 
Fin.  l,  §.  72b  herUbergenommen  und  dadurch  der  auch  von  Rau  begangene  Irrthum 
{s.  0.  u.  Rau's  5.  Ausg  §.  72,  Anm.  c)  berichtigt  worden.  Jetzt  hat  auch  RUmeliu 
(Reden  u.  s.  w.,  Tttb.  1S7.5)  S.  bGO  „d.  Milit-Aufwand"  diesen  Irrthum  berichtigt, 
er  hätte  durch  einen  Blick  in  jene  Ausg.  sich  überzeugen  können,  dass  dies  schon 
geschehen  war. 

2.  Die  eigentliche  Höhe  des  Militäranfwands  lässt  sich 
nach  der  Natur  und  den  Wirkungen  des  modernen,  nach  den  6e- 
sicbtspuncten  des  Präventiyprincips  eiDgerichteten  Heer- 
wesens nicht  aus  der  Ausgabe  eines  einzelnen  Jahrs, 
sondern  in  der  Regel  nur  aus  der  Ausgabe  in  einer 
längeren  Periode  von  Jahren  richtig  ersehen.  Dies  wird 
oft  bei  Vergleichen  zwischen  Staaten  mit  stehenden  Heeren 
(und  daran  sich  knüpfenden  Landwehreinrichtungen,  wie  in 
Preossen)^  und  solchen  mit  Milizsystem  oder  mit  sehr  kleiner 
stehenden  Militärmacht  (Vereinigten  Staaten)  ganz  vergessen. 
Das  moderne  Heerwesen  wirkt  zunächst  präventiv  Rechts- 
stömngen  oder  Kriegen  entgegen  und  bewirkt  dadurch  unmittelbar 
den  höchsten  Nutzen.  Es  dient  aber  sodann,  wenn  trotzdem 
solche  Störungen  eintreten,  also  von  Zeit  zu  Zeit  und  im  Ganzen 
nur  in  längeren  Perioden,  als  stets  bereites  schlag- 
fertiges, weil  alles  dazu  Noth wendige  enthaltendes  Werkzeug 
der  Erfolg  sichernden  Repression,  d.  h.  als  bestes  Mittel 
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zur  schnellen  und  erfolgreichen  Wiederherstellung  des  Friedens. 
Wenn  daher  auch  hier  der  Krieg  sofort  viel  grössere  Mittel 
neben  dem  laufenden  Militäranfwand  beansprucht,  so  ist 
diese  eigentliche  unmittelbare  Ausgabe  fUrdenKrieg 
selbst  doch  viel  geringer  und  dauert  der  Krieg  der 
Regel  nach  viel  kürzer,  —  was  für  Sieger  und  Besiegte  ge- 
rade in  volkswirthschaftlicher  und  ethischer  Beziehung  ein  unend- 
licher Segen  ist  —  als  in  Staaten,  welche  im  Kriege  selbst 
erst  das  Heer  schaffen  oder  entsprechend  erweitern 
und  ausbilden  müssen.  In  solchem  Falle  wird  ausserdem  un- 
vermeidlich auch  die  Ausgabe  sehr  wenig  sparsam  eingerichtet 
werden  können.  (Nordamerika  im  Bürgerkrieg,  England  im 
Krimkriege,  Frankreich  nach  den  Niederlagen  der  kaiserlichen 
Heere  bei  der  Fortführung  des  Kriegs  gegen  Deutschland  unter 
Gambetta.)  Es  ist  daher  sehr  wahrscheinlich,  dass  einem  Staate 
auf  die  Dauer  bei  einem  stehenden  Heere  die  Beschaffung  des 
Rechtsschutzes  nach  Aussen  und  die  Durchführung  des  Macht- 
zwecks billiger  zu  stehen  kommt  als  ohne  ein  solches  oder  bei 
blossem  Milizsystem.  Zumal  in  der  höher  entwickelten  Voiks- 
wirthschaft  mit  grossen  stehenden  Kapitalien,  wo  jeder  längere 
Krieg  um  so  schlimmer  wirkt,  verdient  das  System  eines  massigen 
stehenden  Heeres  in  Verbindung  mit  allgemeiner  Wehrpflicht, 
Reserve-  und  Landwehreinrichtnng  daher  doch  wohl  auch  in 
volkswirthschaftlicher  und  finanzieller  Beziehung  den  Vorzug  vor 
den  auch  militärisch-technisch  gar  nicht  bewährten  reinen  Miliz 
Systemen.  Jenes  Heerwesen  ist  eben  nur  eine  Consequenz  des 
Präventivprincips,  das  im  entwickelten  Volksleben  nach 
Geltung  ringt.  Bei  den  beiden  verschiedenen  Einrichtungen  handelt 
es  sich  also  theils  nur  um  eine  verschiedene  Vertheilung 
der  Last  auf  die  einzelnen  Jahre,  theils  ist  die  gesammte  Last  bei 
dem  ersten  System  auch  eine  absolut  geringere. 

Belege  für  das  Gesagte:  im  Ganzen  wohl  schon  die  heutigen  Kriege  (auch 
bereits  die  des  ersten  Napoleon,  wo  die  einzelnen  Kriege  doch  immer  nur  kurz 
währten)  im  Vergleiche  mit  denen  des  yorigen  und  17.  Jahrhunderts  und  früher. 
Namentlich  aber  der  Gegensatz  zwischen  den  neueren  europäisclien  Kriegen,  besonders 
denen  von  1859,  1866,  1870 — 71  einer-  und  dem  nordamerikanischeu  Bürgerkrieg  1861 
bis  1865  anderseits.  Vgl.  Wagner,  Grundleg.  §.  181,  ders.,  Reichsfin.  in  Holtzen- 
dorfiTs  Jahrb.  III,  119,  121,  mit  Anwendung  auf  Deutschland.  Im  Heer-  und  Finanz- 
wesen Preussens  und  der  Vereinigten  Staaten  tritt  der  Gegensatz  am  Aller- 
schärfsten  hervor.  Könnte  man  eine  bestimmte  Zeit  als  festen  Ausgangs-  und  £nd- 
punct  in  solchen  Dingen  annehmen,  was  nicht  angeht,  weil  sich  die  Geschichte  eines 
Volks  und  Staats  nicht  so  mechanisch  in  Abschnitte  zerlegen  lässt.  so  würde  eine  ge- 
naue zahlenmässige  Vergleichung  mOglich  sein.  Man  brauchte  dann  nur  den  Gesammt- 
aufwand während  einer  solchen  Periode   auf  den  Betrag   des  Jetztwerths   eines  be- 
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ätimmteo  Zeitpuncts  (dessen  Wahl  freilich  wieder  von  Eiufluss  auf  das  Hcchnungs- 
eii^ebniss  wäre,  je  nachdem  die  Kriegsansgabe  diesem  Zeitpuncte  näher  oder  ferner 
läge)  zu  redaciren.  Immerhin  ist  in  folgenden  Daten,  in  beiden  Staaten  aas  Perioden 
des  Kriegs  genommen,  ein  statistischer  Beleg  fUr  das  im  Text  Gesagte  enthalten. 
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S.  Engel,  Statist.  Jahrb.  III  u  Hock,  Finanzen  Nordam.  S.  729,  die  späteren  Jahre 
nach  d.  Oothaer  Almanach.  Bei  Prenssen  ist  fttr  1868 — 69  die  nach  Vcrhältniss  auf 
dasselbe  (im  jetz.  Umfange)  von  den  Aasgaben  des  Nordd.  Bandes  fallende  Aasgabe 
(^l&)  angesetzt.  In  1864—65  fallen  die  Kosten  des  dänischen,  in  1866—68  die  des 
deutschen  Krieges  and  die  grossere  Aasgabe  in  Folge  der  neuen  Lage.  Aach  in 
Nordamerika  fallen  in  die  Zeit  von  1851 — 60  schon  einige  Male  erhöhte  Ausgaben  fUr 
Heer  a.  Flotte  in  Folge  von  Indianerkriegen,  inneren  Unruhen  (in  d.  Territorien  u.  s.  w.). 
Die  riesige  Aasgabe  während  des  Burgerkrieges  erfolgte  allerdings  grossentheils  in 
einem  immer  stärker  entwerthenden  Papiergeld,  würde  sich  daher  auf  Gold  reducirt 
stark  ermäsüigen,  aber  doch  immer  noch  ganz  kolossal  bleiben.  Auch  ist  in  finanzieller 
Hinsicht  zu  bedenken,  dass  der  grOsste  Theil  jener  Ausgabe  mittebt  Schuldaufnahme 
geschah,  diese  Schuld  aber  meist  in  Gold  zu  verzinsen  und  jetzt  zu  tilgen  ist.  —  Die 
Folge  des  verschiedenen  Militärsystems  zeigt  sich  daher  1)  darin,  dass  in  Preussen 
jfthrl.  eine  ziemlich  bedeutende  glcichmässige  Last  auch  in  Friedenszeit  getragen  wird, 
wogegen  die  Mehrausgabe  selbst  für  so  gewaltige  Kriege  wie  1866  u.  1870 — 71 
dann  relativ  nicht  so  stark  steigt  und  überhaupt  auch  absolut  massig  ist;  während  in 
Nordamerika  im  Frieden  wenig  auf  das  Heer  verwendet  wird,  dafür  aber  im  Kriege 
diese  Aasgabe  in 's  ganz  Ungemessene  steigt;  2)  darin ,  dass  in  einem  Kriege  wie  in 
Amerika  auch  die  sonstigen  volkswirthsch.  Opfer,  welche  nicht  in  den  Finanzrechnungen 
des  Staats  erscheinen,  schon  wegen  der  längeren  Kriegsdaucr  weit  grösser  als  in 
Preossen  sind ;  endlich  3)  darin,  dass  in  Preussen  die  Staatsschuld  auch  durch  Kriege 
wenig  vermehrt  wird  (A.  für  Verzins,  der  Schuld  1860  10-7.  1870  ohne  die  Schulden 
der  neaen  Prov.  15-1  Mill.  Thlr.,  welche  Vermehrung  zum  Theil  noch  aus  Schulden 
für  Eisenbahnbauten  herrührt),  in  Nordamerika  dagegen  hierdurch  ungeheuer  wächst 
(Stand  l.Juli  1860  64-8,  1S61  90-9,  1865  2682-6,  1866  2800,  1870  2645  6  Mill.  Doli., 
Zinsen  für  d.  Schuld  1860  3-14,  1865  121-3,  1869  c.  126  Mill.  D.,  wovon  über  124 
Mill.  in  Gold).  Diese  starken  Zinszahlungen  kann  mau  halb  und  halb  als  verschobene, 
früher  ersparte  Zahlungen  für  das  Heerwesen  betrachten,  wo  dass  auch  darin  nur  eine 
andere  Vertheilung  der  Ausgabe  für  Rechtsschutz  zu  Tage  tritt.  —  Aus  den 
Daten  über  den  letzten  deutsch-französischen  Krieg  lässt  sich  zum  Beleg  des 
oben  Gesagten  Folgendes  benützen.  Normale  Militärausgabe  (Heer  allein)  im  Deut- 
schen Reich  in  den  ersten  Jahren  nach  dem  Kriege  (ohne  die  Neubauten  u.  s.  w.) 
c.  92  Mill.  Thlr.,  Kriegskosten  für  jenen  Krieg  c.  520  Mill.  Thlr.  für  c.  lOMon. 
oder  p.  Jahr  c.  624  Mill.  Thlr,  daher  Steigerung  des  Friedensetats  durch  solchen 
Krieg  von  1  auf  7*8.  Frankreich  norm.  Ausg.  desgl.  127  Mill.  Thlr.,  ausseror- 
dentl.  Ausg.  f  d.  Krieg  c.  510  Mill.  Thlr,  p.  J.  c.  612  Mill.  Thlr.,  also  Steigerung 
V.  1  auf  5-8.  (Die  Ausjc.  für  die  Flotte  lässt  sich  wegen  des  Charactcrs  des  damal. 
Kriegs  nicht  vergleichen.)  Im  nordamerik.  Bürgerkrieg  stieg  dagegen  der  Friedens- 
etat im  Durchschnitt  der  Kriegsjahre  c.  von  1  auf  25:  wiederum  keine  reelle  Er- 
sparung, sondern  nur  eine,  auch  wirthschaftl.  nicht  günstige  andere  Vertheilung 
des  Aofwands.    Gegenwärtig  wird  wieder  öfters  auf  die  Vereinigten  Staaten   als  auf 
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das  beneidenswerthe  Master  eines  Landes  ,,ohne  Militarismus*'  und  g^össten 
wirtbschaftl.  Aufschwungs,  das  seine  riesigen  Kriegsschulden  rasch  tilge,  hingewiesen. 
Aber  es  sind  doch  ganz  andere,  mit  der  Wehrfrage  gar  nicht  zus.h&ngende  Fac- 
toren,  welche  das  bewirken.  Und  Nordamerika  ist  eben  bisher  ein  Staat  ohne  irgend 
ernstlichen  Ri?alen  auf  seinem  Continent ,  noch  dtlnn  bevölkert.  Ob  sich  nicht  auf 
seinem  Gebiete  dereinst  bei  grösserer  Volksdichtigkeit  u.  bedeutenderer  Entwicklung 
der  Interessengegensätze  getrennte  Staaten  bilden  werden,  steht  dahin,  aber  erscheint 
nicht  unwahrscheinlich. 

3.  Den  Ausgaben  und  Opfern  für  das  Heer  sind  endlich  die 
grossen  y  auch  ethisch  und  für  die  ganze  Gnitur,  Kraft  und  Ge- 
sundheit des  Volks  hoch  bedeutsamen  Vortheile,  welche  das  Heer- 
wesen ^  auch  abgesehen  von  Sicherheit  und  Schutz,  in  volkswirth- 
schaftlicher  Beziehung  mit  sich  bringt,  gegenüber  zu  stellen: 
Beförderung  der  körperlichen  und  geistigen  Ausbildung  der  männ- 
lichen Jugend,  Anleitung  zur  Ordnung,  PUnctlichkeit,  Reinlichkeit; 
Gewandtheit  u.  s.  w.,  —  kurz  alles  Das,  was  das  Heerwesen 
wenigstens  bei  allgemeiner  Wehrpflicht  als  Schulung  leistet 
(§.  35).  Dadurch  wird  der  den  Volkern  hoher  Culturentwicklung 
so  leicht  drohende  körperliche  und  sittliche  Verfall,  die  einreissende 
materialistische  Verweichlichung  eher  verhütet  und  damit  erst  die 
Bürgschaft  dauernder  Gulturblüthe  gewonnen. 

§.  184.  Für  die  Grösse  des  fortdauernden  Aufwandes 
für  das  Wehrwesen  kann  man  mit  Rau  (§.  73)  folgende  einzelne 
Umstände  als  hauptsächlich  massgebend  annehmen: 

1.  Die  Grösse  und  äussere  Stellung  des  Staats. 

Kleine  Staaten  können  aUerd.  mit  einem  gering.  Aufw.  auskomm.,  da  sie  öfters  darauf 
rechnen  dürfen,  durch  gegens.  Eifersucht  der  grossen  Staaten  geschützt  zu  werden  u. 
ihnen  durch  die  Leistungen  der  grossen  Staaten  indirect  Schutz  und  Vortheile  gegen- 
über dritten  Völkern  und  Staaten  mit  zu  Theil  zu  werden  pflegen.  Insofern  vertheUt 
sich  aber  nur  der  Aufwand  zu  Gunsten  der  kleinen  Staaten  nicht  richtig  auf  letztere 
mit.  Dies  gilt  für  die  Schweiz,  Belgien,  Holland,  frtlher  aach  für  die  Deutscheji 
Staaten,  für  die  Preussen  die  nothwendigen  Lasten  theilweise  mit  trug.  —  Analog  der 
Schutz  und  die  HandelsTortheile.  die  Deutschen  u.  anderen  Europäern  durch  England 
und  Frankreich  in  Asien.  Amerika  zu  Theil  werden  oder  früher  wurden. 

2.  Lage,  Grenzen  und  Naturbeschaffenheit  des 
Landes. 

„Natürliche  (Gebirgs-)  und  Meergrenzen  im  Vergleich  mit  solchen,  die  im  flachen 
Lande  laufen.  Gerundete  oder  zerschnittene  Gestalt  des  Landes".  (Rau).  Sehr 
günstig  ist  die  Lage  von  Grossbritannien,  Frankreich,  Spanien,  Schweden  u.  Norwegen, 
sowie  von  Nordamerika,  sehr  ungünstig  war  bis  1866  die  von  Preussen.  Die  I^e 
Deutschlands  mitten  in  Europa,  in  Ost  und  West  ohne  feste  Naturgrenzen,  ist  wie 
die  des  ehemal.  Polen  immer  eine  schwierige,  was  schon  an  sich  und  bleibend  einen 
grösseren  Militäraufwand  bedingt.  — 

Je  nachdem  daher  auch  ein  Staat  bereits  die  richtige  und  den  Verhältnissen 
entsprechende  Deckung  seines  Staatsgebiets  mit  dem  Nationalgebiet  und  mit  dem  ihm 
geographisch  zukommenden  (Natur-)  Gebiet  —  „seine  natürlichen  Grenzen'',  ein  sehr 
wohl  zu  rechtfertigender  Anspruch,  trotz  des  mit  dieser  Forderung  getriebenen  Miss- 
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brauchs  —  erreicht  hat  oder  uicht,  wird  sich  sein  regelmässiger  Militäraafwand  ver- 
schieden gestalten. 

3.  Seeküsten,  Handelsschiff fahrtjGolonialbesitz, 
was  wieder  den  Aufwand  für  eine  Kriegsmarine  bedingt. 

Daher  denn  auch  ein  besonderes  Marineministeriom  neben  dem  Kriegsministerium 
für  das  Landheer. 

IL  —  §.  185.  Beschaffung  des  Wehrperson  als  (Wehr- 
system). 

Natürlich  gehör:  auch  dieser  Punct  als  ein  specifisch  militärtechnischer 
u.  administrativer  nicht  näher  in  die  Fin.wiss.,  kaum  in  dem  Maasse,  wie  Kau, 
§.  74  ff.  u.  die  vor.  2.  Auf.  dieses  B.  S.  244  ff.  ihn  erörterten.  £s  ist  nur  kurz  auf 
die  entscheidende  Bedeutung  des  Wchrsystems  auch  fUr  die  finanzielle  Seife  des 
Wehrwesens  hinzuweisen.  S.  Ratzenhof  er,  Staatswehr,  S.  30  ff.  Stein.  Heer- 
wesen, S.  40  ff.  Statistik  bei  v.  Firks  a.  a.  0.  Speciell  über  die  deutschen  Ver- 
hältnisse: V.  Brieseu,  Reichükriegswesen  und  prcuss.  Militär^csetzgebung,  DÜsscld. 
1S72,  bes.  S.  56  ff*  Gesetz  v.  9.  Nov.  1867,  wonach,  wie  in  Preussen  seit  1858,  die 
Dienstpflicht  im  stehenden  Heer  und  der  Flotte  7  Jahre  (vom  vollendeten  20.  J.  au), 
wovon  3  Jahre  „activer  Dienst',  4  Beurlaubung  zur  Reserve  mit  2  Uebungszeitcn, 
hierauf  5  Jahre  Dienst  in  der  Landwehr  mit  2  kürzeren  Uebungen.  £s  werden  aber 
nicht  alle  20-Jährigen  zum  Dienst  einberufen  und  nicht  alle  Dienenden  3  volle  Jahre 
bei  den  Fahnen  („präsent")  behalten.  Die  längere  Dienstzeit  hat  die  Ausgaben  be- 
trächtlich vermehrt,  aber  auch  die  Tüchtigkeit  der  Mannschaft  sehr  erhöht.  S.  auch 
Reichsmilitärgesetz  v.  2.  Mai  1874  u.  Ges.  über  d.  Landsturm  v.  12.  Febr.  1875. 
Dem  Landsturm  gehören  alle  Wehrpflichtigen  v.  voUend.  17.  bis  zum  vollend.  42.  Jahre 
an,  welche  weder  in  dem  Heere  noch  in  der  Marine  stehen.  Ein  noch  sehr  unvoll- 
kommener Uebergang  von  dorn  Wcrbsystom  zur  heutigen  Einrichtung  war  das  in 
Preussen  sog.  Cantonsystem.  Hauptverordnungen  von  1733,  s.  z.  B.  Berowsky, 
Abriss  H,  641.  —  Das  neue  preuss.  deutsche  System  hat  jetzt  die  Runde  durch 
Europa  gemacht  lu  Frankreich  Einführung  der  allgemeinen  Wehrpflicht  durch 
Ges.  V.  27.  Juli  1872,  20  J.  Dienstpflicht,  9  J.  in  der  Linie,  wovon  5  in  der  cigentl. 
activen  Armee,  4  in  d.  Reserve,  11  J.  in  d.  Territ.- Armee,  wovon  5  J.  in  der  eigent- 
lichen, 6  J.  in  deren  Reserve.  Oesterreich-Üngarn ,  allgem.  Wehrpfl.  nach  Ges. 
y.  5.  Dec.  1868  und  XL  Ungar.  Gesetzart.  v.  1868.  3 jähr.  Dienst  in  Linie,  7  in  Re- 
serve, 2  in  Landwehr,  zus.  12  J.  Russland  Ges  v.  1./13.  Jan.  1874:  allgem. 
Wehrpflicht,  15  J.  Dienstzeit  im  europ.  Russland,  wovon  6  activ,  9  in  Reserve.  S. 
Hauptpuncte  d.  Organis,  im  Goth.  Taschcnk.  (D.  Ausg.)  1876,  S.  826 — 836.  Ges. 
über  russ.  Reichswehr  v.  30.  Oct.  1876.  Italien,  allgem.  Wehrpflicht,  Ges.  v.  7.  Juni 
1875.  Grossbritannien  u.  die  Verein.  Staaten  v.  Nordam  erika  haben  f. 
ihr  s-iehendes  Heer  am  Werbesystem  festgehalten:  die  letzteren  mussten  aber  im 
Verlauf  des  Bürgerkriegs  doch  zur  Conscription  greifen.  Sonst  Milizsystem  hier 
wie  mit  einiger  Verbesserung  in  der  Schweiz. 

Das  in  neuerer  Zeit  für  die  angedeuteten  Aufgaben  des  Wehr- 
wesens allein  genügend  bewährt  befundene  Webrsystem,  welches 
daher  anch  den  weiteren  finanzwissenschaftlichen  Erörterungen  zu 
Grande  zu  legen  ist,  ist  das  System  der  allgemeinen  Wehr- 
pflichty  wonach  alle  erwachsenen  jungen  Männer  in  einem 
bestimmten  Alter  und  eine  gewisse  Zeit  lang  zum  Waffendienst 
gesetzlich  verpflichtet  sind  und  in  möglichst  umfassender 
Zahl,  jedenfalls  soweit  man  ihrer  bedarf,  auch  zu  diesem  Dienst 
gezogen  und  in  demselben  ausreichend  technisch  ausgebildet 
werden.     Um  die  hierdurch  erwachsende  Last  für  das  Volk^  die 
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Volkswirthschaft  und  speciell  auch  für  die  Finanzen  in  den  mit 
dem  Zweck  der  Einrichtung  vereinbaren  und  die  Erreichung  dieses 
Zwecks  selbst  mit  verbürgenden  Grenzen  zu  halten,  wird  der  Mi- 
litärdienst und  damit  das  Heer  selbst  in  drei  Theile  getheilt: 
activer  Dienst  im  stehenden  Heere  beständig  unter  der  Fahne, 
darauf  Uebergang  in  die  ,, Reserve'^,  mit  zeitweiligem  Dienst  bei 
Uebungen,  endlich  Uebertritt  in  die  Landwehr  mit  noch  kürzerem 
zeitweiligen  Uebungsdienst.  Die  Lasten  und  Kosten  werden  vor- 
nemlich  durch  den  Dienst  im  stehenden  Heere,  durch  die  Länge 
der  Dienstzeit  darin  und  die  Grösse  dieses  Heeres  gebildet  Daran 
gilt  es  daher,  soweit  dies  militärtechnisch  zulässig  er- 
scheint, zu  sparen,  d.  h.  die  „Friedenspräsenzstärke'' 
des  stehenden  Heeres,  die  Länge  der  Dienstzeit  darin,  die 
etwaigen  Beurlaubungen  während  letzterer  oder  vor  deren  völligem 
Ablauf  möglichst  mit  nach  volkswirthschaftlichen  und 
finanziellen  Rücksichten  einzurichten.  Aber  ohne  eine  hin- 
länglich hohe  Friedenspräsenzstärke  und  Länge  der  Dienstzeit 
kann  das  Heer  auch  bei  diesem  Wehrsystem  seine  Aufgabe  nicht 
erfüllen.  Eine  blosse  Landwehr  oder  Miliz,  ganz  ohne  oder  mit 
einem  ganz  kleinen  stehenden  Heere  und  mit  sehr  kurzer  Dienst- 
zeit unter  der  Fahne  (Schweiz)  genügt  nicht.  Das  stehende 
Heer  soll  und  muss  vielmehr  nach  dem  bewährten 
preussischen  Muster  die  Durchgangsstufe  für  die 
gesammte  Landwehr  bilden.  Sonst  wird  letztere  besten 
Falles  erst  im  längeren  Verlauf  der  Kriege  ihrem  Zwecke  ent- 
sprechen, damit  aber  auch  ein  volkswirthschaftlicher 
Hauptzweck  des  modernen  Heerwesens  —  Verkürzung  der 
Kriegsdauer  —  vereitelt.  Durch  die  Verbindung  von  stehendem 
Heer,  Reserve  und  Landwehr  wird  jedoch  eine  Verminderung  des 
ersteren  zulässig  und  die  Bereithaltung  grosser  Streitkräfte  für  den 
Kriegsfall  mit  massigeren  Kosten  möglich. 

A.  Smith  hat  fUr  seine  Zeit  als  in  Europa  herrschende  Regel  aufgefahrt,  dass 
das  Heer  ohne  grossen  Nachtheil  nicht  über  I^Iq  der  Bevölkerung  betragen  dtlrfe. 
Eine  feste  Kegel  der  Art  lässt  sich  aber  nicht  wohl  aufstellen,  weil  zu  viele  und  zu 
verschiedenartige  Factoren  hier  einwirken.  Für  das  stehende  Heer  trifft  die  Quote 
übrigens  auch  jetzt  noch  mehrfach  annähernd  zu.  Vgl.  Kau,  Noten  zu  §.  74,  vor. 
Aufl.  dieses  Bands.  S.  246  u.  folgende  gcsetzl.  Bestimmungen:  Deutscher  Bund: 
Beschlüsse  v.  9.  April  1821,  13.  Sept.  1832  u.  24.  Juni  1841.  Beschluss  der  deutschen 
Nationalversammlung  vom  15.  Juli  1848.  Verfügung  des  Keichskriegsminist.  v.  12.  Aug. 
184S.  Verfassung  des  Nordd.  Bundes  v.  16.  Juli  1867,  §.  60:  die  Friedens- 
präsenzstärke des  Bundesheers  ist  bis  1871  1  Proc.  der  Volkszahl  von  1867.  Reichs- 
militärges.  v.  2.  Mai  1874:  Friedenspräsenzstärke  des  Heers  an  Cnterofficieren  und 
Mannschaften  (also  ohne  Officiere)  v.  1875—81  =  401,659  Mann,  worauf  die  Ein- 
jährig-Freiwilligen nicht  in  Anrechnung  kommen.    Die  Zahl  ist  dieselbe  wie  im  Ges. 
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F.  9.  Dec.  1S71,  d.  h.  gleich  \^Iq  der  ZoIlatrechn.-BeFÖlker.  7.  1867  u.  der  elsass- 
lothr.  BeTölk.  nach  d.  franz.  Zählung  v.  1S66.  Darch  Rcichsges.  y.  ß.  Mai  1880  ist 
die  Friedenspr&senzstärke  des  Reichsheers  f.  d.  Zeit  7.  1.  Apr.  1881 — 88  auf  427,274 
Mann  erhöht  worden.  Daza  kommen  jetzt  18,128  Officiere,  81,628  Dienstpferde. 
Offic.  n.  Mannsch.  ziemlich  genau  1  7o  ^^^  jetzigen  Bevölk.  —  In  Frankreich 
war  Tor  1848  der  Stand  340,000  Mann  oder  nicht  ganz  1  Proc.  Für  1864  war 
\,ohne  Gendarmerie)  der  Friedensstand  0*98  Proc.  der  Volksmenge.  Nach  dem  Ges. 
V.  1.  Febr.  1868  das  active  Heer  400.000  Mann,  über  1  Proc,  die  Reserve  ebensoviel, 
die  mobile  Nationalgardo  ungefähr  550,000  Mann.  Nach  der  Durchführung  des  neuen 
Militärges.  v.  1872  n.  des  Cadrcsgcs.  v.  13.  März  1875  sollte  d.  Efifectivbestand  d. 
actiren  Armee  (ohne  Gendarmerie^  463,308  Mann  u.  107,227  Pferde  betragen.  Für 
1882  wird  er  mit  471,701  Mann  u.  113,531  Pferden  angegeben,  d.  h.  auf  1.25% 
der  Bevölkerung.  S.  d.  Hauptpunctc  d.  neuen  Organis,  im  Goth.  Jahrb.  1876  (D.  Aus- 
gabe) S.  593—605.  —  Nach  v.  Firks  a.  a.  0.  S.  373  If.  war  um  1873—74: 

Prii>i1pn«Tirii<.  Erhöhung  der«.        Im  Kriege  zam        Die  verfl  Offen- 

-♦5?v«u-..«       für  Leistungen  im    Gof echt  bestimmt    sivarmee  betrigt% 
BtarKe  Mann  Kriege  xfach        Trupp. %d.  Bevölk.  d.  Bevölk. 

Deutsches  Reich                 422,300            3  48  fach                307  2*60 

Oesterreich-Üngam             273,800            365  „                   2*39  1*57 

Frankreich                           453,000            2-50  „                   2-51  1*76 

Gr.  Britann.  (Europa)           67,100            7*67  „                   150  0  29 

Italien                                  214,400             3*14  ,.                    2*27  1-39 

Rnssland  (Europa)              751,600            2.03  „                   1*85  100 

Schweiz                                   —                   —                       7  30  402 

Belgien                                  41,400            247  „                   1*86  130 

Holland                                  26,000            2*73  „                    174  0*99 
Ebendas.  S.  366  ff.  die  Vcrthcilung  der  europäischen  Heere  in  Waffengattungen    und 

in  Feld-,  Reserve-,  Besatzungs-  und  Landesverthcidigungstruppen,  sowie  die  spec.  Be- 
rechnung der  Offensivstärken. 

III.  —  Militärökonomik. 

Ran  hat  in  d.  5.  Ausg.  einige  sporadische  Bemerkungen  über  diesen  Pnnct  in 
§.  75  n.  76  (auch  §.  73,  Anm.  a.).  Die  bezüglichen  Erörterungen  wurden  in  die  von 
mir  besorgte  6.  Ansg.  Rau's  noch  fast  unverändert  herubcrgenommen.  Sie  reichten 
jedoch  nicht  mehr  ans  und  enthielten  vornemlich  nur  einige  eigentlich  selbstverständ- 
liche Sparsamkeits-  u.  ähnl.  Regeln.  Ich  habe  bei  der  2.  Aufl.  meiner  Neubearbeitung 
geschwankt,  ob  ich  ein  Eingehen  auf  den  Gegenstand  an  diesem  Orte  nicht  lieber 
ganz  unterlassen  sollte,  da  es  sich  hier  doch  nur  um  eine  ganz  kurze  Orientirung 
in  einem  Gebiete  handeln  kann,  bei  dem  das  practische  Detail  die  Hauptsache 
ist  and  wo  es  an  wissenschaftlichen  Vorarbeiten  fast  fehlt,  zumal  sich 
auch  bei  diesem  Gegenstand  deutlich  zeigt,  dass  auch  er  nach  seiner  ökono- 
mischen und  fiivanzielleu  Seite  nicht  sowohl  in  die  Finanz  Wissenschaft, 
als  in  die  Yerwaltungslehrc.  hier  in  die  Militärverwaltungslehre,  gehört 
Doch  schien  mir  bei  der  fast  noch  fehlenden  Ausbildung  der  letzteren  Disciplin 
auch  ein  solches  bloss  orientireudes  Eingehen  auf  diese  Specialfragen  der  „Mili- 
tärfinanzen'' hier  schliesslich  doch  zweckmässig.  S.  S.  248  ff.  d.  vor.  Aufl.  Die 
bezUgl.  Abschnitte  in  Stein 's  Lehre  vom  Heerwesen  (S.  215  ff.,  bes.  233  ff.,  s.  auch 
S.  18,  26  ff.)  enthalten  eine  umfassende  principielle  Erörterung,  in  der  sich 
St  ein 's  Meisterschaft  im  Schematisiren  und  FormuUren  wie  selten  zeigt,  aber  auch 
die  Einseitigkeit  dieser  Behandlungsweise  sich  besonders  fühlbar  macht.  Die  Grund- 
auächauung  über  das  Heer  als  „blos  consumirender  Körper*'  ist  ohnehin  grundfalsch. 
Vgl.  sonst:  Vergleich.  Darstell,  der  Wehrverhältn.  in  Europa  (v.  Osten*.  Generalstab) 
1871.  —  Von  besonderem  Interesse  ist  es,  zu  beobachten,  welche  Verschiedenheiten 
der  finanziellen  Regulirung  beim  Militärwesen  aus  dem  Princip  der  Zwangsstellung 
folgerichtig  hervorgehen,  verglichen  mit  den  Verhältnissen  des  Besoldungswesens  im 
gewöhnlichen  Staatsdienst.  Im  Folgenden  wird  daher  die  bezügliche  Erörterung  Über 
Besoldungspolitik  im  vor.  Kapitel  nach  dieser  Seite  ergänzt. 

§.  186.  Der  Finanzbedarf  des  Militärwesens  gestaltet  sich  nach 
dem  Wehrsystem  natürlich  sehr  verschieden  in  seiner  Höhe,  seiner 
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GliederuDg  nnd  zum  Theil  auch  noch  in  der  Art  seiner  Deckung. 
Man  muss  daher  bei  einer  finanziellen  Betrachtung  des  Militär- 
wesens von  einem  bestimmten,  in  seinen  Grundzügen  feststehen- 
den Wehrsysteni  ausgehen,  als  welches  hier  das  preussisch- 
deutsche,  jetzt  in  den  meisten  Continentalstaaten  ähnlich  be- 
stehende, im  vorigen  §.  kurz  geschilderte  angenommen  wird. 
Die  Verhältnisse,  welche  den  Finanzbedarf  des  Heers  und  der 
Flotte  betreffen,  kann  man,  vom  Standpuncte  der  Militärverwaltung 
aus  betrachtet,  als  Militärökonomik  zusammen  fassen.  Für  die 
Aufgaben  der  letzteren  ist  zu  unterscheiden: 

1.  Der  Friedens-  und  der  Kriegszustand.  Im  Folgen- 
den wird  die  Militärökonomik  nur  für  den  ersteren  genauer  be- 
trachtet. 

Es  ist  jedoch  nicht  zq  übersehen,  dass  das  Militärwesen  schliesslich  doch  im 
Frieden  für  den  Krieg  eingerichtet  wird,  uiu  Gesichtspunct ,  welcher  zumal  im 
jetzigen  Heerwesen  vorherrscht  und  nothwendig  auch  die  specicll  militärOkonomische 
oder  finanzielle  Regelung  beeinflusse.  Die  specicUen  Verhältnisse  im  Kriegszustand 
werden  mehrfach  unten  mit  berührt.  Besonders  von  demselben  handelt  unten  Abth.  V 
dieses  Abschnitts. 

2.  Im  Friedenszustand  muss  mehr  fast  als  bei  irgend 
einem  anderen  Verwaltungsetat,  mit  Ausnahme  desjenigen  grosser 
öffentlicher  Bauten  (Strassen,  Eisenbahnen  u.  s.  w.),  im  Militär- 
etat zwischen  denjenigen  Ausgaben,  welche  wirklich  ordentliche, 
und  denjenigen,  welche  „staatswirthschaftliche  Kapital- 
anlagen^' sind,  unterschieden  werden,  genau  in  Gemässheit  der 
in  §.  63  begründeten  Eintheilung  des  Finanzbedarfs 

Zu  solchen  einmaligen  oder  nicht  regelmässig  wiederkehrenden  Kapitalanlagen 
gehören  namentlich  die  durch  die  Fortschritte  der  Technik  im  System  der  An- 
griffs- und  Vcrtheidigungsmittel  (Werkzeuge,  Kriegsmaschinen,  Watten)  nnumgänglich 
werdenden  Neubauten  oder  umfassenderen  Umbauten  von  Festungen,  Kriegs- 
häfen, Kriegsschiffen,  die  Umgestaltung  der  Waffen;  femer  die  durch 
veränderte  Militärorganisation  (Erhöhung  des  stehenden  Heers  u.  s.  w.)  be- 
dingten neuen  oder  grösseren  Kasernirungs-,  Magazin-  und  ähnliche  Bauten. 
Auch  grossepolitische  Umgestaltungen,  Veränderungen  im  Staatsgebiete  u.  dgl.  m., 
machen  mitunter  solche  Ausgaben,  für  neue  Befestigungswerke  u.  s.  w.,  nöthig. 

Nach  grossen  Kriegen,  mögen  sie  mit  Sieg  oder  Niederlage  enden,  bildet  das 
sogen.  Rotablissement  der  Armee,  d.  h.  der  Wiederersatz  und  bez.  die  Verbesserung 
des  im  Kriege  verbrauchten  oder  als  ungenügend  befundenen  Waffen-  und  sonstigen 
Materials  (Fuhrwerke,  Kleidung  u.  s.  w.)  eine  ebenfalls  in  diese  Kategorie  gehörige 
Ausgabe,  welche  nun  im  Friedenszustand  zu  machen  ist.  Im  Militäretat  wird  auch 
gewöhnlich,  wenn  es  sich  wenigstens  um  einigermassen  erhebliche  Ausgaben  für 
diese  „Kapitalanlagen"  handelt,  grundsätzlich  richtiger  als  in  den  meisten  sonstigen 
Etats,  zwischen  der  .,ordentlichen"  und  einer  solchen  „ausserordentlichen**  Ausgabe 
unterschieden.  Nur  kleinere  Posten  der  genannten  Art,  für  die  etwa  durchschnitt- 
lich jährlich  vorkommenden  Erneuerungen  des  Materials  und  Neubauten  oder  für  eine 
militärische  Reform,  welche  absichtlich  nur  langsam  —  dann  freilich  oft  aus  finan- 
ziellen Rücksichten  erst  in  einer  Reihe  von  Jahren  —  durchgeführt  werden  soll, 
pflegen  in  das  gewöhnliche  Ordinarium  gestellt  zu  werden ,  z.  B.  der  Neubau  von 
Schilfen  zur  ersten  Grtlndung  einer  Flotte  oder  die  Neuanlage  von  Befestigungswerken. 
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Da  jedoch  der  einmal  gatgeheisscne  Zweck  solcher  Ausgaben  die  letzteren  meist  nicht 
als  verschiebliche  erscheinen  lässt,  so  ist  eine  solche  Regelang  des  Finanzbedarfs  für 
militärische  Reformen  die  Aasnahme:  Alles  Umstände,  welche  die  Militärökonomik 
anders  gestalten,  als  diejenige  einus  anderen  Staatsverwaltungszweiges. 

Die  ausserordentliche  Bedeutung  dieser  Kapitalanlagen  im  gegenwärtigen  Militär- 
budget ist  in  erster  Linie  die  Folge  der  veränderten  und  verbesserten  Technik  in 
den  Angriffs-  und  Vertheidigungsmitteln.  Einen  guten  Einblick  in  diese  Verhält- 
nisse gewähren  die  Verwendungen  des  Deutschen  Rciclis  ftlr  diesen  Zweck  nach  dem 
franzOs.  Kriege  v.  1870 — Tl.  Die  Hauptdaten  der  Rcichsfinanzstatistik  s.  o.  S.  422. 
Weiteres  Detail  nach  d.  Reichstagsacten  in  meinem  Art.  Reichsfinanzwesen  a.  a.  0. 
Vom  Retablissement  des  norddeutschen  Heeres  (incl.  Baden  und  Hessen)  kamen 
z.  B.  80-12  Mill  Thlr.  auf  verbessertes  Artillerie-  und  Waffen weson,  wovon  34-74  Mill.Thlr. 
auf  1,737,000  Stück  neue  Hinterladergewehre  zu  20  Thlr.  d.  Stück;  9*3  Mill.  Thlr. 
für  die  dazu  gehörigen  Patronen  (1000  Stück  scharfe  Patr.  kosten  jetzt  35,  früher 
nur  15  Thlr.):  17*93  Mill.  Thlr.  für  Ereatz  des  Artilleriematerials  (1  Batterie  29,870  Thlr., 
ebensoviel  wie  vorher  schon,  1  Munitionscolonne  31,370  Thlr.),  die  Munition  dafür 
3  34  Mill.  Thlr.  (1-5  Mill.  Schuss  zu  27*  Thlr.).  —  Der  auf  100  Mill.  Thlr.  veran- 
schlagte Fostungsneu-  und  Umbau  verlangt  besonders  wegen  des  neuen  Systems 
zahlreicher  detachirter  Forts  so  viel.  Bei  den  älteren  Festungen  sind  57  solcher 
Forts  zu  450—700,000  Thlr.  p.  Stück,  im  G.  zu  30  Mill.  Thlr.  veranschlagt.  Bei  der 
Marine  sind  es  die  Hafen  bauten  (Wilhelmshafen  hat  bis  1875  bereits  über 
38  Mill.  Thlr.  gekostet"!,  die  Schiffe,  bes.  die  Panzerschiffe  (eine  Panzer- 
fregatte 2 — 3*5  Mill.  Thlr.),  die  Küstenbefestigungen,  die  artilleristische 
Ausrüstung  der  Forts  und  der  Schiffe,  welche  so  riesige  Summen  beanspruchen. 
Vgl.  Näheres  über  d.  deutsche  Flotte  in  meinem  Reichsfinanzwes.  S.  147  ff. 
(Jahrb.  d.  D.  Reichs  HI).  —  Die  grossen  Ausgaben  für  diese  „Kapitalanlagen''  sind 
in  Deutschland  seit  1871  aus  der  französ.  Contribution  gedeckt  worden.  Sonst  sind 
hier  die  früher  dargelegten  allgemeinen  Grundsätze  der  Staatsbedarfsdeckung  anwend- 
bar, also  eventuell  auch  Anleihen;  wie  früher  im  Nordd.  Bunde  für  die  Marine  u. 
neuerdings  wieder  im  Reiche  (§.  66  ff.).  Bei  der  Vertheilung  der  betr.  Ausgabe 
auf  eine  Reihe  von  Jähren  empfiehlt  sich  Deckung  mit  ord.  Einnahmen,  die  auch 
dann  nicht  selten  ist,  denn  Anleihen  sind  hier  immer  misslich  bei  der  Unsicherheit 
der  Dauer  dieser  Anlagen  (neue  techn.  Fortschritte!). 

3.  Der  Finanzbedarf  des  Militärwesens,  insbesondere  der 
ordentliche,  lässt  sich,  wie  derjenige  anderer  Dienstzweige,  in 
Geld-  und  Natural-  und  in  Personal-  and  Realbedarf  ein- 
theilen.  Aber  diese  Eintbeilung  und  die  ihr  entsprechenden  Quoten 
des  ganzen  Bedarfs  haben  in  der  Militärökonomik  eine  manch - 
fach  andere  Bedeutung  als  in  der  Oekonomik  andrer  Ver- 
waltungen. 

§.  187.  —  4.  Natural-  und  Geldbedarf.  Die  Entwicklung 
der  Geldwirthschaft  im  Allgemeinen  und  die  Beseitigung  der 
meisten  Naturaleinnahmen  aus  privatwirthschaftlichen  Erwerbs- 
zweigen insbesondere  haben  zwar  auch  in  der  Militärverwaltung 
den  Geldbedarf  zum  vorherrschenden  gemacht.  Aber  die 
specifischen  Mängel  der  reinen  Geldwirthschaft  bei  der 
Befriedigung  der  Bedürfnisse  treten  im  Militärwesen  besonders 
scharf  hervor,  so  dass  hier  aus  diesem  Grunde,  im  Interesse  des 
Zwecks  selbst  wie  der  bei  seiner  Durchführung  betbeiligten  Per- 
sonen, mitunter  auf  die  naturalwirthschaftliche  Befriedigungsweise 
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der  Bedürfnisse  zurückgegriffen  oder  bei  derselben  stehen  geblieben 
werden  muss,  wenn  dies  auch  in  anderen  Zweigen  der  Staatsver- 
waltung unnöthig    oder   unzweckmässig  und  selbst  schädlich  ist 

Jene  Eventualität  lie^  besonders  in  zwei  B'ällen  vor: 

a)  Einmal,  wenn,  wie  im  Militärwesen  nicht  selten,  das  in  §.  151  für  solche 
Fälle  aufgestellte  Princip  zutrißl:  mangelhafte  priratwirthsc haftliche  Yer- 
kehrsconcurrenz,  weswegen  die  Militärverwaltung  oder  die  Militärpersonen  ihre 
Bedtlrfnisse  nach  gewissen  naturalen  Gatern  mittelst  Geldes  ungenügend  befriedigen. 
Im  Interesse  des  Diensts  wie  des  Dieners  muss  dann  mehrfach  Naturalbedarf  statt 
Geldbedarf  vorgesehen  werden,  was  demgemä&s  bei  dem  Personal-  und  Bealbedarf 
zu  theilwciser  Natural-  statt  Gcldbesoldung  und  zur  Eigenproduction 
gewisser  Bedarfsgegenstände  statt  des  Ankaufs  derselben  mittelst  Gelds  im  Verkehr  fuhrt, 
b)  Sodann  muss  —  bei  der  besonderen  Wichtigkeit,  welche  der  Verfügung  über 
gewisse  Bedarfsgegenstände  überhaupt,  von  richtiger  Art  und  zur  rechten  Zeit  Seitens 
der  Militärverwaltung  und  der  einzelnen  Militärpersonen  beizulegen  ist,  weil  davon 
die  sichere  Erfüllung  des  Zwecks  des  Militärwesens  wesentlich  mit  abhängt  —  die 
naturalwirthschaftliche  statt  der  geldwirthschaftlichen  Beschaffung 
des  Militärbedarfs  auch  sonst  noch  in  manchen  anderen  Fällen  vorgezogen  worden, 
wo  der  vorerwähnte  Mangel  der  Geldwirthscbaft  sich  sonst  nicht  störend  bemerkbar 
macht.  Dies  gilt  besonders  hinsichtlich  der  Befriedigung  gewisser  „Individual- 
bedürfnisse''  (G.  §.  139)  der  Militärpersonen,  namentlich  der  zur  sogen.  Mannschaft 
gehörigen.  Weil  jeder  Einzelne  nicht  nur  in  seinem  persönlichen,  sondern,  da  er  ein 
dienendes  Glied  im  Militärorganismus  ist,  auch  im  Dienstinteresse  solche  Be- 
dürfnisse richtig  befriedigen  soll,  muss  das  naturalwirthschaftliche  System  hier  mit- 
unter in  grösserem  Umfange  beibehalten  werden,  denn  es  ist  dasjenige,  welches  mehr 
als  das  gcldwirthschaftliche  die  genügende  Sicherheit  hierfür  bietet.  Daher  wiederum 
im  Besoldungswesen,  wenigstens  bei  der  Mannschaft,  mehr  Natural-  als  Geldbesoldung. 
Gut  motivirt  ?.  Stein,  Heerwes.  S.  236. 

Im  Kriegszustande  fehlt  die  privatwirthschaftliche  Ver- 
kehrsconcurrenz  oder  fungirt  sie  noch  mangelhafter,  während  die 
ordentliche  Befriedigung  auch  der  Individualbedürfnisse  der  Mi- 
litärpersonen vollends  die  Voraussetzung  des  Erfolges  ist.  Hier 
erweist  sich  daher  das  System  des  reinen  Geldbedarfs  noch  unzu- 
reichender. 

§.  188.  —  5.  Der  Personalbedarf.  Der  Militärfinanz- 
bedarf lässt  sich  wie  derjenige  anderer  Verwaltungszweige  in  die 
beiden  Hauptkategorieen  des  Personal-  und  Realbdarfs 
theileu;  je  nachdem  die  Finanzwirthschaft  dem  Staate  die  Sach- 
gtiter  (das  Geld)  zur  Herbeiziehung  der  unmittelbar  bedurften 
Arbeitsdienste  oder  der  ebenso  (natural)  bedurften  Sachgüter 
liefern  soll  (§.  150).  Aber  der  Personal-  wie  der  Realbedarf  muss 
im  Militärwesen  nach  dessen  eigenthümlicher  Natur  und  nach 
dessen  specifischen  Zwecken  mehrfach  anders  geregelt  werden, 
als  in  anderen  Zweigen  des  Staatsdienstes.  Es  geht  dies  zum 
Theil  schon  aus  den  obigen  Bemerkungen  tiber  den  Naturalbedarf 
hervor.  Jedoch  kommen  hier  auch  noch  andere  Momente  in 
Betracht.  Es  muss  namentlich  zwischen  dem  durch  Dienst- 
vertrag  beschafften   Personalbedarf  (Officierwesen) 
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nnd  dem  Mannschaftsbedarf  bei  gesetzlicher  Dienst- 
pflicht nnterschieden  werden.  Das  verschiedene  Vorgehen  be- 
dingt wesentlich  verschiedene  Einrichtungen.  Im  Unterschied  zum 
Werbesystem  wird  im  heutigen  Wehrsystem  der  grösste  Theil  des 
Heeres,  die  ,,Mannschaft'',  in  der  Regel  nicht  im  Wege  des 
Vertrags,  sondern  mittelst  Zwangs  dem  Staate  zur  Verfügung 
gestellt.  Im  Grossen  und  Ganzen  macht  hiervon  nur  das  Offi- 
eiercorps  (und  die  ihm  gleichstehenden  Militärbeamten  u.  s.  w.) 
eine  Ausnahme.  Nur  für  diese  ist  der  Militärdienst  der  Segel  nach 
frei  gewählter  Lebensberuf.  Bei  den  fibrigen  Soldaten  tritt 
die  vertragsmässige  Herbeiziehung  der  Arbeitskräfte  meistens 
nur  fUr  die,  die  gesetzliche  Dienstzeit  überschreitende,  längere 
Dienstzeit  ein,  z.  B.  bei  einem  grossen  Theile  des  Unterofficier- 
corps.  Für  alle  Anderen  ist  der  Militärdienst  kein  freigewählter 
Beruf,  sondern  die  Leistung  einer  staatsbürgerlichen  Pflicht 
in  der  Form  eines  persönlich  zu  übernehmenden  (Na- 
tural)dienstes,  —  einer  Pflicht,  welche  ihr  nächstes  Analogon 
in  der  Steuerpflicht  hat.  Für  die  finanzielle  Regelung  des 
Personalbedarfs  im  Militärwesen  ergeben  sich  aus  diesen  Ver- 
hältnissen wichtige  Folgerungen. 

a)  Der  durch  Dienstvertrag  beschaffte  Personal- 
bedarf. Die  finanzielle  Ordnung  dieses  Theils  des  Personal- 
bedarfs, also  insbesondere  die  Ordnung  des  Besoldungswesens  des 
Officiercorps,  hat  in  der  Hauptsache  nach  den  allgemeinen 
Grundsätzen  der  Besoldungspolitik  im  Staatsdienste 
(§.  152  ff.)  zu  erfolgen.  Abweichungen  werden  aber  einmal 
nach  dem  oben  dargelegten  naturalwirthschaftlichen  Ge- 
sichtspuncte,  daher  besonders  im  Kriegszustande,  sodann  in 
einigen  Puncten  auch  nach  der  specifischen  Natur  des 
Militärdienstes,  verglichen  mit  dem  sonstigen  Staatsdienst, 
bedingt. 

Solcher  Pancte  sind  mancherlei,  die  wichtigsten  wohl  die  folgenden: 
a)  Der  Militärdienst  bringt  aach  im  Frieden  besondere  Last,  grössere  körper- 
liche Anstrengung,  weitere  Beschränkung  der  individuellen  Freiheit  (Disciplin)  mit 
sich,  wofOr  theils  in  der  materiellen  Besoldung,  theils  in  gewissen  Ehrenvortheilen 
(.§.  153),  theik  in  der  Aussicht  auf  spätere  Versorgung  im  Cinidienst  —  so  besonders 
aach  bei  den  über  die  gesetzliche  Zeit  hinaus  dienenden  Mannschaften ,  (Unterofü- 
cicren  u.  s.  w.)  —  eine  gewisse  Gompensation  gewährt  worden  muss,  wenn  auf  ein 
genügendes  Angebot  der  erforderlichen  Arbeitskräfte  des  Dionstzweigs  soll  gerechnet 
werden  können.  Zur  Sicherung  des  Staats  in  letzterer  Hinsicht  dient  auch  die  Ein- 
richtung, die  Kosten  der  Vorbildung  des  Militärs  ganz  oder  grosscntheils  auf  den 
Staat  zu  übernehmen,  so  dass  dann  auch  bei  kleinerem  Gehalte  der  Dienst  lockend 
erscheint,  weil  ein  Hauptposten  der  Selbstkosten  der  Arbeit,  die  Amortisation  und 
Verzinsung  des  Erziehungs-  und  Bildungskapitals  (§.  163)  wesentlich  verringert  wird. 

A.  Wat^ner,  Fia9mzwl«*ioiLHohaft  I.     3.  Aufl.  28 
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In  dieser  Weise  wirken  die  öffentlichen  militärischen  Erziehungs-  und 
Bildungsanstalten,  von  denen  jene,  die  Cadettenhäuser,  weniger  die  Militär- 
Waisenhäuser,  freilich  die  Gefahr  einer  kastenartigen  Absonderung  des  militärischen 
Berufsstands  und  der  ihm  romemlich  sich  widmenden  Familien  von  der  übrigen  Be- 
völkerung mit  sich  bringen. 

Die  Ansprüche  auf  „Civilversorgung"'  sind  mehrfach  als  ein  Mittel,  zum 
Militärdienst  anzueifem,  in  ein  System  gebracht  worden.  Vgl.  f.  Preussen  bes.  d. 
C.-O.  V.  20.  Juni  1867  über  d.  Civilversorg.  u.  Civilanstell.  d.  Militärpers.  d.  Heers 
u.  d.  Marine  vom  Feldwebel  abwärts  (Reglern,  v.  16.  Juni  1867),  u.  a.  bei  Briesen 
a.  a.  0.  S.  496  ff.  F.  d.  D.  Reich  Militärpensionsges.  v.  27.  Juui  1871  §.  58,  75  ff. 
(Civilversorgung  f.  Invalide),  Ges.  v.  4.  Apr.  1874  §.  10  (ünterofficiere ,  welche 
nicht  als  Invalide  versorgungsberechtigt,  erhalten  nach  12 jähr.  acCivem  Dienste  bei 
fortgesetzter  guter  Führung  den  Ansprach  auf  Civilversorgung).  —  Yerbesser.  d.  Lage 
d.  Ünterofficiere  (noch  immer  kaum  genügend,  um  den  Mangel  zu  heben)  durch  Reichs- 
gesetz V.  14.  Juni  1873.  —  Deutsches  Reich,  Et  f.  1876:  Cadettenanstalten  1173  Mill.  M., 
ferner  in  Baiern  0090  M.  M.,  Militärknabenerziehungsinstit.  u.  Gamisonschulen  resp. 
0.349  u.  0048  M.  M.  Reichset.  f.  1883/84  f.  Militärerzich.  u.  Bildungswesen  überh. 
(ohne  Baiem)  4*81  Mill.  M. 

ß)  Femer  führt  der  Ofiicierberuf,  theils  in  Verbindung  mit  den  Dienst- 
pflichten, z.  B.  in  Bezug  auf  Waffen,  Kleidung,  Pferdehaltung,  theils  wohl  oder  übel 
in  Verbindung  mit  gewissen,  wenigstens  nicht  auf  einmal  zu  beseitigenden  und 
für  den  Einzelnen  nothwendig  mehr  oder  weniger  mit  massgebenden  Sitten  in  der 
Lebensweise  und  im  persönlichen  Auftreten,  zu  gewissen  Extraausgaben 
im  Vergleich  zum  Civibtaatsdienst ,  welche  eine  Compensation  in  der  Besoldung  for- 
dern, wenn  auf  genügende  Versorgung  des  Personalbedarfs  Seitens  des  Staats  gerechnet 
und  der  Oflicierdienst  nicht  vollends  wenigstens  thatsächlich  das  mehr  oder  weniger 
exclusive  Privileg  gewisser  begüterterer  Volksciassen  werden  soll. 

y)  Insoweit  endlich  der  Militärdienst  grössere  körperliche  Tüchtigkeit 
verlangt  oder  dieselbe  vermindert  oder  zum  Tode  des  Militärs  führt,  da- 
her besonders  im  Kriege,  muss  das  militärische  Pensionswesen  anders  als  im 
Civildienst,  im  Allgemeinen  für  den  Dienenden  günstiger  eingerichtet  werden,  so- 
wohl das  eigentliche  oder  Ruhegehalts-  als  das  Wittwen-  und  Waisenpensions- 
wesen. D.  Rcichsges.  v.  27.  Juni  1871  und  4.  April  1874.  Oesterr.  Ges.  v. 
27.  Dec.  1875. 

Manche  einzelne  Abweichungen  hierin  und  im  Besoldungswesen  des  Officiers 
gegenüber  dem  Civilstaatsdiener  sind  freilich  nur  ein  zufälliges  historisches 
Privileg  des  ersteren  Standes,  das  entweder  beseitigt  oder  dem  Civildienst  gleichzeitig 
/.u  Thcil  werden  müsste,  z.  B.  die  Bestimmung,  dass  im  Militärdienst  die  Pensionirung 
von  einem  gewissen  Alter  an  ohne  Nachweis  der  körperlichen  Untauglichkeit  von 
dem  Dienendeu  gefordert  werden  kann  (§.  159).  Manche  Mängel,  wie  wenigstens  bis 
vor  Kurzem  in  den  unteren  Dienststufen  immer  noch  zu  kleine  Gehalte,  theilt  der 
Officierdienst  und  mehr  noch  der  untere  ßerufsmilitärdienst  (länger  dienende  ünter- 
officiere u  s.  w.)  zum  Schaden  des  Dienstintercsses  selbst  übrigens  auch  heute  noch 
mit  dem  Civildienste,  obwohl  in  neuerer  Zeit  im  Ganzen  bei  jenem  mehr  Verbesserungen 
als  bei  diesem  eingetreten  sind. 

Ueber  die  Gehaltsvcrhältnisse  im  deutschen  Heer  s.  Hirth^s  Annalen  1873, 
S.  76  S.  Die  Gehalte  vom  Regimentscommandeur  abwärts  sind  mehrfach  etwas  ver- 
schieden nach  den  Waffen.  Zu  einer  Vergleichung  der  Durchschnittssätze  der  Chargen 
kann  man  das  auf  Grund  der  Bestimmungen  des  Pensionsgesetzes  v.  1871  berechnete 
„pensionsföhige  Diensteinkommen*'  benutzen,  bei  welchem,  wenn  es  im  Ganzen  über 
4000  Thlr.  beträgt,  jedoch  nur  die  Hälfte  angerechnet  wird.  Es  beträgt  für  den 
command.  General  7330,  Chef  des  Gencralstabs  u.  and.  ähnl.  Posten  6330,  Divisious- 
commandeur  als  Generallieutenant  5009,  dsgl.  als  Generalmajor  4509,  Generallieutenant 
mit  dem  Gehalt  s.  Grads,  aber  ohne  Dienstzulage  4259,  Brigadecommandeur  als  General- 
major 3720,  Generalmajor  mit  dem  Gehalt  s.  Grads,  aber  ohne  Dienstzulage  3420, 
Brigadecommandeur  als  Oberst  3320,  Stabsofficier  als  Regimentscommandeur  2S88,  dsgl. 
als  Bataillonscommandeur  2013,  Hauptmann  u.  Rittmeister  1.  Cl.  1513,  dsgL  2.  CL  913, 
Hauptmann  3.  Cl.  774,  Prem.-Lieut.  631,  Sec.-Lieut.  571  Thlr.  Im  Jahre  1872  sind  bei 
einer  Anzahl  Officiere  Aufbesserungen  erfolgt;  dann  1873  (Ges.  v.  30.  Juni  1S73)  die 
erheblichen   Wohnungsgclder    (§.    161)    hinzugekommen,    die    nach    Ortsclassen    f.    d. 
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oberste  Officierclasse  200 — 500,  f.  Stabsofiiciere  mit  Regimentscomm.-Rang  180 — 400, 
f.  and.  Stabsofficiere  u.  Hauptleute  120 — 300,  f.  Lieutenants  72 — 140  Thlr.  betragen. 
—  Eine  Rolle  spielen  auch  die  Dienstzulagen,  die  vom  Brigadecommandeur  auf- 
wSrts  in  das  pensionsf&bige  Diensteinkommen  eingerechnet  werden.  Sie  betragen 
6000  Thlr.  beim  command.  General,  4000  u.  2000  bei  gew.  and.  Stellen,  1500  beim 
Difisionscommandeur,  300  beim  Brigadecommandeur,  Summen,  aus  denen  aber  z.  Tb. 
die  Kosten  f.  BnreaubedUrfnisse  zu  bestreiten  sind. 

Die  Höhe  des  ganzen  Finanzbedarfs  für  das  Vertrags- 
massig  zn  beschaffende  Militärpersonal  hängt  dann  schliesslich 
von  der  Zahl  der  Officiere  n.  s.  w.  und  des  länger  als 
die  gesetzliche  Zeit  dienenden  Unterpersonals  sowie 
von  dem  Verhältniss  dieser  Zahlen  zu  derjenigen  der  eigent- 
lichen Mannschaft  ab.  Hier  muss  nach  technischen 
Rücksichten  der  Heeres-  und  Flottenverwaltnng  entschieden  werden. 
Die  Zahl  der  Oberofficiere  in  höhern  Chargen  mag  hie  nnd  da, 
besonders  in  kleinen  Staaten  zn  gross  gewesen  sein.  Gewöhnlich 
wird  umgekehrt  ans  finanziellen  Rücksichten  die  Zahl  der  Officiere 
eher  zn  niedrig  als  zu  hoch  gehalten ,  was  bei  der  eminenten  Be- 
deutung einer  genügenden  Anzahl  Officiere  und  gedienter  Unter- 
ofificiere  für  die  eigentliche  Kriegsleistung  des  Militärs  dem  Zweck 
der  ganzen  Militärinstitution  nicht  entspricht. 

Im  Deutschen  Reich  kommen  (lS7o)  auf  1  Infanterieregim.  1  Comman- 
deuT,  1  Stabsofficier,  3  Bataillonscomm.,  6  Hauptl.  1.  CI.,  6  dgl.  2.  Gl.,  12  Prcmier- 
lieatenants,  28  Secondelts.,  zus.  57  Officiere,  auf  1721  Mann  (v.  Feldwebel  abwärts). 
Damal.  Kosten  der  6eld?erpflegung  eines  Infanterieregiments  118.584  Thlr.  (ohne 
Aerzte),  woron  34,760  Thlr.  f.  d.  Officiere.  1  Dragoner-  od.  Husarenregiment  55,883, 
woran  anf  die  Officiere  16,550,  1  Feldartillerieregim.  151,068  Thlr.,  woFon  ca.  35,600 
auf  die  Officiere.  — 

§.  189.  —  b)  Der  Mannschaftsbedarf  bei  gesetzlicher 
Dienstpflicht.  Wesentlich  andere  Ornndsätze  sind  für  die 
fiBanzieUe  Regelung  dieses  Theils  des  militärischen  Personalbedarfs 
zur  Geltung  zu  bringen.  An  und  für  sich  würde  es  dem  Wesen 
dieser  Dienstpflicht  entsprechen,  wenn  der  Soldat  sich  selbst  unter- 
hielte,  wie  dies  in  früheren  Wehrsystemen  auch  in  gewissem  Um- 
fange der  Fall  war,  wo  selbst  die  Bewaffnung  oft  vom  Einzelnen 
gestellt  wurde.  Wenn  der  Staat  jetzt  allgemein  die  Unterhaltung 
der  dienstpflichtigen  Mannschaft  übernimmt,  so  geschieht  dies  zu- 
nächst im  Interesse  des  Dienstes  selbst,  sodann,  weil  ein 
grosser  Theil  der  Pflichtigen  nicht  im  Stande  ist, 
sich  aus  eigenen  Mitteln  während  einer  Zeit  zu  erhalten, 
in  welcher  der  Staat  die  Erwerbsarbeit  so  gut  wie  unmöglich 
macht,  endlich  auch,  um  die  Lasten  des  Kriegsdienstes 
gleichmässiger  auf  die  Bevölkerung  zu  vertheilen.  Es 
sind  dann  namentlich  zwei  Fragen  yon  allgemeinerer  Bedeutung, 
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zn  eröiteiD,  nemlich  wie  die  Höhe  der  ,, Besoldung "  des  Dienst- 
pflichtigen — wenn  die  gewährte  Unterstützung  in  Ermangelung  eines 
andren  allgemeinen  Namens  noch  so  genannt  werden  darf  —  zu  be- 
messen und  in  welcher  Zahlungsform  diese  Besoldung  zu 
gewähren  ist. 

a)  In  ersterer  Hinsicht  können  die  gewöhnliehen  Grund- 
sätze der  Lohngestaltung,  welche  auch  die  Besoldung  der  Beamten 
bestimmen  müssen,  fttr  die  Personen  im  gesetzlichen  Wehrdienst 
nur  zum  Theil  massgebend  sein.  Denn  gegenüber  einer  allge- 
meinen Dienstpflicht,  welche  der  Einzelne  an  die  Gemeinschaft 
zu  erfüllen  hat  für  die  ihm  durch  die  letztere  gewährten  Be- 
dingungen seines  Gedeihens,  kann  von  eigentlichem  Lohne,  in 
welchem  eine  Belohnung  liegt,   überhaupt  nicht  die  Rede  sein. 

Von  den  einzelnen  Posten  der  Selbstkosten  der  Arbeit  (§.  161) 
muss  Yomemlich  nur  der  erste,  die  Deckung  des  Lebens- 
bedarfs während  der  Dienstzeit  selbst,  in  dem  dem 
Pflichtigen  gewährten  Unterhalt  ersetzt  werden. 

In  ausreichender  Weise,  so  dass  die  Erhaltoag  oder  Wiederemeuerang  der 
im  Dienste  meist  stark  in  Anspruch  genommenen  Kr&fte  mit  möglichster  Sicherheit 
rerbUrgt  ist,  worin  die  Verpflegung  leider  mitunter  zu  wünschen  ttbrig  lässt,  aber  im 
Wesenüicben  nur  in  dem  Umfange,  dass  die  „Existenzbedttrfnisse  zweiten 
Grads''  (nach  meiner  Terminologie  in  d.  Grundlegung,  §.  96),  d.  h.  diese  Bedürf- 
nisse in  der  nach  dem  Lebensmassstabe  der  Masse  der  Berölkerung  üblichen  Weise 
Befriedigung  finden.  Denn  es  handelt  sich  hier  nur  um  die  Gewährung  der  Mittel, 
durch  weiche  jeder  Dienstpflichtige  in  seinem  und  im  Gesammtinteresse  sicher  in  den 
Stand  gesetzt  wird,  dieser  seiner  Pflicht  ordentlich  nachzukommen.  Darüber  hinaus 
können  vom  Staate  während  der  Dienstzeit  keine  Mittel  beansprucht  werden.  Eine 
Erhöhung  des  Unterhaltes  wird  daher  auch  nicht  nach  dem  socialen  und  ökono- 
mischen Stande  des  Pflichtigen  —  wie  bei  dem  eigentlichen  Beamten  und  dem  Offi* 
cier,  wo  dur  standesgemässe  Unterhalt  (§.  161)  zu  gewähren  ist,  —  erfolgen  dürfen, 
sondern  nur  im  Dienstinteresse  selbst  nach  der  militärischen  Rangclasse,  welche  der 
Soldat  während  der  Zeit  seiner  Dienstpflicht  etwa  erlangt  und  deren  Erlangung,  wieder 
in  erster  Linie  im  Dienstinteresse,  auch  durch  solche  Vortheile,  wie  höherer  Sold  und 
dergleichen,  erstrebenswerth  gemacht  werden  soll. 

Beispiel  der  Soldabstufung  in  d.  deutschen  Infanterie  1873:  monatl.  der 
Gemeine  3,  der  Gefreite  3*5,  die  Unterofificiere  nach  3  Classen  5,  6*5,  7*5,  die  Sergeanten 
nach  2  Gl.  S'5  u.  10-5,  die  Feldwebel  15  Tlilr.  an  Geldsold.  Seitdem  sind  kleine 
Erhöhungen  f.  d.  Unterofficiere  eingetreten.  Fur  das  Jahr  erhalten  gegenwärtig  an 
Geldlöhnung  bei  den  gewöhnl.  Infant.regimentem  die  Gemeinen  126,  Gefreiten  144, 
Unterofficiere  in  D.  306,  Sergeanten  i.  D.  432.  Yicefeldwebel  540,  Feldwebel  720  M. 

Die  übrigen  Posten  der  Selbstkosten  der  Arbeit  (§.  163) 
kommen  bei  der  Berechnung  der  dem  Dienstpfliehtigen  aus  Staats- 
mitteln zn  gewährenden  Subvention  nur  ausnahmsweise  in 
Betracht. 

Eine  angemessene  Entschädigung  aus  den  Mitteln  der  Gemeinschaft,  in  deren 
Interesse  der  Einzelne  zum  Militärdienst  Ferpflichtet  wird ,  muss  nur  in  allen  den 
FäUen  gegeben  werden,  wo  der  Einzelne  durch  den  Dienst  nachweisbar  Schaden  er- 
leidet. Es  ist  deshalb  einmal  im  Kriege,  dann  auch  soweit  als  möglich  im  Friedens- 
dienste ein  Pensionsanspruch   für  die  Dienstpflichtigen  zuzugestehen,  for  Allem 
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fiir  durch  den  Dienst  invalide  gewordene,  —  vgL  die  neuen  deutschen  u.  Osterr. 
Militäipensionsgesetze,  so  bes.  d.  deutsche  Ges.  v.  27.  Juni  1871,  §.  58  ff.  (in  §.  59  auch 
die  F&Ue  der  Dienstbeschftdig.  im  Frieden,  worunter  auch  d.  ,4nnere  Dienstbeschäd.'' 
bei  acti?em  Dienste,  d.  contag.  Augenkrankheit).  Oesterr.  Ges.  ?.  25.  Dec.  1875, 
§.  72  ff.,  §.4;  —  sodann  in  gewissem  Umfange  auch  ein  Wittwen-  und  Waisen- 
pensionswesen. (Deutsches  Ges.  v.  1871,  ^.  94,  regelmässig  nur  f.  d.  Hinterbliebenen 
der  im  Kriege  oder  auf  gewissen  Seereisen  Verstorbenen).  Bezügliche  Einrichtungen 
sind  auch  für  den  Friedenszustand  im  Princip  gerechtfertigt.  Wenn  sich  ihre  prac- 
tische  Bedeutung  auf  im  Dienst  ohne  eigenes  Verschulden  erlittene  Unfälle  meist 
zu  beschränken  pflegt,  so  ergiebt  sich  dies  aus  der  Schwierigkeit,  in  anderen  Fällen, 
daher  besonders  bei  inneren  acuten  und  chronischen  Krankheiten,  den  Causalnexus 
zwischen  dem  Dienste  und  dem  Krankheitsschaden ,  der  im  Allgemeinen  vorhanden 
sein  mag,  speciell  nachzuweisen.  Weitere  Ausbildung  der  Krankheitslehre  würde  hier, 
wie  beim  Civildienst,  die  Berücksichtigung  auch  solcher  Fälle  im  Pensionswesen 
vielleicht  möglich  machen,  was  gerade  im  Militärdienst  besonders  erwünscht  wäre. 
(S.  mein  Beichsfinanzwesen  in  Holtzendorff's  Jahrb.  III,  178). 

Im  Ganzen  kann  daher  die  Besoldung  der  Dienstpflichtigen 
eine  auf  den  Ersatz  des  erstgenannten  Postens  der 
Selbstkosten  der  Arbeit  sich  beschränkende  sein^  mit- 
hin hinter  dem  normalen  Darchschnittssatz  des  gemeinen  Arbeits- 
lohns etwas  zartickbleiben. 

Wie  viel  zu  geben  ist,  hängt  dann  zunächst  von  den  allgemeinen,  aus  der 
Katnr  des  Menschen  folgenden  und  von  den  speciellen,  nach  den  Zeit-  und  Landes- 
verh&ltnissen  sich  richtenden  Umständen  ab,  welche  die  Höhe  des  nothwendigcn  Dotcr- 
haltsbedarfs  überhaupt  bestimmen:  in  Betreff  des  wichtigsten  Thcils  dieses  Bedar&, 
des  Nahrungsbedarfs,  entscheidet  daher  die  Physiologie  der  Ernährung  darüber, 
wie  viel  erforderlich  ist,  unter  Berücksichtigung  des  Einflusses  des  Klimas  u.  s.  w. 
Aebnlich  bestimmt  sich  der  nothwendige  Aufwand  für  die  sonstigen  körperlichen  Be- 
dürfiiisse,  wobei  die  Volk ssitte  immer  mit  spricht.  Daneben  muss  ferner  stets  der 
Eindass^  des  Militärdlensts  als  einer  besonderen  Arbeitsart  mit  berück- 
sichtigt werden:  sowohl  beim  Nahrungs-,  als  bei  dem  sonstigen  materiellen  Bedarf. 
Ea  fo^  daraus  auch,  dass  im  Kriegsdienst  regelmässig  der  Unterhaltsbedarf  höher 
ajiZQSchlagen  ist  (Kegelmässig  wird  schon  in  der  Verpflegung  in  der  Garnison  und 
in  Bivouaks  und  Lagern  ein  Unterschied  gemacht.  Im  deutschen  Heere  wird  in 
letzteren  die  grosse  Victualienportion  (unter  Einbehaltung  des  zum  Mittagessen 
bestimmten  Löhnungsantheils  und  des  Verpflegungszuschusses)  gewährt,  nemlich  250  Gr. 
Fletsch,  120  Gr.  Reis  oder  150  Gr.  Graupen  oder  Grütze,  300  Gr.  Hülsenfrüchte  oder 
2000  Gr.  Kartoffeln  oder  170  Gr.  Erbsenmehl,  25  Gr.  Salz,  15  Gr.  gebrannter  Kafi'ee). 
Eine  zu  knappe  Bemessung  dieses  Bedarfs  ist  im  Kriegs-  und  Friedensstandc  eben- 
so sehr  gegen  das  Interesse  des  Dienstes  wie  des  Pflichtigen.  Sie  führt  entweder 
zn  kümmerlicher  Lebensweise,  wobei  der  Dienstpflichtige  für  sein  ganzes 
Leben  Schaden  leiden  kann,  oder  zu  der  Nothwendigkeit  einer  Ergänzung: 
des  Bedarfs  aus  anderen  Hilfsquellen,  im  Kriege  zum  Raube,  im  Frieden 
weDigstens  zu  Zuschüssen  der  Familien,  einer  schlechten  Art  Steuern,  welche  als 
schwere  Last  empfunden  werden  und  die  einzelnen  Bevölkerungsclassen  zudem  sehr 
ungleich  treffen. 

ß)  Die  Zahl ungs form  der  Besoldung  des  gesetzlich  Dienst- 
pflichtigen kann  im  Interesse  des  letzteren  wie  mehr  noch  in  dem- 
jenigen des  Dienstes  selbst  nur  zum  Theil  die  Geldbesoldang 
sein.  Denn  diese  Form  gewährt  keine  hinlängliche  Sicherheit 
dafUr,  dass  die  erhaltene  Geldsumme  vom  Soldaten  richtig  zur 
Bestreitung  des  Unterhaltsbedarfs  verwendet  wird.  Davon 
hängt    aber   die    Leistungsfähigkeit   des    einzelnen    Mannes    und 
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schliesslich  des  ganzen  Heeres  ab.  Dazu  kommt  die  Zweck- 
mässigkeit einer  theil weisen  N  a  t  u  r  a  1  besoldung  aus  den  oben 
angeführten  Gründen  grade  hier.  Auch  lässt  sich  die  Beschaff- 
ung des  Unterhaltsbedari's ;  wenn  sie  im  Grossen  erfolgt, 
billiger  einrichten,  als  wenn  der  einzelne  Mann  für  sich  selber 
allein  sorgt.  Bei  einzelnen  Bedürfnissen ,  wie  bei  der  Kleidung 
und  der  Wohnung  (Kasernirung)  kommen  auch  noch  specielle 
Militärinteressen  zugleich  mit  dem  Gesichtspuncte  der  Gewährung 
des  Unterhaltsbedarfs  zur  Berücksichtigung.  Dies  Alles  hat  zur 
Folge,  dass  der  finanzielle  Personalbedarf  bei  der  dienst- 
pflichtigen Mannschaft  zum  Theil  in  einen  finanziellen 
Real  bedarf  sich  verwandelt,  und  nach  den  finanziellen  Grund- 
sätzen des  letzteren,  besonders  ein  Theil  des  Unterhaltsbedarfs 
ähnlich  wie  der  Waffenbedarf,  geregelt  werden  muss.  Die  eigen- 
thümliche  Folge  der  Thatsache,  dass  es  sich  dabei  jedoch  eigent- 
lich um  einen  Personalbedarf  handelt,  zeigt  sich  in  den  besonderen 
Einrichtungen  und  Mässregeln,  welche  zur  richtigen  Verthei- 
1  u  n  g  der  Bedarfsartikel  an  die  Einzelnen  getroffen  werden 
müssen. 

Der  Unterhaltsbedarf  wird  dem  Soldaten  daher  regelmässig 
in  der  Praxis  —  und  principiell  ganz  richtig  —  gewährt  in  der 
vierfachen  Form  von  Naturalquartier,  von  Naturalbe- 
kleidung, von  Naturalverpflegung  fdr  einen  Haupttheil 
des  Nahrungsbedarfs,  endlich  nur  zum  Best  in  der  Form  von 
Geldverpflegung  oder  eigentlicher  Löhnung  (Sold). 

Vgl.  Stein,  Heerwesen,  S.  286,  244  ff. 

(1.)  Das  Naturalquartier  ist  durch  die  ökonomische  Lage  der  Mannschaft  und 
durch  das  BedUrfniss  des  Militärdienstes  selbst  gleichmässig  geboten,  im  Friedens- 
wie  im  Kriegszustande.  Es  kann  durch  Einquartierung  der  Mannschaft  bei  den 
Bürgern  und  durch  Kasernirung  beschafit  werden.  Die  erste  Form  ist  im  Kriege 
unentbehrlich,  sie  war  auch  ftlr  den  Friedenszustand  früher  die  Forwaltende.  & 
Interesse  der  militärischen  Disciplin  und  der  Befreiung  der  Bürger  ?on  einer  stets 
druckenden  und  auch  bei  Gewährung  einer  Entschädigung  niemals  gleichmässig  Ter- 
theilten  Last  ist  die  Kasernirung  vorzuziehen  und  auch  in  unseren  Staaten  immer 
allgemeiner  geworden,  wenigstens  in  den  Städten.  Sie  setzt  natürlich  eine  ziemlich 
feste  und  gleichbleibende  Vertheilung  der  Truppen  nach  Menge  und  Waffengattung 
im  Staatsgebiet  voraus,  —  eine  Einrichtung,  welche  auch  sonst  wegen  der  localeu 
volkswirthschaftlichen  Wirkung  der  Militärausgaben  wünschenswerth  ist  (Etegelnng  des 
Garnisonwesens).  —  Vgl.  d.  Bundesges.  über  d.  Qaartierleist.  f.  d.  bewaffn.  Macht 
im  Frieden  v.  25.  Juni  186b.  Die  Fürsorge  f.  d.  räuml.  Unterbringung  der  bewaffn. 
Macht  ist  nach  §.  1  eine  Last  d  es  Bundes,  deren  Naturalleistung  nur  gegen 
Entschädigung  gefordert  werden  kann,  nach  d.  näh.  Bestimmungen  d.  Gesetzes. 
Für  den  Kriegszustand,  d.  i.  nach  eingetretener  Mobilmachung,  gilt  das  Reichsges. 
y.  13.  Juni  1875,  s.  bes.  §.  3,  9,  14,  mit  beschränkter  Vergütung  f.  Naturalquarder. 
Die  Anlegung  der  Kasernen  und  die  erste  Beschaffung  ihres  In- 
v'entars  gehört  dann  zur  staatswirthschaftlichen  Kapitalanlage.  Es  ist 
dabei  in  finanzieller  Hinsicht  nach  den  allgemeinen   Grundsätzen  des  Bauwesens 
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and  der  BeschafiTung  des  Realbodarfs  zu  verfahren  (§.  168  ff.).  Die  Instand- 
haltung der  Kasernen  und  ihres  Inventars  gehört  zur  ordentlichen  Ausgabe. 
Es  kann  dabei,  um  das  Princip  der  Wirthschaftlichkeit  möglichst  zur  Geltung  zu 
bringen,  das  System  der  Gewährung  von  Pauschsummen  an  jeden  kaseniirten 
Truppenkörper  und  dessen  Abtheilongen  befolgt  werden. 

Die  Etats  des  D.  Reichs  enthalten  in  den  letzten  Jahren  bedeutende  Summen 
für  Kasernen  u.  ähnL  Bauten  unter  den  ,,einmaligen  Ausgaben'*  im  ,,ausserord.  £t'\ 
z.  B.  18S0/81  12-38,  81/82  IMT.  82/83  8"27,  83/84  4*85  M.  M.  (incl.  jährl.  einige 
100,000  M.  an  Kostenerstattungen  für  aus  Landesmitteln  erbauten  Kasernen).  Aus 
der  französisch.  Kriegsentschädigung  wurden  durch  Ges.  v.  8.  Juli  1 872  u.  A.  9*5  Mill.Thlr. 
angewiesen  f.  die  erste  Einrichtung  der  Kasernen,  Stallungen  u.  sonst.  Garnisonanstalten 
in  Elsass-Lothringen.  —  Da  es  sich  Übrigens  bei  dem  Bau  von  Kasernen  u.  s.  w.  um 
eine  nur  allmälig  durchzuführende  Aufgabe  handelt,  kann  die  Einsetzung  der  be- 
treffenden Quoten  in  den  gewöhnL  Etat  ausreichen,  ohne  dass  dann  auch  dafür  ausser- 
ordentl.  Einnahmen  flüssig  gemacht  werden.  —  Ueber  die  laufende  Ausg.  f.  Kaseinen- 
wesen  s.  u. 

(2.)  Die  Bekleidung  fällt  bei  dem  Soldaten  in  besonderem  Maasse  unter  den 
doppelten  Gesichtspunct  eines  Artikels  des  individuellen  Bedarfs  und  der  mili- 
tärischen Ausrüstung.  Wesentlich  deshalb  die  Naturalbekleidung,  wenigstens 
für  die  Hauptgegenstände.  Die  Anschaffung  kann  im  Submissionswege  oder,  viel- 
fach nicht  Unpassend,  in  eigenen  Militärwerkstätten  erfolgen.  (In  d.  60er  Jahren  war 
die  Ausg.  t  Kleidung  in  Frankreich  f.  Gemeine  d.  Infant.  29*4,  Dragoner  44*32, 
Garde-Kürassier  121*21  Fr.:  in  Baden  jährlich  für  grosse  Bekleidungsstücke  eines 
Infanteristen  13  fl.  23  kr.  u.  36  kr.  zu  Ausbesserungen,  eines  Gavalleristen  desgl. 
16  fl.  55  kr.  u.  48  kr.  Für  jedes  Bekleidungsstück  wird  eine  erfahrungsmäss.  mittlere 
Dauer  angenommen,  z.  B.  Waffenrock  des  Gemeinen  2,  des  Kanoniers  l^/^,  Mantel 
des  Infanteristen  9,  des  Gavalleristen  u.  Artilleristen  10  Jahre.  In  Baiern  früher 
jährL  Ausg.  f.  Infant  28  fl.  50  kr.,  Ulanen  u.  Kürassier  39  fl.  (Nach  Bau).  —  Ge- 
sammtsusg.  s.  u.).  Für  die  Instandhaltung  der  Kleidung  und  eventuell  auch  für 
die  Anschaffung  gewisser  Artikel,  wie  der  Wäsche  u.  s.  w.,  empfiehlt  sich 
in  wirthschafUicher  Hinsicht  die  Gewährung  einer  Geldpauschsumme  für  den  Mann, 
um  ihn  zur  Schonung  anzueifern.  Doch  müssen  auch  hier  die  militärischen  Dienst- 
rflcksichten  eventuell  vorgehen.  So  z.  B.  früher  in  Baden  f.  d.  sogen.  Kleiumontur 
(Hemden,  Stiefel  u.  s.  w.),  ein  In-Yording-Geben  ^ewissermassen.  Der  Gemeine  in  d. 
In&nt  erhielt  15,  in  der  Cavallerie  14  fl.,  dazu  für  Beinigungsmittel  resp.  48  kr.  u. 
2  fl.  S.  Vogelmann,  bad.  MiliUrverwalt,  Karlsruhe  1853,  S.  179,  188  (Nach  Rau). 
Später  nach  dem  preuss.  System  abgeschafiT. 

(3.)  Die  Naturalverp flegung  erstreckt  sich  im  Friedenszustand  und  im  festen 
Quartier  (im  Gegensatz  zu  Märschen,  Lagern  u.  s.  w.)  vor  Allem  auf  das  Hauptnah- 
mngsmittel,  das  Brot.  Dasselbe  wird  am  Besten  und  Billigsten  dem  Soldaten  in 
natura  geliefert.  Es  muss  von  richtiger  Beschaffenheit  und  Güte  sein  —  wo- 
bei die  Volks  Sitte  neben  der  physiologischen  Anforderung  mit  zu  entscheiden  hat. 
Im  J.  1870 — 71  erhielten  demgemäss  in  Deutschland  selbst  die  französischen  Gefangenen 
mehrfach  besseres  Brot,  als  d.  deutsch.  Soldaten;  auch  im  preuss.  Heere  jetzt 
etwas  besseres  Brot  (grössere  Kleieaussonderung),  z.  Th.  mit  Rücksicht  auf  die  bessere 
Gewöhnung  anderer  C)ontingente  der  Reichsarmee,  s.  Hirth,  Annaleu  1873,  S.  8.  — 
and  in  genügender  Menge  gereicht  werden.  So  lange  der  Staat  bedeutendere 
Naturaleinkünfte  in  Getreide  von  seinen  Domänen  oder  aus  gntsherrlichen  Gefällen 
bezog,  konnte  er  öfters  diese  zur  Brotlioferung  unmittelbar  benutzen.  Jetzt  ist  der 
Ankauf  von  Getreide  und  Mehl  im  Grossen,  durch  Vermittlung  von  Lieferanten  und 
im  Submissionswege  nothwendig,  wenn  das  Brot  in  eigenen  Militärbäckereien  gebacken 
werden  soll.  Unbedingt  geboten  ist  das  Letztere  nicht.  Es  kann  auch  das  Brot  unter 
richtiger  Ck>ntrole  durch  Privatbäcker  geliefert  werden.  Bei  dem  starken  jährlichen 
Schwanken  der  Getreidepreise  muss  schon  im  Etat  eventuell  ein  Zuschuss  zu  der  Aus- 
gabe für  Brot  eingestellt  sein  oder  nachträglich  der  Militärverwaltung  geleistet  werden, 
wenn  der  Getreidepreis  eine  bestimmte  Höhe  erreicht.  Denn  an  dem  Brot  qua  ntum 
der  Mannschaft  darf  nichts  abgezogen  werden.  Aeltere  Daten  aus  d.  60er  Jahren  bei 
Bau,  §.  76  Noten.  Danach  z.  Th.  in  vor.  Aufl.  dieses  Bands  S.  261  Note.  —  Im 
deutschen  Heere  1873  d.  tägl.  Brotportion  750  Gr.  in  der  Garnison,  alle  4  Tage 
1  Brot  V.  3000  Gr.    Die  Festsetzung  der  bezügl.  Kosten  der  Beschaffung  der  Natura- 
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lien  im  Etat  erfolgt  f.  d.  1.  Hälfte  des  Jahresbedarfs  nach  den  im  Oct  vorher  wirk- 
lich za  zahlenden  Preisen,  f.  d.  2.  Hälfte  nach  10  jähr.  Darchschn.preisen,  vom  zweit 
vorherigen  Jahre  an  zurttckgerechnet. 

Die  übrige  Nahrung  hat  sich  der  Soldat  im  Friedensznstand  öfters  ans  seiner 
GeldlOhnung  zu  beschaffen,  wobei  jedoch  für  die  Mannschaft  auf  deren  Rechnung 
gemeinsame  Kochanstalten,  besonders  für  die  Mittagskost,  sich  auch  ans 
ökonomischen  Rücksichten  empfehlen  und  üblich  sind.  Wenn,  wie  oftmals  (auch  im 
deutschen  Heere)  feste  Quoten  der  Löhnung  für  diese  Kochanstalten  abgegeben  werden 
müssen  und  dazu  etwa  noch  vom  Staate  ein  fester  Yerpflegungszuschuss  gewährt  wird 
(wie  gleichfalls  im  deutschen  Heere,  wo  dem  Soldaten  (1873)  von  der  Löhnung  1  Sgr. 
3  Pf.  abgezogen  und  ein  Yerpflegungszuschuss  v.  1  Sgr.  3*/,  Pf.  dazugegeben  wurde, 
wovon  es  meist  noch  möglich  ist,  Suppe  oder  Kaffee  zum  Frühstück  mit  zu  beschaffen, 
Hirth,  Ann.  1873,  S.  7,  88),  so  liegt  allerdings  im  Grunde  doch  nur  eine  bestimmte 
Form  der  Natnralverpflegung,  nicht  der  Geldverpflegung  vor,  wobei  nur  der  Mannschaft 
eine  directero  Mitwirkung  bei  der  Einrichtung  der  Verpflegung  —  ganz  passend  — 
gegeben  ist.  —  Zur  Natural  Verpflegung  gehört  endlich  noch  die  im  Interesse  des 
Diensts  und  der  Mannschaft  selbst  gebotene,  auch  ökonomisch  zweckmässige  Kranken  < 
pflege  im  Militärlazareth. 

(4.)  Es  hängt  vom  Umfang  und  von  der  Einrichtung  der  Natural  Verpflegung  und 
der  Lieferung  der  Kleidung  ab,  welche  Höhe  die  Geldlöhnung  dann  noch  er- 
reichen muss.  Mit  einer  kleinen  Löhnung  muss  sonst  im  Allgemeinen  vorlieb  ge- 
nommen werden,  wenn  die  Naturalverpflegnng  ausreichend  ist.  Ganz  entbehrlich  ist 
die  Geldlöhnung  aber  niemals,  weil  sie  mindestens  die,  wenn  auch  geringen  Mittel 
für  ganz  individuelle  Bedürfnisse,  für  kleine  Nebenausgaben  u.  s.  w.  bieten  muss, 
wovon  nicht  vollständig  abgesehen  werden  kann.  Auch  kleine  Löhnungsunterschiede 
nach  den  W  a  f f e  n  erscheinen  mit  Rücksicht  auf  die  durch  die  Waffe  etwas  mitbe- 
dingte Verschiedenheit  der  Lebensweise  und  der  Auslagen  für  Instandhaltung  der 
Kleidung  u.  s.  w.  berechtigt.  Der  Gemeine  in  der  Infanterie  im  deutsch.  Heere  1873 
3  Thlr.,  in  der  Linien-Cavallerie  37«  Thlr.,  jetzt  i.  Jahre  126  u.  144  M.,  Gefreite 
144  u.  162,  Unterofficiere  306  u.  324  M. 

Gesammter  Mannschaftsbedarf.  Wenn  die  Höhe  des 
Unterhaltsbedarfs,  welcher  durchschnittlich  für  einen  Mann  er- 
forderlich ist,  feststeht,  so  hängt  der  gesammte  Aufwand  für  die 
Mannschaft  ab  von  der  Stärke  des  Heers,  daher  der  Zahl 
der  zum  Dienste  Einberufenen  und  der  Länge  der 
Dienstzeit,  sowie  der  Vertheilung  der  Dienstpflichtigen  auf 
Gemeine  und  auf  die  eine  höhere  militärische  Rangstufe 
einnehmendenPersonen (Gefreiten,  Unterofficiere,  Sergeanten, 
Feldwebel  u.  s.  w.),  da  die  letzteren  eine  etwas  höhere  Löhnung 
und  z.  Th.  auch  Verpflegung  erhalten  müssen.  Ueber  alle  diese 
Puncte  muss  unter  mögliebster  Berücksichtigung  des  Finanzinter- 
esses schliesslich  doch  das  Dienstinteresse  entscheiden. 

Besonders  wichtig  auch  in  finanzieller  Beziehung  ist  die  Länge  der  Dienst- 
zeit. Bei  kürzerer  Dienstzeit  kann  mit  demselben  Aufwand  eine  grössere  Anzahl 
Personen  militärisch  ausgebildet  werden.  Bei  Beurlaubungen  während  der  Dienst- 
zeit vermindert  sich  wenigstens  ein  Theil  des  ünterhaltsbedarfs  der  Truppen,  besonders 
für  Natural-  und  Geidyerpflegang ,  und  wird  auch  im  volkswirthschaftlichen  Interesse 
die  für  die  militärische  Arbeit  entbehrliche  Arbeitskraft  für  andere  Arbeiten  der  Na- 
tion verfügbar.     Einige  bezügl.  Statist.  Daten  s.  u.  S.  445. 

§.  190.  —  6.  Der  Realbedarf.  Derselbe  ist  zum  Theil 
in  der  vorausgehenden  Erörterung  über  den  Personalbedarf  schon 
mit  berührt  worden.    Ausser  den  grossen  Ausgaben  für  militärische 
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Kapitalanlagen  in  Festungen,  Schiffen,  Häfen,  Kasernen  nnd  über- 
haupt Bauwerken  verschiedener  Art  und  ausser  den  zur  Na- 
tnralverpflegüng  der  Truppen  gehörenden  Ausgaben  kommen 
namentlich  drei  Hauptposten  des  Staatsbedarfs  auch  im  Friedens- 
znstande in  Betracht:  das  Waffen-  und  Ausrüstungswesen 
(incL  Fuhrwerke,  Trainwesen),  die  Pferde  und  das  Futter  u.  s.  w. 
(Fourrage)  für  dieselben. 

S.  Stein,  Heerwesen,  S.  244  ff. 

a)  Die  Bewaffnung  und  Ausrüstung  des  Heers  kann  im 
Allgemeinen  gegenwärtig  nur  eine  Sache  der  Militärverwal- 
tung selbst  sein. 

Die  darch  technische  Rücksichten  gebotene  genaue  Oleichmässigkeit  der 
Bewaffnung  verbietet  schon,  von  allen  anderen  Gründen  abgesehen,  die  Bewaffnung 
zur  Sache  des  einzeben  Mannes  zu  machen,  sei  es,  dass  dieser  sie  sich,  wie  ehedem 
vielimcb,  aus  eigenen  Mitteln  beschaffen  muss  oder  zu  ihrer  Anschaff'nng  das  Geld  vom 
Staate  erh&it  Auch  Ökonomische  Kflcksichten  sprechen  far  die  Beschaffung  Seitens 
der  Militärrerwaltung ,  welche  allein  im  Grossen  eigens  produciren  oder  an- 
kaufen kann.  Welches  dieser  beiden  Systeme  der  Besorgung  des  Realbedarfs  befolgt 
werden  soU,  lisst  sich  nicht  allgemein  entscheiden.  Es  gilt  dafdr  das  in  §.  169  und 
170  Gesagte.  Nur  auf  Privatfabriken  angewiesen  zu  sein ,  kann  auch  im  Kriege  sehr 
theaer  kommen.  England  musäte  im  Krimmkriege  die  Tonne  gewisser  Geschosse 
(dii^hragm  shell)  f.  73  Pf  St.  kaufen,  die  es  später  zu  15  Pf.  selbst  machen  liess 
(Bau).  Jedenfalls  sind  militärische  Reparaturwerkstätten  und  solche  für  Experimente 
unentbehrlich.  Uebor  d.  preuss.  Einrichtungen  s.  Rönne,  Staatsr.  3.  Aufl.  II,  2.  S 
773  ff*.  Die  Mannschaft  kann  auch  mit  der  Instandhaltung  der  Waffen  in  der 
Kegel  nicht  unmittelbar  betraut  werden.  Wohl  aber  hat  sie  die  Reinigung  der 
Waffen  zu  übernehmen  und  dafür  ist  wieder  die  Auswerfung  von  Pauschsummen  für 
den  einzelnen  Truppentheil  und  seine  kleinsten  Abtheilungen  bis  herab  zum  einzelnen 
Mann  möglich.  Für  das  sonstige  Rüstzeug  (Tornister,  Kochapparat  u.  s.  w.)  der 
Mannschaft  gilt  im  Allgemeinen  dasselbe  wie  für  die  Waffen. 

Abweichend  hiervon  kann  bei  den  Officieren  das  geldwirthschaftliche 
System  auch  in  Bezug  auf  die  Einzelbewaffnung  und  Ausrüstung  durch  Gewährung 
fester  jährlicher  Pauschsummen  für  diesen  Zweck  und  Auswerfung  von  Ausrüstungs- 
geldem  für  den  Feldzug  allgemeiner  angenommen  werden,  was  sich  im  Ganzen  wohl 
ökonomisch  empfiehlt  Uober  den  Kostenpunct  des  Waffen wesens  s.  o.  S.  431.  Die 
Darchschnittsdauer  einer  Waffe  ist  schwer  festzustellen,  da  ein  Fortschritt  der 
Technik  zur  Erneuerung  der  Waffen  zwingt,  auch  wenn  die  alten  noch  lange  nicht 
abgenutzt  sind.  Die  Preise  der  Waffen  sind  mit  der  höheren  Leistungsfähigkeit,  daher 
bes.  bei  Schusswafl'en,  meist  stark  gestiegen,  dsgL  die  der  Munition. 

b)  Die  Beschaflfung  der  nothwendigen  Armee-Pferde  ist 
im  Frieden  und  vollends  im  Kriege  eine  ebenso  wichtige  als 
schwierige  Aufgabe.  Im  Frieden  kann  die  BeschafTung  der 
Officierpferde  wieder  dem  Officier  gegen  Pauschalentschädigung 
selbst  überlassen  Werden.  Die  Mannschaftspferde  in  der  Cavalleric 
nnd  alle  sonstigen  Pferde  in  der  Artillerie,  dem  Train  u.  s.  w. 
mtissen  wie  die  Waffen  durch  die  Militärverwaltung  selbst 
besorgt  werden.  Es  kann  dies  auf  verschiedene  Weise  geschehen 
und  in  den  verschiedenen  Staaten  sind  auch  verschiedene  Systeme 
der  Pferdebeschaffung  in  Gebrauch. 
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Manches  mass  sich  hier  nach  den  Landesverhältnissen,  dem  Umfang  der  ein- 
heimischen Pferdezucht,  der  Nothwendigkeit  eines  Zukaufs  ans  dem  Aaslande  richten. 
Es  liegt  sehr  im  militärischen  Interesse,  dass  der  Pferdebedarf  im  Kriege  möglichst 
vollständig  und  in  genügender  Qualität  im  Inlande  beschafft  werden  kann,  um  in 
dieser  wichtigen  Beziehung  vom  Auslände  anabhängig  zu  sein.  Zu  diesem  Zwecke 
mttssen  aber  s c h o n  i m  Frieden  die  erforderlichen  Massregoln ,  wie  Hebung  des 
heimischen  Gesttltewesens,  Bezahlung  hinlänglicher  Preise  für  die  Militärpferde, 
um  die  Zucht  vortheilhaft  zu  machen,  ergriffen  werden.  Hier  begegnet  sich, 
kreuzt  sich  aber  auch  leicht  das  militärische  und  das  volkswirthschaftliche, 
speciell  das  landwirthschaftliche  Interesse.  Die  Frage  der  Unterstützung  des  Gesttlte- 
Wesens  mit  Staatsmitteln  wird  aus  einer  agrarpolitischen  zugleich  eine  militärpolitische, 
wo  dann  in  letzterer  Rücksicht  die  Pflege  der  heimischen  Pferdezucht  auch  dann  noch 
erfolgen  darf,  wenn  die  allgemeinen  volks-  und  landwirthschaftlichen  Verhältnisse  die 
Pferdezucht  vom  Standpuncte  rationeUer  Agrarpolitik  nicht  mehr  so  passend  erscheinen 
lassen.  Ueber  Pferdezucht  vom  volkswirthsch.  Standpuncte  betrachtet  s.  Bau,  YoUa- 
wirthschaftspol.  §.  168  (Gestüte);  Röscher,  Nat-Oek.  d.  Ackerbaus,  §.  178.  Ueber 
d.  preuss.  Verhältnisse  Meitzen,  Boden  Preussens,  II,  445  fiP.  Der  Militär  u.  der 
Pferdeliebhaber  übersieht  leicht  die  bloss  relative  volkswirthschaftliche  Zweck- 
mässigkeit der  Pferdezucht    S.  auch  u.  §.  94.    S.  459. 

a)  Der  Ankauf  der  Militärpferde  im  Frieden  geschieht 
unter  unseren  Verhältnissen  am  Passendsten  nach  dem  im  deutschen 
Heere  bestehenden  preussiscben  System  durch  militärische  Com- 
missionen  (y,Remonte-Ankaufs-Commissionen''),  eventuell 
unter  Mitwirkung  von  Lieferanten,  welche  die  Pferde  an  bestimmte 
Plätze  (Depots,  Assentplätze)  stellen,  und  zwar  am  Besten  so,  dass 
junge  Pferde  gekauft  und  in  sogenannte  Remontedepots  des  Staats 
zur  Fütterung  und  Wartung  überwiesen  werden,  um  sie  fUr  den 
Armeedienst  brauchbar  zu  machen. 

Der  Zaschuss  zu  den  Kosten  der  Remontedepots  stellt  dann  neben  dem  Ankaufs- 
preis der  Pferde  den  Kostenbetrag  des  Pferdebedarfs  der  Militärverwaltung  dar.  Aus 
diesen  Depots  werden  die  Pferde  durch  militärische  Remonte-Commandos  den  Truppen- 
theilen  zugeführt.  Der  jährliche  Bedarf  an  Pferden  wird  durchschnittlich  auf  eine 
gewisse  Quote  der  etatmässigen  Stärke  des  Pferdebestands  und  demgemäss  wird  eine 
gewisse  Durchschnittsdauer  des  Pferdes  angenommen,  wobei  sich  in  den  einzelnen 
Ländern  einige  Verschiedenheiten  herausstellen.  Bei  den  seit  längeren  Jahren  stark 
gestiegenen  Preisen  der  Pferde  ist  die  bezügliche  Ausgabe  ein  ziemlich  erheblicher 
und  immer  noch  steigender  Posten.  S.  Stein,  Heerwesen,  S.  247,  der  aber  unter 
den  verschied.  Systemen  der  Beschaffung  der  Pferde  in  Deutschland  die  ,3equi- 
sition  als  gesetzl.  Dienstpflicht  der  Pferde**  nennt,  was  nur  im  Kriegszustand  gilt. 
Ueber  Preussen:  Rönne,  Staatsr.  11,  2.  S.  772.  Jetzt  im  deutschen  Heere  (ezcl. 
Baiem)  6  Remonteankau&commissionen,  15  Remontedepots,  wo  die  Pferde  im  Alter 
von  3  bis  incl.  6  Jahr;  Durchschnittsdauer  9  Jahre  (in  Oesterreich  12  Jahre),  Chargen- 
pferde 5  Jahre.  Die  Remontedepots  sind  Domänen,  die  landwirthsch.  benutzt  n.  fOr 
die  dem  Domänenfiscus  eine  Pachtrente  gezahlt  wird.  Im  Reichsetat  ftlr  1883/84 
(ezcl.  Baiem)  stehen  an  Kosten  der  Remontirung  5*68  Mill.  M.  Die  Verwaltung  der 
(preuss.)  Remontedepots  kostet  1*52  Mill.  M.  Angekauft  werden  nur  noch  Pferde  v. 
3 — 5  (nicht  mehr  bis  6)  Jahre  Alter,  durchschn.  Preis  1 880  655  M.  Als  Bedarf  der 
Remontirung  wird  gerechnet:  jährl.  bei  der  Cavallerie  '/,o  (minus  4  Pferde  p.  Regi- 
ment), bei  der  Artillerie  Ve  der  Friedensetatstärke  an  Dienstpferden ,  so  z.  B.  in  1880 
incl.  der  Officierchargenpferde.  worauf  die  Subalternofficiere  der  Cavall.  u.  reit  Ar- 
tillerie Anspruch  haben,  6273  Remontepferde.  Der  Abgang  durch  Tod  u.  Ausrangirung 
in  d.  Depots  selbst  wird  auf  5°/o  berechnet.  Dadurch  u.  durch  Berücksichtigung 
einiger  besonderer  Ersatz-  und  Bedarfsfälle  steigt  der  Gesammtbedarf  auf  6719  Pferde. 
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—  Aeltere  Angabeu  bes.  Über  Baieru  bei  Kau,  6.  Ausg.  §.  76  Aum.  g.  —  Pfcrdc- 
bestand  der  Armee  und  Wechsel  darin  1875  s.  im  Jahrb.  d.  Stat.  d.  preuss.  Staats, 
IV.  2,  S.  344. 

ß)  Im  Kriegszustände  (bei  der  Mobilmachung)  ist 
die  gewöhnliche  Form  des  Ankaufs  der  Pferde  zwar  nicht  ausge- 
schlossen. Sie  ist,  soweit  es  sich  um  Versorgung  mit  Pferden  aus 
dem  Auslande  handelt,  besonders  wichtig.  Aber  sie  reicht 
nicht  aus,  theils  weil  der  Bedarf  dabei  nicht  rasch  genug,  theils 
weil  er  unter  zu  ungünstigen  Bedingungen  gedeckt  wttrde.  Im 
Kriege  muss  daher  anders  vorgegangen  werden,  am  Besten  so, 
dass  die  Pferdebesitzer  gesetzlich  gezwungen  sind, 
ihre  Pferde  der  Militärverwaltung  zur  Auswahl  zu 
stellen  und  sie  ihr  gegen  angemessene  Entschädigung 
abzutreten.  Die  letztere  braucht  aber  nicht  nach  Kriegs- 
preisen, sondern  darf  nach  Friedenspreisen  bemessen  werden. 

Hier  liegt  also  ein  practisch  wichtiger  und  principiell  richtiger  Fall  der  Zwangs- 
enteignong  ?or,  welcher  durch  die  Unzureichendheit  des  priratwirthschaftlichen 
Systems  geboten  ist.  Der  Fall  ist  deshalb  von  allgemeinerer  Bedeutung  fUr  die  Fragen 
der  wirthschafUichen  Rechtsordnung.  S.  meine  Grundlegung  2.  Abth.  Kap.  5, 
und  mein  Reichfinanzwesen  im  Jahrb.  a.  a.  0.  III,  223  über  die  neue  deutsche 
Gesetzgebung.  Ges.  aber  Kriegsleistungcn  ?.  13.  Juni  1S73,  §.  25  ff.,  Bestimmungen, 
welche  an  die  Stelle  der  älteren  (z.  Th.  h&rteren)  preussischen  Vorschriften  getreten 
sind,  s.  meine  Reichsfin.  S.  80.  FUr  die  Pferde  wird  aus  den  bereitesten  Mitteln 
der  Kriegskasse  Ersatz  des  vollen  von  Sachverständigen  unter  Zugrundelegung  der 
Friedenspreise  endgiltig  festzustellenden  Werths  geleistet  (§.  25).  Ein  neues  frauzOs. 
Ges.  V.  1.  Aug.  J874  ordnet  ebenfalls  die  Zwangsstellung  der  Pferde  im  Fall  der 
Mobilmachung  des  Heeres  an.  Jährlich  im  Jan.  findet  zu  diesem  Zweck  eine  gemeinde- 
weise Registrirung  aller  über  6 jähr.  Pferde  und  tlber  4  jähr.  Maulthiere  statt.  Diese 
Thiere  werden  jäbrl.  schon  im  Frieden  untersucht  und,  wenn  militärisch  verwendbar 
gefunden,  nach  den  Remontepreiscn  des  Jahresbudgets  abgeschätzt.  Im  Kriegsfall 
werden  dann  alle  requirirten  Reit-  und  Artilleriezugpferde,  mit  Ausnahme  der  Hengste, 
mit  25 Vo  Zuschlag  zu  den  obigen  Taxpreisen  abgenommen.  Zahlung  mittelst  An- 
weisung auf  die  nächste  Steuererhebungsstellc.  Strenge  Strafbestimmungen.  S.  Preuss. 
Stat.  Zeitschr.  1874,  S.  345.  —  Der  Pferdebedarf  des  deutschen  Heers  ist  im 
Frieden  81,629,  im  Kriege  312,731,  wovon  242,415  bei  d.  Feldarmee;  Frankreich: 
active  Armee  im  Frieden  jetzt  126,544,  wovon  13,013  auf  die  Gendarmerie;  fUr  die 
mobile  franzOs.  Feldarmee  wenigstens  224,000  (offic.  Angabe  250,000).  —  Für  An- 
schaffung der  Pferde  der  mobilen  norddeutchen  Armee  sind  im  Kriege  v.  1870/71 
22'82  Mill.  Thlr.  ausgegeben  (wovon  gleich  bei  der  Mobilmachung  13*37).  Der  Erlös 
fftr  Pferdeverkäufe  betrug  1870  u.  71  813  Mill.  Thlr.,  bes.  f.  Verkauf  französ.  Beute- 
pferde und  fUr  allgemeinen  Verkauf  bei  der  Abrüstung. 

c)  Futter,  Hafer  und  Heu,  ferner  Stroh  Hör  die  Pferde  ist 
im  Frieden  in  der  Regel  im  Grossen  durch  die  Militär- 
verwaltung, bez.  durch  die  einzelnen  Truppenkörper  (Regimenter, 
Bataillone)  anzuschaffen,  meist  im  Wege  der  Submission. 

Passend  erhalten  die  Offi eiere  fUr  die  Dienstpferde,  welche  sie  halten  mttsseu, 
feste  Fourragerationen,  also  insofern  auch  hier  naturalwirthschaftliches  System, 
da  der  Einzelne  nicht  immer  ordentlich  seinen  Bedarf  decken  kann.  Die  Pferderationen 
zerfallen  im  D.  Heere  nach  der  Waffe  und  der  Gattung  der  Pferde  in  schwere,  mitt- 
lere und  leichte;  sie  betragen  in  der  Garnison  47 öO,  4400  u.  4000  Gr.  Hafer,  ausser- 
dem bei  jeder  Bation  2500  Gr.  Heu  u.  3500  Gr.  Stroh.    Nur  ausnahmsweise  ist  im 
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Frieden  (z.  B.  auf  Märechen)  fUr  Fourrage  ein  Lieferungszwang  der  Gemeinden  am 
Platze.  (So  im  dentschen  Ges.  ttber  d.  Natoralleistongen  fQr  die  bewaffnete  Macht 
im  Frieden  v.  13.  Febr.  1875,  §.  5). 

Im  Kriege  erweist  sich  dagegen  die  Beschaffung  der  Four- 
rage im  Wege  des  freien  Ankaufs,  namentlich  da,  wo  man  sie 
gerade  bedarf,  mitunter  nicht  möglich  oder  ist  sie  nicht  rasch 
genug  und  zu  theuer  auf  diesem  Wege.  Deshalb  muss  auch  hier 
eine  gesetzliche  Pflicht  zur  Lieferung  dieser  wie  anderer 
verwandter  Artikel  (Vieh,  Brotmaterial)  für  gewisse  Selbstvcrwal- 
tungskörper,  wie  Gemeinden  und  Kreise  oder  eigens  für  diesen 
Zweck  neu  zu  bildende  „Lieferungsverbände^^  ausgesprochen 
werden.  Eine  angemessene  Entschädigung  aus  Staats- 
mitteln ist  dabei  namentlich  deshalb  geboten,  weil  nach  dem  zu- 
fälligen Aufenthalt  der  Truppenkörper  die  einzelnen  Landestheile 
gewöhnlich  in  sehr  verschiedenem  Umfange  zu  solchen  Lieferungen 
in  Anspruch  genommen  werden. 

S.  das  deutsche  Ges.  über  Kriegsleistangen  r.  13.  Jani  1873,  bes.  §.  16  ff. 
Entschädigung  für  Pourrage  n.  and.  sogen.  „Landlieferangen''  ausser  Vieh  nach  dem 
lOjähr.  Darcl^chnittspreis  des  Haaptmarktorts  des  Lieferangs?erbands,  anter  Aosschloss 
des  theaersten  and  wohlfeilsten  Jahrs.    S.  mein  Reichsfinanzwesen  S.  220 — 226. 

Die  Höhe  des  Gesammtaufwands  für  den  Realbedarf 
des  Heeres  im  Friedenszustande  richtet  sich  einmal  nach  den- 
selben  Umständen,  welche  die  Höhe  des  Aufwands  für  den  Per- 
sonalbedarf bestimmen;  sodann  nach  den  technischen  An- 
forderungen, welche  an  das  System  der  Angriffs-  und 
Vertheidigungswaffen  und  der  damit  in  Verbindung  stehenden 
militärischen  (und  maritimen)  Einrichtungen  und  Anstalten  zu 
stellen  sind. 

Ist  das  Material  des  Heers  and  der  Flotte  einmal  in  technisch  genügendem  Zu- 
stande vorhanden,  so  handelt  es  sich,  was  die  laufende  Ausgabe  anlangt,  nur  um  den 
verhältnissmässig  kleineren  Aufwand  far  die  regelmässige  Ergänzung  und  Instandhaltung 
des  Materials.  Aber  es  ist  in  ökonomischer  und  finanzieller  Hinsicht  nicht  zu  über- 
sehen, dass  dieses  Material  eine  „staatswirthschaftliche  Kapitalanlage''  darstellt,  deren 
Verzinsung  und  Amortisation  eigentlich  zu  dem  Militäraufwand,  bez.  zu  dem 
Aufwand  fOr  den  Keal bedarf,  geschlagen  werden  mttsste,  um  die  wahre  Hohe  und 
I^ast  der  Militärausgabe  zu  erkennen.  Da  nach  der  Finanzlage,  nach  politischen  um- 
ständen und  nach  anderen  zufälligen  Einflüssen  in  den  einzelnen  Staaten  gerade  auch 
der  Aufwand  für  das  militärische  und  maritime  stehende  Material  in  verschiedener 
Weise  und  zu  verschiedener  Zeit  bestritten  wird  —  bald  durch  einmalige  grosse  Ver- 
wendungen aus  Kriegscontributionen ,  wie  nach  1815  und  nach  1871  in  Deutschland, 
oder  aus  verzinslichen  Anleihen,  bald  durch  allmählige  Verwendungen  in  einer  Reihe 
von  Jahresetats  —  so  ergiebt  sich,  dass  man  die  Ausgabe  für  den  gesammten  Real- 
bedarf und  daher  auch  für  den  ganzen  militärischen  Bedarf  in  verschiedenen  Staaten 
schwer  unmittelbar  vergleichen  kann. 

Eine  genauere  finanzstatistische  Vergleichung  der  einzelnen  Hauptposten 
des  Heeresaufwands  verschiedener  Staaten  oder  eines  Staats  in  verschiedenen  Zeiten 
leidet  ausser  an  der  ebengenannten  noch  an  der  weiteren  Schwierigkeit  der  doch  immer 
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maochfach  yerschiedeneD  Organisation  des  Heeres  and  der  verschiedenen 
Methode  der  Etatisirnng  des  Finanzbedarfs  für  das  Heer  (und  die  Flotte). 
YgL  ältere  Angaben  über  die  Bestandtheile  der  milit  Ausgaben  bei  Ran, 
§.  73  Anm,  a  in  der  5.  u.  (neaere)  in  d.  6.  Ausg.  Auch  Stein,  Heerwes.  S.  232 
(TabeDe  nach  der  ««Vergleich.  Darstell,  d.  Wehrverh&ltnisse*').  Einen  Einblick  in  die 
relative  Bedeutung  der  einzelnen  Hauptposten  giebt  folgende  Uebersicht  aus  dem  Etat 
des  deutschen  Heeres  (ezcl.  Baiero)  für  1884/85,  des  österr.-nngar.  fUr  1877 
und  des  franzOs.  für  1881.  Eine  unmittelbare  Yergleichung  auch  dieser  drei  Etats 
ist  bei  der  Verschiedenheit  der  Etatisirung  nicht  für  alle  Posten  durchführbar.  Aber 
wichtige  Anhaltspuncte  für  die  Vergleichung  bieten  sich  gleichwohl. 

Deutsches  Heer  (ohne         n«oi-,.    n«-«-  ti*^, 
Baiem).  Fortdauernde  Ausg.      ^"'^tiin'^Mfii  %  "^  * 

in  JftiU.  M.  (Etatskapitel) 


FranzOs.  Heer. 
Mill.  Fr.  . 


Kriegaministerium 

Milit&r-Eassenwesen    . 

Militirintendantoren    . 

Hilit&rveistlichkeit 

MilitirjustizTerwalt 

Höh.  Truppenbefehls- 
haber  2*52 

Gouf  em.,  Command.  u. 
Platz-Majore    .    .    .    0*64 

Adjut,  Onlc.  Q.  Offic. 
in  bes.  Stellungen     .     0*97 

GeoenJstab  und  Ver- 
messungswesen     .    .     1*62 

Ingenieurcorps   .    .    .     1'59 


190    Centralleitang     .    .     0*47 
0-27    Territ-  u.  Localbeh.     0-48 


Min.,  Gentralverwalt.    3*27 


1-73    Intend.  u.  Gontrole  .  0*84 

0  64    Milit&rseelsorge  .     .  015 

0*68    Milit&ijastizverwalt  0*27 

Höh.      Ck>mmandant. 

u.  St&be  ....  1*59 


Militäijustiz 


0-98 


Techn.  u.  administr. 
Militärcomit6    .     .     018 
Mil.-geogr.  Institut .    0*35 


(Jeldrerpfleg.  d.  Tnipp   9802    ^S^t'***'"  "."": 


Qeneralstab    .    .    .  23  91 
Dep.  gen.  d.  1.  goerre    0*49 


NatnralverpHegung .    .  78*22 

Bekleidung  u.  Ausrttst.  22  41 
Gamisonverwaltung    u. 

Serns 33*45 

Gamis.bauwesen      .    .    0*38 
Reisekost,  Tagegelder, 
Vorspann-  u.Transp.- 
kosten 5*41 

Wohnungsgeld    .     .     .    7*29 

Militikrmedicinalwesen  6*02 

Traindepots,  Feldger. .  0*48 
Verpfleg,  d.  Ersatz-  u. 

Resenremannschaften  2*67 

Ankauf  d.  Bemonten  .  5*68 

ßemondedepots  .  .  .  1*52 
Ißlit&rerzlehungs-  und 

Bildangswesen .    .    .  4*81 

Milit&rgef&ngnisswes.  .  0*91 


/Mannsch.  Kost .     . 
)  Natural?erpflegung 

Montur  u.  Betten    . 

Unterkunftsauslagen 

Dnteroff.-Dienstpräm. 


2208 

1201 
16-09 

8-34 
4*47 
190 


Sold  etc. 

Lebensmittel 
Licht,  Heizung 
Fourraffe  .    . 
Bekleidung  . 
Militärbetten 
Marsc^dienst 


191*26 

99-26 

4*08 

71*65 

39-49 

6-40 

9-48 


Verpfleg-,     Betten-, 
Monturmagazin 
Militärsanitätswesen 
Fnhrwes.  mat.  dep.  . 


Remontirung  .     . 

Militärbildungsanst. 
Militärstrafanst.  . 


070 
3*10 
011 


1-43 


Allg.  Transporto     . 
Hospitäler      .    .    . 

Recrutir.-Reserven  . 
Remonte  u.  Geschirr 


1*07     Militarschulon 


3-66 
12-25 


0*86 
15*1» 

3-80 


Artlll.-  u.   Waffenwes.  1274    Techn.  Artillerie 

Techn.  Instit  d.  Artill.  0*57     Pionierzeugmater. 

Bau-  u.  Onterhaltong  d. 

Festungen    ....  2*75 

Gew.  Unterstütz.     .     .  OOS 


006 
2*70 
003 


Genie- u.Mil.Baodir.    2*12 


Artill.  u.  Feldcqnip.  16*85 
Pulv.    u.    Salp.fabr.     5*27 
Etabl.  u.  Aemter  d. 
G6nie 1513 


Unterstützungen  .     .  3-11 

Subventionen  .     .     .  1-33 

Militärwittwenkasae          0-86     Versorgungswesen    .  lO'OO     Kriegsinvaliden   .     .  0  82 

Nicht -Activ.sold  etc.  1*28 

.    0*29    Geheime  Ausgabe   .  0*30 


Diverses 0  10 

Summa    29692 


Verschiedenes 


80-77         (ohne  Gendarm.)    5,80*10 
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2.  B.  Fin.bedarf.    2.  K.  Einzolnfts.    ».  A.  MilitÄr.  §.191,  192. 


Deutsches  Heer  (ohne  n     i         n  tr  n  «     tt 

n^i^^\     i?«w^««^^/i«   A«^^       Ocstcrr.-Unffar.  Heer.  F  ranzOs.  Heer. 

Baiem).    Fortdauernde  Ausg.  ^  ,.       ^J'..,    ^  ,^..,   ^ 

iin  Hill.  M.  (Eutskapitel)  ^^'^-    ^^^-  ^-  ^^^^^  ^• 

Dazu  kommt  noch: 
Allgem.  Pensionsfonds 

d.  Reichsheeres    .    .  1919  Militpens.      .    .     .  75'00 

BeichsinFalidenf.  f.  d. 

Heer 22-97 

Summa    33908  8077                                    60510 
Ohne  die  einmaligen  und  ausserordentlichen  Ausgaben. 

Die  Ausgaben  im  Ordinarium  für  die  Flotte  sind  die  folgenden,  in  denselben 
Jahren. 

Deutsche  Flotte.  Oesterr.  Flotte.                  Französ.  Flotte. 

Mill.  M.  Mill.  fl.                               MiU.  Fr. 

Admiralität    ....    0.49    Gagen 109    Minist  u.  Gentr.     .     1*34 

Hydrogr.  Bur.   .    .    .    0*14  Löhnung.,  Bekleid.-               Karten,  Pl&ne     .    .     0*52 

Seevarte 0*22  Mass. -Gelder     .    .     1*04    Generalstab,  Person. 

Stationsintendantur.    .    0*18  Dienst  zu  Lande     .    0  46      z.  See      ....  42*67 

Rechtspflege  ....     0*03  „      „    See    .    .     1 22    Truppen  z.  See  .    .  13*95 

Seelsorge 0  04  Hydrogr.  Anst  .    .    0  03    Seeintendanz  .    .    .     2'93 

Milit&rpersonal  .    .     .    5*65  And.  Anstalten  .    .    0*14    Person,  z.  Lande    .     5*  17 

Indiensthalt  d.  Schiffe    2*92  Instandhalt.,  Ersatz,               Lebensmittel  .    .    .  20*82 

Naturalrerpflegung .     .    2*25  Betrieb  d.  Flotten-               Spitäler     ....     3*30 

Bekleidung    .    .    .    .     0*11  materials .    .    .    .    3*17    Arbeitslöhne        im 

Servis,  Gamjson?erw. .    0*71  Artillerie,    Seemin.,    0*22      Schiffbau     .    .    .  22  37 

Wohnungsgeld    .    .     .     0*51  And.  Auslag.      .     .    0.21     Schiffsbauten,  Mater.  42*87 

Krankenpflege    ...    0  52  Vcrsorgungsauslag. .    0*23    Artill.  u.  Pulr.  .    .     4  00 

Reise-  etc.  Kosten .    .    0*31  Marinespitäler     .    .    0*11    Hydraul.  Arbeiten  u. 

Unterricht     .     .    .     .    0.12  Sulnma    8^3      Oitr.-Bauten  .     .     .     5*88 

Werftbetrieb.     .    .     .10*15  Rechtspflege  .    .    .     0*23 

Artillerie 1*93  Allg.  Druckkost.  etc.     0*62 

Torpedowesen    .    .    .    0*37  Reisekost.  etc.     .    .     3*27 

Lootsen,  Betonn.  etc..    0*19  Versch.  Ausg.    .    .     0-75 

Diverses     .     .    .    .     .     007  Summa  166  69 

Summa  26*91  Invalidenkasse  .    .     25*67 

Invalidenpens.    .     .    .    0*51  192*36 

-    aus  Reichsinval.-  Die   franiös.  SeeinvaUden- 

Fonds  .    .     .    .    .     .    0*02  kasse  fungirt  für  die  Kriegs- 

27*44  und  die  Handelsmarine. 
Eine  genauere  Yergleichung  ist  hier  noch  weniger  möglich  als  beim  Heere. 

IV.  —  §.  191.  Eigene  EiDnahmen  der  Militärver- 
waltung.   Solche  kommen  regelmässig  vor. 

Es  gehören  dahin  die  oft  nicht  unerheblichen  Einnahmen  für  Yeräusserung 
alter  abgängiger  Watfen,  Pferde,  Materialien  u.  s.  w.,  bedeutendere  Posten  nach 
Kriegen,  bei  grösseren  Reformen  im  Waffen material  u.  s.  w.  Auch  gevisse  Gebühren 
für  die  Benutzung  von  Militärinstituten  und  Taxen  (bei  Urlaub,  beim  A?ancement  u.  s.w.'), 
Strafgelder,  Miethen.  der  Erlös  von  Yerkaufsgegenständen  militärischer  Anstalten  {z.  B. 
Karten)  u.  A.  m.  In  0 es ter reich  ist  das  Pulver-  und  Salpetergefäll  der  Heeres- 
?erwaltnng  unterstellt  Besondere  Fonds  (fUr  Invaliden.  Stellvertreter  u.  A.  m.) 
geben  ihre  Erträgnisse  der  Militärverwaltung. 

Es  ist  zwar  nicht  nothwendig,  aber  es  kann  zweckmässig  sein,  diese  Einnahmen 
als  eigene  Einnahmen  der  Militärverwaltung  zu  behandeln  und  sie  im  Etat  gleich 
von  den  Ausgaben  dieser  Verwaltung  abzusetzen.  Jedenfalls  müssen  sie  aber  als 
wirkliche  Staatseinnahmen  angesehen  und  verrechnet  werden. 

Im  österr.- Ungar.  Etat  f.  1877  erscheinen  4*53  Mill.  fl.  eigene  Einn.  d. 
Heeresverwaltung,  wovon  kommen:  auf  d.  Pulver-  u.  Salpeter-GefäU  1*4,  verschiedene 
Taxen  0  288,  Interessen  v.  Fonds  1*53  Mill.,  der  Rest  meist  Erlös  v.  Yeräussemngcn, 
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Mieth-,  Pachtzins  u.  s.  w.  (1882  im  Ganzen  2'61  Mill.  fl.).  Auch  die  Marine  hat 
84,000  fl.  eig.  Einnahme.  —  Im  Deutschen  Beichsetat  f.  1884/85  finden  sich  an 
Einn.  der  Verwaltung  des  Reichsheers  3*38  Mili.  M.,  der  Marine  0*43  Mill.  M.,  ausser 
den  Zinsen  n.  EapitalzuschUssen  des  Reichsinvalidenfonds  (28*67)  u.  Reichsfestnngs- 
banfonds  (11*47),  letztere  meist  fUr  die  ausserord.  Bauten.  S.  auch  Hirth's  Ann. 
1873,  S.  90.  —  In  Frankreich  haben  die  Dotationskasse  der  Armee  u.  die  Invaliden- 
kasse der  Marine  eigene  Einnahmen  aus  eigenem  Vermögen,  aus  Taxen,  Abztlgen  an 
der  Qage,  besond.  aber  aus  Staatssubventionen. 

V.  —  §.  192.  Die  Kriegskosten  selbst  lassen  sieb  unter- 
scheiden in  die  eigen tlicben^  welebe  unmittelbar  die  Finanz- 
verwaltung treffen  und  die  mittelbaren,  welche  die  sonstigen 
Lasten  des  Kriegs  für  die  Volkswirthschaft  begreifen. 

A.  Die  eigentlichen  Kriegskosten  setzen  sich  im  Wesentlichen 
au8"folgenden  3  oder  4  grossen  Posten  zusammen. 

Belege  ftlr  das  Folgende  aus  den  finanzstatistischen  Daten  neuerer  Kriegs- 
filhrong  werden  unten  im  Zusammenhang  gegeben.  Die  Berechnungen  v.  Gallina 
u.  nach  ihm  y.  Stein,  Heenvesen  S.  231,  scheinen  mir  zu  übersehen,  wie  sehr  das 
Verhältniss  des  Kriegs-  zum  Friedensbudget  von  der  Heeresverfassung  abhängt.  Vgl. 
auch  §.  183,  S.  425. 

1.  Die  Kosten  der  Mobilmachung  und  der  Aufstellung 
des  Heers  in  kriegsbereitem  Zustande  auf  dem  Kriegsschauplatz. 

Der  Umfang  dieser  Kosten  hängt  namentlich  von  dem  Verhältniss  der 
Friedens-  zur  Kriegsstärke  des  Heeres  ab.  Je  mehr  die  letztere  die  crstere 
übertrifft,  desto  hoher  belaufen  sich  nothvendig  die  „einmaligen  Ausgaben  fUr  die 
Mobilmachung.'*  Die  Anschaffung  der  Pferde  pflegt  der  stärkste  einzelne  Posten 
zu  sein.  Je  nach  dem  Stande  der  Vorräthe  von  Waffen,  Munition,  Feldgeräth, 
Kieidang  u.  s.  w.  sind  die  Kosten  der  Mobilmachung  und  Ausrüstung  naturlich  auch 
verechieMden ;  ebenso  je  nach  der  Lage  des  Kriegsschauplatzes,  der  Grösse  des  eigenen 
Staatsgebiets  und  dem  Zustande  der  Communicationsmittel,  wonach  die  Auslagen  für 
den  Transport  des  Heers  und  seines  Geräthes  sowie  der  Gegenstände  seines  Ver- 
pflegungsbedarfs  verschieden  ausfallen.  Gemein  giltige  Regeln  über  die  Höhe  der 
Kosten  und  ihr  Verhältniss  zum  Friedensetat  lassen  sich  daher  nur  annähernd  geben. 
In  finanzieller  Beziehung  steht  nur  der  Satz  fest,  dass  die  für  eine  Mobilmachung 
des  ganzen  Heeres  unbedingt  nothwendigen  einmaligen  Auslagen  unter  allen 
Umständen  müssen  gemacht  werden  können,  auch  unabhängig  von  der  jeweiligen 
Lage  des  Staatscrcdits  und  des  Geldmarkts.  Diese  Sicherheit  giebt  allein  vollständig 
der  Kriegsschatz,  der  daher  wenigstens  bei  gewissen  Heersystemen  eine  noth- 
wendige  Fiuanzeinrichtung  ist  (§.  75).  Bei  den  Festungen  gehören  die  Kosten 
derArmirnng  und  Proviantirong,  bei  der  Flotte  diejenigen  der  vollständigen  Aus- 
rüstung und  Indienststellung  der  Schiffe  zu  diesem  ersten  Hauptposten  der 
eigentlichen  Kriegsausgaben. 

2.  Die  Kosten  der  Kriegsführung  selbst,  welche  über 
den  gewöhnlichen  Friedensetat  hinaus  —  der  daneben 
besteben  bleibt  —  zu  machen  sind. 

Sie  hängen  von  der  Stärke  dos  Heeres,  der  Dauer  des  Kriegs,  bez.  der  Kriegs- 
bereitschaft, den  vorkommenden  Verlusten  an  Material  aller  Art  (Waffen,  Kleidung, 
Geräth  u.  s.  w.),  welches  sofort  wieder  ersetzt  und  ergänzt  werden  muss,  vom 
nothwendigen  Umfang  des  Lazarethwesens,  vom  Nachschub  der  Truppen  zur  Ergänzung 
QDd  Vermehrung  des  Heers  aus  der  Heimath  zum  Kriegsschauplatz  u.  A.  m.  ab.  Die 
einzelnen  wichtigsten  Posten  sind  die  Auslagen  für  die  Naturalvorpflegung  der 
Truppen,  für  die  Gehälter  und  Löhnungen,  für  die  Ergänzung  der  Waffen 
und  Munition  und  Bekleidung,  wozu  dann  noch  je  nachdem  grössere  Summen 
fikr  Transporte  und  für  Lazarethe  und  Krankenpflege  kommen. 
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a)  Die  Gage  und  Löhnung  ist  im  Kriege  vielfach  zu  er- 
höh e  n  wegen  der  tbeureren  Preise,  der  stärkeren  Abnutzang  der 
Sachen. 

b)  Die  Nataralverpflegung  muss  nothwendig  viel  um^ 
fangreicher  und  gewöhnlich  auch  viel  kostspieliger  als  im 
Frieden  werden. 

Denn  sie  wird  im  heimischen  wie  im  Feindeslande  im  Interesse  der  Truppen 
wie  des  kriegerischen  Zwecks  ?ielfach  aach  da  eintreten,  wo  im  Frieden  die  Geld- 
verpficgang  ausreicht,  z.  B.  bei  den  Officieren.  Die  Kosten  steigen,  weil  der  Krieg 
Überhaupt  die  Preise  der  Artikel  des  MilitSrbedarfis  empor  treibt,  weil  gewöhnlich 
hohe  Transportkosten  hinzukommen  und  weil  im  eigenen  Lande  die  naturalen 
Lan  d  lief  er  un  gen  der  Nachbarschaft  zu  drückend,  im  Feindeslande  die  Requisitionen 
zu  l&stig,  zu  gehässig  werden,  die  Disciplin  dabei  leicht  leidet  und  doch  die  Ver- 
sorgung nicht  hinlänglich  sicher  gestellt  wird.  Daher  bleibt  soweit  als  möglich  die 
Verpflegung  des  Heeres  auf  eigene  Kosten  im  Gange,  mittelst  eines  um- 
fassenden Systems  von  Lieferungen  (durch  kaufmännische  Lieferanten),  Feldmaga- 
zinen,  Bäckereien,  Fabriken  von  transportfähigen,  dauerhaften  Nahrungs- 
mitteln u.  s.  w.  So  sind  auch  im  letzten  franz.  Kriege  die  Requisitionen  des 
deutschen  Heeres  immer  untergeordnet  geblieben. 

Ein  besonderer,  unter  Umständen  nicht  unerheblicher  Ausgabepo^ten  w&hrend 
des  Kriegszustandes  kann  die  Unterhaltung  der  Kriegsgefangenen  sein.  Z.  B.  sind 
auf  Rechnung  des  Nordd.  Bandes  für  IS70 — 71  an  Kosten  für  kriegsgefangene 
Franzosen  21*63  Mill.  Thlr.  liquidirt,  ohne  die  Ausgabe  f.  die  Verpflegung  d.  Ge- 
fangenen auf  franz.  Gebiete. 

Ueber  die  Sicherung  der  Beschaffenheit  der  Finanzmittel  zurKriegs- 
fQhrung  selbst  ist  oben  in  §.  74  ff.  schon  gehandelt  worden.  Da  die  Benutzung  des 
Staatscredits  nicht  unbedingt  diese  Sicherung  bietet  oder  unter  Umständen  unverhältniss- 
massig  kostspielig  ist,  muss  einmal  die  gesetzUche  Verpflichtung  zu  Naturalleistungen 
der  SelbstTerwaltungskOrper  (Gemeinden ,  Kreise ,  Liefernngsyerbände) ,  bestehen, 
sodann  ein  System  von  Extra-Steuern  (bez.  Zwangsanleihen)  eingerichtet  sein. 

3.  Nach  beendigtem  Kriege  handelt  es  sich  zunächst 

a)  um  die  Kosten  der  Abrüstung. 

So  Rücktransport  der  Truppen,  Zahlung  gewisser  Abfindungen,  Dcsarmirung  dt^r 
Festungen,  Ausserdienststellung  der  Schiffe  u.  s.  w. 

b)  Sodann:  Ersatz  oder  Ergänzung  des  verlorenen 
oder  unbrauchbar  gewordenen  und  Verbesserung  des 
durch  die  Kriegserfahrung  als  ungenügend  erwiesenen 
Kriegsmaterials  aller  Art :  Waffen,  Kleidung,  Heergeräthe  u.  s.  w., 
Reparatur  und  Umbau  der  Schiffe,  Festungen:  das  sogen.  Retab- 
lissement  und  Verwandtes. 

In  finanzieller  Hinsicht  ist  zu  beachten,  dass  die  bezüglichen  Auslagen,  ob- 
wohl ihrer  Natnr  nach  eine  staatswirthscbaftlichc  Kapitalanlage,  doch  möglichst 
rasch,  soweit  es  das  sachliche  Interesse  zul&sst,  zu  machen  sind,  also  nicht,  wie  im 
Frieden  mitunter,  auf  längere  Perioden  verthcilt  werden  dürfen,  weil  das  Heer  möii- 
liehst  sofort  wieder  in  jeder  Hinsicht  leistungsfähig  gemacht  werden  muss,  uui 
seinem  Zwecke  der  grossen  Präventiv-  und  Kepressivanstalt  zu  entsprechen.  Fenier 
ist  es  auch  fur  die  finanzielle  Auffassung  wichtig,  dass  in  der  That  nicht  nur 
Ersatz  und  Ergänzung,  sondern  zugleich  Verbesserung  des  Kriegsmaterials  noth- 
wendig ist  und  daher  die  bezüglichen  Kosten  zu  den  mit  dem  Kriege  in  Verbindung 
stehenden  gehören.  Denn  der  Krieg  ist  der  letzte  Prüfstein  wie  für  den  Werth  der 
Militärorganisation,  so  fUr  denjenigen  des  Kriegsmaterials.  Daher  z.  B.  nach  dem 
letzten  Kriege   in  Deutschland   die  NeubewafTnung   der  Armee   mit  verbesserten 
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Gewehren.    Bei  der  Institution  des  Kriegsschatzes   gehört  auch   dessen  Wieder- 
anfullung  unter  diesen  Theil  der  Kosten. 

c)  Endlich:  Kosten  der  Wiedergutmachung  der  Überhaupt 
ersetzbaren  Schäden  in  Folge  des  Kriegs.  Hierin  gehören 
namentlich : 

a)  Die  Pensionen  der  durch  den  Krieg  invalide  gewor- 
denen Militärpersonen,  nebst  den  Wittwen-  und  Waisenpensionen 
für  die  Hinterbliebenen  der  verstorbenen  Militärpersonen. 

Ein  Posten,  welcher  natürlich  zunächst  von  der  Grösse  der  Verluste  abhängt  — 
worauf  neben  der  Grösse  des  Heers  und  der  Dauer  des  Kriegs  auch  das  Waffen- 
System  von  Einfluss  ist,  sowohl  was  die  Zahl  der  Gebliebenen  und  Verwundeten, 
als  die  Art  der  Wunden  und,  davon  abhängig,  die  Grade  der  Invalididät  anlangt. 
—  Die  Höhe  der  einzelnen  Pension  wird  von  der  Finanzlage  mit  bedingt  sein, 
aber  knappe  Pension  ist  gegenober  einer  wahren  Ehrenschuld  der  Nation  am  We- 
nigsten angebracht  und  auch  nicht  richtig,  weil  entmuthigend  fUr  die  individuelle 
I^istong. 

ß)  Entschädigung  derjenigen  Landestheile  und  einzelner 
Staatsbürger,  welche  durch  den  Krieg  besondere  materielle 
Verluste  erlitten  haben. 

So  die  Bewohner  des  Kriegsschauplatzes  oder  seiner  Nachbarschaft,  die  vom 
Feinde  Geschädigten  (Plünderung,  Rcquintion  des  Feindes,  Vertreibung  aus  dem 
Feindoslande,  Wegnahme  von  Handelsschiffen  bei  dem  noch  geltenden  Zustande  des 
YoUEerrechts  u.  s.  w.),  die  aus  ihrem  Erwerbsboruf  heraus  gerissenen  Angehörigen 
des  Heers  (Reservisten,  Landwehrleute)  u  a.  m.  Da  es  sich  hier  immer  um  Opfer 
handelt,  welche  durch  den  Krieg  veranlasst  sind  und  vom  Einzelnen  fttr  die  Ge- 
sammtheit  getragen  werden,  sich  aber  sehr  ungleich  auf  die  Einzelnen  vertheilcn, 
ist  eine  Entschädigung  im  Princip  geboten.  Ihre  Höhe  wird  mit  Rücksicht  auf  die 
Finanzlage  bemessen  werden:  volle  Entschädigung  ist  aber  jedenfalls  zu  erstreben. 
Die  fraiuOsischen  5  Milliarden  haben  es  dem  Deutschen  Reiche  möglich  gemacht,  in 
allen  diesen  Beziehungen  das  Erforderliche  reichlich  zu  leisten. 

/)  Ersatz  der  Kriegsleistungen,  welche  Landestheile 
oder  Einzelne  nach  gesetzlicher  Vorschrift  in  Arbeits-,  Spann- 
Diensten,  Transportleistung,  Quartiergewähr,  Naturallieferungen  u.s.  w. 
dem  heimischen  Heere  machen  mussten. 

Auch  hier  ist  möglichst  voller  Ersatz  geboten,  weil  diese  Leistungen  immer 
mehr  oder  weniger  ungleich,  in  der  Regel  schon  wegen  der  geographischen  Lage  des 
Kriegschauplatzes  und  der  Marschrouten  sehr  ungleich  die  einzelnen  Theile  des 
Staatsgebiets  und  die  verschiedenen  Glassen  und  Individuen  der  Bevölkerung  belasten. 
Es  gelten  hier  die  Grundsätze  für  die  gleich  massige  Vertheilung  der  Steuerlast 
(Fin.  U,  §.  346—429). 

Ob  und  in  wie  weit  ftlr  alle  diese  nach  beendigtem  Kriege 
Dothwendigen  Ausgaben  ausserordentliche  Mittel  wie  nament- 
lich Kriegscontributionen  zu  Gebote  stehen,  hängt  natürlich 
vom  Ausgang  des  Kriegs  und  von  der  Höhe  solcher  Contribu- 
tionen  ab.  Sind  solche  Einnahmen  vorhanden,  so  werden  sie  in 
erster  Linie  zur  Deckung  der  Kosten  der  Kriegsführung  und  zur 
Deckung  dieser  weiteren  Kosten  nach  beendigtem  Kriege  dienen. 
Doch  muss  dabei  im  volkswirthschaftlichen  Interesse  Vorsicht 

X.  Wafcner,  Finanz wisM^nürhaft.    I.    3.  Anfl.  29 
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in  Betreff  der  raschen  Einziehung  grosser  baarer  Geld- 
summen aus  der  Fremde  und  in  Betreff  der  raschen  Ab- 
zahlung etwaiger  Kriegsanleihen  angewandt  werden. 

FUr  die  wissenschaftliche  Behandlung  aller  solchen  Fragen  liegen  jetzt  wie  in 
einem  grossartigen  Experiment  die  Erfahmngsthatsachen  in  den  Eiowirirangen  der 
französischen  Kriegscontribntion  y.  1S71  auf  Frankreich  und  Deutschland  ?or.  Siebe 
darüber:  Bamberger,  die  5  Milliarden,  1873  (aus  den  Preuss.  Jahrb.  B.  31), 
SOtbeer  desgl.  Berl.  1874,  mein  Beichsfinanzwesen  im  Jahrb.  d.  D.  Reichs,  III, 
S.  85—165,  bes.  228—252,  dsgL  mein  bezügL  Aufs,  in  Hüdebr.  Jahrb.  XXIL  (1874), 
S.  378  ü'.,  WolofTski,  rcsult.  econom.  du  payem.  de  la  contribut  de  guerre  etc., 
Par.  1874  (aus  J.  d.  Econ.  Dec.  1874),  L.  Say,  rapport  sur  le  payem.  de  U  con- 
tribution  etc.,  Paris  1874;  Ferraris,  indemnitä  di  guorra  etc.,  Nuora  Antologia 
Febr.  1875. 

Fehlen  solche  Contributionen ,  so  sind  die  bezüglichen  Aas- 
gaben nach  den  aUgemeinen  Grundsätzen  der  Deckung  des  Finanz- 
bedarfs zu  regeln,  also  eventuell  auch  durch  A  n  1  e  i  h  e  n  zu  decken, 
aber  immerhin  bei  der  zweifelhaften  Dauer  der  durch  die  Kriegs 
ausgaben  hervorgerufenen  Wirkungen  und  in  dem  Falle,  dass  es 
sich  um  Anleihen  aus  bereits  angelegten  heimischen  Kapitalien 
(§.  65 — 73)  handelt,  wenigstens  theil weise  mit  durch  erhOhete  oder 
neue  Steuern. 

4.  Ein  letzter  Posten  der  Kriegsausgaben  ist  endlich  eventuell 
die  vom  Besiegten  dem  Sieger  zu  zahlende  Kriegscontri- 
bntion („Kriegskostenentschädigung"). 

Eine  rasche  Zahlung  derselben  wird  in  der  Regel  schon  im  Friedensverträge 
bedungen  und  Hegt  gewöhnlich  im  Interesse  des  Besiegten  eben  so  sehr  oder  noch 
mehr  als  in  demjenigen  des  Siegers,  weil  von  ihrer  Entrichtung  die  Befreiung  des 
eigenen  Gebiets  von  feindlicher  Besetzung  und  die  Wiedererlangung  der  politischen 
Unabhängigkeit  abzuhängen  pflegt.  Der  Druck,  der  auf  den  besetzten  Landestheilen 
liegt,  trifft  die  einzelnen  Staatsbarger  sehr  ungleich,  was  auch  die  möglichst  rasche 
Abwicklung  erwünscht  macht.  Es  nöthigen  diese  Verhältnisse  meistens  zur  Aufnahme 
von  Anleihen  und  nach  der  Natur  der  betreffenden  Ausgabe  sind  dieselben  auch  ge- 
rechtfertigt Doch  empfiehlt  sich  auch  hier  ein  RUckgreifen  mit  auf  Steuern,  beson- 
ders solche,  welche  die  wohlhabenderen  Classen  stärker  zur  Tragung  dieses  Opfers 
mit  heran  ziehen. 

Die  „Eriegskostenentschädigungen*'  an  Freusson  betrugen  nach  d.  Friedens- 
verträgen 1866  55*73  Hill.  Thlr.,  wovon  von  Oesterreich  20,  Baiem  17*10  (genau 
ao  Mill.  fl.),  Sachsen  8*87,  Wttrtemberg  4'o6  (genau  8  Hill,  fl.),  Baden  3'40  (6  MilL  fl  ), 
Hessen  1*70  Mill.  Thlr.  (3  Mill.  ü.),  Reass  ä.  L.  100,000  Thlr.  Ausserdem  an  Kriegs- 
contribut,  Kriegsbeute  u.  dgl.  4'77  Mill.  Thlr.,  wovon  3  284  Mill.  Thlr.  Kriegscon- 
tribution  der  Stadt  Frankfurt  a.  M.,  1*29  Mill.  Thlr.  Zahlungen  des  sächs.  Finanz- 
ministers an  die  preuss.  Civilverwalt.  während  d.  Occup.-Zeit,  339,000  Thlr.  hannov. 
Feldkriegskasse  u.  a.  m.  S.  Jahrb.  d.  preuss.  Statistik  III,  463.  —  Die  französ. 
Kriegskostenentschädigung  an  das  Deutsche  Reich  war  nach  Abzug  der  Realisations- 
kosten, aber  inbegriffen  die  von  Frankreich  f.  die  Reste  seit  dem  Frieden  zu  zahlenden 
Zinsen,  nach  deutscher  Rechnung  5,301,145,078  Fr.  ==  4,240,672,893  Mark  (nach 
franz.  Rechn.  5,302,065,000  Fr.),  die  Pariser  Contrib.  (200  MUl.  Fr.)  1 60*52  MiU.  M., 
der  Ueberschuss  (Über  d.  Yerwaltungskosten)  der  in  Frankreich  erhobenen  Steuern  u. 
nicht  unmittelbar  verwcnd.  örtl.  Contribut  52*8  Mill.  M.  (in  d.  franz.  Rechn.  findet 
sich  als  „Wiedererstattung  d.  v.  Dcutschl.  erhobenen  Steuern''  61*70  Mill  Fr.).  In 
Summa  daher  die  deutsche  Baareinnahme  aus  Frankreich  4453*99  Mill.  M.  Die  Unter- 
haltung der  deutschen  Truppen  auf  französische  Rechnung  während  der  Occupation 
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nach  dem  Friedensschluss  berechnet  Frankreich  auf  328*64  Mill.  Fr.  S.  Prenss.  stat. 
Jahrb.  lY,  2.  Abth.,  S.  240^  mein  Reichsfinanzves. ,  Jahrb.  III,  S.  85,  97,  Goth. 
Jahrb.  1876,  S.  592. 

B.  Die  mittelbaren  Kriegskosten,  die  Lasten,  Leiden, 
Verloste  aller  Art  für  Land  nnd  Leute,  znmal,  wenn  der  Kriegs- 
schauplatz auf  heimischem  Boden  ist,  lassen  sich  niemals  genau 
in  Zahl  und  Maass  fassen,  sind  aber  meistens  so  erheblich,  dass 
sie  das  Conto  der  eigentlichen  Kriegskosten  noch  ansehnlich  er- 
höhen, mitunter  vielleicht  letztere  noch  überragen.  Für  die  Wehr- 
Verfassung  und  die  Militärfinanzen  folgt  daraus  wieder,  dass  sie 
in  Friedenszeit  zweckentsprechend  in  der  oben  (§.  185)  dargelegten 
Weise  eingerichtet  sein  müssen,  um  mit  verheerender,  Erfolg  ver- 
sprechender Repressivkraft  den  Krieg  auf  feindliches  Gebiet  zu 
spielen  und  rasch  siegreich  zu  Ende  zu  fahren.  Dann  werden, 
wie  die  eigentlichen,  so  vollends  die  mittelbaren  Kriegskosten 
wenigstens  so  viel  als  möglich  verringert  werden. 

YgL  Ran  §.  72,  auch  vor.  Ani.  dieses  Bandes.  S.  276,  woselbst  einige  Statist. 
Daten,  freilich  von  nur  bedingter  Zuverlässigkeit,  über  Kriegskosten  aus  der  Zeit 
Kapoleons  I.  u.  für  den  Krimmkrieg.  Der  Krieg  von  1866  kostete  der  preussischen 
Staatskasse  aber  die  laufende  Ausgabe  circa  83  Mill.  Thlr.  und  brachte  derselben  an 
Entrichtungen  anderer  Staaten  607«  ^^^  Thlr.  ein.  Der  dänische  Krieg  kostete 
Preussen  extra  c.  18^/,  Hill.  Thlr.  Die  einmal.  Mobilmachungskosten  betrugen 
1S66— 67  drca  16'8  MiU.  Thb.  S.  Engel,  Jahrb.  III,  541,  462.  Der  italienische 
Krieg  von  1859  kostete  Oesterreich  extra  c  210  Mill.  fl.,  s.  A.  Wagner,  Uns.  Zeit 
1863.  S.  25.  Der  Krieg  von  1870—71  hat  Frankreich  9—10  Milliarden  Fr.  bloss 
an  verrechneten  Ausgaben  gekostet  Nach  d.  Ber.  d.  Min.  Mathieu-Bodet  v. 
7.  Jan.  1875  (Journ.  offic  8.  Jan.  1875,  danach  Goth.  Jahrb.  1876,  S.  592)  ergaben 
sich  folgende  Posten  in  Mill.  Fr.: 

AosBeroidentl.  Ausgabe   in  Folge  Unterstützung  d.  Familien  v.  Sold. 

des  Kriegs 1912*05        u.  Matrosen 5000 

YerpTOviaDtining  von  Paris      .    .    169*52  Baare  Entschäd.  an  Opf.  d.  Kriegs  106*00 

Nicht  dassific.  Kriegskosten     .    <     80*00  Dsgl.  an  Gemeinden  (Annuit)  .    .  251*95 

I.  Eig.  Kriegskosten  21  i  1*57  ^s»'-  ^-  v-  Genie  verurs.  Schäden  .  2600 

Kosten  der  Anleihen 631*27  ^^'  Wiodergutmach.  v.  Schäden  433*95 

Verluste  an  Steuern  u.  Einkünften   364*19  Kriegscontrib.  (ohne  Paris) .    .    .  5000*00 

n.  Besond.  finanz.  Opfer  995*46    Zinsen  dafür 302*07 

Wiftdprew^tz    d    Mater    Befestiir  Unteth.  d.  deutsch.  Truppen    .    .  32364 

"^SSn.  d^uldaUoSf;  V-  ^-^^^^  ^^^,^^-  «\«--  •   J'l''. 

=»  IIL  WiederhersteU.  u.  Ver-  V.  Contrib.  u.  dgl.  m.  5687*41 

stftrkung  der  Kriegsmacht     .    .    592*26  Summa  9287*88 

Ueber  die  deutschen  Kriegsfinanzen  von  1870 — 71  siehe  mein  Beichsfinanz- 
wesen,  Jahrb.  III,  65 — 166,  mit  den  verrechn.  Daten  bis  Ende  1872,  approximativen 
bis  1874.  Auch  Jahrb.  f.  d.  amtl.  Statist  Prenssens  IV,  2.  Abth.,  S.  240,  bis  1S74 
Q.  1875.  Dann  d.  fin.  Tabellen  in  d.  Statist  Jahrbachern  des  D.  Reichs  (bisher 
4  Jahrgänge,  1880 — 83).  Vollständig  waren  noch  bis  1882  nicht  alle  Posten  abge- 
wickelt, indem  der  Reichshaushaltsetat  noch  bis  1882^83  bezügliche  kleine  Summen 
als  «^Ausgaben  in  Folge  des  Kriegs  mit  Frankreich'*  aufführte.  Die  Verwendungen 
f.  die  Wiederherstellung  u.  Verstärkung  der  Kriegsmacht  werden  ferner  erst  im  Laufe 
der  Zeit  verbraucht  Schwierigkeiten  f.  d.  Berechnung  macht  die  getrennte  Liquid. 
f.  d.  Reich,  d.  Nordd.  Bund,  die  einzelnen  sudd.  Staaten.  Die  folg.  Uebersicht  aus 
rneiBem  gen.  Aa&atz  kann  gentigen,  weil  sie  die  muthmaassl.  Ausgabereste  nach  den 
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officiellen  Anschlägen  mit  enthält  u.  die  gesetzl.  Verwendung  f.  d.  später  zn  machenden 
Ausgaben  schon  fast  ganz  in  1873  geregelt  war.  Verwendung  der  franzöa.  Gontri- 
bntion  u.  s.  w.  in  Mill.  Thlr.: 

Auf  Reichsrechn.        Auf  spec.  nordd.  Bechn. 

I.  Kriegskosten    ........  73-13  377-33 

IL  Wiederherstellung  u.  s.  w  d.  Kriegs- 
macht   

in.  Wiedergutmachung  von  Schäden 
IV.  Verwaltungszw.  der  Kriegsmacht 

V.  Allgemeine  Verwaltungsreformen 
VI.  Ertrag  gebende  Kapitidanlagen  .  

Summa  I— V  685*57  509*83 

Ueberrcste  zur  Vertheilung      ....  798*98  133*70 


186-11  120-02 

246-39  10-82 

6*27  — 

29*79  1*66 

143-87  — 


Summa        1484*55  643*50 

Die  deutschen  Kriegskosten  (Mobilmachung,  Kriegsfahrung ,  Abrüstung)  mOgen  incl. 
Suddeutschland  c.  520  Mill.  Thlr.  betragen.  FUr  die  finanz.  Seite  des  Kriegs  sind 
die  unmittelbar  zu  machenden  Ausgaben  (im  Unterschied  von  den  erst  später  nach 
und  nach  zu  machenden  resp.  abzuwickelnden)  bes.  wichtig.  Sie  ergehen  sich  in  der 
Hauptsache  aus  dem  Bechnungsnachweis  d.  Nordd.  Bundes  f.  1870  u.  71.  Hiernach 
wurden  verrechnet  f.d.  Mobilmachung  30*80  (wovon  24*23  in  1870  allein),  wovon 
f.  Pferde  14*69  Mill.  Thlr.  (abzügl.  8*13  f.  Erlös  ausverkaufen),  f.  Mobilmachungs- 
gelder d.  Officiere  n.  gew.  Fers.  d.  Mannschaft  2*54,  f.  Fortific,  Armir.  d.  Festungen 
u.  Kustenpuncte  4  92,  f.  Verproviant  d.  Festungen  2  25;  femer  f.  d.  lauf.  Kosten 
des  Kriegs  beim  Landheer  in  beiden  gen.  Jahren  260*76  Mill.  Thlr.  (wovon  72*20 
in  1870,  188*55  in  1871),  davon:  f.  Gehälter  n.  Löhne  der  Truppen  43*79,  Natural- 
verpfleg.,  Feldmagaz.,  Bäcker.  105'77,  Bekleidung  und  Ausrüst  37*27,  Lazarethe  u.  dgl. 
10*35  Bemontir.  der  Feldarmee  1*58  (wenig  wegen  der  erbeuteten  Pferde),  Munition 
u.  Waffen  7-99  u.  s«  w.  —  Die  Wiederherstellung  und  Verstärkung  der 
Kriegsmacht  erforderte  nach  d.  gesetzl.  Bestimmungen  an  Ilauptposten  fiQr 
Reichsrechnudg:  Kriegsschatz  40,  Festungsbau  u.  dgL  114,  f.  nordd.  Rechnung 
spec:  Retabliss.  (incl.  Baden  und  Hessen)  106*85,  div.  Gebäude  etc.  c.  19  MilL  Thlr. 
—  Die  Wiedergutmachung  von  Schäden  u.  s.  w.  schon  bis  1873/74  (seitdem 
bei  einz.  Posten  weitere  kleine  Beträge):  auf  Reichsrechnung:  Invalidenfonds  187 
(Zahlungen  vor  s.  Gründung  ausserdem  10*1  MilL  Thlr.),  Beihilfen  an  Angehörige  der 
Reserven  u.  Landwehr  4,  dsgL  an  aus  Frankreich  vertriebene  Deutsche  2,  dsgL  für 
deutsche  Rhederei  5-6,  dsgl.  Ersatz  v.  Kriegsschäden  u.  Leistungen  u.  s.  w.  (bes.  f. 
Els.-Lothr.)  37*7,  dann  auf  nordd.  Rechnung:  Ersatz  d.  Kn^gsleistungen  d.  Gemeinden 
2*5,  dsgl.  der  Unterstützung  für  die  Familien  d.  einberuf.  Reserve-  u.  Landwehrlente 
8*3  Mill.  Thlr.  Weiteres  Detail  aus  den  betr.  Gesetzen  u.  der  Statistik  in  meinem 
Reichsfinanzwesen,  S.  103  ff.,  112  ff.,  118  ff.  —  Ueber  den  letzten  orientaL  Krieg 
Russlands,  den  dieses  fast  ganz  mit  neuen  Papiergeldemissionen  und  einiger  Ver- 
mehrung seiner  verzinsl.  Schuld  während  des  Kriegs  führte  —  Fundirungsoperationen 
folgten  erst  später,  bisher  in  beschränktem  Maasse,  —  sind  mir  keine  spec.  Abrech- 
nungen Vther  die  Kriegskosten  bekannt  geworden.  Einen  Einblick  geben  aber  folg. 
Zahlen:  fund.  Schuld  nomin.  1876  903*7  Mill.  R.  (wovon  439*3  äussere),  1880 
2039*9  M.  R.  (wovon  672  5  äussere).  Verzinsung  der  ganzen  Schuld  nach  d.  Etat  f. 
1877  108*3,  1882  198*8  M.  R.  CreditbiUite  (Papiergeld)  in  Umlauf  1876  797,  1880 
1163  MiU.  R. 


4.  Abschnitt. 

Finanzbedarf  fttr  die  DurchfDlirung  des  Cultnr-  und 

Wohlfalirtszweeks. 

Die  Darstellung  beschränkt  sich  im  Folgenden  wieder  mehr  auf  eine  kurze  Ueber- 
sieht  der  Gebiete.  Mehrfach  ist  auf  dieselben  in  der  Finanzwissenschiift  in  der  spät. 
Einnabmelebre,  nameutl.  bei  den  Gebühren,  so  bei  Münze,  Post,  Stra$^I^  Schulen, 
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oder  bei  den  zagleich  privatwirthschaftl.  Erwerbszweig^en ,  wie  bei  Eisenbahnen, 

einzugehen  and  dann  sind  die   enge  zasammenhängenden  Verhältnisse  der  Aasgabeu 

u.  Einnahmen  zugleich  zu  behandeln.    Anderes  ist  genauer  in  den  anderen  Theilcn 

des  Syst  d.  polit.  Oekon.,  bes.  in  der  Volkswirthschaftspolitik,  zu  erörtern.    Auf  dem 

iiebiete  der  hier  zu  berührenden  Angelegenheiten  hat  man  es  dann  namentlich  mit 

den  früher,  im  2.  Abschn.  des   2.  Kap.   des  vor.  Buchs   (Finanzwesen   der  Selbstver- 

waitungskörper)  schon  behandelten  theoretischen  und  practischen  Streitfragen  hinsieht- 

lieh  der  Ucbemahme  solcher  Angelegenheiten  auf  den  Staat  oder  auf  einen  Selbst- 

verwaltungskOrper,  bez.  auf  welchen  der  letzteren  und  hinsichtlich  der  angemesseneu 

^ortheilung  der  Lasten  zu  thun.    S.  bes.  o.  §.  43,  S.  90,  §.  46—48,  S.  96  ff.,  §.  53  ff., 

yvo  die  in  Betracht  kommenden  Gesichtspuncte  und  die  Verhältnisse  der  Hauptländer 

t  larjrelejrt  sind.    Ein  Haupttheil  der  heute  in  Deutschland,  spoc.  iu  Preusson  „scliwc- 

l>cnden  Finanzfrageu"  (üebertragun^  eines  Theils  der  Staats-Ertragssteuorn   an   Com- 

xnuneu  u.  Verbände,  Schuldotationen  ,  Regelung   der  Armen- ,  der  Wegelast   u.  s.  w.) 

«ireht  sich  um  diese  Puncto  des  Abschnitts. 

I.  —  §.  193.  Die  innere  Verwaltung,  soweit  sie  von 
der  Polizei  (§.  180)  und  von  der  volkswirthschaftlichen  und 
Unterrichtsverwaltung  (§.  194  ff.)  getrennt  wird,  nmfasst  in  ihrer 
heute  üblichen  Organisation  mit  ihrem  schon  erwähnten  Behörden- 
apparat folgende  Hauptgebiete: 

1.  Die  amtliche  Statistik. 

Hierher  gehören  die  Kosten  der  jetzt  iu  den  meisten  civilisirttin  Staaten  hestulien- 
(leu  statistischen  Bureaus,  die  Kosten  der  laufenden  statistischen  8am* 
melarbeiten  der  Verwaltungsbehörden,  welche  sich  schwer  von  den  Übrigen 
Kosten  dieser  Behörden  absondern  lassen ;  dann  namentlich  die  Kosten  der  periodischen 
Volkszählungen  oder  Census  und  ähnlicher  Aufnahmen  (Viehzählungen 
u.  a.  ID.). 

Z.  B.  D.  Reich,  Stat.  Amt  1883/84  568,000  M.,  Preussen  1883/84  382,000  M. 
(ohne  Bauconto),  daneben  noch  besonders  für  d.  meteorol.  Instit.  29,800  M.  Die 
Ausgabe  ist  in  den  yerschiedenen  Staaten  nicht  nur  nach  der  Grösse  der  letzteren 
and  der  Um&ssendheit  der  Arbeiten,  sondern  auch  nach  der  ganzen  Stellung  und 
Hinrichtung  der  Bureaus  verschieden,  je  nachdem  sie  nur  die  letzten  Concentrirungs- 
nnd  Public- Arbeiten  oder  schon  frllherc  Sammel-  und  Concentrirungsarbeiten  (aus 
den  Urlisten  u.  s.w.)  zu  machen  haben.  S.  A.  Wagner,  Art.  Statistik,  Staatswörtcr- 
buch  X,  448.    Stein,  Verwaltungsl.  bes.  B.  2. 

Die  Kosten  des  Census  sind  nach  der  Methode  der  Volkszählung,  der  Spe- 
cialität  derselben  (namentL  neuerdings  eingehende  Eigenschaftsstat.  der  Bevölk.)  und 
JAi  nachdem  die  Zählung  mit  anderen  Statist.  Aufnahmen  (über  Wohnungen,  Viehstand, 
Cjewerbewesen  u.  s.  w.)  verbunden  ist,  sehr  verschieden.  Wo  die  Selbstzählung  und 
ilie  Zählung  durch  freiwillige  und  unentgeltl.  dienende  Zähler  stattfindet  (wie  vielfach 
in  Deutschland)  sind  die  Kosten  geringer,  ohne  indessen  f.  d.  Volkswirthsch.  zu  ver- 
schwinden. Es  gilt  hier  das  in  §.  153  über  Ehrenämter  Gesagte.  S.  nam.  Engel 
i.  d.  Ztschr.  d.  preuss.  stat.  Bur.  1870  über  Kosten  der  Volkszähl.  S.  33  ff.  Z.  B* 
Oesterr.  Census  v.  1857  2  Mill.  fl.,  Brit.  v.  1861  250,000  Pfd.  St.,  Verein.  St. 
V.  1861,  1-85  Mill.  D.,  Belg.  von  1866  über  644,000  Fr.  Die  lOjähr.  Periode  der 
Zählung  empfiehlt  sich  auch  vom  Kostenstandpuncte  aus.  Engel  a.  a.  0.  S.  41  ver- 
anschl^te  bei  theilw.  Benutzung  unentgeltl.  Zähler  für  die  71er  Volkszählung  die 
AusgabKB  Preussens  auf  191,000  Tlilr.  üebcrsicht  über  Aufwand  an  G«*ld,  Zeit  und 
Arbeitsleistung  bei  der  letzten  (1880er)  preuss.  Volkszählung  s.  in  d.  Aufs.  v.  Blenck, 
preuss.  stat.  Ztschr.  1882,  S.  188.  Voranschi.  1880—83  452,500  M.,  wirkl.  Ausgabe 
499,609  M.,  davon  Beschaff,  d.  Zählpapiere  175,591,  Verpack,  u.  Versend.  20,176, 
Kückseud.  9-197,  Remunerat.  d.  Zähler  37,336,  Auf  bereit,  d.  Zählpapiere  254,419, 
Zwi9cheuformulare  u.  and.  Bureaubedürfnisse  2326,  Unvorhergesehenes  563  M.  Es 
sind  dies  die  Kosten  ]>is  Oct.  1882;  sie  lictragen  p.  Kopf  der  ortsanwej.  gezählten 
Bevftlk.  1,83  Pfenn. 
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2.  Das  öffentliche  Gesundheitswesen  und  die  dafür 
dienenden  Anstalten. 

Letztere  (Kranken-,  Gebär-,  Irrenhäuser,  Hebammoninstitate  n.  dgl.  m.)  pflegen 
in  der  Regel  gr  nz  oder  grossentheils  aas  Provincial-  oder  Gemeindemitteln  oder  ans 
eigenem  StiftiingSTcrmögcn  bestritten  zu  werden,  so  dass  es  sich  für  die  Staatskasse 
etwa  nur  um  Zuschüsse  handelt.  Völlig  trägt  der  Staat  mitunter  nur  den  Aufwand 
für  solche  Anstalten  dieser  Art,  welche  zugleich  zu  Unterrichtszwecken  dienen.  Ausser- 
dem hat  der  Staat  die  Ausgaben  fGLr  das  Sanitäts-  und  Medicinalbehördenwcsen,  — 
meistens  eine  Abtlieilung  des  BehOrdenwesens  der  gesammten  Inneren  Verwaltung, 
„Medicinalcollegien"'  u.  dgl.  — ,  dann  etwa  auch  fQr  einzelne  Medicinalbeamte,  Amts- 
ärzte, Amtswund-  und  Hebeärzte,  ferner  fttr  Impfwesen,  Quarantäne  u.  s.  w.  zu  decken. 
Eine  ausserordentliche  Ausgabe  verursachen  bisweilen  die  Seuchen,  Epidemieen  und 
Viehseuchen  (Epizootieen),  indem  sie  Absperrungsmassrcgeln  u.  s.  w.  nothwcndig  machen. 
Ein  Theil  dieser  Kosten  lässt  sich  auch  auf  Selbst7erwalt.kOrper  u.  in  Gebtlhrenform 
auf  die  Viehbesitzer  abwälzen. 

Ausgabe  des  Staats  fUr  öffentliches  Gesundheitswesen,  meist  ohne  die  betreff. 
Anstalten,  welche  an  Univers.  u.  s.  w.  mit  fOr  Lehrzwecke  dienen:  z.  B.  Oesterreich 
westl.  Th.  1880  Ord.  748,000,  mit  Extraord.  780,000  fl.  Der  sogen.  „Sanitätsdienst" 
steht  unter  dem  Min.  d.  Inneren  u.  wird  hier  in  der  Hauptrubr.  des  Etats  „polit. 
Verwalt.  in  d.  einzelnen  Kronländern"  getrennt  v.  „Aufwand  d.  polit.  Behörden*'  über- 
haupt nachgewiesen.  Obige  Zahlen  umfassen  den  Aufw.  an  d.  Centralstelle  nicht  mit  — 
D.  Reich.  Reichsgesundh.-Amt  1888/84  126,000  M.  —  Preussen  1883/84  Medic.- 
we^.  (im  Cult.min.)  1,432,000  M.  (f.  d.  Provincmedic.collegien  u.  Regier.medic.räthe 
222,000,  f.  d.  Physiker  in  Städten,  Kreisen,  Bezirken  u.  s.  w.  722.000,  Zuschüsse  zu 
Unterr.,  Heil.-  u.  Wohlthät.anst,  bes.  Berl.  Charit^  213,000  M.,  Remuner.  der  Examina- 
toren bei  Prüfungen  —  durch  Gebüliren  der  Examinanden  gedeckt  —  75,000  M.  u. 
and.  Posten  mehr).    Dazu  kommt  eine  Quote  d.  Ausg.  d.  Ministeriums  selbst 

3.  Das  Hilfs-  nnd  Armenwesen  (öffentliche  Wobl- 
thätigkeit). 

Die  Staatskasse  wird  hierfür  im  Allgemeinen  nur  ausnahmsweise  und  etwa  nur 
subsidiär  in  Anspruch  genommen,  indem  tlieils  die  freiwillige  (Privat-),  eventuell  die 
kirchliche  und  Stiftungsannenpflege  eintreten,  theils,  wo  eine  gesetzliche  Annenpflege 
besteht,  die  Gemeinden,  Kreise  und  deren  Verbände  die  Pfliclitigcn  sind.  Die  end- 
giltige  Regelung  der  Tragung  der  Armenlast  geliört  zu  den  erwähnten  „schwebenden 
Fragen"  (ier  Auseinandersetzung  zwischen  Staat  und  Selbstrerwaltirngskörpem  (?gl.  o. 
§.  53  ff.)  und  ist  in  der  „Inneren  Verwaltungslelire"  näher  zu  erörtern.  Der  Staat 
wird  sonst  nur  bei  einzelnen  grösseren  öffentlichen  Nothständen  (Misswachs, 
Wassersnoth,  Kriegsverheerung  u.  s.  w.)  mit  Geldmitteln,  öfters  übrigens  nur  vorschuss- 
weisc,  oder  mit  Steuernachlass,  —  ja  auch  nur  eine  Form  der  Unterstützung  —  HtÜfe 
gewähren  müssen.  Beispiel:  Preussen,  Ausg.  für  „Wohlthätigkeitszwecke"  im 
Minist  d.  Lmem  1883/84  115  Mül.  M.,  wovon  aber  allein  225,000  (1875  noch 
1,085,000)  f.  Unterstütz,  armer  Krieger  aus  1806 — 15,  der  Rest  meist  f.  Pens.  u.  dgl., 
nur  113,000  M.  f.  Almosen  u.  Unterstütz,  im  Allg.,  146,000  M.  feststeh.  Unterstütz, 
f.  Armen-  u.  Wohlthätigkeitsanstalten. 

Zur  Abhülfe  des  ostpreuss.  Nothständen  (Misswachs  durch  Nässe),  wurde  vom 
preuss.  Staate  verwendet  nach  Ges.  v.  23.  Dec.  1867  1,998*000,  nach  dem  v.  3.  März  1868 
3  Mill.  TTür.  —  Während  des  1870er  Kriegs  ähnl.  Unterstütz,  aus  d.  Staatskasse  an 
Theile  d.  R.-B.  Trier.  Aehnl.  1876  f.  Ueberschwemmungen  in  d.  Prov.  Sachsen,  f. 
den  Bergsturz  bei  Kaub,  1880  6  Mill.  M.  f.  oberschles.  Nothstand  (Ges.  v.  3.  Febr.  1880), 
1882;83  3  Mill.  M.  f.  Rhein  -  Ueberschwemmungen  (Ges.  v.  21.  Jan.  1883).  Vgl. 
Siegel,  über  Staatshilfe  bei  wirthsch.  Nothständen,  Tüb.  Ztschr.  1882. 

IL  —  §.  194.  Die  volkswirthschaftliche  Verwaltung. 
Hieher  zählt  ein  grosser  Theil  der  allgmeinen  Aasgaben  der 
üblichen  Ministerien  des  Inneren,  des  Handels,  der  Land- 
wirthscbaft;    der  öffentlichen  Arbeiten  (Bauten,    Ver- 
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kehrsanstalten),  z.  Th.  auch  der  Finanzen  u.  s.  w.  Viele 
Tbätigkeiten  der  zam  Ministeriam  des  Inneren  ressortirenden  Ver- 
waltangsbehörden,  der  Polizei  sind  oft  hauptsächlich,  in  der  Regel 
wenigstens  nebenbei  zur  volkswirthschaftlichen  Verwaltung  zu 
rechnen,  wenn  sie  sich  auch  ausserdem  gleichzeitig  auf  andere 
Gebiete  erstrecken.  Die  bezüglichen  Ausgaben  sind  daher  auch 
nicht  wohl  zu  trennen. 

Von  den  einzelnen  Einrichtungen  und  Anstalten  des  Staats 
zur  Pflege  der  Volkswirthschaft  sind  diejenigen  im  Ganzen  die 
älteren  y  welche  gleichzeitig  — -  und  in  der  Praxis  früher  meistens 
stark  —  mit  als  eine  wichtigere  Einnahmequelle  für  die 
Staatskasse  in  Betracht  kommen  können.  Richtigere  Einsicht  hat 
jedoch  dazu  geführt,  dass  der  fiskalische  Gesichtspunct  bei  der 
Verwaltung  dieser  Anstalten  zurück  getreten  ist  und  im  All- 
gemeinen nur  noch  eine  massige,  gebührenartige  Einnahme  beab- 
sichtigt wird ,  wenn  der  Staat'  nicht  etwa  ganz  auf  Gewinn  ver- 
zichtet. 

Näheres  über  die  einzelnen  Verhältnisse  gehört  in  die  Gebührenlehre  (Hu.  II, 
1 .  Kap.)  und  in  die  Lehre  von  deo  privatwirthschaftlichen  Eiunahmcn  (folgendes  Bach 
dieses  Bandes  l)  oder  in  die  anderen  Theile  des  Systems  der  politischen  Oekouomie, 
specieU  in  die  Yolkswirthschaftspolitik. 

Die  bezüglichen  Tbätigkeiten  auf  diesem  Gebiete  sind  wieder 
solche  theils  des  Staats  allein,  theils  der  Selbstverwaltungskörper 
allein,  theils  dieser  und  des  Staats  zusammen,  wobei  dann  aber 
die  Fragen  der  richtigen  Vertheilung  der  Tbätigkeiten  selbst  und 
der  daraus  hervorgehenden  finanziellen  Lasten  theoretisch  und 
practisch  besondere  Schwierigkeit  machen  und  vielfach  nur  von 
Fall  zu  Fall  entschieden  werden  können.  Oefters  tritt  aber  hier 
die  noch  schwierigere  Frage  auf,  ob,  wann  und  unter  welchen 
Bedingungen  und  Modalitäten  überhaupt  ein  öffentlicher  Körper 
als  Vertreter  der  Gemeinwirthschaft  hier  statt  oder  neben  der 
Privatwirthschaft  eintreten  soll,  —  die  principielle  Hauptfrage  der 
„Organisation  der  Volkswirthschaft". 

Für  die  allgemeinen  leitenden  Gesichtspuncte  ist  hierbei  auf  die  principiellen 
ErOrteningen  in  der  ,,6randlegnng'\  (besonders  1.  Abth.  Kap.  3),  für  die  speci eilen 
Momente  in  den  einzelnen  Fragen  Tvieder  auf  die  Erörterungen  in  der  Lehre  vom 
Pri?aterrerb  des  Staats  (folg.  Buch  dieses  Bandes),  in  der  GebOhrenlchre  (Kap.  1  des 
B.  II  der  Fin.wiss.)  und  in  der  Yolkswirthschaftspolitik  hinzuweisen. 

Die  volkswirthschaftlichen  Angelegenheiten,  welche  Ursache 
and  Gegenstand  eines  Finanzbedarfs  sein  können,  lassen  sich  auch 
fflr  die  finanzwissenschaftliche  Betrachtung  in  zwei  grössere 
Gruppen    zerlegen:    allgemeine    Angelegenheiten    der 
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ganzen  Volkswirthschaft,  bez.  generellvolkswirthschaft- 
lichen  Interesses  (wenn  auch  yielleicht  nur  in  einem  bestimmten 
Gebietstheile  oder  Orte)  und  specielle  Angelegenheiten 
einzelner  Produetionszweige.  Die  ersteren  Angelegen- 
heiten sind  bereits  und  werden  immer  mehr  solche  des  Staats 
oder  grösserer  Selbstverwaltungskörper.  Hier  hat  man  es,  wo 
die  Sache  noch  nicht  entschieden  ist,  mit  den  Plänen  der  ^^Ver- 
staatlichung'^  (Eisenbahnen,  Versichernngs-,  Bankwesen)  zu 
thun.  Uebernimmt  der  Staat  die  Sache,  so  werden  besondere 
„Anstalten *'  dafür  eingerichtet,  bei  denen  es  sich  dann  n.  A. 
wieder  um  das  leitende  Finanzprincip  in  der  Verwaltung 
bandelt  In  der  Lehre  vom  Privaterwerb  und  von  den  Gebühren 
ist  dieser  Punct  näher  zu  erörtern.  Bei  den  speciellen  Angelegen- 
heiten der  einzelnen  Produetionszweige  („Volkswirthschafts- 
pflege^'  im  engeren  Sinne)  wird  die  privatwirthschaftliche 
Organisation  als  bestehend  und  verbleibend  vorausgesetzt.  Die 
Frage  ist  dann,  ob  und  wie  und  wann  und  speciell  unter 
welchen  finanziellen  Modalitäten  der  Staat  oder  ein 
andrer  öfifentlicher  Körper  helfend  und  unterstützend  ein- 
treten soll,  eine  Frage,  deren  nähere  Erörterung  und  Entscheidung 
in  den  speciellen  Theil  der  Volkswirthschaftspolitik  gehört  (in  die 
„Agrai-,  Gewerbe-  und  Handelspolitik"). 

Die  einzelnen  Gebiete  der  volkswirthschaftlicben  Verwal- 
tung sind  dann: 

A.  Allgemeine  Angelegenheiten  der  ganzen  Volks- 
wirthschaft. 

1.  Das  Maass-  und  Gewichtswesen.    S.  Fin.  II.  §.315. 

2.  Das  Münzwesen.    S.  Fin.  II.  §.  299. 

3.  Das  Postwesen.    S.  Fin.  II.  §.  308-312. 

4.  Das  Telegraphenwesen.    S.  Fin.  II.  §.  313. 

5.  Das  Staatseisenbahnwesen.  S.  darüber  den  Schluss 
des  nächsten  Buchs. 

6.  Das  Staatsschiff  fahrtswesen  (DampfschifTcurse.  S.  eb.). 

7.  Das  sonstige  Wegewesen.  S.  ebendaselbst  u.  Fin.  II. 
§.  303—306. 

8.  Der  Wasserbau. 

Ü<,T  Wr^oban  (ei«i:entlicho  erste  Anlage  u.  Erlialtuiijr)  und  der  Wasserbau 
I  UiV'i-schutz ,  Deichbau  u.  d^\.),  (über  diesen  Näheres  in  der  Volksw.scli.polit.)  machen 
in  d«;n  Staats-  u.  event.  den  Provinc.budgets  (PreUbsen)  bedeutemh;  Kosten.  Z.  B.  West- 
Oesterreich  lh80  Strassenbau  4,102,000  fl.  im  Ord.,  372,800  11.  im  Extraonl..  zus. 
4,474,800.  Wasserbau  dgl.  798,000—803,800—1,601,800  ü.     In  Preusscn  i»t  durch 
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Uebertragan<^  der  Staatschaussoeii  an  die  Provinzen  (Ges.  v.   8.  Juli    1875)  der  be- 
treffende Ausgabepobten  insofern  doch  nicht  aus  dem  Siaatsbudj^et  ausgeschieden,  als 
die  Staatskasse  den  Provinzen  für  die  Chausseen  eine  Dotation  v.  19  M.  M.  zahlt.    S. 
darüber  o.  §.  56,  S.  124.     Ausserdem  ist  im  Min.  d.  Off.  Ar))eiten  (ohne  die  Aus^. 
f.  d.  Min.  selbst)  der  onl.   Et.  d.  IJauverwaltunjc  1883/84  noch  16*57  M.  M.,  wovon 
die  Besoldungen  u.  persOnl.  Ausgaben  3'2,  die   sachl.  Ausj|2:aben  13'38  M.  M.  (wovon 
ein  Theil  f.  Erhalt,  diverser  StaatSj^^e bände,  dann  2*47  M.  M.  f.  Seehäfen  u.  Seekttsten, 
6-37  M.  M.  f.  Binnenhäfen,  Gewässer  u.  Schiff!".,  0*9  f.  Unterhalt  d.  Kanäle,  l'O«  f. 
Unterhalt  d.   Wege  u.   Brücken  auf  Grund  rechtl.  Verpflicht.,   0*475  f.  Ruhrscliiff'.). 
Unter  d.  einmal,  u.  auss.ord.  Staatsausgaben  stehen  f.  1883/84   ferner  8'04  M.  M.  z. 
Rejsrolirang:  d.  Wasserstrassen,    3*17  M.  M.  z.  Bauten  z.  Förderung  d.   Binnenschiff., 
1*44  zu  Seehäfen  u.  s.  w.,  ferner   weitre  Posttjn   f.   einz«.'lne  Brücken  bauten.     Erhebl. 
Posten  f.  üferschutz,  gonossensch.  Flussregulirung  ('/g  M.  M.  dafür  im  Et.  f.  18S3/84) 
stehen  auch  im  landwirthsch.  Ministerium.     Den  Ausg.  stehen  im  Fin.min.  gegenüber 
au  „Brücken-,  Fähr-,  Hafengeldern,  Strom-  u.  Canalgefällen"  2*2  M.  M.,  an  Nieder- 
lage, Krahn-  u.  Waagegeld  0*17  M.  M.,  im  Min.  d.  öff*.  Arbeiten  aus  der  Kuhrverwalt 
512,000,  aas  Beiträgen  z.  Unterhalt,  der  Land  -  u.  Wasserstrassen,  Canäle,  Brückt>n  u.  dgl.  m. 
200,000  M.     In  Frankreich  Et.  f.  1883  im  Ord.  beim  Min.  d.  öff".  Arbeiten  (ausser 
a.  Quote  V.  d.  ailg.  Verwalt.)  33*18  M.  fr.  f.  Strassen  bau,  10*9  f.  BinnenschiffT.,  7*2  f. 
Seehäfen.  —  Vgl.  überhaupt  oben  §.  53  ff". 

Statt  der  Staatsausgaben  für  Strassen,  Eisenbahnen  und  Canäle,  Wasserbauten, 
Schiffe  u.  s.  w.,  die  im  Eigenthum  des  Staats  stehen,  können  auch  unter  vcr- 
achiedeuen  Formen  Staatssubventionen  für  solche  Verkehrswege  und  Verkehrs- 
mittel, Welche  Eigenthum  von  Privaten  (incl.  Gesellschaften),  Gemeinden 
Q.  s.  w.  sind,  vorkommen.  Die  Subvention  kann  in  einer  Betheiligung  des  Staats  als 
ActiOQär  an  der  Unternehmung,  in  einem  verzinslichen  oder  unverzinslichen  Darlehen, 
inr  ersten  Anlage  oder  zum  Betriebe ,  in  einer  Zinsgarantie  an  die  Actionäre  (wobei 
die  Zinsen  etwa  vorschussweise  geleistet  wenlen  und  aus  den  späteren  Erträgen  wii^der 
zu  erstatten  sind)  oder  auch  in  einem  nicht  rückzalilbaren  Beitrage  bestehen,  wobei 
im  Einzelnen  noch  weitere  Mo^Uficationt^n  vorkommen.  Namentlich  bei  Eisenbahnen, 
Damp&chifilalirtslinien  ist  eine  solche  Subvention  sehr  gebräuchlich  geworden  und 
macht  wenigstens  zeitweilig  oft  bedeutende  Ausgaben.  Näheres  auch  hierüber  in  d. 
Volkswirthsch.politik.  Am  Wichtigsten  sind  die  Subventionen,  bes.  in  der  Form  von 
Zinsgarantieen,  bei  Eisenbahnen,  im  System  des  ausschliesslichen  oder  neben 
Siaatsbahnen  bestehenden  Privateisenbahnwesens,  daher  in  0 es ter reich  (s.  Gross, 
Staatssubvent. f. Privatbahnen, Wien  1882),  Kussland,  Frankreich,  Italien u.a.L.m., 
uicmals  aucli  im  früheren  £isenb.system  in  diesem  Maasse  vorgekommen  in  Deutsch- 
land. Ueber  d.  princip.  Frage  s.  Schäffle,  gesellsch.  System  2.  A.  §.  266  £,  Saz, 
Verkehrsmittel  B.  2.  Mit  dem  Fortschreiten  der  „Verstaatlicliung"  der  Bahnen,  wie 
jetzt  in  Proassen,  ändert  sich  die  Sachlage  natürlich,  ähnlich  auch  in  Oesterr. 
s«nt  Staatserwerb.  der  Elis.  Westbabn  u.  a.  m.  Den  betreff.  Ausgaben  f.  Zinsgarantieen 
u.  andere  Zuschüsse  entsprtrchen  dann  auch  Einnahmen  des  Staats  ans  Gewinn- 
aiithcilcQ,  Dividenden,  Rückzahlungen  der  Privatbahnen.  Im  preuss.  Et.  f.  1883/84 
stehen  an  fortdauernden  Ausgaben  f.  Priv.bahnen,  an  denen  d.  Staat  betheiligt  ist, 
UQT  noch  901,363  M.,  wovon  Zinsgarantieen  386,200,  Amortis.  v.  Stammactien  der 
Reüit.  Die  Einnahme  von  der  Betheilig,  an  Privatbahnen  (abgesehen  ?on  d.  Eisen- 
l)alinsteuer)  ist  dagegen  5*42  M.  M.  —  Im  westösterr.  Etat  f.  1882  befinden  sich 
dagegen  697,000  fl.  onl.  u.  13,986,450  fl.  ausseroni.  Subvention  an  Verkelirsanstalten 
(meist  Eisenb.),  ausst^r  d.  Subvention  an  d.  Dampfsch.f.gesellsch.  d.  öst.  Lloyd  v. 
1*3  Mili.  fl.  im  gemeins.  Budget.  Die  Rückeinnahmen  etc.  v.  Priv.bahnen  (Kaufschill.- 
resteu.  dgU  waren  5,488,000  fl.  Noch  im  Et.  f.  1880  waren  d.  westöst.  Subventionen 
an  Verkehrsanstaltcn  21,071,300  fl.,  darunter  spec.  f.  d.  ostind.  Fahrten  des  Lloyd 
(die  Ungarn  nicht  mit  subventionirt)  637,000  fl.,  die  übrige  Summe  meist  4Vo  Vor- 
schüsse; z.  Deckung  der  Zinsgarantieen  u.  Betriebsdeficite.  Für  die  Verzins,  u.  Tilgung 
der  Anleihen  d<.'S  Unternehmens  der  Donauregulirung  trägt  d.  westöst.  Etat  auch  noch 
605,000  fl.  Ix5i.  —  Im  französ.  Et.  f.  1881  u.  A.  14*7  Mül.  fr.  an  Annuitäten  an 
Eiseub.gesellschaften  u.  40  Mill.  an  Zinsgarantieen  zu  verausgaben.  Die  französ.  Staats- 
kasse hat  hcs.  die  Ostbahnges.  für  die  an  Deutschland  abgetretenen  Bahnen  in 
Els.-Lothr.  zu  entschädigen  gehabt.  —  Immer  wichtiger  ist  neuerdings  die  Frage  der 
Subvention  f.   transatlant.  Dampfschiffe  u.  für  Canäle  geworden.    England, 
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Kran  kr.,  N.Ainer.,  Oesterr.  jreben  solche  Dampfsch.8nbvcutionün,  Deutschland  noch 
nicht.  Trotzdem  haben  die  hamb.  u.  b  rem  er  Linien  bisher  die  Concnrrenz  be- 
standen. Aehnliche  Subventionen,  Zinsgarantieen  a.  dgl.  f.  coloniale  Unternehmunf^cn 
u.  Yenirandtes  (Samoa-Yorla^e  in  Deutschi.)  neuerdings  oft  discutirt  —  S.  auch  Rau 
Fin.  §.  79,  Volksw.sch.polit  II,  §.  255  ff.,  u.  vor.  Aufl.  dieses  B.  I  S.  283  (aber 
Canäle). 

9.  Das  Bankwesen.    S.  folg.  Buch  u.  Fin.  IL  §.  300. 

10.  Das  Versicherungswesen.    S.  Fin.  II.  §.  301. 

11.  Communale  gemeinnützige  Einrichtungen  und 
Anstalten.    S.  o.  §.  53  if.  u.  Fin.  II.  §.  314. 

12.  Verschiedene  Ausgaben  zur  Förderung  der  allge- 
meinen Landescultur.  So  für  Arbeiten,  durch  welche 
ein  Theil  des  Landes  urbar  gemacht  oder  zum  Anbau 
besser  zugerichtet  wird,  wenn  sie  in  so  grossem  Umfange 
ausgeführt  werden,  dass  die  Mittel  und  die  Kenntnisse  der  einzelnen 
Bürger  und  der  Selbstverwaltungskörper  nicht  zureichen  ^  z.  B. 
grosse  Anlagen  zur  Entwässerung  und  Bewässerung. 

Es  sind  dies  Ausgraben,  die  auch  zur  Kategor.  B  im  Folgenden  mit  gehören. 
S.  Rau,  Volkswirthschaflspolitik  §.  102  ff.  ~  Z.  B.  im  preuss.  Etat  fUr  18S3/84  im 
landwirthsch.  Ministerium  f.  „Landesmeliorationen'',  Moor-,  Deich-,  Ufer-,  Dtinen- 
wesen  0*79  M.  M.,  ausserdem  unter  d.  einmal.  Ausg.  verschied.  Posten  für  ahn- 
liche Zwecke. 

13.  Ausgaben  fUr  Ablösungen  von  Privatrechten, 
welche  der  Entwicklung  der  Volkswirthschaft  im  Allgemeinen  and 
einzelner  Productionszweige  speciell  hinderlich  sind.  Wenn  die 
Beseitigung  solcher  Rechte  ein  wesentliches  allgemeines  Inter- 
esse ist,  kann  sich  die  Uebernahme  der  Ablösungskapitalien  ganz 
oder  theilweise  auf  den  Staat  und  die  dem  entsprechende  Unter- 
stützung der  Verpflichteten  rechtfertigen.  Namentlich  im  Interesse 
der  Landwirthschaft  (Grundentlastung)  sind  solche  Fälle 
vorgekommen. 

Das  Nähen?  darüber  gehört  tlieils  in  die  grundlegende  Lehre  von  der  Enteignung 
(Grundleg.  2.  Abth.,  Kap.  5).   theils  in  die  Speciallehren   der  Volkswirthschaftspolitik. 

Mit  der  Weiterentwicklung  der  Cultur  und  der  Volksrirthschaft  werden  immer 
Fälle  <;intreten.  wo  einzelne  wohlerworbene  Privatrechte  dem  öffentlichen  Interesse 
entgegenstehen  und  beseitigt  werden  müssen  (event,  im  Wege  der  Zwangsenteignung 
gegen  Entschädigung),  damit  Verkehrsfreiheit  erlangt  werde  oder  die  bezüglichen  An- 
stalten iu  das  Eigenthum  und  in  die  Verwaltung  des  Staats  übergehen  (Tele^^phen 
in- England,  vielleicht  in  nicht  ferner  Zeit  allgemeiner  die  Privat^iisenbahncn).  Alle 
Verwendungen  für  solche  Zwecke  und  überhaupt  für  die  in  diesem  §.  aufgeführten 
Einrichtujigen  gehören  recht  eigentlich  zu  den  ])eaten  ,,staatswirthschaftlichen  Kapital- 
anlagen." S.  §.  63.  Baden  hat  bei  der  Zeheiitablösung  Vä  ^"^  ^'  Staatskasse  über- 
nommen. In  0  est  erreich  übernalimen  die  Kronländer  Vg  der  Grundentlastungs- 
schuld (d.  h.  V2  ^<-r  Ablösungssummen ,  da  V«  gestrichen  wurde).  —  Entschädigung 
der  westind.  Sclavenhalter  durch  England  mit  20  Mill.  Pfd.  St.  bei  d.  Aufhebung 
der  Sclaverei.  —  Ablösung  des  Thurn-  u.  Taxisschen  Postrechts  durch  Prenss«?:n 
1866 — 67  um  3  Mill.  Thlr.  Wichtig  sind  auch  die  neuerdings  gelegentlich  vorj^e- 
kommenen  Ablösungen  von  ausländischen  Gerechtsamen,  welche  den  Verkehr  be- 
lasteten: Aufhebung  der  Sund-  und  Boltzölle  zu  Gunsten  Dänemarks  1857  (Preusseu 
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hat  z.  B.  eine  Quote  von  3.330,000  Tlilr.  von  dem  Entschädi^un^kapital  übernehmen 
müssen.  Die  Samme  wurde  in  halbjährl.  Raten  vom  1.  October  1857  —  1.  April 
1877  »bj^ezahlt  mit  jährl.  243,462  Thlr.),  des  Stader  Zolls  zu  Gunsten  Hannover's,  der 
Scheldezölle  zu  Gunsten  Belgiens.  —  S.  auch  Bau,  Yolkswirthschaftspolit.  §.  47  fT., 
Stein,  Verwaltungsichre  Bd.  7. 

B.  Specielle  Angelegenheiten  einzelner  Produc- 
tionszweige.  Hierhin  gehören  Staats-,  Provincial-,  Kreis-, 
Gremeinde  unters  tu  tzni^gen  in  verschiedener  Form,  z.  B.  auch 
in  derjenigen  der  Prämien  bei  Ausstellungen  und  sonst,  für 
einzelne  landwirthschaftliche ,  gewerbliche ,  mercantile  Unter- 
nehmungen, für  Experimente  darin  u.  dgl.  m.  Das  Ob  und  Wie 
macht  manche  Schwierigkeit  und  ist  nicht  hier,  sondern  soweit 
überhaupt  generell,  in  der  Volkswirthschaftspolitik  zu  behandeln. 
Der  wichtigste  Fall  betrifft  wohl  in  der  heutigen  Praxis  das 
Gestfltewesen  in  der  Pferdezucht,  wo  man  vielfach  eigene 
staatliche  Gestüte  hat.  Doch  kommen  hier  neben  den  volks-  und 
Bpeciell  landwirtbschaftlichen  Interessen  militärpolitische  mit 
zur  Erwägung  und  geben  auch  wohl  die  Entscheidung  (§.  190). 

S.  Fin.  II,  §  316,  317.    Prämien   zur  Einführung  Ijesserer  Viehracon  öfters 
nützlich  gewesen.   Dispositionsfonds  des  preuss.  landw.  Min.  1883/84  f.  Unterstützung 
landwirthsch.  Vereine  u.  zur  Förderang  d.  Landescultur  226,000  M.,  zur  Förderung  d. 
Obstcültur  16,511.  d.  Fischerei  214,400  M.,  zur  Förderung  d.  Viehzucht  618,400  M. 
Ueber  das  Gestütewesen  s.  Rau,  Yolkswirthschaftspol.  §.  168  £f. ,  Röscher 
II,  §.  178.     Auch  oben  S.  442.     Es  kommt  auch  hier  eine  gebührenartige  Einnahme 
iSpruDggeld,  Fohlengeld),  dann   für  verkaufte  Thiere  u.  dgl.  vor.     Von  den  Landge- 
stüten  sind   diejenigen  Gestüte    zu   unterscheiden,   in    denen   zu  den  Hengsten   auch 
Zuchtstuten  gehalten  und  junge  Pferde   aufgezogen  werden,   sogenannte  Hauptgestüte. 
—  Preuss en  3  Haupt-,  15  Landgestüte. 

1858  1870  1881 

Hauptgestüte,  Beschäler      .         25  28  29 

Zuchtstuten ......       550  570  585 

Landgestüte,  Beschäler  .     .     1070  1450  2015 

Tausend  Thlr.    Tausend  Thlr.  Tausend  M.  (1S83/4) 

Einnahmen       436  326  1842 

Ausgabe 638  589  3849 

Mehrausgabe 202  262  2007 

Ohue  die  einmal.  Ausg.  f.  1883/84  (778.000  M.).  Die  Hauptgestüte  kosten  1,015,000 
die  Landgestüte  1,866,000,  (bei  1,140,000  M.  Sprung-  u.  Füllengeld),  die  allgem. 
Ausg.  923,000  M.  Ge«leckt  v.  d.  Landbeschäleni  1881  100.469  Stuten,  wovon  be- 
fruchtet 67,277,  welche  55,192  lebende  Füllen  gebaren.  West-Oesterreich  1880  5 
Hengst-Depots,  zus.* mit  1613  Pferden  in  ärar.  Verpflegung,  1  Gestüt  zu  Radautz  mit 
257,400  fl.  Kosten.  A.  f.  18S0  in  West-Oe^terr.  f.  Staatsgestüte  Ausg.  257,400,  für 
Hengstdepots  u.  Fohlcnhöfe  967,500  fl.,  f.  Ergänz,  des  Zuchtmaterials  aus  d.  Privat- 
zucht 200,000.  f.  Förderung  der  Pferdezucht  sonst  noch  55,000  fl.  Ausg.,  Eiun. 
347,120  fl.  —  Frankreich:  Die  Gestüte  u.  Be^hälanstalten  kosteten  1881  403  Mill. 
Fr.,  daneben  der  Ankauf  von  Hengsten  und  die  Beförderung  der  Pferdezucht  durch 
Prämien  noch  207  Mill.  Fr.  Das  Sprunggeld  brachte  1S70  572,500  Fr.,  andere 
Nelieneinuahmen  112,440. 

IIL  —  §.  195.  Die  Verwaltung  des  Unterrichts- 
and Bildungswesens  und  des  öffentlichen  Cultus. 
Die   hierdurch  erfolgende  Beförderung  der  Volksbildung  wird  in 
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anserem  Zeitalter  als  eine  hochwichtige  Aufgabe  der  Staatsgewalt 
anerkannt.  Die  dafür  erforderliche  reine  Staats  ausgäbe  ist 
aber  in  den  meisten  Ländern  verhältnissmässig  gering,  weil  ein 
grosser  Tbeil  des  Aufwandes  aus  anderen  Mitteln  bestritten  wird, 
theils  aus  solchen,  welche  meistens  schon  längst  diesem  Zweck 
gewidmet  waren,  wie  Stift ungsvermögen,  theils  aus  den 
Einnahmen  der  Selbstverwaltungskörper,  besonders  der 
Gemeinden,  so  bisher  namentlich  die  Kosten  der  Volks- 
schulen und  eines  Theils  der  Mittelschulen,  theils  ans  Ge- 
bühren (Schulgeldern  u.  dgl.)  der  betreffenden  öffentlichen  An- 
stalten. 

Vffl.  im  Allg.  Stein,  Verwaltungslehrc  B.  5.  Alles  Genauere  u.  Piincipielle 
gehört  in  die  Innere  Verwaltungslehre,  üeber  die  Leistungen  der  Gemeinden  u.  s.  w. 
s.  passim  o.  §.  53  ff.  u.  für  die  Frage  der  Dotation  d.  Volksschule  mit  aus  Staats- 
bez.  Reichsmitteln  Gerstfeld,  preuss.  Städtefinanzen,  auch  d.  Aufs,  in  Conrads 
Jahrb.  S.  41.  Femer  f.  d.  preuss.  Verhältnisse  d.  oben  gen.  neueren  amtl.  Publi- 
cAtionen  d.  Ministeriums  (Ergänz.hefte  d.  preuss.  stat.  Ztschr.),  wozu  noch  H.  X, 
nff.  Volksschulen,  7on  Petersilie  u.  d.  neueste  Erg.h.  XIII,  d.  öff.  Volksschulen  im 
preuss.  Staat,  Berl.  1S83  kommen.  Der  Aufwand  im  Staatsbudget  ist:  in  Preussen 
im  Etat  des  Min.  d.  Unterrichts  f.  Unterricht  allein  Prov.schulcollegien  508,000, 
Prüf.commiss.  92,000,  ünivers.  6,130,000,  höhere  Lchranst  4,681,000,  Elem.-Ünterr.- 
wcsen  20,796,000,  tcchn.  ünterr.wesen  2,117,000,  zus.  im  ünterrichtsmin.  34*32  Mül.  M. 
Däzii  i.  landw.  Min.,  landw.  Lehranst  u.  s.  w.  926,000,  Thierarzneisch.  289,000  M.  Dazu 
kommen  noch  bezügl.  Posten  in  anderen  Kapiteln  des  Etats  des  ünterr.miuist.  I)e- 
sonders  aus  d.  Cap.  124  „Cultus  u.  ünterr.  gemeinsam*'  (Schulräthe,  Zuschüsse  zu 
Wittwen-  u.  Waisenkassen  d.  Elem.lehrer).  In  Baiern  A.  f.  1876  13*35  M.  M. 
Etat  d.  Ausg.  f.  Erzieh,  u.  Bildung.  Baden  A.  1882  2*67  M.  M.  West-Oesterr. 
A.  f.  1882  f.  ünterr.  im  Cult.min.  9-98  M.  fl.  Frankreich  A.  1883  f.  sämmtl. 
Aufw.  f.  ünterr.  u.  wissensch.  Zwecke  134*41  M.  Fr. 

Wie  die  Deckung  der  bezüglichen  Kosten,  besonders  für  das 
Schulwesen,  am  Zweckmässigsten  erfolgt,  lässt  sich  wieder 
kaum  allgemein  beantworten.  Man  wird  dabei  nur  die  verschie- 
denen Arten  Schulen  und  sonstigen  hierhergehörigen  Verwendungs- 
zwecke zu  unterscheiden,  dann  aber  auch  auf  die  Einrichtung  der 
Staats-  und  Gommunalfinanzen,  speciell  auf  die  Steuersysteme  bei 
der  Entscheidung  Rücksicht  zu  nehmen  haben.  Principiell  ist  die 
Mitbenutzung  von  Gebühren  (Schulgeldern)  wohl  für  alle  Arten 
Schulen  allgemein  gerechtfertigt  und  meistens  zweckmässig.  (Fin.  IL 
§.  296.) 

Die  Hauptgebiete  der  hierhergehörigen  Verwaltung  sind: 

1.  Die  iür  die  geistige  Bildung  dienenden  Schulen  oder 
Anstalten  für  den  Jugendunterricht,  welche  hier  auch  für  die 
finanzwirthschaftliche  Betrachtung  in  Volks-  und  Berufs- 
schulen zerfallen. 

a)  Als  allgemeine  Grundlage  alles  Unterrichtes  dienen  die 
Volks- (Elementar-)  Schalen.  Nach  der  modernen  Auffassung, 
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welche  im  Princip  der  allgemeinen  Schulp  flicht,  als  einer 
staatsbürgerlichen  Pflicht ,  ihren  folgerichtigen  und  deutlichsten 
Ansdmck  findet,  liegt  hier  eine  unzweifelhafte  Aufgabe  zur  Er- 
richtung öffentlicher  Volksschulen  wesentlich  mit  öffent- 
lichen Mitteln  vor.  Nach  der  geschichtlichen  Entwicklung,  ins- 
besondere der  deutschen,  hat  man  regelmässig  zunächst  den 
Ortsgemeinden  die  Pflicht  auferlegt,  die  Mittel,  welche  über 
die  etwaigen  Zuschüsse  aus  Stiftungsvermögen,  Kirchenvermögen 
und  Schulgeldern  gebraucht  werden,  aus  Gemeindefonds,  theils 
den  allgemeinen,  theils  etwa  den  Erträgen  besonderer  Schulsteuern, 
zu  bestreiten.  Indessen  sind  die  Anforderungen  an  die  Orts- 
gemeinden in  Folge  der  neueren  immer  grösseren  Ausdehnung  und 
Vervollkommnung  des  Volksschulwesens,  der  noth wendigen  Ver- 
mehrung und  besseren  Bezahlung  der  Lehrer,  der  Verbesserung 
der  Schulgebäude,  der  längeren  Schulzeit  u.  s.  w.  sehr  gestiegen. 
Die  Aufbringung  dieser  Mittel  durch  die  Ortsgemeinden  (oder  et- 
waige Schulsocietäten  in  der  Gemeinde,  Gemeinschaften  der 
Familienväter  u.  dgl.)  ist  dadurch  vielfach  schwieriger  geworden, 
während  die  Erhöhung  des  Schulgeldes  nicht  angänglich  erschien, 
selbst  wohl  aus  principiellen  Gründen  und  nach  öffentlich-recht- 
lichen Bestimmungen  eine  Ermässigung  oder  sogar  der  völlige 
Fortfall  des  Volksschulgeldes  verlangt  und  mehrl'ach  durchgeführt 
wurde.  Obgleich  nun  wohl  auch  bei  der  Volksschule  und  selbst 
bei  gesetzlichem  Schulzwang  eine  allgemeine  Freiheit  vom  Schul- 
geld nicht  nothwendig  und  nicht  einmal  durchaus  zweckmässig  ist, 
wird  bei  der  Volksschule  ein  erheblicher,  steigender  Zuschuss  aus 
öffentlichen  Mitteln  vorzusehen  sein.  Die  Ortsgemeinden,  besonders 
die  ärmeren,  vermögen  denselben  nicht  allein  zu  tragen,  theils 
wegen  ihrer  beschränkten  wirthschaftlichen  und  flnanziellen 
Leistungsfähigkeit,  theils  auch  wegen  der  unzureichenden  Beweg- 
lichkeit ihrer  Besteuerung.  Da  es  sich  bei  dem  betreffenden  Auf- 
wand und  unter  unserer  heutigen  socialen  und  wirthschaftlichen 
Rechtsordnung  (Freizügigkeit,  Ehefreiheit,  Gewerbefreiheit  u.  dgl.  m., 
auch  lauter  staatsbürgerliche  Rechte)  ausserdem  überhaupt 
in  erster  Linie  um  Lasten  handelt,  welche  die  Gonsequenz  der 
Staatsgesetzgebung  und  staatlicher  Einrichtungen  und 
Interessen  sind,  so  erscheint  es  wohl  gegenwärtig  ähnlich  wie  bei 
der  Regelung  der  Armenlasten,  Wegelasten  angemessen,  wenigstens 
einen  Theil  der  Lasten  der  Volksschule  den  Ortsgemeinden  ab 
und   dem  Staate    aufzubürden.     Die   übliche   Einrichtung   der 
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Besteuernngy  nemlich  das  Vorwalten  oder  selbst  der  naheza 
ausschliessliche  Vorbehalt  der  indirecten  Verbranchstenem  für  das 
Staats  Steuersystem  spricht  daneben  zu  Gunsten  dieser  Massregel. 

Der  Modalitäten  der  DorchfUhrnng  bieten  sich  alsdann  mehrere,  z.  B.  cHejenij^e, 
dass  man  ein  gewisses  Minimum  der  Leistungen  von  der  Gemeinde  verlangt  und 
den  darüber  hinaasgehenden  Betrag  aus  Staatsfonds  zuschiesst,  wobei  man  wieder 
verschieden  vorgehen  kann,  etwa  nach  Massgabe  des  absoluten  Aufwands  fUr  die 
Schule  oder  fUr  den  Kopf  der  Schüler  oder  für  den  Kopf  der  Einwohner  oder  nach 
dem  Q  u  0 1  e  n  verhältniss  des  communalen  Schulaufwands  zum  gesammten  Gommunal- 
aufwand  oder  nach  Massgabe  der  Quote,  um  welche  die  wirkliche  directe  Besteuerung 
zur  Deckung  des  Schulaufwands  erhöht  werden  muss,  bez.  ohne  StaatszuschUsse  mOsstc. 
Oder  mann  kann  umgekehrt,  in  Anlelinung  au,  aber  mit  Modification  des  Gerst- 
feld t' sehen  jedenfalls  wohldurchdachten  und  ernstlicher  Erwägung  werthen,  wenngleich 
auch  Bedenken  bietenden  Vorschlags,  ein  Minimum  der  Staatsleistangen  für  Volks- 
schulen feststellen  und  diesen  Betrag,  z.  B.  1  M.  per  Kopf  der  Ortsbevölkerung  aus 
Rcichsfonds  den  Gemeinden  zufuhren  (Gerstfeld,  Stüdtefin.  Ijcs.  S.  90  ff.).  Oder  Bian 
kann  endlich,  wie  es  in  der  Praxis  mehrfach  geschieht,  von  Fall  zu  Fall  an  „bedürf- 
tige Gemeinden''  StaatszuschUsse  leisten,  aus  Staatsmitteln  das  festgestellte  Minimum 
der  Lehrergehalte  ergänzen,  speciell  die  Pensionslast  ganz  oder  theilweise  auf  den 
Staat  nehmen,  auch  sonst  noch  Kategorieen  von  Ausgaben  (persönlichen,  besonders  Be- 
soldungen, sachlichen,  Gebäude)  unterscheiden  und  die  eine  vom  Staate,  die  andere  von 
der  Gemeinde  tragen  lassen  oder  beiden  Verpflichteten  gewisse  Quoten  auflegten.  Jede 
dieser  Modalitäten  hat  ihre  Vorzüge  und  ihre  Nachthcile.  Die  Entscheidung  wird 
wesentlich  nach  den  vielseitigen  verschiedenen  concreten  Verhältnissen  zu  treffen  sein, 
welche  hier  mitsprechen.  Gewisse  mittelbare  Kosten  des  Volksschulwesens,  beson- 
ders fUr  die  SchuUehrerscminare  und  fUr  die  Schulaufsicht  sind  wohl  am 
Besten  ganz  vom  Staate  zu  übernehmen,  wie  das  bezüglich  der  ersteren  in  der  Regel 
geschehen  ist.  Für  die  Verbesserung  der  früher  u.  bis  in  die  neuere  u.  neueste  Zeit 
oft  sehr  kärglichen  Besoldungen  der  Volksschullehrer  in  den  Städten  u.  auf  dem 
Lande  ist  in  Deutschland  in  den  letzten  Jahrzehnten  viel  geschehen,  auch  mit  aus 
Staatsmitteln.  Aber  noch  nicht  vor  langer  Zeit  war  das  Lehrereinkommen,  -bes.  auf 
dem  Lande,  ganz  unzareichend,  oft  kaum  so  hoch  als  der  gemeine  Tagelohn  und  der 
Lehrer  so  zu  unwiinligem,  seiner  Stellung  und  damit  auch  seinem  Erfolge  schadenden 
Nebenerwerb  gezwungen,  an  den  „Reihetisch"  bei  den  Bauern  angewiesen  u.  <fgl.  m. 
(In  Hannover  lebten  1834  noch  396  Lehrer  mit  vom  Reihetisch). 

üeber  Preussen  s.  Ztschr.  d.  Statist.  Bur.  v.  Engel,  1869,  S.  99  ff.,  153  ff., 
177,  u.  Jahrb.  f.  d.  amt.  Stat.  IV,  2.  (1876)  S.  20  ff.,  woraus  Daten  in  vor.  Aufl. 
dieses  B.  S.  287.  Genanntes  Ergänz.h.  XIII  S.  48  ff.  u.  X.  (von  Petersilie)  S.  XIII  ff. 
Im  J.  1821  war  das  Durchschn.einkommen  der  Stadtsch u Istellen J (aber  incl.  dama- 
liger Bürgiir-,  Mittel-  u.  Realschulen)  638  M.  (bei  122  unter  150,  bei  493  150—300, 
bei  1436  300—600  M.),  der  Landschulstellen  259  M.  (unter  30  M.  bei  323.  SO 
—60  bei  857,  60—120  bei  2287,  120—180  bei  2826!)  Diese  Sätze  stiegen  bis  1861, 
1871,  1878  f.  Elem.-schulen  in  d.  Städten  auf  846—1087  —  1430  M.  (Berlin  allein: 
1249  —  1533—2063  M.),  auf  dem  Lande  auf  548  —  701—954  M.  (Staat  im  vor- 
66  er  Umfang).  Im  ganzen  preuss.  Staate  jetz.  Umfangs  war  die  Lehrerbesold,  im 
Dchschn.  1871  in  d.  Städten  1089,  1878  1441,  auf  d.  Lande  705  u.  955,  im  Dchschn. 
überhaupt  792  u.  1122  M.  Diese  Erhöhungen  sind  th.  durch  vermehrte  Gemeinde-,  th. 
durch  StaatszuschUsse  ermöglicht,  bes.  in  d.  kleineren  Städten  u.  auf  d.  Lande  (im 
Dchschn.  lieferten  f.  d.  Gesammtstelleneinkommen  1878  in  d.  Städten  d.  Schulgeld 
25  02,  Schulvermögensertrag  3'75,  Gemeinde-,  Gutsherrl.  u.  Patronatsleistungon  65*67, 
Staatsmittel  556,  dsgl.  auf  dem  Lande  bez.  16*80  —  19*07  —  46*39  —  17*74,  und 
im  ganzen  Staate,  Stadt  u.  Land  zus.  bez.  20*58  —  1202  —  55*26  —  12*147<,(Peter- 
silie,  Erg.h.  X  S.  XIII).  Der  Dchschn.-Ruhegehalt  emerit.  Volksschullehrer  war 
1878  584  M.,  wovon  bes.  auf  dem  Lande  ein  erhebl.  Betrag,  hier  22*25%»  i>och 
durch  Abgabe  des  Dienstnachfolgers  aufgebracht  wird.  Das  Minimum  der  Lehrer- 
Wittwenpension  ist  jetzt  250  M.  Auch  hierfür  (1883/84  i.  G.  396,000  M.),  wie  für 
d.  Ruhegehalte  der  Lehrer  (1883/84  700,000  M.)  leistet  d.  Staatskasse  wachsende  Zu- 
schüsse.   Reiches  weiteres  stat.  Detail  in  d.  gen.  2  neuen   amtl.   statistischen  Publi- 
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cationen.    Das  allgemeine  Untemchtsgefletz    wie  ein  besonderes  SchuldoUtionsgesetz 
steht  noch  ans.    &  sind  aber  in  der  günstigen  Finanzlage  der  letzten  Jahre  sehr  er- 
hebl.  Summen  f.  Volksschulen  unter  die  fortdauernden  Ausgaben  des  Staats  gestellt, 
so  im  A.  f.  1874  13-16,   1875  17*48,   1876  18*32  Mül.  M.,   wovon  speciell  tür  die 
Schulen  1042,  13*61,  13*77,  f.  d.  Seminare   u.   dgl.  2*23,  3*36,  410   MiU.  M.     Im 
Et.  f.  1883/84   stehen  an  Ansg.   f.  Seminare  4*499000  M.,  f.  Präparandenanstaltcn 
626,000,  f.  £lem.schulen  15,227,000,  wo?on  f.  Schulaufsicht  1,472,000,  f.  Lehrer- 
besold, u.  Zuschösse  12,151,000  M.,  f.  Schulbauten  500.000  M.    Beispiel  eines  treff- 
lichen Schulgesetzes  das  Badische  schon  v.  8.  März  1S6S;  Tit.  V.  vom  Einkommen 
der  Lehrer:  4  Ortsclassen,  Gemeinden  bis  500,  501—1500,  1501—3000,  über  3000 
Einw.  Hauptlehrer  Minimalgehalt  (in  Geld,  Naturalien  oder  festen  Nutzungen)  hienach 
350,  375,  400,  450  fl.;  wenn  an  einer  Volksschule  wenigstens  2  Hauptlehrer,  so  hat 
der  erste  50,  wenn  3,  so  der  erste  100,  der  zweite  50,  wenn  4  oder  mehr,  so  hat 
der  erste  200,  der  zweite  100,  der  dritte  50  fl.  mehr;  ausserdem  stets  £reie  Wohnung, 
femer  Antheil  am  Schulgeld,  das  in  der  niede»ten  Ortsclasse  mit  50,   in  den   drei 
anderen  mit  75  fl.  garantirt  wird;  endlich  Personalznlagen  nach  d.  Dienstalter,  alle 
5  Jahr  20  fl.,  bis  zum  Max.  v.  120  fl.  in  der  untersten,  100  fl.  in  d.  anderen  Classen, 
doch  nur,  soweit  feste  Besoldung  u.  Schulgeldan theil  650  fl.  nicht  Übersteigt.    Schul- 
gehilfen als  Unter-  und  Hiüfslehrer:   heizbare,  mObl.  Stube  und  im  Min.  265  fl.  in 
den  2  untersten,  290  fl.  in  den  2  obersten  Ortsclassen,  in  Städten  über  6000  Einw. 
315  fl.    S.  Titel  VI  tlber  die  Bestreitung  des  Aufwands  für  die  Volksschulen.    Was 
durch  Scholfondfl,  Dotationen,  gesetzl.  Beiträge  d.  Lehrer  nicht  gedeckt  ist,  trägt  die 
Staatskasse,  §.  74.    So  im  Jahre   1871   A.   178,000  fl.  Staatsbeitrag  zu  den  Ge- 
halten der  Volksschullehrer,  ausserdem  30*000  fl.  Personalzulagen,  A.  für  1876:  resp. 
246,000  u.  64,000  M.,  überhaupt  an  Staatsbeitr.  f.  d.  Volksschulen  541,000.     Ueber 
Bohegehalte,  Versorg,  d.  Wittwen  u.  Waisen ,  s.  Titel  VU.  d.  Ges.  —  Bes.  f.  Lehrer- 
besoldungen  u.  Pensionen  sind  noch  in  anderen  deutschen  Staaten  neuerdings  Staats- 
zoschOsse  beim  commun.  Elementarschulwesen  eingetreten,  so  giebt  Würtcmber^ 
769,000  M.    Zuschuss  an  Gemeinden  u.  f.  d.  Alterszulagon  der  Lehrer.   Die  Seminare 
sind  regelmässig  Staatsanstalten  auf  Staatskosten.    In  West-Oesterr.  fiel  v.  einem 
Gesammt-Staatsaufwand  r.  9*82  M.  fl.  in   1880  1*71  auf  die  Volksschulen,  meist  für 
Seminare  u.  dgL,  (1*43  Mill.  fl.),  doch  auch  Zuschüsse  zu  den  Normalschulfonds  u.  für 
Volks-  u.  Bürgerschulen  überhaupt  (243,000  fl.),  spec.  f.  Tirol  35*000  fl.  —  Das   in 
d.  preoss.  Verfass.  anerkannte  Princip  der  Schulgeldfreiheit  bei  d.  Volksschulen  ist 
nur  theilweise  durchgeftlhrt  worden  (so  in  Berlin).    Dagegen  hat  Frankreich  dasselbe 
jttogst  (1881)  an-  u.  d.  Ausfall  auf  d.  Staatscasse  übernommen.    Dies   hat  eine  be- 
deutende Steigerung  des  staatl.  Unterrichtsbudgets  bedingt    Auch  in  Gross britan- 
nien,  wo  lange  Zeit  für  das  Schulwesen  gar  nichts  vom  Staate  geschah,  ist  das  jetzt 
anders  geworden.     1861 — 62  war  die  Staatsausgabe  für  Erziehung,  Wissenschaft  und 
Kunst  1,360,000  L.,  davon  803*784  L.  für  Ofientl.  Anstalten  für  Erziehung,  meist  für 
Schulhäuser,  Lehrerbesoid.,  Lehrerbildungsanstalt,  Überhaupt  grossentheils  für  Elemen- 
tanmterricht     1881/82   wurden   für  Offentl.   Unten*,  (ohne  Univers.)  3*85  Mill.  Pfd. 
Termu^abt    S.  sonst  einige  ältere  Daten  bei  Rau  §.   80  u.  vor.  Aufl.  dieses  Rands 
S.  285  fi*.    Ein  genaueres  Eingehen   auch  auf  die   finanzielle  Seite  des  Schulwesens 
und  die    bezügliche    neuere    Gesetzgebung    muss    bei     dem    engen    Zusammenhang 
mit  den  sonstigen    administrativen  Fragen   der    Schulverwaltung    der  Inneren   Ver- 
waltnngslehre  vorbehalten  bleiben.    Der  Gang  scheint  ziemlich  allgemein   in  Europa 
der,  dass  der  Staat  neben   den  Gemeinden  mehr  und    mehr  mit  finanz.  Hilfe  auch 
beim  VoUcsschulwesen   eintritt,  mittelbar  oder  unmittelbar.     Gerstfeldt   (Conrad's 
Jahrb.  B.  41,  Tab.  6  ff.)  berechnet  f.  Preussen  den  absoL  Staats -Aufwand  f.  Un- 
terricht u.  Cultus  (incl.  Medic.wesen)  f.  1821  auf  6  MiU.  M.,  1832  7,467,000,   1841 
9,087,000,  1851  11,321,000,  1861   12,886,000.  1873  38,525,000,  18S3  60,495,000  M., 
oder  in  Pfennigen  per  Kopf  bez.  55  —  57  —  61—67  —  70—160—^16   u.  in  7«  der 
ordentl.  Nettoausg.  f.  Milit  u.  Civilverwalt  bez.  4*7  — 5*8  — 61— 5o  — 4*7  — 6*8  — 
8'9.    Für  Yolksunterr.  allein  berechnet  er  um  1882  (eh.  S.  39)  f.  Preussen:  Staats- 
kasse 20,439,000,  Gemeinden  u.  s.  w.   89,341,000,  zus.    109,780,000  M.,  f.    Gross- 
brit   ebenso  77*04  —  29*16   (Localverwalt  —  wohl    zu   niedrig  angesetzt?  — )  — 
106*2  M.  M.,  f.  Frankreich  51*76—68*83  (Depart.  u.  Gemeinden)  —  120*59  M.  M. 
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b)  Das  Berufsschulwesen,  mit  seinen  drei  Hauptgebieten, 
des  gelehrten  oder  wissenschaftliehen,  des  wirthschaft- 
lichen  und  des  künstlerischen,  und  in  jedem  dieser  Gebiete 
mit  seinen  Schulen  fUr  die  Vorbildung  und  für  die  Fachbil- 
dung zum  Beruf  ist  in  finanzieller  Hinsicht  gewöhnlieh 
schon  länger  mehr  mit  zu  Lasten  der  Staatskasse  übernommen  als 
das  Volksschulwesen,  soweit  nicht  Schulgelder,  Collegiengeld  und 
das  oft  nicht  unbedeutende  Stiftungsvermögen  u.  dgl.  (wie  bei  den 
Universitäten)  die  Kosten  decken.  Dabei  ist  auch  für  die 
finanzielle  Seite  zu  beachten,  dass  das  gelehrte  Schulwesen  im 
Ganzen  das  ältere  ist,  das  wirthschaft liehe  erst  den  Bedürf- 
nissen der  neueren  Zeit  seine  Entstehung  verdankt  und  das 
Kunstschulwesen,  wenigstens  als  öffentliche  Angelegenheit, 
meistens  erst  der  jüngsten  Zeit  angehört.  Das  gelehrte  Schul- 
wesen ist  ferner  für  die  meisten  Staatsdiener  (höherer  Art)  in  der 
Regel  das  Mittel  zur  Erlangung  der  Vor-  und  der  theoretischen 
Fachbildung.  Dieser  Umstand  hinderte  gewöhnlich  die  Erhöhung 
des  allgemein  üblichen  Schulgelds  über  ein  gewisses  Maass.  Die 
niederen  und  höheren  gelehrten  Schulen  (Lateinschulen,  Lyceen, 
humanistische  Gymnasien)  sind  besonders  häufig  auf  altes 
eigenes  oder  Stiftungs vermögen  fundirt.  Wo  dessen  Erträge 
nicht  genügten  oder  wo  sie  fehlten,  werden  diese  Schulen  seit 
lange  von  den  Städten  dotirt.  Nur  soweit  diese  Mittel,  wie 
neuerdings  vielfach,  nicht  ausreichen  oder  neue  Anstalten  erforder- 
lich wurden,  leistet  auch  der  Staat  bedeutendere  Zuschüsse  oder 
unterhält  die  Anstalten  auch  allein.  Das  wirthschaft  liehe 
Schulwesen  (Real  schulen ,  Special-  Berufsschulen ,  wenigstens 
niedere  und  mittlere,  seltener  Hochschulen,  wie  Polytechniken, 
Land wirthschafts - ,  Forst-,  Berg-,  Bauakademieen)  steht  den  Inter- 
essen der  grossen  Masse  der  Bevölkerung  näher,  konnte  daher 
auch  mehr  auf  freiwillige  Gaben  (Gründungsbeiträge  u.  s.  w.) 
der  Interessenten  und  auf  Schulgeld,  dann  besonders  auf  Bei- 
träge der  Gemeinden,  Kreise  begründet  werden,  so  dass  der 
Staat  nur  secundär  dafür  eintreten  musste.  Die  wirthschaft- 
lichen  Specialschulen,  namentlich  die  Hochschulen, 
machen  in  dieser  Beziehung  indessen  schon  länger  eine  wichtigere 
Ausnahme,  indem  der  Staat  in  deren  Unterstützung  wieder  seine 
Staatsdienstinteressen  pflegte  (Forst-,  Berg-,  Bauschulen)  und 
ausserdem  darin  eine  passende  Form  der  Förderung  der  Volks- 
wirthschaft  erkannte.     Dieser  berechtigte  Gesichtspunct  ist  neuer- 
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dings  auch  öfters  dem  niederen  wirthschaftlichen  Schalwesen 
zu  Gute  gekommen.  Die  Unterhaltung  der  niederen  Kunstschulen 
(z.  B.  Zeichenschulen)  dient  auch  zugleich  wirthschaftlichen  Inter- 
essen. Diejenige  der  höheren  für  Malerei,  Bildhauerei,  Baukunst 
ist  Sache  des  reichen  Mäcenatenthums ,  der  grossen  blühenden 
Städte,  aber  doch  mit  Recht  auch  des  Staats. 

Die  allgemeine  Aufgabe  ist  nun  auch  hier  wieder,  die 
richtige  Vertheilnng  der  Last  zwischen  dem  Staat 
and  den  verschiedenen  Arten  der  Selbstverwaltungs* 
körper,  besonders,  aber  doch  nicht  ausschliesslich  der  Ge- 
meinden, herbeizuführen.  Mit  der  Neuordnung  dieser  finanziellen 
Seite  des  Gegenstands  ist  man  in  Deutschland  in  neuerer  Zeit 
mehrfach  beschäftigt,  etwas  endgiltig  Befriedigendes  ist  aber  kaum 
noch  erreicht.  Jedenfalls  darf  nicht  nur,  sondern  soll  auch,  den 
Gesichtspuncten  richtigen  Gebührenwesens  gemäss  (Fin.  IL  §.  296) 
darch  Beiträge  der  Schulbesucher  (Schulgeld)  ein  erheb- 
licher Theil  der  Kosten  des  Berufsschulwesens  gedeckt  werden, 
da  das  letztere  Privatinteressen  in  starkem  Maasse  zu  Gute  kommt. 
Dabei  liesse  sich  wohl  eine  Abstufung  des  Schulgeldes  mit 
nach  dem  Wohlstande  der  Schulbesucher,  bez.  ihrer  Familie, 
wie  es  hie  und  da  bei  preussischen  Gymnasien  geschieht,  vor- 
nehmen. Der  Rest  der  Kosten  wäre  dann  bei  den  Mittel  schulen 
(Gymnasien),  ähnlich  wie  es  oben  für  Volksschulen  erörtert  wurde, 
zwischen  dem  Staate  und  der  Ortsgemeinde  zu  vertheilen, 
dabei  aber  auch  eine  Mitbetheiligung  der  Verbände  höherer 
Ordnung,  wie  der  Kreise  und  Provinzen  in  Erwägung  zu  ziehen. 
Die  Wahl  des  Weges  oder  der  Modalität  der  Kostenvertheilung 
wird  sich  nach  den  concreten  Verhältnissen  im  einzelnen  Staate 
richten  müssen.  Eine  unbedingte  allgemeine  Regel  lässt  sich 
daflir  nicht  wohl  aufstellen.  Besonders  wichtig  —  nicht  nur  um 
der  betheiligten  Lehrbeamten  willen  —  ist  wieder  die  Gewährung 
genügender  Besoldungen  der  Lehrer,  nach  einem  den  Verhält- 
nissen wirklich  entsprechenden  „Normaletat"  und  die  gute 
Ordnung  des  Pensionswesens,  wobei  nach  der  Eigenthüm- 
lichkeit  des  Lehrberufs  Normen  nothwendig  erscheinen,  welche 
günstiger  als  diejenigen  des  sonstigen  Civildiensts  sind  (früherer 
Anspruch  auf  volle,  dem  Gehalt  gleiche  Pension,  um  früheres 
Ausscheiden  alter  und  Einrücken  jüngerer  Personen  zu  ermög- 
lichen). Die  Staatskasse  möchte  hier  wohl  zur  Erfüllung  dieser 
Forderungen  mit  dem  System  von  „BedUrfnisszuschüssen" 

A.  W.igner,  FinaBzwH^enRcbafi.    I.    3.  Anfl.  30 
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gegenüber  städtischen  Mittelschulen  (Gymnasien,  Preussen)  passend 
vorgehen. 

Das  eigentliche  Hoch  schul  Aresen,  Universitäten  und  Poly- 
techniken u.  dgl.y  wird  bei  dem  hier  mit  spielenden  allgemeinen 
Interesse  des  Volks  und  dem  besonderen  Interesse  des  öffentlichen, 
zumal  des  Staatsdiensts  wohl  mit  Recht  in  der  Regel  zu  Lasten 
derStaatskasse  stehen  müssen.  Doch  möchte  wenigstens  in  einem 
grossen  Staate  mit  leistungstahigen  Communalverbänden  höchster 
Ordnung,  wie  den  Provinzen,  und  mit  grossen  Verschiedenheiten 
des  Wohlstands,  der  Gultur,  der  Bevölkernngsdichtigkeit,  der 
wirthschaftlichen  Bedürfnisse  auch  hier  eine  Mitbetheiligung 
der  Provinzen  an  der  Tragung  dieser  Lasten  zu  erwägen  sein. 
Mit  Rücksicht  darauf,  dass  ferner  das  Hochschulwesen  doch  neben 
den  allgemeinen  die  besonderen  Interessen  der  wohlhabenderen 
Classen  speciell  mit  befriedigt,  wäre  wohl  auch  die  Aufbringung 
der  Staats-  und  Communalbeiträge  in  höherem  Maasse  diesen 
Classen  mit  zu  zuschieben,  nemlich  in  der  Form  von  höheren  oder 
besonderen  Steuein  ad  hoc  für  grösseres  und  tlir  fundirtes  Ein- 
kommen. 

Statistisches  über  Preussen  auch  f.  d.  höhere  Schulwesen  (Mittelschalen. 
Gymnasien  u.  s.  w.)  in  den  genannten  neueren  amtlichen  communalfinanzstat. 
Publicationen ,  bes.  Er}j:.hcft  VI  (grössere  Städte).  Vgl.  auch  oben  §.  58  ff.  Ffir 
etwas  frühere  Zeit  giebt  noch  folgende  Ucbersicht  aus  d.  vor.  Aufl.  einen  Einblick. 

In  Preussen  (alten  Umfangs)  kosteten 

Oeff.  Ele-      Höh. 
mentaiBch.     BAr- 
gersch. 
1862— 64D.     1864 

Im  Ganzen  Tausend  Thaler  11*040        89 

pr.  1  Schule  .     .     .      „  418    4435 

pr.  1  Schüler      .     .      „  c.  3*8       45 

davon  %  von: 
Staat  a.  unmittelbar.  \  ( 

Fonds     ....  {  9.^  I   0.71        1.43        261     14*04     14.02       57*8 

Staat  a.  mittelbaren 

Fonds  .... 
Stadtgemeinden  .  . 
Kirch,  u.  nicht  unter 


Kealsoh. 

Bealsch. 

Oeff. 

Oeff.      Univers. 

2.  Ord. 

1.  OnL 

Pro- 

G>-mn.    1870  incl. 

gymn. 

neae  Prov. 

1864 

1864 

1864 

1864 

86 

461 

105 

1-833      1-492 

7152 

9414 

3746 

12-638149-200 

26 

30 

43 

43    c.  207 

.v/...      u.    »«V/MV    «...v^»  y  73*7 

Staatsverwalt.  Stell.  I 


—  1*56      0-46       452     12-31 

30*22     34-92     29*36     20*01     10-23 


I  "■ 


Süftungen   ...  J  [  545         431       1*15       4*62       3*11         131 

Schulgeld  ....  22-8     47*71       52*77     62*36     38*53     42*42       (2*1) 

üebrigens  (?),   auch 

eigenes  Vermögen   .  —       15*51         5.01       4*06     18*28     17*91        27-0 

Bei  der  Univers,  ohne  Einrechnung  des  Colleiricngeldos  (bei  Schulgeld  hier  .«Einnahme 
aus  oig.  Erwerb*':  wohl  Gebtihren).  Um  1870  Betrag  der  Normalgohalte  der  Gym- 
nasiallehrer nach  3  Ortsclassen  Directoren  bis  1800,  1600  u.  1400,  ordentl.  Lehrer 
600—1300.  550—1150,  500— 1000  Thlr.,  s.  Eng.l,  Zeitschr.  1809,  S.  202,  206,  199. 
Details  in  Mushacke's  Schulkalender.  Nach  einer  neueren  Statistik  (Jahrb.  d.  amtl. 
Statistik  IV,  2.  Abth.,  S.  86,  114)  ist  der  Aufwand  f.  d.  höheren  Lehranstalten  und 
Universitäten  in  Preussen  folgendermasscn  gestiegen  (in  1000  Thlr.),  ganzer  Staat  incl. 
neue  Provin/en. 


Bcra&scbnlcn. 
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Summa  .  .  . 
woTOD  aus 
Staatsfonds  .  . 
StiftoDgen  .  . 
Andere  Quellen  . 
Im  preuss. 


Bürger- 
schulen. 
1869       1874 
401         640 

22  42 

4  6 

374        592 

Et.   f.  1883/84   wird 


Real- 
schulen. 
1869       1874 
801       1584 


1869       1874  1876 

3016      4584  2257 


14  95         480 

11  11  264 

776       1477        2272 
im   Ganzen  die  Summe 


1134  1641 

228  449 

3222  167 

?.   4,681.000  M.   f. 


„höhere  Lehranstalten''  (ohne  Uni^ers.  u.  techn.  Anst.)  ausgeirorfen  u.  dabei  unter- 
schieden: 1)  Zahlungen  vermOge  rechtl.  Verpflicht.  an  benannte  Anstalten  u.  Fonds 
(221.000  M.),  —  2)  Zuschüsse  f.d.  f.  Staate  zu  erhaltenden  Anstalten  u.  Fonds 
(3.107,000  M.),  —  3)  Zuschüsse  f.  d.  ?.  Staate  u.  r.  anderen  gemeinschaftl.  zu 
haltenden  Anstalten  (65,400  M.)  —  4)  Zuschüsse  ?.  d.  v.  Anderen  zu  unter- 
haltenden, aber  ?.  Staate  zu  unterstützenden  Anstalten  (961,000  M.).  Der 
Best  (326,000  M.)  enthält  u.  a.  Summen  f.  verschied.  Ergänzungen,  so  zur  Erfüllung 
des  Normaletats  der  Gymnasien  r.  1872  (65,700  M.),  Zuschüsse  f.  höhere  Töchter- 
schulen (100,000  M.).  Im  Ganzen  ergiebt  sich  für  die  mit  Staatsmitteln  dotirten  oder 
unterstützten  467  höhereu  Schulen  (meist  Gymnas.  u.  Progymnas.)  gegenwärtig  (1883) 
ein  Bedarf  ?.  25,519,000  M.  (davon  f.  Besold.  der  Directoren  2,2b9,000,  der  Lehrer 
16,415,000,zu  Remunerationen  f.  Unterr.  1,258,000,  zu  Wohn.geld.zuschüssen  1,323,000  — 
noch  nicht  bei  allen  städt  Gymnasien  gewährt,  —  zu  sachl.  Ausg.  u.  Verwalt-kosten 
4,234,000  M.  Dieser  Bedarf  wird  gedeckt:  aus  eigenem  Erwerb  (Schulgeld  u.  s.  w.) 
12,091,000  M.  oder  47-37oi  aus  eigenem  Vermögen  1,746,000  M.  oder  6-8%»  auJJ 
Stiftongs-  und  andren  Fonds  703,000  M.  oder2'7Vu«  aus  gewissen  Specialfonds  543,000  M« 
oder  2*l7oi  aas  städt.  Fonds  6,082,000  M.  oder  23*87o^  aus  „Bedürfuisszuschüssen" 
des  Staats  4,134,000,  oder  16*27o,  aus  Staatsmitteln  nach  rechtl.  Verpflichtung 
221,000  M.  oder  0'97o-  Nach  dem  in  den  Staats gymnasien  schon  länger,  in  d, 
städt  jetzt  meist  auch  durchgeführten  „Normaletat''  v.  20.  April  1872  betragen  an  den 
Gymnasien  u.  gleichgestellten  höheren  Unterr.anst.  (auch  Realsch.  I.  Ordn.)  die  Gehalte 
der  Directoren  in  Berlin  6600,  in  Städten  über  50,000  Einw.  5100—6000,  i.  D.  5650  M., 
in  and.  Orten  4500—5400,  i.  D.  4950  M.  (d.  h.  nur  750  M.  mehr  als  d.  Durchschn.- 
gehalt  der  Land-  u.  Amtsrichter  jetzt  beträgt),  der  ordentl.  Lehrer  in  Berlin  2100  bis 
5100,  i.  D.  3600  M.,  sonst  1800—4500  M.,  i.  D.  3150  M.  Dazu  das  Wohnungsgeld 
der  Cl.  m  (in  Berl.  900,  sonst  720—660—540—480—420—360  M.).  Die  Gleich- 
stellung mit  den  Richtern  1  .Inst  ist  wohl  zu  verlangen.  —  InWest-Oesterr.  trägt 
1880  die  Staatskasse  f.  d.  staatlichen  „Mittelschulen''  (Gymn.  u.  Realsch.) 
3,978,000  fl.  bei,  davon  f.  d.  Gymnasien  2,766,000  fl.  Dieselben  haben  ausserdem 
aos  Schulgeld  u.  Beiträgen  Dritter  (geistl.  Stifter),  auch  eig.  Vermögen  556,000  fl. 
£inn.  — In  Frankreich  sind  die  Ausg.  f.  d.  Mittelschulen  (Staatslyceen  u.  Communal- 
coUegos)  in  1876  c.  76  MiU.  fr.,  wovon  d.  Schulgeld  65*6,  d.  Staat  5*57,  die  Depart. 
0*47,  die  Gemeinden  4*28  M.  fr.  tragen  (Kaufmann  S.  674). 

Die  prenssischen  Universitäten  haben  1883/84  einen  Etat  v.  8,103,000  M., 
wovon  aus  Staatsfonds  5,845,000  (mit  Zuschlag  einiger  f.  alle  Univers,  gemeins.  Fonds 
6,130,000),  ans  Stiftungs-  u.  dgL  Vermögen  1,016,000,  aus  KapiUlzins.  u.  Grundst- 
revenuen  481,000,  ans  eigenem  Erwerb  (diverse  Gebühren  etc.,  nicht  CoUegiengeld) 
762,000  M.  Davon  f.  Besold.  der  Lehrer  3.057,000,  Wohn.geld  450,000,  Institute, 
Sammlungen  u.  s.  w.  3,697,000,  Convicte,  Stipendien  152,000,  Anderes  (auch  Bau- 
kosten) 462,000  M. 

Im  Einzelnen  war  d.  Etat  1883/84. 


Summe 
Mazk 

Berlin 1730 

Bonn 904  770 

Breslau 747  698 

Halle 890  513 

Königsberg     ...     843  759 

Qreifswald       ...    547  141 

Münster  (Akad.)  .     .     175  115 

Göttingen    ....     954  296 


dav.  aus 
StaatsL 
1548    Freiburg    (1876) 

München  (1870) 

Würzburg 


»» 


Erlangen 

Wien 

Prag 

Gratz 

Innsbnick 


(1880) 


t' 


Summe 
Mark 


fl. 


1» 


11 


11 


11 


11 


Ord. 


11 


dav.  aus 

le 

Staataf. 

? 

197 

208 

84 

345 

73 

171 

124 

786 

Gröss- 

454 

ten- 

261 

theils- 

202 

aus 

Z^' 
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Marburg     ....    611  478    Krakau      (1880)    .     .      fl.  On\.    216        iler 

Kiel 661  507     Lemberjr       „        153       Staats- 

Braunsber^  (Lyc.)    .41  20     Gzüniowitz    „        ...,.„        95        kass«.*. 

Heidelberjc  (1876)    .        ?  496     Dorpat Rbl.(lü70)209         209 

Die  Ausgrabe  u.  Einnahme  bilanciren  regelmässig^.  Nur  bei  Wtirzburg  ist  die  Aas- 
gabe bloss  269.000  fl.,  die  Zahl  in  der  Üebersicht  betrifft  die  Einn.  (Baicm:  Statistik 
d.  ünterr.  p.  27,  1.  Th.,  S.  39).  —  Von  fremden  ünivers.  haben  z..  B.  Lund  und 
Upsala  in  Schweden.  Oxford  (174.000  L.  Einkommen  einschliesslich  der  Colleges). 
Cambridge  (133,000  L.  St.)  bedeutende  eigene  EinkQnfte.  In  Deutschland  sind  letztere 
mitunter  vom  Staate  eingezogen,  die  heutige  Staatsdotation  erfolgt  theilireise  aus  diesem 
Titel  (z.  B.  1870  bei  Freiburg  13.564  fl.  Staatszuschuss  fQr  entzogene  Gefälle,  50.436  fl. 
eigentlicher  Staatszuschuss).  —  Ueber  den  Betrag  des  Collegiengelds ,  der  Doctorge- 
bohren  u.  s.  w.  fehlen  Angaben  fast  durchaus.  Um  so  dankenswerther  sind  die  Mit- 
theilungen  in  dem  gen.  Werke  über  die  baior.  Unterrichtsstat.  S.  39  u.  XIX.  Die 
eingezahlten  Collegiengelder  betrugen  1869/70  in  Manchen  45,900.  Wttrzburg  32,400. 
Erlangen  16,200,  i.  G.  94,600  fl.,  1871/72  resp.  53.900,  41.700,  18,200,  113,800  fl. 
(auch  mit  Unterscheidung  der  Facult).  Im  Durchschnitt  v.  1869/70 — 71/72  war  das 
Gollegiengeld  97.000  fl.  oder  137o  ^^  Gesammtbetrags  der  Kosten  des  Dni?er8itäts- 
unterrichts  y.  744,000  fl.  in  1871.  Allerdings  betragen  die  yoUständ.  Befreiungen  20. 
die  theilweisen  25,  zus.  457o  ^^^  Studenten.  Ebendaselbst  Berechnungen  des^  Werths 
der  Sammlungen  und  Anstalten  der  Universitäten.  Aeltere  Nachrichten  ttber  preuss. 
Oniversitfiten  s.  bei  Dieterici,  gesch.  und  Statist  Nachrichten  Über  die  Universitäten 
im  preuss.  Staat,  Berlin  1836. 

Für  d.  techn.   Hochschule  in   Berlin  (incl.  Bauak.)  verwendet  d.  preuss. 
^taat  aus  Staatsfonds   in  1883/84   fdr  Gehalte  alh;in  224,000.  für  die  in  Hannover 
148,000M.    West-Oesterr.   f.  d.  techn.  Hochschulen  im  Onlin.  1880:  719,000   fl. 
Baden  f.  d.  polytechn.  Schule  153,000  M. 

Die  Ausgaben  filr  das  höhere  Unterrichtswesen  anderer  Länder  lassen  nicht  immer 
eine  unmittelbare  Vergleichung  mit  den  bezu^rlichen  Ausgaben  in  Deutschland  zu, 
weil  die  Or^irftnisation  zu  verschieden  ist.  Beispiel:  Frankreich,  A.  der  Ausg.  des 
Staats  für  1881:  f.  d.  sämmtl.  Facultäten  9*55  M.  Fr.  College  de  France  (für  einen 
gössen  Theil  der  Fächer  d.  deutschen  philosophischen  Facultäten,  Naturwissenschaft, 
Mathematik,  Philologie,  class.  u.  moderne)  466.000  Fr.  Museum  der  Naturgeschichte 
(Lehranstalt  incl.)  846,000  Fr.  —  In  Grossbritannien  1861/62  Zuschuss  des  Staats 
für  d.  Universitäten  zu  London,  Dublin,  d.  schott.  23,610  L.,  (1881  41,000  Pf.),  Bcrg- 
bauschule  ucd  geolot^ische  Anstalt  17.185,  öffentliche  Anstalten  für  Erziehung  in  Irland 
285.377  L.  S.  auch  A.  Heer  u.  F.  Hocheg^er,  Fortschritte  des  Unterrichtswesens 
in  d.  Culturstaaten  Europa's.  1867  ff.  —  Beispiele  von  Ausgaben  für  Kunstbildung: 
Akad.  der  KUnste  zu  Berlin  1883/84  Staatszuschuss  386,000  M.,  Kunstakademien  zu 
Könitrsberg.  Düsseldorf.  Cassel  und  Hanau  185,000  M.  Dotation  d.  Deutschen  Eteichs 
S,  d.  archäolog.  Institut  zu  Kom  u.  Athen  in  1876  93,000  M.  —  Akad.  d.  bild.  KUnste 
in  Wien  1880  114,000  fl. 

2.  Ausgaben  für  die  Beförderang  Wissenschaft  lieber 
Bildung  überhaupt. 

Bibliotheken,  naturwissenschaftliche,  culturhistorische  u.  dgl.  Sammlungen, 
botanische   Gärten,    Gcwerbemusecn   u.  s.  w.,  gelehrte   Gesellschaften    (Akademieen>. 

Beispiele:  Preussen,  Et.  f.  1883/84  Staatszuschüsse  Berliner  Akad.  d. 
Wissensch.  201,000  M..  K.  Bibliothek  in  Berlin  2:)2,000  M.,  Geodät.  Institut  in  Berlin 
108,000  M.,  astrophys.  Observatorium  bei  Potsdam  69,000  M.  —  Frankreich.  18SI 
Institut  708,000  Fr.,  Nat.  Bibliothek  044.000  (u.  ausserord.  fUr  Catalogis.  50,000\ 
andere  öffentliche  Bibliotheken  u.  s.  w.  300,000"I'Y.  —  Eniftand  1861— 62t  Brit. 
Museum  101,714  L.,  wovon  Staatszuschuss  100,414  L.  1881/82  f.  Wiss.  u.  Kunst  i. 
AUg.  362,000  Pf.,  f.  d.  Museen  157,000  Pf.  --  Oestcrreich  <West-)  1880  Akad. 
d.  Wissensch.  65,000  fl.  Staatszuschuss. 

3.  Ausgaben  für  Kunstpflege  im  Allgemeinen.  Neben  den 
erwähnten  Schulen  für  Malerei,  Bildhauerei  und  Tonkunst  gehören 
hierhin  Kunstsammlungen  aller  Art. 


Kunbtpfloife.  —  Kirche.  46J> 

Hierfür  ist  direct  ans  der  Staatskasse  meist  erst  in  neuester  Zeit  mehr  ge- 
schehen. Dagegen  haben  hier  die  Höfe  and  einzelne  kunstliebende  Fiirsten  schon 
läuprer  Kunstsammlungen  u.  s.  w.  an^eleg^t,  welche  dem  Publicum  zur  Benutzung  ge- 
öffnet waren,  und  auch  noch  jetzt  werden  manche  Hofausgaben  fUr  solche  Zwecke 
verwandt.  Neuerdings  hat  man  die  Bedeutung  der  Kunst-  und  Gewerbemuseon  speciell 
für  die  Entwicklung  der  Kunstindustrie  immer  mehr  erkannt  und  daher  auch  im 
wirthschaftlichen  Interesse  solche  Museen  gegründet  und  stärker  mit  Staatsfonds  aus- 
gestattet. 

Beispiele:  Preussen,  Staatszuschuss  f.  d.  Kunstmuseen  in  Berlin  1870  09,580  Thlr., 
1875  201,000  Thlr.,  1883/84  734,000  M.,  ausserdem  f.  d.  Nationalgall.  in  1876 
Iß.OOO  Thlr.  in  1883/84  83,000  M.  (im  Ordin.).  Für  sonst.  Kunst-  u.  wiss.  Zwecke 
252,000  Thlr.,  bez.  jetzt  590,000  M.  (Vermehr,  dieser  Ausgaben,  auch  durch  ausser- 
ord.  Bewill.,  in  den  letzten  Jahren).  Zuschuss  f.  Kunstgewerbemuseum  in  Berlin  1883/84 
269,000  M.  -—  Baiern,  Akademie  d.  bild.  Künste  u.  Kunstsamml.  1870  71,900  11. 
Staatsdotation,  ausserdem  für  Pflege  und  Fördcningd.  Kunst  im  Allgemeinen  15,000  fl.  — 
Oesterreich  1870,  Akademie  der  bild.  Künste  in  Wien  59.740  fi.,  187t)  111,000  fl. 
Staatsdotation,  Oesterreich.  Museum  für  Kunst  und  Indnstrie  und  Kunstgewerbeschule 
60,200  fl.,  1876  87,000  fl.  —  Frankreich  1865:  Consenrat.  für  Musik  195,000  F., 
(1881  276,000  Fr.),  Ausstellung  ron  Werken  lebender  Künstler  345,000  Fr.,  5  kais. 
Theater  1,515,000  (Oper  820,000  Fr.),  (Theater  1881  1,470,000  Fr.),  für  Kunstwerke 
u.  Verzierung  Oflentlicher  Geb&udc  950,000  Fr.,  1876  f.  schöne  Künste,  Museen, 
Theater,  Musik  669  M.  Fr.  (1881  8*26  M.  Fr.,  wovon  noch  f.  d.  Nationalmuseen 
796,000  fr.,  f.  Erhalt  histor.  Monumente  1,550,000,  für  d.  Nationalmanufacturen, 
Gobelins,  Scvres  u.  s.  w.  897,000  fr.,  f.  Volksconcerte  55,000  fr.). 

4.  Die  Kirche.  Ob  und  wie  weit  der  Staat  selbst  den 
Kircbengesellschaften  Subventionen  gewährt,  das  ist  meistens  durch 
die  geschichtliche  Entwicklung  und  das  positive  Recht  entschieden^ 
ohne  besondere  Rücksicht  auf  die  Principienfrage.  Was  in  dieser 
Beziehung  geschehen  sollte,  hängt  von  der  Auffassung  des  Ver- 
hältnisses von  Staat  und  Kirche  ab,  worüber  die  Politik,  nicht  die 
Finanzwissenschaft  die  Entscheidung  zu  geben  hat. 

In  manchen  Ländern,  so  bis  vor  den  jüngsten  Ereignissen  in  Italien.  Spanien, 
ferner  in  Grossbritannien,  Schweden  hat  sich  ein  grosses  Kirchen?ermOgen  erhalten, 
in  anderen  wenigstens  theil  weise.  Wieder  in  anderen  ist  das  Kirchen  vermögen  vom 
Staate  eingezogen  u.  d.  Unterhalt  der  Geistlichen  u.  s.  w.  auf  Staatsfonds  übernommen, 
so  in  Frankreich.  A.  für  1883:  Ausgabe  f.  d.  gesammtcn  Cultus  52*93  M.  Pr. 
In  Deutschland  ist  wenigstens  fast  überall  ein  Ortliches  Kirchen  vermögen  zur 
Deckung  der  Pfarrbesoldungen  und  der  anderen  Kosten  des  Gottesdiensts  vorhanden, 
z.  Th.  auch  noch  ein  allg:emeines.  Daher  erscheinen  gewöhnlich  nur  verhältniss- 
mässig  kleine  Summen  im  Staatsbudget  fUr  Cultnszwecke.  Auch  das  Finanzwesen 
der  Kirchen  geht  einer  grossen  Umgestaltung  entgegen,  je  mehr  die  Ideen  der  Trennung 
von  Staat  und  Kirche  sanctionirt  werden  und  der  Liberalismus  auch  in  der  Kirche 
zur  Herrschaft  kommt.  Das  kirchliche  Gebühre uwesen  ist  in  der  Protestant 
Kirche  Deutschlands  so  i»chon  jetzt  fast  unhaltbar  geworden.  Die  Einführung  der 
Civilehe  und  der  eigentlichen,  von  bürgerlichen  Standesbeamten  geführten  Civilstands- 
register  (Reichsges.  v.  6.  Febr.  ISTS^l.  womit  die  Aufhebung  des  gesetzlichen  Trau- 
und  Taufzwangs  verbunden  war,  nOthigte,  allmälig  die  kirchlichen  Stolgebühren  zu 
beseitigen.  Um  so  mehr  m rissen  dann  andere  Hilfsquellen  filr  die  Finanzen  der  Kirche 
eröffnet  werden.  Eine  einfache  Erhöhung  der  Staatsdotation  (wie  in  Preussen  seit 
1875  wegen  des  Ausfalls  an  Stolgebnhren  zur  Verbesserung  der  äusseren  Lage  der 
Geistlichen  um  c.  2  Mill.  M.)  widerspricht  den  Grundsätzen  der  neueren  Gesetzgebung 
über  Kirchensachen,  aber  nicht  dem  wahren  Volks-  und  dem  richtig  verstandenen 
Staatsbedürfniss,  darf  daher  gebilligt,  ja  muss  unter  Umständen,  wie  den  gegenwärtigen, 
verlangt  werden.  Wie  weit  von  der  Einräumung  eines  kirchlichen  Besteuerungs- 
rechts (wie  in  Preussen  nach  d.  Generalsynodalordnung  v.  187(5  §.  11 — 15)  practisch 
Gebrauch  gemacht  werden  kann,  ist  zweifelhaft.    Denn  ein  Besteuerungsrecht  setzt  im 
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Grande  stets  eine  Zwangsmitgliedschaft  voraus,  welche  jetzt  fehlt.  Die  hauptsächliche 
Quelle  der  Einkünfte  werden  dann  freiwillige  Beiträge  sein  müssen.  Auch  die 
Beziehungen  zwischen  dem  Staate  und  der  kathol.  Kirche  dürften  zu  einer  neuen 
Regelung  der  Finanzrerhältnisse  hindrängen.  Doch  ist  hier  nicht  der  Ort,  auf  diese 
Verhältnisse  wesentlich  kirchenpolitischer  Art  einzugehen.  Beispiele:  Prcussen: 
1883/84  A.  im  Min.  d.  Geistl.  u.  s.  w.  Angelegenh.  f.  d.  e?ang.  Kirche  2,537,000  M., 
woY.  f.  d.  £?ang.  Oberkirchenrath  146,000,  Oonsistorien  1,061,000  M.,  e?aiigel.  Geistl. 
u.  Kirchen  1.330,000;  f.  d.  kathol.  Kirche  2,582,000  M.,  wov.  f.  Bisth.  u.  die  z. 
dens.  gehör.  Instit.  1,254,000,  kath.  Gonsist  35,000,  Kirchen  u.  Geistl.  1.244,000. 
Ausserdem  f.  Gült  u.  Unterr.  gemeins.  6*73  M.  M.,  woron  Unterhalt,  der  Kirchen-, 
Piarr-,  Küster-,  Schulgebäude  auf  Grund  rechtlicher  Verpflichtung  des  Staats  1*78, 
zur  Verbesserung  der  I^e  der  Geistlichen  aller  Bekenntnisse  3*26  (1874  1*41)  M.  M.  — 
Baiern  A.  f.  1876  kathol.  Gultus  im  Staatsbudget  3*87,  protest  desgl.  1*81  M.  M., 
Israel.  14,000  M.,  übrige  Staatsausgaben  für  kirchl.  Zwecke  115  M.  M.  —  Baden 
A.  f.  1876  kathol.  Gultus  117,000  (wobei  aber  die  damals  gestrichene  Dotation  für 
den  erzbischöfl.  Stuhl  in  Freibnrg  ?on  13,400  fl.  nicht  inbegriffen),  erangel  Gultus 
95,000  M.,  Israel,  dsgl.  3600  M.,  Summa  Gultus  215,000  M.  —  West-Oesterreich 
1880  kathol.  Gultus  Erfordemiss  d.  Beligionsfonds  ord.  3'83,  Eztraord.  0*77,  zusammen 
4*60,  Stiftungen  u.  Beiträge  fUr  kath.  Gultus  bez.  017,  0*05,  zusammen  0*22,  f.  c?ang. 
Gultus  104,000  ord.,  f.  griech.-or.  Gultus  (Dalmat.)  04,000,  6,000,  zus.  70,000,  über- 
haupt für  Gultus  4*17,  0*82,  zus.  5  Mill.  11.  Durch  Ges.  ?.  18.  März  1876  zur  Unter- 
stützung kathol.  Geistlichen  600,000  fl.  mehr  (aus  d.  Rclig.fonds).  Die  gleichzeitigen 
Einnalunen  der  Religionsfonds  sind  veranschlagt  auf  3*89  M.  fl. 

IV.  —  §.  196.  Der  FiDanzbedarf  ftlr  die  Finanzverwal- 
tung  selbst  ergiebt  sich  einmal  aus  den  Verwaltungs- 
und  Betriebskosten  des  rentablen  Staatseigenthnms 
und  den  Erhebungskosten  der  Steuern  u.  s.  w.  Davon 
war,  soweit  es  sich  dabei  um  allgemeine  Verhältnisse  handelt, 
schon  oben  (§.  170  ff.)  die  Rede.  Weiteres  muss  fttr  die  spätere 
Lehre  von  den  Einnahmen  selbst  vorbehalten  bleiben.  Sodann 
ist  der  Bedarf  für  die  Staatsschuld  (Verzinsung,  Tilgung  u.  s.  w.) 
hierher  zu  rechnen.  Davon  wird  in  der  späteren  speciellen  Lehre 
von  der  Staatsschuld  gehandelt.  Endlich  gehört  hierher  der  Bedarf 
fUr  die  Finanzbehörden  u.  s.  w.  selbst.  Soweit  die  Dar- 
stellung des  Finanzbehördenwesens  in  die  Finanzwissenschaft 
überhaupt  aufzunehmen  ist,  war  dieser  Bedarf  im  4.  Kapitel  des 
vorigen  Buchs  mit  zu  berühren.  Das  Meiste  hängt  aber  auch  hier 
mit  den  Einnahmen  zusammen  und  wird  am  Besten  bei  diesen 
mit  besprochen. 


Drittes  BuGh. 

Die  ordentlichen  Einnahmen  der  Finanz- 
wirthschaft  im  Allgemeinen,  insbesondere  der 

Privaterwerb. 


Jlrstes  Kapitel. 

Allgemeine  Betrachtung  und  Hauptelntheilung  der 

ordentlichen  Einnahmen. 

1.  Abschnitt. 

Hauptelntheilung  und  Grundsätze  für  die  weitere  Elnthellung 

der  ordentlichen  Einnahmen. 

Es  handelt  sich  hier  um  eiiiijüTt'.  zusammeuhängcnde  Erörttraiigeü  zur  Feststellung 
und  Begründung  der  in  der  Theorie  u.  Praxis  schwankenden  Terminologie.  Da- 
durch soll  auch  der  Vermenguug  der  historischen,  rechtlichen  und  finanzwissenschaft- 
iichen  Begriffe  ein  Ziel  gesetzt  werden,  zu  welchem  Zwecke  ein  näheres  Eingehen  auf 
die  Streitfragen  über  Begriffsbestimmung  und  Classification  noth wendig  ist.  Vgl.  zur 
Ergioznug  des  Folgenden  auch  Fin.  II  §.  'S29  ff.  über  Terminologisches  in  Betr.  der 
Besteuerung.  Bei  Bau  fehlt  es  an  einer  ähnlichen  zusammenhängenden  Betrach- 
tung dieses  Gegenstands,  s.  dartlber  §.  82 — 88,  dann  die  Einleitungen  zum  Abschnitt 
„TOD  den  Einkünften  aus  Hoheitsrechten''  (Regalien)  §.  1H6  bis  171  und  zum  Ab- 
schnitt Ton  den  Gebühren  (§.  227—280),  Einzelnes  auch  in  §.  247  ff.  vom  Steuer- 


1.  —  §.  197.  Begriff  und  Quelle  der  ordentlichen 
Einnahmen.  Der  Ausdruck  ^^ordentliche  Einnahmen"  (des  Staats, 
wie  der  Staatenverbindungen  und  der  Selbstverwaltungskörper) 
wird  in  der  Finanzpraxis  nicht  immer  in  einem  genau  be- 
stimmten und  gleichmässigen  Sinne  genommen.  Er  unterliegt 
auch  nach  den  Verschiedenheiten  des  öffentlichen  Finanzrechts  in 
ein  nnd  demselben  Staate  geschichtlich  einigem  Wechsel.  Im  All- 
gemeinen Tersteht  die  Gegenwart  in  der  Praxis  unter  den  ordent- 
lichen Einnahmen  diejenigen,  welche  auf  Grund  des  be- 
stehenden Rechts  dauernd  in  gewisser  periodischer 
Begelmässigkeit  der  Finanz wirthschaft  zufliessen.  Die  Finanz- 
theorie hat  an  diese  Auffassung  anzuknüpfen,  aber,  wegen  des 
untrennbaren   Zusammenhangs    der   Finanzwirthschaft    und   ihrer 
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Einnahmen  mit  der  ganzen  Volkswirthschaft  bei  der  Begriffs- 
bestimmnng  der  ordentlichen  Einnahmen,  als  einer  Hanptart  der 
Einnahmen  überhaupt,  die  nothwendige  ökonomische  Be- 
dingung, von  welcher  die  dauernde  Periodicität  jener  Einnahmen 
abhängt,  mit  zu  berücksichtigen.  Danach  sind  in  finanz wissen- 
schaftlicher Hinsicht  die  ordentlichen  Einnahmen  zu  bezeichnen 
als:  die  ihrer  ökonomischen  Natur  nach  einer  regel- 
mässigen Wiederholung  von  Periode  zu  Periode  dauernd 
fähigen.  Es  muss  daher  die  Quelle,  aus  welcher  diese  Ein- 
nahmen fliessen,  Nachhaltigkeit  verbürgen.  Demgemäss  muss 
in  der  Regel  das  Volkseinkommen,  oder  müssen  die 
dasselbe  bildenden  Einkommen  der  Einzelwirthschaften  in  der 
Volkswirthschaft  die  Quelle  der  ordentlichen  Einnahmen  sein. 

Entsprechend  seiner  Auffassung  des  Sta&tsschuldenwesens  (Fin.  5.  Ausg.  11, 
§.  471  fi.)  behandelt  Rau  überhaupt  unter  den  .«Einkünften''  nur  die  hier  sogen, 
ordentl.  Einnahmen.  Stein  hat  die  Unterscheidung  von  ordeutl.  und  ausserordentl. 
Einnahmen  in  dieser  Weise  nicht.  Ich  halte  an  ihr  sowohl  in  wesentlicher  Ueber- 
einstimmung  mit  der  Praxis,  als  wegen  ihrer  principiellen  Bedeutung  far  die  Finanz- 
bedarfsdeckung  fest  B6sobrasoff  nennt  die  ordentl.  Einnahmen  die  sources  plus 
ou  moins  constantes,  in  der  unten  gen.  Abh.  S.  IS.  —  Deber  den  Begrift  des  Ein- 
kommens und  des  Volkseinkommens  siehe  jetzt  Grundlegung  ].  §.  84,  86  ff.  Etwas 
abweichend  sind  Erbschaftssteuern  und  überhaupt  eigentl.  Kapitalsteuern, 
d.  h.  solche  Steuern,  welche  nicht  nur  nach  dem  Kapitalwerth  angelegt,  sondern  aus 
dem  Kapital  einer  Einzelwirthschaft  reell  entrichtet  werden .  aufzufassen.  Hier  kann 
man  nicht  immer  sagen,  dass  die  Quelle  der  Steuer  das  Volkseinkommen  ist  Mit- 
unter dient  solche  Steuer  nur  als  Mittel  za  einer  veränderten  Vertheilung  des 
Volks  Vermögens,  speciell  des  Nationalkapitals,  und  wenn  der  Steuerertrag  ein- 
fach verzehrt  wird,  so  ist  dann  dieses  Volksv  er  mögen  die  Steuerquelle  gewesen. 
Deshalb  wird  im  Text  gesagt  dass  „in  der  Reger'  das  Einkommen  die  Quelle  der 
ordentl.  Einnahme  sei.  Auch  jene  Erbschafts-  u.  Kapitalsteuern  sind  jedoch  ordentl. 
Einnahmen  unter  der  Voraussetzung  der  regelmässigen  Beproduction  der  von  der 
Finanzwirthschaft  den  Privatwirthschaften  entzogenen  Vermögen.  Weiteres  in  der 
allgem.  Steuerlehrc,  Fin.  II,  §.  369  ff.  (Abschn.  v.  d.  Wahl  der  Steuen^uelle).  Die 
Vermögens-  und  Kapitalunterscheidun^  vom  rein  ökonomischen  und  historisch  -  recht- 
lichen Standpuncte  (Grundleg.  I,  §.  2H  (f.,  27  ff.)  u.  der  sog.  Steuergesichtspunct  (o. 
§.  27)  spielen  hier  mit. 

II.  —  §.  198.  Haupteintheilung  der  ordentlichen 
Einnahmen.  Je  nachdem  das  Einkommen,  welches  die  Quelle 
der  ordentlichen  Einnahmen  ist,  von  der  Finanzwirthschaft 
selbst  in  den  gewöhnlichen  Formen  des  freien  Verkehrs  oder 
von  anderen  Einzelwirthschaften  erworben  wird,  sind 
zwei  —  aber  auch  nur  zwei  —  coordinirte  Hauptarten 
ordentlicher  Einnahmen  zu  unterscheiden,  privatwirthschaft- 
liehe  und  staatswirthschaftliche. 

Zwei  Hauptarten  unterschied  auch  Rau  §.  84  ff.,  von  der  Regierung  erwor- 
bene und  von  ihr  befohlene  oder  geforderte.  Aber  er  rechnet  die  Einnahmen 
aus  Finanzregalien  zu  der  ersten  Art,  §.  85,  was  ich  aus  den  unten  entwickelten 
Gründen  ftlr  unrichtig  halte.  Die  Eintheilung  Rau*s  auch  bei  Pfeiffer.  Staatsein- 
nahmen I,  5$  (ohne  Quellenangabe).    Umpfenbach  §.  22  unterscheidet  fast  in  der- 
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nlben  Weise  zwei  Hanptartcn  unter  dem  Namen  mechanische  and  organische 
S^taatseinkommenquellen ,  verwirft  den  Begriff  Regal  bei  der  Eintheilnng  (I,  S.  53), 
bildet  aber  unter  dem  Namen  Fiscalvorrecht  einen  ähnlichen  (S.  58)  und  setzt  die 
Einnahmen  aus  letzteren  unter  Vernachlässigung  des  bei  den  wichtigsten  zumal  deut- 
lich mit  her?ortretenden  Steuercharacters  (Salzvorrecht,  Tabakvorrecht)  dennoch  unter 
die  mechanischen  Einkommenquellen.  Bergius,  Flnanzwiss.  8.  71  stellt  3  Haupt- 
Uten,  Begalien  (incl.  GebUliren),  Domänen,  Steuern  auf;  ebenso  schon  Jacob,  Fin» 
§.  47,  49,  Malchus  §.  1,  doch  mit  Einreihung  der  meisten  Gebühren  unter  die 
indirecten  Steuern  §.  63  bis  65  und  mit  richtiger  Auffassung  der  Monopolisirung  von 
Salz  und  Tabak  als  Besteuerungsform.  §.  61).  Vgl.  auch  J.  G.  Hoffmann,  Lehre 
Ton  den  Steuern,  Berlin  1840,  S.  23  ff.  Stein,  Finanzwissenschaft,  1.  Auflage, 
8.  101  und  2.  Auflage  S.  136  erkennt  drei  Finanzquellen:  das  wirthschaftliche  Ein- 
luMnmen  des  Staats,  das  wirthschaftliche  Einkommen  des  Einzelnen  und  den  Staats- 
eredit  Die  Eintheilung  der  Einnahmen  nach  den  beiden  ersten  Quellen  trifit  also 
mit  der  im  Text  gegebenen  zusammen.  Aber  Stein  ftlhrt  (1.  A.  S.  106,  2  A.  S» 
143)  Einnahmen  aus  den  Regalien  (nach  seiner  willktlrl.  und  unhaltbaren  Begrittsbe- 
stimmung)  u.  aus  d.  Gebuhren  auf  die  erste  Finanzquelle  zurück,  nicht  wie  ich  auf 
die  zweite.  FUr  die  Fragen  der  Classification  der  Einnahmen  s.  sonst  bes.  B^- 
aobrasoff,  r6vennes  publ.  de  la  Russie,  (mit  einer  theor.  Einleit.  über  die  Grund- 
sätze der  Classific),  in  d.  M6m.  de  l'Acad.  de  St.  Pctersb.  tom.  XVHI,  N.  9,  St  Pet. 
1S72,  bes.  p.  18  ff.  Er  theilt  ein  in  Auflagen  (impöts")  und  „indnstr.  Eink.  des 
Staats**  (r&venues  industhels),  die  ersteren  in  Steuern  u.  Gebühren  (contributions 
et  taxes),  die  letzteren  in  Regalien  (droits  r6gal.)  und  rcvenues  industriels  i.  e.  S. 
n.  wendet  sich  bes.  gegen  meine  Auffassung  der  Regalien.  B.  hat  mich  nicht  davon 
überzeugt,  dass  meine  Eintheilung  aufzugeben  sei  (vgl.  bes.  p.  23  über  d.  Unteracheid. 
iw.  Gebühren  und  Regalien).  Er  giebt  a.  a.  0.  selbst  zu  (p.  29),  dass  diese  Ein- 
nahmen gemischt  sind  aus  verschied.  Elementen.  Mir  scheint  in  1.  Linie  (ie wicht 
zu  legen  auf  d.  allgemeinen  rechtlichen  Bedingungen,  unter  welchen  die 
Einnahmen  erworben  werden.  Hier  steht  sich  principiell  gegenüber  der  privat- 
wirthsch.  und  der  staatswirthsch.  Erwerb.  Wo  freie  Concurrenz  ausge- 
schlossen s.  die  rechtlichen  Bedingungen  des  Erwerbs  specifisch  verschieden. 
—  Vgl.  femer  Knies,  i.  d.  gen.  Heidelb.  Rectoratsprogramm ;  s.  Classitication  im 
(ianzen  mit  meiner  Auffassung  in  Ueberelnstimmung,  nur  behandelt  er  l'ost  u.  dgl. 
iK>ch  anders.  A.  Held,  Einkommenst.,  Bona  1872,  C.  1.  unterscheidet  privatrechtl. 
•.  öffentlichrechtl.  Einjiahmcn,  bei  letzteren  Gebühren  und  Steuern,  also  wie  ich.  Die 
Fiscalvorrechte  wären  gemischten  Characters;  Post  und  Münze  „trotz  des  Monopols'' 
Oebttbreneinrichtungen  (S.  6),  richtig,  aber  ohne  die  genüg.  Unterscheidung  des  inneren 
Omnds  des  Vorrechts  S.  auch  Neumann,  progress.  Einkommensteuer,  Lpz.  1874 
Ws.  S.  46  ff.  über  die  „Beiträge**.  Gegen  meine  Classification  und  bes.  gegen  die 
Bezeichnung  „privatwirthschaftUche*'  Einnahmen  neuerdings  v.  Scheel  in  SchOnberg^s 
Handb.  IL  36,  mit  beachtenswerthen,  gleichwohl  m.  E  nicht  durchschlagenden  Grün- 
den. Der  von  ihm  u.  A-  m.  statt  dessen  gebrauchte  Ausdruck  „Erwerbseinkünfte*' 
scheint  mir  kein  wirklich  besserer  zu  sein.  Wenn  auch  der .  Privaterwerb  der 
Finanzwirthschaft  aus  gutem  (ürunde  nicht  immer  wie  von  anderen  Wirthschaften  ge- 
wonnen wird,  80  kann  er  doch  so  gewonnen  werden,  nach  der  geltenden  Rechts- 
oidnung.  Das  scheint  mir  das  Massgebende  zu  sein.  Demnach  sub  1  u.  eine  dem 
Scheerschen  Einwände  Rechnung  tragende  kleine  Modification  der  Formulirung.  Eine 
Cfebereinstimmung  der  Eintheilnngen  der  Theoretiker  ist  daher  jetzt  noch  ebenso  wenig 
ab  früher  erreicht.  Der  Streit  dreht  sich  bes.  um  d.  Regalien  und  Gebühren,  s. 
11^8  ob  ras  off,  p.  23  ff.  —  Auch  die  Praxis  classificirt  ganz  verschieden  u.  schwan- 
leiid.  Die  Gebühren  werden  meistens  zu  den  (indirecten)  Steuern  gestellt,  Einnahmen 
ans  Post,  Münze  (vulgo  Regalien)  öfters  unter  diejenigen  aus  Staatseigenthum  und 
Staatsanstalten.  So  ist  z.  B.  noch  im  baier.  Budgetentwurf  f.  d.  10.  Hnanzperiode 
<1S70/71)  der  Ausdruck  „Regalien  und  Staatsanstalten''  in  den:  „Staatsanstalten"  ver- 
Indert  worden,  worunter  z.  B.  Salinen,  Bergwerke,  Post,  Telegraphen  u.  s.  w.,  s.  Pözl, 
baier.  Verwaltungsrecht,  3.  Aufl.  München  1871,  S.  535. 

1.  Privatwirthschaftlicbe  oder  Domania leinnahmen 
(im  weitesten  Sinne),  oder  Privaterwerb  („Erwerbsein- 
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künfte'')  fliessen  aus  einem  EiDkommen,  welches  die  Finanz- 
wirthschaft  (des  Staats  u.  s.  w.)  als  Einzelwirthschait  in  Unter- 
nehmungen (vornemlicb  in  Sachgttterproductionen)  na  oh  den 
gewöhnlichen  Grundsätzen  des  privatwirthschaft- 
lieben  Systems  in  der  freien  Verkehrsconcnrrenz 
zu  erwerben  rechtlich  in  der  Lage  ist. 

Die  ordentliche  Staatseinnahme  ergiebt  sich  also  hier  unmittelbar  als  Bein- 
ertrag jener  Unternehmungen,  der  das  Einkommen  des  Staats,  als  ihres  einzelwirth- 
schaftlichen  Snbjects.  bildet. 

2.  Staatswirthschaftliche  Einnahmen  oder  Auflagen, 
auch  (im  weitesten  Wortsinn)  Abgaben  oder  Steuern  genannt, 
sind  diejenigen,  welche  irgendwie,  d.  h.  nach  der  Art  ihres  Ein- 
gangs und  nach  der  Höhe  ihres  Betrags,  Kraft  der  Finanz- 
hobeit  als  Mittel  zur  Ausfübrung  der  Staatszwecke  zwangs- 
weise von  anderen  Einzelwirtbschaften  eingefordert  werden. 

Diese  Einnahmen  fliessen  aus  dem  Einkommen  (bez.  Vermögen)  aUer  anderen, 
der  Finanzhoheit  des  Staats  —  oder,  in  Folge  der  Uebertragung  eines  bezüglichen 
Rechts,  eines  Selbstverwaltungskörpers  —  unterstehenden  Einzelwirthschaftea.  Die 
Staatseinnahme  wird  hier  dem  Staate  durch  gesetzlichen  Befehl  an  die  Einzel- 
wirthschafter,  mithin  durch  Zwang  zur  Verfügung  gestellt,  wonach  diese  in  bestimmten 
Fällen  einen  Theil  ihres  Einkommens  —  des  Reinertrags  ihrer  Unternehmungen  oder 
ihres  Vermögens  —  dem  Staate  überlassen  müssen. 

Rau  will  in  §.  84,  86  den  Begriff  Steuer  nur  in  einem  engeren  Sinne,  im 
Gegensatz  zu  Gebühr,  gelten  lassen  (vgl.  jedoch  §.  227).  Selbst  die  wahren  Ge- 
huhren (im  Gegensatz  zu  denen,  welche  in  der  Praxis  meistens  auch  so  genannt  werden, 
obgleich  sie  nach  ihrer  Höhe  und  sonst  eigentliche  Steuern  sind,  so  die  sogen. 
Verkehrssteuern  in  Stempclform,  dm  von  Rau  in  §.  281  Nr.  .S,  236  ebenfalls  noch  unter 
die  Gebühren  gereiht  werden)  können  aber  im  weiteren  Sinn  nach  ihrem  Rechtsgprund 
und  der  Art  ihrer  Erhebung  Steuern  genannt  werden.  So  auch  Hock,  öffentl.  Ab- 
gaben u.  Schulden,  Stuttg.  1863,  S.  84.  85. 

III.  —  §.  199.  Unterscheidung  verschiedener  Stand- 
pnncte  fUr  die  Begriffsbestimmung  und  Classification 
der  Einnahmearten.  Um  die  im  vorigen  §.  gegebene  Ein- 
theilang  richtig  zu  würdigen  und  letztere  nach  allen  Seiten  streng 
durchzuführen;  ferner  um  die  weitere  Einthcilung  dieser  beiden 
Hauptarten  von  Einnahmen  in  Unterarten  richtig  vorzunehmen  nnd 
die  in  der  Gescbicbte  und  in  dem  bestehenden  Recbte  vorkommen- 
den Einnabmearten  richtig  zu  rubriciren  und  zu  beurtheilen,  müssen 
folgende  vier  Standpuncte  auseinander  gehalten  werden:  einmal 
derjenige  der  recbtsgeschicbtlichen  Entwicklung  und  des 
früher  geltenden  Rechts,  sodann  derjenige  des  gegen- 
wärtig geltenden  (positiven)  Rechts,  ferner  der  finanz- 
politische Standpunct,  welcher  unter  Berücksichtigung  der 
politischen  und  volkswirtbscbaftlicben  Verhältnisse,  Bedürfnisse 
und  Auffassungen  für  einen  bestimmten  Staat  und  eine  be- 
stimmte  Zeit    aufgestellt   werden    muss,  endlich   der  finanz- 
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wissenschaftliche  Standpunct,  von  welchem  aus  die  Ein- 
I  nahmearten  nach  ihrer  ökonomischen  Natur  und  ihren 
i  Wirkungen  auf  die  verschiedenen  Einzel wirtbschaften  (besonders 

auf  die  gewöhnlichen  Privatwirthschaften)  und  schliesslich  auf  die 
1    ganze  Volkswirthschaft  unterschieden  werden. 

£s  ist  der  grosse  und  ?erhängnissvolle  Fehler  der  Theorie  und  Praxis  des 
Finanzwesens,  dass  diese  vier  Standpanctc  nicht  genau  aas  einander  gehalten,  sondern 
in  der  Kegel  unklar  yermengt  worden  sind.  Daraas  sind  manche  Streitfragen  cnt- 
I  standen,  die  sich  sonst  sofort  als  müssig  ergeben  hätten.  Vgl.  die  Bemerk.  ?on  Stein, 
Finanz.  1.  A.  S.  135  ff.  über  den  Begriff  Regal,  wo  aber  wie  an  andern  Stellen  bei 
ganz  richtiger  Betonong  der  yerschied.  Standpuucte  doch  ans  dem  Gesichtspunct  der 
Gegenwart  die  früheren  Aoffassüngen  zu  gern  als  „unklar"'  rerurtheilt  werden,  —  wie 
denn  überhaupt  jede  der  Stein  'sehen  entgegenstehende  Auffassung  mit  diesem  Epi- 
theton Tersehen  wird.  Dem  Stein 'sehen  Begriff  Regal  ^eht  es  dann  freilich  ebenso, 
wie  PözKs  Ortheil  beweist  (Staatswörterbuch  v.  Bluntschli,  VIII,  554),  verj^l.  u.  In  d. 
&  Ausg.  Bau's  §.  85  hatte  ich  nur  8  Standpuncte  unterschieden,  indem  ich  noch  den 
finanzwissenschafüichen  mit  dem  finanzpolitischen  Standpuncte  ideutificirte.  In  diesem 
Poncte  ist  der  Einwand  v.  Besobrasoff  richtig  (p.  11),  der  aber  wieder  selbst  nicht 
genügend  unterscheidet. 

Namentlich  die  zwei  folgenden  nachtheiligen  Gonsequenzen 
gingen  ans  der  Vermengung  jener  Standpuncte  hervor. 

1.  Einmal  hat  man  die  ziemlich  unklaren  und  wenigstens  für 
die  Gegenwart  volkswirthschaitlich  wie  politisch  unhaltbaren  Be- 
griffe und  Eintheilungen  der  Einnahmen  aus  der  Rechtsgeschichte 
and  dem  positiven  Rechte  einfach  in  die  Finanzwisseuschaft  wie 
in  die  Erörterungen  über  die  Finanzpolitik  herübergenommen  und 
sich  dann  regelmässig  ganz  vergebens  bemüht,  sie  mit  den  An- 
<  fordemngen  der  eigenen  Disciplin  in  Einklang  zu  bringen. 

I  So  ging   es  mit  den  rechtsgeschichtlichen  und   positivrechtlicheu  Begriffen  der 

l  Domanialein  nahmen,  der  Steuern,  der  so^.  Kegalien  und  der  Gebuhren. 
I  Unter  beiden  letzteren  Rubriken  befanden  sich  öfters  einzelne  Gattungen,  welche  als 
I  reine  Steuern  ron  der  Finanzwissenschaft  entweder  in  eine  ganz  andere  Stelle  des 
i  Systems  bitten  eingereiht  oder  vollständig  ausgemerzt  werden  müssen.  Keines  von 
Beiden  geschah,  was  nur  Verwirrung  zur  Folge  hatte. 

Beispiele:   (1)   Falsche  Auffassung  eigentlicher  Steuern  als  Re- 
gale.   Der  dem  Monopol  zu  verdankende  Extragewinn  beim  Salz-,  Tabak-  u.  a. 
ihnüchen  Regalien  ist  eigentliche  Steuer,  die  Regalisirung  insofern  (also  deshalb 
noch  nicht  bloss)  eine  besondere  Steuerform,  wie  schon  Sonnenfels,  Fin. 
:§.  108,  110,  J.  6.  Hoffmann,  L.  von  den  Steuern  S.  25,  Malchus  I,  §.  69,  S.  840, 
S43  lehrten,  neuerdings  Stein  1.  A.  S.  358  ff.,    Laspeyres  im  Staatswörterb.  X, 
104,  M.  Wirth,  Nationaldk.  H.  A.  II.  516,  518  u.a.m.    Gerade  mit  als  Steuer- 
form muss  d.  Regal  daher  in  d.  Finanzwissenschaft  betrachtet,  mit  anderen  Steuer- 
formen  fUr  denselben  Gegenstand  verglichen,  also  tlberhaupt  systematisch  in  die  Steuer- 
'    lehre  eingereiht  werden,  wenn  nicht  Zusammengehöriges  auseinander  gerissen  werden 
I    soll.    Demnach  ist  die  Behandlung  von  Rau  in  der  5.  Aufl.  §.  184  ff.,  208  ff.  (Salz, 
I    Tabak  u.  s.  w.  in  der  Lehre  v.  d.  Regalien)  zu  berichtigen.     Besobrasoff  a.  a.  0. 
I    kommt  auf  diese  Utere  Auffassung,   m.  £.   mit  Unrecht,    zurUck.     Auch  Scheel's 
i   BemeiL  a.  a.  0.  S.  36  laufen    darauf  hinaus.    Bergius  spricht  von  Salz-,  Tabak- 
I    monopol  n.  s.  w.  srar  bei  den  Staatsgewerben  u.  Domänen,  wodurch  jede  anbefangene 
1  Wtiidigung  unmöglich  wird.    Auch    Umpfenbach   behandelt  Salzvorrecht,   Tabak- 
1  TOiWicht  unter  den  Fiscalvorrechten,  wie  die  Früheren  unter  den  Regalien,  wobei  dann 
'1  trotz  der  veränderten  Namen  doch  im  Wesentlichen  Alles  beim  Alten  bleibt;    apart 
^^  I  davon  h^piieht  er  die  „Tabaksmauth''.    Gelten  Tabak-  und   andere  Finanzmonopolo 
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bloss  als  Regale,  so  bat  das  aucb  den  Nachtbeil,  dass  sie  bei  der  Herrscbaft  der 
,/rheorie  der  freien  Concurrenz''  ((irondleg.  §.  117,  126  ft.)  nocb  leicbter  ohne  Wei- 
teres vom  yolkswlrtbsch.  Standpuncte  aas  nur  als  dem  Interesse  der  Verkehisfreiheit 
widerstreitend  Ferworfen  werden.  Die  Frage  ist  aber,  ob  nicht  trotzdem  aus  finanziel- 
lem Interesse  and  anter  Yoraassetzong  eines  einmal  bestehenden  Verbranchssteaer- 
Systems  solche  Monopole  zu  rechtfertigen  sind.  —  (2)  Falsche  Auffassung  ?on 
eigentlichen  Steuern  als  Gebühren.  Manche  mittebt  Stempeln  erhobeiie 
Steuern,  z.  B.  Wechselstempel,  Werthpapierstempel,  namentl.  aber  die  finanziell  ▼ich- 
tigste  und  yulkswirthschaftlich  wenigstens  mitunter  bedenkliche  und  drückende  Abgabe 
vom  Besitzwechsel  bei  Immobilien  (Enregistrement,  Uebcrtragungs.,gebühr*\  Kaufaccise 
u.  s.  w.)  sind  nach  ihrer  histor.  Entstehung  und  Jurist  Behandlung  auch  von  des 
Finanztheorctikem  unter  die  Gebühren  gestellt  Unter  den  finanziellen  Begriff  d« 
Geh  Uhr  fallen  sie  aber  gar  nicht  Etwas  Andres  ist  die  Frage,  ob  sie  sich  nicht  in 
beschränktem  Maasse  als  eigentliche  Steuern  rechtfertigen  lassen.  Ran,  der 
diesen  innern  Widerspruch  in  der  Behandlung  dieser  Abgaben  als  Gebühren  fIftUt 
(5.  A.  §.  236  ff.  231),  hat  ihnen  dennoch  weder  eine  andre  richtigere  Stellang  im 
System  gegeben,  noch  sie  ganz  verworfen.  Von  Neueren  noch  ähnlich  Umpfenbaek 
§.  27 — 29,  wenn  auch  unter  schärferer  Betonung  der  Verwerf  lichkeit  mancher  Posten 
im  Enregistrement  als  Steuern.  Richtiger  Bergius  S.  297,  354,  Pfeiffer,  I,  307, 
Wirth  II,  521,  aber  alle  dem  Standpunct  der  Praxis  gemäss  diese  Abgaben  als  Ge- 
bühren beurtheilend  und  danach  verwerfend.  PrincipieU  richtiger  ist  daher  sicher  die 
Auffassung  und  Fragstellung  von  L.  Stein,  der  jedoch  einen  wie  gewöhnlich  geist- 
reichen, aber  wie  gewöhnlich  bei  ihm  auch  sophistischen  und  haltlosen,  weil  ?iel  za 
weit  gehenden  Versuch  macht,  diese  Abgaben  völlig  als  Verkehrs  steuern  zu  retten, 
1.  A.  S.  153,  412  ff.,  2.  A.  S.  217,  466  ff.,  einen  Versuch,  den  er  freilich  in  der 
4.  Aufl.  selbst  wieder  fallen  lässt,  während  er  einen  richtigen  Kern  enthält  Aehnlich, 
aber  doch  mit  einem  gewissen  Zweifel  über  die  Triftigkeit  der  Rechtfertigungsgründe 
Hock,  öffentl.  Abg.  S.  234.    S.  jetzt  Fin.  II,  439  ff 

Für  die  Einreihung  einzelner  Einnahmen  unter  Gebühren  und  Regalien  blieb 
ebenfalls  der  rechtsgeschichtliche  oder  juristische  Begriff  massgebend,  was  für  die 
Finanzwissenschaft  neue  Verwirrung  stiftete. 

Beispiel:    Die  Einnahmen   der  Post  aus  Porti's  u.  s.  w. .  der  Münze  aas 
dem  Schlagschatz  für  Prägung  auf  Rechnung  Privater,  der  Telegraphen    wurden 
als  Einnahmen  aus  Regalien,  wie  diejenigen  aus  dem  Bergwesen,  aus  der  Jagd 
betrachtet  während  sie  finanzwissenschaftlich  unter  den  Begriff  der  Gebühr 
(oder   unter  Umständen  selbst   der  privatwirthschaftl.   Einnahme)  fallen.     Daher  das 
Ungenügende  der  Behandlung  dieser  Einnahmen    unter  denen  aus  Hoheitsrechten  bei 
Rau,   5.  A.,  §.  196,   205,  219  b.    Ebenso  die  meisten  Aelteren    und  Neueren,   so 
Pfeiffer  (unter  monopolis.  Gewerben!),  Bergius,    Wirth  u.  a.  m.     Ganz  richtig 
fasst  dagegen  Umpfenbach  diese  Einnahmen   als  Gebühren  auf,  nur   dass  er  das 
(iebührenprincip  zu  absolut  hinstellt  und  die  Relativität  die  auch  hier  g^t  übersieht 
wie  seine  Einreihung  der  Eisenbahnen  schon  jetzt  allgemein  unter  das  Gebühren- 
princip  zeigt.    St  ein 's  Vorwurf   gegen    Umpfenbach.   dass  dieser  Regalien  und 
Gebühren  „gänzlich  verschmelze''  (2.  A.  S.  191)  oder  „ungeschieden  durdieinander- 
werfe"  (S.  219)  ist  daher  unrichtig.    Vielmehr  hat  ü.  eher  Gebühren  und  pri?atwiith- 
schaftl.  Einnahm,  nicht  genug  unterschieden  und  die  Regalien   unpassend  wenigstens 
t)ieilweise  als  Fiscalvorrechte  wieder  aufleben   lassen.    Stein  dagegen  verwirft  nit 
Recht  den   früheren  Regalbegriff  fUr  die   gegenwärtige  Kinanzwissenschaft ,   aber  er 
stellt  einen  neuen  ebenso  unbrauchbaren  auf,  durch  den  bedingt  wird,  dass  die  oben 
gen.  Einnahmen  aus  Post  u.  s.  w.  wieder  nicht  als  Gebühren,   wie   doch  durchaus 
verwandte  Einnahmen  (z.  B.  Chansseegold),  aufgefasst  werden,  1.  A.  134,  137,  2.  A. 
184,  190.     ßesobrasoff  meint  dagegen  wieder,  dass  die  Aehnlichkeit  der  Regalien 
qnd  Gebühren  (taxes)  mehr  äusserlich   (in   der  Erhebungsform  und  Organisation), 
als  innerlich  sei.  nicht  in  ihrem  inneren  finanz.  Character.  den  mit  ihnen  verbnnd. 
Rechten  des  Schatzes,  dem   Ökonomischen  Einfluss   beider  liege.     Das   ist  zuzugeben, 
a]>er  es  beweist  nicht  das.  was  B.  beweisen  will,  nemlich,  dass  die  Gebühren  zo  deo 
Auflagen  und  die  Regalien  zum  industr.  Erwerb  zu  reihen  sind.    Denn  Gebühren  nod 
Regalien  haben  gemeinsame  Eigenthümlichkeitcn  dem  industriellen  Erwerb  gegen- 
über.    B.'s  Aasführung,  p.  23  ff.,  ist  nicht  überzeugend :   es  ist  z.  B.  in  Betreff  der 
Post  die  entgegengesetzte  Einseitigkeit  von  Stein,   der  dieselbe  zu  einer  seiner 
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^^Begale'*  emporschraubt,  v&hrend  BrsobrasofT  in  allen  (alten)  Regalien,  also  auch  der 
Post,  nur  die  industr.  n.  utilitar.  Einrichtang  siebt,  p.  25. 

Auch  die  Stellung  der  Gesammtheit  der  Regalien  .und  Gebühren  in  finanz- 
«issenschafUichen  System  der  ordentlichen  Einnahmen  ward  in  ?icler  Hinsicht  durch 
den  rechtsgeachichtlichen  und  positiv-rechtlichen  Zusammenhang  dieser  Einnahmearten 
mit  den  Domanialeinnahmen  oder  dem  Kammergut  und  die  demgemässc,  vom  finanz- 
wissenschaftUchen  und  finanzpolitischen  Standpuncte  aus  unrichtige  Gegenüber- 
stellung gegen  die  Steuern  eine  schiefe.  (So  ist  es  auch  ein  Nachtheil  der  Stein'- 
schen  Glas:^cation,  dass  wiederum  Domänen,  Regalien,  Gebühren  die  eine,  Steuern 
die  andere  Hauptgruppe  der  ordentl.  Einnahmen  bilden).  Es  fehlte  daher  an  einer 
klaren  principiellen  Behandlung.  Nur  zu  leiclit  wurden  deshalb  auch  Compromisse 
mit  der  bestehenden  Praxis  geschlossen:  unpassende  und  schlechte  Einnahmen  in  der 
Theorie  nicht,  wie  es  sich  gebuhne,  verworfen,  sondern  höchstens  etwas  bemängelt. 
Bezeichnend  ist  in  dieser  Hinsicht  besonders  die  Stellung  der  Theoretiker  und  ratio- 
neller Praktiker  wie  Hock  (öif.  Abg.  S.  234,  248)  zu  „Gebühren'*  wie  denen  fOr  den 
^Erwerb  von  Privatrechten'*  (Eigenthumsubertragung  bei  Immobilien  u.  s.  w.).  Der 
Einfloss  der  Theorie  auf  die  Finanzpolitik  und  dadurch  auf  die  Verbesserung  des 
geltenden  Finanzrechts  und  der  Praxis  blieb  aber  gerade  bei  einem  solchen  Verhalten 
ein  untergeordneter. 

2.  Die  zweite  nachtbeilige  Folge  war  die  gerade  entgegen- 
gesetzte. Angesichts  der  Mängel  des  bestehenden,  gescbichtlieb 
Überkommenen  Einnabmewesens  und  angesichts  der  unklaren, 
vielfach  unhaltbaren  Begriffe  und  Eintheilungen,  welche  die  Theorie 
einer  durch  sie  erst  zu  reformirenden  Praxis  entnahm,  fand  ein 
abstracter,  unhistorischer  Radicalismus  und  Absolutismus  nur  um 
80  leichteres  Spiel,  —  wenigstens  in  der  Finanz theorie,  freilich 
bei  der  unvermeidlichen  Noth wendigkeit,  einen  gegebenen  Staats- 
bedarf zu  decken,  nicht  in  der  Praxis. 

Ein  neues  Beispiel  ist  Maurus,  mod.  Bcsteuer.,  Heidelb.  1870.  Dann  die 
englische  (Smith* sehe)  Schule  der  Nationalökonomie ,  namentlich  in  Deutsch- 
land, bes.  die  extremen  Freihändler  unter  den  StimmfUhrern  und  Publicistcn  des 
deutschen  rolkswirth.  Congresses,  die  sog.  „deutsche  Freihandelsschule'',  bvA.  mit  ihrer 
Theorie  ron  Leistung  und  Gegenleistung  auch  im  Steuerwesen  des  Staats, 
foUends  der  Gemeinde. 

Die  herrschenden  Begriffe  und  Eintheilungen  der  Einnahmen  wurden  verworfen, 
w&l  sie  fielfach  willkürlich  und  unlogisch  wären,  statt  dass  der  richtige  Kern  heraus- 
geschilt  ward.  Gewisse  Einnahmearten,  die  wegen  veränderter  Verhältnisse 
?on  Zeit  und  Ort  nicht  mehr  passend  waren  oder  erst  hätten  umgestaltet  werden 
mOasen,  wnrden  unbedingt  fUr  überall  und  alle  Zeit  als  verderblich  bezeichnet. 
Namentlich  wurden  häufig  alle  privatwirthschaftlichen  Einnahmen  des  Staats  kurzweg 
vemrtheilt.  Für  die  finanzieUe  Behandlung  von  sonstigen  Staatsthätigkeiten ,  an  welche 
sich  heikOmmlich  Einnahmen  knüpften,  wurden  allenfalls  verschiedene  Finanzprincipien 
ab  fiichtschnur  zugelassen,  aber  für  jede  einzelne  Thätigkeit  wieder  immer  nur  ein 
einziges  als  dasein  für  allemal  richtige,  z.  B.  für  diePost,  dass  sie  stets  nur 
nach  dem  Gehtthrenprincip  behandelt  werden  solle,  was  nur  für  unsre  Zeit  und  Länder 
richtig,  froher  bei  geringer  Verbreitung  der  Kenntniss  von  Lesen  und  Schreiben  und 
fiH9taiissclil|QS9l...Benut4MQg  der  Post  .durch  einzelne.  Glasen  nur  bedingt  richtig  war. 
(Fin.  n,  §.  30s  ff,).  Oder  es  wurde  auch  entschieden,  dass  bestimmte  Staats- 
thätii^eiten  überhaupt  niemals  zur  Beschaffung  von  Einnahmen  benutzt  werden 
(lOiften,  was  wieder  nicht  so  allgemein  richtig  ist  (Z.  B.  Forderung  des  unent- 
geltlichen Unterrichts  in  Staatsschulen,  besonders  niederer  Art,  der  Beseitigung 
iller  Wegegelder  auf  Staatsstrassen.)  Kurz,  als  ob  auch  hier  eine  völlige  tabula 
rasa  bestände,  wurde  wie  auf  so  vielen  anderen  (lobieten  der  wirthschaftlichen 
Politik  der  „Absolutismus  der  Lösungen*'  practischer  Fragen  aufgestellt  und  dem 
„Gesetz   der  Belativitär'    zuwieder    gehandelt     YoIlstHndig    neue  Einnahme-,    d.  h. 
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Steuersysteme  wurden  entvorfen,  die  jedoch  nur  auf  dem  Papiere  standen,  und  Ober 
dem  Suchen  nach  einem  (absolut)  „besten  Steuersystem''  wurde  die  wahre  Angabe 
den  vorhandenen  Uebektänden  gegenüber  verfehlt.    Radicale  Reformer,  wie  Mau  ruf 
a.  a.  0.,  sind  wenigstens  mitunter  einsichtig  genug  gewesen,  ihre  SteaerrefofrapUiie 
an  die  Voraussetzung  zu  knüpfen,  dass  zuvor  der  Staatsbedarf  sehr  stark  verminieit 
m.  a.  W.  die  meisten  Thätigkeiten  des  modernen  Staats,  die  daher  von  Maorus  ein- 
fach als  unnütz  bezeichnet  werden,  aufgegeben  oder  eingeschränkt  würden.    S.  jetzt 
Fin.  11  §.  220  ff.,  365  ff. 

§.  200.  Die  wahre  Aufgabe  ist  angesichts  dieser  beiden 
entgegengesetzten  Fehler  und  Einseitigkeiten  ftlr  Theorie  und 
Praxis  folgendermassen  zu  bezeichnen: 

1.  Vermeidung  des  Aufsteilens  rein  abstracter^  ver- 
meintlich absolut  gültiger  und  nach  einem  aprioris- 
tischen    Princip    construirter  Schablonen  für  die  Ein- 
nahmebeschaffung;    statt  dessen   Auffassung    der  Einnahme-  und 
speciell  der  Steuersysteme  als  abhängig  von  geschichtlich 
gewordenen  Verhältnissen,  die  sich  so  wenig  als  andere 
Beziehungen  des  Volkslebens  mit  einem  Schlage  durch  ein  Macht- 
wort der  radicalen  Theorie  umgestalten  lassen,  aber  andererseits 
allerdings  einem  beständigen  Wandel  und  einer  sehr  wohl 
zu  beeinflussenden  und  in  die  passende  Richtung  zu 
leitenden  Entwicklung    unterliegen;    Prüfung    der    rechts- 
geschichtlichen und  positiv  -  rechtlichen  Begriffe  und  Eintheilangen 
der  einzelnen  Einnahmearten  an    dem   Maasse  des  jeweilig  vor- 
handenen politischen,  socialen  und  volkswirthschaftlichen  Bedürf- 
nisses ^nd    demgemässe    Umbildung  jener  Begriffe  und  Ein- 
theilungen  in  solche  finanzielle,  wie  sie  für  bestimmte  Staaten  und 
Zeiten  passen;  daher  denn  auch  Behandlung  der  einzelnen  Ein- 
nahmearten   in    der    Finanzpolitik    nicht    als    absolute 
(logische),    sondern    als  historische   Kategorieen,  und  in  der 
Finanzwissenschaft  als  Formen  der  Güterherbeizieh- 
u  n  g  aus  der  Volkswirthschaft  zu  Zwecken  des  Staats  (der  Selbst- 
verwaltungskörper   u.  s.  w.),    welche    verschiedenen    ökono- 
mischen Character  und  nach  Zeit  und  Land  verschiedene 
Volks-  und  einzelwirthschaftliche  Wirkungen  haben. 

2.  Für  practische  Ziele  demnach:  volle  Beachtung 
des  geschichtlich  Ueberkommenen  und  rechtlich  Be- 
stehenden, und  Reform,  nicht  Umsturz  desselben  nach 
richtigen  volkswirthschaftlichen,  socialen,  politischen  und  finan- 
ziellen Grundsätzen  unter  genauer  Berücksichtigung  der  Verhält- 
nisse von  Zeit  und  Ort,  so  dass  einmal  und  vor  Allem  die 
Deckung  der  Gesammtausgabe,  soweit  sie  durch  ordent- 
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liehe  Einnahmen  erfolgen  muss,  stets  gesichert  bleibt  (§.  65  ff.); 
und  sodann  diejenigen  socialpolitischen  und  dieVertheilung 
des  Volkseinkommens  betreffenden  Wirkungen  durch  die  Einnahme- 
beschaffung und  besonders  durch  die  Besteuerung  erzielt  werden, 
welche  dem  richtigen  socialen  Programm  der  Zeit  und 
des  Landes  entsprechen  (§.  27). 

In  dem  ersten  Puncte  kann  England  wie  in  so  vielen  Dingen  der  practischen 
Politik  namentlich  hinsichtlich  der  Art  ond  Weise  der  EinfUhrong  von  Reformen  als 
Vorbild  dienen:  Zoll-  und  Acciseroductionen  immer  erst,  wenn  Einnahmeuberschilsse 
vorhanden  oder  andere  Einnahmen  zur  VerfUgnn|r.  So  Einführung  der  Einkommen- 
steuer hei  den  Zollreformen  der  40er  Jahre  u.  a.  m.  FUr  die  Beseitigung  oder  Er- 
mässigung lästiger  und  schlechter  Abgaben  wird  gewiss  durch  die  Begründung  einer 
ergiebigen  und  wenigstens  relativ  guten  Steuer  auf  Tabak,  Branntwein  u.  s.  w. 
viel  erfolgreicher  als  durch  pathetische  Declamationon  und  theoret.  Erörterungen  über 
die  VerwerfUchkeit  aUer  indir.  Steuern  gewirkt 

3.  Für  die  Ziele  der  Wissenschaft  endlich  die  Ge- 
winnung und  Verwerthung  der  Erkenntniss,  welche  in 
der  Unterscheidung  der  obigen  Standpuncte  bei  der 
Eintheilung  der  Einnahmen  und  in  der  Anerkennung  der  im 
Folgenden  unterschiedenen  Principien  für  die  finanzielle 
Behandlung  einer  Staatsthätigkeit  und  des  bloss  rela- 
tiyen  Werths  oder  Unwerths  sowie  der  historischen  (zeitlichen 
und  örtlichen)  Bedingtheit  der  Anwendbarkeit  eines  jeden 
dieser  Principien  liegt 

IV.  —  §.  201.  Unterscheidung  leitender  Finanz - 
principien  für  die  finanzielle  Behandlung  solcher 
Staatsthätigkeiten  (Einrichtungen,  Anstalten)  zur 
Ausführung  von  Staatszwecken,  an  welche  sich  Ein- 
nahmen knüpfen  können.  Solcher  Principien  (oder  finan- 
zieller Standpuncte)  giebt  es  vier,  nemlich  dasjenige  der 
reinen  Ausgabe,  das  Gebührenprincip,  das  rein-privat- 
wirthscbaftliche  (gewerbliche)  und  das  reineRegalitäts- 
nnd  Besteuerungsprincip. 

Diese  Principien  sind  oftmals  da  und  dort,  in  dieiter  oder  jener  Zeit  wirklich 
befolgt  worden.  Die  Geschichte  zeigt,  wie  bei  einer  und  derselben  Staatsinstitution 
diese  Principien,  —  nicht  immer  in  gleichförmiger  Ordnung,  —  auf  einander  folgten  und 
sich  ablösten,  z.  J).  im  Post-,  Münz-,  Strassen-,  Schul-,  selbst  in  Zweigen  des  Justiz-, 
FolizeiweseDS.  Das  weist  schon  darauf  hin,  dass  man  schwerlich  stets  ein  einziges 
Princip  als  das  allein  und  ein  für  allemal  richtis:c  fiir  die  finanzielle  Behandlung 
eioer  solchen  Institution  bezeiclinen  kann.  Jede  Zeit  pflegt  dies  freilich  gern  zu  thun, 
die  Anwendung  eimss  bestimmten  Princips  sogar  mitunter  selbstverständlich  zu  finden 
und  jedes  andere  Princip  scharf  zu  verarth<ülcn,  so  z.  B.  jetzt  in  der  Opposition  gegen 
Stnsaen-,  Schulgeld,  Gerichtsgebuhren,  in  dem  unbedingten  Verlangen  des  blossen 
Gebobreoprincips  far  die  Post.  Aber  der  thatsächliche  Wechsel  der  Principien  und 
der  darüber  bestehenden  Ansichten  beweist,  dass  diese  Auffassung  einseitig  ist  Eine 
onbefangene  Prüfung,  wobei  die  bestimmten  geschichtlichen  Bedingungen 
der  einzelnen  Principien  gebührend  gewürdigt  werden,  lehrt  dasselbe,   indem  sie  zu- 
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g'leich  die  tiefer  liegenden  Rechtfertigungsgrande  der  wecliselnden  Behandlung  aufdeckt 
Es  ist  daher  die  bisher  zu  wenig  beachtete  Aufgabe,  die  Vorzüge  und  Nachtheile, 
welche  die  Behandlung  einer  Stäatseinrichtung  nach  jedem  der  möglichen  und  Tor- 
gekommenen  Finanzprincipien  an  sich  und  unter  gegebenen  Umst&nden  mit  sich  bringt, 
/u  vergleichen  und  das  filr  die  bestimmte  Zeit  und  das  bestimmte  Land  relatif 
richtigste  auszuwählen. 

1.  Das  Princip  der  reinen  Ausgabe:  der  Staate  bez.  ein 
öffentlicher  Körper,  bestreitet  die  Kosten  einer  Einricbtung  oder 
Tbätigkeit  vollständig  aus  allgemeinen  Einnahmen, 
ohne  denjenigen,  der  von  der  Einrichtung  Nutzen  zieht  oder  sonst 
irgend  wie  besonders  mit  ihr  in  Bertthrung  kommt ,  zur  Deckung 
dieser  Kosten  speciell  mit  heranzuziehen.  Der  Einzelne  geniesst  also 
diese  Einrichtungen  umsonst,   d.  h.  ohne  speciellen  Entgelt 

Der  Staat  stellt  sie  her  und  unterhält  sie,  weil  er  dies  als  eine  seiner  im  aUge- 
meinen  Intert>.sse  übernommenen  Aufgaben  betrachtet.  Hierin  zeigt  sich  der  eigent- 
lich communistische  Character  des  Staats  und  jeder  räumlichen  Zwangsgemein- 
wirthschaft,  in  welcher  principieU  ein  anderes  Princip  der  Entgeltlichkeit  als  im 
privatwirthschaftlichen  System  obwaltet  und  obwalten  muss.  S.  in  der  Grundlegoog 
d.  Abschnitte  über  das  gemein-,  besond.  das  zw  an  gs  gemein  wirthschafd.  System, 
namentl.  §.  116a,  118,  150—152,  154—160,  171.  Auch  Neumann,  progress.  Ein- 
kommensteuer, S.  66 — 70.  —  Beispiele  aus  der  Gegenwart:  die  Gewähning 
des  Rechtsschutzes  der  Einzelnen,  fUr  ihre  Person  und  ihr  Vermögen,  im  Inlande  und 
bis  zu  einem  gewissen  Grade  im  Auslande  (durch  Gesandte,  Konsuln),  durch  polizei- 
liche, militärische,  diplomatische  Leistungen.  Gross britannien  gab  für  die  Ge- 
währung des  Rechtsschutzes  von  ein  paar  Dutzend  seiner  Bürger  im  abessin.  Pcldzug 
über  b  Mill.  Pfd.  St.  aus.  —  Unentgeltliche  Benutzung  Fon  Strassen  (Chausseen)  all- 
gemein (mit  theilweiser  Ausnahme  der  Brücken)  für  Fuss?erkehr,  hie  und  da  aach  für 
Fahrverkehr  (Süddeutschland,  jetzt  auch  bei  Staatschausseen  in  Prcussen);  freier  Besuch 
der  Sammlungen,  Bibliotheken  u.  s.  w.  Unentgeltliche  MittheUung  von  Nachrichten 
über  Wirthschaftsyerhältnisse  (z.  B.  Konsulatsberichte);  unentgeld.  Prägung  gewisser 
Münzen  (Grossbritannien,  Russland)  u.  s.  w. 

2.  Das  Gebtthrenprincip:  der  Staat  unterzieht  sich  im 
öffentlichen  Interesse  der  Uebernahme  einer  Thätigkeit  oder  der 
Ausführung  einer  Einrichtung  (Anstalt).  Aber  er  erhebt  von  denen, 
welche  daraus  besonderen  Nutzen  ziehen  oder  welche  die  Kosten 
der  Einrichtung  mit  provociren ,  eine  besondere  Abgabe  als 
speciellen  Entgelt ,  die  Gebühr,  und  zwar  oft  in  einer  Höhe, 
welche  die  Kosten  vollständig  deckt  oder  doch  decken 
soll.  Die  Einnahme  aus  diesen  Gebühren  kann  aber  selbst,  da 
die  betreffende  Thätigkeit  immer  zugleich  in  einem  allgemeinen 
»Staatsinteresse  liegt,  niedriger  bleiben,  als  der  Kostenbetrag 
ist  oder  vollends  als  eine  privatwirtbschaftliche  Rente  sein  würde. 

Die  Differenz  gegen  beide  bildet  dann  einen  Zuschuss  (also  implicite  eine 
Ausgabe)  der  Staatskasse  für  die  Ausübung  einer  als  nothwendig  oder  zweckmässig 
erkannten  Staatsthätigkeit,  welche  von  dem  einzelnen  Beansprucher  oder  Benutzer  nur 
theilweise  vergütet  wird.  Beispiele  kostendeckender  Gebühren  in  der 
Gegenwart:  meistens  Postgeld,  Telegraphengeld,  mitunter  noch  Münzschlagschatz. 
auch  mehrfach  noch  Justizkostengebühren.  Beispiele  nicht  voll  die  Kosten 
deckender  Gebühren  in  der  Gegenwart:  Justiz-,  Polizeigebühren  verschiedener 
Art,  Wegegelder,  Schulgelder,  Einnahmen  aus  den  Gestüten  u.  v.  a.  m. 
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3.  Das  rein  privatwirthschaft liebe  oder  gewerbliche 
Princip:  der  Staat  übernimmt  eine  gewerbliche  Tbätigkeit  oder 
schafft  eine  solche  Einrichtung  rein  oder  doch  überwiegend  mit 
aus  dem  finanziellen  Grunde,  um  sich  dadurch  eine  Quelle 
von  Einnahmen  für  die  Deckung  von  Ausgaben,  also  die  Mittel 
zur  Ausführung  anderer  Thätigkeiten,  zu  eröffnen. 

Es  soU  daher  in  der  Kegel  anch  eine  möglichst  grosse  Reineinnahme 
(Kente)  erzielt  werden,  und  zwar  im  Allgemeinen  nach  den  Grundsätzen  der 
prifatwirthschaft liehen  Verkehrsco  n  curreuz. 

Beispiele:  die  landwirihsch.  Domänen,  Berg-  ii.  Hüttenwerke,  Staafsgcwerks- 
aiilageu   und   llandelsunternclimungen.     Absatz  des  Holzes  in   der  Forstwirthschal't. 

4.  Das  reine  Regalitäts-  und  daher  Beste uerungs - 
princip:  der  Staat  betreibt  ebenfalls  allein  oder  doch  über- 
wiegend nur  aus  finanziellen  Gründen  eine  gewerbliche 
Tbätigkeit  (Unternehmung),  aber  er  sucht  aus  dieser  eine  grössere 
als  die  privatwirthschaftliche  Concurrenzrente  zu  gewinnen.  Zu 
dfesem  Zwecke  geniesst  er  gewisser,  ganz  oder  theilweise 
Andere  ausschliessender  Vorrechte  (Monopole,  Fi- 
nanzmonopole, „Regale'^),  die  ihm  die  Erzielung  eines  solchen 
Hehrertrags  ermöglichen  sollen.  Letztrer  stellt  dann  aber  eine 
reine  Steuer  dar. 

Er  ist  nicht  ein  Theil  des  etwa  anssordem  daneben  und  im  rechnnngsmässigen 
Keinertng  mit  ihm  \rerbandenen ,  vom  Staate  privatwirthsch  ältlich  (gewerb- 
lich) erworbenen  eigenen  Einkommens,  sondern  er  repräsentirt  eine  auf  staat- 
lichen Zw  an  gsbcfe  hl  zurilckzii  fahrende  Üebertragungvon  Einkommen 
anderer  Einzelwirihschaften  auf  den  Staat.  Beispiele:  jetzt  namentl.  Tabak-,  Salz- 
moDopoU  früher  eine  Unzahl  gewerblicher  Regale,  von  denen  jedes  einzelne  nur  geringe 
iioaoz.  Bedeutung  hatte;  ferner  früher  sehr  allgemein  die  Post,  auch  die  Münze. 

In  der  Praxis  gehen  diese  verschiedenen  Standpuncte  öfters 
fast  anmerkbar  in  einander  über,  z.  B.  bei  Eisenbahnen 
(privatwirthschaftliche  Rente,  Gebühr),  Post  (desgl.,  auch  Steuer), 
Telegraph  (beide  erstre)  u.  s.  w.  In  der  obigen  Reihenfolge  er- 
giebt  sich  ein  Fortschritt  zu  einer  immer  weniger  fiscalischen  Be- 
handlung. 

Die  Finanzgeschichte  liefert  Beispiele  für  Beides.    Beispiele  immer  weniger 

fIscaL  Behandlung:  Münze,  Post,  Strassen,  Schulen,  öfters  noch  zu  wenig  Gerichte; 

Beispiele  der  steigend  fiscal.  Behamllung:  in  Zeiten  starker  FiuanzbedUrfnisse, 

in  und  nach  Kriegen  selbst  neuerdings  wieder  Erhöhung  der  Gebühren  für  die  eben 

genannten  Anstalten  (Postporto  z.  B.  in  den  grossen  französ.  Kriegen  Anfang  d.  Jahr- 

bnnd«  In  Oesterreich   aus  finanz.  Gründen  erhöht,   gleicher  Yoi-schlag  sogar  1871  in 

Frankreich;  dsgl.  Gebühren  u.  eigentliche  Steuern  bei  Gerichten).     Die  Entwicklungs- 

geschidite  des  Stempelwesens  bei  Gerichten.  Behörden  u.  fUr  Urkunden,  Bcsclicinigungen 

n.  s.  w.  gehört  im  Ganzen  auch  hierher. 

Auch  bei  ein  und  derselben  Institution  wechselt  wohl  die 
ganze  Richtung  ihrer  finanziellen  Behandlung.  Im  Grossen  und 
Ganzen  begünstigen  Zeiten  der  politischen  Unmündigkeit  der  Be- 

A.  Wagner,  FinM»wi»5An«s«'haft.    I,   3.  Aufl.  *^\ 
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völkerung  und  einer  noch  unentwickelten  und  in  den  Formen  der 
Naturalwirthschaft  steckenden  Volkswirtbschaft,  wo  die  Erbebang 
reiner  Geldsteuern  noch  schwieriger  ist,  ferner  Zeiten  grossen 
Staatsbedarfs  begreiflicher  Weise  mehr  die  fortschreitend  fisca- 
lischer  werdende  Behandlung  einer  Institution,  oder  es  ist  von  vorn- 
herein dabei  das  dritte  oder  selbst  das  vierte  obiger  Principien 
allein  das  leitende.  In  Zeiten  dagegen,  wo  die  Bevölkerung  selbst 
mehr  mitspricht,  wo  die  Interessen  der  unteren  Classen  besser 
berücksichtigt  werden,  wo  das  gerwerbliche  Leben  entwickelter 
ist,  der  Volkswohlstand  wächst  und  die  Erhebung  reiner  Geld- 
steuem  das  bequemste  Mittel  zur  Deckung  des  Staatsbedarfs  wird, 
da  waltet  die  umgekehrte  Richtung  vor,  so  im  Grossen  und  Ganzen 
gegenwärtig. 

Die  Regalien  verschwinden  dann,  weil  sie  als  volkswirthschaftlich  za  nachtheilige 
Einnahmequellen  gelten,  so  die  meisten  gewerblichen  Regalien,  bei  denen  die 
Regalisimng  nur  eine  Steuerform  war,  z.  6.  die  im  17.  und  18.  Jahrhundert  einge- 
fahrten,  selbst  inPreussen  auf  Mühlsteine.  Schweinsborsten  u.  s.  w.  Das  bedeutendste 
neueste  Beispiel  ist  die  Aufhebung  des  Salzmonopols  in  Deutschland  1868  (Ges. 
d.  Nordd.  B.  v.  12.  Oct  1867,  §.  1).  Ein  einzelnes  Monopol  wird  nur  hier  und 
da  etwa  trotzdem  als  bestes  Mittel  zur.  Erhebung  einer  finanziell  ergiebijsren  eigent- 
liehen  Steuer  beibehalten  oder  selbst  neueingeftlhrt,  ohne  Verkennnng  mancher 
Tolkswirthschaftlicher  Nachtheile  desselben.  Hauptbeispiel:  Tabakmonopol,  in 
< )csterreich ,  Frankreich,  Italien  und  andern  Ländern.  Absicht  der  Regierung  dafilr 
in  Deutschland  jungst.  Neue  Einführung  des  Zündhölzchen-Monopols  in 
Frankreich  nach  dem  letzten  Kriege  durch  Ges.  v.  2.  Aug.  1872,  nachdem  verschiedene 
Steuererhöhungen  bei  diesem  Artikel  zu  viel  Schwierigkeiten  gefunden.  Priratwirth- 
schaftliche  Thätigkeiten  früherer  Wirthschaftsperioden  werden  aus  volkswirthschaft- 
liehen  Grfmden  vielfach  vom  Staate  aufgegeben,  so  Staatsfabriken,  Staats-Handelsunter- 
nehmungen  (theilweise  ausgenommen  Banken),  eigene  Verwaltung  von  Landgutem  fast 
allgemein,  vielfach  auch  Staatsberg-  u.  Hüttenwesen ,  selbst  eigener  Besitz  von  Land- 
gütern, ferner  Schiflfahrtsbetrieb  des  Staats.  Die  Gebtihren  werden  aus  volkswirth- 
schaftlichen  und  aus  politischen  Gründen  ermässigt,  so  der  Schlagschatz  fUr  Prägung 
auf  Rechnung  Privater,  Postporti,  Telegraphengebilhren ,  Strassengeld ,  Schulgelder, 
Priifunj^staxen ;  mitunter,  aber  im  Ganzen  noch  zu  wenig  „(lebuhren**  (wahre  und 
solche,  welche  ganz  oder  fast  ganz  eigentliche  Steuern  sind)  far  Gerichts-  und  Ver- 
waltungsthätigkeiten.  In  einzelnen  Fällen  wird  selbst  auf  jede  bisher  bezogene  Ein- 
nahme aus  bestimmten  Staatseinrichtungen  oder  Thätigkeiten  ganz  verzichtet ,  weil  das 
öffentliche  Interesse  bei  der  unentgeltlichen  Ausübung  am  Besten  gewahrt  erscheint, 
so  die  Aufhebung  jeder  Prägekostenberechnung  für  Prägung  für  Private,  des  Strassen- 
gelds,  Brilckengelds,  Postportos  in  bestimmten  Fällen,  z.  B.  fiir  gew.  Briefe  an  Soldaten 
im  Kriege;  der  gerichtl.  u.  Verwaltunj!:s„gebühren**  dsgl.,  z.  B.  um  landwirthsch. 
Reformen  zu  erleichtern  (Stempel-  und  Gebuhrenfreiheit  bei  Gemeinheitstheilungen, 
Zusammenlegungen  u.  s.  w.). 

Sicherlich  ist  eine  solche  Entwicklung  der  finanziellen  Be. 
handlang  jener  Staatsthätigkeiten  auch  in  Zeiten  der  bezeichneten 
Art  im  Ganzen  die  richtige  und  die  zu  begünstigende.  Aber  sie 
muss  nur  abermals  nicht  als  die  schlechtweg  allein 
richtige  betrachtet  werden.  Eine  Finanzpolitik,  welche  dies 
thäte,  wUrde  in  anderen  Zeiten  und  Verhältnissen  mindestens  ver- 
früht und  oft  gar  nicht  durchführbar  sein. 
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Z.  B.  eine  Porforeform  wie  die  der  neueren  und  neuesten  Zeit  hätte  früher 
bei  i^erinirein  Verkehr,  schwacher  Verbreilunjr  von  Elementarkenntnissen  u.  s.  w.  wahr- 
scheinlich nur  zu  einer  starken  Einbnsse  der  Staatskasse  geführt.  Unter  der  Be- 
dingung so  nicdri)?er  Porti's  hätte  der  Staat  dann  muthmasslich  die  Postanstalt  gar 
nicht  tibernommen  oder  nicht  beibehalten,  zum  Nachtheil  auch  des  Ein/einen,  der 
etwas  hohes  Porto  zahlt.    S.  Fin.  H,  §.  308  fl. 

Hinsichtlich  der  Regalien  ist  daher  auch  ein  Moment  von 
allgemeinster  Bedeutung  für  das  Verständniss  der  ganzen  volks- 
wirthschaftlichen  Organisation  und  der  Entwicklungsgeschichte  der 
Staatseinnahmen  noch  einer  besonderen  Hervorhebung  schon  an 
dieser  Stelle  werth.  Regalien  oder  Vorbehalte  gewisser  Boden- 
prodacte  und  ihrer  Gewinnung  und  gewisser  Gewerbe-  und 
Handelsbetriebe  zu  Gunsten  des  Staats  (Fiscus)  sind  eine  recht- 
liche Bedingung  einer  mehr  gemeinwirthschaftlichen  Orga- 
nisation der  Volkswirthschaft  und  ein  Ersatz  eigentlicher  Steuern, 
vor  deren  selbständigerer  Entwicklung  und  nach  eingetretener  Un- 
zureichendheit der  Domanialerträge.  Nach  dem  Durchbruch  des 
privatwirthschaftlichen  Organisationsprincips  erscheinen  sie  als  eine 
Anomalie  der  wirthschaftlichen  Rechtsordnung  und  als  eine 
Hemmung  der  vollen  Entfaltung  des  privatwirthschaftlichen  Pro- 
dnctions-  und  Verkehrssystems.  Deshalb  werden  sie  theoretisch 
verworfen  und  practisch  mehr  und  mehr  aufgegeben.  Letzteres 
wird  durch  die  mittlerweile  erreichte  Entwicklung  der  eigentlichen 
Steuern  möglich.  Der  Vorgang  steht  in  Einklang  mit  der  über- 
wiegend privatwirthschaftlichen  Gestaltung  der  neueren  Volkswirth- 
schaft. Aber  geschichtlich  betrachtet,  erscheint  er  eben  des- 
wegen doch  nur  als  eine  zwar  unter  gewissen  Verhältnissen, 
aber  keineswegs  stets  richtige  Phase,  was  in  den  Theorieen 
der  Nationalökonomen  und  Finanzmänner  wiederum  oft  genug  ver- 
kannt worden  ist.  Die  theilweise  Verdrängung  der  privatwirth- 
schaftlichen durch  die  gemeinwirthschaftliche  Organisation,  welche 
aus  ökonomisch -technischen  wie  aus  social -politischen  Gründen 
nothwendig  oder  wenigstens  zweckmässig  sein  kann,  wird  daher 
vielleicht  wieder  mit  der  Einführung  neuer  Regalien  verbunden  sein. 

V^l.  Grundlegung,  1.  Abth.  Kap.  H  u.  über  den  Zus.han«;  der  Besteuerung  mit 
der  Eigenthums-  u.  Erwerbsordnunj»-  u.  der  Orjranisation  der  Yolkswirthsch.  jetzt  I'in.  II, 
S.  169  ff.,  bes.  §.  346— 34S. 
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2.  Abschnitt. 

Allgomelno  Bctraelitung:  der  privatwlrtlisehaftUchen 

Einnahmen. 

I.  —  §.  202.  Zu  den  privatwirthschaftlichen  oder 
Domanialeinnahnien  gehören  nach  der  oben  aufgestellten 
Begriffsbestimmung  streng  genommen  nur  die  Einnahmen, 
welche  aus  der  Verwendung  von  werbendem  Staatseigentbnm  und 
aus  dem  Betrieb  von  Staatsgewerben  fliessen,  wenn  sie  vom  Staate 
als Einzelwirthschafter unter  den  allgemeinen  rechtlichen  Be- 
dingungen des  privatwirthschaftlichen  Concurrenzsystems,  daher 
rechtlich  im  Wesentlichen  wie  von  den  gewöhnlichen  Privat- 
wirthschaften,  erworben  werden. 

Dieses  Concurrcnzsystcm  hängt  in  seiner  jeweiligen  Gestaltunjjr  freilich  wesentlich 
von  der  Beschaffenheit  seiner  Rechtsbasis  ab,  welche  selbst  wieder  Ter- 
ander  lieh  ist.  S.  Grundlegung,  §.  123 — 125  u.  Abth.  IL  Hier  muss  mithin  eine 
bestimmte  Bechtsbasis  als  bestehend  vorausgesetzt  werden:  diejenige,  in  der  Haupt- 
sairhe  gleiche,  im  europäisch-amerikanischen  Staatensystem  der  (ic^enwart 

Dcmgemäss  müssen  foljii-ende  drei  Voraussetzungen  zutreffen,  damit  eine 
Einnahme  Bnanzwissenschaftlich  als  r(;in  privat wirthschaftliche  bezeichnet  werden  kann: 

t.  Der  Staat  muss  in  keinerlei  Weise  bei  der  Production  nnd  dem  Absatz 
der  Producte  in  seiner  Eigenschaft  als  Staat  oder  als  Inhaber  der  Pinanzhoheit  zum 
Zweck  der  Einnahmeerzielung  vor  andern  Producentcn  und  Verkäufern  im  Verkehr 
einen  rechtlichen  Vorzug  geniessen.  Soweit  solches  der  Fall  ist,  gehört  die 
Einnahme  zu  den  Steuern  i.  w.  S.,  so  nach  Zweck  und  finanzieller  Folge  die  Ein- 
nahme bez.  ein  Thcil  der  Eiünahmc  (der  ,,Extragewinn)  aus  gewerblichen 
Kegalien  (FinanzmonopolenX 

2.  Der  Staat  muss  die  Thätigkeit  (Anstalt  u.  s.  w.)  wenn  nicht  wirklich  aus- 
schliesslich im  finanziellen  Interesse,  um  eine  für  andere  Staatszwecke  ver- 
fügbare Einnahme  zu  gewinnen,  übernehmen  oder  beibehalten,  so  doch  rechtlich  im 
Stande  sein,  so  vorgehen  zu  können.  Einnahme-gebende  Thätigkeiten  oder  Anstalten, 
welche  nur  die  Verwirklichung  von  als  richtig  erkannten  Staat  saufgaben  bezwecken, 
gehören  daher  nicht  hierher.     Die  Einnahmen  daraus  sind  Gebühren. 

3.  Der  Staat  muss  die  Thätigkeit  oder  Unteniehmung  auch  durchaas  nur 
von  dem  privatwirthschaftlichen  Gesichtspuncte  höchstmöglicher  —  wenn  auch 
unter  gebührender  Berücksichtigung  der  Nachhaltigkeit  erstrebter  —  Rentabilität 
aus  betreiben  dürfen,  wenn  auch  nicht  nothwendig  sie  in  Wirklichkeit  nur  so  betreiben. 
Lässt  sich  der  Staat  bei  der  finanziellen  Regelung  der  betreffenden  Thätigkeit  aber 
von  einer  Rücksicht  auf  die  eigentlichen  Staatszwecke  mit  leiten  nnd  verzichtet  er 
auf  einen  Thcil  der  bei  privatwirthschaftlicher  Betriebsweise  erlangbaren  Rente,  so 
stellt  das  sich  hierbei  ergebende  Einnahmeminus  gewissermassen  eine  (verhüllte)  Aus- 
gabe dar,  welche  der  Staat  absichtlich  im  öffentlichen  Interesse  macht.  Die  betreffende 
Einnahme  ist  dann  wieder  keine  rein  privatwirthschaftliche.  So  kann  die  Sache 
bei  den  Forsten  liegen. 

In  der  Wirklichkeit  erfüllt  in  der  Fiuanzwirthschaft  der  Gegen- 
wart nur  ein  Theil  der  sogen,  privatwirthschaftlichen  Einnahmen 
diese  drei  Voraussetzungen  genau.  Bei  manchen  gewöhnlich  hier- 
her gerechneten  Einnahmen,  z.  B.  bei  derjenigen  aus  Staats- 
forsten, aus  Eisenbahnen,  vollende  ausCanälen  des  Staats 
waltet  der  fiscalische  Gesichtspunct  gegenwärtig  bei  uns  meist  nicht 
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aasschliesslich  ob,  und  mit  Recht  nicht.  Einnahmen  dieser  Art 
sind  daher  immerhin  anders  als  die  rein  privatwirthschaftlichen 
aufzufassen.  Sie  können  mit  letzteren  gleichwohl  in  eine  Gruppe 
zusammengefasst  werden,  weil  die  Erzielung  der  Einnahme  unter 
den  gewöhnlichen  Bedingungen  der  wirthschaftlichen  Rechtsordnung 
erfolgt,  wozu  noch  kommt,  dass  sie  thatsächlich  (bei  Eisen- 
bahnen, und  wohl  auch  Canälen,  wenigstens  so  lange  das  Anlage- 
kapital noch  nicht  amortisirt  und  daher  noch  zu  verzinsen  ist),  ein 
sehr  hervorragender  Zweck  mit  ist. 

Dies  ist  far  mich  der  entscheidende  Grund,  warum  ich  wenigstens  für 
jetzt  noch,  wo  besten  Falls  bei  dem  geringen  Alter  der  betr.  Unternehmungen  das 
Kapital  aas  den  Erträgen  erst  zu  einem  (meist  noch  kleinen")  Thcile  amortisirt  ist,  die 
Staatseisenbahnen  unter  den  Anstalten  fdr  den  Privaterwerb  des  Staats  einreihe. 
Umpfeobach,  der  die  Eisenbahnen  in  Händen  des  Staats  haben  u.  dann  unter  das 
Gebühren priocip  stellen  will,  übersieht  dies  zu  sehr  §.  37—39.  Die  Höhe  der  Kosten 
bedingt  einen  wesentlichen  Unterschied  in  diesem  Puncte  zwischen  Bahnen, 
('hansseen  u.  Telegraphen  (ungefähres  Kostenverhältniss  in  Deutschland  wie  c.  500  bis 
600  :  10 — 30  :  1 — 31).  Was  fdr  Eisenbahnen,  gilt  wenigstens  auch  fur  neue  Canäle 
(Kostenanschlag  per  Meile  fUr  ein  grösseres  deutsches  ('analnetz  schon  vor  1870 
252,000  Thlr.  nach  Meitzen,  also  immerhin  die  Hälfte  von  Bahnen,  wahrscheinlich 
noch  mehr).  Der  Satz  in  ^.  54  der  Nordd.  und  der  deutschen  Reichsverfassung  über 
Stmatacanäle  ist  etwas  undeutlich  in  diesem  Puncte,  ginge  aber  zu  weit,  wenn  er  dies 
Phncip  nicht  mit  sanctionirte.  Aehnliche  Auffassung  der  Staatsbahnen  wie  bei  mir 
aach  bei  Nasse.  Tariferhöh..  Jena  1S74,  S   31  if. 

Früher  war  der  rein  privatwirthschaftJiche  Standpunct  auch  bei  Einnahmen,  wie 
den  genannten,  mitunter  der  massgebende  und  in  manchen  Ländern  ist  er  es  noch 
jetzt,  z.  B.  im  Forstwesen.  Auch  bei  den  Einnahmen,  welche  gegenwärtig  in  der 
Regel  als  rein  privatwir|hschaftliche  behandelt  werden  können ,  z.  B.  aus  Staab^berg- 
werken,  Staatsfabriken,  kam  früher  öfters  der  andere  Gesichtspunct  mit  in  Betracht, 
dass  der  Staat  hier  gleichzeitig  Musteranstalten  zur  Nachahmung  betreiben  wollte. 
Einzelne  Staatsfabriken,  z.  B.  fUr  Porzellanbereitung,  ähnlich  einzelne  landwirthschaft- 
liehe  sog.  Mnsteranstalten  stehen  auch  jetzt  noch  nicht  unter  dem  bloss  privatwirth- 
schaftlichen Gesichtspuncte  höchstmöglicher  Rentabilität,  sind  aber  doch  finanzwirth- 
schafüich  zu  den  privatwirthschaftlichen  Einnahmequellen  zu  rechnen. 

Demnach  kann  man  auch  in  der  Theorie  nicht  ein  für  allemal 
kurzweg  sagen:  diese  und  jene  Einnahmen  sind  privatwirthschaft- 
licbe,  sondern  man  kann  immer  nur  angeben,  welche  Einnahmen 
anter  gegebenen  Verhältnissen  als  rein  oder  als  tiber- 
wiegend oder  als  doch  zugleich  wesentlich  mit  privat- 
wirthschaftliche  zu  behandeln  sind.  Der  Uebergang  von  der 
Betriebsweise  einer  Anstalt  nach  dem  rein  privatwirthschaftlichen 
zu  derjenigen  aonähernd  oder  ganz  nach  dem  Gebührenprincip 
oder  die  Behandlung  einer  bisher  in  privatwirthschaftlicher  Weise 
betriebenen  Thäiigkeit  theilweise  nach  dem  Gesichtspuncte  einer 
wirklichen  Staatsaufgabe,  wobei  auf  einen  Theil  der  Einnahme 
verzichtet  wird,  kann  gerade  hier  öfters  in  Frage  kommen.  Das 
ist  aber  kein  Grund,  sie  sofort  aus  der  finanziellen  Kategorie  der 
privatwirthschaftlichen  Einnahmequellen  ganz  auszuscheiden. 
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Dies  mache  ich  u.  A.  ge^cn  v.  SchccTs  Einwände  im  Schönberg'scheu  Haudb.  II, 
36  geltend.  Er  meint  „die  blosse  rechtliche  Form,  unter  der  die  Einnahme  erzielt 
wird,  also  namentl.  ob  Monopol  oder  nicht,  sei  f.  d.  Classification  der  Öfientl.  Eiuktiuftc, 
bez.  die  Einreibung  derselben  unter  Erwcrbseinkünfte  oder  nicht,  als  massgebend 
nicht  anzusehen''.  Ich  glaube  doch.  Dies  rechtliche  Moment  ist  auch  das  einzig 
feste  Unterscheidungsmerkmal,  die  thatsäch liehe  Behandlung  einer  Einnahmeqoelle 
schwankt  zu  sehr,  als  dass  man  sich  daran  allein  fUr  die  Classincation  halten  könnte. 

II.  —  §.  203.  Im  Folgenden  werden  nachstehende  Einnahme- 
zvveige  noch  zu  den  privatwirthschaftlichen  unserer  heutigen  Staaten 
gerechnet  und  demnach  im  zweiten  Kapitel  diesen  Buchs  (Privat- 
erwerb des  Staats)  behandelt: 

1.  Einnahmen  aus  Feldgütern  (Domänen  im  engsten  Sinne) 
einschliesslich  der  Einnahmen  aus  dinglichen  Bechten  anf 
Leistungen  von  Privatländereien  (Grund gefalle)  oder  auf  eine 
Benutzung  derselben  (Weide-,  Fischereirechte  u.  s.  w.),  ferner  aus 
landwirthschaft liehen  Gewerksvorrichtungen. 

2.  Einnahmen  aus  Staatswaldungen,  nebst  Jagd  und 
Fischfang. 

3.  Einnahmen  aus  Staatsberg-  und  Hüttenwerken,  ein- 
schliesslich des  S  ali  n  en  betriebs,  aus  anderen,  als  mit  Land- 
gütern u.  s.  w.  verbundenen  Staatsgewerksanlagen,  ins- 
besondere Fabriken  u.  s.  w.,  und  aus  Wohngebäuden. 

4.  Einnahmen  aus  Handels-,  Geld-  und  B a n k gescbäfteo, 
sowie  aus  werbendem  beweglichen  Vermögen  überhaupt. 

5.  Einnahmen  aus  dem  Staate  eigenthümlich  gehörigen  oder 
auf  seine  Rechnung  betriebenen  Einrichtungen  des  Verkehrs- 
wesens, nemlich  Eisenbahnen,  Canälen  und  Schifffahrts- 
diensten. 

Die  Gründe,  warum  diese  Einnahmen  in  der  Gej^enwart  noch  als  —  rein  oder 
überwiegend  oder  doch  zugleich  wesentlich  mit  —  privatwirthschaftiiche 
♦reiten  k«»nnen,  werden  in  den  Abschnitten  des  folg.  Kapitels,  welche  von  den  einzelnen 
Zweigen  handeln,  mit  erörtert.  Dort  wird  daher  auch  untei*sucht,  ob  und  wieweit  der 
priviitwirthschaftliche  Gesichtspunct  mitunter  modificirt  werden  muss,  z.  B.  bei  Waidangeii, 
Ganälen,  Bahnen. 

Manche  andere  Einnahmen  sind  einigen  der  obigen  nahe  verwandt,  und  wurden 
bisweilen  ebenfalls  zu  den  privatwirthschaftlichen  gereiht:  so  die  Einnahmen  aus 
Staatsstrassen  (Wegegeldi,  Telegraphen,  aus  der  Post  (besonders  aus  einzelnen 
Zweigen  derselben,  wie  z.  B.  aus  der  Personenpost),  aus  der  ffir  Rechnung  Privater 
erfolgenden  Münzprägung,  aus  den  Staatsschulen  aller  Art  (Schulgeld),  ans 
Staatslotterien.  Da  jedoch  hier  die  wirthschaftliche  Rechtsordnung  für  diese  Ein- 
richtungen eine  andere  als  die  gewöhnliche  des  Concurrenzsystems  zu  sein  pflegt,  da 
ausserdem  aus  später  anzugebenden  Gründen  der  privat  wirthschaftliche  Gesichtspunct 
hier  nicht  nur  nicht  der  leitende  oder  nur  vorwaltende  sein,  sondern  wenigstens  in 
unseren  Staaten  in  der  Gegenwart  in  der  Regel  nicht  einmal  wesentlich  mehr  mit- 
sprechen soll,  ja  mitunter  ganz  fortfallen  muss,  auch  schon  jetzt  wegen  der  geringereu 
Höbe  d«^s  in  der  Einrichtung  steckenden  Kapitals  —  im  (iegensatz  zu  den  Eiseu- 
bahnen  ,  —  aus  finanziellen  Rücksichten  meist  nicht  mehr  nothwendig  entscheidend 
zu  sein  braucht,  so  werden  die  genannten  Einnahmen  hier  zu  der  folgenden  zweiten 


l>io  privatwirtbscliaftlichi'n  Einuahuirii  der  (jcgniwart.  487 

Hauptdassc  der  ordcntlicheu  Einnahmen  gerechnet,  die  meisten  jetzt  mit  Kecht  zu 
den  Gebühren. 

Stein  3.  Ausg.  S.  256  macht  mir  einen  Vorwurf  daraus,  dass  ich  in  der  6.  Aus<r. 
der  Kau'scli«;n  Finanzwiss.  so  weitläufio^  die  Eisenbahnen  behandelt  habe  und  doch  kein 
Wort  über  die  Telegraphen  hätte.  Er  hätte  vielfach  aus  m<?iucr  Arbeit,  u.  A.  aus 
§.  93  Anm.  a,  ersehen  können,  dass  und  warum  ich  die  T^lcgrapliie  mit  der  Post 
unter  die  GebUhrenanstalten ,  nicht  unter  die  privatwirthschaftlichen  Unternehmungen, 
wie  in  einer  Hinsicht  die  Eisenbahnen .  stelle.  Man  mag  diese  Grunde  angreifen  u. 
verwerfen,   kann  aber  doch  nicht  ignoriren,  dass  ich  hier  bestimmten  Gründen  fol;icc. 

Der  Umstand,  dass  einige  Zweite,  wie  Telegraphen,  Post,  Münze,  geschichtlich 
und  nach  geltendem  Rechte  öfters  soffen.  Regalien  sind,  nöthigt  nicht,  die  Ein- 
nahmen aus  solchen  Zweigen  von  den  Gebühren,  wozu  sie  nach  ihrer  richtigen  finan- 
ziellen Auflassung  gehören,  als  besondere  Classe  abzutrennen,  s.  folg.  Abschnitt. 

Die  Lotterie  dient  vielfach  als  Besteuerungsform  des  Spielgenusses.  Der 
üuanzielle  Gesichtspunct  soll  aber  nicht  der  entscheidende  sein  und  er  kommt  gar  nicht 
mehr  in  Betracht,  wenn  der  Staat  sich  ausschliesslich  das  Recht  vorbehält,  Lotterien 
zu  betreiben,  es  aber  aus  Gründen  des  Volks-  u.  Staatswohls  nicht  ausübt.  Der  Vor- 
behalt erfolgt  dann  nur  wieder  aus  Gründen  der  Politik  u.  s.  w.,  um  Andre  am  Lotterie- 
betrieb zu  verhindern. 

Anhangsweise  kann  man  zu  den  privatwirthschaftlichen  Einnahmen  solche  ge- 
legentliche Einkünfte  stellen,  welche  aus  der  Veriiusserung  alter,  abgenutzter  Ge- 
brauchsgegenstände der  Staatsverwaltung  erzielt  werden,  besonders  im  Militärdepartement. 


3.  Abschnitt. 

Allgeiueiue  Betrachtang  der  staatswlrthsehaftllelieu 
Einnahmen  oder  Auflagen  (Steuern),  Insbesondere  der 

Gehühren. 

Näher«'«i  im  2.  Bande  d.  Fin.wiss.  Kap.  1  „die  Gebühren''.  Es  ist  nur  eine  leere 
Fiction,  wenn  Maurus,  Besteuer.  S.  S8,  93,  aueh  den  Steuercharacter  der  privat- 
wirthschaftlichen Einnahmen  des  Staats  behauptet  wie  ähnlich  schon  früher  Pfeiffer  I, 
61.  Danach  soll  z.  B.  der  Domänenbesitz  des  Staats  wie  eine  Vorenthaltung  von  so 
und  so  viel  Morgen  Land  p.  Familie  der  Staatsbürgerschaft  und  daher  wie  eine  Art 
Einkommensteuer  wirken.  Hier  wird  ebenso  einseitig  die  n  atürl  i che  Selbstverständlich- 
keit des  bloss  privaten  Grundeigenthums  angenommen  als  von  Seite  der  Socialdemocratie 
die  natürliche  Selbstverständlichkeit  des  bloss  gemeinsamen  Grundeigenthums.  Vgl. 
Grundlegung  Abth.  II,  bes.  Kap.  4.  Für  diese  schwache  Argumentation  Pfeif  fer's 
hat  der  sonst  so  absprechende  L.Stein  bloss  die  zahme  Bemerkung:  er  habe  diesem 
Gedanken  nicht  recht  folgen  können.  2.  A.  S.  15*1  Die  der  Pfeiffer'schen  ähn- 
liche Erörterung  von  A.  Held,  Einkommensteuer,  S.  7 — S,  ist  zwar  etwas  vorsichtiger, 
aber  auch  noch  schief  und  zu  Missdeutungen  Anlass  bietend. 

L  —  §.  204.  Die  staatswirthschaftlichen  Einnahmen 
gliedern  sich  in  zwei  Arten,  in  die  eigentlichen  Gebühren 
oder  speciellen  Steuern  und  in  die  eigentlichen  allge- 
meinen Steuern  (Steuern  im  engeren  Sinne). 

Gebühren  sind  Abgaben ,  welche  von  Einzelnen  oder 
Gruppen  von  Einzelnen  als  ein  specieller  Entgelt  eines 
ihnen  vom  Staate  geleisteten  Diensts  oder  einer  durch  sie  dem 
Staate  verursachten  Ausgabe  (Kostenpro vocation)  bei  der  Ausübung 
einer  Staatsthätigkeit  in  einer  von  der  Staatsgewalt  einseitig 
bestimmten  Weise  und  normirten  Höhe  erhoben  werden. 
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Hier  wie  ineisteus  in  diesem  Werke  sind  d.  BcgridsbestimmaDgen  u.  FormaliniD^eii 
der  Einfachheit  und  leichteren  Verständlichkeit  we^en  für  die  Staatsfinaoxcxi  f^c- 
geben.  UebUliren  u.  s.  w.  können  natürlich  auch  bei  den  Selbbtverwaltaogskörpcm 
vorkommen.  Die  erforderliche  Umformung  (^Verallgemeinerung)  des  Bcgrifl's  ergiebt 
sich  leicht. 

Die  Einnahme  aus  den  Gebühren  hat  den  Zweck,  die  Kosten, 
namentlich  die  laufenden  Betriebskosten ,  eventuell  auch  die  ge- 
wöhnlichen Herstellungskosten,  (bez.  einen  üblichen  Zins  und  eine 
Amortisationsquote  des  erforderlieh  gewesenen  Kapitalaufwands) 
der  betreffenden  Staatsthätigkeiten,  Einrichtungen  und  Anstalten 
ganz  oder  theiiweise  zu  decken.  Ein  Ueberschuss  darüber 
hinaus  fällt  unter  den  Begriff  der  eigentlichen  Steuereinnahme. 

Die  Gebuhren  wurden  bisher  (vor  Kau)  gewöhnlich  zu  den  Steuern  gerechnet 
!Mau  fahrt  sie  meistens  unter  den  indirecten  Steuern  auf,  obgleich  sie  grösstenUieils 
direct,  d.  h.  von  demjenigen  gefordert  werden,  der  sie  tragen  soll.  Die  Gebühren 
unterscheiden  sich  von  den  eigentlichen  Steuern  aber  so  wesentlich,  dass  es  uöthig 
ist,  sie  als  eine  besondere  Art  von  AuÜagen  zu  betrachten.  Passend  wird  jedoch 
das  Wort  Steuern  auch  in  einem  weiteren  Sinn  genommen,  wo  dann  die  Gcbtlhren 
auch  darunter  begriffen  werden.  FrUlior  führten  sie  öfters  den  Namen  zufällige 
Einkünfte,  z.  B.  Sonnen  f  eis,  Fin..  §.  112,  1 16  If.,  auch  werden  sie  mitunter  Gefälle 
genannt.  Die  Neueren  sind  Kau  in  der  Begriffsbestiuimung  und  Begründung  der 
Gebühren  vielfach  gefolgt.  Vgl.  übrig.  Pfeiffer  I,  290,  Umpfenbach,  §.  23  ff., 
Walcker,  Selbstverwaltung  d.  Steuorwesens ,  S.  5,  14,  A.  Meyer  in  d.  Viertel- 
iahrschr.  f.  Volkswirthsch.  u.  s.  w.  1S64,  B.  S,  Hock,  öfl".  Abg.,  §.  14,  31—34, 
Stein,  Finanzen,  1.  A.,  S.  106.  151  H.,  2.  A.  143,  215,  3.  A.  265—296,  Parieu, 
traite  des  impots  III,  165,  Bcsobrasoff,  impots  sur  les  actes,  in  den  m6moires  d. 
Pet.  Akad.,  B.  X,  Nr.  14,  B.  XI,  Nr.  S.  in  d.  oben  gen.  Abhandl.  über  die  re?en. 
publ.  21,  23  iL  (Eintheilung  wie  ich,  nur  dass  B  gewisse  Hegalien,  die  ich  zu  den 
Gebühren  rechne,  wie  Post  u.  A.,  als  Kegal  zu  d.  industr.  Einnahme  stellti. 
Kniesa.  a.  0.  Ucber  Stein 's  falsche  Trennnnu-  gewisser  Kegalien  von  den  Gebühren 
s.  die  unten  folg.  Bemerk,  und  über  Umpfenbach 's  im  Wesentlichen  richtige,  nur 
etwas  zu  weitgehende  Lehre  über  Gebühren  s.  o.  S.  476.  Etwas  abweichend  Schall, 
Abli.  Gebühren  in  Schßnberg's  Handb.  II,  79.  Er  will  den  Gebühreubegrilf  aus- 
schliesslich an  die  Qualität  des  betreuenden  Staatsacts  ankniipfen  u.  nur  fon  „Ge- 
buhren" sprechen,  wo  es  sich  um  Amtshandlungen  zur  Verwirklichung  wesentlicher 
Staatszwecke  handelt.  Das  erscheint  mir  ein  wenig  zu  eng.  Uebrigens  habe  ich  nicht, 
wie  Schall  meint,  das  Moment  der  Bemessung  der  Gebühr  nach  den  Kosten  in 
die  Definition  der  Gebühren  gezo*?en ,  sondern  die  Kostendeckung  nur  als  einen  doch 
nicht  zu  läugnenden  Zweck  mit  angeführt.  Wieder  etwas  anders  Schaffte,  Steuer- 
polit.  S.  52,  454  H'.,  der  von  „Verwalt  gebühren"  s])richt,  wenn  die  beirett".  öffcntl« 
rr.chtl.  Verwalt.einnahme  „höchstens  auf  Deckung  der  Kosten  des  vergoltenen  Verwall.- 
acts  berechnet  ist",  darüber  hinaus  braucht  er  den  m.  E.  leicht  irre  fuhrenden  Aus- 
druck ..Steuergebühren*'  oder  „(iebuhreusteuern". 

Diese  Gebühren  knüpfen  sich  an  zweierlei  verchiedene, 
wenn  auch  in  einzelnen  Fällen  nicht  immer  leicht  zu  unterscheidende 
Thätigkeiten  des  IStaats,  nemlich  an  die  Ausübung  wesentlicher 
Iloheitsrechtc  und  an  Thätigkeiten ,  welche  bloss  aus  Zweck- 
mässigkeitsgründen im  öffentlichen  Interesse  vom  Staate 
übernommen  sind.  Bei  den  ersteren  handelt  es  sich  vornemlich 
um  Thätigkeiten  zur  Ausführung  des  Rechts-  und  Macht- 
zwecks, bei  den  anderen  um  solche  zur  Ausführung  des  Cultur- 
und  Wohlfahrtszwecks. 
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An  diese  Uutersobüidung  wird  auch  die  (iebilhrcnluhrc  passeud  angeknüpft. 
Der  liiatorischc  Staat  fu^t  sich  allerdings  nicht  in  eine  en^e  tlieoretiscbe  Formel  und 
zeigt  namentlich  niemals  eine  völlige  Beschränkung  auf  den  Kechtszwcck.  Ebensowenig 
haben  die  Uoheitsrechtc ,  welche  wir  vom  Standpunct  der  (icgcnwart  (,.im  moderneu 
Staate'')  mit  Kecht  wesentliche  nennen,  immer  alle  oder  im  jetzigen  Umfange  dem 
histor.  Staate  zugestanden ,  ohne  dass  man  deshalb  den  Begritt'  „Staat'*  in  solchen 
Fällen  als  nicht  vorhanden  wird  bezeichnen  wollen.  Gleichwohl  ist  es  doch  vollkommen 
begründet,  erst  im  entwickelten  (Rechts-  und  Cultur-)  Staat  das  wahre  Wesen  des 
Staats,  den  ,,wahren  Staat"  zu  erkennen.  Zum  Begriff  dieses  Staats  gehört  aber  dann 
die  Üebernahme  aller  der  Functionen,  durch  weiche  der  Kechtszweck  verwirklicht 
wird.  In  der  geschichtlich«'n  Erscheinung  des  modernen  Staats  hat  sich  dies  auch 
geltend  gemacht.  Im  üntehichied  davon  lässt  sich  von  keiner  einzigen  einzelnen  und 
nicht  einmal  von  einer  grösseren  Gruppe  der  zur  Verwirklichung  des  Cultur-  und 
Wohlfahrtszwecks  gehörigen  Staatsthätigkeiten  behaupten ,  dass  sie  auch  dem  hoch 
entwickelten  Staate  wesentlich  sind,  —  nicht  an  sich  und  nicht  ebenso  wie  die 
Kecbbfunctionen.  Die  Vornahme  einer  der  Functionen  auf  dem  zweiten  Gebiete  ist 
daher  nicht  als  wesentliches  Hoheitsrecht  zu  bezeichnen.  Das  ist  u.  A.  auch  gegen 
Stein's  neuen  Kegalbegriff  einzuwenden,  1.  A.  S.  134  ff.,  2.  A.  S.  184  ff..  'S.  A.  S. 
229  ff.  Denn  in  diesem  Begriüe,  wo  die  Kegalien  „die  wirthschaftlichen  Hoheits- 
rechte des  Staats*'  bedeuten  sollen,  wird  unter  Uegal  nicht  mehr,  wie  in  der  späteren 
Hechts-  und  Finauzgeschichte  und  vielfach  noch  im  heutigen  Kechte.  ein  nutzbares 
kleineres,  hondem  gerade  wieder  wie  ehedem  ein  wesentliches  Hoheitsrecht  ver- 
standen. £s  ist  vom  Standpuncte  der  Kechtsphilosophie  wie  von  demjenigen  d.  Kcchts- 
geschichte  u.  des  positiven  Uechts  aus  gleich  sehr  willkürlich,  Münze,  Post,  Eisen- 
bahnen. Telegraphen,  Papiergeld,  Lotterie  überhaupt  Kegalien  oder  wirthschaftliche 
Hoheitsrechte,  oder,  wenn  es  einmal  geschieht,  nur  sie  so  zu  nennen,  mit  Auss<-hluss 
aller  anderen  ähnlichen  Einrichtungen  und  Functionen  des  Staats.  Ganz  Verwandtes, 
wie  Posten,  Telegraphen  und  Chausseen,  wird  dabei  getrennt.  Wenn  aber  Stein 
2.  A.  S.  ISS  u.  3.  A.  S.  2.'J3  noch  ebenso  wie  in  der  1.  A.  sogar  das  „Regal*  definirt 
als  „diejen.  wirthsch.  Unternehmung,  deren  Existenz  u.  gesicherte  Oninung  als  eine 
absolute  (!)  u.  allgemeine  Bedingung  der  wirthsch.  Wohlfahrt  eines  Volkes  erscheint 
u.  die  üben  deshalb  nicht  dem  Zufall  oder  der  Willkür  der  Einzelnen  in  ihrer  Be- 
gründung Q.  Durchführung  überlassen  werden  kann,"  so  ist  es  doch  mindestens  gesagt 
eine  starke  üebertreibung,  Post,  Telegr.,  Eisenb.,  Lotto  hiernach  Kegalien  zu  nennen 
u.  wiederum  nur  folgewidrig,  Wesrewesen  u.  vieles  Andere  nicht  ebenso  oder  nicht 
noch  eher  unter  diese  Kegalien  zu  reihen.  (Vgl.  übrigens  in  der  3.  A.  S.  2 IS.  wo 
vom  Bergbau  gesagt  wird:  „er  ist  die  Production  (s^ic!)  einer  der  allgem.  u.  absol. 
Bedingungen  der  Volkswirthschaft "  Warum  bleibt  er  dann  niclit  auch  jetzt  noch 
Regal?)  Auch  gerade  für  die  Finanzwissenschafi  und  spcciell  für  die  (iebühreulehre 
ibt  diese  neue  Unterscheidung  Stein 's  von  Regalien  und  (iebühren  nachtheilig.  Da- 
gegen wird  durch  die  im  Text  befiirwortete  Unterscheidung  gleich  das  richtige,  den 
gegebenen  Verhältnissen  angemessene  Princip  für  die  finanzielle  Regelung  des  (ie- 
bührenwcsens  festgestellt:  ein  niedriges  Maass  der  Rechtsgebühren,  ein  höheres 
der  übrigen,  namentlich  der  wirthschaftlichen,  derjenigen  für  materielle 
Leistungen  des  Staats  überhaupt;  s.  u.,  auch  Hock,  Öff.  Abg.  §.  34. 

Ueber  die  Eintheilung  und  Systematik  der  Gebühren,  mehrfach  abweichend 
von  der  Darstellung  im  Texte,  s.  Hock,  eb.  §.  31 — 34,  Umpfenbach,  §.  2f)— 41, 
Bergius  K.  3  (v.  d.  Regalien),  Pfeiffer,  Staatseinnahme  I,  Th.  5,  namentl.  aber 
Stein,  1.  A.  S.  137  (Regalien),  154,  2.  A.  S.  190,  (Regal.),  bes.  S.  226  ff.  (Syst.  d. 
Gebühren I,  3.  A.  S.  229,  205,  L  A.  I,  30S  ff.  Rau,  5.  A.  §.  227  bis  246.  Beso- 
brasoff,  rev.  publ.  p.  24,  stellt  mit  Unrecht  bei  seiner  Hervorhel»ung  des  Unter- 
schieds V.  taxes  u.  droits  regali<:ns  die  Sache  so  dar,  als  ob  es  sich  b(?i  jenen  immer 
um  die  wesentlichen  Zwecke  des  Staats  handle,  oder  als  ob  die  taxes  nur  bei  dem 
Rechtszweck,  die  Regalien  nur  bei  dem  Wohlfahrtszweck  vorkämen.  Schall  a.  a.  O., 
der  am  Kriterium  „wesentlicher  Staatszweck'*  festhält,  bes.  S.  bl.    Schäfflc  a.  a.  (.). 

IL  —  §.  205.     Hauptarten  der  Gebühren. 
1.      Unter     wesentlichen     Hoheitsrechten     (Regalien     in 
diesem  Sinne   des  Worts)  werden  hier  diejenigen  verstanden, 
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welche  zum  Begriffe  des  wahren  Staats  gehören,  daher  ihm  rich- 
tiger Weise  ausschliesslich  zustehen,  und  deshalb  regelmässig  in 
gewissem  Umfange  bei  jedem  Staate,  ganz  allgemein  aber,  ausge- 
dehnt und  ausschliesslich  wenigstens  bei  dem  entwickelten  Staate 
gefunden  werden.  Dahin  gehören  mithin  vornemlich  die  Thätig- 
keiten  zur  Aus-  und  Durchführung  des  Rechts-  und  Macht- 
zwecks des  Staats  (§.  33).  Diese  Thätigkeiten  werden  aus  einem 
allgemeinen  Grunde  im  Interesse  der  Gesammtheit  übernommen, 
aber  sie  kommen  in  vielen  Fällen  Einzelnen  besonders  zn  Gute 
oder  werden  von  diesen  besonders  verursacht.  Abgaben,  welche 
alsdann  von  diesen  Einzelnen  erhoben  werden,  sind  Gebühren. 
Man  kann  sie  in  ihrer  Gesammtheit  Rechts-  oder  Rechts-  und 
Verwaltungsgebühren  nennen. 

Als  (wahre )  Gcbttlirca  sind  die  Abgaben,  welche  sich  an  die  Staatsthätigkeiteo 
zur  Dorchfuhrung  des  Kechtszwecks  iinupfen,  aber  einmal  nur  dann  anzusehen,  wenn 
der  Einzelne  wirklich  aus  triftigen  sachlichen,  d.  h.  in  der  betreffenden  Staatsinstitution 
liegenden  Gründen  in  eine  mit  Abgaben  verbundene  Berilhrung  mit  der  St&atsthätigkeit 
kommt ;  (daher  denn  z.  B.  Abgaben  wie  im  t'ranzös.  Enregistrement  filr  die  Authenti- 
cirung  des  Datums  d.  Urkunden  (s.  Hock  a.  a.  0.  S.  24S)  keine  Gebuhren,  sond. 
hohe  u.  lästige  Steuern  bind.  Ebenso  wenig  sind  Abgaben  noch  (lebtlhren,  bei  denen 
der  Zahlende  keine  Gegenleistung  von  der  Staatsgewalt  empfängt;  [gegen  Hof  f  mann, 
wtlrtembcrg.  Finanzrecht  I,  694];  ferner  nur  in  der  Höhe,  welche  mit  dem  Werthe 
des  geleisteten  I)i(>nsts  fiir  den  Nutznicsscr  un<1  dem  Kostenbetrage  dieses  Diensts  für 
den  Staat  in  einem  richtigen  Verhältniss  steht.  Wird  eine  Abgabe  in  anderen  FäUen 
oder  in  einem  viel  höheren  Betrage  erhoben,  indem  z.  B.  ein  Dienst  oder  eine  Kosten- 
verursachung nur  fingirt  oder  der  erstcre  bloss  zum  Zweck  der  Einnahmebeschaffong 
aufgezwungen  oder  der  Werth  des  Diensts  libormässig  hoch  angeschlagen  wird,  so  ist 
die  Einnahme  keine  Gebühr  im  richtigen  tinanzwissenschaftlichen  Sinne  des  Worts- 
mehr, sondern  eine  bei  einer  bosondern  Gelegenheit  orhobrne  eigentliche  Steuer,  über 
welche  dann  als  Stcurr  zu  urtheilen  ist.  S.  Fin.  H,  S.  439  ft".  über  Verkehrs- 
besteuerung u.  S.  455  ff.  über  Besteuer.  d.  Erwerbs  durch  Anfall. 

2.  Aus  Zweckmässigkeitsgründen  werden  vom  Staate 
vielerlei  Thätigkeiten  übernommen,  welche  einzeln  jedenfalls  nicht 
zu  den  w  e  s  e  n  1 1  i  c  h  e  n  Staatsaufgäben  gerechnet  werden  können, 
wenn  sich  auch  ein  bedeutendes  öffentliches  Interesse 
an  sie  knüpft  und  sie  überhaupt  nur  im  Falle  eines  solchen 
vom  Staate  ausgeübt  werden  sollen.  Dahin  gehören  zeblreiche, 
aber  geschichtlich  und  von  Land  zu  Land  mannigfach  wandelbare 
Thätigkeiten  auf  dem  Gebiete  der  Cultur-  und  Wohlfahrtsfordemng. 
Auch  hier  werden  Gebühren  von  denjenigen  erhoben,  welche 
durch  die  Berührung  mit  dem  Staate  und  den  bezüglichen  Ein- 
richtungen eine  Förderung  ihrer  speciellen  Interessen 
(besonderen  oder  grösseren  Nutzen  als  die  Allgemeinheit, 
andrerseits  Kostenersparung)  erlangen.  Die  Gesammtheit  dieser 
Gebühren   nennen  wir  Cultur-    und   Wohlfahrtsgebühren. 
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Auch  diese  Abgraben  fallen  unter  den  Begrifl'  der  Gebühr  nur  unter  denselben 
Voraussetzungen  wie  die  Rechtsgebtlhrcu.  Werden  sie  in  anderen  Fällen  oder  in 
höherem  Ausmaass  erhoben,  so  gehen  sie  in  eine  eigentliche  Steuer  oder  eine 
privatwirthschaftlicho  (Gcwerbs-)  Rente  fUr  den  Staat  über. 

Bei  vielen  hierher  gehörigen  Abgaben  ist  ein  solcher  ücbergang  leicht  niöglieh, 
luauchfach  in  der  Praxis  vorgekommen  und  nicht  immer  allgemein,  sondern  nur 
nach  den  Verhältnissen  des  einzelnen  Falles  zu  billigen  oder  /u  verwerfen. 
Man  kann  daher  auch  wieder  nur  für  gewisse  Zeiten  und  gewisse  Länder  an- 
geben, welche  Abgaben  auf  diesen  Gebieten  von  der  Verwaltung  als  Gebühren 
behandelt  werden  sollen. 

Das  System  der  Gebühren  oder  die  weitere  Classification  der  beiden 
genannten  Hauptarten  wird  rationeller  Weise  durch  das  System  der  Verwaltung 
bestimmt.  Die  Begründung  des  Gebührensystems  gehört  daher  in  die  Verwaltungs- 
lehre,  die  finanzielle  Durchführung  desselben  in  die  spätere  speciclle  Gebührcn- 
lehre.  S.  darüber  Fin.  II,  Kap.  1,  bes.  S.  29  If.  Stein  a.  a.  0.  bes.  die  Abschnitte  2.  A. 
S.  219  IT.,  3.  A.  S.  209,  über  die  Entwicklungsgeschichte  d.  Gebühren,  u.  S.  229  fl'., 
3.  A.  S.  279  tf.  über  die  Rechtspflege  u.  das  Gebühren wesen,  (4.  A.  I,  S.  308  tf., 
317  If.)  —  eine  vortreft liehe  Partie  dieses  Werks.  Schaf fle  a.  a.  0.,  bes.  Schall  a.  a.  0. 
S.  95  fl'.,  der  seinem  engeren  Gebührenbegritf  gemäss  hier  im  Wesentl.  nur  die  obige 
erste  Classe  der  Gebuhren,  die  Rechts-  u.  Verwalt.gebühren  behandelt. 

Die  Rechts-  und  Verwaltungsgebühren,  welche  wirklich  als  Gebühren 
zu  erachten  sind,  kommen  gemeinsam  mit  manchen  sogenannten  Gebühren,  welche 
eigentliche  Steuern  sind,  in  der  Praxis  und  in  der  Sprache  der  Gesetze  unter 
verschiedenen  Namen  als:  Rechts-,  Justiz-,  Gerichts-,  Polizeigebuhren  (auch 
wohl  -Taxen),  als  Gerichtskosten, Vermögens-,iusbesondereGeldstrafenu.s.  w. 
vor.  Eine  gleichmässige  allgemein  gültige  Eintheilung  fehlt  in  der  Praxis  noch.  In 
der  Sache  selbst  liegen  auch  manche  Schwierigkeiten.  Die  Jurisprudenz  hat  dieses 
wichtige,  so  viele  privatrechtliche  Verhältnisse  bcriihrcnde  Gebiet  des  Gebuhrenwesens 
noch  nicht  genügend  bearbeitet.  Daraus  erklärt  sich  auch  der  häufig  bemerkbare 
Mangel  scharfer  juristischer  Präcision  des  Ausdrucks  in  den  Gesetzen  selbst  Dies 
rügt  richtig  Mor,  Randbemerk,  zum  österr.  Gebührengeset/.e,  Wien  1^10  (Separat- 
abdruck  aus  der  allgemeinen  österr.  (lerichtszeitung),  eine  bemerkenswerthe  Abhandlung. 

III.  —  §.  206.  Erhebungsform  vieler  Gebühren. 
Stempel.  In  der  Finanzwisseuschal't  hat  namentlich  ein  Um- 
stand Unklarheiten  über  das  Wesen  und  die  richtige  Eintheilung 
dieser  Gebühren  veranlasst,  nemlich  die  äussere  Form  der 
Erhebung.  Viele  Rechtsgeblihren,  manche  mit  ihnen  fälschlich 
zusammengeworfene  eigentliche  Steuern,  aber  auch  einige  Gebühren 
aus  der  zweiten  Classe  des  Gebührenwesens  werden  vermittelst 
eines  sogen.  Stempels  erhoben :  Es  wird  gesetzlich  vorge- 
schrieben, dass  bei  gewissen  Berührungen  des  Einzelnen  mit 
Staatseinrichtungen  und  Thätigkeiten  für  die  dabei  vorkommenden 
Schriftstücke,  für  gewisse  Urkunden,  Documente  u.  s.  w.  ein  vom 
Staate  mit  einem  Werthstempel  versehenes  Papier 
(„Stempelpapier*')  oder  eine  staatliche,  auf  das  Schriftstück 
zu  klebende  und  eventuell  zu  tiberschreibende  Stempelmarke 
gebraucht  werden  soll.  Durch  die  gesetzliche  Anordnung  des  Ge- 
brauchs des  Stempels  wird  also  bloss  die  Gebührenpflichtig- 
keit einer  solchen  Berührung  mit  einer  Staatseinrichtung  (oder  in 
anderen  Fällen  die  Steuerpflichtigkeit  in  einem  bestimmten 
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thatsächlichen  Fall,  bei  einer  gewissen  Handlang  u.  s.  w.)  ausge- 
sprochen. Die  Vorschrift  über  den  Gebrauch  eines  Stempels  in 
bestimmter  Werthhöhe  normirt  die  Gebührensätze,  so  dass  der 
Stenipeltarif  Gebührentarif  wird.  Die  wirkliche  Anbringung 
des  Stempels  auf  dem  bezüglichen  Schriftstück  u.  s.  w. ,  welches 
den  Beweis  für  die  Inanspruchnahme  der  bestimmten  Staatstbätig- 
keit  (oder  für  die  Steuerpflichtigkeit)  bildet,  liefert  den  Beweis  für 
die  Zahlung  der  Gebühr  und  die  Quittung  darüber.  Diese  Stempe- 
lung, die  Benutzung  von  Stempelpapier  und  vollends  von  Stempel- 
marken ist  eine  für  die  Staatsbehörden  wie  für  die  Zahlungs- 
pflichtigen einfache  und  bequeme  Gebühren-  und  Steuer- 
erhebungsform, Aber  eben  deshalb  ist  der  Begriff  einer 
besondern  „Stempelgebühr**  (Stempelgefälle,  „Stempel- 
steuer*') als  einer  eigenen  Gebührenart  unhaltbar.  Es  giebt 
immer  nur  mittelst  Stempels  erhobene  Gebühren  oder 
Steuern,  aber  keine  „Stempelgebübren**. 

Etwas  Aensserliches ,  Unwesentliches  wird  bei  der  Aufstellung  von  «.Stempel- 
gcbubrcn''  zu  einem  wescntliclien  inneren  Unterscheidungsmerkmal  gemacht.  Dies 
zeigt  sich  auch  darin,  dass  manche  (icbuhren,  statt  durch  vorachriftämässigen  Gebrauch 
von  Stern pel|)apicr  oder  Stempelmarken,  durch  unmittelbare  Einkassirung  des 
Schuldbetrags  erhoben  werden.  Auch  ist,  wie  iJ^csagt,  die  Erhebung  mittelst  Stem- 
pels keineswegs  auf  Kechts-  und  Verwaltungsgebühren  beschränkt,  wenn  sie  hier  auch 
am  Aeltesten  und  Häufigsten  i?t.  Sie  dehnt  sich  ihrer  formellen  Vorzüge  wegen  auf 
immer  m«*hr  Grbietf  dos  (icbuhrcii-  und  des  eigentlichen  Steuerwesens  aus,  jenes  z.  B. 
bei  den  Post-  u.  T«IegraplK'ny:cbuhren  (PorfoV  denn  die  betr.  Marko  ist  nichts  Anderes, 
als  <'ine  Stempelmariic,  diL'>e>  z.  11.  bei  d.  Hesteuerunu  v.  Zeitungen,  BücherD, 
JtrochUren 'Frankreich),  Spielkarten,  Kalendern,  Tabak  (russ.  Handerollensystem)  u.  s.  w. 
Vgl.  über  England:  Vockc,  britische  St<^uern  „(iebrauchssteuern  in  Stempelform". 
S.  249,  iiber  Nordamerika  mancherlei  Waarenstempcl ,  Hock,  Fin.  Amerikas 
S.  200  ff.  \V«'chsel-,  vielr  Urkunden-  (Oontract-,  Obligationen-,  Actien-),  „Erbschafts- 
strmpel"  u.  >.  w.,  sind  keine  (iebuhrenerhebunjii.n,  sondern  Stouererhebunfren. 

Näheres  über  die  Erhebungsform  von  Gebiihrt-n  (u.  gewissen  Steuern,  nameotl. 
den  sogen.  Verkehrssteuern)  in  Fin.  II,  §.  820—324,  auch  S.  29  ff.,  439  ff.  Schall 
a.  a.  0.  S.  bS  ff.     Kau  I,  §.  231  ff. 

Die  ,.Stenipelgebiihr*  als  besondere  Art  von  Staatseinkünften  ist  nach  Boxhorn. 
disi^uis.  polit.  Auibt.  ]Ü()3  p.  391  von  einem  Holländer  erdacht  worden,  nachdem 
die  (ijncralstaaten  einen  Preis  auf  die  Erfindung  einer  neuen,  nicht  drUckeuden  Qod 
doch  einträglichen  Abgabe  geset/.t  hatten.  Die  Einfülirunij:  geschah  1024  und  erwies 
sich  bei  der  Menge  der  Vertragsurkunden,  die  in  jenem  reichen  Lande  jährlich  aus- 
gestellt wurden,  sehr  einträglich.  Der  gen.  Verfasser  rühmt,  dass  die  Gebuhr  niedrig, 
dass  die  ünbeguterteii  nicht  davon  lietroffen  werden  u.  dass  der  Ertrag  für  die  Staats- 
kasse gros)S  sei.  Eine  Art  von  Steuipelpapier  kommt  zwar  schon  in  d«n  rOmi scheu 
Gl üefzen  vor  (Nov.  44).  aber  ohne  Erwähnung  einer  davon  angeordneten  Bezahlung. 
Beckmann,  Beitr.  z.  (leseh.  d.  Erfind.  II,  300 — 310  Einführ,  in  England  1H71. 
Frankreich  1673,  Oestcrreich  1086,  Baiern  1690.    (Nach  Kau  §.231  Noten). 

Stempelmarken  in  England  1853  (16.,  17.  Vict.  c.  59.  v.  4.  Aug.),  Oestencich 
V.  v.  2S.  März  1854  (v.  Czörnig.  Neugestaltung,  S.  145),  Frankreich,  Ges.  vom 
11.  Juni  1859  uiuibre  mobile),  Preussen,  Ges.  v.  2.  Sept.  1SB2  u.  a.  L.  m.  Der- 
jenige, der  das  Blättcheu  anklebt,  muss  seinen  Namen  oder  die  Anfangsbuchstaben 
des  Schriftstücks  oder  das  Datum  darauf  schreiben  und  es  dadurch  zum  weiteren  Ge- 
brauche untauglich  machen.    In  gewissen  Fällen  muss  auch  ein  Oflentl.  Beamter,  z.  B. 
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1er  Behörde,  welche  das  Schriftstück  ausstellt  oder  beglaubigt  u.  s.  w. ,  die  Cebcr- 
chreibung  der  Marke  vornehmen.    (Rau.) 

Namentlich  Stein  hat  den  Stempel  als  eine  blosse  Form  der  Erhebung 
dner  Abgabe  richtig  gekennzeichnet,  1.  A.  S.  158.  Aehnlich  aber  schon  vorher 
Jmpfenbach,  §.  26  fi'. 

Von  einer  besonderen  „Stempel gebühr*',  von  Stempelgefällcn,  als  „einer 
B  allen  Zweigen  der  Staatsverwaltung  vorkommenden  GebuhreuHrt''  spricht  auch  Kau 
n  §.  23(^  281.  Stempel  auf  verkäufl.  Gegenstände  (Zeitungen,  Spielkarten)  sielit  übrigens 
Mch  er  §.  231  a.  K.  als  Steuern  an.  Die  Früheren  stellen  Rau  folgend  meistens 
sine  besondere  Stempelsteuer  auf.  wie  es  die  Praxis  und  Gesetzgebung  noch 
leate  vielfach  thut,  so  in  Preussen  (Stempelsteuer  unter  den  indirecten  Steuern, 
Mi  der  Einnahme  des  Finanzminist,  Gerichtskobten ,  Strafen  früher  bei  denen  dos 
Instizmin.)-  Vgl.  schon  Sonnenfels,  §.  119fi'.,  dann  auch  Pfeiffer  I,  845  Anm., 
ler  den  Ausdruck  Stempelgebuhren  vermeidet,  weil  der  Stempel  so  verschiedentlich 
rerwendet  werde. 

Unmittelbare  Einkassirung  grösstentheils ,  wenn  nicht  allein  bei  den  Gerichts- 
^bühren,  s.  Fin.  II,  §.  322.  In  dem  österr.  Ges.  über  Gebühren  v.  9.  Febr.  werden 
iDsdrücklich  die  unmittelbaren  Gebühren,  welche  durch  unmittelbare  Einzahlung, 
iDd  die  übrigen ,  welche  durch  Verwendung  von  Stempelmarken  oder  Stempelpapier 
m  entrichten  sind,  unterschieden.  Vgl.  Dessary,  österr.  Finanzgesetzk.  S.  55.  In 
Frankreich  gab  es  nach  Hock,  Fin.  Frankr.  S.  197.  kein  höheres  Stcmpclpapier 
da  10  Fr.  Grössere  Beträge  werden  mittelst  Vidirnng  der  Urkunde  durch  die 
Stempelämter  als  lierichtigt  bezeichnet  Es  ist  sogar  unzweckmässig,  wenn  eine  Ab- 
{abe  stets  nur  in  Stempelform,  nicht  auch  durch  unmittelbare  Zahlung  entrichtet 
rerden  kann,  z.  B.  bei  der  Wechselbesteuerung.  Im  Sommer  1S71  soll  z.  H.  ein 
Vechsel,  gezogen  von  der  franzOs.  Regierung  auf  ein  Berl.  Haus  mit  ()3  Marken  zu 
[0  Thlr.  versehen  worden  sein.  Hier  hört  natürlich  die  Be(iuemlichkeit,  der  Zweck 
ler  ganzen  Einrichtung,  auf. 

Auch  die  Leistung  sogen.  „Beiträge"',  — einmaliger,  insbesondere  zu  den 
Inlage-  und  ei*sten  Einrichtungskosten,  oder  auch  fortlaufender,  zu  den  Betriebs- 
inaten  oder  zu  der  Verzinsung  (und  Tilgung)  des  Anlagekapitals  einer  öffentlichen, 
Binzelnen  Personen  oder  Person enjiruppen  besonders  mit  dieneaden  Einrichtung  —  ist 
(nrincipiell  eigentlich  nur  eine  Zahlun«?  von  Gebühren  in  einer  besonderen  Form 
Jer  Pauschali rung  oder  Abfindung.  S.  darüber  die  schönen  Erörterungen  von 
Ren  mann,  prosrress.  Einkommensteuer,  Kap.  2,  S.  4t)  ff.  mit  den  dazu  gehör. 
Koten  S.  205  ff.     Näheres  in  Fin.  II  §.  825. 

IV.^ —  §.  207.  Gebühren  der  zweiten  Classe  in  der 
Kechtsform  des  Regals.  Auch  das  Beeht  der  Vornahme 
rinzelner  zum  Gebiete  der  Caltur-  und  Wohlfahrtsförderung  ge- 
höriger Thätigkeiten  hat  sich  der  Staat  mitunter  ausschliess- 
lich vorbehalten,  wenn  auch  etwa  die  Ausübung  dieses  Rechts 
lann  Privaten  überlassen  wurde.  Auch  ein  solches  ausschliess- 
liches Recht  des  Staats  ist  Regal  genannt  worden.  Die  Regali- 
nmng  kann  nun  hier  einen  zweifachen  Zweck  haben: 

1.  Sie  kann  einmal  wie  im  Falle  eines  wesentlichen  Hoheits- 
rechts erfolgen,  weil  die  bezügliche  Thätigkeit  nach 
tbrem  Inhalte  am  Passendsten  vom  Staate  ausgeübt 
and  die  Vornahme  der  Leistungen  durch  den  Staat 
dadurch  erleichtert  sowie  ihre  gute  Beschaffenheit 
verbürgt  wird. 

2.  Sie  kann  aber  sodann  auch  bloss  oder  vorwiegend  im 
Interesse    der    finanziellen    Ausbeutung    einer    solchen 
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Thätigkeit  stattfinden,  wobei  das  Regal  wesentlich  zur  St  euer - 
form  wird.  Früher  war  dies  mehrfach  der  Fall,  namentlich  beim 
Mttnz-  und  Postwesen  (Mtinzregal,  Postregal).  Solche  Regale 
wurden  dann  von  den  „höheren**  oder  „wesentlichen"  als 
sogen,  nutzbare  oder  niedere  unterschieden,  zu  denen  ausser 
den  genannten  noch  gewisse  grundherrliche  und  sonstige 
gewerbliche  Regale,  aber  auch  nach  Rechtsgeschichte  und 
geltendem  Rechte  noch  mancherlei  andere  eine  Einnahme  gebende 
Rechtsinstitute  zählen. 

In  der  Gegenwart  darf  nun  in  der  Regel  bloss  der  erste, 
nicht  der  finanzielle  Zweck  für  die  Beibehaltung  oder  Ein- 
führung der  Regalisirung  einer  Staatsthätigkeit ,  welche  in  das 
Gebührengebiet  gehören  soll,  entscheiden,  so  namentlich  beim 
Post-,  Münz-,  Telegraphenwesen. 

Alsdann  erlangen  die  Einnahmen  aus  letzteren  Einrichtungen 
aber  auch  eine  andere  Stellung  im  System  der  Staatseinnahihen. 
Sie  gehören  zu  den  Einnahmen  aus  Gebühren,  während  die 
Einnahmen  aus  den  übrigen  nutzbaren  Regalien  meistens  als 
eigentliche  Steuern  zu  betrachten ^  sind.  Das  Staatsvorrecht 
bildet  dann  kein  characteristisches  Unterscheidungsmerkmal  mehr 
zwischen  diesen  Gebühren  aus  r  e  g  a  1  i  s  i  r  t  e  n  Staatsthätigkeiten 
und  anderen  Gebühren. 

Ueber  den  histor.  Be^iir  des  Regals  u.  seine  Entwicklung  u.  über  deu  heut, 
rechtl.  Begriff,  soweit  er  überhaupt  im  gleitenden  Rechte  noch  anzuerkennen  ist,  siehe 
Hullmann,  Gesch.  d.  ürspnings  der  Regal.  1804,  Gmeiner,  Beiträge  z.  Lehre  v.  d. 
Regal.  1842,  Krau  t,  Grundriss  z.  Vorles.  über  D.  Pri?atrecht  {H.  A.  1845),  §.  117  u.  ff. 
(Qucllenansziige),  Eichhorn.  Rcchtsgesch.,  Zachariä,  über  Regal,  u.  s.  w.  in  der 
Ztschr.  für  Deutsches  Recht  B.  8,  18.  Böhlau.  de  regal.  notione  u.  s.  w.  1655. 
Strauch,  üb.  ürspr.  n.  Nat  d.  Regal.,  18tJ5  (kurze  Ucbersicht  der  Lehrmeinangen 
der  Autoren  über  d.  Begr.  Regal,  wenn  auch  sonst  im  Resultat,  dass  es  keine  jarist. 
('onstruction  d(>s  RegalbegriM's  gebe  und  geben  könne  und  das  Regal  überhaupt  kein 
Jurist.  BcgriH  sei,  von  zweifelhaftem  Werthe,  ebcnd.  S.  TS)  Pözl,  Art.  Regal,  und 
Laspeyres,  Art.  Staatsmonopol  im  Staatswörtcrl».  VIII  und  IX,  Zachariä,  D. 
Staatsrecht  §.  203  u.  tt.,  Gerber.  D.  Privatrecht  (4.  A ),  bes.  §.  67,  Baseler,  D. 
Privatrecht  (2.  A.  1866),  §.  94.  Stobbc,  Deutsches  Priv.recht,  2.  A.  Berl.  1883, 
II.  84.  Vgl.  auch  Rosch«r.  Gesch.  d.  Nat.-Oekon.  Kap.  6  (Eindringen  des  wälschen 
Regalismus),  bes.  §.  39  S.  158  ff.  über  die  „Regahvirthschaff*  als  Zwischenstufe 
zwischen  der  mittelalterl.  Domänen-  und  der  modernen  Steuerwirthschaft.  Er  unter- 
scheidet bei  den  neueren  Völkern  zwoA  Perioden  des  R^igalismus,  die  eine  im  An- 
schluss  an  das  sinkende  Domänenthum,  wesentl.  feudalistisch,  dio  andre  an  das  heran- 
nahende Vorherrschen  der  Steuern,  wesentl.  absolutistisch;  ferner  vier  Gruppen:  Lehens- 
gc  fälle,  die  möglichst  ausgebeutet  wurden;  Erklärung  aller  herrenloser 
Güter  —  weit  gefasst  —  als  Krongut;  Bezahlungen  für  die  eigene  polit. 
Thätigkeit  der  Regierung  (mit  vielen  gebühren  artigen  Abgaben;  Gewerbe- 
u.  Handelsgesrhäfte  des  Staats  (Monopole,  aber  auch  manchen  verschieden- 
artig, (ifsichlspunctcn  erwachsen). 

Höchst  abweichende  Vorstellungen  der  älteren  Pubiicisten,  aber  kaum  geringen^s 
Auseinandergehen  auch  noch  der  heutigen,  wie  Strauches  Schrift  zeigtl  Klock's 
Woft  de  aerario  S.  83  d.  2.  A.,  regalia  vero  quae  sint  vix  dcfmiri  potent,  gilt  einiger- 
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massen  auch  heute  noch.  Die  Aelteren  nehmen  zahlioso  Regalien,  d.  h.  vornemlich 
nutzbare,  an,  so  Matthaeus  de  Afflictis  125,  Chassanous  20S,  Petrus 
Antonius  de  Petra  jrar  413.  Klock  S.  107.  Vgl.  Bmrius,  Magaz.  Art.  Rciral, 
VU,  242,    (Rau  g.  166  Note  a). 

Auch  die  neueren  Juristen  sind  nicht  einmal  über  die  Zahl  der  frtiher,  selbst 
nicht  der  heute  als  Regalien  anzusehenden  Rechte  des  Staats  einig.  Während  die 
Einen,  wie  Beselcr  a.  a.  0.  S.  360  den  Begriff  der  Regalien  „auf  die  hergebrachten 
oder  festgestellten  Arten  beschranken,  ohne  dass  eine  Ausdehnung  desselben  auf  ver- 
wandte Verhältnisse  durch  die  wissensch.  Doctrin  zulässig  erscheint**,  daher  Eisenbahnen, 
Telegraphen  nicht  zu  den  Regalien  zählen,  geschieht  dies  von  anderen  wieder,  so  von 
Reyscher,  Ztschr.  f.  D.  Recht  B.  l.'i,  S.  24.H  ft'.,  eb.  B.  19,  so  noch  neuerdings  in 
Betreff  der  Telegraphen  von  Meili,  Telegraphenrecht,  Zur.  1871.  Sicher  ibt  es  da- 
her schon  schwer,  sich  fUr  die  Finanzwissenschaft  von  den  Rechtshistorikern  und 
Juristen  Raths  zu  holen  über  den  Jurist  BegriH'  des  Regals  zu  irgend  einer  bestimmten 
Zeit  Um  so  weniger  kann  uns  die  verwandte  Disciplin  einen  klaren  fin an z wissen- 
schaftlichen Begriff  des  Regals  bieten.  Dies  erkannten  schon  die  Cameralisten  des 
vor.  Jahrhunderts,  so  (in  Anknüpfung  an  Seckendorff)  Justi.  Finanzsystem  §.262, 
Staatswirthschaft  II,  §.  95,  97,  Bergius,  Magaz.,  VII,  243  11'.,  Sonne nf eis, 
Fin.  §.  108,  welcher  letztere  in  §.  110  klar  trennt:  diejcu.  Regalien,  welche  ihrer 
Wesenheit  nach  Steuern  u.  Abgaben  u.  nach  allgemeinen  Grundsätzen  der  Steuern 
zu  verwalten  sind  u.  die,  welche  als  Hulfstheile  zur  Beförderung  der  Polizei  u.  Hand- 
lung beitragen. 

Ueber  den  historischen  Begriff  der  Regalien  sei  bemerkt  dass  der  Ausdruck 
in  Reichsgesetzen  zuerst  im  12.  Jahrhund,  vorkommt,  so  im  Wormser  Concordat.  ftlr 
d.  Temporalien,  die  den  Bischöfen  vom  Kaiser  verliehen  werden  (Pertz,  leges  II, 
p.  76,  69,  so  auch  Strauch  a.  a.  0..  S.  1  ff.,  Beseler  S.  35S),  dann  in  der  Constit 
Frieder.  I  de  regalibus  v.  1158  (Pertz,  II,  p.  111)  für  die  kais.  Befugnisse  in  Ober- 
italien, die  andere  Personen  nur  durch  Belehnuiig  erlangen  konnten.  Später  entwickelt 
sich  der  Begriff  Regal  so,  dass  darunter  die  dem  Inhaber  der  Staatsgewalt 
als  solchem  (in  Deutscliland  früher  dem  König,  später  auch  dem  Landesherrn)  zu- 
stehenden Rechte  (einerlei,  ob  wesentl.  selbstverständliche  Ausflüsse  der  Staatsgewalt 
oder  ob  auf  besond.  Thatsachen  im  einzelnen  Staate  bcnihende  Rechte)  verstanden 
werden,  so  allgemein  in  Deutschland  im  16.  Jahrhundert  Die  Abschwächung  der 
kaiserl.  Gewalt  brarhte  nur  zu  Wege  dass  die  Territorial hcrrcn  die  meisten  Regalien 
an  sich  ziehen  konnten.  So  war  lange  Zeit  Regal  und  Hoheitsrecht  identisch.  Zu 
diesen  Regalien  gehörten  aber  namentl.  auch  gewisse  fiscal.  Rechte,  deren  Bedeutung 
eben  in  ihrem  finanz.  Nutzen  lag.  (S.  Röscher  a.  a.  0.  S.  15S — 160.)  Die  An- 
wendung mancher  Sätze  des  röm.  Fiscalrechts  hat  zu  dieser  Entwicklun?  beigetragen. 
Noch  mehr  hat  der  vielfache  enge  Zusammenhang  oder  das  völlige  Zusammenfallen 
von  Landeshoheit,  Lehensherrschaft  und  Grundherrschaft  der  Verbindung  solcher  finanz. 
Rechte  mit  den  Regalien  Vorschub  geleistet.  Vom  16.  Jahrb.  an,  wo  der  Staatsbegriff 
schärfer  hervorzutreten  beginnt,  erfolgt  dann  in  Theorie  u.  Praxis  allmälig  eine 
Trennung  der  bunten  Mannigfaltigkeit  von  Rechten  des  Inhabers  der  Staatsgewalt 
welche  unter  dem  Namen  Regalien  zusammengefasst  wurden,  und  zwar  so,  dass  die 
wesentlichen  Regierungsrechte,  die  zur  Ausübung  der  Staatsgewalt  gehören 
und  im  (noch  so  eng  gefasstcn)  Begriff  des  Staats  liegen  (wie  Ziegler  bei  Strauch 
1.  c.  de.  jur.  majest  tract  1681  sag^:  jura  quae  gubernationem  et  statum  ipsum  rcipubl. 
concemant)  höhere,  majora,  die  von  wesentlich  bloss  finanzieller  Bedeu- 
tung (commoda  et  emolumenta,  quae  ex  bonis  publicis  ....  percipiuntur ,  ders.), 
niedere  oder  nutzbare,  minora  genannt  wurden.  Wie  ,.die  begriffliche  Unter- 
scheidung der  dem  Staate  seinem  Wesen  nach  zustehenden  Hoheitsrechtc  von  den 
zufällig  erworbenen  fiscalischen  Rechten,  die  der  Staat  nur  so  besitze,  wie 
sie  auch  ein  Privater  besitzen  könne'"  nur  eine  der  Conscijuenzen  der  Entwicklung 
des  Souveranet&tsbegriffs  gegen  Schluss  des  Mittelalt<*rs  war,  zeigt  Gierke,  Genossensch.- 
recht  m,  623  (1881). 

Für  jene  wesentlichen  Hoheitsrechte  kam  der  Ausdruck  Regal  dann  allmälig 
mehr  und  mehr  ausser  Gebrauch,  so  dass  Wissenschaft  Gesetzgebung  und  Praxis 
unter  Regalien  schlechtweg  nutzbare  oder  Finanz regalien  ve^tanden.  Dazu  ge- 
hörten nun  bes.  zwei  Classen:  grundherrschaftliche,  welche  Beschränkungen  des 
privaten  Grundeigenthums  in  ausschliessenden  Rechten  des  Staats,  gewisse  „herrenlose** 
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Sachen  in  Besitz  zu  ncLmen,  entlialt.^n  (vom  ältesten  Rechte  nicht  gekannt,  namcntl. 
Berg-,  Salz-,  Forst-,  Jajrd-,  Fischel'eiregal)  und  gewerbliche  Regalien  (bes.  Post 
und  MUnze,  früher  zahlreiche  andere,  sehr  Terschieden  in  den  einzelnen  Ländern). 
Die  «renannteii  sind  die  (Einzigen  Regalien,  welche  n«^uere  Germanisten,  wie  Beseler 
8.  3UÜ  als  eigentlich  nutzbare  Regalien  des  (bedingt)  gemeinen  Rechts 
anerkennen,  während  sie  allgem.  Vorrechte  des  Fiscus  auf  erblosc  Güter  u.  s.  w.  ?on 
den  Rcjralien  ausschliessen.  Dajroiron  ist  der  Begriff  der  nutzbaren  Regalien  vom 
(icsetz  (so  im  Preuss.  Allg.  L.  Recht  Tbl.  II,  Tit.  14  §.  21.  24)  wohl  weiter  ge- 
fasst,  so  dass  das  Nutzungsrecht  der  im  gemeinen  Eigenthum  des  Staats  stehenden 
Land-  und  Heerstrassen,  dfr  von  Natur  schifi'baren  Ströme,  des  Ufers  des  Meers,  der 
Häfen,  ferner  das  Recht  auf  alle  Arten  herrenloser  Güter  (verlassener,  erbloser  u.  s.  w.), 
(las  Recht,  verwirkte  Güter  einzuziehen,  Geldstrafen  aufzulegen,  Abzngsgelder  zn  for- 
d(Tn  (Preuss.  Landr.  a.  a.  0.  §.  23),  endlich  mitunter  noch  weiter  Zölle,  Gcleitsgelder, 
Sportein,  Stempel  u.  s.  w.  unter  den  Regalien  begriffen  sind.  Dass  diese  Regalien 
zum  staatsrechtl.  Begriff  des  Domaniums,  die  Einnahmen  daraus  zu  den  Kammerein- 
kunften  gehöi-ten  u.  der  Einwirkung  der  Landstände  entzogen  waren,  hat  abermals  nur 
d.  Verwirrung  in  d.  Ansichten  über  diese  Regalien  als  Einnahmeart  gesteigert,  weil 
d.  Steuercharacter  S4>.hr  vieler  nun  vollends  verkannt  wurde.  Trotzdem  stellte  d.  Offentl. 
Recht  öfters  auch  wieder  die  Regalien  den  Eigenthumsrechien  am  werbenden  A^cr- 
mögen  (Domänen  u.  s.  w.)  wie  andererseits  dem  Rechte,  Steuern  aufzulegen,  gegen- 
über.    (Vgl.  f.  diese  historische  Darleifung  1)08.  Strauch,  Pözl,  Beseler  a.  a.  Ö.) 

Auch  Rau  wie  die  Cameralisten  des  vor.  Jahrh.  sah  daher  ein  (§.  166  d.  5.  A.), 
dass  dieser  rechtsgeschichtl.  u.  positivrechtl.  Begriff  Regal  für  d.  Finanz- 
wisseusch.  schl  echte rd in gs  un  brau  ch bar  sei.  ersetzte  ihn  durch  den  finanz- 
wissenschaftlichen: ein  Vorrecht  der  Staatsgewalt  in  Bezug  auf  ein 
Gewerbe,  das  ohne  besondere  gesetzt.  Bestimmung  zu  den  bürgert  Nahmngszweigen 
gehören  würde,  u.  rechnete  unter  solche  Regale  die  Berg-,  Salz-  u.  Salpeter-,  Jagd- 
u.  Fischerei-,  Münz-,  Tabak-  u.  and.  Gewerks-  u.  Handels-,  Post-,  Staatseisenbahn-. 
Fähr-  u.  Flöss-  u.  Glücksspielregale.  Aber  hierbei  wurde  der  schon  von  Sonnen- 
fels a.  a.  0.  klar  erkannte  Steuercharacter  der  einen  u.  polizeiliche  oder 
Verwaltungszweck  der  anderen  Regale  wieder  übersehen,  was  ich  jetzt  durch 
Einreihung  der  ersteren  Regalien  unter  die  eigentlichen  Steuern  und  der  letzteren 
unter  die  Gebühren  berichtigt  habe.  Im  Grunde  ist  zwischen  meiner  u.  Stein 's  Auf- 
fassung kein  sehr  grosser  Unterschied,  nur  dass  ich  glaube,  den  neuen  Stein 'sehen 
Regalbegrifl'u.  damit  eine  selbstständige  Einnahme  art  der  Regalien  im  Ein- 
nahmesystem  der  Finanzwissenschaft  gegenwärtig  fast  ganz  verwerfen  und  die 
Stein 'sehen  Regalien  unter  die  (iebühren  (Münze,  Post,  Telegraphen)  oder  unter  die 
privatwirthschaftl.  Einnahmen  (Eisenbahnen)  oder  unter  die  Steuern  (Lotto)  reihen  zu 
müssen. 

Die  Finanzwissenschaft  muss  daher  vor  der  Verni engung 
der  Finanzregalien  und  Gebühren  warnen,  üeber  äusseren 
Aehnlichkeiten  werden  hier  die  tieferen  Verschieden- 
heiten übersehen. 

Die  äussere  Aehnlichkeit  liegt  darin,  dass  sich  jedesmal  eine  Einnahme  an 
eine  specielle  Staatsthätigkeit  und  zwar  an  eine  dem  Staate  ausschliesslich 
vorbehaltene  anknüpft.  Aber  weder  erfolgt  die  Thätigkeit  bei  dem  Finanzregal  zu 
demselben  Zwecke  wie  bei  der  Gebühr,  noch  beruht  das  Staatsvorrecht  für  die  Aus- 
übung der  Thätigkeit  beide  Male  auf  dem  gleichen  inneren  Grunde.  Die  mit  Ge- 
buhren ve rl)un de ne  Staatsthätigkeit  ist  Verwirklichung  der  eigentlichen 
Staatszwecke.  Die  bei  einem  Finanzregal  erfolgende  ist  bloss  Mittel- 
beschaffnng  für  die  Ausführung  von  Staatszwecken.  Das  ausschliessliche 
Recht  des  Staats  dient  dort  zur  l)esseren  Verwirklichung  der  Aufgabe,  hier 
zur  Erzielung  einer  höheren  Einnahme;  hat  dort  einen  politischen  (volks- 
wirthschaftlichen ,  culturlichen,  socialpolitischen) ,  hier  einen  bloss  finanziellen 
Zweck.  Bei  dieser  (irundvcrsc.hiedenheit  kann  der  zufällige  Umstand,  dass  Gebiihren- 
zweige  wie  Post,  Münze,  geschichtlich  und  oft  noch  nach  dem  geltenden  Finanzrecht 
zu  den  Kegalien  gehören,  so  wenig  für  eine  Zusammenwerfnng  mit  den  eigentlichen 
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Finanz  renalen  nnd  fUr  die  Verkcunung  des  wahren  Steuorcharacters  der  letzteren 
sprechen,  als  dies  die  äussere  Aehnlichkeit  des  ökonomisch-technischen  Moments  in  bei- 
den Einrichtungen  thun  darf. 

V.  —  §.  208.  Finanzwissenschaftliche  Aufgabe  im 
Gebübrenrechte.  Gebühren  schliesscn  sich  demnach  immer  au 
solche  Einrichtungen  und  Anstalten  des  Staats  au,  welche  in  einem 
allgemeinen  öffentlichen  Interesse  zum  Zweck  der  Aus- 
führung von  Staatsaufgaben  unternommen  werden.  Im  concreten 
Falle  wird  daher  stets  zu  untersuchen  sein,  ob  und  wieweit 
überhaupt  eine  Gebühr  erhoben  oder  nicht  etwa  besser  ganz 
oder  doch  in  grösserem  Umfange  als  bisher  auf  Einnahmen  aus 
solchen  *  Staatseinrichtungen  verzichtet  werden  soll.  Geschieht 
letzteres,  so  müssen  die  Kosten  der  Institution  aus  eigentlichen 
Steuern  gedeckt  werden,  wie  ohnehin  bei  sehr  vielen  und  gerade 
bei  sehr  wichtigen  und  kostspieligen  Staatsleistuugeu  (namentlich 
fllr  Rechtssicherheit  nach  Aussen:  Hfeer  und  Flotte).  Hier  weicht 
dann  das  Gebührenprincip  dem  „Princip  der  reinen  Ausgabe" 
(§.  201). 

Die  Entscheidung  hierüber  wird  im  einzelnen  Falle  noth wendig  immer  mit 
BttclEsicht  auf  die  jeweilige  Finanzlage  zu  treffen  sein,  also  ob  andere  Aus- 
gaben fortgefaUcn  sind,  sonstige  geeignete  Deckungsmittel  zur  Verfügung  stehen  u.  s.  w. 
Aber  schliesslich  muss  die  Entscheidung  doch  nicht  vom  finan/. i eilen  (icslchts- 
pancte,  sondern  von  den  richtigen  Anforderungen  der  politischen,  socialen,  volkswirth- 
schafdichen  und  Cultur- Interessen  abhängen.  Das  finanzielle  Interesse  rechtfertigt 
gegenober  dem  als  mangelhaft  erkannten  bestehenden  Zustande  höchstens  eine  Ver- 
zögerung einer  nothwendigen  Reform,  einer  Ermässigung  oder  selbst  Beseitigung 
des  GebOhrenwesens.  Es  muss  aber,  wenn  Jene  entscheidenden  Interessen  für  eine 
solche  Reform  sprechen,  nur  um  so  eifriger  auf  baldige  finanzielle  Durchführbarkeit 
dtir  Massregel  hingestrebt  werden,  so  also  namcntl.  in  den  wichtigen  Fällen  der  Hechts- 
und  Verwaltungsgebühren,  des  Wege-  und  Wassergelds,  der  Post,  der  Münze,  des 
Schulgelds  an  niederen  Schulen  u.  s.  w. 

Bieraus  ergiebt  sich  auch  für  die  Theorie  der  wichtige  Folge- 
satz, dass  die  Lehre  von  den  Gebühren,  ebenso  wie  diejenige 
von  den  einzelnen  Gegenständen  des  Finanzbedarfs,  nach 
ihrer  Hauptseite  nicht  in  die  Finanzwissenschaft, 
sondern  in  die  theoretische  Politik  und  in  die  Verwal- 
tnngslehre  (einschliesslich  der  Volitswirthschaftspolitik ,  in 
Betreff  der  Rechtsgebühren  namentlich  in  die  Justizverwaltangs- 
lebre)  gehört.  Denn  die  Frage,  ob  und  wann  überhaupt,  ferner 
in  welcher  Höhe  Gebühren  erhoben,  ist,  ebenso  wie  die 
Frage,  ob  und  welche  einzelne  Ausgaben  gemacht  werden  sollen, 
nach  Gesichtspuncten  der  Verwaltungspolitik  zu  entscheiden. 

Dies  ist  für  die  spätere  Darstellung  der  (iebuhrenlehrc  zu  beachten.  Auch  die 
Uebeisicht  und  Bespreciiung  der  einzelnen  (icbühreu  gehört,  wie  die  der  cin/clnen 
Aasgaben,  mehr  zur  Finanzstatistik  als  zur  Finanzwissenschaft  und  Finanzpolitik. 
S.  FiD.  II,  Kap.  1  u.  oben  S.  308,  Einl.  zu  Kap.  2. 

A.  Wagner,  Finaniwiwensrhaft  I.    3.  Anfl.  '^'2 
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Leider  zeigt  die  Finanzgeschichte  und  der  gegenwärtige  Zu- 
stand des  GebUhrenrechts  in  den  meisten  Cnlturstaaten  ein  ganz 
ungerechtfertigtes  Vorwalten  des  finanziellen  Inter- 
esses im  Gebührenwesen.  Die  Gründe  dafür  liegen  wenigstens 
zum  Theil  mit  in  der  rechtsgeschichtlichen  und  positiv -rechtlichen 
Vermengung  von  Gebühren  und  Finanzregalien.  Die  Aufgabe 
der  Wissenschaft  und  der  rationellen  Praxis  ist  es  daher^  die  An- 
forderungen der  Politik,  insbesondere  der  Social-,  Volks- 
wirthschafts-,  Justiz-  und  Unterrichtspolitik  in  folgen- 
der Weise  zur  Geltung  zu  bringen: 

1.  Es  muss  zwischen  Gebühren  und  Finanzregalien 
streng  unterschieden  werden. 

2.  Die  Gebührenpflichtigkeit  von  Berührungen  der 
einzelnen  Personen  im  Staate  mit  Staatsthätigkeiten ,  Einrich- 
tungen u.  s.  w.  ist  genau  zu  begründen  und  zu  begrenzen. 

Die  Ausdehnung  der  GebUhrenpflichtigkeit  auf  unpassende  Fälle  ist  unbedingt 
zu  verwerfen,  also  da,  wo  von  einem  besonderen  Nutzen  des  Einzelnen  aus  einer  Be- 
rührung mit  einer  Staatsthätigkeit  oder  von  einer  besonderen  Kostenverursachang  dnich 
den  Einzelnen  gar  nicht  ernstlich  die  Rede  sein  kann  oder  Nutzen  wie  Kostenmadiiing 
in  solchen  Fällen  ganz  unbedeutend  sind.  Ob  und  wie  weit  hier  eine  Abgabe,  weklie 
als  Gebühr  zu  vernrerfen  ist,  als  Steuer  bedingt  oder  unbedingt  zu  rechtfertifen 
ist,  muss  nach  Gesichtspuncten  der  Besteuerungspolitik  entschieden  werden.  S.  fln.  II, 
439  ff. 

3.  Für  die  Bemessung  der  Höhe  der  Gebühr  als  Auf- 
lage (oder  Steuer  im  weiteren  Sinne)  muss  der  Gesiehts- 
punct  der  leitende  sein,  dass  der  Staat  die  bezügliche 
Thätigkeit  stets  mehr  oder  weniger  auch  im  allge- 
meinen, öffentlichen  Interesse  ausübt. 

Daher  braucht  der  Kostensatz  einer  solchen  Thätigkcit  dem  Einzelneu,  welcher 
von  dieser  letzteren  einen  Nutzen  zieht,  nicht  vollständig  angerechnet  zu  werden,  denn 
Andere  {Alle  oder  die  Gesammtheit)  sind  an  dieser  Nutzen  gewährung  zu  Gunsten  des 
Einzelnen  doch  immer  mit  interessirt  und  nehmen  in  Folge  der  „gesellschaftlichen 
Zusammenhänge*'  sozusagen  mittelbar  daran  Theil.  Je  mehr  letzteres  der  FaU  ist, 
desto  niedriger  darf  die  Gebühr  angesetzt  werden  und  umgekehrt.  S.  Näheres  in 
Fin.  II,  §.  317—319.  — 

Hieraus  ergiebt  sich  auch  die  Regel  für  den  Uebergang  der 
Gebühr  einerseits  nach  Oben  in  einen  solchen  Satz,  welcher 
dem  Staate  eine  volle  privatwirthschaftliche  Rente  ans  der 
Thätigkeit  (mitunter  selbst  noch  darüber  hinaus  eine  eigentliche 
Steuer)  abwirft,  andererseits  nach  Unten  in  einen  so  ge- 
ringen Satz,  dass  der  Staat  fast  die  ganzen  Kosten  der 
bezüglichen  Thätigkeit  aus  allgemeinen  Einnahmen  decken 
muss,  bis  schliesslich  etwa  auf  jede  Gebühr  verzichtet  wird: 
die   letztere  läuft  durch  eine  ganze  Stufenleiter  von   Sätzen   von 
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einem  Minimnm  (von  fast  Null)  an  bis  zu  einem  Maximum  und 
geht  in  einen  vollen  privatwirthschaftlichen  Preis  über,  je  mehr 
bei  einer  Staatsthätigkeit  das  Privatinteresse  des  einzelnen  Be- 
nutzers das  allgemeine  Interesse  der  Gesammtbeit  an  der  Ausübung 
jener  Thätigkeit  durch  den  Staat  tibersteigt  oder  schliesslich  fast 
nur  allein  vorhanden  ist;  ferner  vollends,  je  mehr  der  Einzelne 
durch  seine  Schuld  eine  Staatsthätigkeit  überhaupt  nothwendig 
gemacht  hat  (Pinanzprincip  bei  Criminaljustizkosten,  bei  chicanöseu 
oder  leichtsinnig  angestrengten  Civilprocessen ,  bei  Geldstrafen). 
Hieraus  sind  Principien  für  die  Höhe  der  Gebührensätze 
im  Grossen  und  Ganzen  abzuleiten,  welche  in  der  speciellen  Ge- 
bührenlehre  darzulegen  sind.    (Fin.  IL  §.  318.) 

Vgl.  die  in  einer  Hinsicht  sehr  ähnliche,  in  anilercr  grundverschiedene  Auf- 
fassung von  Stein,  2.  A.  S.  215  tf.  Er  sagt,  die  Höhe  der  Gebuhr  könne  weder 
nach  dem  Werth  der  Leistung  für  den  Gcbührcnpflichtijren,  noch  nach  d<ii  Kosten  der 
Ansttbung  der  Leistung  bemessen  werden.  Wäre  dies  richtig,  obwolil  ja  die  Schwierig- 
keiten im  ebzelnen  Fall  nicht  zu  verkennen  sind  und  müsste  demnach,  wie  Stein 
behauptet  (S.  217),  die  Gebuhr  immer  dem  Character  der  Verkehrssteuer,  also  der 
eigentL  Steaer  haben,  so  üole  der  wesentliche  Unterschied  zwischen  Gebühren  u. 
Steuern  ganz  fort  u.  damit  die  Gebühren  als  selbstständ.  Einnahmegattnng.  §.  209  u.  if. 
Alles,  was  Stein  übrigens  hier  u.  an  anderen  Stellen  der  Gebührcnlohrc  sagt,  passt 
wieder  gerade  so  auf  seine  Regalien,  weshalb  auch  deshalb  die  Abtrennung  der 
letzteren  von  den  Gebuhren  willkühriich  erscheint  und  auf  einer  Ueberschätzuug  einiger 
gua  modemer  Verkehrsgestaltungen  beruhen  möchte.  Stein  hat  die  Einwände,  welche 
ich  ihm  in  d.  6.  Ausg.  von  Kau  machte,  nicht  beachtet,  aber  auch  nicht  zu  wider- 
legen vermocht  S.  auch  die  trefilichen  Ausführungen  Schäffl.'s,  Steuorpolit. 
S.  477  if.,  worin  ich,  wie  in  den  weiteren  Bemerkungen  S.  öOS,  514  (f.  nur  das  Zurück- 
gehen anf  die  ältere  Auffassung  verkehrssteuerartiger  Abgaben  als  (iebuhrcn  nicht  für 
richtig  halte.     Vgl.  ferner  Schall,  a.  a.  0.  S.  82  IT. 


4.  Abschnitt. 
Allgemeine  Betrachtung  der  eigentlichen  Steuern. 

Dieselbe  beschränkt  sich  auf  eine  vorläufige  allgemeinste  Orientirung  über  den 
Gegenstand  ans  dem  in  diesem  Kapitel  überhaupt  leitenden  Gesichtspunct  der  Fest- 
steilang  der  Terminologie  nnd  der  Classification  der  ordentlichen  Einnahmen. 
S.  jetzt  die  umfassende  „allgemeine  Steuerlehre''  in  B.  11  der  Fin.wiss.  S.  150  H'., 
166  ff.  bis  Schlnss  des  Bandes. 

I.  —  §.  209.  Die  zweite  Hauptart  der  staatswirthschaftliehen 
Einnahmen  oder  Auflagen,  die  Steuern,  sind  Zwaugsbeiträge 
der  Einzelwirthsehaften  (Einzelnen)  zur  Deckung  der  allge- 
meinen Staatsausgaben,  welche  vom  Staate  kraft  der  Souveräne- 
tät  (Finanzhoheit)  in  einer  von  ihm  einseitig  bestimmten  Weise 
und  Höhe  als  generelle  Entgelte  und  Kostenersätze  der  ge- 
sammten  Staatsleistungen  nach  allgemeinen  Grundsätzen  und 
Haassstäben  eingefordert  werden. 
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Dies  iat  der  Begrifl'  der  Steuern,  wenn  ihr  nächster,  rein  flDanzieller 
Zweck  ins  Auge  g^etasst  wird  Soll  die  Steuer  gleichzeitig  socialpolitiscliea 
Zwecken  dienen,  d.  h.  in  diejenige  Vertheilung  des  Volkseinkommens,  welche  im 
pri^atwirthschaftlichcn  Coucurrenzsyätem  vor  sich  geht,  regulircnd  eingreifen 
(§.  27),  so  muss  die  ßegridsbcstiuimung  etwas  moditicirt  und  eine  llinweisuDg  auf 
(Uei>en  zweiten  Zweck  mit  in  sie  aufgenommen  werden.  Die  Steuern  sind  dann  Zwangs- 
beiträge der  Einzelwirthschaften  theils  zur  Deckung  der  allgemeinen  StaatsaasgabcA, 
theiU  zur  Herbeiführung  einer  veränderten  Vertheilung  des  Volkseinkommens. 
Irgend  erheblichere  Erbschafissteuern  und  gewi>se  Verkehrssteuern  haben  z.  B.  diese 
Wirkung,  auch  wenn  sich  die  Gesetzgebung  dessen  nicht  klar  bewusst  ist.  Die  Recht- 
fertigung dieses  socialpolit.  Zwecks  der  Besteuerung  liegt  in  den  Ausfuhrongen  des 
§.  27  und  allgemeiner  in  der  in  der  „Grundlegung",  bes.  1.  Abth.  Kap.  2,  §.  76 — 81, 
1)4—107,  Kap.  3  u.  4  nebst  Abth.  II  näher  entwickelten  u.  motivirtcn  Auffassnof. 
Wcitres  in  Fin.  II  S.  151  u.  bes.  §.  398,  399,  in  den  Abschn.  S.  295  ff.  über  All- 
gemeinheit u.  Gleichmäs^igkeit  der  Besteuerung,  §.  476  11'.  (Bestener.  d.  Conjanct- 
gewinne),  §.  482  fl'.  (Erbsch  st.).  Eine  schiefe  Polemik  gegen  meine  Auffassung  bei 
Helferich,  allg.  Steuerlehre  in  Schönberg's  Handb.  II,  114;  dagegen  mein  Ank 
ebendas.  S.  259.  Eine  besondere  Widerlegung  II.s  scheint  mir  Ubci*flQssig.  Seine 
eigene  Definition  S.  110  ist  unnöthig  weitläufig  u.  in  zweifacher  Beziehung  auch 
falsch.  Denn  einmal  gehört  das  Gerechtigkeitbpostulat  der  SteuerrertheiJung,  die 
Gleichmässigkeit,  nicht  zum  Begriff  der  Steuer  u.  sodann  ist  der  doch  wenigstens 
mögliche  und  öfters  thatsächliche  Zweck  der  Steuer  nicht  immer  nur  ,,die  Be- 
friedigung der  allgem.  öfi'entl.  Bedürfnisse,  wenn  und  soweit  die  Einnahmen  aas  dem 
privatrechtl.  Erwerb  u.  s.  w.  u.  aus  denj.  öffentl.  Geschäften  unzureichend  sind,  bei 
deren  Ausübung  besond.  Abgaben  erhoben  werden",  sondern  e?ent.  eben  ein  Eingreifen 
in  die  priv.  Vermögensverhältnisse.  —  Ueber  die  Begriffsbestimmung  der  Stcaem  s. 
auch  A.  Held,  Einkommenst.,  S.  11,  wo  jedoch  unrichtiger  Weise  nur  ron  einem 
Zwang  des  Staats  gegenüber  seinen  Untert hauen  gesprochen  wird,  was  eine  — 
vielfach  nothwendige  und  verbreitete  —  Besteuerung  Fremder  ausschliessen  würde; 
die  Definition  ist  also  zu  eng. 

Ueber  das  Wort  Steuer  bemerkt  Kau  §.  247  Anm.  a: 

„Steuer,  ehemals  Sture,  Stior,  heisst  im  Allgemeinen  Stütze,  Hilfe;  daher 
Steuerruder,  —  zur  Steuer  der  Wahrheit  Engila  stiura,  Schutz  der  Engel,  bei  Ott- 
fried, vgl.  Hu  11  mann,  Finanzgesch.  des  Mittelalters,  S.  146.  [S.  auch  Waitz,  D. 
Verlassungsgosch.  II,  (2.  A.),  560  über  steova,  stuofa).  Aehnlich  aide,  adjutoriom  in 
Frankreich.  —  Abgabe  hat  öfters  eine  allgemeinere  Bedeutung,  indem  es  jede 
(lauernde  Entrichtung  anzeigt,  z.  B.  aus  dem  gutsherrlichen  Verbände,  oder  des 
Sohnes,  der  den  Hof  übernommen  hat,  an  die  Eltern.  Es  giebt  daher  Privat-  und 
Staatsabgaben,  bedungene  und  auferlegte.  Letztere  sind  (nach  Kau)  Auflagen.  Vgl. 
abweichend  Schön,  Grunds,  d.  Fin.  S.  55.  —  ImpOt,  impositio  kommt  mit  Auflage 
Uberein.  Tributum.  contributio  drückt  zunächst  den  Beitrag  zu  den  Staatsausgaben 
aurs,  sodann  das  Merkmal  des  Zwangs,  die  Steuerforderung."  — 

Das  Unterscheidungsmerkmal  zwischen  Gebühren  und  eigent- 
lichen Steuern  (im  üblichen  Sinne)  liegt  in  dem  Moment  der  spe- 
ci eilen  Entgeltlichkeit  und  Kostendeckung  besonderer  Staats- 
leistungen und  der  generellen  Entgeltlicbkeit  und  Kostendeckung 
der  allgemeinen  sonstigen  Staatsleistungen.  Aus  diesem 
Unterschied  des  nächsten  Zwecks  folgen  alle  weiteren  Unterschiede 
der  Grundsätze  für  die  Auflegung,  Höhebemessung  und  innere 
Einrichtung  des  Gebührenwesens  einer-  und  des  Steuerwesens 
andererseits. 

Bei  den  Gebuhren  ist  daher  der  leitende  üesichtspunct  fiir  die  Erhebang  und 
die  Höhe  wenigstens  das  Bestreben,  zwischen  dem  Werth  einer  einzelnen  Staats- 
iristung  far  den  einzelnen  (ienirssenden,  der  Kosten  Verursachung  durch  den  Benutzenden 
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nud  dem  Kosteu betrage  der  cüizeliieu  Staatsleütuu»-  für  den  Staat  ein  mö^^lichst  au- 
]?emcssencs  Verhältniss  herzustellen.  —  ein  Analogen  der  privat wirthschaft- 
iichen  Preisbostimmunjo:  im  Verkehr.  Bei  den  eigentlichen  Steuern  kann 
ein  solches  Bestreben  im  einzelnen  Falle  nicht  stattfinden,  weil  zwischen  der  Steuer 
des  Einzelnen  und  dem  Nutzen,  welchen  er  von  der  Gesammthcit  der  Staatsthätigkeiten 
zieht,  oder  den  Kosten,  mit  welchen  er  an  dorn  Gesammtaufwand  betheili^t  ist,  keine 
specielle  Beziehung:  besteht.  Bei  den  Steuern  muss  es  vielmehr  geuU^ren,  ein  solches 
angemessenes  Yerhältniss  bloss  zwischen  dem  Gcsammtwerth,  den  die  Staats- 
1  eis  tun  gen  fOr  die  ungctrennte  Gc^ammtheit  aller  Derer  besitzen,  um  derentwillen 
diese  Leidtangen  erfolgen,  und  dem  ganzen  Herstellungsaufwand  für  letztere 
und  daher  der  Gesammtbesteuerung  herbeizufahren. 

Diese  Wcrthcorrespondenz  zwischen  der  Gesammtheit  der  Staatsleistungen 
und  der  Gesammtgegenleistung  der  Bevölkerung  in  der  Besteuerung  ist  aber 
auch  ZQ  erstreben.  S.  Grundlog.  S.  283  (gegen  Held,  Eijikommenst.  S.  25  if..  31). 
Die  richtige  Unterscheidung  zwischen  Steuern  und  Gel)tthren  und  die  richtige 
Auffassung  des  Ökonom.  Characters  der  ersteren  ist  ohne  Verstäudniüs  des  Wesens  der 
Gemein wiithschaften,  specicil  der  Zwangi»gemeinwirthschaften,  des  Staats,  nicht  möglich. 
Denn  die  EigcnthUmlichkeit  der  Besteuerung  ist  eine  Folge  der  Natur  der  Zwangs- 
gcmeinwirthschaft  und  ihres,  vom  privatwirthschaftlichen  System  verschiedenen  Ent- 
gehlichkeitsprincips.  S.  daher  Grundlog.  I.  Abth.  §.  116a,  118,  150  ff.,  154  ff., 
bes.  §.  159. 

Allerdings  hat  es  an  theoretischen  Versuchen  in  der  anderen  Kichtung  beim 
Steuerwescn  nicht  gefehlt:  es  sollte  das  Gebührenprincip  verallgemeinert, 
ja  sogar  zum  einzigen  Princip  für  die  Einnahmebeschaffung  zur  Deckung  der 
Staatsausgabon  gemacht,  m.  a.  W.  jede  Steuer  sollte  Gebühr,  bei  jeder,  wie  im 
privatwirthschaftlichen  Verkehr,  das  Entgeltlichkeitsprincjp :  Leistung  und  Gegen- 
leistung, d.  h.  specielle,  vollständige  und  möglichst  genaue  Werth- 
correspondenz  von  Leistung  und  Gegenleistung,  befolgt  werden.  Aber 
diese  Versuche  sind  theoretisch  verfehlt  und  müssten  ohnehin  schon  an  den  practischen 
Schwierigkeiten  der  Ausführung  stets  8cheit(;rn.  Das  wird  in  der  allgemeinen  Stcner- 
lehre  bei  der  Kritik  des  Princips  der  „Gleichmässigkeit"  der  Besteuerung  näher 
erörtert  und  nachgewiesen.  S.  Fin.  II,  S.  3;^3  ff.  (In  der  vor.  Aufl.  die>es  Bands  war 
die  Widerlegung  der  Verallgemeinerung  des  Gebührenprincips  an  dieser  Stolle,  in 
g.  144  S.  328  if.,  gegeben.  Im  Hinblick  auf  die  eingehendere  Erörterung  an  der 
systematisch  richtigeren  Stelle  in  B.  II  ist  dieser  §.  144  in  dieser  .*{.  Aufl.  weg- 
geblieben).    Vgl.  auch  Rau  §.  252. 

Grundsätzlich  ist  demnach  eine  Besteuerung  auf 
anderer  Grundlage  als  auf  derjenigen  des  Gcbtihrenvvesens 
nothwendig.  Letzteres  ist  nur  innerhalb  der  im  vorigen  Abschnitt 
gezogenen  Schranken  zu  billigen  und  selbst  dabei  zeigen  sich 
schon  manche  Schwierigkeiten,  weil  in  vielen  Fällen^  zumal  auf 
dem  Gebiete  der  Kechtsgebtthren ,  die  Nutzen-  und  Kostenberech- 
nung im  einzelnen  Falle  ihr  Missliches  hat. 

Die  Bestimmung  der  richtigen  Grundlage  der  Besteuerung  erfolgt  in  der 
späteren  Lehre  von  den  Steuern  im  B.  II.  S.  bes.  über  die  „obersten  Grundsätze 
der  Besteuerung"  S.  240—301  u.  über  das  „Steuersystem"  S.  302— 5t>5. 

IL  —  §.  210.  Steuern  in  der  Form  von  Finanz- 
reg allen.  Zu  den  eigentlichen  Steuern  gehören  auch  die  Ein- 
nahmen (oder  genauer  gesagt  ein  bestimmter,  als  Steuer  zu 
betrachtender  Theil  der  Einnahmen)  aus  vielen  sogen,  eigent- 
lichen Finanzregalien  (§.207).  Diese  werden  aber  trotzdem 
nicht  nur  in  der  Rcchtsgeschichte  und  im  geltenden  Rechte,  sondern 


502  8-  B.  Ord.  Eiiin.     1.  K.  Im  Alldem.    4.  A.  Steuern.  §.  210. 

danach  auch  wieder  in  der  Finanzwissenscbaft  den  übrigen 
Steuern  gegenüber  gestellt  und  häufig  auch  gar  nicht  als  Steuern 
betrachtet. 

Dies  /nit  namentlich  von  den  finanziell  wichtigsten  jener  nutzbaren 
oder  niederen  Keg-alien,  denjenigen,  welche  sich  ergeben  aus  dorn  Vorbehalt 
eines  ausschliesslichen   Kechts  des  Staats  in  Bezug 

1)  auf  den  IJetrieb  gewisser  Gewerbe  (gewerbliche  Regalien); 

2)  auf  die  Aneignung  gewisser  Naturgegenstände  im  ganzen  Staats- 
gebiete, daher  auch  solcher  Objecto,  die  sich  auf,  am  oder  im  Boden  der  Privat- 
eigenthUmer  befinden,  wobei  das  Staatsvorrecht  zur  entsprechenden  Beschränkung 
des  Grnndeigenthums  fuhrt  (grundherrschaftliche  Regalien);  hie  und  da 

3)  in  Bezug  auf  gewisse  Benutzungsarten  der  öffentlichen  Gewässer 
(Wasser-,  Fähr-,  Fluss-,  Mühlcnregal  u.  s.  w.)  (§.  207,  S.  495). 

In  der  Regel  war  und  ist  der  ausschliessliche  Zweck  eines 
solchen  Vorrechts  des  Staats,  wie  bei  allen  nutzbaren  Regalien,  so 
auch  hier  ein  finanzieller:  dem  Staate  eine  für  seine  Ausgaben 
verfügbare  Einnahme  zu  beschaffen,  wenn  auch  gelegentlich  ein 
polizeilicher  und  volkswirthschaftlicher  Gesichtsponct 
bei  der  Regalisirung  etwas  mitgewirkt  hat.  Dabei  sind  die  Ein- 
nahmen aus  diesen  Regalien  theils  mit  solchen  Gebühren, 
welche  sich  an  regalisirte  Staatsthätigkeiten  anknüpfen,  theils 
mit  privatwirthschaftlichen  Einnahmen  vermengt  worden. 
Sie  müssen  jedoch  von  beiden  genau  unterschieden  und  als 
eigentliche  Steuern  betrachtet  werden.  Der  Unterschied  zwischen 
Finanzregalien  und  Gebühren  ist  schon  oben  (§.  207)  dargelegt 
worden.  Nicht  minder  wichtig  ist  die  Unterscheidung 
zwischen  privatwirthschaftlichen  und  Finanzregal- 
einnahmen. 

Die  letzteren  scheinen  allerdings  in  der  Re«icl  auf  dieselbe  Weise  wie 
jene  wirthschafilich  gewonnen  zu  werden,  so  wenn  der  Staat  ein  gewerbliches  Regal, 
z.  H.  das  Tabalimonopol  selbst  ausübt  oder  einen  eigenen  Gewerbebetrieb  mit  einem 
grundherrschaftlichen  Hegal,  wie  z.  H.  dem  des  Bergbau 's,  verbindet.  Deshalb  tnnd 
die  Einnahmen  aus  solchen  Regalien  in  der  Finanzwissenscbaft  oft  unmittelbar  nebea 
die  rein  privatwirthschaftlichen  gestellt  worden:  zwei  Classen  von  „Erwerbs- 
ei nkUnften'\  unter  sich  nur  dadurch  verschieden,  das>s  bei  den  ersteren  durch 
das  Staatsvorrecht  das  Mitwerben  der  Privaten  ausgeschlossen  werde,  bei  den  anderen 
nicht,  —  beide  Classen  aber  als  die  eine  Hauptgruppe  von  Einnahmen  der 
zweiten  Hauptgruppe,  den  Auflagen  (Gebühren  und  Steuern)  gegenüber  stehend. 
(Ivau  §  85  u.  vor  u.  nach  ihm  die  meisten  Schriftsteller,  s.  o.  S.  472,  ähnlich  wieder 
V    Scheel  a   a.  0.). 

Diese  Auifassung  ist  durch  die  rechtshistorische  Entwicklung  und  durch  das 
•reitende  Recht  öfters»  noch  unterstützt  worden.  Die  Finanzregalieu  (and  manche 
(lebühren)  wurden  als  Aus  fluss  der  Landeshoheit  und  der  mit  ihr  wieder 
lieschichilich  oft  verknüpften,  bald  aus  ihr  entstandenen,  bald  zu  ihr  hinführenden 
(irundherrlichkeit(und  Lehensherrlichkeit)  regelmässig  wieder  mit  dem  Domanium 
und  dem  fürstlichen  Kammcruut  verbunden,  zu  dessen  Restandtheilen  sie 
nach  deutschem  Staatsrecht  gehören.  (S.  o.  S.  19S,  Zachariä,  Staatsrecht,  2.  A.  H. 
v!^.  20S).     Die  Einnahmen  aus  den  FinanzreKalicn  waren   daher  auch  der  st&ndischeu 
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EiuwirkQn<ar  entzogen.  Dies  hat  in  practisclicr  Hinsicht  ihre  ßeliubtheit  erhöht  und 
in  den  letzten  Jahrhunderten  ihre  Ausdehnung  sehr  be^llnsti^t,  in  theoretischer  Hin- 
eicht aber  follcnds  bevirlit,  dass  sie  ebenso  wie  die  icewöhnlichen  Kaminer- 
einnahmcn  den  Steuern  gegenüber  gestellt  wurden. 

Nun  kann  aber  auch  in  diesem  Falle  diese  rechtsgeschichtliche  und  juristische 
Stellung  der  Finauzregalien  für  die  Kinanzwissenschaft  nicht  entscheidend  sein.  Letztere 
muss  yielmchr  den  verschiedenartigen  wirthschaftsrechtlichen  Character 
der  Einnahmen  aus  Fiuanzregalien  und  aus  Privaterwerb  betonen  und  demgemäss 
Teformirend  auf  das  Oii'entliche  Finanzrecht  einwirken.  Sie  hat  dabei  vor  Allem  nach- 
zuweisen, dass  in  jenen  Regalien  die  Erhebung  einer  Steuer  (wenigstens  jetzt)  beab- 
sichtigt und  in  den  bezOglichen  Einnahmen  auch  in  der  Regel  eine  Steuer  wirklich 
enthalten  ist. 

Allerdings  bildet  der  Reinertrag  eines  solchen  vom  Staate  aus- 
geübten Regals  znm  Theil  gewöhnliches  privatwirthschaftliches 
Einkommen  des  Staats  als  des  Rechtssubjects  der  betreffenden 
Unternehmungen,  —  ein  Einkommen,  welches  aus  der  Kapitalan- 
wendung im  Gewerbebetrieb,  aus  der  Ausbeutung  des  eigenen 
Grundbesitzes  herrührt  und  auf  Zins,  Rente  und  Unternehmer- 
gewinn ebenso  wie  z.  B.  bei  der  Bewirthschaftung  eines  Landguts 
zurückzuführen  ist.  Aber  dieses  Einkommen  ist  auch  bei  eigenem 
Betrieb  (Regie)  vermischt  mit  einem  Extragewinn,  welcher 
dem  Vorrechte  zu  verdanken  und  von  diesem  bezweckt  ist. 
Dieser  Extragewinn  ist  ganz  und  gar  Steuer  und  soll  nach  der 
freilich  oft  dem  Gesetzgeber  selbst  nicht  ganz  klaren  Idee  auch 
nur  Steuer  sein.  Dieser  Umstand  ist  für  die  finanzielle  Betrach- 
tung der  wesentliche.  Die  Finanzregalisirung  oder  Fiscalbevor- 
rechtung  ist  daher  eine  Besteuerungsform,  die  in  der 
Steuerlehre  zu  behandeln  ist. 

Dies  tritt  auch  in  dem  besonderen  Falle  hervor,  wenn  ein  Finanzregal  einem 
Dritten  vom  Staate  zur  Ausnutzung  überlassen  wird.  Die  Abgabe,  welche  dann  fUr 
die  Verleihung  und  die  in  ilir  liegende  Ausschliessung  Anderer  vom  Betriebe  zu 
entrichten  ist,  stellt  sich  als  Steuer  dar.  Der  Erwerber  des  nutzbaren  Rechts  ilbcr- 
wälzt  entweder  diese  Steuer  in  den  höheren  Preisen  der  Producte  und  Leistungen 
auf  diejenigen  Personen,  welche  die  letzteren  be&:chren.  Alsdann  gleicht  der  Fall 
ganz  demjenigen,  wo  gewisse  indirecte  Steuern  vom  Producenten  oder  Kaufmann  vor- 
geschossen und  im  höheren  Preise  vom  Consumenten  wieder  eingezogen  werden,  z.  B. 
Biitunter,  wenn  die  Concurrenzverhältnisse  es  erlauben,  bei  Bergwerken,  welche  der 
Staat  an  Private  kraft  bestehenden  Begals  gegen  Abgabe  verliehen  hat.  Auch  die 
Verpachtung  des  Tabakmonopols  (Italien)  ist  ein  ähnlicher  Fall.  Oder  der  Erwerber 
des  Rechts  sieht  sich  nicht  im  Stande,  diese  Steuer  zu  überwälzen.  Dann  fallt  die- 
selbe auf  seinen  eigenen  Gewinn  und  wird  zu  einer  Erhöhung  der  Gewerbe-,  Bcrg- 
wcrkssteuer  u.  s.  w. 

Beispiel:  bei  Bergwerksabgaben  von  kraft  Begals  verliehenen  Bergwerken 
wird  die  Deberwälzunir  meistens  nur  gelingen,  wenn  diese  Bergwerke  ein  natür- 
liches oder  rechtliches  Monopol  haben  oder  doch  für  die  Versorgung  des 
Markts  einer  Volkswirthschaft  vorwiegend  allein  in  Betracht  kommen.  Wenn 
andere  Bergwerke  frei  concurriren,  wird  der  Gewinn  jener  ersten  um  die  Abgabe  ver- 
mindert werden  Die  hiergegen  sprechende  nationalökonomische  Begel  von  der  Ge- 
winnausgleichung in  verschiedenen  Unternehmungen  und  von  der  fehlenden  Neigun«r 
des  Kapitals,  sich  Prodnctionszweigen  zuzuwenden,  worin  der  Gewinn  durch  eine  un- 
ttberwälzbare  Extrasteuer  verringert  wird,  kann  sich  eben  in  der  Praxis  nicht  immer 
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Tcrwirklichen.  Aach  mUsseu  sich  vielfach  fest  anjij:elegte  Kapitalien  sowohl  als  solche, 
welche  später  erat  minder  u:ewinn bringenden  Unternehmungen  sich  znvendcn,  mit 
einem  dauernd  niedrigeren  Gewinnsatz  begnügen.  In  neuerer  Zeit  Ui  namentlich  in 
dem  Falle  der  staatlichen  Verleihung  von  Monopolen  oder  von  Privilegion  an  Pnrat- 
unternehmungen  eine  besondere  Abgabe  neben  (oder  statt  der  uiedrigroreD) 
allgemeinen  Gewerbesteuer  vielfach  üblich  geworden,  welche  als  Extrasteucr  far 
die  Ucborlassung  der  Ausnutzung  eines  staatlichen  Vorrechts  bezahlt  wird  und  wohl 
]iur  selten  überwälzt  werden  kann;  so  z.  B.  für  die  Gewährung  eines  Banknoten- 
monopols oder  eines  weitgehenden  Privilegs  der  Notenausgabe  (öfters  zugleich 
für  die  Vergünstigung  der  Annahme  der  Noten  an  den  Staatskassen  in  Zahlung^  & 
A.  Wagner,  Syst.  d.  Zettclbankpolitik  S.  451,  4C0 — 463;  ferner  für  die  Gewährabg 
des  Expropriation srechts  an  Eisenbahnen  u.  s.  w.,  wo  vollends  bei  der  Üblichen 
Feststellung  von  Maximaltarifen  eine  Ueberwälzung  der  besonderen  Eiscnbahnsteaer 
kaum  vorkommen  wird. 

Die  finanzwirthscbaftlicbe  und  mehr  noch  die  allgemein-volks- 
wirthschaftliche  und  socialpolitische,  nemlich  den  volkswirth- 
schaftlichen  Yertheilungsprocess  beeinflussende  Bedeutung 
der  Regalisirung  gewisser  Bodenbenutzungsarten  und  Gewerbe- 
betriebe wird  bei  der  hier  betonten  AuflFassung  der  Regalisirung 
als  Besteucrungsform  keineswegs  verkannt.  Mit  Hilfe  des  Regal- 
prineips  erfolgt  freilich  nicht  nur  eine  Besteuerung,  sondern  zugleich 
eine  Uebertragung  privatwirthschaftlichen  Renten- 
cinkomraens  und  Unternehmergewinns  auf  den  Staat 
Insofern  liegt  in  der  Regalisirung  zugleich  eine  Einwirkung 
auf  die  Organisation  der  Volkswirthschaft  in  mehr 
gemein wirthschaft lieber  Richtung.  Unter  Umständen  kann 
wohl  einmal  im  Reinertrag  eines  Staatsmonopols,  wie  des  Tabaks, 
dieses  Moment  wichtiger  als  das  Besteuerungsmoment  sein.  Aber 
das  letztere  bleibt  gleichwohl  wie  in  der  Regel  das  practisch 
wichtigere,  so  das  für  die  finanzwirthscbaftlicbe  Classification  der 
Einnahmen  massgebende. 

Jene  Auftassunir  bei  der  Heiclisre«ierunjür  in  d.  deutschen  Tabak monopolfra^e. 
S.  auch  oben  §.  27,  auch  §.  29  S.  50  u.  Fin.  II,  §.  34>)  über  diesen  Puuct 

Die  Finanzwissenschaft  muss  demnach,  den  S  t  e  u  e  r  character 
der  Finanzregalien  betonend,  die  Einnahmen  aus  letzteren 
dcmgemäss  beurtheilen  und  sie  folgerichtig  den  Domanial- 
einnahmen  gegenüber  stellen. 

Lässt  sie  sich  da'iciren  vom  staatsrechtlichen  Begriff  des  Domaniums  be- 
stimmen, so  ist  CS  nur  fol'rcwidriji*,  bloss  die  Finauzrejjralien  und  nicht  auch 
andere  ebenfalls  unter  joni'.n  BejiriH  des  Domaniums  fallende  Einnahmen,  wie  die 
wichti^^ston  Gnbühren  iiud  soirar  Hauptarten  indirccter  Steuern  (z.  B.  Zölle)  ?on  den 
Steuern  abzutrennen.  Vir).  Zacliariä  a.  a.  O.  S.  421:  rcfielmässi":  gehören  nach 
allgemeinem  deutschen  Staatsrecht  foljrende  Posten  zum  Kammer;;ut:  1)  zur  land- 
wirthschafil.  Cultur  bestimmte  Grundbesitzun}»:en  (incl.  Mühlen.  Höfe  u.  s.  w),  2)  die 
«iamit  verbundenen  iiutsherrl.  (iercchtsame,  5)  landesherrliche  Forsten,  Jagden,  Ber^»"- 
werke,  Salinen.  Posten  u.  nndere  nutzbare  l\e«i:alicn,  insbes.  auch  der  Ertraj?  der 
Zölle  u.  des  Geleits,  sowie  auch  der  Nutzen  des  Mtlnzrechts,  4)  Confiscationcn, 
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Sportein,  Goucessions-,  Stempel-,  Nachsteuer-,  Abzogsgelder,  Kottzehuten  u.  s.  w. 
AbveichuD^en  in  den  besonderen  Laudesvcifassungen  u.  nach  territor.  Herkommen. 
Die  bisher  Übliche  Behandlung  ist  also  ungenügend  nnd  inconseqnent ,  indem 
weder  bloss  der  rechtsgeschichtliche  und  positiF-rechtliche,  noch 
bloss  der  rationell  finanzwisscnschaftlichc  Gci^ichtspunct  entschieden  haben, 
sondern  willkuhrlich  beide  rcrmengt.  staatsrechtlich  zusammengehörende  Einnahme- 
arten getrennt  nnd  finanzwissenschai'tlich  verschiedene  zusammengefügt  wurden. 

§.  211.  Die  Fortdauer  eines  geschicbtiich  tlberkonimeoen 
nnd  noch  rechtsbeständigen  Finanzregals,  die  etwaige  Einfüh- 
rung eines  neuen,  die  Höhe  der  dabei  erhobenen  Steuersätze 
sind  zugleich  vom  voll^swirthschaftlichen  und  vom 
finanziellen  Standpuncte  aus  zu  beurtheilen.  In  erstcrer  Be- 
ziehung gilt  für  die  Lehre  von  den  Finanzregalien  etwas  Aehn- 
liebes  wie  für  diejenige  von  den  einzelnen  Staatsausgaben  und 
von  den  einzelnen  Gebühren:  sie  gehört  nach  ihren)  Inhalte  und 
ihren  entscheidenden  Gesichtspuncten  nicht  in  die  Finanz- 
wissenschafty  sondern  in  die  Allgemeine  Volliswirthschaftslehrc 
(Grundlegung),  in  die  Volkswirthschaftspolitik  und  die  wirthschaft- 
liche  Verwaltungslehre.  Die  Beschränkungen  des  privaten  Grund- 
eigentbums,  welche  die  grundherrscbaftlichen,  und  der  Erwerbs- 
und Berufswahl  y  sowie  der  freien  Concurrenz  in  den  Unterneh- 
mungen, welche  die  gewerblichen  Finanzregalien  in  sich  schlicssen, 
haben  weittragende,  volkswirthschaftliche  Wirkungen,  selbst,  wie 
bemerkt,  für  die  ganze  Organisation  der  Volkswirthschaft, 
Wirkungen,  nach  denen  vomemlich  es  zu  entscheiden  ist,  ob  der 
Staat  passend  auf  diese  Weise  sieh  Renteneinkommen  und 
Gewerbsgewinn  zuführe  und  dabei  zugleich  in  die  Lage  komme,  eine 
Steuer  mit  zu  erheben.  Diese  Entscheidung  kann  wiederum  nicht 
für  alle  Länder  und  Zeitalter  gleiehmässig  ausfallen,  weil  jene 
Wirkungen  auf  einer  verschiedenen  Entwicklungsstufe  der.  ganzen 
Volkswirthschaft  sehr  verschieden  sind.  Namentlich  werden  der 
allgemeine  Znstand  der  Volkswirthschaft,  besonders  die  für  zweck- 
mässig geltende  Combination  zwischen  dem  privat-  und 
dem  gemeinwirthschaftlichen  System,  die  socialpoli- 
t  ig  eben  Bedenken  gegen  die  immer  weitere  Machtsteigerung  des 
Privatkapitalismns  nnd  des  Grossgrundbesitzes,  ferner,  unter  der 
Voraussetzung,  dass  das  privatwirthschaftliche  System  hier  fungiren 
soll,  der  technische  Zustand  des  Gewerkewesens  (der  „Industrie**), 
des  Bergbaues,  die  Kapitalkraft,  das  Associationsvermögen  und  die 
technische  Intelligenz  der  Privaten  mit  entscheiden  müssen. 

Auch  hier   ist  daher  wieder  an  die   tiefsten  Principienfrai^cn  der  Or^-anisation 
der  Volküvirthsch.  anzuknüpfen.    8.  bes.  Grundlegung  I,  §.  120  u.  Uberh.  Kap.  3, 
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dann  4  u.  2.  Abth.  Die  Smith'schc  Schulo  ist  iu  ihrer  Polemik  gegen  „Monopole'* 
Kinanzre^ralicn  u.  s.  w.  aus  Nci;;uD<r  zur  freien  Concurrenz  zu  weit  gegraD^on  und  hat 
oft  zu  unbcdinjrt  die  Nachtheile  Jener  Beschränkungen  des  freien  Verkehrs  herror- 
gehoben.  Social  politische  Gründe  können  z.  B.  UoschränkuDp^cn  der  Gnindeigco* 
thnmsfrüiheit  wohl  rechtfcrti<ren.  In  sehr  bcmerkenswerther  Weise  spielen«  mehr 
oder  weni^^'er  klar  bewusst,  in  der  deutschen  Tabakmonopolfrage  fast  mehr  als  die 
fiuauzwirthschaftlichen  die  Gesichtspuncte  der  Socialpolitik  und  der  volkswirthsch. 
Organisation  bei  Freund  u.  Gejrner  des  Plans  mit. 

Nur  soweit  bloss  finanzielle  (nicht  auch  socialpolitische 
und  verwandte)  Gründe  mitsprechen,  kann  man  daher  in  der 
Gegenwart  für  die  Volkswirthschaften  Mittel-  und  West- 
europa's  wohl  folgende  Entscheidung  über  die  Finanzregalien 
treffen. 

1.  Diejenigen  Regalien ,  welche  Beschränkungen  des  privaten 
Grundeigenthunis  bloss  aus  fiscalischen  Gründen  enthalten, 
wie  oft  die  grundherrschaftlichen  Regalien,  ferner  die- 
jenigen, kraft  deren  für  die  blosse  Gestattung  der  Be- 
nutzung öffentlicher  Gewässer  Abgaben  erhoben  werden ,  das 
Wasser-,  Flöss-,  Fähr-,  Mühlenregal,  sind  aus  volkswirthschaft- 
lichen  Gründen  im  Wege  der  Gesetzgebung  aufzuheben. 

Dies  kann  um  so  eher  trcsrhehon,  weil  das  finanzielle  Interesse  des  Staats  an 
diesen  Regalien  jet/.t  wenigstens  meist  ein  ganz  untergeordnetes  ist  oder  in  den 
wenigen  und  seltenen  Füllen,  wo  es  in  unsern  Ländern  noch  erheblicher  sein  konnte 
(wie  mitunter  beim  BergregaH  ttberwiegi'ndc  volkswirthsohaftliche  Interessen  yon  der 
starken  Geltendmachung  des  finanziellen  Intoresse^s  abmahnen  oder  Concarrenzverhält- 
uissc  die  Geltendmachung  unmöglich  machen.  So  liegen  die  Dinge  wenigstens  in 
Mittel-  und  Westeuropa  in  dem  wichtigsten  Falle,  beim  Berv:regal,  anderswo  mei>tens 
auch,  soweit  es  sich  um  Kohlen  und  die  Mchr/.ahl  der  unodien  Metalle  handelt  Eine 
tinanziell  ergiebige  RegaÜMrung,  bei  eigener  Staatsregie  und  bei  Oeberlassan^  des 
Baurechts  an  Private,  setzte  hier  eine  gleich mässiue  Behandlung  aller  Bergwerke  im 
Staate  voraus,  was  bei  den  bestehenden  Rechtsveriiilltnissen  seine  grosse  Schwierigkeit 
hätte;  ferner  dea  Ausschluss  der  Concurrenz  ausländischer  Bergwerke,  also  ein  Verbot 
oder  eine  hohe  Bc/ollung  der  Einfuhr  (nach  ähnlichen  Grundsätzen  wie  bei  den 
Zöllen  auf  im  Inland  acciscpllichtigc  fremde  Artikel,  —  bekanntlich  bei  der  Durch- 
führung ein  sehr  schwieriger  Punct!  S.  A.  Wagner,  Zölle  im  Staatswörterbuch 
XI,  364 — 'MO)  Nur  bei  der  ei;;eiithamlichen  Vertheilung  der  grösseren  Lager  der 
edlen  (Gold,  Silber,  Piatina)  u.  einiger  unedler  Metalle  (Quecksilber,  Zink  n.  n.  a.  m.) 
kann  in  den  Productionsländern  in  solchen  Zeiten,  wo  diese  Länder  ein  thcilwcisc:) 
natürliches  Monopol  für  dit?  Vcrsorgun^^  iles  Markts  haben,  zumal  wenn  die  Produc- 
tionskosten  sehr  niedrig  sind,  wolil  mittelst  der  Regalisirunir  eine  erheblichere  Ein- 
nahme erzielt  werden,  die  aber  dann  wieder  den  Character  einer  uborwälzbaren  Extra- 
stcuer  hat  (Silber  in  Mexico,  Peru,  Chile,  Nevada  u.  s.  w.,  Gold  in  Sibirien,  Califor- 
nien,  Australien).  Ueber  die  Behandlung  der  Bergwerke  mit  aus  dem  socialpolitischcn 
Gesichtspuncte  s.  meine  Grundleg.  I,  §.  363  bis  365.  Ueber  Bergrecht  n.  Staats- 
bergbaus untm.  Meistens  sind  solche  Kegalien  denn  auch  neuerdings  ausdrücklich  durch 
Gesetze  beseitigt  (wie  das  Berg-,  Salz-,  Jagd-,  Fische reiregai,  Wasserregal),  oder  mit- 
unter schon  früher  obsolet  geworden. 

2.  Andere  gewerbliche  Regalien  hemmen  leicht  heut- 
zutage Verkehr,  Production  und  Entwicklung  der  gewerklichen 
Technik  mehr  oder  weniger,  öfters  stark.  Das  volkswirthschaft- 
liche  Interesse   spricht  daher,   soweit  es  an  einer  weiteren  Aus- 
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dehnuDg  des  privatwirthschaftlichen  Systems  interessirt  ist,  für 
möglichste  BeschränkuDg  der  Zahl  und  des  UmfaDgs  oder  ilir 
gänzliche  Beseitigung  dieser  Regalien,  so  dass  völlige  Verkehrs- 
freiheit eintritt  und  die  allgemeine  Steuerfahigkeit  Ersatz  giebt  ftir 
den  Wegfall  der  Staatseinnahmen  aus  der  Regalität. 

Dieser  Einsicht  &ind  denn  auch  die  grosse  Mohrzahl  der  ehemals  selir  zahlreichen 
gewerblichen  Regalien  schon  gewichen,  wiederum  um  so  leichter,  da  das  tiscalische 
Interesse  bei  dem  einzelneu  ia  der  Regel  doch  nur  gering  war  und  andere,  bessere 
und  bcquemore  Besteuerungswege  aufgefunden  wurden.  Die  Strömung  im  wirthschaft- 
lichcn  Zeitalter  der  „freico  Coucurrenz''  ist  natürlich  in  dieser  Richtung  gegangen, 
freilich  oft  zu  einseitig. 

Einige  wenige  Regalien  sind  jedoch  noch  gegenwärtig  in 
unseren  Staaten  ttbrig  geblieben,  und  zwar: 

a)  wesentlich  nur  aus  dem  erheblich  ins  Gewicht  fallenden 
finanziellen  Interesse:  das  Salz-  und  das  Tabakregal, 
wozu  neuerdings  in  Frankreich  das  ZUndhölzchenregal 
kommt; 

b)  wesentlich  aus  einem  politischen  oder  polizei- 
lichen Interesse:  das  Pulver-  und  Salpeter regal  (hier  und  da 
noch  ein  anderes  ähnliches  —  neuerer  Gedanke  eines  Dynamit- 
monopols), von  untergeordneter  finanzieller  Bedeutung; 

c)  aus  vorwaltendem  politischen  oder  polizeilichen,  aber 
daneben  auch  stärker  mitsprechendem  finanziellen  Interesse:  das 
Lotto-  und  etwa  das  (seltene)  Branntweinregal. 

Die  Regalisirung,  welche  bei  allen  diesen  Regalien  zur  Mono- 
pol isirung  wird;  kommt  hier  als  eine  Form  der  Verbrauchs- 
oder Genussbesteuerung  in  Betracht,  bei  den  beiden  letztgenannten 
Regalien  mitunter  mit  der  ausgesprochenen  Tendenz,  die  Befriedi- 
gung des  Genusses  durch  die  Regalisirung  zu  erschweren  oder, 
wie  beim  Lotto,  sie  ganz  zu  verhindern. 

Demgemäss  wird  die  Beibehaltung  und  auch  die  Neueinlllh- 
rung  dieser  Regalien  von  folgenden  Erwägungen  abhängen: 

a)  beim  Salz-  und  Tabak  regal  und  etwaigen  ähnlichen, 
welche  wesentlich  nur  aus  finanziellem  Interesse  neu  in 
Erwägung  kommen  könnten:  ob  die  Besteuerung  des  Verbrauchs 
oder  Genusses  überhaupt  zu  rechtfertigen  ist;  und,  im  Bejahungs- 
falle, ob  die  Regalisirung  oder  Monopolisirung  so  sehr  als  die  ge- 
eignetste Form  der  Verbrauchsbesteuerung  erscheint,  dass  sie  trotz 
der  sie  etwa  begleitenden  nachtheiligen  Folgen  für  Verkehr  und 
Production  gewählt  werden  darf.  Diese  Fragen  sind  mithin  nur 
im  Znsammenhange  des  ganzen  Steuersystems  und  speciell  in  der 
Lehre  von  den  Verbrauchssteuern  zu  erledigen. 
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Das  Salzrcgal  wird  gegenwärtig  zU  Bcstcucrungsform  meist  verworfen,  vieUeicht 
zu  unlicdiiigt,  gerade  bei  Berücksichtigoog  des  GonsumeDtenintcresscs;  die  neue 
Kinfuhru  iig  des  Tabak  inonopols  wenigstens  ist  bedingt  in  einem  grosseren  Ver- 
brauchssteuersystcm  zu  reclitfcrtigen  und  sein  Bestehcnblc  iben  regelmässig  zu 
enipfclilen. 

b)  Bei  den  Regalien  von  politischem  oder  pol  iz  ei  Hellem 
Interesse:  ob  letzteres  überhaupt  genügt,  um  eine  besondere  Ein- 
mischung des  Staats  und  um  vollends  die  Regalisimng  trotz  der 
etwa  auch  hier  vorhandenen  volkswirthschaftlichen  und  sonstigen 
(politischen,  rechtlichen)  Bedenken  zu  rechtfertigen,  oder  ob  der 
politische  oder  polizeiliche  Zweck  nicht  auch  durch  eine  andere 
Form  der  Verbrauch-  oder  Genussbesteuerung  erreicht  werden  kann. 

Denn  die  Kegalisirung;  ist,  soweit  sie  nicht  wie  etwa  beim  Lotto  zum  völligen 
Verbot  des  Genusses  benutzt  wird,  eben  doch  nur  als  solche  Bosteuerungsform  auch 
bei  diesen  Regalien  zu  betrachten.  Auch  diese  Fragen,  soweit  sie  überhaupt  in  die 
Finanzwissenschaft  und  nicht  in  die  Verwaltungslehre  und  Culturpolitik  gcliörcn,  sind 
in  der  Lehre  von  den  Verbrauchssteuern  zu  behandeln.  Das  Lottoregal  ist  wohl 
beizubehalten  oder  selbst  neu  einzufahren,  wo  es  noch  nicht  besteht,  aber  nicht 
auszuüben,  das  Pulver-  und  Salpetc rregal  in  der  Regel  aufzuheben,  das 
Branntwein regal  durch  eine  andere  Form  der  Verbrauchssteuer  zu  ersetzen. 

Sonach  entfällt  dann  eine  selbständige  finanz- 
wissenschaftliche Einnahmeart  der  Finanzregalien 
und  damit  ein  besonderer  davon  handelnder  Abschnitt  in  der 
systematischen  Lehre  der  Finanzwissenschaft  von  den  ordentlichen 
Einnahmen  wenigstens  jetzt  mit  Recht. 

Die  grundherrlichcn  Kegalien  sind  ohnedem  meist  beseitigt.  Soweit  Einnahmen 
unter  diesem  Titel  noch  vorkommen,  können  sie  in  den  bezuglichen  Abschnitten  von 
den  verwandten  privatwirthschaftlichen  Einnahmen  des  Staats,  mit  denen  sie  fcchts- 
geschichtlich  meistens  zusammenhängen,  kurz  erwähnt  werden.  Einzelne  Rcg^ein- 
nahmen  dieser  Art  haben  jetzt  einen  ganz  anderen  Character  erhalten  und  sind  theils 
in  die  Reihe  der  Gebnhren  (so  beim  Bergwesen),  theils  der  Genusssteuc  rn  (so 
bei  der  Jagd;  Übergegangen,  wo  sie  zu  erwähnen  sind.  Die  Einnahmen  aus  gewerb- 
lichen Kegalien  gehören  ferner  entweder  unter  die  (lebuhren  in  denjenigen  Fällen, 
wo  mit  Gebühren  verbundene  Staatsthätigkeiten  unrichtiger  Weise  zu  Finanzregalien 
gemacht  worden  waren,  oder  unter  die  Verbrauchs-  und  Geuussstonorn.  Sic 
finden  danach  ihre  entsprechende  Stelle  ioi  System  der  Finanzwisseuschaft. 

Es  verbleibt  dann  nur  eine  besondere  Einnahmeart,  welche 
zu  keiner  der  drei  Classen  der  privatwirthschnftlichen  Einnahmen, 
der  Gebühren  oder  der  reinen  Steuern  gezählt  werden  kann.  Sie 
ist  zwar  mit  den  Einnahmen  aus  Finanzregalien  verwandt,  aber 
gebölt  doch  auch  dazu  nicht,  nicht  einmal  nach  dem  rechtsge- 
schiclitlicben  Begriff  der  eigentlichen  Regalien:  die  Einnahme 
aus  herrenlosem  Eigenthum,  erblosen  Gütern  u.  dgl.  m. 
Diese  Einnahme  gebührt  dem  Staate  nach  geschichtlichem 
und  positivem  Rechte  und  in  der  That  auch  rationell  als  dem 
Vertreter  der  Gesanimtlieit  iu  Ermangelung  eines  näherberechtigten 
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Einzelnen.    So  untergeordnet  sie  in  finanzieller  Hinsicht  auch  zu 

sein    pflegt,    so    verlangt  sie  doch  eine  selbständige  Stellung  im 

System  als  ,,  Einnahme  aus  dem  Hoheitsrecht  an  herrenlosem 
Eigenthnm'^ 

Sie  wäre  streng  systematisch  da  ein/.areihen,  wo  sonst  die  verwandten  Einnahmen 
ans  gTUudherischaftlicben  und  aus  Finanzregalien  oder  Fiscalvorrechten  überhaupt  be- 
handelt zu  werden  pflegten:  /wischen  den  privatwirthschaftlichcn  Einnahmen  und  den 
Gebühren.  Sie  wird  von  mir  anhaugsweiäe  im  Kapitel  von  den  Gebtlhrcn  behandelt. 
(Fin.  II,  §.  326 — 328).  Mit  den  Gebühren  und  Steuern  gehört  diese  Einnahme 
abrigens  zur  Gruppe  der  staatswirthschaftlichen ,  da  bie  auf  einem  staats- 
rechtlichen Titel  beruht  und  aus  bisher  fremdem  Eigenthum  oder  Einkommen  herriihi*t. 

III.  —  §.  212.  Die  Gliederung  der  Lehre  von  den  ordent- 
lichen Staatseinnahmen  ist  hiernach  die  folgende  dreifache: 

A.  Der  Privaterwerb  oder  die  privatwirthschaftliche 
oder  domaniaie  Einnahme,  die  von  Anderen  sogenannten  ,,Er- 
werbseinkünfte'^  des  Staats:  das  zweite  Kapitel  dieses 
dritten  Buchs  in  dieser  Auflage,  vollständig  noch  in  diesem 
ersten  Bande  der  Finanz  Wissenschaft  enthalten. 

B.  Die  Gebühren:  das  erste  Kapitel  des  zweiten 
Bandes. 

C.  Die  eigentlichen  Steuern,  deren  Behandlung  in  diesem 
Werke  in  einer  „allgemeinen  Steuerlehre  (Kap.  2  des  zweiten 
Bandes)  und  in  einer  „speciellen  Steuerlehre''  (im  Band  III  der 
Finanzwissenschaft)  erfolgt. 

5.  Abschnitt. 

Das  YerhUtnlss  der  Hanptarten  der  ordentlichen  Einnahmen 

zn  einander. 

Die  geschichtliche  Entwicklung  dieses  Verhältnisses  hängt  auf  das  Engste  mit 
der  allgemeinen  inneren  politischen  Geschichte  zusammen.  In  diesem 
Abschnitte  handelt  es  sich  nur  um  eine  generelle  Uebersicht,  welche  nach 
einzelnen  Seiten  in  anderen  Theileu  dieses  Werks  weiter  auszufahren  ist.  S.  Über  dio 
Entwicklung  des  Finanzdienstes  u.  Behördenwesens,  woiiu  sich  die  Entwick- 
lung des  Verhältnisses  der  Einnahmen  zu  einander  abspiegelt«   oben  Abschn.  1  des 

4.  Kap.  des  1.  Buchs,  S.  188  ff.,  bes.  §.  S6  ff  Das  Wichtigste  bleibt  die  Entwicklung 
der  Besteuerung  und  die  Klarlegung  der  bedingenden  und  verursachenden  Momente 
dieses  Processes.  S.  darüber  Fin.  II,  den  Abschn.  über  „die  Besteuerung  in  ihrer 
Bezieh,  zur  Organisation  d.  Volkswirthsch.,  sowie  zur  Eigenth.-  u.  Erwcrbsordiiung'', 

5.  169  ff.,  ferner  „zur  inneren  Verfassung'*  S.  195  ff.  u.  den  Absch.  über  die  „Gruud- 
züge  der  gcschichtl.  Entwicklung  des  Steuersystems  und  der  Steuerarten"  S.  3^7  ff. 
Ich  beziehe  mich  ausserdem  auf  meine  Abh.  „directe  Steuern'*  in  Schöobcrg's  Hand- 
buch II,  157  ff.  Dio  Literatur  des  Gegenstands  ebendas.  u.  bes.  in  Fin.  II,  149  u. 
oben  S.  54.  Vgl.  u.  A.  Lang,  bist.  Entwickl.  d.  D.  Steuerverf.,  1793,  Hüll  mann, 
Finanzgescb.  d.  Mittelalters,  Jlsc,  Gesch.  d.  D.  Steucrvcrt'ass.,  1.  Abth.  Giesscn,  1844. 
Eichhorn,  Rechtsgesch.  §.  24,  88,  17L  Zöpfl,  D.  Kechtsgesch.  4.  Aufl.  II,  §.  40, 
50,  75.  —  G.  Waitz,  D.  Verfassungsgesch.   die  betreff.  Kapitel.  —    Falko,  Gesch. 


510   3.  B-  Onl.  Einn.     1.  K.  Im  Allj;cin.    5.  A.  Verli.  der  Einn.  zu  einand.  §.  213. 

d.  D.  Zollwcsens,  Lcipzi«:  1*^(54.  —  Gncist,  engl.  Vcrwaltunifsrcclit,  2.  A.  I,  S.  28, 
§.  12  S.  182  ff,  §.  13  u.  a.  Stellen.  —  Zeuincr,  Städtesteuern,  1878. —Schmoller, 
Epochen  d.  preuss.  Fin.pol.  Jahrb.  Neue  Folge  B.  [.  (1877).  —  Roacher,  Gesch.  d. 
Nat;-Oek.  §.  39,  S.  158  ff.  —  Rau,  Fin.  §.  89,  93. 

I.  —  §.  213.  Character  des  älteren  Finanzwesens, 
besonders  der  Einnahmen.  Das  Finanzwesen  des  mittel- 
alterlichen Patrimonialstaats  und  noch  des  Staats  in  der  Ueber- 
gangszeit  zum  modernen  Staatsleben  vom  15.  oder  16.  Jahrhundert 
an  bis  in  das  17.  und  theilweise  selbst  noch  bis  in  das  18.  und 
19.  hinein,  characterisirt  sieh  durch  dieselbe  Vermischung 
privat-  und  staatsrechtlicher  Momente,  welche  der 
früheren  Zeit  überhaupt  eigen  war. 

Die  Ausgaben  für  den  König  oder  den  Fürsten  und  seinen 
Hof  und  für  öffentliche  Zwecke,  soweit  letztere  überhaupt 
unter  Vermittlung  einer  besonderen  finanzwirthschaftlichen  Thätig- 
keit  und  nicht  gleich  direct  durch  Requisition  persönlicher  Dienste 
verwirklicht  wurden,  erfolgten  gemeinsam  nach  der  Bestimmung 
des  Fürsten.  Die  Einnahme  zur  Bestreitung  dies  AusgabeOi  das 
Besitzthum,  insbesondere  der  Grundbesitz,  aus  welchem  die  Ein- 
nahmen zum  Theil  flössen,  bildeten  als  fürstliches  Einkonmien  ein 
ungetrenntes  Ganzes,  welches  regelmässig  wie  ein  Privat- 
einkommen und  Privatvermögen  angesehen  wurde  und  wie  ein 
solches  zur  Verfügung  des  Fürsten  stand. 

Gleichwohl  lässt  sich  dieses  Einkommen  nach  seinen  öko- 
nomischen Quellen  und  mitsammt  dem  fürstlichen  Vermögen 
nach  seinem  rechtlichen  Character  unterscheiden.  Das  Ein- 
kommen wie  das  Vermögen  haben  immer  Bestandtheile  in  sich 
enthalten,  welche  als  öffentlich-rechtlicher  Natur  anzusehen 
sind,  weil  sie  dem  Fürsten  in  seiner  Eigenschaft  als 
Staatsoberhaupt  zustanden.  Das  Einkommen  zeigt  ferner 
immer  eine  Vereinigung  der  drei  finanz wissenschaft- 
lichen Hauptarten  der  ordentlichen  Staatseinnahmen,  der 
privatwirthschaftlichen,  derGebühren  und  der  eigent- 
lichen Steuern.  Die  Gebühren  erscheinen  theils  unmittelbar 
als  solche,  theils  mit  in  der  Form  von  Steuern  in  Verbindung  mit 
nutzbaren  Regalien.  Die  Steuern  zeigen  die  beiden  typischen 
Grundformen  der  indirecten  Verbrauchssteuern  wie  Zölle, 
Marktgelder,  Abgaben  von  Gewerben,  —  mitunter  in  Verbin- 
dung mit  gebührenartigen  Einnahmen,  wie  z.  B.  bei  den  Markt- 
geldern, Wegezöllen  —  und  der  directen  Personal-,  Ertrags-, 
(Grund)  Vermögens-  und  Einkommensteuern. 
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Vielerlei  persönliche  Vcrpflirhtunpcn,  znm  Kriejcsdienst  (mit  oiironcr 
Waffenstellung,  Unterhaltunfr) ,  /u  andertMi  Dienstleistunufen  (Fnhren,  Spanndienste 
u.  üpl.  m.),  entsprechen  dem  alteren  naturalwirthschaftlichen  Zustande  der  V'olkswirth- 
S4!haft  Sie  betreffen  nicht  unmittelbar  das  mittelalterlich«'  Finanzwesen.  Ab^-r  da 
sie  spater  im  ^eldwirthscbaftlichen  Zustande  durch  andere  Formen  der  Beschatrunir 
der  Arbeitskräfte  filr  öffentliche  Zwc<*ke  (§.  1)  ersetzt  W(?rden,  worauf  dann  die  Kin- 
nahmewirtlischaft  des  Finanzwesens  sich  entspreclien»!  entwickeln  niusste.  «lurfen  sie 
hier  nicht  unerwähnt  bleiben.  Eine  besondere,  dem  modtjruen  Staat  meist  t\dil<Mide 
Kinnahme  waren  namentlich  in  früherer  Zeit  die  freiwilli^:en  (jaben  ((iesrlienke, 
dona)  an  den  Fürsten.  Si<'  dürfen,  wenn  auch  nicht  auf  d(;m  Kechtszwanv:  beruhend. 
«loch  zur  ordentlichen  Einnahme  jr<;rechnet  werden,  weil  sie  ziemlich  p'uelmässiu', 
der  Sitte  gemäss,  eiujrehen. 

In  allen  die^en  Verhältnissen  besteht  von  der  fränkischen  Zeit  an  iu  Mittel-  und 
Westeuropa  eine  Gleichartigkeit  der  (jestaltunir  un<l  Entwicklung-  wi'uiirstens 
in  den  Grund züjoren  des  Finanzwesens  und  speciell  der  Einnahmewirthschaft.  Nur 
dass  in  Deutschland  deKnitir  ursprUn^^rliche  Einnahmen.  BesitzthUmer  und  hnanzielle 
Rechte  des  deutschen  Königs  und  des  Kei<hs  an  die  selbständiir  w«;nlenden  Terri- 
torialherren  übersehen,  während  sie  in  Frankreich  und  Entrland  der  Krone  oder 
dem  König  verbleiben  o<ler  wieder  von  ihnen  erlan^-t  werdeu,  mit  Ausnahme  fnjilich 
eines  frrossen  Theils  der  aUen  Kronlän«lereien,  die.  ubenill  «lurch  Versch«'nkunir,  «hirch 
das  Lebenswegen  u.  s.  w.  endgilti^  in  Privathände.  vonuOimlich  der  ehemalipMi  (irossen, 
des  Adels,  der  Kirche  gelangen. 

Theilt  man  die  Einnahmen  nach  dem  finanzwissensehaftlichen 
Charaeter  in  der  angegebenen  Weise,  so  lässt  sich  die  Regel  auf- 
stellen, dass  je  weiter  man  in  die  Geschichte  der  Vorläufer  der 
heutigen  europäischen  Staatsbildungen  in  das  Mittelalter  zurückgeht, 
desto  mehr  die  privatwirthschaftlichen  und  in  zweiter  Linie 
die  gebtthrenartigen  Einnahmen  überwiegen.  In  diesen 
beiden  besteht  auch  in  den  einzelnen  Ländern  am  Meisten  Gleich- 
artigkeit Die  regelmässige  Besteuerung  gewinnt  erst  in 
der  neueren  und  neuesten  Zeit  immer  allgemeiner  den  Vorrang. 

Von  früh  an  linden  sich  sehr  allgemein  Zölle,  d.  h.  regelmässige  Passage- 
«Transit-)  oder  Weg  zolle  für  den  Transit  der  Waaren  an  bestimmten  Stellen. 
Einzelne  andere  indirecte  Verbrauchssteuern,  wie  Getränkesteuern  (Bier, 
Wein),  Marktabgaben  an  den  Thorcn  bilden  sich  im  städtischen  Finanzwesen  fridier 
aus,  werden  aber  von  Anfang  an  und  später  mehr  mit  für  landesherrliche  Hechnung 
erhoben.  In  Form  von  Finanzregalien  und  Monopolen,  dann  von  allg<;meinen 
Accisen  werden  sie  seit  dem  Schluss  des  Mittelalters,  besonders  seit  dem  17.  Jahr- 
hundert im  Staats-  und  Territorialfinanzwesen  wichtiger. 

Am  Wenigsten  ausgebildet  blieb  regelmässig  lange  das  directe  Steuerwesen 
und  wieder  besonders  die  Personal-  und  Einkommensteuern,  w&hrend  allgemeine  Ver- 
mögens-. Real-,  namentlich  Grund-,  Gebäude-  (lleerd-)  steuern,  früher  vor- 
kommen. Die  älteren  Abgaben  dieser  Art  sind  übrigens  vielfach  nicht  öflentlich- 
rechtliche  Steuern,  sondern  privatrechtliche  oder  lehens-  und  dienstrecht- 
iiche  Abgaben  des  Grundbesitzers  und  der  Personen.  Im  früheren  Mittelalter 
hinderte  schon  die  Auffassung  der  persönlichen  Freiheit  die  Entwicklung  des 
directen  Steuerwesens,  später  that  dies  die  erforderliche  ständische  Zustimmung, 
welche  sich  bei  diesem  Zweige  der  Steuern  überall  am  Wirksamsten  zeigte.  So  blieb 
besonders  die  directe  Besteuerung  bis  in  die  Neuzeit  hinein  und  selbst  noch  in 
der  The4)rie  der  deutschen  Cameralisten  des  vorigen  Jahrhunderts  eine  untergeord- 
nete und  mehr  nur  eine  Ausnahme  bildende  Einnahmequelle,  auf  die  in  griisse- 
rem  Umfange  nur  in  besonderen  Fällen  für  Staats-  oder  früher  für  königliche 
oder  fürstliche  Zwecke  zuruckgesrritfen  wurde.  S.  Fin.  II.  §.  440  If.  und  oben  §.  Ö7 
—90,  auch  91   u.  §  23  u.  24). 
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Die  (Mj^^cuthUiululic  Gostaltiina:  iiiid  vorliältnissmässi  g  grosse  Ausdeh- 
nung, welche  das  Gebühren wesen  im  mittelalterlichen  Staat  einnahm,  ist  beson- 
ders bcmerkenswerth.  Das  Princip  von  Lei!»tung  und  Geg-enleistung  war  in  diesen 
,,S  p  e  c  i  a  1  s  t  e  u  e  rn"  im  unausgcbildetcn  Staate  mehr  vertreten,  als  jetzt  im  entwickelten 
Staat,  dem  die  Generalsteuern  eisen  sind:  ein  Fingerzeig,  dass  die  allgemeiner«' 
Einfuhrung  der  ersteren  ein  wesentlicher  Kuckschritt  im  modernen  Staat  wäre. 
Vgl.  Fin.  II  §.  281,  bes.  S.  12  ff.  „zur  Geschichte  des  Gebührenwesens^ 

II.  —  §.  214.  Geschichtliche  und  staatsrechtliche 
Stellung  des  älteren  Domaniums. 

S.  oben  §.  87 — ^0,  bes.  S.  198,  wohin  in  dieser  3.  Aufl.  Einiges  gestellt  ist, 
das  in  der  2.  Aufl.  (§.  151  ft.)  in  diesem  Abschnitte  gegeben  wunle.  S.  auch  Bau 
§.80  ff'.,  bes.  die  Noten.  Hüllmann,  Gescliichtc  der  Dumänenbenutzung  in  Deutsch- 
land. 1SÜ7.  V.  Kotteck  in  dessen  und  Welcker's  Staatslezikon ,  IV,  459. 
V.  Treitschke,  Art.  Domänen  in  Bluntschli's  Staatswörterb.  III,  162.  Röscher, 
Grund riss  §.46.  Zachariä,  Staatsrecht  II,  Kap.  7,  Tit  2.  Georg  Meyer,  D. 
Staatsrecht  §.  94,  202.  Bölilau,  Fiscus,  Iaud<;sheiTl.  u.  Landesvcrmög.  iu  Mcckl. 
Schwerin,  Rost.  1S77.  Bergius,  Grundsätze  der  Finanzw.  S.  161.  Stein,  Fin., 
2.  A.,  S.  147.  Ueber  England  s.  Gneist,  engl.  Verwaltungsrecht,  2.  A.,  bes.  I., 
128,  1Ö3,  190,  409,  II.  940,  1151,  Vocke,  brit.  Steu.  S.  128;  tlber  Frankreich, 
Hock,  Fin.  Frankreichs  S.  209;  über  Preussen  (17.  u.  18.  Jahrh.)  Riedel,  braud. 
preuss.  Staatshaushalt  passim,  neue  Zeit  Rönne,  Domän.-,  Forstwesen  u.  s.  w.  des 
preuss.  Staats  1854,  ders.,  Staat>r.  Preuss..  3.  A.  II,  S.  587  ff.;  über  Baiern, 
Puzl,  bair.  Verwaltungsrecht  §.  229  ff.;  über  Baden,  Regenauer,  g.  192  ff.; 
über  Nordamerika,  Hock,  Fin.  Amerika's  S.  225.  Vgl  auch  Czörnig,  östcrr. 
Budget,  II,  477.    (Vergleiche).     Dann  oben  §.  175  über  Civillisten. 

A.  Gestaltung  im  Allgemeinen.  Die  Grundlage  und 
den  Haupttheil  der  privatwirthschaftlichen  Einnahmen  bildete 
von  jeher  und  bis  in  die  neueste  Zeit  hinein  der  ländliche 
Grundbesitz  der  Krone  oder  des  Fürsten.  Er  umfasste  vor- 
nemlich  FeldgUter  (die  späteren  KammergUter  im  engeren 
Sinne),  Gewerksvorrichtungen,  Waldungen. 

Ursprünglich  war  dieser  Grundbesitz  in  den  germanisch- 
romanischen Reichen  des  frühen  Mittelalters  sehr 
bedeutend.  Er  rührte  aus  Vorbehalten  von  der  Landvertheilung 
bei  der  ersten  Ansiedlung  und  Eroberung,  auf  dem  Boden  des  alten 
römischen  Reichs  aus  Confiscationen  und  Uebernahme  römischen 
Staatsguts  her.  Die  Geschlechter,  welche  zur  Fürsten-  oder  Königs- 
würde  kamen,  waren  in  der  Regel  grosse  Grundbesitzer,  deren 
Güter  mit  dem  eigentlichen  Staatsgut,  bez.  mit  dem  Gute  der  alten 
(ausgestorbenen  oder  vertriebenen)  Dynastie  zu  einer  Einheit  ver- 
schmolzen. 

Waitz  II,  615  ff,  (merov.  Zeit^.  Weiden  und  Wälder  fast  in  allen  TheUen  des 
frank.  Reichs  im  Besitz  des  Königs,  z.  Th.  wohl  nur,  weil  unbebautes  Land  ihm  zu- 
geschrieben wiird(!.  Gross<;  Wälder  waren  bes.  zur  Jagd  (als  „Forste"')  im  Besitz  des 
Königs.  Grosse  Masse  von  fürstlichen  Ländereien  im  Mittelalter.  Verzeich- 
niss  von  123  kaiserlichen  Villen  der  Karolinger  bei  Hill  1  mann,  Finanzgesch.  S.  lÜ  ff. 
Unter  den  Königen  von  England  aus  dem  sächsischen  Stamme,  namentlich  unter 
Eduard  dem  Bekenner  (1042— tj5)  befunden  sich  1422  Landguter  (manors),  die  zum 
Theil  von  der  sächsisrheii  Könijrsfannlie  h<'rstannnten,  nebst  (»S  Forsten  und  7S1  Parks, 
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und  bis  aiif  Heinrich  IT.  bewirthotcii  die  Kunig:e  aJljrdirlicli  an  den  j^rossen  Festen 
die  Barone  und  ihr  Gcfolp:«^  aufs  Reichlichste.  (Nach  ßau;  Sinclair,  History  of  the 
public  re?enue,  I.  26,  27.  Gneist.  en^I.  Verwraltungsr.  I.  28,39.)  Ueber  das  Alt er- 
thum  s.  0.  §.  86.  üeber  die  altrömischen  Domänen  bes.  Marquardt,  röm. 
Staatsverwalt.     IL  147,  152,  176,  2H9— 257. 

Im  früheren  naturalwirthschaftlichen  Zustantle  dienten  dies«^  Güter  theilweise  un- 
mitt(;Ibar  zur  ünterhaltunf?  dos  Hofs  und  des  k.  Hauses.  Dio  vielfachen  Keisen  und 
Heerziiore  des  Fürsten  prabcu  dazu  in  allen  Landestheilcn  Gclcjrenheit  und  setzten  das 
Vorhandensein  solcher  Gtlter  eigentlich  voraus.  Die  Natunileinkünfte  derselben  bei 
Selbstverwaltung  durch  k.  Beamten  liefert<'n  auch  zujfleich  mit  ilic  Mittel  ftir  die  Be- 
strcitunjc  der  Re^ieruntfsausfraben,  soweit  von  solchen  gesprochen  werden  kann. 

Mehr  und  mehr  aber  ist  der  Bestand  des  ursprüng- 
lichen Domaniums,  besonders  der  Besitz  eigentlicher  Feld- 
güter, überall  im  Lauf  der  Geschichte  vermindert 
worden,  in  manchen  Ländern  so  sehr,  dass  davon  auf  die  Gegen- 
wart nur  wenig  gelangt  ist.  Die  allgemeinen  Ursachen 
dieser  Erscheinung,  welche  nach  Zeitaltem  und  Ländern  ver- 
schieden stark  einwirkten  und  sich  verschiedenartig  untereinander 
und  mit  anderen  speciellen  Ursachen  verbanden,  sind  die  folgenden. 

1.  Einmal  erfolgten^  besonders  in  früherer  Zeit,  sehr  um- 
fassende Landverschenkungen  Seitens  des  über  das  Gut 
wie  über  ein  Privatvermögen  verfügenden  Herrschers. 

So  an  Familienan^ehörijre,  Gross«',  Günstlinge,  Kirchen  u.  s.  w.  zur  Ausstattung, 
zur  Belohnung  von  Verdiensten ,  zur  Erlanc^une:  von  Geg:endiensten ,  ünterstiitzunp  in 
politischen  Verhidtnisscn  u.  s.  w.  Selbst  wo  nicht  sofort  eine  Vergebung  zu  Eigon- 
thum,  sondern  zu  pre eurem  Besitz,  als  Beneficium  oder  zu  Lehen  stattfuidet, 
ist  meistens  später  eine  vollständige  Ausscheidunjj:  dieses  Guts  aus  tlem  Staats-  oder 
Krongut  per  fas  et  nefas  eingetreten. 

2.  Sodann  hat  bei  solchem  Gut  wie  bei  anderem  Grundbesitz 
eine  Vergebung  an  kleinere  bäuerliche  Landwirthe 
zur  Bebauung,  gegen  Naturalabgaben  von  dem  so  erhaltenen  Lande 
und  gegen  die  Uebemahme  von  Diensten  auf  dem  Hofgute,  statt- 
gefunden. 

Daraiis  entwickelten  sich  die  dinglichen  Gerechtsame  des  Hofguts  gegen- 
ftber  diesen  Ländereien.  Die  von  vorneherein  gewährten  oder  später  nacii  Sitte  und 
Recht  sich  ausbildenden  Erbpachtverhältnisse  und  schliesslich  die  Beseitigung 
der  Dienstpflichten  und  Abgaben  und  des  Erbpacht-Kanons  mittelst 
Ablösungen  oder  sonst  wie  haben  dann  den  Domänenbesitz  wie  den  sonstigen 
herrschaftlichen  Grundbesitz  vermindert. 

3.  Mit  Grundbesitz  aus  dem  fürstlichen  oder  Staatsgut  wurden 
ursprünglich  vielfach  gewisse,  namentlich  höhere  Aemter 
dotirt,  —  also  wesentlich  ein  System  der  Naturalbesoldung. 
Mit  der  Erblichkeit  dieser  Aemter  ging  der  Grundbesitz  an  die 
vornehmen  Familien  über  und  ist  meistens  im  Lauf  der  Zeit  mit 
dem  Eigengut  und  mit  anderem  Lehensgut  derselben  zu  einer 
neuen  Einheit  mehr  oder  weniger  unnnterscheidbar 
verschmolzen. 

▲.  Wagner,  Fin«n7wi3fteii»'haft.    I.    3.  Aufl.  33 
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Wurden  und  blieben  solclie  Familien  Dyn;istiecn  uiid  Tcrritorialhcrren ,  so  ist 
zwar  dieses  gesammte  Gut  oder  ein  Theil  davon  später  öfters  wieder^seinem  uraprOnf^- 
Hellen  ölfcntlichen  Zweek  zuriickgej^eben  worden.  Aber  bisweilen  'verblieb  es  auch 
der  neuen  Dynastie.  Erhoben  sich  diese  Familien  nicht  zur  eigentlichen  Landesherr- 
schaft oder  verloren  sie  dicjselbe  wieder,  so  haben  sie  das  Gut  öfters  endjeriltig'  als  ihr 
Privatvcnnögen  behalten,  wie  z.  B.  die  mediatisirten  weltlichen  Fiirsten  in  Deutschland 
noch  zu  Anfang:  dieses  Jahrhunderts. 

4.  In  neuerer  Zeit  ist  auf  eine  Scheidung  des  Hof*  and  des 
Staatshaushalts  hingearbeitet  worden,  als  sich  die  moderne 
Staatsauffassung  von  der  patrimonialen  loslöste.  In  dem 
seinem  verschiedenen  rechtlichen  Urspnmg  nach  schwer  zu  schei- 
denden Domanium  befand  sich  jedenfalls  öfters  altes,  eigentlich 
öffentlich  rechtliches  Besitzthum,  das  an  der  Krone  oder 
Landeshoheit,  bez.  an  der  fürstlichen  Gewalt,  als  der 
Vertreterin  der  Rechte  des  staatlichen  Geraeinwesens  als  soleben, 
haftete.  Bei  den  vertragsmässig  oder  durch  Octroyrung 
erfolgenden  Auseinandersetzungen  über  dieses  Domaninm 
lind  über  etwaige  Civil  listen  (§.175)  wurde  dann  aber  mitunter 
wohl  das  ganze  Domanium  oder  ein  Theil  desselben  der  Dy- 
nastie als  Patrimonialgut  zugesprochen.  Dadurch  ist  aber- 
mals der  Bestand  des  alten  Domaniums  vermindert  worden. 

5.  Endlich  kamen  schon  länger,  z.  B.  in  England  im  16.  und 
17.  Jahrhundert,  und  fast  überall  neuerdings  (selbst  in  deutschen 
Staaten,  wie  Preussen)  Verkäufe  von  Domänenland  vor. 

Vielfach  haben  freilich  überall  und  zu  allen  Zeiten ,  wenn  auch  in  sehr  ver- 
schiedenen Formen  und  in  verschiedenem  Umfange,  wieder  Vermehrungen  des 
Domaniums  stattgefunden.  Früherhin  durch  Einziehung-  von  Schenkungen,  VcrfaU  von 
Lehen,  Vermögensconfiscationen,  welche  ehedem  oft  eine  grosse  Quelle  der  Einnahme 
überhaupt  bildeten,  u.  s.  w.,  (s.  z.  B.  f.  d.  meroving.  Zeit  im  friink  Reich,  Waitz  II, 
593  ff.),  sfiäter  durch  die  Säcul  arisationen  des  geistlichen  Guts,  durch  Ver- 
einip:unß-  des  fürstlichen  Hausgnts  mit  dem  Staatsgut — ,  also  der  umgekehrte 
Fall  wie  die  beiden  vorhin  erwähnten  — ,  gelegentlich  immer  durch  Ankäufe. 
Aber  im  Ganzen  haben  diese  Vermehrungen  des  Domaniums  nicht  die  Verminderungen 
aufgewogen. 

Das  Endergebniss  der  geschichtlichen  Entwicklung  ist  in 
unseren  west-  und  mitteleuropäischen  Staaten  ein  verhältniss- 
mässig  doch  nur  kleiner  werbender  Grundbesitz  in 
Händen  des  Staats,  am  Meisten  noch  Wald  besitz.  M.  a.  W. 
das  eigentlich  private  Grundeigenthum  der  Privatwirth- 
Schäften  hat  mehr  und  mehr  den  ländlichen  (agrarischen) 
Boden  umfasst  und  öffentliches  (,,gesellschafi liebes")  Eigenthum 
daran  verdrängt.  Für  die  Finanzen  ist  diese  Entwicklang  mit 
der  Nothwendigkeit  verbunden,  auch  abgesehen  von  dem  viel 
grösseren  Staatsbedarf,  jetzt  mehr  als  früher  auf  Steuereinnahmen 
bedacht  zu  sein. 
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\Vag:ncr.  Grundlojr.  Abtli.  I,  Kap.  4.  Samter,  jiCsellscL.  u.  Privateijrenthum, 
Lpz.  1877.  —  Man  erkennt  lüer  leicht  den  Einfluss  eines  llechtsinstituts  wie  das  pri- 
rate  Gtundeigenthum  und  wie  der  private  Kentenbezn«:  davon  auf  das  Finanzwes<;n  n. 
auch  in  dieser  Hinsiclit  wieder  auf  die  Vertheilung  di'S  Yolkseinkonnnens :  indem  die 
Kente,  die  sonst  der  Staat  beziehen  könnte,  ihm  entgeht,  muss  die  BevOlkernni^-  aurh 
mehr  allgemeine  Steuern  zahlen.  L'e))er  die  Bedrutiin.i::  dieses  Mom<>nts  für  die  Hnt* 
wioklnnjLT  dt;r  Besteuerung  s.  Fin.  II,  §.  342  If.,  851. 

§.  215.  —  B.  Gestaltung  der  Rechtsverhältnisse 
des  älteren  Domaniums  speciell  in  Deutschland.  Der 
eigenthümlichen  politischen  Entwicklung  Deutschlands  ist  es  zu 
yerdanken,  dass  sich  hier  in  höherem  Grade  als  sonst  ein  be- 
deutendes Domanialvermögen ,  nicht  bloss  Forsten ,  sondern 
meistens  auch  Feldgüter  u.  A.  m.  im  Besitze  der  deutschen  Staaten 
erhalten  hat.  Die  Finauzwirthschaft  der  letzteren,  zumal  der 
Kleinstaaten,  doch  auch  der  Mittelstaaten  und  selbst  Preussens, 
hat  in  Folge  dessen  noch  heute  mehr  als  diejenige  der  meisten 
anderen  europäischen  Staaten  von  dem  älteren  domanialwirth- 
schaftlichen  Character  Etwas  beibehalten.  Jene  politische  Ent- 
wicklung Deutschlands  ist  aber  auch  die  Ursache,  dass  hier  die 
Rechtsverhältnisse  des  Domaniums  sich  ganz  besonders  complicirt 
haben  und  zum  Theil  noch  gegenwärtig  von  denjenigen  in  anderen 
Staaten  abweichen. 

Kau  (§.  90*  91)  hat  dieses  im  Wesentlichen  in  fol«::ender  Weise  vorlrefUich 
dargelegt: 

In  mehreren  deutschen  Staaten  haben  sich  aus  alter  Zeit  her  Liep3nschaften 
erhalten,  deren  KijLrenthum  dem  fürstlichen  Hause  zusteht,  deren  Rein- 
ertrag: jedoch  fortdauernd  dem  Staatsrechte  dieser  Länder  gemäss  zur  Bestreitung 
ron  Staatsaus^aben  verwendet  wird.  Solche  fürstliche  Haus-  oder  Stamm- 
vater, die  sich  durch  die  für  sie  «reitenden  Rechtssätze  von  dem  reinen  Privat- 
rermög'en  des  Fürsten  oder  seines  Hauses  unterscheiden,  wurden  eben  so  wie  die 
eigentlichen  Staatsgüter  Domänen,  oder  nach  dem  älteren  deutschen  Ausdruck 
Kammcrg^üter  genannt.  Der  Begriff  „Domänen'' enthält  also  hier  die  den  beiden 
Arten  ron  Gütern  gemeinschaftlichen  Merkmale  der  Unbeweglichkeit  und  der  Wid- 
mung des  Ertrages  für  öffentliche  Zwecke.  Nach  dem  Eigenthums- 
verhältnlss  aber  zerfallen  diese  Güter  in  Staats-  und  Haus-Domänen.  Diese 
Unterscheidung  wurde  Jedoch  früherhin  meistens  nicht  streng  festgehalten.  Die 
Kammergüter  der  deutschen  Kaiser  waren,  dem  Wesen  eines  Wahlreiches 
gemäss,  Staatsgüter,  die  bei  dem  öftern  Uebergange  der  Kaiserwürde  von  einem  Hause 
zum  andern  sich  nach  und  nach  verloren  und  iji  die  Hände  der  Reichsfürsten  gelangten. 
Die  Tafelgüter  der  geistlichen  Fürsten  und  die  Besitzungen  der 
Reichsstädte  gaben  jedoch  fortwährend  das  Beispiel  unverkennbarer  Staatsgüter, 
wenn  auch  für  erstere  mitunter  der  Character  von  Kirchenvermögen  behauptet  wurde. 
Die  Kammergüter  der  weltlichen  Fürsten  dagegen  hatten  keinen  gleichförmii^en 
Ursprung.  Anföoglich  waren  es  Privatgüter  (Alle de),  welche  in  den  sich  empor- 
hebenden Familien  durch  Kauf,  Erbschaften,  Heirathen,  Schenkungen  u.  s.  w.  sich 
allmälig  vermehrten.  Als  aus  solchen  reichen  Grundeigenthümern  mit  der  Zeit  kaiser-^ 
liehe  Beamte,  Lehenträger  und  endlich  Landesherren  wurden,  diente  der  Ertrag 
jener  Güter  nicht  bloss  zum  Unterhalt  dieser  fürstlichen  Geschlechter,  sondern  auch 
zur  Bestreitung  von  Rogie  rungskosten.  Später  trat  mancherlei  Zuwachs 
aus  Reichslchen,  aus  kaiserlichen  Staatsgütern,  nach  der  Reformation  auch 
aus  aufgehobenen  geistlichen  Stiftern  (Klöstern,  Ordcnscommendcn  u.  s.  w.) 
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fin ,  ähnlicb  wirdiT  in  der  politisch  bewerten  Zeit  zu  An£etng  dieses  Jahrhunderts 
in  Fol)?«'.  d('S  KoichsdcputatioDshauptschlusscs.  So  wurde  z.  ii.  in  Würtemborg  noch 
J80<)  das  evanureliscbe  Kirchen}i:ut  de^  Erblaudos  im  Betrage  von  etwa  10  MilL  fl. 
il(;m  Kamm(;rs:utc  einverleibt.  Auch  in  der  Markgrafschaft  Baden- Durlach  ist  das 
evangelische  alljiremeine/  Kirchenvermög-(m  zu  dem  Eammer^ute  ^«^zo^en  worden.  In 
Frcussen  erfolgrte  die  Einziehung;  aller  g^eistl.  Güter  und  deren  Erklärung:  zu  Staats- 
i^ütem  durch  Edict.  v.  .SU.  Oct.  1810.  (A<;hnlich  wurde  in  Frankreich  im  Anfanj^r- 
der  ersten  Revolution,  in  Spanien  1835  und  spät<>r,  nach  KUckgrängii^niachun^  der 
3rassrep>l,  von  Neuem,  in  Bussland,  dann  in  neueste ;r  Zeit  in  Italien  das  Eirchen- 
;;ut  von  d(;r  Staatsgewalt  in  Besitz  genommen,  hierauf  diit  VtTäusserung:  in  grrOsserem 
Umfange  durchprefuhrt).  Ferner  fand  in  den  deutschen  Staaten  eine  Vermebrunjsr  des 
Domanialbesitzt^s  ans  den  Domänen  der  neu  erworbenen  Landestheilc,  also 
aus  staatsr <'chtl ich en  Veranlassungen,  statt.  Bei  diesem  verschiedonartig:cn 
Ursprung-  der  Kammerguter  ist  der  Streit  und  die  Unbestimmtheit  der  Meinongeo 
über  die  rechtliche  Natur  derselben  leicht  zu  erklän'u. 

Das  auf  dir.  angegebene  mehrfache  Weise  allmälig  (entstandene  Domanium 
oder  Kammergut  der  deutschen  Landesgebiete  wurde  nun,  ebensowenig 
wie  in  den  anderen  enropäischen  Ländern,  nicht  nach  der  Art  des  Urspranges 
in  Haus-  und  Staatsgut  getheilt,  sondern  als  eine  einzige  Masse  behandelt 
und  nur  von  denjenigen  Besitzungen  ge.tr<^nnt  u-ehaltcii.  die  der  Fürst  wie  tiin  Privat- 
mann besass,  den  sog.  Chatoulgütern.  Letztere  unterliegen  gewöhnlich  der 
Landcsbestcuerung  und  den  B<>stimmung<m  des  bürgerlichen  Rechts,  auch  des  allge- 
meinen Erbrechts,  vorbehaltlich  etwaiger  Abweichungen  in  den  Normen  der  fürst- 
lichen „Uausgesetze"'.  (In  Preusson  gehört  dahin  d.  Kön.  Hausfidcicommiss,  das 
prinzl.  Fam.tideicommiss;  Aehnliches  im  K.  Sachs**n,  Würtemb.).  Für  das  Kammer- 
gut galt  dagegen,  wie  oben  schon  zu  erwähnen  war  (S.  19S)  in  Deutschland  allgemein 
der  staatsrechtliche  Grundsatz,  dass  der  Ertrag  des  Kammergutes  (meist 
mit  Einschluss  der  Regalien)  für  S.taatszweck«*  und  zwar  zan&chst 
für  die  Hofstaats-,  sodann  aber  auch  für  Kegierungsausgaben  ver- 
wendet werden  müsse  und  dass  Steuern  «rst  dann  zulässig:  seien, 
wenn  «erwiesener  Maasseu  jene  Kinkünft«-  nicht  zureirhen.  Durch 
Landen-  oder  [Iausges<*tze  od«T  Ueber«'inkunl't  mit  den  Landständen  ward  meistens 
ausdrücklich  festgesetzt ,  dass  dies  gesammte  Kammergut  unzertrennlich 
beisammen  bleiben,  nicht  veräussert  od«T  belastet  werden  solle 
(ausser  unter  gewissen  Bedingungen)  und  sich  nach  d«T  Erstgeburt  im 
Mannesstamme,  also  zugleich  mit  der  Fürsten  würde,  vererb«*.  Das- 
selbe unterlag  niclit  den  gemrinrcchtlirhen  Verjährungsregeln  und  trug  keine  Steuern. 
Die  Landstände  durften  sein«"r  unbefugten  Veräuss«TUug  widersprechen,  auch  wurden 
mit  ihnen  Vereinbarungen  getroffen .  wenn  aus  Landesmittchi  ein  Zuschuss  zu  dem 
Bedarf  der  Hofhaltung  «•eleistet  oder  bei  einem  reichliehen  I)omänen«Ttrage  ein  Theil 
desselben  zu  anderen  Staatsausuaben  bestimmt  werden  sollte  (§.98).  Das  Kammer- 
gut  war  folglich  in  vielen  Hinsichten  dem  wahren  oder  eigentlichen 
Staatsgute  ähnlich,  wenn  es  gleich  niclit  als  solches  anerkannt 
war.  Aus  diesen  Verhältnissen  des  deutschen  Kammerguts  erklärt  es  sich,  dass  bei 
den  Mediatisirungen  Anfang  dieses  Jahrhunderts  die  bisher  reichsunmittelbaren  Terri 
torialherren  als  nunmerige  so;:'.  Standeslierren  die  Domänen  als  Eigcnthum  für  sich 
behalten  durften,  während  die  anderen  Staatseinkünfte  auf  die  Staatskasse  der  Länder 
übergingen,  denen  die  Standesherren  jetzt  angehörten.  Die  Schulden  wurden  nach  dem 
Verhältniss  beider  Theile  des  bisherigen  Einkommens  getheilt.  Bei  der  Einverleibung 
Hannover's,  Kurhessen's,  Nassau's  u.  s.  w.  in  Preussen  1866  sind  da- 
gegen die  Domänen  mit  dem  prenss.  Staatsgütern  vereinigt  worden.  Vgl.  sonst  für 
die  älteren  Rechtsverhältnisse  u.  Auffassungen  v.  Seckendorf,  T.  Fürstenstaat, 
(worüber  oben  S.  34\  Pütter,  Institutiones  juris  publ.  §.  254.  Zachariä, 
Staatsrecht  2.  A.  §.  208,  v.  Könne,  Das  Domänen-,  Forst-  und  Jagdwesen  des 
preuss.  Staats,  1S.')4,  S.  2  H".  —  Mehrfach  ist  über  die  ältere  u.  neuere  Rechtsqualität 
des  Kammerguts  u.  über  die  auf  dessen  F>trägen  ruhenden  Verpflichtungen  auch 
neuerdings  noch  bei  Gelegenheit  der  „Domänenstreitigkeiten"  in  deutschen  Staaten, 
bes.  in  Kleinstaaten  literarisch  discutirt  worden.  Vgl.  bes.  die  Literatur  über  den 
Meininurer  Domänenstreit:  Ueber  die  Domänenfrage  im  H.  S.  Meiningen,  1847. 
Vollert,      Die     Entstehung     und     die      rechtliche     Natur    des     Kammervermögens 
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iu  D„  1857.  Zachariä,  ücber  das  rechtliche  Verhältiiiss  des  fürstl.  Kammer- 
fsats  iosbesoDdere  im  Herzogthuin  S.  Meiningeii.  Gott  1861.  Keyscher,  Die  Kechto 
des  Staats  an  den  Domänen  und  KammcrgUtern,  Leipzigs  1863  (gegen  Zachariä  und 
für  die  öffentliche  Natur  des  Kammergutes).  Zöpt'l,  Bemerkungen  zu  Rcyscher, 
1S64.  Zachariä,  Das  Kigenthumsrccht  am  d.  Kammergut.  Gegen  A.  L.  Keyscher, 
1S64.  Keys  eher,  der  Rechtsstreit  über  das  Ki(;enthum  an  den  Domänen.  1865. 
Hcinze,  Dom.frage  in  S.  Mein.,  Tüb.  Ztschr.  B.  19,  S.  212. 

Nach  der  Gründung  des  Deutschen  Hundes  seit  den  neuen 
ständischen  Verfassungen  wurde  es  dringenderes  Bedurfniss.  das  unklare  Kechts- 
Terh&Itniss  genau  zu  regeln,  was  hie  und  da  nicht  ohne  grosse  Schwierigkeiten  und 
längeren  Streit  zwischen  Fürstenhaus  und  Ständen  geschah.  Doch  suchte  man  eine 
uuhsamc  Sondernng  jener  beiden  (lattungen  zu  umgehen. 

In  einem  Thcile  der  deutschen  Staaten  wurden  sämmtliche  KammcrgUtor 
als  Staatsgut  erklärt,  was  die  Domänen  in  den  ausserdeutschen  Staaten,  zufolge 
des  Öftcrn  Wechsels  der  regierenden  Geschlechter  oder  nach  ausdrucklicher  Erklärung, 
meist  schon  früher  geworden  waren  und  Civillisten  festgesetzt  (§.  175). 

Vgl.  im  Allg.  Zachariä,  Staatsrecht,  §.  210  (bes.  in  d.  Anm.),  auch  oben 
g.  89 — 91.  In  Preussen  wurden  die  hier  Chatoulgttter  gen.  Privatgüter  der  hohen- 
zollemschen  Dynastie  schon  unter  dem  gprossen  Kurfürsten  in  der  Verwaltung  ihrer 
>linkunfte  mit  dem  Staatsdom.  zus.  gezogen  u.  unter  Friedr.  Wilh.  I.  durch  Edict  v. 
IS.  Aug.  1713  die  Dom.-  u.  Chat.-<iüter  vereinigt  u.  beiden  gleiche  Kechtsqualität 
beigelegt  (s.  o.  S.  20'I\  Könne.  Staatsr.  II,  2,  S.  588.  I^andrecht.  Th.  II,  Tit.  14, 
§.  11,  sodann  Hausgesetz  v.  6.  Nov.  1809,  Kdict  v.  30.  Oct.  ISIO  S-  1.  I>ie  früher 
iS.  403)  erwähnte  Radicirung  der  Kente  v.  2^»  Mill.  Thlr.  auf  die  Erträge  der  Dom. 
u.  Forsten  u.  der  Vorwegabzog  dieser  Kente  von  diesen  Einkünften  noch  jetzt  im 
preoss.  Etat  hängt  indessen  mit  den  älteren  Anrechten  der  hohenz.  Dynastie  am 
Domanium  zusammen.  (Verordn.  v.  17.  Jan.  1*^20  und  Art.  59  der  Verfassung  v. 
31.  Jan.  1^50).  S.  auch  Riedel,  brandenb.  Staatshaush.  S.  54.  61.  Treitschke, 
Art  Domänen  im  Staatswörterbuch  S.  161.  —  Baiern  1^18,  Verf.  ürk.  Tit  III, 
§.  1,  2.  -  Wurtemberg  1819,  Verf.  ürk.  §.  103,  in  Ansehunji:  des  k.  Kammer- 
gute».  —  Kurhessen  in  der  Vorf.  ürk.  von  1»31  §.  139,  140,  mit  Vorbehalt  einer 
Ausscheidung  des  Staats-  und  Familiengutes.  —  Sachsen,  Verf.  v.  1833,  §.  16  11".  — 
Von  anderen  Ländern  zeigen  •ileichen  Vorgang:  Dänemark,  Frankreich, 
Grossbritannien,  Ocsterreich,  Niederlande,  Schweden  u.s.  w.  In  Frank- 
reich hicssen  die  Domänen  Kronirut  (domaine  d<>  la  couronne^  und  unter  Franz  I. 
wurde  die  ünvfräusserlichkeit  desselben  verordnet,  Edict.  v.  30.  Jun.  1539.  Fruhzeit 
Anerkennung  als  Staatsgut  (was  freilich  durch  die  absolut  monarchisch«'  Gewalt  ver- 
wischt wurde),  ßodinus  de  rcpubl.  lib.  VI.  cap.  2,  S.  648  (ed.  Par.  1591).  Das 
Privatei^renthum  des  Königs  wurde  im  Augenblick  der  Thronbesteigung  Staatsgut 
Edict.  V.  1607.  (ies.  v.  S  Nov.  1814.  Die  assemblee  Constituante  erklärte  1790  diese 
(iütermasse  für  domaine  national,  d.  h.  sie  sprach  aus,  dass  sie  Staatsvermögen  sei. 
Das  Kron^rut  (domaine  oder  dotation  de  la  couronne)  im  19.  Jahrh.  war  der  dem 
Staatsoberhaupt  zum  Niessbrauch  übcrkssene  Theil  des  Staatsvermögens  (dom.  de  l'etat). 
Es  gehörten  hiezu  sowohl  Liegenschaften  (Schlösser.  Landgüter,  die  Fabriken  zu  Sevrcs 
und  Beauvais  und  die  Tapetenfabrik  des  Gobelins,  sodami  3  Wälder),  als  bewegliche 
Dinge,  wie  Juwelen.  Kunstwerke.  Bücher,  Zimmergerätho  u.  s.  w.  Bei  der  Entsetzung 
der  napoleonibchen  Dynastie  1870  ist  der  Character  dieses  Besitzthums  als  Staats- 
gut von  Neuem  anerkannt  worden.  Das  bisheritre  Apanagium  des  Hauses  Orleans 
von  1061,  1672  und  1692  war  unter  Napoleon  IIL  wieder  mit  dem  Staatsgute  ver- 
einigt worden,  nach  1871  erfolgte  jedoch  eine  Restitution.  —  In  den  Niederlanden 
wurde  erst  unter  König  Wilhelm  II.  das  Kiyrcnthum  der  Domänen  an  den  Staat  zurück- 
gejrebon.    (Nach  Kau»,     üebcr  England  (ineist,  engl.  Verw. recht  II,  1155. 

In  anderen  deut^chcn  Ländern  wurde  der  fürstlichen  Familie  das  EiL^cn- 
thum  der  Domänen,  selbst  iu  dtn  neu  einverleibten  I^andestheilen,  vorbehalten,  z.  B. 
iu  Nassau  (1814),  Waldeck  (IMl),  Baden,  Gotha,  Liechtenstein  0818),  Grossh. 
Hessen  (1820),  Weimar,  Koburg  (1821,1846),  Kurhessen,  Aitenburg  (1831  >, 
BraunschweiL»-  M832\  Hohcnzollern-Sigmarin^^en  (1S33),  Hannover  (Verf. 
V.  1840\  Schwarzburu^-Sondershauseu  (1S41),  Lippe  (1868).  In  mehreren 
andern  deutschen  Ländern  (z.  \\.  Mecklenburg,  die  anhaltischen  und  reussischeu 
Lande)  galt  dies  obenfaIl>  fortwährend,    (teber  Gr.  Hessen  u.  Hannover  s.  R^u. 
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5.  A.  §.  91  Anm.).  Jedoch  wurde  auch  hier  die  Verwendunpr  des  Domänen- 
crtrages  zu  Staatsausgaben  im  Allgemeinen  oder  zur  Bestreitung  de.r 
Hofstaatsaus^^aben  zu&:esichert.  Erstres  geschab  z.  B.  in  Baden,  nach  d.  Verf.- 
Urk.  (f.  1818)  g.  59:  ,,Ohncrachtet  die  Domäuen,  nach  aligemoin  anerkannten  Grand- 
sätzcn  des  Staats-  und  Fürsten  rechts,  unstreitiges  Patrimonialeigenthnm  des 
Kegenten  und  seiner  Familie  sind,  und  Wir  sie  auch  in  dieser  Eigenschaft  — 
hiermit  ausdrücklich  bestätigen,  so  vollen  Wir  dennoch  den  Ertrag  derselben,  ausser 
der  darauf  radirirten  Ci^illiste  und  ausser  anderen  darauf  haftenden  Lasten,  so  lang 
als  Wir  uns  nicht  dur(->h  Herstellung  der  Finanzen  in  dem  Stand  befinden  werden. 
Unsere  Untertbancn  nach  Unscrm  innigsten  Wunsche  zu  erleichtern,  —  der  Be- 
streitung der  Staatslasten  ferner  belassen/*  Ueber  die  aus  dieser  Be- 
stimmung entspringenden  Rcchtsrcrbältnisse  zwischen  dem  Fürstenhause  und  der 
Staatskasse  als  Nutziiiesserin  der  Domänen,  wobei  indess  die  rein  r  privatrechtlichen 
Sätze  nicht  unbedingt  massgebend  sein  können,  Helfe  rieh  in  der  Zeitschrift  far 
die  ges.  Staatswiss  1847.  I,  3.  (Ges.  üb.  Ci?.liste  v.  1854,  später  erhöht).  —  Aehnlich 
Koburg,  §.  76  der  Verf.  von  1821,  —  Braunschweig,  Landschafis-0.  von  1832, 
§.  6.    (Kau). 

Etwas  abweichendes  Verfahren  in  Meiningen,  Nassau  (1829)  u.  s.  w.  S. 
tibcr  Mein  in  gen  die  oben  gen.  Schriften.  Endlicher  Abschluss  eines  Vortrags 
daselbst  zwischen  Dynastie  und  Ständen  im  J.  1871,  auf  G^nd  des  zweiten  Ver- 
gleichsentwurfs, den  das  als  Schiedsgerichtshof  gewählte  Dresd.  Oborappellationsgcricht 
aufgestellt  hatte:  das  den  Landessteueru  nicht  unterworfene  Domänenvermögcu  wird 
wie  bisher  verwendet,  der  Herzog  erhält  eine  feste  Rente  von  280.000  Thlr.  jährlich, 
der  Rest  fällt  zur  Hälfte  an  ihn  u.  an  die  Landeskasse.  Der  Domänenetat  wird  mit 
Zustimmung  (früher  bloss  mit  Beirath)  der  Landesvertretung  festgestellt.  Diese  Be- 
stimmungen bleiben  in  Kraft,  solange  ein  Mitglied  des  Mein.  Specialhauses  oder  Goth. 
Gesammthauses  nach  Massgabe  der  Verfassungsurkunde  die  Regierung  des  Landes 
führt  Wenn  dies  aus  irgend  einem  Grunde  nicht  mehr  der  Fall  ist,  so  erfolg^  eine 
Grundtheilung  des  Domänenvermögens:  dem  herzoglichen  Hause  bleiben  '/j.  ais  fidei- 
commiss.,  der  (gewöhnlichen  Besteuerung  uuterworf.  Privateigeuth.  des  Goth.  Gesammt- 
hauses, dem  Lande  %  als  Prov.-Fonds.  (Mein.  Ges.  v.  20.  Juli  1S71).  —  üebcr 
Nassau,  s.  Rau,  5.  A.  §.  91  Anm.  (h). 

Die  Ereignisse  von  1848  haben  die  Folge  gehabt,  dass  in  mehreren  deutschen 
Ländern  auf  Antrag  der  Landstände  die  Domänen  für  Staatsgut  erklärt  wurden  und 
eine  Oivilliste  eingeführt  ward,  z.  B  in  Altenburg,  wo  die  Kammer-  und  Landescin- 
künfte  vom  Anfang  1849  an  zusammengelegt  worden  sind,  in  Weimar,  Mecklenbarg. 
Meiuingen,  Koburg  und  Gotha,  Oldenburg,  Nassau  u.  s.  w.  In  den  folgenden  Jahren 
wurden  diese  Bestimmungen  von  den  Regierungen  wieder  aufgehoben  und  neue  Ver- 
abredungen über  die  Verwendung  des  Domänenertrages  getroffen,  die  sich  oft  lange 
hinzogen  und  mitunter  erst  unter  dem  Kindruck  der  Ereignisse  v.  18H6  zu  einem 
Abschluss  gekommen  sind  (Anhalt  1869,  Schaumb.-Lippe,  Meiningen).  — 
Nachdem  im  Kriege  von  18C6  die  Gebiete  von  Hannover,  Kurhessen  u.  Nassau  in 
Preussen  einverleibt  worden  waren,  erhielten  die  Fürsten  dieser  Länder  reichliche 
Entschädigungen,  wohl  auch  mit  Rücksicht  auf  die  Hausdomänen,  welche  nun  preussische 
Staatsgüter  wurden.  So  der  König  von  Hannover  1 3,679,000,  der  Herzog  von  Nassau 
8,892,000  Thlr. ,  doch  wurde  die  Entschädigung  des  erstercn  wieder  mit  Beschlag 
belegt.  —  Ucbersicht  über  die  jetzt  in  den  einzelnen  Staaten  bestehenden  Hechts- 
verhältnisse bei  G.  Meyer,  D.  Staatsrecht,  §.  94,  vgl.  mit  §.  202  eb. 

Mit  diesen  eigenthUmlichen  Verhältnissen  des  älteren  und  neueren  Rechts  der 
Kammergüter  steht  dann  auch  die  Einrichtung  des  Kassen  wesens  in  Verbindung: 
das  System  zweifacher  Kassen,  die  „Kammerkasse"  für  die  Einkünfte  des 
Kammerguts  und  für  die  daraus  zuvörderst  zu  bestreitenden  Hofstaaatsausgaben ,  und 
die  (ständische)  Landes-Steu  erkasso  für  die  Steuereinnahmen  und  für 
die  darauf  lastenden  Staatsausjraben.  Dieser  Gegenstand  ist  o.  in  §.  90  schon  er- 
ledigt worden.     Vgl.  dazu  auch  Rau  §.  92.  93. 

III.  —  §.  216.  Heutige  finanzwirthschaftliche  Be- 
deutung des  älteren  Domaniums.  Die  Verminderung 
desselben  musste  sich   fUr  die  Finanzen  um  so  fühlbarer  machen, 
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je  mehr  schon  seit  den  letzten  Jahrhunderten  nnd  vollends  im 
modernen  Staate  der  Gegenwart  der  Staatsbedarf  stieg. 
Selbst  da,  wo  sich  noch  ein  erheblicher  Theil  des  Domaniuuis  er- 
halten hat  und  wo  dessen  Einnahmen  nicht  ganz  zur  Deckung 
des  Hofbedarfs  dienen,  ist  daher  regelmässig  nur  noch  eine 
massige  Quote  der  ordentlichen  Staatseinnahme ,  welche 
letztere  sich  wenigstens  im  Ganzen  dem  vergrnsserten  Staatsbedarf 
anpassen  mnsste,  auf  dieses  Domanialeinkommen  zurUckznftihren. 

Bt^Iati^r  am  Bcdoutoudstcu.  d.  h.  als  Quote  70ii  d(T  Gcsaninitciniiahme.  ist  es  norli 
in  den  deutschen  Staaten,  iu  welchen  bich  neben  dem  bedeutenden  EinkommtMi 
besonders  aus  Forsten,  danach  aus  Feldirütern  auch  das  nächst  verwandte 
£iiikoiniuca  ausBerj;:-  uml  II  ilttenwerken.  Salinen,  gewissen  Staats i'abriken 
u.  8.  w.  noch  reichlicher  als  in  den  meisten  andern  Ländern  findet.  Reste  des  alten 
Domauialeinkommcns  sind  wohl  noch  iu  allen  europäischen  Staaten  Forhanden.  Aber 
sie  sind  öfters,  besonders  in  Westeuropa,  nicht  mehr  erheblich,  wenn  nicht  etwa  durch 
neuere  Einziehunif  von  Kirc]ien.s:ut,  wenigstens  zeitweise,  jrrössere  B(jständo 
wieder  hinzu  jErekomuK'U  sind. 

Im  Ganzen  ist  daher  die  Einnahmewirthschaft  unserer  Staaten 
immer  weniger  alte  Domanialwirthschaft  geblieben  und 
immer  mehr  Steuerwirthschaft,  d.  h.  theils  Gebühren-, 
namentlich  aber  eigentliche  Steuerwirthschaft  geworden. 
Nur  das  Hinzukommen  von  Staatseisenbahnen,  finanz- 
wirthschaftlich  betrachtet  des  Haupt-Zweigs  modernen  Do 
manialwesens ,  hat  diese  Entwicklung  mitunter  etwas  zurück- 
gedrängt. 

Genaue  finanzstari-st.  Vt.Tirhüchunjren  bieten  wit-der  we«^<'n  der  Versclnedenh«'it 
der  Bestandtheile  des  privatwirthsehaftlichen  Einkommens  und  der  Verschiedenheit  der 
Etatisirunir  manche  Schwierijrkeiteii.  S.  ältere  Daten  Über  d«'n  „Reinertrajjr  d«T  Do- 
mänen mit  Anjrabe  s.  Verhältnisses  zum  reinen  Staatseiukommen"  bei  Kau,  5.  A., 
g.  ijy  Anm.  d,  in  meiner  Bearb.  d.  0.  A.,  §.117  Anm.  d,  bei  Czörnip:,  Oesterr. 
Budjret  II,  452,  477.  Nach  Herrn.  Warner  («oth.  Taschenb.  1874,  S.  87S  IT.,  884). 
ergeben  sich  folgende  (juoten,  wehhe  einmal  der  „Rcinertraur  der  Domänen  (i.  e.  S.) 
u.  Forsten",  dann  ,.der  Reinertra«::  des  •^^••samm t en  Privaterwerbs'*  von  den 
}*kettoausgaben  des  Staats  um  1S73  deckten.  Unter  dem  „gesammten  Privat- 
erwerb*^  sind  hier  aber  einige  Posten  inbcgrlHcn,  welche  stcuorartiges  (Einnahm, 
aas  d.  Colonien.  Lotterie)  oder  gebühren  artiges  Einkommen  (Münze,  Post,  Telc- 
graphic)  sind.  Es  lässt  sich  in  der  Tbat  auch  eine  genaue  und  gleich  massige 
AnsschQidong  schwer  vornehmen.  Der  Privaterwerb  umfasst  nemlich  bei  der  folgen- 
den Berechnung:  Domänen,  Forsten,  Colonien,  Zinsen  aus  Geldgeschäften  (bei  den 
einzelnen  deutschen  Staaten  incl.  des  rosp.  Antheils  an  verzinslichen  Ueichsa<;tiven), 
Staatslotteric ,  Berg-,  Hüttenwerke  und  Salinen,  verschiedene  gewerbliche  Anstalten 
(incl.  Staatsdra<kerei,  Münze,  Ertrag  der  (iesetzblätter),  endlich  Post,  Stiiatseiscn bahnen, 
Telegraphen. 

Von  der  Nettoausgabe  Von  der  Nettoausgabe 

beträgt  beträgt 

d.Nettoertr.  d.  Ncttoertr.  d.  d.Nettoortr.   d.  Nettoertr.  d. 

d.  Dom.  u.    ganz.  Privat-  d.  Dom.  u.     ganz.  Privat- 

Forsten.  erwerbs.  Forsten  erwerbs. 


0-  0/  0/  0/ 

/ü  /ü  'c 


Snchscn  .  .     .         •.»7  51-^        "Raiern     ....       K:?  '«70 

•Wurtember-     .     .       \:\-2  12  ".^        Baden      ....         T'l  ;16'6 
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Von  der  Nettoausgabe  Von  der  Nettoansgabe 

beträgt  beträgt 

d.  Nettoertr.  d.Nettoertr.  d.  d.  Ncttoertr.  d. Nettoertr.  d. 

d.  Dom.  u.     ganz.  Privat-  d.  Dom.  u.     ganz.  Prirat- 

Forsten.  crwcrbs.  Torsten.  erwerb:». 

Preussen      ...         8*4  81 '9  Italien    ....         3-0  10*2 

Dänemark    .    .    .        29  26-0  Chile      ....         1-7  S'H 

Schweiz       ...        4-1  244  Serbien  ....         18  6*6 

Belgien    ....        l'O  IS'G  Oesterreich      .    .        0*5  4*9 

Niederlande      .    .        IQ  17*0  Portugal     ...        06  4*7 

Norwegen    ...        1*2  135  Frankreich       .    .        1*4  3*9 

Griechenland   .    .        3'(i  12*7  Grossbritannien    .        0*6  2*5 

Bussland    ...        3*4  V2b 

In  den  deutschen  Kleinstaaten  ist  der  Ertrag  der  Domänen  und  Forsten  mehrfach 
relativ  noch  grosser  als  in  den  Mittelstaaten.  Weitere  Einzelheiten  s.  im  folg.  Kapitel. 
Auch  Gerstfeldt  hat  in  s.  Tordienstvolleo  finanzstat  Arbeiten  einige  hierher  gehör. 
Berechnungen  fUr  die  neueste  Zeit  angestellt,  wobei  indessen  ebenfalls  wegen  der 
Zus.fassung  nicht  ganz  gleichartiger  Eubrikeu  nur  annähernd  richtige  Ergebnisse 
zu  gewinnen  waren.  S.  bes.  d.  Tab.  in  d.  ,,Boitr.  z.  Reichsst.frage''  u.  den  Aufs,  in 
Conrads  Jahrb.  B.  41  (1883).  Vgl.  auch  oben  S.  73.  Hiernach  würde  sich  um 
1S78  stellen: 

Nettoertrag  0<ler  per  Kopf  der 

Domänen  u.      Berg-  und  Bevölkerung. 

Forsten        Hüttenwesen    Dom.  u.s.w.  Bergw.  u.s.w. 
Mill.  M.  Pfennig 

Preussen 46*67  13-38  ISl  52 

Baiern 24o6  0*84  491  17 

K.  Sachsen 8*  10  0*70  290  25 

Würtemberg      ....  6*11  O'SO  325  42 

Baden 3*74  0*23  248  .^15 

Elsass-Lothringen  .    .    .  3-96  —  259  — 

Hessen 5-78  —  667  — 

Andere  deutsche  Staaten         11*92                  1*92                 360                5S 
Alle  Staaten      ....       110-85 17*87  260        42 

(ir.  Britannien   ....  ~2V78  (?V)  79 

Frankreich 44*03  119 

West-Oesterreich  .     .    .  19*40  88 

Kussland 50*84  73 

Die  Ziffer  f.  Grossbrit.  möchte  einen  Irrthum  enthalten  (zu  hoch  sein).  Eben- 
falls nach  Gerstfeldt  war  in  Preussen  (nach  180ü  iucl.  neue  Fror.)  der  Rein 
ertrag  der  Domänen  u.  Forsten  1821  27*53,  1S32  23-56,  lb41  22*78,  1851  24*74. 
1861  25*00,  1873  45*44,  18S3  47-84  Mill.  M.  oder  p.  Kopf  der  Bevölk.  bez.  *250— 
181— 151— 145-136— 191 -169  Pfennig,  d.h.  in  7„  der  gleichzeitigen  „steuerrechtl. 
Einnahme'*  bez.  23-1—181— 160 -13*5— 10'6— 1*2*2— 10*0,  also  ein  starkes  relatives 
Zurückbleiben  hinter  der  Entwicklung  der  Besteuerung  doch  auch  hier.  Die  Reinein- 
nahme aus  Berg-,  Hütten-  u.  Salzwerken  ist  auch  relativ  bis  1S73  gestiegen  (p.  Kopf 
1821  16,  1873  89,  1883  54  Pfennig,  in  7«  der  Steuern  1*4— 5*8— 3*2),  schwankt  aber 
jahresweise  sehr. 

IV.  —  §.  217.  Principiellc  finanzwirthschaftlichc 
Beurtheiliing  dieser  Entwicklung.  Diese  thatsächliche 
Gestaltung  des  Verhältnisses  der  beiden  Hauptarten  der  ordentlichen 
Einnahmen,  der  privat-  und  der  staatswirthschaftlichen,  zu 
einander  hat  die  Finanzwissenschaft  aus  dem  Gesichtspuncte  der 
Zweckmässigkeit  nach  den  Bedürfnissen  des  modernen  Staats  zu 
beurtheilen.     Dies  führt  in  Bezug  auf  die  Objecte,   welche  als 
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die  Grundlage  des  betreffenden  privatwirthschaftlichen  Einkommens 
dienen,  zu  der  Frage,  ob  dieselben  beibehalten,  vermindert, 
bez.  veränssert  oder  vermehrt  werden  sollen.  Eine  solche 
Frage  muss  getrennt  illr  die  einzelnen  Uauptqaelleu  des 
Privaterwerbs  untersucht  werden,  weil  bei  jeder  immer  aparte  Ver- 
hältnisse mit  in  Betracht  kommen.  Im  nächsten  Kapitel  wird  die 
Untersuchung  demgemäss  geilihrt  werden. 

Bei  der  allgemeinen  Beurtheilung  des  Verhältnisses  der 
privat-  und  staatswirthschaftlichen  Einnahmen  zu  einander  und  bei 
der  Erörterung  der  genannten  Frage  ist,  wie  gewöhnlich  bei  den 
practischen  Problemen  der  Finanzwissenschaft,  wieder  der  rein 
finanzielle  und  der  social-politische  und  „allgemein- 
volkswirthschaft liehe''  Gesichtspunct  zu  unterscheiden. 

So  kann  man  ihn  nennen,  wenn  <::cwissc  allstem  eine  Interessen  der  Volkswirth- 
schaft,  auch  der  Prodactiou  im  Ganzen  in  Betracht  kommen,  nicht  nur  die  Spe- 
cial interesseu  eines  Productionszwreiges.  So  ist  /.,  B.  die  Erhaltung  der  Walder 
▼ejuceu  des  Einflusses  des  Waldbestaiids  auf  das  Klima  und  auf  die  ganze  Laudescultur 
«in  allgemein-7olkswirthsch.  Interesse. 

1.  Nach  dem  ersteren  Gesichtspunct  ist  die  geschilderte 
Entwicklung  und  demgemäss  das  starke  Vorwalten  der 
Steuerwirthschaft  vor  der  Domanialwirthschaft  im  modernen 
Staate  principiell  zulässig,  ja  dem  Wesen  dieses  Staats  im 
Ganzen  angemessen.  Aber  immerhin  bietet  die  Verfügung  über 
ein  erheblicheres  privatwirthschaftliches  Einkommen  auch  heute 
noch  ihre  finanziellen  Vortheile  (§.  35),  weil  die  Steuer- 
last dann  ceteris  paribus  nicht  so  gross  zu  werden  braucht,  weniger 
empfindlich  gespürt  wird  und,  wie  jede  kleinere  Last,  leichter  richtig 
vertheilt  werden  kann. 

Deshalb  sind  finanzstatist.  Berechnungen  wichtig,  welche  specioll  zeigen ,  wie 
gross  die  Quote  ist,  die  z.  B.  die  Schuld  oder  Meer  nnd  Flotte  von  der  Steuereinualinie 
Boch  absorbiren,  nachdem  sie  zu?<)rderst  soweit  als  möglich  vom  Reinertrag  der  privat- 
wirthscli.  Einnahmen  «redeckt  sind.  S.  C zornig,  Osterr.  Budg*.  II,  4S4,  A.  WagniT, 
Ordn.  d.  öst  Staatshaush.  S.  151  und  Art.  Staatsschidden  im  Staatswörterbnch  X.  57. 
jetzt  oben  S.  73,  71.  Prcusstn  z.  B.  konnte  seinen  «grossen  Militaraut'wand 
leichtertragen:  we^en  seiner  kleinen,  ohnehin  z.  Th.  für  Kisen bahnen  aufgenommenen 
Schuld  und  wegen  seiner  grossen  privatwirthsch.  Kinnahmen,  umgekehrt  doppelte  Labt 
des  Militäraufwands  in  Geste r reich. 

Es  ergiebt  sich  daraus,  dass  eine  principielle  Beseiti- 
gung allen  Privaterwerbs,  wie  sie  hier  und  da  in  der 
britischen  Schule  des  ökonomischen  Individualismus,  auch  bei 
deren  deutschen  Vertretern,  z.  B.  Bergius,  verlangt  wurde,  dem 
Interesse  der  Finanzen  zuwider  wäre.  Eine  Vermehrung 
jenes  Erwerbs  kann  unter  Umständen  auch  finanziell  passend  sein. 
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Nur  wird  darüber  selten  das  Finanzinteresse  allein  entscheiden 
dürfen:  es  spricht  bloss  in  zweiter  Linie  mit. 

2.  Die  Entscheidung  muss  vielmehr  schliesslich  nach  dem 
socialpolitischen  und  dem  allgemein- volkswirthschaft- 
liehen  Interesse  erfolgen,  daher  im  Ganzen  auch  verschieden 
nach  Zeit  und  Landesverhältnissen  und  nach  den 
einzelnen  Arten  des  Privaterwerbs,  wie  es  im  nächsten 
Kapitel  gezeigt  werden  wird.  Hier  ist  jetzt  nur  aus  den  Ergeb- 
nissen der  dort  anzustellenden  Untersuchungen  vorweg  zu  nehmen, 
dass  eine  principielle  Beseitigung  allen  alten  Privat- 
erwerbs des  Staats  nicht  im  Gesammtinteresse  liegt. 
Einzelne  Objecte,  wie  die  Forsten,  sollten  durchaus  im  Staats- 
eigenthum  erhalten  werden,  auch  die  weitere  Verminderung  der 
Staats-Fcldgüter  ist  wenigstens  nicht  allgemein  räthlich.  Andere 
Objecte  werden  passend  zu  den  privatwirthschaftlichen  Einnahme- 
quellen neu  hinzutreten,  wie  die  Staatseisenbahnen.  Im  Ganzen 
wird  daher  der  Privaterwerb  des  Staats  doch  seine  heutige 
Bedeutung  zweckmässig  behaupten  und  mehrfach  wieder 
Erweiterungen  gerade  aus  Rücksicht  auf  moderne  Verhält- 
nisse des  Volkslebens,  der  Volks wirthschaft  und  Technik  u.  s.  w.,  er« 
fahren.  Die  Ausdehnung  gemeinwirthschaftlicher  Thätigkeit 
des  Staats  und  der  Gemeinden  und  übrigen  Selbstverwaltungs- 
körper an  Stelle  der  Privatwirthschaft ,  besonders  der  durch  die 
Erwerbs-  (Actiengesellschafi)  vertretenen,  —  vielfach  eine  ökono- 
misch-technische und  eine  socialpolitische  Nothwcndigkeit,  welche 
sich  jetzt  allenthalben  bei  uns  vollzieht  — ,  wirkt  auf  solche  Er- 
weiterungen des  i)rivatwirthschaftlichcn  Einkonmicns  der  Finanz- 
wirthschaft  von  selbst  mit  hin. 

Aber  dadurch  wird,  wenigstens  voraussichtlich  noch  für  sehr 
lange  Zeit,  der  specifische  Character  der  modernen  Ein- 
nahme wirthschaft  des  Staats  und  der  Communen^  das 
starke  Vorwalten  der  Stcuerwirthschaft,  nicht  be- 
seitigt, sondern  nur  wieder  etwas  modificirt  werden. 

3.  Das  Vorwalten  der  Steuer-  vor  der  Domanial- 
wirth Schaft  im  modernen  Staatshausbalte  tindet  auch  noch 
in  folgenden  Erwägungen  seine  weitere  Begründung: 

a)  Das  Wesen  und  die  Aufgabe  des  Staats  selbst 
spricht  dafür.  Das  zwangsgemeinwirthschaftliche  System,  das  im 
Staate  seinen  höchsten  Vertreter  findet,  soll  das  privatwirthschaft- 
liche  System  in   der  Volkswirthschaft  ergänzen  und  theil weise 
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ersetzen,  aber  nicht  alle  Functionen  desselben  Übernehmen. 
PrivatwirthschatUiche  Thätigkeiten  des  Staats  rein  zu  finan- 
ziellen oder  E  rw  e  rb  s  zwecken  sind  eben  deshalb  nur 
ausnahmsweise  passend :  sie  haben  die  Vermuthung 
gegen  sich. 

Das  richtige  Ycrhältniss  ist  vielmehr,  dass  der  Staat  (ähnlich  die  Gemeinde)  das 
prodacirt,  was  gnindsät/Jich  seine  Aufgabe  ist:  die  mancherlei  meist  immateriellen 
Staatsleistungen,  die  ihm  auf  dem  (iebicte  des  Kcchts-  und  Machtzwecks,  des  Cultur- 
vnd  Wohlfahrtszwecks  obliegen,  weil  die  Bevölkerung  die  betreffenden  Guter  nach  dem 
priratwirthsch.  System  nicht  oder  nicht  so  gut  produciren  kann.  Die  Bevölke- 
rung dagegen  erzeugt  die  SachgUter,  welche  der  Staat  direct  und  indirect  für  die 
Herstellung  der  von  ihm  verlangten  Leistungen  braucht.  Er  giebt  diese  der  Be- 
völkerung, die  letztere  giebt  die  Sachguter  (das  Geld)  in  den  allgemeinen  Steuern  dem 
Staate;  auch  eine  Art  Tausch,  nur  nach  den  Bedingungen,  die  der  Staat  stellt 
So  erscheinen  Staatsleistungcn  und  Steuern  als  richtiges  Correlat  fur  einander. 
Aenderungen  in  diesem  Verhältniss  sind  in  der  heutigen  Volkswirthschaft  freilich 
durch  die  ökonomisch-technischen  Bedingungen  des  Producüonsbetriebs  (Gross unter- 
nehmungeu)  und  durch  die  social-politischen  Bedenken  geiren  das  Ueberwuchern  des 
Priratkapitalismus  geboten,  aber  eben  doch  nur  in  bestimmten  Fällen,  nicht  auf 
dem  ganzen  grossen  Gebiete,  wo  sich,  wie  in  Landwirthschaft,  Gewerbe  u.  Handel  die 
Prodaction  doch  noch  heute  in  den  Formen  der  gewöhnlichen  Privatwirthschaft 
vollzieht  und  —  bewährt  Das  übersieht  der  „extreme  Socialismus*'.  S.  Grundleg. 
1.  Abth.  Kap.  3  u.  §.  109a— lOUe. 

b)  Dazu  kommen  politische  Erwägungen.  Die  Domanial- 
einnähme,  zumal  die  vorwaltende,  kann  wenigstens  der  Regierung 
leichter  zu  grosse  Unabhängigkeit  und  Macht,  bedenklichen  Ein- 
fluss  geben,  —  gegen  das  politische  und  auch  gegen  das  finan- 
zielle Interesse  der  Nation.  Auch  im  Finanzinteresse  bat 
sich  am  Steuerbewilligungsrecht  die  Volksfreiheit 
emporgerankt  und  ist  dadurch  eine  wirksameFinanzcontrole 
geschaffen  worden. 

c)  Oekono mische  GrUnde  sprechen  wenigstens  in  den- 
jenigen Fällen  gegen  Privaterwerb,  wo  wirklich  der  Staat  (oder 
die  Commune)  als  leitendes  Wirthschaftssubject  ökonomisch -tech- 
nisch Geringeres  leistet  als  der  Private. 

Dass  dies,  entgegen  <*iner  verbreiteten  Annahme,  nicht  immer  so  ist,  wurde  schon 
früher  her?orgehoben  (§.  7)  und  wird  im  folgenden  Kapitel  noch  mehrfach  näher 
uachgewie<ien.  In  manchen  Fallen  ist  der  Staat  aber  ohne  Zweifel  zum  Betriebe  un- 
geeignet, wie  zur  Führung  gewöhnlicher  landwirthschaftlicher,  gowerklicher  und 
Handelsgeschäfte.  Da  hier  nicht  allgemein  Verpachtung  mOglich  ist,  so  empfiehlt 
sich  aus  rein  finanziellen  Gründen  dann  Beseitigung  der  betrelfcnden  Zweige  des 
Privaterwerbs. 

d)  Endlich  sind  auch  specifisch  finanzielle  mit  den  An- 
forderungen der  Ordnung  des  Finanzwesens  zusammenhängende 
Gründe  gegen  ein  Vorwalten,  selbst  auch  nur  gegen  eine  sehr 
starke  Vertretung  privatwirthschaftlicher  Einnahmen  im  modernen 
Staatshausbalte    aazuftibrcn.     Der    ziemlich    gleicbmässige 
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und  im  Ganzen  allmälig  steigende  Finanzbedarf  findet  in 
nothwendig  stärker  wechselnden  und  nicht  nach  demselben 
Princip  steigenden  privatwirthschaftlichen  Einnahmen  (Rein- 
erträge der  Berg-  und  Hüttenwerke,  Eisenbahnen!)  keine  richtige 
Deckung.  Der  Bedarf^  welcher  durch  unmittelbar  geftihlte  Steuern 
bestritten  wird,  wird  in  der  Regel  sorgsamer  geprüft  werden.  Die 
auf  Steuerwirthschatl  begründete  Finanzwirthschaft  hat  daher  mehr 
als  die  auf  Domanialeinnahiuen  basirte  die  Vermuthang  einer 
Regelung  nach  dem  wahren  Volks-  und  Staatsinteresse  ftlr  sieb 
und  demgemäss  wird  wahrscheinlich  dort  mehr  als  hier  die 
Staatsthätigkeit  richtig  bestimmt  werden. 


Zweites  Kapital. 
Der  Privaterwerb  der  Finanzwirthschaft. 

Zu  dem  Privaterwcrb  \i'ui'dün  Licr  diejenigen  Einuahmecjuellou  gerechnet,  welche 
oben  in  §.  20.H  aufgezählt  >vorden  sind.  Je  nachdem  man  die  Abgrenzung  zwischen 
privatwirthschaftlichen  und  gebuhrenartigen  Einnahmen  etwas  andcD» 
vornimmt,  als  es  hier  geschieht,  wird  die  Keihe  der  £innahme<[uellen  ersterer  Art 
sich  verengen  —  z.  B.  wenn  das  Staatseisenbahnwesen  jetzt  bereits  unter  die  Ge- 
bUbrenanstalten  ;irerechncf  wird  —  oder  sich  erweitern,  —  z.  B.  wenn  die  Post, 
Telegraphie  noch  nicht  als  Gebühreiianstalt  behandelt  werden  sollte.  Daraas  erklärt 
sich  dann  nothwendig  die  verschiedene  Stelle,  welche  einzelne  Zweig<^  der  Einnalimen 
im  System  der  Theoretiker  erlangen,  z.  B.  bei  Kau,  Stein,  Umpfenbach,  mir« 
Diese  Stelle  ist  eine  Consequen/  der  principiellen  Auflassung-  und  nicht  sie,  sondern 
letztere  inuss  evcnt.  bcrirhtiirt  werden,  was  L.  Stein  öfters  übersieht. 

§.  218.  Einleitung.  Bei  allen  privatwirtbschaftlichen  Ein- 
nahmearten sind  zwei  Fragen  auseinander  zu  halten, 
welche  im  Folgenden  daher  immer  getrennt  untersucht  werden: 

1.  Ob  die  bezüglichen  Objecte,  welche  den  Ertrag  geben, 
beibehalten,  veräussert  oder  vermehrt  werden  sollen. 

2.  Wie,  im  Falle  des  Staatsbesitzes,  die  Bewirthschaftung 
und  Verwaltung  eingerichtet  werden  soll. 

Für  die  erste  Frage  sind  die  beiden  in  §.  217  genannten 
Gesichtspuncte  zu  unterscheiden:  der  rein  finanzielle  und  der 
Hocialpolitische  und  allgcmein-volkswirthschaftliche. 
Von  letzterem  aus  ist  die  Beibehaltung,  Vermehrung  oder  Beseiti- 
gung des  betreflFeuden  „werbenden  Staatseigenthums"  (ähnlich  des 
gleichen  Communaleigenthums)  zu  beurtheilen  nach  den  allge- 
meinen Einwirkungen  sei  es  des  Staats-,  sei  es  des 
Privatbesitzes  auf  die  ganze  Volkswirthschaft,  auf  die  allgemeine 
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Landescultur,  die  Production  und  Vertheilung  des  VolkseiDkommens, 
und  wegen  der  hieraus  wieder  folgenden  socialpolitischen  Wir- 
kungen einer  soleben  Crestaltung  der  Besitz  Verhältnisse.  Im 
Allgemeinen  muss  sieh  der  rein  finanzielle  Standpunet  dem 
anderen  unterordnen. 

Es  ergiebt  sieh  daraus,  dass  die  Frage  der  Veräusserung  etc. 
des  „werbenden  rttaatseigenthums"  nur  eine  relative  Beant- 
wortung zulässt. 

Die  niibodinjitc  tmpfeliluiiir  «iiier  solrben  Massrc^cl  war  Wie  Coiiscmiuciiz  d«r 
überwiegend  pri?atwirths(;haftlichcii  Aiischauiinu:  der  Smith'schcu  S«'hulo  mit  ihrer 
Theorie  der  freien  Concurrenz.  Dies  verkennt  auch  Stein,  2.  A.,  S.  151),  wenn  er 
zwei  Verwaltungsprincipien  für  Domänen  iintcrscht-idet:  narli  dem  massgebenden 
zweiten  müsse  die  finanz.  Verwaltung  so  eiuirerichtet  werden,  dass  man  den  üeberirang 
der  Domänen  ins  Privatei^'enfhum  vorbereite.  Letzteres  ist  kein  allgemein  jrUltigcs 
Axiom,  selbst  nicht  für  die  (iei-cnwart.  A.  Smith,  III,  20i>:  „Das  Kinkomm^Mi, 
welches  in  jeder  civilisirten  Monarchie  die  Krone  von  den  StaatsuUtern  zieht,  obscbon 
CS  die  Bürger  nichts  za  kosten  scheint,  kostet  dorh  in  der  That  di<>  GescUschnft  mehr 
als  vielleicht  jede  andere  Kinnahm«  der  Krone  von  gleiolior  Grösse",  ein  höchst  ein- 
seitiger Satz  und  eine  falsche  Generalisation  brit.  Verhältnisse.  Lotz,  III,  12». 
Seelisr  in  Bau  o.  Hanssen,  Archiv  der  polit.  Oekon.,  N.  Folgte,  IX.  21).  Berfiius, 
Finanzwissenschaft  S.  171.  Pfeiffer,  Staats-Kinnahm.  I,  112,  und  überhaupt  die 
Vertreter  der  Manchesterrichtunii:.  Si<^he-  auch  oben  S.  4S7  die  oinseitijre  Anffassnns: 
V.  Pfeiffer,  Maurus,  dass  der  Domänenbcsitz  des  Staats  wie  eine  Steuer  wirke. 
Die  Praxis  ist  von  dieser  Anschauunjr  mclirfach  beeinflnsst  wordr'U,  wenn  auch  bei 
ihr  Finanzschwierigkeiten  •rewöhnlicli  zumeist  zu  Voräusserunjren  von  Domänen  dränpten. 
In  Oesterreicli  sind  schon  im  vorigen  Jahrhundert,  sodann  auch  im  jetzigen  (V.  v. 
7.  Octob.  ISIO  u.  20.  Febr.  ISll,  ferner  nach  dem  Patent  vom  22.  Januar  1817) 
sehr  viele  grosse  Domänenherrschaften  zur  Schuldentil«;ung  veränssert  worden.  Der 
Verkauf  brachte  1S18— 1S51  35,736,097  fl.  ein,  der  Ausrufripreis  war  2S,S93,l)r.8  fl. 
oder  Vö  <^ßs  Erlöses.  Darunter  befand  sicli  die  Herrschaft  Podiebrad  in  Böhmen,  die 
1839  für  1,634,050  fl.  veräussert  wurde.  Tafeln  zur  Statistik  der  österr.  Monarchie, 
Neue  Folge,  I,  3.  Heft  Taf.  19.  (Rau.)  Neuerdings  war  die  Domänenvcräusserung 
in  Oesterreich  wieder  bloss  eine  Folge  der  Finanznotb.  ohne  ein  leitendes  rationelles 
Finanzprincip.  Dies  gilt  namentlich  von  dem  verfehlten  Vertrag  vom  IS.  October  1855, 
zwischen  Staat  und  Nationalbank,  wonach  eine  Masse  von  Staatsgütern,  die  auf 
156,485,000  fl.  angeschlagen  waren  und  eine  Fläche  von  150  g.  Quadr. -Meilen  ein- 
nahmen,  an  die  Nationalbank  als  Unterpfand  für  das  Guthaben  derselben  von  155  M.  fl. 
überiassen  wurde.  Die  Bank  durfte  diese  Güter  verwalten  und  allmulig  voräussern 
und  der  Erlös  wurde  an  der  genannten  Schuld  des  Staates  abgerechnet.  Für  die  Her- 
stellung der  Valuta  —  doch  der  Zweck  der  Massregol  —  war  dieser  Vertrag  ohne 
Erfolg  (s.  A.Wagner,  Finanz.  Oesterr.  im  Staatsw.  B.  VII.  630).  (Die  Bemerkungen 
von  Stein  S.  1K5  d.  2.  A.  machen  fast  wieder  ein  festes  .,Princip''  aus  der  Verwen- 
dung des  Erlöses  verkaufter  Domänen  zur  Papiergeldeinlösung,  —  wie  so  oft  bei 
Stein  eine  Erhebung  zuf^liger  österr.  Finanzmassregeln  zum  wissenschaftl.  Postulat!) 
In  dem  Verkaufe  von  Eisenbahnen  und  anderen  Gegenständen  an  eine  Gesellschaft, 
für  welche  französische  Capitalisten  den  Vertrag  abschlössen  {[.  Jan.  1855,  fur  200 
Mill.  Fr.),  waren  auch  114,000  Hekt.  Land  eiubegriflen.  Starke  Veräusserungen,  selbst 
von  Forsten,  sind  in  neuester  Zeit  in  Oesterreich  wieder  erfolgt,  mit  zur  Beschaffun^c 
von  Deckungsmitteln  des  Staatshaush.  seit  1868  (Ges.  v.  20.  Juni  1S6S).  Vgl.  die 
^ofliciösc)  Schrift  Staatsgüterverwaltung  der  Nationalbank.  Wien  1862.  Ks  sind  daher 
mit  Ausnahme  der  StaatswaMungen  im  westlichen  Oesterreich  nur  noch  ganz  wenige 
Staatsgüter  übrig  geblieben.  —  Auch  in  Preussen  führten  die  Ereignisse  von  1806  fl'. 
zur  Aufhebung  der  gesetzlichen  Unveräusserlichkeit  der  Domänen  (Ed.  v.  5.  Nov.  1 809, 
Hausges.  v.  17.  Dec  1808)  u.  zu  grösseien  Verkäufen  (s.  v.  Könne.  Staatsr.  II.  2.  B. 
§.  519».    Bis  1S20  sind  für  20  Mill..  von  da  an  bis  1840  für  a^Va  Mill.  Thlr.  Kammer- 
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guter  verkauft  wurden.  Auch  später  wurde  noch  jiibrl.  1  Mill.  Thir.  fUr  Vcrkaafo, 
Ablösungen  in  den  Etat  gesetzt  (C.-O.  v.  7.  Novbr.  1832),  dann  bald  etwas  nebr, 
bald  etwas  weniger,  z.B.  im  D.  1951—56  wurden  281.834,  1860—64  1-035.  1865—69 
0*854.  1874  1842  Mill.  ThIr.  aus  dem  V^erkaufe  v.  Domänen  u.  Forstgrondstttcken  iL 
der  Ablösung  von  Domäncngefdllen  eingenommen.  A.  für  1875  u.  76  bcx.  8  u.  3  6, 
Et.  f.  1883/84  3*2  Mill.  M.  Wirkliche  Einnahme  für  Veräusserongcn  (nar  in  den 
alten  Provinzen)  allein:  1871  117,  1872  2-2r.,  1873  2-09.  1879/80  1*81,  1880/811-96, 
1881/82  1*05  Mill.  M.,  vielfach  kleinere  Grundatücke,  aber  sonst  doch  auf  die  Dauer 
keine  erwünschte  Praxis. 

Die  neuere  Wissenschaft,  wie  sie  insbesondere  von  der 
deutschen  historischen  Schule  der  Nationalökonomie  vertreten 
wird,  ist  solchen  Massregeln  der  Veräusserung  der  Donaänen, 
wenn  sie  als  allgemeine  Forderung  der  Politik  erseheinen, 
schon  abhold,  weil  sie  mit  Recht  die  Bedingtheit  aller  solcher 
Entscheidungen  durch  die  geschichtlich  gegebenen  Verhältnisse 
des  Volks-  und  Wirthschaftslebens  betont  und  danach  eine  rich- 
tige Entscheidung  nur  von  Fall  zu  Fall  für  möglich  hält.  Die 
socialpolitische  Auffassung,  welche  namentlich  den  Einflass 
der  Gestaltung  der  Besitz  Verhältnisse  und  BentenbezUge  auf  die 
Vertheilung  des  Volkseinkommens  und  auf  die  sociale  Lage  der 
Volksclassen  beachtet,  wird  sich  vollends  dem  allgemeinen 
Verdict  gegen  das  werbende  Staatseigenthum ,  besonders  gegen 
Staatsgrundbesitz  nicht  anschliessen  können.  Sie  wird  vielmehr 
die  Bedenken  eines  ausschliesslich  privaten  Besitzes  der  Pro- 
ductionsmittel  und,  daraus  hervorgehend,  eines  zu  starken  lieber- 
wiegens  des  privatwirthschaftlichen  Systems  in  der  Volkswirthsehaft 
hervorheben. 

Die  Frage  der  Beibehaltung,  Vermehrung  oder  Veräusserung 
der  privatwirthschaftlichen  Einnahmeobjeete  des  Staats  hängt  da-> 
her  wieder  eng  mit  den  allgemeinsten  und  wichtigsten 
Fragen  der  Organisation  der  Volkswirthsehaft  und  der 
Gestaltung  der  Besitzverhältnisse,  speciell  der  Ver- 
theilung des  Eigenthums,  namentlich  des  Grundeigen- 
thums,  als  Privateigenthum  an  die  Privatwirthschaften  und 
als  öffentliches  oder  „gesellschaftliches''  Eigenthnm  an 
die  Zwangsgemein wirthschaften,  den  Staat  und  die  Selbstverwal- 
tungskörper, besonders  die  Gemeinden,  als  die  Vertreter  der  Volks- 
gemeinschaft, zusammen.  Jene  Frage  ist  deshalb  z.  B.  in  Hinsicht 
auf  die  Feldgüter  zugleich  eine  principale  Frage  in  Bezng  auf 
die  Rechtsordnung  für  den  ländlichen  (agrarischen) 
Boden.  Diese  Seite  der  Sache  hat  die  ältere  Finanzwissenschaft 
zu  wenig,  oftmals  gar  nicht  beachtet.    Sie  beging  denselben  Fehler 
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wie  die  Politische  OekoDomie  der  Smith'schen  Schule  in  den  volks- 
wirthschaftlichen  Fragen  überhaupt.  Daraus  ergiebt  sich,  dass 
die  Gründe  für  und  wider  Domänen veräusserung  bei  den  älteren 
Finanz theoreti kern,  auch  noch  Rau  hier  eingeschlossen,  nur  eine 
bedingte  Beweiskraft  haben  und  mit  den  anderen  Gründen  aus 
dem  socialpolitiscben  Gesichtspuncte  für  die  Entscheidung  combinirt 
werden  müssen. 

S.  daher  bes.  die  eingehcDdc  principiellc  Krörterung  der  Grundei.!renthumsfra«i:o 
in  der  GniDdle;?Dnu:  2.  Abth.,  Kap.  4,  bes.  §.  341—345,  347— -351,  wo  auf  di»^  Staats- 
domäoen  mit  Rücksicht  «rcnommm  ist;  tVrner  A.  Samt  er,  Gcscllseh.  ii.  Privatcii«'. 


Ei-ster  Hauptabschnitt. 

Feldgüter  oder  Domänen  im  engsten  Sinne  und  dingliche  Rechte. 

1.  Abschnitt. 
Belbehaltang  oder  Yeräusserung  der  FeldgUter. 

I.  —  §.  219.  Die  Gründe  für  und  wider  in  der  bis- 
herigen Finanzwissenschaft.  Zar  allseitigen  Würdigung 
der  Frage  und  der  Art  und  Weise,  wie  sie  behandelt  wurde,  er- 
scheint es  zweckmäesig,  zunächst  die  bisher  übliche  Beweisführung 
darzulegen,  deren  bester  Repräsentant  Rau  war.  Rau  hat  die 
Gründe  für  und  wider  folgendermassen  zusammengestellt. 

S.  Kau,  5.  A.,  §.  94 — 98.  mit  kleinen  Verändcning^en  von  mir  in  d.  G.  A.  §.  122  ff. 
Rau  hat  hier  noch  rein  die  linanz.  (u.  privatökonom.)  Betrachtung:sweise.  Einzelne 
Hodiiicationen  dieser  Auffassunjr  hatte  ich  schon  in  d.  6.  A.  einficefiljrt  (z.  B.  Piinct  1 
in  §.  122),  aber  noch  nicht  ffenu^cnd ;  meine  An.sicht  war  dem  Staat s^rundeigenthum 
noch  zu  ungQnstijü^.  Di<'se  Beliandlung  fand  schon  in  meiner  GrundlejrunjLr  a.  a.  0. 
dio  nothwendigre  Berichtio-ung-.  Ich  jj^ebe  jetzt  hier  nur  kurz  die  Gründe,  die  Kau 
aufführt,  dem  Sinne  nach  an.  Stäne  weitläufige  Auseinandersetzung  dieser  Gründe 
ist  jetzt  wohl  entbehrlich.  Sie  findet  sich  übrigens  im  Ganzen  noch  wörtlich  in  der 
vor.  Aufl.  dieses  Bandes  §.  159  S.  363  ff. 

A.  Für  die  Veräusserung  der  Domänen. 

1.  Die  geringere  ökonomisch-technische  Geschick- 
lichkeit derStaatsverwaltung  verglichen  mit  der  der  Privaten 
im  gewöhnlichen  Wirthschaftsbetrieb. 

Man  hat  darauf  u.  A.  aus  der  llölie  des  Erlöses  b«'im  Verkauf  verglichen  mit 
dem  bisherigen  Keinertmg  und  d«;ui  Schätzunirswerth  schliessen  wollen.  Letzteres  ist 
jedenfalls  b<'i  der  l/nsicherheit  der  Gnmdlagen  mis^lich.  Nach  Kau  a.  a.  0.  sollen  in 
Dänemark  nemTlich  die  Staatsgüter  so  gut  verkauft  worden  sein,  dass  iiir  bisheriger 
Keinertrag  nur  Va — 1  Proc.  des  Erlöses  war.  Die  in  Spanien  bis  1811  verkauften 
Staatsgüter  waren  auf  133  Mill.  Ke.  geschätzt  und  es  wurden  92t)  Mill.  erlöst.  Die 
bis  1^55  von  der  Kegienuig  verkauften  KirchengUter  brachton  einen  Erlös  von 
17,851,000  Ke^en,  während  sie  zu  9,143,000  Ke.  angeschlagen  worden  waren.  Auch 
die  neuesten  Italien.  Resultate  beim  Verkauf  der  Staats-  u.  KirchengUter  sind  ver- 
grlichen  mit  den  bisher.  Kenti'n  u.  den  Taxen  a-nnstiir.    In  Baiern  sind  in  den  Jahnm 
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Ib26 — 2S  für  3.350,557  fl.  Doniäiit:n  viirkault  worden,  dcivu  Hcinortrafj:  bischer  54 J 51  fl. 
oder  2*3  Pi*oc.  war.  Der  Erlr»s  ist.  wenn  man  nocli  45.000  fl.  Vorschüsse  n.  35,000  fl. 
Ausstände  einnjclmot,  das  45facli«*  der  l)ishcrig:on  reinen  Rente,  und  Ferzinset  sich 
danre^^cn  zu  42  Proc.  V.irh.  v.  1831.  ßeil.  XXI.  Vettcrlein's  Vortrag:  §.  IS  (Bau). 
r<;l)er  Geste  rroich  s.d.  Schrift  v.  J.  Schnlliof,  Staatsp^üter  u.  Grossjjnuidljesitz.  in 
d.  österr.  Mou..  Wi«.'n  1S62  (^zicnnlich  iinziiverlässi«r)  n.  da^cffen  dieS.  525  «rcn.  Schrift  der 
Bank.  In  letzterer  wiitl  u.  A.  jrezeijit,  dass  uian  hei  der  \erjr!eichunjc  nüt  Prirat- 
liUtern  oft  den  Ertra«;:  der  StaatsijUter  nicht  richtig'  (nicht  hoch  frenujar)  ansrhild. 
S.  12:  ,.Üie  iituitahfnhren  können  nicht  zur  Gmndlairc  einer  verjrleichcndcn  ßeiirthcilunjär 
dienen,  da  \on  dem  Ixcinertrau:  der  Staatsjrütcr  ni(?ist  nur  ein  Tlieil  in  di«  Staatskasse 
jyelanut.''  Es  möchte  überhaupt  häufi«!:er,  als  bisher  ang:cnommen  wurde,  der  Staats- 
•rUtererti-ajiC  selbst  jetzt  schon  nicht  alljrcmein  (wenn  Zeit  des  Verkaufs,  Lag^c,  Boden, 
Absatzverhaltni>se,  Grösse  der  Güter  u.  s.  w.  ver'j:licheu  winl)  so  sehr  hinter  dem  von 
Privatj^ütern  zurückstehen,  von  möjrlichen  \'erbesserun«ren  in  d«ir  Verwaltuna:  jrar  nicht 
zu  reden.  Immerhin  verkaufte  jedoch  auch  d.  öst<?rr.  Nationalbank  8  Güter  von  zus. 
(il.524  fl.  mittl.  Keinei-tra«;:  im  Anschlair  (unter  Berücksicht.  steijyendor  Cultur)  \on 
1-46  Mill.  fl.  fiir  2,620,645  fl.,  wovon  der  bisher.  Ertra?  also  2-35VO  ^ar,  —  M 
e,in»;ui  Staatsschuldzinsfuss  von  7  —  9%.  Bei  den  neuest<'n  preuss.  Domänenveräussc- 
runjren  (1874  Jf.),  besond.  in  Neu-Vor-Pommern,  sucht  die  Kepicninjac  nach 
Annjifuns:  d(;r  Kamm<'rn  die  DomJinen  in  kleinen  Stücken  zu  ver&usscrn,  um  der  Land- 
bevölkerung: Gelegenheit  zum  Ankauf  von  Land  zu  ^eben  und  dadurch  u.  A.  der 
Auswandeninj?  entRejreiizuwirken.  Bi^sondtTen  Erfoljr  hab«'n  dit!S(;  Maj>srogeln  bi:»hcr 
nicht.  Doch  soll  auch  nach  den  Ansichten  Sachvei-ständifcer,  z.  B.  Sombart's,  nicht 
in  der  richtip:en  Weis«?  vorg^ejjfancren  werden  Die  Saclie,  nimmt  in  solchem  Falle  alx»r 
schon  den  (^harakter  einer  socialpolitischen  Massr(;jre-1  an.  So  wurden  im  R.-B.  Stral- 
:iund  3  Domänen  in  Parcellen  vom  l  nifan^  eines  Bauerhofs  u.  von  Gos.säthenhöfen, 
theils  als  lläuslei-^tellen  meistbietend  zu  verkaufen  g(?sucht,  Zaliluni^bcdingnng  V,  Ki 
dtT  L'eberjrabe,  Vö  ^^ich  Jahresfrist,  %  bleiben  5  Jahre  lang:  zbsfn^l  stehen.  Gcrinpr^ 
Naclifrage,  l)esond(5rs  die  kleineren  Parcellen  konnten  mehrfach  nicht  einmal  unter 
der  Taxe  verkauft  we,rden.  V^rl.  So m hart,  d.  Fehler  im  Parcellirverfahren  d.  preuss. 
Staatsdomänen,  Berl.  1876. 

2.  Passende  Verwendung  des  Verkaufserlöges  der 
Domänen  zur  Schuldentilgung,  wobei  gewöhnlich  mehr 
Rente  erspart,  als  preisgegeben  werde. 

3.  Nachtheilige  Verwicklung  der  Staatsverwaltung 
als  Domänenfiscus  in  Privatinteressen. 

4.  Erfahrungsmässige  Entbehrlichkeit  der  Domänen  zur 
Deckung  des  Finanzbedarfs. 

B.  Für  die  Beibehaltung  der  Domänen: 

1.  Politische  Zweckmässigkeit  des  Domänenbesitzes, 
besonders  in  Erbmonarchieen,  nach  dem  historischen  UrspruDg 
der  letzteren,  wegen  grösserer  Unabhängigkeit  der  Regierang  von 
Volk  und  Ständen,  grösserer  Sicherheit  dieses  Besitzes  nnd  der 
Einkünfte  daraus  in  unruhigen  Zeiten,  welch'  letzterer  Pnnct  freilieb 
zweifelhaft  ist 

2.  Politische  und  speciell  finanzpolitische  Zweck- 
mässigkeit des  Domänenbesitzes  auch  verglichen  mit  der  stets 
mehr  oder  weniger  unliebsamen  Besteuerung  dem  Volke  gegenüber. 

3.  Keineswegs  allgemeines  Zurückstehen  der  Rein- 
ertrage   und    der   Bewirthschaftung   der  Domänen  verglichen  mit 
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Privatgrundbesitzungen.  Wo  es  vorhanden  sei,  lasse  es  sich  be- 
seitigen und  bei  der  üblichen  Verpachtung  ergäbe  sich  kaum 
ein  Unterschied  zwischen  Domänen  des  Staats  und  den  meist  an 
ihre  Stelle  tretenden  Grossgrundbesitzungen  grosser  Grundherren 
und  Körperschaften. 

4.  Gewöhnlich  in  fortschreitenden  Ländern  im  Laufe  längerer 
Zeit  zu  erwartendes  Steigen  des  Domäneneinkommens,  wegen 
der  allgemeinen  Erhöhung  der  Grundrente  und  der  Preise  der 
Agrarprodncte. 

S.  Bcryrius,  Grundsätze.  S.  ISO,  Meitzen.  Boden  PreussenV,  III.  408,  419, 
Sut  Jahrb.  VI,  1.  156.  Grnndleu".  §.  3-15,  Ertrac:  d.  prenss.  Dom.vor^erku  p.  IlfCt. 
1849,  59,  6<),  79,  83  bez.  13*46  -  17-60  — 2818  —  3749  — 3913  M.;  allerdinj^s  unt. 
Mitcinfluss  des  Hinzutritts  der  Domänen  der  1866  nv\i  er\vorben<*n  Landestheiie  u.  in 
einer  Periode  irrosscr  Steijyerun«!:  der  Pachterträ^re :  jedoch  ist  neuerdings  diese  Steifferun;? 
lADjiifsamer  geworden  u.  hat  niehrfacli  bei  Ablauf  ältenT  Pachtcontract«;  in  einzelneu 
F&llcn  einer  Herabsetzung  der  Kente  Platz  geniacht. 

5.  Vortheilhafter  Einfluss  des  Domänenbesitzes 
auf  den  Staatscredit  mittelst  Fundirung  der  Anleihen  auf 
diesen  Besitz. 

6.  Benutzbarkeit  einzelner  Domänen  zu  landwirthschaft- 
liehen  Musterbetriebsanstalten,  zu  landwirthschaftlichen 
Lehranstalten,  und  der  mit  entsprechenden  Gebäuden  ausgestatteten 
Domänen  zu  sonstigen  Staatszwecken  (Irren-,  Arbeitshäuser,  Schul- 
lehrerseminare u.  dgl.  m.). 

C.  Nach  der  Abwägung  der  vorstehenden  einander  zum  Theil 
widerstreitenden  Gründe  gelangt  schon  Rau  auch  für  die  Gegen- 
wart nicht  zu  einer  einfachen  unbedingten  Kegel. 

„Weil'%  -wie  er  sagte  (§.98)  „die  Bcstandtheile  d.  Doniänenveimögens  selbst,  sowie  die 
Ortlichen  und  zeitlichen  Verhältnisse  so  verschieden  seien,  dass  nicht  übern  11  und  zu 
aller  Z(;it  eine  und  dieselbe  Handlungsweise  der  Kegierung  empfohlen  werden  könne. 
Der  Verkauf  aller  Domänen",  meinte  er,  „wäre  eben  so  wenig  allgemein  zu  recht- 
fertigen, als  die  Beibehaltung  aller,  vielmehr  müsse  man  in  gegebenen  Fällen  neben 
den  feststehenden  Zwecken  auch  auf  die  obwaltenden  Umstände  Rücksicht  nehmen.*' 
Bau  hob  dann  verschied<'ne  zu  herücksichtigende  Puncte  hen*or.  Namentlich  bei 
allgemein  intensiverer  Bodencultur  werde  der  Unterschied  leichter  zu  Gunsten  des 
Privatgrundbesitzer»  sein  und  sich  dann  der  Verkauf  der  Domänen  auch  im  volks- 
wirthschaftlichen  Interesse  empfehlen.  Am  Ersten  sei  der  Uebergang  von  Garten-  und 
Bebland,  weniger  von  Ackerland  und  Wie-sen,  am  wenigsten  von  Waldungen  an  Private 
iweckmässig.    (Kau,  §.  U8,  darnach  auch  vor.  Aufl.  dieses  Bändels,  §.  160.) 

Diese  ganze  Beweisführung  ist  ein  characteristisches  Beispiel 
der  Argumentationen  des  besonnensten  und  wissenschaftlich  unbe- 
fangensten Theils  der  Smith'schen  nationalökonomischen 
Schule  in  allen  solchen  Fragen  der  Finanz-  uud  Yolkswirtbschafis- 
politik.    Die  Gründe  für  und  wider  eine  solche  practische  Mass- 

X.  Wagner,  Finanzwiswnschaft.    I.    3.  Aufl.  34: 
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regel  werden  hier  objeetiv  geprüft  und  es  wird  immerhin  schon 
in  einer  der  historischen  Schule  ähnlichen  Auflfassung  eine  ab- 
solute Entscheidung  abgelehnt,  den  relativen  Verhältnissen 
vielmehr  richtig  Rechnung  getragen.  Aber  dennoch  bleibt  die 
Beweisführung  einseitig  und  unzulänglich,  wesentlich  ans 
zwei  Gründen:  Einmal  bewegt  sie  sich  immer  nur  in  den 
Gesichtspuncten  des  volkswirthschaftlichen  und  privatwirthschaft- 
lichen  Productionsinteresses  und  lässt  die  anderen  Gesichts- 
puncte,  diejenigen  des  volkswirthschaftlichen  Verth eil ungs-  und 
des  damit  verbundenen  socialpolitischen  Interesses  oder  m. 
a.  W.  die  Einwirkung  der  Grundbesitzverhältnisse 
auf  das  Volksleben  —  Staatsgrundeigenthum  und  Staats renten- 
bezug  im  Falle  des  Domänenbesitzes  und  Beseitigung  dieser  Ver- 
hältnisse bei  der  Domänen veräusserung  —  ganz  unbeachtet; 
sodann  geht  jene  Beweisführung  auch  überall  ohne  ausreichende 
Begründung  von  der  Annahme  einer  natürlichen  Inferiorität 
des  Staatseigenthums  verglichen  mit  dem  Privateigenthum  am 
Boden  und  demgemäss  von  der  Voraussetzung  einer  zu  allgemeinen 
und  zu  bedeutenden  Ben  ach  theiligung  des  volkswirthschaft- 
lichen Productionsinteresses  bei  der  Beibehaltung  der 
Domänen  aus. 

Die  nälicrc  Brj^rUndunji*  di«'S«,r  Einwurf«'  »rcü:«;!!  die  hifT  als  Beispiel  j^onommono 
Bewoisfülirunji:  Kau's  siohört  wird«*r  niclit  in  di«*  Finanzwiss^nschaft,  sondern  theiis  in 
den  jicrundlegenden  Tlieil  der  all«remein«n  Volkswirtliscliaft  sichre,  ins- 
besondere in  das  Kapitel  von  der  alliiemcincn  wirtlischaftliclien  Rechts- 
ordnung und  der  Grundoiu:(;n tliumsordnun ir  spcci«*!!  (Grundl<'«ranir,  2.  Abtii., 
bes.  Kap.  4),  tlidls  in  die  At-rarpoli tik. 

IL  —  §.  220.  Entscheidung  der  Frage  des  Domänen- 
besitzes mit  aus  dem  socialpolitischen  Gesichts- 
puncte.  Das  Ergebniss  der  einschlagenden  Erörterungen  in 
der  „Grundlegung"  (bes.  §.  341—351,  368)  fllr  diese  Entscheidung 
ist  für  unsere  Staaten  in  der  Gegenwart  etwa  folgendes: 

Die  genannte,  wie  alle  Fragen,  welche  sich  an  die  Eigenthums- 
ordnung  für  Productionsmittel ,  speciell  für  den  Grund  und  Boden 
knüpfen,  müssen  stets  aus  dem  doppelten  Gcsichtspuncte 
des  volkswirthschaftlichen  Productions- und  des  volks- 
wirthschaftlichen Ve  r  th  ei  lun  gs  i  nt  e  ress  es  und  mit 
letzterem  zusammenhängend  des  socialpolitischen  Interesses 
beurtheilt  werden  (G.  S.  719,  §.  340).  Es  lässt  sich  aber  nach- 
weisen, dass  der  letztere  Gesichtspunct  bei  der  Entscheidung  doch 
den  Ausschlag  geben  darf  (G.  §.  345). 
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In  der  Domänenfrage,  wie  in  allen  Fragen  des  ländlichen 
Grundeigenthnms,  ist  ausserdem  zwischen  kleinem  und  mitt- 
lerem einer-  und  Grossgüterbetrieb,  bez.  Besitz  anderseits 
za  unterscheiden  (G.  §.  347,  349).  Die  Entscheidung  wird  dann 
folgendermassen  lauten  : 

A.  Handelt  es  sich  nach  der  Sachlage  nur  darum,  die  Do- 
mänen als  Grossgüter,  was  sie  bei  uns  meistentheils  sind,  in 
die  Hände  von  Privaten  übergehen  zu  lassen,  so  erscheint  die 
Beibehaltung  aus  volkswirthschaftlichen  und  socialpolitischen, 
aus  Gründen  des  Productions-  und  Vertheilungsinteresses  gerathen 
und  jedenfalls  aus  finanziellen  Gründen  nicht  so  allgemein  ver- 
werflich, wie  die  frühere  Theorie  annahm. 

Die  Gründo  fiir  dü'sc  Entsclioidunjir  der  Kra;>o  siud  die  nachstehenden: 

1.  Bei  ord«:ntliclw'r  IJeüdiini;'  d«'S  Zeitpachtverhältnisses,  welche  recht 
wolil  zu  erreichen  ist,  wird  dl«'  Domäne  von  Pächtern  <rl)ensojrut,  wr.ixn  nicht  besser 
hewirth schaffet»  hh  von  Eiirenthiiinfru.  Das  lasst  sich  ans  den  niass^cebenden  A^erhidt 
nisten  ableiten  nnd  wird  «lurch  die  Erfahrung:  hestätiut.  (G.  §.  345.)  Es  kommt  auch 
in  deutschen  Verhältnissen  hier  der  besondere  Vortheil  )h;i  der  Pacht  im  Vergleich  mit 
dem  privat(?n  Eip*.nthinu  in  Betracht,  dass  der  Pächter  mit  einem  |2:rühscren  eigenen 
Betriebskapital  wirthschaften  kann  als  d<'r  Käuf«'r  (Kau,  Volksw.sch.lehre  §.  377, 
Koscher,  Syst.  II.  §.62),  weil  letzterer  sein  Kapital  zum  »rossen  Theil  l'ilr  den 
Kaufpreis  venvenden  muss.  Wird  das  Gut  vom  Erwerber  etwa  selljst  wieder  verpachtet, 
so  bleibt  die  Sachlage  im  Effect  für  das  Productionsinteresse  diestjlhe  wie  ])isher. 

2.  Das  A'orhandenscin  eines  iinahhängigen  Grossirrundbesitzerstands  kann  für  ein 
Land  in  socialer  Hinsicht  so  w.'rthvoll  scän.  das>  der  privatt;  Grundrentenbezug  dafür 
trotz  stnner  Bedenken  mit  in  den  Kauf  ircnommen  werden  darf.  Für  dio  Erhaltung 
des  privaten  Gros>grundbesitzes  wird  die  sociale  Function  des  Grund hf;.sitzer- 
standes  dahc^r  wiclitig  in  die  Waagschale  fallen.  (G.  §.  350).  Aber  mit  Domänen- 
veräusserungen .  die  schon  bei  der  mässia:en  Zahl  noch  vorhandener  Grossdomänen  in 
unsere«n  Staaten  und  bei  der  notliwendigeu  \'<'reinz«'lung  von  Verkäufen  nicht  Ix^deutend 
hierauf  einwirken  i^önnen,  liisst  sich  dieser  Stand  doch  nicht  erst  schaffen.  (Zahl  der 
Domänen  selbst  in  Preussen  1^75  nur  1127  [in  Rheinland  fehlen  sie  ganz,  in  West- 
falen bi^  auf  4].  Zahl  d.r  Pachtungen  1SS3  S18  mit  1077  Voi-A^'erken  und  13'27  Mill.  M. 
Ertrag,  daneb<'n  Ertrag  von  andert-n  Douiän«'ngrundstücken,  in  Parcellenpacht.  v.  Mühlen 
und  Fischereien  4"70  Mill.  M.)  Ein  solcher  Stand  muss  ohnehin  seine  geschicht- 
liche Tradition  haben,  um  eine  erspriessliche  sociale  Function  auszuüben.  Deswegen 
kommt  bei  der  Frage  der  Domänenveräusserung  nur  das  andere  Moment  in  Betraclit, 
das  mit  d<;m  Vertheilungs-  und  socialpolitischen  Interesse  verbunden  ist:  die  nationale 
Grundrente,  bez.  ihr  natürlicher  weiterer  Zuwachs  würde  in  noch  grösserem  Maasse 
aus  der  Hand  der  durch  den  Staat  vertretenen  Volksgemeinschaft  in  die  Hand  eines 
kleinen  bcsitzendi^n  Bruchtheils  der  Bevölkerung  übergehen.  (G.  §.  341.)  Das  ist 
nicht  eni' anseht. 

3.  Das  finauzi<-lle.  Inter-sse  kann  allerdings  durch  den  Verkauf  der  Domänen 
befriedigt  werden,  w<'nn  d«^  Zins  aus  dem  Kaufpreise  erheblich  höher  ist  als  die 
reine  Pachtrente  und  etwa  der  Staat  Schulden,  die  er  hoch  verzinsen  muss,  so  tilgen 
kann.  Hier  ha))en  di<'  von  Kau  zusammengestcdlten  Gründe  ein  gewisses  Gewicht. 
Aber  durch  richtige  Anwendung  d<'S  Conen rrenzprincips  lässt  sich  die  Pachtrente 
steigern.  Sie  strigt  dann  n-gelmässig  mit  der  allgemeinen  nationalen  Grundrente, 
de.ren  Wachsthum  bei  vrrmehrt<'r  Bevölkerung  und  jiöh<'rer  Entwickelung  des  Volks- 
reichthums  im  Allgenninen  zu  erwarten  ist,  von  zeitweiligen  UUckschlägen  abgesehen, 
wie  etwa  gegenwärtig  und  in  nächster  Zukunft  unter  dem  Einfluss  der  amerikanischen 
Concurrenz.  Selbst  finanziell  frag-t  es  sich  daher,  ob  der  Staat  bei  einem  jetzigen 
Verkauf   diese   Chancen    genügend    bezahlt   bekommt.     Gegenüber    dem   principiellen 
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Bedenken,  iniiuiir  «i;rüssürc  Theile  und  sciiliesslich  die  ^aüzc  nationale  Grundrente  oder 
wenig-stcns  iliron  Zuwachs  an  wenii^:«;  Privati;  ül)crjr«'.lH5n  zu  sehen,  entscheidet  aber 
rine  Zinsdiflferenz  zu  rnftiinstim  d(js  Staats  iu  der  Veräusserun«^sfra«re  auch  nicht  allein. 

B.  Anders  liegt  die  Sache  im  Allgemeinen^  bei  einer  Zer- 
schlagung der  Domänen  in  kleinere  oder  mittlere 
(bäuerliche)  Betriebe  oder  Güter.  Kann  hier  mit  Aussicht  auf 
Erfolg  durch  eine  Veräusserung  der  Domänen  ein  Bauerstand  er- 
halten oder  neu  geschaffen  werden  —  allerdings  ein  sehr  schwie- 
riges Problem!  —  so  empfiehlt  sich  diese  Massregel  aus  allen 
in  Betracht  kommenden  Gesichtspuncten  (G.  §.  347,  348). 

Die  letzteren  sind  insbesondere: 

1.  Das  Productionsinteresse,  besonders  wenn  es  sich  um  intensivere,  mehr  Handels- 
gewächse u.  s.  w.  bauende  Culturen  handelt,  wird  hier  durch  das  Privateigentham 
am  Boden  wohl  besser  gefördert  als  durch  ein  hier  ohnehin  schwerer  zu  regelndes 
Zeitpachtrecht. 

2.  Der  Bezug  eines  Thcils  der  nationalen  (jruudrente  in  kleinen  Quoten  durch 
eine  grössere  Anzahl  bäuerlicher  Wirthe  hat  die  oben  hervorgehobenen  Bedenken 
nicht,  oder  sie  werden  durch  den  socialpolitischeu  Vortheil  des  Vorhandenseins  eines 
solchen  Banerstands  auf^rewogen. 

3.  Das  finanzielle  Interesse  des  Staats  kann  bei  einem  Verkauf  von  zerschlagenen 
Domänen  auch  besser  wahrgenommen  werden.  Denn  bei  der  grösseren  Zahl  mit- 
werbender Käufer  lassen  sich  höhere  Preise  als  bei  der  Veräusserung  geschlossener 
Domänenhöfe  erlangen,  ohne  dass  das  Plus  des  Preises  für  den  Klein-  und  Mittel- 
landwirth  bei  seiner  Betriebsamkeit  und  seinen  Bodenculturen  druckend  werden  muss. 

Das  Hauptbedenken  bleibt  nur,  ob  das  erwünschte  Ziel  bei 
solchen  Verkäufen  erreicht  wird.  Die  Käufer  können  durch  Auf- 
nahme kündbarer  Schulden  leicht  von  vorneherein  in  abhängige 
Lage  gerathen.  Sie  werden  dann  nicht  immer  im  Stande  sein, 
den  Besitz  zu  erhalten.  Anderer  Gross-  und  Mittelbesitz  saugt 
die  ehemaligen  Domänenstücke  auf.  Es  wird  daher  bei  der  Durch- 
führung der  Massregel  auf  ein  richtiges  Schuldrecht  an- 
kommen (G.  §.  322),  oder  statt  des  Verkaufs  richtet  der  Staat 
besser  ein  Erbpachtsystem  ein.  Dies  kann  die  wirthschaft- 
lichen,  ünanziellen  und  socialpolitischen  Vortheile  der  Veräusserung 
und  des  festen  Besitzrechts  für  beide  Betheiligte  bieten,  ohne  die 
mit  dieser  Maassregel  leicht  verbundenen  Schwierigkeiten  und  Be- 
denken. Die  speciellen  Bedenken,  welche  gegen  die  Erbpacht 
geltend  gemacht  werden,  wiegen  nicht  so  schwer,  als  dass  man 
dies  System  unbedingt  dem  Privateigenthum  des  Landwirths  nach- 
setzen müsste. 

III.  —  §.  221.  Verfahren  bei  D  o  m  an en  ver  äusse r- 
ungen. 

Vgl  Kau  §.  1)9,  100,  u.  danach  noch  vor.  Aufl.  dieses  Bands  §.  163.  Jetzt 
hier  verkürzt.  Für  Preussen  s.  die  Bestimmunjren  des  geltenden  Rechts  (mit  Bilck- 
blii'k  auf  dessen  Entwicklung)  in  Oelrichs.  d.  Domänenverwalt.  d.  preuss.  Staats, 
Bresl.  IbSvi,  S.  7"  11. 
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A.  Allgemeine  Puncte. 

1.  Die  dem  älteren  Staatsrecht  der  deutschen  Territorien  be- 
züglich der  „Kammerguter''  angehörige,  auch  im  Ausland 
(Frankreich)  früher  für  die  Domänen  giltige  Bestimmung  der 
unbedingten  Unveräusserlichkeit  entspricht  den  Verhält- 
nissen der  Gegenwart  nicht  mehr  und  ist  als  Cautel  gegen  finan- 
zielle Misswirthschaft  und  gegen  Missbrauch  der  Regierungsgewalt 
im  System  der  „verfassungsmässigen  Finanzwirthschaft'^  nicht  mehr 
nöthig.  Es  sind  vielmehr  nur  die  Bedingungen  der  Ver- 
änsserung  (ebenso  des  Austausches,  der  Verpfändung) 
gesetzlich  festzustellen  und  über  deren  Innehaltung  die  Verwaltungs- 
und  die  Staatscontrole  (§.  137  ff.)  mit  auszuüben.  An  die  jedes- 
malige vorausgehende  Zustimmung  der  Volksvertretung  die  ein- 
zelne Veräusseruog  zu  knüpfen y  erscheint  dann  weder  nothwendig 
noch  zweckmässig. 

Jedcnfallä  müsste  sich  eine  solche  Vorschrift  auf  Veräuüseruiigen  i^rösscrcii 
BetrajBTd  (über  eine  g^cwissc  )^'crthsuminc  oder  Flächengrösse  hinaus)  beschränken.  Für 
Heinere  Verkäufe,  von  einzelnen  Grundstücken,  Parcellen,  deren  Ausführung  die 
Bedürfnisse  des  wirthschaftlichen  Lebens,  Strassen-,  Hänserbanten,  Aenderung  der 
Culturen  regelmässi.u:  bald  da,  bald  dort  bedingen,  muss  die  Verwaltunt?  vollends  freie 
Hand  liabeu.  Es  genü«rt  auch  in  der  ycrfas8un«;:smässigen  Finanzwirthschaft  die  Ver- 
pflichtung der  Regierung,  die  vorgekommenen  Veräusscrungcn  nachträglich  der  Volks- 
vertretunsr  regelmässig  zur  Konntniss  zu  bringen. 

2.  Besondere  sonstige  Beschränkungen  der  Veräusserung 
der  Domänen  und  der  Verwendung  des  Erlöses  sind  dann  gegen- 
wärtig nur  da  noch  am  Platze,  wo  den  Domänen  noch  nicht  die 
Rechtsqualität  reinen  Staatsguts  anhaftet,  sondern  die  Dy- 
nastie noch  ein  besonderes  Anrecht  daran  hat  (§.  215,  174).  Hier 
ist  wohl  die  Gonsequenz,  dass  der  Erlös  von  stattgefundenen  Ver- 
äusscrungcn wieder  in  Grundstücken  oder  dgl.  angelegt  oder 
wenigstens  darüber  eine  besondere  Rechnung  geführt  wird, 
welche  den  ursprünglichen  Umfang  der  Domänen  und  die  darin 
durch  yeräusserungen  eingetretenen  Verminderungen  in  Evidenz 
hält  (Grundstockverwaltung,  bez.  -Rechnung  einzelner 
deutscher  Staaten).  Die  Regelung  dieser  Verhältnisse  ist  dann 
eine  Frage  des  Staatsrechts  des  einzelnen  Staats,  keine  finanz- 
wissenschaftliche. 

S.  Kau  §.  90  Note  i\  u.  vor.  Aufl.  dieses  Bands  S.  375  Note  24.  JUd.  Vcrfass. 
§.  5S,  Sachs,  g.  IS,  würtemb.  §.  102  tt'..  hess.  Art.  7—10,  baier.  Vcrf.-Ürk. 
Tit.  III,  §.  «,  7.  Ueber  Prcusscn  s.  \r.  Rönne,  Staatsr.  II,  2,  591,  Oelrirhs 
S.  79  ff'.  Ks  jrelten  hier  verschiedene  Kechtssätze  in  Betr.  der  Veräusserung  in  den 
Tboilen  des  Gebiets,  das  180S  zum  Staate  •;:chörte  u.  später  dazu  kam.  In  Baden  z.  B. 
wird  d<.'r  aus  dem  Domänenverkaufe  und  den  Ablösungen  eingegangene  und  nicht 
wieder  zu  Ankäufen  verwendete,  sondern  zur  Einlösung  von  Staatsobligationen  benutzte 
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Betrag  unter  dem  Namen  des  Grundstocksvermögens  als  eine  Forder.  des  Fürsten- 
hauses an  das  Land  betrachtet  und  als  ein  besonderer  i^estandtheil  der  Staatsschold 
aufgeführt.  (Jedoch  sind  unter  den  verkauften  Gegenständen  auch  walire  Staatssrtlter 
begriffen  gewesen).  Bis  zum  Belaufe  von  12  Mill.  11.  ist  dieses  GrundstocksFermögen 
unverzinslich ;  der  Mehrbetrag  wird  den  Domäneukassen  aus  der  Schuldentiigungskassc, 
welche  die  Grundstocksrechnung  führt,  verzinset,  jedoch  nicht  baar.  sondern  durch 
Abrechnung  mit  der  Staatskasse,  aus  welcher  die  Schuldenkasse  ihre  Dotation  erhält 
Ks  ist  dies  nur  eine  Form,  um  den  Belauf  der  in  letztere  Kasse  geflossenen  Ver- 
kaufs- und  Ablösungsgelder  in  Erinnerung  zu  erhalten.  Durch  Ankäufe  und  Grund- 
verbesserungen von  Domänen  wird  diese  Vermögensmasse  auch  wieder  vermindert. 
Neben  dem  Domanial-  wird  neuerlich  auch  ein  Staats-Grundstocksvermögeu  aufgeführt, 
welches  aus  Verkäufen  von  Bestand theilen  des  Staatsvermögens  gesammelt  und  zum 
Theile  wieder  zu  Ankäufen  verwendet  wird.  Beide  Grundstocksberechnungen  werden 
jährlich  dem  ständischen  Ausschuss  zur  Prüfung  vorgelegt  u.  bei  dem  Anfang  einer 
Budgetperiüde  den  Ständen  mitgetheilt  (Kau)  (Stand  Anf.  1S82  unter  den  Passiven 
der  Amortis.kasse:  Domänengrundstock  20  57  Mill.  M.  unverzinslich,  12'28  M.  M. 
verzinslich  (4%"),  zus.  32*bÜ  M.  M.,  Staatsgrundstock  noch  215S  fl.  unverzinsl.).  — 
Aehnlich  in  Würtembcrg,  s.  Riecke  a.  a.  0.  S.  181  fl'. 

3.  Die  Verwendung  des  Erlöses  muss  im  Uebrigen  nach 
den  richtigen  Grundsätzen  der  Finanzwissenschaft 
gesetzlich  so  bestimmt  werden,  dass  entweder  8 c h u  1  d e n  getilgt 
oder  Ausgaben  für  privat-  und  staatswirthschaftliche 
Kapitalanlagen,  eventuell  auch  für  andere  (eigentliche) 
ausserordentliche  Ausgaben,  in  Folge  von  Kriegen  etc. 
damit  gedeckt  werden.  Hier  gelten  für  die  Verwendung  des  Er- 
löses mithin  dieselben  Regeln  wie  für  die  Benutzung  des  Staats- 
credits  zur  Deckung  des  Finanzbedarfs  (§.  65  flf.).  Es  sind  daher 
nur  die  laufenden  ordentlichen  Ausgaben  grundsätzlich  nicht  aus 
dem  Erlös  zu  bestreiten. 

Der  „Krlös  aus  Ablösungen  von  Domänengcfällen  und  aus  dem  Verkauf  von 
Domänen-  und  Korstgrundstücken"  bildet  jetzt  zwar  ein  besonderes  Kapitel  in  der 
p re US sischen  Staatseinnahme,  aber  mUsste  streng  genommen  überhaupt  nicht  unter 
der  ordentl.  Einnahme  stehen.  Die  ausschliessliche  Verwendung  für  Schuldentilgung 
u.  f.  neue  i)rivatwirthschaftliche ,  Rente  gebende  Kapitalanlagen  entspräche  mehr  der 
älteren  Kechtsstelluug  der  Kanimerguter  u.  den  (jrundaätzcn  jener  „Grundstock- 
verwaltungen*', geht  aber  als  unbedingte  Kegel  (wie  sie  auch  Kau  implicite  giebt, 
i^.  119)  zu  weit.  —  Wo,  wie  in  Preussen,  die  Domänen  (nur  des  Staats  im  Umfang 
v.  1S15)  als  Generalhypothek  der  Staatsschuld  dienen,  sind  dann  die  VerkaufMirlöse 
(und  Ablösungsgelder)  zur  Schuldentilgung  zu  verwenden.  Darüber  erfolgt  denn  hier 
auch  eine  besondre  Abrechnung. 

4.  Ob  eine  bisher  geschlossene  Domäne  im  Ganzen  oder  in 
Theilen  (Parcellen)  und  letzteren  Falles  in  welcher  Weise  sie 
dann  weiter  veräussert  werden  soll,  ist  nach  dem  Stande  der 
landwirthschaftlichen  Cultur  (Grad  der  Extensivität  und 
Intensivität  der  Landwirthsehaft) ,  nach  sonstigen  Local Ver- 
hältnissen, und  als  allgemeine  Frage  endgiltig  wieder  nach 
dem  vorerwähnten  zweiten,  dem  social  politischen  Gesichts- 
puncte  zu  entscheiden.  Mitunter  war  die  Domänenveräusserung 
und   Zerschlagung  ein  passendes  Mittel  zur  Colonisation  weniger 
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bevölkerter  Landstricbe  oder  zur  Hebung  oder  Neubegrttndung 
eines  Bauernstandes  und  kann  dies  und  damit  ein  Hemmungsmittel 
der  Auswanderung  unter  Umständen  auch  wohl  heute  noch  wieder 
werden,  wenn  nicht  etwa  die  Vererbpachtung  vorzuziehen  sein  sollte. 

Preuss.  Masärcgelu  unter  Friedr.  d.  Gr.  iü  Westprcussen.  Dio  preussische 
Kcgierung  verordnete  1S46,  dass  künftig  auf  pachtlos  werdenden  Domänen  in  den 
Provinzen  Preussen  und  Posen,  sowie  im  K.-B.  Köslin  zur  Verhinderung  der  Aus- 
wanderungen Stücke  von  ungefähr  60  Morgen  an  Ansiedler  verkauft  worden  sollen 
^Rau);  ähnlich  neuerdings  seit  1S74  (nach  Kescr.  v.  80.  Aug.  1873  f.  Ansiedl.  ländl. 
Arbeiter).  S.  o.  S.  528  u.  bes.  d.  Sehr.  v.  Sombart.  —  Im  Zusammenhang  mit  der 
Frage  der  ländlichen  Auswanderun^r  ist  auch  nt'U<Tdings  wieder  mehrfach  die  Frage 
der  Domäncnzerschlagung  u.  Veräusst^rung  erörtert  worden.  Doch  darf  man  die  Be- 
deutung dieser  Massregel  für  die  Hemmung  der  Auswanderung  nicht  überschätzen. 
Wie  schon  die  Bewegung  des  grossen  deutschen  Auswanderungsstroms  zeigt  —  ftuhcr, 
bes.  in  den  50er  Jahren  im  Westen,  bei  vorherrschendem  Kleingrundbesitz ,  dann,  in 
den  (JOcr  Jahren  in  der  Mitte  Deutschlands  von  Westen  nach  Osten  gesehen,  bei  viel- 
fach verbnäteteni  baut^rl.  Mitt«'lbesitz  (Hannover),  neuerdings  bes.  seit  den  70cr  Jahren. 
l>t*i  Torwalt<;ndem  Grossgrundbesitz,  im  Osten  — ,  wirken  aber  doch  zu  mannigfaltigo 
Umstände  hier  ein  und  die  „Agrarverfassung"  des  Ostens  ist  nur  einer  der  dabei  mit 
spielenden  Factorcn. 

5.  Statt  des  Verkaufs  kann  nemlich  die  Ueberlassung 
in  Erbpacht  gerade  auch  im  Interesse  eines  Stands  kleiner  und 
mittlerer  Landwirthe  und  insofern  zugleich  im  Staatsinteresse  liegen. 
Die  finanziellen  Bedingungen  sind  dann  entsprechend  umzuändern. 
Sie  brauchen  nicht  nothwendig  ungünstig  zu  sein,  aber  selbst  etwas 
ungünstigere  finanzielle  Bedingungen  als  beim  Verkauf  können  aus 
socialpolitischen  Gründen  gerechtfertigt  erscheinen. 

B.  Das  besondere  Verfahren  bei  Domänenveräusserungen 
ergiebt  sich  aus  dem  einschlägigen  Privatrecht  des  Landes,  aus 
den  üblichen  Grundsätzen  bei  solchen  Massregeln  überhaupt  und 
aus  einzelnen  speciellen  Vorschriften,  wie  sie  das  fiscalische  Inter- 
esse bedingt. 

So  hat  doc  Käufer  regelmässig  die  Steuern  und  andere  Lasten  des  Gutes 
zu  übernehmen,  das  von  nun  an  insbesondere  grundsteuerpflichtig  wird,  wenn 
die  Domänen  steuerfrei  waren.  Femer  soll  in  der  Regel  der  Verkauf  durch  Ver- 
steigerung geschehen,  nur  mit  einzelnen,  bestimmt  anzugebenden  Ausnahmen. 
Bietungscautionen  werden  verlangt,  Kaufgclderminima  festgesetzt,  in  wichtigeren  Fällen 
die  Ertheilung  des  Zuschlags  der  vorgesetzten  Behörde  vorbehalten,  binnen  einer  Frist, 
in  der  der  Meistbieter  an  sein  (iebot  gebunden  ist.  Erst  nach  Entrichtung  einer 
Kate  des  Kaufschilliugs  wird  der  Käufer  in  Besitz  gesetzt.  Für  den  Rest  bekommt 
er,  unter  Zinsstipulation,  Zahlungsfristen.  Verfolgt  man  zugleich  jene  socialpolitischen 
Zwecke,  Begünstigung  der  Ansiedlung  und  des  Grunderwerbs  kleiner  Landwirthe  u.  dgl., 
so  muss  man  die  Zahlungsbedingungen  in  Bezug  auf  die  Höhe  der  ersten  Anzahlung 
und  die  Abtragung  des  Rests  (eventuell,  schon  nach  Rau's  Vorschlag,  durch  Um- 
wandlung des  Kestkaufschillings  in  eine  Zeitrente)  entsprechend  erleichtern.  Der 
Fiscus  behSlt  aber  bis  zur  Abzahlung  ein  Pfandrecht  üeber  die  Bedingungen  bei 
den  neuesten  preuss.  Doniänenverkäufen  s.  o.  S.  528.  Sombart  verwirft  für  jene 
Zwecke  der  Dom.parcellirung  überhaupt  das  Meistgebot  u.  befürwortet  S.  4 1  ^/g  baare  An- 
zahlung nach  Taxe.  Rest  mit  Amortis  -Rente  u.  47ü  Zinsen  in  30  Jahren  zu  tilgen,  was 
fast  auf  Erbpachtbedingungen  hinauskommt.  —  S.  sonst  f.  Preussen  z.  B.  die  Regeln  d. 
Licitation  v.  S.  Mai  1 SHJ»  (U  e  i r  i  c h s  ,S.  bS).  Minist.rcscr.  v.  1 0.  Febr.  1 S73  (ob.  S. 202).  Vom 
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Mitbieten  Dom.-  a.  Forstbeamte  ohne  spec.  Erlaubiiiss  dos  Min.  aüs^eächlosscn.  Biet  > 
caution  10%*  Keine  Gewähr  f.  Grösse,  Krtrag,  Bcschairenh. ,  PriF.dienstbarkeiteu. 
Lasten,  Abgaben.  Anzahlung  zu  ^/^  beim  Dubergabetermin ,  zu  '/^  binnen  1  Jahre, 
Kest  binnen  3  Jahren;  Verzinsung  einstweilen  mit  57o*  Vorsteigerung  die  Bugol; 
Ausnahmen  in  besond.  Fällen,  wo  dadurch  ünanz.  u.  staatswirthsch.  Vortheile  zu 
erreichen  (Kescr.  v.  12.  Febr.  183S,  Oclrichs  S.   90). 

IV.  —  §.  222.  Die  Frage  der  Vermehrung  der  Do- 
mänen ist  nach  ihrer  prineipiellen  Seite  durch  die  voraus- 
gehenden Erörterungen  über  die  Domänenveräusserungen  im 
Wesentlichen  schon  mit  erledigt  werden.  Aus  rein  finanziellen 
Gründen  ist  in  der  Gegenwart  eine  Vermehrung  in  der  Regel 
nicht  rathsam.  Socialpolitische  und  allgemein- volks- 
wirthschaftliche  Gründe  haben  aber  auch  hier  den  Ausschlag 
zu  geben.  Jedenfalls  liegt  indessen  auch  nach  dieser  Seite  bei 
Feldgütern  die  Frage  anders  als  z.  B.  bei  Forsten  und  Eisen- 
bahnen. Bei  ländlichem  Boden  kann  für  unsere  Zeit  wohl 
von  einer  umfassenden  Enteignungsmassregel  dem  Privat- 
besitz, auch  dem  G  r  o  s  s  grundbesitz  gegenüber  nicht  die  Rede 
sein,  weshalb  von  dieser  Eventualität  hier  abgesehen  wird. 

Vgl.  für  die  ganze  Frage  wieder  die  (irundleg.  Abtb.  I,  Kap.  4.  Wcitci^gekende 
Ansichten  vertritt  A.  Samter  in  s.  Gcsellsch.-  u.  Privateigenthum.  —  S.  sonst  Rau 
i^.  100a  u.  vor.  AuÜ.  dieses  Bands  §.  164,  woselbst  auch  einige  ältere  Statist  Beispiele 
aus  deutschen  Ländern. 

Vermehrungen  der  Domänen  können  dann  erfolgen  durch 
Einzug  heimfallender  Ritterlehen  und  durch  Ankauf 
von  Privatgrundstücken  (auch  standesherrlichen  Gebieten). 

Erstcres  ist  bei  der  üblichen  Allodification  der  Lehen  meist  von  geringer  prac- 
tibchcr  Bedeutung.  Diese  Allodification  ist  die  practisch  gewöhnlich  gezogene  Coose- 
«[Uenz  der  allgemeinen  Entwicklung  privaten  Grundeigentliums,  eine  Consequenz,  welche 
freilich  ihre  Bedenken  hat,  weil  so  ehemaliges  Staatseigenthum  definitiv  der  Gemein- 
schaft verloren  geht.  Eine  Bekämpfung  der  Massregel  ist  aber  nur  von  einem  gamz 
anderen  als  dem  heutigen,  die  G rundeigen thumsfrage  beherrschenden  Gesichtspuucte 
aus  möglich.  Ankauf  neuer  Feldgüter,  von  dem  oben  erwähnten  Falle  abgesehen, 
tiass  es  sich  nur  um  staatsrechtlich  vorgeschriebenen  Ersatz  für  verkaufte  Domänen 
handelt,  wird  als  allgemeinere  Massregel  gegenwärtig  auch  kaum  anden  in 
Frage  kommen,  als  wenn  etwa  Ablösungskapitale  für  Grundgefalle  wieder  au- 
gelegt werden  sollen.  Das  ist  nicht  unpassend  und  in  deutschen  Staaten  mehrfach 
in  neuerer  Zeit  geschehen.  Unbedingt  ist  es  aber  auch  nicht  zu  verlangen  und 
Schuldentilgung  öfters  vorzuziehen.  Einzelne  Ankäufe  werden  natürlich  immer  aus 
speciellen  Gründen,  zur  Arrondirung  des  Besitzes,  zur  Beseitigung  störender  Dienst- 
barkeiten u.  dgl.  m.  stattfinden. 

Noch  im  neuesten  preuss.  Et.  858,000  M.  so  verwandt  für  den  Ankauf  von 
(irundbtücken,  welche  (im  Reg.bez.  Magdcburir)  mit  2  Dom.  im  Znsammenhang  liegen 
n.  deren  Ertragslahigkeit  bei  gemeinsamer  Bewirihschaftung  sehr  steigern  (Steigerung 
des  neuen  Pachtschillings  ab  1s83  gegen  bisher  von  '>5,5*J5  auf  90,4r>5  M.,  was  eine 
Verzinsung  des  Kaufgeldes  mit  0  4**',,  ergiebt'i. 
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2.  Abschnitt. 
Verwaltung  und  Bewlrthschaftunis^  der  Feld?ilter. 

Dieser  Gegenstand  ist  Überwiegend  tecbnischcr  und  privat  ökonomischer, 
nur  nebenbei  specicU  administrativer  und  finanzivirthschaftlicher  Natur. 
Die  Erörterung  ist  desbalb  in  dieser  Aufl.  etwas  mehr  zusammengezogen  worden,  als 
noch  in  der  vor.  Aufl.  dieses  Bands  (§.  165 — 1S2)  und  als  bei  Rau  Fin.  I,  §.  101  bis 
\'^S,  —  S.  u.  A.  tlber  Preussen  v.  Rönne,  Dom.-,  Forst-  u.  Jagdweseu  S.  45  f!'.. 
433  fl. ,  der.s.  prcuss.  Staat^r.  H.  A.  II,  2,  §.  521.  Oelrichs  a  a.  O.  S.  1)  iL 
(üebers.  aller  Vorwerkspachten  S.  217  IT.).  Frantz,  Preussens  Dom.güter.  üeber 
Baiern  Pözl,  Vorwalt.recht  §.  233,  St.  v.  Neuforn-IIock,  a.  a.  0.  lieber  Würtem- 
berg  Dom.verwalt.  d.  w.  Staats,  Tüb.  1S42,  v.  Riecke  a.  a.  0.  S.  162,  1S4.  üeber 
Baden  Wehrer,  Kam.dom.administratioii,  1S33,  Reg^naucr  Staatshaush.  Badens 
S.  2SS.  üeber  Oesterreich  (West-),  Konojiasek -Mor  -  Blonski  1.  165  H. 
üeber  Frankreich  Hock  S.  209.  Kaulmann  a.  a.  0.  S.  579  ff.  Block  dictiou. 
Alt.  domaine.     üeber  England  Gneist,  engl.  Verw.r.  11,  §.  111. 

I.  —  §.  223.  Die  Einrichtung  der  Domänenvcrwal - 
tang.  Ein  Panct  nicht  ohne  principielle  Bedeutung  ist  es,  unter 
welchem  Ministerium  das  Domänen wcsen  des.  Staats  steht,  bez. 
stehen  soll.  Neben  rein  administrativen  Gesichtspuncten  kommt  es 
darauf  an,  welches  das  leitende  Princip  in  der  Domänenver- 
waltung  ist  und  sein  soll.  Gelten  die  Domänen  wesentlich  nur 
als  privatwirthscbaftliche  Einnahmequelle  des  Staats,  wie  früher 
ziemlich  allgemein,  so  erscheint  es  am  Richtigsten,  sie  unter  das 
Finanzministerium  zu  stellen,  zu  welchem  sie  auch  gewöhnlich 
ressortirt  haben  und  vielfach  noch  ressortiren.  Will  man 
neben  oder  vor  dem  finanziellen  mehr  den  Staats-  und  volkswirth- 
schaiUichen  Gesichtspunct  zum  leitenden  auch  für  die  Verwaltung 
machen,  —  heute  wohl  mit  Recht  —  so  werden  die  Domänen 
unter  eines  der  volkswirthschaftlichen  Ministerien,  am  Besten 
unter  dasjenige  der  Landwirthschaft  (so  jetzt  in  Preussen  und 
Oesterreich)  gestellt,  wobei  natürlich  das  fiscalische  Interesse 
innerhalb  gewisser  Schranken  berechtigt  bleibt  und  wahrgenommen 
werden  muss. 

S.  0.  S.  67.  Preuss.  Verordn.  v.  7.  Aug.  1878.  west-östcrr.  v.  20  Jan.  1872. 
In  anderen  deutschen  Staaten  stehen  die  Dom.  regelmässig  unter  d.  Fin  min., 
ebenso  in  Frankreich.   Besond.  Dom.ministerium  in  Russland. 

In  dem  betreffenden  Ministerium  bildet  das  Domänenwesen, 
bei  grösserer  Ausdehnung  eventuell  für  sich,  oder  mit  dem  Staats- 
forstwesen zusammen  eine  eigene  Ministerialabtheilung,  Direc- 
tion  u.  dgl.  zur  obersten  Leitung  der  Geschäfte.  Die  Provincial- 
und  Local-Domäneuverwaltung  wird  sich  mit  nach  der  bestehenden 
Behörden-  und  Verwaltungsorganisation,  dann  aber  auch  nach  dem 
Umfang  der  Domänen  und  nach  der  Art  der  Verwaltung  richten. 
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Seit  der  Ablösung  der  Grundgcfällc  und  dem  Aufhören  der  Naturaleinuahmen 
hat  sich  der  Geschäftsumlang:  anch  in  Deutschland  erheblich  vermindert  und  Verein- 
i'achungeu  der  Domänen vcnvaltun^^,  Verminderung  des  Personals  ermöglicht  In 
manchen  deutschen  Staaten  ist  zudem  der  Domänenbesitz  (zum  Unterschied  vom  Forst- 
besitz) nur  noch  klein,  ebenso  in  Frankreich,  England,  seit  den  neueren  grossen  Ycr- 
äusserungen  in  West-Oesterrcich.  Bei  der  vorherrschenden  Verpachtung  vennindern 
sich  die  laufenden  Verwaltungsgcschäftc  sehr  und  beschränken  sich  nur  noch  auf 
eine  gewisse  Controle  der  PäcJiter  und  der  verpachteten  Feldgüter.  Die  älteren 
„Domänenkammern*',  als  Oberbehörden,  haben  daher  nur  noch  einen  Theil  ihrer 
ehemaligen  Bedeutung  behalten  und  die  Verwaltung  in  der  Mittel-  u.  Untorinstanz 
könnte  anderen  Behörden   oder  einzelnen  Beamten   in   diesen  mit   übertragen  werden. 

Beispiel.  Preussen.  Die  Domänen  standen  früher  in  den  Provinzen,  mit 
anderen  Finanz-  u.  Verwaltungsgeschäftszweigen,  unter  der  Kriegs-  u.  Domänenkammer. 
Seit  der  Bchördenorganisation  v.  1S08  u.  deren  späterer  Abänderung  (1S17)  fungirt 
eine  der  „Abthuilungen"  der  „Regierung"  (in  d.  Ivcgier.bezirken)  für  die  „Verwalt. 
d.  directen  Steuern,  Domänen  u.  Forsten".  Die  Erhebung  der  DomänengofUlle  erfolgte 
fillher  durch  eigene  Domänen-Keniämtor  u.  Domänenämter,  jetzt  in  d.  Kogel  durch 
die  allgemeinen  Kreiskassen  oder  andere  Kön.  Kassen.  Im  Etat  werden  jetzt  noch 
75  Dom.-Kentbeamte  aufgeführt  (Geh.  i.  D.  2700  M.).  In  West-Oesterr.  bestehen 
unter  d.  Min.  d.  Ackerbaus  0  „Foi-st-  u.  Dom.-Directionen". 

Als  Grundlage  der  Domänenverwaltung  dienen  genaue  Ver- 
zeichnisse aller  zu  den  Domänen  gehörenden  Bestandtheile  und 
Gerechtsame,  welche  natürlich  sorgfältig  auf  dem  Laufenden  ge- 
halten werden  müssen.  Seit  der  Durchführung  der  Ablösungen 
der  Grundlasten  hat  sich  auch  dieses  Geschäft  der  Aufzeichnung 
erheblich  vereinfacht. 

Der  Umfang  des  Besitzes  an  Feldgütern  u.  demgemäss  die  Einnahme 
daraus  ist  in  den  europ.  Staaten  sehr  verschieden,  relativ  am  Grössten  noch  in  Kuss- 
laud  und  in  den  deutschen  Staaten,  aber  auch  in  einzelnen  dieser  letzteren  nicht 
immer  mehr  erheblich.  Daten  auch  über  die  Grösse  mehrfach  in  den  Etats.  S. 
einige  ältere  Notizen  bei  Kau  §.  103  u.  vor.  Auil.  dieses  Bandes  S.  382.  In  West- 
Ocbt  er  reich  meist  nur  noch  kleine  Koste  landwirthsch.  Domänen,  in  Verbinduüfr 
mit  Forsten.  18*^0  noch  ()775  Uectarcn  Accker,  Wiesen,  Gärten,  (meist  in  üalicien-, 
44.143  Hect.  Alpen  u.  Weiden  (bes.  in  Tirol,  Salzb.,  Stoierm.),  15,280  ha.  sonst. 
Culturbodens,  dagegen  doch  noch  043,217  ha.  Waldungen,  253,083  ha.  unproduct 
Boden.  Kohertrag  d.  Landwirthsch.  03,270  fi..  der  Nebenwirthschaften  295,220  fl., 
neben  3-512  Mill.  fl.  aus  d.  Forstwirthsch.  Anschl.  f.  1882  roh  3*055,  rein  0'061  Mill.  fl., 
also  fast  «ranz  aus  den  Forsten.  —  Preussen  1883.  818  Pachtungen  mit  1077 
Vorwerken  u.  330,185  ha.  nutzbarer  Grundstücke,  gcücn  1127  Vorwerke  u.  346,760  ha. 
noch  in  1875.  Dennoch  der  Krtrai«-  damals  nur  11-21,  jetzt  1314  Mill.  M.  Sehr 
ungleiche  Verthoiiung  dieser  Domänen  über  das  StaatSiiebiet,  in  Kheinprov.  u.  Uoheu- 
zoUern  gar  keine,  Westplialcn  (K.-B.  Minden)  nur  2  mit  1003  ha.  (1875  noch  4  mit 
1533  ha.),  K.-H.  Wiesbaden  (ehem.  Nassau)  25  mit  2175  ha.,  K.-B.  Casscl  (Kurhessen) 
80  mit  12.031,  Prov.  Hannover  102  mit  35,673  ha.  (1875  107  mit  37,000),  Pror. 
Schlesw.  Holst,  nur  4  mit  026  (1875  2  mit  92  ha),  Prov.  Sachsen  151  mit  54,406 
(1875  153  mit  55,000i,  Schlesien  99  mit  25,218  ha.,  Posen  78  mit  27,460  (1875  80 
mit  28,(mo).  Pommern  151  mit  61,412  (1875  154  mit  63,000),  Brandenb.  138  mit 
54,579  (1875  143  mit  55.000),  Wo>l-  u.  Ustpreussen  156  mit  64,460.  Veränderungen 
^^ehen  ausser  durch  Verkäufe  auch  durch  andere  Verpachlungsform  (in  ParccUen)  vor 
sich.  Der  Ertrag  von  parcell.  Pachtstücken,  Mühlen,  Fischereien  ist  470  Mill.  M., 
davon  POl  .aus  d.  Prov.  Hannover,  0.744  aus  K.-B.  Wiesbaden.  6  Vorwerke  mit 
1445  ha  hat  die  Gcstütsverwaltung,  47  mit  20,071  ha.  zu  Ixomontedepots  die  Milit.- 
verwalt.  in  Pacht.  Die  Kosten  der  Bewirthschaft.  u.  Erhebung  für  die  Fcldgüter 
(ind  Parcellen)  allein  lassen  sich  nicht  genau  ieststellen.  da  das  betreff.  Vcrwaltunirs- 
persoiial  noch  f.  andere  Zweige  mit  fungirt.  Die  Brunnen-  u.  Bäderverwaltung  (Einn. 
1.97  M.  M.)  steht  mit  unter  d.  Dom. Verwaltung.     Gesammtanschlag  im  Et  f.  1883/84 
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ist:  2S*9S  M.  }>L  Einü.  (^ wovon  ausser  den  schon  gen.  Posten  18 18  aus  «j:rundlierrl. 
Hebungen  u.  s.  w.,  t)*376  aus  Dom. -Amortis.- Renten,  der  Rest  aus  diversen  and. 
Posten).  Die  dauernde  Ausgabe  ist  auf  678  M.  M.  angesetzt  (davon  f.  Dom.beamte 
372,000,  Wohn.gcld  24,000,  Kosten  f.  Erhebung  d.  Dom.-Gefälle  1 10,000.  Aufs.kosten 
130,000,  Dienstaufw.entschädig.  12.'J,000,  Zinsen.  Renten  v.  Pass.kapit.,  Abgaben  u.  s.  w. 
1,178,000,  Unterhaltung  u.  Neubau  v.  Gebäuden,  Weircn  etc.  2.347,000,  Betriebskosten 
administr.  (irundstücke  578,000,  dsgl.  der  Miner.br.  u.  Bäder  1.211,000,  das  Uebrij-e 
fcrschied.  kleinere  Posten).  Reinortrair  dieser  ganzen  Verwalt.  22*20  M.  M.  S. 
Mch  Meitzen,  Hoden  Prcussens  I,  522,  preuss.  Statist.  Jahrb  IV,  1,  S.  150.  — 
Uebcr  Baiern,  Vocke  in  d.  Ztschr.  d.  baier.  stat.  Bur.  1871  S.  161  fl".  Keldgüter- 
bestand  durch  principiell  von  d.  Kammern  gewünschte  Verkäufe  sehr  vermindert.  — 
üeber  Baden  Regenauer  S.  330.  —  Ueber  WUrtemb.  Riecke  a.  a.  0.  S.  185. 
Landwirthsch.  benutzte  Domänen  u.  einzelne  Gnindstücke  1883  10,216  ha.,  wovon 
ewtere  nicht  ganz  die  Hälfte;  Wiesen  dabei  3300  ha.,  Accker  5461,  \Veinbcrs;c  48. 
Pacbtertrag  der  „Meiereien"  191,547  M.,  der  verpacht.  Einzelgüter  481,841  AI.  — 
ücher  Mecklenb.  s.  Balck,  Dom.verf.  in  M.  Schw.  1864.  Beitr.  z.  Statist.  M.s  IV, 
H.  1  u.  2,  1865.    (Keber  die  gen.  deutschen  Länder  einige  Daten  in  vor.  Aufl.  S.  383). 

II.  —  §.  224.  Uebersicht  und  Entwicklung  der 
Systeme  der  Verwaltung.  Geschichtlich  kamen  und  noch 
gegenwärtig  kommen  hier  dieselben  Systeme  wie  beim  ländlichen 
Privatgrundbesitz  vor.  Die  drei  typischen  Formen,  mit  einzelnen 
Ab-  und  Nebenarten,  sind  die  eigene  Bewirthschaftung 
dnrch  Verwalter  auf  Kechnung  des  Domänenfiscus,  (mit  der  Abart 
der  „Gewährsverwaltung"),  die  Verzeitpachtung  und 
die  Vererbpachtung., 

Kau,  §.  103,  weist  darauf  hin,  wie  in  dieser  IJeihcnfolj^e  die  Theilnahme  der 
Begicrunj^  an  der  Verwaltung  immer  schwächer,  diejenige  der  Privaten  immer  stärker 
wird  — :  also  stärkere  Ilerbeiziehung  des  Moments  des  ,.wirthschafiiichen  Interesses" 
der  Privaten  im  Productionsintcresse. 

(ieschichtlich  entwickelte  sich  in  Deutschland  und  den  Nachbarländern  die 
BcDUtzungsweise  im  Ganzen  ungefähr  in  der  hier  angegel)cnen  Reihenfolge.  Die 
eigene  Verwaltung  ist  die  älteste  Form  auf  niedriger  Wirthschaftsstufe :  bei  vor- 
waltender Alihängigkeit  des  Ertrags  vom  Naturfactor  und  bei  extensivem  Betrieb  ist 
sie  eher  zulässig:  später  treten  aber  die  specitischen  Nachtheile  des  Staatsbetriebs 
bei  ihr  leicht  am  Meisten  hr.r\or.  Dann  gn-ift  man  li^br-r  zur  Pacht.  Die  anfangs 
kurzen  Zeitpachtperioden  werden  aus  ökonomischen  Grtlnden  verlängert.  Ebenso 
wird  der  anfangs  an  ein  bestimmtes  \\  iithscliaftssystem  gebundene  Pächter  später  in 
der  Wahl  des  Wirthschaftssystems  freier  gestellt.  Die  (^historisch  öfters  ältere)  Erb- 
pacht leitet  geschichtlich  mehrfach  den  Üebergang  der  Domänen  in's  Privateigenthum 
ein,  welches  letztere  auch  wieder  aus  ökonomischen  und  socialpolitischen  Gründen 
durch  Ablösung  des  Erl)pachtkanons  oder  durch  fnien  Verkauf  im  Interesse  intensiverer 
Landwirthschaft   bei   grösserer  Volksdichtigkeit  und  weit<^reui  Absatz  hergestellt  wird. 

Vgl.  oben  §.  Sti  Ü.  —  Ein  Theil  der  römischen  agri  publici  wurde  von  den 
Sklaven  für  den  Staat  verwaltet,  unter  Aufsicht  des  Senates,  der  die  Kechnungen 
abhörte.  Bosse,  I.  7t>.  Di«' rcgelmä-s.  Form  der  Nutzbarmachung  der  Staatslände reicn 
war  aber  die  Zeitpacht  gegen  Geld,  entsprccht^nd  der  früh  ausgebildeten  röm.  Geld- 
wirthschaft.  Monimsen,  röm.  Staatsrecht  II,  1,  410.  Ueber  die  censorische  Ver- 
pachtung der  Proviiicialdomäne  in  d.  Zeit  der  l{e])ublik  s.  Marquardt,  rÖm.  Staats- 
verwaltung II,  241.  Bei  grösseren  Coni])le.\en  (ieneralpaclit  mit  Separatafterpacht. 
A.och  das  zur  Viehweide  bestinimfe  Land  wurde  verpachtet,  die  Pächter  Hosen  Vi«'h 
eregen  Weidegeld  (scriptura)  zu.  eb.  S.  244.  Inter  den  Kaisern  kam  die  Domäne 
lüter  die  Administration  d'S  kais.  Fiscus.  Diese  (lUter  wurden  auch  jetzt  noch  ver- 
pachtet, auf  5  Jahre  oder  liinger;  später  mehr  Golonatsverhältniss  (Erl)pacht).  Auch 
jelbstbewirthschaftung  von  Fiscalgütern  koniint  noch  vor.   Marquardt,  S.  250,  251.  — 
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In  Athen  alldem.  £r))pacht  oder  Zeitpacbt  der  heil.  u.  nicht  heil.  Gemeinde-  u.  Staats- 
güter,  z.  Th.   unter  Vermittlung-  von  Generalpächtern.    Zeitpacht  v.  verschied.  Läng<\ 

4,  10,  25,  40  Jahre  kommen  vor.  Böckh,  Staatsh.  Athens,  2.  A.,  L  415  ff.  — 
Im  Mittelalter  war  fast  allprem.  die  Administration  üblich,  and  noch  in  der  Mitte 
des  vorigen  Jahrhunderts  wurde  sie,  z.B.  von  Schreber.  vorgezojcren ,  denn 
man  scheute  die  Vcrpachtunir,  um  dem  Pachter  nicht  einen  Gewina  zu  lassen,  der 
der  Re.u:ieran«r  zugewendet  werden  könnte,  und  um  die  bessere  Schonung  der  Landercieu 
zu  bewirken.  Seckendorf  lehrte  indess  schon,  dass  man  nach  den  Umständen 
zwischen  Verpachtung  und  Verwaltung  wählen  solle,  s.  bei  v.  Seckendorf  im  Anhang 
die  Be>tallung  des  Amtmannes  u.  Kastners  im  17.  Jahrhundert.  (Kau,  §.  104.)  Iio 
froheren  Mittelalter  Zusammenhan*^  der  Selbstbewirthschaftung  der  Domäaen  mit  der 
natural -wirthschafd.  Vei-sorgunp:  des  Hofs.  Vgl.  Hüllmann,  Fin.gesch.  S.  36  ff., 
Ders.,  Ge>ch.  d.  Dom.benutz.  in  Deutschi.,  Frankf.  a.  0.  1807.  Anton,  Geschichte 
der  deutschen  Landwirthschaft.  I.  177.  Langethai,  Geschichte  der  deutschen  Land- 
wirt hschaft  I.  118.  Waitz,  Verf.gesch.,  a.a.O.  passim.  Kau,  §.104  Noten,  vor. 
Aufl.  dieses  Bändels  S.  yS5  u.  oben  bes.  §.  87—1)1.  —  Unter  Kaiser  Friedrich  11. 
war  ein  Tlieil  der  Krongüter  in  Neapel  verpachtet,  v.  Kaum  er,  Hohciistaufofl 
VII.  Buch,  6.  Hauptst.,  Nr.  XIV.  —  In  Deutschland  kamen  einzeluc  Verpachtnnjreü 
auf  Z<at  schon  im  IG.  Jahrh.  \or,  wie  die  von  Schreber  mitgetheilten  Oontractc  aus 
der  Kegierunjr  des  Kurfürsten  August  von  Sachsen  von  15G5  zeigen.  In  Wtlrtemberg 
waren  schon  zu  Anfan«:  des  IG.  Jahrh.  viele  Feldirtiter  verpachtet.  Hoffmann  a.  i.  0. 

5.  33.  Hiiufii>-er  wurde  die  Verpachtung  ge;ren  Ende  des  17.  Jahrhunderts,  als  man. 
um  die  Wunden  des  30.iiilir.  Krie^res  zu  heilen,  besond.  eifrijr  auf  Verbesserungen 
bedacht  war,  namentlich  1070  in  Sacbsen,  um  dieselbe  Zeit  in  Hannover,  16^4 
im  Preussischen,  wo  die  wieder  einjceführte  Administration  von  Neuem  in  Ver- 
pachtuns:  auf  G  Jahre  \cnvandelt  wurde  (Ried«'l  S.  17,  Oelrichs  S.  14),  während 
durch  A'.o.  von  1G42  noch  die  «eingehendsten  Bestimmungen  über  d.  Administration  der 
Domänen  im  Herzogth.  Pr«;usseu  u.  Über  Naturallieferunjren  der  Dom.  an  den  Hof  cr- 
uinp-n;  1G99  in  Oesterr<*ich;  Hüllmann,  Geschichte  der  Domänen  -  Benutzung. 
S.  74— 8G.     (Kau.) 

Lit.   über  d.  Bewirthsch.  d.  Dom.  s.  unten.     Auch  bei  Kletke,  Lit.  d.  Fiuanz- 
wes.  d.  Preuss.  Staats.  :i.  A  ,  Berl.  1S7G.  S.  32. 

A.  —  §  225.  Bcwirthschaftung  durch  Verwalter. 
(Selbst-  oder  Eigenverwaltung,  Administration).  Diese 
Form  war  im  älteren  naturalvvirthschaftllchen  Zustande  der  Volks- 
wirthschaft  überhaupt  und  der  Finanzwirthschart  speciell  angebracht 
und  gewöhnlich  durch  die  Verhältnisse  geboten,  auch  ökonomisch- 
technisch bei  extensivem  Ackerbau  nicht  nothwendig  schlechter 
als  ein  Pachtbetrieb  gewesen  wäre,  wenn  derselbe  überhaupt  all- 
gemeiner hätte  stattfinden  können.  Nur  die  Mängel  der  Staats- 
verwaltung überhaupt,  die  Unordnung  und  Unehrlichkeit  der 
Administratoren  bei  ungenügender  Controle  bewirkten  wohl  ziem- 
lich allgemein  schwere  Schäden  dieses  Systems  für  den  Staat  oder 
den  Fürsten.  Die  specifisch  ökonomisch-technischen  Mängel 
der  Eigenverwaltung  traten  dann  aber  nach  der  Hebung  oder 
Verminderung  jener  allgemeinen  Missstände  mehr  und  mehr  benor 
und  führten  seit  dem  17.  Jahrhundert  zur  Einführung  der  Zeitpacht, 
nachdem  für  diese  Form  auch  sonst  die  rechtlichen  und  wirth- 
schaftlichen  Bedingungen  sich  entwickelt  hatten.  In  der  neoeren 
Staatspraxis  ist  es  daher  üblich  geworden,   die  Eigenverwaltung 
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nar  in  möglichst  seltenen  Ausnahmefällen  noch  eintreten 
za  lassen. 

Z.  B.  Prcuss«^n  (Könne.  Staatsr.  IL  2,  596).  wo  di«',  Domanenvoräusserunirs- 
Instruction  toui  25.  Oct.  1810  u.  d.  Instr.  f.  d.  ( )bcrrechenkamni.  v.  18.  Dec.  1824 
bestimmen,  dass  l>ei  den  dem  Staate;  vorblcil)ond«in  Domänen  die  eigene  Administr. 
auf  jede  Weis<;  vermicd«'n  u.  nur  in  äussersten  Notlifiillen  goffen  .spec.  Genehmigung- 
den  Könijrs  erfolgen  solle;  liei  iinvenueidl.  Exmission  des  Pächt(;rs  auch  nur  einst- 
weilen auf  kurze  Zeit  mit  Genehmi<ruii^  des  Kinanzminist.  Bad.  Uofdom.  K.  Vei-ord. 
T.  2.  Mai  1820,  §.  5:  Die  Se.lbstbewirthschaftung  kann  nur  ausnahmsweise  u.  nicht 
ohne  l)«jsondero  Ermächtigung  stattfinden.  Ebenso  Wttrtembe^rj?,  Hoff  mann  S.  49.  — 
Ftlr  die  eigene  Verwaltung  >pricht  die  Schrift:  Ueber  Domänen  und  deren  Benutzung, 
Bresl.  1835.  Der  Verf.  suclit  zu  zeigen,  dass  in  den  Händen  sehr  «ceschickter  und 
luverlässiger  Verwalter  die  Kammerguter  fortdauernd  mehr  eintrajrt^n  könntt^n,  als  bei 
j^rossen  Pachtungen.  Wäre  es  nur  leicht,  solche  V<TwaIti.r  zu  linden  und  auf  den 
Gatern  zu  erhalten!     (Rau.) 

Die  Gründe  f  welche  heute  gegen  die  Eigen  Verwaltung:  der  Domänen  geltend 
^macht  werden,  sind  theils  die  gewöhnlichen,  nur  etwas  zu  sehr  verallgemeinertim 
Öittndü  gegen  unmittelbaren  Betrieb  wirthschaftlicher  Thäti^keiten  durch  den  Staat 
und  seine  Beamten,  die  dazu  weniir  sreeignet  stäen.  theils.  einiire  besondere  aus  dem 
Gebiet  der  Domänen  he  wirthschaftun*r  >peciell  entnommene.  Auch  hicrbtd  wird  freilich 
mehr  auf  die  „Erfahrunir"  im  Allgemeinen,  als  auf  einzelne  Thatsachcu  hin- 
f^wiesen.  Kau.  §.  105  u.  danach  noch  die  vor.  Aufl.  dieses  Bands  §.  167,  hebt 
Djuuontlich  vier  Nachtheib^  hervor:  zu  geringen  Kohertrag,  weil  der  Verwalter, 
ab  fest))esoIdeter  Beamter,  kein  genügende^  eigenes  Interesse  zu  tüchtigerer  Wirthschafts- 
ffdining  habe,  durch  Instructionen  u.  ControK^n  gebunden  sei,  auch  besonders  geeignete 
Personen  unabhängigere  Lel»ensstellungen  erstrebten;  zu  hohe  Kosten,  bei  der 
gewöhnlich  zu  erwartenden  beringteren  Sparsamkeit,  von  schwer  ganz  zu  verhütenden 
Vcrantn^uungen  abgesehen :  unliebsame  Nothwendigkeit,  das  ^anzo  Bewirth- 
«chaftungskapital,  bei  steigender  Intensivität  des  Ackerbaues  also  ein  immer 
gr«>ssercs,  durch  den  Staat  selbst  zu  stellen;  unbequemer  Wechsel  der  Bein- 
ertrage jahresweise.  Gewi>s  vielfach  wahrnehmbare,  aber  doch  nicht  imm<:r  durchaus 
nothwendige  Nachtheile. 

Zulässige  Ausnahmen  der  Eigen  Verwaltung  liegen  zn- 
nächst  selbstverständlich  bei  landwirthsehaftlichen  Master- 
Anstalten  n.  dgl.  vor,  wo  andere  als  das  privatwirthschartliehe 
Bentabilitätsmoment  entscheiden  und  über  die  öfters  wahrzu- 
nehmende geringe  Einträglichkeit  solcher  Wirthschaften  hinwegzu- 
sehen erlauben. 

S.  die  Daten  über  die  baier  betreff.  Güter  Schieissheim,  Weihenstephan.  Filrsten- 
zied  n.  über  ähnliche  Güter  anderer  deutscher  Staaten  bei  Kau,  §.  106  Note  a,  u. 
wesentlich  darnach  noch  vor.  Aufl.  dieses  Bands  §.  16S  Note  12. 

Allgeroeiner  erscheint  die  Selbstverwaltung  zulässig  bei  Reb- 
land, besonders  solchem  einer  specifisch  vorzüglichen  Lage,  und 
zweckmässig  bei  eigenen  abgesonderten  Wiesen- 
flächen. Bei  diesen  ist  sie  auch  tiblich  und  leicht  ausführbar, 
imter  Oberleitung  reisender  Wiesenbaumeister.  Der  Grasschnitt 
Belbst  wird  versteigert. 

Staats-Weinberge  u.  A.  in  kleinen  Partien  noch  im  K.Sachsen,  Baieni  (Cnter- 
franken),  Würtemb.,  Baden.  Mehrfach  in  Eigenverwaltung,  doch  in  Baiern  jetzt  meist 
rerpachtct.  Baier.  Staats-Hof  kellere!  noch  in  Würzburg.  —  Wiesen  vielfach  in  Selbst- 
verwaltung.    Instruction  für  den  bad.  Domanial-Wieseubaumeister  \.  2.  Mai  1850.  — 
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In  den  einzelnen  VrrwaltunRsbczirkcn  worden  kundij»e  Wiesenaulselier  anfrestcllt.  — 
Grosse  Anla.i^(^n  von  Kieselwicsen  auf  ])is]ieri^cm  Donianialwaldbodcn  in  der  Provinj 
Posen.  Lettens  Bericht  in  der  Kammer  der  Ahjürcordneten  ron  1S55.  —  Wiesen- 
anla.s;^e  von  5S0  Morien,  wovon  345  hislicr  Domanialwald  waren,  auf  103,000  fl 
angeschlaucn ,  in  Baden,  184*>  l)e«;onnen.  (Schutterwald ,  in  der  Gemeinde  Eckarts 
weier,  Amt  Kork.)    (Rau.) 

Auch  die  Vorbereitung  eines  Guts  zum  Verkauf,  die  dazi 
etwa  erforderliche  vorherige  Vornahme  von  Verbesserungen,  fernei 
die  Deterioration  eines  Guts  durch  einen  unordentlichen  Pachte) 
oder  in  Folge  grosser  Unglücksfalle  (Elementarschäden  u.  a.  m.) 
können  mitunter  die  Eigenverwaltung  wenigstens  zeitweilig  zweck 
massig  erscheinen  lassen.  Der  Concurs  des  Pächters  macht  si< 
natürlich  zeitweilig  nothwendig. 

Es  venv'altcte  die  österr.  Nationalbank  z.  B.  die  ihr  tiberwies.  Staatsjj^üter  mitunte 
eine  Zcitlanfc  selbst,  iim  sie  für  den  Verkauf  vorzubereiten.  S.  d.  «ren.  Sehr.  Staats 
jrUtijnorw'.  d.  Kational)).,  S.  42  u.  iVst.  Fiaanziiiin.-Instr.  v.  14.  Nov.  1856. 

Bei  Eigrenverwaltunjr  einer  Domäne  wird  dann  ein  Wirthschaftsanschla^  zi 
Grunde  .s:elc.£:t  und  das  Betriebssystem  rejcclmässig  vorgeschrieben  werden.  Den 
\'erwalter  in  der  Wahl  des  landwirtlischaftliclicn  Systems  in  derselben  Weise,  vi< 
jetzt  passend  dem  Zeitpächter,  eine  gewisse  Freiheit  zu  lassen,  geht  ausser  etwa  l>e 
Musterwirthschaften  nicht  wolil  an  und  ist  auch  bei  der  kurzen  Dauer,  wahrend  derei 
Domänen  nur  in  Selbstverwaltung  stehen  sollen,  aus  I^entabilitätsrUcksichten  nich 
nothwendig.  Eine  regelmässi«re  Revision  der  Wirthschaft  crfolsrt  durch  Beamte  dei 
vorgesetzten  Domänonverwaltun«!:s- Behörde.  Die  Anwcndunjr  des  Gewinnanthcil- 
Systems  (Tantieme)  ))ei  den  im  üebriffen  auf  festen  Geheilt  gesetzten  Verwaltern  is 
empfehlenswerth  und  nicht  allzu  schwicrijr.  (Hau,  §.  107,  108,  darnach  noch  vor 
Aufl.  dieses  Bands  §.  169,  ausführlicher). 

Etwas  Achnlichos  ist  die  sosrcn.  Gewührsvcrwaltunir,  wo  der  „Verwalter*" 
dem  das  Betriebskapital  vom  Staate  j^eliefert  wird,  fiir  einen  Minimalertra^  des  Gut* 
liaftet  und  von  dem  rcchnunffsmässigen  Mehrertrag  (dnen  Antheil  bezieht.  Es  wirc 
jedoch  schwer  sein,  ffeeijinetc  und  zu  einer  solchen  Haftung  geneigte  Personen  zi 
finden,  wenigstens  wenn  sich  die  Haftung  auf  einen  dem  üscalischen  Interes$< 
angemessenen  Gutsertrag  erstrecken  soll.  S.  Kau  §.  109,  vor.  Aufl.  dieses  Band: 
§.  170  (etwas  ausfuhrlicher).  Schrcber,  Abb.  v.  Kammergütern,  S.  29  und  S.  137 
wo  das  F'ormular  eines  solchen  Pachtvertrages  mitgetheiit  wird.  Der  Gewährsadinini 
strator  soll  alle  casus  forluitos  auf  sich  nehmen ,  ausser  Brandschaden  oder  wenn  di< 
Amtsunterthanen  wegen  besonderer  Unfälle  Nachlass  an  ihren  Prästationen  erhalten 
ferner  will  die  Regierung  von  Vichsterben,  Wasser-,  Frost-,  Wetterschaden  und  Mäuse 
frass  an  FeldfrUchten  die  Hälfte  tragen ,  wenn  solche  Verluste  über  die  Hälfte  de 
Viehstandes  oder  der  Nutzung  ausmachen.  Der  Amtmann  haftet  für  einen  jährlichei 
Ertrag  v.  20,000  Thir.  und  erhält  von  dem,  was  darüber  bezogen  wird,  die  Hälfte 
Für  diese  Einrichtung  ist  Bergius,  Pol.  u.  Cam.  Mag.  IV,  123  (im  Einzelnen  nacl 
Seh  reber).  Mangelhafte  Eini-ichtung  dieser  Art  in  Kurbrandpuburg,  1060  —  7*i 
Hüllmann,  Dom.-Ben.  S.  45.  (Rau.)  Nicht  so  ungünstig  urtheilt  darüber  Riedel 
brand.  preuss.  Staatsh.  S.  16:  Die  Massrcgcl  des  Vergebens  in  „Admodiation''  odc 
des  Verpachtens,  die  zur  Erreichung  einer  höheren  Nutzung  möglichst  angenommei 
wurde,  hatte  ihren  guten  Erfolg,  wenn  die  Durchführung  auch  nur  langsam  gelanj 
und  dem  Verpächter  zu  viele  Lasten  blieben,  so  dass  nur  die  Pächter  sich  bereichcrteu 
Aber  die  Hauptsache  war,  dass  Ordnung  geschaffen  wurde.  Die  Massregel  ist  woh 
überhaupt  bloss  als  üebergang  zur  gewöhnlichen  Zeitpacht  beliebt  worden.  Es  hatt 
zufällige  bo^sondere  Gründe,  dass  später  wieder  Administration  eintrat,  eb.  S.  17. 
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B.  —  §-  226.    Verpachtung  oder  Zeitpacht. 

1.  Beurtheilung.  Aus  dem  Vorausgehenden  folgt  schon, 
dass  bei  uns  in  der  Gegenwart  im  Allgemeinen,  besonders  bei 
Domänenhöfen  nnd  bei  einzelnen  Ackerstücken  die 
Zeitpacht  der  Eigenverwaltung  vorzuziehen  ist. 

In  der  Regel  wird  der  Pächter,  als  selbst  interessirt,  einen 
höheren  Reinertrag  als  der  staatliche  Administrator  erwirthschaften 
und  dann  auch  eine  höhere  Pachtrente  zahlen  können.  Die  weit- 
läufige Rechnungslegung  und  Controle  fällt  fort,  das  Bewirthschaf- 
tungskapital  kann  eventuell  der  Pächter  selbst  stellen.  Die  Er- 
neuerung des  Pachtvertrags  ermöglicht  dem  Staate,  an  der 
mittlerweile  etwa  eingetretenen  Erhöhung  des  Reinertrags  theilzu- 
nehmen.  Dem  Bedlirfniss  der  Finanzwirthschaft  gemäss  gehen  die 
Pachtsummen,  wenn  sie  nicht  zu  übertriebener  Höhe  emporge- 
Bchraubt  sind  und  nicht  besondere  Nothstände  vorliegen,  sicherer 
nnd  namentlich  auch  gleichmässiger  als  die  Reinerträge  bei  der 
Eigenverwaltung  ein. 

Diesen  notorischen  Vortheilen  stehen  freilich  auch  hier, 
wie  bei  allem  Zeitpachtwesen,  gewisse,  stets  mehr  oder  weniger 
hervortretende  und  völlig  niemals  ganz  zu  vermeidende  Nach- 
theile gegenüber.  Vor  Allem  ist  das  Interesse  des  Pächters 
nicht  ebenso  gross  wie  das  des  selbstwirthschaftenden  Eigen- 
thümers  in  Bezug  auf  die  Vermeidung  übermässiger  Ausnutzung 
des  Guts  —  eine  zu  Ende  der  Pachtperiode  besonders  naheliegende 
Gefahr  —  und  auf  die  Vornahme  von  Verbesserungen,  welche  sich 
nicht  schon  innerhalb  der  Pachtzeit  hinlänglich  bezahlt  machen. 
Dem  ersteren  Uebelstande  lässt  sich  auch  durch  vorsichtige  Clausein 
im  Pachtcontract  und  durch  Controlen  des  Verpächters  schwer 
ganz  steuern,  abgesehen  davon,  dass  solche  Bestimmungen  und 
Controlen  den  Pächter  in  der  Wirthschaftsführung  lästig  hemmen 
nnd  sonstige  Nachtheile  im  Gefolge  haben.  Hinsichtlich  des  anderen 
Pnnctes  kann  man  im  Pachtvertrage  wenigstens  einige  Vor- 
kehrungen ti-effen,  welche  des  Pächters  und  des  Verpächters 
Interesse  vereinigen,  was  nicht  ganz  leicht,  aber  doch  in  gewissem 
Umfange  möglich  ist. 

Die  zweckmässige  Gestaltung  des  Pachtvertrags 
ist  hiernach  die  wichtige  Aufgabe,  von  deren  richtiger  Lösung  es 
abhängt,  dass  das  Zeitpachtsystem  für  Volkswirthschaft  und  Fi- 
nanzen möglichst  viel  Vortheile  und  möglichst  wenig  Nach- 
theile zeigt. 
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S.  Kau  §.  HO,  111  und  darnach  vorige  Auflage  diuses  Bands  §.  171  (aus- 
lUhrliohcr). 

§.  227.  —  2.    Formen  der  Pacht. 

a)  General-  und  Specialpacht.  Unter  ersterer  versteht 
man  die  Verpachtung  der  ,, Ländereien  in  grösseren  Massen 
mit  den  zugehörigen  Gewerksanstalten ,  z.  B.  Brauereien ,  Mühlen, 
Ziegel-  und  Kalköfen,  sowie  mit  den  Vorwerken  und  Gefällen  im 
Ganzen^'  (Rau),  unter  Specialpacht  die  Verpachtung  jedes 
einzelnen  selbständigen  Objects  („Guts",  Domänenhofs,  Vor- 
werks, wie  auch  der  einzelnen  —  „parcellirten"  —  Grundstücke) 
für  sich. 

Generalpachten  wurden  früher  wohl  empfohlen  wegen  der  YereinfacLQng  der 
Geschäfte  für  dio  Domünenv^erwaltuno:.  wegen  des  grosseren,  dem  Betriebe  zu  Gate 
kommenden  Kapitalrcichthums  der  Pächter  und  wegen  der  besseren  gegenseitigen 
Ergänzung  der  einzelnen  zusammen  verpachteten  Ohjecte  (Läudereien  und  Gewerks- 
austalten  u.  s.  w.).  Die  Erhebung  der  ehemaligen  Domanial  -  GrundgcfäUe  erschien 
auch  wohlfeiler  durch  Generalpächter  und  zugleich  konnten  diese  die  gutsherrUcho 
Justiz  nnd  Polizei  als  ,, Pachtamtleute''  gut  ausüben.  Mit  dem  Wegfall  dieser 
Verhältnisse  ist  die  Lage  aber  anders  geworden.  Die  Goncurrenz  unter  den  Pacht- 
suchern wird  kleiner  sein.  Das  Recht  zu  Separatafterpacht  wird  dem  Generalp&chter 
nicht  ganz  ?ersagt  werden  können,  was  ihm  zwar  die  Zahlung  einer  höheren  Pacht- 
rcnte  ermöglicht,  aber  mit  grosserer  Gefahr  der  übermässigen  Rodenausnutzung  and 
mit  einem  Zwischengewinn- Bezug,  der  weder  dem  Staate  noch  dem  Afterp&chter  und 
damit  auch  nicht  dem  Lande  za  Gute  kommt.  So  ist  gegenwärtig  wohl  in  unseren 
Staaten  eine  grössere  Generalpacht  nur  ausnahmsweise  am  Platze.  Im  Allgemeinen 
möchten  Generalpachten  wie  grosse  Specialpachten  überhaupt  mehr  fUr  Länder  dünner 
Bevölkerung,  extensiven  Ackerbau 's.  Specialpachten,  namentlich  kleinere,  für  Länder 
dichter  Bevölkerung  und  intensiven  Anbau 's  gewisse  Vorzüge  haben ,  die  indessen  im 
concreten  Fall  durch  andere  Umstünde  aufgewogen  werden  können.  Vgl.  Rau,  §.  112, 
118,  u.  vor.  Auti.  dieses  Bandes  §.  172.  Bei  Rau  u.  darnach  anch  in  d.  vor.  Aufl. 
war  zwischen  den  hier  jetzt  getrennten  Fragen  a)  u.  b)  nicht  gehörig  unterschieden. 
Specialparht  zu  sehr  mit  Verpachtung  einzelner  Grundstücke  ideutificirt  worden. 

b)  Verpachtung  von  grösseren  Domänenhöfen  (daher  regel- 
mässig mit  den  erforderlichen  Wohn-  und  Wirthschaftsgebäuden) 
und  von  einzelnen  Grundstücken,  („Parcellenpacht" 
meist  ohne  solche  Gebäude).  Finanziell  ist  öfters  das  letztere 
System  für  den  Staat  vortheilhafter,  die  Pachtpreise  werden  durch 
die  grössere  Goncurrenz  der  Pachtsucher  mehr  emporgetrieben,  die 
mancherlei  Schwierigkeiten  und  Kosten,  welche  das  Gebäudewesen 
auch  für  den  Domänenfiscus  mit  sich  bringt,  fallen  im  Wesentlichen 
fort.  Vortheile,  welche  durch  die  etwas  mühsamere  Aufsicht  auch 
wegen  grösserer  Gefahr  der  Aussaugung  und  Einziehung  der 
Pachtrenten  nicht  aufgewogen  werden.  Indessen  kommt  der 
finanzielle  Gesichtspunct  wieder  nicht  allein  in  Betracht,  der  volks- 
wirthschaftliche  muss  mit  entscheiden.  In  dieser  Hinsicht  läuft 
die    ganze    Frage    auf   die   allgemeinere  von   den  Vorzügen   und 
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Nachtheilen  der  grösseren  und  kleineren  Güter  und  der  Gross-  und 
Kleincultnr  hinaus.  Diese  Frage  und  damit  diejenige  von  der 
Wahl  zwischen  Domänenhofs -Pacht  und  Parcellenpacht  gestattet 
wieder  keine  allgemeine,  sondern  nur  eine  relative  Entscheidung, 
nach  Zeit  und  Ort  und  Umständen.  Danach  hat  der  Staat,  selbst 
wenn  er  sich  vornemlich  nur  von  seinem  fiscalischen  Interesse 
leiten  lässt,  überhaupt  keine  so  grosse  Freiheit  der  Wahl  zwischen 
den  beiden  Systemen.  Er  muss  dasjenige  anwenden, 
welches  den  gegebenen  Verhältnissen  der  Gegend 
entspricht. 

Hei  steigendem  Bediirfniss  nach  Pachtland  Seitens  kleinerer  (und  zum  Thcil 
auch  mittlerer)  Landwirthc,  daher  gewöhnlich  bei  steigender  Intensivität  der  Land- 
wirthschaft,  bei  Gcschlossenlieit  <les  sonstigen  grösseren  Privatgrundbesitzes,  bei  Ein- 
bürgerung gewisser  Zw\:ige  der  Kleiucultur  wird  dann  die  Parcellenpacht  volks- 
wirtbschaftlich  und  socialpolitisch  und  gewöhnlich  in  diesem  Falle  auch  finanziell  den 
Vorzug  verdienen.  Dann  wird  die  Zerschlagung  der  grossen  Domänen  zu  erwägen 
seio.  Wiedenim  unbedingt  kann  man  sich  aber  auch  hierfür  nicht  erklären.  Die 
grosseren  Domänen  bieten  durch  die  Verbindung  landwirthschal'tllclier  lu- 
dustrieen,  besonders  der  Brennerei,  mit  der  Landwirthschaft  wieder  specifisch  privat- 
ökonomisch-technische und  damit  volkswirthschaltliche  Vortheile,  emiöglichim  so  mit- 
unter auch  die  Zahlung  grösserer  Pachtrenten,  als  bei  der  Zers<-hlai::ung,  und  fördern 
endlich  in  manchen  Gegenden  auch  als  Musterbetriebe  das  ali<remeine  Interesse 
der  Land-  und  Volkswirthschaft.  Vgl.  Kau  §.  112,  113  und  vor.  Aufl.  dieses  Bands 
§.  172.  üeber  die  Frage  der  Gross-  u.  Kleingtiter,  (iross-  u.  Kleiucultur  s.  Grundlcjinng 
5$.  319,  320,. Kau,  Volksw. seh. lehre  S.  Aufl.  §.  371.  Koscher  IL  2.  B.,  Kap.  4  und 
die  neueste,  vortreiFlich  alle  Momente  zusammenstellende  u.  unbcfauffen  abwäuendc 
Arbeit  v.  ?.  Miaskowski.  Erbrecht  u.  Grundeijrenth.vertheii.  im  1).  Keiche,  I.  3  II. 
(Lpz.  ISS2). 
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Aus  den  Angaben  im  Haushaltungsetat  1870  und  83/84  berechnet.  Die  Steuer- 
tichätzQngsergebnisse  bei  Meitzen,  IV,  110.  Man  sieht,  dass  dio  Pachtguter  in  den 
neuen  Landestheilen  kleiner  sind  als  in  den  alten  Provinzen  und  der  Pachtzins  a.  d. 
Morgen  im  Ganzen  da  hoher  ist.  wo  auch  d^is  ganze  Ackerland  einen  grösseren  Kein- 
ertrag giebt.  Der  Pachtzins  der  Domänen  steht  aber  durchgängig-  höher,  als  der 
darchschnittliche  Reinertrag  dos  A<kcrs,  in  Westfalen  und  Schlesien  ist  er  das  l'2fachc, 
in  Pommern  sogar  das  2'3fache  desselben.     Dies  rührt  oflcnbar  zum  Theile   von   der 

A.  Wagner,  Flnanxwisson-srhaft.    I.    3.  Anfl.  ^"^ 
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im  Pachtzins  enthaltenen  Kente  der  Gebäude,  zum  Thcile  aber  auch  davon  her,  dass  die 
PachtgiucT  Wiesen  und  mehr  besseres  Ackerland  entlialten,  als  der  Durchschnitt  aller 
vorhandenen  Ackerclassen  anzeigt.  Es  erhellt  aber,  dass  der  gegen  kleinere  deutsche 
Länder  niedrige  Ertrag  der  prcuss.  Domänen  mit  allgemeinen  volkswirthschafUichen 
Verhältnissen,  als  Klima,  Boden,  noch  nicht  sehr  dichte  Bevölkerung  u.  s.  w.  zosam- 
Hienhängt  Die  Daten  f.  die  Domänen  in  Westfalen  u.  Schlesw.-Holst.  sind  mit  dencu 
der  übrigen  Provinzen  nur  bedingt  vergleichbar,  weil  die  Zahl  der  dortigen  Dom&nen  ganz 
klein  ist  (s.  o.  S.  538).  Bes.  in  Prov.  Sachsen  macht  sich  der  Einüuss  der  Büben- 
culiur  auf  die  Steigerung  der  Pachtrente  geltentl.  Im  Reg.-Bez.  Maufdcburg  allein  ist 
die  Pachtrente  sogar  80*1  M.  —  In  Wurtemb.  war  1S76  f.  die  Maiereien  die 
Rente  40  fil,  für  die  Einzelgüter  91-04  M.  per  Hectar  (Uiecke,  S.  184).  — 

§.  228.  —  3.    Regeln  für  die  Zeitpachtungen. 

Dieser  Abschnitt  ist  schon  in  d.  6.  A.  von  Bau  nach  den  neueren  Ansichten, 
))es.  nach  dem  u.  gen.  Buche  von  Drechsler  von  mir  grossentheils  umgearbeitet 
worden.  S.  6.  A.  §.  143—149,  Kau,  5.  A.  §.  114—120  (nebst  Anhang  ?on  den 
Pachtanschlägen  der  Kammergiiter  §.  121 — 129a,  der  schon  in  der  (J.  A.  fortgelassen 
worden  ist).  Von  älterer  Literatur  s.  vorzugl.  Nicolai,  L  234.  II,  156 — 209.  ?.  Hon- 
st«^ dt.  Die  Verpachtung  der  Landj-ütcr,  Hannover  1S.S7  (vorzüglich  von  rechtlicher 
Seite).  Hoff  mann  in  der  Zeitschrift  f.  die  gesammte  Staatsw.  1848,  VI,  S.  719. 
Jetzt  aber  bes.  G.  Drechsler,  d.  landwirthschaftl.  Pachtvertrag.  Halle  1871,  2  B. 
(D.  2.  B.  enthält  eine  Sammlung  besteh.  Pachtverträge  u.  Pachtbedintcungea  bei  den 
Domänen  vieler  D.  Staaten).  Ferner  A.  Blonieyer,  Pachtrecht  u.  Pachtverträge 
(zugleich  Handb.  d.  preuss.  u.  sächs.  Pachtrechts).  Berlin  1873.  Drechsler  geht  mehr 
vom  landwirthschaftl.,  Blomeycr  mehr  vom  Jurist.  Standpuncte  aus.  Beider  Ergebnisse 
weichen  mehrfach  ab.  Die  Vergleichung  dieser  Werke  ist  daher  zweckmässig. 
S.  sonst  unter  Anderen  über  Preussen  Oelrichs  gen.  Sehr.,  S.  22  IF.,  in  den 
Anlagen  S.  137  fl".  z.  Th.  die  bezügl.  Verordnungen  u.  Instructionen.  S.  bes.  d. 
preuss.  Verordn.  v.  11.  Dec.  18<)2  üb.  d.  allgem.  Beding,  z.  Verpacht.  d.  K.  Domiineo- 
vorwerke  (excl.  K.-B.  Stralsund)  u.  a.  bei  Drechsler,  II,  192.  Neue  Redact  d. 
V.  0.  V.  1862  V.  9.  Juli  1872  u.  22.  März  1882.  s.  Oelrichs  S.  28  ff.  V.  der  bad. 
Hof-Dom.-Kammer  v.  18.  März  l*s36.  Aeltere  Literatur  über  die  Anfertigung  von 
K  rtragsanschl.igen  s.  bei  Rau,  Fin.  I  §.  121  Note  n  und  danach  in  vor.  Autl. 
dieses  Bands  S.  396  Note  31.  U.A.  v.  Flotow,  Anleitung  zur  Ferti«j:ung  d.  Ertrags- 
aiischläge.  Lripziu  1820.  22.  IL  B.  (vorzüuliih  gut).  Pabst,  Liindw.  Taxationslehre. 
2.  A.  Wien  1863.  Die  landwirthsrh.  Srhriften  v.  v.d.  Goltz,  bes.  dessen  landwirth- 
schaftl. Taxatiouslehre.  Berl.  1882.  Birnbaum,  landwirthschaftl.  Tax.lehre  (in  der 
Thäer-Bibl.). 

Regeln  dieser  Art  lassen  sich  wiederum  nur  für  bestimmte 
Länder,  Zeiten  und  Landwirthschaftssysteme  aufstellen. 
Mit  der  Veränderung  namentlich  der  letzteren  ändern 
sie  sich  daher  selbst  wieder.  Das  hat  die  Domänenver- 
waltung  nicht  zu  übersehen.  Manche  früheren  Regeln,  welche 
auch  in  Deutschland  noch  vor  Kurzem  als  unbedingt  richtig 
galten,  sind  gegenwärtig  denn  auch  veraltet  oder  bedürfen  einer 
wesentlichen  Modification  in  Folge  der  Umgestaltung  der  Verkehrs- 
und Absatzverhältnisse,  der  dadurch  bewirkten  Nothwendigkeit 
anderer  landwirthschaftlicher  Systeme  und  namentlich  auch  in 
Folge  der  viel  grösseren  Leichtigkeit,  mit  welcher  sich  jetzt  eine 
Acnderuug  dieser  Systeme  vollzieht.  Uebrigens  gelten  für  die 
Zeitpaeht   der  Domänen   in   allen   wesentlichen  Puncten  dieselben 
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Kegeln  wie  flir  die  Zeitpachten  der  Privatgüter.  Es  genügt  daher 
hier^  einige  der  Hauptpnncte  zusammenzustellen. 

a)  Die  Ermittlung  des  richtigen  Pachtzinses.  Sie 
erfolgt  entweder  allein  auf  Grund  eines  sorgfältig  ausgearbeiteten 
Ertragsanschlages  des  Gutes  oder  in  Anknüpfung  an  einen 
solchen  Anschlag  (als  Minimum)  durch  das  Meistgebot  bei  der 
Versteigerung  oder  unabhängig  von  dem  Ertragsanscblag 
bloss  durch  das  Meistgebot. 

Der  Anschlag  eines  Landguts  oder  Grundstücks  ist  die 
ausführliche  Vorausberechnung  des  bei  einer  gewissen  Art 
der  Bewirthschaftung  mit  Wahrscheinlichkeit  fortdauernd 
zu  erwartenden  Ergebnisses  des  Ertrags.  Die  Regeln  dafür  sind 
in  Deutschland,  besonders  in  Preussen,  schon  seit  älterer  Zeit  sehr 
ausgebildet  worden.  Die  Ermittlung  des  richtigen  Pachtzinses 
mittelst  Veranschlagung,  woneben  dann  die  Versteigerung  nicht 
ausgeschlossen  war,  ist  früher  auch  in  Deutschland  die  allgemeine 
Regel  gewesen.  Die  Anschläge  erfolgen  unter  Benutzung  der 
landwirthschaftlichen  Erfahrungen  mit  Rücksicht  auf  die  besonderen 
Bedürfnisse  der  Finanzverwaltung ,  nach  Geschäftsanweisungen, 
welche  die  Taxationen  zuverlässig  und  zugleich  gleichförmig 
machen,  unter  der  Leitung  der  oberen  Domänenbehürden.  Sie 
brauchen  nicht  bei  jeder  neuen  Verpachtung  ganz  erneuert,  sondern 
können  mitunter  durch  die  nöthigen  Veränderungen  nur  den  Zeit- 
umständen angepasst  werden. 

Die  bezüglichen  Gruii«lsätze  fiir  dio  Anfertigung  solcher  Anschläge  sind  bis- 
weilen in  die  systematischen  Werke  der  Finanzwissenschaft  aufgenommen  worden,  so 
auch  ?on  Ran  §.  122 — 129a  in  einem  Anhang  ,,von  den  Pachtunschlägen  dcrKammcr- 
gütei**.  h'h.  hatte  schon  in  der  6.  Auflai^e  von  Kau  di«'.sen  Anhang  fortf^elassen.  Der 
Grand  liegt  in  dem  im  Text  Gesagten.  Die  Bedinj^ung  für  einen  einigermasscn 
richtigen  Anschlajr:  Vorausbenichnnng  bei  einer  gewissen  Art  der  Bewirth- 
schaftung ist  überhaupt  kaum  so  zu  erfüllen,  dass  die  theoretischen  Grundsätze 
für  alle  Fälle  passen.  Mindestens  mUsste  die  Darstcllun«r  dann  eine  sehr  ein«cehende 
werden.  Die  Frage  ist  aber  auch  eine  wesentlich  landwirthschaft liehe.  In 
dem  Absohnitt  von  den  Grundsteuern  ist  sie  ausserdem  in  der  Finanzwisscnscliaft 
zu  berühren. 

Die  neuere  Erfahrung  und  die  Wissenschaft  haben  jedoch  das 
Unzuverlässige  der  Anschläge  des  Verpächters  in  vielen  Fällen 
herausgestellt.  Es  ergiebt  sich  auch  hier  wieder  die  Kegel,  dass 
die  Ermittlung  des  Pachtzinses  durch  Anschlag  mehr  den  ein- 
facheren, stabileren  Verhältnissen  der  Land-  und  Volks wirth- 
scbaft  entspricht,  dagegen  in  Ländern  hochentwickelter  Gultur  die 
meistbietende  Verpachtung  wenigstens  dann  allein  zum 
Ziele  flihrty  wenn  dem  Pächter  die  Wahl  des  Wirthschafts- 
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Systems  frei  gegeben  wird,  wie  es  im  Interesse  intensiverer 
und  besserer  Cultur  geboten  ist.  Der  Anschlag  behält  dann  nur 
die  Bedeutung  eines  Anhaltspunctes  der  Regierung  zur  Beurtheilung 
der  Pachtgebote.  Das  Princip  des  Meistgebots  ist  femer  eine 
Consequenz  des  allgemeinen  Concurrenzprincips  in  der  heutigen 
wirthschaftlichen  Ordnung,  eine  Consequenz,  welche  zwar  auch 
nicht  ohne  Bedenken  ist,  aber  unter  den  gegebenen  Verhältnissen 
doch  ebenso  von  der  Gerechtigkeit  als  vom  Finanzinteresse  ge- 
fordert wird. 

Vgl.  namentlich  hierüber  Drechsler  a.  a.  0.  I,  74— S5.  Der  Verf.  prüft  die 
neueren  nacli  preiiss.  System  erfolgten  Doinänen^erpaclitougcn  in  der  Pro?.  Hannofor 
und  kommt  in  Bctrefl'  der  Anschläge  und  Versteigerungen  zu  folg.  Ergebniss,  S.  8.5: 
„Die  Peststellung:  des  angemessenen  Pachtzinses  durch  Berechnung  voh  Seiten  des 
Verpächters  ist  ausführbar  1)  in  allen  Ländern,  deren  Cultur  noch  Dicht  auf  so  hoher 
Stufe  steht,  dass  der  schablonenmässige  Wirtlischaftsbetrieb  verlassen  werrlen  kann; 
wo  also  die  Einrichtung  des  Wirthschaftssystems  nicht  abhängt  von  unberechenbaren 
individ.  Neigunj?en  und  Fähigkeiten  der  Pachter,  sondern  der  Betrieb  ein  geg'cbcncr, 
stabiler,  landesüblicher  ist;  2)  in  Ländern  hochentwickelter  Cultur,  dann,  wenn 
:i)  das  dem  Pachtanschlag  zii  Grunde  Heuende  Wirthscbaftssystem  contractlich 
eingehalten  werden  muss  od<;r  b)  das  dem  Pachtanschlage  zu  Grunde  liegende  Wirth- 
ücliaftssystem  thatsächlich  eingehalten  wird.  Wo  diese  Voraussetzungen  nicht  vor- 
handen sind,  ist  eine  Berechnung  des  angemessenen  Pachtzinses  durch  den  Ver- 
pächter nicht  möglich.  Es  bleibt  also  für  diesen  Fall  ....  nur  die  meistbietende 
Verpachtung  üblich.**  In  Hannover  konnte  der  Domänenpachter  das  Wirthscbafts- 
system nur  mit  Genehmigung  des  Verpächters  ändern;  thatsächlich  bestand  dagegen 
bei  den  Pachtern  Abneigung  (Drechsler  II,  S3).  Bei  der  Ncuverpachtang  unter 
preussisc.her  Herrschaft  hat  der  Pachter  freie  Hand  in  der  Wahl  des  Wirthschafts- 
systems. üeber  d.  verschiedenen  Modus  der  V(;rpachtung  (incl.  Submission)  Bio- 
mo yr,  S.  30  If.  Kr  hält  für  Staatsgüter  amli  die  Verpachtung  durch  Licitation  für 
die  beste,  S.  40. 

Möglichst  zu  vermeiden  ist  bei  der  Anwendung  des  Concurrenz- 
princips eine  zu  boheEmporschraubung  des  Pachtscbülings, 
weil  dabei  die  Gefahr  der  Deterioration  zu  sehr  wächst  und  der 
Pachter  am  Ende  nicht  bestehen  kann,  wodurch  auch  das  fiscalische 
Interesse  geschädigt  wird. 

Diese  Gefaiir,  die  aurh  durcli  das  zu  grosse  Selbstvertrauen  intelligenter,  wohl- 
habender Pa<hter  no<"li  vermehrt  wird,  liat  sicli  in  einzelneu  Fällen  in  neuester  Zeil 
bei  norddeutschen  Doniäiienverpachtungen  ge/eiut. 

Daher  empfiehlt  es  sich,  wie  es  auch  in  der  Praxis  üblich  ist, 
Versteigerung  als  Regel  vorzuschreiben,  aber  doch  hie  und 
da  Ausnahmen  zuzulassen.  Insbesondere  wird  man  aacb  im 
Finanzinteresse  oftmals  gut  daran  thun,  bewährte  bisherige 
Pachter,  in  der  Pacht  bei  Ablauf  des  Contracts  zu  belassen,  auch 
wenn  sie  nicht  das  allerhöchste  Gebot  machen,  wenigstens  bei  der 
Verpachtung  von  ganzen  Domänenhöfen.  Ueberhanpt  sind  schon 
bei  der  Versteigerung  zum  Mitbieten  nur  Personen  zuzulassen, 
welche  gewisse  persönliche   und  durch  ihre  Vermögensverhältnisse 
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gewisse  wirthscbafüiche  Garantieen  bieten.  Auch  wird  sich  der 
Staat  passend  die  Auswahl  unter  einigen  (z.  B.  3)  Meistbietenden 
vorbehalten.  Die  Zusagung  der  Pacht  unter  derHand  hat  das 
schwer  zu  beseitigende  Bedenken,  dass  persönliche  Begünstigungen 
leichter  vorkommen  können,  mindestens  —  vemiuthet  werden. 

Diese  Form  früher  in  Iluiiiiovcr,  Ubbclolnle.  S.  44.  Dir  Heseiti.uuiig  dieses 
Verfahrens  und  die  Kinfiihruut!:  <hr  pp'uss. Vcrstcigeraiii:-  hat  manche Priratinteresseii 
Tfrietzt  und  sehr  verschiedene  ürtheile  erfahren.  Nach  obi«if<*n  Aiis<^iiian<IeTSetzunj::cn 
im  Text  war  dieses  Vorjrohen  aber  doch  richtii».  Die  Pachtsteigerungen  bei  der  Neu- 
verpachtUD^  von  Domänen  in  Hannover  sind  allcrdin^^s  enorm :  z.  B.  bei  13  Domänen 
für  die  12jähr.  Pachtzeit  von  ISßS— SO  geiren  1850—08  zwischen  37  und  121Vo.  i'^ 
7  Frdicn  zwischen  73  und  10t<**„.  Man  hat  daraus  auf  virl  /u  niedriire  Pa«,hten 
der  früheren  Zeit  geschlossen  Seitens  der  Anhänger  des  pro uss.  Systems,  auf  viel  zu 
hohe  der  Neuzeit  Seitens  der  idteren  haunov.  Landwirthe.  Drechsler  a.a  0.  hiUt 
beide  Ansichten  fitr  unrichtiu'  und  die  alten  Pachtpreisc  für  ni<-ht  zu  niedri<r,  die 
neuen  fiir  nicht  zu  hoch.  £r  erklärt  sie  durch  die  veränd.  Pachtbedinirnnir  und 
Wirthschaftspraxis:  im  alten  Köni*rreich  Hannover  stabiles  System,  wo  die  Anschlauc 
au<h  genuiTten.  in  der  neuen  Pi-ovinz  verändertes  System,  wo  bei  Freiheit  der  IJe-. 
wcgung  die  Pachter  mehr  bieten  konnten.  In  Preussen  ist  die  Versteigerung  („Lici- 
tation*'  I  in  der  Kegel  geboten ;  wer  mitbieten  will,  muss  sich  über  den  eigenthUmlichen 
Besitz  eines  bestimmten  disponiblen  Vermögens  ^je  nach  d.  Domäne)  und  über  seine 
QuaJitication  als  Landwirth.  sowie  über  seine  Solidität  ausweisen:  ob  dieser  Nachweis 
genügt,  hat  der  Commissar  allein  zu  (entscheiden ,  unter  Ausschluss  des  Kechtsweirs. 
Das  Fin.min.  entscheidet  aber,  ob  der  Zuschlag  auf  Grund  der  Angebote,  an  welche 
iler  Bieter  gebunden  bleibt.  ül»erhau]it  erfolgen  soll  u.  behält  sich  die  Auswahl  unter 
den  3  Bestbietenden  vor.  S.  preuss.  Kescr.  v.  3.  Juni  ISOi)  u.  IS.  Mai  1875,  bei 
Oelrichs  S.  63.  In  d.  absolutist.  Zeit,  bis  1^50,  auch  in  Preussen  Belassung  der 
alten  Pachter,  wenn  sie  den  nach  neuem  Pachtanschlag  normirten.  meist  nicht  viel 
höheren  Pnchtschilling  übernahmen,  ohne  be^omlere  neue  Versteigerung.  —  Aehnlich 
Qoalif.  Q.  Vermögensnachweis  in  Würtemb.  verlanul.  s.  Hoffmann  S.  61.  Erheb- 
liche Gründe  für  die  Versteigerung  auch  bei  «ranzen  Landgütern,  Schumacher  in 
Kau  und  11  aussen  Archiv,  N.  F.  II.  125.  und  Seelig.  In  der  NOthigung  ein«^ 
grössere  Pachtrente  zu  erwirthschaften,  liegt  auch  ein  oft  gut  wirkender  Ansporn  zu 
landwirthschaftlicben  Fortschritten  aller  Art.  Ueber  Mecklenburg-Schwerin  be- 
merkte Kau  in  einem  handsrhriftl.  Zusatz  z.  5.  A.:  hier  werden  die  grossen  Pacht- 
höfe versteigert,  die  Pachtungen  der  bäuerlichen  Wirthe  (sogen.  Haus  wir  the)  bleiben 
in  der  Kegel  in  der  Familie  u.  gehen  in  Ermangelung  von  Sühnen  auf  die  älteste 
Tochter  über.  Der  Pa«:htzins  winl  nach  Verfluss  der  12 — I4jährigen  Pachtperioilc 
von  Neuem  festgesetzt,  aber  sehr  massig;  im  D.  von  der  Last  leichten,  mittleren  und 
guten  Bodens  30— 35,  70— M)  und  100—130  Thlr.,  die  Last  ist  06  Schelf.  Aussaat, 
also,  den  Schelf,  zu  60  <^uadr.-K.  gerechnet.  5760  Quadr.-K.  ^-^  40  pr.  M.,  mithin 
wird  vom  pr.  M.  OM» — 26  Thlr.  entrichtet.  Kleine  Bauern  haben  etwas  weniger  zu 
l>ezahlen.  Auf  jeden  der  4122  bäuerlichen  Pachter  kommen  10,252  K.,  es  besteht 
aber  eine  Abstufuui:  von  Volll)auern  <i.  D.  31.634)  bis  zu  A<htftlhüfnem  (i.  D.  10,604  R.), 
s.  Dicdenb.  Beiträge  IV,  3b.  Es  ist  demnach  keine  reine  Zeitpacht  vorhanden,  sondern  eine 
herkömmliche  bedingte  Erblichkeit  der  Bauerngüter  mit  einem  veränderlichen,  aber 
schonend  bestimmten  Zins.  Da  innerhalb  des  Domaniums  fast  kein  ländliches  Privat- 
cigeuthuni  besteht,  so  miissen  hier  volkswirthscliaftliche  u.  socialpolitische  Hücksirliten 
auf  den  Bauernstand  vorwalten. 

b)  8icher8tellung  (Caution)  wird  für  die  Erfüllung  aller 
Verbindlichkeiten  des  Pachters  verlangt,  entweder  baar,  mit  Ziiis- 
gewährung  an  den  Pachter,  oder  wie  jetzt  gewöhnlich  in  be- 
stimmten öffentlichen  Werthpapieren ,  deren  Coupons  der  Pachter 
behält  (Preussen),     Die  Höhe  der  Caution  richtet  sich  wesentlich 
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nach  der  Grösse  der  Domänen,  bez.  auch  des  Pachtschillings.  Sie 
ist  natürlich  höher  bei  Mitverpachtung  des  Inventars.  Von  dem 
Grundsatz  hoher  Cautionen  kommt  man  indessen  mit  Recht 
ab,  da  sonst  das  Betriebskapital  des  Pachters  zum  Nachtheil  der 
Bewirthschaftung  (und  deshalb  vielfach  auch  des  Eigenthtlmers) 
zu  sehr  verringert  wird.  Auch  bei  einzelnen  Grundstücken  ist  die 
Hinterlegung  einer  Summe  zu  verlangen,  wenn  anch  nicht  immer 
durchzusetzen.  Die  Forderung  der  Bürgschaftsstellung  ist  bei  der 
Schwierigkeit  für  den  Pachter,  einen  Bürgen  zu  finden ,  gleichfalls 
oft  unpractisch. 

Man  setzt  die  Cantioii  nach  den  Umständen  auf  etwa  Vs»  ^U  ^^^  '/*  ^^  Pacht- 
zinses, aach  bis  auf  den  ganzen  eiojälir  Betrag:.  Nach  der  preuss.  Finanzmioister.-V. 
V.  29.  Nov.  188G  in  der  Keimöl  Va  des  Pa<'htzinses.  ausser  wo  der  Pachter  auch  Gefall<t 
rinzieht.  Jetzt  in  der  Kegel  ^/^  d«'s  Pacbtgeldenninimums.  Striluug  der  Gaution  in 
inländ.  Pfand-  oder  Kentenbriefen  oder  in  nach  K.-O.  v.  3.  Mai  1821  u.  Nachtra^r 
•depositalfah.  Inhaberpapieren  (§.  2b  d.  Vcrordn.  v.  1S62  u.  v.  1882).  Dio  Höhe  wird 
jetzt  in  dem  besond.  Vertrag  bestimmt.  —  Wlirtembcrg:  1  Viecher  Pachtzins  und 
«nnfacher  AnschlaiLT  des  Inventariums,  Hoff  mann,  W.  Finanzrecht  I,  240.  —  S.  Blo- 
meycr  S.  211  II'. 

c)  Die  Dauer  der  Pachtzeit.  „Lange  Pachtzeit 
giebt  eine  grössere  Ermunterung  zu  bedeutenden  Verbessemngen 
des  Gutes  und  Betriebes^^  (Rau)  und  verhtttet  wirksam  länger  die 
Neigung  zur  übermässigen  Ausnutzung  des  Bodens  und  zu  sonstiger 
Deterioration.  Solche  längere  Pachtzeit  wird  namentlich  bei  höherer 
Intensivität  der  landwirthschaftlichen  Cultur  nothwendig.  Die 
auch  bei  den  Zeitpachten  der  Domänen  im  Laufe  der  letzten 
100  Jahre  und  darüber  eingetretenen  Verlängerungen  der  Pachtzeit 
finden  in  der  Nothwendigkeit  und  nunmehrigen  Rentabilität  inten- 
siveren Betriebs  ihre  Erklärung.  Rücksichten  dieser  Art  lassen 
auch  die  Ausdehnung  der  Pachtzeit  mindestens  auf  das  Leben 
(jüngerer)  Pachter  und  den  Uebergang  der  Pacht  auf  geeignete 
Erben  des  Pachters  wünschenswerth  erscheinen.  Für  sehr 
lange  und  die  übliche  Frist  überschreitende  Pachtperioden  sind 
dann  Erhöhungen  des  Pachtschillings  von  vorneherein 
oder  nach  bestimmter  Zeit  vorzusehen  und  gewöhnlich  im  beider- 
seitigen Interesse  durchführbar. 

Ueber  die  ürundc  üeiirn  kurze  Pacht/eitm  s.  die  bei  Drcchslcrl,  58  angef. 
Schrii'iJ5tell«M'.  Es  i:ilt  auch  die  Jxegel.  dnss  die  Pacht  um  so  länger  dauern  muss,  je 
mehr  das  Gut  im  ('ultur/.ustand  zurmk  ist.  rijähr.  Paehtdauer  ist  bei  Privat-  und  bei 
Domanialg^iitt-rn  jetzt  s-dir  verbreitet.  IS  Jahr  ist  f.  StaatsdoiniinfU  wohl  am  Passendst<"n. 
Blomeyi  r  S.  121.  -  Kine  sc'hsjähriur  Periode  ist  noch  zu  kurz«  In  Baden  sind 
\)  Jahre  bei  Hül;iut«Tii  Kenel,  in  Hannover  und  Kürbissen  12,  in  W  ürtember-.'^ 
IS  Jahre,  in  Preuss en  son^t  (i,  Jet/t  12  und  mehr  Jahre,  bei  grösseren  Domänen 
m«*ist  IS  i^frilher  bis  24),  Mecklenburg  bei  grossen  Höfen  20—21  J.,  bei  BautT- 
höi'en  12  — M  J.,  in  Üesterreieh  Max.  H  J.,  bei  Gütern  über  200  Joch  (/u  kur/i. 
event.  noeh  weniger,  in  Kra  n  kr«'i<li  '^ — 9  Jahre.    Man  hat  i  He  Pachtzeit  mit  KUck- 
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sieht  auf  die  übliche  Dauer  der  Fruchttbl^e  zu  beätimmcn  vorgeschlai^en,  so  dass  si«* 
z.  B.  bei  der  hcn-schenden  Dreifelderwirthschaft  ein  Vielfaches  von  3  ist  so  Röscher 
II,  §.  63  u.  a.  ui.,  was  indessen  unnöthig  ist,  s.  Drechler  I,  54,  aucli  Blomeyer 
S.  121.  Di«'  Paclit  unbedingt  mit  dem  Tode  des  Pachters  ablauf«'n  zu  lassen  (sosr. 
Vitalpacht)  empfiehlt  sich  nicht.  Ge^eii  d.  Vitalpacht  Blomt;yer  S.  120.  s.  f. 
Preussen  die  Bestimm,  in  §.  33  d.  V.-O.  v.  1S82.  Kundijyuni^sbefujiniss  der  Erben 
des  ver8torb(;nen  Pachters  i>t  damit  unbedingt,  solche  des  Staats  unter  j!:ewissen,  im 
Alldem,  nicht  schwer  /u  erfUllenden  Bedinjrunjj;en  ausjreschlossen. 

In  Preussen  Erhöhunj^  des  Pacht<;:eldes  bei  länsreren  Pachtzeiten  seit  Friedr. 
Wilh.  II.:  damals  Normaltermin  6  J.,  doch  alten  bewährten  Domänenpachteni  konnten 
\i  und  12jähr.  Perioden  jr«;f^en  <nnen  Zuschlas^  von  4,  bez.  1 2  "/o  (Prolongrationsgebuhr) 
gewährt  werden.  S.  Riedel  a.  a.  0.  176,  für  d.  neuere  Zeit  d.  V.  23.  April  1837: 
bei  längeren  Pachtzeiten  vom  13.  Jahre  an  jährlich  5  Proc,  vom  19.  Jahre  an  noch- 
mals 5  Proc.  also  zusammen  jährlich  10  Proc.  mehr  aL>  in  den  ersten  12  Jahren. 
In  d.  neuen  V  v.  1862  fehlt  diese  Bestimmung,  es  ist  also  Alles  richtiger  den  beson- 
deren Contracten  tiberlassen. 

d)  Die  Form  des  Pachtzinses. 

Ö.  bes.  Drechsler  I,  63—74.     Blomeyer  S.  129  ff. 

Die  Hanptverschiedenheit  ist  die  Festsetzung  des  Zinses  in 
Geld  oder  ganz  oder  theilweise  statt  in  Geld  in  Naturalien 
und  zwar  auch  in  dem  letzteren  Falle  in  einem  fttr  die  Pacht- 
dauer  unveränderlichen  Jahresbetrage  (im  Gegensatz 
zu  der  früher  vorgekommenen  Feststellung  einer  Quote  vom 
Rohertrage).  Der  Pachtzins  braucht  aber  auch  alsdann  nicht 
noth wendig  in  den  Naturalien  selbst ^  sondern  kann  alljährlich 
nach  bestimmten  Preisen,  —  entweder  den  jedesmaligen 
Marktpreisen  eines  bestimmten  Orts  und  Zeitpuncts  oder  nach 
Durchschnittspreisen  gewisser  Perioden  —  Modalitäten,  welche 
noch  verschiedene  Modificationen  gestatten  —  entrichtet  werden. 
Die  richtige  Wahl  dieser  Formen  des  Pachtzinses  hängt  wieder 
mit  dem  Gange  der  landwirthschaftlichen  Cultur  und 
mit  der  Entwicklungsstufe  derganzenVolkswirthschaft 
zusammen.  Bei  reiner  Geldwirthschaft  und  regerem  Verkehr 
und  bei  angemessener  Freiheit  des  Pachters  in  der  Aenderung  des 
Wirthschaftssystems  verdient  der  blosse  Geldzins  den  Vorzug 
Seitens  beider  Contrahenten.  In  der  Praxis  ist  denn  auch  neuer- 
dings der  Geldzins  der  Domänen  immer  allgemeiner  üblich  ge- 
worden. 

Naturallicferungen  kouiuien  voraemlich  nur  als  kleine  Nebenverbindlichkeiten  des 
Pachters,  und  auch  hier  nicht  passend,  noch  vor.  (Drechsler  I,  74.  Heu,  Struh, 
Dünger,  auch  Butter  (Detmold)  kommt  vor  neben  Getreide.)  Die  Befürwortung  der 
Vcstsetmiig  des  ganzen  Pachtzinses  oder  eines  Theils  desselben  in  Naturalien  (beson- 
ders in  Körnern)  und  der  Entrichtung  nach  Markt-  oder  Durchschnittspreisen  in  Geld, 
wodurch  die  Schwankungen  des  reellen  Pachtzinses  geringer  werden  sollten,  beruht 
auf  einer  unrichtigen  Uebertragung  einer  bloss  im  Grossen  und  Ganzen  geltenden  Er- 
fahrungsregel auf  den  einzelnen  Fall.  Die  Preise  verändern  sich  zwar,  wie  Kau  be- 
merkte (§.  HO),  „in  umgekehrtem  Sinne  wie  die  Ernte-Ergebnisse;  stehen  sie  hoch, 
io  ist  gewöhnlich    nicht    viel   gewachsen    un<I    umgekehrt,    die  ganze  Einnahme  des 
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Pachten»  i-t  folirlich  öfters  nicht  so  sehr  rerschieden  ak  die  Preise.''  AWf  da*  Ernte- 
«?rir*'bDi—  auf  dem  fiiuzAilatn  <iüte  i>t  doch  wieder  hiafi;  9^*?  ''^**  Eigd»i»  ia 
inuzeii  I^ude  rer-'.hieden  uud  übt  auf  die  lo«;aleD  Prei>e  eine«  ■■  h»  gefingow 
KiDÜo—  ao-!.  je  mehr  -ich  heut  zutair«*  der  Markt  erweitert  luid  die  aHUgtmdBtm  ^c^ 
hältni-^^  der  Ernten,  der  Zu-  und  Abfuhren  den  Prei>  bestimmen.  Misd^teK  ia  der 
O^trenwart  wird  dahi-r  die  Laire  de»  Pachters  l>ei  ».-iner  Fe8t»etzaDg  d^.-^  Zius^  i*  Gcla 
;feM«  hert'-r  -ein.  und  auch  für  d'U  Verpächter  i^t  ein  solcher  Zin*  jelit  ronuitibeH. 
Anders  ]{au  J$.  11«.  l'cbrigen-  kommen  auch  in  Deutschland  noch  bi>  iu  die  n«fne4e 
'/jt-M  (•  iuz'flD  n^K-h  s^ef^t^uwärti'.^'  andere  :iN  Gcldziu-^^tipulationeB  für  den  PachtSf'hiUing 
«*«bfr  «'ini.'U  Thcil  detMiUMüi  For.  S.  einige  Bei>i»iel*-  bei  Kau  §.  11*»  o-  im  ver.  Abb. 
di«-*e-  Bands  ^.  171,  in  den  Noten. 

^.  22Ii.  —  e)  Die  ReniissioD. 

Drechsler,  I,  »$5  11.,  Ubbeiohde,  d.  ircuieinrcchtl  Lehre  y.  d.  Kembsnoa  d« 
Pachtprei-e>.  Haunor.  Journ.  für  Landwirths^rhaft  ISHI,  1M>7.  Blomeyer,  S.  143  ff., 
i:»l  l(.  Kan  in  g.  117  vertrat  noch  die  ältere  Au>i«ht  ?on  der  Kothweudigkeit  der 
allgcni.  Kemi^^ion. 

Auch  die  Kegelung  des  sogen.  Xachlass-  oder  Remissions- 
wesens  bei  Zeitpachten  ist  nach  den  conercten  Verhält- 
nissen von  Zeit  und  Ort  und  mit  Rücksicht  auf  die  Ent- 
wicklungsstufe der  Land-  und  Volkswirthschaft  und 
auf  die  Freiheit  der  Bewegung,  welche  dem  Pachter  contract- 
lich  gelassen  ist,  verschieden  zu  behandeln.  Kleinere  Verluste 
pflegen  allgemein  im  Pachtanschlage  berücksichtigt  zu  werden. 
Sie  finden  ihre  Ausgleichung  in  den  grösseren  Gewinnsten  anderer 
Jahre.  Bei  „bedeutenden  Beschädigungen"  aber  galt  es 
früher  allgemein  und  auch  noch  nach  Rau's  Ansicht  ITttr  billig 
und  zweckmässig,  einen  Nachlass  (Remission)  an  der  Pacht- 
Humme  des  einzelnen  Jahres  zu  bewilligen. 

Vgl.  «orowski,  I.  144.  Nicolai,  II,  120.  Sturm,  I,  224.  Kau  g.  11", 
vor.  Aull.  dieses  Hands  g.  227.  Die  gciueinrechtlichen  Bestimmungen  genügten  nicht 
immer.     S.  übrigens  Preuss.  Landrecht,  Tb.  I,  Tit.  21,  §.  478—531. 

Um  Weiterungen  /u  verhüten  wurden  Ursachen,  Art,  Umfang  des  Schadens, 
auHirund  «leren  Anspruch  auf  K«;mission  eintreten  solle  und  zugleich  die  Höhe  dieses 
Krlasses  ((^uote  vom  Pachtzins,  nach  "Massgabe  des  Verlusts  im  Vergleich  mit  der 
Mittelernte)  genau  im  Voraus  festgesetzt.  Sofortige  Anzeige  des  eingetretenen  Schadens 
wurdi^  verlangt,  um  alsbald  untei-suchen  zu  können.  Beispiel:  Baden:  Bei  ge- 
schlossenen (intern  von  betrachtlicher  (irösso  ein  Schaden  von  V4  der  Krntc,  sonst 
nur  ul»er  die  Hälfte.  Bei  «ler  Abschätzung  soll  ausgemittelt  werden,  was  der  I-Aud- 
wirth  ohne  das  eingetretene  Ereigniss  an  Krtrag  ^mittlerem  oder  des  einzelnen  Jahres V) 
zu  holten  gehabt  und  was  er  nun  zu  erwarten  hat.  —  Auch  in  Würtemberg  winl 
nur  Nachlass  gegeben,  w«Min  der  wirkliche  Rohertrag  der  Ländereieu  nach  seinem 
Heiauf  in  (ieldpreisen  unU-r  ^  ^  des  im  Pachtanschlage  angeuommenen  (nicht  des  im 
einzelnen  .lahre  be\orhte.hend  gewesenen)  K'oheitrages  ausmacht,  Hoffmann,  Finanz- 
redit  1,  2i:{.    (Kau). 

In  neuerer  Zeit  ist  es  wenigstens  hei  der  Verpachtung 
grösserer  Landgüter  immer  üblicher  geworden,  den  Pachter 
verlragsmässig  auf  jeden  Nachlass  am  Pachtzinse 
für  aussergcwöhnliche  Unglücksfälle  verzichten  zu 
lassen.     Eine  solche  Bestimmung  findet  sich  namentlich  auch  in 
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n  DomänenpachtverträgeD  Deutschlands  uud  im  Ganzcu  beutzu- 
|[e  mit  Recht. 

Nur  bei  geringerer  Entwicklung  der  landwii'thschaftlichen  Cultur  und  der  Ver- 
isverhältnissc ,  ferner  wenn  dem  Pachter  contractlich  in  den  massgebenden  Einzel- 
teil des  Betriebs  die  Hände  zu  sehr  gebunden  sind ,  ist  eine  Remission  am  Platze. 
I  letztere  erfolgt  hier,  weil  es  nicht  mOglich  ist,  im  Voraus  den  Einfluss  ausser- 
röhnlicher  Unglücksfälle  auf  den  Reinertrag  abzumessen  und  weil  es  keinen  Schutz 
:en  solche  Fälle  und  kein  Mittel,  sie  wieder  gut  zu  machen,  giebt.  Dies  ändert 
I  notorisch  auf  höheren  Entwicklungsstufen  und  hat  sich  in  den  letzten  Jahr- 
enteu  besonders  auch  in  Deutschland  geändert.  Das  landwirthschaftliche  Yer- 
lemngswesen  (Brand,  Hagel,  Vieh,  wobei  allerdings  die  techn.  Schwierigkeiten 
lerer  beiden  Versicherungszweige  gelöst  sein  milsscn),  bietet  das  Mittel,  sich  gegmi 
le  Schäden  zu  decken.  Die  Versicherungsprämie  hat  der  Pachter  beim  Pachtzinse 
nschlagcn.  der  sich  um  ihren  Betrag  ermässigeu  muss.  Dies  ist  aber  eine  bessere 
m  der  Remission  als  die  früher  übliche.  Viele  andere  Schäden  (Dürre,  Frost, 
nsefrass,  Insectenschaden ,  Pilanzenkrankhciten)  lassen  sieh  durch  intelligenten 
Tieb  wieder  gut  machen.  So  kann  die  Kemission  in  der  Regel  fortfallen.  Nur  für 
odge  abnorme  Fälle  von  Brand,  Krieg,  grosser  Ueberschwemmung  sind  besondere 
itimmungen   im  Vertrage  erforderlich. 

Das  Gesagte  wesentlich  nach  Drechsler,  I,  94 — 97:  ähnl.  Blomcyer,  S.  150, 
l.  Verzicht  auf  Remission  z.  B.  in  d.  preuss.  V.  v.  1837  §.  28,  V.  v.  1^6'i  u. 
12  §.  19,  doch  theilweiser  Ersatz  bei  ?.  Feinde  erzwung.  Lieferungen.  —  In 
Irtemberg  giebt  nur  Hagelsohlag  und  „feindliche  Fouragirung"  Anspruch  auf 
ßblass.  —  In  Oesterrcich  nur  Nachlass,  wenn  den  Grundbesitzern  ein  Steuornachlass 
rilligt  wünle.    In  Baden  mehr  Fälle   von  Remission,   Drechsler.  II,  65,  I,  87. 

f)  Das  Inventar. 

Drechsler  I,  26  Ü'.;  Biomeyer  S.  62  11'.  Auf  dem  älteren  Standpuncte  Ran 
118.  —  Es  wird  übrigens  auch  von  einem  unbeweglichen  Inventar  (inventarium 
»  jnnctum)  gesprochen  (Blomeyer  S.  85  \\\):  das  unter  g  genannte,  Gebäude 
t  Zubehör,  dann  Mühlen,  Brunnen.  Brücken,  Gräben,  Wasserleitungen,  Drainage, 
nme,  Deiche,  Wege,  Bäume,  Hecken,  Feldbestellung,  s.  Blomeyer  a.  a.  0. 

Die  zur  Bewirthschaftung  dienenden  beweglichen  Zabe- 
(rungen  des  Gates  (das  Inventarium)  sind  hauptsächlieh 
leile  des  stehenden  Kapitales,  wie  Geräthe  nnd  Vieh,  bisweilen 
ch  Bestandtheile  des  umlaufenden  Kapitales,  wie  Futtervorräthe. 
e  Hauptfrage  ist  es  hier,  wer  das  Inventar  liefern  soll, 
r  Verpächter  oder  der  Pachter.  Eine  absolute  Antwort  ge- 
iltet auch  diese  Frage  nicht,  denn  auch  hier  entscheiden  die 
)gebenen  Zustände  der  Land- und  Volkswirthschaft. 
if  primitiverer  Stufe  liefert  der  Verpächter,  auf  höherer  passender 
IT  Pachter  das  Inventar. 

Gehört  das  letztere  dem  Verpächter  (Staate,  also  nicht  dem  früheren  Tacliter), 
muss  es  dem  Pachter  nicht  durch  Verpachtung,  sondern  durch  Uebergang  in  sein 
^thum  überlassen  werden.  Bei^ser  ist  es,  wenn  der  Staat  kein  Inventar  besitzt, 
o  das  betreffende  Kapital  Üüssig  macht,  und  es  dem  Pachter  überlässt,  das  Inventar 
bfit  anzuschaffen,  durch  Ankauf  von  seinem  Vorgänger  oder  sonstwie.  Dies  wird 
sh  jetzt  immer  mehr  die  Regel  und  bewirkt  natürlich,  dass  der  Pachter  ein  grösseres 
;eneä  Kapital  braucht.  Die  eigene  Stellung  des  Inventars  setzt  daher  bereits  höhereu 
d  verbreiteteren  Volkswohlstand  voraus,  wenn  es  nicht  an  concurrirenden  Pacht- 
diem  fehlen  soll.  Sie  ist  aber  den  Verhältnissen  der  modernen  Land-  und  Volks- 
rthschaft,  welche  eine  freiere  Stellung  des  Pachters  erforderlich  machen,  angemessen 
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uud  erschüiut  hier  als  „uuerlääslichc  Rodingung  für  die  rationelle  Leitung  einer  Wirth- 
schaft."  (Drechsler,  I,  20.  Achulich  IHomeyer  S.  69  fF.).  Eben  deshalb  sehen 
wir  sie  schon  länger  in  England  und  immer  mehr  auch  in  Deutschland  verbreitet  bt^i 
Privat-  und  DomänengUtera. 

Rci  dem  älteren  System  der  Lieferung  des  Inventars  durch  die  Domancuver- 
waltung  an  den  Staat  bietet  aucli  die  Abrechnung  über  das  Plus  oder  Minus  des 
Inventars  bei  Ablauf  der  Pachtzeit  viele  Schwierigkeiten,  die  man  durch  Hinzuziehung 
von  Scliiedsrichtern  nicht  leicht  ganz  beseitigt.    (Rau  §.  118). 

Formulare  zu  ^gutachtlichen  Anschlägen  über  das  Inventar  bei  Korowski,  I, 
V\b.  Berechnungen  mit  Rücksicht  auf  die  verschiedene  Dauer  in  SchOnleutner 
uud  Zierl,  Jahrb.  II,  Beil.  I— IIL  —  Wenn  die  Jahreszeit  des  Pachtwechsels  es  mit 
sich  bringt,  dass  der  abziehende  Pachter  besäetes  Land  zurücklassen  muss,  so  müssen 
ihm  die  Bestellungskosten  von  dem  Nachfolger  vergütet  werden.  —  In  Mecklenburg 
ist  bei  den  bäuerlichen  Pachtgütern  bisweilen  das  nöthigste  Inventar  (die  Hof  wehr) 
Kigenthum  des  Verpächters,  der  Pachter  schafll  aber  dann  gewöhnlich  noch  weitere 
(legenstände  (Ueberwehr)  auf  seine  Kosten  an.  —  In  Baden  erhält  der  Pachter 
den  vorräthijren  Mist  und  einen,  den  Winterbedarf  deckenden  Vonath  von  Heu  und 
Stroh  unent*reltlich,  muss  aber  beim  Abzüge  deich  viel  zurücklassen.  Y.  v.  6  Auj?.  ISo'J. 
(Kau). 

g)  Die  Wirthschaftsgebäude. 

Vjrl.  den  inhaltreichen  Abschnitt  in  Drechsler  I,  lül— 142.  Blomeyer  SS, 
91  fl'.     Kau  §.  119  nicht  mehr  genüjrend. 

Die  richtige,  den  Interessen  beider  Parteien  entsprechende 
Regelung  der  Banlasten  macht  besondere  Schwierigkeiten  and 
lässt  sich  nicht  gut  in  wenigen  Sätzen  zusammenfassen.  Der 
Pachter  muss  an  der  Schonung,  Erhaltung,  an  billiger,  aber 
solider  Reparatur  und  eben  solchem  Neubau  interessirt,  aber  er 
darf  nicht  durch  ungewisse  und  ungemessene  Verpflichtungen 
überblirdet  werden.  Nach  neueren  Erfahrungen  und  Vorschlägen 
erscheint  besonders  auch  für  Domänen  Folgendes  passend. 

€()  Reparaturen:  sie  trägt  bei  den  Gebäuden,  ausgenommen 
die  durch  Brand  veranlassten,  der  Pachter,  doch  unbedingt  nur 
bis  zu  einer  gewissen  jährlichen  Minimalsumme,  darüber  hinaus 
bis  zu  einer  Maximalsumme  zur  Hälfte  er,  zur  Hälfte  der  Ver- 
pächter, und  über  diese  Maximalsumme  hinaus  nur  letzterer.  Bei 
der  Ungleichheit  des  Aufwandes  in  einzelnen  Jahren  erfolgt  eine 
Ausgleichungsberechnung  am  Ende  der  Pachtzeit,  allenfalls  auch 
von  Zeit  zu  Zeit  nach  mehreren  Jahren. 

ß)  Umbauten:  wenn  der  Verpächter  jdazu  verpflichtet,  trägt 
er  sie,  wobei  aber  der  Pachter  die  Fuhren  leistet  und  eventuell 
die  Bausumme  verzinst.  Vom  Pachter  gewünschte  Um-  und  Neu- 
hauten und  Veränderungen,  die  aus  wirthschaftlichen  Gründen 
erfolgen,  trägt  der  Pachter,  nach  Genehmigung  des  Verpächters, 
und  erzielter  Vereinbarung  über  eine  Amortisationsquote  des  Bau- 
aufwands. 

Wesentlich,  z.  Tli.  wörtlich  nach  Drechsler,  bes.  S.  115,  141,  wo  die  cin- 
uchonde  IJeuründuni:  nebst  kritik  der   bebtchenden  Noi-schriftcn ,   namentlich   auch  iu 
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deu  Domäuencoiitractcu.  Die  ))ishcri.i^c  prcuss.  BcätimiouDi*-,  dass  der  Domäucn- 
Pachter  alle  Keparaturcn  traj^e,  ist  im  Princip  richtitr,  aber  unbilli.2^  und  unzweck- 
mässig-,  weil  ihr  eine  Grenze  ifelilt.  Ihre  Folue  ist  die  übermässii»:  dürfti^'-e  BcschaftVa- 
hoit  preussischer  Domiinen«rebäudc ,  —  freilich  wieder  nach  einer  Seite  ein  Vorzug-. 
Umirekehrt  jrrossc  Liberalität  und  —  Verschwendung  im  eliomal.  K.  Hannover. 
S.  preass.  \.  v.  1SS2  §.  12,  13,  M,  wovon  jetzt  einiire,  hie  und  da  für  den  Pachter 
srdDsti&^cn  Abweichungen  der  Bestimmungen  über  Baulasten  von  den  bisher  ^iltiuren. 
Aufwand  IbTO  in  Preussen:  H45,00Ü  Thlr.  filr  (icbäudc ,  Wci-e,  Brücken  auf  dun 
Domänen,  =  11*3  Proc.  der  Einnahme  von  Pachtgütern  u.  Gewerksvorrichtunü^en. 
1SS3/84  dieser  Aufwand  2*347  M.  M.  oder  beinahe  10%  v.  Keinertrau:  der  Dom.- 
verwalt.  (incl.  Bäder).  Viele  interess.  Data  bei  Drechsler.  Uebcr  Brand,  L'cber- 
schwemm.  u.  Kricii  eb.  I,  203—213. 

h)  Melioration  des  Guts. 

AVI.  auch  Drechsler  I,  143  ff.,  170  lU  passim.     Blomeycr  S.  201  If. 

Die  früher  vorkommende  allgemeine  Vorschrift  im  Pachtvertrag, 
zu  melioriren,  ist  practisch  ziemlich  werthlos.  Viele  einzelne  ältere 
Vorschriften  beruhten  auf  einer  ungenügenden  und  unklaren  Er- 
kenutniss  der  Bedingungen  intensiver  Cultur.  Das  Wichtigste  bleibt 
die  Gewährung  so  langer  Pachtperioden,  dass  der  Pachter 
selbst  genügendes  eigenes  Interesse  am  Melioriren  hat.  Bei  kost- 
spieligen Verbesserungen,  welche  sehr  im  Interesse  des  Gutes 
liegen  können,  muss  der  Pachter  entweder  den  Aufwand  nach 
Ablauf  der  Pachtzeit  angemessen  vergütet  erhalten  oder  ihm  Vor- 
scbuss  gegeben  oder  die  Melioration  auf  Staatskosten  unter  Bei- 
tragsleistung des  Pachters  ausgeführt  werden. 

Hierher  gehört  besonders  die  Trockenlegung  durch  bedeckte  Abzüge,  d.  i.  das 
Drainiren.  Hier  macht  die  Unsicherheit  des  Erfolgs,  der  Erhöhung  der  Ertra^is- 
fahigkcit,  weniger  (wie  Kau  §.  120  meinte)  der  Dauer  der  Anla^^e  Schwierigkeit, 
denn  bei  rieht.  Anlage  mit  gut«.m  Material  u.  Otfenhaltung  der  Abzuu-sgräben  kann 
die  Dauer  nach  Drechsler  I,  170  eine  unbegrenzte  sein,  wenn  nicht  abnorme  Um- 
stände, Nieder:?chläge  aus  dem  Drainwasscr,  Eindringen  von  Wurzeln  die  Anlage  ver- 
derben. Es  erscheint  als  das  Zwcckmässigste,  Drainirungcn  auf  Wunsch  des  Pachters 
mit  StaatsForschüssen  vom  Pachter,  unter  gewisser  Staatsaufsicht  ausführen  zu  lassen, 
wobei  eine  bestimmte  Verzinsung  u  Amortisationsquote  der  A'orschttssc,  z.  B.  5 — S% 
jährlich  im  Ganzen  verabredet  wird.  Doch  ist  die  Höhe  der  Amortisations(iuote  nach 
den  c^ncretcn  Vcrhiiltuissen  zu  bestimmen,  eine  ganz  allgemeine  Kegel  lässt  sich  nicht 
dafür  angeben.  Beider  Parteien  Interessen  sind  eben  passend  zu  combiniren.  In 
Preussen  hatte  der  Pachter  früher  die  Koston  neuer  Drainiruni^en  ganz  selbst  zu 
tragen,  ohne  Ersatzanspruch,  was  für  den  Staat  wieder  das  Wohlfeilste  war,  aber  die 
Draininingen  natürlich  selten  machte,  zumal  in  der  späteren  Zeit  des  Pachtcontracts. 
In  Hannover  erhielt  der  Pachter  die  Auslagen  wieder,  soweit  sie  bei  einer  angemess. 
Absorbirungsscala  noch  nicht  beim  Ablauf  des  Contracts  ersetzt  waren.  Neuerdings 
sind  jedoch  auch  auf  d.  preuss.  Domänen  gewisse  Staatsunterstützungen  gerade  zu 
Drainirongszwecken  gewährt  worden,  indem  seit  186S  (Uescr.  v.  5.  Mai  ISGbi)  die 
Seebandlung  die  llerstellunirskosten  vorschoss,  gegen  5°  „  Zins  u.  3"/(,  Amortis.,  zus. 
8%  (seit  1875  zu  5  u.  l"/o,  zus.  ti"/«).  Seit  18S2  (Kescr.  v.  b.  April  1SS2)  erfoliren 
diese  Darlehen  aus  den  Fonds  der  Domänenverwalt.  zum  gleichen  Satze,  aber  unter 
Gewährung  einiuer  weiterer  Vorthoile.  iS.  Oelrichs  S.  32).  (^Gesammtliostenanschl. 
der  auf  d.  Dom.  noch  zu  bewirkenden  Drainirungcn  .5.5  Mill.  M.,  im  Etat  f.  1SS3/84 
hind  600,000  M.  ausgesetzt .  u.  d.  T.  „Darlehen  an  I)om.])ächter  f.  Ausführunü-  von 
Meliorationen,  bes.  v.  Drainirungen'*.  —  Vjiil.  Seelig,  Das  \'erhältniss  zwischen  Guts- 
herrschaft und  Pachtern  bei  der  Drainirung.  2.  A.  Kiel  1858.  Bes.  Drechsler  I, 
171 — 178,  auch  über  Erhaltung  der  alten  Drainirungon.     lUomeyer  S.  210  H". 
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i)  Verhütung  einer  Deterioration  der  Orundstttckc. 

S.  namentl.  wieder  Drechsler  I,  143  ff.,  bes.  274 — 284.  Aucli  Blomeyer 
im  Abüchn.  v.  d.  Bewirthschaft.  d.  Guts,  passim,  S.  166 — 201.    Kau  §.  120. 

In  den  Vertrag  wurden  früher  besonders  auch  solche  Be- 
dingungen aufgenommen,  welche  den  Staat  gegen  eine  aussangende 
oder  sonst  verderbliche  Bewirthschaftungsweise  sichern  sollen. 
Viele  der  üblichen  Bestimmungen  sind  durch  die  neuere  Wissen- 
schaft und  Praxis  veraltet  oder  selbst  als  unrichtig  erwiesen. 

Sic  waren  ans  der  mangelhaften  Kcnntniss  der  Pflanzenernährungslehre  und  der 
Mitwirkun;^  specicll  des  liodens  zur  Ernährung  der  Pflanzen  herrorgegangen  und  riel- 
tacli  FoIgerun<:'cn  der  älteren  Lehre  von  der  Statik  des  Ackerbaus.  Die  neuere 
liiebig'sche  Agriculturcliemie  und  die  Pflanzen physiologie  haben  jetzt  andere  Ansichten 
verbreitet.  Danach  können  auch  viele  ehemals  als  unumgänglich  betrachtete  Be- 
schränkungen des  Pachters  ganz  wegfallen  oder  bedeutend  vereinfacht  werden.  Schon 
früher  sah  man  tlbrigens  ein,  wie  Kau  §.  120  bemerkte,  „dass  man  sich  aaf  solche 
Bestimmungen  beschränken  muss,  deren  Nichtbefolgung  leicht  wahrzunehmen  sei  und 
die  den  Pachter  nicht  in  nützlichen  landwirthschaftlichcn  Unternehmungen  hinderten ; 
dahin  «rchörte  das  ^'erbot  des  N'erkaufs  von  Mist,  Stroh,  Heu.  Kartoffeln  und  Bankel- 
rüben  ohne  besondere  Erlaubniss.  und  eines  zu  sehr  erschöpfenden  Fruchtwechsels, 
die  gleichmässige  Bcdüngnng  und  Bearbeitung  der  Felder  in  Verbindung  mit  der 
Fülirung  von  Dünge-,  Saat-  und  Arbeitsverzeichnissen,  das  Verbot  von  Lohnfohren, 
Bestimmungen  über  die  Krhaltung  der  Obstbäume  u.  s.  w.''  Jetzt  hält  man  von  solchen 
Beschränkungen  das  Verbot  des  Verkaufs  von  Futter,  Stroh  und  DOn^rer  noch  auf- 
recht, weni«rstens  da,  wo  es  zweifelhaft  ist,  ob  der  Boden  ohne  StaUmistdtlngang  in 
seiner  Ertragsfähigkeit  erhalten  werden  könne.  Statt  eines  solchen  Verbots  kann  6k 
contra«  tliche  Verpflichtung  d(iS  Pachters,  durchschnittlich  jährlich  eine  gewisse  Menge 
l*hosi)horsäure  zur  Verwenduufr  anzukaufen,  eintreten. 

Nach  Drechsler  I,  284.  Hier  auch  der  Vorschlag,  dem  Pachter  in  Betr. 
des  Strohverkaufs  mit  Ausnahme  des  letzten  Jahrs  ii^anz  freie  Hand  zu  lassen,  gegen 
die  A'erpflichtung ,  die  aus  diesem  Verkauf  erlangte  Geldsumme  zum  Ankauf  kttust- 
Jicher  Dünji:emittel  zu  verwenden.  \V^1.  d.  preuss.  Pachtbestimmuniren  v.  1882  §.  9, 
10.  Hier  u.  A.  ^'erkauf  v.  Gras,  Heu,  Grummet,  Klee  u.  andren  Futterkräutem,  Futter- 
rüben ,  KartoHeln ,  auch  von  den  zum  Futter  dienenden  Hückatänden  der  Spiritus-  u. 
Stärkefabriken  ohne  Genehmig,  d.  Regierung  verboten.  Ferner  eb.  §.  8:  „zum  Anbau 
V.  Zuckerrüben  darf  dasselbe  Grundst.  ohne  ausdruckt.  Genehmig-,  der  K45gier.  nicht 
öfter  als  2  mal  in  je  6  Pachtjahren  benutzt  werden.  Auch  dürfen  niemals  2  Rüben- 
ernten  einander  unmittelbar  folgen." 

k)  Andere  Vertragsbestimmungen. 

Sie  bctreiren  z.  IJ.  die  Jahreszeit ,  in  welcher  der  Autritt  des  neuen  Pachters 
vor  sich  iifchen  soll;  am  lieblichsten  ist  der  24.  Juni  (Johanni),  am  Passendsten  wäre 
bei  uns  wohl  der  1.  Juni.  Wird  dieser  nicht  «rewählt,  so  empfiehlt  sich  statt  des 
24.  Juni  der  1.  Juli,  um  sich  möglichst  an  die  bürgerl.  Eintheilung  des  Jahrs  anzu- 
schliessen,  was  auch  die  Buchführung  erleichtert.  Nur  in  Oesterreich  der  1.  Juli, 
in  Preussen  d.  24.  Juni;  manchfache  andere  Termine  in  «'inzelnen  deutschen  Staaten. 
(Näheres  bei  Drechsler  I,  51 — 53).  Ferner  Verbot  der  Afterpaeht  ohne  besonderv 
Krlaubniss,  wo  nemlich  jene  landrechtlich  erlaubt  ist;  die  Bestimmung,  wer  die  auf 
dem  (iute  ruhenden  Lasten  zu  trauen  habe;  die  Termine  zur  Entrichtung  de? 
Pachtzinses,  (in  Preussen  z.  II.  4  Katen  praenum.  1.  Juni,  1.  Sept.,  1.  Dec,  1.  März-; 
noch  weitere  Bestimmungen  für  den  Todesfall  des  Pachters  u.  dgl. 

Zur  Controle  der  Erfüllung  dieser  Pachtbedingungen  während 
der  Dauer  des  Contracts  erfolgen  Visitationen  durch  Beamte 
der  Domänenverwaltung. 
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C.  Erbpacht. 

S.  Kaa  5.  A.  §.  130—130.  Ich  habe  die  Erbpacht  schon  in  vor.  Aufl.  §.  178  11. 
noch  entschiedener  beftlrwortet,  als  in  d.  C.  A.  Haus  §.  150—155. 

Die  Smith'sche  Nationalökonomie  war  der  Erbpacht  im  All|remeinen  abhohl,  weil 
sie  aberall  ihr  Idol  ,.frcie8  Eigcnthum"  zur  (leltung:  briniren  wollte.  Sic  iibersah  aber 
nicht  nur  die  grundsätzlichen  Bedenken  alles  privaten  (imndei^enthums.  denen  froilirh 
wichtige  Vorthcile  ,ire«rcnül)er  stehen  (s.  Wagner,  Grundle«?.  2.  Abth.  K.  4^,  sondern 
auch  den  Umstand,  dass  „freies  Grundei«;:enthum"  mit  seinen,  im  heutigen  Kechte  gut- 
geheissenen  Consequenzen .  freier  Thcilbarkeit ,  Veräusserlichkeit,  Verschuldbarkcit  (in 
der  Form  der  Kapitalverschuldung!  s.  Grundleg.  §.  322^  meist  nur  fictiv  freies, 
thatsächlich  in  Foljre  der  Verschuldunjr,  Verpfandun.ü-  u.  s.  w.  viel  gebundeneres 
Itesitzthnm  werden  kann,  als  dasjcniirc,  welches  der  Erbpächter  hat.  Die  Ivodbertus'- 
schen  Lehren  (Rentenprincip  s.  dess.  Creditnoth  des  Grundbesitzes,  2.  A..  1S76),  die 
neaeren  oft  ungUnsticren  Erfahrungen  mit  freiem  kleinem  Grundeigenthum  und  die 
«•'ODStigen  Erfahnin^ren  mit  Erbpachten  auf  den  Mecklcnbur/schen  Domänen  haben 
jene  früheren  einseitigen  Ansichten  berichtigt  In  Preusscn  ist  die  Fra^e  durch 
Anregungen  von  verschiedenen  Seiten  neuerdings  wieder  lebhafter  u.  mehrfach  in 
einer  der  Erbpacht  sympathischen  W«'ise  erörtert  worden.  S.  I)es.  d.  Verhandlungen 
des  prenss.  Landcsökon.collegiums  1877,  Nasse  in  d.  landwirthsch.  Jahrbüchern  1S7S, 
Ruprecht,  Erbpacht,  Gott.  lbS2.  In  der  Fin.wiss.  ist  die  Frage  natürlich  nur  eben 
zu  berühren,  sie  gehört  in  die  Agrarpolitik.  Im  Folgenden  ist  die  Darstt*llun*r,  die 
ich  wesentlich  im  Anschluss  an  Ran  in  d.  vor.  Aufl.  gab,  hier  jetzt  möglichst  zu- 
sammengezogen worden.  Ueber  die  rechtliche  Seite  s.  die  Werke  über  deutsche 
Kechtsgeschichtc  u.  deutsches  Privatrecht,  so  z.  B.  die  neueste  Bearbeitung  des 
Gegenstands  in  Stobbe,  D.  Priv.recht  (Bert.  1883),  2.  A.  II,  §.  132. 

Die  Erbpacht  kommt  im  deutschen  Uecht  in  verschiedenen  Modificationen  vor 
nnd  hat  auch  rechtlich  viele  Aehnlichkcit  mit  der  Emphyteuse  des  römischen 
Rechts.  Sie  lässt  sich  nach  den  concreten  Bedurfnissen  auch  verschieden  gestalten, 
was  für  die  Frage  ihrer  Wiedereinführung  zu  beachten  ist. 

§.  230.  —  1.  Wesen.  Der  Pachter  oder  sogen.  Erbpaehter 
erhält  nicht  wie  der  Zeitpachter  auf  einen  benannten  Zeitraum 
(Reihe  von  Jahren),  sondern  auf  die  Geschlechtsdauer  ein  erb- 
liches Benutzungsrecht.  Seine  sonstigen  Veri'Ugungsbefug- 
nisse  sind  mehr  oder  weniger  beschränkt  zu  Gunsten  des  Eigen- 
thttmers  oder  an  dessen  Einwilligung  gebunden,  so  besonders  der 
im  Uebrigen  gestattete  Verkauf  und  die  Verpfändung.  Die  Gegen- 
leistungen des  Erbpachters  an  den  Verpächter  bestehen  in  der 
Zahlung  einer  ersten  Einkaufssumme  (Erbbestand- 
geld) beim  Beginn  und  einer  jährlichen  Pachtrente 
(Grundzins,  Kanon).  Das  Grössenverhältniss  dieser  beiden 
Leistungen  kann  beliebig  normirt,  ebenso  die  Pachtrente  in  Geld 
oder  Früchten,  welche  letztere  in  natura  oder  nach  Geldpreisen 
zu  entrichten  sind,  stipulirt  werden.  Bei  Erfüllung  der  vertrags- 
mässigen  Leistungen  ist  der  Erbpachter  in  seinem  Besitze  geschützt 
und  unterliegt  keiner  willkührlichen  Kündigung  des  Eigenthümers. 

2.  Beurtheiiung.  Die  Erbpacht  hat  für  die  Domänen  Ver- 
waltung, für  welche  sie  hier  allein  näher  zu  betrachten  ist,  manche 
Vortheile,  welche  durch  die  etwaige  geringere  finanzielle  Rentabi- 
lität, verglichen  mit  der  Zeitpacht  und  mit  der  Rente  des  erlösten 
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Kapitals  beim  Verkauf  nicht  noth wendig  aufgewogen  werden.  Sie 
mnss  aber  überhaupt  nicht  nur  nach  ihrer  finanziellen  Seite  und 
auch  nicht  bloss  nach  ihrer  Wirkung  auf  die  landwirthschaftliche 
Production,  sondern  unter  Umständen  zugleich  als  eine  wichtige 
Maassregel  gesunder  Socialpolitik  betrachtet  werden. 
Denn  sie  kann  zur  Erhaltung  oder  Gründung  eines  tüch- 
tigen Bauerstands  dienen  und  auch  kleinen  Leuten 
(Arbeitern)  zu  Grundbesitz  verhelfen,  ohne  die  Gefahr,  sie  vom 
Grossgrundbesitz  und  Kapital  bald  wieder  verdrängt  zu  sehen.  Die 
Vererbpachtung  der  Domänen  ist  daher  eine  Maassregel, 
welche  ähnlich  wie  der  Verkauf  der  Domänen  in  kleinen  Stileken 
zu  beurtheilen  ist  (§.  220),  aber  Vorzüge  vor  diesem  bietet.  Dies 
hat  man  neuerdings  wieder  mehr  erkannt  und  benrtheilt  sie  des- 
wegen wieder  günstiger,  als  es  eine  Zeitlang  der  Fall  war. 

Schon  nach  der  früheren  Auffassiing,  wie  sie  bei  Kan  (§.  131  fT.)  hervoitritt, 
allerdings  abweichend  von  der  vorherrschenden  Ansicht,  wurden  erhebliche  V or- 
theil e  der  Erbpacht  nicht  verkannt:  so  verglichen  mit  der  Zeitpacht  die  grosse  Ver- 
einfachung, daher  die  Yerwohlfeilerung  der  Verwaltung  fUr  den  Staat;  die  bessere 
Bewirthschaftung  des  Guts  durch  den  hierbei  ziemlich  wie  ein  Eigenthttmer  interessirten 
Krbpachtcr,  woraus  sich  auch  für  den  Staat  die  Möglichkeit  einer  höheren  Pachtrente 
(aus  den  Zinsen  des  Krbbestandgelds  und  aus  dem  Kanon)  ergebe.  Uan  betont  dabei 
(§.  132),  dass  „diese  V ortheile  dann  am  Grösstcn  würden,  wenn  die  Erbpacht  mit 
einer  Zerschlagung  (l)ismembration,  Abbau)  der  grossen  Dom&nenhöfe  in 
kleinere  (jütcr  in  Verbindung  gesetzt  wird'*,  wie  es  mehrfach  geschehen  ist,  als 
Massregcl  der  inner<'n  Colonisation  und  der  Hebung  der  Landescultur  im  18.  Jahr- 
hundert. Vgl.  Kau  §.  \i\2  Note  a  u.  vor.  Aull.  dieses  Bands  S.  414  Note  77  mit 
verschiedenen  iilteren  Daten  u.  literarischen  Nachweisen.  U.  A.  begann  17t)l  im 
preussischen  Staate,  um  einen  höheren  Ertrag  aus  den  Dom.  zu  erzielen,  eine 
\  crerbpachtung  der  Domänengüter  u.  sonst.  Pertinenzstückc  mit  Parzellirung 
der  Vorwerke.  Die  übereilte  Massregel,  die  zudem  viele  politische  Gegner  hatte, 
blie)»  ohne  die  gehofften  Resultate  und  wurde  deswegen  1710,  1711  mit  grosser 
Mühe  wieder  rückgängig  gemacht,  Riedel,  brand.  preuss.  Staatshaush.  S.  39. 
(iegen  die  Nützlichkeit  der  Sache  im  Allgemeinen  kann  man  aus  diesem  Misslingen 
keinen  Beweis  nehmen.  Friedrich  II.  zertheilte  und  vorerbpachtete  über  800  Vor- 
werke ,  Friedrich  Wilhelm  IL  setzte  dies  bei  drei  Domänen  im  Oderbruche  fort 
und  Friedr.  Wilh.  III.  liet^s  eine  grössere  Anzahl,  besonders  in  Ostpreussen,  in  Erb- 
pacht gehen.  In  Ansbach  (1757),  liaireuth  (1763),  Waldeck  (1755),  Hessen- 
Darmstadt  (1773),  Böhmen  (1776).  der  Rheinpfalz,  fing  man  an,  diese  Bei- 
spiele nachzuahmen.  In  den  dänischen  Staaten  geschah  dies  seit  1763  in  grosser 
Ausdehnung  und  mit  gutem  Erfolge.  Auch  in  Mecklenburg  geschah  es  häufig  u. 
seit  1S46,  dann  besonders  seit  1S68,  wieder  in  grösserem  Maasse.  (Nach  Kau  a.  a>.  0.). 
Mecklenburg-Schwerin  hatte  1855  75  grössere  Erbpachthöfe  von  ungefähr  880  pr.  M. 
mittlerer  (irösse  u.  1320  bäuerliche  Erbpachtgüter  von  durchschnittlich  18,38SQuadr.-liUth. 
=  153  pr.  M.  u.  72SS  Büdncrstcllen  i.  D.  von  1920  Quadr.-Ruth.  «  10  pr.  M.  Bei- 
träge, IV,  30,  38.  Auf  dem  Schwerin 'scheu  Domauium  betrug  die  Zahl  der  Erb- 
pachtstellcn  1832  437,  1S47  832.  Is57  1250,  IS70  2383,  1872  3683  —  mit  als 
Massregel  zur  Hemmung  der  Auswanderung  dient  diese  Einrichtung,  die  auf  den 
mecklenb.  Rittergütern  sehr  zum  Nachtheil  fehlt.  Vgl.  Ber.  d.  mecklenb.  Commiss. 
üb.  Arboiterverhältnisse ,  Schwer.  1873,  d.  Refer.  v.  Schuhmacher-Zarchlin, 
S.  83.  Vgl.  auch  Hüllmann,  Geschichte  der  Dom.-Ben.  S.  93.  —  Krug,  National- 
reichth.  des  preuss.  Staates,  II.  418.  v.  Rönne.  Domänenwesen  d.  preuss.  Staates 
S.  56.     Leber  die  Massregeln  Friedr.  II.    Stadelmann,    Preussens  Könige  in  ihrer 
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Thätigkoit  f.  d.  Landescultar ,  II,  11  11.  (Lcipz.  Is82,  Public,  aus  d.  pr^uss.  StaaU- 
archi?en  B.  XI). 

Auch  die  mancherlei  practischen  und  principiellcn  Kinwcndungcn  gegen  die 
Erbpacht,  besonders  im  Vergleich  mit  der  Zeitpacht,  hat  schon  Kau(^.  W.i, 
IH4)  mit  Kecbt  nicht  als  ausschlaggebend  anerkannt.  Sie  verlieren  ihr  (icwicht  um 
so  mehr,  je  mehr  man  eben  in  der  allgemeineren  N'erorbpachtnng  eine  Massregel  der 
lAndescultur-PoIitik,  nicht  nur  eine  finanzielle  Frage  sieht.  Gegen  den  iinauziellen 
Nacbtheil,  dass  der  in  Geld  gesetzte  Kanon  bei  sinkendem  (ieldwerth  und  steigenden 
(ietreidepreisen  für  den  verpachtenden  Staat  einen  immer  kleineren  Werthbetrag  er- 
reicht, kann  sich  der  Staat  durch  Stipulirung  des  Kanon  in  Früchten  (einschliesslich 
anderer  landwirthschaftlicher  Producte),  zahlbar  ganz  oder  theil weise  nach  mohr- 
jährigen Durchschnittspreisen  oder  nach  den  Jahres-Marktpreisen,  hinlänglich  schützen. 
Dies  Verfahren  steht  mit  dem  Wesen  der  Erbpacht  und  mit  den  von  dieser  zu  erwarten- 
den günstigen  Folgen  für  die  bessere  Bewirthschaftung  des  Bodens  nicht  im  Widerspruch 
und  ist  in  der  Praxis  Öfters  angewandt  worden  (Ostpreussen ,  Mecklenburg),  z.  B. 
im  ostprcassischcn  Kammerdepartement  Stipulirunir  des  Kanons  halb  Bo^:!rcu.  halb 
Gt'Tstc;  der  durchschnittlich!»  Marktpreis  (?incr  .SOjähriir«'»  Prriodt;  wird  wähn-nd  der 
foljrendon  30  Jahre  zur  Bezahlunii:  anjifewondct,  docli  darf  dor  Mitt«'lpr«-is  der  einen  Period»! 
nicht  üb^T  das  Doppelte  vom  Preise  d<T  vorhoriiolienden  steiurrMi.  Kruir,  Nat.-Reich- 
thum  II,  42.  Mecklenburjir ,  der  in  Getreide  aniri'setzte  Kanon  wird  nach  20jjilu*. 
Darclischnittspreisen  bezahlt.  i,Rau.)  Je  mehr  di<>  Körnerwirtliscliaft  hinter  andere 
Prodnctionflz^eige  in  der  Landwinhschaft  zurücktritt,  desto  wenijrer  reichen  Pacht- 
zinsc  in  Getreide  für  den  beabsichti«rten  Zweck  aus.  Animalische  Producte,  Handels- 
•fewachsc  sttnjren  aucli  vielfach  stärker  im  Pnjise.  Die  allerdinjis  wei!;en  der  Qualitäts- 
differenzen noch  schwierigere  Festsetzung^  des  Pachtzinses  od.  Kanons  mit  in  Quantitäten 
solcher  andrer  Producte  müsste  daher  versucht  werden. 

Angesichts  der  grossen  Steigerung  der  Grundrenten,  welche  z.  B.  die  Zeit- 
pachten der  Domänen  constatiren  (s.  S.529),  und  bei  dem  Umstände,  dass  diese  Steigerung 
notorisch  zum  gnten  Theil  nicht  auf  individuelle  Leistungen,  Kapitalzufühmngen  u.  s.  w. 
des  Landwirths,  sondern  auf  allgemeine  Vorgänge  in  der  Volkswirthschaft,  wie 
steigender  Preis  der  Bodonproducte,  sinkender  (icldwerth,  weiterer  Absatz,  grossere 
Volksdichtigkeit  u.  v.  a.  m.  zurückzuführen  ist,  muss  eine  solche  Theilnahme  des  Staats 
als  Vererbpachter  an  diesen  Vortheilen  gewünscht  werden.  \'gl.  die  Daten  aus  Mecklen- 
burg in  d.  Ber.  d.  Commiss.  z.  Prüfung  der  Rententheorie  v.  Rodbertus  Berl.  IS71. 
Befer.  v  Schuhmacher-Zarchlin,  S.  4  ff.,  über  die  „aufsteigende  Bewegung  der 
landwirthsch.  Grandrente''.  Bei  im  Ganzen  nur  wenig  verändertem  Arealbestand  stieg 
die  Anfkunft  am  Zeit-  u.  Erbpacht  v.  1750  —  51  an  von  141,640  Thlr.  auf  303,401 
in  1775  —  76,  379,273  in  1800  —  01,  564,359  in  1825-  26,  935,041  in  1849  —  50, 
955,397  in  1864.  In  einem  Amte,  das  keine  wesentl.  Veränder.  erfahren,  war  die 
Zeit-  und  Erbpacht  1750—55  jährl.  11,128,  1S45— 50  32.677  Tlilr. 

Auch  die.  Tragweite  der  Behauptung-,  dass  die  Erbpacht  durcliaus  wenijrer 
Vortheile  als  der  Verkauf  von  Domänenland  und  mitliin  der  üeberj!:anjj:  des  letzti^en 
in  Privatgrundeij^enthum  biete,  beschränkt  Rau  (§.  135)  bereits  richtig,  wenn  <'r  aucli 
den  entsclieidenden  (iesichtspunct  beim  V<T;rleich  zwischen  Erbpacht  und  Privat- 
^rrundbesitz  nocli  nicht  liervorhcbt;  denn  wicliti^tT  als  seine  an  sich  ricliti^e 
Beweisführanir  zu  Gunsten  der  Erbpacht,  wobei  wieder  nur  das  Prodnctions- 
interesse  berücksichtijrt  wird,  ist  noch  der  Umstand,  den  die  Gegner  der  Erbpacht 
und  die  Anhänj^er  d(!S  freien  Grundeijrentliums  ü))ersehen,  dass  der  Zweck  des  Ver- 
kaufs der  Domänen  an  klein<'re  Landwirthe  "»ar  nicht  sicher  erreicht  wird,  weil  die 
gleich  anfänj2:lic]ie  oder  die  später  so  leicht  eintretende  Verscliuldung  der  Besitzer  oft 
zu  deren  Enteigminjr  führt.  Die  Lajre  des  Erbpächters  ist  viel  sicher«-r.  (S.  Wairner. 
Grundl.,  §.  3221.  Viel  lieber  Erbpäcliter  mit  festem  Besitzrecht  u.  festem  Kanon,  als 
veT8chuld<^ter  Eijrenthümer  mit  kündbaren  Hypotheken  und  wechselndem  Zinsfussel 
Selbst  das  Productionsinteresse  bei  der  Erbpacht  ist  ferner  häufig  besser  als  beim 
Verkauf  jrewalirt,  weil  dem  Erbpächter  nach  Entrichtung  des  Erbbestandfrelds  mehr 
eigene  Mittel  als  beim  Ankaufe  als  Betriebskapital  bleiben.  Hier  zeigt  sicli  bei  der 
Erbpacht  ein  älmlicher  Vortlieil  wie  bei  der  Zeitpacht,  im  \'erjrlcich  mit  dem  Ankauf. 
Ijnzelne  ftir  die  Entwicklung  der  landwirthschaftlichen  Cultur  nachtheilige  oder 
unnöthiirc  Beschränkungen  der  Verfüarungsbefugnisse  des  Erbpachters,  z.  B.  hinsichtlich 
der  Verändoronjr  der  BtMiutzungsart   des  Bodens,   «rehören  nicht  zum  Wesen  der  Erl)- 
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paclit  und  gibtatteu  <>inc  Modification.  Schon  Kau  kam  dahor  zu  dem  Ergebniss 
(§.  130),  dass  die  ,.  Erbpaclit  iiacli  di«>s<'n  Betmclitungen  für  Doinanial-HofgUt^r 
wosontlich«'  \'orziljr«,'   hat". 

§.  231.  --  3.  Entscheid UDg  der  Erbpacbtfrage.  Das  Ver- 
dict  gegen  Erbpacht  ist  in  der  individualistischen  Nationalöko- 
nomie eine  einfache  Consequenz  ihrer  Grundanschan- 
ungen.    Auch  Kau  wagte  davon  nicht  abzugehen. 

Kr  sagt  §.  130:  l)rr  Erbpaclit  „steht  d«T  in  drr  h<*utigen  A'olkswirthschaftspolitik 
angenommene  Gnmdsatz  cnt^ciren ,  dass  die  Bcfr<>iang  der  GrundcifrenthOmcr  oder 
rrliliclicn  Nutznicsscr  von  allen  V<>r)>indlichk<nten  g«'gen  die  Realbereclitigteu  (Gnts- 
licrrcn)  zu  bi'fürdern  >oi'\  Daraus  foIg<'rt  auch  Kau:  ,.das8  man  kein  neues 
dauerndes  bäuerliches  Verpflich tungsverb ältniss  entstehen  lassen,  oder 
es  wenigstens  80*rleich  ablösbar  macbcji  soll,  und  dass  auch  die  vorhandeueu 
Krbpachter  in  den  Stand  gesetzt  >\(;rden  müssen,  das  nur  mit  oinem  ablOs- 
lichen  Grundzinse  bescliw«rto  Eigenthuni  zu  erlangen.  Man  wird  daher 
in  vielen  Fällen,  wo  man  sich  sonst  zur  Vererbpacbtung,  aber  noch  nicht  za  dem 
A'erkaufe  cntschlo>sen  liaben  wurde,  bei  der  Zeitpacht  stehen  bleiben."  Man  könne 
nur  «:twa  „Domänen  so  verkaufen,  dass  rAii  Theil  des  Preises  alshald  baar  entrichtet 
rar  den  andern  Theil  ein  aldösbarer  Grundzins  ausbedun«>:en  werde,  welcher  sich  nach 
(letreidepreiscn  regele,  und  dessen  Abli»sung,  wenn  sie  vom  EigenthUmer  1>egelirt 
werde,  nach  dem  durch  jene  Preise  bestimmten  Geldbetrage  des  letzten  ZeitTauiii> 
erlblge''.  Allenfalls  „könnte  der  Grundzins  auch  auf  eine  ^-ewisse  nicht  zu  lani^  Zeit 
unablüsliar  gemacht  werden,  oder  man  krmnte  ausnahmsweise  einen  hJ^heren  Ahkaufs- 
betrag,  z.  B.  da«>  22^ lg-  oder  25 fache,  verabreden".  Kau  hat  sich  hier  also  geeen 
seine  ciirene  üebcrzeujiung  der  Verwerfung!:  der  Erbpacht  accommodirt. 

Richtiger  ist  es  wohl,  zu  bekennen,  dass  eine  solche  Verwerfung 
des  Instituts  zu  weit  geht  und  die  Erbpacht  bei  den  Domänen 
ües  Staats  im  finanz-  und  volkswirthschaftlichen  wie  im  social- 
politischen  Interesse  mitunter  zugelassen  werden  sollte,  weil  sie 
günstiger  als  die  Zeitpacht  und  als  der  IJebergang  des  Staats- 
grundbesitzes an  Private  zu  beurtheilen  ist.  Namentlich  bei  einer 
Zerstückelung  der  Domänen  aus  Gründen  der  Landescnltur  und 
der  Socialpolitik  verdient  sie  den  Vorzug  vor  dem  Verkauf,  weil 
sie  die  Enteignung  des  Bauern  weniger  leicht  macht,  als  diese  in 
der  heutigen  Lage,  insbesondere  bei  dem  bestehenden  Schuldrecht, 
bei  „freiem  Privateigenthum"  ist. 

A'gl.  auch  hier  Sombart  a.  a.  0.  Er  kommt  freilich  auch  nicht  zum  Vorschlag 
der  Wiedereinführung  der  gerade  in  Preussen  durch  die  Gesetzgebung  vcrljoteneii 
Erbpacht.  Aber  sein  Vorschlag,  dass  Yg  ^^^  Taxwerths  baar  anzuzalilen,  */«  mit 
4%  ^i"^  "^^  ^^'^  A mortis. -Beute  in  30  Jainen  zu  tilgen  sei,  erkennt  das  Bedenken, 
das  dem  A'erkauf  jicgcn  Baar  enttregensti^hi. 

Die  Einrichtung  der  Erbpacht  würde  nach  Bau  §.  130  etwa  in  folgender 
Weise  zu  trelfen  sein:  Bei  der  Zrrselilagun^  grosser  Guter  sind,  je  nach  den  örtlichen 
Umständen,  mittlere  und  kleinere,  möglichst  gut  arrondirte  Bauer^ttter  und  nach 
Bedilrfniss  auch  kleine  Ta<>:elohnerstellcn  zu  bilden.  Fehlt  es  an  Erbpachtlustigen, 
die  aus  eigenen  Mitteln  Wohnungen ,  Ställe,  Scheunen  zu  erbauen  venuögen.  so  hat 
dies  auf  Bechnunjj:  dc>  Staats  zu  geschehen.  Der  Grundzins  wird  besser  sogleich  bei 
der  Bekanntmachung  der  Veräu>serung«>bedin}iun.a:en  festgesetzt  und  nur  die  anfans:liche 
liaare  Einzahluug  (Erbliestandgcld)  durch  Vei-steigcrung  oder  lieber  nach  der  Taxe 
bestimmt.  (Som  hart  S.  41.)  Ein  rrehtlicher  Anspruch  auf  Nachlässe  (Komi ssiou) 
l>ebtelil   uiclit.    Ihji   liros-^cu  Unübicksf.illen    sind   sie   aber   nicht   immer  zu  vermeiden. 
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§.  232.  Anhang^.  Landwirthschaftliche  Gcwerks-VorrichtUD^cn. 
Gebaadc  und  Vorrichtungen  zur  Betreibung  von  sog:cn.  landwirthschaftlichen 
Industrien,  welche  mit  den  Domänen  und  meist  specieli  mit  dem  landwirthschaft- 
lichen Betriebe  in  näherer  Verbindung  stehen ,  wie  Bierbrauereien,  Branntweinbrenne- 
reien, Ziegeleien,  Mahl-  und  andere  Mühlen  u.  dgl.  m.,  bleiben  in  der  Regel  passend 
damit  verbunden  und  werden  dann  mit  der  betreffenden  Domäne  verzeitpachtet.  Bei 
der  Zerschlagung  von  Domänen  wird  es  meistens  rathsamer  sein,  jene  Bestand- 
theile  zu  verkaufen.  Der  Staat  eignet  sich  gewöhnlich  nicht  zur  eigenen  Verwaltung 
derselben  und  die  aparte  Verpachtung  macht  zu  grosse  Schwierigkeiten.  (S.  Rau  §.  158.) 
Ziegelei -Verpachtung  kommt  bei  Domänen  öfters  vor.  Bei  Zeitpachten  pflegt  sich  die 
Bestimmung  zu  finden,  dass  es  dorn  Pachter  ohne  Genehmigung  des  Verpächters  nicht 
gestattet  ist,  andere  Gewerbe  (industriolle)  als  die  Landwirthschaft  auf  dem  Gute  zu 
betreiben. 


3.  Abschnitt. 
Dingliche  Rechte  oder  Reallasten. 

Vgl.  Rau  §.  156—165,  vor.  Aufl.  dieses  Bands  I.  §.  183—189.  Die  Lehre  von 
d.  GmndgefäUen  gehört  nach  ihrer  volkswirthsch.  Seite  vornehmlich  in  die  Agrar- 
politik, s.  daher  darüber  auch  f.  Literatur,  Recht  u. s. w.,  Rau,  Volkswirth- 
schaftspolitik  §.  46  ff..  Röscher  II,  2,  Kap.  9,  Meitzen  L  367  ff.  In  die  Finanz- 
wissenschaft gehört  der  Gegenstand  eigentlich  wieder  nur,  soweit  der  Umstand  von 
Einfluss  ist,  dass  der  Staat,  der  Domänenfiscus,  der  Berechtigte  ist.  Da  die  recht- 
liche Regelung  der  Reallasten  durch  die  neuere  Ablösungsgesetzgebung  bei  uns 
erledigt  und  die  Ablösung  bereits  allgemein  thatsächlich  durchgeführt  ist,  so  hat  der 
ganze  Gegenstand  auch  wesentlich  nur  noch  historisches  Interesse.  Wegen  der 
dabei  in  JBetracht  kommenden  Principien fragen  ist  er  aber  gleichwohl  noch  von  allge- 
meinerer Bedeutung,  auch  für  etwa  wieder  einmal  vorkommende  ähnliche  Fälle  (Frage 
der  Ablösung  von  Gnmdsteuern  u.  dgl.).  Die  Dai-stcllung  selbst  hier  jetzt  gegen  die 
vor.  Aufl.  zusammengezogen.  Für  Rechtsgeschichtliches  s.  Kraut,  (irundr.  d.  Privat- 
rechts §.  145  — 155,  V.  Maurer,  Gesch.  d.  Fronhöfe  u.  s.  w.,  pass.,  bes  III,  230  ff., 
280  ff.,  Waitz,  D.  A'crfassungsgesch.  pass.,  bes.  V,  K.  4,  S.  185  ff*.  Die  Entstehung 
u.  Aosbildnng  der  GnindgeruUe  hängt  auch  mit  der  Unfreiheit  u.  den  Landüberlassungen 
gegen  Dienste  u.  Abgaben  zusammen.  S.  Grundleg.  2.  Abthg.,  K.  1,  §.201 — 215,  u. 
die  dort  ausführl.  angeg.  Liter.  Ferner  f.  die  Frage  der  B«iseitigung  der  betr. 
Lasten  eb.  2.  Abth.,  K.  5.  Ueber  die  specifisch  juristische  Seite  der  Reallastcn 
s,  die  Werke  über  deutsche  Rcditsireschichtc  u.  D.  Priv.rccht,  u.  A.  Stolibe,  D.  Priv.-^ 
recht,  l.  A.  IL  §.  100  If. 

I.  —  §.  233.  Die  älteren  Grundgefälle.  Die  ihnen  zn 
Grnnde  liegenden  dinglichen  Rechte  oder  Reallasten  sind  ,,  Ver- 
pflichtungen zu  wiederkehrenden  stetigen  Leistungen  (besonders 
Zinse,  Renten,  Frohnden  u.  s.  w.,  —  auch  Zehnten, 
Handlöhne,  Gilten),  welche  dem  Besitzer  eines  Grund- 
stücks als  solchem  obliegen,  so  dass  die  Person  des  Verpflich^ 
teten  lediglich  durch  den  Besitz  des  Grundstücks  bestimmt  wird. 
Die  Verpflichtung  zur  Leistung  kann  entweder  in  regelmässiger  Weise 
zu  bestimmten  Zeiten  (so  beim  Zehnten)  oder  in  unregelmässigen 
Intervallen  nur  bei  gewissen  Veranlassungen  (z.  B.  Todesfällen, 
Besitzwechsel,  —  Mortuarium,  Laudemium)  eintreten"  (Stobbe)* 

Solche  Rechte  sind  von  Alters  her  bis  in  unsere  Tage,  wie  mit  anderen  privaten 
Landgütern  herrschaftlicher  Qualität  (Grnndhcrrschaften),  so  mit  den  Domänen  des 
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Staats  verbunden  gewesen,  auch  bei  Veräusserung  von  Domänen  wohl  zurückbehalten 
worden.  Nach  dem  rechtlichen  Ursprung  sind  diese  Reclite  vorherrschend  privat- 
rechtliclier  Natur,  hie  und  da  aber,  im  Einzelnen  nicht  leicht  unterscheidbar,  mit^^lten 
festen  Abgaben  öffentlich-rechtlichen  Charakters  und  steuerrechtlichcr  Natur  ver- 
mischt (vogtel-  und  gerichtsherrschaftliche  Lasten). 

Die  bezüglichen  Einnahmen  aus  diesen  Gerechtsamen,  die 
sogen.  Grund  gefalle,  haben  in  deutschen  und  anderen  Ländern 
bis  in  die  neueste  Zeit  hinein  eine  oft  nicht  unerhebliche  finanzielle 
Bedeutung  gehabt,  bis  die  Ablösungen  sie  verminderten  oder  be- 
seitigten. 

Beispiele  Baiern.  Nach  dem  A.  für  1832—34  war  die  Einnahme  aus  Grund- 
gef&llen  im  D.  5,277,400  fl.  rein,  die  Kosten  40  Proc,  Lasten  54  Proc.  Die  B.  1853/4 
zeigt  4,471,276  fl.  Reinertrag,  der  A.  fUr  1855—61  eine  Roheinnahme  von  5,143,849  fl., 
A.  1870  322.170  fl.  ältere  Gefälle,  4,300,000  fl.  neu  angesetzte  Grundzinse  nach  Ges. 
V.  4.  Juni  1848,  18,130  fl.  Naturalabgaben,  zus.  4,710,000  fl,,  Ausgabe  88,300  fl. 
A.  1877  7,783,600  M.  Grundgefälle,  mit  201,140  M.  Ausgaben  dafür,  1888  bei. 
7-51  u.  0183  Mill.  M  —  In  Baden  sind  die  Grundgefälle  neuerlich  durch  den  Fort- 
gang der  Ablösungen  sehr  vermindert  worden.  Der  Rohertrag  des  Zehnten  war  im 
D.  1838—36  vor  der  Ablösung  1,002,841  fl.  Derselbe  ist  jetzt  abgelöst  und  es  gingen 
im  D.  1854  und  1855  474,277  fl.,  1882  noch  522,000  M.  Zinsen  aus  noch  ausstehenden 
Ablösungssummen  ein.  Die  Geschäfte  jetzt  im  Wesentl.  abgewickelt.  —  Wtlrtemberg 
hatte  bis  1849  noch  sehr  viele  NaturalgeiUic.  Nach  dem  A.  1845  —  1847  war  die 
Einnahme  aus  Zehnten  1,475,648  fl.,  aus  Lehen-  und  Zinsgütem  593,712  fl..  die 
Kosten  und  Abgänge  bei  jenen  43,621  fl ,  bei  diesen  12,455  fl.  Von  dem  Keinertnge 
von  2,013,284  fl.  müssen  aber  noch  viele  allgemeine  Kosten  abgerechnet  werden,  indem 
die  Ausgaben  für  Naturalvorräthe  (34,502  fl.)  grösstentheils  durch  die  Gef&Ue  ¥e^ 
anlasst  wurden.  Diese  Einnahme  jetzt  fast  völlig  (noch  229  M.!)  verschwunden.  Riecke, 
a.a.O.  S.  182.  —  In  Preussen  beliefen  sich  die  DomanialgefäUe  1847  noch  auf 
4,057,513,  1849  auf  3,974,000.  1853  auf  3,134,221,  1861  auf  2,695,342,  1870  anf 
1,741,172  Thlr.  „grundherrl.  Hebungen  u.  Hebungen  aus  veräuss.  Dom.-Objecten" 
(incl.  neue  Provinzen),  davon  aus  Erb-.  Grund-  u.  Domänenzins,  Kanon  u.  Geldrenten 
für  Getreide,  die  vcrtragsmä.ssig  nach  wechselnden  Durchschnittspreisen  regiilirt  werden. 
1,551.582  Thlr.,  Zinsen  v.  bäuerl.  Inventarieu-  (Hofwehr-)  Geldern  2214,  für  Natural- 
prästationen  (entw.  nach  Kammei*taxe  oder  nach  zeitweisem  Abkommen  in  Geld  bezahlt 
oder  in  natura  geliefert)  148,437  Thlr.,  für  unbcständ.  Gefalle  38,989  Thlr.  Summ» 
d.  „grundherrl.  Hebungen  u.  s.  w."  im  Et.  f.  1875  3*62  Mill.  M.  Die  Domänen- 
amortisationsrenten betrugen  1. 998.049  Thlr.  in  1870,  in  1875  6*22  Mill.  M.  Im 
Et  f.  18S3/84  stehen  nur  noch  1 .818,000  M.  „grundh.  Hebungen"  u.  s.  w.  u.  6,376,000  M. 
Dom.amortis. reuten.  —  Auch  mehrere  Schwcizercantone  hatten  früher  erhebliche 
Einnahmen  dieser  Art,  z.B.  Bern  im  A.  für  1846  318,878  Fr.  von  Zehnten  und 
Lehngefallen ,  Neuen  bürg  105,000  Liv.  (zu  40  Kr.),  Zürich  1815  —  25  im  D. 
198,750  Fr.  oder  fast  \'^  der  Einnahme.  Aargau  A.  1846  62,250  Fr.  (d.  älteren 
Daten  z.  Th.  nach  Rau). 

Die  Sicherheit  des  Bezugs  der  Grundgefälle,  die  Aus- 
sicht auf  steigenden  Ertrag  bei  einzelnen  davon,  besonders 
beim  Zehnten  waren  ersichtliche  Vortheile  dieser  Einnahmen  fttr 
die  Finanzwirthschaft  des  Staats.  Diesen  Vortheilen  standen  als 
Nachtheile  volks-  und  privatwirthschaftlicher  und  mehrfach  auch 
finanzwirthschaftlicher  Art  gegenüber  die  veränderliche  Grösse, 
die  lästige  Entrichtungsart,  die  Hemmung  des  Fort- 
schreitens im  Landbau.  Für  den  Staat  war  namentlich  die 
sehr  ungleiche  Grösse  der  Einnahme  von  Jahr  zu  Jahr  be- 
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sonders  störend,   bei  den  Natnralgefällen  ist  überdies  die  Er- 
hebung kostspielig. 

In  B  a  i  e  r  n  z.  B.  war  der  Durchschnittsertrag  in  1 9  Jahren  ron  1 819—87  5,2 1 1 ,626  fl. , 
min.  3,894,223  ü,  im  J.  1S25,  max.  6,554,775  fl.  im  J.  1831,  also  rcsp.  74  und  125 
Proc.  des  Durchschnittes. 

Diese  Nacbtheile,  verbunden  mit  allgemeinen  Strömungen  im 
öffentlichen  Leben,  führten  in  der  Wissenschaft  zu  der  Forderung 
der  Umwandlung  der  Grundgefälle  in  einfache  Grundzinse  oder 
selbst  der  gänzlichen  Ablösung  dieser  Gefälle.  Diese  Forde • 
rung  haben  die  meisten  europäischen  Staaten,  auch  die  deutschen 
im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts  verwirklicht,  so  dass  die  Einnahmen 
aus  den  alten  Grundgefällen  sich  immer  mehr  vermindern  oder 
schon  verschwunden  sind. 

Die  vollständige  Abschaffung  der  Grundgefalle  war  eine  Consequenz  der 
neueron  nationalökonomischen  Ansichten  von  der  Noth wendigkeit  abgabefreien 
lindlichen,  speciell  bäuerlichen  Grundeigenthums  im  privat-  und  volkswirthschaft- 
lichen  Productionsinteresse  und  zugleich  eine  Consequenz  der  neueren  poli- 
tischen Ansichten  tlber  persönliche  Freiheit  und  Eigenthum.  Die  Maassregel 
hat  auch  ohne  Zweifei  auf  den  Ackerbau  und  die  bäuerlichen  Wirthe  einen  guten 
Einfluss  geübt,  soweit  sie  zu  einer  Beseitigung  von  Quotenabgaben  vom  Roh- 
ertrage, also  besonders  des  Zehnten,  führte.  In  ihrer  Allgemeinheit  jedoch 
wird  sie  verschieden  bcurtheilt  werden,  je  nachdem  entwedt^r  wieder  mehr  der  privat- 
wirthschaftliche  Gcsichtspunct  filr  die  Beurtheilung  maassgcbcnd  ist  und  dieser  in  der 
üblichen  Weise  mit  dem  volkswirthschaftlichcn  idciitificirt  wird,  wie  in  der  Smith'schen 
Schule  des  ökonomischen  Individualismus,  oder  aber  der  wirklich  volkswirthsdiaft- 
liehe  und  der  social  politische   (iesichtspunct  mit  entscheidet. 

Es  gilt  dann  wieder  Aehnliches,  wie  von  der  Erbpacht.  In  Hinsicht  auf  die 
Productivität  und  die  sociale  Function  seines  Besitzers  ist  allerdings  schulden- 
freies häuerliches  Privatcigenthiim  dem  mit  jenen  Lasten  beschwerten  vorzuziehen. 
Aljer  jenes  war  keineswegs  das  allgemeine  Resultat  der  Abschaffung  der  Grundlasten. 
Vielmehr  hat  sich  der  mit  nicht  beliebig  vermehrbaren  Grundlasten  beschwerte  Grund* 
besitz  öfters  nur  in  solchen  mit  kündbaren  Kapitalschulden  belasteten  verwandelt: 
keineswegs  durchaus  eine  Verbessenmg,  oftmals,  wohl  sogar  in  der  Regel,  eine  A'er- 
schlechterung.  Ferner  ist  eine  Theilung  des  Grundertrags  zwischen  dem  ver- 
pflichteten Bauer  und  dem  Privat grundherrn  eher  zu  beanstanden.  Aber  wo  der 
Grundherr,  wie  hei  den  Domanialge fällen,  der  dio  Gcsammtheit  vertretende  Staat  ist, 
liegt  die  Sache  wiederum  anders.  In  zweckmässig  regulirten  Grnndgefullen 
kann  der  Staat,  ohne  wesentliche  Benachtheiligung  des  Prodnctionsinteresses ,  einen 
Theil  der  ihm  gebührenden  nationalen  Grundrente  und  des  Zuwachses  derselben  beziehen, 
was  mit  der  gänzlichen  Beseitigung  der  Grundgeialle  aufhört.  Damit  ist  auch  das 
berechtigte  finanzielle  Interesse  des  Staats  beinträchtigt  worden. 

Man  wird  daher  zwar  der  in  Mittel-  und  Westeuropa  meist 
erfolgten  Abschaffung  der  Grundgefälle  manche  günstige  Wirkung 
nicht  absprechen  können.  Aber  richtiger  als  diese  Maassregel 
wäre  eine  Fixirung  aller  alten  Grundgefälle  und  eine  Verwand- 
lung derselben  in  eine  auf  dem  Boden  lastende  nicht  ablösbare 
Geldrente  oder  in  bestimmten  Durchschnittspreisen  zu  entrichtende 
Naturairente  gewesen,  wenigstens  soweit  der  Staat  als  doma- 
nialer  Grundherr  der  Berechtigte  ist. 
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Die  tiefere  Beg^ründung  dieser  Ansicht  s.  in  der  Grandlcg.  2.  Abtb.  bes.  K.  4 
{v.  Grandeigenth). 

üeber  die  ehemal.  Verwaltung  der  Grund  gefalle  s.  Bau  §.  157.  vor.  Aufl. 
dieses  Bands  §.  184.  Genaue  Verzeichnisse  bildeten  die  Grundlage.  Die  Eintreibung 
erfolgte  wohl  nach  den  Grundsätzen  des  Steuerrechts.  Es  war  möglichst  za  verhüten, 
dass  fehlerhaftes  Getreide  u.  s.  w.  geliefert  wurde,  doch  blieb  dasselbe,  z.  B.  beim  Fmcht- 
zins,  immer  etwas  unter  der  Durchschnittsqualität.  Aus  den  Magazinen  kam  das 
Getreide  zur  Versteigerung,  soweit  es  nicht  fflr  Staatszwecke  unmittelbar  (z.B.  beim 
Militär)  A^erwendung  fand. 

IL  —  §.  234.  Umgestaitungen  der  Natnralgefälle. 
Je  mehr  anch  im  Staatshaushalte  die  reine  Geldwirthschaft  sich 
einbürgert,  desto  unbequemer  werden  Naturalgefälle.  Der  Staat  al9 
Grundherr  ist  bei  deren  Einziehung  und  Verwaltung  ohnebin  regel- 
mässig im  Naehtheil  gegenüber  den  privaten  Grundherren.  Auch 
die  Pflichtigen  Bauern  ziehen  mit  der  allgemeineren  Entwicklung 
der  Geldwirthschaft  in  der  Volkswirthschaft  gewöhnlich  Geldab- 
gaben  den  Naturalabgaben  vor.  Im  beiderseitigen  Interesse  greifen 
daher  bei  der  Beibehaltung  der  Grundgefälle  folgende  Umgestal- 
tungen Platz. 

1.  Man  lässt  statt  der  Naturalien  den  Marktpreis  dafür  in 
Geld  entrichten. 

Da  liiebei  die  Kosten  und  Verluste,  welche  mit  der  Aufbewahrung  von  Götreide, 
Wein  und  anderen  Erzeugnissen  des  Landbaues  verknüpft  sind,  erspart  werden  können, 
Vorrathsgcbäude  entbehrlich  werden  und  die  Verwaltungsgoschafte  sich  sehr  ver- 
einfachen, so  kann  der  berechtigte  Staat  schon  hier  ohne  Nachtheil  ftlr  sich  und  zum 
Vortheil  des  Pflichtigen  in  eine  Hcduction  der  schuldigen  Leistung  willigen. 

2.  Die  veränderlichen  Gefälle  lassen  sich  passend  in 
einen  Grundzins  umwandeln,  wobei  der  vieljährige  Durch- 
schnittsbetrag der  Gefälle  zu  Grunde  gelegt  und  ein  Abzug 
für  die  Erhebungskosten  bestimmt  wird.  Der  Grundzins 
wird  entweder  fest  in  Geld  oder  zwar  auch  in  Producten 
(Getreide)  angesetzt,  aber  auch  letzteren  Falls  die  Zahlung  nach 
gewissen  Marktpreisen  in  Geld  ausgemacht.  Am  Schwierigsten 
war  diese  Regulirung  beim  Zehnten,  welcher  unter  den  Grund- 
gefallen  des  Staates  besonders  wichtig  war. 

Vgl.  Regenauer,  üeber  die  Verwaltung  der  landesherrlichen  Zehnten,  Karlsr. 
1829.  —  In  Wilrtemberg  erstreckte  sich  das  Zehnti-echt  des  Staats  tlber  1,107,800 
Morgen  Acker  (44  Proc.  alles  Ackerlandes),  76,008  Morgen  Wiesen  (9*6  Proc.) 
und  50,700  M.Weinberge  (62  Proc.  des  ganzen  Weinlandes).  In  Baden  waren  die 
1522  Domanialzehnten  za  Ende  1856  schon  sümmtlich  abgelöst  für  ein  Kapital  ron 
17,390  000  fl.     (Rau.) 

Die  gewöhnlichen  Arten  aucli  des  Domanialzehents  waren: 

Zehnten  von  Gewächsen,  und  zwar  grosser  oder  Getreidezehnte,  kleiner. 
Schmal-  oder  Brachzehnte  von  anderen  Feldfrüchten,  z.  B.  Klee,  Kartoffeln  n. s.w., 
Obst-  und  Weinzehnte,  Heuzehntc,  der  jedoch  seltener  vorkam,  ferner  Blnt- 
zehnte  von  jungem  Vieh,  der  lästigste,  dessen  Umwandlung  oder  Ablösung  am  Ersten 
bewirkt  worden  ist.  Der  privat  rechtliche  Charakter  war  auch  beim  Domanialzehnten 
meist  unverkcnnl)ar,  jedenfalls  der  allgemein  vorherrschende  (Rau  §.  159,  vor.  Aufl.  §  1S6\ 
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Die  früheren  Erhebungs formen  waren  die  Entrichtung  des  Zehnten  von  den 
ehntpflichtigen  selbst,  wobei  er  dann  entweder  auf  Bechnnng  der  Domänen- 
isse eingezogen  oder  verpachtet  wurde;  eventuell  auch  die  Ersetzung  des 
ihnten  durch  eine  ausbedungenc  Abfindungssumme.    (Rau  §.  159.) 

Die  eigene  Einziehung  auf  Rechnung  des  Staats  war  das  mühsamere  und 
•tBpieligere  V^erfahren,  das  eine  Menge  lästige  und  doch  unsichere  Controlen  und 
latelen  sowohl  gegen  die  Zehntpflichtigen  als  gegen  die  den  Zehnten  erhebenden 
samten  erforderte  (u.  A.  Pflicht  der  Anzeige  an  den  Zehntherm  vor  dem  Beginn  <1or 
mtearbeit,  Yornalime  der  Weinlose  nach  obrigkeitlicher  Erlaubniss). 

Schon  die  Verpachtung  war  daher,  zumal  bei  den  Domanialgefällen,  eine 
Isschenswerthe  Vereinfachung  der  Geschäfte  für  den  Berechtigten.  Sie  wurde  ent- 
Mier  jährlich  im  Sommer  zu  einer  Zeit,  wo  sich  der  Ausfall  der  Ernte  Übersehen 
m ,  oder  auch  gleich  für  mehrere  Jahre ,  regelmässig  im  Wege  der  Versteigerung, 
{genommen  und  der  Pachtpreis  in  Geld  oder  thcilweise  in  Frucht  zu  bestimmten 
uchschnittspreisen  eines  Marktorts  und  Zeitraums,  auch  etwa  ein  Theil  in  Natural- 
iferung  festgesetzt 

Noch  bequemer  für  die  Domänenverwaltung  und  zugleich  für  die  Zehntpflichtigen 
Ost  war  das  Ab findungs verfahren,  das  zugleich  zur  Vorbereitung  der  Um- 
»ndlnng  und  Fixirung  des  Zehnten  dienen  konnte.  Hier  wurde  mit  der  ganzen 
hntpflichtigen  Gemeinde  oder  mit  der  Gesammtheit  der  Zehntpflichtigen  in  ihr  ein 
»itrag  darüber  geschlossen,  dass  der  Zehntlierr  statt  des  Zehnten  selbst  einen  festen 
strag  in  Früchten  oder  eine  fixe  Geldsumme  erhielt,  deren  Auf  bringung  oder 
srtheUnng  unter  die  einzelnen  Verpflichteten  Sache  der  letzteren  war.  Bei  der  Ent- 
shtong  in  Geld  fiel  dann  für  den  Staat  auch  der  Aufwand  für  die  Verwaltung  der 
itnralien  fort  (Verträge  dieser  Art  in  Würtemberg  meist  auf  27  Jahre.)  (Näheres 
ler  diese  Erhebungsformen  bei  Rau,  §.  160 — 163,  u.  danach  noch  in  vor.  Aufl. 
Bands,  §.  186.^ 


Erst  die  Umwandlung  der  Zehnten  und  anderer 
hnlicher  Grundgefälle  in  feste  Grundzinse  oder 
enten  befreit  aber  den  Zehntherm  oder  den  Domänenfiscus 
16  auch  die  Zehntpflicbtigen  von  dem  Lästigen  und  Odiösen,  den 
Dbequemlicbkeiten y  Betriebsstörungen  und  Kosten  völlig,  welche 
ie  erwähnten  Erhebungsformen  theils  für  beide  Parteien,  tbeils 
»onders  auch  für  die  Zehntpflicbtigen  stets  mehr  oder  weniger 
it  sich  bringen. 

Der  Zehnten  ist  so  besonders  nachtheilig  und  wird  es  bei  intensiverer  Land- 
rthschaft  immer  mehr,  weil  er  eine  Quoten  abgäbe  vom  Rohortrage  ist.  In  dieser 
genschaft,  nicht  bloss,  wie  Rau  (§  163)  u.  A. m.  ihn  auffassen,  als  Abgabe  vom 
I hertrage,  wird  er  leicht  eine  Hemmung  landwirthschaftlicher  Fortschritte.  Denn 
l  intensiverer  Landwirthschaft  steigt  der  Rohertrag  in  einem  stärkeren  Verhältniss 
I  der  Reinertrag.  Der  Zehnte  und  ähnliche  Abgaben  vom  Rohertrage  werden  also 
Bier  drückender  und  nehmen  dem  Landwirth  (Bauern)  einen  grossen  Theil  desjenigen 
tngs,  der  nur  durch  die  stärkeren  Verwendungen  von  Kapital  und  Arbeitskraft 
vonnen  wird. 

Bei  der  Umgestaltung  und  eventuell  der  Aufhebung  des 
ahnten  und  anderer  Grucdgefälle  macht  nun  ein  Umstand  be- 
»ndere  Schwierigkeit,  nenilich  die  Rücksicht  auf  die  bezUg- 
chen  Rechte  andrer  privater  Grundherren.  Beim 
aate  ist  gelegentlich  der  unentgeltliche  Verzicht  auf  das 
efälls-,  bez.  das  Zehntrecht,  mindestens  das  Begnügen  mit 
iner  unvollstän  digen  Entschädigung  befürwortet  worden. 
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So  sollten  z.B.  nach  v.  Rotteck*s  Antrag  in  Baden  die  Staatszehnten  oiient- 
geltlich  aufgehoben,  Privatzehntherren  mit  dem  10  fachen  des  Reinertrages  uod  im  Falle 
eines  erweislichen  privatrechtlichen  Titels  mit  dem  15  fachen  abgefunden  Verden,  wozo 
der  Zebntpflichtige  das  5  fache,  das  Uebrige  der  Staat  zuzuschiesscn  hätte.  Yerhandl. 
der  bad.  2.  K.  1831,  Beil.  I,  25.  Vgl.  v.  Aretin  n.  v.  Rotteck's  Staatsrecht  der 
constit.  Monarchie  II,  272,  276.  Nach  dem  Antrage  der  Majorität  der  Zehntcommission 
in  der  2.  Kammer  sollte  der  Berechtigte,  und  also  auch  die  Uomänenkassc,  das  15  fache 
erhalten,  wovon  das  9  fache  dem  Pflichtigen  zur  LasIT'liele;  der  Staat  schösse  bei  den 
Privatzchntcn  das  6  fache  zu.  Die  Minorität  wollte  dem  Zehntpflichtigen  das  13  fache 
des  reinen  Ertrages  auflegen  und  den  Zuschuss  der  Staatskasse  für  die  Priratbercch- 
tigten  auf  das  5  fache  beschränken.  Die  Kammer  selbst  sprach  sich  1S31  dafür  aus, 
dass  der  Berechtigte  das  ]5fache  erhalte  u.  der  Pflichtige  hievon  %  zahle.  (Bau  §.  162.) 

Bestehen  indessen  diese  Gefälle  einmal  zu  Recht,  so  ist  eine 
solche  Verletzung  des  Finanzinteresses  doch  möglichst  zu  verhttteoj 
jedenfalls  nur  soweit  zulässig,  als  wichtige  Kücksichten 
auf  die  Entwicklung  der  Landwirthschaft  und  auf  die 
ökonomische  und  sociale  Lage  der  Pflichtigen,  also 
wieder  allgemein-volkswirthschaftliche  und  social- 
politische  Gesichtspuncte  es  rechtfertigen.  Um  der  noth- 
wendigen  Gleichheit  Willen  müssen  dann  aber  die  Geföllspflichtigen 
von  Privat-Grundherren  ebenso  wie  diejenigen  des  Staats  behandelt 
werden.  Hält  man  eine  Ermässigung  der  Last  für  geboten  und 
glaubt  man  das  daraus  hervorgehende  Opfer  den  privaten  Grund- 
herren wegen  der  einmal  anerkannten  Rechtsbeständigkeit  der 
Gefälle  nicht  zumuthen  zu  können,  so  muss  der  Staat  also  für 
beide  Glassen  der  Pflichtigen,  diejenigen  des  Domänenfiscus  und 
der  Privat-Grundherren,  die  gleiche  Unterstützung  gewähren.  Un- 
bedingt nothwendig  erscheint  ein  solches  Vorgehen  nicht. 

Die  zur  Motivirung  mit  angeführte  ursprungliche  Steaernatur  dcs>  Zehnten 
iat  keineswegs  allgemein,  in  der  Resfcl  gar  nicht  vorhanden,  jedenfalls  aber  hat  sie 
sich  im  Verlauf  der  Jahrhunderte  verloren,  wo  sie  etwa  früher  bestand.  Die  zehent- 
barcn  Landcrcieu  wi^rden  auch  billiger  gekauft. 

Das  landwirthschaftliche  Productionsinteresse  ver- 
langt wohl  eine  Beseitigung  des  Zehnten  als  einer  Quotenabgabe 
vom  Rohertrage,  aber  mit  einer  Umwandlung  desselben  und 
anderer  Naturalgefälle  in  eine  fixe  Geld-  oder  in  eine  in  be- 
stimmten Marktpreisen  zu  zahlende  Productenrente  ist 
es  vollständig  befriedigt.  Eine  Ermässigung  der  demgemäss 
umgestalteten  Leistung  ist  zulässig  und  gerechtfertigt,  weil  für  deo 
Grundherrn  viele  und  bedeutende  Erhebungskosten  fortfallen.  Darüber 
hinaus  ist  eine  Verminderung  der  Leistung  aber  höchstens  in  Aus- 
nahmefällen geboten. 

So  wenn  die  Summe  der  Grundgefälle  einen  besonders  niedrigen  Reinertrag  f  d. 
Pflichtigen  Übrig  libst.  Nach  d.  prcuss.  Gos.  v.  2.  März  1S50,  §.  63,  mnsste  bei 
der  Ablösung  mindestens  V3  des  Reinertrajrs  dem  Pflichtigen  bleiben,  wa&  eine  ent- 
sprechende Reduction  der  GcHUle  involvirl. 
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Besondere  Staatsbeiträge  selbst  zur  vollständigen  Beseitigung 
der  Zehnten  sind  auch  nicht  immer  erfolgt,  so  dass  sich  jedenfalls 
die  Massregel  ohne  solche  durchführen  Hess. 

So  im  Grossherz.  Hessen,  Gesetz  v.  15.  Auir.  1816,  in  Nassau,  Sachsen 
Haunorer,  Weimar  (Gesetz  ?om  18.  Mai  1848)  etc.,  Prcusscn.    (Ran). 

Wollte  man  aber  aus  Gründen  der  Politik,  wegen  Ver- 
basstheit  der  Grundgefälle  u.  s.  w.  ein  Uebriges  thun  und  ins- 
besondere mit  Recht  das  Verhältniss  zwischen  Privatgrundherren 
und  Gefälls-,  namentlich  Zehntpflichtigen  lösen,  so  hätte  die  all- 
gemeine Umwandlung  der  Gefälle  in  eine  feste,  aber  noch  etwas 
weiter  reducirte  unablösbare  Geld-  oder  Getreide-,  bez.  Pro- 
dnctenrente  wiederum  genügt.  Der  Staat  hätte  dabei  in  das 
Kechtsverhältniss  der  privaten  Grundherren  eintreten  und  letztere 
angemessen  entschädigen  müssen.  Die  Forterhebung  der  Gefälle 
in  der  neuen  Form  hätte  keine  grösseren  Bedenken  gehabt,  als 
die  Erhebung  der  alten  oder  der  etwa  neu  eingeführten  allgemeinen 
Grundsteuer  und  konnte  einfach  mit  der  Steuererhebung  verbunden 
werden. 

Statt  der  blossen  Umwandlung  der  Grundgefälle  ist  regelmässig 
die  vollständige  Ablösung  derselben  erfolgt.  Sie  hat  dem 
Staate  eine  werthvoUe  Einnahme  für  die  Zukunft  und  damit  die 
berechtigte  Theilnahme  am  Bezug  der  nationalen  Grundrente  ent- 
zogen, wofür  in  der  Rente  des  Ablösungskapitals  kein  sicherer  und 
gewöhnlich  kein  ausreichender  Ersatz  gelegen  hat.  Die  mehrfach 
erfolgten  weiteren  Beisteuern  des  Staats  zur  Ablösung  haben 
selbst  neue  finanzielle  Opfer  mit  sich  gebracht.  Das  „lastenfreie 
volle  Privateigenthum  des  Bauern"  wird  aber  auf  die  Dauer  doch 
nicht  erreicht  werden,  weil  die  „Verschuldungs-,  bez.  Verpfändungs- 
freiheit" nunmehr  um  so  leichter  zu  kündbaren  Kapitalschulden  mit 
wechselndem  Zinsfusse  führt.  Das  Endurtheil  über  die  „Grund- 
entlastung"  fällt  daher  nicht  so  unbedingt  günstig  aus,  wie 
früher  angenommen  wurde. 

Diese  Ansicht  ist  eine  Conseqnenz  «Icr  in  der  Grundleg.,  2.  Abth.  K.  4,  nieder- 
gelegten Auschauuu|?en  über  Privateigentham  an  Productiousmitteln.  Ran  stand  hier 
noch  anders,  s.  §.  163,  164  bei  ihm. 

In  Baden  ist  schliesslich  im  Zehntgesetze  vom  25.  Nov.  1S33  der  Staafszuschass 
auf  '/ß  der  Ablösungssuniiiie  fest{;;esetzt  worden,  der  tlberdies  bis  zur  beendigten  Ab- 
lösung jedes  Zehntrechtes  oder  wenigstens  bis  zum  I.Jan.  1844,  vom  1.  Januar  1834 
an,  mit  Zwischenzinsen  zu  4  Proc.  verzinst  wurde.  Die  Ausgabe  an  Staatszuschuss 
für  sämmtliche  Zehnten,  deren  Ablösung  40,547,0U0  fl.  kostete,  war  auf  9*9  Mill.  fl. 
angenommen  worden,  belief  sich  aber  nur  auf  7,933,000  fl.,  für  die  Domanialzehnton 
wurde  ein  Ablöseicapital  von  17,390,000  fl.  ermittelt,  wovon  aber  3,443,000  fl.  an 
Staatszuschuss  abgingen.    Kegenauer,  Staatshaush.  S.  319.    Die  Last,   die  fur  die 
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übrigen  Staatsbürger  ans  jenem  grossen  Staatsbeitrage  entstand ,  minderte  sieb  unge- 
fähr von  20  auf  12  Proc.  des  Kapitals,  weil  die  Zelmtpflichtigen  selbst  zu  den  Stcoeni 
beitragen  und  ungefähr  */ft  der  Ausgaben  tragen.  —  Die  Verhandlangen  der  beiden 
Kammern  von  1833  bilden  eine  ausführliche  Erläuterung  des  Zehntgesetzes,  doch 
wurde  der  Zweifel  an  der  Zweckmässigkeit  jener  grossen  Staatsausgaben  am  Wenigsten 
beachtet,  üeberblick  des  Gegenstandes  in  dem  Vortrage  von  Rau,  Protok.  der  1.  K ., 
I,  255.  Aufsätze  von  Lotz  und  Regenauer  in  Rau,  Archiv  II,  I  Heft  Vogel- 
mann, Die  Zelint-Ablösung  im  Grossh.  Baden,  Karlsr.  1838.  —  Die  Regieraug  von 
Bern  hat  das  ganze  Zehntablösungskapital  an  der  Stelle  der  Zehntpflichtigcu  bestritten 
(Kau).  —  In  Oesterreich  wurde  durch  Patent  v.  4.  März  1849,  8.  18  (ähnlich 
noch  andere  Patente  für  andere  Kronlande)  für  die  deutschen  Erblande  bestimmt,  da&$ 
von  d.  bcrechn.  Entschäd.  des  Berechtigten  */a  für  verschiedene  Abzüge  abgehen, 
vom  Reste  je  Vs  (also  Va  ^^  gezahlten)  vom  Pflichtigen  und  von  jedem  Kroniande 
zu  übernehmen  sei.  So  entstand  die  Grandentlastungsschuld,  für  welche  neben  den 
Pflichtigen  die  einzelnen  Kronlande,  nicht  der  Gesammtstaat  als  solcher  haftet,  £. 
1869  für  d.  cisleitban.  Länder  247*15  Mill.  fl.  Näheres  bei  CzOrnig,  Neugestaltung, 
S.  486  ff.  Anf.  1882  betrag  diese  Schuld  noch  162  8  M.  fl.  —  Für  Preussen  vgl 
Ablösungsgesetz  v.  2.  März  1850  u.  Ges.  über  Errichtung  v.  Rentenbanken  v.  dem- 
selben Tage;  s.  Rönne,  Staatsrecht,  11,  2,  274  ff.  Bei  den  festen  Abgaben  von 
Körnern  wurde  v.  d.  ermittelten  Marktpreisen  5"/o  wegen  S(;hlechterer  Be^hafteuheit 
des  Zinsgetreides  abgezogen;  bei  Zehnten  in  der  Regel  nicht  (vgl.  §.  33  mit 
§.  32  des  ersten  Ges.).  Ablösung  der  berechneten  Geldrente  baar  in  18  Jahren,  was 
mindestens  10  7o  I^^'^^QCtion  involvirt,  bei  Annahme  eines  5°/o*J?«ü  Zinsfusses,  erheblich 
mehr  bei  der  rieht.  Annahme  eines  niediigeren  Zinsfusses.  Doch  konnte  der  Berech- 
tigte die  Abfindung  zum  2u  fachen  in  47o  ^^i^t^übriefen  verlangen  (§.64).  Der  Staat 
leistete  keinen  direrten  weiteren  Zuschuss,  wohl  aber  übernahm  er  die  Errichtung  der 
Rentenbanken  (im  Etat  f.  1875  mit  512,000,  in  dem  Etat  f.  1883/84  mit  614.000  M. 
Kosten)  und  die  Garantie  dafür.  Der  Gewinn  un  Zwisclienziusen  f.  d.  Staat  übersteigt 
jene  Kosten. 

Das  Verfahren  bei  der  Umwandlung  und  Ablösung  der  Zehnten 
u.  s.  w.  ist  in  der  Agrarpolitik  nälier  zu  erörtern.  Die  Hauptpuncte  sind  folgende 
(Rau,  §.  163  u.  Volksw.sch.politik  §.  74,  vor.  Aufl.  dieses  Bands  §.  188).  Bei  der 
Umwandlung  des  Zehnten  (Zehntfixirung)  wird  der  durchschnittliche  Roh-  und 
Reinertrag  ans  den  Domänenreclinungeu  fiir  längere  Perioden  berechnet  Nur  der 
Reinertrag,  von  dem  noch  etwas  fiir  die  nunuirhr  zu  erspanmden  Scheunen  u.  s.  w. 
abgeht,  ist  vom  Pflichtigen  zu  vergüten,  wodurcli  si<h  die  Last  für  diesen  bis  um  Vs  und 
mehr  vermindert.  Bei  sofort  oder  binnen  kürzerer  Zeit  ablösbaren  Zehntrenten  werden 
diese  in  Geld  ang«!setzt,  in  anderen  Fällen  ist  die  Ansctznng  in  Producton  (Ge- 
treide) mit  der  Bedingung  der  Zahlbarkeit  in  gewissen  Marktpreisen  —  am  Besten  zu 
einem  Theil  den  Preisen  des  betreffenden  Jahrs,  zum  andern  Theil  langjährigen  Duroh- 
sclmittspreisen  —  vorzuziehen ,  um  den  Werth  der  Zeluitrente  sicherer  für  längere 
Perioden  zu  erhalten. 

Bei  der  völligen  Ablösung  der  Zehnten  u.  s.  w.  geht  die  Umwandlung  in  eine 
Rente  voran.  Diese  Rente  wird  alsdann  nach  dem  vom  Gesetze  zu  bestimmenden  Zins- 
fusse  kapitalisirt.  Die  Aufbrinsrung  dieses  Kapitals  bildet  regelmässig  die  besondere 
Schwierigkeit  für  die  Zehntpfliclitigen.  Sie  ist  gewöhnlich  in  zweckmässiger  Weij««; 
durcli  Gründung  von  Rentenbanken  oder  durcli  Voi-schüsso  des  Stiiats  und  andrer  Fonds 
(Grundentlastungsfonds)  den  Pfliditigen  erleichtert  worden,  wobei  dann  die  Tilgung 
mittelst  einer  Zeitrente  erfolgen  konnte,  welche  eine  bestimmte  Amortisationsquoto 
enthielt  und  den  üblichen  Zinsfnss  doch  nicht  erheblich  überstieg. 

Rau,  A'olksw.sch.polit.  §.  60.  —  Die  bad.  Zehntschuldentilgungskasse  lieh  den 
zehntpflichtigen  Gemeinden  auf  Verlangen  das  Kapital  gegen  einen  Zins-  und  Tilge- 
betrag. Dieser  musste  niinde>tens  1%  Proc.  betragen,  manche  Gemeinden  machten 
sich  aber  zu  einer  jährlichen  Abtragung  von  ^'^,  Vs»  Vjo'  V«  "•  s.  w.  des  Kapitals 
anheischig,  auch  wurde  oft  mehr  irezahlt,  als  die  übernommene  A'erpflichtung  für  ein 
jrewisses  Jahr  betrug,  z.  B.  1S67  u.  1868  29,000  u.  28,000  fl.  mehr.  Die  grösste 
Summe  der  gegt^benen  Darleihen  v.  3,620,000  fl.  im  J.  1848.  Zu  Ende  1S68  waren 
noch  404,405  fl.  ausstehend,  seit  1S74  nichts  mehr.  Das  jährlich  bezahlte  V4  Proc. 
für  A'erwaltungskosten  ergab  bei  der  sparsamen  Verwaltung  und  weil  keine  Verluste 
vorkamen,  einen  üeberschuss  von   114,000  fl.    Die  erforderlichen  Summon  konnten  ganz 
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tos  den  sogen.  Gramdstockägeldern  (S.  533)  .!:f(.nommen  werden.  Ucber^icht  Über  den 
guzen  Zeitraum  ?on  1836—66  in  Yerhaudl.  der  Ständeyersammlung,  2.  K.,  1867,  I, 
145.  (Kaa.)  —  In  Preussoii  zahlt  der  Verpflichtete  bei  der  Ablösung  mittelst 
Rentenbriefen  an  die  Rentenbaukeu  4Va7o  »6  J-  1  Mon.  lang  oder  5"/o  41  J.  1  M. 
lang.  Der  Dom.-Fiscus  erhält  als  Berechtigter  keine  Renttinbriefe ,  bondeni  eutuimuit 
den  an  ihn  in  ders.  Weise  wie  au  die  Rcutcnbanken  ah  zahl.  Renten  4Vn  Zinsen  u. 
tilgt  mit  den  Amortisationsquoteii  unmittelbar  Staatsschuldc^u  in  gleicher  Höhe.  Meit/.eu 
I,  429,  IV,  27ts  Stat.  Jahrb.  III.  74,  IV,  1,  154  (üb.  d.  Ergebnisse  d.  Reuteubauken, 
cb.  S.  152),  IV,  2,  304.  Der  Domänenfiscus  erhielt  z.  B.  fUr  Ablösung  durch  Kapital- 
zahlungen 1871 — 74  zus.  2*498.  f.  Tilguiigsc^uoten  von  Domänenamortis. -Reuten  zus. 
2-745  Mill.  Thlr. 

Der  Empfang  des  Ablösungskapitals  für  die  Grund- 
gefälle (auch  bei  der  Amortisation  in  Form  von  Zeitrenten)  bildet 
eine  Flüssigmachung  eines  Theils  des  Eapitalwertbs  der  Domänen. 
In  finanzieller  Hinsicht  ist  die  betreffende  Einnahme  daher  eine 
ausserordentliche,  fllr  deren  richtige  Verwendung  im  Wesent 
lieben  dieselben  Grundsätze  wie  für  die  Benutzung  des  Staatscredits 
gelten  müssen  (§.  65  ff.).  In  staatsrechtlicher  Beziehung  müssen 
die  Grundsätze  zur  Anwendung  kommen,  welche  für  die  Veräusse- 
mng  der  Domänen  selbst  und  für  die  Verwendung  des  Erlöses 
daraus  gelten. 

Daher  in  Staaten,  wo  die  Domänen  als  Patrimouialgut  der  Dynastie  gelten,  vcr- 
▼ickeltc  Abrechnungsverhältnisse ,  wie  z.  B.  in  Baden.  Wo  der  Erlös  für  verkaufte 
Bom&nen  nach  dem  besteh.  Staatsrecht  z.  Schuldentilgung  dienen  muss,  folgerichtig 
aach  die  gleiche  Verwendung  des  Ablösungskapitals  (Preussen). 

Von  anderen  Berechtigungen  sind  noch  die  ebenfalls  zum  Domänenver- 
mögen gehörenden  Weiderechte  auf  Privatländereien  und  die  Fischereiberech- 
ti gangen  in  Privatgew&ssern  zu  erwähnen.  Die  erstercn  sind  durch  Verpachtung, 
öfters  am  Besten  durch  Verpachtung  an  die  weidepflichtige  Gemeinde,  auszunutzen, 
mttsseu  aber  aus  land-  und  volkswirtlischaftlicben  Gründen  überhaupt  in  unserer  Zeit 
und  in  unseren  Ländern  lieber  abgelöst  werden  (Rau,  Volksw.8ch.poIit.  §.  72,  75, 
Fin.  §.  155.  7or.  Aufl.  dieses  Bauds  §.  189).  Auch  die  Fischereiberochtigungen  werden 
Tcrzeitpachtet. 


Zweiter  Ilaiiptabschuitt. 

Waldungen,  Jagd,  Fischerei. 

Auch  dieser  Gegenstand  gehört  nach  seiner  principiellcn  Seite,  nemlich  hinsicht- 
lich der  Frage  der  Beibehaltung  und  Vermehrung  oder  der  Veräusserung 
der  Staatsforsten  und  der  Frage  nach  dem  richtigen  leitenden  Bewirth- 
schaftungsprincip  der  Forsten  zunächst  in  die  Volkswirthschaftspolitik.  P>  wird 
aber  aus  den  früher  dargelegten  Gründen  doch  auch  in  der  Finanzwissenschaft  be- 
bandelt, nur  weniger  eingehend.  Bei  der  grossen  finanziellen  Bcdeutuuj^  der 
Staatsforsten  gerade  in  Deutschland  ist  diese  Hincinziehung  des  Gegenstandes  in  die 
Finanzwissenschaft  bei  uns  auch  aus  practischen  Gründen  zweckmässig.  Endgiltig  zu 
erledigen  ist  das  Thema  aber  hier  nicht,  was  besonders  von  der  Frage  desBewirth- 
schaflungsprincips  gilt,  um  welche  sich  der  neuere  Streit  in  Theorie  und  Praxis 
Tomemlich  dreht.  Ich  habe  mich  auch  in  dieser  Auflage  im  folgenden  ersten  Ab- 
schnitte im  Wesentlichen  auf  die  Wiedergabe  meiner  eingreifenden  Umarbeitung  der 
Lehre  von  den  Formten  u.  s.  w.  in  der  6.  A.  von  Rau  §.  167 — 190   beschränken  zu 
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köniicu  geglaubt  and  eher  die  Daistellang  zu  kürzen,  als  auszudehnen  gesucht,  am  den 
Erörterungen  in  der  „Volksw.sch.politik**  nicht  mehr  vorzugreifen,  als  es  die  Hinein- 
ziehang  des  Gegenstands  in  die  Fin.wiss.  bedingt.  Mehr  wurde  im  2.  Abschnitte  ver- 
ändert. Aach  Kau,  der  den  Gegenstand  in  d.  Fin.wiss.  g.  137 — 152  behandelt,  hat 
in  §-138  fr.,  143  schon  die  Beibehaltung  der  Staatsforsten  gegen  die  Aogriflfe  der 
Smith'schen  Schule  vertheidigt,  nur  nicht  mit  dem  durchschlagenden  Grande  und 
immer  der  älteren  Schule  gemäss  so.  als  ob  an  sich  das  Privatgrundeigentham  stets 
die  Yermuthung  fUr  sich  habe.  S.  dagegen  Grundleg.  Abth.  2.  bes.  K.-4,  nam.  §.  366. 
Vgl.  Rau,  Volksw.sch.lehre  §.383  tf.,  Volksw  sch.polit  §.  153  £,  Boscher,  Syst.  II, 
B.  3  K.  3.  Helforich  in  Schönberg's  Handb.  d.  pol.  Oek.  I,  Abth,  FoRrtwirth- 
schiift  (mit  grössrer  Lit.übcrs.  S.  711).  Von  den  neueren  forstwissensch.  systemat  u. 
dgl.  Werken  s.  bes.  die  verschiedenen  „Lehrbücher**  von  Albert  (Staatsforstwissen- 
Schaft,  Wien  1875,  Forstverwalt.  München  1883  u.  a  m.),  die  Schriften  von  K.  Gay  er 
Waldbau,  2.  A,  Forstbenutz.  6.  A.,  Berlin  1883,  der  Verf.  nicht  mit  dem  unten 
gen.  Phil.  Geyer  zu  verwechseln.)  K.  Heyer,  Waldbau,  Leipzig  1878,  3.  A. 
von  G.  Hey  er;  letzterer:  Handbuch  der  forstlichen  Statik,  1871,  ders.  Waldwerth- 
berechnung,  3.  A.  Leipz.  1883;  die  unten  S.  576  und  am  Beginn  des  2.  Ab- 
schnitts genannten  Schriften,  von  Pressler,  J  udei  ch  u.  A.  Von  älteren  forstwissen- 
schaftl.  Werken,  z.  Th.  in  neueren  Aufl.  die  von  G.  L.  Hartig,  Pfeil,  Hundes- 
hagen. —  Geschichtliches  u.  Statistisches  über  Forsten:  Bernhardt, 
(lesch.  d.  Waldeigenthums  u.  s.  w.  in  Dcutschl.  Bcrl.  1874-76.  Roth,  Gesch.  d. 
Forst-  u.  Jagdwes.  in  Deutschi.,  Berl.  1879.  Maren,  Wälder  Deutschi.  BerL  1862. 
V.  Hagen,  forstl.  Verhältnisse  Preusscns  2.  A.  Berl.  1867.  Leo,  Forstsut  DeatschL 
u.  Oester.  Ung.,  Berl.  1874.  —  Verwaltungsrecht  vielfach  in  d.  forsttechn.  und 
Statist  Liter,  berührt.  S.  sonst  f.  Preussen  v.  KOnne  Dom.-,  Forst-  u.  Jagdwesen 
Pr.  s.  S.  579  ff.,  preuss.  Staatsrecht  (nach  3.  A.)  II.  2,  S.  332  ff.  üeber  Baiern, 
Pftzl,  Verw.r.,  3.  A.  S  528  ff.,  auch  391  ff.  üeber  Würtemb.  Riecke  a.  a.  0., 
S.  183  u.  „D.  forstl.  Vcrh.  W.s*'  1880.  Ueber  Baden  Kegenauer  S.  340  fl. 
Ueber  West- Oester r.  Blonski  I,  165  fl.,  175  ff.  üeber  Frankr.  Hock,  S.  223  ff. 
Kaufmann.  S.  574  ff. 

§.  235.  Einleitung.  Wälder  in  bedeutendem  Umfange  sind  in 
europäischen  Ländern  seit  Alters  ein  Bestandtheil  des  Domaniams 
und  haben  sich  als  solcher  mehr  als  Feldgüter  erhalten,  so  dass  der 
Staatsforst  noch  jetzt  einen  in  der  Regel  ziemlich  erheblichen  Theil  der 
ganzen  Waldfläche  beträgt.  War  es  früher  vornemlich  das  Interesse 
der  Jagd,  so  später  immer  mehr  das  der  Holznutzung,  welches 
nach  der  finanziellen  wie  nach  der  volkswirthschaftlichen 
Seite  für  die  Erhaltung  dieses  Staatswaldbesitzes  und  für  dessen 
Bewirths  chaftungsart  majjsgebend  war.  Erst  in  neuerer  Zeit 
hat  man  die  allgemeinen  Gründe  gegen  privatwirthschaftliche 
Thätigkeiten  des  Staats  und  gegen  jeden  Domänenbesitz  auch  in 
Betreff  der  Staatswaldungen  geltend  gemacht.  Indessen  liegt  die 
Frage  hinsichtlich  der  letzteren  doch  selbst  vom  Productions- 
standpuncte  aus  manchfach  anders  als  hinsichtlich  der  Feldgttter, 
Bergwerke,  Fabriken  u.  s.  w.,  so  dass  sie  eine  genauere  Prüfung 
erheischt.  Von  dem  Ergebniss  dieser  Prüfung  hängt  die  Antwort 
auf  die  Frage  der  richtigen  Bewirthschaftungsart  mit  ab. 
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1.  Abschnitt. 
Beibehaltung  oder  Yeräusserung  der  Staat sforsteu. 

I.  —  §.  236.  Das  Vorhandensein  von  Staatsforsten 
in  den  modernen  Staaten  und  seine  Gründe.  Es  ist 
offenbar  keine  blosse  historische  ZuiUlligkeit ,  dass  sich  in  vielen 
europäischen  und  namentlich  in  allen  deutschen  Staaten  ein 
grosser  Betrag  Waldungen  bis  auf  den  heutigen  Tag  im 
Eigenthum  des  Staats  erhalten  hat,  auch  da,  wo  der  Staat 
nur  wenig  FeldgUter  mehr  besitzt.  Diese  Thatsache  ist  vieiraehr 
sehr  wohl  zu  erklären  und  dient  selbst  wieder  der  ferneren  Bei- 
behaltung der  Staatswaldungen  zur  Rechtfertigung. 

lo  Deutschland  (Deutsches  Reich)  ist  eiu  Drittel  des  plauzen  Waldbestands 
noch  im  Staatseigentham ,  über  die  Hälfte  gehört  dem  Staate,  den  Gemeinden,  Stif- 
tungen u.  s.  w,  zus.,  ncmlich  nach  Maron*s  Forststatist.  ?.  50*51  Mill.  Morgen  17'dS 
dem  Staate,  9*08  den  Gemeinden,  0*67  Kirchen  u.  Instituten,  23*37  Mill.  M.  den  Pri- 
▼aten.  Für  1873—74  wird  die  Staats  waldfläche  im  D.  Reiche  zu  4,456,948  Ilect. 
oder  8'24Vo  d-  Landesfläche  angegeben.  Forstl.  Blätter,  1875,  S.  322.  In  den  ein- 
zelnen Staaten  und  den  einzelnen  Provinzen  der  grösseren  Staaten  ist  der  Staatsbesitz 
an  Wald  manchfach  verschieden.  In  Preussen  ist  der  Staatsfoi*ät  von  der  ganzen 
Gebietsfläche  u.  von  der  Waldfläche  bez.  6*87  u.  307y,  Baiern  12  40  u.  36,  Würtem- 
berg  9*77  u.  33,  Baden  5*67  u.  18,  Sachsen  ll'OS  u.  34,  Elsass-Lothringen 
9-44'*/o  der  Gebietsfläche,  in  den  kleinen  Staaten  vielfach  12—16-20—24  Procent 
der  Gebietsfläche  u.  40—50—60—80—90  u.  mehr  von  der  Waldfläche  (z.  Th.  nach 
Leo,  Forststat  S.  1 — 27).  Am  Orössten  ist  in  Preussen  der  Antheil  des  Staats  an 
den  Waldungen  im  Ganzen  im  Osten  (R.-B.  Gumbinnen  z.  B.  68  7u)<  ^^^^  ^^^  manchen 
Ausnahmen  (R.-B.  Posen  bloss  14,  COslin  15,  Liegnitz  47o)«  kleiner  ist  im  Allgemeinen 
der  Staatswald  in  den  westl.  Provinzen  (Max;  nach  R.-B.  25  u.  26  7o  i"  Trier  und 
Aachen,  Coblenz  u.  Cöln  10,  Arnsberg  6,  Münster  2**/yV,  in  d.  neuen  Prov.  487o  i» 
lUnnover,  38  in  Schlesw.-Holst.,  57  in  Cassel,  24  in  Wiesbaden.  Der  Et.  f.  1883/84 
weist  2,646,059  ha.  Staatswald  nach  (ausser  4680  ha.  „gemeinsch.  Wälder'*);  davon 
2,373,514  ha.  zur  Holzzucht  bestimmt,  272,545  nicht  dazu  bestimmt.  Von  der  Ge- 
«ammtfläche  des  Staatsforst  sind  112,739  ha.  unnutzbar  als  Wego,  Gcstellu,  Sümpfe, 
Wasserstücko.  S.  v.  Hagen,  forstliche  V'erhältn.  d.  preuss.  Staats,  Berl.  1867,  S.  6, 
98,  Anh.  IL  S.  39.  Meitzen,  Preussrns  Boden  IV.  553:  Statist.  Jahrb.  III,  98, 
101,  144,  eb.  IV,  1,  S.  200,  Leo,  S.  5.  Baiern  um  1868  (Leo  S.  11)  938,-200  ha. 
Staatswald  (incl.  18,398  ha.  auf  österr.  Gebiet).  Min.  in  %  der  Waldfläche  in  Nieder- 
baiern  19,  Schwaben  31;  Max.  in  Obcrbaiern  45,  Pfalz  51 V«;  von  der  ganzen  Fläche 
d.  Staatswalds  z.  Hclzzucht  bestimmt  843,571  ha.  —  Sachsen  um  1868  160,655  ha. 
Staatswald.  —  Würtemb.  1S80  192,236  Ua.  Staats wnld,  jetzt  32-2X  der  Waldfläche 
des  Staatsgebiets.  —  Baden  um  1S70  91,319  ha.  Sfaatswald.  —  Hessen  um  1870 
67,896  ha.,  28 Vo  der  Waldtiäche.  —  Mecklenb.-Nch wer.  115-321  ha  (JP/o).  — 
Braunschw.  80.704  ha.  (70Vo^-  ^^  ^^^^  thüring.  u.  and.  Kleinstaaten  (Anhalt, 
Lippe-Detmold,  Waldeck  u.  s.  w.)  gehört  von  dem  reichen  Waldbestand  meist  Va — */.i 
u.  mehr  dem  Staate.  —  0  esterreich  JS68:  3*94  Mill.  ha.  Staatswald,  21 V^  der 
Waldfläche.  West  Österreich  allein  1870  716,000  ha.,  1880  643,217  ha.  Waldfläche 
unter  der  Forstverwaltung  des  Staats.  —  Frankreich  Slaatswälder  1869  1,085,565  ha., 
1872  998,510ha.  (Abnahme  durch  Ausscheid.  Kls.-Lothr.s).  —  Belgien  1840 
34,810  Hect  —  Europäisches  Russland  c.  123  Mill.  Dessjiit.  (zu  1039  Hect.) 
oder  69^0  <lor  Waldfläche,  nach  Tengoborski  (ges.  Waldfläche,  nach  Büschen 
172  Mill.  Dessj.).  —  Grossbritannien  c.  60,000  Acres  (zu  0*405  Hect.)  Stnatsforst, 
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Der  Waldbau  oder   die   Forstwirthschaft   stellt   im  Vergleich 

zum  Feldbau  eine  sehr  extensive  Benutzung  des  Bodens  dar. 

Der   Factor  Natur  behauptet   dort   vor   den  Factoren  Arbeit  und 
Kapital  einen  nachhaltigen  Vorrang  verglichen  mit  der  Landwirth- 

schai't,    und    zwar  in    ähnlichem,    wenn    auch    nicht  in   gleichem 

Masse    noch    auf  hohen    Stufen    der    Volkswirthschaft    wie    auf 
niedrigen. 

« 

Vgl.  Kau,  Volkswirthschaftsl.,  S.  A.,  §.  385  iL,  Volkswirthschaf'tspol.,  §.  153  ff. 
und  die  dort  angez.  Liter.  —  Koscher,  Auäicht.  d.  Volkswirthsch.,  uat-Okon.  Hanpt- 
princ.  d.  Forstwisseuscb.,  bes.  8.  88  ü'..  ders.  System  II,  §.  183  if.  Im  Allgemeiuen 
Wagner.  Grundlog.,  §.  337,  336  u.  Abth.  2,  K.  4. 

Daraus  folgt  zunächst,  dass  die  specifischen  wirthschaftlicbeD 
Gründe,  welche  den  Uebergang  des  Bodens  aus  dem  Gemein- 
eigenthum  in  das  Privateigenthura  im  allgemeinen  Prodactions- 
Interesse  ökonomisch  zweckmässig  machen,  socialpolitisch  recht- 
fertigen und  historisch  erklären,  nemlich  das  Erforderniss 
intensiverer  Bodenbestellung,  beim  Waldbau  theils 
gar  nicht,  theils  nur  in  viel  geringerem  Grade  ob- 
walten. Sodann  folgt  daraus  weiter,  dass  die  specifischen 
Nachtheile  des  Staatsbetriebs  im  Forstwesen  bei  Weitem  nicht 
in  demselben  Maasse  wie  im  Ackerbau  und  in  anderen  priyat- 
wirthschaftlichen  Thätigkeiten  hervortreten. 

Der  Staatswaldbesitz  ist  die  wichtigste  Art  des  bestehen  ge- 
bliebenen Gemeineigenthums  an  Wald,  woneben  Gemeinde-  und 
Corporationswaldbesitz  noch  in  bedeutendem  Umfange  vorzukommen 
pflegt,  der  sich  ähnlich  erklären  und  rechtfertigen  lässt  wie  jener. 
Es  liegen  keine  solchen  Gründe  des  Productionsinteresses  vor,  das 
eigentliche  Privateigenthum  am  Waldboden  ebenso  einzuführen,  wie 
am  Feldboden,  wohl  aber  sprechen  manche  erhebliche  Gründe 
dieser  Art  dagegen.  Ausserdem  gelten  die  manchfachen  Gründe 
des  volkswirthschaftlichen  Vertheilungs  -  und  des  socialpolitischen 
Interesses,  welche  gegen  Privatgrundeigenthum  überhaupt  anzu- 
führen sind,  noch  mehr  gegen  privates  Wald  eigenthum. 

Der  Staatswraldbesitz  ist  geschichtlich  z.  Th.  durch  die  sogen.  Inforestiran^ 
der  bisher  der  Gemeinnutzung  unterstehenden  Wälder  entstanden;  es  bildete  tdch  also 
ein  Eigenthum  des  Staats  an  den  Wäldern  der  Markgenossenschaft  u.  s.  w.,  das  aber 
als  Staats  eigenthum  eben  doch  w^ieder  (iemeineigenthuni  genannt  werden  muss.  Vgl. 
Koscher  II,  §.  191.  Wagner,  (irundleg.  I,  §.  337.  S.  im  Allg.  Bernhardt, 
Gesch.  d.  Waldeigeuth.  v.  Maurer,  Dorf?eiiass.,  I,  231  tf.  —  Ueber  die  Principicu- 
Irage  Gruudleg.,  2.  Abth.,  K.  4,  bes.  ^.  340—846,  366. 

Die  dem  Staats-  und  überhaupt  dem  öffentlichen  Waldbesitz  günstige  An- 
sicht bleibt  bestehen,  auch  wenn  manche  Gründe,  mit  denen  die  Anhänger  derStaats- 
forston  für  die  Beibehaltung  der  letzteren  kämpfen,  aufgegeben  oder  in  ihrer  Trag- 
weite sehr  eingeschränkt  werden  müssen,  umgekehrt  aUo  insoferne  die  Beweisführ- 
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ong  der  Gegner  der  Staatswaldungen  zu  billigen  ist.  Diese  Gegner  halten  nur  mit 
Unrecht  durch  Widerlegung  einiger  unsticbhaltigcr  oder  nicht  den  Ausschlag  gebender 
Argumente  zu  Gunsten  der  Staatswäldcr  die  ganze  Frage  für  abgethan.  Kinem  aprio- 
rischen Axiom  zu  Liebe  fallt  dann  das  Verdict  gegen  den  Staatsforstbesitz  aus,  ohne 
fieachtnng  des  geschichtlichen  Entwicklungsgangs  und  dessen  innerer  ökonomischer 
Berechtigung  und  ohne  Rücksicht  auf  die  sonstigen  durchschlagenden  (iründe,  welche 
für  die  Beibehaltung  der  Staatswaldungen  anzuführen  sind. 

IL  —  %,  237.  Die  Gründe  für  und  wider  die  Beibe- 
haltung oder  Veränssernng  der  Staatsforsten  lassen  sieh  in 
folgender  Weise  darstellen. 

Vgl.  über  d.  Stroitfr.  die  forstl.  Liter,  im  Allg.  bei  Rau,  Volkswirthschaftsl. 
§.  383,  Volkswirthschaftspol.»  §.  153.  —  Eine  ziemlich  vollständ.  Uebersicht  der  ein- 
schläg.  Literatur  giebt  Leo,  über  d.  Beibehalt,  oder  Vcräusser.  d.  Staatswaldungen, 
Stottg.  1870  (3.  Supplem.  H.  z.  Baur's  Monatsschr.  für  Forst-  u.  Jagdwes.)  S.  19  ff. 
Unter  den  Gegnern  der  Staatswälder,  zu  denen  begreiflich  vielfach  die  radicaleren 
Smithianer  unter  den  Nationalökonomen,  wie  A.  Smith  selbst,  gehören,  vgl.  besonders 
Trunk,  neuer  Plan  d.  allgem.  Revolut.  in  d.  bisher.  Forstökonomieverwaltung,  1802. 
T.  Hazzi,  acht  Ans.  d.  Wald.  u.  Forste,  üb.  d.  Gemeiuschädl.  d.  Staatsforste,  1805. 
Pfeil,  Grands,  d.  Forstwirt hsch.  in  Bezug  auf  Nationalök.  und  Staatsfinanzwiss.  1822, 
I,  324,  womit  aber  zu  vergleichen  II,  19,  37.  Lotz,  Ilandb.  III,  134.  Neuerdings 
bes.  Bergius,  im  Archiv  d.  Landeskunde  d.  preuss.  Mon.  Is56  (gegen  ihn  Wiese 
in  Wilda,  landwirthsch.  Centralblatt,  1859,  Suppl.  S.  107);  ders.  F^nanzwisscnschaft, 
S.  183  ff.  (unbedingt  für  Yeräusserung ,  z.  Th.  auch  fUr  Abholzen,  nach  Krug, 
aber  ohne  den  klimat.  Gesichtspunct  auch  nur  zu  erwähnen).  Unter  Forstmännern 
sind  die  Stimmen  für  Yeräusscrung  der  Staatswälder  begreiflich  selten,  doch  nennt 
Leo,  Forststat  S.  25.  noch  2  neuere  Aufs.,  bes.  in  Bez.  auf  Oest.-Ung.  (von  v.  Berg, 
MoD.8chr.  f.  Forst-  u.  Jagdwcs.  1S70  u.  ein  Aufs,  in  Heyer's  allg.  Forst-  u.  Jagd- 
zdtang,  1871).  —  Viel  grösser  ist  die  Zahl  der  Anhänger  der  Staatswälder  und 
ihre  Grtlnde  viel  gewichtiger.  S.  bes.  Hundeshagen.  Encykl.  II,  744  ff.  d.  1.  A. 
n.  d.  dort  angef.  Schriften;  dess.  Forstpoliz.  S.  44  ff.  v.  Jacob,  Fin.  I,  §.  225, 
239.  Behr,  Wirthsch.  d.  Staats.  S.  61.  Krause,  Nat.-  u.  Staatsökon.,  I,  108. 
Schenk,  Volkswirthschaftspflege  §.  182^  Male  hu  s,  Fin.  I,  §.  15.  —  Vgl.  aus  der 
neueren  Lit  u.  A.  selbst  weitgehende  Freihändler,  wie  Rentzsch,  d.  Wald  i. Haush. 
d.  Natur  n.  d.  Yolkswirthsch.,  1862;  ders.  Staat  und  Volkswirthsch  ,  S.  200  und  die 
Artikel  Staatswaldungen,  Forstwirthsch.  in  dess.  Handwörterb.  d.  Volkswirthschaftsl. 
Contzen,  forstl.  Zeitfragon,  2.  A.,  Berl.  1872.  Heiss,  Wald  u.  Gesetzgebung.  Berl. 
1875.  Die  meisten  neueren  Forst  Schriftsteller  sind  energische  Freunde  des 
Staatswaldä,  sie  betonen  vor  Allem  das  klimatologische  Moment  Beachtenswerthe, 
aber  einseitige  Gegnerschaft  gegen  diese  Auffassung:  Ph.  Geyer,  d.  Wald  im  nat. 
Wirthsch.Ieben,  Leipz.  1879.  Vgl.  über  d.  klimatol.  Seite  ausser  den  fachwissensch. 
Werken  die  mehr  populär  gehaltene  Schrift  v.  v.  Liburnau,  Wald,  Kliman.  Wasser, 
Mönchen  1878.  Gräger,  Sonnenschein  u.  Regen,  Weim.  1870.  Bes.  Ebermayer, 
physic.  Einwirk.  d.  Waldes  auf  Licht  u.  Boden  u.  s.  klim.  u.  hygien.  Bedeutung. 
Aschaffenb.  1873.  Uelferich  im  Schönberg Vhen  Handb.  S.  714  ff.  —  Von  den 
neueren  Finanzschriftstellern  ist  Umpfenbach,  §.  136 — 143,  für  dermal- 
einstige Veränssernng  der  Staatswälder,  wenn  der  Privatbetrieb  überlegen  sein  wird, 
event  für  Belegung  der  Privatwälder  mit  dem  Forstbann;  Pfeiffer,  I,  125  ff.,  ist 
aus  Rücksicht  auf  d.  Klima,  nicht  aus  dem  cameralist  Gesichtspunct  fUr  Erhaltung 
der  Wälder,  aber  für  den  Ucbergang  an  Private  unter  weitgehender  Staatsoberaufsicht, 
mit  Verbot  des  Abstockens  der  verkauften  Fläche,  —  doch  alles  immer  unnöth.  Zu- 
geständnisse gegen  das  falsche  Dogma  von  der  absoluten  Supcrioritat  des  Privatbe- 
triebs über  den  Staatsbetrieb.  Durchaus  richtig  ist  die  Behandlung  St  ein 's.  1.  A., 
S.  125,  2.  A.  168,  Dogmengeschiohtliches,  8.  172  ff.  Vgl.  auch  noch  v.  Scheel  z. 
Waldschutzfrage,  Forstl.  Blätter  1876,  S.  381  ff.,  der  in  der  ihm  eigenen  prägnanten 
Karze  die  Bedeutung  des  Walds  treffend  darlegt  Er  hebt,  abweichend  von  mir, 
zuerst  hervor,  dasi  „der  Wald  die  einzige  beständige  und  mit  menschlichem  Willen 
unrersiegbare  Quelle  von  Bau-  u.  Brennmaterial  sei.**    Die  anderen  Puncto,  derent- 
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wegen  der  Wald  wichtig,  scheinen  mir  dock  noch  bedeotsamer.  Bernhardt,  z. 
Geschichte  der  Staatsforstwirthschaftslehre  im  19.  Jahrhundert,  ForstL  Blätter  187S. 
S.  161  ff. 

A.  Falsche  oder  doch  unznreichende  Gründe  für  die 
Beibehaltang  der  Staatsforsten, 

B.  Richtige  Gründe  dafür, 

C.  Die  Gegen  gründe. 

A.  Als  ein  falscher  oder  mindestens  unzureichender 
Grund  für  den  Staat swald besitz  muss  der  ,,cameralisti8che'' 
bezeichnet  werden,  mit  welchem  bis  in  die  neueste  Zeit  in  der 
Regel  in  der  Wissenschaft  und  in  der  Praxis  der  Staatsverwal- 
tung sowie  von  den  meisten  Forstmännern  fast  allein  zu  Gunsten 
der  Beibehaltung  der  Staatsforsten  argumentirt  wurde:  die  Furcht 
vor  zu  weit  gehender  Abholzung  der  ins  Privateigen- 
thum  übergegangenen  Wälder  und  vor  schlechter,  nicht 
auf  genügende  Nachhaltigkeit  des  Ertrags  sehender 
Forstwirthschaft  der  Privaten. 

Daraus  entstehe  sofort  oder  in  Bälde  ein  absoluter  Holzmangel  im  Lande, 
der  sich  für  lange  Zeit  oder  überhaupt  nicht  mehr  gut  machen  lasse,  mindestens  aber 
ein  relativer  Holzmangel,  der  sich  in  einer  Vertheuerang  der  Holzproducte 
für  die  Industrie  und  für  die  Privathaushaltungen  empfindlich  fühlbar  mache  ond 
einen  grossen  Uebelstand  der  Volkswirthschaft  darstelle.  Um  jenen  Holzmangel  zu 
vermeiden  und  womöglich  auch  durch  eine  geordnete,  die  Zukunft  bedenkende  Forst- 
wirthschaft das  Holz  billig  im  Preise  zu  erhalten,  sei  der  Staatswaldbesitz  wenn  nicht 
das  einzige,  so  doch  das  bo^te  Mittel.  £r  dürfe  um  so  wenij^er  verringert  oder  gar 
aufgegeben  werden,  je  geringer  überhaupt  der  Wald)>estaud  eines  Landes  und  je  mehr 
Wald  bereits  im  Privatbesitz  sei.  Diese  „Furcht  vor  Holzmangcl**  ist  durchaus  das  Haupt- 
argument  der  älteren  Anhänger  der  Staatsforeten ,  vergl.  auch  Malchus  L  §.  15: 
auch  für  Rau  in  Volkswirthschaftspolitik,  §.  153  fl".  u.  Fin.  5.  A.  §.  140,  §.  143 
Nr.  4  ist  dieser  Gesiclitspunct  doch  im  Ganzen  der  hütende.  Gegen  dieses  Argument 
ist  die  Polemik  von  Krug  u.  Herjrius  (Fin.  186)  zutreffend,  aber  auch  nur  gegen 
dieses  allein. 

Diese  Ansicht  ist  einer  ganz  berechtigten  Reaction  zn  Gunsten 
der  Wälder  entsprungen,  welche  nach  langen  Devastirungen  und 
auf  Grund  der  abschreckenden  Beispiele  mancher  Länder  z.  Th. 
schon  seit  dem  16.  und  17.,  namentlich  aber  seit  dem  vorigen 
Jahrhundert  eingetreten  ist.    Aber  sie  überschiesst  das  Ziel. 

1.  £inmal  verallgemeinert  sie  zu  sehr  und  sucht  zu 
viel  zu  beweisen. 

Notorisch  bestehen  überall  neben  den  Staatsforsten  Privatforsten,  die  aach  ohne 
staatliches  Verbot  nicht  devastirt  oder  ganz  abgeholzt  werden.  Die  Gegner  der  Staats- 
forsten haben  darauf  oft  hingewiesen,  Beispiele  angeführt,  dass  die  verkauften  Wälder 
des  Staats  nicht  verwüstet,  sondern  nur  zweckmässiger,  billiger  und  rentabler  bewirth- 
schaftet  wurden  —  wie  z.  B.  Lafitte  in  einer  von  Kau  §.  138  Note  a  n.  in  vor. 
Aufl.  dieses  Bands  S.  4H9  citirten  Parl.rede  ausfuhrt  —  nnd  mit  mehr  oder  weniger 
(irund  die  regelmässigen  Uebelständc  des  Privatwirthschaftsbetriebfl  des  Staats  auch 
im  Forstbetrieb  desselben  nachzuwcis<-n  gesucht.    Die  Anhänger  der  Staatsforsten  haben 
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oftmals  zu  wenig  unterschieden,  den  Wald  um  jeden  Preis  und  Überall  erhalten  wollen 
und  sich  gerade  dadurch  manche  Vorwürfe  zugezogen,  dass  sie  sich  in  ihren  An- 
forderungen  nicht  beschränkten  und  das  BcdUrfniss  eines  fortschreitenden  ^Anbaus  zu 
wenig  berücksichtigten. 

Neuere  Forstmänner  unterscheiden  daher  ganz  richtig,  ob  die  Wälder  als  Schutz- 
oder als  ErwerbswälUer  beibehalten,  oder  als  Luxuswälder  auch  vom  Staate  ver- 
kauft und  dann  event.  abgeholzt  werden  sollen.  S.  z.  B.  Leo  in  s.  Forstl.  Blättern, 
1875,  S.  324.  Dabei  ist  freilich  der  Begriff  des  ,3chutzwalds'*,  bes.  nach  der  schwier, 
klimatol.  Seite  wieder  der  Streitpunct,  allgemein  und  vollends  im  concreten  Fall  (Streit 
ia  Betr.  d.  Wiener  Walds,  als  d.  Ost.  Regierung  davon  3000  ha.  in  1870  veräussem 
wollte). 

2.  Die  obige  Vertheidignng  der  Staatsforsten  ist  aber  auch 
prineipiell  falsch.  Wird  wirklich  das  ersehnte  Ziel  erreicht, 
d.  h.  ein  grosser  Holzbestand  und  ein  billiger  Preis  des  Holzes 
erhalten,  so  ist  die  Folge  davon  ein  unrichtiges  Verhältniss 
des  Holzpreises  zu  den  Preisen  anderer  Boden- 
producte. 

Vgl.  Bergius  S.  187.  Ein  zu  niedriger  Holzpreis  ist  aber  kein  Vor- 
theil,  ein  Steigen  des  Holzpreises  kein  unbedingter  Nachtheil  für  die  Volks- 
wirthschaft.  Dieses  Steigen  bildet  vielmehr  das  sicherste  und  wirthschaftlich  richtige 
Präservativ  gegen  Holzmangel  überhaupt  wie  gegen  Mangel  bestimmter  einzelner 
Holzarten.  Denn  es  führt,  besonders  was  Brennholz  anlangt,  zu  grösserer  Sparsamkeit 
im  Verbrauch  von  Holz,  zu  Holz  ersparenden  oder  ganz  ersetzenden  Erfindungen,  und 
es  giebt,  besonders  auch  was  Nutzholz  anlangt,  die  Anregung  zum  Anbau  und  zu 
geordneter  Waldcnltur  und  macht  letztere  erst,  verglichen  mit  der  Cultur  anderer 
Bodenerzeugnisse,  privat  wirthschaftlich  rentabel.  Erst  bei  einem  gewissen 
Preise  des  Holzes  lohnt  es  auf  den  höheren  Stufen  der  Volkswirthschaft  für  den 
Privaten,  Waldbau  zu  betreiben.  Die  Behauptung  der  Staatsforstwirthe ,  dass  die 
Privatforst wirthschaft  selten  eine  gute  und  conservirende  sei,  ist  daher  zwar  thatsäch- 
lieh  öfters  richtig.  Aber  es  wird  dabei  übersehen,  dass  der  durch  das  Staatsforst- 
wesen und  durch  zu  umfangreiche  Waldconservirung  künstlich  niedrig  gehaltene  Holz- 
preis hiervon  mit  die  Ursache,  vielleicht  die  Hauptursacho  sein  kann.  Denn  gerade 
deswegen  kommt  das  Bestreben  leichter  auf,  durch  Massenhieb  und  Abholzung  rasch 
Geld  zu  machen  und  den  bisherigen  Waldboden  mit  grösserem  Vortheil  für  andere 
Zwecke  zu  verwenden.  Es  ist  nicht  zu  leugnen,  dass  die  Verwaltung  der  Staatsforsteu 
und  auch  die  staatliche  Forstpolitik  gegenüber  den  Privatwaldungen  vielfach  zu  sehr 
von  dieser  falschen  Angst  vor  Holzmangel  geleitet  worden  ist.  Damit  lässt  sich  weder 
die  möglichste  Erhaltung  der  Wälder  an  sich  noch  die  Beibehaltung  des  Staatseigcn- 
thums  an  einem  grösseren  Theile  derselben  genügend  begründen.  Fa«st  man  den 
Wald  überhaupt  nur  als  die  Quelle  der  Versorgung  eines  Landes  mit  Hoiz  auf,  so 
giebt  es  keinen  Grund,  den  Waldboden  anders  als  sonstigen  Boden  zu  behandeln. 
Es  ist  nicht  zu  besorj^en,  dass  es  an  Holz  zu  den  verschiedenen  Verwendungen  fehlen 
werde.  Selbst  auf  genügende  Einfuhr  aus  dem  Auslande  ist  wenigstens  heutezutage 
bei  dem  hochentwickelten  Gommunicationswesen  sogar  bei  einem  so  voluminösen 
Artikel  geringen  spccifischen  Werths  wie  Holz  zu  rechnen,  wenn  nur  der  Preis  hin- 
l&nglich  hoch  steht,  wie  England  zeigt  Diese  Lage  der  Dinge  bat  aber  keine  be- 
sonderen Nachtheile,  denn  sie  beweist,  dass  es  sich  mehr  lohne,  im  Inlande  andere 
Bodenproducte  statt  des  Holzes  zu  bauen.  Dieses  Interesse  des  Einzelwinhschafters 
widerstreitet  unter  der  gegebenen  Voraussetzung  nicht  dem  volkswirthschafUichen. 
Treffend  charactcrisirt  das  Falsche  der  unbedingt  conservativen  Forstpolitik  Hock, 
Finanzverw.  Frankreichs  S.  223:  die  französ.  Gesetzgebung  sei  geleitet  vom  Geiste  der 
Bevormundung  und  des  Staatsschutzes.  Sie  „behandelt  das  Holz  nicht  wie  ein  Glied 
in  der  grossen  Reihe  der  Guter,  mit  denen  die  Vorsehung  den  irdischen  Wohnsitz  des 
Menschen  ausgestattet  hat,  wechselnd  in  seinem  Wertli  wie  alle  anderen  und  bestimmt, 
verbraucht,  vertauscht,  umgestaltet  zu  werden,  wie  es  eben  das  Bedürfniss  und  das 
Interesse  fordern,  sondern  sie  behütet  den  vegetabil.  Brennstoff  vor  der  Verfügung  des 
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Eigenthtlmcrs  wie  vor  den  Eingriffen  der  Fremden,  damit  er  im  Grundstock  unFersebrt 
der  Zukunft  und  jenen  bevor/.ugten  Männern  vorbehalten  bleibe,  von  denen  der  Gesetz- 
geber voraussetzt,  dass  sie  allein  den  rechten  Gebrauch  davon  machen  werden.*^  Adin- 
lieh  warnt  Rcuning,  Beitr.  z.  Frage  über  d.  Grundprinc.  d.  Waldbaus,  1871,  S.  22, 
vor  Debcrtreibnngen  in  Bezug  auf  die  Nachhaltigkcit  des  Waldbetricbs.  Vgl.  auch 
Ph.  Geyer,  d.  Wald,  bes.  d.  Kritik  d.  tinanz.  Ergebnisse  der  deutschen  Staatsforst- 
Verwaltungen  S.  243  tf.  — 

Insofern  scheint  mir  auch  die  Tendenz  der  Schriften  von  Pressler^s  richtig, 
s.  bes.  dess.  Waldbau  des  Nationalökonomen,  Drcsd.  1865  n.  darüber  Helferich, 
Art.  Waldrente  in  d.  Tüb.  Ztschr.  1867  (ÄXIII,  1  ff.).  Auch  Pressler,  Haoptlehr. 
d.  Forstbetriebs  u.  seine  Einrichtung  im  Geiste  der  Reinertragsschule,  3.  A.,  1872: 
ders.  in  d.  Forstl.  Blättern  1876,  S.  16  ff.,  mit  einer  bemerkenswerthen  Mitdieilang 
aus  Norwegen;  ders.,  d.  Hochwaldsideal  (1.  Hälfte  der  Hauptlehren  d.  Foistbctriel» 
u.  s.  w.),  3.  A.  Lpz.  1872,  Forstfinanzrechnung  (2.  Hälfte  dess.  Buchs),  Lpz.  1871. 
Judeich,  Forstein  rieht.,  Dresd.  1871.    Vgl.  auch  Reuning  a.  a.  0. 

Man  kann  demDach  die  Beibehaltung  der  Staats  forsten 
als  Mittel  znr  Conservirung  derWälder  ansderFnreht 
vor  Holzmangel  und  vor  üebertheuerung  des  Holzes 
nicht  genügend  begründen ,  weil  diese  Conservirung,  vollends 
in  dem  jetzigen  Umfang,  zu  diesem  Zwecke  nicht  geboten  ist. 

Die  Interessen  einzelner  Landcstheile ,  in  denen  sich  zufällig  Staatsforsten  be- 
iluden ,  können  noch  weniger  in  der  Frage  zu  Gunsten  der  Beibehaltung  entscheiden. 
Denn  das  Institut  der  Staatsforsten,  als  Präservativ  gegen  Holzmangel  und  hohe  Holz- 
preise  betrachtet,  würde  dann  den  einzelnen  Gegenden  dos  Staatsgebiets  in  sehr 
ungleichem  Maasse  zu  Gute  kommen,  vollends  solange  als,  der  Wirklichkeit  entsprechend, 
der  Staatsforstbesitz  sehr  verschieden  in  den  einzelnen  Landestheilcn  ist. 

§.  238.  —  B.  Als  richtige  und  den  Ausschlag  gebende 
Gründe  für  die  Beibehaltung  der  Staatsforsten  er- 
scheinen dagegen  die  folgenden,  von  denen  der  erste  der  wich- 
tigste ist: 

S.  bes.  Leo,  a.  a.  0.  S.  6.')  ff.  Kau,  I,  §.  385,  II,  g.  157.  Boscher,  II, 
§.  192.  Reuning,  S.  20.  Die  o.  S.  573  genannten  Schriften  v.  Gräger,  Eber- 
maycr,  Liburnau,  anders  die  skeptische  Polemik  gegen  Ebermayer  v.  Ph.  Geyer, 
AVald,  S.  211  ff.,  der  ich  gleichwohl  hier  keine  Concession  machen  zu  müssen  glaubte, 
wobei  ic)i  micli  freilich  durchaus  auf  die  forstwisscnsch.  Autoritäten  allein  stützen 
muss.  S.  auch  Grunert,  Waldschutzfrage  u.  deren  Behandl.  auf  dem  Wege  Internat 
Congr.  Forstl.  Blätter  1873,  S.  97  ff.  Scheel,  a.  a.  0.  S.  382.  Mehrfach,  bes.  f. 
d.  allgcm.  volkswirthsch.  Bedcut.  d.  Wälder,  s.  auch  Helfe  rieh  in  s.  2  Art.  Wald- 
rente, Tüb.  Ztschr.  1867  u.  1871,  u.  s.  Abh.  in  Schön berg's  Handb.,  bes.  S.  744,  746. 

1.  Die  Conservirung  der  Wälder  ist  jest  in  unseren 
Ländern,  wo  der  Waldbestand  doch  im  Laufe  der  Zeit  ohnehin 
stark  vermindert  ist,  im  Allgemeinen  geboten,  nicht  ans  den 
im  vorigen  §.  angegebenen  Grtlnden,  sondern  aus  den  wichtigsten 
Rücksichten  auf  den  grossen  Einfluss  des  Waldes  auf  das 
Klima  und  dadurch  direct  und  indirect,  sowie  auch  abgesehen 
davon  noch  sonst,  auf  die  Volkswirthscbaft  eines  Landes  im  All- 
gemeinen. 

Namentlich  bewirkt  dor  Wald  eine  gleichmässigere  Vertheilung  der 
Feuchtigkeit    durch    das   ganze   Jahr,  auch   wenn   es   fraglich   ist,  ob  er  die 
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absolote  Kegenmengc  im  Jalire  vennclirc.  Nach  Dove  hat  das  planlose  Ausroden  der 
W&lder  einen  nachtheiligen  Einfluss  auf  die  Yertheilang  des'  Regens  über  das 
Jahr.  Die  örtlichen  Niederschläge  werden  in  waldlosen  Gegenden  mehr  anf  liestimmte 
Zeiten  beschränkt,  weil  sie  dann  mehr  nur  vom  periodischen  Wechsel  der  allgem. 
Bewegungen  der  Atmosphäre  abliängen.  Gerade  deshalb  in  der  einen  Zeit  übermässige 
Trockenheit,  in  der  anderen  üeberschwemmung,  Sturz-  u.  Giessbäclie  verheeren  leichter, 
Erde  wird  ahgeschweromt,  die  Wiederbewaldnng  erschwert.  Leo,  S.  65  ff.  Auf  Grund 
der  neuesten  Arbeiten,  bes.  Ebermayer's,  legt  Leo,  Forstl»  Blätter  1873,  S.  19, 
die  klimatol.  Bedeutung  des  Waldes  folgendermassen  dar:  Der  Wald  stumpft  die  Ex- 
treme des  Klima's  vornemlich  in  den  wärmeren  Monaten  (Mai  bis  Oct )  in  unseren 
Breiten  ab.  Die  Waldluft  ist  stets,  bes.  im  Sommer,  feuchter,  daher  durch  Wald  ein 
feuchteres  Klima.  Der  Wald  verlangsamt  den  Wasserabfluss  u.  bewirkt  gleichmässigere 
Vertheilung  der  Bodenfeuchtigkeit  auf  die  Jahreszeiten.  Er  verhindert  an  Hängen 
Bodenabschwemmungen  durch  Wasser,  auf  den  Hochgebirgen  Einstürze  u.  Lawinen, 
in  der  Ebene  Flugsand.  —  In  allgemein-volkswirthsch.  Beziehung  kommen  generelle 
Interessen  der  Landwirthsch.,  specielle  der  an  Wäldern  gelegenen,  z.  B.  durch  sie 
vor  Wind  mehr  geschützten  ländl.  Grundstücke,  bes.  in  Betracht,  —  von  der  nicht  zu 
leugnenden  „ethischen**  oder  socialpolitischen  Bedeutung  der  Wälder  zu  geschweigen, 
s.  Röscher  II,  §.  1S3,  Anm.  4,  u.  bes.  Riehl,  Land  u.  Leute,  Abschn.  I  „Feld 
u.  Wald". 

Eine  unpassende  Abholzung  oder  eine  Devastirung  der  Wälder,  welche 
der  einzelne  Besitzer  in  kurzsichtigem  Egoismus  vornimmt,  kann  daher  weittragende 
schlimme  Folgen  haben,  welche  sich  schwer  oder  gar  nicht  wieder  gut  machen  lassen, 
auch  wenn  das  HolzbedUrfniss  aus  anderen  Gegenden  oder  mit  IltUfe  von  Ersatzmitteln 
befriedigt  wird. 

Zum  Zweck  der  Conservirung  aller  solcher  Wälder,  denen 
jene  Bedeutnng  für  das  Klima  und  die  Volkswirthscbaft  zuge- 
schrieben werden  muss,  ist  das  Staat  seigenthum  an  den  Wäldern 
im  Principe  nicht  nur  nicht  verwerflich,  sondern  vielfach  am 
Passendsten.  Wo  Staatsforsten  fehlen,  kann  aus  diesem  Grunde 
selbst  der  Ankauf  von  Wäldern  durch  den  Staat  ernstlich  in 
Frage  kommen. 

Andernfalls  wird  eine  mehr  oder  weniger  weitgehende  staatliche  Ober- 
aufsicht und  Controle  über  die  Gemeinde-,  Gorporations-  und  besonders 
die  eigentlichen  Privatwaldungen  namentlich  da  geboten  sein,  wo  schlechte, 
devastirende,  nur  die  Bedürfnisse  der  zeitigen  Eigenthümer  berücksichtigende  Aus- 
nutzung der  Wälder  üblich  ist.  Jede  solche  Einmischung  der  Regierung  in  den  Wirth- 
schaftsbetrieb  der  Privaten  hat  aber  wieder  mancherlei  andere  Inconvenienzcn.  „Ent- 
weder muss  der  Staat  in  Norwegen  in  ganz  beträchtlicher  Menge  Wälder  an- 
kaufen, oder  man  muss  Forstgesetze  herbeischaffen,  die  die  Wirthschaftlichkeit 
durch  Zwang  hervorrufen,  bis  dass  die  kleinen  Waldbesitzer  klüger  werden."  (Forstl. 
Bl.  1876,  S.  16.)  Aber  ob  letzteres  Ziel  erreicht  wird?  Vgl.  auch  das  neue  preuss. 
Waldschutzges.  v.  6.  Juli  1875.  Helfe  rieh  im  Handbuch  S.  747  If.  Wo  daher 
einmal,  wie  namentlich  in  Deutschland,  der  Staat  Eigenthümer  grosser  Waklmassen 
geblieben  ist,  da  erscheint  mindestens  die  Erhaltung  dieses  Zustands  durchaus  als 
das  Beste.  (Umpfenbach,  Pfeiffer  u.  a.  m.  machen  auf  einem  im  Grunde  gleichen 
Standpuncte  daher  unnöthige  Zugeständnisse  an  die  „herrschende  Doctrin'',  s.  o.  S.  573). 
Diese  Ansicht  findet  durcli  die  folgenden  Gründe  ihre  weitere  Unterstützung:. 

2.  Mancher  Boden  ist  nur  für  Wald  tauglich  (sogen,  un- 
bedingter Waldboden).  Die  Erhaltung  des  Waldes  auf  ihm, 
auch  wenn  der  Ertrag  dauerad  gering  ist,  erfolgt  am  Sichersten 
und  Leichtesten,  wenn  dieser  Boden  im  Staatbesitz  ist. 

A.  WÄ(;n*»r.  Fliian7wl«'«»nwhaft.    I.   3.  Anfl.  37 
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,,Ist  der  Wald  einmal  zerstört,  so  kann  er  wegen  des  Mangels  an  Schutz  geg:eü 
Hitze,  Kälte,  Wind  und  wegen  des  Abschwemmons  der  guten  oberen  Eide  on  gar 
nicht  wieder  hergestellt  werden'',  wie  sehr  das  Interesse  des  ganzen  Landes  es  anch 
fordern  mag.  Einzelne  Blossen  ist  aber  immerhin  der  Staat  noch  am  Ersten  in 
der  Lage  wieder  zu  bewalden. 

3.  Die  Forstwirthschaft  hat  im  Vergleich  mit  der  Landwirth- 
Schaft  mehrere 'besondere  Eigenthümlichkeiten,  wegen 
deren  sie  sich  am  Besten  fUr  den  Grossgrandbesitzer  überhaupt 
und  zumal  für  einen  solchen  Grossgrundbesitzer,  wie  den  ^^ewigen 
Staat''  (Domänenfiscus)  eignet. 

Solche  Eigenthümlichkeiten  sind  die  Langsamkeit  des  Holzwachses,  die 
nothwcndige  Bück  sieht  auf  die  Nachhaltigkeit  des  Ertrags  („Nachhalts- 
bewirthschaftung'),  das  lange  Warten  auf  eine  Heute  wenigstens  bei 
jungen  Wäldern  bei  den  für  gewisse  Holzculturen  erforderlichen  längeren  Umtriebs- 
Zeiten  (Hochwald);  die  schwierige,  kostspielige  und  vollends  lange  auf  Ertrag 
warten  lassende  Wiederbewaldung  von  Blossen  und  Anlegung  neuer 
Wälder,  welche  der  Staat  mit  seinem  schon  vorhandenen  Forstpersonal  aber  noch 
am  Billigsten  ausfahren  kann;  die  Grösse  des  stehenden  Holzvorraths, 
welche  den  Pri?aten  leichter  in  Versuchung  bringt,  durch  Ucberhauen  den  Wald  zu 
schädigen;  der  Umstand,  dass  rentable  Waldwirthschaft  meist  nur  auf  grossen, 
womöglich  zusammenhängenden  Flächen  wegen  der  EigenthUmlichkeit  der 
Waldarbeit  betrieben  werden  kann;  das  Erforderniss  einer  nur  geringen  Menge 
von  Arbeit  auf  einer  Waldfläche  (nach  Hundeshagen  auf  c.  500  Morgen 
1  Arbeiter)  im  Vergleich  mit  Ackerland  oder  Gärten,  aber  zugleich  das  Erforder- 
niss einer  specifischen  Fachbildung  wenigstens  des  mittleren  und  höheren 
Arbeiterpersonals  im  Forstwesen,  wobei  jedoch  dergestalt  fachmässig  gebildete  Arbeiter 
wieder  nur  auf  grossen  Flächen  entsprechend  zu  verwenden  und  auszunutzen  sind, 
so  dass  die  Staatsforstwirthschaft  insofern  auch  als  die  ökonomischste  selbst  gegen- 
über derjenigen  anderer  grosser  Waldbesitzer  erscheint.  Wenn  der  Private  seinen 
Wald  ebenfalls  durch  Fachleute  bewirthschaftet,  so  wird  ihm  dies  oft  theuerer  kommen, 
weil  die  Ar])citskraft  dieser  Personen  nicht  vollständig  ausgenutzt  wird.  Steht  das 
Privatforstpersonal  aber  in  der  Faclibildung  nacli,  so  wird  es  auch  die  Bewirthschaftung 
der  Privatwülder  meistens  thun. 

4.  Der  schon  erwähnte  Umstand,  dass  in  der  Forstwirth- 
schaft der  Factor  Natur  gegenüber  den  Factoren 
Arbeit  und  Kapital  überwiegende  Bedeutung  hat,  be- 
wirkt, dass  die  gewöhnlichen  Vorzüge  des  Privatbetriebs 
und  Nachtheile  des  Staatsbetriebs  hier  so  ziemlich  Ter- 
schwinden. 

unter  einigen  besonderen  Schwierigkeiten  der  Waldarbeit  (schwere  Controle, 
leichte  ünterschleife  u.  s.  w.)  leidet  der  Staat  eher  weniger  denn  mehr  als  der  Private. 
Aehnlich  steht  es  fUr  beide  im  Ganzen  doch  auch  um  die  Sicherung  des  Waldeigen- 
tliums  vor  Diebstahl  u.  s.  w. 

5.  Die  Höhe  der  Waldrente  hängt  vorzugsweise  von 
allgemeinen  Verhältnissen  der  ganzen  Volkswirth- 
schaft  ab. 

Wirthschafts-  und  Culturfortschritte,  vermehrter  Wolilstand,  grossere  Volksdichtig- 
keit, Concentration  der  Bevölkerung  in  Stüdten  und  der  Industrie  in  gewissen  Ckgendcn, 
verbesserte  Communicationen,  Absatzwege  u.  s.  w.  erhöhen  die  Holzpreise  und  daher 
neben  der  städtischen  kaum  eine  andere  Grundrente  so  sehr  als  die  Waldrente. 
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In  folgenden  Beispielen  ist  der  Holzerlös  fOr  die  Staatskasse,  ohne  EiiLreclinung 
des  Antheils  der  Berechtigten  (mit  Eiuschluss  der  Jagden),  aber  oline  die  Holzhandlung 
angegeben.  Baden,  Holzerlös  D.  1S31— 35  998,714  fl.,  1S42— 47/48  1,746,316  fl., 
1860—61  2,221.711  fl.,  1866—68  2,024,060  fl.,  1872—74  4,358,000  M.  Die  Holz- 
preisc  stiegen  1807/9—1841/45  um  50—100,  1838—1859  um  27— 30Vo.  In  den 
^  J.  1872—74  war  d.  Holzpreis  p.  1  Festmeter  Nutzholz  16'14,  18*74,  IS'CO,  i.  D. 
17-S5  Mark,  Brennholz  8-56,  9*11,  9*94,  i.  D.  9-30  Mark.  —  Prcussen,  Holz<'rlös 
1830—33  3,730,600  Thlr.,  1846—49  4,807,700  Thlr.,  1854— 57  5,918,400  Thlr.,  1862 
bis  65  8,508,000  Thlr.  Der  Keinertrag  war  D.  1849—50  2,827,800,  D.  1SÜ4-  65 
6,450,200  Thlr.  Solleinn.  f.  Holz  1875  12*505  Mill.  Thlr.,  wovon  auf  die  alten  Prov. 
(vor  66cr  Umfang)  8*962  Mill.  Thlr.  Die  muthmassl.  Einn.  wurde  aber  gegen  diesen 
Specialetat  höher,  auf  15*25  Mill.  Thlr.  im  Ganzen  veranschlagt.  Stat.  Jahrb.  IV,  1,  202. 
Allerdings  ist  auch  der  Holzertrag  selbst,  nicht  nur  der  Preis  stark  .u:estiegeii  u.  das 
Verhältniss  der  werthvolleren  Hölzer  (Nutz-,  Bauliolz)  im  liiranzcn  llolzertrage  ist 
günstiger  geworden.  Der  Cubikfuss  Holz  wurde  im  preuss.  Staate  im  D.  1830 — 33 
zu  1"03,  1862 — 65  zu  1*72  Sgr.  verkauft.  Nach  neuerer  amtl.  Mittheil,  war  d.  Durch- 
schn.preis  des  Festmeters  Holz  in  d.  preuss.  Staatsforsten  1835  3*64,  1865  6*31, 
1879/80  5*79,  1880/81  5*95,  1881/82  5*81  M.;  der  Reinertr.  p.  ha.  m  denselben 
Jahren  bez.  3*23— 101— 7-73—9-67— 1005  M.  Baiern  Keinertrag,  D.  1826— 2H 
1*91,  1832—34  2*87,  1835—37  3*18,  1852—56  3*79,  1861—67  7*21  Mill.  fl.  Die 
baier.  Staatswälder  haben  sich  1861—67  gegen  1819—25  i.  D.  um  VO'iy^  in  der 
Fläche  vermehrt,  der  Ertrag  an  Bau-  u.  Nutzholz  um  137,  an  Scheit-  u.  Knüppelholz 
am  26,  an  Stockholz  um  117,  an  Wellen  um  38,  dagegen  die  effect.  Einnahme  von 
3-33  auf  11-64  Mill.  fl.  oder  um  249  7o-  Berechnet  nach  d.  Daten  in  der  baier. 
stat  Ztschr.  1871  S.  154.  Der  Reinertrag  p.  baier.  Tagw.  stieg  in  diesen  42  J.  von 
52  Kr.  auf  3  fl.  15  Kr.  In  der  sächsischen  Staatsforstwirthschaft  war  der  ge- 
sammte  Holzertrag  von  1  Acker  im  D.  1817—26  1  Klafter,  1863  1  26  Kl.,  die  Kl. 
Derbholz  galt  1854  5*5  Thlr.,  1863  7*08  Thlr.,  der  Reinertrag  des  Ackers  kam  in 
diesem  Zeitraum  von  3  64  auf  5*96  Thlr.,  die  Au^sgaben  sanken  von  3 7  2  auf  26*8  Proc. 
der  Einnahme  herab.  Das  Nutzholz  betrug  1817-26  17  Proc,  1854  41,  1863 
58  Proc.  des  Stammholzes.  —  In  Frankreich  wurden  bei  der  Versteigerung  des 
Holzes  vom  Hectare  im  Durchschnitt  von  1816—20:  697  Fr.,  im  D.  von  1824—29: 
1110  Fr.  gelöst.  Zugleich  wurden  im  ersteren  Zeiträume  auf  dem  Hectare  nur  31, 
im  zweiten  aber  69  Bäume  übergehalten.  Rapport  Tab.  14.  (Aelt.  Daten  z.  Th.  nach 
Rau). 

Die  WaldrcDte  ist  vornemlich  „Rente  der  Lage".  Der 
Privatbezng  dieser  Rente,  welche  ein  Einkommen  bildet,  das 
meistens  nicht  auf  individuelle  Arbeit,  Kapitalverwendung  oder 
aach  nur  Speculation  des  Beziehers  zurückgeführt  werden  kann, 
I  ist  der  misslichste  Funct  bei  der  Rechtfertigung  des  privaten 
Gmndeigenthnms.  Bei  den  Staatsforsten  kommt  diese  Rente  der 
Staatskasse,  also  der  Allgemeinheit  zu  Gute,  was  durchaus  nur  zu 
billigen  ist. 

Allerdings  trägt  die  Staatskasse  dann  auch  die  Ausfülle  bei  ungünstigen  Preis- 
coDJuncturen,  was  aber  ebenfalls  riclitiger  ist,  als  wenn  sie  den  Privaten  treffen.  Holz- 
erlds  der  badischen  Domänenwaldungen  1848  ^/^  Mill.  il.  weniger  als  1847.  Der 
Holzpreis  hatte  1862—68  in  Baden  1865  das  Max.  erreicht,  16*24  fl.,  1867  u.  1868 
war  er  im  D.  13*25  fl.  In  den  thilring.  Forsten  sollen  in  den  letzten  Jahren  die 
Holzpreise  durch  die  Concurrenz  des  bö hm.  Holzes  gedrückt  sein  (üeberhauen  hier!) 
In  Würtemb.  (Riecke  S.  183)  Reinertr.  d.  Staatsforsten  p.  ha.  1861—78  26*6, 
1874—78  22-5,  1873  46  (V),  1877  27,  1878  29  M.,  Anschl.  f.  1881—83  25*2  M. 

Auch  im  preuss.  staatl.  Forsthaushalt  ist  unter  den  Einwirkungen  der  wirthsch. 
Krise  u.  der  Concurrenz  des  auswärtigen  Holzes  eine  Verminderung  der  Einnahmen 
u.  Preise  des  Holzes  seit  der  2.  Hälfte  der  70er  Jahre  eingetreten,  nachdem  die 
Jahre  1873-^76  abnorm   hohe  Preise  u.  Erträge  gehabt   hatten.    Vgl.  die  Motive  z. 
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Ges.entwurf  über  Erhöh,  d.  Holzzöllo  v.  11.  Febr.  1883  (v.  Reichstag  abgelehnt), 
woraus  auch  obige  neuere  Daten  über  Preussen  (Actenstücke  Scas.  1883,  Nr.  194. 
S.  692).  Es  wird  hier  nachzuweisen  «gesucht,  dass  nur  bis  1865  gtlust.  Verhältnisse 
bestanden  hätten,  indem  die  Reinerträge  jälirlich  seit  lb35  um  22*9  Pfenn.  p.  bi. 
gestiegen  seien.  Indessen  ist  das  bestritten.  Auch  waren  z.  B.  1830  d.  Rcinertr. 
scJion  einmal  4*38  M.  p.  Meter.  S.  auch  d.  Verband],  im  Reichstage  (1^79  u.  1883) 
u.  Lehr,  d.   neuen   deutschen  HolzzOUe,  Suppl.1i.  V  zu  Conrad's  Jahrb. 

Vgl.  z.  näheren  BegrUnd.  dieses  „socialpolit.'*  Grundes  Nr.  5  bes.  Gnindleg.  K.  4, 2.  AbtL. 

§.  239.  —  C.  Im  Vergleich  mit  den  angeführten  GrtlndeD 
sind  die  GegengrUnde  gegen  die  Beibehaltung  der 
Staatsforsten  und  die  positiven  Gründe  für  die  Veräusse- 
rung  unerheblich  oder  selbst  geradezu  unrichtig. 

Vgl.  die  üebersicht  bei  Leo  S.  61. 

Ausser  in  Betreff  des  in  §.237  besproclicnen  Arguments  kann  man  den  Gegnern 
der  Staatsforsten  in  keinem  wesentlichen  Puncto  Recht  geben.  Sie  fahren  haupt- 
sächlich die  allgemeinen  Gründe  gegen  privatwirthschaftliche  Th&tig- 
keiten  des  Staats  an.  Aber  diese  Grunde  lassen  sich  hier  weniger  fast  als  in 
irgend  welcliem  andren  Falle  als  durchschlagend  bezeiclmen.  Auch  wird  dabei  ganz 
übersehen,  dass  es  doch  vor  allen  ein  staatswirthsc haftlicher  Grand  ist,  welcher 
für  die  Beibehaltung  der  Staatsforsten  geltend  gemacht  wird. 

Unter  den  sonstigen  Gegengründen  sind  wohl  die  wichtigsten : 
„1.  Dass  beim  Staate  die  Forstwirthschaft  nach  allgemeincD 
Grundsätzen  geregelt  und  geführt  werden  müsse,  daher  nie  den 
zahlreichen  Verschiedenheiten  der  Bedürfnisse  and 
örtlichen  Verhältnisse  bis  in  das  Einzelnste  anzu- 
passen sei  und  dass  bei  ihr  nie  die  Pflege  und  Benutzung 
bis  auf  die  kleinsten  Gegenstände  ausgedehnt  werden 
könnten. " 

L  e  0  S.  62.  Dieses  Bedenken  ibt  Oftei-s  nicht  ganz  unrichtig,  nur  kann  ihm  durch 
eine  jrute  und  )ireschickt  geleitete  Staatsforstwirthschaft .  die  recht  wohl  mOgUch  ist, 
abu:eliolfeu  werden.  Jedenfalls  aber  wird  es  durch  die  oben  angegebenen  Gründe 
weit  überwogen. 

2.  Die  geringere  Ergiebigkeit  der  Staatsforsten  im 
Vergleich  mit  den  P  r  i  v  a  t  Waldungen ,  die  Folge  der  vermeintlich 
unvermeidlich  ()konomisch  unfähigeren  und  theureren  Wirthschaft 
des  Staats. 

Allein  ^^die  behauptete  geringere  Ergiebigkeit  der  Staats- 
forsten ist  keineswegs  allgemein  erweislich"  (Ran, 
§.  142).  Soweit  sie  vorhanden,  ist  sie  grossentheils  aus  beson- 
deren Ursachen  zu  erklären,  in  anderen  Fällen  durch  recht  wohl 
mögliche  Verwaltungsreformen  zu  hebeo. 

Nacli  der  Abschätzung  der  Privatwälder  in  Baden  ist  der  Steucranschlag  631 
auf  den  Morjren,  woraus  sich  ein  Koinertrai?  von  2*52 — 3*15  fl.  vermuthen  llsst 
Domäuenwald  trä^t  mehr.  Nach  Leo  (Forstl.  BI.  1875  S.  323)  ist  d.  Ertrag  p.  Hect 
iii  d.  bad.  Staatswäldern  4'2,  Gem.-  u.  Gorporationswäldern  4*2,  Privatwäld.  (uaih 
(iutachten  d.  Staatsforstbehörden)  3'7  Festmeter.  —  In  Baiern  wurde  der  Holzertrag 
der  Staatswald un^en  zu  0*58  Klafter,  der  Gemeinde-  und  Stiftungsw.  zu  0*46,  der 
Piivatwaldiiiigen    zu   047    Kl.    auf   (Km   Ta«r\v«Tk    angoge.bcn ,    (Die    ForstFerwaltune^ 
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Baierns,  1861,  S.  418),  1874  p.  Hect.  bez.  zu  400,  3*58,  315  Ster.  —  Im  K.  Bern 
Abgabesatz  dsgl.  5*66,  4*12,  429  Ster.  Leo  eb.  —  In  Belgien  ist  der  allgemeine 
Steueranschlag  des  Waldes  19*33  Frs.  rein  vom  Hectar,  wahrscheinlich  zu  niedrig. 
Die  StaatswÄlder  tragen  34*42  Fr.,  die  Gemeindewälder  26*13  Fr.  Statist,  de  la  Bclg. 
Agric  S.  184.  —  Prcussen:  Reinertrag  der  Staatswaldunjicn  (A.  1S70)  %  Tlür., 
sämmtlicher  Waldungen  0*36  Thir.  a.  den  M.,  Meitzen  IV,  118.  —  Auch  in  Frank- 
reich wird  der  Reinertrag  der  Staatswälder  höher  als  dcjrj.  der  Privatwälder  veranschlagt. 
Zu  den  besonderen  Ursachen  gering»;ren  Ertrau-s  der  Staatsforsten  gehören  nach 
Rau  §.  142: 

a)  die  nolen  allein  oder  vomemlich  nur  auf  den  Staats  Waldungen  aus  alten 
Zeiten  rohenden  Lasten,  z.  B.  Abgaben  von  Brenn-  u.  Bauholz  und  Waldstrcu 
an  Berechtigte,  Weidedienstbarkeiten  (Servituten)  u.  dj;!.  „In  den  meisten  Staaten 
wird  nur  der  wirkliche  Gelderlös  als  Einnahme  berechnet,  der  ohnt?  Ersatz  abgegebene 
Mehrbetrag  bleibt  aus  der  Geldrechnung  hinweg"  i^Rau).  So  geschieht  es  z.  B.  in 
Preussen.  Der  Geldwerth  der  etatmäss.  Holz-  u.  Torfabgaben  an  Berechtigte  u. 
Deputanten  wird  1875  auf  2*25  Mill.  M.  berechnet  neben  einer  etatmäss.  Staatseinn. 
T.  42*38  (muthmassl.  51  09)  M.  M.  (1883/84  bez.  2*206  M.  M.  neben  46*13  M.  M. 
Geldeinnahme  f.  Holz).  Meitzen  berechnet  fUr  1865  418,738  Thlr.  Verlust  durch 
unentgeltliche  Holzabgaben,  nach  deren  Einrechnung  der  Roiicrtrag  des  Morgens  sich 
auf  40  Sgr.  erhöht.  —  üeber  Baiern  s.  Rau  5.  A.  §.  142  Note  6  u.  vor.  Aufl.  d.  Bands 
S.  447  (ältere  Daten).  Nach  Vocke  a.  a.  0.  (baier.  stat.  Ztschr.l  war  d.  Werth  d. 
an  Berechtigte  abgcb.  Genüsse  1*608  M.  fl.  in  18t)l/67  jährl.  Nach  dem  A.  1870  ist 
der  Verlust  durch  Holzabgaben  1,503,000  fl.  =  0*67  fl.  a.  das  Tagew.  von  productivem 
Waldboden,  dies  inbegritfen  ganzer  Reinertrag  3*87  fl.  —  Baden.  Holzabgabe  an 
Berechtigte  i.  D.  v.  1872—74  1846  Festmeter  Holzmasse  im  Werth  v.  10,448  M., 
dflgL  ans  Vergünstigung  2274  Met.  f.  14,961  M.  (nach  d.  Dat.  im  Budget  f.  1876  bis 
1877).  —  Vgl.  ähnl.  ältere  Angaben  aus  and.  deutsch.  Ländern  bei  Rau  5.  A.  §.  142. 
Anm.  b,  6.  A.  in  meiner  Bearbeitung  §.  134.  Anm.  c.  —  W  e  st- 0  est  erreich, 
Verlust  wegen  der  Berechtigungen  A.  1870  499,206  fl.  ö.,  aber  in  den  einzelnen 
Kionl&ndem  ungleich  vertheilt,  z.  B.  in  Oe.  unter  der  Enns  nichts.  In  Kämthen  wird  der 
Betrag  der  ?on  Berechtigten  bezogenen  Nutzungen,  hauptsächlich  der  Weiden  (22,756  fl.) 
mehr  als  doppelt  so  hoch  angegeben  als  die  Einnahme  des  Staates  (38,376  fl.  gegen 
16,310  fl.).  —  Auch  in  Frankreich  Aehnliches.  —  Uebrigens  ist  in  Betreff  der 
Benrtheilung  dieser  Lasten  der  Staatswaldungen  nicht  zu  vergessen,  dass  dieselben 
vielfach  eigentlich  Reste  des  alten  wahren  Miteigenthums  der  Markgenossen  an  den 
später  inforestirten  Wäldern  sind.     S.  Röscher  II,  §.  191. 

b)  Dem  Staate  gehören  vielfach  vomemlich  die  entlegeneren  Wälder  in 
geringer  bevölkerten  und  verkehrsärmeren  Gegenden,  auf  schlechterem  Boden,  in  den 
Gebirgen,  wo  der  Rohertrag  bei  schlechterem  Waldbestand  und  niedrigeren  Holzpreisen 
und  voUends  der  schliessliche  Reinertrag  niedriger  ist. 

S.  ältere  Belegdaten  bei  Rau  §.  142  Note  c  n.  vor.  Aufl.  dieses  Bd.  S.  448. 
Die  Vertheilung  der  Staatswälder  in  Preussen  s.  o.  S.  571.  Im  R.-B.  Königsb.  z.  B. 
p.  ha.  des  Waldbodens  21 8  Festcubikmeter,  des  zur  Holzzucht  bestimmten  2*95  dgl. 
an  Natnralertr.  controlfäh.  u.  nicht  controlfäh.  Materials,  Gelderlös  dafür  p.  ha.  alles 
Waldbodens  9*8  M.,  des  zur  Holzzucht  bestimmten  12*2  M.  Im  R.-B.  Magdeburg 
sind  dieselben  Zahlen  bez.  3*27  u.  3'49  Festcubikmeter  p.  ha.  u.  bez.  25*2  u.  26*9  M.  Erlös. 

Die  wiederum  öfters  von  Altersher  ))esonders  in  Staatswäldern  befindlichen 
Blossen  n.  dgl.  müssen  bei  Berechnungen  des  Ertrags  p.  Flächeneinheit  (ha.")  und 
bei  Vergleichen  mit  Privatwäldem  erst  abgesetzt  werden,  was  nicht  immer  geschieht. 
S.  oben  die  Daten  S.  571.  Sonstige  holzleere  Stellen  im  Gebiet  der  Staatsforsten 
liefern  andere  aber  doch  auch  öfters  aus  allgemeinen  nicht  abzuändernden  (iründen 
geringere  Erträge  (Wiese,  Weide,  Torfstich  u.  dgl.).  Vielfach  werden  auch  solche 
Blös.sen  wieder  vom  Staate  angebaut  und  andere  Ausgaben  zur  Melioration  der  Forsten, 
für  Anlegung  von  Waldwegen  u.  s.  w.  gemacht  Diese  Ausgaben  werden  oft  gleich 
vom  Rohertrage  abgezogen  und  lassen  deshalb  wieder  den  Reinertrag  zu  gering  er- 
scheinen. 

Wenn  es  aber  auch  mitunter  richtig  ist,  dass  der  Private  eine 
Waldfläche  in  Ackerland  verwandeln  und  daraus  einen  grösseren 
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Reinertrag  erzielen  würde ,  als  der  Staat  aus  der  dauernden  Be- 
nutzung des  Bodens  als  Wald  bezieht,  so  mnss  das  Minus  der 
Einnahme  (gewissermassen  lucrum  cessans)  als  eine  verhüllte 
Staatsausgabe  betrachtet  werden,  welche  der  Staat  im  allge- 
meinen Interesse  der  Gonservirung  der  Wälder  macht 
Ans  diesen  Gründen  kann  man  aus  der  Vergleichung  des 
Reinertrags,  den  die  Staats-  und  Privatwaldungen  und  die 
Forsten  verschiedener  Staaten  abwerfen,  nicht  ohne  genaue  Be- 
rücksichtigung aller  genannten  Umstände  allgemeine  Folgerangen 
ableiten. 

Beispiele  des  Ertrags  v.  Staatsforsten.  Preussen.  A.  f.  1875  u.  i 
1883/84  Einn.  d.  Forstverwr.  51-086  u.  52.371  M.  M.,  wofon  f.  Holz  45*75  u.  41130 
(Jsteinn.  f.  1880/81  45*788,  f.  1881/82  4().484  M.  M.),  Nebennutzmigeii  3405  u.  4'221. 
Jagd  0-313  u.  0*339.  Torfgräb.  0.295  u.  0*338,  d.  Rest  auf  verschied.  kL  Poeten  (excL 
Geldwertli  d.  Holzabgabe  an  Berecht,  und  Dep^tanten) ;  Summe  d.  dauernden  Aos^ 
27*851  D.  30*464;  demnach  üeberschuss  in  1875  23*234  M.  M.,  d.i.  p.  1  Hect  4 
gesammtcn  Forstbodens  8*93  Mark,  oder  p.  1  Hect.  d.  z.  Holzzncht  u.  z.  and.  piodnct 
Zwecken  nutzbaren  Bodens  9*35  Mark.  Statist.  Jahr.  IV,  1,  202  ff.  Ueberschofl 
1883;84  21*907  M.  M.,  nach  Abzug  d.  einmal.  Ausg.  (2.050  M.  M.)  19.857  M.M.- 
Baden. Wirkl.  Ertrag  i.  D.  1872  —  74  roh  4.383  M.  M.  f.  Holz,  wovon  Hohabgtbe 
au  Berechtigt©  u.  Vergünstigte  25*400  M.  A.  f.  1876  —  77  j&hrl.  aus  Holz  4*478. 
Nebenmitzungen  0*135,  SchadencrsaU  f.  Waldfrevel  9000  M.,  zus.  roh  4*622  M.  M., 
Ausgabe,  ohne  d.  Oberverwaltung,  c.  1*723  (die  einzelnen  Posten  im  Etat  sehr  rtf- 
strout,  Lasten  f.  Holzabgaben  hier  nicht  eingerechnet),  demnach  rein  c  2'900IL1L 
oder  f.  1  Hect  33*75  M.  Anschlag  roh  f.  1883  4*060  M.  M.  —  Baiern.  Beil- 
ertrag  i.  Durchsch.  v.  1S19— 25  1-899,  1843—49  3399,  1861— 67  7*212  MilL  1 
ohne  den  Werth  d.  Abg.  an  Bercchf igte ,  oder  resp.  p.  Tagw.  52  K.,  1  iL  34  Kr., 
3  fi.  15  Kr.  A.  f.  1877  Rohiiinn.  d.  Forst-,  Jagd-  und  Triftgefälle  30  236,  Eostei 
13*641,  Kein.-rtr.  16*595  Mill.  Mark,  c.  14*5  Mark  p.  Hect.  Anseht  f.  188S  nk 
22*756,  r»-in  9-9S  M.  M.  uilso  starkes  Sinken  s.it  Mitte  d.  70er  Jahre).  —  Die  höheres 
relativen  Iieinerträ<rc  (p.  ha.)  in  deutschen  Mittel-  und  Kleinstaaten  gegunftbcf 
Preussen  sind  wesentlich  <lir  l^olofc  günstij!:«Ter  Lag(^  der  Wälder.  In  den  mittlem 
u.  westl.  preuss.  Provinzen  steiü^en  sie  annähernd  ebenso  hoch.  —  Gesterreick 
(West-).  A.  f.  1S76  (incl.  d.  kl.  Kests  d.  Dom.)  Keincrtraj?  c.  1  3  MiU.  fl.  um  1S70 
p.  Joch  c.  OS:)  fl.  rein,  1SS2  A.  roh  ;j-755,  rein  0*661  M.  fl.  —  Frankreicll.  A. 
JS76  roh  3S-06,  Kosten  1*2*3,  Reinertr.  25*76  Mill.  Fr.,  1883  roh  35*2,  reinl9M.FV., 
also  ebenfalls  gesunken.  —  Die  Kosten  betrugen  nach  Kau  in  den  60er  Jahren  TW 
Koh«rtrair«'  Sl  Proc.  hannov.  Ilar/,  64  haiinov.  Landlbrst«;,  54  Preussen  (auch  1875 
c.  54"),  16  Baiern  (1876  woniger,  c.  41),  41  Österreich,  40  Baden  (1876  c  Ä!, 
35  Würtcmberg,  36  Sachsen,  21  Proc  (1S76  c.  31)  Frankreich.  In  Fiankreich  eridiit 
sich  der  «reringe  Belauf  der  Kosten  th<ils  aus  dem  Verkaufe  auf  dem  Stamme,  tkik 
aus  dem  schwachen  Personal.  Jetzt  scheinen  hier  Aeuderungen  eingetreten  za  sein. 
Die  Abliän^-i<^keit  des  Keinertrags  von  d.  Höhe  der  Holzpreise  u.  den  allgeneiik« 
(/Olturverhältniss«'n  ergiel)t  sich  aus  dem  Vergleich  obiger  Daten,  z  B.  ProDSsessL 
Badens,  und  mehr  noch  aus  dem  Verjrleich  der  Reinerträge  in  den  einzelnen  Proriuni- 
In  Baiern  variiren  diese  z.  B.  voji  1  :  2*5  (Max.  Ober-  u.  Dntcrfranken,  Min.  OberpfrU 
u.  OI)crbaiern).  Ohne  d.  Kosten  d.  Centralverwalt.  ist  d.  Reinertr.  1875  im  B.-B. 
(lurabinnen  p.  Hect.  3*06,  im  R.-B.  Frankfurt  a.  0.  11*21,  im  R.-B.  Magdeb.  18.W1L 
In  den  letzten  Jahren  seit  Mitte  der  70er  >un\  die  Kosten  relativ,  im  VeriiÜtu*» 
zum  Roherträge,  u.  mi^hrfach  selbst  absolut  in  Deutschl.  u.  Nach)>aTSch.  zienlifli 
all^^emein  bei  den  weicbfudcn  Holzpreisen  jrestiegon.  Daher  das  Sinken  des  Beia- 
ertrags,  —  eines  der  Motive  f.  d.  Forderung  liöherer  Holzzölle  Seitens  der  deutscka 
Regierungen.  In  den  preuss.  Staatsforsten  Reinertrag  in  ®/o  des  Rohertrags  1S65 
64*6,  1875/79  41*48,  1879/80  41.67,  1880/81  wieder  45*81,  1881/82  46*46  (iiß  «1. 
Motiven  z.  (ies.cntwurf  über  Erhöh,  d.  IlolzzöUe  v.  11.  Febr.  1883,  ActeDStäcke  S.  69S^- 
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§.  240.  —  D.    Ergebniss  dieser  Erörterangen. 

Vgl.  Kau  §.  143,  der  za  ähnl.  Ergebnissen,  nur  mit  z.  Tb.  and.  Motiviruug  kam. 
Leo  in  den  ForeÜ.  Bi.  1875,  S.  321  ff. 

1.  Die  Staatsforsten  sind  im  Allgemeinen,  wenigstens  in 
unseren  Ländern  und  in  unserer  Zeit,  beizubehalten,  aber 
p  r  i  n  c  i  p  i  e  1 1  ist  dies  nur  soweit  unbedingt  geboten ,  als  die  in 
§.  238  angefahrten  Gründe  maassgebend  sind.  Die  betreffenden 
Forsten  dienen  dann  als  ,,Schutzwälder'^ 

Dieser  Name  passt  allgemein  fUr  Waldangen,  welche  sozusagen  klimatisclie  u. 
allgemein-rolkswirthsch.  Functionen  haben.  Er  ist  altublich  für  Wälder,  die  als  Schutz 
gegen  Lawinen  n.  s.  w.  dienen. 

2.  Selbst  eine  Erweiterung  der  Staatsforsten  durch 
Ankäufe  von  Waldungen  und  durch  eigene  Neuanlegung 
kann  als  Staatsaufgabe  erscheinen,  wenn  obige  Rücksichten  dafür 
sprechen  und  wenn  es  sich  um  die  Erhaltung  des  Waldbestands 
auf  sogen,  unbedingtem  Waldboden  handelt,  welche  durch 
Privatbesitzer  gefährdet  sein  kann.  Die  bezügliche  Aufgabe  ist 
eine  privat-  und  zugleich  eine  staatswirthscbaftliche  Kapitalanlage 
(§.  63). 

Die  Vermehronjj:  der  Staatswaldflächen  betnig  durchschn.  jährlich  in  Preusscu 
1867—73  0-19,  Baiern  1844  —  68  0-24,  Würtembcrg  1861—67  0-23,  Baden 
1866—70  0-29,  Sachsen  1843— 74  037 7^.  Leo  a.a.O.,  S.  322.  Eine  weitere  Ver- 
mehmn^  wäre  notliwendi^,  wenn  wirklich  z.B.  in  Deutschland  20°/„  der  Landesfläche 
Wald  aus  allgemeinen  Gründen  erforderlich  ist.  Leo,  329.  In  d  Etats  kommen  in 
Deutschland  mehrfach  re^^elmässig  Summen  f.  d.  Ankauf  v.  ForstprrandstUcken  vor, 
Z.6.  in  Preussen  1883/84  im  Ord.  1,050,000,  dazu  ein  exti-aord.  Zuschuss  unter  d. 
emmaL  Ausg.  7.  950,000  M.,  zus.  2  M.  M. 

In  einzelnen  Fällen,  wo  jene  allgemeinen  Rücksichten 
weniger  in  Betracht  kommen,  kann  sich  ein  Ankauf  finanziell 
empfehlen,  wenn  er  um  besonders  billigen  Preis  geschieht,  wenn 
dadurch  eine  zusammenhängende,  leicht  zu  beaufsichtigende  Wald- 
fläche  auch  ftir  den  bisherigen  Staatsforst  erlangt  wird,  wobei  sich 
dann  die  gesammten  Bewirthschaftungskosten  ermässigen  und 
wenn  Boden  in  Betracht  kommt,  „welcher  zur  Zeit  bei  keiner 
anderen  Benutzung  so  hohe' Erträge  abwirft,  als  bei  der  forst- 
wirthschaftlichen^'  (Leo,  sogen,  bedingter  Waldboden,  mit  „Er- 
werbswaldungen"). Die  Neuanlegung  von  Waldungen  auf 
öden  Bergflächen  ist  aus  klimatischen  Rücksichten,  wegen  der 
besseren  Sicherung  des  Wasserablaufs,  wegen  der  Ungeeignetheit 
solchen  Bodens  für  andere  Culturen  und  weil  dann  später  Wal- 
dangen in  den  Ebenen  entbehrlicher  werden  können,  besonders 
rathsam. 

In  Baden  sind  hochgeleg:ene  Bauernhöfe  in  der  Nähe  der  Waldung^en  uui  einen 
Preis  angekauft  worden,  der  die  Umwandlung  in  Wald  rortheilhaft  macht,  z.B.  1867 
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4  Höfe  von  320  M.  zu  55,000  fl.,  d.  M.  zu  174  fl.,  2  andere  v.  Iß^U  ^  ''^  ^^'^^  *" 
d.  M.  zu   111  fl.;   1868  5  Höfe  v.  431*6  M.  zu  66,000  fl.,  d.  M.  z.  153  fl.    (Rau.) 

Soll  eine  Erweiterung  der  StaatswalduDgen  im  grösseren  Um- 
fange erfolgen,  so  müssen  für  die  Wahl  der  anzukaufenden  Wälder 
in  erster  Linie  jene  klimatischen  und  allgemein-volks- 
wirthschaftlichen  BUcksichten  entscheiden;  sodann  mag 
soweit  als  möglich  eine  gleichmässigere  Vertheilung  der 
Staats  Waldungen  über  das  Staatsgebiet  ins  Auge  gefasst 
werden,  was  durch  jene  ersten  Zwecke  ohnehin  mit  bedingt  wird. 

3.  Im  Einzelnen  muss  dagegen  objectiv  die  eigene  Ab- 
holzung  von  Staatsforsten  oder  der  Verkauf  zu  diesem  Zwecke 
erwogen  werden,  wenn  der  Waldboden  ohne  schädliche 
Folgen  für  Klima  und  Cultur  besser  zu  anderen 
Zwecken  benutzt  wird.  Hierüber  hat  dann  wesentlich  der 
Kentabilitätsgesichtspunct  zu  entscheiden:  wenn  die 
voraussichtliche  Rente  aus  der  anderweiten  Benutzung 
des  Bodens  höher  als  die  Waldrente  ist,  so  muss  die  andere 
Verwendung  eintreten,  denn  hier  liegt  kein  Grund  vor,  absichtlich 
auf  einen  Theil  der  möglichen  Rente  zu  verzichten!  Das  specielle 
Interesse  der  Holzconsumenten  einer  Gegend,  in  welcher  sich 
solche  entbehrliche  Staatsforsten  befinden,  darf  von  solcher  Maass- 
regel nicht  ablenken.  Sonst  empfiehlt  sich  völlige  Abholzung 
oder  Verkauf  auch  bei  kleinen  zerstreuten,  schwer  zu  beautsich- 
tigenden,  dem  Holzdiebstahl  besonders  stark  ausgesetzten  Gehölzen. 

Aus  iliesjcn  Gründern  sind  in  Baiern  früher  140,000  M.  zum  Verkauf  bestimmt 
würd<;n,  wo\r.   25,000   M.,  auf  0  9  Mill.   ^^escliätzt,  für   1  Mill.   fl.  verkauft   wurden. 
Kudhardt  III,  43.    Viele  Verkäufe  U.Ankäufe  auch  in  Baden  (s.  d.  jährl.  Ber.  d. 
landst   Ausschusses).    (Rau.)   —  Beispiele   vom   passenden  Verkauf  7.  Luxuswäldero 
l»ei  Städten   aus  Sachsen    bei  Leo  a.a.O.,  S.  324.    Mit  dem  hier  erzielteu  hoheü 
Pntise  lassen  sich  dann  zweckmässige  Erweiterunpen  des  Staatswalds  an  anderen  Orten 
linauzi(Jl  arut  durchführen.  —  Aus  dem  principiellen  Gründe  der  Inferiorität  des  Staats- 
besitzes  u.   der  staatliclien  Bewirthschaftung  u.  weil  es  an  sicli  richtig  u.  notbwcudig 
sei,  auch  den  Wald  in  das  Privateigentlium  der  Privatwirthschaften  liinüber  zu  ftthrou, 
wie  dies  bei  Feldgüter-Domänen  vorgekommen,  sind  wolil  Staatsforsten  kaum  reräussert 
worden,  wohl  aber  aus  finanziellen  GrüJiden.,  um  ausserordentliche  Deckungsmittül 
Zu  beschaffen  u.  an  Stelle  sonst  erforderlicher  Anleihen.    So  wurde  1831  in  Frank- 
reich der  Verkauf  v.  300,000  ha.  Staatsforst  beschlossen.    Leider  hat  auch  0  ester- 
reich mehrfach  diesijn  Weg  beschritten,  wenn  auch  noch  zögernd  bei  d.  Ausftthrun*;. 
Unter  d.  v.  1818—51  in  Westösterr.  f.  1419  u.  in  Ungarn  f.  1194  Mill.  fl.  verkauft.ii 
Staatsgütern  waren  auch  Forsten,  ebenso  unter  den  nach  Vertr.  v.  1855  v.  d.  National- 
bank in  Pfand  übernommenen  u.  darnach  verüus&erten.     Ferner  wurden  Verkäufe,  wie 
von  Montanwerken,  Domänen,  Fabriken,  so  auch  von  Staatsforsten  durch  Ges.  v.  20.  Juni 
1868  angeordnet  u.  z.  Th.  ausgeführt.    Doch  waren  davon  Staatsforsten,  die  aus  klimat. 
Rücksichten   oder  zum   Schutz   von   Quellgebieten   u.  zur  Erhaltung  der  Productioos- 
fähigkeit  des  Lands  besser  in  Staatshänden  blieben,  dann  die  Salinen-  u.  Bergwerks- 
forste ausgeschlossen.    (Leo,  Forstst.  S.  25.)    Zwischen  1870  u.  E.  1878  hat  sich  (nach 
d.  Daten   im  Etat)   unter   d.  Staatsforstverwalt.   der  Wald  des  Staats   von  716,000  auf 
043.000   ha.,   die  Aecker.  Weiden,  Alpen   v.  58,000  auf  53,000  ha.,  d.  sonst  B.  d. 
ünprod.  Grundes  v.  296,000  auf  268,000  ha.  vermindert. 
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2.   Abschnitt. 
Bewirthsehaituiig  und  Verwaltung  der  Staatsforsten. 

Üeber  das  leitende  Bewirthschaftungsprincip  vgl.  bes.  Reuning  a.a.O.  21, 
Pressler's  oben  S.  576  genannte  u.  dcss.  Übrige  in  Hclferich's  Anfs.  in  d. 
Tilb.  Zeitscbr.  XXIII,  1,  zus.  gestellten  Schriften  u.  diesen  Aufsatz  selbst,  in  welchem 
Presdler*s  Principe  dass  die  Bewirthschaftung  des  Waldes  so  einzurichten  sei,  dass  die 
Waldbodenrente  ein  Max.  werde,  privatwirthscbaftlich  geprüft  wird.  Helferich  hält 
dies  Princip  ftlr  privatökonomisch  richtig,  meint  aber,  dass  damit  noch  nicht  bewiesen 
sei,  es  sei  dasselbe  auch  nationalökonomisch  richtig.  S.  a.  a.  0.  S.  6,  35,  wo  die  Resultate 
zos.  gestellt  sind.  Offenbar  ist  es  allerdings  nur  vom  privatwirthschaftl. ,  nicht  aber 
vom  Volks wirthschafd.  Standpuncte  richtig,  zu  der  Folgerung  zu  kommen,  dass  kein 
Boden  zur  Holzcultur  benutzt  werde ,  welcher  als  Ackerland ,  Wiese  oder  Weide  eine 
höhere  Bodenrente  erwarten  lasse,  selbst  wenn  in  einem  Lande  dann  der  ganze  Wald 
verschwinden  sollte,  —  eine  Folgerung,  welche  Helferich  mit  Recht  als  uothwendige 
Consequenz  des  rein  privatwirthschaftl.  Forstbetriebs  hinstellt,  S.  35.  Aber  abzuweisen 
ist  diese  Folgerung  auch  aus  dem  nationalökonom.  Gesichtspuncte  nur  mit  den  Rack- 
sichten  auf  den  klimatischen  und  allgemein-volkswirthsch.  Einfluss  der  Wälder,  nicht 
mit  der  Furcht  vor  Holzmangel  und  hohen  Holzpreisen  (§.  237).  Ebenso  darf  die 
Regel,  dass  die  Rente  des  als  Waldboden  benutzten  Bodens  vom  Forstwirth  auf  das 
Mudmom  getrieben  werde,  nur  insofern  Ausnahmen  erleiden,  als  ein  solcher  Betrieb 
allgemein  nachtheilige  Folgen  der  genannten  Art  befürchten  Hesse,  z.B.  des- 
wegen der  Waldbestand  bei  kürzeren  Umtriebszeiten  in  einer  fllr  das  Klima  ungünstigen 
Weise  beschränkt  werden  müsste.  —  An  diesen  meinen  Sätzen  aus  d.  6.  A.  vonRau, 
§.  176,  Note  a,  habe  ich  auch  jetzt  nichts  ändern  zu  müssen  geglaubt,  obgleich  die 
Wissenschaft!,  u.  praktische  Controverse  über  das  richtige  leitende  Wirthschaftsprincip 
im  Forstwesen  auch  in  den  letzten  Jahren  sehr  lebhaft  discutirt  worden  ist  und  mir 
von  einem  Autor  (H  e  i  t  z ,  Forstregal  u.  Waldrente,  Stottg.  1 878)  dabei  die  „  D  m  g  e  h  u  n  g '' 
der  durch  die  neuen  Tariffragen  entstandenen  Schwierigkeiten  vorgeworfen  wurde. 
(Deber  Heitz  s.  Lehr  in  Hildebr.  Jahrb.  32,  S.  332.)  Beistimmend  zu  meiner 
Auffassung  in  der  6.  A.  äussert  sich  Leo,  Forstl.  Bl.  1873,  S.  89  ff.  Weiteres  gehört 
eben  nicht  in  d.  Fin.wiss.,  sondern  in  die  Forstpolitik.  Besonders  beachtenswerth  sind 
ans  der  jüngsten  Literatur  noch:  Helfe  rieh 's  2.  Art.  Waldreute  in  d.  Tüb.  Ztschr. 
1871,  XXVII,  549  tf.  (nation.-ökou.  Prüfung  der  Pressler'schen  These),  ders.  ebend. 
XXVIII,  3S8  tf.,  „zur  Lehre  v.  der  Waldrente"  (auch  in  den  „Forstl.  Blättern"  1872, 
S.  4  ff.).  Ders.,  Abh.  Forstwirthsch.  in  Schönberg*s  Handb.  I,  bes.  S.  742;  zu  dieser 
Abb.  ist  zu  vergleichen  d.  Kritik  v.  Lehr,  in  d.  von  ihm  mit  her.gegeb.  „Allgem. 
Forst-  u.  Jagdzeitung**,  Juli  1883.  Wagener  (Forstmeister),  die  princip.  Aufgaben 
der  Forstwirthschaft,  Tüb.  Ztschr.  1S73,  XXIX,  381  ff.,  ders.,  Anleitung  zur  Regelung 
des  Forstbetriebs,  1875.  Baur  in  s.  Monatsschr.  für  Forst-  u.  Jagdwesen  über  „Forst- 
statistik** eine  Reihe  von  Aufsätzen  im  Jahre  1872.  Borggreve,  Forstreinertragslehre 
(bes.  gegen  G.  Heyer),  Bonn  1878  (s.  darüber  Schäffle,  Tüb  Ztschr.  1879  S.  J, 
und  Lehr,  Hildebr.  Jahrb.  33,  S.  49),  —  alle  diese  Arbeiten  gegen  Pressler.  Für 
denselben  bes.  Judeich,  Tliarander  Jahrb.  B.  19,  20,  22,  24,  daraus  ders.  in  d. 
TUb.  Ztschr.  1873,  XXIX,  145,  sachliche  Erörterungen  belehrender  Art  mit  Helfe- 
rich.  Dsgl.  speciell  gegen  Baur:  Lehr  in  der  Allgem.  Forst-  und  Jagdztg..  1873, 
Juninummer  u.  folg.  S.  auch  G.  Heyer's  Forstl.  Statik  u.  Lehr  in  d.  Ausführung 
gegen  Heitz  a.  a.  0.,  Roth  üb.  Grund-  u.  Waldrente,  Forsü.  Bl.  1873,  S.  225,  257,  289. 

Wenn  die  privat-  u.  volkswirthsch.  Standpuncte  richtig  auseinandergehalten  werden, 
ist  eine  Vereinigung  der  scheinbar  so  entgegengesetzten  Ansichten  nicht  so  schwierig. 
Die  praktische  Schwierigkeit  liegt  darin,  richtig  zu  bestimmen,  wie  weit  das  privat- 
wirthsch.  Princip  der  Bewirthschaftung  Platz  greifen  darf,  ohne  Nachtheil  f.  die  klimat. 
u.  allgemein -volkswirthsch.  Function  dos  Wald<-s.  üebertreibung  in  der  Länge  der 
ümtriebszeit  ist  hier  wohl  zuzugeben,  bes.  bei  den  deutschen  Staatsforsten.  Die  Con- 
sequenz der  Anerkennung  der  genannten  Function  der  Wälder  ist  dann  entweder  eine 
beschränkende  Waldschutzgesetzgebuug  für  den  Privatwald,  damit  hier 
nicht  einseitig  die  privatwirthsch.  Betriebsweise  vorwalte,  oder  die  üe bernahme  der 
betreffenden  Wälder  von  solcher  allgemeinen  Bedeutung  in  das  Staats- 
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cigenthum.  Hier  hängt  die  scheinbar  rein  forsttechnische  Frage  wieder  mit  den 
Fragen  volkswirtlisch.  Organisation  a.  der  Eigenthumsordnang  zusammen  (s.  Wagner, 
Gnmdleg.,  Abth.  2,  Kap.  4,  bes.  §.  366). 

I.  —  §.  241.  Leitendes  Prineip  der  Bewirthscbaf- 
tung.  Für  die  BewirthschaftuDg  der  beibehaltenen  Staatsforsten 
mnss  das  priyatwirtbschaftliche  Prineip  des  grössten 
nacbhaltigen  Reinertrags  das  leitende  sein,  soweit  jene 
allgemeinen  Rücksiebten  (§.238)  nicbt  widersprechen. 
Nur  insofern  gehört  die  Einnahme  ans  den  Domanialwaldongen 
demgemäss  unbedingt  zu  den  privatwirthscbafklicben  Einnahmen 
des  Staats. 

Die  liäufige  BUcksicht  auf  die  ,, beste,  nachhaltigste  und  billigste  Befriedigung 
des  HolzbedUrfnisses  der  Bllrger*'  darf  dagegen  aus  den  in  §.  237  angegebenen  Gründen 
für  den  Staatsforstbetrieb  nicht  maassgebend  sein.  (Rau  hat  in  d.  5.  A.,  §.  143,  Nr.  4, 
dieses  Prineip  noch  festgehalten  neben  dem  Streben  nach  dem  grössten  Boinertiag. 
Ebenso  schon  Malchus  I,  §.  14.)  Jene  Rücksicht  führt  auch  nur  zu  einer  ungerechten 
Begünstigung  der  zufälligen  Anwohner  der  Staatsforsten,  was  bei  der  notorisch  meistens 
sehr  ungleichmässigen  Yertheilung  dieser  Forsten  über  das  Staatsgebiet  nicht  zu  Ter- 
meiden  und  dann  Tollends  bedenklich  ist.  Auch  in  der  Bestimmung  der  verschie- 
denen Holzculturen  muss  der  Rentabilit&tsgosichtspunct  entscheidea,  wobei 
sich  freilich  die  Berücksichtigung  der  speciellen  Uolzbedürfhisse  der  Nachbarsdiafi 
eines  Staatsforsts  oft  ohnehin  finanziell  am  Meisten  lohnen  wird. 

Die  practische  DarchfQhrung  jenes  Priocips  ist  in  einseitiger 
Vorliebe  für  den  Wald  gerade  in  der  neueren  rationellen  Forst- 
wirthschaft  (auch  Deutschlands)  zu  sehr  vernachlässigt 
worden. 

Namentlich  ist  man  in  den  Fehler  gefallen,  die  Anforderungen  in  Betreff  der 
Nachhaltigkeit  des  Waldbetriebs  zu  übertreiben,  nicht  nur  für  den  Ersatz 
eines  der  weggenommenen  Holzmasse  /gleichen  Quantums  durch  Zuwachs  zu  sorgen, 
sondern  auch  den  zeiti^r.n  Holzrorrath  eines  Waldes  ganz  zu  erhalten  und  die  Umtriebs- 
Zeiten  über  diejeuige  Grenze  von  Jahren  auszudehnen,  welche  naturwissenschaftlich 
nach  den  Wachsthumsverhältnissen  der  Wälder  und  privatwirthschaftlich  mit  Rücksicht 
auf  die  Preise  der  Holzsorten  verschiedenen  Alters  nach  dem  Gesichtspuncte  des 
höchsten  R4^'ine.rtraj!;s  die  richtig«^  für  die  verschiedenen  Holzculturen  ist.  Auf  dies».* 
Weise  ist  die  Waldfläche  öfters  gröss<'r  und  stärker  bestockt  gehalten  worden,  als  es 
die  Rücksicht  auf  den  klimatischen  und  allgemein-wirthschaftlichen  Einfluss  der  Wälder 
gebietet.  Ferner  ist  in  den  Wäldern  ein  unnöthig  grosses  Holzkapital  aufgesammelt 
worden,  welches  im  Grunde  brach  liegt  und  im  Interesse  der  Einzelwirthschaften  der 
WaldeigenthUmer ,  also  auch  des  Staats,  und  in  dem  in  diesem  Falle  hiermit  iden- 
tischen Literesse  der  ganzen  Volkswirthschaft  passender  zu  einem  Theil  flüssig  gemacht 
werden  sollte. 

Obiges  nach  Reuning,  bes.  S.  12,  24  K.  (Vegetation  in  den  verschiedeneu 
Altersperioden,  Abnahme  des  Zuwachses  vor  den  jetzt  meist  üblichen  Umtriebszeiten, 
di«?  vielfach  von  100  auf  70  Jahre  verkürzt  werden  können,  da  die  Verminderung  des 
Zuwaclises  nicht  mehr  durch  genügende  Steigerung  der  Qualität  und  des  Werths  aus- 
geglichen wird,  vgl.  auch  Pn^ssler  und  Helferich  a.  a.  0.);  Seite  21 — 24,  wo  Reuning 
der  jetzt  üblichen  Fürsorge  tiines  Jahrhunderts  für  ein  nachfolgendes  in  der  Erhaltung 
der  Holzsortimente  entge<j:entritt,  während  man  doch  die  Bedürfnisse  der  Zukunft  nicht 
ktnne  (vgl.  o.  S.  575  das  Wort  von  Hock)  u.  S.  24  für  die  wirthschaftliche  Haabaiteit 
Anes  Waldes  die  Kegel  aufstellt:  sie  tritt  „mit  dem  Jahre  ein,  wo  das  aus  dem  stehcndeu 
Holze  durch  dessen  Verwertliung  gewonnene  Kapital  einen  höheren  Ertrag  gewährt, 
als  (li(>  Werthserhöhung  demselben  durch  den  Zuwachs  ist,   wenn  es  bestehen  bleibt"; 
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oudlich  S.  31  Jl'.,  wo  Berechnungen  über  dio  Grösse  des  flUshig  zu  machenden  vorräth. 
Holzkapitals  anjrestellt  sind.  Einzelnes  aus  d.  Kritik  Ph.  Geyer 's  in  s.  „Wald*' 
über  d.  iinanz.  Ergebnisse  der  deutschen  Staatsforstwirthsch.  ist  hier  bemerkenswcrth.  — 
In  den  prenss.  Staatsforsten  (alte  Prov.)  waren  1865  vorhanden  an  Hochwald  von 
über  SO  Jahren  alt  1*57  Mill.  M.  oder  23%^  41—80  J.  alt  2*35  Mill.  M.  oder  25Voi 
1 — 40  J.  alt  2*64  Mill.  M.  oder  39%  ^^s  g-anzon  Walds,  was  einer  Umtriebszeit  von 
100 — 110  J.  entspricht,  während  Reunin«^  nach  liurckhardt's  Tafeln  berechnet,  dass 
bei  Brennholz  die  Kente  vom  50  J.  an  fällt,  ))ei  Nntzholz  im  70.  J.  am  höchsten  ist; 
a.a.  S.  28— 80  n.  Stat.  Jahrb.  f.  Prcussen  III,  147.  1875  war  die  preuss.  Staatswald- 
fläche 77o  Eichen,  10  Buchen,  56  Kiefern,  Lärchen,  12  Fichten,  Tannen,  1  Mittel- 
wald, 8  Niederwald.  Die  Höhe  des  Reinertrags  häng-t  natürlich  auch  mit  diesen 
Cnltnren  zusammen. 

IL  —  §.  242.  Bewirthschaftungsformen.  Die  allge- 
mein übliche  und  auch  rationellste  Form  ist  die  Selb stbe wir th- 
schaftung  oder  Selbstverwaltung  der  Staatsfursten.  Sie 
wird  grossentheils  durch  dieselben  Gründe  empfohlen  und  selbst 
geboten,  welche  für  das  Staatseigenthum  an  Wäldern  sprechen, 
und  hat  sich  auch  vollkommen  bewährt.  Die  beiden  anderen 
möglichen  Formen,  Erbpacht  und  Zeitpacht,  sind  selbst  von 
sonstigen  Gegnern  des  Sta,atsbetriebs  beim  Walde  selten  befür- 
wortet, in  der  Praxis  wenig  oder  gar  nicht  vorgekommen  und  auch 
nicht  zweckmässig,  weil  dem  Zwecke  des  Staatseigenthums  an 
Wäldern  zuwider. 

Dies  besonders  zu  bejjcründirn  ist  j«;tzt  kaum  mehr  nothwendiir.  Rau  weist  in 
§.  144  die  Erbpacht  noch  in  einer  besonderen  kleinen  Erörterung:  ab.  S.  dieselbe 
abgedruckt  auch  in  vor.  Aufl.  di(jses  Bands  S.  454  Note  5.  Auch  dir  Zeitpacht  ist 
aus  lihnliclien  Gründen  wi««  die  Erbpacht  nicht  wohl  in  «^össerrm  Maasse  anwendbar, 
da  auch  hier  eine  Control«^  unentbnhiiich  nnd  doch  zu  schwierig  für  d<;n  Staat  und 
zu  lästijr  für  den  Pachter  sein  würde.  (Für  eine  „nach  Grundsiitzen  der  Forstwirth- 
schaff '  bedinge  Zeitpacht  der  Wälder  anstatt  der  eigenen  llrwirthschaftung  bis  zu 
dem  Zeitpuncte,  wo  Erbpacht  möglich  ist,  Jakob,  g.  274.  S.  auch  Albert,  Forst- 
verwalt.,  S.  141.) 

III.  —  §.  243.    Die  Staatsforstverwaltung. 

Das  Nähere  hi«'nll)*T  gehört  nicht  in  d.  Finanzwissensch.  Von  ältrrer  Fachlit.  d. 
(Gegenstands  s.  v.  IJurgsdorf,  Forsthandbuch,  2.  Band  1805.  (3.  \.)  —  Hartiir» 
Grundsätze  der  Forstdirc.ction,  1813,  2.  A.  Meyer,  Forstdirectionsh'hre,  2.  A.,  1822. 
Laurop,  Die  Forstdirection ,  1S24.  Pfeil  a.  a.  0.,  Hartig,  Grundzüge  zu  eimrr 
zweckmäss.  Forstor^anisation,  in  dessen  Abhandlungen  ilb«T  interess.  Gegenständ«*  beim 
Forst-  u.  Jagdwesen,  Herlin  1830,  S.  1.  Ilundeshagen,  F.  Pol.,  S.  314,  321. 
V.  Wedekind,  Anleit.  zur  Forst\rerwaltung  u.  zum  Forstgeschäftsbetriebe.  Darmstadt 
1831.  Von  neuerer  Fachlitcr.:  v.  Berg,  Die  Staatsforstwirthschaftslehn; ,  1850. 
Albert,  Lehrb.  d.  Staatsforstwissensch. ,  Wien  1875,  ders.,  Lehrb.  d.  Forstverwait., 
Milnch.  1883.  Leo,  Forststat.  S.  207  ff.  Liter,  über  d.  Verwaltorganis.  einzelner  Län- 
der auch  oben  S.  570,  die  gen.  Werke  ?.  Rönne  u.  s.  w.  Vgl.  Kau  §.  145  ft"., 
wonach  im  Wesentl.  vor.  Aufl.  dieses  Bands  §.  198  ff.  Jetzt  zus.gezogen,  aber  auch 
mehrfach  verändert,  nach  Maassgabe  gegenwärtiger  Auffassungen,  z.  Th.  im  An- 
schluss  an  Albert  (Forstverwaltung,    bes.  S.  150  ff.). 

A.  Die  Organisation  der  Staatsforstverwaltung  oder  die 
Einrichtung  des  betreffenden  Behördenwesens  muss  sich  wesentlich 
nach  den  Aufgaben  richten,  welche  diese  Verwaltung  zu  erfüllen 
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hat.  Hier  machen  sich  dann  nach  dem  Arbeitstheilnngsprincip 
bestimmte  technische  Forderungen  der  Forstwirthschaft  geltend, 
wodurch  Abweichungen  von  der  Organisation  anderer  Verwaltungs- 
zweige bedingt  werden.  Gewisse  Grundzüge  der  Organisation  er- 
geben sich  aus  diesen  technischen  Verhältnissen,  verändern  sich 
daher  auch  wenig  und  finden  sich  einigermassen  übereinstimmend 
in  den  verschiedenen  Ländern.  In  der  practischen  Durchführung 
der  Organisation  treten  dann  aber  einzelne  Verschiedenheiten  unter 
dem  Einfluss  der  sich  verändernden  ökonomisch -technischen  Auf- 
gaben der  Forstwirthschaft,  so  beim  Wechsel  des  Bewirthschaftnngs- 
sy Sterns  (Betriebssystems),  ein,  wie  z.  B.  die  Verdrängung  des 
„Forstmeistersystems''  durch  das  (preussische)  „Oberförstersystem". 
Andere  Einzelheiten  werden  auch  wohl  durch  die  Einrichtungen 
der  sonstigen  Staatsverwaltung,  des  Kassen-  und  Rechnungswesens, 
auch  des  Militärwesens  mitunter  mit  bestimmt. 

Die  Aufgaben  der  Forstverwaltung  und  im  Anschluss  daran 
die  Gliederung  des  Forstpersonals  und  des  Behörden- 
wesens sind  wesentlich  folgende  6  —  7:  untere  Manipu- 
lationsarbeiten, Beschützung,  Bewirthschaftung,  Be- 
aufsichtigung, höhere  locale  Leitung,  oberste  Leitung, 
Kassenverwaltung. 

1^  Die  Vornahme  d.  eigentlichen  unteren  Manipulationsarbeiten  zur  Ordnung 
des  Forsts  und  der  Erwerbung  der  Forstproductc  erfolgt  durcli  das  unter  Aufsicht  der 
Vorgesetzten  arbeitende  Handarbeiterpersonal  (Waldarbeit er  u.  dgl.,  .,Hand- 
und  ücspannarbeit";  Albert).  —  2)  Die  Beschützung  des  Waldes  ^egen 
Frevel,  Widerreclitlichkeiten,  Nachlässigkeiten  u.  s.  w.  Dritter  geschieht  durch  Wald- 
hüter, Forstaufseher,  auch  durch  eigene  militärisch  organisirte  Forstschutz- 
wachen (Wtirtemb.);  dieser  Waldschutz  kann  sich  zugleich  auf  Bekämpfung  ?on 
Naturereignissen,  Wiedergutmachung  von  Elementarschäden  kleinerer  Art,  Anzeige 
grösserer  solcher  Schäden  bei  den  Förstern  erstrecken.  —  3)  Die  eigentliche  Ver- 
waltung oder  Bewirth Schaft ung  de^  Walds,  welcher  zu  diesem  Zweck  in  be- 
stimmte „Reviere"  getheilt  wird,  findet  statt  entweder  durch  Förster  oder  Ober- 
förster mit  im  Wesentlichen  selbständigem  Wirkung-skreis  unter  Controle  der 
höheren  Behörde  —  sogen.  „Oberförstersystcm"  —  oder  mit  beschränkter  Com- 
petenz  unter  Leitung  eines  Vorgesetzten,  des  Forstmeisters  für  mehrere  einen 
„Forstamtsbezirk**  bildende  Reviere,  (sogen.  „Forstmeister-"  oder  „Revier- 
förstersystem"). Das  ersterc  System  ist  schon  jetzt  in  Deutschland  das  über- 
wiegende, besteht  u.  A.  in  Preussen,  Baden,  Els.-Lothr.  u.  verscliiedenen  Kleinstaaten, 
gilt  nach  den  heutigen  Aufgaben  der  Staatsforstwirthschaft  und  dem  nothwendigen 
(irade  allgemtäuer  und  technischer  Bildung  der  Förster  (Oberförster)  als  das  passende 
(Beschluss  d.  Versamml.  Deutscher  Forstmänner  in  Eisenach  1876  (b.  Albert  S.  179) 
und  wird  dem  Vernehmen  nach  jetzt  auch  iii  Baiern  zum  Ersatz  des  dort  noch  be- 
stehenden „Forstmeistersystems"  geplant.  Höhere  Kosten  soll  dies  nicht  nothwendig 
bedingen,  eher  selbst  Ersparnisse  (Albert  S.  1S3).  —  4)  Die  Ausübung  der  Ober- 
aufsicht über  die  eigentliche  Bewirthschaftung  der  Forsten  (Nr.  8)  erfolgt  durch 
die  Forstinspection.  Nach  den  eben  genannten  beiden  Systemen  wird  diese  Inspection 
in  verschiedener  Weise  eingerichtet.  Beim  „Forstmeistersystem"  hat  der  Forstmeister 
die  Inspertion  <ler  Förster,  betheiligt  sich  aber  zugleich  an  der  Verwaltungsarbeit,  so 
auch  an  der  Verwerthung  der  Forstproductc,  was  jetzt  für  eine  unzweckmiissige  Weit- 
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läofigkelt  gilt  (Albert  S.  185).  Beim  „Oberförsteräystcm'*  werden  grössere  Inspec- 
tionsbezirke  gebildet,  an  deren  Spitze  ein  Forstinspector  steht,  welcher  zuglcicli  Mit- 
♦rlied  der  höheren  (Provinzial-)  Forst bchörde  oder  der  „Forstdirection"  ist.  —  5)  Die 
Aasübung  einer  höheren  Leitung  und  Controle  über  die '^esammte  locale  Forst- 
vciwaltung,  geschieht  durch  eine  grössere  Mittel-Behörde,  die  sogen.  „Forstdirec- 
tion",  üblicher  Weise  mit  einem  Dircctor  (Oberforstmcistor)  an  der  Spitze,  einigen 
Ruthen  für  die  Ferschicdenen  Specialzweige  des  Forstdiensts  und  SubalttTnpersonal.  — 
6)  Die  Ausübung  der  obersten  Leitung  des  gesammtcn  Staatsforstwesens  erfolgt 
durch  eine  Ceutralstelle,  welche  regolmüssig  und  passend  eine  eigene  Abthei- 
lung,  eventuell  auch  eine  mit  der  Domäneuverwaltuug  verbundene  Abtheilung 
desjenigen  Ministeriums  bildet,  zu  dem  das  Forstwesen  ressortirt  (Finanz-  bez.  jetzt  mehr- 
fach —  Preussen.  Oest<5rreich  —  das  Landwirthsch.min.). 

Die  Kassengeschäfte  des  Forstwesens  waren  früher  vielfach  unmittelbar  mit 
den  Geschäften  der  Forstbewirtlischaftung  verbunden  und  wurden  dann  von  den  be- 
treffenden Beamten  (Förstern  u.  s.  w.)  entweder  selbst  oder  unter  deren  Leitung  und 
Verantwortung  von  ihrem  Dienstpersonal  ))esorgt.  Dadurch  waren  die  practischen 
Forstbeamten  „anweisende**  und  „gelderliebende" ,  bez.  „auszahlende"  Organe  zu- 
gleich, was  die  Controle  erschwert,  ünterschleife  ••rleichtert,  die  Beamten  ihrer 
Hauptaufgabe  entzieht.  Daher  hat  man  schon  länger  und  passend  in  der  Kegel  die 
Kassengeschäfte  vom  practischen  B'oratdienst  getrennt  und  sie  auf  Grund  der  Angaben, 
Buchführung,  Anweisungen  u.  s.  w.  der  Förster.  Forstmeister  voji  besonderen  Or- 
ganen ausführen  lassen.  Hier  ünden  sich  dann  wieder  die  beiden  Systeme  des 
Kassenwe^ens  (§.  127),  das  ältere,  jetzt  öftere  auch  hier  beseitigte  oder  modificirte 
der  aparten  „Verwaltungszweig-Kassen'*,  d.  h.  besonderer  Forstkassen,  unterer  bei  den 
Forst&mtem,  mittlerer  bei  den  Forstdirectioncn  und  eventuell  auch  noch  einer 
obersten  Central-  Forstkasse,  oder  das  neuere  der  „einheitlichen  Staatskassen**, 
wo  dann  die  bezüglichen  Kassengeschäfte  nach  den  Anweisungen  der  ForstbehOrden 
von  den  gewöhnlichen  Local-,  Kreiskassen  u.  s.  w.  mit  besorgt  werden.  (Vgl.  Albert 
S.  188  ff.). 

Allgemein  ist  jetzt  das  Jagdwesen  bei  uns  mit  dem  Forstwesen  verbunden 
und  unter  dessen  Organe  gestellt. 

Kau  unterscheidet  bei  d.  Forstverwalt.  die  Personen  u.  die  Geschäfte; 
von  jenen  beschützende,  bewirthschaftende,  oberaufschende,  Kassen- 
beamte (§.  145,  danach  noch  vor.  Aufl.  §.  t9S).  Diese  Unterscheidung  triffl  das 
Wichtigste,  reicht  aber  doch  nicht  mehr  aus  und  übersieht  die  Fragen  der  Organi- 
sation über  dem  Personal.  Albert  S.  146  ff.  scheidet  zuwenig  die  Organisation 
von  den  Geschäften  der  Organe. 

Beispiele  der  Personalverhältnisse  u.  s.  w.  in  einzelnen  Staaten  in  den  Noten 
bei  Kau  u.  in  vor.  Aufl.  Darstellung  der  gegenwärt  Organisation  in  deutschen  und 
anderen  Ländern  bei  Albert  §.  85  S.  152.  (Die  forstl.  Titulaturen  „Förster'*  u.  s.  w. 
zeigen  in  Deutsclü.  eine  bunte  Mannigfaltigkeit,  „Förster**  ist  bald  ein  unteres, 
beschützendes,  bald  ein  mittleres  verwaltendes  Forstorgan).  InPreussen 
wurde  das  „OberftJrstersystem**  1825  eingeführt.  Das  Forst-  u.  Jagdwesen  ist  wie.  das 
Domänenwt^sen  1879  vom  Finanzministerium  abgetrennt  u.  an  das  nunmehr  sogen. 
„Min.  f.  Land  Wirt  lisch.,  Dom.  u.  Forsten**  übertragen,  lüer  bildet  es  seit  1880  eine 
tageiie  Minist- Abtheil,  unter  dem  „Oberlandforstmcister**  als  Director  (15,000  M.  Geh.). 
Dieser  Abth.  gehören  mit  der  Dom.-Abth.  zusammen  jetzt  12  vortragende  Käthe  und 
1  Forstmeister  an.  Für  Verwalt.  u.  Betriel)  der  Staatsforsten  ausserhalb  der  Central- 
verwaltung  fungiren  1883  30  Oberforstmeister  (Geh.  i.  D.  5100  M.)  u.  92  Forstmeister 
(Geh.  L  D.  4800  M.),  zusammen  122  oder  1  auf  21,690  ha.  Forstland,  678  Oberförster 
(Geh.  i.  D.  2550  M.),  1  auf  3903  ha.,  3366  Förster  (Geh.  i.  D.  960  M.),  1  auf  787  ha. 
Auch  344  Wald  Wärter,  im  Hauptamt  mit  360—660  M.  besoldet—  In  West-Oester- 
reic  h  das  Forst-  u.  Dom.wesen  jetzt  ebenfalls  eine  Abth.  des  „Ackerbauministeriums**, 
1880  mit  1  Oberlandesforstmeister  (Geh.  5500  fl.,  Activ.zul.  1000  fl.),  3  Käthen,  4 
Ingenieuren,  1  Förster,  4  Assistenten;  dann  6  For^t-  u.  Dom.direetionen  je  mit  1  Ober- 
forstmeister (2800—3500  fl.  Geh.  und  verschieden  hohen  Activ.zul.),  2  Forstmeistern, 
1 — 2  Viceforstmeistern  u.  weiterem  forsttechn.  u.  Kanzleipcrsonal,  im  Ganzen  228  Be- 
amte bei  d.  6  Forstdirectionen.  Bei  d.  Local  Verwaltung  fungiren  78  Oberförser  (1  auf 
5>246  ha.  Staats  Waldungen),  72  Förster,  9  Forstassist,  532  Forstwarte  u.  im  Ganzen 
970  Bedienstete.     Specielleres   über   die  Dienstverhältnisse   u.    über   d.  (irössenverhält- 
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nisse  d.  Dienstbezirke  der  Staatsforstbeamtcn  im  D.  Reiche  s.  bei  Leo,  Forstl.  Blätter, 
1873  S.  79  ff.  u.  dcrs.  Forststatist.  S.  207  ff.  Die  durchschn.  Grösse  eines  Ober- 
foi-stbeamtenbezirks  in  Preussen  ist  hier  87.414  H.,  Max.  Brandenb.  199,910  H.,  Min. 
Westfalen  29,673,  desgleichen  eines  Inspectionsbezirks  20,329,  Max.  Posen  42,842, 
Min.  Westfalen  8*478,  desgleichen  eines  Reviers  8817,  Max.  Posen  6,855,  Min. 
Schlesw.  Holstein  2095  H.  Je  auf  1  Oberforstbcamten ,  1  Inspectionsbeamten  und  1 
Revierverwalter  kam  an  Staatswaldfl&cho  in  Baiern  bez.  39,101,  13,034,  1819  H., 
Sachsen  105,006,  12,690,  1278  H.,  Würtemb.  94,653,  15,145,  2368,  Baden 
70.003,  —  u.  8271  (Reviere).  — 

Auch  in  Frankreich  stehen  die  Staatsforsten  seit  1S77  unter  dem  Ackerbau- 
Ministerium,  wo  eine  Abth.  dafür  fungirt  (1  Dir.  u.  3  Abth-vorstÄndc,  8  Inspect.,  16 
ünterinspect.).  Im  Lande  32  Forstbezirke  mit  39  Dirigenten  (Conservateurs)  u.  Gcneral- 
inspectoren  (8—15,000  fr.  Geh.,)  165  Inspect.  (45—6000  fr.),  264  ünterinspect.  (3— 
8800  fr.),  219  Oberförstern  u.  3176  Förstern  (700—1600  fr.).  S.  Kaufmann,  Fin. 
Frankr.s  S.  576.    Albert  S.  159. 

§.  244.  —  B.  Die  einzelnen  Geschäfte  der  Staatsforst- 
verwaltung  folgen  aus  den  Aufgaben,  wie  sie  im  vorigen  §.  bei 
der  Organisation  der  Verwaltung  dargelegt  sind. 

a)  Den  Ausgangspunct  und  die  Grundlage  der  betreffenden 
weiteren  Geschäfte  bildet  die  Ermittlung  und  die  laufende  Evident- 
faaltung  des  ,,forstlicfaen  Thatbestands'^,  d.  h.  der  Lage, 
Grenzen,  Grösse,  Beschaffenheit,  des  Holzbestands,  der  Holzarten 
des  Staatsforst-Bodens,  Thatsachen,  welche  dann  für  eine  allge- 
meine Volks wirthschaftliche  Forststatistik  zugleich  das  Material 
liefern. 

Vgl.  Albert  §.  108  u.  Über  Forststat.  §.  111,  Rau  §.  148  u.  vor.  Aufl.  §.  199, 
wo  die  forsttechn.  Aufgabe  der  Ermittlung  des  Thatbestands  nicht  gehörig  von  der 
allgemeinen  der  Herstellung  einer  Forststatistik  unterschieden  wird.  S.  f.  letztere 
Leo,  FoKtstat.  u.  ders.  in  d.  Forstl.  Blättern  1874  S.  161  ff.  Die  eigentlich  forst- 
statist.  Fragen  gehören  nicht  in  die  Fin.wiss. 

b)  Alsdann  gilt  es  „die  vorhandene  Holz  masse  jeder  Holz- 
art, jedes  Alters  und  die  Grösse  des  jährlichen  Zuwachses 
abzuschätzen^'  (Rau),  ein  besonders  schwieriges,  nur  allmälig 
von  geübten  Technikern  durchzuführendes  Geschäft ,  das  nament- 
lich für  die  Bemessung  des  Zuwachses  umfassende,  neuerdings 
immer  sorgfältiger  und  ergebnissreicher  gewordene  Beobachtungen 
voraussetzt.  Auf  Grund  dieser  Beobachtungen  werden  „Ertrags- 
tafeln"  entworfen. 

Vgl.  llelferich  im  Handb.  d.  polit.  Oekon.  I,  §.  8  ff.  u.  die  daselbst  S.  718. 
720,  7?9  ff.  nach  Burckhardt  u.  Baur  mitgetheilten  Tafeln.  S.  Burckhardt^ 
Hilistafeln  f.  Forsttaxatoron,  Hannover  1873. 

c)  Mit  Hilfe  dieser  vorausgehenden  Arbeiten  ist  der  allgemeine 
Betriebsplan  für  die  Forsten  zu  entwerfen,  d.  h.  (nach  Rau, 
§.  14G)  „die  Benutzungsweise  jedes  Waldtheiles,  das  Alter 
der  zu  hauenden  Stämme  (ümtriebszeit),  die  Art  des  Hiebes, 
die  zu  hauende  Holzmenge  (Hiebs menge)  u.  dgl.  zu  bestimmen. 
Wälder,  bei   denen   die  Holzart  und  das   Alter  des  auf  ihren  ein- 
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zelnen  Abthellangen  vorhandenen  Holzbestandes  noch  nicht  den 
erforderlichen  regelmässigen  (Rieht-  oder  Normal-)  Zustand 
liaben,  müssen  nach  und  nach  in  denselben  hinübergeftthrt  werden ; 
Betriebsregulirung  oder  -Einrichtung.  Sind  diese  Plane 
festgestellt  und  die  Waldungen  denselben  gemäss  eingerichtet,  so 
wird  dann  aus  jenen  Itlr  jede  Periode  und  jedes  Jahr  die  Vor- 
schrift für  die  vorzunehmenden  Geschäfte  abgeleitet  (periodischer 
nnd  jährlicher  Betriebsplan)/'  Dieser  letztere  dient  dabei 
zugleich  als  Grundlage  fUr  die  Aufstellung  des  Rohertrags  der 
Staatsforsten  in  dem  bestimmten  Etatsjahr. 

Es  wird  dabei  daher  insbesondere  die  Hicbsmcnj^e  veranschlag^.  Bei  ratio- 
neUer,  auf  die  genügende  Nachhaltigkeit  sehender  Bewirthschaftung  lässt  sich  dit^so 
Hiebsmenge  uur  auf  Grund  richti^i^er  Ertragstafeln  bez.  zuverlässiger  Bestands-  u.  Zu- 
waclisanschläge  des  betrt^lienden  einzelnen  Waldes  und  Waldtheils  sicher  feststellen. 
Itach  Klima,  Bodenbeschaffenheit.  Holzart  zeigen  sich  hier  natürliche  Verschieden- 
heiten, aus  denen  man  nicht  ohne  Weiteres  auf  die  Leistungen  der  Forstverwaltung 
und  etwa  auf  zu  conservative,  den  Holzbestand  vermehrende,  noch  auf  zu  fiscalische, 
ihn  vermindernde  Betriebseinrichtung  schliessen  kann.  Die  erzielten  Durchschnitts- 
Betriebsmengen  hängen  auss<Tdem  selbstverständlich  von  dem  einmal  Überkommenen 
Znstande  des  Waldes,  der  sich  erst  allmälig  verändern  lässt,  ab.  Bei  Vergleichen  der 
Dorchschnittserträge  der  Forsten  grosser  u.  kleiner  Staaten,  z.  B.  Preussens  u.  deutscher 
Mittel-  u.  Kleinstaaten  ist  auch  wieder  nicht  zu  übersehen,  dass  die  Durchschn.zahlen 
dort  die  Ergebnisse  vieler  verschieden  artiger  Wälder  sind.  Man  muss  hier  wieder 
nnr  zwischen  den  Forston  einer  Provinz  oder  eines  Kreises  eines  grösseren  Staats  und 
den  diesen  nach  Klima,  Bodenboschafl'enheit,  Zustand,  Absatzverhältnissen  u.  s.w.  einiger- 
massen  ähnlichen  Forsten  des  Mittel-  oder  Kleinstaats  Vergleiche  anstellen.  Bei  einer 
absichtlichen  Verkürzung  der  ümtriebszeit,  z.  B.  bei  dem  Uebergang  von  sehr  langer 
zu  mittlerer  ümtriebszeit  nach  dem  Gesichtspunct  der  Pressler'schen  Schule  vermehrt 
flieh  zeitweilig  die  Hiebsmenge  stärker.  Aeltere  Beispiele  bei  Kau  §.  146  Note  c. 
JL  vor.  Auf.  S.  458  Note  15.  Neue  Beispiele  aus  Prcussen  s.  o.  S.  581.  S.  auch 
Albert,  Lehrb.  d.  forstl.  Betriebsregulirung,  1861,  Jude  ich,  Forsteinrichtung,  3.  A. 
Dresden  1879. 

d)  Verwendung  und  Verwerthung  des  Holzes.  Der 
Staat  kann  mit  dem  Holz  seiner  Wälder  entweder  selbst  unmittel- 
bar seinen  Holzbedarf  decken,  das  ältere,  mehr  naturalwirthschaft- 
liche  System ,  und  nur  den  Ueberschuss  veräussern ,  oder  wie  in 
neuerer  Zeit  in  der  Regel,  das  Holz  möglichst  vollständig  durch 
Verkauf  verwerthen,  was  jetzt  im  Allgemeinen  den  Vorzug 
verdient. 

Je  mehr  Staatsberg-,  Hüttenwerke  und-  Staatsfabriken  beseitigt  sind  oder  je  mehr 
die  SteAn-  und  Braunkohle  als  Brennstoff  das  Holz  verdrängt,  d(.sto  mehr  ^Ut  ein 
Bedftrfhiss  der  eigenen  Verwendung  fort.  Es  ist  auch  besser,  solche  gewerbliclie 
Unternehmungen  des  Staats  und  die  den  eigentlichen  Staatszwecken  dienenden  Anstalten 
(Behörden  u.  s.  w.)  filr  ihren  Bedarf  an  Holz  auf  den  Ankauf  zu  verwc^isen,  weil  dann 
die  Nothwendigkeit  der  Ersparung  mehr  herrortritt,  als  wenn  z.  B.  eine  festgesetzte 
Holzmenge  aus  den  Staatswäldem  abgeliefert  wird  und  von  diesen  Anstalten  verbraucht 
Verden  darf.  Jedenfalls  sollte  aber  bei  d(tr  Ablieferung  von  Holz  aus  Staatsforsten 
an  Staatswerke  u.  s.  w.  die  rechnungsmässige  Durchführung  beim  Aus- 
und  Eingang  naeh  den  üblichen  Preisen  erfolgen  (§.  151).  weil  sonst  die  ökono- 
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mische  Lage  der  Forsten  zu  ungünstig  und  der  an<lcren  Staatswerke  zu  günstig  er- 
scheint. Es  ist  mir  deshalb  doch  fnmclich,  o])  z.  B.  eine  Einrichtung  wie  die  neuer- 
liche in  Raden  ganz  richtig  ist.  Hier  soll  Holz  auf  den  zu  Waldwegen  benutzten 
Flüchen  nicht  mehr  in  den  Ahgabesatz  eingerechnet  werden,  was  damit  beg^ndet 
wird,  dass  bei  den  gewöhnlichen  schmalen  Waldwegen  sich  Zuwachs  u.  Vorrath  nicht 
im  Verhiiltniss  dor  Grösse  der  abgetriebenen  Fläche  mindern,  oft  gar  nicht,  weil  durch 
vermehrten  Lichtzutritt  der  Zuwachs  au  Bandbäumen  gesteigert  wird.  Filr  187ß — 7T 
ist  der  Anschlag  der  gewonnenen  Holzmassc  20,218  Festmeter  mit  einem  mutbmassl. 
Erlös  (ohne  Abzug  der  Zurichtungskosten)  v.  225,000  M.  Diese  Summe  wUrdc  dann 
fUr  Waldwege  mit  zur  Verfügung  stehen.  Aber  es  wird  auf  diese  Weise  die  Einnahme 
der  Forsten  und  die  Ausgabe  für  Waldwege  z.  Th.  verhüllt.  Vgl.  bad.  Budg.  über  d. 
ordentl.  Ausgalie  u.  Einnahme  f.  1876 — 77,  V.  Abth.,  Finanzmin.,  S.  35  vgl.  mit  S.  5. 
—  Die  preuss.  Bestimm,  über  Abgabe  v.  Holz  f.  Staatsbauten  s.  bei  ROnne,  Staats- 
recht II,  2,  598,  Note  2. 

Zur  besseren  Verwerthung  des  Holzes  dient  besonders  die 
Verbesserung  der  Communicationsmittel,  namentlieh 
auch  der  Waldwege  in  den  Forsten  selbst,  ein  so  wichtiger 
Umstand,  dass  es  sich  rechtfertigt,  speciell  dafür  im  ordentlichen 
Ausgabeetat  der  Forstverwaltung  erheblichere  Summen  auszusetzen, 
wie  das  in  der  deutschen  Staatsforst-Administration  auch  üblich  ist 
Ferner  dient  zur  Erzielung  eines  höheren  Erlöses  mit  Erfolg  das 
„sorgfältige  Aussuchen  der  verschiedenen,  zu  besonderen 
Verwendungen  dienlichen  Holzsorten  (Sortimente), 
welche  einen  höheren  Preis  haben  als  Brennholz,  für  die  aber  oft 
erst  Absatzgelegenheit  aufgefunden  werden  muss.  Dahin  gehören 
Bauholz  oder  Nutzholz  zu  mancherlei  Verarbeitung/' 

(Rau  §.  149). 

Der  bad.  Aufwand  filr  Flosseinriclitungen  u.  Fahrwege  1876  215,000  M.,  ausser 
dem  vorhin  gm.  Erlöse.  —  Baiern,  A.  für  1870  833,000  fl.  für  Holzabfuhrwege. — 
Preusstn  1S75  z.  Unterhalt,  u.  z.  Neubau  d.  öffentl.  Wege  in  d.  Forsten  1*20 
Mill.  M.,  V.  d.  Summe  v.  3*07  Mill.  M.  f.  Forstculturen  u.  dgl.  m.  ist  eiu  erhebl. 
Theil  f.  Holzabfuhrwege  bestimmt.  Ausserdem  Prämien  zu  Chausseobauten  im  Inter- 
esse (1.  Forstverw.  unter  d.  ausserortl.  Ausg.  0'15  Mill.  M.  Im  Etat  f.  1883/84 
4  3  Mill.  M.  (wovon  0*937  bei  d.  Centralverwalt.)  unter  d.  and.  Ausgaben  f.  diverse 
Meliorationszwecke,  wobei  bes.  Bau  u.  Unterhaltung  der  Holzabfuhrwege  u.  Zttfüh^ 
haltestellen  im  Interesse  der  Forstverwalt.  Ausserdem  Prämien  zu  Chaussee-  u.  Eiseu- 
liahngüterhaltestellcn  Ol  Mill.  M. 

Der  Preis  von  Rau-  \i.  Nutzholz  ist  der  *2-  3fachc,  mitunter  d.  4 — 6facbe  (z.  B. 
bei  grossen  Schiirshftlzern)  desselben  Quantums  Brennholz.  In  Bai  cm  betrag  das 
aus  d.  Staatsforsten  verkaufte  Bau-  u.  Nutzholz  früher  ItJ,  in  den  60er  J.  an  25''i'9 
der  Holzmenge.  In  Baden  wurden  im  D.  1S50— 5G  19"15  Proc.  Bau-  u.  Nutzholz, 
58'27  Klafterholz,  22-58  Reissig  gewonnen.  Die  Forstverw.  Badens  S.  118,  Durch- 
schnittspreis des  Nutzholzes  1872—74  17*85,  das  Brennholz  9*30  M.  p.  Festmeter.— 
0  est  erreich  1870  22  Proc,  insbesondere  Tirol  28  Proc,  Sakburg  G  Proc.  Bau- u. 
Nutzholz.  —  Prcussen  A.  1S70:  21  Proc.  Bau-  u.  Nutz-.  56  Proc.  Klafter-,  23  Proc. 
Stock-  u.  Reisigholz.  Die  starke  Ertragssteigerung  der  Staatsforsten  beruht  z.  Th.  auf 
der  verm(;hrt<*n  Gewinnung  v.  Nutz-  u.  Bauholz. 

Die  fniher  wohl  empfohlene  und  in  drr  Praxis  vorgekommene  „Ermunterung 
zur  Errichtung  holzverzi;hrender  (lewerke",  im  Interesse  der  besseren  Verwerthung  des 
Holzes  der  StaatswäMer  wird  jetzt  nur  in  seltenen  Ausnahmefällen,  wenn  Überhaupt 
nöthig  erscheinen. 
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Bei  dem  Verkaufe  des  Holzes  muss  die  ForstverwaltuDg 
den  höchsten  möglichen  Erlös  zu  erzielen  suchen,  gemäss 
dem  im  §.  241  aufgestellten  leitenden  ßewirthschaftungsprincip. 

Bisweilen  wird  jedoch  auch  jetzt  noch  die  entjgregfengesetzte  Anforderung;  an  die 
Staatsforstwirthschaft  aus  einer  vermeintlich  ,,voIikSwirtbschafUichen  Erwägunge  gerichtet, 
dass  nemlich  die  von  alter  Zeit  her  übliche  Holzabgabe  für  einen  gemin- 
derten Preis  an  Einzelne  fortgesetzt,  oder  eine  solche  auch  wohl  neu  ein- 
geführt werde.  Man  lieruft  sich  hierbei  auf  die  lästige  Störung,  welche  eine  schnelle 
Erhöhung  der  Holzpreise  auf  den  Haushalt  unbegQtcrter  Familien  äussert,  und  auf  die 
Verpflichtung  des  Staats,  zur  Unterstützung  der  Dürftigen  oder  auch  einzelner  Gewerbe 
ein  Opfer  zu  bringen/*  (Rau  §.  150\  Die  Frage  ist  eine  ähnliche  wie  die  in  §  237 
berQhrte.  Die  Forderung  muss  abgewiesen  werden,  weil  eine  solche  Massregel  als 
eine  Tereinzelte  im  prifatwirthschaftlichcn  System  in  unrichtiger  Weise  com- 
munistisch  und  damit  ungerecht  wirkt.  Die  Frage  hängt  daher  wieder  mit  den 
priiidpieUen  Fragen  der  Organisation  der  Yolkswirthschaft  zusammen.  Fungirt  einmal 
für  die  Beschafl'ung  der  Befriedigungsmittel  für  solche  materielle  Bedürfnisse  das 
priTatwirthschaftliche  System,  so  ist  es  folgerichtig  und  practisch  nothwendig,  dass 
das  leitende  Princip  dieses  Systems  bei  der  Preisbestimmung  hier  zur  Geltung  komme. 
Das  Vorhandensein  tou  Staatswäldern  bedingt  keine  Ausnahme  hiervon.  Vgl.  Wag- 
ner, Gmndleg.  1.  Abth.  K.  3.  S.  die  Beweisführung  gegen  das  Postulat  der  Holz- 
abgabe zu  billigerem  Preise  bei  Rau  §.  150  u.  150a  u.  danach  noch  in  vor.  Aufl. 
g.  202.  Bei  rechtsbeständigen  Ansprüchen  Berechtigter  wird  Ablösung  dieser  Ge- 
rechtsame Platz  greifen  müssen  (§.  245).  Auch  als  Massregel  der  Armonpolitik 
rerlangt  die  unentgeltliche  oder  wohlfeile  Holzabgabe  (unter  d.  Taxe)  an  Dürfdge  und 
eigentliche  Arme  Vorsicht,  ist  aber  mitunter  schon  zur  Verhütung  des  Holzdiebstahls 
rätblich.  Am  zweckmässigten  erscheint  es,  „den  Dürftigen  dieunontgeltlichcBe- 
nutzuAg  des  Raff-  und  Leseholzes  und  des  Stockholzes,  wo  das  Aus- 
graben der  Stöcke  unschädlich  ist.  zu  uberlass(>n,  weil  diese  Holzsorten  viel  Arbeit 
erfordern  und  auf  andere  Weise  oft  gar  nicht  für  die  Volkswirthschaft  nutzbar  zu 
machen  sind."    (Ran  §.  150a;  s.  auch  Röscher,  Ansichten  S.  103). 

e)  Form  des  Holzverkaufs.  Man  hat  vomemlich  zwischen 
zwei  Arten  zu  wählen:  Versteigerung  oder  Verkauf  zur 
Taxe,  woneben  noch  ausnahmsweise  der  Verkauf  gegen  ver- 
einbarte Preise  an  einzelne  Kauflustige,  wie  in  andren  Fällen 
des  privatwirthschaftlichen  Verkehrs,  vorkommen  kann. 

Auf  Grund  umfassender  Erfahrungen  hat  man  in  der  Forstliteratur  für  die  Ver- 
kaufjiarten  eine  förmliche  Theorie  ausgebildet.  Vgl.  z.  B.  Albert,  §.  246—256. 
K.  Gay  er,  Forstbenatzung  6.  A.  S.  272  ff.  Auch  hier  handelt  es  sich  um  zahlreiche 
Detailpuncte,  welche  sich  in  d.  Fin.wiss.  nicht  erOrtern  lassen. 

Die  Versteigerung  und  zwar  im  Unterschied  von  derjenigen 
auf  dem  Stamme,  wo  der  Käufer  das  Fällen  und  Aufarbeiten 
des  Holzes  selbst  besorgt,  die  Versteigerung  des  Holzes  nach  der 
durch  die  Organe  der  Forstverwaltung  erfolgten  Zu- 
rechtmachnng,  —  Ubrigens  des  noch  im  Walde  lagernden 
Holzes  —  ist  das  gegenwärtig  in  der  Staatsforstverwaltung  ange- 
messenste und  auch  das  in  der  Praxis  üblichste  Verfahren.  Der 
Verkauf  von  Holz  nach  Taxen,  welche  alsdann  möglichst  den 
örtlichen  Marktpreisen  zu  entsprechen  haben,  empfiehlt  sich  indessen 
auch  heute  noch  in  Ausnahmefällen,  besonders  wenn  dabei  gegen- 

A.  Waffimr,  Finuiswisiieiischaft.  I.    3.  Aafl.  ^^ 
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über  den  Verabredungen  der  Händler  unter  sieb,  speciell  bei  den 
Versteigerungen,  das  fiscalisehe  Interesse  mindestens  eben  so  wie 
bei  der  Versteigerung  gewahrt  und  das  Interesse  der  wirklieben 
Holzconsumenten  ohne  Benachtheiligung  des  Fiscus  besser  wahr- 
genommen wird. 

Die  Yorshugcruiig  auf  dem  Stamm <;,  („Block  verkauf'*)  früher  auch  in  Deutsch- 
land vor«:ekommen ,  noch  jetzt  in  den  Staatsforsten  Frankreichs  die  Regel,  hat 
Überwiegende  Kachtheile.  Es  wcnlen  Unterschlidfc  erleichtert,  die  Schonung:  des 
übrigen  Waldes  erschwert.  Der  auch  ncuerdiiiufs  nocli  henrorgeholtenc  Vortheil,  dass 
der  Käufer  mehr  zaiilen  könne  und  werde,  weil  er  heim  eigenen  Fällen  und  Auf- 
arbeiten des  Holzes  die  Soilimeute  mehr  nach  dem  Marktbediirfniss  zubereiten  könne. 
soll  doch  practisch  nicht  entscheidend  sein  (ADiert  S.  510).  In  Prcussen,  Baiern, 
Sachsen  ist  die  Versteigerung  auf  d.  Stocke  in  den  Staatsforsten  njgelmäsbijir  ausge- 
schlossen, nucli  in  Würtemli.  u.  Baden  nur  in  gewissen  Ausnahmefällen  zugelassen  leb. 
S.  519).  Ueber  Frankreich  s.  Ordonnance  <le  Louis  XIY.  sur  Ic  fait  de»  eaux  et 
foröts,  13.  Aug.  16(ilL  Tit.  XV.  (.'ode  forcstier,  Art.  17-46.  Ordonnance  d'ezücutiou 
vom  1.  Aujrust  1827,  Ai-t.  7;^ — UU.  Die  zum  Hiebe  bestimmten  Waldstrecken  werden 
durch  verpflichtete  Foi-stgeometcr  'arpeutours)  vermessen  und  nach  ihrem  Holzforrathe 
abgeschätzt,  die  zu  vei-schoncnden  oder  auch  die  zu  schlagenden  Baume  aosgezeichset. 
die  Bedingungen  des  Kaufes  (cahier  des  chargos)  entworfen,  die  Versteigerung  wird 
14  Tage  vorher  bekannt  gemacht.  Der  Zuschlag  erfolgt  bisweilen  nach  alterthUmlicher 
Weise  durch  Verlöschen  eine^  Lichtes,  doch  ist  ein  Nacligebot  bis  zum  folgeaden 
Mittag  erlaubt,  wofcrne  ^'^  mehr  geboten  wird.  (Nach  der  0.  v.  1669.  Tit.  XV. 
Art.  31,  32  war  eben  so  lange  ein  Nachgehet  von  V'3,  tierccmcnt.  und  dann  noch 
ein  weiteres  um  '/q,  semi  -  tiercement  oder  doublemcnt,  erlaubt)  Die  Käofer  stnd 
mancherlei  Beschränkungen  und  Verpflichtungen  unterworfen.  Jeder  Holz?eriuuaf  ohne 
Versteigerung  ist  bei  3 — 6000  Kr.  Strafe  den  Kor^tbeamten  untersagt.  Beispiel  eines 
cahier  de  charges  in  Annales  forest.  2.  annee.  S.  290.  Der  Meistbietende  hat  noch 
IV2  Piüc.  weitere  (iebühr  zu  entrichten.  (Kau).  Vul.  tlber  d.  bisher.  Verbältniee 
in  Deutsch -Lothringen  Bernhardt,  fürstlich«-  Verhältn.  v.  D.  L.,  BerL  1871 
S.  61;  denticlic  Methode  sofort  eingeleitet.  S.  Nogeluesang,  Holzvcrkauf  0.  Holz- 
taxen, in  d.  Korstl.  Blüitern  187(i  S.  129  11'.  (.eingehen«!  über  d.  französ.  Verfahren; 
fn.nzös.  Lastenheft  das.  S.   1M;{  If.i.    Alb.rt  §.  252,  (iayer  S.  2Sl,  2S5. 

Das  andere  Verfahren.  Versteigoriirig  des  Ilol/es  in  gehauenem  Zustande  im 
Walde  auch  Detail  verkauf  genannt)  ist  für  die  Waldciiltur  be.sser  und  ci*giebt  im 
(ianzcu  die  l»>liiiendst(Mi  Preise  fiir  «leii  Wald  besitz«  r.  Das  Princip  der  Versteigerung 
ist  auch  liier  ein«*  ('onseijuenz  d«'s  privatwirthschaftlit^hen  Omcurrt^uzsystems  nnd  zcisrt 
in  der  Praxis  die  Vortheilo  und  Nachthoilc  il«*>sellK'n.  Dass  dabei  g«^gen  das  ti>- 
ealische  Interesse  Verabredungen  der  Kauflustigen  bei  der  Versteigerung  vor- 
kommen und  sich  schwer  verhindern  lasseu,  hat  sich  in  neuerer  Zeit  immer  mehr 
gezeigt  (s.  AHn-rt  S.  .')0(>.  50*^,  (iayer  S.  2Sö  sogen.  „(?omp  lo  t  tbildung.  „Coa- 
litionen")  Dass  nicht  minder  gelcüentliche  Ausheutunjir  des  Puldicums  in  F'olirc 
monopolistischer  (Gestaltung  des  llol/.liandels  oder  in  Kolge  von  Preisverabredungen  der 
Holzhändler  v«jrkomn»t.  ist  ebensowenig  zu  läu2"nen.  In  «liesen  Fällen  sind  im  fis- 
calischen  Interesse  hesondere  Vorkehrungen  geboten  <  Aufhebung  der  Veretoigenings- 
termine,  schon  erste  Ausbietung  über  di;r  Taxe,  in  Preussen  bis  zu  20%).  aber 
selten  ausreich«'inl.  Für  das  Consu  m  enitMiintenisse  wird  unter  Umständen  trotz  der 
sonstigen  Bedenken  das  Holzma gazin  «les  Staats  oder  der  (jemeiode  einige 
Abhilfe  bietiii  können. 

Kau  jij.  151  w<'ist  die  Möglichkeit  der  mon«»polist.  Ausbeutung  der  Oonsumentcn 
unbedingt  ab,  was  zu  weit  geht.  Ks  gilt  hier  immer  das  in  meiner  Grundlcg.  über 
d.  Concurr«nz  gesagte.  Ueber  Nachtheile  des  Staats  beim  Auctionssystem  s.  Schier 
in  d.  Forstl.  Bl.  1S7'{  S.  266  H.  Die  Verdränguni»  des  älteren  Systems  der  Abgab( 
zur  (meist  zu  niedrigen)  Taxe  durch  dasjenige  der  Versteigerung  in  deutschen  Ländero. 
auch  Preussen,  im  Laufe  dieses  Jahrhunderts  ist  wieder  eine  ckaracteristische  Er- 
scheinung der  pi-actischen  Virbreitung  des  Concurrenzprincips.  S.  weitere  Daten  über 
djp  Form  des  Verkaufs   bei   Kau  f^.  151,  bc«.  in  d.  Noten  u.   meist  danach   in   vor. 
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Anfl.  §.  203.  Der  Versteigerung  wird  regelmässig  ein  Taxpreis  als  erster  Ausrufs- 
preis zu  Grunde  gelegt  u.  dann  entweder  hin  aufgeboten  (so  meist  bei  uns)  oder 
hin  ab  geboten  (Frankreich).  Letztere  Form  kann  im  Interesse  der  Holzconsumenten 
gegenüber  chicanöser,  monopolsUchtiger  Goncurrenz  der  Holzhändler  liegen  (, Albert 
S.  506).  Von  Wichtigkeit  fUr  das  Ergebniss  sind  die  weiteren  Vorsteigerungs- 
bedingungen,  insbesondere  die  Zahlungsbedingungen  (Baarzahlung,  Credit  und 
Dauer  der  Fristen  dafür.  Verlangen  der  vollen  Zahlung  vor  Ueberweisung  doa  Materials« 
wie  in  Preussen,  Sachsen,  WUrtemb. ,  Albert  S.  501),  die  Grundsätze  f.  d.  Fest- 
stellung der  Taxen  ftir  die  ersti'n  Ausrufspreise  u.  die  Hedingun^-en  ftlr  einen  Ver- 
kauf darunter  bei  dem  Hinaufbietungsverfahren,  die  (Uldiche)  Mündlichkeit  oder  die 
Schriftlichkeit(Submissionssystem,  letzteres  auch  inPreusscn  vorkommend )derVerstci«i:erung. 

Das  ältere  System  der  Abgabe  des  Holzes,  regelmässig  gehauen  u.  aufgestellt 
im  Walde,  gegen  Taxe  entsprach  den  früheren  mehr  patriarchalischen  Wirthschafts- 
Verhältnissen.  Es  war  aber  auch  hier  für  die  Verwaltung  mühsamer,  liess  leichter 
die  Begünstigung  einzelner  Käufer  zu  und  war  iiscalisch  oftmals  unvortheilhaft ,  weil 
man  die  Taxen  zu  niedrig  hielt,  —  ein  freilich  abstellbarer  Uebelstand. 

Ausser  in  dieser  Weise  kann  der  Detailverkauf  von  Holz  auch  von  Holzmaga- 
zinen (Holzhöfen,  Holzgärten)  aus  crfol«ren,  wohin  das  Holz  auf  Rechnung 
der  Forstverwaltung  gebracht  wird  und  wo  es  in  beliebigen  Partiecn  jederzeit  zu 
Verkauf  steht.  Diese  Einrichtunji*  bestan«!  früher  vielfach  in  Deutschland,  ist  aber 
neuerdings  auch  immer  mehr  beseitigt  oder  eingeschränkt  worden.  Das  Missliche  ist 
dabei  die  Uebemahme  der  Tran  sportarbeit  durch  die  Forstverwaltung  und  der 
Hinzutritt  einer  gewissen  Handelsthütigkcit,  namentlich  wenn  etwa  auch  aus  Privat- 
wäldem  Holz  hinzugekauf^  wird.  Die  ehemalige  geringere  Entwicklung  des  Transport- 
wesens und  des  privaten  Holzhandels,  die  Verfügung  über  flössbare  Gewässer  von  den 
Forsten  her,  besonders  aus  Gebirgsfoi-sten,  und  die  Interessen  der  Holzconsumenten  in 
den  von  den  Staatsforsten  fern  liegenden  Gegenden  liess  diese  Einrichtung  früher 
öfters  zweckmässig  erscheinen.  Ihre  finanziellen  Ergebnisse  waren  indessen  gewöhnlich 
nicht  eben  günstig.  Gegenwärtig  könnte  nur  die  Wahrnehmung  einer  i^anz  ungc- 
nQgenden,  zu  monopolistischer  Ausbeutung  der  Hol/.consumentcn  führenden  Function 
des  Prifatbolzhandels  eine  allgemeinere  Rückkehr  zu  diesem  System  der  staatlichen 
Holzmagazine  erwägenswerth  machen,  das  fiscalische  Interesse  kaum.  Sonst  wird  nur 
ansnahmswcise  ein  solches  Magazin  zu  erhalten  sein.  Das  Verflössen  des  Holzes 
durch  die  Forstverwaltung  —  wie  Kau  meint  am  Resten  im  Verding  mit  Verabredung 
einer  gewissen  Quote  für  Abgang  —  kann  unter  Umständen  beibehalten  werden,  wo 
dann  Versteigerung  am  Ankunftsort  erfol»t.  Die  Verluste  an  der  Menge  u  z.  Th. 
au  der  Güte  des  Holzes  beim  Verflössen  haben  aber  jetzt  schon  öfters  den  Uebergang 
des  Holzes  auf  die  Eisenbahnen  zweckmässiger  gemacht.  Dabei  sind  dann  geeignete 
Ladestellen,  eventuell  mit  auf  Kosten  der  Forstverwaltung  (Preussen,  s.  o.  S.  592) 
zu  schaffen  u.  billige  Frachttarife  für  Holz^zu  erwirken.  —  Vgl.  Rau  §.  151, 
vor.  Aufl.  dieses  Bands  S.  470,  471,  woselbst  auch  einige  ältere  "Statist.  Daten.  In 
Baden  sind  die  letzten  Holzhöfe  schon  1S35  aufgehoben.  In  Würtemb.  besteht 
noch  ein  grösserer  zu  Stuttgart,  zugleich  mit  f.  d.  Brennholzbedarf  der  Behörden  u. 
des  Hofs,  nebst  3  kleineren.  Reinenr.  jährl.  (1S70— SO)  29,00t>  M.  Auch  in  Baiern. 
Sachsen  noch  einige  Holzhöfe.  Die  Ertragsverhältnisse  sind  schwcT  zu  beurtheilen. 
da  hie  wesentlich  mit  von  dem  Preise  abhängen,  zu  dem  das  Holz  den  Höfen  von  d. 
Forstverwalt.  überlassen  wird.  In  Preussen  im  Et.  f  18S3/S4  nur  noch  eine  ganz 
kleine  Brennholzniederlage  im  R.-H.  Stettin  (Einn.  2880,  Ausg.  1770  M.)  angeführt. 
kleine  Flössereien  noch  in  Schlesien.  Auch  Säg<*mühlen  betrieb  auf  fiscalische 
lUschnung  kommt  übrigens  vor.  so  in  d.  Prov.  Hannover  in  zieml.  erhebl.  Maasse 
(Rohcinn.  648,000  M.,  Betriebskosten  5()4,000  M.).  üeber  Ilolzmagazine  Albert 
§.  25«,  über  d.  Technische  dabei  Gayer  a.  a.  0.  S.  289  ff.,  eb.  S.  298  ff.  über 
Holztransport,  Trift-Flösserei. 

§.  245.  —  C.  „Forstliche  Nebennutzungen"  im 
e  Dgeren  Sinne  nennt  man  die  ausser  der  eigentlichen  Holzgewinnung 
der  y,Hauptnutzung" ,  vorkommenden  Nutzungen  wie  Viebmast, 
Grasschnitt,  Weide,   Streusammeln,  Harzscharren  im  Walde.    Im 
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weiteren  Sinne  gehören  dahin  auch  Torfgräbereien ,  Baamscbul- 
betrieb,  dann  Jagd  auf  eigenem  Boden  oder  auf  Grund  von 
privat  rechtlichen  Titeln  auf  fremdem  Grund  und  Boden,  mitunter 
auch  Fischerei,  von  welchen  beiden  der  folgende  Abschnitt  noch 
näher  handelt.  Die  Nebennutzungen  im  engeren  Sinne  zerfallen 
rechtlich  in  zweiKategorieen,  nemlich  in  diejenigen,  welche  Dritten 
als  Gerechtsame  nach  servitutischem  Rechte  gegenüber  dem 
Forste  zustehen  und  in  diejenigen,  über  welche  der  Forstbesitzer 
als  solcher  freie  Verfügung  hat.  Die  crstcren,  zu  denen  mitunter 
auch  noch  gewisse  Beholzungsrcchte  oder  Berechtigungen  Dritter 
(der  Adjacenten)  auf  Bau  ,  Nutz-,  Brennholz  gehören,  sind  ge- 
schichtlich oft  alten  Ursprungs  und  vielfach  Reste  des  einstigen, 
durch  die  Inforestirung  zu  Gunsten  des  Landesherren  verdrängten 
ehemaligen  „Gemeineigenthums'^  an  den  Wäldern.  In  der  älteren 
extensiven  Periode  der  Waldwirthschaft  von  geringerem  Nachtheile, 
werden  sie  später  schädlicher,  zumal  bei  schwer  zu  verhütender 
übermässiger  oder  doch  nicht  genügend  schonsamer  Ausnutzung. 
Im  Forstinteresse  ist  daher  vor  Allem  eine  richtige  Begrenzung 
der  thatsächlichen  Ausübung  dieser  Gerechtsame,  weiter  womöglich 
eine  Beschränkung  derselben  auf  die  Fälle  wirklich  unschäd- 
licher Nutzung  und  schliesslich  eine  Beseitigung  dieser  Rechte 
im  Wege  der  Ablösung  zu  erstreben.  Dabei  entstehen  aber 
Conflicte  zwischen  dem  forstwirthschaftlichen  Interesse  des  Wald- 
hesitzers  und  dem  landwirthschaftlichen  Interesse  der  Berechtigten, 
welches  letztere,  z.  B.  bei  dem  mit  auf  Weide-  und  Streube- 
rechtigungen im  Walde  begründeten  Landwirthschaftsbetriebe  doch 
auch  eine  allgemeinere  volkswirthschaftliche  Bedeutung  hat  und 
nicht  ohne  Weitres  dem  volkswirthschaftlichen  Interesse  am  Forste 
nachsteht.  Hier  gilt  es  abzuwägen  und,  bevor  die  Gerechtsame 
abgelöst  worden,  möglichst  eine  solche  Umgestaltung  des  land- 
wirthschaftlichen Betriebs,  welche  Streu  u.  s.  w.  entbehrlich  macht, 
zu  befördern  oder  sie  abzuwarten.  Die  Ablösung  selbst  kann 
entweder  durch  Abtretung  geeigneter,  für  die  Holzzucht  des  Staats 
entbehrlicher  und  zu  anderen  Benutzungen  gut  verwendbarer  Grund 
stücke  oder  durch  Geld  erfolgen.  Wo  Gerechtsame  auf  Holz  aus 
den  Ötaatsforsten  bestehen  und  verbleiben,  erstrecken  sie  sich 
übrigens  regelmässig  auch  nur  auf  den  wirklichen  Holzbedarf 
des  Berechtigten,  und  zwar  nur  zur  eigenen  Benutzung,  nicht 
zum  Verkauf.  Demgemäss  ist  die  Controle  auszuüben.  Die  freien 
oder  durch  Ablösung   frei   gewordenen  Nebennutzungen  werden  in 
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einem  dem  Walde  imsehädlichen  Umfange  üblicher  Weise  am  Besten 
darch  Verpaehtang  auf  Zeit  verwerthet. 

Weiteres,  ))es.  über  die  For8ts«.i:?itaten  u.  «leren  R«'v:elun^  gehört  in  <lie 
V'olkswirthsch.polieik  u.  in  die  t'orstwisscnsrh.  Vgl.  Kau,  Volksw.sch.poJit.  §.  73—75, 
161—163.  Röscher.  System  IF,  §.  101  f!..  ders.  in  .1.  „Ansichteir  S.  102  (bes. 
über  d.  Abwägung  der  laml-  o.  foi-stwirthsch.  Interessen),  llclferich  in  Schönberg's 
Haodboch  «I.  pol.  tkk.  I,  749  II  \U\i  Kin.  II,  §.  US,  152  u.  vor.  Aufl.  dieses  Bands 
§.  200,  204.  üeber  d.  Bedcutiin«:  der  \Vald?>trcu  f.  d.  Forst  s.  Eb^ruiayer,  L'hrc 
r.  d.  Waldätreu  mit  Kücks.  auf  il.  ehem.  Statik  dos  Waldbaus,  Berl.  1S7G.  Albert, 
Foratservit.ablös.  Wür^b.  IStiS,  ders.  Foretvorwalt.  §.  (io,  (17,  254,  255.  Eingehend 
über  d.  Technische  der  Nebennutzungen  bes.  K.  (iaycr.  Forstbonutzung,  Th.  II, 
S.  401  ff.  Die  Staatsurälder,  bes.  im  mittleren  u.  südl.  Deubohland.  sind  gewöhnlich 
am  Meisten  mit  »Servituten  belastet  gewesen,  die  Ablösun«;  (.,l*urifica tion**)  hat 
aber  in  neuerer  Zeit  crheblirhc  Fortschritte  ^leniaoht.  Die  Etats  enthalten  «lafiir  ge- 
wöhnlich jährlich  gewisse  grössere  Summen,  z.  B.  in  l*reussen  1S75,  1-445,  lSb3,S4 
ri  >r.  M.  im  Extraord.  d.  Forstverwalt. ,  in  Bai  ein  längere  Z.-it  jiihrl.  400,('00  fl. 
Noch  jetzt  entgehen  dem  Staate  dunh  diese  (irrechtsanie  aber  nicht  unerhebliche 
Erträge  (s.  o.  S.  581).  Die  Vermimlerung  des  llolzertrags  dunh  d.  Streu bcrechtigungen 
wurden  in  Baiern's  Staatsforsten  früher  auf  ll"/,,  veranschlagt.  — 

Die  Verwerthung  der  frci«'n  Nebcnnutzongen  hänirt  auch  mit  von  Rücksichten 
auf  die  Holzzucbt  u.  vom  Stand  der  Holzpreise  ab.  „In  entlegenen  Gebirgsgegenden 
kann  z.  B.  das  Harzscharren  zulassig  sein,  während  es  bei  gutem  Absätze  des  Holzes 
wegen  seines  schädlichen  Einflusses  auf  di«^  Gesundheit  der  Baume  aufge;<^el)en  werden 
mofls*^  (Rau).  Vielleicht  mit  daher  Abnahme  der  Harzgewinnung  in  Baie.rn,  1825—31 
S124  fl.,  1861—67  5897  fl.,  27*4%  weniirer.  Im  Uebrigen  zeigen  auch  die  Ncbcn- 
natzuDgen  steigende  Erträge  n.  sind  finanziell  nicht  unerheblich  trotz  der  Berechtigungen 
Dritter.  Z.  B.  Preussen  aus  Neben nutzungen  (ohne  Jagd)  1875  u.  18S3/84  bez. 
3-405  u.  4  221  Mill.  M.,  aus  Torfgräberei  0*295  u.  0'33S,  aus  Wiesenanlagen  00«)!i 
u.  0*1  M.  M.,  aus  Flösserei  18^8/84  36,000  M.,  aus  grösseren  Baumschulen  22,t»00  M.. 
i.  G.  1875  c  7-3,  jetzt  c.  9"',,  vom  Kohertrag  der  Forstvcrwalt.  In  Baden  1S70  Ertr.  d. 
Forstnebennutzungen  c.  2®«  des  Holzerlöses.  In  Baiern  1825—31  i.  D.  168,000  fl.. 
1861 — 67  455,000  fl.,  p.  Tairwerk  bez.  4  u.  10  Kreuzer;  incl.  Abgaben  an  Berechtigte 
bez.  369,000  n   876,000  fl.    Baier.  &.tat.  Ztschr.  1871  S.  156. 

D.  Von  sonatigen  Massregeln  der  Wald  pflege  der  Staats- 
forsten ist  die  Anlegung  neuer  Waldculturen  auf  ,,unbe- 
dingtem"  und  ,,bedingtem^^  Waldboden,  auf  Blossen  innerhalb  der 
Staatsforsten  besonders  wichtig.  Sie  ist  von  der  Staatsforstverwaltung 
mit  ihrem  einmal  vorhandenen  Personal  gewöhnlich  leichter,  wohl- 
feiler und  zweckmässiger  als  von  Privaten  auszuführen  (§.  238, 
S.  578).  Zu  diesem  Behufe  empfiehlt  sich  unter  Umständen  auch 
der  Ankauf  geeigneter  Grundsttkke,  besonders  solcher,  welche 
zur  Landwirthschaft  wenig  taugen  und  zugleich  zur  Arrondirung 
der  Staatswälder  dienen. 

Auch  für  die^  Zwecke  werden  in  unseren  Staaten  regclniä>sig  jährlich  im  Etat 
Summen  ausgeworfen,  so  in  Preussen  in  d.  allgem.  Meliorationstitel  20. 

.'].  Abschnitt. 
Jagd  und  Fischerei. 

Bau  behandelt  die  Jagd  u.  Fischerei  unter  den  K'egalicn.  5.  A..  >^.  \\V2  bi^ 
195  u.  erwähnt  die  Jagd  unter  den  forstl.  Nebennutzuugen  in  §.  152.  Abweichend 
hierrou  schon  meine  Behandlung  in  d.  6.  A.  v.  Kau,  §.  187—190. 
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I.  —  Die  Jagd.  §.  246.  Die  Einnahmen  aus  der  Jagd  sind 
verschiedenartig  nach  der  Gestaltang  des  Jagdrecht 8. 

A.  Drei  Arten  des  Jagdrechts  sind  hier  zu  unterscheiden: 

1.  Der  Staat  kann  die  Jagd  als  Grundbesitzer,  also  insbe- 
sondere als  Domänen-  und  Forstbesitzer  haben,  wenn  das  Jagdrecbt 
entweder  Pertinenz  des  Grundeigenthums  oder  eine  grand- 
herrliche Gerechtsame  auf  fremdem  Grund  und  Boden  ist. 

2.  Der  Staat  kann  die  Jagd  auf  Grund  eines  Begals  (Jagd- 
regal) auf  Privatländereien  besitzen. 

3.  Der  Staat  kann,  auch  wo  die  Jagd  Pertinenz  des  Grund- 
eigenthums ist,  die  Ausübung  des  eigenen  oder  des  erpach- 
teten Jagdrechts  eines  Privaten  an  eine  Bedingung  knttpfen 
und  dafür  Abgaben  erheben. 

Das  Jagdregal  unterscheidet  sich  sowohl  von  den  guts- 
herrlichen Rechten,  die  privatrechtlicher  Art  sind,  wesentlich, 
als  auch  von  der  Jagdhoheit  und  dem  Wildbanne,  d.  h. 
dem  Rechte  der  Leitung  des  Jagdwesens  aus  dem  Standpunkte 
der  Volkswirthschaftspflege  (Rau).  Es  trägt  die  Merkmale  eines 
Hoheitsrechts  an  sich,  das  aber  weniger  einen  finanziellen,  als 
vielmehr  den  Zweck  hatte,  dem  Landesherrn  eine  ausgedehnte  Jagd 
zu  ermöglichen. 

Auch  war  es  nicht  immer  and  nicht  überall  eiu  aasschliessliches  Recht  des 
Staats  oder  Laudeäherni ,  indem  .«viele  Grundeiguer,  insbesondre  Besitzer  Ton  Ritter- 
gütern, sich  von  Alters  her  im  Besitze  des  Jagdrechts  behauptet  hatten,  wenigsteoi» 
in  Ansehung  der  niederen  Japi,  während  die  hohe  Jagd  in  der  Regel  der  Regierung 
zugefallen  ist.  Das  Kegal  erstreckt  sich  demnach  auf  diejenigen  Jagdbezirke  und  Arten  des 
Wilds,  in  denen  nicht  schon  eine  Privatperson  oder  Körperschaft  jagdberechtigt  ist." 
(Uau  §.  102).  In  der  Entwicklung  des  Jagdrechts  lassen  sich  mit  Rau  3  Perioden 
unterscheiden:  ])  Auch  als  die  Jagd  nicht  mehr  HauptnahrungsqueUe  war,  blieb  sie 
doch  so  beliebt,  dass  die  freie  Pursch  lange  fortdauerte.  2)  Allmälig  sicherten  sich 
die  Grundeigner  das  Jagdrecht  ausschliesslich.  3)  Erst  gegen  Ende  des  Mittelalters 
gelang  es  den  Laudosherren,  auch  in  vielen  Privatwaldungen  das  Jagdrecht  an  bich 
zu  ziehen.  In  Deutschland  vertheidigten  die  Juristen  dieses  ausschliessliche  Jagdrecht 
der  Territorial herren  nach  der  fiscal.  Lehre  von  d.  herrenlosen  Gütern,  welche  sie 
auf  die  wilden  Thiere  anwandten,  seit  .dem  16.  Jahrhundert  Hüll  mann,  Finanz- 
geschichte, S.  43,  Mittermaier,  §.  213—215.  Beseler,  D.  Privatrecht,  §.  196. 
In  Deutschland  „besteht  oder  bestand  eine  gemeinrechtlich^^  Vermuthaog  für  die 
Regalität  der  Jagd  nicht,  sondern  es  hing  von  dem  einzelnen  Particularrechte  ab,  ob 
und  in  welchem  Umfange  sie  begründet  war,"     Nach  Beseler,  S.  814. 

,,Die  neue  Einführung  des  Jagdregals  würde  als  unnöthiger 
Eingriff  in  das  Grundeigentbumsrecht  nicht  zu  billigen  sein.  Wo 
es  lange  besteht,  ist  von  rechtlicher  Seite  nichts  gegen  den  Fort- 
bestand einzuwenden."  (Rau  §  193).  Der  Wildstand  wird  dabei 
mehr  geschont  werden  als  bei  Freigebung  der  Jagd.  Aber  gerade 
dieser  Umstand  bringt  Gefahren  für  die  landwirthschaftliche  Cultur 


mit  sieh  und  die  im  Jagdregal  liegende  Beschränkung  der  Rechte 
des  Grandeigenthtimers  wird  später  regelmässig  sehr  lästig  em- 
pfanden. Deshalb  hat  man  neuerdings  das  Jagdregal  in  unseren 
v)taaten  sammt  allen  Jagdrechten  auch  privatrechtlichen  Ursprungs 
auf  fremdem  Boden  meistens  gesetzlich  aufgehoben. 

Aufhebans:  des  Jagdregals  in  Frankreich.  11.  Aug.  17J>1K  in  Deutsch- 
land meist  1S4S.  Prouss.  (iesi'tz  v.  31.  Oct.  \bi>i:  jedes  Jagdrecht  auf  fremdem 
(irand  und  fioden  ohn«-  Entschädigung  aufgchohcn.  Jagdpolizeiges.  v.  7.  März  1850. 
Das  Jagdr«>cht  in  dm  neueren  Gesetzen  wirdor  als  xVusflu>s  des  Grundeigcnthums  be- 
handelt, selbst  die  Bostellong  des  Jagdrechts  auf  fremdem  Grund  and  Uoden  als  Grund- 
gerechtigkeit untersagt  (Bescler,  S.  S15),  die  Ausübung-  der  Jagd  abrr  beschränkt 
Namentlich  ist  die  eigene  Ausübung  d^r  Jagd  an  eine  iiestimmte  (irösse  des  Lan<I- 
guts  geknüpft  und  die  Gemeinden  sind  verhalten  worden,  nie  zu  veq)achten  oder  He- 
aoftrai^te  anzustellen  (vgl.  Kau,  Volkswiilhschaftspol. ,  §.  174.  u.  das  gen.  preuss. 
Gesetzt 

Wo  das  Jagdregal  oder  ein  Privatjagdrecbt  auf  fremdem 
Grund  und  Boden  besteht,  ist  die  Aufhebung  solcher  Kechte  ohne 
Entschädigung  nicht  geboten ,  ja  kaum  zu  rechtfertigen.  Die  Ent- 
schädigung, die  also  dann  auch  dem  Staate  zusteht,  kann  nach 
den  allgemeinen  Grundsätzen  der  Ablösung  dinglicher  Rechte  u.  s.  w. 
erfolgen,  §.  234.  In  der  Praxis  ist  sie  freilich  bisweilen  unter- 
blieben, wenn  die  sehr  unbeliebten  Jagdrechte  in  politisch  unruhiger 
Zeit  aufgehoben  worden  sind. 

Z.  B.  in  Preussen  nach  Gesetz  v.  M.  Oct  lb4b.  Anders"  in  Sach^en,  wo 
dum  Staate  ]2ä:^  von  sämmtl.  oHiiS  Jagdrechten  gehörten.  Ablösungssumme  dieser 
Domanialjagdcn  lSb,t)45  Thlr.,  wotregen  der  Staat  zu  allen  Jagdrechtsablösungen  einen 
Zuschass  von  4S5,3()4  Thlr.  gab. 

§.  247.  —  B.  Ausnutzung  der  Jagd.  Das  Jagdregal  wie 
die  Jagd  auf  eigenem  Boden  und  als  grundherrliche  Gerechtsame 
kann  der  Staat  ausnutzen: 

1.  durch  Selbstverwaltung,  indem  das  von  den  Jägern, 
bez.  den  Forstbedienten  „erlegte  Wild  auf  Staatsrechnung  verkauft 
und  dem  Jäger  eine  kleine  Vergtltung  für  jedes  Stück  bezahlt  wird'* ; 

2.  durch  Ueberlassung  des  Jagdrechts  an  das  Forstpersonal 
als  Gehaltsquote,  wobei  indessen  die  Gefahr  zu  starker  Verminde- 
rung des  Wildstands  und  zu  grosser  Abziehung  der  Forstleute  von 
ihrem  jetzigen  Hauptberuf,  der  Forstverwaltung,  verhütet  werden 
müsste; 

3.  durch  Verpachtung,  die  in  der  Kegel  vortheilhafter  ist 
und  den  Nutzen  hat,  dass  die  Forstleute  weniger  von  ihrem  eigent- 
lichen Berufe  abgezogen  werden;  den  Jagdpachtern  wird  die 
Schonung  des  Wildstands,  die  Beschränkung  desselben  zur  Ver- 
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htttnng  von  Feldschäden  und  der  Ersatz  solcher  Beschädigangen 
znr  Pflicht  gemacht; 

4.  ;,beini  Jagdregal  speciell  darch  Ueberlassung  der 
Ausübung  desselben  an  grössere  Grundbesitzer  auf 
ihrem  Gebiete,  doch  mit  Vorbehalt  des  Widerrufs  im  Fall  einer 
Zerstückelung  der  Besitzungen.  Dies  ist  weniger  einträglich  als 
die  Verpachtung,  aber  sehr  einfach  und  befreit  die  Grnndeigner 
von  allen  Belästigungen. ''    (Bau). 

Die  Ausübung  der  Jagd  in  eigener  Begie  gilt  übrigens  den 
Forstschriftstellern  auch  gegenwärtig  doch  noch  im  forstlicbeo 
Interesse  gelegen.    So  Albert,  Forstverwalt  S.  225. 

Ertrag  für  den  Staat:  Preussen«  A.  fUr  1870  (Ind.  neue  Prov.):  Ja^d 
97,964  Thir.,  wov.  10J40  Beute-  für  ab^^elöstcs  Ja|rdrccht,  49,066  aus  Veipacht.,  38,15S 
aas  eig.  Administr.;  Verwaltungskosten  der  Jagd  18,550.  1875  Ertrag  302,106  M., 
JagdFerwaltungskosten  55,650  M.,  1883/84  bez.  339,100  u.  74,000  M.  —  Baieru  A. 
1870,  Jagd  roh  55,037,  rein  27,084  fl.,  wirkL  Ertr.  1868  54,428  fl.,  Reinertrag  34,436. 
Der  Beinertrag  ist  meist  an  60*^/«  des  Boliertrags.  Etwa  %  ^^  Ertrags  aas  Regie, 
Vs  &US  Verpachtung.  Die  Verpachtung  soll  seit  1850  zur  Regel  werden,  was  aber 
noch  nicht  erreicht  ist  —  Baden  Kohertr.  d.  Jagden  A.  1876  24,735  M. 

,  Je  mehr  man  zur  Verhütung  des  Wildschadens  thut,  desto  mehr  muss  der  Wild- 
»tand ,  also  der  Ertrag  der  Jagd  abnehmen.  Zur  Sicherung  desselben  gehören  vor- 
zuglich Massregeln  gegen  Wilddiebstahl,  die  ausser  der  Waldhut  auch  in  der  Aafeicht 
über  den  Handd  der  Privatpersonen  mit  Wild  bestehen.  Dagegen  müssen  die  mancheriei 
Lasten,  die  ehemals  den  in  der  Nähe  von  Jagdbezirken  des  Staats  wohnenden  Land- 
leuten aufgelegt  waren,  —  keine  Folge  des  Regals,  sondern  meist  auf  Grund  der  Guts- 
oder Vogteiherrschaft  entstanden,  Beseler,  S.  815  —  z.  B.  Jagdfrohnden,  Beköstigung 
der  Jäger  und  Huiide  u.  dgl.  ui.,  vollständig  aufgehoben  werden,  wie  dies  die  neuereu 
Jagdgesetze  (z.  B.  Preuss.  Gcä.  v.  2.  März  1850,  §.  3,  Nr.  6),  auch  meistens  gethaii 
haben."  (Kau  §.  194\ 

C.  Einnahmen  aus  Jagdscheinen.  Jagdscheine, 
d.  h.  Legitimations-  bez.  anch  Erlaubniss-Papiere,  an  deren  Besitz 
das  Recht  der  Ausübung  der  Jagd  für  jeden  Privaten,  auch  för 
den  Grundeigner,  der  auf  seinem  eigenen  Gebiete  jagt,  in  den 
neueren  Gesetzen  in  der  Kegel  gebunden  ist,  (z.  B.  Preuss.  Ges* 
V.  7.  März  1850,  §.  14)  haben  eine  polizeiliche  Bedeutung. 
Eine  daftir  erhobene  Abgabe  kann  den  Charakter  der  Gebühr 
annehmen,  insofern  aus  dem  Ertrage  ein  Beitrag  zu  den  Kosten  der 
Jagdpolizeiverwaltung  geliefert  wird.  Die  Jagdscheinabgaben  lassen 
sich  andererseits,  namentlich  wenn  sie  in  höheren  Sätzen  erhoben 
würden,  auch  als  Genuss steuern  und  bei  berufsmässigen  Jägern, 
welche  vom  Ertrage  der  Jagd  ein  Einkommen  beziehen  wollen, 
als  eine  besondere  Form  der  Gewerbesteuer  auffassen. 

In  Proussen  muss  jedes  Jahr  ein  Jagdschein  für  1  Thir.  gelöst  werden,  der 
Ertrag  kommt  in  die  Erciscommunalkasse  des  Wohnorts  des  Jagdscheinentuehmen>; 
ob.  ües.  g.  14. 


Fischerei.  (lO  l 

II.  —  §.  248.  Fischerei.  Auch  sie  kann  dem  Staate  als 
Eigenthttmer  der  Domänen  and  Forsten  wie  andern  Grund- 
eigenthttmern  in  eigenen  Privatgewässern  oder  auch  auf  Ornnd 
eines  gutsherrlichen  Rechts  in  fremden  Privatgewässern 
zustehen.  In  öffentlichen  Flttssen  ist  sie  noch  jetzt  mitunter 
freigelassen  oder  steht  von  Altersher  einzelnen  Grundherren  oder 
Ufergemeinden  zu.  Doch  wird  sie  öfters  auch  als  Regal  dem 
Staate  ausschliesslich  zugeschrieben. 

Klüber,  öffentl.  Recht,  §.  456  ff.,  Mittcrmaier,  I,  §.  222a,  Besoler, 
§.  197,  bes.  S.  822. 

„Das  Becht  (das  sog.  Wasserroj^al)  kann  sich  dann  auf  die  Bcfugniss  be- 
ziehen, notzbare  Gegenstande  verschiedener  Art  ans  den  Gewässern  zu  gewinnen, 
wobei  die  Fischerei  der  wichtigste  Fall  zu  sein  pflegt.  Die  Regalität  ist  ungefähr 
wie  die  der  Jagd  zu  beurtheilen  und  nach  dem  Beispiel  derselben  entstanden.''  Mitter- 
inaier  I,  §.  233,  234.  —  In  Russland  war  früher  die  astrachanischc  Fischerei 
(auf  d.  casp.  Meere  mit  Ausnahme  der  uralischen)  ein  Regal,  welches  1763  gegen 
eine  Abgabe  von  jedem  Pud  Hansenblase  und  Cariar  der  Kaufmannschaft  zu  Astrachan 
tiberlassen  wurde;  1802  wurde  die  Fischerei  der  aUgemeincn  Benutzung  freigegeben. 
Storch,  Russl.  unter  Alex.  L,  X,  21—80.    (Rau.) 

Die  Fischerei  in  Binnengewässern  wird  am  Passendsten 
vom  Staate  verpachtet,  apart  oder  mit  anderen  Objecten,  wie 
den  Feldgütem,  unter  Bedingungen,  welche  die  Vertilgung  der 
Fische  verhtlten. 

Rau,  Volkswirth8chafts|K)I.  §.  17'».  —  In  Baiern  hesteht  eine  Hoftischerei 
deb  Staats  im  Chiemsee,  A.  1^76  S053  M.  roh,  5940  M.  Ausgabe.  —  Die  Erträge 
aoti  d  Fischerei  des  Staats  sind  meist  unbedeutend.  Baden  A.  1S7(>  24,735  M.  In 
Preasseu  wird  die  Eiun.  aus  Fischereien  mit  derjen.  aus  Domänen-Parcellonpaoht 
u.  Mtlhlen  im  Etat  in  1  Titel  angesetzt. 

Die  Fischerei  auf  dem  Meere,  in  der  Nähe  der  Küsten,  wird  am  Besten 
den  Staatsangehörigen  frei  gegeben.  —  Die  (lold Wäscherei  aus  dem  Bette  der 
öffentlichen  Fltisse  giebt  in  Deutschland  kaum  einen  Rtiinertrag  mehr  und  verdiente, 
frei  gegeben  zu  werden.  Mehrere  europäische  Flosse  führen  Gold,  z.  B.  Rhein,  Isar, 
luD,  Eder,  Reuss,  Aar,  Emmo,  Arrieire  (aurigera),  Po,  Tajo,  doch  in  wenigen  ver- 
lohnt sich  das  Auswaschen  aus  dem  Flussbt^tte  mehr.  —  In  Baden  wird  aus  dem 
üfeisande  Gold  gewascheh,  was  jedem  Grundeigeuthilmer  freigejjebcn  ist.  —  Gold- 
wascIicD  aas  Privatgewässeru  oder  aus  der  Erde  der  PrivatgrundstUckc  wurde  frtiher 
gewöhnUch  unter  das  Bergregal  gestellt.  (Rau.)  Die  Perlenbäche  einiger  Länder 
pflegen  zwar  auch  Regal  zu  sein,  aber  ohne  Gewinn  fUr  die  Staatskasse.  Baiern 
hat  einige  Perlcnbächc  in  Oberfranken,  Oberpfalz  und  Kiederbaieru,  deren  Verwaltungs- 
kosten den  Ertrag  übersteigen.  Es  wäre  vortheilhafter,  das  Betriebsrecht  auch  unent- 
geltlich einem  Privatmann  zu  geben.  Die  Freigebung  an  alle  Uferbesitzer  würde  die 
ganze  Nutzung  zerstören.  —  Sachs.  Perlen fischerei  im  Voigtlande.  Regal  seit  1621.  — 
Bad.  Perleobach  zu  Schönau  im  Odcnwalde.     (Rau  §.  195). 

FinanzieU  wichtiger  ist  das  in  Prcussen  bestehende,  übrigens  dem  Bergregal 
verwandte  Bernsteinregal,  das  finanziell  wohl  auch  am  Besten  im  Wege  der  Ver- 
pachtung an  Privatunternehmer  nutzbar  gemacht  wird.  Das  Bernsteinregal  an  d. 
preass.  Küsten  war  vielen  Defraudationen  ausgesetzt  und  machte  strenge  Strafen 
sowie  fleissige  Aufsicht  nötliig.  Es  ist  früher  allgemein ,  jetzt  noch  theilweise  an 
die  einzelnen  Strandgemeinden  verpachtet.  Neuerdings  hat  das  Mcmeler  Haus 
Stantien  und  Becker  die  Bernsteinausbeute  in  einem  Theile  des  curischen  liatis 
und  Nachbarschaft  gepachtet  und  mit  Hilfe  grosser  Baggermaschinen  u.  s.  w. 
den   Ertrag    sehr    gesteigert,    neue   Absatzwege    im    Orient    u.    s.    w.    gesucht,   so 
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dass  bei  der  letzten  Erneuerung  des  Pachtrertrags  zwischen  diesem  Hause  und  dem 
Staate  die  Pachtsumme  erlicblich  gesteigert  werden  konnte.  Ertragsanschlag  des 
Regals  1S58  9510,  1S70  22,253,  1871  aber  r)2,25:j  Thlr.,  1*^75  340,000  M.,  jetzt 
sogar  (1883)  550,000  M.  Die  Kegalisirung  wird  in  diesem  sp<7cieUen  Falle  muth- 
masslicli  zu  einer  iudirecten  Vcrbrauclisbesteuerung  der  Bernsteincousumenten.  Die 
Erhöhung  der  Pachtsumme  trifl't  den  Gewinn  der  Pachter  einstweilen. 


Dntter  Hauptabschnitt. 

Staatsberg-  und  Hüttenwerke,  Staatssalinen,  und  andere 

Oewerksanlagen. 

1.  Abschnitt. 
Bergbau. 

Die  StaatsbergW(;rke  behandelt  Rau  in  dem  Abschnitt  v.  Bergregal,  5.  A. 
§.  172— 18,S.  Die  Gründe  für  die  veränderte  Stelluni?  im  System  der  Einnahmeo, 
welch«^  ich  den  Bergwerken  iregeben  liabe,  sind  oben  in  §.  207  fl".  dargelegt  worden.  lu 
meiner  Bcarbtntung  der  0.  A.  v.  Rau  war  dieser  Abschnitt  schon  wesentlich  ?on  mir 
neu  bearbeitet  worden.  Ich  liatte  damals  in  der  Veräusserungsfrage  noch  zu  aus- 
schliesslich den  Productionsstandpunct  betont.  Auch  der  des  Yertheilungsinteresses 
ist  zu  beachten  (Gefahr  monopolist.  Ausbeutung).  Vgl.  jetzt  Wagner,  Grnndleg.. 
§.  3(>«S  11'.  Die  Gestaltung  des  Bergrechts  ist  von  bes.  princip.  BedeutODg  fUr  die 
Fragen  der  Eigenthumsordnung.     S.  eb.  S.  773  ff'. 

Ueber  den  älteren  Stand  der  Lehre  vergleiche  Bergius,  Neues  P.  und 
Kam.  mag.  I,  229  W.  und  von  Kancrin,  Berg-Kameral-  u.  Bergpolizei  Wissenschaft 
1791.  üeber  die  neueren  Ansichten  vergleiche  Jacob,  I,  §.  277  ff.,  §.  844  ff. 
Lotz,  III,  156.  Tulda,  S.  111.  v.  Malchus  I,  83.  Spec,  Lit  u.  Rcchtsgeschicht- 
liches:  T r ei c sieben.  Staat  u.  Bergbau,  herausg.  v.  Bülau,  2.  A.  1839.  Karsten 
über  d.  Ursprung  «les  Bergregals  in  l3eutschland,  1844.  Weisse,  Bergbau  und  Berg- 
regal 1845.  Mittermaier,  Priv.recht  §.  241  ff.  Beselcr,  Privatrecht,  §.  203. 
dem  im  Texte  der  §.  191 — 193  mehrfach  gefolgt  wurde.  Die  Belege  fttr  die  rechts- 
geschichtl.  Entwicklung  sind  daselbst  zu  finden.  Ebendas.  §.  202  Uobcrsicht  der 
(Quellen  u.  Literatur  des  deutschen  Bergrechts.  Achenbach,  d.  gemeine  deutsche 
Bergrecht  u.  s.  w..  1.  B.  Berlin  1871,  mit  bes.  reichen  liter.  u.  QuellemiachweiseD. 
§.  3  fr.:  d.  Entwicklung  des  Bergrechts  §.  21  ff.  Arndt,  z.  Gesch.  u.  Theorie  der 
Bergregals  u.  d.  Bergbaufreih.,  Halle,  1S79.  Stobbe,  D.  Priv.recht,  2.  A.  II,  §.141 
— 143  (Berl.  1883).  Klostermann,  Abb.  Bergbau  in  SchÖnberg's  Handb.  d.  pol. 
Oekon.  I.  769.  Röscher,  Syst.  III,  §.280  ff.  Auch  bei  diesem  Gegenstand  mnss 
für  eingehendere  und  allseitige  Behandlung  auf  die  Volkswirthsch.politik  verwiesen 
werden. 

1.  —  §.  249.  Der  Staatsbergbau  und  die  Entwicklang 
des  Bergrechts.  Die  in  unseren  Staaten  sich  vorfindenden 
Staatsbergwerke  sind  theils  auf  eigenem  (domanialen  oder  fisca- 
lischen)  Boden  des  Staats,  theils  auf  Privatländereien  angelegt. 
Der  Ursprung  der  Staatsbergwerke  letzterer  Art  liegt , vielfach  im 
Bergregal,  öfters,  namentlich  in  neuerer  Zeit,  auch  unabhängig 
davon  in  der  Erwerbung  des  Bergwerkseigenthums  nach  den  Regeln 
des  freierklärten  Bergbaus.  Das  Bergrecht  hat  nemlich  in 
Deutschland  uud  zum  Theil  auch  in   anderen   Ländern  sehr  be- 
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lichen sind  dies  vier,  nemlich  das  älteste  Recht,  wo  der  Grund- 
eigen  thümer  als  solcher  auch  ausschliesslich  über  die  in 
seinem  Boden  vorkommenden  Mineralien  verfügt,  dann  das  ältere 
Recht  der  „Bergbaufreiheit'*,  darauf  das  Recht  des  Berg- 
regals, endlich  das  moderne  Recht  der  „Bergbaufreiheit  ■* 
oder„Freierklärung  des  Bergbaus".  Man  muss  diese  Phasen 
kennen,  um  auch  die  finanzielle  Seite  des  Bergbaus  richtig  zu 
würdigen. 

Zur  woitereu  Characteristik  dieser  Phasen: 

1.  Nach  ältestem  deutschen  Hechte,  das  bis  /um  11.  Jahrhundert  in  (leltung 
war,  umtasste  das  Grundeigenthum  neben  anderen  Zuhehörungeu  auch  die  im  Boden 
unter  der  Erdoberfläche  befindlichen  Mineralien  etc.  ohne  Weiteres  mit  und  stand  da- 
her nur  dem  Grundeigenthttmer  das  Recht  zu,  diese  bergmännisch  zu  gewinnen.  Auch 
landesherrliche  Bergwerke  konnten  somit  nur  auf  Domanialland  oder  nach  Abkommen 
mit  dem  EigenthUmer  auf  Privatland  entstehen.  Dieses  älteste  Recht  wurde  jedoch 
schon  früh  durch  eine  andere  Hechtsbildung  verdrängt,  welche  zu  einer  wcientlichen 
Beschränkung  des  Grundeigenthums  fahrte. 

2.  Es  wurde  uemli<-h  Jedermann  ^^estattet,  auf  fremdem  Boden  nach  Mineralien 
zu  suchen  (zu  schürfen)  und,  im  I  alle  er  zuei*st  solche  fand,  hws  ein  Bergwerk 
aof  einem  bestimmten  Grubcnfelde  anzulegen,  wofür  aber  die  Krlaubniss  des  KOnig^s 
zu  erlangen  u.  Abgaben  an  die  Staatsg<:wait  zu  entrichten  waren.  In  den  ältesten 
Bergordnnngen  aus  dem  lö.  Jahrhundert  ist  die.ses  Princip,  wonach  also  das  Hecht 
des  GrundeigenthUmers  beschränkt  und  dos  Eigenthum  an  der  Erduberiiäche  von  dem- 
jenigen an  den  im  Boden  enthaltenen  Mineralien  getrennt  war,  anerkanntes  Hecht. 
Aach  die  Landesherren  konnten  natürlich  nach  diesem  Hechte  Bergwerkseigenthum 
erwerben. 

3.  Wesentlich  auch  fiscalischem  Interesse  aber  bildete  sich  vom  12.  Jahr- 
hundert an  neben  jenem  Hecht  des  freierklärten  Bergbaus  und  dasselbe  allgemach 
eiuschränkend,  umbildend  und  zum  Theil  verdrängend  ein  anderes  Bergrecht  aus:  die 
deutschen  Kaiser  nahmen  die  Bergwerke  und  Salinen  als  Hegal  für  sich  in  Anspruch 
(wohl  nicht  unbedingt  zuerst,  aber  als  allgemeinerer  Heclitrsanspruch  zuerst  von  l'ric- 
drich  L).  Die  mancherlei  Conflicte  mit  den  Landesherren,  welche  hierdurch  ent- 
standen, lösten  sich  wie  gewi^hnlich  dadurch,  dass  das  Regal  den  Landesherren, 
namentlich  zuerst  in  der  Goldenen  Bulle  den  Ghurfiirsten  (Aurea  buUa  c.  IX, 
§.  1.  —  übrigens  mit  der  Einschränkung:  prout  possuut  seu  consueverunt  talia  (jura) 
possideri)  vom  Kaiser  verliehen  oder  ohne  Widerspruch  von  den  Landesherren  als 
integrirender  Bestaudtheil  ihrer  Rechte  au  bich  ge/ogen  wurde.  Besonders  war  es 
der  früher  ja  auch  in  Deutschland  viel  ergiebigere  Bergbau  auf  edle  Metaliv.  ferner 
aof  Salz  (Steinsalz),  welcher  auf  (irund  des  H<>i>-als  vom  Staate  betrieben  wurde. 

üeber  Athen  u.  Griechenland  s.  IJöckh's  Abh.  über  d.  Laurischen  Silber- 
bergwerke in  d.  Abh.  d.  Berl.  Akad.  l'üLv.  ders.  Staatshaush.  d  Athener,  2.  A. 
S.  92,  420 — 425,  Reynier,  Grec^,  S.  HOi.  Bilchsensc  li  ütz,  Besitz  u.  Erwerb  im 
griech.  Altertlium  S.  9$  11'.  In  Athen  war  der  Eii::enthiimer  d.  Bergwerke  d.  Staat, 
der  aber  nie  auf  eigene  Rechnung  betrieb,  sondern  die  Werke,  die  mit  Sclaven  be- 
baat  worden,  in  Erbpacht  gab.  Das  Recht  /u  bauen  wurde  f.  einen  bestimmten 
Kaufpreis  verkauft,  der  an  den  Staat  direct  zu  zahlen  war.  Dazu  kam  eine  Abgabe 
V.  *ij4  des  Ertrags,  die  in  Generalpacht  zur  Erhebuni,^  i-eireben  war.  —  In  Rom  wurden 
Salzwerke  ursprünglich  auf  Staatsrechn.  betrieben.  Später  bestand  ein  Salzmono- 
pol, aber  im  Verkehrs-,  nicht  im  Fiuanzintcresse,  wie  rs  scheint  (nach  Mar«|uardt, 
rftm.  Staatsverwalt.  IL  155,  271).  lieber  d.  Hergwerki;  s.  rb.  S.  245,  252  11.  In 
Italien  war  der  Bergwerksbetrieb  schon  fnili  i^csetzlicli  sehr  bcbcliränkt.  Di«*  wich- 
tigsten waren  in  den  Provinzen.  Der  Name  ist  metalla,  wozu  neben  Gold-, 
Silber-,  Eisen-,  Kupfergruben ,  auch  Steinbrüche,  Kreidegruben,  Salzwerke  Lrehören. 
Die  wichtigsten,  wie  die  Gold  werke  v.  Vercellae  in  Gallia  transpad.,   die  Silbergruben 


604  3.  B.  Ord.  Kinn.  2.  K.  Privaterworb.  3.  II.  A.  ncrjrUa«.  §.  24«. 

bei  Neucarthago  in  Spanien,  die  Gold-  und  Silberbergwerke  in  Macedonien  —  die 
nicht,  wie  Ran  gemeint  hat,  definitiv,  sondern  nur  zeitweise  bei  der  Erobenmg  ge- 
schlossen worden  —  bcsass  der  Staat.  Die  meisten  metalla  gehörten  indessen  Prirateo. 
Auch  wurden  Staatswerke,  z.  B.  die  Silberjrruben  in  Spanien,  an  Prifate  Teräussert 
unter  den  Kaisern  wurde  d.  Bergwerksbesitz  th.  f.  den  Fiscos,  th.  f.  d.  kais.  PrlTtt- 
Fcrmögen  sehr  aus^cdelint,  bes.  auf  d.  besten  u.  cinträo:lichsten  Gruben  (aach  Marmor- 
brüche). Der  Betrieb  war  th.  Eigenverwnliung,  th.  Ycrpachlung.  Vgl.  f.  dies  Alles 
jetzt  Marquardt  a.  a.  0..  wonach  Kau  5.  A.  §.  172,  Note  c.  u.  6.  A.  §.  191. 
Note  c.  zu  berichtij^ren.  S.  sonst  noch  Bminann,  De  vectigal.  pop.  Rom.  Kap.  6 
S.  77.  Uebcr  die  Verhältnisse  im  deutscheu  Mittelalter  s.  Achcnbach  a.  a.  0. 
S.  68  ff.,  Stobbo  II,  §.  142.  Waitz,  D.  Verfass.gesrh.  VIII,  269  ff.  (aber  MeUlle; 
u.  A.  waren  d.  Harzbergwerke  im  Königl.  Eigenthum;  über  Salz  S.  272). 

Gerade  aus  finanziellen  Gründen,  mit  denen  sich  nicht  leicht  zu  übersehende 
rolkswirthschaftliche  verbanden,  wurde  jedoch  durch  die  Regalisirang  des 
Bergbaus  das  ältere  Recht  der  Bergbaufreiheit  im  Allgemeinen  nicht  beseitigt, 
sondern  nur  umgestaltet.  Dasselbe  setzte  auch  keineswegs  erst  die  Regalitat 
als  bestehend  voraus,  wie  Kau  in  der  5.  Auflau:e  §.  172  annimmt:  die  Frei- 
erklärung gestatte  den  Privatbetrieb  unter  gewissen  Bedingungen,  welche  gerade 
aus  dem  Regal  abzuleiten  seien.  Dies  ist  irrig,  wie  di<>.  ältere  Bergrechtsbildang  und 
wieder  die  neueste  zeigt.  Wenn  nur  das  Princip  dos  beschränkten  Grandeigenthnms 
feststeht,  so  dass  die  Mineralien  u.  s.  w.  vom  VerfUgungsrecht  des  Grandeigners  aas- 
geschlossen sind,  so  bedarf  es  durchaus  nicht  des  Regalprincips ,  um  die  Anlegung 
von  Bergwerken  auf  fremdem  Privatlande  zu  ermöglichen.  Der  Staat  braucht  nur  ge- 
mäss seiner  allgem.  Iloheitsrechte  das  Schürfen  u.  s.  w.  und  schliesslich  die  Anlegang 
solcher  Bergwerke,  durch  welche  die  dem  Grundeigenthümer  nicht  gehörenden  Mine- 
ralien angeeignet  werden  sollen,  zu  regeln.  Dies  geschah  in  der  Weise,  dass  das 
Recht  des  Schürfcns  an  die  obrigkeitliche.  Erlaubniss  gebunden  wurde;  der  Hndcr 
musste  muthen,  d.  h.  um  die  Verleihung  des  Rechts  zum  Bei^bau  auf  einem  ge- 
wissen Felde  nachsuchen  und  wurde  alsdann  —  seit  dem  16.  Jahrhundert  immer 
mehr  auf  Grund  des  Regals  —  mit  diesem  Rechte  belehnt.  Für  die  Staatsgewalt  war 
diese  Einrichtung  das  Mittel,  dem  finanziellen  Zweck  des  Regals  gemäss,  Bergwerks- 
abgaben verschiedener  Art  und  in  bedeutenderer  Höhe  als  bisher  üblich  für  solche 
Privatbergwerke  einzufuhren,  so  den  Bergzehnten,  Quatemborgelder,  Recess- 
gelder  u.  s.  w.  Diese  theils  aus  der  Berghoheit,  wie  man  das  polizeiliche  Ober- 
aufsichtsrecht des  Staats  über  den  Bergbau  auch  genannt  hat,  theils  aus  dem  eigent- 
lichen Bergregal  abzuleitenden  Abgaben  trugen  in  anderer  Hinsicht  die  Merkmale 
einer  besonderen  Gewerbesteuer  für  den  Bergbau  an  sich  und  sind  in  neuerer 
und  neuester  Zeit  auch  vielfach  zu  m  ässige  n  Gebühren  oder  zu  reinen  Steuern 
umgebildet  worden.  S.  über  die  Entwicklung  der  Bergwerksabgaben  und  deren  Zu- 
sammenhang mit  dem  Bergregal  den  lehrreichen  Aufs.  v.  Arnd,  Besteuer.  d.  Berg- 
werke, Conrad's  Jahrb.  B.  31  (1881)  S.  174,  630;  über  die  jetzige  Besteuerung  meine 
Abh.  directe  Steuern  in  Schönberg's  Ilandb.  II,  246. 

Der  Vorbehalt  der  ausschliesslichen  Ausübung  des  Bergregals  durch 
den  Staat  bildet  nur  die  Ausnahme.  Kr  kommt  in  Deutschland  namentlich  für  Stein- 
salz vor.  In  Ansehung  der  Stoffe,  auf  welche  sich  das  Grundeigenthumsrecht  nicht 
mit  bezieht  und  für  welche  andererseits  das  Regal  gilt,  bestand  und  besteht  in  den 
verschiedenen  Ländern  keine  volle  Ueberein^timmung  und  auch  in  den  einzelneu 
deutschen  Territorien  und  späteren  Staaten  herrscht  keine  völlige  Gleichmässigkeit. 
Im  Allgemeinen  umfasst  das  Bergregal  „alle  auf  ihren  natürlichen  Lagerstätten  vor- 
kommende Mineralien,  auf  welche  d<'r  Bergbau  in  seiner  technischen  Ausbildung  her- 
ki^mmlich  betrieben  zu  werden  pflegt."  (Beseler.  S.  850).  In  der  Gold.  Bulle 
werden  genannt:  auri  et  argenti  fodinas  atquo  mineras  ätanid,  cupri,  fem,  plumbi  et 
alterius  cujuscunque  generis  metallici  etiam  salis.  —  Stein-  u.  Braunkohlen  fallen  nach 
neuerem  Rechte  meistens  unter  das  Regal  oder,  unabhängig  von  letzterem,  unter 
die  vom  Verfügungsrecht  des  GrundeigenthUmers  ausgeschlossenen  Mineralien;  Torf 
war  selten  regalisirt,  Salzquellen  meistens.  In  Grossbritannien  sind  nur  Gold  und 
Silber  Regal. 

4.  Nachdem  dann  in  späterer  Zeit  die  volkswirthschaftlicho  Bedeutung  des  Bert- 
baus mehr  erkannt  worden  und  der  finanzielle  Gesichtspunct  zurückgetreten  war.  der 
Privatbergbau  sich  stärker  entwickelt  hatte,  —  u.  A.  auch   weil  die  aus   dem  Regal 
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abgeleiteten  BergwerLsabgabeu  bei  der  venuinderten  Ergiebigkeit  älterer  Weri^c  und 
nm  den  fiergban  zu  be<2:Un.stigon  ermäs^igt  und  mehr  al*  eigentliche  Gebuhren  und 
Steoern  behandelt  wurden.  —  bereitete  sich  auch  im  Bergrecht  eine  neue  Gestal- 
tung vor,  welche  in  neuester  Zeit  mehrfach  zu  einem  Abschlüsse  gekommen  ist. 
(Vgl.  besonders  das  vortrefl'liche  neue  preussi&che  Herggeset/.  vom  24.  Juni  1S65 
(z.  Th.  bombend  auf  Grundsätzen  de<  französischen  Bergrechb),  welches  wieder 
dem  baierischen  Berggesetz  vom  20.  März  1S69  und  andern  in  kleinen  Staaten 
(Braunschwoig,  Wein^ar,  Gotha,  Waldeck)  zum  Vorbild  diente.  S  Achenbacli,  ^.  18). 
Das  Bergregal  als  Finanzregal  oder  „nutzbares  Iloheitsrccht'*  ver- 
schwand. (Beseler,  S.  20H.  VI.  Stobbe  II,  oSo.  Acheubach  S.  2iV.i\  Die 
Beschränkung  des  Grunde  igen  thum>,  die  ja  nicht  erst  durch  das  Kcgal  ge- 
schall'en,  wenn  auch  durch  die  Kegalisirung  und  deren  Verbindung  mit  der  Borgbau- 
freiheit noch  zu  grft:^serer  praktischer  Bedeutung  al>  durch  die  letztere  allein  gebracht 
worden  war,  blieb  dagegen  bestehen.  Im  prcusdischen  Bergiresetz  ist  dies 
80  ausgedrückt:  §.  1.  ..Die  nach>t<;h(Uid  verzeichneten  Mineralien  Aind  von  dem  Ver- 
fUgUDgsrecht  des  Grundeigenthi(mer>  ausgeschlossen.**  Ebenso  blieb  die  Bergbau- 
freiheit in  Geltung  und  wurde  nur  nach  den  neueren  Bedürfnissen  der  Volks- 
wirthschaft  mit  Hücksicht  auf  die  nothwendige  Controle  des  Staats  über  den  Bergbau 
ond  auf  die  Sicherung  der  K^^chte  des  Grundeigenthümers,  dessen  Boden  zum  Schürfen 
and  zur  Anlage  eines  Bergwerks  von  einem  Dritten  in  Anspruch  genommen  wird, 
gesetzlich  rcgulirt.  In  (ieset/en,  wie  dem  preuss.,  werden  daher  die  Grund- 
sätze aufgestellt,  nach  denen  die  Aufsuchung  und  Gewinnung  der  vom  N'erfügungs- 
recht  des  Grundeiguers  ausgeschlossenen  Mineralien  erfolgen  kan^i.  Namentlich  wurde 
auch  genau  bestimmt,  auf  welche  Mineralstoffe  sich  das  Bergrecht  beziehe  , 
z.  B.  Preuss.  Ges.  g.  1 :  Gold,  Silber,  Quecksilber,  Eisen  mit  Ausnahme  der  Kaseneisen- 
eize,  Blei,  Kupfer,  Zinn,  Zink,  Kobalt.  Nickel,  Arsenik,  Mangan.  Antimon  u.  Schwefel, 
gediegen  u.  als  Erze  —  Alaun-  u.  Vitriolerze  —   Steinkohle,  Braunkohle  u.  Graphit 

—  Steinsalz  nebst  den  mit  demselben  auf  den  nämlichen  Lagerstätten  vorkommenden 
Salzen  und  die  Salzquellen.  E^^  ist  nicht  nothwendig  und  nicht  richtig,  dieses  neueste 
Bergrecht,  ebenso  wenig  als  diu  Freierklärung  des  Bergbaus  überhaupt,  auf  das  Berg- 
regal zu  gründen.  Vielmehr  i»t  die  Grundlage  dieses  Bergrechts,  neben  dem  erwähnten 
Hauptprincip,  der  Beschränkung  des  (irundeigenthums  —  also  einem  Satze  des  Privat- 
rechts  —  in  den  allgemeinen  Staatshoheitsrechten  zu  suchen,  die  man  in 
ihrer  Anwendung  auf  das  Bergwesen  Berghoheit  nennen  kann.  So  auch  Beseler, 
S.  853  u.  Motive  z.  preussisch.  Bergjresetz  v.  ISfto  bei  Klostermann,  Allgem.  Berg- 
ges.  für  d.  preuss.  Staaten,  nebst  Commentar,  S.  45  ff.  Stobbe  II,  5S5:  „Der  Staat 
verleiht  nicht  in  derivativer  Weise  ein  ihm  bisher  zustehendes  Privatrecht,  sondern 
er  ertheilt  in  Folge  sein  s  Hoheitsrechts  gemäss  den  gesetzlichen  Hegeln  die  Con- 
cession,  vermöge  deren  der  Einzelne  in  einem  concreten  Umfange  bergbauberechtigt 
wird/*    Nähere  Begründung  dieser  Auffassung  bes.  bei  Achenbach,  S.  100  ff.    20iK 

—  üeber  d.  volkswirthschaftl.  Zweckmässigkeit  dickes  heutigen  Bergrechts  s.  Wairner. 
Grundleg.  I,  §.  364. 

Für  den  Betrieb  von  Staatsbergwerken  selbst  galt  nun 
schon  früher  öfters  das  allgemeine  Bergrecht  eines  Landes.  Dem 
neuen  Bergrecht  unterstehen  diese  Werke  gleichfalls,  wie  dies  in 
den  neueren  Berggesetzen  auch  ausdrücklich  ausgesprochen  wird. 

Beseler,  S.  849.  Preuss.  Berggesetze  §.  2:  „der  Erwerb  und  Betrieb  von 
Bergwerken  für  Rechnung  des  Staats  ist  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  cbon- 
lalls  unterworfen.''  Achenbach  S.  209:  „Die  neuere  Berggesetzgebung  hat  mit  d. 
Aufhebung  des  Bergregals  die  Verleihung  nach  Maassgabe  des  Gesetzes  aus- 
schliesslich anerkannt.''  Die  Neuanlage  von  Staatsbergwerken  auf  fremden  l^rivat- 
ländereien  ist  daher  hier  auch  an  dieselben  Kechtsformalitäten  gebunden,  wie  di«'  An- 
lage von  Privatbergwerken,  und  setzt  kein  Kegal  mehr  voraus. 

Die  Staatsbergwerke  treten  auf  diese  Weise,  einerlei  ob  sie 
auf  Htaats-Grundeigenthum  oder  auf  Privatländereien  angelegt  sind, 
wenigstens  da,  wo  das  neuere  Bergrecht  zur  Geltung  gelangt  ist, 
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ganz  in  die  Classe  der  gewöhnlichen  privatwirthschaft- 
liehen  Unternehmungen,  was  sie  frtther  freilich  trotz  des 
Regals  sachlich  meistens  auch  waren,  weil  eine  Erhöhung  des  Er- 
trags in  Folge  der  Regalisirung  nur  ausnahmsweise  möglich 
war. 

Ihre  Behandlung-  in  der  Lehre  vom  Privaterworb  des  Staats  im  System  der 
l'inanzwissenscliaft  erscheint  daher  auch  als  die  allein  nchti|[::e.  Ebenso  sind  die  Ein- 
nahmen des  Staats  aus  Privatbcri::werken  nunmehr  abweichend  von  Kau  {h.  A. 
§.  181 — 183)  systematisch  richti,ii:er  in  den  Abschnitten  von  den  Gebühren  und  den 
Steuern  zu  besprechen. 

II.  —  §.  250  Beibehaltung  oder  Veräusserung  der 
Staatsbergwerke.  Der  Besitz  von  Staatsbergwerken  ist  gegen- 
wärtig in  den  europäischen  Staaten  sehr  verschieden  verbreitet. 

Prousst-ii  und  Ocstcrreich-Ünj^am  haben  noch  manche  Staatsberg:werke ,  deren 
Entsteliunji;'  und  Beibehaltung  hier  früher  ausser  durch  das  Kegal  auch  durch  den 
itrosson  Domänen-  und  Waidbesitz  zu  erklären  war.  Auch  in  anderen  deutschen 
Staaten,  dann  in  den  nordöstlichen  und  in  sudeuropäischen  Staaten  (Spanien)  finden 
sich  Staatsberifwerke.  während  dieselb.  in  (ürossbritannien  und  ITrankreich  fehlen.  Die 
Kinn,  aus  den  lierg-,  Hüttenwerken  u.  Salinen  hat  Herrn.  \Vau:ner  in  seinen  iinanz- 
stat.  Ucbersichten  im  Goth.  Jahrb.  1S74  S.  879  auch  nur  lückenhaft  zusammenstellen 
können.  In  Hussland,  Norwegen.  Türkei,  (jriechenland ,  Spanien  befinden  sich  noch 
liezUtrl.  Kinnahmen. 

Die  Frage  der  Beibehaltung  oder  Veräusserung  solcher  Werke 
ist  in  Deutschland  in  neuerer  Zeit  vielfach  erörtert  und  ähnlich 
wie  bei  den  Domänen  meistens  zu  Gunsten  der  Veräusserung 
beantwortet  worden,  so  namentlich  von  den  Theoretikern  der 
Smith 'sehen  Schule,  die  sich  dabei  öfters  auf  die  schlechte 
Rentabilität  der  Staatsbergwerke  berufen  konnten. 

V^^l.  bes.  Bergius,  Finanzwiss.,  2.  A.,  S.  2S\,  mit  Polemik  gegen  die  preus>. 
Berg-  u.  Hütten  Verwaltung. 

Indessen  wurde  hier,  wie  gewöhnlich,  die  Frage  zu  einseitig 
aus  dem  Gesichtspuncte  des  Productions Interesses  beurtheilt 
und  die  privatwirthschaftliche  Rentabilität  und  die  volkswirthschaft- 
liehe  Productivität  zu  unbedingt  identificirt.  Daneben  ist  jedoch 
auch  hier  das  volkswirthschaftliehe  Vertheilungsinteresse  und 
das  damit  zusammenhängende  socialpolitische  Moment  in  der 
Frage  für  die  Entscheidung  mit  zu  beachten.  (Grundleg.  §.  364, 
365).  Die  Frage,  ob  der  Staat  passend  Bergwerke  betreibe,  ist 
dann  vollends  nicht  absolut  zu  entscheiden.  Sie  ist  keine 
rein  finanzielle,  sondern  zugleich  eine  volkswirthschaft- 
liehe und  allgemeine  Verwaltungsfrage,  ähnlich  wie  die 
Staatsforst'  und  Staatsbahnfrage.  Selbst  bloss  als  Frage  der  Regelung 
der  Bergbau produ et ion  betrachtet,  kann  die  Entscheidung  für 
und  wider  Staatsber^werke  nur  eine  relative  sein.    Die  concreten 
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Verbältoi8se  der  einzelnen  Länder  kommen  dafür  zumeist  in  Be- 
tracht. Allgemeine  Regeln  lassen  sich  daher  nur  in  folgender  be- 
dingter Weise  aufstellen. 

A.  Beantwortung  der  Frage  aus  dem  Standpuncte  des 
volkswirthschaftlichen  Productionsinteresse.  liier  sind 
unentwickeltere  und  entwickeltere  Verhältnisse  der  Volks- 
wirtbschaft  zu  unterscheiden. 

1.  Auf  einer  niedrigeren  Wirthschaftsstufe  ist  Staatsberg- 
wesen und  in  Verbindung  damit  StaatshUttenwesen  (öfters  recbt 
wohl  am  Platze,  selbst  am  Zweckniässigsten  oder  sogar  allein 
möglich. 

Der  Staat  «mIcp  (^Lniidttdherr)  v«  rf«ii;t  h'u-v  ihkIi  am  Er>ten  über  die  meistens  zu 
eioein  onlcntlicheti  Hetrich  bald  «.'iFordfiliclieii  irrossca  Kapitalien,  welche  gerade 
im  Hervrbau  haapt:mrhlieh  in  stehenden  KapitaIanU«reu  «»-anz  festige leirt  werden 
und  fttr  weicht'  oft  lanu:e  auf  eine  uenü^ieudc  Ivcntc  gewartet  werden  muss. 
Auch  dir  technisch  «iebildeteu  Arbeitskräfte,  welche  jeder  etwas  fortue- 
üchrittene  Dcrgbau.  neben  vermelirtem  Kapital,  besserop  Maschinen  u.  s.  w..  bald  zu 
brauchen  pflcpft,  kann  der  Staat  am  Uesten  heranziehen  und  entsprechend  stellen.  Ein 
Heispiel  liefert  das  (iold.  Dir  Vcrli.'dtnisse,  welche  in  der  californ.  und  austral. 
(ioldsrcwinouu{2r  nach  der  ersten  leicht<'n,  aber  bald  erschöpften  Goldwuscherei  cing«;- 
tri'ten  sind,  können  als  typisch  für  di(.'  (iold])roduction  bezeichnet  werden.  V;rl.  di«' 
sehr  lehrreiche  und  klare  Üarlej:;un;r  von  v.  K'ichthofen,  Metallprod.  Californions. 
Nr.  14  der  Pctermann'sclieu  Hriränzunjrshefte  d.  ueotfr.  Mitthcil.  S.  IS  If.  Der  häufige 
icrosse  Wald  besitz  de>  Staab  läs>t  si<h  ferner  oftmals  am  Norzü«:,  liebsten  und  mit- 
unter gar  nicht  andei^s  verwertheii.  ab  dadurch,  dass  grosse  Holz  verzehrende 
Gewerko  im  Walde  oder  in  dessen  unmittelbarer  Nähe  augelogt  werden,  weil 
bei  dünner  und  arnur  Bevölkerung,  sehleehten  Strassen  und  niedrigen  Ilolzpreisen  das 
Holz  nicht  weit  we^^'j-oführt  werden  kann.  Zu  solchem  Zwecke  erscheinen  aber  Berg- 
werke und  damit  verbunden  nannntlicli  Hüttenwerke,  in  denen  die  Erze  gleich 
aus^re^chmolzen  und  die  Metall«-  weit<T  verarbeitet  werden,  ganz  besonders  geeignet 
and  notorisch  sind  aus  diesen  (iründen  manche  solche  Staatswerke  angelegt  worden. 
Das  speculative  oder  kaufmännische  Moment  spielt  weiter  unter  den  gegebenen 
Voraussetzungen  beim  Absatz  der  Bergwerks-  und  Iluttenproducte  noch  keine  so 
entschcideude  l\olle.  ah  spätei-,  weil  die  Communicalionsverhältnisse  und  die  allge- 
meinen Zustand«.'  der  \  olkswirthächaft  <li;n  Absatz  einengen,  die  Versorgung  des 
Localbcdarfs  die  Hauptüache  und  die  (\meurrenz  der  Producte  anderer  (iegenden  oder 
L&nder  weDiu:8tens  be.i  unedlen  Metallen  unwichtiger  ist.  Die  speeifischen  Mängel 
des  Staatsbetriebs  treten  aus  all(.;n  diesen  (iründen  auch  weniger  hervor.  Die 
Staatsbergwerke  haben  daher  auch  in  früherer  Zeit  oft  als  Mustor  eines  geord- 
neteu  kunstmässigen  Betriebs  und  als  Ptlanzschulen  <i:eächickter  Werkmei>ter  sehr  gute 
Dienste  geleistet.  Sprach  auch  >«hon  früher  nicht  immer  ein  erheblich«'S  FinanzintiT- 
esse  für  die  Anlegung  neuer  und  Beibehaltung  alter  Staatswerke,  so  um  >o  mehr  ein 
rolkswirthsc  haftlich  es. 

2.  Diese  Verhältnisse  ändern  sich  aber  nun  vielfach  auf  höheren 
Wirthschaftsstufen.  Oftmals  möchte  im  Berg-  und  Hüttenwesen 
einer  der  Fälle  vorliegen,  wo  die  (meist  zu  allgemein  hingestellte) 
Regel  gilt,  dass  eine  in  früherer  Zeit  ganz  passende  privatwirth- 
schaftliche  Thätigkeit  des  Staats  besser  durch  diejenige  der  Privaten 
ersetzt  wird. 

Yoo  den  soeben  augeführten  Gründen  kann  später,  z.  B.  in  unserer  Zeit  in  den 
mittel-  und  westeuropäischen  Staaten,   keiner   mehr   als  durchschlagend    für 
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Staats b ergbau  gelten.  Die  etwaigen  üebclstänüe  des  Privatbergbaos  (hinsichtlich 
der  Nacblialtigkeit  des  Betriebs,  der  Verhütung*  gewinnsüchtigen  Kaubbaus)  lassen  sich 
durch  eine  gewisse  Oberaufsicht  des  Staats  meistens  verhüten.  Die  grössere  Betriebsam- 
keit, Sparsamkeit,  bessere  kaufmännische  Leitung  sind  specififche  Vorzüge  der  Prifat- 
werke,  welche  jetzt  sehr  wichtig  werden,  wo  durch  ein  ganz  umgestaltetes  Com- 
municationswesendicConcurrenz  auf  dem  Weltmärkte  für  den  Bergwerks- und 
Hütten  betrieb  zum  entscheidenden  Factor  wird.  Die  unvermeidliche  Schwer- 
fälligkeit des  Staatsbetriebs,  die  Geschäftsführung  durch  Beamte,  von 
welchen  letzteren  gra<le  die  tüchtigsten  bei  dem  jetzt  viel  liöheren  Stande  der  tech- 
nischen Bildung  oft  l)esondere  Neigung  haben  w^erden ,  mit  Staatsgeldem  gewagt  zu 
experimentiren,  wozu  der  Bergbau  so  viel  verführerische  Versuchung  bietet,  ilas  starke 
Hervortreten  der  kaufmännischen  Seite  des  Geschäfts  u.  t.  a.  m.  sprechen 
daher  im  Ganzen  für  das  Lossteuern  auf  den  Verkauf  von  Staatswerken. 

Der  genaue  Reinertrag  und  die  genaue  Rentabilität 
eines  Bergwerks  sind  sehr  schwer  zu  ermitteln,  weil  das  Kapital, 
das  im  Laufe  langer  Zeit  hineingewandt  ist,  und  vollends  der 
Betrag,  welcher  von  diesem  Kapital  aus  den  Reinerträgen  noch 
nicht  amortisirt  ist  und  der  Werth,  welchen  das  Bergwerk  in 
einem  gegebenen  Zeitpuncte  repräsentirt,  kaum  annähernd  genau 
festgestellt  werden  kann.  Die  strengen  Grundsätze  des  Rechnungs- 
wesens mit  einem  bilanzmässigen  Anlagekapital  sind  daher  bei 
Bergwerken  nicht  recht  anwendbar.  Der  jeweilige  Reinertrag 
enthält  oft  neben  der  Rente  eine  Kapitaltilgnng.  Die  Grösse 
der  letzteren  ist  aber  wiederum  vollends  von  Jahr  zu  Jahr  nicht 
näher  bestimmbar. 

Dies  sind  Schwierigkeiten,  welche  sich  auch  im  Privatbergwerkwesen  fühlbar 
machen  und  wohl  mit  Recht  Vorzüge  der  alten  Bergbaugenossenscbaft  vor  der  Actien- 
gesellschaft  als  Wirthschaftsform  bedingen.  (Vgl.  0.  Michaelis ,  d.  Bergbaugenossensch. 
in  Taucher's  Vierteljahrschr.  f.  Volksw.  u.  Colturgcsch.  1863,  IV.) 

Für  den  Staatsbergbau  folgt  aus  jenen  Schwierigkeiten 
aber  vollends  das  Missliche,  dass  die  privatwirthschaftliche 
Rentabilität  noch  weniger  als  bei  anderen  Staats- 
gewerken  sicher  zu  übersehen  ist  und  somit  noch  mehr  ein 
Beurtheilungsmassstab  darüber  fehlt,  wie  die  Werke  in  ökonomischer 
Hinsicht  betrieben  werden. 

Im  Allgemeinen  scheinen  die  meisten  Staatsbergwerke  in  unseren  Staaten 
nur  schwach  zu  rentiren,  jedenfalls  werfen  sie  gewöhnlich  nur  (absolut)  niedrig«' 
Reinerträge  ab.  —  immerhin  mit  bemerkenswertlien  zeitlichen  und  Ortlichen  Aus- 
nahmen. Die  Kentabilität  der  einzelnen  Werke  lässt  sich  natürlich  vollends  nidit 
beurtheilen,  wenn  die  Producte,  welche  sie  liefern,  nicht  nach  dt^m  Marktpreise,  sondern 
nach  willkürlichen  Sätzen  an  and<'re  Staatswerke,  bes.  an  Hüttenwerke,  abgeliefert 
werden,  allein  diesem  Uebelstande  ist  durch  richtige  ßuchfuhrungs-  u.  Bcchnungs- 
grundsätze  abzuhelfen.  —  Aeltere  Daten  über  das  Königr.  Westfalen  bei  Malchos, 
Fin.  1,  95,  über  den  hannov.  Harz  bei  Lehzen.  I,  189  ff.,  u.  danach,  sowie  üWr 
Sachsen,  Oestcrreich,  Preussen,  Spanien  bei  Rau,  5.  Aufl.,  §.  174  (a).  — 
lieber  Preussen  gab  ich  weiteres  Detail  in  der  0.  A.,  §.  195,  N.  b.  Vgl.  jetzt  über 
die  deut seile  Bergwerl»sproduction  die  period.  Veröff.  des  Kaiserl.  Stat.  Amts  in  den 
Vierteljahrs-  u.  nunmehr  den  Monatsheften,  lieber  Preussen  spec.  Stat.  Jahrb. 
IV.  I,  S.  218  ff.,   über  die  fise.  Berir-,  Hütten-  u.  Salzwerkc  eb.  S.  241  ff.     Aeltere 
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Daten  im  Stat.  Jahrb.  III,  160  fT.,  dana  die  Daten  im  Etat.  Dio  Zahl  der  preuss. 
Staatsbcrym'erlie  war  1S73  (W),  1S74  59  d  Kupferwork  u.  1  Tlion-  xi.  Wasch«;rdcgrube 
war  ISTS  Yorkaoflt  worden).  Davon  17  Steinkohlengnibcn ,  hosoud.  die  fast  ganz  dem 
FiscDS  gchOri^ndcn  an  d.  Saar  (12),  11  Braunkohlengrubrn,  19  Eisensteingrulien,  (i  filei-. 
Silber-  u.  Kopfergruben,  4  andere.  In  IvisS  (ausser  Harz  u.  Deisler)  15  Steinkohlcn- 
werkf  (Saarbr.  9),  4  Rraunkohlrnwi-rkc.  1  Hlcizeche.  1  Kalkst.brach,  Phosphoritgewiiiiuing 
im  R.-B.  Wiesbaden.  An  der  ^ewaltiä;  aufsteiirmdcn  günstiiri'n  Conjunctur  von  1S70/71 
bis  ^^V^  hat  der  Staat  natürlich  theilgrenommcn ,  an  th-r  unuiinstifron  seitdem  nicht 
nindi^r.  Der  Gcsammtwcrth  der  Productiou  der  Staatsworke  war  1S71 — 7-1  bez.  24*2(i, 
It3'51,  46*00,  41'78  Mill.  Thlr.  Die  Betriebskosten  sti(>s<:en  nicht,  sanken  dann  aber 
auch  nicht  in  gleichem  Maasse  —  trotz  des  erfreulichen  Stei«2:enb  der  Löhne  in  der 
Rostigen  Zeit  —  so  dass  der  Reineitrag  beilcutcnd  <Ien  Anschlag  iiberschritt.  später 
iher  wieder  sehr  sank.  So  schwankte  z.  B.  der  Ertr.  d.  preuss.  fiscal.  Berg-  u.  Hütten- 
werke 1S7J — SO  zwischen  15 — 57 — 9  M.  M.  Dies  Schwanken  ist  in  tinanz.  Hinsicht 
rUr  den  Staat  nicht  angentthm,  imm(;rhin  profitirt  auch  er  einmal  von  dem  „Conjunctur- 
jcewinn".  Wagner.  Grnndleg.  I,  §.  76  if.,  §.365.  Im  Anschlage  war  1S74:  Der 
BohoRrag  der  8taats1>ergwerke  75'95,  die  Betriebskosten  53*73.  der  Heinertiag  22*22 
Hill.  M.,  nach  dem  Ergebniss  aber  95*92,  59'9S,  35*94  Mill.  M.  Nach  dem  Anschl. 
Dir  1S75  u.  1S76  sollte  der  Rohertrag  aber  nur  70*99  u.  6S09,  der  Kostenbetr.  55*24 
j.  54-S4.  der  Reinertrag  abo  nur  21*75  u.  13*25  Mill.  M.  sein.  Im  Erg(?hn.  f.  lS79/i>0 
rar  die  Bohelnn.  bei  d.  preuss.  fiscal.  Bergwerken  53*34,  der  Reinertrag  9*14,  18S0/S1 
MX.  59-11  u.  9'71,  nach  d.  Yoranschl.  f.  18S2/S3  bez.  OOK»  u.  10*35.  nach  demjen. 
1 18SS/84  bez.  62*76  u.  11*03  M.  M.  Vgl.  über  die  Zweifolhaftigkeit  der  Buchfilhrungs- 
(nmdsätze  im  preussischen  Berg-  u.  IIüttenw«'sen  Bergius,  I.  A.,  S.  115  fl'.  Ucber 
1  fiscal.  Bergbau  im  preuss.  Harz  s.  Nöggerath,  Ztschr.  f.  Berg-,  llüttenw.  u.  s.  w. 
1SS3.  Die  ausgezahlte  Ausbeute  im  Oberharzi-r  Revier,  wo  seit  d.  17.  Jahrh.  allmalig 
1er  t:htimaligc  gewerkschaftl.  Bergbau  in  fiscal.  Eiirenth.  überführt  wurde,  wird  v.  1650 
Ins  1S49  auf  100,936  Thlr.,  die  Zubusse  auf  25,025  Thlr.,  der  Ueberschuss  demnach 
inf  75,311  Thlr.  im  Jahresdurchschn.  berechnet  Von  18(>S  —  &1/S2  wurden  jährlich 
L  D.  an  d.  Staatskasse  abgeführt  bei  d.  Be.r<>:werken  615,425  M..  bei  den  Hütten 
408,164  M.,  zus.  1.023,589  M.  —  Baiern,  A.  f.  1877:  B.rgwerks-,  Hütten-  u.  Salinen- 
gef&Ue  8*68  Mill  M.  roh,  wovon  4*18  auf  Borgwerke.  Betriebskosten  i.  G.  7*23,  also 
1-45  Mill.  M.  rein.  Detail  bis  1868  bei  Vocke  a.a.O.,  baier.  Stat.  Ztschr.  1S71, 
112  ff.  A.  f.  1883  Sal.  u.  Bergw.  roh  5.595,  rein  0*391  M.  M.  —  Sachsen,  A. 
1  Reinertr.  d.  Berg-  u.  Hüttenwerke  1875  316,000  Thlr.,  1877  950,000  M..  1SS3 
S55.000  M.  —  West-Oesterreich,  A.  1876,  Montanwerke  Einn.  5*69  M.  fl., 
Betriebskosten  4*45,  rein  1.24  Mill.  il.,  1882  roh  6*00,  rein  0*93  M.  fl.  —  Russ- 
land, Berg-  u.  Hüttenwerke  (excl.  Bergregal)  rein  1874  A.  3*5s,  Ergebn.  2*90,  1876 
k,  4*54,  1880  Erg.  4*55  Mill.  R.  —  Spanien:  das  reiche  Qnccksilberbergwerk 
Almaden  g^b  früher  einen  ansehnl.  ReiniTtrag,  welcher  neuerdings  (seit  den  50  er  Jahren) 
pegen  der  Concurrenz  des  californ.  Quecksilbers  u.  di.s  gesunkenen  Preises  abgenommen 
bit  S.  Willkomm,  Spanien,  in  Stein-Wappäus  Gcogr.  III,  2,  S.  73,  145.  — 
Cebrigena  zeigt  ein  Vergleich  mit  dem  Privatbergbau  keineswegs  allgemein  eine 
bessere  Rentabilität  des  letzteren,  z.  B.  wenn  Staatsbergwerke  in  Privathändi?  übergegangen 
nad.  Bei  der  entscheidenden  Macht  der  Conjunctur  für  die  (iestaltung  der  Preise 
ler  Bergwerks-  und  Hüttenproducte  und  bei  der  spccifisch  ähnlichen  Betriebsweise 
wenigstens  eines  grossen  Bergwerks  dureh  den  Staat,  eine  Gesellschaft  oder  selbst 
Binen  einzelnen  Privateigenthümer  kann  dies  kaum  anders  sein.  Vgl.  die  Darleg.  im 
Pkqss.  SUtist  Jahrb.  IV,  1,  232  ff.  So  war  z.  B.  der  Durchschnittswerth  f.  d.  Centn. 
Boheisen  in  der  preuss.  Hüttenproduction  1873  57*66.  1874  44*91,  rohe  Stahlfabrikate 
16<h29  u.  124*36  Sgr.  und  später  ti-at  noch  ein  weiteres  starkes  Sinken  ein.  Nach 
dem  Vurwaltongsbericht  der  Actiengesellsch.  Dortmunder  Union  kosteten  1000  Kilogr. 
deatsches  Puddeleiscn  im  Max.  1873  180—192  M.,  Mitte  1874  87,  Mitte  1875  72, 
Decemb.  1876  58  —  60  M.  Bessemer  Koheiscii  in  diesen  4  Terminen  resp.  210, 
102—108,  90—96,  75—78,  gewöhnl.  Eisenbahnschienen  resp.  330,  ISO,  102,  132—138, 
QuBBtahlschieuen  396,  255,  104  —  210,  138—150. 

Vermag  der  Staat  indessen  ein  Werk  vortheilhaft  zu  verkaufen, 
N  dass  der  Erlös  eine  erheblich  höhere  Rente  trägt  als  bisher  der 

A.  Wagner.  Finanzwf<s««n.sc'Iiaft.    I.    X    Aufl.  31) 
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Reinertrag  war,  so  sprechen  finanzielle  Gründe  dafür. 
Gründe  des  volkswirthschaftlichen  Productionsinter- 
esses  nur  ausnahmsweise  noch  gegen  den  Verkauf. 

In  kleineren  deutschen  Staaten  hat  man  mit  Hecht  den  Verkauf  von  Berg- 
werken melirfach  vorg:enommen ,  so  auch  noch  neuerdings  die  ganz  unbedeutenileD 
(Regenauer,  §.  247)  in  Baden.  Das  bad.  Blei-  u.  Silberbergwerk  zu  Münstcrtlial 
i,St.  Trudpert,  Amt  Staufen)  wurde  1833  an  eine  Gesellschaft  verkauft:  Schätzun?:*- 
werth  27/284,  Erlös  durch  Versteigerung  25,700  fl.  nebst  11.229  fl.  aus  Vorrätheu. 
Vor  dem  Verkauf  war  Zubusse  erfordert  worden,  z.  Th.  wegen  HoHnungsbautcu,  die 
sich  hinterher  bewährten.  Verhandl.  d.  1.  Kamm.  1833,  Beil.  III,  219;  1837  BeiL 
Nr.  128  (beide  Berichte  v.  Rau).  Auch  in  Preussen  werden  kleinere  unrentable 
Werke  mehrfach  veräussert.  In  Oesterreich  Verkäufe  1S55  if.,  1868  fl'.,  mit  ans 
finanzpol.  Gründen. 

3.  Auch  das  Produetionsinteresse  gestattet  aber 
die  Beibehaltung  von  Staatsbergwerken ,  ohne  sie  unbedingt 
zu  verlangen,  wohl  in  folgenden  Fällen  heute  noch  bei  uns: 

a)  Bei  Bergwerken,  deren  Producte  einfacher  (z.  B.  aus 
geringer  Tiefe)  zu  gewinnen  sind,  keine  oder  keine  ; 
schwierige  weitere  Vorarbeitung  verlangen  und  sofort 
leichten  Absatz  finden.  Daher  sind  namentlich  Kohlen-, 
Salzbergwerke  und  Salinen,  welche  oft  auch  gut  rentiren, 
eher  beizubehalten,  als  Erzgruben. 

Der  preussische  Staatsbergwcrksbestand  entspricht  wenigstens  einigcrmassen 
dieser  Kegel. 

b)  Bergwerke,  deren  Producte  einer  Verbrauchssteuer, 
welche  zunächst  vom  Producenten  erhoben  wird,  uoterliegen,  daher 
wieder  Salzwerke,  sind  aus  diesem  Grunde  geeigneter  für  den 
Staat.  Wenn  die  Verbrauchssteuer  in  Form  des  Regals  des  Salz- 
bandels  u.  s.  w.  erhoben  wird,  gilt  dies  noch  mehr. 

c)  Je  mehr  nach  der  Grösse  und  Beschaffenheit  der  Anlage- 
und  Betriebskapitalien  im  Bergbau  und  nach  der  technischen  Art 
des  Betriebs  der  Staat  und  Private,  namentlich  Gewerkschaften 
und  Actiengesellschaftcn,  die  Verwaltung  der  Werke  ähnlich  ein- 
richten müssen,  um  so  mehr  treten  manche  Gründe  für  den  Ver- 
kauf von  Staatsbergwerken  zurück. 

d)  Wenn  mit  Staatsbergwerken  Hüttenwerke  verbunden  sind, 
die  sich  nicht  wohl  von  einander  trennen  lassen,  so  wird  der  Ver- 
kauf der  ersteren  vom  gleichzeitigen  Verkauf  der  letzteren  ab- 
hängen müssen. 

4.  Eine  Verschiebung  des  Verkaufs  wird  zu  rechtfertigen 
sein,  wenn  mit  grosser  Wahrscheinlichkeit  der  Reinertrag  eines 
Bergwerks  bald  steigt  oder  ein  mit  Verlust  verbundener  Gruben- 
bau (Zubussgrube)   bald    zum  Ertrag    gebracht   werden    wird. 
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kueh  die  Rücksicht  auf  die  vom  Bergbau  lebende  Bevölkerung, 
ieren  Verhältnisse  durch  einen  Verkauf  von  Staatswerken  oder 
Inreh  das  Einstellen  des  Betriebs  von  Zubussgruben ,  zu  bedenk- 
lich werden  konnten ,  kann  mitunter  wohl  eine  Verschiebung  des 
Verkaufs  oder  der  Betriebseinstellung  nöthig  machen. 

5.  In  richtiger  Weise  kommt  dagegen  das  volkswirthsc haft- 
liche Productions-  und  das  Finanzintcresse  zur  Geltung  in  folgen- 
den Fällen.  Die  dauernde  Beibehaltung  schlecht  rentirender 
oder  vollends  eine  beständige  Zubusse  fordernder  Werke  im 
Staatseigenthum  und  im  wirklichen  Betriebe  lässt  sich  nemlich 
ireder  rechtfertigen 

a)  aus  Rücksicht  auf  die  Erzeugnisse:  durch  die  ver- 
meintliche volkswirthschaftlichc  Nützlichkeit  der  Gewinnung  von 
Bergwerksproducten,  namentlich  von  edlen  Metallen,  auch  wenn 
der  Reinertrag  gering  ist  oder  ganz  verschwindet  und  Zuschüsse 
nOthig  werden;  noch 

b)  durch  das  Interesse  der  im  Bergbau  beschäf- 
tigten Arbeiter  und  der  sonstigen  Bevölkerung  der 
Bergbaugegend.  Denn  dies  ist  eine  Ungerechtigkeit  gegen 
die  übrige  Bevölkerung,  aus  deren  Mitteln  (Steuern)  dann  im 
Grunde  der  Bergbau  unterhalten  bleibt,  und  eine  schlechte 
Form  der  Armenunterstützung.  Wenn  der  Verkauf  nicht  möglich 
ifliy  80  muss  vielmehr  allen  Ernstes  das  möglichst  baldige  Ein- 
stellen des  Betriebs  in  Aussicht  genommen  werden.  Daher  ist  für 
die  Einbürgerung  anderer  Beschäftigungen  in  der  Bergbaubevölke- 
mng  und  nöthigenfalls  selbst  für  die  Auswanderung  der  letzteren 
ni  sorgen. 

Frilher  ist  der  bcstaiiUig:o  Hctrieb  von  /ubusägruben  aus  volkswirthschaftlichen 
GhrtUiden  in  Schatz  genommen  worden,  so  mit  aus  incrcantiliätischer  Ucbcrschätzung 
der  EdelmetaUe  besonders  bei  diesen,  aber  mit  Unrecht  So  glaubten  z.  B.  v.  Justi 
md  Delius,  Gold-  und  Silberberg  werke  müssten  auch  gebaut  werden,  wenn  sie 
Znichuss  kosten.  ,.Die  darauf  «rcwendetcn  Kosten  bleiben  im  Jjantle  und  ernähren 
fliie  Menge  Menschen.  Das  Land  hingegen  wird  allemal  um  so  viel  reicher,  als  Gold 
nd  Silber  mit  diesem  Termcintlichm  Verlust  aus  der  Erde  gegra)>en  werdtrn.''  v.  J  usti, 
Stimtswirthscn.  I,  246.  Eingehendere,  al)er  dorh  kaum  mehr  nothwendige  Bewcis- 
Munng  gegen  andanemden  Betrieb  v.  Zubussgrubcn  u.  Hervorhebung  einiger  im 
Gnnde  Si'lbstrerständlieher  (jesichtspunetr  l)ei  der  Betri<>bseinstellung  bei  K'au  §.  175 
a.  170,  n.  danach  noch  vor.  Aufl.  dieses  B.  S.  4S1K  V^:l.  einisre  Beispiele  von  später 
wieder  (einträglich  gewordenen  Gruben.  Im  concreten  Fall  ist  objectiv  ohne  Illusionen 
ZB  entscheiden,  ob  der  l'ortbau  wirklich  na(^h  dem  Stande  der  technischen  Kenntnisse 
Aussicht  anf  Erfolg  verspricht.  Das  Urtheil  der  in  der  Sache  betheiligten  Berg- 
beimten  ist  natürlich  nicht  immer  unparteiiscli  g<.nug,  wenn  nicht,  wie  billig,  dafür 
gesorgt  ist,  dass  diese  aus  einem  Einstellen  des  ik'triel>s  oder  aus  dem  Verkauf  keinen 
■ateriellen  Schaden  erleiden.  Mit  Becht  befürwortet  Beru:ius,  S.  42,  115,  in  solchen 
Flllen  „aus  Sparsamkeit"  die  Pensionirun^r  der  betheiligten  Beamten  mit  vollem  Gehalte, 
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falld  sie  nicht  in  die  neue  Verwaltung  übergehen.    Im  Uebrigen  ist  die  Lage  der  Bergbau- 
bevölkcTung  in  der  Frage  nur  soweit  massgebend,  als  vorhin  angegeben  wurde. 

§.  251. -— B.  Ein  Mitsprecben  des  volkswirthscbaft- 
lieben  Vertbeilungs-  und  des  socialpolitisehen  Inter- 
esses bei  der  endgültigen  Entscbeidiing  über  dieBei- 
behaltung  und  Veräusserung  der  Staatsbergwerke  ist 
nun  mit  Rücksicht  auf  folgende  Umstände  geboten. 

Vgl.  Grundlegung  I,  §.  365.  Die  näliere  Motivirung  dafür,  dass  solche 
Gesichtspuncte  in  dicken  Fragen,  neben  den  rein  fjnanzielh^u  und  den  das  Prodactions- 
interessc  berührenden,  mitspreclicn  dürfen,  gehört  nicht  hierher,  sondern  in  die 
Grundlegung,  auf  deren  ].  Alitli..  Kap.  3,  4,  u.  2.  Abth.  ich  in  dieser  Hinsiebt 
wieder  zu  vi  rweisen  habe.  Es  zeigt  sich  im  Text  nur  an  einem  neuen  Beispiel  die 
weittragende  iolge  des  socialpolit.  Gesiclitspuncts  in  der  Nationalökonomie. 

1.  Je  mehr  die  Preise  der  Bergwerksproduete  unter  dem  Ein- 
fluss  der  modernen  Gommunicationsmittel  und  des  heutigen 
üandelsverkehrs  von  der  ('onjunctur  abhängen >  desto  mehr 
wird  der  Bergbau  in  bedenkliebem  Maasse  Gegenstand  der 
wildesten  privatwirthsc haftlichen  Speenlation,  na- 
mentlich bei  der  Zulassung  der  Actiengesellschaft  zum 
Bergbau.  Hierdurch  entstehen  für  die  ganze  Volkswirthschaft  be- 
denkliche Folgen,  grosse y  ökonomisch  unverdiente  Gewinne  im 
einen,  grosse,  ökonomisch  unverschuldete  Verluste  im  anderen 
Falle.  Bei  Staatseigenthum  und  Staatsbetrieb  von  Bergwerken 
sind  diese  Folgen,  namentlich  in  Verbindung  mit  anderen  tief- 
greifenden volksvvirthschaftlichen  Reformen,  wie  der  allgemeinen 
Annahme  des  Staatseisenbahusystems,  immer  noch  eher  einzn- 
schränken. 

Di«'  deutsclie  Speculationsperiodi'  ls7I  11".  liat  wieder  Belege  Ober  die  hclUoscn 
Folgen  der  Speculation  in  .. Montan writhrn"  genug  geliefert.  S.  über  die  GoDJonctur 
(irnndit'u:.  §.  7(1  fl". 

2.  Bei  einzelnen  Productcn,  wie  besonders  bei  Kohlen,  droht 
eine  monopolistische  Ausbeutung  der  Consumenten 
durch  Preis  Verabredungen  der  Privatbergwerksbesitzer  und 
Händler.  Bei  der  universalen  Bedeutung  von  Producten,  wie 
Kohle,  Salz,  für  die  Volkswirthschaft  kann  daher  wohl  eine 
Beibehaltung,  selbst  eine  Erweiterung  der  betreffenden  Werke 
Seitens  des  Staats  im  allgemeinen  Interesse  liegen,  um  so  mehr, 
da  auch  das  Productionsinteresse  dies  nicht  verbietet. 

iG.  §.365.)     G.  Cohn.  .ugl.  Eiseiib.pol.  II,  !»2  II'. 

3.  Auch  das  Interesse  der  Arbeiter  kann  für  Beibehaltung 
und  Erweiterung  des  Staatsbergbaus  sprechen,  sobald  nicht  öko- 
nomisch-technische Gründe   den  letzteren   unthunlich  machen  und 
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eine  genügende  Rentabilität  gesichert  ist.  Der  Staat  kann  hier 
durch  seine  Leistungen  fttr  Arbeiter  als  Muster  fUr  Privat  -  Arbeits- 
herrn und  in  seiner  Eigenschaft  des  grossen  Arbeitgebers 
auch  als  Concurrent  auf  dem  Arbeitsmarkte  zu  Gunsten  der 
Arbeiter  einen  wünschenswerthen  Einfluss  ausüben. 

Sehr  bemerkenswerth  sind  z.  6.  die  bedeutenden  Leistungen  dt;r  üsc.  preuäs. 
SaarLohlenwcrke  für  Arbeiterwohnungen ,  Vorschüsse  f.  den  Bau,  (iew^ährnng  v.  Bau- 
prämien u.  s.  w.,  wodurch  An  besitzender  Arbeiterstand  ij:«*scliafl*<.n  wird.  —  Die  Auf- 
gabe de«  Staats,  als  Concurrent  auf  dem  ArbcitsmarLt  zu  Gunsten  der  Arbeiter  zu 
wirken,  wird  freilich  iu  der  heutigen  Praxis,  einem  falschen  Fiscalismus  zu  Liebe  und 
in  Yerkennung  der  Wichtigkeit  hoher  I^hne  und  gut«-r  Arbeitsbedin^ngen  für  Arbeiter, 
noch  kaum  erkannt,  geschweige  erfüllt.  Ebensowenig  ist  sie  der  älteren  Theorie  sym- 
patJiisch.  Aber  mit  steigender  Erkenntniss  des  Wirthscli.-Lebens  wird  sie  mehr  verstanden 
werden.    GrundleJ;.  §.  176. 

Nur,  wenn  keine  dieser  Rücksichten  genommen  werden  soll, 
kann  man  sich  so  unbedingt  gegen  Staatsbergban  erklären,  wie 
es  früher  iu  der  Schule  des  ökonomischen  Individualismus  meist 
geschab.  Sobald  der  Zusammenhang  aller  solcher  Verhältnisse, 
wie  jetzt  immer  mehr,  richtig  erkannt  wird,  darf  die  Entscheidung 
nicht  durchaus  abweisend  lauten. 

Der  Verkauf  selbst  wini  bei  kleineren  Werken  mittelst  Ver^tcigerung,  bei 
nlteservii  mittelst  des  schriftlichen  Submissionsverfahrens  iceschehen  können. 
Doch  sind  Verkäufe  unter  der  Hand  bei  der  Schwierigkeit,  geeignete  Käufer  zu 
Inden,  wohl  nicht  imm(;r  auszuschliessen.  Die  Käufer  werden  bei  .u:rdsseren  Werken 
Jetzt  meistens  Actiengesellsc haften  sein,  doch  wäre  zu  erwägi.'n,  ob  nicht  di(i  Bildung 
ffon  Producti?genossenschaften  (h*r  ßj.'rgleute  zur  Uebernahme  der  Staat^werke  zu  erniög- 
Belien  wäre.  Einige  Kapitalbestandtheile  können  mitunter  für  andere  Verwindungen 
gebraacht  werden  und  danach  höhere  Preise  erzielen.  Auf  dii;  feiligeu  verkäuflichen 
nodacte  braucht  sich  der  Verkauf  des  Werks  nicht  mit  zu  ei-strecken,  da  diese  sich 
«ft  besser  apart  veräussern  lass(>n  wenlen.  Di<f  Höh<>  des  Verkaufspreises  und  oft  die 
Mögliclikeit  des  Verkaufs  selbst  wird  wtrseutlich  von  der  allgemeinen  Geschäftslage 
aUlftn^en.  Finanzi<-ll  hi  es  freilich  vortheilliafter,  d<'n  Verkauf  in  einiT  Speculations- 
nit,  bei  der  Conjunctur  aufst»"i};«;nder  Productenpreise  vorzunehm«n.  Aber  auch  für 
die  Wahl  des  Zeitpunctes  des  Verkaufs  dürfen  solche  finanzielle  Kacksichten  nicht 
allein  massgebend  sein,  wenn  Gefahr  vorhanden  ist,  durch .  solche  Verkäufe  das 
Speculttionsfieber  noch  mehr  anzuregen  und  dadurch  volkswii-thsc haftlich  und  social- 
■obtisch  uachtheilige  Wirkungt^u  auf  das  Gemeinwesen  und  auf  die  Lage  einzelner 
Volksciassen  auszuüben.  Auch  di(>s<r  Satz  folut  aus  di-r  socialpolitischeu  Auffassung 
foBswIrthschaftlicher  Fragen. 

III.  —  §.  252.  Bewirthschaftuug  und  Verwaltung 
der  Staatsbergwerke.  Das  Princip  der  Bewirthschattung 
nuBs  das  privatwirtbschaftliche  sein:  die  Erzielung  des 
höchst  möglichen  nachhaltigen  Reinertrags. 

Die  drei  möglichen  Formen  sind  wieder:  Zeitpacht, 
Erbpacht  und  Eigcnverwaltung.  Die  erste  ist  kaum  so 
ttnzorichten,  dass  die  Interessen  des  Eigeuthümers  genügend  ge- 
wahrt werden  und  mtisste  wegen  der  nothwendigen  Festlegung 
grosser  Kapitalbeträge  als  stehendes  Kapital  auf  sehr  lange  Dauer  er- 
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folgen.  Bei  der  Schwierigkeit  einer  Werthabschätzung  des  Berg- 
werks, der  Verwendungen,  des  Inventars  lässt  sich  die  Pacht  doch 
nicht  leicht  durchführen  und  ist  die  eigene  Regie  mit  Recht  ge- 
wöhnlich vorgezogen  worden.  Die  Erbpacht  könnte  den  Ueber- 
gang  ins  Privateigenthum ,  namentlich  die  Bildung  von  Bergbau- 
genossenschaften  der  Arbeiter  selbst  anbahnen,  wobei  jedoch  ein 
Theil  des  Betriebskapitals  noch  vom  Staate  vorgeschossen  werden 
mttsste,  wenigstens  zu  Anfang. 

Verpachtet  sind  u.  A.  meistens  die  spanischen  Quccksilberbergwcrkc  von 
Almaden  gewesen.  S.  Rau  §.  178  (die  Pacht  nicht  so  abweisend);  danach  noch  vor. 
Aufl.  S.  492. 

Die  Organisation  der  Eigen  Verwaltung  des  fiscalischen 
Bergbaus  hat  einige  Aehnlichkeit  mit  derjenigen  der  Forstverwal- 
tuog.  Bei  dem  engen  technischen  und  wirthschaftlichen  Zusammen- 
hang der  Metallbergwerke  und  der  auch  regelmässig  und  am 
Besten  in  eigener  Regie  zu  verwaltenden  Hütten  besteht  zum 
Theil  derselbe  Behördenapparat  für  beide  Gebiete,  wie  auch  itir 
die  Salz  werke  und  Salinen.  Bei  der  einzelnen  Grube  oder  Hütte 
findet  sich  dieselbe  Einrichtung  der  untern  Arbeiten  wie  bei 
Privatwerken  (Steiger,  Hüttenmeister  als  untere  leitende  Beamte). 
Die  einzelnen  grösseren  Werke  werden  von  technisch  gebildeten 
Beamten  verwaltet  (Directoren)  unter  Beihilfe  von  anderen  höheren 
(Inspectoren)  und  mittleren  technischen  Beamten  für  die  gewerb- 
lichen Geschäfte  (Factoren,  Schichtmeistern  u.  s.  w.).  Die  näher 
zusammenliegenden  und  sonst  technich  zusammengehörigen  Werke 
bilden  wohl  ein  grösseres  eigenes  Revier  („Bergamt")  unter  einer 
Gcsamratdirection  (z.  B.  im  preussischen  Saardistrict),  mit  Special- 
directoren  für  das  einzelne  Werk.  Diese  Behörden  stehen  entweder 
direct  oder  durch  provinziale  Mittelbehörden  unter  der  obersten 
Bergbaubehörde  des  Staats,  welche  letztere  jetzt  regelmässig  eine 
Ministerialabtheilung  (z.  B.  des  Ministeriums  für  Gewerbe  und 
für  öflFentliche  Arbeiten)  ist. 

Beispiel.  Preiisscin.  Aufhebung  der  eigenen  Bergämter  ISül.  5  Obcr- 
bergamtsbezirko  zu  Breslau,  Hall(;,  Dortmund,  Bonn,  Clausthal.  Eigene  Bergwerks- 
direction  zu  Saarbriicken:  1  Vorsitzender  (9300  M.  Geh.).  7  Mitglieder  (4200—6000  M. 
Geh.),  2  Betr.inspectoren  (3000  —  3600  M.^.  1  Rcudant  (4500  M.  Geh.),  19  Secret.  u. 
Buchhalter  (2100—3300  M.),  7  Assistenten  (1650—1950  M.),  Kanzlisten,  Boten  u.  s.  w. 
Bei  den  einzelnen  Bergwerken  de^  Staats  funj^iren  20  Dir.  J.  Cl.  u.  10  Dir.  2.  Cl. 
(wovon  bez.  10  u.  2  in  Saarbr.,  Goli.  1.  Cl  42t)0— 6000.  2.  Cl.  3600—4200  M.),  bei 
d.  Htltten  je  5  Dir.  1.  u.  2.  Cl.,  bei  d.  Salzwiiken  5  u.  3;  ferner  bei  den  Bergwerktu 
18  Betriebsinspectoren  (3000  u.  3600  M.  Geh.).  bei  d.  Hütten  5,  bei  den  Salzwerken  3; 
sodann  bei  den  3  Kategor.  bez.  34—17—16  Factoren  (2550—3000  M.  Geh.),  o. 
bez.  73—12  —  14  Schichtmeister  u.  Secret&re  (1350—1800  M.  Geh.),  32— 4  — S 
Assistenten  (1350—1800  M.  Geh.),   ausserdem  bei  d.  Bergwerken   5,  boi   d.  Salzw. 
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1  hüli<*rer  Bau-  u.  Madcli.insp<;ctor,  bei  d.  Hütten  u.  den  Salzw.  je  1  liau  u.  Masch.- 
lueister;  im  Ganzen  bei  d.  .H  Kate;;-.  230 — 55 — 53,  zus.  344  solcher  höherer  u.  mittl. 
He&mteDStellen.  An  d.  Spitze  d.  Oberbenrämter  stellt  1  Borglianptmann  (t0,500  M. 
Gell.),  nebrn  ihm  Oberber|rrätlu* .  im  (ianzeu  24  (4200 — OüOO  M.  Grli.),  Di«r  oberste 
B«.'hörd«:  ist  d.  Min.abth.  f.  Bergwesen  im  jetz.  Min.  d.  ölF.  Arbeiten,  mit  1  Dir.  n. 
4  ?ortra<^.  ]{atlieu  n«*l)st  1  bes.  ifatb.  Dies«-  Behiirdi*  wie  die  Oberbergamtiir  fungiren 
mit  f.  d.  Ob<'raufsic]it  über  d.  Privatbergbau.  Die  ehemals  mitunter  begründeten 
BetVirchtun«r«'n ,  dass  ?>olehr  Aufsicrlitsbeliönh^n,  wenn  sii*  nicht  vom  fiscal.  Bergbau 
TöUijr  getrennt  sind,  di«-  Interessen  des  Privat berä:w«?rks  leicht  be»;inträchti^(;n,  haben 
gosrenwärtig  kaum  mi-hr  Berechtigung.  Preussen  ist  ix-i  Weitem  der  ei-ste  Staat  mit 
Staatsbenfbau  in  Drutsehland  u.  in  Europa.  In  Baiern  stehen  die  Bergw<;rke.  u.  s.  w. 
unter  d.  Gen.bergw.-  u.  Sal.admini>tr.  im  Fin.minist..  in  We>t-Oesterr.  die  Berg- 
werke unter  »1.  Ackerl)auniinist. 

Die  Kegiln  IVir  di«*  vortheilhaft«ste  ei^rne  Bewirthschaftung  der  Staafsbergwerke 
ergebt  die  ßergbaukunde,  ein  Theil  der  Pri?atOkonomik.  Sie  beziehen  sich  vornidimlich 
auf  die  technischen  Verhältnisiie  des  Bergbaus,  deshalb  gehört  ihre  nähere  Dar- 
legung, die  ohne  ein  Kingehi-n  auf  viele  Einzelheiten  keinen  Zweck  hat,  nicht  in  die 
Finanzwissenschaft.  Soweit  diese  Heireln  volkswirthschaftlicher  Art  sind,  müss<'n  sie 
in  der  Volkswirt hschai'tspolitik  behandelt  werden.  Kau  hat  in  d.  5.  A.  §.  180  (und 
danach  6.  A.  §.  201  ^  einige  weitere  Bemerkungen  über  die  Einrichtung  der  Geschäfte 
des  Staatsbonrbaus ,  die  indt^ssen  für  die  technische  Seite  des  Bergbaus  zu  allgemein 
gehalten  sind,  am  belehren  zu  können.  Vgl.  Kau.  Volk^wirthschaftspol.  §.  33  if. 
Koscher,  Sjrst.  III,  §.  17S  ff. 

Von  besonderer  Bedeutung  ist  die  gute  Einrichtung  des  Kech- 
nungswesens.  In  dieser  Hinsicht  ist  zu  verlangen,  dass  auch 
in  den  der  Landesvertretung  vorgelegten  Ausweisen  die  Betriebs- 
ergebnisse jedes  einzelnen  Werks  richtig  zu  ersehen  sind  und 
nicht  Alles  in  den  summarischen  Ausweisen  über  alle  Werke  ver- 
wischt wird.  Zu  diesem  Zweck  ist  es  aber  auch  nöthig,  dass  alles 
das,  was  ein  Staatswerk  von  einem  anderen  an  Producten  u.  s.  w. 
empfängt  und  an  ein  solches  abliefert,  nach  den  üblichen  Preisen 
durch  die  Rechnungen  läuft.  (§.  151).  Denn  nur  so  erhält  man  ein 
richtiges  Bild  von  der  ökonomischen  Lage  der  einzelnen  Erwerbs- 
anstalten des  Staats. 

Namentlich  ^ilt  das  (jesagte  von  der  Verrechnung  zwischen  den  Berg-,  den 
Hüttenwerken  und  den  Staatsforsten  und  dann  wieder  von  derjenigen  zwischen  den 
verscliiedenen  Hüttenwerken,  in  welchen  die  Producte  durch  eine  Keihe  von  Ver- 
arbeitungsstadien  hindurch  gehen.  Auch  di«' Wegegeldfreiheit  darf  nicht  einseitig 
den  Staatswerken  u,'ewähi1  werden,  weil  sonst  unter  de,ren  Kosten  ein  Bestandtheil 
felüt,  der  bei  den  ooncurrirenden  Privatwerken  vorkommt.  Der  Reinertrag  erschiene 
dann  künstlich  zu  hoch.  Klagen  dieser  Art  in  Baiern,  wo  d.  Staatsbergwerke  das  Holz 
um  25  Proc.  wohlfeiler  erhielten  und  durch  die  Befreiung  von  Weggeld  begünstigt 
wurden,  Kudhardt  I.  128.     (Kau.) 

Mit  der  modernen  Verkeliisentwicklung  und  mit  der  Beseitigung  eigt^ner  Hütten- 
werke des  Staats,  welche  die  Erz«*  und  Kohlen  der  Staatsbergwerke  selbst  verbrauchen, 
wird  neben  der  technischen  die  kaufmännische  Leitung  des  Staatsbergbaus  immer 
wichtiger.  Daraus  gehen  noeh  besondere  Schwierigkeiten  gerade  für  eine  Staats- 
verwaltung hervor,  die  auch  mit  dafür  »sprechen.  Erzgruben  eher  aufzugeben.  Kohlen- 
und  Salzwerke  mit  ihren   einfacheren  Absatzverhältnissen  der  Producte  beizubehalten. 
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2.  Abschnitt. 
Hüttenwerke. 

Rau  5.  A.  §.  154  spricht  tiber  die  Hüttenwerke  kura  im  A.  v.  d.  Anlagen  z. 
Gewerksbetrieb.  Die  Verbindung  mit  d.  Bergbau  ist  indessen  auch  f.  d.  System  mass- 
gebend.   So  schon  meine  6.  A.  von  Bau  §.  202,  203. 

§.  253.  Die  Frage  der  Zweckmässigkeit  von 
Staatshtttten werken.  Auch  hier  sind  die  Zeitverhält- 
nisse und  die  Entwicklung  der  Volkswirthschaft  zu  unter- 
scheiden. 

1.  Hüttenwerke  zur  Verarbeitung  der  Erzeugnisse  des  Berg- 
baus sind  gewöhnlich  wegen  des  Zusammenhangs  mit  den 
Staatsbergwerken  auf  Staatsrechnung  angelegt  und  betrieben 
worden,  in  früherer  Zeit  öfters  auch  mit  Rücksicht  auf  Staats- 
forste,  um  auf  diese  Weise  die  gewonnenen  Mineralien  und 
gleichzeitig  das  sonst  schwer  abzusetzende  Holz  sicher  und  vor- 
theilhaft  in  möglichster  Nähe  der  Gruben  und  der  Wälder  ver- 
werthen  zu  können.  Die  technischen  Kenntnisse,  welche  das 
Hüttenwesen  erfordert,  hängen  mit  der  bergmännischen  Wissen- 
schaft und  Kunst  vielfach  zusammen  und  finden  sich  daher  bei 
den  Fachmännern  beider  Zweige  oftmals  vereinigt.  Im  Ganzen 
lässt  sich  deshalb  Anlegung  und  Betrieb  von  Hüttenwerken  Seitens 
des  Staats  und  in  der  erwähnten  Verbindung  mit  Staatsbergwerken 
und  Staatsforsten  im  volkswirthschaftlichen  Productions- 
interesse  wenigstens  für  die  frühere  Zeit  billigen  und  zwar 
aus  denselben  Gründen,  wie  der  Staatsbergbau  auf  niedrigerer 
Wirthschaftsstufe  passend  erscheint  (§.  250). 

„Viele  Erfaliruni^fn  beweisen,  dass  Staatsh  litten  werke  unter  der  Leitung  wissen- 
schaftlich gebildeter  Verwalter  und  unter  kundiger  Oberaufsicht  und  guter  Controlc 
der  Staatskasse  Nutzen  gebracht  haben  und  ähnlich  wie  die  Staatsberg^'erke  selbst  als 
Vorbilder  für  den  Betrieb  von  Privatwerkcn  dienten."  (Rau  §.  154.)  Ucbor  den 
Zus.hang  zwischen  Berg-,  Hütten-  u.  Forstwesen  noch  heute  im  Harz  s.  Nögge- 
rath,  a.  a.  0. 

2.  In  dieser  Hinsicht  ist  aber  in  neuerer  Zeit  in  unseren 
Staaten  eine  Aenderung  eingetreten.  Die  Privatwerke  sind 
in  der  Technik  den  Staatswerken  gleich  gekommen,  wozu  die 
Verbreitung  der  technischen  Lehranstalten  die  Möglichkeit  bot.  In 
der  ökonomischen  Führung  des  Betriebs  haben  sie  die  Staatswerke 
dagegen  vielfach  zu  übertreflFen  gelernt,  weil  sich  im  Hüttenwesen 
die  bekannten  Vorzüge  der  Privatbetriebsamkeit  und  die  Nachtheile 
des  Staatsbetriebs  leichter  geltend  machen  können.  Bei  der  jetzigen 
Ausdehnung  des  Privatbergbaus  und  der  schon  eingetretenen  und 
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weiter  möglichen  Einschränkung  des  Staatsbergbaus ,  bei  den 
besseren  Absatzverbältnissen  und  höheren  Preisen  des  Holzes  und 
bei  der  immer  mehr  erfolgenden  Verdrängung  des  Holzes  durch 
die  Steinkohle  als  Brennstoff  bei  den  Schmelz-  und  Verhüttnngs- 
Processen  ist  daher  die  Beibehaltung  der  noch  vorhandenen  Staats- 
hflttenwerke  in  der  Regel  finanziell  nicht  mehr  rUthlich  und  die 
Neuanlage  von  solchen  kann  vollends  nur  noch  in  Ausnahmeiallen 
gebilligt  werden,  soweit  rein  ökonomische  Rücksichten  des  Pro- 
ductionsinteresses  entscheiden. 

Für  (He  Ycräusserung  der  Hüttenwerke  darf  man  sich  unbedingter  als  fi\r  die- 
jenige diT  Bergwerke  des  Staats  erklären,  weil  das  speculativ- kaufmännische 
Element  bi'im  Absatz  der  Hiittcnprodurte  immer  wichtiger  wird  und  dieses  am 
Wenigsten  Sache  des  Staats  ist. 

Die  Frage  der  Rentabilität  der  StaatshUttenweVkc  im  Verhültniss  znm  Kapital- 
aufwand und  selbst  des  blossen  Rein«jrtras^s  ist  schwierig  zu  beantworten.  Fest  zu 
stehen  scheint  aber,  dass  neuerdings  nur  ausnahmsweise  eine  gute  Rente  erzielt  wird. 
Wenn,  wie  viftlfarh  üblich,  zwischen  den  Staatsberg-  und  Hüttenwerken  und  Forsten 
keine  ordentliclie ,  möglichst  auf  Grund  der  Marktpreise  erfolgende  Verrechniuig  der 
Ablieferungen  und  Empfängt^  stattfindet  (§.  252),  so  ist  natürlich  gar  kein  genaues 
Ürtheil  zu  gewinnen.  Aelten^  Daten,  bes.  über  die  süddeutschen  Staaten,  Harz  u.a.m. 
bei  Rau  in  der  5.  A.,  §.  154  (c).  —  Neuere  Beispiele:  Preussen.  Die  Renta- 
bilität der  Staatshütteu werke  und  die  Höhe  d«5S  wirkl.  Reinertrags  ist  mehrfar.h  GcgoU' 
stand  der  Controverse  ^jewescn.  Yu;].  Bergius,  Finanz.,  S.  115  — 119.  Narli  einer 
Privatschrift  „über  die  Betriebsergebnisse  der  Staatshtitten werke  i.  d.  Jahren  1853 — 60" 
hätte  der  Betrieb  in  diesen  8  Jahren  2,382,143  Tlilr.  Verlust  ergeben.  Nach  einer 
amtlichen  Gegenschrift  unter  demselben  Titel  wäre  in  dieser  Zeit  die  Summe  von 
435,550  Thlr  als  baarer  Ueberschuss  abgeliefert,  woneben  der  Werth  des  Anlage-  u. 
Betriebskapitals  durch  neue  Verwendungen  aus  dem  Erlös  u.  s.  w.  um  1,487,919  Thlr., 
d.  h.  von  5,567,6^^0  auf  6,920,847  Thlr.  gestiegen  wäre,  so  dass  der  gesammte  Gewinn 
1,923,469  Thlr.  betrage.  Dabei  sind  einige  Ausgabeposten  (Antheil  an  Verwaltungs- 
aufwand f.  d.  höheren  Bergbehörden,  Unterstütz,  f.  Beamte,  Arbeiter,  Zuschüsse  zu 
den  Knappschaftskassen)  nicht  einmal  eingereehnet.  Selbst  der  ganze  oflic.  angegebene 
Gewinn  beträgt  jährlich  nur  240,867  Thlr.  oder  3  86  7o  ^^  muthniasslichen  mittleren 
Kapitalbi^trags  von  6*244  Mill.  Thlr.,  der  baare  Ueberschuss  aber  nicht  einmal  0*9 Vo 
jährlich.  In  den  Jahren  1862  —  6S  war  nach  den  Resultaten  der  Staatshaushalts- 
rechnnng  das  Betriebsergebniss  der  Hüttenwerke  durchschnittl.  0377  Thlr.,  Max.  050 
iü  1866,  Min.  0'14  in  1868,  wo  die  neuen  Provinzen  (Hannover)  eingeschlossen. 
Statist.  Jahrb.  HI.  Die  Voranschläge  gewöhnlich  etwas  günstiger  als  die  Ergebnisse-. 
S.  weiteres  Detail  in  der  6.  A.,  §.  202,  Note  a.  An  der  günstigen  Conjunctur  können 
sich  Hüttenwerke  (1<^  Staats  bei  der  Nothwendigkeit  diw.v  raschen  Anpassung  der 
Production  an  den  Bedarf  des  Verkehrs  nicht  so  leicht  betheiligen,  als  einfache  Berg- 
werke wie  auf  Kohlen.  A.  f.  d.  preuss.  Staatshütten  1874:  roh  22*46,  Kosten  21*45, 
rein  1*01,  Ergebniss  bez.  22  91,  23*42,  Deficit  0'51  Mill.  M.;  A.  f.  1875:  23  32.  21*39, 
Ueberschuss  1*92;  f.  1876:  22*65,  2098,  1*67  Mill.  M.  Erg('bn.  f.  1879/80,  1880/81 
u.  Anschl.  f.  1882/83  u.  1883/84  bei  d.  Hütten  allein  bez.  roh  17*33— 18*63— 19*1 7— 
19*53  M.  M.  (wovon  über  Va  »^f  <^i<'  Harzer  Hütten  kommen),  rein  0*898  —  0-672  — 
0*606—0*529  M.  M.  Ueber  d.  Harz,  bes.  d.  SilberhiUten,  s.  Nu gg erat h  a.  a.  0.  — 
üeber  Hannover  in  früherer  Zeit  Lehzen,  I.  155,  über  Baden  Regen  au  er, 
S.  386  ff.,  über  Wtlrtemberg  Herdegen,  S.  114,  Hoffmann,  Finanzrecht,  1,363, 
Biecke,  S.  185,  über  Baiern  Vocke  in  der  Baier.  Stat.  Ztschr.  1871,  S.  115. 

3.  Id  neuester  Zeit  haben  sieb  daher  aach  in  Deutsch- 
land die  Staaten  bestrebt,  den  Httttenbetrieb  ganz  einzu- 
stellen und  dies  würde  oft  noch  rascher  geschehen,  wenn  sich 
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immer  leicht  geeignete  Käufer  und  Verkaufsgelegenheiten  zu  einem 
leidliehen  Preise  fänden. 

Audi  hier  muss  übrij^cns  die  Krii«!  gclti'ii .  dass  nn  lltlttrnwr-rk  nicht  längferi; 
Zeit  Ziibussc,  wrlanp'u  darf  (S.  CAD  und  dass  es  1)c>s«m-  ist,  sirh  mit  einem  niedrisfcn 
Pnnsr  zu  l»ci'nü.ir<'n,  w«Min  dio  daraus  flicss^Mid«-  l\«Miti;  nur  den  andaufnidon  Rcin- 
crtiag  d«?s  W«t1cs  tilM»rstcigt.  (iotronnt  von  dem  Werk«.*  selbst  crt'olurt  in  der  Kejfol  dir; 
Voräusserun«;-  von  anücsaniinelten  Vorrätlicn.  in  d«MH'n  aurli  oft  ein  bedrutendia»  Kapital 
lanjie  brach  liegt. 

Beispiele.  So  sind  in  Baden  allr  Hüttt-n  des  Staats  verllussert,  die  letzte 
JS68,  >\'obei  ein  ansebnlieherTlieil  des  anjrenoniinencn  KapitalAverths  verloren  gepreben 
werden  musst««.  Aueli  in  Preussen  ist  die  allmäliuc  N'eräusseninir  jetzt  l>oa)«iehtig;t 
und  namentl.  1870  das  grosse  seh!«?«.  W.Tk  Königshiltt«-  u.  s.  w.  für  1.306,000  Th&. 
verkauft  wonlcn.  Ihr  Keinei-trau-  war  1870  auf  9.S.1(J0  Tlilr.  im  Etat  veranschlagt. 
Im  J.  1874  wurde  dir  Kisenjiiess<T<ii  in  Berlin  aufuolöst.  1S74  bestanden  noch 
12  Hüttenwerke,  näml.  7  Eisenhütten  mit  4  Hochöfen,  5  Blei-  u.  Silberhütten.  Das 
Kupferberg-  u.  Hüttenwerk  Hieeh•'l^(lorf  (lünger  ZubussiiTub«*.')  ist  1S73  veriiusscrt 
worden.  18S.M  no<h  auss<'rli.  <1.  Harz^'S  in  Preussen  1  Silber-  u.  Blei-,  1  Eisen- 
giess-,  1  Eisenhütte  fisealiseh.  Weit(Te  Daten  in  meiner  (1.  A.  JJjtu's.  §.  203,  Note  a.  — 
In  Preussen  sind  veranschlagt  als  Erlös  für  Prod.,  MattT..  Invent.  aufgelöster  Staats- 
hütten 1870  810.000  (KöniurshUtte),  1871   100,000  Thlr. 

4.  Einem  solchen  Vorgehen  stehen  auch  die  in  §.  251  ge- 
äusserten Bedenken  gegen  den  Verkauf  von  Staatsbergwerken  nicht 
in  gleichem  Grade  entgegen,  zum  Theil  werden  sie  hier  in  höherem 
Maasse  durch  die  Rücksicht  auf  die  Schwierigkeiten  einer  ökono- 
misch-technisch genügenden  Leitung  von  Staatshüttenwerken  über- 
wogen. Der  bisherige  Besitz  von  Hüttenwerken  des  Staats  ist 
theils  niemals  sehr  umfassend  gewesen,  theils  seit  länger  nicht 
mehr  bedeutend,  so  dass  die  Beibehaltung  oder  Veräusserung 
wenige  der  in  §.  251  hervorgehobenen  Wirkungen  haben  kann. 

Der  Factor  Natur  spielt  auch  bei  der  Produktion  eine  untergeordnete  Rolle  in 
den  Hüttenwerken,  eine  Hauptrolle  in  den  Bergwerken.  Die  principiellc  Beseitigung: 
des  Privateigenthums  an  ersteren  kann  vollends  nur  in  Verbindung  mit  einer  voll- 
ständij^en  Umgestaltung  der  Organisation  der  Volkswirtlischaft  in  Frage  kommen  und 
wurde  ein  ähnliches  Vorgehen  bei  den  Fabriken  voraussetzen,  wovon  hier  abgesehen 
werden  kann.  Es  ist  nicht  zu  vcifressrn.  dass  die  ausschliessliche  Zulassung  von  Staats- 
berg werken  eine  Frage  der  Ordnung  des  Eigcnthumsverhältnisses  einer  Boden- 
kategorie ist  un«l  an  und  für  sich  und  praktisch  nicht  undurchführbar  erscheint, 
wenn  auch  Zweckraässigkeitsgriinde  sie  verbieten  mögen.  Die  gleiche  Forderung  bei 
Hüttenwerken  geht  viel  weiter  und  ist  viel  schwieriger  zu  verwirklichen,  weil  sie  die 
Kcchtsordnung  des  Kapitals  betriüi  Wie  sehr  verschieden  aber  die  Frage  des 
privaten  Grund-  u.  des  privaten  Kapitaleigenthums  zu  behandeln  ist,  ist  in 
meiner  Grundleg.  2.  Abth.  bes.  K.  :\  u.  1  (nam.?ntl.  §.  ?i07,  :I41.  342.  HAi,  36S) 
ausgeführt  worden 

5.  Ebenso  wie  bei  Bergwerken  kann  indessen  bei  Hütten- 
werken erwogen  werden,  ob  man  nicht,  statt  die  Werke  an  einzelne 
Private  und  an  Kapitalistengesellscbaften  (Actienunternehmungeu) 
übergehen  zu  lassen,  aus  dem  Hüttenarbeiterpersonal  Productiv- 
associationen  bilden  könne,  denen  durch  die  Stundung  des 
Kaufpreises  und  durch  Darleihen  von  Betriebskapital  gegen  lang- 
same Abzahlungen  Credit  gewährt  würde. 
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Die  Opfer  des  Staats  werden  dabei  oft  nicht  grösser  zu  sein  brauchen,  als  beim 
bisherigen  Betrieb,  d.h.  auch  nur  in  zeitweise  niedrigerem  Gewinn  (lucrum  oessans) 
bestehen.  Der  nicht  zu  leugnende  Vortheil  bei  der  Verwandlung  eines  bestehenden 
Staats-  oder  eigentlichen  Pri^atwerks  in  ein  Actieuunternehmcn .  dass  nemiich  die 
Schwierigkeiten  der  Gründung  und  Inbetriebsetzung  fortfallen .  kommt  bei  der  Ver- 
wandlung in  solche  Assoriations unternehmen  ebenso  in  Betracht. 

So  lange  Hüttenwerke  vom  Staate  noch  besessen  werden,  sind 
sie  in  der  Regel  nur  in  eigener  Regie  zu  betreiben.  Diese 
niuss  dann  mögliebst  auf  kaufmännischem  Fusse  eingerichtet 
werden,  eine  Gewinnbetheiligung  des  dirigirenden  Personals  kann 
dazu  empfehlenswerth  sein.  Hinsichtlich  der  Verrechnung  der 
Erträge  gilt  das  im  §.  252  bei  den  Bergwerken  Gesagte. 

Die  Betriebsmater,  u.  Utensilien  a))sorbiren  den  Haupttheil  der  Hoheiiiu.  bei 
den  Hüttenwerken,  so  in  Preussen  A.  f.  1S70  (also  noch  incl.  d.  schles.  Königs- 
hütte) bei  einer  Totalausgabe  von  «.116,034  Thlr.  jener  Posten  4,451,617;  ferner  die 
Bauten,  Betriebsanlagen  u.  deren  Unterhaltung  360,1^85,  die  Betriebslohne  1,061,200  Thlr., 
kleinere  sachliche  Bedürfnisse  16,014,  Zuschtisse  zu  den  Knappscha^skassen  27.365, 
Abgab,  u.  Grundentschäd.  15,294,  Besoldungen  (109  SteUen)  83.313,  andere  persöiü. 
Ausgaben  7450  Thlr.  Die  Privaten  werden  vornehmlich  nur  an  den  ersten  2  Posten 
Ersparungen  (Verbesserungen  der  Technik)  zu  macheu  suchen  können.  kSum  an  den 
Besoldungen,  und  sonst  eben  nur  durch  Aufsuchen  günstigeren  Absatzes  eine  höhere 
Rente  ermöglichen,  auch  hier  nicht  dauernd  mit  Erfolg,  wie  die  Lage  der  Metall-, 
beä.  Eiscniudostrio  nach  1873  zeigte. 

3.  Abs  chnitt. 
Salzworke. 

Kau  handelt  von  den  Staatssalzwerken  im  Abschnitt  vom  Salzregal,  §.  184  ii'. 
Da  letzteres  als  Besteuerungsform  zu  betrachten  ist  (§.  211).  mnss  der  Gegen- 
stand hier  jetzt  getheilt  werden,  wie  schon  in  meiner  6.  Ausg.  Kau 's  §.  204 — 205. 

L  —  §.  254.  Beibehaltung  oder  Veräusserung.  Die 
Salzwerke  des  Staats  haben  sich  in  ähnlicher  Weise  wie  der 
Staatsbergbau  entwickelt  und  sind  namentlich  aus  dem  Bergregal 
hervorgegangen.  In  dieser  Hinsicht  gilt  für  ihre  Beibehaltung 
oder  Veräusserung  und  auch  für  ihre  ßewirthschaftung  im  Ganzen 
dasselbe,  wie  für  den  sonstigen  Staatsbergbau  (§.  250).  Nach  den 
Bemerkungen  in  §.  250  und  251  erscheint  die  Beibehaltung 
von  Salz  werken  und  Salinen  aber  ökonomisch- technisch 
weniger  bedenklich  und  mit  Rücksicht  auf  die  Gefahr  mono- 
polistischer Ausbeutung  der  Consumenten  durch  Producentcn  und 
Händler  bei  einem  so  unentbehrlichen  Verzehrungsgegcnstaud,  wie 
Salz  unter  Umständen  selbst  zweckmässig. 

Vgl  schon  in  Alt- Rom  die  Monopolisirung  mit  aus  diesem  Zwecke.  Mar- 
qnardt  a.  a.  0.,  IE,  154,  271   u.  o.  §.  210,  Note  4. 

Die  Staatssalzwerke  nehmen  ferner  vielfach  noch  eine  andere 
Stellung  als  die  übrigen  Bergwerke  des  Staats  ein,  weil  das  Salz 
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seit  lange  einer  Verbrauchssteuer  und  zwar  insbesondere 
einer  in  Form  eines  Regals  erhobenen  in  vielen  Ländern  zu 
unterliegen  pflegt.  Um  dieses  Salzregal,  welches  nach  der  ge* 
wohnlichen  Einrichtung  die  Gewinnung  und  Bereitung  des  Koch- 
salzes sowie  den  inländischen  Handel  mit  demselben  im  Grossen 
begreift,  möglichst  bequem  und  vollständig  als  Besteuerungsmass- 
regel ttir  einen  rein  finanziellen  Zweck  auszunutzen,  hat  der  Staat, 
namentlich  in  Deutschland,  den  Betrieb  der  Salzwerke  sich  gern 
selbst  vorbehalten.  Auch  bei  neuentdeckten  Salzlagern  und  Salz- 
quellen, die  ihm  nach  dem  Bergregal  zur  Verfügung  standen,  ist 
daher  selten  eine  Verleihung  an  Dritte  erfolgt  (z.  B.  Ludwigshall 
bei  Wimpfen,  in  einer  hess.  Exclave,  Rau).  In  der  That 
sprechen  manche  erhebliche  Gründe  der  Verwaltungs-  und 
BeSteuerungstechnik  daftlr,  da  wo  einmal  das  Salz- 
regal als  Verbrauchssteuerform  besteht,  die  Salz- 
gewiniung  in  eigenen  Werken  des  Staats  auf  Rech- 
nung des  letzteren  zu  betreiben. 

Die  sonst  sehr  lästige  und  schwierige  Gontrole  der  Privatsalzwcrke  faUt  dabei 
fort  und  die  Staatswerke  schlagen  beim  Verkauf  gleich  die  Steuer  zum  Preise  hinzu 
oder  erheben  m.  a.  W.  diese  Steuer  im  tarifmässigen  Kegalpreise,  also  mit  billigen 
Erhebungskosten. 

Ueber  das  Salzregal  als  solche  Verbrauchssteuerform  ist  erst  in  der  specielleu 
Steuerlehre  (B.  3  d.  Fin.wiss.)  zu  handeln,  unserer  früheren  Verwerfung  der  Regalien  als 
einer  besonderen  Einnahmeart  gemäss  (§.  211).  Hier  muss  einstweilen  die  BemerkuDp: 
«renugeu,  dass  die  Kegalisirung  des  Salzes  in  unserer  Cjegenwart  und  in  unseren 
Staaten  indessen  jedenfalls  keine  nothwendige  und  mitunter  keine  gute  Besteuc- 
run^form  mehr  ist 

An  Stelle  des  Regals  ist  daher  auch  mehrfach  eine  gewöhn- 
liche Salzverbrauchssteuer  getreten  oder  das  Salz  ist 
gänzlich  von  der  Steuer  befreit  worden.  Im  ersten  Falle  liegt 
kein  so  erheblicher  Grund  wie  bei  der  Kegalisirung  des 
Salzes  vor,  dass  der  Staat  selbst  Salzwerke  besitze  und 
auf  eigene  Rechnung  betreibe. 

Die  Privatbetriebsamkeit  hat  hier  wieder  manche  Vorzüge  und  auch  die  zweck- 
mässige Form  der  Erhebung  der  Salzsteuer  gleich  beim  Producenten  erweist  sich 
recht  wohl  durchfuhrbar.  Es  sind  daher  bei  der  Ersetzung  des  Hegais  durch  eine 
gewöhnliche  Steuer  öfters  die  Staatssalzwerke  veräussert  worden,  besonders  kleinere, 
wenig  ergiebige.  Veräusserungsabsichten  seit  dem  das  Salzregal  durch  eine  andere 
Salzverbrauchssteuer  ersetzenden  Ges.  d.  Nordd.  Bundes  v.  12.  Oct.  1867  in  Preussen. 
So  wurde  die  Saline  Orb  in  dem  von  ßaiern  abgetretenen  Landstrich,  Stilbeck  im 
Hildesheimschen  abgegeben.  Nach  d.  A.  f.  1871  sollten  die  Salinen  zu  Königsboru 
(Realit.-\Verthanschl.  120,000  Thlr.i  und  Küthenleldc  (dsgl.  33,000  Thlr.)  im  0.  B.  A.  B. 
Dortmund  verkauft  werden.  Der  Keinertrag  war  nach  d.  A.  f.  1^71  20,016  u.  3310  Thlr. 
Auch  zur  Zeit  dos  Salzregals  waren  schon  mehrere  Privatsalinen  vorhanden,  1866  in 
den  alten  Provinzen  von  18  überhaupt  10  (^incl.  der  hess.  in  Kreuznach).  Von  den 
16  hannov.  Salinen  waren  nur  2  fiscaliscli,  die  beiden  genannten  zu  Stübeck  u. 
Kothenfelde.    1874  besass  Preussen  noch  3  Salzwerke  u.  6  Salinen,  188S  noch  3  u.  5 
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(bes.  die  beiden  grossen  Anlagen  z.  Schönebeck  u.  SUssfurth).  —  In  den  anderen 
deutschen  Staaten  ist  soit  der  Aufhebung  des  Salzrcgals  noch  wenig  Yerändening 
eingetreten.  Baden  betreibt  noc)i  seine  beiden  Werke  zu  liappenau  u.  DArrheiui, 
in  Baiern,  Würtemberg  gehören  alle  Salzwerke  dem  Staate;  Sachsen  hatte  schon 
froher  keine. 

Bei  grossen  und  einträglichen  Werken  ist  indessen 
die  Beibehaltung  im  Stantseigenthum  und  Staatsbetrieb  immerhin 
zulässig.  Von  den  in  §.  250  angeführten  Gründen  kommen  hier- 
für besonders  die  in  Betracht,  dass  das  Salz  keiner  weiteren 
schwierigen  Bearbeitung  unterliegt,  sondern,  wie  Kohle,  gleich 
verkäuflich  ist  und  dass  die  Erhebung  der  Steuer  gleich  bei  den 
Staatswerken  bequem  und  wohlfeil  ist. 

Wo  endlich  die  Salzsteuer  ganz  aufgehoben  wird,  da  ist  die 
Frage  der  Beibehaltung  oder  Veräusserung  von  Staatssalzwerken 
wieder  wesentlich  dieselbe  wie  beim  Staatsbergbau  überhaupt,  nur 
dass  dann  um  so  mehr  der  Gesichtspunct  des  §.  252  zu  er- 
wägen ist. 

II.  —  §.  255.  Bewirthschaftung  der  Staatssalz- 
werke. 

1.  Bei  bestehendem  Salzregal.  Die  Verwaltung 
auf  eigene  Rechnung  (Eigenbetrieb)  ist  hier  die  gewöhn- 
liche und  gewiss  auch  die  zweckmässigste  Bewirthschaftungsform. 

So  vor  wie  nach  Aufhebung  des  Salzregab  in  Prcussen  (unter  dem  Handels- 
minist.),  Balcrn  u.  a.n).    S.  auch  Rau.  §.  189,  u.  vor.  Aufl.  §.  220. 

2.  Ohne  bestehendes  Salzregal.  Der  Eigenbetrieb 
ist  auch  hier  wohl  am  Käthlichsten  und  auch  die  Regel,  zumal 
wenn  eine  beim  Producenten  erhobene  Salzverbranchsteuer  existirt. 
Die  Verpachtung  hat  die  gewöhnlichen  Schwierigkeiten  einer  Ver- 
pachtung von  Bergwerken,  Hütten  u.  s.  w.  Ihr  vorzuziehen  ist 
eventuell  die  Veräusserung. 

Die  würtomb.  Saline  Clcmenshall  war  bis  lb4S  vcri)arhtct.  cl^»u)  In  den 
deutschen  Ländern  war  vor  wie  na^h  Aufhebung  des  Kegais  fast  nur  Eigen- 
rerwaltuiig.  Die  beiden  Verpachtungen  in  Frankreich  sind  nicht  gut  ausgefallen. 
S.  Kau,  §.  1S9  Note  (>,  §.  180  S.  200  (5.  AX,  u.  vor.  Aufl.  dieses  Bands  S.  50]  Note. 

Bei  der  Eigenverwaltung  ist  besonders  auf  Kosten  Ver- 
minderung bei  der  Salzproduction  und  bei  der  Verpackung  und 
Versendung '  von  Salz  hinzustreben.  Soviel  als  möglich  empfiehlt 
sich  der  Salzverkauf  ab  loco  (des  Werks).  Er  sollte  bei  einer 
Beseitigung  des  Regals  die  Regel  sein,  was  ein  weiterer  Vortheil 
hiervon  ist  Wo  das  Regal  besteht,  mttsste  der  Staat  wenigstens 
darauf  hinstreben,  um  so  die  Kosten  für  die  Niederlagen  (Gebäude, 
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Beamte,  Diener)  zu  ersparen.     Im  IJcbrigen  ist  die   Einrichtung 
des  Eigen betricbs  ganz  ähnlich  wie  bei  Berg-  und  Hüttenwerken. 

Einiges  Weitere  zur  Technik  des  Betriebs  u.  über  technische  Verbesserungen  bei 
Kau,  §.  IS1>  Noten,  und  ineist  danacli  noch  vor.  Aufl.  d.  B.  S.  502.  Indessen  reichen 
solche  Notizen  doch  nicht  aus  ii.  die  technischen  u.  privatOlvOn.  Fragen  als  solche 
gehören  nicht  in  die  Fin.wiss.  S.  bes.  die  Werke  über  Tochnologie  (R.  Wagner, 
Chcin.  Tcchnol.^.  (irossc  Bedeutung  hat  bei  unvollkommener  Communication ,  daher 
früher  mehr  als  jct/.t,  die  Fortleitung  der  Soolc  nach  Orten,  wo  der  Brennstoff 
billiger  und  die  Salzabi'uhr  leichter  (Salzkammcrgut,  sudöstl.  Oberbaiern,  Leitung 
zwischen  Bcrchtcsgaden,  Keicheiihall,  Traunstcin,  Rosenheim). 

Die  Reinertragsverhältnisse  der  Staatssalzwerke  lassen 
sich  natürlich  nur  da  richtig  und  genau  angeben,  wo  kein  Begal 
besteht,  oder  wo  die  Betriebsergebnisse  scharf  von  den  Ergebnissen 
der  Regalverwaltung,  welche  durch  Ausschluss  der  Concurrenz  den 
Öalzpreis  steigert,  getrennt  werden,  was  nicht  immer  der  Fall  war 
und  ist. 

Beispiele:  Preussen,  Salzverke,  Rechn.  1863  1*202  Mül.  Thlr.  Boheinn., 
097.000  Thlr.  Kosten,  504,000  Thlr.  Reiucrtr..  woncben  d.  Salzmonopol  9*277  Mill. 
Thlr.  roh  ertrug,  281  Mill.  Thlr  Kosten  machte,  also  6*467  Mill.  Thlr.  rein  ergab. 
A.  r.  1S7I  (incl.  neue  Provinzen)  Salzwerke  Einn.  1,492,976,  Ausg.  1,010,593  Thlr., 
Uebcrschuss  4S2JJ83  Thlr.  Erhebl.  Unterschiede  bei  d.  einz.  Werken,  so  nach  A.  für 
1871:  Saline  zu  Schönebeck  Roheinn.  484,;i00,  leberschuss  191,460,  Saliw.  zn  Stass- 
fürt  51l,8.<0  u.  184,950,  Sal.  zu  Darrenberg  184,270  u.  73,920,  zu  Artem  55,770  u, 
11,180,  Salzw.  bei  Erfurt  59,430  u.  3420,  Königsbora  86,165  u.  20,010,  Neusalzwerk 
41,340  u.  7925,  Rothenfelde  20.510  u.  3310,  Münster  a.  St.  14,986  u.  4287;  Sooden 
dagegen  bei  21,000  Thlr.  Einn.  10.525  Thlr.  Zuschu.ss,  Rodenberg  dsgl.  13,375  n. 
.•{835  Thlr.  1874  Ergebn.  d.  ganzen  Salinenverwaltun^-  roh  4"92.  rein  0  81  Mill.  M. 
A.  1875  4*89  u.  075,  1876  516  u.  0  94  Mül.  M.  IS79/80,  1880/1881  Ergebn., 
1882/83  u.  188  784  Ansrhl.  roh  501 1  —  5*713— 5-462  — 5*985  M.  M.,  rein  1.106  — 
1-695— l*43ti — 1632  M.  M.  —  Baden.  Herabsetzung  des  Ertragsanschlags  des  Salinen- 
betrinbs  1876- -77  gegen  die  vorher.  Budaretpcr.  v.  961.000  auf  784,000  M.  roh,  z.  Th. 
weil  die  Salzpreise  in  Folge  der  Concurrenz  erheblich  gewichen  seien;  Gesaznmtetat 
der  Salineuverwalt.  rein  1875  0*3.  1876  0153  Mill.  M.  —  Baiern,  SalincuFerwaltung 
A.  1868  u.  69  roh  133  Mill.  fl.,  rein  40,000  fl.,  Ergebniss  1868  1*43  u.  0*187  Mül.  fl., 
A.  1870  u.  71  1*25  Mill.  fl.  u.  120,000  fl.  roh  u.  rein,  A.  1876  u.  77  roh  1*547  Mill.  M. 
S.  Vocke  a.a.O.  f.  die  Zeit  bis  1868,  Ztschr.  1871,  S.  112. 
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ttcworksanlagoii. 

§.  250.  Hierhin  gehören  besonders  Staatsfabriken.  Bei 
solchen  Anstalten  können  dreierlei  Zwecke  unterschieden  wer- 
den, welche  aber  mitunter  bei  einer  einzelnen  zusammentreffen. 
Auch  im  Verlauf  der  Zeit  zeigt  sich  ein  geschichtlicher  Wechsel 
dieser  Zwecke. 

1.  Die  Anstalten  können  einen  rein  finanziellen  Zweck 
haben,  um  dem  Staate  eine  Reineinnahme  flir  die  eigentlielien 
Staatsbedürfnisse  zur  Verfügung  zu  stellen. 
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Nur  in  diesem  Falle  gehören  sie  zu  den  privatwirtbschaftlichcu  Anstalten  ioi 
strengen  Sinne  t§.  198).  Ein  soicber  Zweck  hat  aber  kaum  je,  weder  früher  noch 
jetzt,  bei  den  vorgekommenen  Staatslabriken  auäschliosslich  obgewaltet,  (iegenwürtig 
wird  man  nur  verlangen  müssen,  duss  der  Gcsichtspunct  privatwirthschaftlicher  Henta- 
bilität  voranstehe.  Da  zeigt  sich  indessen,  dass  der  Staat  hier  im  Kigen betrieb 
selten  günstige  Ergebnisse  erzielt.  Auch  die  Verpachtung  i^t  kaum  eintraglich 
und  schwer  durchführbar.  Mit  Hecht  werden  daher  die  (iewcrksanlagen ,  weil 
der  zweite  Zweck  nicht  mehr  wichtig  zu  sein  pilegt,  lieber  aufgegeben  und  veräussert. 
In  einem  solchen  lalle  könnten  mitunter  Versuche  mit  rroductivassuciationen  in 
Erwägung  kommen.  Die  viel  i>esprociiene  Tabaksmanufactur  in  Strassburg,  auf 
d.  clsass-Tothr.  lludget.  gehört  in  diese  1.  Kategorie.  Ihr  behauptetes  „Fiasco'*  luiwiese 
^egenul>er  dem  Erful«:  massloser  tendenzpolitischer  Angrili'e,  denen  auch  keine  Privat- 
fabrik  widerstände,   nicht  viel.     A.  1S^>2/S3  5-(>i)  Mill.  M.  roh,   0  S3a  Mill.  M.  rein. 

2.  Die  Anstalten  haben  einen  volkswirthschai'tlichen 
Zweck,  und  zwar  für  die  Produ et ions Interessen,  indem  sie  als 
Mnsteranstalten  dienen  und  neue  Gewerbzweige  einillbren  sollen. 

Diesem  Zweck  verdanken  viele  frühere  und  manche  noch  heute  bestehende  Staats- 
fabriken ihre  Entstehung,  besonders  solche  aus.  dem  Gebiete  der  Kunstgewerbe, 
so  Porzellan-,  Teppich-,  Tapetenfabr.,  ülashiitten,  (ilasmalcreien,  früher  auch 
Webereien,  Tuchfabriken  u.  a.  m.  Einige  Anstalten,  wie  Glas-,  Ziegelhütten,  Mühlen. 
Brauhäuser,  Weinkellereien,  selbst  Wirthshäuser,  sind  aus  dem  landwirthsch.  Domanium 
mit  hervorgegangen  u.  vollends  zu  veräussern,  §.  232.  Sie  haben  mitunter  ihren 
eigentlichen  Zweck  erreicht,  freilich  vielfach  unter  grosser  Hintansetzung  der  Renta- 
bilität. Insofern  sind  sie  volkswirthschaftlich  unter  den  Massregeln  und  AusgabiMi 
des  Staats,  durch  welche  mit  finanziellen  Opfern  die  (iewerbe  befördert  werden  sollton, 
zu  beurtbeilen.  In  der  Gegenw<irt  lassen  sie  sich  in  unseren  Staaten  wohl  meistens 
entbehren.  Sie  werden  daher  am  H(rsten  auf^regeben,  da  die  sonst  erforderliche 
Betreibung  nach  dem  privatwirthschaftlichon  RentabilitUtsprincip  keinen  uUnstigen 
Erfolg  zu  haben  pflegt.  Als  (ie>chniacksbildungs-  u.  Geschmackserhaltungsanstalten 
können  die  vielen  staatl.  Porzellan fabriken  allerdings  immer  noch  in  Betracht  kommen. 
Die  Weiterbildung  nach  den  Erfordernissen  der  Jetztzeit  erfolgt  etwa  so,  dass  Special- 
kunstschulen  (Maler,  (ilasmaler)  damit  verbunden  werden  Sevres.  Nymjjhenb.),  wo  dann 
die  Ausgabe  wieder  eine  andere  Bedeutung  erhält.  Indessen  wird  durch  aniremessene 
Bestellungen  des  >Staats  bei  Privatfabriken  im  kunstindustr.  Interesse  jetzt  ziemlieh  das- 
selbe zu  erreichen  sein,  als  durch  eigene  Staatsfabriken,  ohne  dass  dabei  so  grosse 
Kosten  wie  bei  diesen  vom  Staate  getragen  werden.  In  Preussen  deutet  die  gegen- 
wärtige Stellung  der  K.  Porzellanmanufactur  im  Min.  f.  Unterricht  u.  s.  w.  neben  dem 
technischen  ünterrichtswesen  darauf  hin,  dass  ähnlich  wie  bei  der  Uebertragung  der 
Dom.  u.  Forsten  an  d.  landwirthsch.  Ministerium  der  finanzielle  hinter  dem  volks- 
wirthsch.  Gesichtspunct  zunicktreten  soll. 

3.  Die  Anstalten  haben  den  Zweck,  den  eigenen  Bedarf 
des  Staats  an  bestimmten  SachgUtern  zu  befriedigen.  Auch  hier 
ist  die  Staatsindustrie  nur  ausnahmsweise  an  Stelle  der  Privat- 
industric  noch  heutzutage  bei  uns  in  finanzieller  Hinsicl;t  räthlich. 

Früher  Hessen  sich  die  Porzellan  fabriken  auch  hier  mit  nennen,  ein  wenig 
selbst  jetzt  noch,  indem  sie  luxurii'ise  Ehrengescheukgegenstände  für  fremtle  Monarchen, 
Staatsmänner  lieferten.  Auch  für  solche  Zwecke  reicht  die  Privatindnstrie  jetzt 
yMlxg  aus.     S.  sonst  oben  §.  H>S. 

Bei  der  oft  irrationellen  Rechnungsführung  der  Staatsfabriken 
lässt  sich  übrigens  nicht  immer  der  wirkliche  Kapitalbetrag,  der 
in  der  Fabrik  steckt  und  daher  auch  nicht  der  wahre  vcrhältniss- 
mässige  Reinertrag  angeben. 
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Sehr  viele  Staatsfabriken  sind  schon  cinge<7angen ,  weil  sie  sich  nicht  lohnten. 
Am  Häufigsten  sind  noch  oder  waren  bis  vor  Kurzem  die  Porzellanfabriken  in 
Scvres,  Berlin,  (Wien),  (Nympheuburg).  Meissen,  Kopenhagen  u  s.  w.  —  Beispiele: 
Preussen.  Porzellanmanufactur  Rohertrag  1865 — 68  D.  164,250,  Betriebskosten 
144,058  Thlr.,  Heinertrag  20,197  Thlr.,  1874  A  roh  558,000,  rein  36,000,  Ergebni» 
575,000  u.  42,500  M.,  1876  A.  555.000  u.  27,300  M.  Die  AnsUlt  wurde  1866  in 
das  (lebäude  der  aufgelass.  Gesundheitsgeschirrfabrik  (die  1865  bei  103,084  Thlr.  roh 
19,857  Thlr.  rein  ergab)  verlegt,  jetzt  nach  Charlottenburg  bei  Berlin,  mit  einem 
ausserord.  Kostenaufwand  von  335,000  Thlr.  für  1868 — 71.  —  eine  finanziell  schwer 
erklärliche  Maassrogcl.  Die  neuesten  Etats  sind :  1882/83  456,000,  1 883/84  529,000  M. 
roh,  dag:cgen  Kosten  542,000  u.  614,000  M.,  abo  Zuschuss  nothwendig.  Mit  d.  Porz.- 
manuf.  ist  aber  eine  chem.-techn.  ^'ersuchsaustalt  verbunden.  4  Debitsbeamten  be* 
kommen  kleine  Tantiemen  u.  Erlös  aus  Porz. verkauf  (Va  ^-  VioVo)«  Ausserdem  bc- 
sass  die  dem  preuss.  Staat  gehörige  Scchandlungssocietät,  in  der  Hauptsache  ein 
grossartiges  Hankinstitut  mit  ausgedehntem  Geschäflskreis,  auch  nach  neuerlicher  Ver- 
minderung ihres  Besitzes  noch  immer  mehrere  Fabriken,  neml.  1871  2  Fiachsgam- 
maschinenspinn.  in  Schlesien,  eine  ausser  Betrieb  befindliche  Baumwollenspinnerei  u. 
Weberei  ebendas.,  auf  die  alle  längere  Zeit  keine  Kaufanbote  bei  aosgcsclirieb.  Sub- 
missionsverfahren erfolgten,  ein  Miihlenetabliss.  in  Bromborg,  das  gleichfalls,  sobald 
die  Umstände  es  erlauben,  verkauft  werden  sollte.  Buchwerth  dieser  Anstalten  incl 
Dienstgeb.  u.  Leihamtsgeb.  in  Berlin  E.  1S69  4*27  Mill.  Thlr.,  Gewinn  auf  den  Be- 
trieb summtl.  industr.  Etabliss.  1869  nur  19,775  Thlr.  Seitdem  ist  die  Banmwollfabrik 
u.  1  Flachsgarnspinn.  verkauft  worden.  Das  Institut  besitzt  noch  die  Bromb.  Mtthlen 
mit  Durchschnittsgew.  in  10  J.  (1864—73)  v.  7*95 "/o,  in  1874  nur  4-207o»  1872— 
81/S2  i.  D.  2-6357o,  1880/Sl  011  7«^  Verlust  in  1881/82  3-057o.  bei  1,116,000  M. 
arbeitendem  Kapital;  die  Schwierigk.  d.  Veräusseruug  liegt  mit  in  den  Verhältnissen 
der  Wasserregelung ;  dann  1  Flachsg.spinn.  in  Schles.  mit  8*03  7o  ^^^'  ^  1874,  9*3117« 
in  1873  V.  buchmäss.  Kap.,  in  1881/82  arbeitete  ein  Kap.  v.  1,243,000  M. ,  Ertrag 
5*51 7o»  i™  Vorjahr  4*247o'  —  Baiern  Porz.-Fabr.  zu  Nymphenburg  j&hri.  Zusch. 
1819  bis  25  8717,  1831—36  14,988,  1S37— 43  11,782,  1845—47  24,842,  1848—49 
7726  fl.,  1855  aufgegeben.  Uofbräuhaus  in  München  A.  1861—67  212,602  fl.  roh, 
16,83S  fl.  rein,  wirkl.  Reinertr.  1861/62  10,660.  1864/65  44,677,  1868  39,315  fl.  (zu- 
gleich Musterbrauerei),  A.  1876  781,000  u.  112,000  M.  In  d.  letzten  Jahren  starke 
Erweiterung  u.  höhere  Reinerträge.  (A.  d.  Einn.  aus  Bier  1884  1,435,000  M.).  (Selbst- 
verwalt.).  Früher  bestand  auch  noch  ein  Brauhaus  in  Wurzburg,  wo  jetzt  noch  eine 
fisc.  llofkellcrei  iu  N'erbind  mit  den  fiscal.  Weinbergen  in  Unterfranken.  Dies  Wein- 
gut ertrug  rein  i.  D.  v.  1870—82  42540  M.  =  c.  47«  Kente,  Max.  1874  106,000  M., 
Min.  ein  Verlust  v.  10,538  M.  in  1875.  —  Sachsen,  Porzellanfab.  in  Meissen, 
früher  jährl.  Zuschuss,  in  den  20er  Jahren  36,000  Thlr.,  seit  Mitte  der  80er  Jahre 
ergab  sich  ein  Reinertrag,  A.  1861—63  roh  158,300,  rein  13,000,  1873  A.  75,000  Thlr., 
1S83  rein  870,000  M.  Anschl.  (s.  Gesch.  dieser  Meiss.  Manufactur  v.  Böhmert,  I88I1. 
—  0 es ter reich,  Teppichfabrik  und  Wolldruckerei  in  Linz  1849  27,731  fl.  Zuschuss, 
1S50 — 51  29,561  11.  rein,  dann  weggegeben.  Porzellanfabr.  in  Wien  1849 — 51 
jährlich  6078  11.  Zuschuss  (jetzt  aufgegeben).  —  Bäderetablissements,  die  mehrfach 
in  Deutschland,  Frankreich  auf  Staatskosten  betrieben  werden,  geben  auch  öfters  Ein- 
nahmen (Verkauf  v.  Mineralwasser,  Gebrauch  v.  Bädern,  Badetaxen  der  Gurgäste 
u.  s.  w.),  welche  theils  hierher,  thcils  unter  die  Gebühren  v.  Heilanstalten  gerechnet 
werden  können,  z.  B.  Bai  cm.  Kissingen,  R.  1S68  Roheinn.  36,030,  rein  11,622  fl., 
A.  1871  28,850  u.  11,350  fl.  —  Preussen  18S0/81  Min.bädcr  in  d.  Bergw.abthcil. 
Ergebu.  157,780  ]M.  roh,  19,479  M.  rein,  in  d.  Dom.verwalt.  Anschl.  1883/84  roh 
1*97  M.  M.  ^bcs.  d.  nass.  u.  die  Seebäder  Kordernei  u.  Kranz),  Betriebskosten  1*21, 
rein  0'76  M.  M.  F^iu  Theil  dieser  Einnahmen  pflegt  bes.  Badefonds  zuzufliessen  und 
zu  Verschönerungen  u.  s.  w.  benutzt  zu  werden. 

Jene  socialpolitischen  Gesichtspuncte,  welche  für  die  Beibehaltung  der  Bergwerke 
im  Staatseigenthum  mitsprechen,  kommen  bei  den  wenigen  Staatsfabiiken  nicht  wohl 
in  Hetracht.  Hinsichtlich  der  princi])iellen  Forderung,  Privateigenthum  auch  bei 
Fabriken  durch  Staatseigenthum  zu  ersetzen,  gilt  das  in  §.  253  unter  K.  4  Gesagte. 


Wohngebäudo.    Handelsgeschäfte.  •>  g25 

5.  Abschnitt. 
WohngebSude. 

Vgl.  Bau,  5.  A.,  154a.    Meine  6.  A.  v.  Rau  §.  200.    Rau  vertritt  die  ältere, 
solchem  Besitzthum  abgeneigte  Ansicht,  wie  sie  in  den  ersten  Sätzsn  des  Texts  aus 
gesprochen  wird,  erkennt  aber  d<m  Fall  der  Dienstwohnungen  schon  an,  nicht  die  beiden 
anderen. 

§.  257.  Die  Beibehaltung  oder  vollends  die  neue  Erwerbung 
von  Grebänden  bloss  des  Miethertrags  wegen,  also  aus  rein 
finanziellen  Gründen,  wird  für  den  Staat  gewöhnlich  unzweck- 
mässig  sein.  Denn  die  vermietheten  Wohnungen  machen  im  Ver- 
bältniss  zu  ihrem  Ertrage  dem  Staate  leicht  viel  Baukosten.  Es 
müssen  daher  besondre  Gründe  hinzukommen,  um  die  Beibe- 
haltnng  oder  Erwerbung  von  Wohngebäuden  zu  empfehlen.  Solche 
Gründe  können  liegen: 

1.  in  Dienstinteressen  und  in  Staatsdienerinter- 
essen, in  welchem  letztern  Falle  die  Frage  zu  derjenigen  der 
Gewährung  von  N  a  t  u  r  a  1  w  o  h  n  u  n  g  für  die  Beamten  wird,  worüber 
oben  in  §.  162  gehandelt  wurde. 

2.  In  den  speciellen  Verhältnissen  rasch  in  Aufschwung 
begriffener  Orte,  wo  die  Grund-  und  Hausrente  sehr 
steigt. 

Hier  kann  der  Staat  durch  Besitz  ?on  eigenen  Gebäuden  an  diesem  Yortheil 
Theil  nehmen  und  für  die  häufig  in  solchen  Orten  neu  hervortretenden  Öffentlichen 
Bedurfnisse  eine  passende  Boden-  und  eventuell  Kapitalreserve  für  neue  Staatsgebäude 
erlangen  —  nicht  selten  auch  in  seinem  Flnanzinteresse.  Auch  die  Gemeinde  könnte 
ond  sollte  mehr  so  verfahren  (Berlin!). 

3.  Auch  die  Zustände  des  privaten  städtischen  Grund-  und 
Hanseigenthums  können  im  socialpolitischen  Interesse  einen 
solchen  Besitz  wünschenswerth  erscheinen  lassen. 

Doch  würde  hier  Staat  und  Gemeinde  in  geeigneter  Weise  sich  in  die  be- 
zügliche Aufgabe  theilen  müssen.  Vgl.  Näheres  in  der  Grundlegung  §.  352 — 362, 
bes.  §.  359. 


Vierter  Hauptabschnitt. 

Handels-,  Geld-  und  Bankgeschäfte  und  werbendes  bewegliches 

Vermögen. 

1.  Abschnitt. 
Handelsgeschäfte. 

§.  258.    Dem  Handel  eigenthümlich  ist  die  grosse  Bedeutung 
des  Moments  der  8peculation  und  das  Vorwalten  des  immer 

A.  Wig^ner,  Finanzwisiieiischaft  I.    3.  Aufl.  40 
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wieder  rasch  disponibel  werdenden,  also  stets  nach 
neuem  Plane  anzulegenden  umlaufenden  (Betriebs-) 
Kapitals.  Wegen  dieser  beiden  Umstände  eignet  sich  der  Handels- 
betrieb vorzugsweise  für  die  reine  Privatunternehmung,  schon  etwas 
weniger  für  die  offene  Handelsgesellschaft,  erfahrungsgemäss  aber 
am  Wenigsten  für  die  Actiengcsellschaft  und  vollends  für  den  Staat. 

Der  Betrieb  mass  hier  mit  Beamte u  geführt  werden,  deneu  das  eigeoo  Intereasf 
und  das  eigene  Kisico  fehlt,  weshalb  sie  nicht  so  vorsichtig  als  der  Pritratmann  zu 
spcculiren  pflegen,  während  andererseits  die  unvermeidlichen  Controlen ,  der  schwer- 
ialligere  Geschäftsgang  auch  dem  eifrigen,  geschickten  und  pfli(*httreaeo  Beamten  die 
Hände  lästig  binden.  Die  Betheiligung  der  Beamten  am  (iewinn,  welche  sich  auch 
nicht  immer  leicht  durchfuhren  lässt  (Tantiemesystem),  hebt  einige  dieser  Uebelstande. 
aber  selten  ausreichend.  Im  (ranzen  wird  die  Gefahr  von  Verlusten  im  Staatshandeb- 
geschäft  verglichen  mit  dem  Privatgeschäft  erhöht,  die  Aussicht  auf  besondere  Ge- 
winnste  geschmälert.     Vgl.  Schäfflc,  Capitalism.  u.  Soc,  Tttb.   1870,  S.  474. 

Aus  diesen  Erwägungen  lässt  sich  Folgendes  ableiten  : 

1.  Man  hat  sich  bei  uns  im  Allgemeinen  gegen  den  Betrieb 
selbständiger  Handelsgeschäfte  durch  den  Staat  zu  erklären. 
Ein  solcher  ist  auch  nur  ausnahmsweise  vorgekommen. 

2.  Oefters  knüpfen  sich  Handelsgeschäfte  an  andere  privat- 
wirthschaftliche  Unternehmungen  des  Staats  an,  z.  B. 
bei  der  Eigenverwaltung  von  Domänen  (Weinberge),  Forsten,  Berg- 
werken, Hütten,  Staatsfabrikeu.  Soweit  dies  unvermeidlich  ist, 
spricht  gerade  dieser  Umstand  auch  gegen  solche  Unternehmungen 
des  Staats.  Erweist  sich  die  Beibehaltung  der  letzteren  gleichwohl 
aus  anderen  Gründen  nothwendig,  so  muss  soweit  als  möglich  das 
speculative  Handelsgeschäft  von  dem  eigentlichen  Productionsgeschäft 
abgetrennt  werden,  wie  dies  z.  B.  im  Staatsforstwesen  beim  Absatz 
des  Holzes  auch  mit  Recht  erstrebt  wird  (S.  595).  Durch  grössere 
feste  Lieferungscontracte  der  Staa tsver waltungsbehörde  z.  B.  eines 
Berg-,  Hüttenwerks  mit  Privaten  lässt  sich  wenigstens  gegenwärtig 
bei  uns  das  Speculationsnioment  wesentlich  einschränken ,  was 
durchaus  anzurathen  ist. 

Handel  der  Österreich.  Kegierunp  im  vorig.  Jahrhundert  mit  idrianer  Queck- 
silber, Vorräthe  davon  auf  Lager  in  Amsterdam,  Genua  (auch  als  Pfand  für  Anlehen 
benutzt). 

3.  Bei  einer  Colonialhandelspolitik,  wie  der  früher  so 
allgemein  in  Europa  herrschenden,  vollends  etwa  bei  einem 
Colonials}  stem,  wie  dem  holländischen,  wo  die  Colonialverwaltuug 
eine  grosse  feudale  Grundherrn-  Naturalwirthschaft  darstellt,  kann 
die  Betreibung  des  Colonialhandels,  besonders  des  Absatzes  der 
Colonialproducte  auf  eigene  Rechnung  des  Staats  im  Mutterlande 
und  überhaupt    im   Occidente,    anch    im   finanziellen  Interesse 
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eher  räthlich  erscheinen.  Aber  auch  hier  empfiehlt  es  sich,  wenigstens 
den  directen  Staatshandelsbetrieb  in  £uropa  lieber 
aufzugeben  und  wie  es  Seitens  der  holländischen  Regierung 
geschieht,  diesen  Handel  einer  Gesellschaft  zu  übertragen. 

Soweit  ein  solcher  Handel  des  Staats  mit  Colonialproducten  noch  rechtlich 
(gegenüber  dem  Inlande)  oder  auch  bloss  thatsächlich  (gegenüber  anderen  Ländern) 
monopolistisch  ist.  füllt  er  übrigens  mit  unter  den  Gesichtspunct  der  Besteuerung. 
Dies  möchte  vom  hollünd.  Kaff'eehandel  angesichts  des  grossen  Einflusses  der  Auctionen 
der  Maatschappij,  die  den  Preis  für  halb  Europa  bestimmen,  selbst  heute  noch  etwas 
gelten.  Durch  die  monopolist.  Organisation  eines  solchen  Handels  kann  den  Consu- 
menten  in  anderen  Ländern  ähnlich  wie  durch  die  Erhebung  eines  Ausfuhrzolls  auf 
Artikel  eines  Naturmonopols  (A.  Wagner,  Art.  Zölle,  Staatsw.  K  XI,  350)  eine  Ver- 
brauchssteuer aufgelegt  werden. 

Die  1824  gegründete  Niedorländ.  Handelsg<'sellschaft  (Handels- 
Maatschappij)  besorgt  u.  A.  den  Transport  u.  Verkauf  der  ihr  von  der  Kegiemng  in 
Indien  gelief.  Colonialproducte  in  Holland  auf  Kechnung  der  Regierung  gegen  Pro- 
vision. Geber  die  Verhältnisse  der  Colonialproduction,  bes.  in  Ja?a.  s.  lirauttr,  in 
Stein-Wappäus  Geogr.  II,  S,  S.  317.  Nach  d.  hoU.-ostind.  Colon.-Budg.  für 
18C7  war  die  Einn.  12300  Hill,  fl.,  wovon  B2'42  M.  fl.  als  muthmassl.  Erlös  aus  d. 
Colonialwaaren verkauf  in  Holland,  wahrscheinl.  Ueberschuss  der  Einnahmen  über  die 
Ausgaben,  der  dann  als  Zuschuss  der  Colon.- Verwalt.  in  dem  Einnahmeetat  Hollands 
steht,  14-8G  Mill.  fl.  Nach  d.  A.  für  1S7()  sind  dieselben  Zahlen:  140-96,  5G-79 
10  85  Mill.  fl.,  nach  d.  Et.  f.  1S82  bez.  13S'91  (wov.  Verkauf  v.  Kafl'ce  45-71,  v.  Zinn 
4*83,  v.  Chinarinde  0  18  M.  fl.)  —  14850  u.  Deficit  v.  9  59  M.  fl.  Nach  Baum- 
hau er  war  d.  Ueberschuss  aus  d.  Geldmitteln  der  Colonien  für  d.  Budget  des  Mutter- 
landes von  1847—59  im  D.  jährlich  2214  Mill.  fl.  im  Ganzen,  incl.  jährlich 
9*8  Mill.  fl.  Zinsen  für  die  auf  die  Colonien  iibertragcuen  oder  für  sie  aufgenommenen 
Schulden.  Dieser  Ueberschuss  schwankt  sehr,  besonders  nach  den  Conjuncturen  und 
Preisen  der  Colonialwaaren  in  Europa,  namentlich  von  Kafliee  und  Zucker.  Er  war 
lincl.  Zinsen)  z.  B.  1850  nur  17,  1861  3219  Mill.  fl.  nach  d.  Ergebn.,  1862  nach  A. 
18-57  Mill.  fl. 

4.  Der  vom  Staate  betriebene  Handel  mit  monopolisirten 
Artikeln  (Salz,  Tabak,  Pulver  u.  s.  w.)  im  Inlande  gebort  nicht 
zu  den  privatwirthscbaftlichcn  Thätigkeiten,  sondern  zu  den  Be- 
steuerungsformen und  ist  daher  aus  einem  anderen  Gesichtspunete 
zu  betrachten  (§.  210  ff.). 


2.  Abschnitt. 
üeld-  und  Bauk^eseliäfte. 

In  meiner  0  A.  Rau's  §.  20S  ff.  Seitdem  habe  ich  die  Frage  der  Staatsbank 
eingehend  principiell  in  der  2.  Abth.  meines  Systems  der  Zettel bankpolitik  (2.  A. 
Freib.  1873)  S.  594  fl*.,  609 — 614  u.  mit  spec.  Beziehung  auf  die  Deutsche  Reichs- 
bank in  meiner  Zettelbankreform  im  D.  Reiche  (Berl.  1S75)  S.  149  ff",  behandelt; 
im  Wesentl.,  so  wie  in  der  6.  A.  d.  Rau 'sehen  Finanzw.,  aber  im  Principe  noch 
etwas  günstiger  für  d.  reine  Staatsbank.  Die  Frage  hängt  mit  d.  allg.  Baokpol.  zu- 
sammen: ob  neml.  Gentralisation  od.  Decentralis.  d.  Bankwes.  u.  inbes.  d.  Banknoten- 
ausg.  stattflnden  soll.  Die  Antwort  hierauf  kann  kaum  unbedingt  zu  Gunsten  od.  Un- 
gunsten d.  einen  od.  andern  Systems  ausfallen ,  da  die  Vorziige  u.  Nachtheile  sehr 
getheilt  sind.  s.  meine  Zettelbankpolitik,  S.  621  W.  Bei  der  Centralisation  fragt  sich 
dann:  ob  Monopol-,  ob  pri?ilegirte  Bank,  und  in  beiden  Fällen:  ob  Staats-  oder 
Actienbank.    (Genauer  ist  auf  d.  credit-  u.  bankpolitische  Seite  der  Frage,   bei  deren 
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Zasammenhang  mit  der  gesammten  Org:anisation  des  Credit-  u.  Bankwesens,  aber 
wieder  nicht  hier  in  d.  Fin.wiss.,  sondern  in  d.  yolk8w.sch.polit.  einzugehen.  Vgl. 
jetzt  auch  meine  Abh.  in  Hoitzendorff's  Hcchtslexikon  8.  A.  Art  Reicbsbank  u. 
meine  Abh.  Bankwesen  in  Scliönberg's  Handb.  d.  pol.  Gek.  I.  bes.  §.  S6,  88.  Die 
Noth  wendigkeit  einer  „mehr  gern  «in  wirth  sc  haftlichen*'  Organisation  des  Bank- 
wesens mitteist  Staats-,  Provinzial-,  Kreis-,  Commuualbanken  u.dgl.,  auch  um  dem 
Privatkapitalismus  eine  seiner  ihm  zu  ausschliesslich  dienenden  Stützen  zu  entziehen 
und  die  Function  des  Bankwesens  gemeinnutziger  u.  erfolgreicher  f.  d.  ganze  Yolks- 
wirthsch.  zu  gestalten,  ist  mir  seit  d.  Erscheinen  der  vor.  Aufl.  —  ähnlich  wie  beim 
Versieh  er.  wescn  —  imntor  klarer  geworden.  Doch  gehört  die  nähere  Erörterung,  wie 
lYeilich  auch  die  analoge  Frage  beim  Eisenb.wcsen  nicht  hieher,  sondern  in  d.  Volks- 
wirthschaftspolitik,  weshalb  ich  hier  mich  noch  nicht  genauer  darauf  einlasse,  sondern 
wesentlich  nur  die  Darstellung  der  vor.  Aufl.  (§.  224  fl'.  daselbst)  wiedergebe.  Geber 
einen  Unverstand.  Angriff  Stein 's  s.  S.  202. 

I.  -  §.  259.  Die  Frage  der  Räthlichkeit  von  Staats- 
banken. 

A.  Für  die  Betreibung  von  Geld-  und  Bankgeschätlen  durch 
den  Staat  kann  man  sehr  beachtenswerthe  Gründe  geltend  macheD, 
so  dass  solche  Geschäfte  nicht  kurzweg  wie  sonstige  Handels- 
geschäfte abzulehnen  sind.  Auch  liegen  erfolgreiche  Beispiele  des 
Staatsbankbetriebs  vor. 

Es  darf  hier  vor  allen  auf  die  Preu  SS.  Bank,  jetzt  auch  auf  die  Deutsche  Reichs- 
bank hingewiesen  werden.    Allerdings  war  jene  seit  der  Baukordnung  ven  1846  keiue 
reine  Staatsbank  mehr,  weil  ihr  Stammkapital  grossenthcils  Privatpersonen  gehörte. 
Aber  nicht  nur  hatte  der  Staat  noch  ein  eigenes  Kapital  von  fast  2  Mill.  Tlür.  (fast 
10 Vo   ^^  Privatkap.)  in   ihr  stehen:    die  Verwaltung;   der  Bank   erfolgte  beinahe 
«^anz  durch  Staatsbeamte,  was  der  entscheidende  Punct  für  die  im  Text  behandelte 
Frage  ist.    S.  A.  Wagner,  Zettolbankpolit.  S.  144 — 148.  —  Auch  die  Preuss.  See- 
handlung kann  genannt  werden.    Vcrg).  iiber  diese  Bcrgius,  Finanzwiss.,  2.  Aufl.. 
Berlin  1S71  ,   S.  370  11".,   ii.    olu'n  S.  ()24.    Der  Reinertrag  der  Seehandl. »   grössien- 
theils  aus  d.  (ield-  w.  Bankgeschäft,  war  jährlich  18H0  u.  61  300.000.  1862  400,000, 
1868— Oli  500,000,  1S6T  600,000,  1S6S— 71   700,000,  1873  u.  74  Ergebn.  1-33,  MS, 
A.  1875  1-33,  1876  115  Mill.  Thir.  Im  StaatshaushaltscUt  sind  d.  Kosten  gleich  abgesetzt. 
Näheres  in  d.  Beilagen  z.  Etat.  Ende  1 874  schlössen  d.  Activen  u.  Pass.  mit  87*87  Mill. ThIr. 
ah,  unter  d.  Pass.  13-46  Mill.  Thlr.  Kap.conto  (cig.  Kap.).    Die  Anstalt  besorgt  allein  oder 
mit  Consorticn  v.  Bankhäusern  neue  Emissionen  v.  Obligationen  d.  Staats,  der  Elsen- 
bahnen u.  s.  w.    Das  Misslichc  d«T  Sechandlun«r  liegt  in  solchen  (ieschäften,  die  unver- 
meidlich ein  grösseres  Hisico,  ein  stärkeres  spcculatives  Moment  mit  sich  bringen  und 
leicht,  von  einem  Staatsinstitut  betrieben,  einen  nachtheiligen  Einflass  auf  die  Kapital- 
bcwegung  ausüben.    Das  hat  sich  auch  in  den  J.  1871  M'.  wieder  bei  der  Seehandlung 
etwas   gezeigt.     Diese  Anstalt   unterliegt   daher  mehr  volkswirthschaftlichen  und  poli- 
tischen Bedenken   als  die  Preuss.  Bank,   aber  sie  hat  gleichwohl  gerade  gegenwärtig, 
auch  als  A'erniittlerin  f.  d.  Emission  v.  Staatsanleihen  ihre  gute  Seite.    Im  Et  f.  18S3/S4 
steht  sie  mit  3  Mill.  M.  „Beitra»  z.  d.  allp'ui.  Staatsausgaben*'  (wovon  2'73  Mill.  M. 
Reingewinn,   =   dem  Beinertr.   v.    1*^81/82)   u.   0-27  Mill.  M.  Kap.ablieferung.     Das 
Kapitalconto  d.  Seehandl.  ist  1882  34-02  M.  M.    Seit  März  1880  werden  alle  preuss. 
Staatsanlehen  dureh  d.  Seehandl.  begeben,  bis  dahin  durch  Consortien.    Die  Seehandl. 
verwaltet  auch  d.  Berl.  K.  Leihamt. 

Jene  Gründe  sind  die  folgenden: 

1.  Das  Bedtirfniss  der  Finanzverwaltung  nach  einem 
Hankinstitut  zur  Vermittlung  der  Geldgeschäfte  desStaats, 
einschliesslich  der  Kassenoperationen  lässt  sich  durch  eine 
eigene  Staatsbank  zweckmässig  befriedigen. 
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Der  Staat,  iiamrntlich  der  inodcrno  Grossstaat,  hat  z.  R.  bei  der  Aufnahme  und 
Abzahlung  von  Anlehen,  bei  ;,^rossen  öH'entlichen  Unternehmungren ,  wie  Eisenbabn- 
baateu ,  bei  den  Geldopcrationeu  für  die  Kriegsführung  u.  s.  w.  unvermeidlich  grosse 
Geldgt^schäfte  auszufuhren.  Ferner  veranlasst  die  laufende  Cassengebahrung  der  Finanz- 
venvaitung  ebenfalls  eine  Menge  Geschäfte,  bei  welchen  die  Vermittlung  eines  Bank- 
instituts, besonders  bei  Zahlungen  zwischen  verschiedenen  Orten,  sehr  nützlich  sein 
kann.  S.  über  diesen  Punct  o.  §.  122.  Die  Durchfuhrung  dieser  Geschäfte  mit  Hülfe 
der  ausgebildeten  Technik  und  des  Zahlungsmechanismus  des  modernen  Bankwesens 
hat  grosse  volkswirthschaftliche  und  linan/ielle  Vortheile  und  wirft  einen  erheblichen 
Gewinn  für  die  vermittelnde  Bank  ab.  Endlich  hat  der  Staat  regelmässig  grössere. 
oder  geringere  Cassenbestände.  welche  er  im  Augenblick  nicht  braucht.  Diese  können 
daher  auf  kurze  Termine  ausgeliehen  werden,  was  wiederum  als  regelmässiges  Giischäft 
nur  durch  eine  Bank  ges<hehen  kann  und  dann  nicht  unbedeutenden  (iewinn  gewährt. 
Dieser  Gewinn  kommt  statt  ganz  oder  wenigstens  theilweise  Dritten,  dem  Staate  selbst 
wieder  zu  Gute  und  der  Staat  wird  zuj-leich  zuverlässiger  und  wohlfeiler  als  von  Privat- 
bauc^uiers  oder  Actienbanken  bei  seinen  Geldgeschäften  bedient,  wenn  er  aus  eigenen 
Mitteln  eine  Bank  als  eigentliches  Staatsinstitut  zu  diesem  Zweck  errichtet  und  auf 
seine  Rechnung  betreibt.  In  dieser  Weise  fungirt  die  Russ.  Ueichsbank  mit, 
welche  von  grossen  Banken  die  ein/ige  wahre  Staatsbank  ist,  da  sie  ganz  im  Eigen- 
thume  des  Staats  steht  und  ihre  Verwaltung  von  Staatsbeamten  —  unter  einer  gewissen 
Mitcontrole  von  Privatpersonen  —  besorgt  wird.  Sie  ist  insofeme  nur  eine  etwas  selbst- 
stäudig  hingestellte  Abtheil,  des  russ.  Finanzministeriums,  (joldmann,  russ.  Papier- 
geld, S.  80.  A.  Wagner,  niss.  Papierwähr.,  S.  223.  Ein  solches  Institut  kann  auch 
anderen  Zweigen  der  Staatsverwaltung,  z.  B.  der  Post,  namentlich  bei  der  Einrichtung 
von  Postsparcassen ,  ferner  wenn  der  Staat  das  Lebensversicheningswesen  selbst  mit 
in  die  Hand  nimmt,  nützliche  Hülfe  leisten,  bei  Ablösungen  u.  dgl.  m.  als  Rentenbank 
didoen,  wo  es  dann  keiner  besonderen,  sonst  doch  öfters  hierfür  erforderlichen  eigenen 
Anstalten  fUr  solche  Sonderzwecke  bedarf,  sondern  nur  etwa  einer  eigenen  Abtheilung 
einer  allgemeinen  Bank  oder  Zweiganstalten  im  Lande. 

2.  Der  Betrieb  des  gewöhnlichen  Handelsbankge- 
schäfts und  des  Bodencreditbankgeschäfts  durch  den  Staat 
ist  in  banktechnischer  Hinsicht  wohl  zulässig. 

Einige  der  gewöhnlichen  Schwä<hen  des  Staatsbetriebs  werden  zwar  auch  im 
Bankwesen  leicht  etwas  hervortreten:  das  Privatgeschäft  wird  vorsichtiger  und  doch 
zugleich  energischer  hetrieben  werden,  weniger  nach  bureaukratischer  Schablone,  mehr 
mit  Rücksicht  auf  die  Bedürfnisse  des  Verkehrs  und  deren  Wechsel.  Aber  schwer  fallen 
diese  Nachtheile  im  gewöhnlichen  Handelsbankgoschüft  nicht  ins  Gewicht.  Auch  muss 
die  Staatshank  vornehmlich  mit  der  Actient^escUschaftsbank  verglichen  werden. 
Einrichtung  und  Betrieb  dieser  l>eiden  Banken  sind  im  Wesentlichen  nothwendig  gleich- 
artig. Die  kleinen  gegenseitigt'-n  Vorzüge  und  Schwächen  werden  sich  ziemlich  aus- 
gleichen. Für  die  Staatsbank  passt  nur  noch  weniger  das  Spcculations-  (Credit- 
Mobüier-)  Geschäft,  welches  aber  von  den  gewöhnlichen  Acticn -Handelsbanken  und 
Actien-Bodencreditanstalteii  ebenfalls  ausj^cschlosseii  werden  uiuss.  (A.  Wagner, 
Zctteibankpol. ,  S.  410.)  Die  iianptsächliehen  Activ-  und  Passivgeschäfte  der  grossen 
modernen  Handelsbank,  nemlicli  WecliseJdiscontirung.  Louibardirung  (Beleihung 
gewisser  Faustpfänder),  selbst  ein  beschränktes,  vorsichtiges  A<tivcontocorrentgcschäft 
einer-,  Depositen-  und  Passiv-Contocorrtjut-  (incl.  Check-)  und  Noten-  (Banknoten-  oder 
Zottel-)  geschäft  andererseits  lassen  sich  auf  ziemlich  feste,  beinahe  uiechanischo 
Kegeln  zurückführen.  (Meine  Zettelb.polit.  S.  270  IK,  :J06  ff.,  399  II.,  HIH  ff.,  239  ff.) 
Wesentlich  dasselbe  uilt  von  den  Geschäften  der  Bodencreditbanken:  der  Aus- 
leihung auf  Hypothek  von  ländlichen  und  städtischen  Gnindstücken  und  Häusern  und 
der  Ausgabe  von  Pfandbriefen  auf  (irund  der  erworbenen  Hypotheken.  Ebendeshalb 
eiii^nen  sich  alle  diese  Geschäfte  fdr  den  Betrieb  durch  Actiengesellschaften ,  wie  die 
ErfahTung  zeigt,  recht  gut,  aber  im  Ganzen  kaum  weniger  für  den  Betrieb  durch  den 
Staat  mit  seinen  Behörden  und  Beamten. 

3.  Eine  Staatsbank  kann  namentlich  das  Zettel-  oder 
Notengeschäft  übernehmen  und  dadurch  dem  Staate,  also 
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der  Gesammtheit  den  vollen  Gewinn    daraus  zn- 
führen. 

Diese  Frage  hängt  mit  der  gesammten  Bank-  und  nam.  d.  Zettelbaukfntge  enge 
Zusammen,  worauf  nicht  hier,  sondern  in  d.  Bankpolitik  weiter  einzogehen  ist  Näheres 
bei  A.  Wagner,  Beitr.  z.  Lehre  v.  d.  Banken,  Lpz.  1S57,  bes.  Kap.  4 — 10;  ders.,  die 
Geld-  u.  Credittheor.  d.  PeeFschen  Acte,  Wien  1862;  ders.,  Art.  Zcttelbank  im  Staats- 
wörterb.  XI;  ders.,  Syst.  d.  Zcttelbankpol. ;  ders.,  Art.  Bankwesen  in  Schönberg's 
Handb.  I,  §.  60  ff.,  80  ff. 

Jener  Vortheil  fällt  besonders  in  denjenigen  Staaten  ins  Gewicht,  wo  die  Bank- 
notenausgabe nicht  freigegeben  ist,  sondern  von  Privat-  oder  Actienbanken  auf  Grund 
eines  Privilegs  oder  Monopols  ausgeübt  wird,  —  in  unseren  Staaten  die  Kegel. 
(Zettelb.polit.  S.  20  ff.  d.  2.  A)  Hier  muss  demgemäss  ein  eigentliches  Noten- 
regal  rechtlich  bestehen  oder  als  bestehend  angenommen  werden.  (£b.  2.  A.  S.  1  A  ff., 
594.  Es  ist  ein  Mangel,  wenn  ein  ausschlicssl.  Recht  der  Banknotenausgabe  ohne 
Weiteres  f.  d.  Staat  beansprucht  wird,  oline  dass  dieser  sich  auf  ein  dieses  Recht 
begründendes  Gesetz  der  Notenregalität  berufen  kann.  Ans  dem  Münzregal  folgt 
ein  Banknotenregal  mitnichten.  £b.  S.  2  A.  d.  2.  A.  Ein  eigentl.  Notenregal  wird 
constitoirt  durch  d.  bad.  Ges.  v.  5.  Juni  1860,  Art.  9,  u.  jetzt  f.  d.  Deutsche 
Reich  durch  d.  Bankgcs.  v.  14.  März  1875.)  Mit  Recht  soll  ein  Thcil  des  Gewinns, 
welchen  die  Bank  aus  dem  Notcngcschäft  zieht,  in  solchen  Fällen  dem  Staate  zufliessen, 
aber  statt  dieses  Theils  wtlrde  eine  Staatsbank  den  ganzen  Gewinn  der  Staatskasse  ver- 
schaffen. Centralisation  und  Dccentralisation  der  Notenausgabe  haben  specülsche  Vor- 
züge und  Nachtheile,  so  dass  schwer  zu  sagen  ist,  welches  System  vorzuziehen  ist. 
(Nasse,  Preuss.  B.,  Bonn  1866,  S.  21;  A.  Wagner,  Th.  d.  Peel'schen  Acte  S.257  ff 
[veränd.  Anffass.  gegen  Beitr.  Kap.  10],  Art  Zettelb.  im  Staatswörterbuch  S.  333. 
System,  2.  A.,  S.  13  ff.,  60  ff.,  Schönberg's  Handb.  S.  80  ff.)  Stellt  mau  sich  aber 
einmal,  wie  die  Gesetzgebung  der  grossen  europäischen  Staaten,  auf  den  Standponct 
der  Centralisation,  wo  eine  grosse  Centralbank  allein  —  Frankreich,  Oesterreich, 
Niederlande  u.  and.  kleinere  Staaten,  Baiern.  WUrtemb.,  Baden,  Hessen  u.a.m.; 
auch  Russland  gehörte  hierher,  wenn  die  Reichs -Greditbillete  eben  nicht  reines 
Staatspapiergeld  wären,  trotzdem  sie  formell  das  Passivam  der  Roichsbank  bilden  — 
oder  ganz  überwiegend  — Grossbritannien,  Prcussen,  jetzt  Deutsches  Reich 
nach  d.  Bankgesetz  v.  1875,  K.  Sachsen  —  die  Notenausgabe  vornimmt,  so  lässt  sirh 
wieder  behaupten,  dass  eine  Staatsbank  eine  solche  Function  ebenso  gut  ab  eine 
Actienbank  in  banktechnischer  Hinsicht  ausüben  kann.  Eine  eigene  Staatspapier- 
geldausgabe ohne  bankmässig(i  Deckung  unterbleibt  dann  auch  eher  gänzlich  —  ein 
weiterer  Vortheil.  (üeber  die  Bedenken  auch  gegen  das  zwangscurslose ,  nominell 
sogar  meistens  einlösbare,  aber  nicht  bankmässig  gedeckte  Staatspapiergeld  s.  A.Wag  ner, 
Art.  Papiergeld  im  Staatswörterb.  VII.  653—662  u.  System  S.  71,  194.  Der».,  Staats- 
papiergeld, Reichskassenscheine  u.  Hanknoten,  Berl.  1874.  bes.  S.  14  ff.  Ders.  in 
Schönberg's  Handb.  H,  Abth.  öff.  Credit,  §.  34.) 

4.  Eine  Staatsbank  kann  das  stark  hervortretende  Be- 
dürfniss  der  Centralisation  im  Geld-  und  Bankgeschäft 
besonders  gut  untersttitzen  und  andererseits  doch  dnrch 
ein  sehr  entwickeltes  Filialennetz-  die  bankmässige 
Organisation  des  Credits  tiber  das  ganze  Land  aus- 
dehnen. 

In  dieser  Hinsicht  Ubertriül  sie  leicht  noch  die  Actien  -  Centralbank.  Sie  über- 
nimmt damit  eine  wichtige  volkswirthschaftliche  Aufgabe,  an  deren  Erfüllung  dem 
Staate  viel  gelegen  sein  muss.  und  bezieht  doch  dafür  eine  genügende  Rente.  Der 
Gewinn  der  Banken  resultirt  daraus,  dass  ein  Maximalgeschäft  mit  einer  Minimal- 
baarreserve  betrieben  wird,  —  wohin  die  Entwickelung  der  ganzen  GreditwirthschaA 
strebt,  u.  was  bei  vermehrter  Centralisation  besser  zu  erreichen  ist.  A.  Wagner, 
Theor.  d.  P.  A.,  S.  111  ff. ,  121.  Am  Meisten  von  allen  Centralbanken  hat  die 
Preuss.   B.  in  der  Ausdehnung  ihres  Filialnetzes  geleistet,   was  von  den  Handels- 
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kaminerii  stets  rühmend  anerkannt  worden  ist.   Nasse,  Preuss.  B.,  S.  1  IT.   A.  Waguer, 
Zettelbankpol.,  2.  A.,  S.  14,  57!)  (f.,  603,  606,  634. 

5.  Durch  ihre  Stellung  als  Banquier  der  Finanz  Verwal- 
tung kann  besonders  eine  Staatsbank  in  erspriesslicher  Weise 
den  Geldumlauf  zwischen  den  Staatskassen  und  dem  Publicum  ver- 
mitteln und  die  Störungen  des  Geldmarkts,  welche  aus  der  Ein- 
wirkung der  Staatskassengebahrung  auf  den  Geldumlauf  leicht 
hervorgehen  (§.  122)  verhüten. 

In  allen  diesen  Beziehungen  wird  durch  das  Staatsbanksystem 
das  Finanz  Interesse  und  das  volkswirthschaftliche  Pro- 
duetionsinteresse  an  einem  gut  geordneten  und  geleiteten  grossen 
Credit-  und  Bankwesen  recht  wohl  wahrgenommen.  Dazu  kommen 
aber  auch  hier  noch: 

6.  Erwägungen  aus  dem  Gesichtspuncte  des  volkswirth- 
schaftlichen  Vertheilungs-  und  des  socialpolitischen 
Interesses. 

Durch  eine  mächtige  Staatsbank  beschränkt  der  Staat  in  oft  sehr  erwünschter 
Weise  die  Macht  des  grossen  Phvntkapitals  und  übt  über  das  letztere  jedcrz<dt  eine 
wirksame  Gontrole  mit  aus.  Hierin  kann  z.  B.  die  reine  Staatsbank,  welche  das  Noten- 
monopol ausübt,  auch  noch  einen  Vorzug  vor  der  Actien  -  Monopolbank  haben,  weil 
letztere  ?on  den  grossen  Kapitalisten  unmittelbar  abhängt,  trotz  etwaiger  Mitwirkung 
des  Staats  bei  der  Verwaltung. 

§.  260.  —  B.  Von  den  Gegengründen  gegen  Staatsbanken 
haben  einige  zwar  nur  einen  relativen  Werth,  andere  fallen  aller- 
dings erheblich  ins  Gewicht. 

1.  Das  in  grösserem  Umfange  durchgeführte  Staatsbank- 
System  bringt  wieder  neue  grosse  Kreise  der  Bevölkerung 
in  eine  gewisse,  oft  recht  fühlbare  Abhängigkeit  von 
der  Staatsgewalt. 

Ein  solches  neues  Clientelvcrhältniss  hat  seine  politischen  Hedenken.  Auch 
kauu  die  Unparteilichkeit  der  Creditgewahning  in  wirthschaftlich  nachtheiliger  Weise 
gefährdet  werden.  Der  Staat  erlangt  ferner  mittelst  solcher  Banken  über  den  ganzen 
Geldmarkt  und  über  die  Volkswirthschaft  eine  grosse  Macht,  welche  wirthschaftlich 
bedenklich  werden  kann,  weil  die  Politik  dann  leicht  noch  unmittelbarer  und  stärker 
auf  die  wirthschaftlichen  Verhältnisse  einwirkt.  —  Aber  auf  der  anderen  Seite  würde 
in  demselben  Maasse  die  bestehende  Uebermacht  der  grossen  Privat-  und  A<'tien- 
bauken  und  damit  der  ,,Privatkapitalismus''  par  excellcnce  beschränkt,  das  Patronage- 
wefleu  derselben  beseitigt  werden,  was  seine  grossen  socialpolitischen  Vortheile  hätte. 
In  dieser  Hinsicht  sind  neuerdings  bemcrkenswerthe  Wunsche  und  Bestrebungen  heiTor- 
getreten.  Die  Greditbediirfnisse  der  kleinen  Geschäftsleute  wurden  leicht  besser,  sicherer, 
wohlfeiler  bei  einem  Staatsbanksystem  als  bei  dem  bisherigen  befriedigt  werden. 

2.  Eine  Staatsbank  wie  die  bisher  üblichen ,  welche  als 
Zettel-  und  Depositenbank  fungirt,  befriedigt  vorzugsweise  das 
Creditbedtlrfniss  einzelner  Geschäftskreise^  dient  daher 
vomebmlich  einem  Classeninteresse. 
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Aach  eine  Staatsbank  —  ja  sie  gerade  doppelt  —  mnss  nemlich  die  erste  Regel 
alles  Bankwesens  befolgen:  nur  ähnlichen  Credit  zn  geben,  wie  sie  selbst 
nimmt;  also  in  diesem  Falle  kurzfristigen.  (Ueber  dieses  erste  Baokgesetz  s. 
A.Wagner,  Art.  Zettelb.  im  Staatswörterbuch  XI,  305,  in  Schönberg's  Handb.  I,  §.67.) 
Denn  die.  Gelder,  über  welche  sie  im  Depositengeschäft  mit  dem  Staate  und  mit  Privaten 
und  durch  die  Notenausgabe  verfügt,  sind  sämmtlich  stets-  oder  kurzfällige  Passiva. 
Demgemäss  darf  sie  auch  nur  Wechsel  discontiren,  die  kurze  Zeit  laufen,  und  Darleben 
gegen  Unterpfand  auch  nur  auf  kurze  Zeit  gewähren  u.  s.  w.  In  Folge  hiervon  giebt 
sie  allerdings  vornehmlich  den  Handel  treibenden  Glassen  Credit:  ist  insofemc,  nach 
diesem  ihrem  natürlichen  Wirkungskreise  benannt,  eine  Handelsbank.  Das  hieraas 
gegen  Staatsbanken  abgeleitete  Bedenken  ist  jedoch  auch  nicht  durchschlagend.  Nicht 
aus  irgend  einer  parteiischen  Absicht,  sondern  nach  der  Natur  ihres  ganzen 
Geschäfts  kommt  die  Creditgewährung  einer  solchen  Bank  vorzugsweise  den  Handel- 
treibenden zu  Gute.  Wechsel  aus  anderen  Geschäftskreisen,  wenn  sie  nur  den  noth- 
wendig  im  Interesse  der  Sicherheit  der  Bank  zu  stellenden  Bedingungen  entsprechen, 
werden  ebensogut  discontirt,  nur  finden  sie  sich  thats&chlich  seltener.  Das  Lombard- 
geschäft ist  allgemeiner  zugänglich.  Die  Befriedigung  des  Credit])edürfni8ses  der 
Handeltreibenden  nützt  endlich  indirect  auch  den  anderen  Classen,  denn  dadurch  ver- 
mindert sich  die  Concurrenz  um  Credit  bei  anderen  Kapitalverleiheni  und  Banken. 
Bei  allgemeinerer  gemein  wirthschaftlicher  Organisation  des  Bankwesens  Hessen  sich  übrigens 
auch  Einrichtungen  trefien.  den  Notencredit  der  Centralbank  mittelbar,  neinlich 
durch  Gewährung  von  Darlehen  an  andere  öffentliche  Banken  gegen  geeignete  Sicher- 
heit, auch  weiteren  Kreisen  der  Bevölkerung  als  gegenwärtig  zugänglich  zu  machen. 
Und  schliesslich  würden  neben  solchen  Staats- Handelsbanken  Staats-Boden  er  edit- 
banken  mit  Ffandbriefausgabe  banktechnisch  rocht  wohl  zulässig  sein. 

3.  Ein  Staatsbanksystem,  besonders  die  Uebertragnng 
der  Notenausgabe  auf  die  Staatsbank,  führt  leicht  zn  einer 
engen  Verbindung  der  Staatsfinanzen  und  des  Geld-  und 
Creditwesens  eines  Landes. 

Daraus  können  grosse  wechselseitige  Gefahren  hervorgehen,  namentlich  die,  dass 
die  Bank  aus  ihren  vom  Publicum  entlehnten  Mitteln  (Noten  und  Depositen)  dem 
Staate  zu  willfährig  Credit  gewährt,  der  dann  schwer  zu  realisiren  ist,  —  was  nur 
zu  leicht  zur  Zerrüttung  des  Geldwesens  führt:  zur  Wirthschaft  mit  unein lösbarem 
Papiergelde.  Dies  wirkt  dann  wieder  auf  die  Verschlechterung  der  Finanzen, 
höheres  Deßcit  u.  s.  w.  hin.  Allerdings  können  nun  diese  Gefahren  durch  eine  gute 
(lesetzgebung,  strenge,  auch  parlamentarische  Controle  des  Finanz-  und  Staatsbank- 
wesens, vorsichtige  Beschränkung  der  statthaften  Creditgewährung  der  Bank  an  den 
Staat  (Zettelb.pol.,  S.  612  ti'.,  die  Cautelen,  welche  ich  für  eine  reine  Staatsbank  vor- 
geschlagen; —  Vorschlag  f.  d.  D.  Keichsb.  in  meiner  Zettclbankref.,  S.  181  [Art  SH]k 
bewährte  und  genau  befolgte  Deckungsvorschriften  für  die  Noten  und  die  stets-  und 
kurzfalligen  Depositen,  namentlich  grundsätzlichen  Ausschluss  einer  Forderung  der 
Bank  an  den  Staat  von  der  speciellen  Deckung  dieser  Passiva  (Zettel bankpol. ,  S.  269, 
41  fl'.,  418  flf.),  erheblich  vermindert  werden,  —  in  Staaten  mit  sehr  gefesteten  Öfi'ent- 
lirhen  Zuständen  so  sehr,  dass  sie  wenigstens  in  Friedenszcdten  beinahe  verschwinden. 
Auch  hat  die  Erfahrung,  noch  neuerdings  wieder,  gezeigt,  dass  Papiergeldwirthschaft 
ohne  Vermittlung  von  Staatshanken  und  Banken  überhaupt  gleichfalls  leicht  eiureisst 
(Nordamerika  im  Bürgerkrieg,  f  r  a  n  z. ,  ö  s  t  e  r  r.  Papiergeld  wirthsch.  in  der  Revolutions- 
zeit, russ.  im  Krimkriege  u.  letzten  Türkenkriege),  und  dass  grosse  Actiencentral- 
banken  vom  Staat  ausgebeutet  werden  (England  in  d.  französischen  Revolutionszeit, 
Oesterreich  1848  ff.,  1854,  1859,  1S66,  Frankreich  1S70,  Italien  1866).  Dennoch 
möchte  kaum  zu  leugnen  sein,  dass  eine  eigentliche  Staatsbank  in  politischer 
Bedrängniss,  in  Kriegsgefahr,  in  grosser  acuter  Flnanznoth  des  Staats  die 
Versuchung  noch  erhöht,  mittelst  der  Notenpresse  den  Finanzbedttrfnissen  gerecht 
zu  werden,  und  dazu  eine  noch  bequemere  Handhabe  giebt  als  eine  Actienbank  selbst 
mit  der  willfahrigsten  und  schwächsten  Verwaltung  an  der  Spitze.  (Selbst  die  Oesterr. 
Nationalbank  1848 — 62  ist  anzuführen.)  Ebenso  liegt  in  ruhiger,  normaler  Lage,  wo 
jede  Gefahr  für  die  Solvenz  der  Bank  fem  scheint,  die  Versuchung  näher,  die  Actita 
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der  ßauk  zu  verschlechteru,  UDrcalibirbare  und  schwer  roaliüirbare  Ansätaiide  zu  erlaiiguii, 
die  leicht  realisirbar  7vl  haltenden  Fonds  der  Bank  im  Staatshaushalte  festzule^rcn  n.  s.  w. 
(Bemerkenswerth  ist  z.B.  die  Verwendung  der  grossen  Depositen  der  ehemaligen  russ. 
Banken  für  die  Finanzzwe<'ke  dtiS  Staats  in  ^anz  normaler  Zeit.  Gold  mann«  russ. 
Papiergeld.  S.  60.)  Im  Kriegsfall  kommt  endlich  immerhin  bei  feindlicher  Invasion 
auch  die  Gefahr  der  Beschl^nahm<^  der  Bankfonds  als  Staats  eig^enthum  mehr  in 
Betracht 

§.  261.  —  0.  Ergebniss.  Zu  einer  unbedingten  allge- 
meinen Entdcheidnng  kommt  man  bei  einer  Abwägung  dieser 
Gründe  fQr  und  wider  kaum.  In  der  neueren  europäisehen  Praxis 
hat  man  sich  meistens  ans  politischen  und  finanzpolitischen  Gründen 
bestimmen  lassen,  den  eigenen  Betrieb  von  Geld-  und  Bankge- 
schäften Seitens  des  Staats  als  eine  doch  besser  zu  vermeidende 
privatwirthschaftliche  Thätigkeit  anzusehen  und  desshalb  auf  reine 
Staatsbanken  zu  verzichten. 

So  ist  man  namentlich  in  dem  wichtigen  Falle  verfahren,  wo  die  Entscheidung 
gewöhnlich  praktisch  allein  vorlag:  bei  der  Wahl  zwischen  einer  privilegirten  o<ler 
Monopol- Notenbank  in  Form  einer  Actienbank  o<ler  einer  Staatsbank:  Errichtung 
der  Oestcrr.  Nationalbank  1810  als  Actienbank,  Boiziehung  von  Privatkapitalisten 
und  Einrichtung  einer  Mitcontrole  durch  Privatpersonen  bei  der  Preuss.  B.  184(). 
B.  V.  England,  von  Frankreich  Privatinstitute.  Umgestaltung  der  Preuss.  Bank 
in  die  Keichsbank  u.  Wahl  der  Actiengesellschaftsform  für  diese  1875.  Die 
nationalökonomischen  Schulansichten  gegen  directe  Staats ttbernahme  solcher  Wirth- 
bchaftegebiete  sprachen  dabei  freilich  mit 

Die  Wissenschaft  wird  am  Richtigsten  verfahren^  wenn  sie 
zugesteht,  dass  die  allgemeinen  Gründe  für  und  wider 
nicht  allein  entscheiden  können,  sondern  dass  die  Entscheidung 
stets  mit  nach  der  concreten  politisch-finanziellen  Lage, 
der  inneren,  wie  der  äusseren,  des  betreffenden  Staats  und 
Landes  zu  treffen  ist.  Demnach  werden  die  Gründe  für  und  wider 
ein  verschiedenes  Gewicht  erhalten. 

Fiir  die  Wahl  der  Actienbank  kommt  in  Betracht,  dass  sich  der  Staat  bei 
der  Ucbertragung  des  Rechts  zur  Ausübung  des  Notenregals  hinlänglich  finanzielle 
Vortheile  und  Controle  und  Mitwirkung  bei  «ler  Verwaltung  vorbehalten 
kann,  um  ohne  wesentliche  Bedenken  auf  eine,  reine  Staatsbank  zu  verzichten.  Dieser 
Umstand  muss  zwar  nicht  durchaus,  darf  aber  wohl  mitunter,  z.  B.  in  der  Lage  Deutsch- 
lands, den  Ausschlag  gegen  eigene  Staatsbanken  geben.  So  habe  ich  das  Vorgehen 
im  Falle  der  Deutschen  Reichsbank  motivirt.  Zettelbankreibrm ,  S.  140  Ü*.  Namentl. 
die  äussere  polit.  Lage  sprach  hier  wohl  dafür  mit.  Ich  hätte  mich  aber  schon 
damals  mit  einer  reinen  Staatsbank  auch  befreundet.  Vgl.  Zettelbankpolitik  S.  594 — 596. 
Ueber  d.  besond.  Einrichtungen,  welche  eine  reine  Staatsbank  nöthig  macht,  s.  eb. 
8.  ti09  ff.  Am  Wichtigsten  s.  d.  Bestimmungen  über  Gescliäfte  zwischen  der  Bank 
u.  der  Finanzverwalt .  eb.  S.  612  H*.  —  Auf  ilie  Gestaltung  der  Verwaltung  einer 
privil.  Actieu  -  Zettelbank  ist  hier  nicht  näher  einzugehen.  S.  eb.  S.  596  U. .  014  ff, 
u.  d.  ReichsISankges.  v.  1875.  Die  Uebertnigung  der  Leitung  u.  Verwaltung  d.  Bank 
an  Staatsbeamte,  wie  bei  der  Preuss.  u.  jetzt  d.  Reichsbank,  ist  empfehlenswerth 
u.  nimmt  die  wichtigsten  Bedenken  gegen  den  Verzicht  auf  eine  reine  Staatsbank  fort, 
zumal  genügend  f.  d.  Finanz  Interesse  des  Staats  gesorgt  werden  kann,  s.  §.  26*2. 
Die  Gautelen  gegen  eine  Ausbeutung  der  Bank  zu  Pinanzzwecken  des  Staats  sind  stets 
bes.  wichtig,  s.  Zettelbankpol.  S.  612,  6 IS.  147,  meinen  articul.  Bankgesetzentwurf  in 
der  Zettelbankreform,  s.  Art.  33,  Preuss.  Bankordn.  §.91,  Reichsbankges.  §.  35.    Ich 
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liätte  diosu  Bestimmoiigca   noch   etwas  schärfer  gewünscht,  etwa  so  wie  iiu  Gesetz 
tlber  den  Reichsinvalidenfonds  y.  28.  Mai  1873  (bes.  §.  12). 

IL  —  §.  262.  Die  Geschäftsverbindung  des  Staats 
mit  Privatbanken  und  die  Gegenleistungen  der  letzteren, 
besonders  der  Zettelbanken^  an  den  Staat. 

Hier  wird  jetzt  nur  die  finanzielle  Seite  der  Bankfrage  betrachtet  Alles 
Andere  gehört  in  die  Bankpolitik  als  Theil  der  yoIkswirthsch.politik. 

Der  Staat  tritt  sehr  zweckmässig  in  regelmässige  Geschäfts- 
verbindung mit  einer  Bank,  indem  er  mit  derselben  ein  Contocorrent 
fuhrt,  in  welchem  er  regelmässig  der  Creditor  sein  wird  und  sein 
soll:  sog.  öffentliches  Depositengeschäft. 

A.  Wagner.  Zettclbankpol.  S.  385  fT.  Grosse  Entwicklung  bei  der  Engl., 
Franz.  (auch  Russ.)  B.;  noch  nicht  genügend  bei  der  Preuss.  u.  Oesterr.  B. 
Bedeutender  bei  der  Deutschen  Beichs])ank.  S.  o.  §.  122.  Eine  solche  Verbindonfr 
hat  das  Gute,  dass  müssige  Staatsgelder  fructiticirt  werden  und  auch  in  der  Zeit  Ton 
einem  grosseren  Einnahme-  (z.B.  Steuer-)  Termin  bis  zu  einem  grösseren  Zahlungs- 
termin (z.  B.  für  die  Zinsen  der  Schuld)  im  Verkehr  sind. 

Aus  dieser,  sowie  aus  den  weiteren  Verbindungen  des  Staats 
mit  einer  Bank  und  aus  der  Verleihung  von  Bankprivilegien, 
insbesondere  des  Rechts  der  Ausgabe  von  Banknoten  in 
Gemässheit  des  dem  Staate  zustehenden  Regals  der  Noten- 
ausgabe, gehen  dann  Ansprüche  des  Staats  auf  Ver- 
gütungen hervor. 

A.  Berechtigung  einer  Gegenleistung  der  Bank. 

1.  Da  die  Bank  aus  den  Staatsgeldern,  welche  bei  ihr  stehen 
und  zum  Theil  in  ihrem  Geschäfte  ausgeliehen  werden  können, 
nicht  unerhebliche  Vortheile  zieht,  so  ist  es  zunächst  billig,  dass 
sie  dem  Staate  dafür  eine  Vergütung  gewährt.  Diese  kann,  wie 
im  Depositengeschäft  mit  Privaten,  in  der  kostenfreien  oder  wohl- 
feil berechneten  Uebernahme  mancher  Dienste,  Besorgung 
von  Geldgeschäften,  Kassen  Verwaltung,  Staatsscbuldenverwaltung 
oder  auch  in  der  Gewährung  von  Zinsen  auf  das  Staatsconto- 
corrent  bestehen. 

üeber  die  Methoden,  wie  eine  Bank  ihren  Deponenten  die  Uebcrlassung  der 
Depositen  z.  Benutzung  vergütet,  A.  Wagner,  Beitr.  S.  51 — 56,  Art.  Depositen  im 
Handwörterb.  d.  Volkswirthschaftslehrc.  Die  Engl.  u.  Franz.  B.  u.  jetzt  auch  die 
Deutsche  Reichsbauk  gewähren  weder  auf  die  Privat-  noch  auf  d.  Staatsdepos. 
Zinsen.  Bei  der  Festsetzung  der  finanziellen  Gegenleistungen  dieser  Banken  an  deu 
Staat  wird  jedoch  auf  den  Umstand  Rücksicht  genommen,  dass  grosse  Saldi  öff.  Depo- 
siten fructificirt  werden  können.  D.  1).  Reichsb.  muss  nach  §.  22  d.  Ges.  r.  1^75 
unentgeltlich  f.  d.  Reich  Zahlungen  annehmen  und  bis  zur  Höhe  des  Reichsguthabens 
leisten.    S.  o.  §.  122. 

2.  Wenn  keine  volle  Zettelbankfreiheit  existirt,  sondern  die 
Befugniss,    Banknoten  auszugeben,    einer  Bank  durch  besondere 
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ConcessioncD,  Privileg  oder  Monopolgewährung  vom  Staate  tiber- 
tragen werden  mnss,  so  kann  und  muss  hierfür  eine  Gegenleistung 
der  Zettelbank  ausbedungen  werden. 

Dies  ist  gerechtfertigt,  anch  wenn  sich  der  Staat  das  ansschliessliche  Recht 
der  Notenansgabe  nicht  im  finanziellen  Interesse,  daher  nicht  als  Finanzrogal, 
sondern  im  yolkswirthschaftlichen  Interesse  wegen  der  besseren  Sicherang  des  Geld- 
und  Creditwescns  vorbehalten  hat.  Denn  nar  für  letzteren  Zweck  ist  ein  Notenregal 
zulässig.  (Nur  missbräuchlich  kann  im  Vorbehalt  des  Notenrechts  ein  Finanzregal 
gefunden  werden,  aber  es  macht  sich  diese  Auffassung  verführerisch  leicht  geltend, 
wenn  einmal  der  Staat  das  Recht  auch  bloss  aus  wirthschaftspolizeilichen  Gründen 
vorbehielt.  Eh.  S.  2  ff.  (d.  1.  A.).  Andere  Auffassung  bei  Stein,  1.  A.,  S.  160). 
Die  Ausbedingunt;  einer  Gegenleistung  ist  sogar  geboten,  weil  von  einer  solchen 
Bank  ein  Gewinn  gemacht  werden  kann,  der  andern  wegen  des  Ausschlusses  der 
Zcttelbankfreiheit  untersagt  ist  Nur  wenn  das  Recht  der  Notenausgabe  auf  Grund 
allgemeiner  Bedingungen  von  jeder  Bank  zu  erwerben  ist,  also  keine  Sonderrechte 
ertheilt  werden,  wird  von  einer  besonderen  Gegenleistung  abzusehen  sein.  Diese 
letztere  fällt  andernfalls  unter  den  Begriff  der  Gebühr.  Hierüber  Näheres  bei  A. 
Wagner,  Zettel  bankpol.  S.  460—463.  In  d.  Reichsb.-Gesetzg.  v.  1875  ist  auch  den 
älteren  Banken  gegenüber,  die  das  Recht  der  Notenausgabe  bereits  besassen  u.  be- 
hielten, von  einer  regelmässigen  Abgabe  für  das  Privilegium,  resp.  für  dessen 
Fortdauer  nach  dem  1.  Jan.  1876,  abgesehen  worden.  Die  sog.  Notensteuer  trifil  mit 
5Vo  P-  &•  noi'  denjenigen  Betrag  der  durch  den  gesetzlichen  Baarvorrath  nicht  ge- 
deckten Banknoten,  welcher  den  einer  jeden  Bank  im  Gesetze  zugemessenen  Antheils- 
betrag  an  dem  sog.  ungedeckten  Notenumlauf  übersteigt  Eine  „Steuer"',  die  doch 
wohl  noch  am  Ersten  als  eine  in  dem  besonderen  Falle  des  ausgedehnteren  Noten» 
Umlaufs  zu  zahlende  Gebühr  zu  ([UaMciren  ist,  als  Gegenleistung  für  diese  be- 
sondere Erlaubniss  des  Staats.  Ertragsanschlag  im  Reichsbudg.  1876  50,000  M., 
aber  thatsächl.  in  diesem  Jahre  kein  Ertrag.  Seitdem  ist  derselbe  mehrfach,  neuer- 
dings auch  durch  bezügl.  Zahlungen  der  Reichsb.  (so  f.  1881  27,179  M.),  aber  durch- 
weg nur  in  kleinen   Summen  vorgekommen  (A.  f.  1884/85  im  Reichset  26,300  M.). 

3.  Oft  gewährt  der  Staat  einer  Bank,  welche  er  zur  Noten- 
ausgabe ermächtigt,  besonders  einer  hierzu  in  höherem  Maasse  oder 
ansschliesslich  privilegirten ,  noch  den  weiteren  Vortheil,  dass  er 
ihre  Noten  an  seinen  Kassen  in  Zahlung  anzunehmen 
verspricht. 

Hierdurch  giebt  er  selbst  der  Bank  für  den  durchschnittlich  in  seinen  Kassen 
befindlichen  Notenbetrag  einen  beträchtlichen  Credit,  und  macht  ausserdem  die  Noten 
im  Verkehr  viel  umlaufsfähiger,  weil  dieselben  zu  den  Zahlungen  an  den  Staatskassen 
benutzt  werden  können.  Für  die  Bank  stellt  sich  dieser  Notencrcdit  als  unverzinslich 
heraus,  soweit  sie  dafür  nicht  Baardeckung  hält  Mit  Recht  wird  daher  auch  für  die 
Einräumung  dieses  werth vollen  Yortheils  eine  Gegenleistung  der  Bank  /u  fordern 
sein.  Zettelb.pol.  S.  43 — 46,  450  über  d.  Bedeutung  dieses  wichtigen  ümstands,  597. 
Die  bei  den  preuss.  Banknoten  bestehende  Verpflichtung  der  Staatskassen,  die  Noten 
in  Zahlung  zu  nehmen,  ist  nicht  auf  die  Noten  der  Reichsbank  übergegangen  (Reichs- 
bankges.  von  1875,  §.  2),  aber  factisch  ist  der  frühere  Zustand  geblieben. 

B.  Form  der  Gegenleistung.  Die  Gegenleistung  für  die 
einer  Bank  im  Zettelgeschäft  gewährten  Privilegien  und  Vortheile 
kann  mit  derjenigen  für  die  Ueberlassung  der  Benutzung  der  Staats- 
depositen verbunden  werden,  so  bei  d.  Engl.  u.  Franz ös.  Bank. 
Sie  ist  in  der  Regel 


636  3.  B.  Oni.  Kiuii.     2.  K.  rrivatcrrcrb.     4.  H.  A.  Banken.  §.  262. 

1.  eine  finanzielle,  und  zwar: 

a)  entweder  ein  directes  Darlehen  aus  dem  Staniiukapital 
der  Bank,  unverzinslich  oder  niedrig  yerzinslich,  während  der  Dauer 
des  Privilegs  gar  nicht  oder  nur  bedingt  kündbar. 

Näheres  bei  A.  Wagner,  ZcttelbankpoL,  S.  460  ff.  Solche  Darlehen  bei  d. 
Engl,  Französ.,  Oesterr.,  Frankfurter  B.  Kb.  S.  461.  N&h.  über  die  ver- 
wickelten Abrechn.  zw.  der  Engl.  B.  a.  dem  Schatz  über  die  Leistungen  u.  Gegen- 
leist.,  eb.  S.  460,  Anm.  859.  Bei  den  3  ersten  Banken  war  es  FinanznoUi  oder  Sehen, 
ein  Anlehen  auf  offenem  Markte  aufzunehmen,  was  zu  dem  Anlehen  bei  der  Bank 
führte.  Der  finanzielle  Werth  eines  solchen  Darlehns  bomisst  sich  in  der  Hauptsache 
nach  dem  Zinsgewinn.  Jedes  solches  Darlehen  macht  aber  einen  grosseren  oder 
geringeren  Theil  der  Bankactiva  unrealisirbar  oder  schwer  realisirbar,  selbst 
wenn  fQr  den  Nothfall  ?om  Staate  TheilschuldForschreibungen  in  börsengängiger  Fenn 
zur  erentueUen  Ver&usserung  hinterlegt  werden  (so  bei  d.  Frankfurter  u.  FranzOtL 
B.).  Dadurch  kann  die  Lage  der  Bank  in  Krisen  erschwert  werden.  Jedenfalls  wird 
ihre  Leistungsfähigkeit  gerade  in  solchen  Zeitpuncten ,  wo  eine  grosse  Centralbaiik  am 
Günstigsten  wirken  kann,  beeinträchtigt  Besser  ist  daher  diese  Form  der  finanzieUea 
Gegenleistung  zu  yermeiden. 

b)  Oder  die  Bank  gewährt  dem  Staate  einen  An  theil  am 
Reingewinn,  die  passende  Form  solcher  Gegenleistung,  wobei 
am  Besten  derjenige  Gewinn,  welcher  eine  billig  zu  bemessende 
Rente  des  Stammkapitals  der  Bank  übersteigt,  nach  einem  za  ver- 
abredenden Satze  getheilt  wird. 

So  bei  der  Preuss.,  Belg.  Nat-,  Bad.,  Oldenb.,  Würtemb.  Zettelbank  o. a. bl 
jetzt  bei  der  D.  Keichsbank. 

Je  grössere  Vortheile  die  Bank  vom  Staate  bezieht,  z.  B.  je  umfassender  ihr, 
Noteuprivileg  ist  oder  je  höher  die  Staatsdepositen  durchschnittlich  sind,  desto  grösser 
kann  der  Gewinnanthcil  des  Staats  werden.  Diese  Einrichtung  stört  den  Bankbetrieb 
weiter  nicht 

Bei  d.  Preuss.  B.  bezog  der  Staat  die  Hälfte  des  Reingewinns,  welcher 
bleibt,  nachdem  er  fiir  sein  Activkapital  yV^.  die  Privaten  für  das  ihre  4*/«  Proc.  er- 
halten haben.  Dieser  Gewinnantheil  betrug  im  D.  1858—61  913,000,  1S62-6S 
1,356,000,  1866—69  1,601,000,  1870—71  2-19,  1872  2*46,  1873  3*79,  1S74  2-53 
Millionen  Thlr. ,  ind.  Zins  auf  die  Staatskap.  u.  Verzins,  u.  Tilgung  der  Anltdhe  t. 
1856  (vornchml.  zur  Einziehung  v.  Staatspapiergcld).  Bei  der  Reichsb.  wird  d.  Ge- 
winn über  4V2V0  ^^^  Stammkapital  von  120  Mill.  M.  hinaus  anch  zur  Hilfie 
zwischen  Reich  u.  Hankactionären  getheilt.  aber  der  Gewinn,  der  nach  Zahlung  eiaer 
Dividende  v.  8%  2i°f  die  Actien  restirt,  fällt  zu  ^  an  d.  Reich,  zu  V4  *d  d.  Actioniie. 
Bei  dem  bisher  immer  noch  sehr  massigen  Gewinn  der  Reichsbank  (Dir.  an  die  Be- 
theiligten 1876—82  6Vs,  6-29,  63,  5,  6,  öVs^  "'0570)  ^ar  anch  der  Reichsaotheil 
nur  massig:  (1878  2-156,  1S79  0610,  1880  1793,  1881  5-599,  1882  höher).  —  Bfl 
d.  Belg.  B.  '/g  des  Reingew.;  bei  der  Bad.  V5  ^on  dem  Gewinn,  der  nach  Zahtug 
von  5Vo  Divid.  bleibt.  Ein  gewöhnl.  \'orwurf  der  Gegner  der  Zettelbanken  ist,  6m 
der  Staat  diesen  Banken  einfach  die  Rente  aus  dem  ?]rtrag  des  Rechts  der  Koteft- 
ausgabe,  bez.  des  ungedeckten  Theils  derselben  schenke,  also  z.  B.  bei  lOO  MiO. 
M.  Notenrecht  jährlich  4  oder  5  Mill.  M.  Dies  wäre  nur  richtig,  wenn  eine  Buk 
nicht  ein  eigenes  grosses  Stammkapital  ftir  die  Fuhrung  dieses  Gesch&fts  bedürfte 
u.  dasselbe  nicht  in  wenig  lucrativen  Anlagen  (Wechsel  u.  s.  w.)  placiren  mflssto. 
Die  4Vj%  (so  1875  u.  11'.,  jetzt  wenigstens  4%)  z.  B.,  welche  die  Actionäie  der 
Reichsbank  vorweg  aus  dem  Gewinn  erhalten,  würde  das  Reich  ebenfalls  bei  einer 
reinen  Staatsbank  aufwenden  müssen,  die  mit  demselben  Stammkapital  zu  dotiren  wire. 
S.  Zcttelbankpol.  S.  576.  Dieser  Punct  wird  in  der  heutigen  neuesten  Polemik  gejeii 
die  Reichsbank  als  „Actienunternehmen''  gewöhnlich  ganz  übersehen. 
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Die  finanzielle  Gegeuleistong  der  Bank  lässt  sich  auch  als  eine  Art  Pacht- 
zins betrachten,  welcher  fUr  die  Ueberlassung  der  Ausnutzung*  der  massigen  Staats- 
geldcr  und  bei  einer  privile^irtcn  oder  Monopolbank  fUr  die  Gewährung  des  Rechts 
der  Notenausgabe  und  des  Privilcg-s  der  Annahme  der  Noten  bei  den  Staatskassen 
entrichtet  wird.  Statt  der  Selbstverwaltung  der  eigenen  Staatsgelder  und  des  Noten- 
rechts wird  also  gewissermasscn  die  Verpachtung  vorgezogen.  In  den  Beziehungen 
zwischen  d.  Engl.  B.  u.  dem  Staate,  die  ja  allein  eine  längere  Geschichte  haben, 
tritt  ein  solches  Quasipachtverhältniss  immer  mehr  hervor.  Es  wird  hier  sehr  genau 
von  beiden  Theileu  der  Werth  der  Vortheile  u.  der  Gegenleistungen  ausgerechnet. 
Dieselbe  Entwicklung  wird  wohl  auch  in  den  and.  Staaten  eintreten,  welche  grosse 
Monopolzettelbanken  in  der  Form  der  Actienffesellsch.  oder  dgl.  besitzen. 

2.  An  Stelle  der  fiDanziellen  GegenleistuDg  oder  wenigstens 
eines  Theils  derselben  kann  der  Staat,  besonders  bei  grossen  Mono- 
pol- und  Centralzettelbanken,  mitunter  passend  auch  eine 
andere  Form  der  Gegenleistung  treten  lassen,  welche  dem 
wahren  Wesen  des  vorbehaltenen  Notenrechts  auch  besser  entspricht. 
Letzteres  soll  kein  Finanzregal  werden,  seine  Begründung,  ttber 
die  sich  streiten  lässt,  findet  sich,  wenn  überhaupt,  so  vornehmlich 
in  den  Interessen  des  Geld-  und  Creditwesens ,  über  welche  der 
Staat  zu  wachen  hat.  Demgemäss  kann  der  Staat  in  Betreff  der 
Höhe  der  Metalldeckung  und  der  Beschaffenheit  der 
übrigen  Deckungen  der  Noten,  ferner  hinsichtlich  der  Grösse 
des  Stammkapitals  der  Bank  Bedingungen  stellen,  welche  die 
Sicherheit  der  Banksolvenz  und  daher  der  Banknoten  und 
die  Leistungsfähigkeit  der  Bank  in  Krisen  erhöhen. 
Diese  Bedingungen  laufen  aber  auf  eine  Verminderung  des 
Reinertrags  der  Bank  hinaus,  so  dass  dann  eine  finanzielle 
Entschädigung  des  Staats  fortfallen  oder  dieselbe  verringert  werden 
mttsste.  Der  dem  Staate  hierdurch  entgehende  Gewinn  (lucrum 
cessans)  bildet  gleichsam  einen  Ausgabeposten  auf  dem  Conto  der 
Volkswirthschaftspfiege ,  —  eine  der  verhüllten  Staatsausgaben, 
welche  bei  rein  privatwirthschaftlicher  Behandlung  des  Verhältnisses 
allerdings  zu  vermeiden  wäre. 

Bei  grossen  Gentralbauken ,  welche  wie  die  H.  f.  England,  Frankreich  u.  mehr 
Q.  mehr  auch  die  von  Preusscn  u.  jetzt  die  Reichsbank  die  Edelmetallbehälter 
ihrer  Volkswirthschaften  zu  sein  pflegen,  ist  die  stete  Bereithaltung  eines  genügend 
grossen  Baanrorraths  bes.  wichtig.  Letzterer  muss  hinreichen  bei  einer  starken  Ab- 
Strömung  des  Metalls  ins  Ausland  (in  England  z.  B.  nach  Misseruten)  oder  bei  einer 
Beanspruchung  des  Baarfonds  der  liank  aus  anderen  Ursachen  (vgl.  darüber  meine 
Zettelbankpol..  S.  552  ff.),  ohne  dass  der  Geldmarkt  durch  zu  starke  Grediteinschrüukuug 
zu  sehr  erschüttert  wird.  Es  liegt  daher  im  Interesse  der  Volkswirthschaft  u  folglich 
des  Staats,  dass  ein  starker  Baarbestand  gehalten  wird.  Eine  darauf  bezitgl.  Vorschrift 
kann  also,  wie  u.  A.  Tooke  vorgeschlagen  hat  (hist.  of  prices  II,  330,  V,  599)  einer 
Centralbank  als  eine  passende  Gegenleistung  fUr  ihre  Privilegien  auferlegt  werden. 
Aehnliche  Argumente  in  Ba gebot,  Lombardstreet. 
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3.  Abschnitt. 
Werbendes  bewegliches  YermOgen  und  specielle  Eapitalfonds. 

Vj,-1.  ßau,  5.  A.  §.  155,  (i.  A.  §.  212.  Stein  Fin.  I,  252.  Er  sagt  „von 
don  „Fonds**  bei  ihm  (Wa^er)  nichts'*.  Da  ist  von  Stein  §.  280  d.  vor.  (2.)  Aufl., 
auf  die  er  sich  doch  ausdrücklich  bezieht,  übersehen  worden. 

I.  —  Allgemeine  Würdigung.  §.  263.  Solches  Vermögen 
anzusammeln,  zufällig  vorhandenes  zu  behalten  und  es  verzinslich 
anzulegen,  dafür  liegt  selten  ein  genügender  finanzwirthsehaftlicher 
Grund  vor  und  volkswirthschaftliche  Gründe  sprechen  oft  dagegen. 

Der  nahe  lie$rende  Gedanke,  etwa  einen  Staatsschatz  auf  diese  Welse  za  ver- 
wenden, um  den  Zinsverlnst  zu  ersparen,  ist  wegen  des  Zwecks  der  Institution  eines 
solchen  Schatzes  nicht  ausführbar.  (§.  75).  Bei  der  Berathung  über  den  Deutschen 
Kcichsschatz  im  D.  Keichsta^  im  Nov.  1871  gab  der  Ab^.  MiqucM  zur  £nr&j?OD^, 
ob  nicht  ein  Tbeil,  etwa  die  Hälfte  des  Schatzes  zur  Zinsersparung  in  fremden,  bes. 
eu^^l.  öffentl.  Fonds  an^ole^t  werden  könnte.  Zu  einem  eigentl.  Antrag  kam  es  nicht 
Mir  scheint  dages^en  zu  sprechen:  J)  die  Möglichkeit  eines  Kriegs  mit  einem  der 
Staaten,  in  dessen  Fonds  das  Kapital  placirt  ist  (engl.,  russ.,  nordamerik.  Werthe); 
2)  die  notorische  Thatsache,  dass  in  Zeiten  des  Kriegsausbruchs  alle  Fonds,  auch  die 
iranz  unbetlieiligter  Staaten  mehr  oder  weniger  stark  aflicirt  werden,  so  dass  ein  erhebt 
Verlust  doch  unvermeidlich  ist.  £s  sanken  z.  1).  im  Juli  1870  6%  Amer.  von  97  aaf 
79,  5%  liuss.  V.  87  auf  unter  80,  russ.  Prämieuaul.  v.  119  auf  90  in  Berlin.  Dis 
Vermögen  als  eine  Art  bleibenden  Depositums  einer  Bank  zur  Benutzung  zq 
überlassen,  empfiehlt  sich  auch  nicht,  weil  damit  doch  ein  unnöthiger  Zinsverlust  ve^ 
bunden  wäre  und  die  Behandlung  solcher  Gelder  etwa  als  subsidiärer  Staatsschatz 
wiederum  bedenklich  und  schwer  durchführbar  ist.  Denn  die  Einziehung  während 
einer  politischen  Krisis,  wo  sie  regelmässig  würde  stattfinden  müssen,  wUrde  die  La^ 
noch  verschlimmem.  Die  dauernde  Verwendung  zu  gewöhnlichen  Darlehen, 
namentlich  auf  Hypotheken,  und  die  Anlage  in  verschiedenartigen  Werth- 
papierenCActien.  besonders  Prioritätsobligationen  von  Eisenbahngeselischaften,  Schold- 
versclireibungeu  der  Selbstverwaltungskörper,  auswärtige  Staatspapiero  u.  dgl.  m.)  giebt 
allerdings  in  der  Kegel  einen  genügenden  Zins  und  kann,  wenn  einmal  ein  solches 
V  ermögen  vorhanden  ist  und  dasselbe  keine  zweckmässigere  Benutzung  findet,  mitunter 
wohl  am  Platze  sein.  Grössere  Beträge  Geld  hatten  früher  d.  Schweiz.  Eidgenossen- 
schaft u.  mehrere  einzelne  Kantone  auf  Zinsen  ausgeliehen.  Mathy,  in  Rau's  Arch. 
IV,  04.  Stämpfii,  Finanzbüchl.  f.  d.  Herner  Volk,  1850,  S.  73.  Verschiedene 
ältere  Daten  darüber  bei  Bau,  5.  A.,  §.  155  (a).  Kleinere  Beträge  verzinst  Geld- 
anlagen kommen  vielfach  vor.  Z.  B.  Preussen:  A.  f.  1871.  Ausser  220,204  Thlr. 
Zinsen  u.  Divid.  v.  d.  aus  d.  Ertrag  der  Eisen balinabgabe  angekauften  Actien  noch 
andere  Ji89,000  Thlr.  Zinsen  von  Staatsactivkapitalien,  neml.  v.  7,623,697  Thlr.  (nom.) 
div.  C)blig.  u.  Actien  u.  v.  1,910,400  Thlr.  hypothek.  Porder.  u.  Darlehen  (unter  beiden 
Posten  verschied.  Zinssätze  u.  kleine  unverzinsl.  Summen).  A.  solcher  Zinsen  1875 
1'3  Mill.  M.  Auch  im  Etat  der  Domänenverw.  kommen  Zinsen  aus  Activkapital.  vor 
(A.  I'i70  72,968,  1871  22,446  Thlr.,  1875  24,730  M.).  Ausserdem  hatte  der  Staats- 
schatz i.  J.  1870  ausstehen  2,603,850  Thlr.  unverzinslich,  1,174,713  Thlr.  zinstrat', 
u.  2,254,795  Thlr.  nicht  zinstragende  Activkap.  —  Der  churhess.  Staatsschatz,  der 
der  Provinz  jetzt  als  Provinzialfonds  iiberlassen  ist,  trug  c.  ^/^  Mill.  Thlr.  Zinsen.  — 
Bai  cm.  A.  fUr  1871  Zinsen  aus  Staatsactivkapit.  22,380  it.,  wozu  etwa  noch  di»* 
Entscliädigungsrente  v.  d.  Krone  Oesterreich   mit   102,083  fl.  gerechnet   werden  kann. 

Aber  etwa  absichtlich  Ueberschüsse  der  Einnahmen  zu  diesem  Zweck  anzusammeln, 
ist  wenigstens  im  Allgemeinen  nicht  räthlidi.  Das  (ield  bleibt  dann  besser  in  den 
Händ<;n  des  Publicums  und  eine  Steuerverminderung  oder  die  Vornahme  wichtiger, 
bisher  versrhobener  Kofunnen ,  Ausfiihruiig  ülientli<'her  Werke  u.  s.  w.  erfolgt  statt 
der  Ansammlung  von  Ueberschilssen. 
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Einmal  vorhandenes  bewegliches  Vermögen  wird  sonst  am 
Besten  entweder  zur  Schuldentilgung,  wobei  dann  meistens 
noch  eine  ZinsdiflFerenz  gewonnen  werden  wird,  oder,  mitunter 
lieber  noch,  zur  Anlegung  öffentlicher  Werke,  Bau  von  Land- 
nnd  Wasserstrassen,  Eisenbahnen,  zu  Urbarmachungen,  zu  Unter- 
stützungen bei  Reallastenablösungen  u.  dgl.  m.  verwendet.  Auch 
können  Provinzen,  Bezirke,  Gemeinden  für  gemeinnützige  grössere 
Unternehmungen,  Eisenbahngesellschaften  itlr  ihre  Bauten  wohl 
daraus  Zuschüsse,  als  Staatsbeitrag  oder  vorschussweise,  erhalten, 
oder  der  Staat  sich  als  Actionär  bei  einer  Privatbahn  mit  solchen 
Fonds  betheiligen. 

Dauernde  Anlage  von  Staatsactirkapitalien  im  Auslände,  etwa,  in 
fremden  Staatspapieren  —  früher  z.  B.  Seitens  des  K.  Hern,  ein  neueres  Beispiel 
bildet  der  Ankauf  von  französ.  Rente  für  c.  50  Mill.  Fr.  Gold  Seitens  Kusslands 
i.  J.  1847,  Gourcelle-S6neuil,  traite  des  oper.  de  banque,  Par.  1857,  3.  ed. 
p.  226,  —  bat  doch  überwiegende  politische  und  wirthschaftliche  Bedenken,  kann 
indessen  in  Ausnahmefällen,  z.  B.  in  Ländern,  welche  stark  an  das  Ausland  verschuldet 
sind,  im  Interesse  der  grösseren  Stabilität  des  Wechselcurses ,  besonders  in  Papier^ 
Währungsländern,  in  Betracht  kommen.  Vorschlag  dieser  Art  für  0 esterreich  in 
einer  Denkschr.  d.  öst  Finanzmin.  1861,  fur  Kussland  mit  näherer  Begründung  von 
A.  Wagner,  russ.  Papierwähr.,  S.  264  fi*.  Aehnl.  Vorschlag  als  Maassregel  der 
Bankpolitik,  einen  Theil  des  Baarfonds  in  fremden  Wechseln  anzulegen,  bei  de  ms., 
Zetteib.  S.  276  ff.,  ein  in  England,  Frankreich,  bei  der  französ.  Enquete  v.  1866  ff. 
mehrfach  erörtt^rter  (iedankc. 

IL  —  §.  264.  Besondere  Beachtung  verdienen  folgende 
zwei  Fälle: 

1.  Eine  besondere  Function  können  Fonds  beweglicher  Kapi- 
talien zur  einstweiligen  Anlage  grösserer  disponibler 
Geldsummen  haben,  welche  man  erst  später  bestimmten 
Verwendungen  zuftihren  will  und  an  welchen  daher  Zinsver- 
luste  vermieden  werden  sollen. 

Hier  wird  es  sich  gewölinlich  um  abnorm«;  politische  und  finanzielle  Verhält- 
nisse handeln,  welche  zur  Verfügung  über  solche  Summen  führten,  z.B.  bei  Kriegs- 
contributionen  u.  dgl.  m.  Denn  durch  Anleihen  wird  man  selten  für  lange  im 
Voraus  grössere  Beträge  disponibel  machen.  In  jenen  Fällen  möchte  es  auch  zweck- 
mässiger sein,  die  Summen  einstweilen  bei  Banken  zu  massigen  Zinsen,  als  sie  eignis 
in  Darlehen,  Werthpapieren  u.  dgl.  m.  anzulegen,  aus  dem  im  Folgenden  (^unter  Nr.  2) 
angegebenen  Grunde,  der  auch  hier  gilt. 

Im  Deutschen  Reich  hat  man  drei  solche  „Fonds*^  aus  d.  franz.  Kriegscontribution 
gegründet:  Den  Keichsfestungsbaufonds,  d.  Fonds  fUr  d.  Keichstagsgebäudo 
u.  den  f.  Reichseisenbahnen.  Für  ersteren  gilt  d.  Ges.  v.  30.  Mai  1873,  Art.  III; 
er  ist  zuerst  mit  53  Mill.  Thlr.  dotirt  worden,  welche  im  Wesentl.  nach  denselben 
Grundsätzen ,  wie  die  Kapitalien  des  Invalidenfonds .  zinsbar  angelegt  werden.  Die 
Zinsen  des  Fonds  fliessen  zu  den  allgem.  Reichseinnahmen,  die  Ausgaben  f.  d. 
Festungsbau  selbst  werden  aus  den  flüssig  gemachten  Kapitalbeständen  gedeckt.  Der 
bezUgl.  Betrag  wird  in  den  Jahresetat  des  Reichs  gesetzt.  Das  Kapital  des  Fonds 
bestand  E.  1S75  aus  Vli'Si  Mill.  M.  deutscher,  4r)5  Mill.  Doli.  nordam«rikan., 
930,550  Pfd.  Sterl.  and.  ausländ.  Papieren,  E.  1881  noch  nominell  51-10  M.  M.  u. 
404,950  Pfd.  St.  (Jblig.,  547,851  M.  baar.  S.  meinen  Aufs.  Reichstinanz.,  Jahrb. 
III,  146.  —  Der   Fonds  d.  Reichstagsgebäudes   beruht  auf  d.   Ges.  ?.   8.  Juni    1873, 
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beträgt  8  Hill.  Thlr.,  die  zinsbar  anzulegen  sind.  Die  Zinsen  sollten  dem  Fonds  bis 
zur  Verwendung  des  Kapitals  zuwachsen,  was  später  modificirt  wurde  (im  Et  f. 
1884/85  stehen  0*8  M.  M.  Zinsen  f.  d.  Reich),  (Stond  E.  1875  27-09  MilL  IL,  E 
1S81  29-60  M.  M.).  —  Der  Reichseisonbahnfonds  beruht  auf  d.  Ges.  y.  18.  Juni  1873  u. 
betrug  ursprunglicli  c.  24'8  Hill.  Tlür.,  die  ebenso  behandelt  werden,  wie  die  KapitalieD 
des  Festungsbaufonds.  A.  der  Zinsen  im  Etat  f  1876  1*45  Mill.  M.,  der  Kapitalrer- 
Wendung  16'69  Mill.  M.,  seitdem  aufgezehrt  —  Etwas  Aehnliches  bildet  die  Erbscliaft 
des  Herzogs  Karl  ?.  Braunschweig  an  die  Republik  Genf,  welche  diese  angetreten  hat. 

2.  Solche  Fonds  beweglicher  Kapitalien  können  anch  den 
Zweck  haben,  zur  Sicherstellung  künftiger  finanzieller 
Verpflichtungen  und  zur  Bestreitung  der  daraus  her- 
vorgehenden Zahlungen  mittelst  der  Zinsen  (eyentuell 
unter  Mitverwendung  von  Amortisationssummen,  wenn  die  allmälige 
Aufzehrung  des  Kapitals  in  Aussicht  genommen  wird)  zu  dienen. 
Ein  Beispiel  liefert  der  Invalidenfonds  des  Deutschen  Reichs. 

Kapitalien  für  solche  Zwecke  werden  wohl  auch  nur  in  abnormen  politischen 
und  finanziellen  Verliältnissen  verfügbar  sein,  wie  in  diesem  Beispiel.  Eine  richtige 
Finanzpolitik  wird  aber  selbst  in  solclieu  Lagen  kaum  zu  derartigen  EinrichtungeD 
oines  wesentlich  privatkapitalistischen  Characters  greifen.  Dieselben  bieten  f^ 
die  Dauer,  bei  ungünstiger  Finanzlage,  docli  keine  Sicherheit  für  ihren  Zweck,  wohl 
ab<;r  fuhren  sie  fast  unvermeidlich  zu  Geschäften,  welchen  eine  Staatsbehörde  schwerge- 
wachsen ist.  Die  genügenden  Cautelen  politischer  Art  sollen  getroffen  und  doch  fioanzielle 
Y(;rluste  verhütet  werden:  das  sind  zwei  kaum  vereinbare  Wtüische.  Denn  um  des  letzteren 
Willen  muss  die  Behörde  freier  verfügen,  z.  B.  öfter  in  den  Anlagenwechseln  können, 
was  ihr  bei  jenen  Cautelen  unmöglich  ist,  die  doch  wieder  nicht  zu  entbehren  sind. 

Daher  auch  hier  lieber  eine  Verwendung  solcher  Kapitalien 
zur  Schuldentilgung  oder  zu  grossen  öffentlichen, 
Rente  gebenden  Unternehmungen,  wie  Staatsbabnen, 
Staatsbanken  u.  dgl. 

Eingehende  Begründung  dieses  Urtheils  in  der  Kritik  des  Reichsinvalidenfonds 
in  meinem  Keichsfinanzwes.,  Jahrb.  III,  S.  131  IF.  S.  auch  o.  §.  164,  S.  377.  Das 
(ies.  V.  23.  Mai  1873  dotirt  den  Invalidenfonds  mit  187  Mill.  Thlr.  (zu  viel  für  den 
Zwecl(),  die  in  verschied.  Effecten  angrient  sind,  s.  §.  2  des  Gesetzes.  Bis  I.  Juli  1876 
durfte  interimistisch  eine  Anlage  in  weiteren  Papieren  erfolgen  (§.  3).  Es  liat  sich 
aber  nicht  durchfuhrbar  erwiesen,  diese  Anlaue  bis  zu  diesem  Zeitpuncte  zu  realisiren 
u.  in  die  gtisetzliche  des  §.  2  zu  verwandeln.  Deshalb  musste  im  Ges.  v.  23.  Febr.  1876 
die  Frist  f.  jene  interimistische  Anlage  bis  1.  Juli  1880  verlängert  werden.  Diese 
Vorgänge  dienen  zur  Bestätigung  des  im  Text  Gesagten.  Stand  des  Invalidenfond> 
Ende  1»81:  nominell  534.42  Mill.  M.  u.  0.459  Mill.  tl.  süddeutsch  in  ObligaäoneD 
2,61  Mill.  M.  baar.  Die  unnüthig  grosse  Höhe  des  Fonds  hat  ermöglicht,  dem  Fonds 
auch  noch  weitere  Kriegspensionen  zuzuschieben.. 


Fünfter  Hauptabschnitt. 

Communications-  und  Transportwesen  oder  Verkehrswesen 
(im  engeren  Sinne),  besonders  Eisenbahnen, 

Rau  hat  bloss  den  Staatseisenbahnen  einen  besonderen  kurzen  Abschnitt,  das 
8.  Hauptst.  V.  d.  Regalien  gewidmet,  indem  er  (5.  A.)  in  §.  219c  glaubte,  ein  eigenes 
Eisenbahn regal  aufstellen  zu  müssen.  Die  eingehendere  Darstellung  in  Rau*s 
Volkswirthschaftspolit.   IL  §.   258— 20.S,    mit   kurzer  Berührung    der  Streitfrage,  ob 
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Staats-  oder  Privatbahnen,  berücksichtigt  die  eigentlich  staatswirthschaftiiche  und 
finanzielle  Seite  der  i'^ragu  neben  der  Erörterung  der  volkswirthschaftlichen  Seite  noch 
zu  wenig.  Jene  beiden  Seiten  müssen  nothwendig  specieller  behandelt  werden.  Femer 
ist  das  Eisenbahnwesen  im  Zusammenhange  mit  dem  gesammten  Verkehrswesen  zu 
betrachten,  um  die  Stellung  des  Staats  zu  ihm  und  seine  finanzielle  Behandlung  prin- 
cipieller  u.  nach  einem  höheren  u.  allgemeineren  Gesichtspuncte  zu  begründen. 
Das  Staatseisenbahnweseu  ist  neben  dem  Forstwesen  das  Hauptgebiet  des 
modernen  Domänen wesens.  Seine  finanzielle  Kegelung  ist  noch  schwieriger,  weil 
volkswirthschaftspolitische  und  privatwirthschaftliche  Gesichtspuncte  sich  nor.h  manch- 
facher  kreuzen.  Die  Post  behandelt  Rau  auch  unter  den  Kegalien,  §.  205 — 219a, 
desgleichen  die  Tclegraphie  §.  219b.  Meine  abweichende  Auffassung  ist  schon 
oben  §.  199  If.  begründet  worden.  Die  Landstrassen  stellt  dagegen  auch  Rau  bereits 
unter  die  Gebuhrenzweige,  unter  Verwerfung  eines  Sirassenregals ,  §.  239 — 243.  In 
Rau 's  Volkswirthschaftspolitik  ist  das  Verkehrswesen  —  Herstellung  der  Strassen 
§.  255  ff.,  Mittel  zur  Benutzung  der  Strassen  2CS  ff.  — ,  etwas  zu  eng  und  der  all- 
gemeinen culturlichcn  und  wirthschaftlichen  Bedeutung  desselben,  sowie  den  heutigen 
Verhältnissen  nicht  mehr  recht  entsprechend,  als  „Erleichterung  der  Waarenfortschaffung'' 
bei  der  „Beförderung  des  Tauschverkehrs'*  besprochen.  Auch  hier  fehlt  noch  zu  sehr 
eine  principielle  Behandlung  der  Fragen,  welche  sich  auf  die  Stellung  des 
Staats  zum  Verkehrswesen  u.  auf  die  ganze  finanzielle  Regelung  beziehen.  Das 
Verkehrswesen  in  seiner  modernen,  ja  noch  manchfach  in  Entwicklung  begriffenen 
Gestaltung  bildet,  f.  d.  Finanzwiss.  ein  besond.  wichtiges  u.  lehrreiches  Gebiet  der 
Staatsthätigkeit,  weil  der  geschichtliche  Wechsel  zwischen  den  vier  leitenden  Finanz- 
principien  (§.  201)  und  die  Nothwcndigkeit ,  die  einzelnen,  doch  so  nahe  verwandten 
Gebiete  nach  verschiedenen  Principien,  die  sich  aber  auf  ein  oberstes  Hauptprincip 
zurückführen  lassen,  statt  nach  einer  einzigen  Schablonendoctrin ,  zu  behandeln,  be- 
sonders deutlich  hervortritt.  —  Die  Behandlung  des  Eisenbahnwesens  in  dieser  Ausführ- 
lichkeit hier  in  der  Finanzwissensch.  kann  vom  Standpunct  strenger  Systematik  aus 
bemängelt  werden,  wie  ich  L.  Stein  (Finanzwiss.  3.  A.  8.  255)  einräume.  Aber  sie 
entspricht  immerhin  der  ähnlichen  Behandlung  der  Domänen-  und  Forstlehre  schon  in 
Rau 's  Finanzwissenschaft.  Jedenfalls  habe  ich  sie  auch  in  dieser  Auflage  des  1.  B. 
der  Finanzwissenschaft  noch  nicht  wesentlich  verändern,  bez.  verkürzen  wollen,  weil 
der  das  Verkehrswesen  behandelnde  Band  des  Lehrbuchs,  wohinein  die  Eisenbahnlehre 
gehört,  noch  aussteht.  Später  wird  vielleicht  eine  Aenderung  passend  sein.  Sonst 
gilt  übrigens  über  die  Hereinziehung  solcher  Lehren,  wie  der  Eisenbahnlehre,  in  die 
Finanzwiss.  das  oben  §.  7  S.  10  Gesagte. 

Vgl.  Rau,  Volkswirthschaftspol.  H,  §.  255—272.  Mohl,  Polizeiwiss.  3.  A. 
II,  §.  174—180.  Bes.  Schaf fle,  Nationalök.  2.  A.  §.  262—269,  mit  besonderer 
Rücksicht  auf  Eisenbahnen,  aber  mit  manchen  treffl.  Erörterungen  über  Verkehrswesen 
im  Allgemeinen.  L.  Stein,  Verwaltungslehre  VII,  50  ff.  und  Handb.  d.  Verwal- 
tungslehre Stuttg.  1870,  S.  173—224,  2.  A.  S.  384  ff.,  wichtig  und  in  vieler  Hinsicht 
wohl  massgebend  fUr  die  systemat.  Behandlung  des  ganzen  Gebiets  des  Verkehrswesens. 
Im  Einzelnen  ist  Manches  sclüef .  z.  B.  gerade  die  Behandlung  des  Eisenbahnwesens 
S.  210  (die  Eisenbahnen  den  Actiengeselischaften,  als  einer  Form  des  Vereinswesens, 
principiell  zugewiesen,  —  wieder  eine  falsche  Verallgemeinerung  specif.  österr. 
Erfahrungen,  wobei  die  neueren  Bestrebungen  in  England,  Amerika  übersehen  werden). 
Ders.,  Fin.  1.  A.  S.  134  ff.,  2.  A.  S.  184-208,  3.  A.  S.  237  ff.,  wo  Post,  Eisen- 
bahnen u.  Telegraphen  als  die  „Regalien  des  Communicationswesens'^  bezeichnet 
werden.  S.  dagegen  oben  §.  204.  Die  Staatseisenbahnen  stellte  auch  Stein  früher 
zu  den  Domänen,  jetzt  (4.  A.  I,  312)  behandelt  er  sie  kurz  bei  den  Gebühren,  geht 
aber  in  der  Finanzwissenschaft  absichtlich  nicht  auf  die  Frage  „Staats-  oder  Privat- 
bahnen'' näher  ein.  ümpfenbach,  Fin.  §.  34 — 43  (hier  unter  den  Gebührenzweigen). 
Bergius,  S.  119—148  (2.  Aufl.,  §.  22—25,  unter  Dom.  u.  Regalien,  in  der  Auf- 
fassung so  einseitig  manchesterlich  wie  früher).  Wagner,  Grundleg.  I,  §.  367.  — 
Vgl.  femer  Engel's  geistvolle  Erörter.  in  d.  Aufs,  „die  Grenzen  des  Erfindungsgeists 
im  Transportwesen*',  Preuss.  Stat.  Ztschr.  1864,  S.  113.  —  A.  Wagner,  Art  Schiff- 
fahrt in  Rentzsch*s  Handwörterb.  —  Mancherlei  werthvolle  Bemerk,  über  Verkehrs- 
wesen im  Allgem.  auch  in  der  Speciallitcr.  über  einzelne  Wege  u.  Anstalten,  bes.  über 
Eisenbahnwesen,  s.  d.  Liter,  über  letzteres  unten  vor  dem  zweiten  Abschnitt.  Geber 
Strassen,  Post  u.  Telegr.  s.  Fin.  II,  §.  303—313. 

A.  Wagner,  Fiuau'/.wls'^pustrhaft.  1.    3.  Aufl.  41 
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In  dem  nunmehr  vorliegenden  B.  III  von  Bosch er's  System  «reiden  dem 
Transportwesen  drei  Kapitel  gewidmet,  in  der  1 .  Abth.  vom  ,,Handel'\  also  systematisch 
noch  so  wie  bei  den  Früheren,  was  mir  unrichtig  erscheint.  Unter  dem  Reichthum 
an  einzelneu  Notizen,  der  Frucht  einer  erstaunlichen  Belesenhcit  und  unter  der 
schönen,  wenn  auch  etwas  schablonenmässi^en  Betrachtung  auch  dieses  Gegenstands 
aus  dem  historischen  Gcsichtspuncte  tritt  die  principielle  staatswirthschaftliche  Behand- 
lung nur  etwas  zu  sehr  zurück  u.  die  finanzwirthschaftliche  u.  verwaltungsrechtliche 
Seite  noch  melir.  Im  Einzelnen  lehnt  sich  Röscher  sehr  an  Saz  an.  Meine  eigene, 
der  8 ax 'sehen  vielfach  verwandte  u.  ihr  vorausgegangene  Behandlung  wird  dabei 
nicht  näher  von  Koscher  berücksichtigt  Das  wahrhaft  vorzugliche,  allen  Seiten  des 
Gegenstands  gerecht  werdende,  scharfe  prihcipielle  Auflassung  und  systematische  Er- 
schöpfung mit  reichem  Detail  und  schöner  lorm  der  Darstellung  verbindende  deutsche 
Werk  ist  jetzt:  £.  Sax,  d.  Yerkelirsmittci  iu  Volks-  u.  Staatswirthscli.  2  B.  Wien,  1S7S, 
1879.  (1.  B.  Allgcm.  Lelirc,  dann  Land-  u.  Wasserwege,  Post  u.  Telegr.,  2.  B. 
Eisenbahnen).  Eine  gute  Zus.fassung  des  (iegenstands  priebt  Sax  selbst  in  s.  Abh. 
Transp.  u.  Gommunic.weseu  in  Schönberg's  Uandb.  d.  polit  Oekon.  I.  Auch  für  die 
allgemeine  Lehre  vom  Verkehrswesen  sind  die  ausgezeichneten  Arbeiten  G.  Cohn's 
über  Eisenbahnwesen  (bes.  Untersuchunp^en  über  engl.  Eisenbahnpolitik.  2  B. 
Leipz.  1874,  1875,  neuerdings,  1883,  fortgesetzt  im  Archiv  f.  Eiseub.wes.,  auch  Cohn's 
Aufs.  Staat  u.  Eisenbahnen,  zugleich  eine  Kritik  v.  Sax,  iu  Uildebr.  Jahrb.  B.  33, 
1879)  höchst  beachteuswerth ,  bes.  wegen  der  ZurückfUhrung  der  Einzelfragen  aaf 
die  grossen  Principienfrageu  der  Volks-  u.  Staatswirthschaft  u.  wegen  der  FuUe  feiner 
kritischer  Bemerkungen.  Aus  d.  fremden  Liter,  s.  u.  A.  A.  de  Foville,  trans- 
formation  des  moyens  de  transport,  Par.  1880. 

1.  Abschnitt. 

Das  Verkehrswesen  und  seine  staatliehe  und  finanzielle 

Behandlung  im  All|3:emeinen. 

Eisenbahnen,  Ganälu  und  SchiflTahrt  sollen  nach  dem  Früheren  hier  unter  den 
privatwirthschaftlichen  Einiiahuietiuellcn  mit  betrachtet  werden  (§.  203). 
Um  diese  Einrichtungen  ubcrbaupt  und  die  Stellung  des  Staats  zu  ihnen,  sowie  die 
tinanzielle  Behandlung  derselben  Seitens  des  Staats  richtig  zu  beurtheilen,  müssen  sie 
im  Zusammenhang  mit  dem  «ganzen  Communications-  und  Transportwesen 
oder  Verkehrswesen  (in  diesem,  engeren  Sinne  des  Worts)  betrachtet  werden. 
Es  ist  daher  hier  dieses  g(;sammtc  grosse  volkswirthschaftliche  Gebiet  ins  Auge  zu 
fassen ,  auch  wenn  manche  Theilc  ilcsselben ,  soweit  sie  überhaupt  bei  den  Staatsein- 
nahmen in  Betracht  kommen,  nach  unserer  früheren  Sclieiduug  erst  bei  den  Gebühren 
zu  l)esprechen  sind.  Durcli  die  nachfolgende  Erörterung  findet  die  Ueberweisung 
eines  Theils  der  Einnahmen  aus  dem  (Communications-  und  Transportwesen  unter  die 
privatwirthschaftlichen  und  eines  andern  Theils  unter  die  (lebühren  zugleich  ihre 
nähere  Bfgründuiig.  unvermeidlich  ist  es  dal)ei,  auf  die  allgemein  -  volkswirthschaft- 
liche und  volkswirthschaftspolitische  Seite  des  Verkehrswesens  neben  der  finanziellen, 
soweit  dies  durch  den  Zusammenhang  beider  Seiten  jreboten  ist,  etwas  mit  einzugehen. 
Weiteres  gehört  in  die  Volks wirthschaftspolitik. 

I.  —  §.  265.  Allgemeine  Bedeutung  und  Gestaltung 
des  Verkehrswesens. 

Das  Verkehrswesen  vermittelt  die  räumliehe  Bewegung 
oder  die  Ortsverändcruug  der  Personen,  Güter  und  Nachriehten. 
Diese  Ortsveränderung  bildet  die  Voraussetzung  für  die  Erreiehung 
einer  grossen  Menge  der  wichtigsten  Wirthschafts-  und  Gulturzweeke 
der  Menschheit.  Nach  der  Möglichkeit  der  Ortsveränderung 
überhaupt  sind  Sicherheit  und  Schnelligkeit,  Regelmässig- 
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keit  und  Billigkeit  die  hauptsächlieh  an  das  Verkehrswesen  zu 
stellenden  Anforderungen.  Maassgebend  sind  hierbei  drei  Momente, 
der  Weg,  das  Fahrzeug  und  die  bewegende  Kraft,  sodann 
die  zweckentsprechende  Combination  der  Fahrzeuge  und  be- 
wegenden Kräfte  auf  den  Verkehrswegen  zu  bestimmten  Ver- 
kehrsgestaltungen oder  Transportleistungen.  Die  Auf- 
gabe des  Staats  im  Verkehrswesen  ist  einmal  je  bei  den  Verkehrs- 
weg en  und  Verkehrsgestaltungen;  sodann  zum  Theil  auch 
wieder  bei  den  verschiedenen  Arten  beider  verschieden. 
Danach  ändert  sich  auch  die  finanzielle  Behandlung,  der  folgendes 
allgemeine  Schema  zu  Grunde  zu  legen  ist: 

1.  Verkehrswege:  Strassen  und  Plätze  in  den  Ortschaften, 
Landstrassen  aller  Art,  vom  einfachen  Feldweg  bis  zur  vollendeten 
Knnststrasse  (Chaussee),  Eisenbahnen,  natürliche  und  ktlnstliche 
Binnenwasserwege,  die  offene  See,  die  Telegraphenleitungen,  Rohr- 
postleitnngen. 

2.  Die  Transportleistungen  auf  diesen  Wegen.  Sie 
lassen  sich  in  freie  und  organisirte  unterscheiden. 

a)  Jene  erfolgen  so,  dass  Jedermann  gewisse  Wege  zu  belie- 
biger Benutzung,  obschon  eventuell  unter  Erfüllung  bestimmter 
Bedingungen,  z.  B.  der  Zahlung  einer  Gebühr  (Weggeld),  ofifen 
stehen. 

b)  Organisirte  Transportleistungen  oder  Verkehrsanstalten 
sind  dagegen  regelmässige  und  unabhängig  von  der  je- 
weiligen wirklichen  Benutzung  erfolgende  Transportdienste 
für  Personen ,  Güter  und  Nachrichten  oder  für  eines  dieser  Trans- 
portobjeete  auf  bestimmten  Arten  von  Wegen  zwischen  gewissen 
Orten  zn  bestimmten  Zeiten,  neben  oder  auch  unter  Ausschluss 
jenes  freien  Verkehrs. 

Die  wichtigsten  Verlcelirsanstalten  sind:  innerhalb  der  Orte  selbst  das 
Omnibuswesen,  die  Pferde-  und  hie  und  da  auch  die  Dampf  eisen  bahnbetriebe, 
Tornehmlich  für  den  Person cnverkehr.  (Das  Droschkenwesen,  als  die  Einrichtung, 
wonach  bespannte,  jederzeit  sofort  znm  Fahren  benutzbare  Personenfnhrwerke  auf 
öffentlichen  Strassen  bereit  stehen,  hat  zwar  auch  Merkmale  einer  Verkehräanstalt, 
aber  steht  doch  insofern  apart,  als  hier  nicht  bestimmte  Curse  anabhängig  Fon  der 
wiikÜchen  Benutzung  des  Transportdienstes  gefahren  werden.  Letztres  Moment  habe 
ich  in  dieser  Aufl.  in  den  Begriff  der  „Yerkchrsanstalt"'  wohl  mit  Recht  eingeschaltet 
Q.  danach  hier  das  Droschkenwesen  70m  Omnibuswesen  getrennt.  S.  vor.  Aufl.  S.  528). 
Hauptsächlich  zwischen  verschiedenen  Orten:  der  regelmässige  Boten- 
dienst fttr  den  Nachrichten-  und  den  Verkehr  von  kleinen  Gütermassen;  der  Fahr- 
curs  auf  Landstrassen  für  den  Personen-  (Diligence-)  und  den  Güter-(Fracht-)verkehr ; 
die  Post  für  die  Nachrichten-  (Brief-),  Drucksachen-,  Packet-  (Guter  in  kleinen  Massen), 
Geldabersendung .  auch  für  den  Personentransport;  der  Eisenbahn-,  besonders 
Dampfb  ahn  betrieb  für  den  Personen-,  Güter-  und  Nachrichtenverkehr;  der  Schiff- 
fahrts-,    insbesondere    der    Dampfschifffahrtscurs    desgleichen,    auf   Binnen- 
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.«/  />*•  "  .^-rtüAettbetrieb  für   den  Nachrichten- 

^„^.«tf»  "*''  *  jj^/ien  alß    natürliche  Grundlage  des 

verk^^^'        verkob^^^^^  Verkehrs  an  stalten   selbst   auch   den 
^  Ver^^^'^  ^\en  /flteresse  noch  voran.    Schon  dieser  Um- 
^'^'^''reo  ''^  ^^^'^ISie  ^^^^^^^^  *®®  Staats  zu  den  Verkehrs- 
^^^d  äa^^^  f  j-ß  //iiÄnzielle  Behandlung  derselben  besonderen 
^^n  «''^/""üeistellung  neuer  Wege    berührt    ferner  die 
vitißti^^'      ^^^/ireanebnienden  Interessen    der  Gesammtheit  noch 
yoio  ^^  üeftf;  ^^^  diejenige  neuer  Verkehrsanstalten.    Auch  setzt 
^eht^  ^^  r^  jf^Gfewährung  des  Zwangsenteignungsrechts 
sie  ^'^  ^eß  StaBts  voraus.    Daraus  folgt  zwar  noch  nicht  die  Noth- 
^'*^f  ^git^  dass  der  Staat  allein  die  neuen  Wege  herstelle ,  wohl 
^tr^    dass  die  Anlage  und  die  Benutzung  der  Wege,  welche 
^'t  ilfilf^  dieses  bloss  im  Otfentlichcu  Interesse  gewährten  Rechts 
hergestellt  werden,   unter  der  Aufsicht  des  Staats  erfolge. 
Yfo  der  fertige  Weg    mit  einer  Verkehrsanstalt   in    einer  Hand, 
vielleicht  sogar  mit  Ausschluss  anderer,  verbunden  ist,  wie  in  der 
jfegel  schon  aus  technischen  Gründen  beim  Eisenbahn-  und  Tele- 
graphenwesen, da  erweist  sich  vollends  eine  eingreifende  dauernde 
Staatscontrolc  unvermeidlich. 

Die  Herstellung  der  grossen  und  kustspieligen  Kunst- 
wcge  der  Neuzeit,  der  Chausseen,  Eisenbahnen,  Telegraphen, 
Canäle,  die  Verbesserung  und  Schiff barmachung  der  natürlichen 
Wasserwege  erfolgt  sodann  durch  das  Zusammenwirken 
grosser  Kapitalien  und  besonderer  technisch  hoch- 
ausgebildctcr  Arbeitskräfte,  in  wesentlich  gleicher  Weise, 
ob  der  Staat  oder  Private,  d.  h.  die  praetischcn  Hauptfalle  berück- 
sichtigend richtiger  gesagt  Erwerbs-,  besonders  Actiengesellschaften 
bauen.  Die  Verwendung  grosser  Kapitalien  Seitens  des  Staats  oder, 
bei  den  Verkehrswegen  mehr  localcr  Bedeutung  Seitens  der  Selbst- 
verwaltungskörpcr,  kann  zwar  ein  finanzielles  Kisico  mit  sich 
fuhren.  Aber  in  einem  umfangreichen  Netz  von  Verkehrswegen 
übertragen  sich  auch  wieder  die  Betriebsergebnisse  guter  und 
schlechter  Konten.  Ferner  hat  der  Staat  oder  ein  öffentlicher  Körper 
die  Wahl  des  leitenden  Finanzprincips  immer  in  seiner 
Hand,  was  in  hohem  ^laasse  im  Gesammtinteresse  liegt.  Wenn 
dagegen  eine  Privatwirthschaft ,  wie  z.  B.  eine  Actiengesellschaft 
solche  Wege  tibernimmt,  so  nmss  sie  nicht  nur  wegen  der  langen 
Kapitalfixirung  und  des  hohen  ünanziellen  Kisico's,  sondern   ihrer 
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wirthschaftlichen  Erwerbsnatur  nach  das  gewerbliche  Finanz- 
princip  in  ihrer  Verwaltung  befolgen.  Dazu  kommt  noch  die  Er- 
wägung, dass  die  zeitliche  Kapitalverwendung  nur  beim  Wege-, 
besonders  beim  Eisenbahnbau  des  Staats  und  der  Selbstverwaltungs- 
körper eine  einigermassen  gleich  massige  sein  kann,  was  für 
die  ganze  Volkswirthschaft  ein  Segen  ist  (6.  §.  244a,  3ß7  u.  unten 
S.  650). 

Endlich  geniesst  der  fertige  kostspielige  Weg  (Eisenbahn, 
Canal)  rein  durch  sein  Bestehen  oft,  wenn  auch  kein  recht- 
liches, doch  bis  zu  einer  gewissen  Grenze  ein  facti  seh  es  Mo- 
nopol, weil  das  Zusammenbringen  eines  grossen  Kapitals  zur 
Herstellung  eines  Goncurrenzwegs  schwierig  ist  und  daher  gar 
nicht  oder  erst  nach  längerer  Zeit  erfolgt.  Kommt  aber  trotzdem 
ein  Concurrenzweg  zu  Stande,  so  führt  dies,  je  grösser  die  darin 
angelegten  Kapitalien  sind  um  so  leichter,  oft  nur  zu  einer  Ver- 
ständigung der  beiden  Interessenten  über  das  Verbleiben  und  die 
Tbeilung  des  Monopols,  zumal  in  dem  Falle,  dass  Weg  und  Ver- 
kehrsanstalt, wie  bei  Eisenbahnen,  in  einer  Hand  sind. 

Alle  diese  Umstände  bedingen  eine  weitgehende  Oberauf- 
sicht des  Staats  Über  das  gesammte  Wegewesen  und  rechtfer- 
tigen im  Allgemeinen  eher  als  in  vielen  anderen  wirthschaft- 
lichen Angelegenheiten  die  Uebernahme  desselben  auf  den 
Staat  und  die  Selbstverwaltungskörper,  daher  namentlich 
den  Bau  neuer  Wege  auf  deren  Rechnung,  soweit  nicht  be- 
sondere Gründe  dagegen  sprechen.  Nach  den  einzelnen 
Arten   von  Wegen    ist    die   Frage  dann  weiter    zu  entscheiden. 

2.  Die  freie  Tran  Sportleistung,  soweit  sie  Überhaupt 
Gegenstand  des  Tauschverkehrs  werden  kann,  ferner  wenigstens 
zum  Theil  auch  die  Verkehrs  an  stalt  selbst  besteht  dagegen  in 
einer  solchen  Combination  von  Arbeitsleistungen  und  Kapitalver- 
wendungen, in  welcher  der  Staat  und  oft  auch  die  Selbstverwal- 
tungskörper leichter  gegen  den  Privaten  und  mitunter  auch  gegen 
die  Erwerbsgesellschaft  zurückstehen.  Auch  schliesst  die  Trans- 
portleistung häufig  ein  iür  den  Staat  und  diese  Körper  weniger 
geeignetes  speculatives  Moment  ein.  Insoferne  wird  man  im 
Allgemeinen  als  Kegel  die  Uebernahme  von  freien  Transport- 
leistungen auf  den  Staat  und  diese  Körper  ausschliessen  müssen 
und  hinsichtlich  der  Uebernahme  von  Verkehrsanstalten  wird  eben- 
falls die  Vermuthung  im  Ganzen  zunächst  eher  gegen  den  Betrieb 
durch  sie  sprechen.   Im  Uebrigen  ist  aber  auch  hier  die  Entscheidung 
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nach  der  Art  der  einzelnen  Verkehrsanstalt  und  ihrer  Ver- 
bindung mit  einem  Wege  za  treffen. 

IL  —  §.  266.  Die  einzelnen  Arten  der  Verkehrswege. 
Für  die  richtige  Stellung  des  Staats  zum  Wegewesen,  ins- 
besondere flür  die  Frage  der  Uebernahme  von  Wegen  auf  den 
Staat  und  die  Selbstverwaltungskörper,  und  sodann  in 
dem  Fall  dieser  Uebernahme  für  die  Frage  der  finanziellen 
Behandlung  des  Wegewesens  müssen  die  Arten  der  Wege 
unterschieden  werden.  Wir  gehen  dabei  von  folgender  Ein- 
theilung  der  Wege  aus: 

1.  Unterscheidung  der  Wege  nach  ihrer  Entsteh- 
ungsart: Natur-  und  Kunstwege  und  nacb  ihrer  Verkehrs- 
func  tion. 

Im  WcseDÜicheu,  wcnu  auch  nicht  völlig,  faUt  dieäe  erste  Unterscheidung  zu- 
sammen mit  derjenigen  von  naturlichen  Wasserwegen,  der  See,  den  StrOmeu, 
Flüssen,  Landsecn  einer-  und  von  Landwegen  (einschliesslich  Eisenbahnen). 
Telegraphen,  Canälen  andererseits.  Soweit  die  naturlichen  Wasserwege  durch 
die  Kunst  und  daher  durch  Kapitalaufwand  erhalten  und  verbessert  werden, 
treten  sie  indessen  in  wirthschaftlicher  und  finanzieller  Hinsicht  in  die  Classe  der 
Kunstwege  mit  hinüber. 

a)  Die  Herstellung  derjenigen  Kunstwege  und  die  Er- 
haltung und  Verbesserung  derjenigen  natürlichen  Wasser- 
wege, welche  vornehmlich  dem  freien  Verkehr  und  den 
einfacheren  („niederen")  Formen  der  Verkehrsanstalten 
(Fuhrmannswesen,  Schifffahrtslinien)  dienen  und  daher  am  Unmittel- 
barsten die  Interessen  vieler  einzelner  Staatsangehörigen  berühren, 
ist  am  Besten  eine  öffentliche  Angelegenheit,  wie  seit  üralters 
thatsächlich  meistens  in  den  Culturstaaten.  Diese  Wege  stehen  dem- 
gemässim  öffentlichen  oder  Gemein-Eigenthum,  welches  durch 
dasjenige  des  Staats  und  derSeibstverwaltungskörper  vertreten  wird. 

(Grundleg.  I,  §.  25,  254  ff'.,  367).  Namentlich  gilt  dies,  bei  uns  in  der 
Kegel  schon  seit  Alters,  ?on  den  Orts-  und  Landstrassen  aller  Art,  wobei 
jedoch  die  nächstbetheiligten  Privaten,  wie  z.  B.  öfters  bei  den  Ortsstrassen, 
gewisse  Theile  der  Strassen  auf  ihre  Kosten  herzustellen  haben  können.  Die 
„Oeffentlichkeit"  der  Wege  liefert  die  beste  Bürgschaft  dafür,  dass  sich 
der  freie  Verkehr  und  die  niederen  Verkehrsaustalten  auf  ihnen  in  der  den  Volks- 
wirthschafts  -  und  Culturinteressen  förderlichsten  Weise  gestalten.  Am  Passendsten 
wird  die  Herstellung  und  Erhaltung  der  Landstrassen  und  aUenfalls 
auch  die  Erhaltung  der  natürlichen  Wasserwege  im  Binnenlandc 
und  an  den  Seeküsten  zwischen  dem  Staat,  den  kleineren  räumlichen  Ge- 
meinwirthschaften  oder  Selbstvcrwaltungskörpern,  den  Provinzen, 
Kreisen,  Gemeinden  oder  etwa  besonders  zu  bildenden  öffentlichen  Wege- 
bauvereinen  nach  einem  festgesetzten  Modus  getheiit.  Das  Nähere  gehört  in  die 
Verwaltungslehre  oder  in  die  Volkswirthscliaftspolitik.     S.  auch  Fin.  II,  §.  303  ff*. 

b)  Die  finanzielle  Behandlung  dieser  wie  aller  dem  Staate 
oder  öffentlichen  Körperschaften  gehörenden  Wege  kann  an  sich 
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nach  einem  der  vier  im  §.  201  aufgestellten  Finanzprincipien  er- 
folgen. Mit  Recht  gilt  aber  gegenwärtig  in  uoseren  Staaten  bei 
den  vorgenannten  Wegen  nur  noch  das  Gebtihrenprincip 
oder  das  Princip  der  reinen  Staatsausgabe  (bez.  des 
„allgemeinen  Oenussguts",  Sax)  als  anwendbar,  so  dass 
die  Kosten  ganz  oder  theilweise  durch  Gebühren  gedeckt  werden, 
oder  absichtlich  vollständig  auf  Einnahmen  verzichtet  wird. 

S.  jetzt  darüber  Fin.  II,  g.  304  If.  u.  bes  Sax  I,  12S  ff.,  wo  mit  Recht  nach 
dem  Intensivitatsgrad  dos  Weg:eDetzes  unterschied en  wird.  Sax  (s.  I.  SO,  84)  bestimmt 
die  leitenden  Fiii.principien  etwas  anders  als  ich  es  thue  (s.  o.  §.  201),  indem  er 
zwischen  das  Gebuhrenprincip  u.  das  'privatwirthschaftlichc  noch  eine  Mittelkategorie 
(,,Princip  der  öffentl.  Unternehmung")  einschiebt.  Seine  beaclitcnswerthen  Einwände 
gegen  meine  llehandlung  Iiaben  mich  indessen  dennoch  nicht  zu  einer  Aenderung 
bestimmt.  Es  liegt  in  diesen  Ausführungen  von  Sax  ein  lUschen  von  einer  petitio 
principii,  —  zu  Gunsten  der  „regulirten  Privatuntern«»hmung'*  u.  „delegirten  Ver- 
waltung'*.    S.  auch  Röscher  III,  g.  SS  11". 

Abgaben  fUr  die  Benutzung  solcher  natürlicher  Wasserwege,  welche  keine 
Kosten  machen,  fallen  nicht  unter  den  Kegriif  der  Gebühr,  sondern  der  eigentlichen 
Steuer,  werden  aber  auch  als  solche  mit  Recht  heute  verworfen  und  bestehen  selten 
mehr.  Das  wichtigste  Beispiel  solcher  eigentlichen  Wasserstrassensteuern(Wasscr- 
Zölle)  war  der  chemal.  dän.  Sund  zoll.  Er  wurde,  noch  immer  massig,  mit  35  Mill. 
dän.  R.  R.  Thlr.  (26,480,000  Thlr.  preuss.)  im  J.  1857  abgelöst.  Ein  anderes  Bei- 
spiel: der  ehem.  hannov.  Stader  oder  Brunshäuserzoll.  Ertrag  vor  s.  Aufhebung 
ISO  bis  220,000  Thlr.  Dabei  gar  keine  Gegenleistung,  während  Hamburg  den 
Aufwand  für  Herstellung  des  Fahrwassers  auf  der  Duterelbi:  trug.  Auch  die  ehem. 
belg.  Scheide-  u.  dir,  deutschen  Rhein-,  Weser-,  Elbe-  und  and.  D. 
FlosszOUe  waren  nach  ilirer  Höhe  mehr  Steuern  als  Gebühren,  namentlich  vor  den 
neueren  Ermässigungen. 

2.  UnterHcheidung  der  Wege,  je  nachdem  sie  eine 
gleichzeitige  Benutzung  zu  verschiedenen  Transport- 
diensten neben  einander  gestatten  oder  nicht. 

a)  Einerseits  die  für  den  freien  Verkehr,  für  Fussgänger,  Vieh, 
Wagen  dienenden  gewöhnlichen  Orts-  und  Landstrassen, 
die  Binnengewässer  (wenigstens  in  der  Kegel,  etwa  von  ge- 
wissen Fahrzeugen  abgesehen,  wobei  sie  unter  b  kämen),  die 
offene  See,  zum  Theil  auch  die  Canäle  (namentlich  diejenigen 
von  genügender  Breite  zum  Ausweichen  in  den  schieussen- 
freien  Strecken). 

b)  Andererseits:  die  Canäle  in  den  Schleussenstrecken, 
besonders  aber  die  Eisenbahnen,  d.  h.  „Strassen,  auf  welchen 
sich  die  Fuhrwerke  nicht  beliebig  auf  allen  Stellen  ihrer  Breite, 
sondern  auf  festbestimmten  eisernen  Spuren  bewegen"  (v.  Weber); 
die  Telegraphenleitungen,  (auch  die  Rohre  der  Rohr- 
post jetzt). 

Dieser  wichtige  Unterschied  bewirkt,  dass  dort  (bei  a)  keine, 
hier  (bei  b)  eine   gewisse  feste   Regelung  oder  sogar  eine 
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einheitliche  Organisation  des  gesammten  Transport- 
dienst s  auf  dem  betreffenden  Wege  nothwendig  wird,  damit 
letzterer  überhaupt  seinem  Zwecke  dienen  könne.  Dadurch  werden 
aber  leicht  factische  Monopole  geschaffen,  sowohl  in  dem  ge- 
wöhnlichen und  natürlichsten  Falle,  wenn  der  Eigenthümer  einer 
solchen  Strasse  (Eisenbahn)  selbst  allein  den  Transportdienst 
übernimmt,  als  in  dem  anderen  Falle,  wenn  dieser  Dienst  von 
einem  Dritten,  aber  der  einheitlichen  Organisation  wegen  mit 
Ausschluss  Anderer,  betrieben  wird.  Dieser  Umstand  legt 
es  wieder  nahe,  die  Ausführung  solcher  Wege  dem  Staate 
oder  in  gewissen  Fällen  den  Selbstverwaltungskörpern  zu 
übertragen. 

Die  Nachtheiie  des  factischen  Monopols  bei  eigener  Uebernahme  des  Transporf- 
dienstes  werden  hier  eher  vermieden,  weil  der  p:ewerbliche  Standpnnct  nicht  der 
maass^ehende  sein  muss,  oder  weil  die  ans  einem  solchen  Monopol  hervor- 
gehenden finanziellen  Vortheilc  wenigstens  wieder  der  Gesammtheit  zu- 
gewendet werden.  Bei  der  Uebertragung  des  Transportdiensts  auf  solchen,  dem 
Staate  U.S.W,  gehörigen  Strassen  an  Dritte  kann  ferner  der  Staat  noch  am 
Ersten  solche  Bedingungen  stellen,  durch  welche  ein  factisches  Monopol  wenigstens 
möglichst  vermieden  wird.  Diese  Erwägungen  verdienen  um  so  mehr  Beachtung, 
weil  ohnebin  der  Staat  im  Bau  dieser  Strassen  und,  wie  sich  zeigen  wird,  wegen 
der  Eigenthiimlirhkeit  des  Transportdiensts  auch  im  Betrieb  der  Eisenbahnen,  Tele- 
graphen gegen  Private  oder  vielmehr  gegen  Gesellschaften,  den  hier  meist  allein 
in  Betracht  kommenden  Privatwirthschaften,  nicht  zurücksteht. 

3.  Unterscheidung  der  Wege  nach  den  Transport- 
objecten,  welche  auf  ihnen  befördert  werden  können: 
Telegraphenleitung  bloss  für  den  Nachrichten  verkehr,  dgl. 
jetzt  Rohrpostleitungen,  —  alle  anderen  Wege  Itlr  sämmtlichen 
Verkehr. 

Die  Uebernahme  der  Te.legraphenlcitung*'u  auf  den  Staat  wird  durch  diese 
beschränkte  Benutzbarkeit  für  eine  Verkehrsart,  welche  ohnehin  eine  gewisse  Ein- 
heitlichkeit der  Organisation  des  Transportdiensts  verlangt,  wieder  unbedenklicher. 

4.  Unterscheidung  der  Kunstwege  nach  der  Ent- 
stehungszeit: alte,  bereits  bestehende  Wege,  wie  die  Mehrzahl 
der  gewöhnlichen  Strassen,  —  neue,  erst  herzustellende,  wie 
die  Eisenbahnen,  oft  die  Canäle,  die  Telegraphenleitungen,  bessere 
Chausseen  u.  s.  w. 

Da  bei  diesen  neuen  Wegen  der  nothwendige  Grund  und  Boden  sich  gewöhnlich 
im  Privateigenthum  befindet,  so  muss  eventuell  das  Expropriationsverfahreu 
Platz  greifen.  Auch  hierbei  werden  viele  Schwierigkeiten  und  Missstände  am  Ersten 
beseitigt,  wenn  der  Staat  seihst  die  Anlage  der  neuen  Wege  übernimmt.  Die  zahl- 
und  umfangreichen  Eingriffe  in  das  Privat^rundeigenthum ,  welche  namentlich  die 
ungeheuere  Ausdehnung  des  Eiscnl»ahnw<'sen5>  erfordert,  werden  durch  volle  Ent- 
schädigung des  Werths  noch  nicht  immer  gut  gemacht.  Sie  sind  am  Meisten  zu 
rechtfertigen,  wenn  sie  ganz  und  gar  nicht  zu  Gunsten  anderer  Privaten,  sondern 
bloss  zu  Gunsten  des  Staats  (und  der  kleineren  räumlichen  Zwangsgemeinwirth- 
schaften)  erfolgen.    Auch  diese  Erwägung  spricht  für  Staatseisenbahnen  u.  s.  w.. 
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ferner  der  Umstand ,  dass  die  Tulegraplienleitungen  an  d«!n  Bahnen  and  üHVMUlicben 
Wegen  entlaug  den  nöthigen  Boden  schon  finden,  wieder  für  Uehernahme  derselbou 
auf  den  Staat 

5.  LFnterscheidang  der  Kunstwege  nach  der  Höhe 
ihrer  Anlagekosten:  sehr  kostspielige  Wege,  wie  vor 
allen  die  Eisenbahnen,  Canäle,  grosse  Fluss-  und  Seeufer-Correc- 
tionen  —  und  verhältnissmässig  wohlfeile  Wege,  wie  die 
gewöhnlichen  Landstrassen,  selbst  die  Chausseen  inbegriffen,  die 
Telegraphenleitungen. 

a)  Die  Uehernahme  der  Landstrassen  auf  den  Staat  und 
die  Selbstverwaltungskörper  der  Kreise,  Gemeinden  u.  s.  w.,  der 
T.elegraphen  auf  den  Staat  ist  aus  anderen  Gründen  passend: 
der  Kostensatz  entscheidet  in  dieser  Frage  kaum  etwas. 

Oh  der  Kapitalaufwand  fiir  diese  Wege  durch  Anleihen  oder  durch  ordentliche 
Staatseinnahmen  (Steuern)  gedeckt,  oh  etwas  höhere  oder  etwas  niedrigere  (irH.buhreu 
erhoben  oder  die  Landstrassen  der  unentgeltlichen  Benutzung  überlassen  werden,  ist 
im  Ganzen  doch  eine  Finanz  frage  von  untergeordneter,  wenn  auch  eine  volkswirth- 
schaftlichc  Frage  von  hoher  Bed(»-utun«!:.  Denn  der  in  kuwea  Zeiträumen  (Finanz- 
jahren) erfolgende  Aufwand  und  die  hierin  eingehende  Einnahme  pflep^t  wenigstens 
verhältnissmässig  ^crin^  zu  sein.  Erfolgt  jedoch  die  Uehernahme  auf  den  Staat,  so 
hat  dies  den  Yortheil,  die  Wahl  der  für  die  Verwaltung  maassgebcnden 
Finanzprincipion  ziemlich  fnd  zu  stellen. 

b)  Anders  steht  es  um  die  kostspieligen  Wege,  vor  allen 
die  Eisenbahnen.  Wenn  der  Staat  die  Anlage  dieser  Wege 
übernimmt,  so  kann  er  den  Kapitalaufwand  daftir  nicht  wohl  aus 
den  ordentlichen  Einnahmen  decken,  sondern  muss  ausserordent- 
liche Mittel  flüssig  machen,  also  meistens  Staatsschulden  auf- 
nehmen. So  lange  diese  den  Etat  mit  Zinsen  und  Tilgequoten 
belasten,  muss  wenigstens  als  Regel  verlangt  werden,  dass 
diese  Wege  genügende  Einnahmen  zur  Deckung  dieser 
Ausgabebeträge  abwerfen. 

Das  verwendete  Kapital  wird  bei  Eisenbahnen,  Canälen  u.  s.  w.  aus  umlaufendem 
in  stehendes  verwandelt  und  besten  Falls  für  den  Eigenthitmer  —  anders  eventuell 
far  die  ganze  Volkswirthschaft  —  nur  langsam  in  den  Konten  wieder  disponibel. 
Nur  eine  ungewöhnlich  hohe  Rente  1)ietet  also  die  Mittel  zu  einer  rascheren  Amorti- 
sation des  Anlagekapitals,  worauf  alsdann  erst  statt  des  privatwirthschaftlichen 
das  reine  Gebohrenprincip  mit  massigen  Sätzen  zur  Deckung  der  Betriebskosten 
anwendbar  wird. 

Diesen  in  der  Natur  der  Sache  liegenden  Verhältnissen  kann 
man  allerdings  Gründe  gegen  die  Uehernahme  solcher  kost- 
spieligen Wege  auf  den  Staat  entnehmen. 

Denn  die  Finanzen  des  Staats  werden  durch  den  Kapitalaufwand  lange  und  oft 
schwer  belastet,  was  gewiss  seine  Bedenken  hat.  Die  Möglichkeit,  das  Gebühren- 
princip  bei  Staatswegen  dieser  Art  anzuwenden,  welche  für  die  Staatsübernahme 
spricht,  ist  eben  aus  iinanziellen  Gründen  doch  oft  eine  entfernte.  Sie  ist  femer  auch 
vorhanden,   wenn   solche  Wege  nach  einer  für  die  Amortisation  des  Anlagekapitals 
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angemessenen  Zcitt'rist  aus  dem  Privatbesitz  an  den  Staat  heimfallen,  wie  dies  aus- 
bedangen werden  kann  und  bei  Eisenbahnen  öfters  ansbedangen  woiden  ist  (Frank- 
reich, Oesterreich). 

Trotzdem  kann  man  aber  noch  mit  besserem  Grande  gerade 
aus  dem  grossen  Kapitalaufwand  fUr  solche  Wege  und  ans 
dem  Umstände,  das  das  Kapital  so  lange  Zeit  in  der 
Unternehmung  gebunden  bleibt,  ableiten,  dass  die  Ueber- 
nahme  dieser  Wege  durch  den  Staat  den  Vorzug  verdient 

Baut  der  Staat  nicht,  so  müssen  an  seine  Stelle  in  der  Regel  g:ros8e  Erwerbs- 
gesellschaften treten.  Bei  der  Höhe  des  Kapitalaufwands  und  der  langen 
Kapital fixirung  haben  solche  Gesellscliaften  eine  Sicherung  in  Betreff  des  Kapitals 
und  der  Rente  nothwendig.  Diese  Sicherung  finden  sie  nur  in  einer  ?om  Staate  und 
seiner  Controle  der  finanziellen  Erfolge  einigermaassen  unabhäng^trcn  SteUung.  Der 
gewerbliche  Standpunct  m u s s  un?ermeidlich  bei  einer Erwerbsgeselischaft anwendbar 
sein,  und  nattlrlich  um  so  mehr,  je  grösser  das  Risico  ist,  damit  die  Gewinnchance 
die  Ausgleichung  bringt.  Das  Gebühren princip  wird  daher  bei  einer  Gesellschaft  das 
phvatwirthschaftliche  Princip  der  hOchst  möglichen  Rente  nicht  verdrängen  können, 
(lewisse  Vorbehalte  des  Staats  in  Betreff  der  Tarifregelung ,  ohnehin  praktisch  schwer 
durchzuführen,  können  einige  Uebelstände  vermindern,  aber  sie  durchaus  nicht  besei- 
tigen. Auch  von  der  denkbar  besten  Einrichtung  der  „regulirten  Privatuntemehmong" 
und  „delegirten  Verwaltung"  —  Formen,  in  welchen  Sax  in  schönen  und  auch  prin- 
cipiell  bedeutsamen  Ausführungen  das  Privateisenbahnwesen  zu  salvircn  sucht  — 
möchte  a  priori  und  nach  aller  Erfahrung  dasselbe  gelten.  Durch  einen  Gewinn- 
antheil  des  Staats  an  einer  höheren  Rente  oder  durch  die  Besteuerung  der  letzteren 
kann  der  finanzielle  Erfolg  der  privatwirthschaftlichen  Verwaltung  der  Wege  dem 
Staate  und  also  der  Gesammtheit  zu  einem  Theilc  mit  zu  Gute  kommen.  Jedoch  der 
grosso  volkswirthschaftliche  üebelstand,  die  wichtigsten  Verkehrswege  der  Neuzeit 
gewerblich,  wenigstens  während  der  Gonccssionsdauer ,  ausgenutzt  zu  sehen,  bleibt 
immer.  Die  Concessionszeit  muss  aber  im  Durchschnitt  nach  der  Wahrscheinlichkeit 
zur  Amortisation  des  Baukapitals  ausreichen,  wenn  sich  Privatkapitalien  zur  Geber- 
nähme  der  Wege  bereit  finden  sollen ,  also  meistens  einige  Menschenalter  dauern.  Je 
kurzer  sie  ist,  desto  mehr  muss  während  ihrer  der  gewerbliche  Gesichtspunct  allein 
entscheiden  können,  damit  durch  eine  Maximalrente  wcnig-stens  die  Amortisation  des 
Kapitals  erleichtert  werde,  üebemimmt  der  Staat  dagegen  diese  Wege,  so  wird  in  der 
Regel  das  privatwirthschaftliche  Princip  während  der  Amortisationszeit  des  Baukapitals 
maassgebend  sein;  aber  selbst  in  dieser  Zeit  wird  der  bloss  gewerbliche  Gesichts- 
punct selten  allein  hervortreten  und  noch  weniger  allein  hervortreten  müssen.  Denn 
jedenfalls  ist  der  Staat  in  der  Lage,  jeden  Augenblick  den  höheren  Interessen  des 
Verkehrswesens  zu  Liebe  an  Stelle  des  privatwirthschaftlichen  das  Gebührenprincip  zu 
setzen.  Bleibt  aber  die  rein  gewerbliche  Verwaltung  bestehen,  so  bietet  sie  wenigstens 
durch  die  Ueberschüsse  guter  Strecken  die  Mittel,  ein  Bahnsystem  möglichst  voll- 
ständig auszubauen  und  den  Verlust  an  schlechten  Linien  zu  decken. 

Endlich  ist  wieder  bei  den  kostspieligen  Wegen  die  zeit- 
lieh gleich  massigere  Vertheilung  der  Kapitalverwendung  im 
höchsten  Maasse  erwünscht,  wenn  eine  nachtheilige  Verschie- 
bung der  ganzen  nationalen  Productionsfähigkeit  vermieden 
werden  soll. 

Bei  der  unvermeidlichen  Abhängigkeit  einer  solcIii*n  Kapitalverwendnng  für 
Wegebauten  Seitens  der  Privatwirthschaften  (Actiengesellschaften)  vom  Gang  der 
Speculation  spricht  diese  Rücksicht  stark  mit  für  die  Uebertragung  des  kostspieUgeo 
modernen  Wegewesens  (Eisenbahnen)  auf  den  Staat.  Das  halte  ich  auch  Röscher 
(g.  85)  gegenüber  fest,  der  meint,  „durch  einen  weise  im  Voraus  entworfenen  Plan, 
welchen  der  Staat  bei  Goncessionirung  der  Privatbahnen  im  Auge  behält'\  liessen  sieb 
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diesi;  u.  ähnliche  ücbclstäiulc  beim  Privathahnsyätom  hosciti^en.    In  flauer  ßörseiizeit 
werden   eben  keine  neaen  Conccssioncn  begehrt  u.  die  Ausführung  ertheilter  stockt. 

Das  Ergebniss  der  vorstehenden  Betrachtung  über  die 
Stellung  des  Staats  zu  den  einzelnen  Verkehrswegen,  Über  die 
Frage  der  StaatsUbernahme  und  über  die  finanzielle  Behandlung 
der  Wege  im  Falle  der  Uebernahme  durch  den  Staat  lässt  sich 
folgendermaassen  für  unsere  Zeit  und  Länder  zusammenfassen: 

1.  Die  natürlichen  Wasserwege  und  die  Land-Kunst- 
wege für  den  gewöhnlichen  Verkehr  sind  vom  Staate 
und  öffentlichen  Körperschaften  zu  übernehmen  und  nach 
dem  Gebühreuprincip  zu  verwalten.  Doch  kann  in  manchen 
Fällen  die  kostenfreie  Benutzung  statthaft  und  selbst  rath- 
sam  sein. 

2.  Die  Wege,  welche  keine  gleichzeitige  Benutzung 
zu  verschiedenen  Transportdiensten  gestatten,  also 
namentlich  Eisenbahnen  und  Telegraphen,  tühren  leicht 
zu  einem  factischen  Monopol.  Sie  werden  deshalb  passend  vom 
Staate  (Eisenbahnen  mehr  localer  Bedeutung,  Pferdebahnen  auch 
von  Provinzen,  Kreisen  und  Gemeinden)  übernommen. 
Der  rein  gewerbliche  Standpunct  in  der  Verwaltung  im  Inter- 
esse der  Sache  braucht  hier  nicht  ausschliesslich  maass- 
gebend  zu  sein,  aber  er  hat  wenn  er  gleichwohl  obwaltet, 
weniger  Bedenken. 

3.  Die  Wege,  welche  nur  für  eine  Art  von  Transportobjecten 
geeignet  sind,  die  Telegraphen,  eignen  sich  deshalb  auch  für 
die  Uebernahme  durch  den  Staat. 

4.  Die  Wege,  welche  das  Expropriationsverfahren  im 
grossen  Umfange  noth wendig  machen,  die  neuzeitlichen  Eisen- 
bahnen, Canäle,  werden  insofern  passend  vom  Staate  über- 
nommen, als  in  diesem  Falle  die  Eingriflfe  in  das  Privatgrund- 
eigenthum  ganz  und  gar  ausschliesslich  nur  im  öffentlichen  Interesse 
erfolgen. 

5.  Die  Uebernahme  der  wohlfeileren  Kunstwege,  der 
gewöhnlichenLandstrassen,  Chausseen, Telegraphen- 
leitungen, auf  den  Staat,  theilweise  auch  auf  die  Selbstver- 
waltungskörper, ist  finanziell  unbedenklich,  volkswirthschaft- 
lich  gut,  weil  sie  die  Wahl  des  leitenden  Finanzprincips 
freistellt.  Die  Uebernahme  der  kostspieligen  Wege,  der 
Eisenbahnen,  ist  finanziell  nicht  immer  ohne  Bedenken.  Doch 
kann  das  finanzielle  Interesse  des  Staats  durch  die  Annahme  des 
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privatwirthscnaftlichen  Finanzprincips  für  die  Verwaltung  sicher 
gestellt  werden,  wo  dann  die  Vortheile  des  factischen  Monopols 
wenigstens  der  Gesammtheit  zu  Gute  kommen.  Ausserdem  bleibt 
aber  immer  der  grosse  volkswirthschaftliehe  Vortheil,  erwünschten 
Falles  das  rein  gewerbliche  Princip  vermeiden  und  be- 
liebig das  Gebührenprincip  einfuhren  zu  können.  Und 
die  Verwendung  des  Nationalkapitals  erfolgt  zeitlich 
gleichmässiger  und  dadurch  vortheilhafter  für  die  Productions- 
interessen  der  ganzen  Volkswirthschaft  und  für  die  ökonomische 
Lage  der  verschiedenen  Bevölkerungsclassen,  womit  auch  wichtige 
socialpolitische  Interessen,  welche  sich  an  die  Kapital  Verwendung 
im  Wegebau  knüpfen,  gewahrt  werden. 

Im  Ganzen:  die  verschiedensten  Gründe  sprechen  bei  allen 
verschiedenen  Arten  von  Wegen  für  die  Uebernahme  auf 
den  Staat  (oder  bei  einzelnen  Wegen  auf  die  kleineren  räum- 
lichen Zwangs-Gemeinwirthschaften),  sowie  bei  den  wohlfeileren 
Wegen  für  das  Gebührenprincip  und  bei  den  kostspieli- 
geren wenigstens  vor  der  Amortisation  des  Anlagekapitals  für 
das  privatwirthschaftliche  Princip,  das  aber  eventuell 
maassvoll  durchgeführt  werden  kann. 

III.  —  §.  267.  Die  einzelnen  Transportleistungen, 
insbesondere  die  Verkehrsanstalten.  Die  Stellung 
des  Staats  zu  denselben  und  ihre  finanzielle  Behandlung 
im  Falle  der  Staatsübernahme  ergeben  sich  zum  Theil  als 
Folgerungen  aus  der  vorhergehenden  Erörterung  über  die  staat- 
liehe und  finanzielle  Behandlung  der  Verkehrswege.  Zum  Theil 
hängen  sie  von  besonderen,  aus  der  Natur  der  einzelnen  Transport- 
leistungen und  Verkehrsanstalten  entnommenen  Entscheidungs- 
gründen ab. 

A.  Die  Uebernahme  von  Verkehrsanstalten  durch 
den  Staat,  und  eventuell  durch  die  Selbstverwaltungskörper. 

1.  Es  liegt  bei  uns  kein  Grund  dazu  vor,  dass  der  Staat  im 
allgemein  volkswirthschaftlichen  oder  in  seinem  besonderen  finan- 
ziellen Interesse  gewöhnliche  Transportleistungen  des 
freien  Verkehrs  übernehme ,  zu  denen  er  technisch  wenig 
geeignet  ist. 

Dies  ^ilt  namentlich  da,  wo  dit-  Herstcllunji  des  Weges  in  der  Hauptsache  auch 
nicht  Staatssache  ist,  also  in  ßetrefl"  der  irewöhnjichcu  freien  (nicht  als  regelmässiger 
Curs  betrielx'nen)  Schiffifahrt  auf  natürlichen  Gewässern,  besonders  auf  der  See;  ferner 
wo  der  Weji:  i^u  verschiedenen  gleichzeiti«!:en  Transportdiensten  l)eliel)ig;  benutzbar  i^t, 
also  wiederum  auf  jenen  Wasser-  und  auf  den  gewöhnlichen  Landstrassen;  endlich  wo 
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die  Transportleistung:  am  Meisten  den  Charakter  gewöhnlicher  gewerblicher  Thätigkeit 
hat,  insoweit  also  auch  bei  den  .^niederen''  Verkehrsanstalten,  dem  städtischen  Fohr- 
weseu,  dem  Botencurs,  dem  Personenfahr-  und  dem  Gdterfrachtcurs  anf  den  Land- 
Strassen  u.  s.  w.  Thatsächlich  kommen  denn  auch  solche  Tiansportleistungen  und 
Verkehrsanstalten  des  Staats  l)ei  uns  kaum  vor. 

Etwas  anders  muss  die  Entscheidung  wohl  in  Betreu'  der  Selbstverwaltun>pi- 
kOrper.  namentlich  grösserer  städtischer  Gemeinden  (Urossstädte)  lauten. 
Die  grossen  Anhäufungen  von  Menschen  rufen  hier  das  Hcdürfniss  nacli  mö,i;-lichst 
vollkommenen  Anstalten  für  den  Personenverkehr  innerhalb  verhältnissniässig  geringer 
Entfernungen  henor.  Diesem  Bedurfniss  kommt  die  moderne  Tecluiik  entgegen.  Der 
Verkehr  mns«i  häufijr,  rcji:elmässi» ,  rasch  und  wohlfeil  sein.  Er  verlangt  ein  ent- 
wickeltes Omnibus-,  Pferdeeisenbahn-  und  zum  Theil  bereits  Dampfbahn- 
Wesen.  Das  Princip  der  üebcrtragung  der  Betriebsergobnisse.  zwischen 
Activ-  und  Passivlinien  und  Curseii  kommt  hier  in  ungewöhnlichem  Maasse 
zur  Geltung.  Die  in  di^n  städti>clirn  Strassen  selbst  angelegten  Eisenbahnen  haben 
ein  nattlrlichcs  Monopol,  sobald  man  dem  Eigenthttmer  der  Bahn  das  ausschliess- 
liche Kecht  des  Betriebs  auf  «lerselben  giebt.  was  üblicli,  mitimt<;r  vom  Erwerbs- 
uuternehmer  ausbedungen,  wenngleich  bei  Pfcixlebahneu  nicht  unbedingt  nothwendig 
ist.  Alle  diese  Umstände  legen  e^  nahe,  solche  städtische  Bahnen  und  Verkehrs- 
anstalten den  Städten  selbst  zu  übertragen,  in  dicht  bevölkerten  ländlichen 
Districten  auch  den  Landgemeinden  und  Kreisen.  Commuuale  Behörden  sind  zur 
Uebernahme  dieser  Anstalten  in  technischer  und  ökonomischer  Beziehung  so 
gut  befähigt  als  zur  Ucbernahmr  städtischer  Gas-  und  Wasserwerke,  und  ebenso  gut, 
als  es  Actiengescllschat'teu  sind.  Das  finanzielle  Interesse  lässt  sich  dabei  auch 
ganz  gut  wahrnehmen.  Einr  jil «'ich massigere  und  allseitig ere  Entwicklung 
dieser  Verkehi-sanstalten  und  die  A'erh tu ung  eines  neuen  Monopols  zu  Gunsten 
des  Privatkapitals  ist  nur  so  möglich.  Die  Gemeinden  aber  gewönnen  eine  neue 
passende,  lialb  ])iivatwirthschaftliclie ,  hall)  gebUhrenartige  Eiukommcnquclle.  Diese 
Auffassung  des  modernen  städt.  oder  locaien  Communications  Wesens  ist  eine  Con- 
sequenz  der  in  der  „(irundlegung**  von  mir  mehrfach  näher  dargelegten  u.  begrün- 
deten Lehren.  Audi  hier  ist  (iewiclit  zu  legen  auf  die  moderne  Technik  (Eisen- 
bahnen!), ähnlich  wie  bei  (ias-  und  Wasserleitung.  Man  kann  wohl  voraussagen,  dass 
einst  die  Pferdeliahnen  mit  ilin.in  ausserordeiitl.  Monopol  von  den  (lemeinden  auf- 
gekauft werden   müssen,  ebrnso  wi«.«  in  Berlin  die  Wassmfverke.    Vgl.  meine  Grundl. 

I,  §.  142,  140.  mein  Kefer.  üb.  Actiengesellsch.  auf  d.  Eisen,  socialpol.  Congi-ess  1S73, 
bes.  These  5  u.  r»,  u.  meine  Ausfuhr,  in  Ilildebr.  Jahrb.  XXI,  337.  Mit  vollem  Kecht 
gilt  es  jetzt  schon  imtncr  allgemeiner  als  ein  Fehler,  dass  man  in  Berlin,  welches 
sich  für  die  Anlegung  von  Pferdebahnen  so  vorzüglich  eignet,  dieses  wichtige  Vehikel 
für  30  Jahre  lang  an  (iesellschartcn  zur  Ausnutzung  übertragen  hat.  Die  Erfahrungen 
mit  den  Missständen   des  Privatidscnbahnwesons  wiederholen  sich  hier.    S.  auch  Fin. 

II,  §.  307,  S.  S5. 

2.  Die  rer»oucnl'ahrpo8t  und  die  Packetpost  ist  jedeD- 
falls  anders  als  die  Brief-  und  Geldpost  des  Staats  zu  beurtheilen 
und  im  AUgeinciiien  bei  uns  in  der  heutigen  Verkehrgestaltung 
nieht  mehr  als  unbedingt  nothwendig,  die  ersteren  mitunter  selbst 
nicht  als  gerechtfertigt  anzuerkennen.  Doch  verhält  es  sich  hier- 
mit auf  anderen  Wirthscbaftsstufen  leicht  anders  und  selbst  auf 
der  unsrigen  lässt  sich  Manches  für  die  Beibehaltung  der  Personen- 
und  Vieles ;  im  Ganzen  wohl  Entscheidendes  für  diejenige  der 
Packetpost  in  Händen  des  Staats  und  in  der  ökonomisch  und 
technisch  zweckmässigen  Verbindung  mit  den  anderen  Postzweigen 
geltend  machen. 

Solange  nemlich  auf  niedrigerer  Stufe  die  erforderliche  Betriebsamkeit  der 
Privaten  fehlt,  der  genannte  Verkehr  alier  eine  grosse  allgemeine  Bedeutung  beanspruchen 
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darf,  kauu  sich  die  Ausd4;hinin<>:  der  Post  auf  die  ^•-enauiitcD  Transportobjectc  aus  diesen 
Gründen  empfclileu.  Das  ausschIi<'Säliclic  Recht  des  Staats  auf  postmässi^e  Personen- 
und  Packetbcfönk'runji^  hut  dann  den  Vortheil,  eine  fj^Ieichmässige  Ausdehnung 
dieser  Transportleistunp:en  über  das  ganze  Staatsgebiet  zu  ermöglichen, 
indem  der  Ueberschuss  guter  Strecken  die  Mittel  liefert,  das  Deücit  schlechter  Strecken 
zu  decken.  Auch  auf  höherer  Entwicklungsstufe,  so  jetzt  bei  uns,  kann  der  Mangel 
an  Concun-cnz  unter  den  Privatbeförderern  wohl  die  Beibehaltung  selbst  der  Per- 
sonenpost noch  für  manche  Gegenden  rechtfertigen.  Ausserdem  wird  durch  eine 
Hinzufügung  dieser  Zweige,  besonders  der  Packetpost  zur  Briefpost  auch  später 
noch  und  so  in  unseren  heutigen  Verhältnissen,  zumal  was  die  Packetpost  anlangt, 
noch  eine  bessere  Ausnutzung  dcN  Bctriebspersonals  und  -Materials,  also 
eine  verhältnissmässige  Billigkeit  des  Gcsammtbetriebs  ermöglicht,  welche 
die  Debemahuie  dieser  Zweige  auf  die  Staatspost  passend  erscheinen  lässt 

Aehnlich  liegen  die  Verhältnisse  mitunter  bei  anderen  Verkehrsanstalten  des 
Staats  oder  ))ei  Transportdicnsten ,  die  der  Staat  für  seine  eigenen  Zwecke  einrichtet 
So  kann  die  Verbindung  des  Telegraphenwesens  mit  der  Post  und  mit 
Eisenbahnen  ökonomische  Vortheile  bieten  und  für  die  Uebcmahme  der  Gesammt- 
heit  dieser  drei  Verkelirsanstalten  wegen  ihres  nahen  Zusammenhangs  auf  den  Staat 
sprechen.  Personen-  und  Gütertranspon  kann  mit  den  SchiÜTahrtscursen  der  Kriegs- 
sehiHe  verbunden  werden  u. dgl.  m.  Dies  war  z.B.  der  Fall  mit  den  österr.  kleinen 
Kriegs<lampfern  auf  den  Italien.  Seen:  wenn  ich  nicht  irre  unter  Louis  Philipp  auch 
mit  franz.  Kriegsdampfem  auf  dem  Mittelmeer.  S.  Über  die  Post  als  Gebühren 
gebende  Anstalt  Fin.  II,  §.  308—312,  u.  im  Allg.  Sax,  I,  211  ff..  Koscher  III, 
§.84,  SS,  95. 

3.  Die  UeberDahme  anderer  Verkehrsanstalten  auf  den 
Staat,  namentlich  solcher  der  „höheren"  Art,  wie  Brief-  und 
Geldpost,  Telegraphie,  Eisenbahnbetrieb,  ist  in  vielen 
Fällen  von  vornherein  nicht  nur  nicht  unpassend,  sondern  aus  ent- 
scheidenden Gründen  zweckmässig. 

Im  einzelnen  Lande  wird  die  Entscheidung  mit  nach  den  concreten  Yer- 
hältuissen  und  mit  Recht  unter  Berücksichtigung  der  einmal  vorliegenden  geschicht- 
lichen Entwicklung  stattfinden.  Doch  lassen  sich  folgende  allgemeine  Sätze  als 
Kichtschnur  aufstellen : 

a)  Die  Uebernahme  einer  Yerkehrsaustalt  auf  den  Staat  empfiehlt  sich  namentlich 
dann,  wenn  die  Güte  der  t(;chnischen  Leistung  einer  solchen  Anstalt  von 
vier  möglichst  weiten  und  gleichheitlichen  Ausdehnung  des  regelmässigen 
Transportdiensts  über  das  ganze  Staatsgebiet  und  selbst  von  der  internationalen 
Verbindung  der  Verkehrsanstalt  mit  den  gleichen  Anstalten  in  fremden 
Staaten  bedingt  ist.  Dieser  Fall  liegt  bei  der  Post,  besonders  bei  der  Brief- 
post, bei  dem  Telegraphenbetrieb  und  znm  Theil  auch  bei  dem  Eisenbahn- 
betrieb vor. 

b)  Wenn  der  Transportdienst  einer  Verkehrsanstalt  nur  mittelst  einer  fest 
bestimmten,  regelmässig  organisirten  Benutzungsweise  eines  Wegs  mög- 
lieh ist,  auf  welchem  nicht  gleichzeitig  neben  einander  verschiedene  Transportdienstc 
stattfinden  können,  so  liegt  es  nahe,  dass  der  Eigonthünior  des  Wegs  auch  der  Unter- 
nehmer der  Verkehrsanstalt  wird:  Fall  der  Eisenbahnen,  Telegraphen.  Das 
factische  Monopol,  welches  hierdurch  auch  fiirdie  Verkehrsanstalt  entsteht, 
verliert  wiederum  am  Ersten  seine  Bedenken,  wenn  d«'r  Staat  mit  dem  Wege  auch 
die  Verkehrsanstalt  übernimmt. 

c)  Wenn  eine  Verkehi-saiistalt  durch  Private  (Einzelne  oder  Erwerbsgeselldchaften) 
gegründet  werden  soll,  so  muss  ihr  mitunter,  wenigstens  für  eine  Zeitlang,  selbst  ein 
rechtliches  Monopol  vom  Staate  gegeben  werden.  Dies  ist  namentlich  in  dem 
Falle  nicht  immer  zu  vermeiden,  wenn  für  die  Verkehrsanstalt ,  wie  bei  Eisenbahnen, 
erst  der  kostspielige  Weg  hergestellt  werden  muss.  Die  Uebernahme  der  Verkehre- 
anstalt  auf  den  Staat  ist  dann  ein  Mittel,  um  die  etwaigen  Nachtheile  eines  solchen 
Monopols  zu  verhindern,  weil  der  Staat  in  der  Wahl  des  leitenden  Finanzprincips  bei 
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der  Yerwaltoiig  freier  geätellt  ist  und  ihm ,  also  der  Gosammthcit,  die  etwaigen  finan- 
ziellen Yortheile  des  Monopols  zukommen :  wiederum  Fall  der  Babnon/relegraphen. 
auch  wohl  der  Schifffahrts-,  besonders  der  Dampfschiff  fall  rtscursc.  Mehr- 
fach ist  früher  bei  Dampferlinien  ein  Monopol  vorgekommen,  z.H.  bei  der  österr. 
DonaudampfschifiTahrtsgescllscIi.  (in  Foluro  der  späteren  Freigebung  der  Donauschilifahrt 
von   d.  österr.   Regierung   gegen  £iits(-hä(iigun«r  in  Form   von   Zins^arantie  abgelöst). 

d^  Je  mehr  der  Transportdienst  einer  Verkehrsanstalt  aus  der  regelmiissigen 
Wiederholung'  einer  grossen  Anzahl  gleicher  einzelner  Thutig:keiten 
besteht  und  sich  auf  ziemlich  feste  mechanische  Keg:cln  zuriUkf Uhren  lässt, 
also  nach  bestimmten  S<'ha))loncn  geführt  werden  kann  und  muss;  forner  je 
mehr  in  Gonsequenz  hiervon  d«T  Spielraum  des  speculativen  Moments  eingeengt 
wird:  endlich  je  mehr  wejiren  der  Natur  und  Ausdehnung  und  (irösse  der  V'erkehrs- 
anstalt  der  Betrieb  mittelst  eines  grossen  Jicamtenm<;chanismus  durchgeführt 
werden  moss:  desto  «gleichartig er  botreibt  der  Staat  und  betreiben  Private  und 
Tollends  die  hier  unvermeidlichen  Erwcrbs^resellschaften  natürlicherweise  eine 
Vcrkehrsanstalt  und  de^to  weniger  ^tellt  der  Staatsbetrieb  wegen  seiner  sonstigen,  ihm 
etwa  anklebenden  Män«rel  hinter  dem  Privatbetrieb  technisch  und  Ökonomisch  zurück. 
Dagegen  kommen  der  Staatsverkehrsanstalt  die  allgemeinen  \  orzüge  der  Staatsbeamten- 
schaft gegenüber  der  Privatbcamtensihaft,  welclie  aus  der  eii^enthUmlichen  Organisation 
des  Staatsdiensts  hen'orgchen,  zu  (iute.  Dieser  Fall  liegt  bei  der  Post,  beim  Eisen- 
bahn- und  Tel cirraphen betrieb,  unter  Umständen,  wenn  auch  selten  und  in 
geringcrem  Maasse,  beim  Dampfschi fffahrtscurse  vor.  Daher  ist  die  Uebernahme 
dieser  Verkehrsanstahen  auf  den  Staat  auch  aus  solchen  (JrUnden  wieder  passend. 

e)  Manche  Verkehi'sanstalten  lassen  sich  zweckmässig  miteinander  ver- 
binden, weil  die  in  einem  einzelnen  Dienste  nicht  vollständig  ausgenutzten 
Arbeitskräfte  und  Kapitalien  zum  Theil  Dienstthätigkeiten  für  mehrere  solche  Anstalten 
übernehmen  können.  Daraus  eru:iebt  si<'h  eine  grössere  Oekonomie  des  Betriebs. 
Auch  dieser  Umstand  spricht  für  den  Staatsbetrieb,  da  die  Vereinigung  mehrerer 
Yerkehrsanstalten  in  Privathänden  zu  leicht  bedenkliche  factischc  Monopole  schafft. 
Manchfach  bietet  sich  für  den  Staat  (ielc^enheit,  jrewisse  Post-,  Bahn-  und  Tclegraphen- 
ämter  zusammenzulegen,  wodurch  der  ^esammten  Volkswirthschaft  Kosten  erspart  und 
eventuell  niedrigere  Tarife  ennöirli<-ht  werden.  Je  kleiner  die  Post-  und  Telegraphen- 
ämtcr,  desto  nothwcndiger  natürlich  die  Zusammenlegung,  so  z.B.  in  d.  Schweiz. 
Neuerdings  hier  auch  öfters  Verbindung  beider  Zweige  mit  Bahnämtern  der  Privat- 
bahnen, oder  Uebertrayung  «les  Post-  und  Telegraphen diensts  an  Privatbahn beamtc, 
was  aber  immer  «rrösscre  Schwieri*rkeit  macht,  als  wenn  alle  drei  Yerkehrsanstalten 
dem  Staate  gehören.  Auch  in  Deutschland  jetzt  immer  mehr  Zusammenlegung  von 
Post-  u.  Tclegraphcnümtern. 

f)  Wenn  Privatverkehrsanstalten  nur  mit  Hülfe  bedeutender  finanzieller  Sub- 
ventionen, wahrscheinlich  wirksam  werdender  Zinsgarantieen  u.  s.  w.  zu  Stande 
kommen,  so  wird  oftmals  auch  die  directe  Staatsübernahme  besser  als  eine  solche 
indirecte  sein,  im  Fiuan/interesse  wie  im  volkswirthschaftlichcn:  häutiger  Fall  bei 
Bahnen,  auch  wohl  bei  C analen.  Wird  aber  so  vorgegangen,  so  gelangt  wieder  in 
heilsamer  Weise  das  Princip  der  Uobertragung  der  Ertragsergebnisse  von 
Activ-  und  Passivcursen  zu  praktischer  Wirksamkeit;  es  vermindert  sich  dann  das 
finanzielle  Bisico  für  den  Staat  und  es  steigert  sich  seine  finanzielle 
Leistungsfähigkeit  in  Bezug  auf  die  Ausdehnung  der  betrellenden  Verkehrs- 
anstalten. 

g)  Je  grösser  die  allgemeine  Bedeutung  einer  Yerkehrsanstalt  für  das 
gesammte  Cultur-  und  Wirthschaftsleben  eines  Volks  ist  und  je  gleich  massiger  die 
Yortheile  derselben  den  einzelnen  Bevölkerungsclassen  zu  Gute  kommen,  desto  mehr 
erscheint  wiederum  die  Uebernahme  auf  den  Staat  passend,  und  als  das  beste  Mittel, 
die  Interessen  der  Gesellschaft  zu  wahren;  daher  mehr  und  mehr  bei  intensiverer 
Yerkehrsgestaltung.  Zugleich  bietet  alsdann  die  mögliche  Auswahl  zwischen  den 
verschiedenen  Finanzprincipien  den  Yortheil,  durch  die  differente  Nor- 
mirung  der  Benutzungspreise  (Tarife)  der  einzelnen  Yerkehrsanstalten 
und  der  verschiedenen  Leistungen  der  letzteren,  die  etwaige  Verschiedenheit 
der  Interessen  der  einzelnen  Gesellschaftskreise  unter  nothwendiger  Wahrnehmung  des 
staatlichen  Finanzinteresses  richtig  zu  berücksichtigen. 
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Aus  allen  diesen  Gesichtspuncten  empfiehlt  sich  die  Ueber- 
nahme  der  Post,  besonders  der  Briefpost  (nicht  so  unbedingt 
der  Packet  post,  noch  weniger  der  Personenpost),  ferner  diejenige 
der  Telegraphen  und  zum  Theil  auch  der  Eisenbahnen  und 
C anale  auf  den  Staat,  während  der  Schifffahrts-  und  auch  der 
Dampfschifffahrtscurs  wohl  nur  ausnahmsweise  vom  Staate 
zu  übernehmen  ist. 

Ks  wird  hier  Manches  auf  die  gcog^raph.  Lage  eines  Landes  ankommen  und 
ob  die  Privatbetriebsamkeit  ausreicht.  England  wird  freilich  keiner  Staatsdampfer- 
linien nach  dem  Continent  bedürfen,  aber  es  sab?entionirt  immerlün  die  Linien  nach 
Nordamerika  u. s.  w.  Schweden,  Norwegen,  Dänemark  werden  wenigstens  nach 
einigen  Ki(*htQnu:en  ebenso  gut  Staatsdampfer-  aU  Staatsbahnlinien  einrichten. 

§.  268.  —  B.  Die  finanzielle  Behandlung  der  Ver- 
kehrsanstalten des  Staats  (und  der  Selbstverwaltnngs- 
körper)  im  Allgemeinen.  Auf  Staatsstrassen  und  auf  Staats- 
verkehrsanstalten lassen  sich  alle  vier  Finanzprincipien  (§.201) 
anwenden  und  in  der  Geschichte  wie  in  der  Gegenwart  finden  sich 
Beispiele  der  Anwendung.  Schon  dieser  Umstand  spricht  daflir, 
dass  sich  auch  hier  nicht  ein  einziges  Princip  als  das  überall 
und  allzeit  und  für  alle  Verkehrsanstalten  richtige,  als  das  schlecht- 
weg „rationelle''  bezeichnen  lässt,  sondern  dass  hier,  wie  so 
oft,  das  Gesetz  der  „historischen  Relativität''  und  demgemäss 
auf  diesem  Specialgebiete  die  mehr  oder  weniger  extensive  und 
intensive  Entwicklung  des  Verkehrswesens  für  die  Wahl  des 
Fiuanzprincips  mit  zu  beachten  ist.  Nur  für  eine  gegebene  Zeit 
und  Itlr  gegebene  Länder  auf  einer  bestimmten  Stufe  der  Cultur 
und  Volkswirthschaft  kann  man  eine  bestimmte  Entscheidung  unter 
Erwägung  aller  einschlagenden  Verhältnisse  treffen.  Dieselbe  wird 
für  unsere  (west-  und  mitteleuropäischen)  Länder  in 
der  Gegenwart  etwa  folgendermassen  ausfallen: 

1.  Die  Verwaltung  von  Staatsverkehrsanstalten  nach  dem 
reinen  Regalitäts-  oder  Besteuerungsprincip,  wo  durch 
Ausschluss  der  freien  Concurrenz  ein  grösserer  Reinertrag  erzielt 
werden  soll,  ist  zu  verwerfen. 

Sie  widerspricht  dem  Hauptgrunde,  dessentwegen  der  Staat  Verkehrsanst&lteu 
Übernimmt,  nemlich  dem  allgemeinen  Verkehrsinteresse.  Sic  hemmt  die  Benutzung 
der  Yerkehrsanstaltcn  statt  sie  zu  fordern.  Sie  fuhrt  endlich  zu  einer  schlechten, 
uug'lcichmässigen  Form  der  Besteuerung-.  Mit  Bccht  ist  daher  dieses  Finanzprindp, 
wo  es  etwa  bestand,  wie  gelegentlich  bei  der  Post,  fast  allgemein  aufgegeben  worden. 
Die  Bemerkung  tibcr  die  Porti  unten  steht  mit  dem  hier  Gesagten  nicht  im  Widerspruch. 

2.  Die  Verwaltung  nach  dem  Princip  der  reinen  Staats - 
ausgäbe    (als   „allgemeines   Genussgut",    Sax)    wäre  ioi 
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Allgemeinen  ein  nnriclitigcs  Zugeständniss  für  die  Benutzer 
der  betreifenden  Anstalten  gegenüber  der  ganzen  Bevölkerung, 
welche  dann  die  vollen  Kosten  aus  den  allgemeinen  Steuern  zu 
decken  hätte. 

Sie  ist  nicht  gerechtfertigt,  weil  die  Vortheile  sich  niemals  ganz  ^leichmussig 
rcrthoih^n ;  nicht  nötliig:,  weil  die  Benutzer  einen  Dienst  geleistet  erhalten  und  wenigstens 
zum  Theil  sich  leicht  in  der  Beanspruchung  dieser  Dienste  bcschriinken  können;  und 
finanziell  bedenklich,  weil  nicht  bloss  die  Anlagekosten,  sondern  auch  nicht  einmal 
die  laufenden  Betriebskosten  gedeckt  werden,  wahrend  diese  durch  die  iinentgeltlicho 
Benutzung  noeh  steigen.  Durch  eine,  wenn  auch  massige  Gebühr  wird  die  Benutzung 
auf  das  wahre  BedUrfuiss  eingeschränkt,  überhaupt  ökonomischer  verfahren.  Die 
Finanzlage  einer  Verkehrsanstalt  lüsst  sich  auch  nur  bei  allgemeiner  Zahlung  aller 
Benutzer  richtig  erkennen.  Daher  ist  mit  Becht  die  Beseitigung  der  Portofreiheiten, 
der  freien  Eisenbahnfahrt  u.  s.  w.  zu  verlangen ,  und  neuerdings  auch  meistens  in  der 
Praxis  durchgeführt.  Unentgeltliche  Dienstleistung  der  Staats  Verkehrsanstalten 
soll  demnach  nur  die  seltene  Ausnahme  bilden.  Sie  stellt  dann  eine  verhüllte 
Staatsausgabe  dar,  winl  aber  besser  ^anz  vermieden,  im  Nothfall  sogar  gegen 
Uebemahme  offener  Zahlungen  der  Staatskasse  an  die  Benutzer,  damit  diese  alsdann 
die  gewöhnlichen  Gebühren  entrichten.  ' 

«^.  Die  Verkehrsanstalten  des  Staats  sind  daher 
entweder  nach  dem  Gebührenprincip  oder  nach  dem 
privatwirthschaftlichen  Princip  zu  verwalten.  Welches 
von  beiden  gewählt,  wie  weit  bei  der  Anwendung  des  ersteren 
auf  volle  oder  bloss  auf  theil  weise  Kostendeckung,  und  bei  der 
Anwendung  des  zweiten  auf  den  höchst  möglichen  erreichbaren 
Gewinn  abgezielt  werden  soll,  das  hängt  ab  a)  von  dem  Grade 
der  Gemeinnützigkeit  der  einzelnen  Verkehrsanstalt  und  ihrer  ver- 
schiedenen Transportleistungen,  b)  von  der  Höhe  des  Kostenauf- 
wands für  die  Anstalt  und  ttir  den  etwa  mit  ihr  verbundenen  Weg, 
c)  von  der  Art  und  Weise,  wie  der  Staat  diese  Kosten  gedeckt 
hat  (durch  Schuldaufnahme  oder  Verwendung  ordentlicher  Ein- 
nahmen, besonders  Steuern)  und  d)  von  dem  Umstände,  ob  und 
wieweit  die  Kosten  (Schulden)  bereits  amortisirt  sind. 

Hiemach  wird  im  Ganzen  gegenwärtig  die  Post,  eventuell 
jedoch  nur  mit  Ausnahme  einzelner  Theile,  wie  des  Personen-  und 
unter  Umständen  des  Packettransports,  die  Telegraphie  unter 
das  Gebührenprincip,  der  neu  erbaute  Giwnal,  die  Eisenbahn 
und  der  Schifffahrtscurs  sowie  die  Personen-  und  eventuell 
die  Packetpost  unter  das  privatwirthschaftliche 
Princip  fallen. 

Demgemäss  sind  die  Einnahmen  aus  diesen  Verkehrsanstaltcn  in  diesem  Werke 
auch  in  die  Abschnitte  theils  von  den  privatwirthschaftlichen  Einnahmen,  theils  von 
den  Gebühren  gereiht  worden  (§.  203),  nur  dass  des  sonstigen  Znsammenhangs  wegen 
alle  Zweige  der  Post  im  Abschnitt  von  der  Postgebuhr  behandelt  werden.  S.  Fin. 
II,  §.  308—312  über  die  Post,  §.813  über  den  Telegraphen.  Das  Nähere  über  die 
einzelnen  Anstalten  s.  in  den  betreffenden  Abschnitten. 

A.  W'agfner,  Finanzwi^Renwhaft.    I.    3,  \iifl.  42 
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4.  Die  Gnindsätze,  welche  bei  uns  in  der  Gegenwart  passend 
für  die  finanzielle  Behandlung  der  einzelnen  Anstalten  maassgebend 
sein  dürften,  bestimmen  sich  wesentlich  mit  nach  den  Verhältnissen 
der  letzteren,  müssen  aber  doch  aus  einem  gemeinsamen  obersten 
Princip  abgeleitet  werden.  Sie  lassen  sich  kurz  etwa  folgender- 
maassen  für  jede  Anstalt  zusammenfassen : 

a)  Die  Briefpost  und  wohl  auch  die  etwa  mit  vom  Staate 
betriebene  Gelpost  und  die  Zeitungs-  (und  Druckschriften-) 
Post  ist  nach  dem  Gelbührenprincip,  die  Packetpost  auch  jetzt 
noch  —  in  Abweichung  vom  neuesten  Tarifsystem  —  doch  mehr 
mit  Annäherung  an  das  privatwirthschaftliche  Princip,  die 
Person enpost  wohl  gewöhnlich  wesentlich  nach  letzterem  zu 
verwalten. 

Die  Gebübreneinnahme  bei  der  Brief-,  Zcitung:s-  und  Geldpost  soU  die  Kosten 
und  zwar  unbedingt  die  laufenden  Betriebskosten,  im  All«^emeiueu  aber 
auch  die  Zinsen  des  im  Postwesen  steckenden  Anlage-  und  Betriebskapitals 
decken,  braucbt  aber  nicht  nothwcndig  UeberschUsse  oder  nur  solche,  welche 
zur  Tilgung  des  Anlagekapitals  und  zur  Ausdehnung  und  Verbesserunj?  des  Postwesens 
dienen,  zu  geben.  Portoennässigungen,  welche  mit  erheblichen  und  länger  dauernden 
Einnahmeausfällen  verbunden  sind ,  können  sich  zwar  später  in  Folge  der  Verkehrs- 
steigerung wieder  völlig  bezahlt  machen.  Immerhin  wird  bei  ihnen  zu  beachten  sein, 
ob  und  wie  weit  sie  vornehmlich  einer  Glasse  der  Bevölkerung  zum  Vortheil 
gereichen,  und  zwar  derjenigen,  welche  durch  directe  Steuern  schwer  entsprechend 
zu  treffen  ist:  dem  Handels-  und  zum  Theil  dem  Gewerbestande.  In  diesem  Falle 
fehlt  das  Merkmal  der  gleichmässigen  Gemeinnützigkeit,  so  dass  mindestens  eine 
sehr  sorgfältige  Prüfung  verlangt  werden  muss.  oi)  der  Einnahmcausfall  nicht  doch 
auf  der  Staatskasse  wird  sitzen  bleiben.    Dies  muss  möglichst  vermieden  werden. 

Die  Personenpost  muss  bei  uns  wohl  meistens  nach  dem  privatwirthschaft- 
lichen  Princip  verwaltet  worden.  Es  ibt  daher  bei  ihr  der  höchst  mögliche  Rein- 
ertrag zu  erzielen,  wie  er  unter  den  bestehenden  Concurrenzcn  erreichbar  ist.  Unsere 
geltenden  Person cnposttarifsätze  möchten  vielfach  zu  niedrig  sein.  In  der  Praxis 
wird  der  Preis  freilich  nicht  so  hoch  steigen  dürfen,  da&s  die  Post  concurrenzunfähig 
würde,  aber  doch  so  hoch,  dass  dor  sich  bildende  Verkehr  die  Mitausnutzung  des 
Personals  und  Materials  der  tibriücn  Postzweige,  und  damit  die  ganze  Postanstalt 
möglichst  rentabel  macht.  Tarifreductionen  in  der  Personenpost  müssen  daher  um 
gerechtfertigt  zu  siiiu  gewöhnlich  einen  finanziellen  Zweck  haben,  solche  in  der  Brief- 
post können  auch  einem  volkswirthschaftlichen  Zwecke  entspringen,  also  selbst  zo 
einer  dauernden  Einbusse  am  bisherigen  Keinertrag  führen.  Abweichungen  hiervon 
sind  indessen  statthaft  mit  Kücksicht  auf  die  Entwicklung  des  Landstrassen-  und  des 
Eisenbahnwesens  und  auf  die  Ausdehnung  des  Staatsbahnnetzes.  Landestheile,  welche 
in  letzterer  Beziehung  zurückgeblieben  sind,  können  wohl  einstweilen  im  Personen- 
postwesen  des  Staats  einige' Begünstigung  erfahren.  Hier  sind  eben  die  Zusammea- 
hänge  des  gcsammten  Verkehrswesens  immer  zu  beachten. 

Für  die  Packetpost  liegt  die  Sache  ähnlich,  jedoch  nicht  ganz  so,  wie  für  die 
Persononpost.  Bei  ihr  können  wenigstens  zum  Theil  dieselben  Erwägungen  wie  bei 
der  Briefpost  in  Betracht  kommen. 

Wenn  Personen-  und  Packetpost  dem  Staate  directen  Verlust  bringen ,  so  muss 
bei  uns  wohl  auf  ihre  Einstellung  hingearbeitet  werden.  Alsdann  sind  die  vielleicht 
früher  im  finanziellen  Interesse  eingeführten  etwaigen  ausschliesslichen  Rechte  der 
Post  auf  den  Betrieb  der  regelmässigen  Personen-  und  Packetbefördening  zu  be- 
seitigen, damit  die  Privatindustrie  die  erforderlichen  Verkehrsanstalten  schaffen 
kann.     Nach  diesem  Gesichtspunete   hat  man  mit  Recht   neuerdings  manche  im  Post- 
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rcgal  enthaltt^nc  Vorrcclito  anfjjrchoben,  so  auch  in  der  neuesten  doutsclicn  Postgesctz- 
^ebung. 

b)  Die  T  e  I  e  g  r  a  p  h  i  e  ist  zwar  im  Ganzen  wie  die  Post  nach 
dem  Gebührenprineip  zu  verwalten,  aber  doch  schon  mit  einer 
weiteren  Annäherung  an  das  privatwirthschaftliche  Princip. 

Sie  dient  in  hOlicrem  Maass«»  einem  Classenintcrcsse  der  Handel-  und  Gewerbe* 
treibenden,  sof^rar  ?onicmlich  dem  Gro^shandel  und  Grossgewerbe.  Daher  ist  soweit 
ab  möglich  der  Ersatz  der  Betricbsauslagcn  und  der  Zinsen  und  Amortisationsquoten 
des  Anlagekapitals  zu  r<Tlanfren  und  ein  Uebcrächuss  darüber  hinaus  weniger  anfecht- 
bar als  im  Postwesen. 

c)  Canäle  sind,  so  lange  die  grossen  Anlagekosten,  welche 
meistens  durch  Schuldaufnabme  bestritten  werden,  nicht  amortisirt 
sind,  möglichst  nach  dem  privatwirthschaftlichen  Princip 
zu  verwalten. 

Der  rein  gewcrl>liche  Standpunct  einer  höchstmöglichen  Kente  braucht  dabei 
jedoch  selbst  wälircnd  der  Amurtisationszeit  nicht  innegehalten  zu  werden,  wegen  der 
grossen  Gemeinntlt/.i<rkeit  und  hohen  Tolkäwirtbschaftlichen  Bedeutung  billigen  Trans- 
ports Ton  Masscnproducten  zur  Consumtion  wie  zur  Verwendung  in  der  Production 
der  Gewerke  und  der  Landwirthschui't.  E»  genügt,  wenn  aus  dem  Keinertrag  das 
Kapital  Terzinst  und  getilgt  werden  kann.  Dies  ist  aber  auch  gewöhnlich  zu  verlangen 
und  ein  Gewinn  darüber  hinaus,  der  bei  massigen  Tarifen  crzi(^lt  wird,  ist  immerhin 
auch  statthaft.  Spater,  nach  erfolgter  Amortiäation  des  Anlagekapitals  wird  bei  den 
Can&len  das  Gebilhrenprincip  um  so  eher  eintreten  dürfen,  je  ausschliesslicher  sie  dem 
Massentransport  dienen.  Die  thatäächliche  Schwierigkeit,  für  die  hohen  Kosten  von 
Canälen  eine  halbwc<rs  ausreichende  Verzinsung  zu  erlangen,  bildet  den  kritischen 
Puuct  in  der  Frage  il«?s  Neubaus  von  Canälen.  Auch  hier  lässt  sich  ein  Zinsverzieht 
um  so  eher  rechtfertigen,  wenn  die  grossen  Verkehrbanstalten ,  namentlich  die  Eisen- 
bahnen und  Post,  in  d<;n  Hiindeu  des  Staats  sind  und  dann  zwischen  den  einzelnen 
Gattungen  dieser  Anstalten  das  Princip  der  Ucbertragung  zwischen  Artiv-  und  Passiv- 
anstalten Platz  greifen  kann.     S.  u.  Abschn.  7. 

d)  Eisenbahnen  sind  zunächst  ebenfalls  nach  dem  pri- 
vatwirthschaftlichen  Princip  zu  verwalten,  solange  das 
grosse  in  ihnen  steckende  Kapital  zu  verzinsen  und 
zu  amortisiren  ist.  Sie  dürfen  selbst  zu  einer  höheren 
Rente  gebracht  werden,  wenn  diese  nicht  durch  monopolistische  Aus- 
beutung, Ausschluss  berechtigter  Concurrenzlinien  u.  s.  w.,  sondern 
durch  die  freie  Verkehrsgestaltung  erreicht  wird,  wo  sie  nicht 
Steuer,  sondern  wie  bei  den  Privatbahnen  Gewerbsgewinn  ist. 

Der  Vortheil  beim  S  t  a  a  t  s  bahnwesen  besteht  jedoch  eben  darin,  dass  eine  solche 
Verwaltung  nach  dem  rein  gewcrbiichen  Grundsatz  nicht  unbedingt  nOthig  ist. 
Ist  dieser  Grundsatz  gleieliwold  der  die  Verwaltung  leitende,  so  wird  die  Sachlage 
aber  immer  noch  nicht  schlimmer,  wie  beim  Privatbahnsystem.  Dagegen  ergiebt  sich 
der  Vortheil,  dass  die  grosseren  Ueberschüssc  der  Staatskasse  zufliessen  und  dann  zur 
Deckung  etwaiger  Deficite  anderer  Bahnen  oder  selbst  anderer  Glieder  des  Verkehrs- 
wesens, wie  z.  B.  in  dem  soeben  erwähnten  Falle  der  Canäle,  verwendet  werden  können. 
Auf  diese  Weise  lässt  sich  am  Leichterten  ein  gutes  Bahnsystem  im  ganzen  Staats- 
gebiet durclifiiliren.  Das  Streben  nach  höherer  Rente  ist  um  so  weniger  bedenklich, 
wenn  es  durch  Tarifreductionen ,  besonders  im  Güterverkehr  venv'irklicht  wird,  —  oft 
das  beste  Mittel  dafür.  Ein  absichtlicher  Verzicht  auf  einen  möglichen  Ueberschuss, 
der  durch  übermässige  Tarifreductioncn  bewirkt  würde,  ist  dagegen  im  Allgemeinen 
nicht  noth wendig  und  wohl  erst  zweckmässig  nach  vollendetem  Ausbau  wenigstens  der 
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Hauptroutcn  des  Bahnnetzes.  Ein  solcher  Verzicht  sogar  auf  den  vollen  Ersatz  der 
Zinsen  —  also  die  Anwendung:  des  GebUhrenprihcips  —  ist  vor  erfolgter  Amorti- 
sation des  Baukapitals  selbst  ungerecht.  Letzteres  um  so  mehr,  je  mehr  bloss  der 
Personen-,  besonders  der  Ver<rnü«rungsverkelir  profitirt,  je  weniger  wichtig  eine  Bahn 
fUr  den  Guter-,  besonders  fiir  den  Massenproductenverkehr  ist,  und  je  ungleichroässiger 
die  Staatsbahnen  sich  über  das  Staatsgebiet  ei"strerken.  Denn  hier  nehmen  die  ein- 
zelnen Landestheile  ungleichen  Antheil  an  dem  Nutzen  der  Bahnen.  Es  gilt  dann 
von  billigen  Tarifen  etwas  Aehnliches  wie  im  Staatsforstwesen  von  der  billigen  Holz- 
abgabe (S.  593) 

Erst  wenn  das  Baukapital  der  Bahnen  ganz  oder 
grossentheils  getilgt  ist,  die  Bahnen  sich  mögliehst 
gleichmässig  über  das  Staatsgebiet  ausdehnen,  ist 
das  Gebührenprincip  zulässig,  aber  auch  alsdann 
seine  Anwendung  nicht  unbedingt  nothwendig,  sondern 
die  Erzielung  von  weiteren  Ueberschüssen  unter  Um- 
ständen recht  wohl  gestattet  und  selbst  zweckmässig. 

Von  den  einzelnen  Transportleistungen  der  Bahnen  wird  es  besonders  der  Massen- 
gtiterverkehr  und  der  Personenveikchr  in  den  niederen  Wagcnclassen  sein,  welcher 
durch  starke,  selbst  dauernde  Einbusse  bringende  Tarifreductionen  am  Ersten  zu  be- 
günstigen ist.  Bei  dem  sonstigen  Transport  wären  dagegen  Tarifreductionen  nur  zu- 
lässig, soweit  sie  den  Keinertrag  der  Unternehmung  steigern. 

Daher  ümpfenbach's  Anwendung  des  Gebührenprincips  auf  die  Staatsbahnen 
verfrüht,  Fin.  §.  37  —  39.  Ganz  in  üebereinstimm.  mit  Obigem  Nasse,  Frage  d. 
Tariferhöh.    Jena  1S74  (aus  Hildebr.  Jahrb.  XXII)  S.  31  ff. 

e)  Schifffahrts-,  insbesondere  Dampfschifffahrts- 
curse sind  nach  dem  privatwirthschaftlichen  Princip  zu  verwalten. 
Nur  auf  sehr  wichtigen  Strecken,  für  gewisse  Transporte  darf 
statt  dessen  das  Gebührenprincip  angewendet  werden.  Eine  Sonder- 
stellung kann  solche  Schiiffahrt  ausserdem  als  Zweig  des  Post- 
wesens einnehmen. 

Die  vorstehenden  Sätze  sind  das  Resultat  einer  zusammen- 
fassenden Betrachtung  des  gesammten  Verkehrswesens.  Eine 
solche  Betrachtung  muss  der  Besprechung  der  einzelnen  Wege 
und  Anstalten  vorangehen.  Jene  Sätze  dUrfen  als  Regel  fUr 
unsere  Staaten  gelten.  Sie  können  und  werden  mitunter  Aus- 
nahmen erleiden,  alsdann  aber  mit  der  nicht  zu  übersehenden 
Consequenz  für  die  Volkswirthschaftspolitik  und  die  Finanzen:  der 
Staat  betrachtet  die  Uebemabme  von  Verkehrsanstalten  als  eine 
so  wesentliche  Aufgabe,  dass  er  ihre  Kosten  wie  diejenigen 
der  meisten  Thätigkeiten  zur  Durchführung  wesentlicher  Staats- 
zwecke ganz  oder  theilweise  aus  allgemeinen  Steuern 
bestreiten  zu  dürfen  glaubt.  Ob  diese  Consequenz  richtig  ist,  muss 
im  einzelnen  Falle  entschieden  werden:  im  Allgemeinen  ist 
es  zu  bezweifeln. 


661 

^.   ÄbBchnitt. 
Eisenbahnen. 

1.  Die  Systemfrage:  Staatsbahnen  oder  Frivatbahnen? 

lu  der  Entscheidung  dieser  Frage  ist  mein  Standpuuct  im  Ganzen  den  Staats- 
ciseuhahneD  principiell  noch  etwas  günstiger  als  in  d.  0.  A.  von  Rau,  wo 
der  bezügliche  Abschnitt  bereits  ausschliesslich  von  mir  herrührte.  Es  erklärt  sich 
dies  einmal  aus  den  neueren  Erfahrungen  im  Eisenbahnwesen,  die  auch  iu  der 
Eisonbahnlitoratur  der  neuesten  Zeit  eine  «grosse  Bewegung  und  hier  wie  bei  den 
Politikern  eine  bemerkenswerthe  Wandelung  zu  Gunsten  der  Staatsbahnen  hervor- 
gerufen haben,  so  dass  man  weniirstens  für  Deutschland  die  Frage  jetzt  als  zu  Gunsten 
des  Staatsbahnprincips  (u.  zugleich  der  Eigen  Verwaltung  der  Staatsbahnen)  entschieden 
ansehen  kann;  mehr  noch  erklärt  es  sich  sodann  aus  der  immer  mehr  gewonnenen 
Einsicht  in  die  Organisation  der  Yolkswirthschaft,  welche  ich  in  der  „Grunillegung'' 
darlegte:  der  Einsicht  von  der  Aufgabe  des  zwangsgemeinwirthschaftlichen 
Systems  und  der  volkswirthschaftlich  und  socialpolitisch  richtigen  Scheidung 
zwischen  eigentlichem  Privateigenthum  der  Privatwirthschaften  und  „öffent- 
lichem Eigenthum''  in  den  Händen  des  Staats  und  der  Selbstverwaltungs- 
körpcr,  oder,  dies  in  meiner  ökonomischen  Terminologie  in  der  Grundlcg.  ausgedrückt, 
der  Zwangsgemein  wirthschaften.  Endlich  war  speciell  in  dieser  Frage  für  mich 
noch  massgebend  die  schärfere  Erkenntniss  von  der  noth wendigen  und  berechtigten 
Function  der  „öffentlichen  Untrrnehniung''  auch  in  der  materiell- wirthschaftlichen 
Sphäre,  als  eines  hauptsächlichen  Mittels  zur  richtigen  Einengung  des  Gebiets 
des  privatwirthscbaftl.  Systems  überhaupt  und  des  Actiengesellschaftswesens 
speciell.  Ich  beziehe  mich  hierfür  auf  mein  Referat  über  Actiengeselbchaften  auf 
dem  Eisenacher  socialpolit.  Congr.  1S73  (vgl.  die  Yerhandl.  u.  Hildebrand's  Jahrb.  XXI). 
Die  principi«?llen  Anscliauungen  über  die  Fragen  der  „Organisation  der  Volkswirth- 
schaft'\  welche  in  der  Hauptsache  schon  in  meiner  Kisenbahnlehre  in  der  6.  Ausg. 
von  Rau  u.  in  jenem  Referate,  sowie  in  der  „Grundlegung"  entwickelt  u.  begründet 
worden  sind,  wurden  früher  vielfacli  angctrriften  u.  auch  von  den  Fachgenossen  ver- 
wandter Richtung  bemängelt.  Ich  kann  mit  Genugthuung  constatiren,  dass  sich  jene 
Anschauungen  seitdem  immer  mehr  Rahn  gebrochen  haben,  und,  wie  dies  in  volks- 
wirthschaftl.  Fragen  öfters  so  geht,  schon  jetzt  beinahe  als  „selbstverständliche'*  sogar 
bei  eliemaligen  principiellen  (Jegnern  gelten.  Namentlich  ist  die  Schwenkung  in  der 
öH'entl.  Meinung  und  bei  vielen  Stimmfahrern  der  „Deutschen  Freihandelsschule'*  zu 
Gunsten  d.  Staatsbahnsystems  sehr  bemerkenswerth.  Unsere  Zeit  lebt  schnell:  was 
in  den  50 er  u.  60er  Jahren  kaum  erst  die  Ansicht  einzelner  „Theoretiker"  (R.  v.  Mohl, 
Knies)  war.  ist  heute  schon  in  der  Eisenbahnfrage  Gemeingut  der  Nation  geworden. 
Vielleicht  geht  es  ähnlich  auf  dem  verwandt<;n  Gebiete  des  Versicherungswesens, 
wo  die  von  mir  mit  zuerst  h«;furwortete  u.  priucij)iell  begründete  Hinüberführung  der 
privutwiithschaftlichen  Unternehmungs-  in  die  gemein wirthNchaftliche  Anstaltsform  (nicht 
durchaus  mittelst  eigentlicher  „Verstaatlichung")  gegenwärtig  noch  ähnlichem  Kopf- 
schüttoln  begeirnet,  wie  vor  2  —  3  Jahrzehnten  die  gleiche  Forderung  hinsichtlich  des 
Eisenbahnwesens. 

Die  Gesichtspuncto,  welche  im  Text  in  der  Eisenbahn  frage  vertreten  werden, 
haben  seit  10  Jahren  immer  allgemeinere  Zustimmung  gefunden.  Die  schlimmen 
Erfahrungen  mit  dem  „Gründungbwesen"  bei  den  jüngeren  deutschen  Privateisenbahnen, 
die  in  der  ganzen  Welt  gewonnene  Einsicht,  dass  die  „Concurrenz"  im  Eisenbahn- 
wesen in  keiner  ^Vei^o  die  erwarteten  Früchte  trujr,  der  Tarif  Wirrwarr  in  Deutschland, 
die  Erprobung  des  Staatsbahn wesens  bei  uns  —  und  zwar  Bau  und  Betrieb  durch 
den  Staat  —  erklären  die.^e  Wandelung  der  Meinungen  zur  Genüge.  Vielleicht  kann 
eine  so  eingehende  Bewei>führung,  wie  >ie  im  Texte  in  der  Frage  de^  Staats-  u.  Privat- 
bahn^ystemi^  erfolgt,  in  nicht  zu  f«rn«,'r  Zeit  als  ein  hors  d'oeuvre  erscheinen.  Einst- 
weilen habe  ich  sie  nur  wenig  kürzen  zu  dürfen  geglaubt,  auch  wegen  Sax's  Antikritik. 

Die  literarische  Bewegung  in  den  Eisenbahn  fragen  war  im  letzten  Jahrzehent 
sehr  lebhaft.  Wir  hal)en  besonders  werllivoUe  Untersuchungen  „iuductiver  Art**  erhalten 
über   „das  Problem  der  Concurrenz  unter  den  besonderen  Umständen  des  Eisenbahn- 
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Wesens",  wo  Cohn's  n.  gen.  Werk  Lauptsächlich  henorzuhebcn  ist.  Die  Bedeutung 
dieser  Arbeit  und  einzelner  kleinerer  anderer  lie^t  vornehmlich  darin,  mit  dem  That- 
Sachenmaterial  die  Sätze  zu  belegen,  welche  nach  der  deductiren  Methode 
aus  dem  Wesen  der  Eiscnbahnunternehmuni?  und  der  bei  ihr  bestehenden  Gestaltung: 
der  Concurrcnz  abgeleitet  werden  können  und  wurden.  „Einige  Lehrbuchparajrraphen"' 
können  natarlicli  die  Beweisführung  nicht  allseitig  liefern,  aber  doch  die  princi- 
piellen  Hauptpuncte  richtig  und  mit  genügender  Schärfe  darlegen.  Dies  Verdienst 
glaube  ich  meiner  Eisen babnlehrc  in  d.  ti.  A  der  Kau 'sehen  Finanzwissenschaft  auch 
den  neueren  „iuductiven"  Forschungen  gegenüber  vindicircn  zu  dürfen  (vgl.  G.  Cohn, 
Streitfragen  d.  Eisenbahnpolitik,  Berlin  lb74,  S.  8),  so  hoch  ich  speciell  gerade  G.  Cohn 's 
Verdien^te  hier  stelle. 

Eine  ganze  Broschürenfluth  hat  sich  in  Deutschland  an  zwei  neuere  Vorgängi^  in 
der  Eisenbabnpolitik  angeknüpft,  an  die  preuss.  Untersuchungscommission 
über  das  Eiscnbahnconcessionswesen  (1874)  und  an  das  Project,  die  deut- 
schen Bahnen  in  Reichseisenbahnen  zu  verwandeln  (1876).  Gross  ist  das 
wissensct^aftliche  Ergebniss  dieser  Streitschriftliteratur  fur  die  Ökonom.  Seite  der  Eisen- 
bahnfrage nicht.  Spreu  überwiegt  den  Weizen  weitaus.  Ich  führe  indessen  Vieles  daraus 
unten  an,  soweit  ich  diese  Literatur  selbst  kennen  lernte,  weil  sie  immerhin  ein  gutes 
Bild  von  dem  Principienkampf  gicbt.  Der  Bericht  Jener  Untcrsuchungscommission 
kommt  über  Halbheiten  leider  nicht  hinaus.  In  der  neuesten  Periode  der  preuss. 
Eisenb.verstaatlichungen  hatten  die  princip.  Gegner  dieser  Massrcgel  den  Kampf 
meistens  schon  aufgegeben.  Daber  auch  in  öifentl.  Presse  u.  populärer  Literatur  keine 
ähnliche  Bewegung  wie  bei  dem  Keichseisenb.project,  bei  dem  die  politischen 
Momente  wesentlich  mitspielten. 

Werthvoller  sind  die  vielfachen  Erörterungen  über  Tarifpolitik,  die  z.  Th. 
auch  ihr  rein  wissenschaftliches  Intcn^ijsc  für  die  Theorie  der  Preisbildung  haben. 

Auch  die  immer  reichere  technische  Literatur  über  Eisenbahnwesen  beginnt 
allmälig  mehr  die  nationalökonomische  Seite  der  Bahnen  zu  würdigen,  freilich 
bisher  meist  ohne  genügende  Beherrschung  dieser  Seite  der  Fragen.  Besonders  hervor- 
zuheben sind  hier  v.  Weber's  Schriften,  namentlich  die  neuesten.  liier  tritt  zwar 
klar  die  rein  autodidactische  nationalökonomische,  Bildung  des  Verfassers  hervor. 
In  der  von  ihm  sehr  richtig  behandelten  Frage  der  Haupt-  und  Secundärbahnen  hat 
Weber  z.B.  noch  keine  Ahnung  davon,  dass  hier  ein  blosser  l)edeutsamer  Special- 
fall d<',s  allgemeinen  Gesetzes  des  extensiven  u.  intensiven  Bodenanbaus  gerade  in  Bczux' 
auf  das  Wegewesen  vorliegt,  wie  ich  schon  in  der  6.  A.  von  Kau  §.  246  näher 
nacbgewicsen  hab«;.  Aber  überall  kommt  Weber  doch  ab  eminenter  Techniker  und 
Kenner  des  Eisenbahnwesens  auf  die  richtige  Spur  des  Nationalökonomen. 

Ganz  isolirt  steht  die  sonderbare  Ansicht  von  L  Stein,  der  —  im  Privatbahn- 
wesen, dieser  Bliitlie  des  spcculativen  Kapitalismus, .  „eine  Erscheinung  des  Princips 
der  Selbstverwaltung"  (!)  sehen  will  und  „nicht  vei*stelit,  wie  man  die  letztere 
allenthalben  befördern,  aber  in  diesem  wichtigen  Tbcile  d<;r  Vrrwaltung  grundsätzlich 
ausschliessen  will"  (Handl).  d.  Ven;\altungslehrc,  2.  A.,  Stuttg.  1876,  S.  406).  Das 
Princip  der  Selbstverwaltung  im  Eisenbahnwesen  kann  nur  zu  Bahnen  der  Selbst- 
verwaltung&körper,  der  Provinzen.  Kreise,  (iemeinden,  neben  d«'n  Staatsbahnen  (sogen. 
Local  bahnen),  aber  docb  wahrlich  nicht  zu  Bahnen  \on  Actiengesellschaften  führen. 
Stein 's  Ausfuhrung  a.  a.  0.,  S. 408,  scheint  mirzur  neml.  Conhe<iuenz  gtilangenzu  müssen. 

S.  auch  (i.  Cohn  in  Ilildcbr.  Jahrb.  B.  33  S.  10  fi".  Seit  dem  Erscheinen  der 
vorigen  Aufl.  dieses  Bands  (1^77)  ist  in  der  deutschen  Praxis  besonders  durch  die 
energische  u.  erfolgreiche  Politik  der  Eisenbahn -Verstaatlichung  in  Preussen  das 
Staat^bahnprincjp  zum  Siege  gelangt.  Vorgänge  in  anderen  europ.  Staaten  (Italien, 
Oesterr. ,  Frankr.)  bewegen  sich  wenigstens  in  der  Kichtung  dieses  Princips.  In  der 
Theorie  hat  indessen  das  grosse  u.  bedeutsame  Werk  von  Sax  noch  einmal  die 
Controvcr-e  aufgenommen,  allerdings  mit  einer  so  grossen  Concession,  dass  man  Sax 
gar  nicht  mehr  einen  Vertreter  des  Privatbahnsystems  nennen  kann.  Die  ältere  ver- 
kehrte Theorie,  welche  das  Eisenbahnwesen  mit  den  gewöhnlichen  (iründen  für  das 
privatwirthsch.  Concurrenzsystem  vindicirt,  giebt  auch  Sax  völlig  preis.  Er  sieht  viel- 
mehr ebenso  wie  ich  die  Eisenbahnen  als  „Objecto  der  Gemein wirthschaft" 
an  (Sax  II,  82  fi".  vgl.  mit  L  80  i\\  in  Schönberg's  Handb.  I,  379  H".,  38S,  392,  399  fi'., 
404  il'.).  Nur  glaubt  er  nachweis«*n  zu  können,  dass  damit  die  Eisenbahnen  noch 
nicht   ausschliesslich    als   Staatsbahnen    zu    constituiren    seien,    sondern    dass   eine 
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andere,  unter  Umständen  passendere,  aber  auch  „gemcinwirthschaftliche"  Form 
diejenige  der  „regulirteu  Privatunternehmung",  bez.  der  „delegirten  Ver- 
waltung" äei,  wo  Bau  und  Betrieb  der  Bahnen  unter  genau  festgestellten 
Bedingungen,  welche  die  öfientlichen  Interessen  wahren  sollen.  Privaten,  bez.  Actien- 
gescllschafteu  „übertragen"  werden.  Mit  dieser,  im  Einzelnen  sehr  gut  durch- 
geführten Theorie  ist  der  Hoden  der  V erstand i^un«;:  mit  den  Anhängern  des  reinen 
Staatsbahnsystems  geschaffen.  So  «rem  ich  nun  anerkenne,  dass  in  der  Praxis  öfters 
nichts  übrig  bleibt,  als  nach  diesem  System  der  „dt^leginen  Verwaltung"  vorzugehen, 
und  dass  mit  demselben  gegenülicr  dem  „Privatbahnprincip"  in  der  älteren  Auffassung 
ein  grosser  Fortschritt  auch  in  der  Theorie  erreicht  ist,  so  gern  ich  also  auch  in 
dieser  Sax 'sehen  Lehre  das  „Gesetz  der  Kelativität"  in  solchen  praktischen  Fragen 
richtig  hervorgehoben  iiude,  so  kann  ich  ihr  in  Ucbereinstimmung  mit  G.  Cohn  (Hildebr. 
Jahrb.  B.  3,S  8.  1  tl'..  10  ff.)  doch  zwei  Einwurfe  nicht  ersparen,  von  denen  der  eine 
auch  Koscher's  ähnliche  Kelativitätsentscheidung  der  Systemfrage  betrifft  (III,  §.  85): 
1)  Wo  ist  e^  denn  irgend  thatsächlich  gelungen,  die  ,.delegirte  Vorwaltung'' 
halbwegs  befriedigend  einzurichten  und  das  m.  E.  unlösbare  Problem  zu  lösen,  ein 
richtiges  „  P  f  1  i  c  h  t  e  u  h  e  f  t "  f  ur  eine  solche  Verwaltung  zu  construiren  V  (^  Auch  Koscher's 
Ausfuhrungen,  §.  S5,  sind  in  die^er  Hcziehun«;'  mit  den  Thatsachen  in  völligem  Wider- 
spruch und  seine  Auffassunir  viel  zu  optimistisch.)  Und  2)  klingt  nicht  in  allen  Beweis- 
führungen von  Sax,  so  sachverständig  sie  sind  u.  so  unparteiisch  sie  zu  sein  suchen, 
dennoch  immer  die  Tendenz  durch,  ein  System  wie  das  bestehende  des  Eiscnbahn- 
Actiengesellschaftswesens  eben  einmal  auch  principicU  zu  rechtfertigen,  es  theo- 
retisch zu  salvircn,  weil  es  existirt,  nicht  weil  es  befriedigend  fuugirt? 
Das  scheint  mir  die.  „peiitio  principii"  in  Sax'  Lehre  von  der  „delegirten  Verwaltung** 
zu  sein.  Vgl.  zur  Kritik  von  Sax  in  diesen  Punctcn  bes  Cohn*s  gen.  Aufs,  in 
Hildebr.  Jahrb.,  wo  nur  das  trotzdem  verbleibende  grosse  wissenschaftliche  Verdienst 
des  Sax*schcn  vortrefflichen  Werks  nach  anderen  Seiten  nicht  ganz  ausreichend 
anerkannt  wird. 

Literatur.  Geschichte  u.  z.  Th.  Statistik  d.  Eisenbahnwes.:  Stürmer, 
Geschichte  d.  Eisenbahnen,  1.  Th.,  Bromb.  1S72,  2.  Th.  1870.  Schmeidler.  Geschichte 
d.  deutsch.  Eisenbahnwesens.  Lpz.  1S71.  J.  Michaelis,  Deutschi.  Eisenbahnen, 
3.  A.,  Lpz.  1863.  Behm,  d.  mod.  Verkehrsmittel,  Krgänzungsheft  19  zu  Petermann's 
geogr.  Mittheil.  Fr.  X.  v.  Neumann-Spallart  (Wien),  Ucbersichten  über  Product., 
Welthandel  u.  Verkehrsmittel,  früher  in  Behm's  Gco^r.  Jahrb.,  jetzt  jährl.  selbständig. 
Dann  die  meistens  jährlichen  amtlichen  und  halbamtlichen  Statistiken  des  Eisen- 
bahnwesens der  einzelnen  Länder.  Fur  Deutschland  bes.  die  deutsche  Eisenbahn- 
statistik, herausgeg.  von  der  gescliäft>führenden  Dircction  des  Vereins  D.  Eiseubahn- 
verwalt.  Fur  Preussen,  Statist.  Nachrichten  v.  d.  preuss.  Eisenbahnen,  herausgeg. 
v.  Handebmiuisterium .  bisher  die  beste  amtl.  Eisenbahn^tatist.  Jetzt:  Statist,  d.  in 
Betrieb  befindL  Eisenb  Deutschl.s,  bearbeitet  im  Keichseisenb.amt,  zuerst  f.  18S0/81, 
Berl.  1882,  dann  Krgänz.h.  12  d.  preuss.  stat.  Ztschr.:  Hist.  Eutwickl.  d.  deutschen 
u.  deutsch -öäterr.  Eisenb  netzes  1  SMS  — 81.  Berl.  18S3  (Atla.s).  Umfangreiche  Aus- 
züge aus  diesen  neuesten  amtl.  Publicationen  giebt  Kollmann  in  Schmollcr*s  Jahrb. 
d.  D.  Keichs  1SS3,  H.  4.  Für  Uesterrcich,  Kachrichten  v.  d.  österr.-ungar.  Bahnen. 
Eisenbahnjahrb.  v.  Oest.-Ung.  v.  Kohn,  jährl.  Für  d.  Ge.'^chichtc  des  engl.  Eiscn- 
bahnrechts  u.  bes.  f.  d.  wichtig.  Enqueten  d.  1.  B.  d.  u.  gen.  Werks  v.  G.  Cohn 
u.  dessen  neueste  Fortsetz.  Der  Bericht  des  parlam.  Ausschusses  v.  1872  auch  bei 
Dorn  a.  a.  O.  (s.  u.\  Als  eigene  Fachzeitschrift  reichsten  Inhalts  (auch  bezügl.  ausser- 
deutscher  Dinge)  erscheint  seit  mehreren  Jahren  das  „Archiv  f.  Eisenbahnwesen", 
hcr.gcg.  im  (preuss.)  Miniät.  d.  öfl'.  Arbeiten.  Daselbst  auch  vollständige  Ucbersichten 
über  alle  Zweige  d«'r  Eisenb  liter. ,  worauf  zur  Ergänzung  des  Folgenden  hier  hin- 
gewiesen sei. 

Volkswirth>chaftl.  und  volks  wirthschaftspolitische  (vcrwaltungs- 
rechtliche)  Seite.  Knies,  d.  Eisenbahnen  u.  ihre  Wirkungen.  Braunschw.  1853, 
(noch  immer  b«'achtenswerth,  richtige  Betonunc:  der  Relativität  der  Argumente 
für  u.  wider  in  der  Staats-  u.  Privatbahnfrage,  S.  3S  !!'.).  U.  Michaelis,  d.  Monop. 
d.  Eisenbahnen,  1801,  ders. ,  Hai'tpHicht  u.  natUrl.  Monopol  der  Bahn,  volLswirthsch. 
Vierteljahrsschr.,  tSOli,  II,  ders.,  Diff.  Tarife  d.  Bahnen,  eb.  1804,  I,  ders.,  Eisen- 
bahnactiouärc  u.  Interessenten,  eb.  1804,  II,  Jetzt  z.  Th.  im  1.  B.  seiner  volkswirth- 
.bchaftlichen  Schriften  (.Michaelis  damals  in  diesen  wie  in  seinen  and.  Arbeiten  ein 
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typischer  Vertreter  der  „Deutschen  Freihandelsschule*').  '—  Schäffle,  in  s.  gesell- 
schaftl.  System  uiciischl.  Winhsch. ,  2.  A.,  §.262  ff./3.  A.,  II»  280  ff.  —  Jäger, 
Lehre  v.  d.  Eisenbahnen.  München  1865.  —  Vogt,  Schweiz.  Studien  über  Eisenbahn- 
wesen, deutsche  Vierteljahrsschr.  1859;  ders.  über  die  Fraise,  ob  Eisenbahnen  u.  s.  w. 
vom  Staate  oder  v.  d.  Privatindustrie  zu  bauen,  in  d.  Annales  de  l'associat  intcruat 
p.  lo  progrcs  des  sciences  social.  4.  scss.  (Bcrne),  Par.  et  Brux.  1866,  p.  635—650 
(mit  unbedeut.  Debatte).  —  Per  rot,  d.  deutschen  Eisenb.,  Kost.  1870,  ders.,  die 
Reform  d.  Eisen bahntarifs  im  Sinne  d.  Pennyporto,  Bremen  1869,  u.  viele  Aufs,  in 
Zcitschr.,  die  Beweisführung  immer  sich  in  gleicher  Weise  wiederholend.  S.  Perrot*s 
Eisenbahnreform,  Rost.  (1871),  ders.,  Deutsche  Eisenbahnpolit.,  Berlin  1872,  ders., 
die  Differentialtarife  der  Eisenbahnen,  Berl.  1874.  —  Mehrfache  Verhandlangen  auf 
den  deutscheu  volkswirthsch.  Coujrr.,  so  zu  Stuttgart  1861,  zu  Danzig  1872,  zu  Wien 
1873,  mit  dem  steten  Bemühen,  durch  Aufstellung:  irgend  einer  Fonnel  (Trenaang  v. 
Fahr-  u.  Frachtverkehr,  bestimmte  Tarifprincipien  u  s,  \v.)  das  unliebsame  Zugcstäudniss 
vermeiden  zu  können,  dass  die  Grundsätze  des  privatwirthschaftl.  Goncurrenzsystems 
sich  im  Eisenbahnwesen  unanwendbar  zeigen.  S.  auch  in  dieser  Richtung:  Dorn, 
Aufgaben  d.  Eisenbahnpolit.,  Berl.  1874  (..nicht  Concurrenzlinie,  sondern  CJoncurrenz 
auf  der  Linie",  „Beseitigung  des  Tarifmonopob  der  Eisenbahnen"  u.  s.  w.).  Vgl. 
darüber  u.  dagegen  G.  Cohn,  Strcitfr.  d.  Eisenbahnpol.,  S.  8  ff.,  wo  alle  diese  Vcllei- 
täten  gerade  nach  den  engl.  Erfahrungen,  unter  Bezugnahme  auf  Cohn's  grosses 
Werk,  abgewiesen  werden.  „Freiheit  auf  der  Schiene  gilt  in  England  bei  allen  Thcileu, 
einschliesslich  der  Agitatoren  f.  Eisen  bah  nre  form ,  als  in  der  Wiikiichkeit  undenkbar." 
Sax  weist  alles  dgl.  ebenfalls  ab.  S.  auch  die  nach  dem  piincip.  Standpuucte  w^andel- 
baren  Verhandlun,u:en  über  Eisenbahnwesen  auf  d.  deutsch.  Haudelstage,  z.  B.  1871 
(D.  Handelsbl.  1871,  Nr  20,  2 1 ),  mit  den  Arbeiten  v.  Alex.  M  a  y  e  r  u.  A.  ni. ;  so  auch  später. 

Die  deutschen  Hauptwerke  über  Eisenbahnpolitik  sind  jetzt  die  mehrfach  genannten 
V.  G.  Cohn  u.  E.  Sax:  des  ersteren  Untersuchungen  über  engl.  Eisenbahnpolit., 
1.  B.  die  Entwickl.  d.  Eiseubahngcsetzgeb.  in  England,  Lpz.  1874,  mit  d.  Mittheil, 
aus  den  engl.  Eisenbahnenquuten  (s.  bes.  S.  316  ff.,  321  ff.),  2.  B.  zur  Beurtheil.  d. 
engl.  Eisenbahnpolit.,  1875.  Die  Resultate  des  Verf.  stimmen  in  den  Hauptprincipien 
durchaus  mit  meiner  Eis(Mibahnlehre  überein.  Ders.  in  der  obengen.  Broschüre 
(^Quintessenz  des  grossen  Werks);  ders.  über  eine  akadem.  Vorbildung  zum  höheren 
Eisenbahn  Verwaltungsdienst,  Zürich  1876;  ders.,  der  Staat  u.  d.  Eisenbahnen,  in 
Hildebr.  Jahrb.  B  33  (1879),  S.  1  11.  (die  gen.  Kritik  von  Sax);  ders.,  d.  engl 
Ei>enb.pol.  in  d.  letzten  10  Jahren,  Arch.  f.  Eis.b.wes.  1883  (auch  selbständig);  dann 
Sax,  als  Vorläufer,  üekonomik  d.  Eis(?nbahuen ,  Wien  lb71  (unausgeführt);  ders., 
d.  Verkehr>mittel  in  Staat  u.  Volkswirthsch.,  bes.  B.  II.  Wien  1879;  ders.,  Abh. 
Transp.-  u.  Commun.wes.  in  Schönberg's  llandb.  II.  —  Sonst  u.  A.  de  Franque- 
ville,  Eisenb. -Concurrenz  u.  Fusionen  in  England,  deutsch  (aus  ,.du  regime  des 
travaux  pubi.  cn  Angletene")  v.  Wilke  u.  v.  Nördling,  Wien  1875.  —  Handbuch 
d.  Eisenbahnwesens  v.  llaushofer  (B.  1,  Grundzüjie  d.  Eisenbahnwes.,  wirthschafil. 
Seite,  umfassendes  systomat.  Werk),  v.  Paulus  (B.  2,  Bau  u.  Aiisrüst.  d.  Eisenbahn.':, 
u.  Schmidt  (B.  3,  Verwalt.  d.  Eisenb.  u.  Buchführ,  im  Eisenbahnbetrieb),  Stuttg. 
1875.  —  L.  Stein,  Finanzwiss. ,  3.  A.,  S.  250.  Handb.  d.  Verwaltungsichre,  2.  A-, 
S.  402  ff.  —  Röscher,  Syst.  III,  §.  76—90  passim,  bes.  §.  85. 

Eisenbahnrecht  u.  Verwandtes  (Expropriation) :  1\  e  y  s  c  h  e  r ,  d.  Recht  d. 
Staats  a.  d.  Bahnen,  Tüb.  1852.  Bessel  u.  Kühl  weiter,  prcuss.  Eisenbahnrecht, 
Köln  1855—57.  Beschorner,  Deutsches  Eisenbahnrecht,  Erl.  1S5S.  Koch,  D.'s 
Eisenb.,  Marb.  1860.  G.  Meyer,  Recht  d.  Expropr.,  Lpz.  1808.  Försteiuann, 
preuss.  Eisenbahnrecht,  Berl.  1^69.  H.  Rösler,  soc.  Verwaltungsrecht,  II.  B.,  Erl. 
1873,  §  419  11".  Michel,  österr.  Eisenbahnrecht,  Wien  1860.  L.  Stein,  z.  Eisen- 
bahnrechtsbildung,  Wien  1872.  llöper,  preuss.  Eis.b.lin  ges.geb.,  Berl.  1879.  Kosub, 
Organis.  d.  preuss.  Staatseisenb.verwalt. ,  Berl.  1881;  ders.,  d.  A'erwalt.  d.  preuss. 
Staatsbahnen.  Berl.  18S0.  P  oll  an  et  z  u.  Witt  eck,  Samml.  d.  Gesetze  über  österr. 
Kis.b.wes.,  Wien  Hodges,  law  affect.  railways,  6.  ed.,  London  1S77.  Shelford, 
law  of  railways,  4.  ed.,  2.  vol.,  Lond.  1S69.  Browne  a.  Theobald,  law  of  railway 
companies,  Lond.  1881.  Redmaun,  law  of  railw.  comp..  Lond.  1880.  Picrce,  law 
ofrailroads,  Boston  18Sl.Palaa,dict.  legisl.  etreglem.descheminsdefer,2.ed.,ParislS72. 

Technisches,  Verwaltung    im   Allgem.    z.  Th.    schon   in    obiger   Literatu 
über  d.  Ökonom.  Seite  d.  Bahnen  u.  über  Eiscnbahnrecht.    Sonst  besonders:  v.  Weber^ 
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Schule  d.  Eiseubahn^v-es.  (Abriss  d.  Gesch.,  Techn.,  Admiuist,  Statistik),  2.  A.,  Lpz. 
1662,  3.  A.  V.  Schmitt,  Lp/.  1873  (sehr  beachtcnswrrth  auch  für  die  National- 
ökoDomeu).  Dann  zahlreiche  meist  kli^inerc  z.T.  populäre  Schriftc.n  v.  v.  Wober: 
Die  Individualität  u.  Eotwickclbarkeit  d.  Eisenb..  Lpz.  1ST5  («relan^t  zu  sehr  bedeuts. 
uat-ökoii.  Gcäichtspuncteii,  die  die  Tecliniker  und  die  Staatsvenraltung  meist  bisher 
Ubernaheu);  Popul.  Erörteruugen  von  Eisenb.  Zeitfraj^en,  4  Hefte,  Wien  u.  s.  w.  1976. 
Nr.  1,  Normalspur  u.  Schmalspur,  Nr.  2,  Wcrih  u.  Kaut  der  Eisenb.,  Nr.  M,  Praxis 
d.  Sicher,  d.  Eisenbahnbetriebs,  Nr.  4,  Priv.-,  Staats-  u.  Keichsbahnen,  alle  wichtijj 
f.  d.  Nationalökon.  u.  Finanzuiann,  bes.  Nr.  4;  Nationalit.  u.  Eisenbahnpolitik,  Wien 
U.S.  w.  1876.  —  Schwabe,  über  die  engl.  Eisenbahnen,  Berlin  1S71.  —  Hartwig, 
tlber  das  Eisenbahnwesen  bes.  Londons,  Berl  1S74.  —  Wehr  mann,  Rcisestudien 
über  Anlagen  u.  s.  w.  der  engl.  Eisenbahn,  Elberf.  1*>77.  —  Perdonnet,  traiic 
element  d.  chemins  de  fcr,  Par.  (z.H.  3.  ed.  Ib65).  Goschler,  e.xploit.  d.  chemins 
de  fcr,  4.  vol.,  Par.  1S65  — HS.  —  Jaccimin,  exploit.  d.  chemins  de  fer,  Paris  1S67, 
1S68.  —  V.  Leber,  Eisenb.wes.  in  Frankr.,  Wien  1880. 

Eisen  bah nreform,  Fragen  d«'r  Staatsaufsicht  über  die  Privatbahnen, 
Deutsche  Reichseisenbali  n  frage  n.  dgl.  m.  Bericht  der  Speciulcommission  z. 
Untersuch,  d.  Eisenbahnconccssionswesens.  Mit  Anlagen.  Berlin  1874  (Nr.  11,  Papiere 
des  Hauses  der  Abgeordn.,  12.  Legislaturperiode.  1.  Sess.  1873—74^.  —  Fauch  er, 
d.  alig.  Fragebogen  d.  Untersucliungscomm.  üb.  d.  Eisenbahnconces-sionswcb.  beantw.. 
Berl.  187.S.  —  Entwurf  eines  Reichseihenbahngesotzes,  aufgestellt  im  Reichseisenbahn- 
amle,  Berl.  1874.  Vorläufiger  Entwurf  eines  Reichseis(aibahnges<'tzes  (2.  amtl.  Entw.), 
Berl.  1875.  —  Dieser  Vorlauf.  Entwurf,  B<'urth.  v.  Ver.  d.  Privateisenb.  im  D.  Reiche, 
Berl.  1875.  —  Entwurf  eines  Gesetzes,  betr.  d.  üebertragung  der  Eigenth.-  u.  sonst. 
Rechte  des  Staats  an  Eisenb.  auf  d.  D.  Reich,  B«'rl.  1876.  Bemerk,  des  Vereins  d. 
Pri?ateisenb.  zu  diesem  Entwürfe,  Berl.  1876.  Viel  u.  reichhaltigstes  legislatives  u. 
Statist  Material  zu  den  neueren  Fragen  tib.  Eiscnbahnpolit.,  bes.  auch  über  d.  Reichs- 
eisenbahufrage  in  Hirth's  Annalen  d.  D.  Reichs,  bes.  im  Jahrg.  1876.  —  E.  Roth- 
schild, Ideen  üb.  Umwandl.  d.  Bahnen  zu  Reichseisenbahnen,  Braunschw.  1875.  — 
V.  Böbmert  ((iegnor  d.  Reichsb.),  P^ncjuete  üb.  die  Reichscisen  bahn  frage,  3  Lief., 
Lpz.  1876.  —  Tariferhöhung  oder  Reichseisenbahuen  V  Von  einem  Fachmann  (f.  R.-E.). 
Berlin  1876.  —  Weizmann.  die  Deutsche  Reichsbahn,  Berlin  1876  (für).  (,S.  aucli 
ders. .  die  Eisenb.  als  öffentl.  Strasse,  Berl  1875,  u.  zur  Eisen bahnreform.l  —  Zehn 
Jahre  preuss.  deutscher  Eisenbahnpolilik.  Lpz.  1876  (für  Reichsb.)  —  C.  Walcker, 
z.  Orientir.  in  d.  Reichseisen bühn frage,  1876.  —  Die  Rei<*hseisenbahnfr;ige,  Beitr.  z. 
Lösung  derselben  von  einem  Faclmianne.  \.  Heft.  Kn^'erb  d.  deutschen  Bahnen  durch 
d,  Reich,  Lpz.  1876.  —  Schaf  fle.  Mater,  z.  Eisenbahn  frage,  Tüb.  Zeitschr.  1S76, 
S.  352  H'.  —  A.  Wagner,  la  quistione  delle  strade  ferrate  dcll'  Inipero  Germanico, 
Rivista  Internazionale ,  Marzo  1876.  —  A.  Held,  d.  Uebergang  d.  deutsch.  Bahnen 
an  das  Reich  (für),  Landwirthsch.  Jahrb.  1876,  S.  1065  —  1128.  —  Runde,  das 
ReichseistMibahuproj.,  Braunschw.  1  s76.  —  Boden  heim,  Verkehrswege  Deutschlands, 
Hannov.  1876.  —  Unter  den  Gegnern  gegen  die  Centralisation  d.  Eisenbahnwesens  u. 
gegen  die  Reichsbahnen:  Mor.  Mo  hl,  üb.  d.  Entw.  eines  Reichseisenbahnges.,  Stutt- 
gart 1874  u.  1875,  ders.,  die  Fraire  v.  d.  Reichseisenb.  «Tortert,  Stuttgart  1876.  — 
V.  Weber  in  der  oben  gen.  Sehr,  über  die  Privatbahnen  n.s.  w.  —  v.  Unruh  in 
der  „Gegenwart"  von  Lindau  1876  (altes  Manche.sterthum).  —  v.  Varubüler,  Soll 
d.  Reich  d.  deutsch.  Eisenbahnen  erwerben?  S.  auch  die  Verhandl.  über  di«- Reich>- 
eisenbahnfrage  auf  d.  Bremer  volkawirthsch.  ('ongr.  1>76  (Verh.  Berl.  1876),  mit  dem 
Referat  v.  Böhmert  gegen  (Standpunct:  mehr  Privatbahnsysteni),  von  mir  fur  (als 
CoDsequenz  des  Staatsbahnsysteu)^);  in  der  Debatte  bes.  Nasse  gegen  (für  Staatsbahn, 
aber  gegen  Reichsbahn),  Stephan  gegen  (Furcht  vor  weiteren  Consequenzen).  — 
Zu  dem  Benierkenswerthcsten  für  Privat-  u.  gegen  Staatsbahnen  gehören  die  viel- 
fachen Stellen  in  Stroussberg's  „Dr.  Strousberg  u.  sein  Wirken'*,  Berlin  1S76. 

Eingeh.  Erorter.  der  System fraire  auch  in  neueren  „Enqueten",  bes.  deritalien. 
(1878— 81),  s.  darüber  Pieck  im  Arch.  f.  Eis.b.  1S82  S.  IM— 134;  auch  d.  nieder- 
länd.  (Arch.  Ih83  S.  571   il.) 

Für  Oe&terreich  vgl.  z.  B  Denkschr.  der  Prager  Hand«*lskammer  iSchebek) 
Reform  d.  Eisenbahnwes. ,  Prag  1874.  Bing.  Eisenbahnprogr.,  1875  Denkschr.  d. 
Ausschusses  d.  nieder -österr.  Handelskammer,  Wien  1876. 
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Die  Tariffragen  werden  in  d.  meisten  Scliriften  mit  berührt  u.  siiid  auch  f.  d. 
priucip.  Frage:  Ob  Staats-,  ob  Privatbahn?  mit  von  Bedeutung.    S.  u.  vor  Abschn.  5. 

§.  269.  Einleitung.  Das  Urtheil  lautet  nach  dem  Ergebnitss 
der  Erörterungen  Über  das  gesaromte  Verkehrswesen  im  vorigen 
Abschnitt  im  Allgemeinen  zuGunsten  derStaatsbahnen, 
denen  unseres  Erachtens  muthmasslich  die  Zukunft  gehören  wird. 

Dieses  Urtheil  ist  jetzt  noch  einer  Prüfung  bloss  nach  den 
Verhältnissen  des  Eisenbahnwesens  an  und  für  sich 
zu  unterziehen.  Diese  Prüfung  muss,  wie  in  den  analogen  anderen 
Fällen,  immer  von  dem  doppelten  Standpuncte  des  Volkswirt h- 
schaftlichen  Productionsinteresses  einer-  und  das  all- 
gemein-volkswirthschaftlichen,  des  Vertheilungs-  und  des 
socialpolitischen  Interesses  anderseits  erfolgen. 

1.  Von  dem  erstgenannten  Standpuncte  aus  ist  die  Frage 
nach  dem  Bahnsystem,  ob  Staats-,  Privat-,  oder  ob  etwa  ein  aus 
Staats-  und  Privatbahnen  „gemischtes"  System  den  Vorzug 
verdiene,  meistens  allein  betrachtet  worden.  Dasjenige  System  ist 
hier  vorzuziehen,  welches  das  unmittelbare  BedUrfuiss  der  Commu- 
nication  und  des  Transports,  dem  das  Eisenbahnwesen  dient,  am 
Besten  befriedigt.  Grade  in  dieser  Beziehung  muss  im  Voraus  die 
Eelativität  aller  einzelnen  Argumente  für  und  wider  Staats- 
und  Privatbahnen  anerkannt  werden:  es  lässt  sich  aus  diesen 
Beweisgründen  allein  ein  allgemeingültiges  „Gesetz'^ 
oder  „Axiom"  nicht  einmal  für  ein  bestimmtes  Land 
in  bestimmter  Zeit  gewinnen. 

Licht  und  Scliatteii  sind  iui  Einzelnen  nianclifach  verschieden,  iui  Ganzen  ziemlich  gleich 
vertheiit.  Sicherlich  ist  es  rin  IrrtJiiim  zu  nn-inen,  wie  <;s  von  einseitigen  Parteigiinj^ern  oft 
geschieht,  gewisse  Uebeiständc  würden  mit  dem  Wcclisel  des  Systems  ohne  Weiteres 
verschwinden.  Denn  dieselben  liegen  oftmals  tiefer  und  hängen  mit  dem  Umstände,  ol* 
die  BaJinen  eines  Landes  Staats*  oder  Pri\  atbalincn  sind,  oft  wenig  oder  gar  nicht  zusammen- 

Die  Relativität  der  einzelnen  Argumente  hindert  aber  nicht, 
selbst  wenn  die  Frage  zunächst  nur  von  diesem  ersten  Stand- 
puncte aus  betrachtet  wird,  schon  zu  einem  festen  Ergebnis» 
für  die  Wissenschaft  und  die  Praxis  zu  gelangen.  Dieses 
Ergebniss  ist  nur  wieder  kein  absolutes.  Zeit  und  Ort 
sprechen  ein  entscheidendes  Wort  mit.  Für  unsere  jetzige  Zeit 
und  für  unsere  Länder,  d.  h.  in  erster  Linie  für  Deutschland, 
dann  für  das  continentale ,  besonders  westliche  und  mittlere 
Europa,  endlich  im  Wesentlichen  für  die  gesammte  europäisch- 
amerikanische Staaten  weit  folgt  die  Entscheidung  für  Staats- 
bahncn  aus  der  Stellung  der  Bahnen  im  Verkehrswesen 
und  wieder  aus  der  Stellung  des  Staats  zu  dem  letzteren. 
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« 

Die  Durclisicht  der  ciuzelncn  Beweisgründe  in  der  Coutrovcrsc  im  Füllenden 
vird  aber  zeigen,  dass  manche  triftige  Gründe  auch  für  Privat  bahnen  anzufahren 
8Üid  und  manche  andere  gegen  Staats  bahnen  sprechen.  Die  bisherige  geschicht- 
liche Entwicklung  und  der  gegenwärtige  Zustand  des  Eisenbahnwesens,  avo  Staats-  und 
PriFatbahnen  bunt  wechseln,  beweisen  zwar  in  der  principielicn  Frage  wenig,  weil 
notorisch  nicht  feste  Principien,  sondern  zufällige  geschichtliche  Um- 
stände diese  Eutwici^lung  belierrscht  liaben.  Sie  zeigen  jedoch  erfahrungsmässig, 
dass  alle  Beweisgründe  nur  einen  relativen  Werth  besitzen.  An  dem  früher 
gewonnenen  Ergebniss  darf  man  vornehmlich  deshalb  festhalten,  weil  die  mancherlei 
einzelnen  Gründe  für  Privat-  und  gegen  Staatsbuhnen  nicht  den  Aus- 
schlag geben  und  ihnen  stets  andere  ebenso  gewichtige  gegenüber 
gestellt  werden  können.  Auch  diese  entscheiden  nicht  allein,  obgleich  sie  mit- 
unter sehr  beachte ns werth  sind,  jedenfalls  beleuchten  sie  die  Frage  aber  noch  von 
manchen  anderen  Seiten  in  erwünschtester  Weise. 

2.  Den  Ausschlag  für  Staats  bahnen  geben  vornehmlich 
die  Erwägungen  ans  dem  zweiten  Gesichtspuncte.  Es  lässt  sich 
nachweisen,  dass  die  Summe  der  materiellen  Interessen 
und  daher  der  ökonomischen  nnd  socialen  Macht,  welche  das 
Eisenbahnwesen  in  sich  vereinigt,  zu  gross  ist,  als  dass  die 
bürgerliche  Gesellschaft  diese  Institution  den  Privatwirthschaften 
überlassen  kann.  Das  gilt  auch  gegenüber  dem  Sax' sehen  Plan  der 
an  Actiengesellschaften  übertragenen  („  delegirten ")  gemeinwirth- 
schaftlichen  Verwaltung  der  Eisenbahnen. 

Man  steht  daher  von  vorneherein  vor  dem  Dilemma:  ein  vom  Staate  beaufsich- 
tigtes und  geregeltes  Privatbahnwesen,  dem  im  Gesammtinteresso  wenig  Selb- 
ständigkeit, ein  ungemein  werthvolles  Eigenthumsobjcct ,  bei  dem  aber  dem  Eigen- 
thUmer  wenig  „Rechte**  mehr  bleiben  dürfen,  oder  —  ein  Staatsbahnwesen,  bei 
welchem  diese  Conflicte  zwischen  Privat-  und  ölf'entlicheni  Interesse  fortfallen.  Das 
Staatseiscnbahnweson  bildet  den  wichtigsten  Fall  auf  dem  Gebiete  der  materiellen 
Production,  wo  der  Staat  passend  und  erfolgreich  das  (ohnehin  nur  durch  die  Acti en- 
ge Seilschaft  vertretene)  privat wirthschaftliche  System  e  i  n  e  u  g  e  n  kann.  Alle  Vor- 
theile  der  grossen  „öffentlichen"  üniernehuiung  kommen  bei  ihm  zur  Geltung: 
richtiger  Gross  betrieb,  durch  den  Zweck  geboten,  vom  Staate  so  gut  als  von  einem 
anderen  Unternehmer  durchzuführen,  ohne  die  volk;>wirtlischaftlichen  nnd  socialpoli- 
tischen  Bedenken  des  privatwirthschaftÜchen  Grossbetriebs;  Möglichkeil  einer  zeit- 
lich gleichmässigeren  Kapitalverwendung,  statt  der  unvermeidlich  ungleich- 
mä^^sigen,  weil  ganz  vom  Gange  der  Speculation  abhängigen  bei  dem  Privatbahnsystem ; 
geringere  Gefahr  des  factischen  Monopols  oder  bei  einem  solchen  wenig- 
stens der  finanzielle  Nutzen  fdr  die  Gesainmtheit;  hinlüngliche  Sicherung  des 
finanziellen  Interessen  fUr  die  Gesammtheit,  aber  dennoch  Möglichkeit,  statt  des 
reinen  Rentabilitatsstandpuncts  das  öffentliche  Interesse  bei  Anlag«-  und  Betrieb 
entsprechend  mit  zu  berücksichtigen;  Ausgleichung  der  „guten  und  schlechten 
Fälle"  durch  A'ereinigunu:  der  guten  und  schlechten  Kouten  in  einer  Hand  und 
dadurch  grössere  Fähigkeit,  mit  geringerem  Kisico  das  Bahnnetz  auszudehnen. 
Da  nun  anderseits  das  Ergebniss  der  Untersuchung  von  dem  erstgenannten  Stand- 
poncte  aus  mindestens  nicht  gegen  Sta<itsbahnen  ausfällt  und  da  sich  zeigen 
lässt,  dass  die  Mängel  der  Staatsbahnen  den  Privat  bahnen  ähnlich  ankleben,  weil 
es  sich  in  beiden  Fällen  um  riesi<re,  ähnlich  zu  organisirende  Einrichtungen  handelt, 
so  darf  mit  Recht  das  Urth<>il  allgemein  bei  uns  zu  Gunsten  der  Staatsbahnen 
lauten.  Dies  im  Einzelnen  mögliehst  objectiv  zu  begründen,  ist  die  Aufgabe  des 
Folgenden.  Für  die  (irundauschauung  in  Betr.  des  zweiten  Gesichtspuncts  beziehe  ich 
micii  hier  ein  für  allemal  auf  meine  Grundlegung,  bes.  1.  Abth.  Kap.  3  u.  4  u. 
2.  Abth.,  ferner  auf  mein  Referat  über  Actiengesellschaftswescn  auf  d.  Eisen,  social- 
polit.  Congresse  1S73  u.  auf  meine  oben  gen.  Abhandl.  über  A'ersicherungswesen  in 
d.  Tüb.  Ztschr.  1881  u.  in  Schönberg's  Ilandb.  I. 
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I.  —  §.  270.    Die  Fragstellung. 

S.  bes.  8ax  U,  139  ff.,  wo  die  Frage  wcscutlich  iu  Form  einer  theils  bei- 
ötimmenden ,  th.  ablehneuden  und  bcnchtigenden  kritischen  Erörterung  über  meine 
Beweisführung  in  der  2.  Aufl.  §.  244  ff.  discutirt  wird.  Ich  kann  indessen  Sax  wenig 
Zugeständnisse  macheu.    Koscher  ILI,  §.  85,  86. 

In  der  Controverse,  ob  Staats-,  ob  Privatbahnen ,  ist  Allem 
zuvor  die  schiefe  Fragstellung  zu  berichtigen.  Der  un- 
deutliche Ausdruck  „Privatbahnen"  hat  den  Anhängern  der 
letzteren  den  Anlass  gegeben,  mit  den  üblichen  Gründen  vom 
„natürlichen"  und  ,,erlahrungsmässigen"  Vorzug  des  privaten  vor 
dem  staatlichen  „Gewerbe" -Betrieb  auch  in  dieser  Frage  zu  argu- 
mentiren.  Allein  diese  Gründe,  welche  ohnehin  oft  schon  zu  sehr 
verallgemeinert  zu  werden  pflegen,  passen  vollends  hier  zum 
grössten  Theile  gar  nicht,  weil  die  sogen  Privatbahnen  eben  nicht 
eigentliche  P  r  i  v  a  t  untermehmungcn  im  gewöhnlichen  Sinne  sind 
und  im  Eigenthum  und  in  der  Verwaltung  eines  oder  weniger 
Privaten  stehen,  sondern  grossenkapitalistischen  Erwerbs- 
gesellschaflen,  insbesondere  Actiengcsellschaften,  ge- 
hören und  von  diesen  verwaltet  werden.  Die  Fragstellung  ist  also 
nicht:  ob  Staats-,  ob  Privatbahnen,  sondern  ob  Staats-, 
ob  Actiengesellschaftsbahnen. 

Durch  diese  Bcrichti^cun«»"  fallen  sogleich  viele  Argumente  gegen  Staats-  und  für 
die  so^cn.  Privatbahnen  «ranz  fort.  Statt  dessen  ergeben  sich  viele  und  sehr  bedeutende 
AehnJicIikriten  beider  Arten  von  Bahnen,  welche  iu  der  Wirklichkeit  jeden 
Auircublick  dem  Beobachter  aufstosscn  und  fast  absichtlich  übersehen  werden  mUsseu, 
als  nothwcndigc  Conse([uenzcn  unverkennbarer  Aehnlichkeiteu  des  Wirthschaftsbetriobs 
des  Staats  und  der  Actiengcsellschaften.  Aus  diesen  Aehnlichkeiteu  erklärt  es  sich 
zum  Theil,  dass  die  üblichen  Argumente  in  der  Controverse  über  Staats-  und  Privat- 
bahnen nur  relativ  richtig  sind.  Namentlich  zeigen  sich  vielfach  hei  beiden  Unter- 
nehmungen die  dem  Staats-  und  dem  Actiengesellschaftsbctricb  gemeinsam  cigeneu 
Schwächen  veii,^lichcu  mit  dem  reinen  Privatneschäft.  Endlich  treten  auch  speci- 
fi&che  Schwächen  der  Privatbahnen,  neben  kaum  wesentlichen  Vorzügen ,  hervor, 
weil  diese  Bahnen  eben  Erwerbs-  und  noch  dazu  Actiengcsellschaften  gehöreu. 
Zum  Theil  hat  grade  die  Eisenbahnactiengesellschaft  ihre  besonderen  Mängel  vor 
anderen  Actieni::eselUchaften,  weniger  was  den  betrieb  der  fertigen  Bahn,  als  was 
die  (jründunir  des  Unternehmens  anlangt. 

Die  zahlreichen  aprioristischen  Argumente  liegen  Staats-  uud  für  Privatbahneu, 
wclehe  somit  hinfallig  werden,  sollen  dann  zwar  oft  eine  Stütze  in  der  Erfahrung 
finden.  Dabei  wird  aber  übersehen,  dass  in  der  Kegel  ein  exactcr  Vergleich  dtT 
Erfahrungsthatsachen  auf  diesim  Gel)ie*e  unmöglich  ist  Soweit  jedoch  ein  solcher 
allenfalls  zulässig  erecheint,  ergicbt  sich,  wie  es  sieh  richtiger  Weise  schon  von  vorn- 
herein v«u'muthen  lässt,  dass  die  Erfahrung  ebenso  oft  A'orzüge  des  einen  wie  des 
and<'rn  Bahusystems  hinsichtlich  der  Anlage  un<l  «Icr  Verwaltung  der  Bahn,  der 
Technik  und  üei»onomik  herausstellt,  dass  al)er  immerhin  gewisse  specifische  A'or- 
züge  des  Staatsbahnsyatems  eine  Folge  grade  der  nur  diesem  möglichen  und  nur  bei 
ihm  zulässisrcn  Netzesausdehnung  und  A'erwaltungseinrichtung  sind. 

II.  Uebersicht  der  einzelnen  Beweisgründe. 

§.  271.  —  A.  Ausdehnung  des  Bahnnetzes  und 
Wahl  der  Bahnlinien. 
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1.  In  beiderlei  Beziehung  pflegen  den  Staatsbahnen 
folgende  Vorwürfe  gemacht  zu  werden: 

Vgl.  Z.K  Bcrgius.  Fin.,  2.  A.,  §.  23,  S.  242  (F.,  «1er  mit  gewöhoHrhcr  Ein- 
seitigkeit den  Stundpunct  der  Pri7atl»ahnen  vertritt.  « 

a)  Das  Bahnnetz  wird  sich  nicht  nach  den  natür- 
lichen Bedürfnissen  der  Vollcswirthschaft,  wie  das- 
jenige der  Privatbahnen,  sondern  nach  der  WillkUhr  der  Regierung 
oder  allenfalls  dieser  und  der  Volksvertretung  ausdehnen.  Nament- 
lich drohen,  sagt  man,  zwei  Extreme: 

a)  entweder  wird  das  Bahnnetz  ganz  übermässig 
ausgedehnt,  ohne  gehörige  Rücksicht  auf  die  verschiedene  Ver- 
kehrsentwicklung der  einzelnen  Landestheile,  —  eine,  wie  be- 
hauptet wird,  nothwendige  Folge  des  Staatsbahnsystems. 

Denn  der  St^tat  wird  sich  den  an  ihn  ?on  allen  Seit'^n  «^ostelitcn  Anibrdrrungcn 
nicht  entziehen,  keine  Berorzu^unii:  gewähren,  keine  Vernachlässigung  wagen  dürfen. 
Dann  tritt  die  RentahilitStsi'ratre  zurück,  grosse  StaatsschuldiMi  häufen  sirti  an  und  die 
Finanzen  werden  auf  das  Aeusscrstc  gefährdet,  an  Stolle  des  privatwirthschaftlichen 
tritt  das  Princip  der  reinen  Staatsausgal>e  im  Staatsbahnwesen«  das  hei  den  grossen 
Aolagokosten  der  Bahnen  gar  nicht  durchführbar  ist.  Mit  dem  Hinweis  auf  Belgien', 
deutsche  Mittclstaaten  wie  Baiern,  welche  mit  dem  ganz  oder  fast  ganz  aus- 
schliesslichen Staatshahnsystem  hcironnen,  aber  dasselbe  doch  nicht  hätten  durchführen 
können,  wird  dies  wohl  zu  l)ewüiseu  jLrosucht.  Auch  in  d.  deutscheu  K(>iclisl>ahn- 
frage  hürte.  man  wohl  dgl.  Befürchtungen,  wie  freilich  auch  umgekehrt  die  grade 
entgegengesetzten.  Aehnlich  ging  es  in  den  Debatten  ü))er  d.  preuss.  Eisen  l)ahn- 
verstaatlichungen. 

ß)  Oder  das  Bahnnetz  wird  gerade  mit  Rücksicht  auf  diese 
Gefahr  nur  wenig  entwickelt,  ein  bestimmter,  von  vorn- 
herein am  grllnen  Tisch  entworfener  Plan  wird  ausgeführt,  die 
Herstellung  jeder  Concurrenzlinie  wird  gescheut,  —  kurz,  das 
privatwirthschaftliche  Princip  macht  sich  (als  Fiscalismus)  geltend. 

Dann  sieht  sich  der  Verkehr  in  Betreff  seines  wichtigsten  moderne^  Hilfsmittels 
beschränkt,  die  volkswirthschaftlichc  Entwicklung  stockt  und  das  Sta^tsbahnsystem 
verfehlt  seinen  Zweck.  (Hinweis  auf  Verhältnisse  in  Baiern.  WUrtcmberg, 
Baden,  Hannover,  aueh  auf  preussische  Vorkommnisse,  z.B.  mit  der  Schwie- 
rigkeit der  Entstehung  von  Concurrenzlinieu  der  Berl.-Schles.  Staatsbahnen.).  Gunstigsten 
Falles  werden  dann  doch  Privatbahnen  eoncessionirt.  aber  kostbare  Zeit  ist  darüber 
verloren  geccangen  (Hinweis  auf  Belgien.  Baiern  [Ostbahnen],  Oesterreie>h)  und 
immer  wird  sich  die  Furcht,  die  Kent«^  der  Stiiatsbahnen  beeinträchtigt  zu  sehen,  von 
nachtheiligeni  Einflüsse  auf  die  Entwicklung:  der  Privatbahnen  erweisen. 

Im  Gegensatz  hierzu  wird  dann  hervorgehoben,  dass  bei  einer 
übermässigen  und  besonders  bei  einer  sehr  raschen  Ausdehnung 
des  Privatbahnnetzes  höchstens  die  Actionäre  und  Bahn- 
gläubiger etwas  riskirten,  die  Volkswirthschaft  immer 
gewänne  und  der  Staat  ganz  uninteressirt  urtheilen  könne, 
namentlich  jede  Vermehrung  von  Concurrenzlinieu  nur  zu  be- 
günstigen habe. 
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Gewiss  liegt  dieser  ans  dem  Wesen  der  Sache  deducirenden 
Beweisfübrnng  viel  Wahres  zu  Grunde:  d.  h.  was  hier  behauptet 
wird,  ist  theoretisch  recht  wohl  möglich.  Auch  lassen  sich  Be- 
lege aus  der  Wirklichkeit  wohl  für  jeden  einzelnen  Satz  auffinden. 
Aber  übersehen  wird,  dass  diese  an  und  für  sich  mögliche  und 
mitunter  thatsächlich  eintretende  Entwicklung  durchaus  nicht 
nothwendig  ist. 

Bei  der  Ausdehnung  d(^9  Staatsbahnsystoms  kOnnen  jene  beiden  Extreme  Fcr- 
mieden,  der  privatwirthschaftliche  Gesichtsponct,  soweit  nOthlg,  beachtet,  aber  gerade 
dann  auch  Mittel  zum  Ausbau  weniger  g^utcr  Linien  gewonnen  werden,  wie  man  jetzt 
schon  in  Preussen  sieht.  Ein  gutes  Staatsbahnsystem  setzt  eben  wiederum  besonders 
eine  gute  Finanzcontrole  der  Volksvertretung  voraus.  Beim  Priratbahnsystem  droben 
gerade  mehr  Lücken.  Der  Staatshahnbau  wird  zwar  aus  finanziellen  Racksichtcn  auch 
nicht  immer  ganz  glcichmässis:  im  (iang  bleiben,  aber  der  Privatbahnbau  thut  das 
wegen  seiner  grösseren  Abhängigkeit  vom  Geldmarkt  und  vom  Gange  der  Böisen- 
speculatiou  noch  viel  weniger.  Endlich  ist  die  Kapitalvergeudung  bei  tibermässiger 
Concurrenz  der  Privatbahneu  auch  ein  volkswirthschaftliclier  Verlust,  der  dem  Staate 
nicht  gleichgültig  sein  kann,  zumal  das  Endcrge.bniss  solcher  Concurrenz  oft  bloss 
ein  Compromiss  der  Concurrenten  ganz  ü)>er  die  Köpfe  des  Publicums  hinweg  ist 

b)  In  der  Wahl  der  Bahnlinien  und  in  der  Zeitfolge, 
in  der  diese  gebaut  werden,  wird  der  Staat  oft  einseitig  Special- 
interessen einer  Gegend,  eines  Orts  berücksichtigen,  die  Regierung 
selbst  politische  Parteizwecke  verfolgen,  so  dass  von  allen  anderen 
Bedenken  hiergegen  abgesehen  wieder  die  volkswirthschaftlichen 
Interessen  nicht  maassgebend  sind.  Auch  diese  Behauptung  kann 
begründet  sein  und  lässt  sich  durch  vorgekommene  Fälle  belegen. 

Vorwürfe  namentlich  gegen  kleinere  Staaten,  einseitige  Begünstigung  der  Resi- 
denzen u.  s.  w. ,  künstliche  Leitung  des  Verkehrs  von  alten  Beuten  weg  über  diese 
Plätzo.  Sicher  ist  dergleichen  vorgekommen,  z.B.  in  Baiern,  Hannover.  Aber  ts 
würe  hier  und  ist  anderswo  eljenso  gut  bei  Privatbahnen  passirt.  Erst  jetzt  kommt 
durch  nachträglichen  Ausbau  von  Bahnen  auf  alten  Hanptroutcn  der  Verkehr  wieder 
in  alte  Gleise,  z.B.  in  beiden  eben  gen.  Ländern.  Vielfach  wirkten  an  den  Grenzen 
auch  specielle  Landesinteressen,  in  Deutschland  particul.  Interessen  auf  die  Wahl  der 
Bahnlinien,  zumeist  in  den  Mittelstaaten,  besonders  in  Süddeutschland,  Hannover, 
Braunschweig. 

Aber  nothwendig  ist  diese  Gestaltung  der  Dinge  wieder 
nicht,  eine  gute  Volksvertretung  bietet  in  dieser  wie  in  anderen 
solchen  Fragen  genügende  Bürgschaft  und  als  Regel  lässt  sich  ein 
falsches  oder  gar  parteiisches  Vorgehen  der  Regierungen  nicht 
nachweisen. 

Meistens  sind  es  dieselben  Routen ,  welche  zuerst  und  welche  überhaupt  gebaut 
wurden,  die  auch  Gesellschaften  hergestellt  hätten:  eben  die  guten  Strecken,  oder 
—  die  nothwendigen,  von  der  Privatindustrie  aber  vermiedenen. 

2.  Hinsichtlich  der  Ausdehnung  des  Bahnnetzes  und  der  Wahl 
der  Bahnlinien  zeigen  sieh  gerade  hei  Privatbahnen  folgende 
Missstände. 
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a)  Erwerbsgesellschaften  wählen  regelmässig  die  besten, 
auch  wohl  die  am  Leichtesten  zn  bauenden  Konten  zu- 
erst aus,  namentlich  im  Beginn  einer  Bahnbauperiode  in  einem 
Lande.  Dagegen  ist  auch  nichts  einzuwenden,  weil  solche  Routen 
oft  die  volkswirthschaftlich  wichtigsten  sein  werden.  Allein  die 
Folge  dieses  Vorgehens  ist,  dass  sich  später  für  weniger 
gute  Routen  keine  Privatunternehmer  iSuden,  dass 
grosse  Lücken  im  Bahnnetze  bleiben  und  dem  letzteren 
Plan  mässigkeit  und  Einheitlichkeit  fehlt. 

Concrcte  Beispiele  zum  Beleg  des  Gesagten:  In  Deutschland  jrchören  z.  B. 
folgende  Privatbahnen  zu  den  ältesten  Bahnen  überhaupt,  wobei  daran  zu  denken  ist, 
da!»s  man  anfangs  bei  Eisenbahnen  ?ornemlich  nur  auf  den  Personenverkehr  rechnete, 
daher  Linien  z w i s c h e n  grossen  Städten,  womi^glich  nicht  sehr  weit  von  einander 
entfernten,  und  mit  bequemen,  einen  wohlfeilen  Bau  gestattenden  Terrainverhältnissen 
vorzog.  Nürnberg- Fürth  (gegrUnd.  1833,  erölfn.  1S35),  Leipzig-Dresden  (1834  35 
gegr.,  erste  Strecke  eröff.  1837),  Magdeburg -Leipzig  (gepr.  1836,  erste  Str.  erölfn. 
1839),  Berlin-Potsdam  (gegr.  1»35,  erölfn.  1838;  Potsd.-Ma«3:deb.  erst  1843  gegründet), 
Berlin-Stettin  (gegr.  1S»35 — 40,  begonn.  1S41),  Berlin-Anhalt  (für  d.  Anschluss  an 
Leipz.-Drcsd.  zueist  gegr.  1836 — 3*.)i  Berlin-Hamburg  (jregr.  1S40— 43,  begonn.  1844), 
Berlin-Frankf.  a.  0.  (1840/41  gegr.,  1842  crödn ,  neue  (ies.  für  d.  Bau  nach  Bresl. 
erst  1843—44),  Taunnsb.  (Frankf.-Wiesb.,  1835—40  gegr.\  Kheinische  B.  (Cöln-Aachen- 
Belg.  Grenze  gegr.  1833—1838,  thcilw.  erötih.  1839),  Bonn-Cöln  (1836—41  gegr.), 
Ooln-Minden  dagegen  erst  1843/44  gegr.  Aehnliche  Beispiel«',  ans  £ngland  (Man- 
chester-Liverpool), Frankreich  (Paris-St.  Germain),  Oesterreich  (WicnGloggnitz, 
Wicn-Brünn  n.  Wien-Galicien ,  eine  der  ältesten  grösseren  Bahnanlagen,  —  K.  Ferd.- 
Nordb.  —  aber  unter  Kothschilds  Aegide)  beweisen  obige  Kegel  ebenfalls.  Ein 
characterist  Unheil  über  Eisenbahnen  noch  aus  d.  Jahr  1843  in  d.  russischen  Finanz - 
minist.  Kankrin  Tagebüchern  (Braunschw.  1865,  II,  31):  in  Frankfurt,  a.  M.  sei 
auch  wenig  Glauben  an  die  Eisenbahnen;  Baron  Rothschild  meine,  die  Frequenz  der 
Personen  werde  schon  merklich  geringer  mit  dem  Verschwinden  des  Beizes  der  Neu- 
heit u.  s.  w. ! 

Keine  Privatunternehmer  z.B.  für  die  Preuss.  Ostbahnen.  Stocken  des  Privat- 
bahnbaus.  sowie  mehr  Kapital  als  nach  dem  Anschlag  gebraucht  oder  in  Zeiten  Ungunst. 
Geldmarkts  u.  polit.  Unruhe  (1848  If.,  1873  ff.).  Daher  öfters  nothgedrungene  Ceber- 
nabme  der  begonnenen  Privatbahnen  durch  den  Staat,  z.  B.  Sachs.  Bair.  B.  Leipz.- 
Hof  1845—47. 

LUck(m  im  Bahnnetz  z.  B.  lange  u.  z.  Th.  noch  jetzt  in  Frankreich  (Mangel 
der  Querbahnen  zur  Verbindung  der  von  Paris  auslaufenden  Radialbahnen),  was  sich 
im  Kriege  1870 — 71  f.  Frankreich  nachtheilig  erwies.  Sax  I,  145  meint,  daran  seien 
die  Gesi'Ilschaften  nicht  schuld  gewesen,  aber  sie  widerstrebten  bei  der  Unsicherheit 
der  Rente.  In  Deutschland  freilich  bis  1866  auch  viele  Lücken  durch  die  particul. 
Staatspolitik,  z.  B.  in  Südwestdeutschl.  lange  Vernachlässigung  der  west-östl.  Ver- 
bindungen vor  den  sud-nördlichen. 

Keine  Planinässigkeit  wenigstens  bis  jüngst  in  Deutschland,  doch  auch  mit 
aus  dem  eben  erwähnton  Grunde,  dann  lange  bes.  in  England. 

Sollen  gleich  anfangs  grosse  Bahncomplexe  von  Gesellschaften 
tibernommen  werden,  bevor  man  noch  die  Rentabilitätsverhältnisse 
aus  der  Erfahrung  kennt,  so  entstehen  Schwierigkeiten,  welche  oft 
nur  durch  besondere  Begünstigungen  (Subventionen,  Zins- 
garantieen)  für  den  ganzen  Gomplex  oder  wenigstens  für  schlechtere 
Routen,  Nebenlinien,  Seitens  des  Staats,  also  durch  eine  finanzielle 
Belastung  überwunden  werden  können. 
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So  bes.  seit  d.  Eisen baliiiires.  v.  14.  Sept.  1S54  in  0 Österreich  bei  den  Bcoea 
Bahnen,  meistens  5%  K'^nte  ^'gVo  Amortisation  garnntirt  für  ein  bestimmtes  Maxim. 
Bauiiapitai,  wo^e^cn  allcnlin^,  abgesehen  von  der  vorbehaltcnen  Rückzahlong  der  als 
(regelmässig  zu  47o  verzins!.)  Vorschuss  gehüsto.ten  Zinszahlangcn  ans  der  Garaatie, 
der  (irand  u.  Boden  und  die  Bauweri^i^  der  Bahn  ohne  Weiteres  an  d.  Staat  heimfallen, 
meist  nach  110  Jahren.  Statt  d.  Garantie  in  ()est erreich  neuerdings  auch  Steuer- 
befreiungen (Ges.  V.  20.  Mai  1S()9).  Ganz  ähnliche  Bestimmungen  und  Garantiei-n 
(meist  in  ders.  Höhe)  bei  den  meisten  russ.,  z.  Th.  bei  italien.  Bahnen. 

Sind  die  rentabelsten  Linien  von  Gesellschaften  bereits  gebaut, 
ohne  dass  den  letzteren  noch  Verpflichtungen  fUr  den  Baa  minder 
gnter  Linien  obliegen,  so  bleiben  solche  Linien  ungebaut  oder  die 
alten  Gesellschaften  oder  neue  dafür  besonders  zu  gründende  über- 
nehmen sie  nur  gegen  eine  finanzielle  BeihUlfe  oder  Zinsgarantie 
des  Staats,  oder  der  Staat  muss  selbst  noch  die  Strecken  als 
Staatsbahnen  bauen.  Dann  wird  natürlich  leicht  das  Finanzinter- 
esse des  Staats  sehr  verletzt,  während  die  alten  Gesellschaften  vor 
trefflich  gedeihen. 

Als  Beispiel  für  Ersteres  s.  d.  characterist.  Entvricklung  in  Frankreich,  wo 
die  idtcren,  meistens  durch  Fusion  zu  «::rossen  geograph.  Eisen bahngruppen  rcrbundenen 
einzelnen  Privatbahnges(>.llschart<'n  (6  an  der  Zahl),  welche  meistens  gut  rentirten,  zu 
ihrem  alten  Netz  in  ihrem  Bezirk  ein  neues  Netz  von  Nebenlinien  auszubauen  flbe^ 
nahmen,  gegen  4*65%  Zinsgarantie,  und  Verlängerung  der  Ooncession  von  40  auf 
99  Jahr;  so  1859  n.  von  Neuem  ]b62.  Nach  einer  Convention  von  186$  soUte  eine 
neue  starke  Ausdehnung  (etwa  Verdopplung)  der  Eisenbahnen  erfolgen,  mit  eineiD 
angeschlag.  Aufwand  von  lO*^  Milliarde  Fr.,  wovon  der  Staat  über  1*7  Milliardco  an 
Subventionen  zu  UberniOimen  hat.  Von  den  bis  E.  1S(»8  fert.  u.  concess.  Linien  ge- 
hörten über  ®/,o  den  6  grossen  Gesellschaften.  —  Aehnlich  in  Preussen  z.  B.  Zins- 
garantie an  die  Berlin -Stett.  Ges.  fiir  die  vor-  u.  hintcrpomm.  (incl.  Cöslin-Danzi^) 
Bahnen  u.  mehriach. 

Als  Beispirl  iur  nothsjcedrungencs  Fintreb'n  des  Staats:  in  Preussen  Bau  der 
Ostliahn  (Berlin-KUstrin,  früher  Frankfurt  a.d.D.  —  Küstrin  —  Danzig  —  Königs- 
berg —  russ.  (irenze;  Erweit<'runu:  dieses  IJahnnetzes  seit  1867 — 68  durch  Neben- 
linien in  Westpreussen  und  Ostpnussen,  Linie  Schneidemühl  —  Dirschau  —  Thora  — 
Iiisterburjj:);  Uebcrnahme  der  Niederschles.-Mark.  B.  (Berlin  —  Breslau)  auf  den 
Staat  1S52. 

Die  Entwicklung  in  Preussen  gewährt  ein  typisches  Beispiel  in  BetretT  der 
Bahnen  im  mittleren  Theil  des  Staats  (um  Berlin).  Die  Staatsbahnen  (Ost-,  Nieder- 
schles.-Märk.,  Westphäl..  Saarbr.,  Berl.  Bahnh.  Verbd.bahn  in  d.  alten  Provinzen)  ver- 
zinsen seit  Jahren  ihr  Kapital  auch  ausreichend  (von  d.  vorübergebenden  ungünstigen 
Zeit  Mitte  der  70er  Jahre  abiresehen)  u.  geben  üeberschüss(!.  Aber  namentl.  die  Ost- 
bahn hat  Jahre  lang  schlecht  rentirt.  1S52 — 57  z.  B.  1 — 3%.  Die  in  Berlin  münden- 
den Privat  bahnen  gaben  dagegen  auf  die  Stammactien  Jahre  lang  sehr  bedeutende 
Dixidenden,  di(;  erst  in  der  Z«'it  v.  1S74  iL  bei  einigen  davon,  besonders  Berl.-Magdcb., 
Berl.  Anhalt  we.ü:en  starker  Vermehrung  des  Actienkapitals,  Erweiterungsbauten  zeit- 
weise sich  reducirten 

Mit  Rücksicht  auf  die  Finanzen  kann  der  Staat  mit  dem 
völligen  Ausbau  des  Babnnetzes  in  solchem  Falle,  wo  ihm  vor- 
nehmlich nur  die  schlechteren  Linien  bleiben,  auch  nur  langsam 
vorgehen  und  muss  vielleicht  ganz  darauf  verzichten.  Den  Be- 
dürfnissen der  Volkswirthschaft  wird  ein  solches  Privatbahnwesen 
auch  nicht  besonders  entsprechen.    Denn  es  entwickelt  sich  nach 
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zufälligen  Umständen,  oft  nach  den  Tagesinteressen  der  Rörsen- 
specolation,  und  in  den  ärmeren  und  schwächer  bevölkerten 
Gegenden  bleibt  es  vollends  zurück,  so  dass  diese  abermals  zurück- 
kommen. 

I)i<r  nonlöstl.  Provinzen  Preiissens,  Pommern,  West-  n.  Ostpreussen,  I'oscn 
sind  ein  Heispifl.  Es  ibt  nirht  ungerechtfertigt,  dass  sUi  weniger  Hahnen  und  diese 
später  iiekonim^n  halten,  als  d.  (entwickelteren  u.  bevi^lkerti^ren  Mittel-  u  Westprovinzen. 
Aber  der  A '»stand  hätte  nicht  so  gross  zu  sein  brauchen.  Die  Oslbahn  ist  er^t  seit 
1S51 — 5;<,  b«'Z.  1857  u.  1S60  fertig.  Sax  meint  entgegnend  (11,  145  Note^  hier  habe 
Ja  der  Staat  den  Hau  in  die  Hand  genommen:  Deheitbahncu  kann  er  freilich  nicht 
in  grosserem  Maasse  bauen,  wenn  die  Ueberschussbahnen  in  anderen  Landestheileu 
ihm  nicht  auch  gehören. 

Uebernimmt  dagegen  der  Staat  das  ganze  Bahnwesen,  so 
kann  er  ein  einheitliches  und  planmässiges  Bahnsystem 
entwerfen,  die  schlechteren  Linien  mit  den  Ueberschttssen 
der  besseren  tragen  und  das  Land  vollständiger  und  doch 
auch  gleich  massiger  mit  Bahnen  versehen. 

Sellist  wenn  das  Kisenbahiiwesen  sich  aber  rascher  und  bedeutender  in  (ünem 
r^ndc  mit  dem  Privatbahn-  ,  statt  mit  dem  Staatsbahnsystcm  entwickeln  sollte  und, 
wie  z.  H.  von  England,  Nordamerika,  auch  Deutschland  wohl  behauptet  wird,  sich 
wirklich  nur  Dank  der  Privatbahnen  in  kurzer  Zeit  so  grossartig  entwickelt  hätte,  so 
wäre  dies  noch  kein  unbedingter  Heweis  für  die  volkswirth.«chaftliche  Vor- 
zUglichkeit  des  Pivatbahnsystems  Deun  es  wird  dabei  ohne  Weiteres  stets  ange- 
nommen, dass  in  gegebener  Zeit  und  im  geu:ebcnen  Lande  die  Verwendung  eines 
Theils  des  Nationalkapitals  gerade  im  Hahn  bau  immer  nothwendig  die  volks- 
wirthschaftlich  productivsto  sei,  die  sich  denken  lässt.  Das  ist  in  dieser  All- 
gemeinheit nicht  zu  behaupten,  um  so  weniger,  da  n  icht  das  Privatkapital  der  an  der  Hahn 
Interessirten,  sondern  das  Privatkapital  vieler  anderer  Personen  gewöhnlich  nur  aus 
SpeculationsrUcksichten  zum  Hahnbau  herangezogen  wird.  Oftmals  wird  daher  jirrade 
1>ei  dem  Privatbahnsystem  eine  volkswirthschaftlich  nachtheilige  Hichtungder 
Verwendung  des  Nationalkapitals  erfolgen.  Es  werdtru  hier  die  alten  einfachen  u. 
richtigen  Satze  der  engl.  Nationalökon.  über  die  unvermeidliche  Hegronzungderge- 
sammten  nation.Production  durch  das  in  einem  Zeitpuncte  vorhandene,  im  Wesentl.  hier  eine 
feste  Grösse  bildende  Nati(»nalkapital  vergessen.  8.  Mill,  pol.  Gek.  H.  I,  Kap.  5,  §.  1. 
Auch  mus>  wieder  Nationalkapital  u.  Privalkapital  unterschieden  werden,  s.  (irundleg. 
I,  §.  2S,  287.  Es  ist  eine  unrichtige  Fiction,  im  privatwirthsch.  System  die  auch  nur 
jeweilig  volkswirthsch.  productivste  Kapitalverwendung  «;:rade  als  durch  die 
Speculation  ei folgend  anzunehmen. 

b)  Der  Privatbahnbau  hängt  viel  mehr  als  der  Staats 
bahnbau  von  der  jeweiligen  Lage  des  Geldmarkts  ab 
und   kommt  im   grösseren  Umfange   vornehmlich  nur  perio- 
disch in  Speculationszcitcn  in  Gang,  weil  hier  die  Agio- 
tage mit  den  Actien  lebhafter  anlockt. 

So  bes.  die  englische  railway-mania  1843 — 47,  bes.  1S40,  Tooke,  bist, 
of  prices,  V.  352.  A.  Wagner,  Beitr.  z.  L.  v.  d.  Hanken.  S.  192.  (J.  Cohn,  engl. 
Eisenbahnpolit.  I,  231,  259.  Dem  engl.  Pari,  lagen  im  Jan.  IS  16  S15  neue  Eisen- 
bahn projecte  \or.  Act.  f.  neue  Lin.,  Erweiter,  u.  s.  w.  wurden  ertheilt  1S44  57  f. 
Si)5  engl.  Miles  mit  205  M.  Pf.  St.  Kap.,  1S45  120  für  2700  M.  mit  59*5  M.  Pf., 
1S40  270  f.  453S  M.  mit  1325  M.  Pf.,  1847  190  f.  1354  M.  mit  39  5  M.  Pf.  St.  — 
Aehnlich  in  Frankreich  1852 — 5ü,  meine  Beitr.  S.  248,  dsgl.  in  Oesterreich 
1851 — 50,  nach  d.  Erlass  des  Eisenbahnconccss.-(fes.  v.  1854  u.  der  Bekanntmachung 
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eines  Bahnnetzes,  das  ausgeführt  wi>rden  sollte,  v.  10.  Not.  1854,  s.  CzOrnig, 
Neogestalt.  S.  -STÜ,  ebcudas.  wieder  nach  ISO»»  (hier  auch  Zusammenhang^  mit  der 
Papier2:eldausgabc) ;  in  gcringerom  Maassc  in  Dontschland  1843 — 44  ff.,  1S54  ST.  Aueh 
muss  hier  vorausgesetzt  w<;rden,  dass  die  Speculation  nicht  gerade  andefe  Unternehmunsren 
sehr  bevorzugt,  wie  z.  B.  in  Deutschland  in  d.  Speculationsper.  von  1H54 — 1856/57 
die  Bauken  u.  Credits-Mobiliers,  Bor«-  u.  Hüttenwerke,  1871  z.  Tli.  eben- 
falls Banken  u.  s.  w.,  z.  Th.  div.  industr.  Etabliss.  (Umwandlung  von  Privatgcschüften 
in  Adienges.),  Bergwerke  u.  dj^L;  in  Ocsterreich  1869.  1^71  ff.  Banken. 

Daher  entwickelt  sich  das  Privatbahnnetz  nur  sprungweise, 
bald  stockt  die  Entwicklung  selbst  hinsichtlich  guter  Strecken, 
bald  werden  durch  den  Einfluss  von  Privatinteressenten  unwich- 
tigere Routen  vor  der  Zeit  gebaut,  bald  zeigt  sich  eine 
übertriebene  Bauwuth.  Dies  entspricht  den  volkswirthschaft- 
lichen  Interessen  keineswegs,  die Deplacirung  der  Kapitalien, 
die  jeder  grössere  Bahnbau  bewirkt,  schon  wegen  der  Umwandlung 
grosser  Massen  umfaufenden  in  stehendes  Kapital,  wird  noch 
störender.  Der  Staat  kann  den  Bahnbau  viel  gleichmässiger 
in  Gang  halten,  was  in  jeder  Beziehung  erwünschter  ist. 

Beginn  des  Baus  der  neuen  Linien  der  prcuss.  Ostbahn  in  1867/(>8,  in  schwier. 
Zeit.  Sa X  II,  144  (auch  Koscher  z.  Th.  ahnlich  III  §.  85,  s.  schon  oben  S.  650^ 
giebt  das  Zutreffende  dieser  Birweisfuhrung  zu.  wie  die  Dinge  oft  •::elegen  hätten,  meint 
iiber,  diese  Mängel  wären  bei  einem  richtigen  Concess.system  abzn.stellen  u.  sucht 
das  durch  das  m.  E.  nur  für  meine  Ansicht  sprechende  Beispiel  Frankreichs  zu  be- 
gründen. Die  Abhängigkeit  der  Goncessionen  vom  Stande  des  Geldmarkts  u.  der 
Speculation  wird  dabei  aber  übersehen.  Diese  ist  so  gross  u.  die  Schwierigkeit',  zu- 
künftige Bedürfnisse  im  Voraus  zu  ermitteln,  so  bedeutend,  dass  mir  eben  dies  Problem 
eines  „weisen  Concess. Verfahrens"  unlösbar  erscheint. 

c)  Bei  dem  Mangel  eines  einheitlichen  Bahnsystems  und  bei 
der  mehr  ruckweisen  Entwicklung  des  Bahnbaus  entsteht  im 
Privatbahnwesen  regelmässig  leicht  eine  grosse  Anzahl  selbst- 
ständiger Bahnunternehmungen.  Dadurch  wird  die 
Verwaltung  des  ganzen  Bahnnetzes  weitläufiger,  un. 
gleichmässiger,  kostspieliger,  als  bei  einheitlichem  Staats- 
babnsystem.  Diese  Uebelstände  lassen  sich  zwar  durch  grosse 
Bahngesellschaften,  welche  von  vonaherein  gebildet  werden 
oder  aus  der  nothgedrungenen  Zusammenlegung  einzelner  Unter- 
nehmungen (sogen.  Fusion)  hervorgehen,  zum  Theil  beseitigen 
Aber  dann  entstehen  um  so  eher  factische  Monopole  von 
Pirwerbsge Seilschaften.  Beim  Staatsbahnsystem  lässt  sich 
die  Verwaltung  zweckmässiger  einrichten,  indem  das  ganze  Netz 
in  passende  geographische  Landesbezirke  eingetheilt  wird  (Preussen). 
Beim  Staate  hat  ferner  auch  ein  factisches  Monopol  viel 
weniger  Bedenken,  weil  für  ihn  der  rein  gewerbliche 
Standpunct  nicht  geboten  ist  oder  schlimmsten  Falles  der  Mo- 
nopolgewinn    der    Gesammtheit    zu     Gute    kommt    und 
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gerade   wieder  Mittel  zum  weiteren  Ausbau  des  Netzes 
bietet. 

Beispiel«*. :  ImVcrein  deutscher Eisenbalinverwaltungcn  (incl.  Ocstcrr.  Ungarn)  befanden 
sich  1S71  78  selbständ.  Vcrwaltunücen .  die  Staatsbahnverw^altiinjren  inbejrrifl'm,  von 
denen  die  prenss.  nicht  zu  einer  einzigen  centralisirt  waren.  Davon  kamen  auf 
Deutschland  49  mit  2550  Meihii,  also  auf  1  Yerw.  52  M.,  auf  Oest«!rr.  Unirarn  24 
mit  1303  M.,  auf  1  54  M.,  auf  Ausland  5  mit  293  M.  Die  Privatbahnvcrwaltuni-en 
hatten  durchschnittlich  noch  kürzere  Strecken  zu  verwalten,  nemlich  30  VtTwaltungen 
103S  Meilen,  also  auf  1  35  Meilen.  Im  J.  1S74  gijhörten  dem  Vcroin  101  Ver- 
waltun«ren  an,  neml.  15  Staatsbahnverw.  (wovon  8  preuss.)  mit  10,702  Kil.  Eigen- 
thunis-  u.  11, OSO  Kilom.  Betriebsläniro ,  also  auf  1  Verw.  durchschnitt!,  resp.  713  u. 
738  Kil.,  4  Staatsverwalr.  v.  Privatbahnen  mit  bez.  2,705  u.  2,720  Kil.,  d.  i.  auf 
1  Verw.  I»76  u.  OSO  Kil.;  30  Privatbahnv«Mwaltungen  mit  10.849  u.  11,000  Kil.  oder 
auf  1  Verw.  301  u.  307  Kil.  Ausserdem  3b  östorr.  Verw.  mit  16,186,  bez.  16,208  Kil., 
d.  i.  auf  1  426  u.  427  Kil..  u.  8  ausländische,  mit  3130  u.  3280  Kil.  Jetzt  zerfallen 
die  preuss.  Staatsbahnen  in  9  grosse  geojrraph.  Bezirke  unter  eigenen  Directionen.  im 
Durchschn.  mit  1768  Kilometer  (Min.  1149,  Max.  2925)  für  ein  Netz  v.  15,910  Kil. 
Die  Cunsequenzen  des  Fusionirungsprincips  zeigt  Frankreich,  wo  1  der  6 
grossen  Compagnieen  schon  1870  im  D.  fast  400  Meilen  verwaltcti;.  Eben  hier  denn 
auch  factische  Monopole  schroffster  Art  u.  anders,  starke  Staatsabhungij?keit  in  lolge 
dessen  nothwendig.  lieber  d.  engl.  Fusionen  s.  Cohn,  enjrl.  Eiseiibahnpolit.  I,  K.  5, 
de  r'ranqueville  a.a.O.,  mit  d.  Karte,  welche  zeigt,  wie  die  «rrosscn  (jesellschaften 
das  Land  geographisch  in  ..Kiseübahnprovinzen'*  unter  sich  vertheilten.  nicht  iranz  so, 
aber  ähnlich  wie  in  Frankreich.  —  Koscher  III  §.  85  meint,  die  Neigung  der  Actien- 
bahnen  zu  Fusionen  könne  durch  Staatsaufsicht  beliebig  beschrankt  werden ;  allerdings. 
dann  bleibt  a))er  auch  die  Zersplitterung  der  Verwaltung,  die  man  aus  ökonomisch- 
tcchn.  Gründen  durch  Fusionen  bc^seiti^e.n  will. 

§,  272.  —  B.  Kapitalbeschaffung.  Diese  hat  äusser- 
lich  bei  Staats-  und  Privatbahnen  grosse  Aehnlichkcit.  Denn  bei 
dem  grossen  Aufwand  für  Eisenbahnen  kann  auch  der  Staat  das 
Kapital  fast  nur  durch  Schuldenaufnahme  beschaffen,  wie  die 
Gesellschaff,  welche  meistens  sogen.  Prioritätsobligationen  neben 
den  Actien  ausgiebt.  Beide  fordern  das  Privatpublikum  zum 
Zeichnen  auf  und  wenden  sich  sonst  an  die  Banquiers  und  die 
Börse.  Die  Actienemission  bewirkt  jedoch ,  dass  die  Kapital- 
beschaffung einer  Privatbahn  manche  bemerkenswerthc  und  nicht 
günstige  Unterschiede  von  derjenigen  der  Staatsbabn  zeigt  und 
auch  in  der  Schuldaufnahme  treten  gewisse  Verschiedenheiten 
hervor : 

1.  Wegen  der  A c t i e n ausgäbe  wird  eine  Privatbahn  viel 
abhängiger  von  der  jeweiligen  Lage  des  Geldmarkts 
als  eine  Staatsbahn,  woraus  sich  der  vorerwähnte  Nachtheil 
ergiebt. 

Die  Actienausgabe  fUr  «ranz  neue  Unternehmungen  gelingt  oft  nur  in  Specu* 
latioDSZeiten ,  wenn  nicht  eine  ungewöhnlich  gute  Linie  in  Aussicht  steht,  was  natür- 
lich mit  dem  weiteren  Ausbau  des  Kahnnetzes  immer  seltener  wird.  Die,  neuerlieh 
auch  in  Deutschland,  z.  H.  bei  den  S troussberg' sehen  Bahnunternehuiungen  (BerUn- 
Görlitz,  Ilallc-Sorau-Gubcn  u.  a.  in.)  erörterte  Frage  über  die  Zulässigkeit  der  Aus- 
gabe von  Aetien  unter  Pari,  mit  oder  ohne  Verzinsung  aus  dem  Baufonds  während 
der  Bauzeit,  weist  auf  die  Schwierigkeit  der  Actienemission    für  neue  Bahnunter- 
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nehmungeii  in  der  Gei»enwrart  hin.  Jene  Frajic  ist  zu  (iiinsten  der  ZQlassig;keit  von 
Untcr-Pari-Actien  zu  beantworten,  zumal  wenn  keine  Verzinsung  wälirend  der  Bauzeit 
stattfindet,  donn  sonst  wird  das  Actienkapital  oi'tuals  nicht  zusammen  zu  bringen  sein. 
I)i»'se  Ansicht  vortrat  ich  auch  IST.'J  in  Eisenach  in  der  Frage  des  Acticnw<*sins. 
Auch  die  preuss.  Eisenbahnunt«'i-suchunf,^s-Conunission  gestand  die  bcdinirte  Noth- 
wendigkeit  der  Ausuabe  von  Acti(;n  unter  Pari  zu  u.  machte  VorschUge  zur  Cautel 
dabei,  s.  Nr.  IV,  3  ihrer  \'orsclilägc  u.  Bericht  S.  175.  Zusammenhang  der  Frage 
mit  der  der  Zulässigkrit  der  Goneralentrcprisc.  S.  Stroussberg's  Wirken,  Kap.  4. 
Koscher  nennt  (III,  §.  So  Note  8)  die  Ausgabe  v.  Actien  unter  Pari  bei  jeder  staatl. 
Zinsgaraniic  eine  Prelleroi:  das  ircht  zu  weit.  Es  kommt  auch  hier  auf  die  Höhe 
der  (jarantie  u.  auf  die  La^e  des  Geldmarkts  an.  Sein  Verlass  auf  ein  ,.gates  Acti«'n- 
gj'setz"  (eb.  §.  b5  Note  16)  briclit  angesichts  der  Schwierigkeit  eines  solchen  Gesetzes 
u.  der  noth wendigen  Abweichungen  f.  Ei senb. actien  zusammen.  Die  neue 
Aciienemission  fUr  alte  Bahnen  hängt  vom  Gursstandc  der  bisherigen  Actien  und 
sonst  ebenfalls  von  der  Aussiebt  oder  dem  ürtlieil  über  die  neue  Linie  und  von  einer 
speculativen  Tendenz  des  (ieldmarkts  wesentlicli  mit  ab.  Die  Interessen  der  bisherigen 
Actionäre  .sind  öfters  einer  Vermehrung  der  Actien  entgegen,  nemlich  wenn  iie  neuen 
Actien  etwa  nach  dem  Curse  (über  Pari)  verkauft  würden  und  es  fraglich  ist,  ob  der 
auf  neue  Bauten  verwendete  Erlös  eine  der  bisherigen  Dividende  der  alten  Actien 
entsprechende  Kente  abwerf<'n  wird;  mitunter,  wenn  die  neuen  Actien  al  Pari  oder 
zu  einem  billigeren  als  dem  Börsencurse  den  alten  Actionären  überlassen  werden,  bei 
ein«'r  hoch  stehenden  Actie  auch  sehr  dafür.  Im  ersten  Fall  unterbleibt  vielleicht 
aus  einem  solchen  Grunde  ein  volkswirthschafdich  erwünschter  Ausbau  dos  Babnnetzes, 
wenn  etwa  die  Ausgabe  einer  Anleihe  unstatthaft  ist,  von  der  Begierung  nicht  er- 
laubt wird  u.  s.  w.  Im  zweiten  Falle  wird  vielleicht  aus  blossen  Speculationsgründeo 
eine  unnütze  Linie  gebaut.  In  beiden  Fällen  entscheiden  aber  nicht  oder  doch  nicht 
allein  volkswirthschaftliche  Erwäuunjren  über  den  Werth  einer  neuen  Bahn,  sondern 
blosse  Speculationsgründe  und  Gcsichtspuncte  einer  Erwerbsgesell- 
sciiaft.  Je  besser  eine  Bahn  rentirt  desto  günstiger  ist  natürlich  für  die  Actionäre 
<*in  relativ  kleines  Actienkapital  gegenüber  dem  Gesammtkapital  (incl.  Prioritätsschnld.i 
und  umgekehrt.  Das  gtlnstige  A'crhältniss  zwischen  Actien-  u.  Prioritätskapital  kann 
für  die  Dividende  wichtiger  sein,  als  der  hohe  Nettoerlrag  der  Bahn  per  Meile  und 
der  billige  Kostenpreis  der  Bahn.  Die  Emission  von  ,.jungeu'*  Actien,  welche  an  die 
Actionäre  unter  dem  Curs  abgelassen  werden,  zum  Zweck  des  weiteren  Ausbaus  des 
Netzes,  wozu  u.  A.  oft  die  Furcht  vor  Concurrcnz  zwingt,  war  auch  bei  deutschen 
Bahnen  neuerdings,  ähnlich  wie  bei  anderen  Actiengesellschaftcn  (Banken  n.  s.  w.) 
ein  beliebtes  Manoeuvre.  Dabei  wird  gew.  Massen  ein  Theil  des  bisher.  Dividenden- 
gewinns kapitalisirt  u.  in  dieser  Form  realisirt,  —  Operationen,  an  welche  sich  dann 
wieder  Börsenspeculationen  aller  Art  knüpfen.  Man  muss  solche  Massregeln  aber  als 
nothwendige  Folge  des  Actienwesens  gelten  lassen.  Die  Emission  neuer 
Actien,  al  pari  zu  bezielien  von  don  alten  Actionären,  sichert  die  letztern  vor  sonst 
olt  unvenneidlichen  N'erlusten  durch  das  spätere  Sinken  des  Curses  der  vermehrten 
Actien.  Eine  solche  Sicherung  ist  gerechtfertigt,  zumal  wenn  man  sich  die  Sachlage 
vergegenwärtigt,  dass  doch  keineswegs  die  ursprünglichen  Besitzer  oder  Zeichner  noch 
immer  die  heutigen  Actionäre  sind ,  sondern  viele  Personen  im  Lauf  der  Zeit  Actieu 
zur  Kapitalanlage  zu  ciiK-m  viel  höheren  als  dem  Paricurse  kauften  und  daher  eine 
viel  kleinere  Verzinsung  ihres  Kapitals  als  die  nominelle  Dividende  bezogen.  In  der 
Zeit  aufsteigender  (Hausse-)  Conjunctur  liegt  bei  dem  Eisenbahnwesen  stets 
die  Gefahr  \or,  dass  rasch  auf  einmal  ein  enormer  Theil  des  National- 
kapi tals  in  den  Kisenbahnbau  hineingezogen  wird,  worauf  dann  später  die  Vcr- 
minderuiiü'  der  Kapitalverwendung  um  so  stärker  ist.  Dies  bewirkt  nothweudig  eine 
ungemeine  Störung  und  \'erschiebung  aller  wirthschaftlichen  Verhältnisse,  mit  weiteren 
schlimmen  socialpolitisohen  Folgen,  wie  es  in  der  „Grundlegung"  (§.  244*)  näher  dar- 
gelegt wurde;. 

2.  An  das  Eisenbahn actienwcsen  scbliesst  sich  das  Agio- 
tag et  reiben  besonders  leicht  an,  da  bis  zur  Vollendung  der 
Bahn,  also  immer  für  geraume  Zeit  jede  sichere  Grundlage  für 
die    Rentabilitätsberechnung    fehlt    und    später   die  Rente  von  so 
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vielen  zufälligen  Umstunden,  mehr  als  die  vieler  anderen  Actien- 
Unternehmungen  und  als  der  Curs  der  Staatsrenten,  welche  für 
ytaaatsbahnen  ausgegeben  wurden,  abhängt. 

Daher  die  Kiscnbabnacticii  ao  vielfach  mit  die  belie)>tcsten  Spielpapien-  der 
Börse,  inclir  als  die  mit  fester  Kente  versehenen  Obligationen,  die  ein  solider  Staat 
für  Eisenbahnen  ausgab.  An  d.  Berlin.  Börse  z.  B.  vor  der  Verstaatlichung>ura  neben 
österr.  Staatsb.  („Kranzosen") ,  Sudb.  (Lombarden),  Galiz.  u.  a.  m.  v.  inländ.  Pap. 
namcntl.  Berg.-Märk.,  Berl.-Görl.,  Cöln-Mind.,  Obcrschles..  Rhein.,  Mainz-Ludwigsh. 
Eisen bahnactien ,  kein  inlünd.  Staatspap.  regelmässig  zu  PrämieuschlUsdeii  u.  Ditl.- 
(iosch.  verwandt.  Auch  der  dauernde  Besitz  von  Eisen  bahnactien  führt  bei  dem 
wechselnden  Geschick  einer  Bahn  bald  zu  grossen  Gewinnsten,  bald  zu  ebenso  grossen 
Verlusten  an  Zins  und  fol^eweise  an  Kapital,  woraus  grosse,  in  beiden  Fällen  aber 
ungerechtfertigte  Veränderungen  der  Privatvcrmöi^en  hervorgehen,  —  eine  volks- 
wirtlischaftlich  und  sittlich  bedenkliche  Sache,  die  auch  dem  Staat  nicht  gleichgültig 
sein  kann:  „Conj un et u  ren*' gewinne  und  Verlust«..  S.  Grundlegung  I.  §.  7t)  U". — 
Das  bedeutendste  Beisp.  des  Kentabilitätswechsels  einer  Bahn  ist  wohl  die  bekannte 
Gosel- Oderberg  er  (Wilhelmsbahn),  deren  Dividende  von  47ü  ^^  1^-^^  auf  12  in 
lb54  u.  lO'Vuin  1855  gestiegen,  dann  von  lS5ü  an  Jahre  lang  Null  war  u.  erst  in 
den  letzten  Jahren  wieder  zum  Vorschein  kam.  Der  Curs,  ISöO  noch  227,  sank  Ins 
Ende  1S57  auf  eini.i!:e  4üVü  und  war  J.  lang  ungef.  so.  Jener  Umschwung  im  J.  185tt 
war  die  Folge  der  Eröffnung  der  österr.  (Joncurrcnzlinie  Oderberg-Krakaii  ganz  auf 
Österreich.  Gebiet,  während  dieser  Verkehr  bisher  über  die  Wilhelmsbahn  gegang«'ii 
war;  ferner  des  Baues  zweier  unrentabler  Zweigbahnen.  Enormer  Curswechsel  auch 
seit  1S71  bei  manchen  deutschen  Bahnen,  Berl.-Magdeb.,  Magdeb.-Halberst.  u.  a.  m. 

3.  Die  Ausgabe  von  Prioritätsobligationen  der  Privat- 
bahnen  und  die  iSchuldaufnahme  des  Staats  zu  Eisenbahn- 
zwecken  sind  ganz  gleichartige  Operationen,  auch  wenn 
die  iStaatsbahnen  nicht  ausdrücklich  als  specielles  Pfand  der 
btaatseisenbahnschulden  bestellt  werden.  In  beiden  Fällen  besteht 
eine  geringere  Abhängigkeit  von  der  Lage  des  Geldmarkts  als  bei 
der  Actienausgabe ,  jedoch  bei  der  ötaatsbahn  zu  deren  Vorthcil 
für  das  ganze  Baukapital,  bei  der  Privatbahn  bloss  iflr  den  oft 
kleineren,  mitunter  ganz  fehlenden  Theil  des  Baukapitals,  welcher 
durch  Prioritätsobligationen  gedeckt  wird.  Sonst  ist  derjenige 
von  beiden,  Staat  oder  Privatgesellschaft,  in  Betreff  der  Kapital- 
beschaffung günstiger  gestellt,  der  die  Schulden  vortheilhafter,  also 
namentlich  billiger  aufnehmen  kann.  In  dieser  Hinsicht  gilt  Folgendes : 
a)  Die  Möglichkeit  oder  Leichtigkeit,  eine  Anleihe  zu  begeben, 
und  die  jeweilige  Höhe  des  Kealzinsfusses  der  Bahnschulden  (oder 
des  Emissionscurses  bei  einem  bestimmten  Nominalzinsfuss)  hängen 
einmal  von  der  Lage  des  Geldmarkts  ab.  Hier  wird  eine 
Gesellschaft  selten  vor  dem  Staate  im  Vorthcil  sein. 

Ist  d»!r  (ifhluiarkt  dunh  wirthschaftliche  Verhältnisse  gestört  (Handels-  und 
( -reditkrisen ,  stark  passive  Zahlungsbilanz  z.  B.  bei  Missernten  u.  dgl.  m.),  so  wird 
der  Ziusfuss  höher  ^uin,  für  das  Trivatpajtier  aber  eher  mehr  als  für  das  Staatspafücr 
steigen  (bez.  der  C'urs  sinken).  Auch  die  Begebung  einer  Eisenbahnanleihe  wird  dem 
Staate  in  solcher  Zeit  inirner  noch  leichter  werden.  Bei  einer  Störung  des  (ieldmarkts 
durch  politische  Verhältnisse,  namentlich  wenn  diese  den  eignen  Staat  betretien  — 
also  besonders  im  Kriegsfall  —  wird  dem  Staate  die  Begebung  einer  Eiseubahuanleihe 
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momentan  vielleicht  schwerer  werden  und  nur  zu  ungünstigeren  Bedingungen  gelingen 
als  tiiner  Gesellschaft.  Aber  die  Erfahrung  zeigt,  dass  »ch  Cursstand  und  Anlege- 
bedingungen  doch  für  die  Obligationen  beider  Schuldner  in  solcher  Zeit  ziemlich 
gleichmässig  verschlechtern,  mitunter  selbst  für  die  Privatpapiere  noch  mehr,  — 
wegen  der  geringeren  Ausdehnung  ihres  Markts.  Der  Fall  ist  indessen  wenig  praktisch, 
denn  in  Kriegszeiten  werden  nicht  leicht  für  Eisenbahnen  neue  Anleihen  aufgelegt 
werden.  Die  besten  deutschen  Eisenbahnprior,  standen  in  der  Zeit  niedriger  Curse  in 
den  letzten  Jahren  vor  dem  franzOs.  Kriege,  ferner  während  desselben  u.  stehen  jetzt 
wieder  bei  dem  hohen  Cursstande  nach  dem  Kriege  etwas  ungünstiger  als  die  preuss. 
11.  mittelstaatl.  Staatspap.  gleichen  Zinsfusses.  Dabei  ist  der  Curs  der  älteren  Prior, 
durch  die  Tilgung  oft  noch  etwas  erhöht.  Nur  die  erste  Panique  im  Juli  1870  hat 
die  i)reussisch.  Staatspapiercurse  etwas  mehr  als  die  der  Prioritäten  geworfen,  wobei 
aber  die  letzteren  Curse  z.  Th.  nur  nominell  waren  und  eben  später  die  Ausgleichung 
erfolgte. 

b)  Sonst  kommt  noch  der  regelmässige  Durchschnitts- 
Credit  der  Schuldner  in  Betracht.  Ein  Staat  in  guter 
Finanzlage  erhält  für  Eisenbahnzwecke  zumal  das  Kapital  notorisch 
eher  noch  etwas  billiger  als  selbst  eine  gute  Privatbahn  auf  eine 
frühe  Priorität. 

Z.  B.  1877  47o  preuss.  Staatspap.  95—96,  4Va%  consolid.  Anleihe  104  u. 
darüber,  beste  4V27o  Prior.  100,  vielfach  96—98. 

Ein  Staat  mit  schlechten  Finanzen,  etwa  mit  starkem 
chronischen  Deficit ,  muss  allgemein  zu  viel  höheren  Zinsen  oder 
niedrigeren  Cursen  anleihen,  auch  für  Eisenbahn-  und  ähnlich  pro- 
dnctive  Zwecke.  Aber  dies  beeinflnsst  oft  auch  die  Bedingungen, 
den  Zinsfuss  und  Curs,  unter  denen  eine  Eisenbahngesellschaft 
seines  Landes  Credit  findet,  so  dass  der  Unterschied  zu  Gunsten 
der  Privatbahn  wenigstens  nicht  immer  gross  ist. 

Die  zahlreichen  österr.  Eisen  bahn  prior,  stehen  sämmtlich  erheblich  schlechter 
als  die  deutschen,  aber  doch  seit  Jahren  die  besseren  unter  ihnen  (Nordb.,  französ. 
Staatsb.)  hoher  als  die  Staatspapiere.  Dies  Verhilltniss  ist  jedoch  das  Product  der 
österr.  polit.  u.  Finanzgeschichte  der  letzten  20  Jahre.  In  den  50er  Jahren  noch,  also 
zur  Zeit  der  .i»Tossen  Eisenbahnära  nach  1854,  waren  die  Curse  der  Staat^papicre  u. 
der  Priorit.  wenig  verschieden,  z.  B.  im  Dec.  1S58  (wo  Silber  fast  kein  Agio  hatte) 
5"/oigc  Staatspap.  85—86,  selbst  Nordbahnprior.  5°/o  nur  90—91,  3%  Staatsbahn- 
l>riür.  577o  I'ap. 

Papieri;eldwirthscliaft,  hohe  Couponsteuern  bedrohen  die  Sicherheit  beider  Arten 
der  Kapitalanlage,  auch  wenn  die  Papiere  auf  Metallwährang  lauten  und  ihnen  Steuer- 
freiheit versprochen  ist.  Kegelmässi«::  können  ferner  nur  gute  Prioritätsobligationcn 
von  Privatbahnen  mit  Staatspapieren  erfolgreich  concurriren.  Bei  einer  spaten  un- 
sicheren Priorität  und  bei  sclilechten  Bahnen  verschlechtern  sich  die  Anleihebedinp^ungen 
oder  der  Staat  muss  die  Zinsen  garantircn.  Wird  diese  Zinsgarantie  muthmasslich 
praktisch,  so  wird  sich  für  das  Bahnpapier  auch  kein  besserer  Curs  als  für  das  Staat^- 
papicr  ergeben.  Prioritätsobligationcn  stark  verschuldeter  oder  schlechter  Bahnen 
werden  aber  noch  ungUnstiirer  als  neue  Eisen  bahnschulden  eines  bereits  mit  solchen 
sehr  belasteten  Staats  zu  begeben  sein.  Denn  «las  ganze  Staatsbahnwesen  stellt  doch 
eine  Finanzeinheit  dar,  die  guten  wie  die  schlechten  Abschlüsse  trcffeu  die  eine 
Staatskasse,  so  dass  die  letzteren  Icicliter  zu  tragen  sind.  Bei  den  getrennten  Finanzen 
der  Privatbahneii  hängt  Alles  von  den  speciellen  Ergebnissen  der  einzelnen  Bahn  ab. 
Ausserdem  kommt  dann  noch  die  allgemeine  Garantie  der  Staatskasse  den  Staatsbahnen 
zu  Gute. 

Bei  der  Vorzüulichkcit  fast  aller  deutscher  Bahnprior,  ist  in  dem  Cursstande, 
<]<r  vorschied.  Emissionen   einer  Bahn  u.  selbst   der   Priorit   verschied.  Bahnen  kaum 
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ein  Unterschied  zu  bemerken,  iler  auf  verschie«!.  (.Tcditwürdigkeit  zarückzufuhreu  wäre 
Denn  «ler  kleine  öfters  zu  lindende  unterschied  —  etwas  höherer  Curs  d.  Prior, 
früherer  Einiss.  und  der  Prior,  alter  IJahnen  —  erklärt  sich  meist  aus  der  bei  diesen 
schon  weiter  geschrittenen  Tilgung  u.  aus  der  noch  nicht  vollständijc  erfolirten  festen 
Classirunsr  der  jüngeren  Papiere.  Aber  bei  fremden  Bahnen  traten  die  Unter- 
schiede schon  hervor,  z.  B.  Oesterr.  Gali/.  Prior.  Cl^77)  1.  Km.  84— S5,  'J.  K.  ^2, 
3.  E.  79—80,  4.  E.  78—70. 

So  wird  den  Privatbahnen  nur  selten  ein  Vorzug  vor  den  Staats- 
bahnen in  Betreff  der  Kapitalbeschaffung  einzuräumen  sein.  Nur 
bei  ausserordentlicher  Zerrüttung  der  Staatsfinanzen  kann  ein  solcher 
erheblicher  werden.  Dies  wird  dann  vielleicht  zur  Wahl  des  Privat- 
bahnwesens zwingen,  wie  es  auch  vorgekommen  ist. 

Hauptbeisp. :  ()e^t erreich  seit  1855,  auch  Italien.  Dennoch  in  Ungarn 
Staatsbahnbau  wieder  begonnen,  jetzt  auch  in  Wcst-Oesterr.  u.  Ankauf  v.  Privatbahnen 
wieder  in  Italien. 

Darin  zeigt  sich  jedoch  nur  eine  weitere  schlimme  Folge  der 
schlechten  Finanzlage  und  keinerlei  massgebender  und  zur  Nach- 
ahmung auffordernder  Vorgang  ftlr  die  principielle  Entscheidung 
der  Frage. 

Wie  im  (irunde  wieder  Stein  die  Sache  auflasst,  Handb.  d.  V«:rw;iltungslchre, 
S.  210:  dem  Princip  nach  solle  der  Staat  sich  lelber  steine  Bahnen  bauen  u.  >\q  selbst 
vi.Twalten.  Allein  er  könne  es  niclit,  tlieils  weil  die  Balinrn  ein  zu  gros.ses  Kapital 
forderten,  theils  weil  >ie  drn  Charact«*r  v.  Unternehniuniren  hätten,  die  d'T  Staat  nie 
u:«t  vern'alte.  Wahr  zeitwei>e  in  Oest erreich,  unwahr  in  vielen  anderen  Länd«M'n. 
Mehrfach  abw<i<|ii:]id  von  miini-r  Auira>Nung  Sax  II.  140  ii',  149  i\\  Kr  meint  ii.  A. 
„die  8tos>wei>c  Beschairung  der  Kapitalien  zu  Bahnbauten  sei  kein  UnplUck  für  die 
liosammtwirthschaft".  Das  ist  sie  vielfach.  Die  (iesammtwirkun^r  auf  die  Volkswirth- 
schaft  ist  80  naclitheilijT.  Vrrmciden  kann  das  der  Staat  durch  Kei,n;lung  der  Con- 
ces>ionen  aber  nicht  genll-zend.  weil  die  Krtheiluusr  der  letzt'Tcn  vom  Stand  des  üi-ld- 
markts  abhängt.  B<im  Sta:its)>:ihnbau  l.'isst  sich  diese  ,.stos>weis<-  Beschallung'*  ver- 
meiden, wa>  ich  auch  geiren  Nasse  (Abb.  Verhtlt.  v.  Prod.kri.sen,  im  Jahrb.  d.  D. 
Keicks  lS7y  S.  W,'  II".)  festhalte.  S.  (irundleir.  2.  A.  S.  473.  Auch  in  d.  Bem.Tk. 
II,  151  über  Agiotage  u.  Cui-sweclisrl  kann  ich  Sax  nicht  beistimmen. 

§.27^].  —  C.  Beschaffenheit  des  Bahnbaus  und  Bau- 
kosten. Hinsichtlich  dieses  und  des  folgenden  Punctes  wird  von 
den  Gegnern  der  Ötaatsbahncn  noch  häufig  ein  „natürlicher*' 
und  „crfahrungsmässiger"  Vorzug  der  Privat  bahn  be- 
hauptet, weil  eben  in  solchen  Dingen  „immer"  die  Privatuntcr- 
nehmung  besser  wirthschafte.  Danach  sollen  denn  die  Privat- 
bahnen regelmässig  zweckmässiger  und  wohlfeiler  gebaut 
werden  als  die  Staatsbahnen,  weil  Staatsbeamte  weniger  practischcs 
Verständniss  der  Verkehrsbedttrfnissc,  um  zweckmässig  und  weniger 
oder  gar  kein  eigenes  Interesse  hätten,  um  wohlfeil  zu  bauen. 
Mit  Staatsgcld,  „auf  Regiments  Unkosten"  werde  notorisch  immer 
verschwenderischer  umgegangen. 

Diese  Behauptungen  sind  Jedoch  nicht  nur  durch  die  Erfah- 
rung   in   keiner   Weise   zu    begründen:  es  lässt  sich  auch  leicht 
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nachweisen,  dass  hier  gar  kein  innerer  „natürlicher" 
Grund  einen  Vorzug  der  ActiengescUschaft  bedingt,  welcher  letzteren 
gerade  in  diesen  Puncten  die  Vorzüge  der  Privatunternehmung  rein 
angedichtet  werden. 

Stroussberg  nimmt  die  Gcn.-Entreprise  u.  Aehnlichcs  in  Schatz  bei  Privat- 
bahnen, wegen  der  Schwei-fälligkeit  der  Bauleitung  einer  ActiengescUschaft.  Die 
Actiengcsellschaft  steht  a1)er  auch  der  Staatsverwaltuu*;:  hier  nicht  unbedingt  nach. 
Einzelne  Erfahrungsthatsachen  lassen  sich  nur  zur  Entscheidung  einer  t>olchen 
Frage  schwer  venvcrthen  und  am  Wenigsten  kann  man  aus  ihnen  eine  alJgemeiii 
gültige  Regel  ableiten.  Bald  ist  eine  Privat-,  bald  <'ifie  Staatsbahn  überlegen.  Land 
und  Zeit  entscheiden  hierbei  wesentlich  mit.  Aus  dem  inneren  Wesen  beider 
A'erwaltungen  kann  man  aber  mindestens  ebensoviel,  ja  eigentlich  mehr  Gründe  für 
den  A'orzug  der  Staatsbahn  wie  dt-r  Privatbahn  ableiten.  Der  gute,  zweckmässige 
und  wohlfeile  Bau  einer  Eisenbahn  hangt  oH'enbar  von  drei  Umständen  ab:  Tom  Können, 
Wollen  und  Müssen  der  den  Bau  leitenden  und  ausführenden  Personen.  In  allen 
drei  Beziehungen  möchte  aus  inneren  Gründen  eher  noch  der  Staatsverwaltung  vor 
derjenigen  der  ActiengescUschaft  der  Vorzug  einzuräumen  sein,  wenn  auch  nicht 
immer  unbedingt  in  praxi  und  wenn  auch  bei  der  Staatsverwaltung  mitunter  wieder 
eine  specifische  bureaukratischo  Schwerfälligkeit  vorkommen  kann. 

Wesentlich  beistimmend  Sax  II,  152  ff.  nur  mit  einigen  Einwendungen  gegen 
meine  Aeusserunj^^en  in  d.  2.  Aufl.  über  gewisse  Verwaltungsmissbräuche.  Ganz  wider- 
legt bin  ich  dadurch  m.  E.  nicht.  In  der  Sache  selbst  glaubte?  ich  aber  doch  die 
eingehendere  Beweisführung  hinsichtlich  der  Momente  „Können,  Wollen,  Müssen" 
(vor.  Aufl.  S.  571—573)  als  kaum   mehr  nothwendig  hier  jetzt  woglassen  zu  können. 

Mitunter  wird  in  der  Kostenfrage  selbst  der  Versuch  gemacht, 
mit  genauen  statistischen  Vergleichen  der  relativen 
Baukosten  (p.  Meile)  für  oder  gegen  das  eine  oder  andere 
System  etwas  zu  beweisen.  Allein  es  ist  klar,  dass  zwei  ver- 
schiedene Bahnen ,  selbst  in  sehr  ähnlichen  Terrainverhältnisseo, 
niemals  eine  derartige  irgend  genaue  Vergleichung  gestatten. 
Denn  die  Umstände,  welche  nachweisbar  in  erster  Linie  immer 
die  Kosten  bestimmen,  sind  stets  mehr  oder  weniger  verschieden. 
Üb  überhaupt  etwas  und  wieviel  von  dem  Kostenunterschiede 
ausserdem  auf  den  Umstand  der  Verschiedenheit  der  Verwaltungs- 
systeme  zu  setzen  ist,  lässt  sich  schlechterdings  nicht  ermessen. 

Genau  ein  und  diesel])e.  gleich  ausjüestattetc  Linie  müsste  zu  derselben  Zeit  von 
einer  Gesellschaft  und  vom  Staate  gebaut  und  dieses  Experiment  so  und  so  oft  wieder- 
holt sein,  um  Beobachtungsfehlcr  und  zufällige  Einflus>o  zu  climinircn .  wenn  ein 
soleher  Vergleich  nur  einigermassen  >tatthaft  sein  sollte. 

Jede  eini^ehendere  Kostenstatistik  von  Eisenbahnen  Z(;igt,  dass  drr  Werlh 
des  (irund  und  Bodens,  die  TerrainbcschalfV'nheit.  wovon  der  umfang  der  eigentlichen 
Erdarbeiten  (Bewegung  von  Erdmasse)  u.  a.  m.  hiiuptsächlich  alihängt,  das  Vorkomni'-n 
von  grossen  Einschnitten,  Tunneln,  gros>en  Dämmen,  Viaducten,  Brüekcn,  die  von  der 
Balinfr«'4Urnz  abliangiire  Masse  (1«'S  Falinnat»Tials,  scl))stvci"siiindlieli  die  Ein-  o<ler 
l)oppelL'"lcisigkeit  der  Bahn  u.  v.  a.  m.  dir  «j^ru-^sten  Vcrächiedj'nliciten  der  Kostm  be- 
dingen. Ebenso  ist  die  Zeit  <l«'.s  nuhn])aus  aucli  in  «lerselbcn  Gegend  wegen  df,r  Ver- 
änderung der  Preise  und  Löhne  von  wcscntlich«'m  Einflüsse.  Endlich  ist  doch  auch 
schon  jetzt  der  ..Kang**  einer  Balui  im  Transportsysteni  —  ob  Haupt-,  ob  Serundar- 
bahn  u.  s.  w.  —  von  Einfluss  auf  die  Baukosten ,  so  wenig  leider  bisher  gewöhnlieh 
bei  Staats-  und  Privatbahnen  diese  vei*schiedcne  natUrliclic  Kangordnung  einer  Bahn 
far  Anlage,  Bau,  Ausstattung  genügend  berücksichtigt  wurde  (.S.  folg.  Ab.«5ehnit(). 
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AiK'h  aua  statistischüii  Durchärhuittäzalilcii  für  eine  grössere  Auzahl 
cwler  fur  alle  Privat-  und  Staatsbahiicn  ciues  oder  mehrerer  l>ander  ist  der  etwai^^e 
Eiufloss  deb  VerwaltaD^rsmuinentä  auf  die  Kosten  iii<-ht  zu.  ermitteln.  Denn  auch  diese 
Zahlen  werden  ganz  von  obiircn  P'ar.toren  bestimmt. 

Eine  Ver^rlcii'liunj  von  ongcrälir  ;ileichz«'itijc  gebauten  Bahnen  in  Na«libai*sthaft 
und  in  ungefähr  gleichen  Terrainverhültnisseu  zeiut,  dass  alsdann  auch  die  Kostm 
sich  nicht  so  verschieden  stellen.  Aber  ob  es  Stiata-  oder  Privatbahiicn  sind,  i>t 
hierfür  ganz  gleichgültig. 

Die  anmitt*'ll)aro  ll'obachtung  und  Prüfung  kann  im  concrcteu  Kalle  gewiss  oft 
theucrcn,  verschwenderischen  o<ler  einfachen,  sparsanKMi  Bau  nachweisen  und  /eigen, 
wie  dies  hier  mit  dem  Staate-  oder  Privatbahnsystem  zusammenhängt.  Daraus  mag 
mitunter  für  ein  liestimmtes  Land  ein«'  Folgerung  in  der  Streitfrage  hervorfrehen, 
nicht  alter  fUr  die  |»rincipiclle  Entscheidung  der  Frage.  Und  sicherlich  wird  sich 
bei  der  nöthigen  zeitlichen  und  räumlichen  Ausdehnung  solcher  directer  Beobachtungen 
wieder  Licht  und  Schatten  bei  beiden  Systemen  gleichmässig  vertheilt  finden. 

Hier  einige  Beispiele  aus  d.  ]>rcuss.  Eisen bahnstatistik  fUr  ISGO,  die  ans  d. 
früheren  Anfl.  herüberjrenommen  worden,  da  es  zwcc.kmässig  erscheint,  etwas  ältere 
Daten  zu  vergleichen,  statt  der  neueren,  bei  denen  die  grosse  l.'mgestaltun:r  der  volks- 
wirthschaftlichen  V«;rhältnisse  von  Einfluss  war.  Die  Daten  aus  den  letzten  Jahren, 
wo  durch  die  grossen  Verstaatlichungen  Alles  verschoben  ist,  eignen  bich  zum  Ver- 
gleich noch  wenijrer.  Für  «lie  Systemfrage  \>i  aus  Daten ,  wie  den  folgenden ,  wie 
gesagt  nichts  zu  entnehmen,  wohl  aber  geben  dieselben  einen  Einblick  in  die  Ban- 
kosten n.  damit  in  die  finanziell  besonders  wichtige  Seite  des  Eisenbahnwe^en3.  Des- 
halb habe  ich  diese  Uebersirhten  auch  in  dieser  Aufl.  beibehalten.  Kosten  p.  Meile 
in  lOOOen  Thlm.  u.  in  Procenten  der  Gesammtkosten,  wobei  hier  nur  die  Ilauptposten 
aufgeführt  sind.  Die  amtliche  Statistik  si>ecificirt  noch  etwas  weiter  (zu  d.  Enlarb. 
wurden  die  Ausg.  für  Böschungen,  Einfriedigungen.  Wcgeubergänge,  zu  Bahnhöfen 
u.  Wärterh.  die  Signale,  zum  Aufwand  fUr  Verwalt.  u.  Zinsen  während  der  Bauzeit 
auch  der  für  ausserord.  Anlagen  u.  In«gemein  gerechnet') .  Die  Statistik  des  Vereins 
D.  Eisen  bahn  verwaltuniren  enthält  ähnliche  Daten  auch  über  die  meisten  anderen  D. 
Bahnen.  Die  Daten  beider  Werke  stimmen  übrigens  nicht  immer  ^^iiiz  genau  Uberein. 
Die  in  dem  2.  Werke  befindliche  Bubrik  „Ausicaben  für  Vorarbeiten''  fehlt  in  d. 
prcuss.  amtl.  Statistik,  z.  Tli.  befinden  sich  auch  darunter  Zinsen  während  der  Bau- 
zeit. In  Bezug  auf  Berechnung  der  letzteren  besteht  Übrigens  aurh  manche  Ver- 
schiedenheit. Bei  den  Staatsbahnen  pflegen  sie  nicht  eingerechnet  zu  werden,  so  dass 
die  Zahlen  für  diere  insofern  etwas  zu  niedriir  sind. 


Staats  bahnen 

Prcuss.  Ostb 

Westial 

Saarbr 

Nass 

P  r  i  V  a  t  b  a  h  n  e  n 

Bcnr.-Märk 

DsgL  RuhrSiey:    .  .  . 
Berl.-Stett.  llau))tb. .  . 

Berl.-llamb 

Berl.-Auh 

Berl.-Magd 

Magd.llalberst 

Thtiring 

(Jöln-Mind.  llauptb.   . 
Kheinische 


Cinindonrorb 

Enl- 
arboitcn  etr. 

Hrürken. 
Dun-hlässc 

Tumi«»U 

<)lierl>au 

1000 

1 

1000        „. 

1000 

II' 

1000 

n 

HK)0 

n 

Thlr. 

1                 ,11 

Thlr. 

Thlr. 

.'•1 

Thlr. 

() 

Thlr. 

;■> 

;r2 

«•70 

(>4   1  13-3JJ 

S2 

17-lb 

i 

,   . 

125 

26  00 

:n 

7-oy 

S5     Hi-23 

60 

11-45 

IS 

3-92 

126 

24-02 

(>S 

7-90 

Hil      islKS 

62 

7-31 

3S 

4  5 

J71 

2003 

10:3 

1  n  54 

ll.S     141)2 

102 

13-51 

69 

905 

112 

14-72 

i»2 

.  11-42 

132     It3-3S 

54 

670 

11 

1  -32 

I7b 

2211 

71 

7-5U 

13.')  ,  14-4H 

S4 

s-91 

152 

10-20 

158 

16  80 

52 

l>b><» 

S4    i5wy 

54 

1017 

0-3 

0  05 

133 

2509 

ÜH 

,  [n^ 

60     14-67 

41 

.    9-91 

— 

107 

25-96 

42 

11 -82 

42     11-70 

31 

S60 

— 

1-20  ! 

33-57 

07 

,    8-sO 

:.4       712 

8S 

,  11-5:'. 

P.19 

26-20 

41 

S-71 

53     1 1  -30 

27 

5-Sl 

—    1 

— 

114 

24-13 

61 

11.01 

109  I  19-74 

r)9 

12-43 

5 

0  93 

132 

23-9S 

51 

,    5-90 

S7       9-ii6 

74 

s-26 

1 

1S2 

20  10 

114 

15-2.') 

S7     11-59 

5b 

7-70 

:il 

4-21 

157 

21  07 
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Kalinhöfe. 
Wirtcrh&usor 


Staats  l»aliiu*n 

Obtbaliii     

Westfäl 

Saarhr 

Nass 

Privatbaliijcii 
Berg.-Märk 

Dsjrl.  Kuhr-Sicjc 

Bcrl.-Stctt.  H.  I) 

Bcri.-Hainb 

Bcri.-Auh 

Bcrl.-Maj^d 

Majfd.-Ilall) 

Thurinjc 

Cöln-M.ind.  IL  JJ 

ivlu'iuisclir 


1000 
Thlr. 


75 

73 

106 

öS 

72 

67 
82 
66 
36 
81 
60 
42 
89 
77 


I 


'0 


]{otrie1i8mator. 


('. 


15  55 

13-9S 

12-49 

8-96 

c.  8-92 

719 

15*53 

1614 

10-16 

10  64 

12  63 

7-70 

9-84 

1012 


1000 
Thlr. 


76 

85 
204 

84 

143 

152 

68 

40 

38 

156 

112 

64 

311 

116 


% 

1578 
16-15 
23-93 

iro4 

17-74 
16-24 
12-92 
9-70 
1 0-68 
20-41 
2219 
11.68 
34-44 
15-58 


AuKHerord. , 

Insjj.  VerwalL, 

Bauzins.  etc. 

1000           0 
Thlr.              0 

Summa 
1>.  M. 

lOOO  Thlr. 

26 

5-46 

480 

40 

7-67 

525 

41 

4-82 

851 

JOS 

13-26 

759 

127 

15-79 

805 

118 

12-60 

93N 

82 

19-30 

407 

? 

? 

476 

48 

13-35 

359 

117 

15:n 

762 

65 

13-75 

472 

69 

12-53 

551 

106 

11-71 

904 

108 

14-42 

747 

Die  Kobtcn  der  schiefen  Ebenen ,  die  bei  d.  Bcrg.-Mürk.  und  Rhein,  ß.  vorliomuieii, 
sind  zu  dem  letzten  Titel  (Ausserord.  u.  s.  w.)  fi^erechnet.  —  Verh&ltnisamässig  die 
grübSte  Gleichheit  des  absei,  und  relat.  Aufwands  besteht  noch  beim  Oberbau 
(Schienen,  Schwellen,  Drehscheiben  u.  s.  w.),  wo  die  grössere  oder  geringere  Aus- 
dehnung des  zweiten  Gleises,  der  Bahnhofschienen  u.  s.  w.  die  meiste  Verscliiedenheit 
bewirken  wird.  Der  stärkste  Unterschied  besteht  in  den  Kosten  des  Betriebs- 
materials, wi(!  selbst  ähnlich  situirte  Bahnen  wie  die  drei  grossen  westlichen  Linien 
in  ob.  üebcrsicht  (Cöln-Mind. ,  Berjc.-MRrk.  und  Rhein.)  u.  wie  Bcrl.-Anh.  u.  Berl- 
Hauib.  oiuer-,  Berl.-Magdeb.  anderers.  zeigen.  I'ür  die  Abhän«?i^keit  der  Kosten  von 
der  Privat-  oder  Staatsverwaltung  wäre  cs  nicht  ohne  Interesse,  zu  sehen,  wie  die 
sog.  General entreprise  si«h  herausstellt.  Aber  auch  hier  ist  der  Einfluss  der  einzelneu 
obiunii  Factoren  natürlich  massj'cbcud  u.  beim  Vergleich  weiss  man  nicht,  wie  die 
Arbeit  qualitativ  ausjrefallen  ist.  Tilsit- In?>terburg  mit  446,000,  Berlin -Görlitz  mit 
434,000  Thlr.  p.  Meile,  in  Geucralentreprise  gebaut  erscheinen  nicht  eben  wohlfeil 
u.  manche  Klagen  verlauten  über  die-  Baubeschaffenheit  der  letzteren.  Die  schlcswiir- 
scheii  Bahnen  kamen  nach  diesem  System  auf  326,000  Thlr.,  fast  genau  dicseil>o 
Summe,  wie  für  Altona-Kiel  (.329,000  Thlr),  welche  Linie  von  der  Privatverwaltunü. 
allerdings  früher,  ge1)aut  wurde.  (Vgl.  über  Generalentreprise  St roussberg  a.  a.  0., 
nam.  auch  über  die  Möglichk.  seiner  Gewinne  dabei,  wo  sich  allerdings  der  Vorthcil 
des  für  sich  handelnden  Privatunternehmers  zeigt.  S.  209  if).  —  Bemerkenswerth 
ist,  dass  die  neuen  Bauten  immer  theurer  und  die  Durchschnittskoston  p.  Meile  in 
den  grossen  Bahnnetzen  immer  höher  ausfallen.  Zum  Theil  hängt  dies  wohl  mit 
Lohn-  und  Prcissteisreruniren,  auch  des  Hodens,  (so  bes.  in  neuester  Zeit),  mehr  aber 
gewiss  noch  mit  der  starken  Vermehrung  des  Betriebsmaterials  und  mit  den  grösseren 
technischen  Schwierigkeiten  der  neuen  Bahnen  zusammen.  Denn  in  der  Gegenwart 
werden  solche  Schwierigkeiten  gerade  weiren  der  Fortschritte  der  Technik  nicht  mehr 
so  gescheut  wie  früher  u.  deshalb  schwierigere  Linien  unternommen,  auch  in  bergigem 
Terrain  u.  s.  w.  Das  verwendete  Kapital  p.  Meile  ist  bei  den  preuss.  Bahnen  ftot 
ohne  jede  Unterbrechuni»-  jährlich  pre^tieireii,  aber  noeh  stärker  vermehrte  sich  relativ 
der  G Uterwagenpark,  ferner  aueh  die  Locomotivenzahl,  z.  B.  per  Meile 

Kapital  Locomot.  l*ersonen  wagen  Güferwagcn. 

Stück  Stück  Stück 

1S44  296,190  1-2  6  0  118 

1855  413,771  16  32  24-7 

1863  524,433  20  30  42-2 

1S67  549,565  2-3  35  535 
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Kapital  Locomot.  Pcrsoucuwageii  (jutertiragen. 

Stuck  Stück  Stuck 

1868  540.795  2*2  3*6  48-7 

1869  552,072  2*4  3*8  510 
1874            630,660                     3-2                       42                      69*8 

Die  Zahlen  v.  1S68  an  incl.  neue  Pro?inzen;  daher  die  Veränderung  der  Durchschnitts- 
grOsscn,  aber  schon  1869  die  alte  Richtung.  In  England  sind  dagegen  die  relativen 
Baukosten  seit  25  Jahren  nur  wenig  gestiegen.  £s  ist  auch  nur  ein  Zufall,  dass  z.  B. 
in  Preussen  die  Durchschnitte  für  Staats-  und  Privatbahnen  fast  gleicli  sind,  wie 
1869  p.  M.  für  jene  551,970,  für  diese  552,905  Thlr.  oder  wie  1874  82,857  Thlr. 
p.  KU.  f.  d.  Staats-,  79,289  Thlr.  f.  d.  Privatbahnen  in  eig.  Verwalt.  (101,176  Thlr. 
f.  d.  Privatb.  in  Staatsvcrwalt.).  Innerhalb  der  Staatsiiahncn  finden  sich  beim  Ver- 
gleich der  unter  einer  besond.  Verwaltung  stehenden  Linien  Unterschi<*de  wie  4  :  7 
(Ostb.  u.  Saarbrücker) ;  innerh.  der  Privatb.  wie  1  zu  fast  5  (Rhein-Naheb.  u.  Neisse- 
Brieger)  (in  1869).  Vergleicht  man  die  einzelnen  Bahnlinien  nach  diesen  Kosten- 
durchschnitten,  so  stehen  in  1869  in  Preussen  die  westlichen  Bahnen  im  Ganzen 
oben,  die  nördlichen  u.  östlichen  unten  in  der  Reihe  der  Meilenkosten,  doch  mit 
bemerkeuswerthen  Ausnahmen,  z.  B.  unter  den  theueren  die  uiederschles.-märk.  (Berl.- 
Bresl.,  von  einer  Privatges.  gebaut)  u.  d.  Berl.-Magdeb.  Neben  den  schwierigeren 
Terrainrerhältnissen .  grösserem  Verkehr,  also  Betriebsmaterial  sind  höhere  Preise  u. 
Löhne  im  Westen  daran  wohl  Schuld.  —  Uebrigens  sind  alle  Schlüsse  aus  den  Meilen- 
kosten der  einzelnen  Bahnunternehmungen  mit  Vorsicht  zu  ziehen,  denn  der  zufällige 
Umstand,  ob  eine  Bahn  z.  B.  hier  aufhört  oder  ein  paar  Meilen  weiter  ^cht,  bewirkt 
oft,  dass  besonders  kostspielige  (z.  B.  Tunnels,  Brücken  u.  s.  w.)  oder  billige  Strecken 
(z.  B.  in  der  Ebene)  bald  bei  dieser,  bald  bei  jener  Bahn  eingerechnet  werden,  wo- 
durch sich,  vollends  bei  kürzeren  Bahnen,  die  Durchschnitte  sehr  verändern.  Es  ist 
dies  auch  beim  Vergleich  zwischen  Staats-  und  Privatbahnen  zu  beachten,  namentl. 
zwischen  grossen  Staatsbahnnetzen  n.  kleineren  Privatlinien.  Die  Durchschnittskosten 
der  ersteren  sind  mehr  wirkliche  Mittelwerthe ,  weil  der  Einflu.'-s  theurer  und  billiger 
Strecken,  die  meistens  beide  vorkommen,  hier  schon  ausgeglichen  ist.  Dies  zeigt  sich 
z.  B.  in  dem  oben  erwähnten  kleineren  Kostenunterschied  der  einzelnen  prcuss. 
Staatsbahnen  gegenüber  dem  grösseren  der  einzelnen  Privatbahnen. 

Nach  der  oben  gen.  amtl.  Eisenb.  Statist,  f.  1  SSO/S  1  stellen  sich  die  Kosten  f. 
alle  deutsche  Bahnen  auf  248,850  M.  p.  Kil.  der  Staatsbahuen  auf  263,023,  der 
Prir.bahnen  unter  Staatsverwalt.  auf  2S1.503.  unter  Priv.verwalt.  auf  191,279  M., 
woraus  höchstens  das  Eine  folgt,  dass  die  alten  wohlfeilen  gut  fundirten  u.  lioch 
rentirenden/Priv.bahnen  mit  wegen  ihrer  Theuerheit  bis  daliin  noch  nicht  erworben 
werden  konnten.  Die  Quoten  der  Ha,upikostentheile  weichen  wenig  bei  den  verschied. 
Kategorieen  ab,  (Staatsb.  —  worunter  freilich  viele  alte  Priv.bahnen  —  u.  Priv.bahnen 
in  eigener  Verwalt.  bez.  (Jrunderwerb  10*55  u.  11*40,  Herstell,  d.  Bahnkörpers  durch 
Erdarb.  15*16  u.  16*00.  Wcgeüberg.  u.  Einfriedig.  2*45  u.  213,  Durchlässe.  Brücken 
10-11  u.  7*87,  Tunnels  2*45  u.  098,  Oberbau  2195  u.  24*71,  Signale.  Bahnhöfe, 
Haltestellen,  Werkst.  14*45  u.  14*82,  Iktriebsmittel  u.  And.  22*8b  u.  22*097J. 

§.  274.  D.  Betrieb,  Betriebskosten. 
1.  Betrieb.     Relativ  ist  auch  hier  Alles. 

Häufig  wird  den  Privatbahnen  vor  den  Staatsbahn^n  nachgerühmt:  gr«»sscre 
Bücksicht  auf  Bedürfnisse  und  Wünsche  des  Puhlicum^,  coulantercr  Betrieh,  mehr 
nach  kaufmännischer  statt  nach  bureau  knitisch  er  Art,  besonders  im  Güterverkehr, 
grössere  Höflichkeit,  Gefälligkeit  des  Personals  u.  s.  w.  Mitunter  hört  man  al>cr  auch 
den  Staatsbahnen  in  BetretT  solcher  Punctc  den  Vorzug  geben.  Es  ist  klar,  dass  sich 
keine  allgemeinen  Urtheile  dieser  Art  fallen  lassen  und  dass  sich  weder  aus  dem 
Wesen  der  Sache,  noch  aus  der  Erfahrung  ein  solcher  Vorzug  der  Staats-  odcir 
Privatbahnen  ergiebt.  Bezeichnend  genug  wechseln  selbst  in  kurzer  Zeit  die  Meinungen 
im  Publicum  in  solchen  Dingen.  Die  Verhältnisse  der  Zeit  und  des  Landes  sind 
eben  entscheidend.    Aber  für  <lie  priiicipiclle  Frage  folgt  aus  solehen  Urtheilcn  nichts. 

Eher  lässt  sich  schon  in  Ordnung  und  PUnctlichkeit,  Sicherheit  und  Schnelligkeit 
des  Betriebs.  Unparteilichkeit  und  Unbestechlichkeit  des  Dienstpersonals  im  Staats- 
uad  Privatbahnsystem  eine  characteristische  Verschiedenheit  nachweisen,  obwohl  auch 
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liier  die  A'erlKiltnisse  in  verschiedenen  Ländern  sich  oft  wesentlich  unterscheiden. 
Die  allgemein  strengere  Ordnung  im  Staatsdienst  giebt  aber  wohl  von  vornherein  eine 
gewisse  Bürgschaft  auch  für  die  Staatsbahiieu.  Wenigstens  bei  uns  wird  diese  Er- 
Wartung  niclit  durch  die  Erfahrung  Lügen  gestraft.  Desshalb  brauchen  gewisse 
Klagen  über  einzelne  Stautsbuhncn  nicht  immer  unbegründet  zu  sein.  Aber  dass  z.  ]>. 
das  Urtheil  über  die  verschiedenen  prouss.  Staatbahnen  ungleich  ist,  zeigt,  dass  hier 
leine  Dothwendige  Inferiorität  des  Staatsbetriebs  gegen  den  Gesellschaftshetricb 
vorliegt.  Am  Khein  wurde  vielfach  Klage  geführt  über  die  StaatsverwalL  der  Berg.- 
Märk.  Bahn  verglichen  mit  der  Privatverwalt.  der  Cöln*  Mindener  u.  namentlich  der 
treillich  administrirten  Kheinisclieu  Bahn.  Aber  der  prenss.  leidige  .,Assessorismus*\ 
die  einseitig  privat  rechtliehe  Ausbildung  der  Staatsbeamten,  lässt  sieh  doch  auch 
abstellen.  S.  auch  Sax  II,  150  mit  einer  den  Frivatbahnen  etwas  günstigeren  Auf- 
fassung. Seine  Beweisführung  hat  mich  nicht  überzeugt.  Die  Statist.  Daten  S.  159  l\. 
bew(;isen  nichts  Sicheres  in  d.  Frage,  weil  zu  mancherlei  u.  andere  Kaetorea  ein- 
wirken. Der  Auslegung  dieser  Daten  u.  dem  Schluss  auf  S.  164,  dass  „die  Be- 
hauptungen über  die  minder  befriedigenden  Leistungen  der  Privat-  gegenüber  den 
Staatsbahnen  in  Preussen  durch  die  Thatsachen  dcsavouirt  würden*',  kann  ich  nicht 
ganz  beistimmen.  Wenn  wirklich  die  Kosten  bes.  bei  der  4.  Wagenclasse  im  Pers.- 
verkehr  bei  d.  prcuss.  Bahnen,  zumal  den  Staatäbahnen  grosser  als  die  Einnahme  seiu 
sollten  (20  gegen  15 — 10  Plcnn.  p.  Meile  u.  Pers.?),  so  läge  darin  nur  wie<ler  ein 
*Beispiel,  ähnlich  wie  im  öffentl.  \'ersic1i.wesen ,  dass  man  bei  öfl*.  Anstalten  social- 
l)olitiseh  .nunstige  Uebert ragungen  zwischen  den  verschiedenen  Kosten  (bez.  Gefahr-) 
(blassen  zum  Vortheil  der  unteren  Bevölkerung  machen  kann.  Ueber  die  mancherlei 
lieibrmen  in  Preussen  seit  d.  Verstaatlichung  s.  u. 

2.  Hinsichtlich  der  Betriebskosten  hört  man  mitunter  die- 
selben Lobsprüche  wie  hinsichtlich  der  Baukosten  den  Privatbahnen 
crtheilcn,  aber  ebenso  unrichtig.  Es  sind  hier  einzelne  Bahnen 
und  ganze  Bahnnetze  zu  unterscheiden. 

a)  Ein  innerer  Grund,  dass  eine  einzelne  Staatsbahn  als 
solche  theurer,  absolut  und  namentlich  relativ,  nemlich  zu  einem 
höheren  Procent  der  Betriebskosten  von  der  Bruttoein- 
nahme verwalte,  besteht  nicht. 

Nach  der  Natur  der  Saclie  muss  in  dem  ganzen  Mechanismus  der  Verwaltung:, 
der  Betriel>slcitun<i-  und  Betriebsfiilirunü'  zwischen  ))ciden  Arten  Bahnen  eine  grosse- 
(ilei<hartigkcit  lustehcn,  was  auch  thatsächlicli  der  Fall  ist.  Der  Staat  mag  hier  und 
da  etwas  schwerfälliger,  bureaukratischer  verwalten,  ein  paar  Beamte  mehr  haben. 
Nothwendig  und  regelmässig  ist  auch  dies  nicht.  Auch  dies  ist  nicht  wohl  aus  dem 
A'crgleich  der  Statist.  Durchschnittszahlen,  sondern  nur  durch  unmittelbare  Beobachtung 
festzustellen.  Der  Bedarf  an  Beamten  und  niederen  Arbeitskräften  hängt  natürlich 
besonders  von  der  (irössc  des  A  erkehrs.  Anzahl  der  Stationen,  deren  Bedeutung*  u.  s.  w. 
ab.  selbst  in  Betreir  der  allgemeinen  Centralverwaltunjr.  In  Preussen  kamen  ISOU 
l)ei  den  Staat^I».  Beamte  und  IIUHVarbeiter  ))ei  d.  allgem.  Verwalt.  auf  100,000  Thlr. 
Bruttoeinn.  3o .  bei  den  unter  Staatsvcrw.  steh.  Privatbahnen  3*7,  bei  d.  and.  Privat- 
bahnen auch  3*7,  oder  p.  Meile  2  5,  30,  2*0,  aber  in  jeder  Gruppe  erhcbl.  Verschieden 
heiten  bei  den  einzelnen  Bahnen.  Die  Directionen  kosteten  bei  d.  Staatsb.  p.  M.  104, 
bei  d.  seilest.  Privatl».  322  Thlr.  Iiiteress.  Statist.  Material  für  sonst.  Vergleiche  s. 
Prenss.  Eisenbahnstati^tik  für  lsO!>,  S.  17S;  deutsche  dsgl  S.  12S.  Der  etwaige 
kleine  Nachtheil  der  Staatsbahnm  glci(  lit  sich  oft  schon  dadurch  aus,  dass  die  Gehalte 
der  höheren  Beamten  im  Staatsdienst  etwas  niedriirer  sind  und  c^  bis  zu  einem  gewissen 
(Jrade  sein  können.  Die  mancherlei  kleinen  ^'erschi•'denhciten  in  d.  Stellung  der  ein- 
zelnen Beamten  erschweren  genaue  Vergleiche  von  Bahn  zu  Bahn.  Aus  den  Durcli- 
sehnittszahlen  i.st  wieder  7U  wenig  Sicheres  zu  entnehmen.  Bei  d.  obersten  Leitung 
(inel.  Verwaltungsrat h)  werden  die  Einnahmen  der  Beamten  durch  Tantiemen  öfters 
wesentlich  crh<»ht.  /.  B.  bei  manchen  österr.  Privatbahnen,  au<h  l»ei  Berl.-Anh.  u.a  m. 
Die   höhereu  Stellen   in  d.  Directionen  d.   preuss.   Staatsb.   waren  um  JbTO  meist 
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mit  1200— 2000  Thir.  dotirt,  ebenso  bei  d.  prcuss.  Privatb.  unter  Staatsvcrw. ;  bei  den 
Sachs.  Staatsb.  waren  die  Sät/c  1200  —  2500,  der  würtemb.  686  (Bur.)  —  2286, 
der  baier.  915—1714  (ohne  Ocneraldirertor) ,  «Icr  Itad.  6S6  (Bur.)  —  1371—2285 
Thlr.  Dagejren  z.B.  Bcrl.-Hamh.  2500—6000,  B.-Gorlitz  ISOO— 4000,  Berl.-Magdcl). 
SOO— 4200,  B.-Stettin  500-5000,  Magdcb.-Leipz.  1000—4500,  Baier.  Ostb.  3429, 
Pfalz.  2857  l»is  4572  Thlr.,  indessen  Thüring. ,  Leipz.-nresd.  doch  wieder  in  den 
Maassen  der  Staatsbahnen.  In  den  70  er  Jahren  ^>ind  meist  Erhöhungen  der  Gehaitc 
eingetreten.  So  bezoiren  die  Mituflieder  der  obersten  Verwalt.  um  ls74  bei  d.  preuss. 
Staatsbahnen  900— 3S00  Thlr.,  gewöhnlich  1400-olOO  Thlr.,  I)ri  d.  siiclis.  SUatsb. 
1000-3500,  wart.  1067  —  3000  Thlr.,  I)ei  Berl.-IIaml).  jetzt  2500—7500,  B.-(Jr.rlitz 
2100—5000,  B.-Ma.^•d.  bOO  — 6000.  B.-Anhalt  2750  —  8000,  B.-Stcttin  1000  — 55»0, 
Magdch.-Hall»erst.  2000  —  8000,  hei  Magd.- Lei pz.  bis  8500  Thlr.:  nach  deutschen 
Staatsheanitenverhältnissen  also  z.  Th.  übertriebene  Steig« Tuniren  bei  den  Privatbahn«'n. 

Eine  Verschiedenheit  der  BetricbskosteB  wird  sieh  daher  aus 
anderen  Ursachen  erklären  müssen.  Einen  Vorzug  hat  aber  sogar 
die  Staatsbahn  öfters  vor  der  Privatbahn  voraus.  Ein  Theil  der 
Betriebskosten,  nemlich  diejenigen  der  allgemeinen  undCentral- 
venvaltung,  stellt  sich  bei  grösserer  LUnge  der  Linien  und  absolut 
höherer  Gesammteinnahme  relativ  günstiger.  Daraus  folgen  natür- 
liche Vorzüge  der  grossen  vor  den  kleinen  Bahnen  und  demgemUss 
öfters  auch  schon  der  einzelnen,  eine  längere  Strecke  verwaltenden 
Staatsbahn  vor  der  Privatbahn,  wenn  auch  der  Einfluss  dieses 
Moments  bei  der  allgemein  geringen  relativen  Höhe  der  Ausgaben 
für  die  allgemeine  Verwaltung  gegenüber  den  sonstigen  Betriebs- 
kosten nicht  sehr  ins  Gewicht  fällt. 

Die  Rechnungen  der  einzelnen  Bahnen  sind  bes.  im  Posten  der  „allgemeinen'* 
Aussahen  nicht  immer  genau  vergleichbar,  weil  demselben  besondere  Zahlungen,  z.  B. 
lur  Bahnpacht  (Uannov.  B.)  /ii!;-erei-.hnet  werden,  auch  die  Verbuchung  auf  die  ein- 
zelnen Hauptrubrikm  vrschieden  i^t.  Bei  kleinen  selbständig  verwalteten,  vollends  bei 
wenig  frequenten  solchen  Privatbahnen  stellt  sich  das  Procent  der  allgem.  Ausg.  v.  d. 
(iesammtausirabe  sehr  hoch,  z.B.  1860  Tils.-Instorl».  20  "/o  (preuss.  Stat.,  18'9  Deutsche 
Stat.>,  übcrh.  hei  mehreren  Piivatb.  Preussens  über  10,  meist  0— 0**/,,.  Dairegen  hei 
einzelnen  g^rossen  und  fre«iu.  Privai  bahnen  auch  unter  5%»  2.  B.  Göln-Miud.  47, 
ebenso  B.-Stett.,  B.-HamI».  nur  .'J7,  bei  d.  älteren  preuss.  Staatsbahnen  5  —  6%  ('^ö 
aber  Inspection  inhegritl'en;  deutsche  Stat.  giebt  4*05 — i'iil  an),  nur  OstI).  7*8  (5'G5), 
Bad.  .V28,  Baier.  1*78,  Sachs.  4-09,  Würt.  2*49  %.  Im  J.  1874  fiel  nach  d.  Vereinsstat. 
auf  d.  allg.  Verw.  bei  d.  deutschen  Staatsbahnen  4  S0"/o  d.  (lesammtausg.  (BaiiT.  nur 
l'&S),  bei  d.  Privatb.  in  eigen.  Verwalt.  5  48  (Tils.-Insterb.  17*44,  auch  bei  anderen 
kleinen  Verwalt.  10 — 20 "/J-  Nach  d.  n«'Uen  deuts«hen  Eis.b.statist.  f.  1880  (mit  einigen 
Abweichungen  der  Verbuchung  gegen  früher)  sintl  die  Ausgaben  f.  allg.  Verwalt.  bei 
d.  Staatsb.  S-29,  bei  d.  eigensverwait.  Priv.b.  10*73.  davon  bloss  die  persOnl.  Ausg. 
3*70  u.  7*427o  der  Gesammt-Betriebsausg.  oder  p.  Ivil.  d.  Betriebslänge  1180  u.  1271, 
p.  1000  Nutzkil.  188  u.  25S  M. 

Hiervon  abgesehen  hängt  die  Höhe  des  Procents  der  Be- 
triebskosten von  der  Roheinnahme  wieder  von  ganz  anderen 
Factoren  ab:  vor  Allem  die  Grösse,  Art,  Richtung  des  Verkehrs 
selbst,  das  davon  vornehmlich  bedingte  Verhältniss  des  to'dten  zum 
nützlichen  Gewicht,  die  Kiveauverhältnisse  der  Bahn,  selbst  das 
Klima  der  Gegend,  endlich  die  Höhe  der  Arbeitslöhne,  der  Preise 
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des  Brennstoffs  u.  dgl.  m.  sind  hier  entsebeidend.  Aus  diesem 
Kosten procent  lässt  sich  also  für  die  Staats-  oder  Frivatbahnfrage 
nichts  entnehmen. 

Auch  in  diesem  Panctc  sind  die  Berechnungen  nicht  immer  gleichartig,  die 
amtl.  preuss.  u.  die  Statist,  des  D.  Eisen haliitFcreins  zeigen  Abveicbungen  in  den 
rrocenten  der  Betriebsausg.  von  d.  Betriebseinn.,  so  bei  d.  preuss.  Staatsb.  Ungünstiger 
stellt  sich  das  Procent  besonders  bei  weniger  frequ.,  bei  neuen,  bei  kleinen  (wegen 
Höhe  der  allgem.  Kosten  u.  geringerer  Ausnutzung  des  Materials),  bei  älteren  Bahnen, 
denen  neue,  noch  wenig  frequente  Strecken  hinzutreten.  Nach  der  preuss.  Eisen- 
bahnstat. fUr  1869  S.  73  war  das  Procent  bei  d.  Staatsb.  467  (Min.  Ostb.  37*S, 
Max.  Bebra- Hanau,  eben  eröHhet,  63*2 7o)»  i}^  d.  bes.  Ungunst  Jahre  1874  nach  d. 
Vercinsstatist.  S.  95  bei  allen  deutsch.  Staatsb.  7ü'17,  Min.  oldenb.  48'62,  würtemb. 
5708,  bad.  5833,  baier.  60*25,  sächs.  62  26,  niedorschles.  mark,  mit  Gebirgsb.  67  65. 
Ostb.  76*32,  Frankf-Bebra  95-20X).  l>ci  <l  «nter  Staatsverw.  steh.  Privatbahnen  42*6 
(Min.  Oberschles.  Hauptbahn  35*4,  in  1874  44*58  nach  d.  Veroinsstat.) ,  Max.  Rhein- 
Nahe  Bahn,  schwacher  Verkehr  u.  theurer  Transport  dien  st,  61*7  %)  (1874  1007o)i 
bei  den  sclbstverwalt.  Privatb.  42*9  ^874  5915),  (Min.  Rheinische  33*9,  femer 
zwischen  37  und  39  bei  Berl.-Anh.,  B.-Magd.,  Cöln-Mind.,  Magd.-Leipz. .  Max.  die 
neuen,  schwach  frcqu.  Linien  v.  Vorpommern  81  "2,  Hinterpomm.  79*4 .  Tils.-Insterb. 
64-37J.  (1874  Rhein.  4611,  B.-Anh.  51-67.  B.-Magd.  59*38,  vorpomm.  B.  72*1S 
nach  d.  Vereinsstat)  Eine  Abnahme  des  Procents  dieser  Betriebsausgaben  im  D. 
aller  preuss.  Bahnen  hat  nach  u.  nach  stattgefunden;  1S59  46*6,  1861  41'9,  1865 
40*3,  186S  45*1,  1869  44*0,  die  Steigerung  1868  erklärt  sich  aus  der  Einrechn.  der 
Bahnen  der  neuen  Proir.  Dagegen  ist  das  Procent  aller  Ausg.  von  der  Roheinnahme, 
nach  vorilbergeh.  Abnahme,  in  25  Jahren  dasselbe  geblieben:  1844  52,  Min.  1851 
46*6,  Max.  1858  591,  neues  Min.  1862  u.  1865  48*9,  1867  54  4,  1869  52*1  V  — 
Bei  d.  sächs.  Staatsbahnen  war  1869  d.  Procent  sämmtl.  Ausg.  y.  d.  BrattoeinD. 
42-71,  bad.  51*05,  würt.  60*11  (viel  neue  Routen),  baier.  6308  (incl.  Pachtzahl.?), 
braunschw.  4813.  In  d.  70er  Jahren,  bes.  1S72  —  74,  ist  eine  enorme  Steigerung 
d.  Ausgaben  u.  der  Procente  ders.  v.  d.  Eiun.  eingetreten.  Die  Quote  d.  Betriebs- 
ausgabe von  d.  Bruttoeinn.  war  bei  d.  preuss,  Bahnen  1871  448,  1872  50*4,  1873 
54-9,  1S74  57-7,  d.  Steiger,  v.  1873  auf  1874  bes.  stark  bei  d.  Staatsb.  Später 
wieder  Verbesserungen.  Nach  d.  deutschen  Eisen b.stat.  f.  1880  7o  ^^^^  Betrieljsausg. 
v.  d.  Einnahme  bei  d.  Staatsb.  54*29,  eigens  verwalt.  Priv.b.  55*00,  v.  Staate  verwalt. 
Priv.b.  51*14,  i.D.  bei  allen  53*937„. 

b)  Bei  einem  Vergleich  ganzer  Bahnnetze  kommt  dagegen 
ein  Vorzug  des  Staatsbahnwesens  in  Betracht.  Die  einheitliche, 
selbst  centralistische  Staatsverwaltung  aller  Bahnen  eines  Landes 
ermöglicht  immerhin  eine  nicht  unwichtige  Ersparung  an  Central- 
verwaltungskosten,  an  Abrechnungsarbeit  u.  dgl.  m.  verglichen  mit 
der  Zersplitterung  der  Privatbahnen  in  zahlreiche  kleine  Verwal- 
tungen. 

Viele  unnütze  Kosten,  z.  B.  für  Verwaltungsräthe  in  ganzen  und  hal1)en  Sinecurc- 
posten,  lassen  sich  dabei  ersparen.  Seit  1869  sind  die  früher  getrennten  sächs. 
Staatsbahnen  unter  eine  Centralverwaltung  gestellt.  Für  Aehnliches  in  Prcussen, 
wo  damals  8  Staatsbahnverw.  bestanden,  plädirte  Perrot.  Da  hier  einige  wicht.  Privat- 
bahnen  (Obci*schl.  mit  d.  l'usiou.  Wilhclnisb. .  Berg.-Märk.,  Rhein-Nahe-B.)  vom  Staate 
verwaltet  wurden,  wodurch  wenigstens  2  zusammenhängende  Gruppen  bestanden,  eine 
westl.  (Saarbr. ,  Rhein-Nahe,  Nass. ,  Main-Wos.,  Hannov.,  Westf. ,  Berg.-Märk.)  und 
eine  östl.  (Ost,  Niederschles.,  Oberschi.),  so  hätten  sich  wohl  zwei  Verwaltungen 
bilden  lassen.  Indessen  ist  es  fraglicli.  o))  hierbei  nicht  eine  zu  grosse  Centralis, 
entstände.  Weber  u.  A.  nehmen  an,  dass  das  h<;nt.  baier.  Staatsbahnnetz,  incl.  Ost- 
bahnen, 1876  schon  über  3000,  1881  über  4200  Kil.,  das  Maximum  der  Bahnlänge 
unter  einer  Gentralverwalt.   darstellt.     Das  Richtige  ist  wohl,   in  einem  einheitlichen 
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Staatsbahonctz  das  centralist.  u.  deceutralist.  Princip  zu  verbinden,  wie  es  jetzt 
mit  den  0  preuss.  Sta;itS(^isenb.directioneii  geschehen  ist.  Den  ries.  Aufwand  f.  d. 
Alirechnungspcrs.,  zur  Wagencontroh;  u.  s.  w.  bei  der  Zersplitt.  d.  Verwalt. 
heben  Weizmann  u.  d.  Verf.  d.  „Tariferhöh,  od.  Reichseisenb.?"  (S.  18)  u.  v.  A.  m. 
hen'or. 

3.  Die  Einheitlichkeit  des  Betriebs  bietet  auch 
grosse  anderweite  Vorth eile  für  Schnelligkeit,  PUnet- 
lichkeit,  Einfachheit  des  Verkehrs.  Eine  ähnliche  Concen- 
tration  der  Bahnen  unter  einer  Privatverwaltung  ruft  dagegen 
wieder  die  grössten  Bedenken  wegen  des  factischen  Monopols 
hervor. 

Das  „Verbandswesen"  der  Privatbahncn,  wie  z.  H.  das  deutsche,  kann  die  Uebel 
der  ZerspIitteruDu:  der  Verwaltungen  nicht  genügend  beseitigen;  Verwirrung,  Ungleich- 
mässigkeit  der  Tarife,  nachtheilige  Concurrenzmacherei,  üebertreibungen  und  unrichtige 
Regelung  des  Diirerontialtarifsystems  u.  s.  w.  Auch  die  Kegierungscontrole  der  Privat- 
bahnen  wird  solchen  Uel)el8tanden  nur  wenig  abhelfen  können. 

Der  Hauptpunct  der  Klage  frülier  in  Deutschland!  üeber  1500  Tarife  in  Kraft  u. 
immer  weitere  Vermehr,  und  Verwirr.,  so  dass  im  Güterverkehr  Niemand  mehr  aus 
noch  ein  weiss:  die  consequente  Folge  dos  Privat))ahnsystcms,  wenn  man  nicht  in 
„Fusionen"*  das  Heil  sucht,  die  in  andrer  Bezieh,  wieder  bedenklich.  Praktischer 
Ökonom,  technischer  Hauptgrund  für  das  deutsche  Keichseisenbahnproject.  S.  bes.  di«? 
0.  S.  665  gen.  Broschüren,  nam.  „Tariferhöh,  od.  Reichsbahnen?**.  „Zehn  Jahre  preuss. 
dtsciicr  Eisenbahnpolit.*',  Weizmann  u.  s.  w.,  früher  Perrot's  Schriften. 

Man  hat  das  Heil  in  einem  Staats-Eisen bahnamt  zur  Oberaufsicht  u.  s.  w.  suchen 
wollen.  S.  über  die  wenig  ermuthigenden  eni^li sehen  Versuche  Cohn,  engl.  Eisen- 
bahnpolit.  I.  K.  4,  auch  II.  K.  1  u.  4  pass.  Im  Deutschen  Reiche  drängte  d. 
Ilandclsstand  lange  auf  ein  Reichseisenbahnamt  hin.  Im  J.  1S73  erfolgto  die  Er- 
richtung desselben  (s.  „Zehn  Jahre"  u.  s.  w.  S.  37  (f.,  (iesetz  v.  27.  Juni  18T.H).  Aber 
den  ge.hegten  Erwartungen  hat  die  neue  Behörd«;  in  keiner  Weise  entsprochen,  weil 
sie  zu  machtlos  ist,  ihren  Beschlüssen  Anerkennung  u.  Befolgung  zu  verschad'en.  Das 
gilt  auch  heute  noch. 

Gerade  hier  sind  mit  der  Verstaatlicliung  von  Priv.bahnen  in  Preussen  bereits 
manche  Reformen  möglich  geworden.  S.  u.  Sax  wird  diesem  Puncto  nicht  ganz 
gerecht. 

§.  275.  —  E.  Tarifwesen.  Der  wichtigste  Panct  in  volks- 
wirthschaftlicher  Hinsicht  ist  die  Höhe  der  Tarifsätze  (bei  der 
Vergleichung  richtiger  Weise  combinirt  mit  der  Zeitdauer  des 
Transports)  und  die  Einrichtung  des  Tarifwesens.  In  der 
Frage  des  Eisenbahn  Systems  handelt  es  sich  hier  um  die 
grössere  oder  geringere  Neigung  zu  solchen  Tarifermässi- 
gnngen,  Tarifreformen  und  Einrichtungen  des  gesamm- 
ten  Tarifwesens  überhaupt,  welche  nicht  schon  durch  das  eigene 
Interesse  der  Eisenbahn  angezeigt  sind.  Hier  kann  man  unmög- 
lich von  einem  natürlichen  Vorzug  der  Privatbahn,  wohl  aber 
muss  von  einem  solchen  der  Staatsbahn  gesprochen  werden.  Denn 
diese  ist  wenigstens  nicht  durch  ihr  ganzes  Wesen  genöthigt, 
den  rein  gewerblichen  Standpunct  einzunehmen.  Dass  auch  sie 
dies  oft  thatsächlich  thut,  beweist  nicht  fUr  das  Gegentheil.  Viel- 
mehr zeigt  dies,  dass  eine  Befürchtung  in  Bezug  auf  Staatsbahnen, 
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dieselben  würden  nemlich  durch  das  Drängen  des  Publicums 
nach  Tarifermässigungen  leicht  um  die  nothwendige  privatwirth- 
schaftliche  Rente  gebracht,  was  die  Finanzen  übermässig  gefährde, 
mindestens  sehr  tibertrieben,  wenn  nicht  ganz  haltlos  ist. 

Räsonnement  von  Randot,  das  Bcrgius  2.  A.  S.  244  lieachtenswerth  nennt. 
Audi  die  Cj(>gner  d.  d.  Reiclishahncn  haben  gelegentlich  so  gesprochen.  Indessen 
selbst  (r.  Cohn,  Arcb.  f.  Eis  b.wcs.  1S83  S.  16,  erwähnt  des  Bedenkens.  Kb.  S.  91  ff. 
iiber  d.  neuesten  engl.  Erfahrungen  auf  dem  Gebiete  des  Tarifwesens.  S.  sonst  Sai 
II,  175  — 184  mit  mehrfachen  Einwänden  gegen  meine  Beweisführung.  Er  operirt 
hier  stets  mit  seiner  rcgulirten  Priv.unternehmung,  worin  schon  die  Abweisaug  der 
Meinunjü!:  liegt,  dass  die  blosse  Concnrrenz  genügend  zur  Abstellung  von  üel>eln  sei; 
aber  er  hat  doch  auch  nicht  zeigen  können,  dass  diest^  „Regulirung"  praktisch  aos- 
reiehend  «angerichtet  werden  könne. 

Eine  Privatbahn  wird  freiwillig  immer  nur  solche  Tarif- 
reductionen  vornehmen,  bei  welchen, sie  in  Folge  des  verhältniss- 
mässig  stärker  steigenden  Verkehrs  doch  eine  höhere  Rente  erzielt. 
Unter  diesen  Satz  herabzugehen,  kann  sie  nur  durch  den 
Staat,  wie  die  Einen  verlangen  und  die  Anhänger  der  „delegirteo 
Verwaltung",  wie  Sax,  eben  als  selbstverständlich  beim  System 
der  „regulirten  Privatunteruehmung"  voraussetzen,  oder  durch 
die  freie  Conen rrenz,  wie  die  Anderen  erwarten,  gezwungen 
werden.  Beides,  auch  das  Eistere,  Htilfsmittel  von  sehr  zweifel- 
haftem Werthe. 

1.  Oft  und  mit  Recht  pflegt  den  Privatbahnen  ein  Maximal- 
tarif  ftir  den  Personen-  und  Güterverkehr  und  die  einzelnen 
Ilauptclassen  beider  gesetzt  zu  sein.  Dadurch  wird  eine  Grenze 
fllr  eine  mögliche  monopolistische  Ausbeutung  nach  Oben  zu  ge- 
zogen, mehr  aber  auch  nicht. 

Dies  hat  (i.  Colin  in  s.  Werke  öfters  gezeigt,  ?gl.  11,  82  IP.  u.  Uberh.  bes.  II, 
Kap.  ii  daselbst.  Die  cnulischen  Maxima  sind  ohnedem  meist  so  hoch,  dass  d.  Bahnen 
im  eigenen  Interesse  daiunter  bleiben.  Die  Vorbehalte  mancher  Kisenbahngesetze  and 
Conccssionsurkunden,  dass  bei  einer  gewissen,  sogar  recht  hoch  gegriUencn  Masimal- 
rentc  eine  Tarifrcdnction  eintreten  solle,  hahen  sich  dagegen  fast  immer  als  werthlos 
erwiesen.  Z.  H.  preuss.  Eisen bahnges.  v.  3.  Nov.  1838,  §.  33:  wenn  der  Reinertrag 
nach  Abzug  der  Ausgaben  u.  des  Beitrags  z.  Reservefonds  lO^o  ^^  ^^  ^^™  Unter- 
nehmen angelegten  Kap.  Ul »erschreitet,  müssen  die  Fahrpreise  in  dem  Maasse  herab- 
gesetzt werden,  dass  dies  nicht  gcs<;hieht.  Diese  Vorschrift  kann  zur  Ausdehnung 
d<.-s  Unternehmens  nöthigen,  was  immerhin  eine  gute  Folge  ist,  aber  erreicht  ihren 
eigentl.  Zweck  schwerlich.  Durch  eine  richtige  Yertheilung  des  Anlagekap.  auf  Actien 
und  Prioritäten  läsbt  sich  für  die  Actionäre  eine  viel  höhere  Dividende  als 
lOVü  erlangen,  wie  so  viele  prcoss.  Privatl)ahnen  zeigen,  ohne  dass  eine  Tarifreductiou 
nach  obiger  Bestimmung  nöthig  wird.  —  Auch  im  östcrr.  Eisen bahnges.  ?.  1S5-1 
))ehält  sich  die  Staatsverwaltung  eine  billige  Herabsetzung  der  Tarife  vor,  wenn  dio 
Rente  des  Anlagekapitals  15%  übersteigt.  Praktisch  sind  die  preuss.,  österr.  und 
ähnliche  gelegentlich  in  d.  engl.  Eisen bahnacts  vorkommende  Bestimmtingen  niemals 
geworden.  Vgl.  Cohn  II,  552.  Selbst  solche  TarifcrmUssigungen ,  welche  nur  zeit- 
weise dio  Reute  schmälern,  scheuen  Privatbahnen.  Sie  experimentiren  Überhaupt 
nieht  gern  in  den  Einrichtungen,  iu  der  Tarifpolitik,  sofern  nur  von  fern  eine  Ver- 
ringerung der  Erträge  droht.  Schwierigkeiten  bei  d.  Einführung  einer  4.  Wagenclasc 
für  d.  Personenverkehr  in   Preusseu   bei   manchen  Privatbahnen,   z.B.  der  Berlin- 
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Aßbalter,  die  erst  sehr  spät  dazu  überging;  ebenso  früher  bei  der  Einfabrang  ron 
NachtzUgen.  Der  Einwand,  dass  hier  eben  die  Selbstkosten  nicht  gedeckt  würden, 
ist  nicht  durchschlagend.  (S.  o.  S.  684.)  Dagegen  kann  eine  vStaatsbahn  durch  die 
Gesetzgebung  einfach  zu  einer  anderen  Tarifpolitik  veranlasst  werden,  wenn  das 
Gemeinwohl  es  fordert  Experimente  und  Reformen  in  den  Tarifen  und  in  den 
gesammten  Fahreinrichtangen  sind  besonders  bei  Staatsbahnen  vorgekommen:  Ein- 
führang  der  4.  Wagenclasse  bei  all(;n  älteren  preuss.  Staatsb.,  bald  nach  der  Annexion 
auch  in  llannover.  Leider  haben  die  Staatsbahnen  der  D.  Mittelstaaten  dies  nicht 
nachgeahmt  Baden  hat  sogar  die  4.  Gl.  wieder  ))eseitigt  Die  Einführung  der  4.  GL 
bei  den  Privatb.  erfolgte  in  Preussen  meist  durch  Anregung  oder  Drängen  des  Staats. 
Freiwillig  ist  sie  bisher  in  and.  D.  Landen  von  keiner  Privatb.  vorgenommen  (ausser 
hei  d.  ehem.  mecklenb.).  In  0 esterreich  sind  es  auch  fast  nur  die  neuen  Bahnen, 
die  4.  Gl.  haben,  nicht  die  grossen  alten  Gesellsch.  (Nord-,  Süd-,  Staats-,  Westb ).  — 
Belgische  Tarifreform  im  Personenverkehr  der  Staatsh.,  18G5,  eine  princip.  wicht., 
wenn  auch  verfehlte  Maassregcl,  s.  darüber  unten.  —  Tarifreductionen  im  Masseni- 
v erkehr,  z.B.  zur  Zeit  von  Theuerungen  für  wicht  Nahrungsmittel  in  Preussen 
zuerst  bei  d.  Staatsb.  (übrigens  eine  Maassregel  von  zweifelhaftem  Werth).  —  In  der 
mit  dem  Tarifwesen  zusammenhängenden  Frage  der  Trennung  des  Fahr-  und  Fracht- 
verkehrs oder  der  Annahme  des  sogen,  „natürlichen"  (Wagenraum-)  Tarifsystems  haben 
sich  Staatsbahnverwaltungen  entgegenkommender  gezeigt  Nass.  Staatsb.,  Elsass  - 
Lothr.  Seichsb.  Bereitwilligk.  anderer  Staats  bahnen ,  nicht  der  Privatbahnen,  auf 
einen  bezQgl.  in  Hamburg  auf  der  Vereinsversamml.  1S60  gcfassten  Bcschluss  ein- 
zugehen, Perrot,  Eisen bahnref.  S.  41.  Vgl.  auch  die  Verhandl.  d.  Gommiss.  d. 
D.  Handelstags  für  Eisen bahnwes.,  D.H.Bl.  1871,  S.  216  (Nr.  20).  Sax  (II,  178) 
u.  A.  wenden  in  solchen  Fällen  wold  ein,  jenes  Tarifsystem  habe  sich  zur  allgemeinen 
Anwendung  unbrauchbar  gezeigt  u.  im  Wesentl.  wieder  aufgegeben  werden  müssen. 
Es  sei  daher  ein  sehr  zweifelhafter  Vorzug  der  Staatsbahnen,  solchen  Tarifexperimenten 
zugänglicher  zu  sein:  mitnichten,  denn  vielfach  ist  eben  nur  im  Wege  des  Experi- 
ments der  richtige  Weg  zu  finden.  Ueber  die  Frage  selbst  s.  u.  Thatsächlich  sind 
endlich  die  Tarife  der  Staatsbahnen  in  den  Ländern  des  gemischten  Systems  allerdings 
nicht  immer  niedriger  als  die  der  Privatbahnen.  Berücksichtigt  man  aber  die  schwächere 
Rente  der  Staats-  gegenüber  den  guten  Privatbahnen,  so  erscheinen  die  gleichhohen 
oder  selbst  etwas  höheren  Tarife  vieler  der  letzteren  im  Grunde  wesentlich  höher. 

Die  Frage  ist  nicht  so  einfach  zu  entscheiden ,  als  es  scheint  Es  kann  z.  B. 
eine  Bahn  niedrigere  Personentarife  haben,  aber  sie  nöthigt  die  Leute  wegen  ihrer  nur 
1  oder  2  Glassen  führendon  Schnellzüge,  wegen  der  geringen  Zahl  und  der  unbequemen 
Zeit,  des  langsamen  Fahrens  der  Personenzüge,  die  höhere  Glasse  eines  theureren  Schnell- 
zages  zu  benutzen,  wie  nur  zu  sehr  auf  verschied,  deutsclien  u.  vollends  fremden  Staats- 
und  Privatbahnen  (bes.  z.B.  in  Baiern)  üblich,  auch  öfters  durch  die  Eingleisigkeit 
der  Bahn  geboten  ist  (Gohn  theilt  aus  England  Ghicanen  d.  Bahnen  in  Betr.  der 
Befurderung  der  sogen.  Parlamentszüg«; ,  wenigstens  früher,  mit.)  Bei  den  Durch- 
schnittszahlen der  Rechenschaftsberichte  über  die  Erträge  einer  Person  und  eines 
Gentners  Güter  p.  Meile,  di(;  gleichwohl  zum  Vergleich  noch  die  geeignetsten,  ergiebt 
sich  femer  z.B.  für  Bahnen  mit  ausgedehnten  Differentialtarifen,  zu  denen  Massen- 
güter über  die  Bahn  gingen,  ein  niedrigerer  Satz  der  Frachten,  während  der  interne 
Verkehr  höher  belastet  ist.  Auch  beim  Personenverkehr  begann  schon  in  der  letzten 
Zeit  der  Privatverwaltung  das  Differentialtarifsyst  Platz  zu  greifen ,  z.  B.  für  die  ver- 
schied. Routen  Berlin-Frankfurt,  über  Thüringt^n  und  über  Kreiensen-Gassel,  für  Berlin- 
Guln  dsgl..  Magdeb.  u.  Lehrter-Hannov.  Route,  Berlin-Dresden  über  die  Anhalter  und 
die  directe  Route.  Dadurch  erscheinen  öfters  die  Tarife  kleiner  u.  mittlerer  Privat- 
bahnen, die  zufällig  innerhalb  einer  Bahngnippe  von  Goncurrenzrouten  liegen,  zu 
günstig  gerade  im  Vergleich  mit  grossen  Staatsbahngruppen.  Eine  Verschiedenheit 
der  Tarifsätze  ist  endlich  auch  durch  ungleiche  Baukosten  und  ungleiche  Frequenz 
gerechtfertigt:  hohe  Sätze  billiger  Bahnen  mit  grossem  Verkehr  u.  hoher  Rente  sind 
dann  aber  besonders  Übel.  Sie  zeigen  sich  öfters  bei  Privatbahnen.  Zum  Vergleich 
für  unsere  Frage  muss  man  möglichst  ähnliche  nachbarliche  Staats-  u.  Privatbahnen 
wählen,  wie  es  in  einer  Zusammenstellung  nach  der  D.  Eisenbalmstatist  für  1869  in 
d.  vor.  Aufl.  S  583  geschehen  ist,  von  der  hier  nur  das  Resultat  angeführt  wird. 
Beim  Personenverkehr  ist  zu  beachten,  dass  in  Norddeutschi,  allgemein  50  Pfd.  Gepäck 
frei  befördert  wird,  in  Süddeutschland,  theoretisch  richtiger,  nicht,  wonebcn  die  Gepäck- 
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tarife  sehr  lioch  sind.  Groi^se  Unterschiede  in  den  Tarifsätzen  fanden  sich  nicht. 
Bei  gleichzeitiger  Vcrgleichung  der  Tarife,  Baukosten  und  Kenten  fällt  jedoch  das 
Urtlieil  fast  durchweg  zu  Gunsten  der  Staatsbahneu  aus :  so  bei  den  preuss.  Ostl.  Staats- 
bahnen Tcrglichen  mit  den  scliles.  u.  in  Beriin  mündenden  Pri?atbahnen;  bei  den 
Sachs.  Staats!),  gegenüber  Magd.-Leipz.  u.  Lcipz.-Dresd.;  ebenso  im  Ganzen  doch  auch 
in  d.  nordwestd.  u.  in  d.  südwestd.  Gruppe,  wo  die  Renten  der  Staatsbahnen  der  3 
sUdd.  Staaten  darch  starke  Ausdehnung  der  Ketze  neuerdings  geschmälert  sind. 

2.  Die  Anhänger  des  Privatbahnsystems  verlassen  sich  dem 
allen  gegenüber  stets  auf  die  günstigen  Folgen  der  ,, freien 
Concurrenz*',  welche  letztere  im  Staatsbahnsystem,  wo  der 
Staat  an  der  Erhaltung  einer  gnten  Rente  interessirt  sei,  sich 
niemals  so  geltend  machen  könne.  Die  freie  Concurrenz  wirkt 
aber  thatsächlich  gerade  im  Eisenbahnwesen,  wie  in  so  vielen 
anderen  Fällen,  nicht  immer  so,  wie  es  eine  einseitige  Theorie 
annimmt. 

S.  d.  Arbeiten  von  0.  Michaelis,  Dorn  und  and.  Mitgliedern  d.  D.  Frei- 
handelsschule, die  Vieles  von  der  Trennung  des  Fahr-  und  Frachtverkehrs  erwarten, 
ein  wenn  überhaupt,  so  erst  noch  zu  lösendes  Problem.  Scholz,  d.  preuss.  Eisen- 
bahnen in  Rucks,  auf  d.  Tarifwes.  (1870,  ohne  Jahreszahl).  Andererseits  die  Schriften 
von  Perrot  u.  bes.  G.  Cohn,  der  die  Zuversicht  auf  d.  „freie  Concurrenz"  u.  die 
Möglichkeit  der  Trennung  v.  Fahr-  u.  Frachtverkehr,  „Concurrenz  auf  der  Linie"  u.  s.  w. 
nach  d.  engl.  Erfahrungen  abweist.  Sax  stimmt  letzterer  Auffassung  völlig  bei 
(II,  113  ff.,  121  ff.). 

a)  Eisenbahnen  geniessen  einmal  oft  lange  für  ihre  ganze 
Linie  und  selbst  in  einem  sehr  entwickelten  Bahnnetz  beinahe 
stets  für  einen  grossen  Theil  ihrer  Linie  ein  factisches  Mono- 
pol, wodurch  sie  ganz  oder  theilweise  ausserhalb  der  Concurrenz 
anderer  Bahnen  stehen. 

Es  zeigt  sich  dies  gerade  in  dem  Differentialtarif  System,  der  viel  ge- 
rühmten „Frucht  der  Concurrenz",  wo  die  Tarife  zwar  für  grössere  Entfernungen 
im  Durchgangsverkehr  ermässigt  werden,  aber  für  kleinere  Entfernungen,  zumal  im 
Binnenverkehr  der  Bahn,  hoch  bleiben.  (Michaelis  a.  a.  0.,  bes.  Vierteljahrschr.  für 
Volkswirthsch.  1864,  B.  1,  Schäffle,  Nationalök.,  2.  A.  §.  268.  S.  Perrot,  Eisen- 
bahnref.,  S.  56,  u.  unten.)  Denn  hier  zwingt  die  Concurrenz  nicht  zu  Er- 
mässigungen, die  sich  sonst  vielleicht  nicht  rentiren.  Das  Differentialtarifsystem  in 
seiner  jetzigen  Gestalt  als  blosse  Frucht  der  Concurrenz  unter  Balmen,  welche  ver- 
schiedenen Eigenthttmern  gehören,  hat  aber  so  viel  Missliches,  weil  es  sich  —  ab- 
gesehen von  Concurrenzen  der  Wasserwege  —  durchaus  nur  nach  dem  znf&lligen 
Umstände  entwickelt,  ob  mehrere  Bahnen  nicht  allzu  ungleicher  Länge  zwischen  zwei 
weiter  von  einander  entfeniten  Orten  existiren  und  unter  verschiedenen  YerwaUungcn 
stehen.  Bei  einem  allgemeinen  einheitlichen  Staatsbahnsystem  würde  der  Differential- 
tarif auch  nicht  ganz  fehlen  müssen,  aber  er  würde  sich  rationell  und  gleichmässig 
nach  einem  festen  Grundsatze  entwickeln.  Der  Tarifsatz  würde  nemlich  auch  hier 
bei  grösserer  Entfernung  relativ  kleiner  und  unter  Umständen  zwischen  zwei  von  ein- 
ander entfernteren  Puncten  selbst  absolut  kleiner  als  zwischen  zwei  einander  näheren 
sein  können,  sobald  die  Selbstkosten  der  Transportleistung  der  Bahn  sich  im  ersteren 
Fall  niedriger  als  im  zweiten  stellten ,  was  oftmals  vorkommen  kann.  Wenn  z.  B.  auf 
einer  Linie,  die  von  A  über  B  nach  C  führt,  der  Verkehr  von  A  nach  C  meistens 
volle  Wagen  giebt  und  zugleich  volle  Rückfracht,  während  die  Wagen  nach  B  halb- 
leer gehen  müssen  und  keine  Rückfracht  finden,  so  wird  in  der  That  oft  der  Trans- 
port zwischen  A  und  C  relativ  und  mitunter  selbst  absolut  billiger  als  zwischen  A 
und  B   geliefert   werden  können.    So   ungefähr  ist  das  Verhältniss  zwischen  Binnen- 
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gegenden  mit  starker  Getreide-,  Bcrg^^erksproducten-  und  Fabrikate.nausfulir  nach  See- 
plätzen und  letzteren  mit  grosser  Rückfracht  an  Colonialwaaren,  Banmwolle  u.  and. 
Rohstoffen  nach  jenen  Gegenden.  Dies  ist  das  richtige  Differeiitialtarifsysteiu  nnd 
auch  gegen  das  heutige  ist  nichts  einzuwenden,  soweit  es  auf  diesem  Principe 
beruht,  wo  es  dann  sehr  wohl  auch  im  Binnenverkehr  «-iner  etwas  grosseren  Bahn 
anwendbar  ist. 

Der  Unterschied  zwischen  dem  Staats-  und  Privatbahnsystem 
wird  daher  darin  liegen,  dass  dort  leichter  ein  niedriger  allge- 
meiner Tarif  und  daneben  ein  noch  massigerer,  aber  rationeller 
nnd  ökonomisch  richtiger  Differentialtarif,  hier  dagegen  ein 
höherer  allgemeiner  nnd  daneben  nur  für  einige  Konten  nach  den 
zufälligsten  Goncarrenzverhältnissen  ein  ermässigter  Differential- 
tarif bestehen  wird. 

b)  Auch  Letzteres  gilt  aber  nur  dann  und  so  lange,  als  es 
den  Coucurrenten  nicht  passender  erscheint,  sich  über  gleich- 
massige  höhere  Tarife  zu  verständigen,  was  oft  das 
Ende  des  Goncurrenzkampfs  ist,  oder  bis  etwa  dieConcurrenz- 
linien  durch  Fusion  in  eine  Hand  kommen.  Hier  wird  dann 
vollends  ein  factisches  Monopol,  mindestens  für  geraume 
Zeit,  geschaffen,  ein  neues  Concurrenzuntemehmen  noch  schwerer 
entstehen,  weil  es  mit  einer  noch  mächtigeren  Concurrentin  kämpfen 
mttsste,  und  die  Tarife  werden  möglichst  beim  Alten  bleiben. 

.  Die  vorhergehenden  Sätze  sind  vornehmlich  deductiv  gewonnen,  d.h.  aus  dem 
inneren  Wesen  beider  Rahnarten  abgeleitet.  Sie  finden  aber  durch  die  im  Obigen 
schon  berührten  Erfahrungsthatsachen  aus  Geschichte  und  Statistik  des  Eisenbahn- 
wesens ihre  volle  Bestätigung  und  werden  durcli  die  vorgekommenen  Fälle  einer  zu 
einseitig  privatwirthschaftlich  oder  üscalisch  geleiteten  Staatsbahnverwaltung  nicht 
wideriegt.  Denn  diese  Verwaltungjsart  ist  nicht  not h wendig  gewerbsmässig,  wie 
sie  es  bei  einer  Privatbahn  ist,  und  immerhin  kommen  doch  wenigstens  ihre  finan- 
ziellen Ergebnisse  dem  Gemeinwesen  zu  Gute. 

Es  ist  das  Hauptverdienst  des  G oh n' sehen  Werks,  den  unumstOsslichen  Er- 
fährungsbeweis  aus  den  Thatsachcn  des  engl.  Eisenbahnwesens  für  die  gar  nicht  auf- 
zuhaltende Tendenz  der  Privatbahnen  zum  Abschluss  von  Compromissen ,  Cartellen, 
Betriebsverträgeu ,  zu  mehr  oder  weniger  vollständigen  Fusionen  geliefert  zu  haben, 
8.  z.  B.  B.  I,  Kap.  5  über  die  „Verschmelzungen".  Stein,  Handb.  d.  Verw.  I,  2.  A. 
S.  407,  lässt  die  Anhänger  d.  Privatbahnen  hier  durchaus  GrUnde  vorbringen,  welche 
gegen  die  Erfahrung  sind.  Sax  giebt  ausdrücklich  oder  implicite  für  die  nicht 
genügend  „regulirte'*  Privatbahn  unsere  Einwendungen  zu,  bestreitet  aber  deren 
Berechtigung  bei  seiner  „regulirten  Unternehmung'',  wobei  ihm  jedoch  die  Erfahrung 
nicht  allgemein  als  Stütze  dienen  kann. 

§.  276.  —  F.  Politische,  socialpolitische  und 
ethische  Seite  der  Frage. 

S.  Sax  II,  185  —  191.    Auch  Röscher,  Syst  III,  §.  86. 

Hier  sind  namentlich  folgende  Puncte  erwägenswerth. 

1.  Ein  häufig  zu  hörender  nnd  nicht  ganz  unrichtiger  Ein- 
wand gegen  Staatseisenbahnen  lautet,  dass  durch  solche  Bahnen, 
welche  nicht  nur  im  Eigenthum,  sondern  in  der  Regel  — 
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nnd  mit  Recht  —  auch  in  der  eigenen  Verwaltnng  des 
Staats  stehen,  ein  nenes  zahl-  und  einflussreiches  Staats- 
dienercontingent  und  auch  sonst  noch  eine  neue  grosse 
Staatsclientel  geschafifen  werde.  Selbst  die  Gewerbetreiben- 
den, welche  für  die  Bahn  arbeiten,  die  Befrachter  sogar  geriethen 
leicht  in  eine  gewisse  Abhängigkeit,  die  politisch  bedenklich  sei. 
Es  ist  dies  nicht  ganz  zu  leugnen  und  Spuren  davon  haben  sich 
mitunter  schon  gezeigt.  Aber  auf  der  anderen  Seite  ruft  auch 
das  Privateisenbabnwesen  ähnliche  Bedenken  wach.  Die  grossen 
Eisenbahncompagnieen  der  Neuzeit,  die  doch  unvermeidlich  sind, 
wenn  man  die  endlose  Zersplitterung  der  Verwaltung  vermeiden 
will;  erlangen  leicht  eine  bedenkliche  Macht,  bilden  fl^rmlich 
Staaten  im  Staate. 

Dies  Ycrhältniss  hat  sich  in  kleinen  Staaten  selbst  unmittelbar  für  den  ganzen 
Staat  gefährlich  (z.B.  in  Luxemburg,  ähnliche  Bedenken  in  Belgien),  und  sogar 
in  grossen  Staaten,  besonders  bei  GeseUschaften  ausMrärtiger  Kapitalisten  unter  der 
Oberleitung  von  Ausländern  (Osterr.  Staats-  u.  Sadb.,  it allen.  Bahnen,  Rückkauf  d. 
nordital.  Bahnen  von  der  Osterr.  Südbahngesellschaft  in  Italien  im  J.  1S76  mit  aus 
dieser  Sücksicht)  misslich  erwiesen.  Auch  entwickelt  sich  hier  ein  Patronage-  und 
Glientelwescn,  eine  Yerwaltungscoterie,  ein  „£isenbahnkOnigthum'\  lauter  Formen  der 
unerfreulichsten  Geldoligarclüe  und  alles  zusammen  Dinge,  welche  bedenklicher  sind 
und  doch  schwerer  Abhülfe  gestatten,  als  jene  politischen  Gefahren  des  Staatseisen- 
bahnweseiis  wenigstens  in  dem  constitutionellen  Staate.  Die  grosse  Abhängigkeit  der 
Privatbahnbeamten,  selbst  der  höheren,  von  der  obersten  Verwaltung  hat  mit  Recht, 
unter  dem  Hinweis  auf  die  gesicherte  und  ehrenvolle  Stellung  im  Staatsdienst  schon 
wiederholt  Anlass  zu  Klagen  gegeben,  z.  B.  in  Oobterrcich.  Auch  darf  Gewicht  darauf 
gelegt  werden,  dass  der  Staat  als  grosser  Arbeitgeber  für  die  Handarbeiter  dann 
leichter  in  der  Lage  ist,  auf  passende  Reformen  im  Arbeitsrecht  und  auf  Ver- 
besserung der  ökonomischen  Lage  der  unteren  Arbeiterclassc  hinzudrängen, 
sobald  er  seine  bezügliche  Mission  nur  richtig  auffasst  (G.  §.  176.)  Sax  U,  i$6 
meint,  wesentlich  nur  bei  den  nicht  genügend  regulirten  engl.  Gesellschaften  gelte  das 
Gesagte  u.  sucht  mich  mit  Hinweis  auf  Frankreich  zu  widerlegen,  wo  der  Staat  eine 
so  vielfache  Ingerenz  auf  die  Bahnen  übe.  Die  Vorgänge  der  letzten  Jahre  in  Frankr. 
geben  mir  wohl  Recht,  wenn  man  auch  auf  die  missliche  Lage  der  franzOs.  Staats- 
verwaltung in  heut.  Zeit  Rücksicht  nimmt.  S.  v.  d.  Leyon,  Niederlage  d.  Privat- 
bahnen im  französ.  Abgeordn. hause,  Arch.  f.  Eisenb.  1882  S.  367  ff.  £b.  S.  387  die 
Aeusserung  v.  Allain-Targ6:  „Wissen  Sie,  was  diese  Macht  der  grossen  Eisenbahnen 
ist?  Sie  ist  die  grös^te,  die  es  in  diesem  Augenblicke  in  Frankreich  giebt  nächst  dem 
Staate  u.  nächst  den  Jesuiten.**  Röscher  a.a.O.  lässt  —  echt  deutsch  —  schon 
wieder  in  unserem  noch  so  wenig  durch  materielle  Einrichtungen  innig  verbundeneu 
Yaterlande  die  Furcht  vor  ü})ermässiger  (Zentralisation  u.  Staatsomnipotenz  in  seinen 
Erörterungen  durchblicken. 

2.  In  Kriegen  sind  die  Staatsbabnen  mebr  als  die  Privat- 
babnen  dem  Feinde  preisgegeben.  Praetiscb  gebt  daraus  vornehm- 
lieb  nur  in  Betre£f  des  Fabrmaterials  eine  nicbt  zu  leugnende 
Gefabr  bervor,  da  dasselbe  als  Staatseigentbum  im  Falle  einer 
feindlicben  Erbeutung  aucb  im  Friedensscbluss  nicbt  wie  doeb 
wobl  meistens  dasjenige  der  Privatbabnen  obne  Weiteres  wieder 
herausgegeben  werden  wird. 
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Im  östcrr.  Kriege  v.  1S66  ist  von  Preussen  keinerlei  Bahuinaterial  zurilck- 
bchalten,  das  sächs. ,  worunter  Staatseigenthom,  wohl  ans  besond.  EUcksichten  zurück- 
gegeben. Auch  die  französ.  Ost  bahn  erhielt  nach  den  Friodensbcstimmongen  von 
Versailles  u.  Frankfurt  1S71  alles  Material  zurück.  Die  elsäss.-lothring.  Linien  dieser 
Bahn  sind  ausdrücklich  ohne  Retrie1)smaterial  an  Deutschland  abgetreten  worden.  Hier 
würden  völkerrechtliche  Abmachungen  wünschenswerth  und  doch  wohl  kaum  unmöglich 
sein.  YAüe  Entschädigung  für  die  Benutzung  der  Staatsbahnen  durch  den  siegreichen 
Feind  lässt  sich  freilich  wohl  nicht  erlangen.  Aber  auch  diejenige  für  die  Benutzung 
der  Privatbahnen  wird  doch  oft  nur  durch  den  besiegten  heimischen  Staat  gewährt 
werden. 

3.  Bei  der  UDgeheneren  Bedeutung  der  Eisenbahnen 
im  Kriege  selbst  bietet  das  Staatsbahnsystem  auch  den  Vortheil, 
dass  die  Benutzung  der  Bahnen  fUr  militärische  Zwecke  sich  doch 
noch  rascher  und  einfacher  wird  einrichten  lassen ,  als  wenn  erst 
an  viele  einzelne  Privatverwaltungen  Ordres  ergehen  und  mitunter 
doch  auch  erst  mit  ihnen  Vereinbarungen  getroffen  werden 
müssen. 

Je  nach  der  geographischen  Lage  eines  Landes  und  den  politischen  Gefahren, 
die  sie  mit  sich  bringt,  kann  dies  ein  wichtiger  Grund  mehr  für  Staatsbahnen  werden, 
wie  wohl  in  Deutschland.  Dies  ist  ein  Hauptgrund  vieler  Anhänger  des  Keichseisen- 
bahnprojects,  —  ein  durchschlagender  übrigens  auch  für  mich  nicht.  Die  gute  Erfah- 
rung in  1870  —  71  ist  freilich  nicht  beweisend  genug  für  das  Ausreichen  mit  dem 
bestehenden  Zustande.  Der  Hinweis  der  Gegner  des  gen.  Projects  auf  Art.  47  der 
Keichsverf.  ebensowenig.    S.  übrigens  Saz  II,  1S9. 

4.  Man  hat  auch  behauptet,  das  Staatsbahnsystem  ge- 
fährde die  politische  Unabhängigkeit  der  Bevölke- 
rung gegenüber  der  Regierung,  weil  eine  Gegend  oder  ein  Ort, 
um  eine  Eisenbahn  zu  erlangen,  politisch  gefügig  sein  müssten 
und  würden.  Auch  die  Integrität  der  Staatsbeamten  und  vollends 
der  Volksvertreter  werde  leicht  Versuchungen  Seitens  Derjenigen 
unterliegen,  die  eine  Bahn  wünschten.  Auch  diese  Gefahren  sind 
nicht  ganz  zu  leugnen  und  einzelne  vorgekommene  Fälle  können 
als  Belege  dienen.  Eine  Abhülfe  liegt  in  möglichster  Oeffentlich- 
keit,  in  strenger  parlamentarischer  Gontrole,  in  genügender  Höhe 
der  Gehalte  u.  s.  w.  Jedenfalls  sind  aber  die  ähnlichen  Ge- 
fahren im  Privatbahnsystem  ungleich  grösser  und  bereits 
öfters  schlimm  hervorgetreten. 

Auch  bei  einer  sehr  liberalen  Gestaltung  des  Eisenbalinrechts  ist  das  Con- 
cessionssystcm  nicht  zu  beseitigen.  Die  Aufstellung  blosser  Normativbedingungen, 
bei  deren  Erfüllung  das  Recht,  eine  bestimmte  Linie  zu  bauen,  einem  Privaten  oder 
einer  Gesellschaft  ohne  Weiteres  gewährt  werden  müsste,  ist  unthunlich  und  nirgends 
in  der  Praxis  üblich.  Die  Noth wendigkeit  der  ExpropriatioDsbefugniss ,  die  manch- 
fachen  Interessen  hinsichtlich  der  Richtung,  Bauart,  Tarife  u.  s.  w.  machen  eine 
specielle  Genehmigung  jeder  einzelnen  Bahnunternehmung  und  B]ahn- 
route  unumgänglich.  Auch  in  England  hat  man  davon  nicht  absehen  können. 
(Vgl.  das  ganze  Werk  v.  Co  hu,  bes.  B.  I.  Die  engl.  Eisen  bahngesetzgebung  entwickelte 
sich  historisch  aus  d.  Wegegesetzgebung.)  Unliebsame  Folgen  hiervon  sind  nicht  zu 
Terkennen,  mag  die  Concession  durch  Regierungsverordnang  oder  durch  Gotfctz, 
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durch  eine  Verwaltungsbehörde  oder,  vic  in  England,  durch  das  Parlament 
ertheilt  wei-den.  Die  Beamten  der  entscheidenden  Instanzen,  im  zweiten  Falle  selbst 
die  Abgeordneten  in  den  Parlamenten  werden  dann  nur  zu  leicht  in  die  Interessen 
der  Speculation  hineingezogen  und  der  Bestechung  und  Corrnption  ist  Thor  und  Thttr 
geöffnet.  Diese  Gefahr  ist  entschieden  grösser  als  beim  Staatsoisenbahnwesen  und  der 
damit  verbundenen  Aufnahme  von  Staatsschulden.  Denn  namentlich  in  Zeiten  lebhafter 
Börsenspeculation  locken  grosse  Gewinnste  bei  der  Erlangung  einer  Concession.  Solche 
Güwinnste  werfen  genug  ab  fUr  „Bestechungsprämien''  und  die  um  eine  Concession 
sich  bewerbenden  Speciüanten  sind  wahrlich  nicht  immer  die  Leute,  die  vor  solchen 
Mitteln  zurttckscheueu.  Es  ist  ein  offenes  Geheimniss,  dass  sich  an  das  Eisenbahn- 
concessionswesen  hie  und  da  eine  schlimme  Corruption  angeknüpft  hat  Auch  in 
England  scheint  es  nicht  an  Beispielen  zu  fehlen.  S.  Cohn  I,  214.  Die  preuss. 
Ontersuchungscommission  hat  die  volle  Integrität  des  preuss.  Beamtenthums  klar  heraus- 
gestellt. Aber  es  ist  schon  der  Verdacht  ttbel.  S.  Übrigens  auch  Stroussberg's 
Wirken,  S.  150  ff.,  229  ff.    Auch  Sax  II,  187. 

5.  Die  besonderen  Bedenken  gegen  die  Staatsbabnen,  weil 
diese  auf  dem  Gebiete  der  Verwaltung  (Tarifwesen,  Einrichtang 
des  Verkehrs  u.  s.  w.)  za  unabhängig  werden  könnten ,  mögen 
nicht  immer  unbegründet  sein.  Aber  einmal  heisst  es  auch  hier: 
lieber  Abhängigkeit  von  Staatsbahnverwaltungen,  für  welche  doch 
wieder  der  Minister  verantwortlich  ist,  und  über  welche  so  immer 
durch  das  Parlament  eine  gewisse  Gontrole  geübt  werden  kann, 
als  Abhängigkeit  von  Privatverwaltungen ,  denen  auch  im  System 
der  ,,regulirten  Privatuntemehmung'^  schwer  beizukommen  ist; 
sodann  lässt  sich  eine  practische  Verwaltungscontrole 
durch  das  neuerdings  in  Deutschland  eingeführte  System  von 
„Landeseisenbahnräthen'^,  mit  berathender,  bez.  entschei- 
dender Stimme  gerade  bei  Staatsbahnen  einrichten. 

6.  In  socialpolitischer  und  allgemein-volkswirthschaftlicher  Be- 
ziehung muss  man  endlich  wieder  den  grossen  Vortheil  anerkennen, 
den  die  gleichmässigere  Kapitalverwendung  beim  Bahn- 
bau, die  bewusste  Einengung  des  Gebiets  privatwirth- 
schaftlicher,  hier  besonders  leicht  extravaganter 
Speculation  und  die  Hinübernahme  eines  Grund-  und 
Kapitaleigenthumobjects,  das  so  leicht  zur  Ausbeutung 
Anderer  gebraucht  und  doch  so  schwer  oder  gar  nicht  einer 
Staatscontrole  unterzogen  werden  kann,  aus  dem  Privat-  in  das 
I)  ff  entliche  Eigenthum  mit  sich  bringt. 

Auch  hier  sind  Sax 's  Gegenbemerkungen  II,  190  nicht  ausreichend. 

So  spricht  auch  diese  Seite  der  Frage  mindestens  nicht  gegen 
Staatsbafanen ,  eher  entschieden  für  sie. 

Aus  keinem  der  im  Vorhergehenden  vorgeführten  einzelnen 
Beweisgründe  für  und  wider  Staats-  und  Privatbahnen  lässt  sich 
ein  unbedingtes  Princip  tür  das  eine  oder  andere  System,  wie 
früher   schon    zugegeben    wurde,    ableiten.     Aber   irgend    durch- 
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schlagende  Grlinde  gegen  das  Staatsbahnsystem  haben  sich 
nicht  gefanden,  vielmehr  möchte  eher  noch  das  Gewicht  der  hier 
geprüften  Gründe ,  namentlich  diese  in  ihrer  Gesammtheit  ge- 
nommen, zu  Gunsten  dieses  Systems  den  Ausschlag  geben. 
Jedenfalls  lässt  sich  das  Ergebniss  der  früheren  Erörterungen  über 
das  gesammte  Verkehrswesen  aufrecht  erhalten.  Danach  ge- 
bührt dem  Staatsbahnwesen  für  unsere  Länder  in 
der  Gegenwart  der  Vorzug. 

Zu  diesem   Krgebiiiss  waren   Männer  der  Wissenschaft  wie  R.  Mo  hl  und   im 
Ganzen  auch  Knies  schon  vor  längeren  Jahren  gelangt.    Solche  Stimmen  kamen  aber, 
gegenüber  den  Vertretern   der  ausschliesslichen  Privatthätigkeit  auch  auf  diesem  Ge- 
biete,  nicht  zur  Geltung.    Erst  in  neuerer  Zeit  begann  auch  bei  den  Praktikern,  in 
den  liegierungskroisen ,  sogar  Grossbritanniens,  der  Schweiz,  selbst  Nordamerikas,  und 
in   dem   Theile   der   öffentlichen   Presse,   welcher  sich  yon   den  Einseitigkeiten   der 
Manchesterpartei  losgemacht  hat  u.  nicht  den  blossen  Interessen  der  Börsenspeculation 
dient,   ein   Umschwung  einzutreten.    Dadurch  kommt  die  Ansicht  der  „Theoretiker"' 
wieder  zu  Ehren.    Seilet  die  deutsche  Freihandelsschule  zeigt  viele  „Bekehrte",  nur 
dass  man  hier  in  der  alten  Liebe  zur  „freien  Concnrrenz''  vorläufig  noch  bloss  das 
Eigenthum   am  Eisen wege  dem  Staate   vindicirt,   nicht  die  Verwaltung,  und  dem 
Phantom  „Concurrenz  auf  der  Linie*'  nachjagt,  die  ganze  Eisenbahnfrage  in  d.  Tarif- 
frage aufgehen  lässt  u.  s.  w.    Deber  die  Ansichten  in  England  belehrt  uns  G.  Gohn 
vortrefflich,  vgl.  bes.  den  Bericht  u.  die  Stimmen  im  Ausschuss  ?.  1872,  Gohn  I,  346, 
II,   Kap.  4,   bes.  609.    Wenn  auch  unter  der  Aera  der  schwächlichen  gegenwärtigen 
Staatsmänner  Englands   wenig  Aussicht  zu   baldiger  Verwirklichung  des  Staatsbiüin- 
systems  daselbst  besteht,  so  ist  doch  die  Neigung  für  dasselbe  schon  verbreitet  genug 
u.   bei  hervorragenden  Männern.  —  Zu  einem  durchaus  halben  Resultat  gelangt  der 
Bericht  der  preuss.  Untersuchungscommission   v.  1S74  (S.  155).    Er  nennt  den  aus- 
schliesslichen Staatseisenbahnbau  in   der  Gegenwart  unausführbar,   meint  aber  docli, 
dass  „volkswirthsch.  Ktlcksichten  und  Gründe  auf  die  Vereinigung  aller  Eisenbahnen 
in   den  Händen  des  Staats  als  letztes  Ziel  liinführen.^'    Nur  zwingende  finan- 
zielle Gnmde  liätten  den  Standpunct  verrückt  u.  Bau  u.  Erhaltung  der  Bahnen  dem 
Staati*-   weggenommen   und  der  Speculation  und   der  Industrio  übergeben.    Es  müsse 
indessen   in   Zukunft   nicht   mehr   die   Frage   zinsgewinnender   Rentabilität,   sond(;rn 
unabhängig   davon  das  Bedürfniss  des  Offentl.  Verkehrs  in  den  Vordergrund  treten. 
Der  speculativen  Privatuntemehmung  solle  nur  das  Transport-  und  Befrachtungswe^cn 
bleiben.    Abgesehen  von  diesem  letzten  Puncto,  wo  ein  neileicht  unlösbares  Pro1)lem 
ohne  Weiteres   für  richtig  erklärt  wird ,  muss  man  fragen :   wie  denn  die  Finanzlage 
noch  werden  solle,  wenn  diejenige  Preussen-Deutschlands  um  1873  die  Durchführung 
des   Plans   nicht   erlaubt!    Auch   gegen   das   Reichs bahnproject   sind   die   finan- 
ziellen Gegengründc  (bei  v.  Varnbüler  u.  A.)  die  schwächsten.    Vgl.  die  Bremer 
Debatte.    In  den  letzten  Jaliren  hat  die  Staatsbahnidee  in  Deutschland  den  entschie- 
denen Sieg  errungen  u.  im  Ausland  an  Verbreitung  gewonnen.    S.  u.  A.  die  Debatte 
im  preuss.  Abg.haust;  am  19.  Februar  1883  u.  daselbst  meine  Rede  über  die  Verstaat- 
lichung der  Eisenbahnen  in  Preussen  (auch  selbständig  erschienen  Berl.  1883). 

III.  —  §.  277.  Die  bisherige  thatsächliche  Ent- 
wicklung des  Eisenbahnwesens.  Sie  war  in  den  verschie- 
denen Cultarstaaten  eine  manchfach  verschiedene.  Wie  schon 
bemerkt  wurde:  nicht  feste  Principien  der  Verkehrs- 
politik im  Allgemeinen,  der  Eisenbahnpolitik  im 
Besonderen  haben  sie  beherrscht,  sondern  zufällige  ge- 
schichtliche   Umstände    im     Leben     der    einzelnen 
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Staaten.  Beachtenswerth  ist  aber  immerhin  für  unsere  Frage 
auch  diese  rein  thatsächliche  Entwicklang  schon  vor  der  jüngsten 
Zeit,  in  welcher  man  begonnen  hat,  principiell  auf  Staatsbahnen 
hinzulenken,  in  folgenden  Beziehungen. 

1.  Wo  wie  z.  B.  früher  in  Oesterreich  u.  a.  L.  einmal 
das  Staatsbahnsystem  allein  oder  neben  Privatbahnen  Platz  ge- 
griffen hatte,  da  waren  es  meistens  wiederum  nur  fremdartige 
Gründe,  namentlich  die  aus  ganz  anderen  Ursachen  als 
etwa  aus  der  Eisenbahnpolitik  entstandene  Finanz- 
noth  des  Staats,  welche  zur  Veräusserung  der  bereits 
vorhandenen  Staatsbahnen  und  zum  Uebergang  zu  dem 
Privatbahnsystem  führten.  Auch  mit  diesen  Thatsachen  lässt  sich 
also  nicht  erfolgreich  gegen  das  Princip  der  Staatsbahnen  argn- 
mentiren.  In  dem  regelmässigen  Vorbehalt  des  Heimfalls  oder 
Kückfalls  der  Bahnen  in  einigen  Ländern  (Oesterreich,  Frankreich) 
an  den  Staat,  in  dem  ähnlichen  Vorbehalt  eines  Wiedereinlösungs- 
rechts  bei  verkauften  Bahnen  (Oesterreich),  findet  sich  das 
Princip  des  Staatsbahnwesens  meist  von  Anfang  an  auch  ge- 
wahrt: nur  vorübergehende,  namentlich  finanzielle  Rücksichten 
zwingen,  dasselbe  eine  Zeitlang  bei  Seite  zu  setzen. 

Die  sogen.  Yeränsserung  von  Slaatsbalinen  lässt  sich  nach  der  Fassao^  der 
Vorträge  auch  regelmässig  mehr  als  eine  langjährige  Verpachtung,  denn  als  wirk- 
lichen Verkauf  betrachten.  Dieser  Gesichtspunct  würde  noch  schärfer  hcrror- 
treteu,  wenn  nicht  gerade  mehrfach  nur  die  Finanznoth  Bestimmungen  in  die 
Verträge  gebracht  hätte,  die  mehr  in  einen  Kauf-  als  in  einen  Pachtcontract  gehören, 
z.  B.  in  Oesterreich. 

Der  principielle  Grund,  welcher  auch  in  Staaten  mit 
wohlgeordnetem  Haushalt  in  neuerer  Zeit  so  oft  zur  Veräusserung 
von  Feldgütern,  Berg-  und  Hüttenwerken,  Fabriken  u.  s.  w.  ge- 
lehrt hat:  dass  der  Uebergang  dieses  werbenden  Vermögens  aus 
dem  Staats-  in  das  Privateigenthum  und  aus  der  Staatsverwaltung 
in  die  Privatverwaltung  wünschenswerth  oder  selbst  nothwendig 
im  Volks-  und  staatswirthschaftlichen  Interesse  sei,  —  dieser 
Grund  hat  notorisch  bei  den  vorgekommenen  Veräusserungen  von 
Staatsbahnen  nicht  mitgewirkt. 

Er  wurde  höchstens  ?ou  einseitig  doctriiiän:ii  Tliooretikern  und  etwa  von  intcr- 
eshirten  Kapitalisten  und  ihrer  Prosst;  aufgestellt:  von  den  Theoretikern  auch  nicht 
aus  speciellen  sachlichen  Gründen,  sondern  selbst  in  richtiger  Conse<|uenz  einet»  cbi'O 
durchaus  nicht  absolut  wahren  Dogma's  von  der  Nothwendigkcit  möglichster  Ein- 
schränkung der  Staatsthätigkeitcu  im  Gebiete  der  A'olkswirthschaft.  Dies  z.  B.  der 
Standpunct  von  Bergius.  In  der  2.  Hült'te  der  50  er  Jahre,  als  die  Smith 'sehen 
theoret.  Anschauungen  in  dem  preuss.  Abgeordnetenhause  die  Herrschaft  gewonneu, 
war  einmal  eine  Gefahr  einer  solchen  Eisenbahnpolitik  da.    Man  verdankt  diesen  £in< 
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Aussen  (nobcn  dem  Mitwirken  ünau^ieller  Momente)  die  unrichtige  Aafhü))nng  rles 
§.  6  d.  Ges.  V.  30.  Mai  1 S53  über  die  Verwendunp^  der  Eiseubahnabgabe  (§.  38—40 
d.  Eisenbahngus.  ?.  3.  Novemb.  ]  838)  zum  Ankauf  von  Eisunbahnactien  behufs  deren 
Amortisation  durch  das  Gesetz  v.  2i.Mai  1859,  —  gegen  den  Wunsch  u.  die  bessere 
Einsicht  der  Regierung.    S.  „Zehn  Jahre"  S.  11. 

2.  Wo  sich,  wie  in  Dentschland,  zufälliger  Weise  ein 
gemischtes  System  von  Staats-  und  Privatbahnen  entwickelt 
hat ,  da  neigte  auch  die  thats'ächliche  Entwicklung  gerade  aus 
principiellen  und  aus  der  erfahrungsmässigen  Zweck- 
mässigkeit geschöpften  Gründen  schon  seit  lange  immer  mehr 
dazu  hin:  a)  entweder  die  Privatbahnen  Seitens  des 
Staats  zu  erwerben,  b)  oder  sie  wenigstens  tbeil weise 
unter  Staatsverwaltung  zu  stellen,  welche  sich  in  solchen 
Fällen  wiederholt  gut  bewährt  hat,  —  sogar  im  Interesse  der 
Eigenthttmer  der  Privatbahn,  c)  oder  die  Privatbahnen  zu 
grossen  Bahnunternehmungen  zu  vereinigen,  sei  es 
durch  Vereinigung  des  Eigenthums  mehrerer  Bahnen  in 
einer  Gesellschaft  (Fusion)  (Frankreich,  England,  auch  Deutsch- 
land) oder  durch  Betriebsüberlassungsverträge  u.  dgl.  m.,  sei  es 
durch  Uebernahme  der  Verwaltung  kleinerer  Bahnen 
Seitens  einer  Hauptgesellschaft,  sei  es  endlich  wenigstens  durch 
Einrichtung  von  grossen  Eisenbahn  verbänden  zwischen  den 
getrennten  Verwaltungen,  wie  besonders  in  Deutschland,  (mit 
manchen  günstigen,  aber  durchaus  nicht  ausreichenden  Erfolgen): 
d.  h.  man  suchte  Eigenthum,  Verwaltung,  Betrieb  mehr  zu  cen- 
tralisiren,  wie  es  die  ökonomisch  •  technisch  -  administrative 
Natur  des  Eisenbahnwesens  fordert,  im  Staatsbahnsystem 
aber  von  vorneherein  erreicht  ist,  und  ohne  die  bei  dem  anderen 
System  dann  nicht  zu  vermeidenden  Nachtheile. 

d)  Endlich  aber  neigt  die  thatsächlicbe  Entwicklung  der 
Dinge  in  Ländern  des  gemischten  oder  des  vorwaltenden  oder 
ausschliesslichen  Privatbahnsystems,  immer  mehr  dazu,  —  da  die 
Durchführung  der  Puncte  a,  b  und  c  so  schwierig  ist  und  im 
letzteren  Falle  selbst  durch  die  thatsächlichen  Monopole  grosser 
fusionirter  Privatbahogesellschaften  neue  Uebelstände  entstehen,  — 
die  Abhülfe  in  einer  weitgehenden  Staatscontrole 
der  Privatbahnen  zu  suchen.  (Einrichtung  von  Staats- 
Eisenbahnämtern.)  Diese  Controle  ist  aber  nicht  so  erfolgreich 
und  doch  wieder  in  mancher  anderen  Hinsicht  bedenklicher  und 
schwieriger,  als  das  reine  Staatsbahnsystem. 

Sie  fuhrt,  wenn  sie  wirklich  wirksam  werden  soIU  zu  riner  rechtlichen  Ent- 
werthung   des  Pri?ateisenbahneigenthums ,   welche   im  schlimmen  Sinne   commu- 
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nistisch  ist.  Dag^egen  erscheint  die  Uebcrnahine  der  Eisenbahnen  auf  den  Staat 
gegen  genügende  Entschädigung,  selbst  wenn  sie  in  der  Kechtsform  der  Zwangs- 
enteignung  erfolgte,  als  gerechter  und  socialpolitisch  unbedenklicher.  Ist  nach  der 
Sa x' sehen  Formulirung  der  Theorie  des  PriFatbahnwesens ,  als  einer  blossen  Abart 
des  öffentlichen  Eisenbahnwesens  in  Form  der  regulirten  Privatuntemehmung,  von  Tom- 
hereia  eine  eutsprechcnde  Ingerenz  des  Staats  vorbehalten,  so  entfällt  zwar  dieses 
letztgenannte  Bedenken.  Aber  die  praktischen  Schwierigkeiten  der  Lösung  des  Problems 
bleiben  dennoch  bestehen  und  sind  noch  nirgends  überwunden  worden. 

3.  Wo  sich,  wie  in  Grossbritannien  nnd  Nordamerika, 
das  Privatbahnwesen  am  Reinsten  nnd  Ausschliessiichsten  ent- 
wickelt hat,  haben  sich  allmäh'g  so  grosse  Schäden  gezeigt  nnd 
die  Gesetzgebung  nnd  Staatscontrole  zu  deren  Abhülfe  so  unzu- 
reichend erwiesen,  dass  selbst  hier  der  Gedanke  an  die  Ueber- 
nahnie  des  gesammten  Eisenbahnwesens  auf  den 
Staat  nicht  nur  auftaucht,  sondern  schon  mehr  und  mehr  Ver- 
breitung gewinnt  und  Versuche  zu  seiner  Verwirklichung  be- 
ginnen. 

Eine  unbefangene  Würdigung  dieser  Thatsachen  führt  daher 
eher  zu  einer  Bestätigung,  als  zu  einer  Verwerfung  des  Staats- 
bahnsystems. Soviel  Werth  darf  man  auf  diese  thatsächliche  Ge- 
staltung der  Dinge  legen,  auch  wenn  zuzugeben  ist,  dass  die  im 
Ganzen  principlose  geschichtliche  Entwicklung  des  Eisen- 
bahnwesens nicht  für  sich  allein  eine  principielle  Entscheidung  der 
Frage  gestattet. 

IV.  —  §.  278.  Grundsätze  der  Eisenbahnpolitik. 
Für  unsere  Staaten,  insbesondere  für  West-  und  Mitteleuropa  und 
im  Wesentlichen  überhaupt  für  die  europäisch-americanische  Welt, 
sind  demnach  gegenwärtig  wohl  folgende  eisenbahnpolitische 
Grundsätze  aufzustellen. 

Für  Deutschland  vereinfacht  sich  die  Sache  seit  der  Annahme  des  Staats bahn- 
systems;  fttr  andere  Länder,  z.B.  Oesterreich,  erscheinen  diese  Grundsätze  noch 
unmittelbar  anwendbar. 

1.  Die  vorhandenen  Staatsbahnen  sind  imEigenthum 
(und  in  der  Verwaltung)  des  Staats  zu  behalten. 

Nur  besondere  Verhältnisse  einzelner  Linien  können  eine  Ausnahme  von  dieser 
Kegel,  aber  auch  dann  lieber  eine  Verpachtung  auf  nicht  zu  lange  Zeit,  keine  Ver- 
ausscrung  bedingen,  z.  B.  bei  kleinen  Grenz-  lu  Endstrecken. 

2.  Neue  Eisenbahnen  sind  in  der  Regel  auf  Kosten 
des  Staats  zu  bauen  (und  zu  verwalten).  Namentlich  gilt 
dies  von  solchen  wichtigen  Linien,  welche  eine  Hauptver- 
bindung herstellen  imd  das  Bahnnetz  systematisch  erweitem; 
ferner   in  Ländern   des   gemischten  Systems  von  solchen  Linien, 
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welche   die   getrennten    Stücke  der  iStaatsbabnen  ver- 
binden. 

Mit  Recht  wäre  daher  z.  B.  zu  wUiischea  gewesen ,  dass  die  neue  directc  Linie 
Berlin -Hannover  (Berlin -Lehrter  B.  E.  1871  eröffnet)  nicht  von  einer  Gesellsch.,  der 
Magd.-Halberst.,  äondeni  vom  preuss.  Staate  gebaut  worden  wäre,  wodurch  schon 
damals  zwischen  den  westlichen  u.  östlichen  preuss.  Staats-  u.  unter  Staatsverwaltung 
steh.  Privatbahnon  die  kürzeste  Verbindung  hergestellt  worden  wäre. 

Um  die  nachtheiligen  volkswirthsehaftlichen  und  social- 
politischen  Wirkungen  einer  sehr  ungleichmässigen  Ver- 
wendung von  Nationalkapital  im  Eisenbahnbau  zu  verhüten, 
mnss  der  Staat  einen  umfassenden  Bauplan  für  eine  Reihe 
von  Jahren  entwerfen  und  jährlich  einigermassen  gleiche 
Beträge  Kapital  zur  Verwendung  bringen. 

3.  Der  Uebergang  der  vorhandenen  Privatbahnen 
in  das  Staatseigenthum  ist  im  Princip  zu  erstreben. 
Ob  und  wieweit  dies  alsbald  verwirklicht  werden  kann,  hängt 
von  den  concreten  Verhältnissen,  namentlich  von  der  Finanz- 
lage des  Staats  ab.    Jedenfalls  ist  aber  Folgendes  zu  verlangen: 

a)  dass  die  dem  Staate  nach  Gesetz,  Concessionsurkunde  oder 
Vertrag  zustehenden  Rechte  hinsichtlich  des  Heimfalls 
oder  des  Ankaufs  der  Privatbabnen  unter  im  Voraus 
bestimmten  Bedingungen  und  die  sonstigen  Vorbe- 
halte zu  Gunsten  des  Staats  sorgsam  erhalten,  eher 
gemehrt  als  gemindert  und  nicht  für  ablösbar  Seitens  der 
Bahnen  erklärt  werden. 

Heimfallsrechte  reg:elmässig  in  der  östcrr.  (Ges.  v.  1S54),  französ.  Ge- 
setzgeb.,  nach  90,  bez.  90  (früher  40)  Jahren;  in  der  ersteren  so,  dass  das  Beal- 
vermögen  an  den  Staat  kommt,  das  Mobil. -Vermögen,  Transportmater,  u.  s.  w.  der 
Ges.  bleibt.  Aehnlich  auch  sonst,  aber  keineswegs  all'jromein.  So  kann  nach  d.  Privil. 
der  österr.  Ferd.-Nordb.  v,  4.  März  1836,  das  nach  50  J.  abläuft,  die  Ges.  dann  mit 
Real-  u.  Mobiliarverm.  frei  schalten,  mit  d.  Staate  od.  Privaten  in  Unterband!,  treten 
oder  um  Verlängerung  nachsuclien.  Ueber  diese  Bahn  u.  ilir  weiteres  Schicksal  wird 
daher  gegenwärtig  in  Oesterreich  discutirt.  lleimfallsrechte  nach  den  besonderen 
Concessionsurkunden  mitunter  auch  bei  deutschen  Bahnen,  so  bei  der  Pfulz.  Lud- 
wigsb.  nach  99  J.  (oline  Transportmittel,  Ges.-Gebäude,  Mobiliarverm.).  Das  preuss. 
Ges.  Y.  183S  liat  kein  Heimfallsrecht,  aber  ein  Ankaufsrecht  (s.  u.);  bei  den 
preuss.  Privatbabnen  besteht  daher  als  Kegel  beständiges  Eigenth.  der  Ge- 
sellsch. (vgl.  preuss.  Gesetz  v.  1838,  §.  42,  Nr.  4,  Ch.  d,  —  abgesehen  vom  Ankauf- 
Torbehalt),  ebenso  war  es  auch  bei  der  sächs.  Leipz.-Dresd.  Privatb.  Doch  kommen 
Ausnahmen  vor.  So  bestand  ein  eigenthtiml.  Yerhältniss  des  preuss.  Staats  zur  Cöln- 
Mindener  B.,  wonach  d.  Staat  aus  den  Zinsen  u.  Divid.  des  von  ihm  Ubernomm. 
Siebentels  der  Actien  u.  aus  denjenigen  der  amortis.  Actien  die  in  Privathänden 
befindlichen  Actien  amortisirte,  indem  er  den  betreff.  Betrag  Actien  jährlich  ausloste 
u.  zur  Bückzahlung  al  pari  einrief.  Bei  d.  Erweiterung  jenes  Bahnunternehmens  (Cölu- 
Giessen)  gewährte  der  Staat  den  Verzicht  auf  dieses  Recht  fUr  15  J.,  von  1855  an, 
vertragsweise  u.  später  entsagte  er  diesem  Rechte  gegen  eine  besond.  Entschädigung 
von  12  Mill.  Thir.  (wovon  5,704,400  Thlr.  baar,  der  Rest  in  Stammactien)  fUr  immer, 
Vertrag  vom  10.  August  1865,  wobei  zugleich  Seitens  der  Ges.  auf  die  älteren  Zins« 
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garantien  verzichtet  wurde.    Achnlich  wie  zu  C.-M.  ist  das  Yerhältniss  des  Staats  zur 
Oberschi.  B. 

RUckkaufsrcchto.  Hierhin  gehören  zunächst  die  vorbehaltenen  Rück- 
kaufsrechte bei  yeräuss.  Staatsbahnen  vor  Ablauf  der  Heimfallfnst.  So 
behielt  sich  Oesterreich  ein  solches  Becht  bei  den  1856  verkauften  lombard.  B. 
von  1889  an,  bei  den  1858  abgetretenen  Sudbahncn  von  1895  an  vor,  nach  Mass- 
gabe des  Reinertrags  der  letzten  7  Jahre,  ezcl.  die  2  schlechtesten,  u.  UBter  Fest- 
setzung eines  Minimalertrags  oder  einer  Minimalablösungsrente  von  5^/^  Vo  ^^  Anlage- 
kapitals. Aehnliches  Recht  bei  d.  Staats  bah  nges.  nach  30  Jahren  u,  in  anderen 
Fällen  mehr. 

Ferner  Kau  fr  echte  bei  ursprünglichen  Privatbahnen.  Auch  bei  deutschen 
Privatbahnen  kommen  solche  Vorbehalte  vor.  Die  hess.  Ludwigsbahn  kann  nach 
Ablauf  T.  25  J.  nach  d.  Concessionirung  vom  Staate  gegen  Erstattung  der  An- 
lagekosten, nach  Ablauf  der  Goncessionsdauer  von  99  Jahren  gegen  Erstattung 
des  Taxwerths  der  Bahn  und  des  Betriebsmatcrials ;  die  baier.  Ostbahnen  konnten 
vom  Ablauf  der  35 jähr.  Zinsgarantiezeit,  d.h.  ?.  1898  ab,  in  der  Weise  ?om  Staate 
erworben  werden,  dass  das  Actienkapital  nach  dem  Frankfurter  Börsencurs  der 
letzten  10  Jahre  abjjcclOät.  im  Minimum  aber  der  Betrag  des  concess.  Bau-  u. 
Einrichtungskapitals  sammt  dem  Reinertrag  des  Ablösungsjahrs  bezahlt  wird. 

Ganz  aligemein  bestimmt  endlich  der  wichtige,  aber  bisher  nicht  bei  den  „Ver- 
staatlichungen" yerwerthetc  §.  42  des  preuss.  Eisenbahngesetzes  von  1838:  dem 
Staate  bleibt  der  Ankauf  des  Eigen thums  der  Bahn  sammt  allem  Zubehör  gegen 
volle  Entschädig,  vorbehalten.  Diese  Erwerbung  kann  auch  zwangsweise 
geschehen  nach  Ablauf  von  30  Jahren  von  der  TransporteröfTnung  au  (ob  die  erste 
Streckeneröfi'nung  hier  für  die  ganze  Bahnuntemehmung  entscheidet?  Bei  einigeo 
Bahnen  ist  diese  Frist  v.  30  J.  abgelaufen  oder  dem  Ablauf  nahe).  Ankündigung  der 
Erwerbsabsicht  des  Staats  mindestens  1  Jahr  vorher.  Entschädigung:  25faches  der 
jährl.  Divid.,  die  an  sämmtl.  Actionäre  im  Durchschn.  d.  letzten  5  Jahre  gezahlt 
ist;  Uebergang  der  Schulden  an  den  Staat,  der  sie  nach  den  contractL  Beding,  zu 
behandeln  hat;  Uebergang  alles  Eigenthnms,  auch  des  Inventars,  Reservefonds,  der 
Activford.  an  den  Staat.  Diese  gesetzl.  Bestimmung  ist  werthvoll  u.  könnte  doch  von 
praktischer  Bedeutung  auch  f.  die  Finanzen  werden.  Aber  freilich  ist  die  Ablösung 
danach  sehr  theuer.  Die  4*^/0 ige  Kapitalisirung  der  5 jähr.  Divid.  enthält  eine 
starke  Berücksichtigung  v.  lucrum  cessans  mit.  —  Der  preussische  Staat  hat  schon 
vor  der  jüngsten  Aera  der  Eisenbahnpolitik  bei  Betriebsüberlass.-Verträgen  mit  Privat- 
bahuLU  sich  auch  den  Erwerb  des  Eigen  thums  in  späteren  Perioden  vorbehalten, 
so  bei  Hall(^-Sorau-Guben,  bei  Berl.-Dresd.  unter  im  Voraus  stipul.  Bedingungen. 

Sonstige  Vorbehalte  zu  Gunsten  des  Staats.  Unter  Vorbehalten  dieser 
Art  werden  hier  nicht  volkswirthsc haftspolitische  in  Betr.  der  Tarife  u.  s.  w. ,  sonderu 
finanzielle  in  Betr.  der  üebernahme  von  Leistungen  für  den  Staat,  —  unentgeltlich 
wit}  oft  hinsichtlich  der  Beförderung  der  Post  u.  s.  w.  (preuss.  Ges.  §.  36)  oder  gegen 
mäss.  Maximaltarif,  wie  auch  mitunter  bei  der  Post,  für  Militär  u.  s.  w.  (grosse,  die 
Baliuen  erheblich  mit  belastende  Rechte  des  franz.  Staats  in  diesen  Puncten)  — , 
ferner  andere  finanzielle  in  Betr.  der  ErleichtrTung  der  Erwerbung  der  Privatbahneo 
durch  den  Staat  verstanden.  Ilierhiu  gehörten  die  wichtigen  Bestimmungen  der  prenss. 
(jesetzgeb.  über  Eisenbahnabgaben  u.  Über  deren  Verwendung.  §.  38  des  Ges. 
v.  1838  behielt  die  Einfüliruiig  einer  bcsond.  Abgabe  v.  d.  Bahnen  vor,  wogegen  die 
(iesellsch.  v.  d.  Gewcrbsteuer  frei  blieben.  Nach  §.  39  bollte  der  Ertrag  dieser  Abgabe 
z.  Entschädig,  der  Staatskasse  für  die  ihr  durch  d.  Bahnen  entzogenen  Einnahmen 
(wohl  an  Post-  u.  Chausseegeld  gedacht)  u.  zur  Amortis.  des  in  dem  Unter- 
nehmen angelegten  Kapitals  dienen.  Art  der  Verwendung  blieb  vorbehalten. 
Nach  vollendeter  Amortis.  sollte  das  Unternehmen  so  eingerichtet  werden,  dass  der 
Ertrajr  des  Bahngelds  die  Kosten  der  Unterhalt,  d.  Bahn  u.  derVerwalt. 
jiiclit  übersteige  (§.  40):  also  Anwendung  des  Gebührenprincips  schon  damals 
in  Aussicht  genommen.  Die  durch  (iesctz  v.  30.  Mai  1853  eingericht  progress. 
Eisenbahnabgabe  (s.  §.  4)  sollte  dann  zur  Amortis.  der  in  d.  Eisenbahnunteniehmen 
angel.  Actieukapitalien  in  der  Art  dienen,  dass  mit  ilirem  Ertrag  u.  unter  Zuwachs 
der  Zinsen  u.  Divid.  der  erworb.  Papiere  Stammactien  frei  angekauft  würden. 
Durch  dieses  Gesetz,  welches  kein  Recht  schädigte,  —  die  Höhe  der  Abgabe  ist  keine 
princip.  Frage,  —  war  also  der  allmälige  Ueb ergang  der  Privatbahneu  in'b 
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Eigenthum  des  Staats  vorbereitet.  Späterhin  hätte  diese  Anlaofsv^eise  durch 
Curssteig^en  bei  vermind.  Actienzahl  ii.  stärkerer  Amortis.  theucr  werden  können. 
Allein  durch  Ges.  7.  21.  Mai  1859  ist  leider  diese  Amortis.  beseitigt  u.  sop:ar 
§.  39  n.  40  des  Gesetzes  y.  1S3S  aufgehoben  worden.  Eine  Massregel  Ton  schon 
damals  mindestens  zweifelhaftem  volkswirthschaftspolit.  u.  iinanz.  Wcrth.  Seitdem  u. 
auch  nach  d.  iieucn  Eisenbahnsteuerges.  v.  J6.  März  1S67  fliesst  der  Ertrag  der  Eisen- 
bahnabgabe in  die  Staatskasse  zu  allgemeinen  Staatsau s&:abcu.  S.  „10  J.  preuss. 
Ü.  Eisen bahnpolitik",  S.  12. 

b)  Es  ist  ferner  statthaft,  dass  in  geeigneten  Fällen,  wenn 
eine  Privatgesellschaft  selbst  die  Abtretung  ihrer  Linien  unter 
billigen  Bedingungen  an  den  Staat  wUnseht^  die  Erwerbung 
erfolge. 

Mehrfache  Fälle  in  Preusson,  Sachsen.  Langjähr.  Wunsch  der  Actiouäre  der 
Khein- Nahe -Bahn,  der  aber  erst  in  der  jüngsten  Zeit  realisirt  ist.  Bei  der  neuesten 
Verstaatlichuugspolitik  in  Baiern,  Sachsen,  Prcussen  rief  man  seitens  des  Staats  durch 
günstige  Angebote  solche  Bereitwilligkeit  hervor. 

c)  An  Stelle  der  Fusionirung  von  Privatbahnen ,  namentlich 
der  Verschmelzung  von  kleinen  mit  grossen  Unternehmungen,  soll 
möglichst,  wenn  es  die  geographische  Lage  der  Linie,  ihr  bereits 
bestehender  oder  leicht  herzustellender  Zusammenhang  mit  anderen 
Staatsbahnen  irgend  erlaubt,  die  Fusionirung  solcher  Privat- 
bahnen  mit  Staatsbahnen  treten. 

So  sollte  nach  Beschlüssen  v.  Herbst  1871  die  Taunusb.  mit  d.  hess.  Ludwigs- 
bahn  fusiouirt  werden.  Die  Vereinigung  der  erstercn  —  Wiesbaden-Frankfurt  —  mit 
der  nass.  u.  der  Main-Weser-Staatsb.,  die  sie  verbindet,  lag  wahrlich  näher  u.  erfolgt« 
auch  nach  spät.  Vertrage  d.  preuss.  Regierung  mit  d.  hess.  Ludwigsb.  Aehniich  187G 
die  Einverleibung  der  Halle-Casseler  Privatbahn  in  die  im  Bau  befindliche  Staatsbahn 
Berlin-Wetzlar. 

d)  Solange  der  Uebergang  in  das  Eigenthum  (bez.  bleibende 
Betriebsüberlassung  und  Uebernahme  auf  Rechnung  des  Staats 
gegen  Gewährung  fester  Rente  an  die  Actionäre)  nicht  zu  erzielen 
ist,  sollten  wenigstens  die  wichtigsten  Privatbahnlinien, 
welche  leicht  factische  Monopole  erlangen,  ferner  solche  Privat- 
nebenbahnen, welche  in  Staatsbahnen  münden,  in  die  Verwal- 
tung des  Staats  übergehen. 

Die  Uebernahme  der  Verwaltung  von  Privatbahnen  durch  den  Staat  beruhte  in 
Preuss en  auf  keinem  so  bestimmten  Princip,  als  den  beiden  im  Text  genannten, 
obgleich  finanz.  Gesichtspuncte  mit  massgebend  waren.  Bei  d.  Ober  sohl.  B.  hatte 
sich  der  Staat  die  Uebernahme  des  Betriebs  für  den  Fall  vorbehalten,  dass  er  aus  der 
Zinsgarantie  ein  bestimmtes  Mass  von  Zahlungen  leisten  mUsse.  Die  Berg. -Mark. 
Bahn  ging  in  Zeit  schlechter  Finanzlage  1850  auf  10  J.,  1853  auf  beständig  in  Staats- 
verwaltung über,  die  Co  sei- Od  erb.  B.  nach  der  Katastrophe  v.  185G  i.  J.  1857. 
Die  Bhein-Nahe-B.  stand  von  Anf.  an  unter  Staatsverwaltung.  Die  Halle-Sor.-Gubencr 
Bahn  wurde  1876,  die  Berl.-Dresd.  B.  1877  in  Staatsvorwalt.  übernommen,  als  Be- 
dingung zu  gewährender  Finanz -Hilfe.  In  Baiern  u.  Baden  die  Selbstverwaltungs- 
körpern u.  kl.  Gesellschaften  gehörenden  Localbahnen  in  Staatsbetrieb.  In  0 ester- 
reich Uebernahme  in  Staatsverwaltung  auch  namentlich  aus  finanz.  Gründen ,  bei 
hohen  Staatsgarantie -Zuschilsson  (Rudolfsbahn). 
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4.  Wird  gleichwohl  die  Concession  zu  neuen  Privat- 
bahnen noch  ertheilty  sei  es  an  alte  Gesellschaften  zur  Erweite- 
rung ihres  Netzes  oder  an  neue  Unternehmungen^  so  hat  sich  der 
Staat  möglichst  weitgehende  und  unzweideutige  Rechte 
hinsichtlich  des  Heimfalls  und  des  Ankaufs  der  Bahn 
vor  der  Heimfallsfrist  vorzubehalten^  etwa  eine  regel- 
mässige und  nicht  zu  langsame  Amortisation  des  Kapitals  (d.  b. 
der  Actien  neben  den  Prioritätsschulden)  einzurichten ,  und  auch 
hier,  erforderlichen  Falls  (Nr.  3  ad  c),  die  Verwaltung  selbst  zu 
Übernehmen. 

5.  Bei  der  Erwerbung  wie  bei  der  blossen  Verwaltungs- 
übernahme der  Privatbahnen  durch  den  Staat  sind  wohl- 
erworbene Privatrechte  sorgfältig  zu  schonen,  mögen 
sie  auf  dem  allgemeinen  Privatrecht  oder  auf  besonderem  Gesetz 
oder  Privileg  beruhen.  Eine  Beseitigung  dieser  Bechte 
zu  Gunsten  des  Staats  ist  aber  gleichwohl  möglich  und 
statthaft : 

a)  Einmal  selbstverständlich  auf  dem  Wege  freier  Verein- 
barung. 

Letztere  wird  im  Ganzen  am  Wünschenswerthesten  und  oft  aach  bei  Pri^atbahnen 
in  schlechter  Finanzlage  und  ohne  Anssicht  auf  eine  bessere  Zukunft  unter  nicht  zu 
lästigen  finanziellen  Bedingungen,  bei  gut  rentirendcn  und  zukunftsreichen  Bahnen 
wenigstens  unter  Anlegung  eines  angemessenen  Kauf-  oder  Pachtpreises  —  oder  der 
Gewissheit  guter  Staats\rerwaltu  ug,  falls  nur  diese  an  Stelle  der  Prifatyervaltung 
tritt  —  möglich  sein. 

Beispiele  der  Erwerbung  schlecht  situirter  Bahnen.  Die  Niedeischles-. 
Mark.  B.  ging  im  Winter  1851—52  vertragsweise  gegen  eine  feste  Actienrente  Ton 
4Vo  Zins  u.  regelmäss.  Amortis.  an  den  Staat  über.  Curs  der  Actien  1850  meist 
c.  88,  Anf.  1S51  dsgl.,  Ende  1851  c.  93Vüi  ^^^^^  Genehmigung  des  Vertrags  durch 
die  Kegierung  97 — 98  Vo«  —  ^^^  Sächs.-Baier.  B.  ging  1846  an  d.  sachs.  Staat  über 
gegen  4"/o  Actienzinsen  fUr  8  Jahre  (1847—54)  u.  gegen  Austausch  mit  3 ^/^  Staats- 
papieren alsdann.  Curs  um  die  Z<Mt  des  Vertragsabschlusses  76 — 83,  nach  demselben 
(i.  J.  1847)  84  —  90.  Einige  der  jüng-sten  Erwerbungen  des  Staats  in  Preussen  (die 
bankerotten,  noch  unvollend.  Bahnen:  Berl.  Nordb.,  Pomm.  Centralb.,  Rhein -Nahe-, 
Berl.-Görl.  6.  u.a.m.),  Sachsen  (kleinere  Pri?atbahnen  in  halbbankerottem  Zustande) 
sind  dem  Staate  billig  gekommen  (1876,  1877  u.  seitdem  mehrfach).  —  Der  Vertrag 
zwischen  dem  K.  Italien  u.  der  Osterr.  Sudbahn  1876  ist  angesichts  der  precären 
Finanzlage  der  Gesellschaft  relati?  günstig  fUr  den  Staat  ausgefallen.  Seine  Detail- 
puncte  lassen  sich  hier  nicht  in  Kürze  angeben  u.  sind  ohne  Eingehen  anf  die  rer- 
wickfite  Lage  der  Gesellsch.  nicht  verständlich. 

Beispiele  der  Erwerbung  gut  situirter  Bahnen.  Die  Wien-Gloggnitzer 
Balm  erwarb  der  Osterr.  Staat  1858  in  der  Weise,  dass  der  Ges.  die  B.  Wien- Raab 
verblieb  u.  er  für  jede  der  13,219  Actien  zu  500  fl.  675  fl.  C.-M.  in  SV^  Staats- 
oblig.  gab.  Curs  Anf.  1853  155 — 1607o»  nach  dem  Vertragsabschluss  170%  u.  mehr, 
nach  der  Umgestaltung  noch  92 — 93%.  Die  baier.  Ostbahnen  gingen  durch  Vertr.  v. 
1.  Miirz  1875  u.  Ges.  v.  15.  April  1875  an  den  Baier.  Staat  über.  Sie  hatten  1874 
nur  4V2%  Divid.  geben  können.  Der  Staat  zahlte  für  eine  Actie  von  200  fl.  d. 
1.  Emiss.  420,  der  2.  Emiss.  410  M.,  wovon  je  400  M.  in  47o  baier.  Staatspapieren, 
den  Rest  haar.  —  Die  Leipz.-Dresd.  Bahn  ging  zu  dem  relativ  hohen  Preise  von 
1000  M.  in  3°/oigen  sächs.  Staatsrenten  für  die  Actie  von   100  Thlr.  im  J.  1876 
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an  den  Staat  übor.  Zu  diesem  Preise  (um  so  höher,  als  der  Staat  die  eben  ein- 
jTCstürzte  Riesaer  Elbbrückc  erst  wieder  auf  steine  Kosten  zu  bauen  hatte)  trup:  die 
polit.  Situation  bei  (Consolidirung  des  suchs.  Staatsbahnnctzos  ^cgenU))cr  der  Ecichs- 
eisenbahncontrole  und  dem  Keichseiscnbahnprojcct).  Ucbcr  die  neuesten  preuss.  Er- 
werbuofi^en  s.  unten. 

Die  Aussicht  g^uter  V'erwaltunjr  wirkte  z.  B.  wohl  fttr  die  Uebcrlassung  d«r  Borj^.- 
Märk.  Bahn  an  die  Staatsycrw.  mit. 

Indessen  gewährt  der  Weg  der  freien  Vereinbarung  keine 
genügende  Sicherheit,  die  Bahnen  überhaupt  oder  sie  zu  ange- 
messenen Preisen  zu  erwerben.  Es  bedarf  daher  noch  der  Aner- 
kennung des  Princips: 

b)  dass  Privatbahnen  auch  zwangsweise  im  Wege  des 
Expropriationsverfahrens  oder  eines  nach  dessen  Analogie 
auszubildenden  Kechtsverfahrens  gegen  volleEntschädigung 
der  Eigenthümer  in  das  Eigenthum  (und  analog  in  die  Verwaltung) 
des  Staats  übergehen  können. 

Dieses  Princip  wird  den  Rechten  der  Pri?atbahnen  geij^enuber  nicht  nur  wie  im 
Falle  mancher  anderer  Pri?atrechte,  besonders  des  GrundeigenthUmers,  sanctionirt 
durch  das  überwiegende  öffentliche  Interesse,  sondern  bei  den  Bahnen  noch 
speciell  durch  den  l  mstaud,  dass  sie  selbst  bloss  der  Gewährung  des  Expro- 
priationsrechts ihre  Entstehung  verdanken.  Erörtert  wurde  dieser  Punct 
1883  mit  in  Oesterreich  bei.  Gelegenheit  von  parlam.  Eisenbahndebatten  u.  „P6age- 
Verträgen". 

Dieses  Verfahren  ist  bei  alten  wie  bei  neuen  Bahnen;  mag  es 
vorbehalten  sein  oder  nicht ,  statthaft.  Es  verlangt  nur  folgende 
Beschränkungen  in  seiner  Anwendung,  damit  keine 
Rechte  und  selbst  keine  berechtigten  Interessen  der 
Bahneigenthümer  verletzt  werden  und  das  Privatkapital,  wenn  es 
einmal  noch  zur  Anlegung  in  Privatbahnen  in  Anspruch  genommen 
werden  soll,  sich  nicht  zurückschrecken  lasse: 

a)  Die  zwangsweise  Eigen thums-  oder  Verwaltungsüber- 
nahme von  Privatbahnen  ist  vor  demjenigen  Zeitpuncte  absolut 
anstatthaft,  bis  zu  welchem  sie  etwa  ausdrücklich  im  Gesetz 
oder  in  der  Concessionsurkunde  (Privileg)  ausgeschlossen  ist. 
Ebenso  müssen  etwaige  früher  festgesetzte  Bedingungen  für 
die  Anwendung  des  Expropriationsverfahrens  genau  innegehalten 
werden.  In  Zukunft  sind  aber  andererseits  nur  die  nothwen- 
d  i  g  e  n  Beschränkungen  der  Rechte  des  Staats  vorzunehmen,  damit 
die  Geltendmachung  der  letzteren  zu  geeigneter  Zeit  immer  mög- 
lich sei. 

Die  Fristen,  nach  deren  Ablauf  der  Staat  das  Eigenthum  erwerben  kann,  sind 
in  den  bestehenden  G<;setzen  u.  Verträgen  doch  sehr  lange ;  25 ,  30 ,  35  Jahre  in 
Deutschland  u.  Oesterreich,  oder  gar  50,  90,  90,  nach  Ablauf  der  Concess.-Zeit. 
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ß)  Das  Zwangsverfahren  gegen  eine  Privatbahn  ist  erst 
von  einem  Zeitpunete  an  zulässig,  in  welchem  die  Betriebs- 
ergebnisse der  Bahn  ein  einigermassen  sicheres  Urtheil 
über  die  finanzielle  Lage  des  Unternehmens  gestatten. 

Namentlich  mnss  für  unrentable  Bahnen  eine  Minimal  fr  ist  bezeichnet 
werden,  vor  welcher  sie  nicht  zwangsweise  an  den  Staat  übergehen  dürfen,  um  die 
Actionäre  möglichst  vor  Kapitalverlusten  zu  sichern;  z.B.  eine  Frist  von  20  Jahren 
bei  Bahnen,  welche  in  einer  bestimmten  Reihe  (z.B.  5 — 10)  der  letzt  verflossenen  auf- 
einander folgenden  Jahre  ihren  Actionären  eine  gewisse  Minimalrente  (z.B.  4Vo)  ^^ 
Actienkapitals  nicht  liefern  konnten.  Bei  rentablen  Bahnen  kann  diese  Frist  ohne 
Gefährdung  des  Kapitals  der  Actionäre  verkürzt  werden,  z.B.  auf  10 — 15  Jahre,  wenn 
in  den  letztverflossenen  z.  B.  5  Jahren  die  Dividende  der  Actionäre  einen  gewissen 
Satz  (etwa  5— 67o)  überschritten  hat. 

y)  Die  Entschädigung  der  Actionäre  hat  nach  dem 
vollen  Werthe  des  Eigenthumsrechts  zn  erfolgen,  und 
zwar  nach  dem  Taxwerthe  —  so  namentlich  bei  Bahnen, 
welche  ihren  Actionären  gar  keine  Dividende  zahlen  konnten  — 
oder,  wenn  dies  für  die  Actionäre  günstiger  ist,  auf  der  Basis 
der  Kapitalisirung  der  von  den  Actionären  binnen  einer 
bestimmten  Reihe  (z.  B.  5)  der  letztverflossenen  Jahre  be- 
zogenen Rente  nach  einem  für  die  Actionäre  günstigen,  also 
vielleicht  etwas  niedrigeren  als  dem  üblichen  Zinsfusse  für  gute 
Sicherheit;  ferner  eventuell  noch  weiter,  namentlich  bei  der 
Uebernahme  nach  dem  Taxwerthe,  aber  selbst  auch  in  dem 
zweiten  Falle,  unter  Zuschlag  eines  bestimmten  Procents  (z.  B.  10) 
zu  dem  sich  nach  dieser  Rechnung  ergebenden  Kapitalbetrag. 

Kine  Ablösung  nach  dem  zukünftigen  Börsencurs,  wie  z.B.  bei  d.  baier. 
Ostbahnen  sripulirt  war,  scheint  mir  unzulässig.  Denn  hier  wird  dem  Bahneigenthum 
nur  durch  die  Aussicht  des  Ueb(*rgangs  der  Bahn  an  den  Staat  ein 
kunstlich  hoher  Wcrth  gegeben.  Ausserdem  wUrde  es  dann  nicht  so  schwer  sein, 
durch  Speculationen  den  Curs  in  die  Höhe  zu  treiben.  Drgl.  zeigte  sich  seit  1S76 
schon,  als  mehrfach  von  Erwerbsabsichten  der  preuss.  Hegierang  die  Rede  war. 

Die  Abfindung  der  Actionäre  muss  in  Baarem  oder  nur 
mit  ihrer  Einwilligung  in  Staatspapieren  erfolgen. 
Die  Schulden  der  Bahn  (Prioritätsobligationen)  werden 
unter  verbleibender  Verpfändung  der  Bahn  zu  Staats- 
schulden und  müssen  genau  nach  den  Anleihecon- 
tracten  verzinst  und  getilgt  werden.  Auch  hinsichtlich 
der  Con Version,  etwaiger  Zinsreduction  u.  dgl.  m.  tritt  der 
Staat  ganz  in  das  Rechtsverhältniss  der  Gesellschaft  als  Schuld- 
nerin ein. 

So  schon  die  besteh.  Bestimmung  im  preuss.  Eisenbahuges.  §.42  u.a.m.  u. 
jetzt  regelmässig  bei  allen  neueren  Pn?.bahn- Erwerbungen  in  Preussen  n.  anderen 
deutschen  vStaaten. 
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5.  Neben  dem  Staate  selbst  können  auch  die  anderen 
j^ränmlichen^'  Zwangsgemeinwirthschaften'^  oder  die 
SelbstverwaltungskOrper,  Provinzen,  Kreise  und  Ge- 
meinden das  Recht  erhalten,  auf  ihre  Rechnung  Eisen- 
bahnen zu  bauen,  wobei  jedoch  der  Betrieb  öfters  passend 
von  der  Verwaltung  der  Staatseisenbahnen  und  nach  den  Grund- 
sätzen für  letztere  (auch  in  der  Tarifpolitik)  geftihrt  wird. 

Aaf  diese  Weise  wird  die  Einheitlichkeit  des  Eisenbahnwesens  gewahrt,  während 
Bahnen,  die  vielleicht  dor  Staat  noch  nicht  ausfuhren  wilrd^,  doch  bereits  gebaut 
werden.  Die  Anlage  von  Eisenbahnen  durch  die  Selbstverwaltuni^skörper  wird  nament- 
lich in  AnknOpfong  an  eine  richtige  Unterscheidung  der  Eisenbahnen  nach 
ihrem  technischen  und  ökonomischen  ,,Rang**(s.  folt?.  Absch.),  in  Zukunft  immer 
wichtiger  werden,  indem  jene  Körper  gewisse  liahnen  ?on  ««untergeordneter  Bedeutung"', 
Secund&r-  und  Localbahnen,  mit  Kormalspnr  und  eventuell  mit  Schmalspur, 
Dampf  bahnen  und  daneben  Pferdebahnen  übernehmen.  Auf  diese  Art  wird  das 
Princip  der  Selbstverwaltung  auch  bei  diesem  modernsten  Verkehrsmittel  richtig 
angewendet.  Je  nach  der  Bedeutung  und  Art  der  betreffenden  Bahnen,  kann  dann 
der  Betrieb  zwischen  dem  Staat  und  diesen  Körpern  getheilt  werden. 

In  Preussen  sollen  die  den  Provinzen  zugewies.  Chaussee -Dotationen  auch  mit 
für  den  Bau  von  Secandärbahnen  verwendet  werden  dürfen.  —  Hier  liegt  die  Ein- 
fiihmng  einer  rieht.  Selbstverwalt.  im  Verkehrswesen  vor,  nicht  in  St  ein 's  Ideen 
(Handb.  d.  Verw.,  2.  A.,  S.  406). 

§.  279.  Uebersicht  über  den  Stand  des  Eisenbahnwesens  und  die 
Entwicklung  des  Staats-  und  Privatbahnsystems. 

Vgl.  bes.  Stürmer,  Gesch.  d.  Eisenbahnen  (f.  die  Welt  II,  3,  f.  Deutschi.  II, 
6  ff.).  Neumann  a.  a.  0.,  Goth.  Jahrb.  (Jahrg.  1S83  S.  1041),  Ergänz.  H.  XII  d. 
preuss.  Statist,  mit  d.  dazu  gehör.  Atlas  v.  Kuhn  u.  überh.  die  oben  S.  663  gen.  bist, 
statistische  Literatur.  Aeltere  Daten,  für  1S71  meist,  in  d.  6.  A.  v.  Bau  §.  239,  Note  k. 
In  den  neueren  Statistiken  sind  gewöhnlich  die  Berechnungen  auf  die  neuen  Maasse. 
Währungen  und  Münzfusse  gestellt.  Die  „Intcnsitftt"'  des  Eisenbahnnetzes  pflegt  durch 
eine  Vcrgleichung  der  Länge  der  Linien  mit  d.  Flächen-  u.  Bevölkerungsgrösse  zur 
Anschauung  gebracht  zu  werden.  Engel  hat  (nach  Stürmer  II,  2)  eine  „mittlere 
Proportionale''  aus  d.  Quadratwurzel  aus  dem  Producte  der  Kilometerzahl,  welche  auf 
1  geogr.  Qaadratmeile  und  auf  10,000  Einw.  kommt,  gebildet,  um  eine  „Eisenbahn- 
ausstattnngsziffer"  zu  berechnen,  —  doch  sehr  willkürlich,  als  ob  sich  1  Quadratmeile 
und  10,000  Einw.  entsprächen.  —  Verschied,  graph.  Darstellungen  in  d.  gen.  deutschen 
Eisenb.atlas.  Wie  bei  allen  solchen  Vergleichen  erscheinen  ausserdem  auch  hierbei 
kleine  dicht  bevölk.  Staaten  (z.  B.  Belgien,  Schweiz)  in  bes.  günstigem  Lichte,  während 
in  manchen  Provinzen  grosser  Staaten  die  Verhältnisse  vielleicht  ebenso  sind,  was 
aber  in  der  Durchschnittszahl  für  den  grossen  Staat  verschwindet.  Es  war  Anf.  1876 
(nach  Stürmer,  ganz  unbedeut.  Abweich angen  im  G o t h.  Jahrb.),  u.  Ani'.  1882  (nach 
üoth.  J.b). 


Bahnon 

Auf  100 

Auf  1  Hill. 

P.  KiL 
1000  Mark 
um  1874 '75 

Bahnen 
i.  Betrieb 

1882 

Anf 

im  Ganzen 

in  Betrieb 

Kil.  m. 

g.  Qu.  M. 
Bdmen 
Kil.  m. 

Bewohner 
Bahnen 
Kil.  ni. 

10,000 

Qn.Kil.m 

KiL 

Europa. 

(1876) 

Belgien    .    .     .     . 

3,517 

657 

070  (Staalsb.)  440 

4,182 

1419 

Gr.-Britann.  .     .     . 

26,870 

469 

7S6 

461 

29,257 

929 

Niederl 

1,895 

294 

478 

223 

1,976 

598 

Deutschland  .     .     . 

27,980 

285 

676 

251 

34,727 

642 

Schweiz    .     .    .     . 

2,066 

275 

774 

272 

2,635 

636 

Frankreich     .     . 

21,587 

225 

59S 

369 

27,419 

519 

Dänemark      .     . 

1,260 

181 

672 

100 

1,576 

411 

Oesterreich  -  Ungan 

1      17,368 

153 

473 

262 

18,903 

302 

Italien  .... 

7,704 

143 

287 

219 

8,713 

294 

Spanien     .     .     . 

5,796 

64 

356 

296 

6,199 

124 

A.  Waf^ner,  VinanzwiAHenar.Uaft.    I.   8.  Aofl. 
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Europa. 
Portugal  .  .  . 
Rumänien  .  . 
Schweden  .  . 
Tllrkei  .  .  . 
Russland  .  .  . 
Norwegen  .  . 
Griechenland 
Bulgarien  .  .  . 
Finnland  .  .  . 
Summa  Europa  . 

Ausser  Europa: 


Verein.  Staaten 

(3091  p.  1  Miil.  Mensch.) 
Brit.  Nordam 

(1850  p.  1  Mill.  Mensch.^ 
üehr.  America 


Bahnen 
im  Ganzen 
in  Betrieb 

KU.  m. 

(1876) 

1,033 

1,233 

4,138 

1,537 

18,488 

555 

12 


142,944 

Kil.  m. 
1876 
.     119,352 


Auf  100 
g.  Qu.  M. 

Ba^en 
Kit  Mm. 


61 

56 

56 

23 

19 
9-6 
1-3 


Auf  1  MilL 

Bewohner 

Bahnen 

Kil.  Mm. 

235 
273 
953 
183 
251 
309 
8 


P.  KiL 

1000  Marie 

nm  1874175 


172 

270 

73 


196 
75 


Kil.  m. 

1882 

150,74f. 


6,719       11,684 


7,481 


Australien 

Asien  .     .     . 

Africa .     .     . 

Zus.  auss.  Europa  151,305 

Welt    ....  294,249 


Bahneu 
i.  Betrieb 

1882 


1,673 

1,475 

6,177 

1,432 

22,653 

1,524 

12 

224 

873 

171,990 

Kil.  m. 

1876 

3,079 

12,302 

2,372 


Auf 

10,000 

Qn.SÜjn. 

KiL 

186 
113 

137 
54 
45 
47 
!•» 
35 
23 
176 
Kil.  in. 
1882 
7,859 
17,203 
4,788 

208,306 
380,2*)6 


Ganz  America 133,552 


1 6,026 
178,456 

Bei  Niederlande  lb76  mit.  1 882  ohne  Luxemb.  (letztres  hier  360  Kil.).  Die  Daten  in  d. 

Col.  f.  Ib82  bei  Spanien  f.  1878,  bei  Schweiz  f.  1S80,  bei  Runiän.  u.  Norweg.  f.  1883. 

Die  Entwicklung  des  Eisenbahnnetzes  der  Erde  nach  Stürmer  in  Kil.  m.  zu  Ende 

d.  J.  (f.  1870  abweichend  im  Goth.  Jalirb.,  sonst  meist  gleich): 


1830 
1840 


1850 
1860 


332 
8591 
Davon 

1860 
1870 
1876  u. 
Die    Unterschei<lung   von 


1870     211,859 
1875     295,783 
America 
52,235 
96,398 


1882     380,296 


38,022 
106,886 
Europa 
51,544 
103,774 
82  s.  0. 

Voll  bahnen  u.  Bahneu  „untergeordneter  Be- 
deutung" ist  übrigens  in  diesen  Statistiken  nieht  gleichmässig  gemacht.  Die  zweite 
Kateg.  ist  oft  unvollständig  angegeben. 

Für  den  Umfang  des  heut.  D.  Reichs  ergeben  s.  folgende  Daten  f.  d.  in  Betrieb 
befindl.  Bahnen  in  Kilom.  immer  Ende  d.  ,1. : 

8.272 
11,644 
14,658 
19,638 
Das  Verhältniss  der  Staats-  und  Privatbahnen  zu  einander  hat  in 
«•inijien  Staaten  früher  mehrfach  g<»wechselt,  indem  Staatsbahnen  an  Gesellschaften 
verkauft  (bez.  auf  lange  Jahre  zur  Ausbeutung  oder  Nutzniessuug  überlassen),  oder 
Privatbahnen  vom  Staate  angi^kauft,  mitunter  aber  spät«;r  selbst  wk-der  verkauft  wurden. 
Der  bonteste  Wechsel  zeigt  sich  z.  B.  in  Oesterreich.  Ocftcrs  ist  auch  zwischen 
den  Verhältnissen  des  Eigonthums  und  der  Verwaltung  der  Bahnen  zu  unterdcheiden  (s.  u.). 
Zustand  in  1S76. 
Deutsches  Reich.     Anf.  1876  (nach  Sturmer). 


1835 

6 

1855 

1840 

581 

1860 

1845 

2,315 

1865 

1S50 

6,054 

1 870 

Ver 

hältniss 

der 

Staats- 

1875  27,984 
1 880  33,695 
1882     34,962 


Kil.  m. 
Staatsbahnen      .... 

neml.  preussische   .     .  4335 

sächsische      .     .  1087 

oldenburgische    .  271 

Main-Neckar .     .  87 

badische    .     .     .  1152 

würtem  bergische  1270 

elsass-lothr.    .     .  863 

baierische       .     .  3435 

Militärb.    ...  15 


Kil.  u). 
12,515 


Kil.m.     Kil.n) 


Privatbahnen  unter  Staats- 
verwaltung   

neml.  Berg.-märk.  (preu&s.) 
Oberschles. 
Rhein -Nahe 
andre  (meist  in 
Sachsen)    .... 
Privatbahnen  unter  Privat- 
verwaltnng  .     .     .     .     . 

Summa 


2.9  l.H 


1184 

1404 

122 

203 


12.610 
28.142 


EntwickluDj^  und  Stand  des  Eisenbahnwesens.  707 

Wird  die  Länge  einiger  hier  doppelt  gerechneten  Strecken,  die  gleichzeitig  von  zwei 
Yerwaltongen  betrieben  werden,  abgezotren,  so  redncirt  sich  die  Gesammtl&nge  auf 
28,084  Eil.  Davon  liegen  195  Kil.  nicht  im  Reichsgebiet,  während  91  Eil.  andre 
Bahnen  im  Reichsgebiet  v.  ansländ.  Verwaltnngen  betrieben  werden,  so  dass  im  Reichs- 
gebiete liegen:  27,980  Eil.,  ausserdem  857  Eii.  sog.  Industriebahnen,  wovon  582 
f.  Locom.betricb.  Die  preuss.  Staatsbahnon  standen  früher  unter  8  Verwalt.,  also 
hatte  eine  derselben  durchschnittl.  unter  sich  542  Eil.,  Max.  Ostb.  1495  Eil.  Eine 
Ausdehnung  erfolgte  schon  im  J.  1876  durch  den  Ankauf  der  Halle-Casseler  Privat- 
bahn. Bei  den  baier.  Staatsbahnen  sind  305  Eil.  Pachtbahnen,  ferner  die  im  J.  1875 
angekauften  baicr.  Ostb.  (bisher  Privatb.,  1874  769  Eil.)  bereits  inbegriffen.  Die 
Sachs.  Staatsbahnen  haben  sich  im  J.  1876  durch  Ankauf  v.  Privatbahnen  (bes.  die 
Leipz.-Dresd.  mit  285  Eil.)  noch  weiter  ausgedehnt,  auf  1667  Eil.  Anf.  1877.  Bei 
den  bad.  Staatsbahnen  sind  ebenfalls  103  Eil.  Pachtb.  eingerechnet.  Die  Privat- 
bahnen in  eigener  Yerwaltong  zerfallen  in  52  selbständige  Gesellschaften,  durch- 
schnittl. von  einer  Länge  von  bloss  242  Eil.  Die  grössten  waren  Anf.  1876:  Cöln- 
Mind.  mit  1054,  Rheinische  mit  1044,  Magd.-Halberst  mit  935,  Berl. -Stettin  mit  853, 
Pfalzer  Bahnen  mit  508,  5  and.  Gesellschaften  mit  4—500,  5  mit  3—400,  9  mit 
2—300,  7  mit  100—200,  21  unter  100  Eil.  Einige  dieser  kleinen  Bahnen  werden 
von  anderen  Gesellschaften  mit  verwaltet.  Aber  die  ungemein  grosse  Verwaltungs- 
zenplitteruDg  vermindert  sich  dadurch  doch  nur  wenig.  Trotzdem  hat  sich  meist 
durch  Fusion  u.  dgl.  m.  schon  eine  Besserung  ergeben.  Die  46  in  Preussen  von 
1838 — 66  concession.  Gesellschaften  hatten  sich  z.  B.  bis  1867  schon  auf  23  reducirt 

Zustand  in  der  neuesten  Zeit. 

In  den  letzten  Jahren  sind  nun  durch  die  grossen  „Privatbahn- Verstaatlichungen'* 
in  Preussen  die  Verhältnisse  im  Deutschen  Reich  völlig  zu  Gunsten  der  Staats- 
bahnen verschoben  worden,  nachdem  die  beiden  Mittelstaaten,  welche  neben  ihren 
alten  Staatsbahnen  noch  grössere  Privatbahnen  besassen.  Baiern  u.  E.  Sachsen, 
diese  fast  alle  (in  Baiern  bisher  nur  noch  mit  Ausnahme  der  Priv.b.  in  d.  Pfalz) 
ftlr  den  Staat  schon  kurz  vorher  erworben  hatten.  Nach  d.  gen.  Erg.h.  XII  d.  preuss. 
Statist.  S.  180  waren  Ende  1882  in  Betrieb  in  Eilometem: 


Staatsb. 

Priv.b. 

unter 

Staatsverw. 

Dsgl.  unter 
eig.  Verwalt. 

Summe 

Preussen 

14,204 

2336 

3996 

20,537 

Baiem 

4,287 

619 

4,906 

Sachsen 

1,984 

90 

— 

2,074 

WUrtemberg 

1,431 

17 

1,448 

Baden 

1,187 

99 

37 

1,322 

Hessen 

331 

513 

843 

Elsass-Lotliringen 

1,228 

5 

11 

1,244 

And.  Staaten 

1,246 

50 

1291 

_- 

Reich 

25,898 

2580 

6484 

34,962 

Dazu  ausscrh. 

Reichs- 

gebiets   (u. 

ausser- 

preuss.  Strecken) 

98 

26 

125 

Die  Strecken  der  Eleinstaatcn  gehören  meistens  zur  Verwalt.  anderer  (preuss.  u.  s.  w.) 
Staatsbahnun  (nur  Oldenb.  hat  eine  eigene  Staatsb.verwalt)  oder  grösserer  preuss. 
Priv.bahnen  (eigene  Priv.verwalt   in  Mecklenb.,  Braunschw.,  Thüringen). 

Ueber  die  zeitliche  Entwicklung  des  Deutschen  Eisenb.netzes  u.  seiner  Ver- 
waltungen in  d.  gen.  Heft  f.  jeden  Staat  u.  jede  Eisenb.gesellsch.  u.  s.  w.  detaillirtes 
Material.S.  zur  Ergänzung  des  folg.  histor.  Abrisses  Sax  II,  465 — 552  u.  f.  d.  neueste 
Zeit,  bes.  f.  die  im  Folgenden  nur  kurz  behandelten  ausserdeutschen  Länder  d.  Archiv 
f.  Eisenb.wesen.    Ueber  die  finanz.  Ergebnisse  spcciell  s.  u.  den  Abschnitt  6. 

In  Preussen  wurde  durch  d.  Ges.  v.  3.  Nov.  1838  die  Grundlage  ftlr  die  Ein- 
führung des  Privatbahnsystems  geschaffen.  Durch  letzteres  sind  auch  Ende  der 
30cr  u.  bis  Ende  der  40er  Jahre  eine  Reihe  der  besten  u.  leicht  zu  bauenden  Linien 
hergestellt  worden  (s.  o.  S.  671).  In  Betrieb  1844  114-3,  1847  287*9.  1850  377-8  Meilen. 
Im  J.  1847  wurde  dann  zuerst  die  Anlage  der  Ostbahn  u.  d.  Saarbr.  Bahn  auf 
Staatskosten  beschlossen,    1848  begonnen,    1849  von  den  Eammern  genehmigt 
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Kbciiso  sind  von  vornherein  auf  Staatskosten  gebaut  die  neueren  Erweiterungen  diesei 
beiden  Bahnen,  ferner  die  Berliner  Verbindungsbahn  (»Ite  und  1871  eröfi&iei 
neue).  Dagegen  wurde  die  von  einer  Gesellscliaft  gebaute  Niederschles.-Märk. 
B.  (Berl.-Bresl.)  1850  in  Staatsverwaltung  übernommen  u.  1S52  gekauft  u.  die  mit  ihr 
verbundene  Schi  es.  Gebirgsb.  dann  später  auch  auf  Staatskosten  gebaut;  ebenso 
wurde  die  Westfäl.  B.  von  einer  Gesellschaft  begonnen,  noch  vor  ihrer  Vollendung 
1850  V.  Staate  übernommen,  1854  die  Münster-Hamm  er  Bahn  dazu  gekauft  und 
sie  auf  Staatskosten  erweitert.  Die  genannten  Balinen  bilden  die  älteren  Staats- 
bahnen d.  alten  Provinzen,  in  G.  E.  1869  268*3  Meil.,  1472  Mill.  Thlr.  verwendetes 
Kapiul  oder  p.  M.  5 19,000  Thlr.  Anf.  1876  betrug  ihre  Länge  2753  KiL,  Aiif.  1877 
2790  Kil.  mit  721 '8  Alill.  M.  verwendetem  Kapital,  p.  KU.  258,000  M.  In  Folge  der 
1 866er  Annexionen  fielen  dem  preuss.  Staate  die  sämmtlich  auf  Staatskosten  gebauten 
hann.  (ausschliessL  Staatsl)ahnsystem  in  d.  ehem.  Ivön.  Hannover,  womit  1841  begonnen  — 
Linie  Braunschweig-Hannover-Minden,  dann  Harburg-Lehrte-Hildesheim — ,  1850  fort- 
gefahren, Süd-  u.  Westb.),  die  churhcss.  u.  Frankf.  Strecken  der  Main- Weser- 
bahn (Casscl-Frankf.  als  Staatsbalin  der  3  betheiligten  Staaten  1845 — 46  begonnen, 
1852  vollendet),  an  die  sich  dann  die  seitdem  gebaute  Bebra- Hanau  er  Staatsbahn 
anschloss,  ferner  die  uas  sau 'scheu  Staatsbahnen  zu.  Letztere  waren  von  einer  Ge- 
sellschaft begonnen,  1858  vom  nass.  Staate  übernommen  und  weiter  ausgebaut  Ge- 
sammtlänge  der  Staatsb.  der  neuen  Prov.  1869  1793  M.,  102-7  Mill.  Thlr.  ver- 
wendetes Kap.,  p.  M.  573,000  ThL  A.  1876  war  die  Länge  dieser  Staatsbahnen  der 
neuen  Provinzen  15^2  Kil.,  Anf.  1877  (mit  Einrechn.  der  1870  angekauften  Halle- 
Gass.  Bahn)  1802  Kil.  mit  4791  Mill.  M.  verwendetem  Kapital  od.  p.  Kil.  266,000  M. 
In  Schlesw.-Holst.  bestanden  und  bestehen  noch  jetzt  (1883)  nur  Privatbahnen. 
Eine  Veräusserung  von  Staatsbahneu  ist  bisher  in  Preusseu  nicht  vorgekommen;  ein 
Vertrag  der  Regierung  Über  d.  Verkauf  der  westfal.  Staatsb.  an  die  Berg.-Märk.  Ges. 
wurde  v.  Landtag  nicht  genehmigt.  Auch  eine  Vcrwalt.  v.  Staatsb.  durch  Privat- 
eres, besteht  nicht.  Dass  man  schon  von  Anfang  an  nicht  durchaus  d.  Privatbahnsystem 
für  immer  behalten  wollte,  zeigen  die  Vorbehalte  des  §.  42  d.  Eisenbahnges.  ?.  1838. 
Leider  fehlte  bis  vor  Kurzem  noch  immer  eine  directe  Verbindung  des  öst- 
lichen Staats-Bahnnetzes  der  alten  und  des  westlichen  der  neuen  Provinzen. 
Durch  den  Erwerb  der  Halle-Gasseler  Bahn  u.  durch  die  sogen.  Berlin  -  Wetzlar  Bahn 
wurde  diese  LUcke  zunächst  ergänzt 

Dazu  kam  schon  länger  Staatsbetrieb  von  Privatbahnen.  Die  vom  Staate 
verwalteten  Privatbahnen  werden  auf  Rechnung  der  betrellenden  Gesellschaften 
geführt,  u.  wenigstens  geraume  Zeit  mit  sehr  günstigem  linanziellen  Erfolg.  Es  waren 
bis  zu  den  neuesten  „Veretaatlichungen"  die  (mit  der  Oberschi,  fusionirte)  Wilhelmsb. 
(Cosel- Oderberg),  die  Oberschles.  (Hauptb.  v.  Cosel  nach  Breslau  nebst  Zweigen. 
Bresl.-Pos.-Glog.  u.  Pos.-Starg.  u.  a.  m.,  im  G.  Anf.  1877  mit  d.  Hüttenrevicrbahnen 
1682  Kil.),  wonach  das  ganze  Bahunetz  östlich  von  Berlin  (ausser  in  der  Eichtung 
nach  Pommern):  nach  Ostpreuss.,  Kussl.,  Polen,  Schlesien,  Galicien  u.  Oest.-Schlesien 
unter  Staats verwalt.  stand;  ferner  die  allmälig  sehr  erweiterte  (Anf.  1877  1290  Kil.) 
Berg.-Märk.  B.,  welche  mit  der  früh.  hess.  Nordb.  fusiouirt  war  u.  mit  der  Westfal. 
Staatsb.  zusammen  eine  mächtige  Concurrentin  der  Cöln.-Mind.  Privat)),  bildete.  Durch 
die  hess.  Nordbahu  war  sie  mit  dem  Staatsbahnsystem  in  d.  Provinz.  Hessen,  Hannover, 
Sachsen  u.  in  Nassau  verbunden.  Endlich  stand  die  Khein-Naheb.  (122  Kil.)  u. 
die  Münster-Enscheder  B.  (56)  unter  Staatsverwaltung.  Mit  Hülfe  der  erstercn  konnte 
die  Verbindung  mit  der  Nass.  Staatsbahn  über  Bingen-Kudesheim  hergestellt  werden. 
Die  Nalicbahn  schloss  sich  an  die  Saarbr.  u.  durch  diese  an  die  Eisäss.-Lothring. 
Keiclisbahnen  (A.  1877  925  Kil.)  an,  welche  das  D.  Reich  für  325  MiU.  Fr.  ohne 
lahrmateriai  übernahm  (A.  1877  verwend.  Kap.  schon  341 '2  Mill.  M.  od.  p.  Kilom. 
397.000  M.)  So  bestanden  schon  um  die  Mitte  der  70er  Jahre  im  Osten 
u.  Westen  des  preuss.  Staats  grosse  Netze  v.  Staatsb.  oder  unter  Ver- 
walt. des  Staats  stehenden  Privatbahnen,  von  crsteren  A.  1877  4593,  von 
letzt«'rrn  3150  Kil..  zusammen  7743  Kil. 

In  diesem  Stadium  der  Entwicklung  tauchte  das  Roichseisenbahnproject  auf. 
Die  pn.'uss.  Staatsregierung  Hess  sich  durch  d.  Ges.  v.  4.  Juni  1876  erm&chtigen,  mit 
dem  Deutschen  Reichi*  in  Unterhandlung  über  die  Uebcitragung  des  gcsammten  preus^. 
Staatseisen  bahn  besitzes  u.  aller  Rechte  u.  s.  w.  an  Privatbahnen  auf  das  Reich  zu 
treten.     Indessen   kam   dies   Project   nicht  zur  Ausführung,   wohl   vornehmlich  wegen 


EiSfMibahnwrseii  in  l^rcussen.    A'erstaatlichungen.  70!) 

politischer  Abnciij^ung  ih^r  Mittdstaaten  gegen  ein«*  solche  i)oIitiscli  freilich  so 
erwiiuschte  Stärkung  der  Ücntralgcwalt  ü.  angeachtet  der  eminenten  volkswirthsch.  u. 
vcrkehrspolit  GrUnde,  welche  dafür  sprachen.  Nachdem  das  entschieden  war,  ging 
Preusscn,  —  wie  schon  sofort  unter  dem  Kinfluss  jenes  Projects  Bai  cm  (Ostbahnen) 
«.  K.  Sachsen  —  mit  grosser  Knerjrie  daran,  seinen  Staatsbahnbesitz  darch  Er- 
werbung von  Privatbahnen  zu  arron<liren:  und  zwar  nicht  nur,  wie  schon  mehrfach 
bisher  von  kleinen  cinzehu^n  Hahnen,  die  iu  Nothstand  waren,  oder  von  einzelnen 
Verbindungsstrecken,  sondern  von  grossen,  auch  gut  fundirten,  wenn  auch  durch 
die  Rentenvcrminderun.iren  in  den  70(;r  Jahren  wohlfeiler  gewordenen  Unternehmungen. 
Znni  Erwerb  bediente  man  sich  der  Clauscln  des  Eisenb.gesetzes  v.  1^3^  nicht  u. 
konnte  das  auch  schwer.  Ebensowenig  wurde  an  Zwangsenteiirnungsmassrcgeln  gedacht. 
Man  ging  vielmehr  durchaus  auf  dem  Wege  der  Vertragsschi Usse  vor  u.  erwarb 
dabei  freilieJi  die  meisten  Bahnen,  wo  nicht  über  ihrem  wirklichen  dauernden  Werth, 
so  zu  einem  mit  dem  ('ursstande  der  Actien  in  keinem  Verhältniss  stehenden 
höheren  Preise.  Die  Actionänt  haben  so  vielfach  erheblich  irewonnen.  Denn  selbst 
in  den  Fällen,  wo  die  vom  Staat«*  gewährte  Kentc  die  bisherige  Actienrente  nicht 
übertraf,  war  der  ('urs  d«^r  Staatsrente  beträchtlich  höher  als  derjenige  der  Actien 
vor  der  Ausnicht  auf  die  Verstaatlichung  der  Bahn.  Der  Staat  hat  gleichwohl  Dank 
seiner  guten  Verwaltung  u.  dem  wieder  erfolgten  Verkehrsaufschwung  kein  schlechtes 
Geschäft  gemacht  u.  noch  Uebersohüsse  erzielt.  Bei  der  Beurtheilung  der  Bentabilität 
des  preuss.  (ähnlich  des  k.  sächs.  u.  baier.)  Staats i)ahnnetzes  ist  aber  des  relativ 
t  heueren  Preises  der  jüngst  verstaatlichten  Bahnen  zu  ge<lcnken. 

Die  wichtigsten  .,Vei"staatlichungen*'  betrafen:  das  Priv.eisenb.unternehmen  Berl.- 
Stettin  (Vertr.  v.  13,  Juni  1879;  i;e^en  eine  Actienrente  v.  4V4V0'»  *^i^  hinterpomm. 
Zweigbahn  dieser  Gesellsch.  war  schon  E.  1S77  auf  Grund  der  Zinsgarantieverträge  in 
d.  Verwalt.  des  Staats  übergegangen'-,  Magdeb.-Halbeist.  (Vertr.  v.  5.  Juni  1879; 
gegen  eine  Rente  f.  d.  verschied.  Actienkategorieen  von  t>,  3V2  «•  57o)*»  Hannover- 
Altenbecken  (Vertr.  v.  S.  Juli  1879;  gegen  einen  Preis  v.  IS"/«  f.  d.  Stammactie 
u.  .W/o  f.  d.  Stprior.actie);  Köln-Minden  (Vertr.  v.  27.  Aug.,  10.  Oct  1879; 
gegen  6°io  Actienrente).  üeber  den  Erwerb  dieser  4  Bahnen  wurde  d.  Ges.  vom 
20.  Dec.  1S79  erlassen,  dem  die  bezügl.  Verträge  beigefügt  sind.  Diese  erste  gross«'- 
Verstaatliehungsoperation  umfasste  dann  noch  den  Erwerb  der  Berl. -Potsdamer 
Bahn  (Vertr.  v.  24.  Dec.  1879;  gegen  4®/o  Actienrente)  u.  der  Rheinischen  Bahn 
(Vert.  V.  3./18.  Dec.  1879;  gegen  6Vi7o»  ^^^  ^^^^^  Kategor.  gegen  4%  Actienrente). 
üeber  d.  Erwerb  dieser  2  Bahnen  Ges.  v.  14.  Vchv.  18S0.  So  war  der  Staat  in  den 
Besitz  der  westlichen  u.  der  mittleren,  Berlin  mit  dem  Westen  verbindenden, 
sowie  der  nördlichen  Routen  (nach  Pommern)  gelangt.  Erwerb  d.  kl.  Homburgcr 
B.  f.  18  Mill.  M.  ((ies.  v.  25.  Febr.  ISSO),  dsgl.  des  grossh  hess.  Antheils  au  d. 
Main-Weser  B.  ((ies.  v.  7.  März  1880,  f.  17^4  Mill.  M.).  Eine  zweite  grosse  Ver- 
staatl.operation  fand  1882  statt,  nachdem  inzwischen  mehrfache  Erweiterungen  des 
Staatsb.nctzes,  u.  A.  nach  Ges.  v.  25.  Febr.  1881  auch  die  Herstellung  einer  Reihe 
von  kleinen  Bahnen  „untergeordn.  Bedeutung"  erfolgt  waren.  Durch  Ge^.  v.  7.  Dec.  1881 
wurden  6  Privatbahnen  erworben:  Berg. -mark.  B.  nach  Vertr.  v.  7.  Dec.  18^1, 
gegen  5°/o  Actienrente,  das  Unternehmen  hatte  schon  bisher  unter  Staatsverwalt.  ge- 
standen; Thür.  B.,  Vertr.  v.  29.  Oct.  1S81  gegen  9V.j7o  Actienrente,  unter  gleich- 
zeitiger Ablösung  der  finanz.  Betheiligung  der  thür.  Staaten  an  dieser  Bahn  durch 
Preussen;  Berlin-Görlitz  er  B.,  Vertr.  v.  14.  Nov.  1881,  gegen  einen  Preis  v. 
900  M.  4°/o  consol.  Anl.  f.  2400  M.  St&mmactien  u.  v.  600  M.  dieser  Anleihen  f.  600  M. 
Stammprior.actie ;  Cottbus-Grossenhain,  Vertr.  v.  14.  Nov.  1881  gegen  3  u.  bez. 
5Vo  Actienrente;  Märk.-Posener  B.,  Vertr.  v.  14.  Nov.  1881,  gegen  einen  Preis 
in  47„  consol.  Anleihe  v.  600  M.  f.  1500  M.  Stammactien  u.  von  5700  M.  f.  4800  M. 
St.prior.actien  (nebst  kl.  Zuzahlung);  Hhein-Naheb.,  Vertr.  v.  6./16.  Jan.  18S2,  gegen 
einen  Preis  v.  200  M.  47o  consol.  Anleihe  u.  10  M.  haar  f.  1200  M.  Actien.  Durch 
ein  weitres  Ges.  v.  13.  Mai  1882  wurde  auch  das  wichtige  Berl.-Anhalt'scho 
Eisenbahnuntemehmen  —  die  Hauptverbindung  mit  Sachsen,  Baiern  u.  Thüringen  -- 
erworben,  Vertr.  v.  S.  März  1882,  gegen  6%  Actienrente.  Die  Form  der  Erwerbung 
war  in  diesen  Fällen  regelmässig  die  eines  „Verwaltungs-  u.  Betriebsüber- 
lassungsvertrags auf  ewige  Zeiten  an  den  Staat**,  wobei  der  Staat  das  Unter- 
nehmen auf  eigene  Rechnung  betreibt  u.  der  Eigenthumserwerb  u.  die  Liquidation 
der  Gesellschaften  eventuell  für  später  ins  Auge   gefasst  wird.    Man  entging  so  den 
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sonstigen  Schwierigkeiten  einer  Neuregelung  der  Verhältnisse  der  Prior.obligationen 
bei  allgemeiner  sofortiger  Auflösung  der  Gesellschaften.  Die  Rechtsverhältnisse  der 
Prior.obligationen  blieben  zunächst  dieselben.  Eine  theilweise  KOndignng  (behufs 
Zinsred uction  u.  sonst)  u.  Conversion  v.  Prior.oblig.  in  consol.  Anleihe  hat  übrigens 
schon  stattgefunden.  Die  Einlösung  der  Actieu  mittelst  aaszugebender  consolid.  (4^/^) 
Staatsanleihen  wurde  vorbehalten.  Durch  diese  beiden  grossen  Verstaatlichongsoporationen 
ist  das  Pri  vat eisen  bah  nwesen  in  Preussen  sehr  eingeengt  Mit  Ausnahme  der  eigens 
verwalteten  Berl.-Hamb.  Bahn  (427  Kil.)  sind  die  Hauptrouten  v.  Berlin  aus  schon  in 
Staatsbesitz,  die  directe  Berl.-Dresd.  Bahn  wenigstens  in  Staatsverwaltung.  An  be- 
deutenderen Priv.bahnen  sind  nur  noch  übrig  geblieben:  die  Oberschlesische  (1590  Kil. 
f.  1881,  wovon  137  Kii.  Secundärbahnen) ,  in  Staatsverwaltung  stehend;  die  Rechte- 
Oder-Üferb.,  in  eigener  Verwalt.  (315  Kil.);  die  Bresl.-Freib.-Schweidn.-Gesellsch. 
(599  Kil.V.  die  Altona-Kieler  B.  (288  Kil.);  die  schlesw.  B.  (237  Kil.);  ausserdem 
eine  Anzahl  meist  kleinerer,  jedenfalls  unbedeutenderer  Priv.bahnen  in  verschied. 
Provinzen.  Der  Erwerb  der  wichtigsten  dieser  noch  restlrenden  Priv.bahnen ,  insbes. 
auch  der  Berl.-Hamb.,  Altena- Kieler,  Oberschles.,  Rechte-Oder-Üferb. ,  BresL-Freib.- 
Schweidn.  ist  im  Sommer  1883  in  Aussicht  genommen  u.  würde  eine  dritte  g^rosse 
Yerstaatl. Operation  bilden.  (Vorlagen  darüber  an  d.  Landtag  im  Nov.  1883).  Damit 
würde  im  Wesentlichen  das  prouss.  -  norddeutsche  Balinnetz  fast  ganz  in  Staatsbesitz 
gelangt  sein  u.  sich,  inbegriffen  die  neuen  in  Bau  befindlichen  Strecken  auf  c.  19000  Kil. 
belaufen.  Am  1.  April  1883  war  der  Staatsb. besitz  bereits  15,403  KiL,  der  sich  im 
J.  1883/84  durch  neu  eröffnete  oder  noch  zu  eröffnende  Strecken  auf  15,967  KiL  er- 
weitert: mehr  als  das  Dreifache  des  Besitzes  in  1877. 

Natürlich  hat  sich  die  Schuld  des  preuss.  Staats  durch  diese  Verstaatlichungen 
V.  Privatbahnen  u.  durch  die  erfolgten  Neubauten  stark  vermehrt  Die  finanz. 
Regelung  dieser  Eisenbahnschuld  ist  durch  Ges.  v.  27.  März  1882  betr.  die  Ver- 
wendnng  der  Jahresüberschüsse  der  Verwalt.  der  Eisen b.angelegenheiten  erfolgt  Prin- 
cipiell  wichtig  ist  hierbei  die  aparte  Behandlung  dieses  erheblichsten  modernen 
„Domanialobjects'*  in  der  Finanzwirthschaft  u.  die  Festsetzung  einer  besonderen 
Tilgung  der  Eisenbahnschuld.  Letztere  ward  f.  d.  1.  Apr.  1880  auf  1498,858.100  M.  be- 
stimmt. Derselben  wachsen  in  der  Regel  zu :  die  auf  Gnind  neuer  Credite  f.  Bahnen  auf- 
genommenen Schulden,  die  Beträge  der  im  Staatshaush.et  ausser  ord.  oder  durch 
bes.  Gesetze  bewilligten  Summen,  die  im  Fall  des  Eigenthumserwerbs  von  verstaat- 
lichten Bahnen  selbstschuldnerisch  zu  übernehmenden,  auf  die  Hauptverwaltung  di^r 
Staatsschulden  übergegangenen  Prior.schulden.  Die  Eisenb.schuld  vermindert  sich 
dagegen  um  die  erfolgte  Tilgung.  Durch  die  verschiedenen  Finanzoperationen  seit 
1.  Apr.  1880  ist  die  Schuld  im  Et  f.  1883/84  auf  2691,644,489  M.  angewachsen. 
Hierbei  sind  nur  die  erfolgten  Conversionen  von  Actien  u.  Prioritäten  in  consol. 
Anleihe  eingerechnet.  Diese  Schuld  ist  nun  nach  dem  gen.  Gesetz  zunächst  aus  d. 
Ueberschuss  der  Eisen b. Verwaltung  zu  verzinsen  (nach  gen.  Ges.  63,914,324  M., 
welchem  Betrage  die  Zinsen  neuer  Eisenb.schulden  u.  4%  Zinsen  f.  andere,  aas 
Staatsmitteln  beschafHe  Summen  hinzutreten;  im  Et  f.  1883/84  ist  die  Zinssumme  auf 
109,487,b79  M.  berechnet);  vom  Restüberschuss  sind  erfordert  Falls  2*2  MilL  M. 
eines  sonst  etwa  durch  Anleihen  zu  deckenden  Deficits  zu  verwenden;  der  weiter: 
Rest  ist  zu  einer  jährlich  mit  74^/u  erfolgenden  Tilgung  der  Eis6nb.schuld  bestimmt; 
eine  Tilgung  über  diesen  Betrag  hinaus  hängt  von  neuer  Bestimmung  des  Staatshaush.- 
etats  ab.  Hiernach  wären  f.  1883/S4  20,187,334  M.  zu  tilgen  gewesen.  Diese  Summe 
würde  nach  den  Voranschlägen  f.  1J583/84  voll  erreicht  sein,  wenn  nicht  vom  Ueber- 
schuss der  Eisenb.verwalt  jene  2*2  Mill.  M.  zur  Deücitdeckung  in  diesem  Jahre  ab- 
gingen. So  steht  zur  Tilgung  nur  18,458.296  M.  zur  Verwendung,  also  1,729,038  M. 
weniger  als  die  74  Tilgungsquote.  Im  Ergebniss  wird  der  Ueberschuss  f.  1885/84 
aber  mnthmasslich  höher  sein.  Der  Et.  d.  preuss.  Eisenb.verwalt  ergiebt  f.  1883/84 
517*72  Mill.  M.  Einnahme,  3>>458  M.  M.  ord.  Ausgabe  (incl.  der  Zins-,  Renten- 
u.  Amortis.beträge  aus  den  seit  1879  abgeschlossenen  Verstaatlichungsverträgen), 
130*15  M.  M.  Ueberschuss.  Die  hier  in  der  „Ausgabe"  eingerechn.  Zins-.  Renteu- 
u.  Amort.bcträge  belaufen  sich  auf  86  9 7  M.  M.  f.  noch  nicht  in  Consols  convertirte 
Actien  u.  Prior.oblig..  hierunter  allein  10,421,524  M.  M.  Amortis.8umme ,  welcher 
Betrag  daher  dem  „Ueberschuss"  eigentlich  zuzurechnen  wäre.  Die  Eisenbahnschuld 
zuzüglich  der  Schuld  aus  nicht  convertirten  Actien  u.  Prioritäten  wird  also  aus  den 
ik'triebsuberschilssen  trotz  des  theueren  Preises  der  verstaatlichten  Privatbahnen  nicht 


Eisenbahnen  in  Preussen  nnil  anderen  deutschen  Staaten.  711 

nur  Follstäodig  ?erzinst  (i  (i.  mit  18604  M.  M.  oder  p.  Kil.  c,  11,600  M.),  es  steht 
auch  noch  ein  Rest  dieses  Ucberschnsses  mit  31*08  M.  M.  zu  Til^ngen  oder  zu  anderen 
Staatsausgaben  zur  Verfügung,  so  dass  eine  Eisenbahnrente  von  c.  4% — o7o  ^^  J®^* 
angenommen  werden  kann.  Diesellx^  wird  that^chlich  im  laufenden  Jahre  höher  sein. 
Sie  unterliegt  natürlich  gewissen  Schwankungen.  Aber  auch  trotz  des  theneren  Erwerbs 
der  verstaatlichten  Priv.bahnen  darf  auch  finanziell  das  pr<;ussische  Staatsbahnwesen 
als  gesichert  fundirt  u.  aus  seinen  Keinertrageu  allein  sich  verzinsend  u.  sein  Anlage- 
kapital allmälig  tilgend  angesehen  werden.  S.  v.  d.  Leyen,  Durchführ.  d.  Staatsb.- 
Systems  in  Preussen,  in  SchmoUer's  Jahrb.  d.  D.  Heichs  lb83  H.  2,  S.  89. 

Im  K.  Sachsen  waren  seit  lauge,  mit  Ausnahm»;  der  alten  Leipz.-Dresd.  Priv.- 
Bahn  u.  ihrer  neueren  Verzweigungen,  fenier  einiger  neueren  kleinen,  meist  unter 
Staatsverwalt.  stehenden  Strecken,  alle  Bahnen  eigentl.  Staatsbahnen.  Die  Sächs.- 
Böhm.  Bahn  (1S42 — 45  btigonnen),  die  neueren  Gebirgsb.  u.  and.  m.  sind  auf  Staats- 
kosten angelegt,  die  Sachs  .-Baier.  B.  (Leipz.-Hof)  ging  1847,  die  Chemnitz- 
Ri esaer,  die  Sachs. -Schi es.  1S51  von  Gesellschaften  verkaufsweisc  an  den  Staat 
über.  Im  J.  1876  ist  das  suchs.  Staatsbahnnetz  durch  den  rasch  bewerkstelligten  An- 
kauf fast  des  ganzen  Rrsts  der  Privatbahneu ,  bes.  der  Leipz.-Dresd.  <,285  Kil.)  sehr 
arrondirt  und  das  Staatsbahnsystem  zum  so  uiit  wie  ausschliesslich  herrschenden  ge- 
macht worden.  Durch  weitere  Ankäufe  kl.  Priv.bahnstrecken  ist  es  jetzt  dahin  ge- 
kommen, dass  es  unter  eigt^ner  Verwalt.  gar  keine,  unter  Staatsverwalt.  nur  noch  kleine 
Strecken  Priv.bahnon  giebt.  Länge  Anf.  1877  1668  Kil.,  Kapitalaufwand  3808  Mill.  M., 
p.  Kil  (excl.  einige  kl.  neue  Strecken)  323,000  M.  Privatb.  in  Staatsverw.  126  Kil. 
Daten  für  1882  s.  o.  S.  707. 

Die  Mecklenb.  B.  hat  wechselnde  Schicksale  gehabt.  Die  Bahnen  der  ehem. 
Mecklenb.  Eisenbahngesellschat't  (1844 — 46  gegr.)  sind  eine  Zeit  lang  an  den  Gross- 
herzog V.  Meckleub.-Schwerin  übergegangen  gewesen  im  Wege  des  Kaufs,  konnten  also 
eher  zu  den  Staatsbahnen  g(;rechnet  werden.  Eine  Strecke  davon  hatte  schon  1844 
auf  Staatskosten  gebaut  werden  sollen.  1873  sind  diese  Bahnen  aber  an  eine  Actien- 
geseUflchaft  übergegangen  (A.  1877  321  Kil.,  43*  1  Mill.  M.  verwendetes  Kap.,  p.  Kil. 
134,000  M.  —  Länge  1881  381  Kil.).  Die^e  Rückverwandlung  in  eine  Privatbahn 
hängt  mit  den  eigenthUml.  staatsrechtl.  Verhältnissen  des  Landes  zusammen. 

Die  Oldenb  Staatsb.  gehört  th.  dem  Staate  Oldenburg,  th.  Preussen  (Wilhelms- 
hafen-Oldenb.  u.  A.  m.).  wird  v.  Oldenburg.  Staat  verwaltet,  der  den  Betrieb  auf  der 
preoss.  Strecke  gegen  einen  best.  Antheil  an  der  Bruttoeinn.  füiirt,  u.  liegt  mit  auf 
preuss.  u.  brem.  Gebiete.  Sie  hat  neuerdings  Erweiterungen  erfahren,  Anf.  1877  294 
Kil.  Länge.  1882  ohne  Wilh.h.-Oldenb.  281   Kil. 

Die  Braunschw.  Staatsbahnen,  die  schon  1837  ab  solche  angelegt  u.  allmälig 
zu  einem  kl.  Netz  ausgebaut  worden  waren,  sind  durch  Veitr.  v.  8.  März  1870  an  die 
Darmst.  Bank  u.  von  dieser  an  eine  Gesellschaft  übergegangen,  hinter  welcher  die 
Berg.-M&rk.  u.  Berlin -Magdeb.  Gesellschaften  stehen,  die  den  ganzen  Actienbesitz  aus- 
schliesslich in  Händen  haben.  Kaufpreis  11  Mill.  Thlr.  u.  v.  1.  Jan.  1869  an  64  J. 
lang  eine  Annuität  von  875.000  Tlilr.  (bei  bloss  13*4  Mill.  Thlr.  ursprüngl.  Kostend 
wogegen  die  Verwaltung  v.  diesem  Zeitraum  an  schon  auf  Rechnung  der  Gesellschaft 
geht.  Zum  Verkauf  der  trefll.  situirten  Bahnen  führten  nicht  princip.  Gründe,  send, 
yomehml.  pol  it.  Rücksichten  in  Betr.  d<;r  Unsicherheit  der  Zukunft  des  Landes,  das 
sich  so  einen  reichen  Provinzialfonds  sicherte.  Unter  brauiischw.  Verwalt.  steht  auch 
eine  kl.  preuss.  Grenzstrecke.  Länge  A.  1877  331  Kil.  (nach  Stürmer  A.  1876  344), 
verwend.  Kapital  936  Mill.  M.,  p.  Kil.  283,000  M.  Länge  1882  345  Kil.  Da  die 
Actien  der  Bahn  mit  d.  2  Gesellschaften,  die  sie  besassen,  an  den  Staat  Preussen 
gekommen  sind,  liegt  hier  jetzt  ein  bes.  eigenthflmlichcs  Verhältniss  vor.  In  d.  amtl. 
Eisenb.8tatist.  werden  die  braunschw.  Bahnen  aber  als  Priv.  bahnen  geführt. 

Von  norddeutschen  Kleinstaaten  haben  S.-Weim.,  S.  Mein.,  S.-Cob.- 
Gotha,  Schwarz b.-Sondersh.,  Hamburg  (Hamb.-Bergedorf,  an  d.  Berl.-Hamb. 
Priv.b.gesellsch.  verpachtet),  Bremen  (Uelzen -Langewedel,  wovon  d.  Betrieb  v.  Anf 
an  d.  Magdeb.  -  Kalberst.  Priv.b.ges.  tiberlassen  war)  kleine  eigene  Staatsb.strecken, 
z.  Th.  verpacht<'t  (so  die  kl.  thüring.  Bahnen  meist),  ausser  Antheilen  an  preuss. 
Staat8b.strecken  (Bremen,  Schaumb.-Lippe  bisher).  Ausserhalb  Preussens  sind  auch 
in  Norddeutschland  jetzt  nur  noch  kleine  Privatbahnen  vorhanden,  die  z.  Th.  auch 
noch  preuss.  Gebiet  berühren.  Die  wichtigsten  in  Thüringen,  bes.  die  Werrabahn, 
(^Länge  164  Kil). 
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Die  baier.  Staatsbahnen  sind  grösstentheils  gleich  auf  Staatskosten  augelegt 
worden.  Eine  1836  gebildete  Actiengesellsch.  für  d.  Bahn  NOmb.-sächs.  Grenze 
gelangte  nicht  bis  zum  Beginn  der  Bauten  u.  wurde  1840  wieder  aufgelöst,  worauf 
der  Staat  die  Linie  baute.  Die  Linie  München -Augsb.  war  bis  1840  durch  eine 
1836/37  gegründete  (ies.  gebaut  worden  u.  wurde  dieser  1844  abgekauft.  Lange  Zeit 
bestanden  dann  im  östl.  Baiern  ausser  der  kl.  B.  NUrnb.-FUrth  nur  Staatsbahnen,  bis 
1856  die  Ges.  d.  Baier.  Ostbahneu  gegründet  wurde,  die  ihr  Netz  allm&lig  st«fk 
ausdehnte  (E.  1869  82  5  Meil.,  1875  769  Kil.).  An  diesem  Abgehen  ?.  Staatsbahu- 
System  scheinen  damals  theor.  Gründe  zu  Gunsten  der  Privatb.  einen  gewissen  Antheil 
gehabt  zu  liaben.  Ausserdem  sind  v.  Gesellschaften  u.  v.  Gemeinden  eine  Anzahl 
Zweigbahnen  gebaut,  welche  die  Staatsbahn  ;;:cpachtet  hat.  Nach  längerer  Pause  ist 
d.  baier.  Staatsbahnsystem  seit  Ende  der  60  er  Jahre  wieder  in  grösserem  Umfang 
ausgedehnt  worden.  Durch  den  Ankauf  s&mmtl.  Linien  der  baicr.  Ostbahngesellsch. 
im  j.  1875  hat  Baicru  in  seinem  compacten  rechtsrliein.  Gebiet  sein  Staatsbahnsystem, 
ähnlich  wie  Sachsen  das  seine,  neueiiiings  sehr  arrondirt  u.  zum  allein  herrschenden 
gemacht  (mit  Ausn.  d.  Ludwigsbahn,  NUrnb.-FOrth,  d.  ältesten  deutschen  Dampf b.  r. 
6  KUX  Anlagekobten  der  eigeotl.  Staatsbahnen  (excl.  Pachtbahnen)  £.  1875  715*S 
Mill.  M.  oder  p.  Kil.  231,000  M.  Nach  einer  dem  baier.  Landtage  gemachten  Auf- 
stellung sind  f.  Eisenbahnbau  u.  Dotationsmittel  der  baier.  Staatsb.  v.  1842/43  bis  £. 
1881  verausgabt  237865  (?)  M.  M.,  dsgl.  f.  Vicinalbahnen  v.  1869  bis  E.  1881  16'93 
M.  M.  Nacli  der  Keichsverf.  hat  Baiern  auch  im  Eisenbahnwes.  in  der  Hauptsache 
eine  exemte  Stellung,  was  für  die  Fragen  der  deutschen  ELsenbahnpol.  wichtig  ist. 
Die  Pachtbahnen  geliören  mehrfach  Gemeinden,  liehen  aber  durch  Amortis.  d.  Ban- 
kapitals in  Staatsbesitz  über.  In  der  Pfalz  wurde  dagegen  das  Privatbahnsyst  allein 
beliebt  u.  bisher  erhalten.  Grund,  der  Pfalz.  Ludwigsbahn  1838—1844  (E.  1869 
38-2  Meil.,  E.  1875  508  Kü.,  1882  625  KU.). 

Die  würtemb.  Staatsbahneu  sind  alle  von  vorneherein  auf  Staatskosten  gebaut, 
womit  man  1842 — 43  begann,  nachdem  eine  1836  gcbild  wüilemb.  Eisenbahnges.  sich 
1838  wieder  aufgelöst  hatte.  Das  Netz  ist  in  den  letzten  Jahren  sehr  erweitert  worden. 
Die  einzige  Privatbahn  ist  die  kl.  Kirchheimer.  Kl.  Greuzstrecken  sind  zw.  W.  u.  Baiern 
wechselweise  verpachtet.  Auf.  1877  war  die  Länge  d.  wUrt.  Staatsb.  1304  Kil.,  ver- 
wendetes Kap.  352-7  Mill.  M.,  p.  Kil.  274,000  M. 

Auch  die  bad.  Staatsbahnen  sind  gleicli  anfangs  als  solche  angelegt,  womit  schon 
1S38  be«roiinen  wurde.  Später  traten  einige  kl.  Privatbahnen,  th.  von  Privatges.,  th. 
V.  Gemeinden  gebaut,  hinzu,  werden  aber  v.  d.  Staatsbahn  mit  verwaltet  Grosse  £r- 
weiterunu:  der  Staatsbahiibanten  neuerdings.  Aussenlem  ist  eine  baier.  Grenzstrecke 
gepachtet.  Länge  der  bad.  Staatsbahnen  incl.  Pachtb.  Anf.  1877  llSl  Kil.  mit  338*5 
Mill.  M.  verwend.  Kap..  p.  Kil.  293,000  M. 

Die  gi-osscnth.  in  Hessen  lieg.  Main  -  Neckaib.  Frankf.-Heidelb.  u.  Mannheim 
sollte  ursprUngl.  von  einer  Gesellsch.  gebaut  wenlen,  die  aber  nicht  zu  Stande  kam, 
worauf  sie  1842  auf  Kosten  der  3  betheil.  Staaten  hergestellt  wurde.  Sie  gehört  auch 
jetzt  Hessen,  Preusscn  (f  Frankf.)  u.  Baden  gemeinsam  u.  steht  unter  einer  eigenen, 
in  Darmstadt  domicil.  Direction.  (95  Kil.)  Ausserdem  hatte  Hessen  bis  1880  den  Antheil 
an  d.  Main-Weserb.  Durch  Ankauf  ist  1876  die  Hess.  Noi-db.  v.  Staate  erworben, 
A.  1S77  176  Kil.,  48*7  Mill.  M.  vtiwend.  Kap.,  277,000  M.  p.  Kil.  Länge  1882 
175  Kil.  Das  Privatbahnsysteni  (Hess.-Ludwigsb.)  wurde  1844  —  47  eingeführt  u.  ist 
vorherrschend  geblieben  in  Sudhessen.  Umf.  der  Hess.  Ludwigsb.  A.  1877  500  Kil., 
1882  621  Kil. 

Es  haben  sonach  von  Anfang  an  fast  alle  D.  Mittelstaaten  das  Staats- 
bahnsystem adoptirt  u.  sind  meistens  sogar  ausschliesslich  oder  doch 
weit  überwiegend  dabei  geblieben.  Polit.  Grunde  mögen  dabei  mitgewirkt 
haben.  In  neuester  Zeit  haben  die  Mittelätaaten  dies  System  noch  weiter  aus- 
gedehnt und  in  der  Hauptsache  zum  herrschenden  gemacht  (Baiern,  Sachsen), 
wozu  jetzt  wohl  wesentlich  politische  Momente  (Beziehungen  zum  Reiche)  mit- 
gewirkt haben.  Die  baie.rischen  und  badischen  Verhältnisse,  bieten  zugleich  schon  ein 
Beispiel  passender  Betheiliguug  der  Selbstverwaltungskörj>er  in  d.  Anlage  der  Bahn, 
mit  Ueberlassung  d.  Betriebs  an  den  Staat.  Dagegen  hat  Preusscn  erst  später 
u.  bis  vor  der  neuesten  Phase  mehr  nur  in  einzelnen  Fällen,  nicht  systema- 
tisch, das  Staatsbahnsystem  angenommen,  halb  und  halb  aber  schon  früher  durch 
Uebernahme  der  Verwaltung  grosser  u.  wichtiger  Privatbahnen  auf  den 
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Staat  das  Yei-säumtc,  so  uiüchtc  mau  äageii,  gut  zu  maclieu  gebucht,  vou  düu  Vor- 
behalten des  §.  42  des  EisonbaliDgesutzes  v.  1838  abgesehen.  Im  Ganzeu  hatte 
schon  in  der  Mitte  der  70er  Jahre  das  Staatsbahusystem  in  Deutsch- 
land die  Oberhand  u.  hatte  durch  £in7erleibiiu^  von  Privatbahnen  zu- 
genommen, während  die  zwei  einzigen  Beispiele  eines  Ucbergangs  r.  Staats- 
bahnen an  Gesellschaften,  das  brauuschw.  u.  mecklenb.,  sich  aus  den 
eigenthuml.  polit.  Verhältnissen  der  Länder  erklären.  Durch  die  erwähnten  Er- 
werbungen von  Privatbahnen  Seitens  der  einzelnen  Staaten  u.  durch  d.  rüstigren  Aus- 
bau des  Staatsbalmnetzes  war  es  dahin  gekommen,  dass  im  Deutschen  Reiche,  ohne 
Baiern,  £.  1S70  die  Länj^e  der  Staatsbahucn  (incl.  Pachtb.)  schon  10,282  Kil.,  der 
Privatbahnen  in  Staatsverwalt.  81S9,  d.  Privatbahnen  in  Privatvcrwalt.  nur 
noch  ll,53t>  Kil.  war.  Immerhin  waren  bis  vor  Kurzem  aber  sehr  wichtige  Kouton 
zwischen  der  belg.  Grenze,  dem  Rhein  einer-,  der  Oder  und  Ostsee 
andererseits  auf  preuss.  Gebiete  im  Eigenth.  u.  der  Verwalt.  von  Gesell- 
schaften (namentlich  Rhein,  u.  Cölu-Mind.  B.,  ThUring.  u.  alle  Bahnen,  welche 
ungefähr  von  der  Elbe  an,  von  Sachsen,  Mecklcnb.,  Pommern  nach  Berlin  fahren) 
«geblieben,  während  in  Suddeutschl.  nur  noch  zwei  bedeutendere  Bahu- 
gesellschaften  existirten  (Hessische  und  Pfalzische  Ludwigsbahn).  Erst  die 
jüngste  preuss.  Politik  der  Eisenbahnverstaatiichungen  hat  nun  auch  in  Preusseu 
u.  damit  in  Norddeutschland  das  Staatsbahnsystem  zum  herrschenden  g:emacht. 
Wenn  die  gegenwärtig  (Ende  1883}  angebahnten  Verstaatlichungen  in  Preussen  durch- 
geführt sein  werden,  giebt  es  ausser  dem  ^en.  mittelrhein.  pfälz.,  hess.  u.  d(;m  mecklenb. 
Gebiet  keine  wichtigeren  Privatbahnen  mehr.  Deutschland  hat  das 
grosse  moderne  Wirt  h  Schafts  Problem  des  Eisenbahnwesens  vor  allen 
Ländern  der  Welt  zuerst  voll  im  Sinne  des  Staatsbahupriucips  ge- 
löst Bei  einer  Beurtheilung  der  Leistungen  der  deutschen  Privatbahnen  verglichen 
mit  fremden  darf  man  gewiss  nicht  vergessen,  dass  die  Verbreitung  des  Staatsbahn- 
systems u.  die  durch  dieses  geschaü'.  Coucurrenz  wahrscheinlich  manche  anderswo  zu 
findenden  Uebel  des  Privatbahnsystems  nicht  hat  aufkommen  lassen;  —  freilich  viel- 
leicht auch  vice  versa. 

Die  Staatsschuld  ist  allerdings  durch  das  Staatsbaliuwesen  sehr  vermehrt,  wie 
die  angegeb.  Daten  schon  zeigten,  aber  sie  verzinst  u.  tilgt  sich  aus  Einnahmen  der 
Bahnen  doch  im  Ganzen.  Betrag  aller  D.  Eisen bahnschuldeu  IbTO,  nach  Herrn. 
Wagner,  Goth.  Alm.  Ib72,  S.  314,  57«  Mill.  Thlr.  neben  544(>  Mill.  Thlr.  sonst. 
Schulden,  nemlich  eretere  in  Preusseu  192*7,  Baiern  934,  Sachsen  75,  Wilrt. 
SO.  Baden  71*7  Mill.  Thlr.;  f.  E.  1875  wird  das  verwendete  Anlagekapital  von 
23.181  Kil.  Bahn.  (excl.  Baiern)  auf  59704  Mill.  M.  amtlich  angegeben,  wovon  f. 
S974  Kil.  Staatsb.  2413*3  Mill.  M.,  269,000  M.  p.  Kil.,  f.  2708  KU.  Privatb.  in  Staats- 
verwaltung 829-8  Mill.  M.,  30r.,000  M.  p.  Kil,  f.  11,499  Kil.  Privatb.  in  Privat- 
verwalt.  27272  Mill.  M.,  237,000  M.  p.  K.  —  FUr  alle  deutschen  Bahnen  ver- 
anschlagt Sturm  er,  II.  20: 

verwend.  Kap.  Mill.  M.     p.  Kil.  Mark 
956*5  163,000 

2138-8  193,000 

4100*7  2*20,000 

7048*8  251,000 

87351  I 

\  249,000 

S877-5  J 

Der  Reichscisenbahuplanist  vorläufig  zurückgetreten.  M.  E.  ist  er  die  Cousequeu.: 
des  Staatsbahupriucips  und  der  deutscheu  polit.  Verhältnisse,  nach  welchen  das 
Reich  die  dem  Staate  gebührenden  Aufgaben  im  Verkehrswesen  in  Deutschland  zu 
abernehmen  hat.  S.  die  Debatten  auf  dem  Ck>ngr.  in  Bremen,  wo  eine  dieser  Ansicht 
gegnerische  von  Nasse  verfocht<ai  wurde.  Weitere  Consolidationen  der  Eisenbahn- 
vcrwaltnngs- Verhältnisse  in  den  Kleinstaaten  (Mecklenb.,  Oldenb.,  Thüringen,  Hamburg, 
wohl  auch  Hessen)  u.  wenigstens  hier  im  Anscliluss  au  preuss.  Staatsbahnverwaltungen 
sind  doch  wohl  unausbleiblich,  so  dass  dann  das  gesammte  deutsche  Eisenbahnwesen 
wenigstens  auf  6  grosse  Complexe  (unter  Voraussetzung  der  schon  eingeleiteten 
weiteren  Verstaatlichung  der  wichtigsten  preuss.  Privatbahnen)  redacirt  würde. 


Län^e  Kil. 

E.  1850 

5,856 

E.  1860 

11,089 

E.  1870 

18,667 

E.  1875 

28,083 

(AmU.  Stat)  1881 

33,645 

(Aender.  wef^. 

Eig.th.wechsl.)  1881 

33,045 
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Oesterreich.  Hier  war  die  Entwicklung  unter  dem  Einflüsse  einer  wechselnden 
Politik  u.  später  in  Folge  der  Finanznotb,  die  zur  Anspannung  des  durch  die  Staats- 
bahnen  repräsentirten  Bealcredits  nöthigte,  eine  ganz  andere  als  in  Deutschland.  Im 
Beginn  der  Eisenbahnüra,  1887,  beliielt  sich  der  Staat  das  Recht,  Eisen- 
bahnen zu  bauen  u.  zu  betreiben,  vor,  ohne  davon  einstweilen  Gebrauch 
machen  zu  wollen.  Schon  1836  war  die  K.  Ferdin.-Nordbahng«i8.  ^^Wien-schles. 
Grenze  u.  Galic.  mit  Abzweijj:.  nacli  BrUnn)  concess.  worden.  1838  wurde  die  Wien- 
Gloggnitzer  Ges.  begründet,  ant'.  zugleich  für  die  Linie  Wien-Kaab  u.  Pressb.  Gleich- 
wohl ging  der  Staat  1841 — 42  zum  Staatsbahnsystem  über,  durch  welches  die 
Hauptlinien  ausgeführt  werden  sollten  (Wien  -  Prag  -  sächs.  Grenze,  Wien-Triest.  wesü. 
AVien-Baiern ,  Venedig-Mail. -Como).  Dies  geschah  auch  grossentheils.  Femer  wurde 
1S53  die  Wien  -  Gloggnitzer  B.  gekauft,  1851  die  Krak.  -  Oberschi.  (1844  vom  Freist. 
Krakau  concess.),  1850  die  ünü:ar.  Centralb.  übernommen,  so  dass  im  Beginn  der 
50er  Jahre  alle  Hauptbahnen  mit  Ausnahme  der  wicht.  Ferd.-Nordb. 
(u.d. alten Budw.-Linz-Gmund.Pferdeb.)im Ei genth.  U.Betrieb  des  Staats  waren. 

In  der  Mitte  der  50  er  Jahre  wurden  diese  sämmtl.  Bahnen  aber  rasch  nach- 
einander meistens  an  grosse  zu  diesem  Zwecke  neu  gecrrUud.  Gesellschaften 
abgetreten,  —  in  der  Form  gewöhnlich  für  90  Jahre  zur  Ausbeutung  überlassen, 
nicht  gegen  ein  jährl.  Pachtgeld,  das  nur  bedingt  beim  Steigen  des  Reinertrags  aber 
eine  gew.  jährl.  Rente  noch  hinzutritt,  sondern  gegen  eine  in  wenigen  Baten 
rasch  nach  einander  fällige  Zahlung  eines  grösseren  Kapitals.  Dabei 
wurden  die  meistens  sehr  theuren  (Sudbahn  Wien-Triest!).  aber  noch  nicht  einmal 
alle  ganz  vollendeten  und  erst  in  den  Beginn  ihrer  Rentabilitätsperiode  getretenen 
Bahnen  weit  unter  den  Kosten  weggegeben,  obgleich  anfangs  der  günstige  Stand 
des  Geldmarkts  beim  Schluss  des  Krimkriegs  die  Veräuss^rung  gerade  um  diese  Zeit 
mit 'empfohlen  haben  mag.  Nur  der  zufällige  Umstand,  dass  Oesterreich  die  italien. 
Provinzen  bald  darauf  verlor,  lässt  das  Verkaufsgeschäft  für  einen  Theil  <ler  Linien 
nicht  so  ganz  ungünstig  erscheinen.  Ausserdem  hat  speciell  die  unkluge  u.  verfrQhte 
Bankpolitik  Bruck^s,  in  Folge  deren  ohne  irgend  genügende  Yorbereit.  die  Baarzahlung 
dem  Wiener  Münzvertrag  gemäss  am  1.  Jan.  1859  aufgenommen  werden  sollte,  zu 
einigen  dieser  raschen  Veräusserungen  der  Bahnen  beigetragen,  ohne  Erfolg  für  den 
Zweck.  Zuerst  wurden  1854/55  auf  90  J.  v.  1858  an  gerechnet  die  nördl.  (böhm.- 
mähr.)  u.  südöstl.  (ungar.)  Staatsbahnen  nebst  einem  grösseren  Bergw.-  u.  Forst- 
complex  an  die  sog.  Staatseisenbahngesellschaft  (österr. - französ. ,  vulgo  im 
Börsenjargon  „Franzosen")  für  200  Mill.  Fr.  in  Edelmetall,  zahlbar  in  36  Monats- 
raten, abgetreten.  Dantt  folgten  185(»  die  lomb.-venet  Bahnen  für  92  Jahre  (bis 
1948)  abgetreten,  wofür  70  Mill.  Lire  binnen  5  Jahren  zu  zahlen  waren,  eventuell 
30  Mill.  mehr,  zu  zahlen  aus  d.  Hälfte  des  77o  Reinertr.  ül>ersteig.  Gewinns,  statt 
welcher  Summ«3  auch  eine  Abfindung  des  Staats  mit  20  Mill.  L.  eintreten  konnte,  in 
t)  u.  7  J.  zur  Hälfte  zahlbar.  Rückkaufsrecht  des  Staats  von  1S89  an,  gemäss  dem 
wirkl.  Ertrag,  unter  Festhaltung  cine>  Minimums.  Kbenfalls  1856  wurden  begonnene 
Staatsbahnstrecken  im  mittleren  Ungarn  der  Theissb.  gegen  Kapitalzahlnng  über- 
lassen. Die  fert.  u.  im  Bau  begriüencn  galie.  Bahnen  (Krakau- Dembica  u.  Zweigb., 
Demb.-Rzescow-Przemysl)  wurden  1858  bis  z.  J.  1952  abgetreten  für  13*19  Mill.  fl. 
C.-M.,  aber  erst  v.  1863  an  in  10  Jahresraten  zu  zahlen,  also  um  den  Discom 
niedriger  anzurechnen.  Kleine  andere  westgalic.  Strecken  kaufte  1858  die  Ferd.- 
Nordb.  dem  Staate  ab.  Endlich  wurden  185S  noch  cl.  th.  fert.,  th.  begonnenen  südL 
(Wien-Triest)  u.  Tiroler  Bahnen  an  die  mit  (Kr  lombard.  (ies.  verbundenen  Süd- 
bahnges.  abgetreten,  gegen  100  M.  11.  ö.W.,  wovon  nur  10  Mill.  sofort,  weitere  60  MilL 
in  verschiedenen  Raten  von  1859—66  u.  30  Mill.  ülierhaupt  nur  bedingungsweise  aus 
der  Hälfte  des  etwaigen  Reinertrags  über  7%  von  1870  an  zu  entrichten  waren;  von 
dieser  Zahlung  hatte  sich  d.  Ges.  eoutractlich  aueh  mit  20  Mill.  fl.  Aversionalsummc. 
v.  1871  an  in  4  Raten  zahlbar,  befreien  können;  (ibcr  diese  eventuelle  Schuld  ist  in 
dem  Vertrage  vom  13.  April  1867  Art.  12  Neues  verabredet  worden,  neml.  Zahlung 
von  V/,y  des  Bruttoertrags  über  107,000  fl.  p.  Meile  —  östr.  Netz  u.  venet.  Linien  — 
u.  V.  V4  Jsgl.  über  110,000  fl..  oder  20  Mill.  fl.  in  4  Raten  ä  5  Mill  11.  1.  Nov. 
1873  —  76.  Durch  die  Abtretung  v.  Lomb.  Venet.  an  Italien  sind  diese  Verhältnisse 
verwickelter  geworden.  Concess.  dauert  bis  1954.  Vorbehalt  d.  Wiedereinlösung  d. 
abiretr.  Bahnen  v.  Is95  an.  Nach  lange  vergebl.  Bemühungen  ist  im  J.  1876  eine 
Trennung  dos  österr.  Südbahnnetzes  von  den  derselben  Gescilsch.  gehörigen  Linien  im 
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K.  Italien  gelnugeu,  die  zu  neuen  Transactionen  zwischen  der  östcrr.  Regierung  u. 
der  genannten  Gesellschaft  ftlhrte.  —  Die  meisten  Gesellschaften  hatten  Verpflichtungen 
zum  Ausbau  bestimmter  Linien  übernehmen  müssen.  Für  fast  alle  diese  Bahnen  hat 
der  Staat  aber  noch  eine  Zinsgarantie  v.  57o  Zins  u.  ^/sVo  Amortis.  gewährt.  Die 
Höhe  der  aus  diesen  und  späteren  Zinsgarantion  zu  zahlenden  Vorschüsse  ist  sehr 
bedeutend,  s.  die  Daten  oben  S.  457.  Sümmtl.  abgetretene  Bahnen  hatten  bis  E.  1859 
336-26  Mill.  fl.  C.-M.  gekostet  u.  waren  für  168*56  Mill.  fl.  C.-M.  (z.  Th.  in  Silber) 
verkauft  worden,  also  fast  genau  mit  50 V^  Verlust  (wenn  man  von  den  später  nur 
eventuell  fälligen  Zahlungen  absieht),  —  im  Grunde  noch  mit  einem  grösseren,  da  der 
Gewinn  am  Agio  der  in  Metall  gezahlten  Kaufgelder  hinter  dem  Verlust  an  Discont 
der  später  fäll.  Summen  zurückblieb. 

Seitdem  herrschte  in  West-Oesterreich  fast  ausschliesslich  das  Privat- 
bahn- u.  Privatverwaltungssystem.  Es  haben  sich  aber  wesentliche  Uebel- 
stände  desselben  auch  in  finanz.  Beziehung  herausgestellt:  Schwierigkeiten  bei  der 
Regelung  der  Garantieverhältnisse,  bei  d.  Uebernahme  von  sogar  vorgekommenen 
Betriebs  deficiten  auf  den  Staat,  und  bei  den  ungarantirten  neueren  Privatbahnen 
noch  grössere  Mängel,  indem  die  Bahnen  z.  Th.  nicht  lebensfähig  sind  u.  dem 
Bankerott  verfallen.  Deshalb  ist  in  neuester  Zeit  auch  in  Oesterreich  der  Gedanke, 
diese  Bahnen  Seitens  des  Staats  zu  übernehmen  u.  Staatsbahnen  zu  bauen,  wieder 
ernstlicher  in's  Auge  gefasst  worden,  u.  in  den  letzten  Jahren  in  Ausftlhrung  begriffen, 
u.  zwar  gerade  mit  aus  finanz.  Rücksichten.  Einmal  wurden  seit  1874  verschiedene 
kleinere  Bahnstrecken  vom  Staate  gebaut  oder  von  kleinen  Priv.gesellschaften  über- 
nommen, wobei  der  Betrieb  zunächst  gewöhnlich  von  den  benachbarten  grösseren  Priv.- 
bahnen  nach  vertragsmäss.  Bedingungen  geführt  wurde  (Staatsbahnen  f.  1881  616  KU., 
ausserdem  die  dalmatinischen).  In  anderen  Fällen  wurde  umgekehrt  —  auf  Grund 
der  Zinsgarantieverhältnisse  —  die  Verwaltung  von  Privatbahnen  vom  Staate  über- 
nommen (Kronprinz  Rudolf-B.  800  KU.,  in  Staatsverwalt.  seit  1 880 ,  Vorarlbergb.  dsgl. 
seit  1882,  90  Kil.).  Jüngst  ist  dann  auch  eine  eigentUche  VorstaatUchung  einer 
Priv.b.geseD8ch.  erfolgt,  neml.  der  Elis. -Westb.,  Ges.  v.  23.  Dec.  1881,  v.  Auf.  1882 
an,  946  KU.  gegen  59*2  MiU.  5%  Goldrente  f.  d.  Actien.  Diese  Bahn  steht  geogr. 
mit  der  Kronpr.- Rudolf-B.  u.  demnächst  mit  der  Vorarlbergb.  durch  die  in  Bau 
begriffene  Staatsb.  Innsbr.-Bludenz  (Arlbergtunnel)  in  Verbindung  u.  wird  wie  diese 
vom  Staate  verwaltet.  So  ist  bereits  wieder  ein  grösserer  westösterr.  Staats- 
bahncomplex  für  die  Verbindung  Wiens  mit  Baiern  u.  der  Schweiz  cut- 
standen (die  fehlende  Strecke  Wörgl-Innsbruck,  zur  Süd  bahn  gehörig,  wird  von  der 
Staatsb. verwalt.  mit  benutzt).  Auch  die  steirische  Staatsb.Unie  (Pola,  Rovigno-Divacca) 
ist  1883  in  eigene  Verwalt.  des  Staats  übernommen.  Gleiches  gilt  von  den  nieder- 
österr.  Staatsbahnen,  ijülr  die  eigens  verwalteten  Staats-  u.  die  vom  Staate  verwalteten 
Privatbahnen  besteht  die  „  Direction  f.  Staatseisenb.betrieb "  in  Wien.  (S.  Arch.  f. 
£i8enb.wes.  1882  S.  213  ff.)  Länge  der  Staatsbahnen  A.  1883  c.  1750  KU.  Der  dem- 
nächstige Ablauf  des  Privilegs  der  wichtigen  K.-Ferd.- Nordbahn  könnte  zu  einer 
bedeutsamen  Vergrösserung  des  Staatsbahn netzes  (Ober  -  Schlesien  u.  Galizien)  führen 
Doch  ist  das  Ergebniss  zu  führend(;r  Verhandlungen  noch  nicht  abzusehen.  In  Gali- 
zien ist  1882  ebenfalls  mit  d.  Bau  v.  Staatsb.  begonnen  worden.  (Abzweigungen 
galiz.  Transversalb.),  dsgl.  in  Böhmen  u.  Mähren  (Transver8.b.\  wobei  die  betreff. 
Kronländer  aus  eigenen  Mitteln  contribiiiren. 

In  Ungarn  hat  man  bald  nach  der  wiedererlangten  finanz.  Selbständigkeit  den 
Staatsbahn))an  selbst  in  ziemlich  erhebl.  Umfange  in  Angriff  genommen,  wi(;  es 
scheint  zu  bchneU,  ohne  genügende  Berücksichtigung  der  möglichen  Rentabilität,  auch 
ohne  richtige  Beachtung  des  Princips,  dass  bei  dünner  Bevölkerung  zunächst  die 
Bahnen  nach  dem  extensiven  System  zu  bauen  sind.  Länge  der  ungar.  Staats- 
bahn Anf.  1876  1064  KU.  Ausserdom  Privatbahnen  mit  Zinsgarantien.  In  den 
letzten  Jahren  hat  sich  durch  Neubau  u.  Uebernahme  von  Privatbahneu  das  Staatsb.- 
netz  noch  weiter  ausgedehnt,  so  dass  es  bereits  den  grössten  Theil  der  ung^r.  Bahnen 
omfasst.  Die  Reinerträge  sind  dürftig,  aber  in  kleiner  Steigerung  begriffen.  (Auch 
über  Ungarn  Näheres  über  d.  neueren  Verhältnisse  im  Arch.  f.  Eisenb.wes.) 

Anf.  1871  waren  in  Betrieb  in  Cisleithau.  883,  in  Transleithan.  489,  zus. 
1372  M.  geogr.,  Kostenaufw.  f.  1046*5  M.  im  Betrieb  916*2  MiU.  fl.  ö.  W.  (ob  hier  die 
ursprüngL  Baukosten  der  Staatsb.  voll  gerechnet  sind,  oder  nur  die  Kaufpreise,  welche 
die  Gesellschaften  gezahlt  haben?)    Anf.  1876  in  Betrieb  incL  Local-  u.  Montanbahnen 
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in  der  westlichen  Heichshälfte  10,695,  in  d.  östlichen  667.H,  zus.  17,368  KU.  — 
Kapitalaufw.  bis  E.  1873  nach  Stürmer  4054*2  Mill.  M.  (wohl  fl.  zu  2  M.  gerechnet), 
p.  KU.  262,000  M.  Läng:e  der  erftffn.  Bahnen  A.  1882  in  Westöstcrr.  11,692,  in 
Ungarn  7211,  zup.  18,408  Kil;  ausserdem  201  Kil.  in  Bosnien. 

Belgien.  Hier  wurde  durch  d.  Ges.  ?.  1.  Mai  1834  ein  Staatsbabnsystem  fQr 
die  wichtigsten  Routen  des  Inlands  u.  die  hauptsächl.  Verbindungen  mit  dem  Ausland 
eingeftihrt  u.  durch  Ges.  v.  27.  Mai  1S37  erweitert.  —  ein  für  das  Staatsbahnsystem 
überhaupt  folgenreicher  und  zur  Nachahmung,  z.B.  in  den  deutschen  Mittelstaaten. 
auffordernder  Vorgang.  Bis  Mitte  der  40  er  Jahre  war  dies  Netz  auf  Staatskosten  aus- 
gebaut. Dann  trat  eine  Stockung  ein.  Es  erfolgten  Concessionen  an  Privatgesellsch., 
durch  welche  das  belg.  Bahnnetz  längere  Zeit  fast  allein  weiter  ausgebaut  worden  ist 
Erst  in  neuester  Zeit  bat  der  Staat  den  Bau  selbst  wieder  in  die  Hand  genommen, 
anfangs  in  kleinem  Umfange,  seit  1870  wieder  stärker.  Auch  ist  seitdem  eine  grossere 
Anzahl  Privaibahnen ,  theils  in  das  Eigenthnm,  thcils  in  die  Vorwaltung  des  Staats 
übernommen  worden.  Im  Ganzen  stellt  Belgien  daher  jetzt  ein  Land  des  gemischten 
Systems  dar,  wo  die  Staatsbahnen  aber  die  wichtigsten  Routen  umfassen.  Die  Staats- 
bahnen fast  ganz  und  ein  kleinerer  Theil  der  Privatbahnen  stehen  unter  Staats- 
verwaltung, dsgl.  viele  kleine  Bergwerks-  u.  dgl.  m.  Nebenbahnen,  die  übrigen  Bahnen 
unter  Privatverw.,  wobei  öfters  Pachtverhältnisse  vorkommen.  Auch  einzelne  kleine 
Staatsbahnsti-ecken  sind,  wohl  der  Lage  wegen,  verpachtet.  Anf.  1870  waren  in 
Betrieb  1163  Meil.  Staatsb.,  wofür  2437  M.  Fr.,  u.  263-3  Mill.  Privatbabnen,  wof. 
bis  A^  1868  515*11  Mill.  Fr.  verwendet  waren.  Aqf.  1876  umfassten  die  Staatsb. 
2024,  die  Privatbahnen  1475,  zus.  3499  Kil.  Nach  Stürmer  (II,  42)  kosteten 
E.  1873  d.  Staats-  u.  angekauften  Privatbahnen  307  Mill.  M.,  p.  Kil.  440,000  M. 
A.  1882  umfasste  das  belg.  Netz  4182  Kil.,  wovon  in  Staatsbetrieb  2888  (davon 
vom  Staate  gebaut  1153,  v.  Staate  PrivatgeselLich.  abgekauft  1409,  zus.  2562  Kil. 
Staatsb.  in  Staatsbetrieb,  femer  Privatb.  in  Staatsbetrieb  325  KiJ.);  in  Privatbetrieb 
1294  (wovon  Staatsb.  10,  Priv.b.  1284).  Die  Staatsbahnen  hatten  bis  dahin  789*7  M.  Kr. 
nebst  319*8  M.  Fr.  Annuitäten  f.  rUckgekaufte  Bahnen  gekostet,  zus.  1109o  MilL  Fr. 

Niederlande.  Ein  gemischtes  System  besteht  auch  hier.  Man  begann 
Ende  der  30er  Jahre  mit  Privatb.  (Holland.  B.  Amsterd.-Haag-Rotterd.,  eröflnct 
1839 — 47,  Rhein.  B..  Amst.-ütrecht-preuss.  Grenze,  1843 — 56);  eine  v.  Staat  begouu. 
Strecke  (Amst.  -  Arnheim)  wurde  1852  der  Rhein.  B.  überlassen.  Auch  für  die  Ver- 
bindungsbahnen mit  Belgien  wurden  Gesellschaften  concessionirt.  Nach  d.  Ges.  v. 
18.  Aug.  1860  wurde  dagegen  clp  grosses  Staats  bahn  netz,  das  sich  namentlich 
auch  auf  die  nordöstl.  abgeleg.  Theile  erstreckt,  begründet,  mit  einem  Kostenanschlag 
von  100  Mill.  fl.,  wovon  jährl.  wenigstens  10  Mill.  Ä.  verwendet  werden  sollten.  Dies 
Netz  ist  jetzt  vollendet.  Umfang  d.  Staatsb.  Anf.  1870  108*6  M|,  Kosten  107  66  M.  fl., 
also  p.  Meile  nicht  viel  mehr  als  im  D.  d.  deutschen  Bahnen.  L  1875  war  d.  Staatsb. 
990  Kil.  lang,  Kapitalaufwand  bis  E.  1874  155*2  M.  Mark,  p.  Kil.  nur  198,000  Mark. 
Den  Betrieb  auf  d.  Staatsb.  besorgt  die  „Gesellsch.  für  d.  Betrieb  d.  niederl.  Staats- 
bahnen", eine  Actienges.  mit  12  Mill.  fl.  Kap.,  wovon  A.  1871  die  Hälfte  emittirt 
war  (s.  S.  733).  Die  Privatbahnen  (excl.  Grossherz.  Luxemburg)  bildeten  1876  3  Gesell- 
schaften von  zus.  551  Kil.  Länge.  Daher  Länge  im  Königreich  1541  Kil.,  z.  Th.  nach 
Belgien  u.  Deutschland  hineinragend,  wogegen  umgekelirt  belg.  u.  deutsche  Betriobs- 
strccken  in  Holland  liegen.  Anf.  1882  im  Ganzen  2022  Kil.,  wovon  1117  bei  d. 
„(jes.  f.  d.  Betrieb  v.  Staatsb.'*,  der  Rest  bei  2  grösseren  u.  4  kleineren  Gesellschaften. 

Luxemburg.  Die  Wilh.  Luxemb.  Bahn  von  170  Kil.  Länge  ist  bis  1912 
dauernd  zum  Betriebe  der  Verwaltung  der  elsäss.-lothr.  Reichsbahnen  überlassen  (Vertr. 
d.  D.  Reichs  mit  d.  Luxemb.  Regier,  v.  11.  Juni  1872,  Reichsges.  v.  15.  Juli  1872 
u.  1*>.  Juni  187.M,  s.  mein  Reichsfinanzwes.  in  v.  Holtzendorff's  Jahrb.  d.  D.  Reichs 
III.  163).  Der  Betrieb  erforderte  Jahre  lanir  Zubiisse  (1874  37°/o  der  Bnittoeinnahmc), 
jetzt  giebt  er  Ue.bei-schüsse.  Ausserdem  existirt  in  Lux.  die  v.  d.  belg.  Staatsb.  vcr- 
walt.  Prinz- Heinr.-B.  von  jetzt  149  Kil.  Länge,  dann  40  Kil.  kl.  Sec.bahnen. 

Schweiz.  BiNher  fast  ausschliessl.  Privatbahnen,  wohl  unter  d.  Einfluss  polit. 
Anschauungen.  Aber  auch  erst  späte  Entwicklung.  Noch  1853  war  die  kleine  Linie 
Züriih- Baden  die  einzige  Schw.  B.  Das  Bundesges.  v.  1852  überliess  den  Bau  der 
Privatindustrie,  die  ('oncessionirung  den  Kautonen,  mit  gew.  Oberaufs.  d.  Bundes. 
Seitdem  gross.  Ausbau  des  Netzes,  sämmtl.  Privatbahnen,  mit  Ausnahme  der  Bemer 
Staatsb.  v.  81  Kil.    (lesammtlängo  I.Jan.  1870   1368  Kil.,  wovon  57*6  Kil.  auf  fremde 
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Bahuen  (3S'S  auf  bad.,  3*5  auf  clsäss.,  15*3  auf  französ.)  kommen.  Kosten  für 
1321  Kil.  423-9  MiU.  Fr.  Länge  Mitte  1876  2243  Kii.,  ausser  64  Kil.  fremden 
Bahnen  g:ehöri^r  Länge  A.  18b2  2606  Kil.,  excl.  68  Kil.,  die  fremden  Bahnen 
gehören.  Baukosten  der  l)etriel)eneu  Strecken  bis  E.  1881  759*0  Mill.  Fr.,  p.  Kil. 
300*946  Fr.  Mehrfacli  kantonale  Boiliilfen  zum  Bau,  so  insbes.  fUr  die  Gotthardtb. 
Bestrebungen,  das  Eisenbaliuwesen  an  den  Bund  zu  Übernehmen,  sind  bei  Schweiz. 
Politikern  schon  öfters  hervonictreten.  Di<'  (iotthardtbahn  wurde  von  einer  Actien- 
gesellschaft  mit  Hilfe  von  Beiträ<^en  einiger  Kantone,  dann  Italiens  u.  des  Deutschen 
Reichs  (Kcicli  auf  s.  Hcchu.  u.  jiciträ^ce  v.  deutschen  Bahnverwaltunofen)  u.  des  Bund<> 
gebaut.  Die  in  Katen  zu  zalil.  deutsche  Subvention  ist  20  Mill.  Fr.  (Ges.  v.  2.  Nov. 
1871.)  Der  Fall  der  (iotthardtbahn  ist  von  princip.  Bedeutung  f.  d.  Eisenbahn- 
Politik:  er  zei*rt  die  ungenUg'eiide  Kraft  des  Privatbahnwesens  (wenigstens  bei  so  zer- 
splitterten Linien  wie  in  d.  Schweiz),  solche  ;jre wältige  Unternehmungen  durchzufahren, 
sowie  die  Unfähigkeit  so  kleiner  Staatskörpor,  wie  die  Scliweiz,  u.  so  organisirter,  wie 
der  dort  Bundesstaat,  solche  Aufi»:aben  zu  bewältigen.  S.  Geigy,  Erört.  til).  d. 
Schweiz.  Eisenbahnwes.  Bas.  1874.  Audi  die  jüngsten  Bestrebungen  auf  Erwerb. 
V.  Priv. bahnen  durch  Bund  oder  Kanton«;  Hessen  sich  noch  niclit  verwirklichen. 

Dänemark.  Gemischtes  System.  Staats b.  in  Jutl.  u.  Fuhnen,  A.1876  819  Kil., 
Privatb.  auf  Seel.,  Laal.,  Falater  34S  Kil.,  zus.  1 260, 1881  i.G.  1576  Kil.,  wov.  1241  Staabb. 

Schweden-Norwe^ron.  Mit  Privatbahnsystem  in  Schweden  1852  begonnen, 
aber  ohne  genug.  Ei*folM.  Daher  die  Hauptstrecken  vom  Staate  gebaut,  seit  1855, 
grösseres  Bahnnetz  1862  entworfen.  Die  Privatges.  haben,  z.  Th.  mit  Staatsbeihttife, 
meistens  nur  kleine  Zweigbahnen  gebaut,  neuerdings  sich  aber  stark  ausgedehnt.  Im 
Betrieb  A.  J870  1055  M.  Staatsbahn.  Kosten  91*1  Mill.  K.  D.  (zu  11  Sgr.  5*4  Pf. 
preuss.i,  888  M.  Privatb.,  ohne  kl.  Strecken  Pferdob.  A.  1876  1926  Kil.  Staatsli., 
2218  Kil.  Privatb.,  zus.  4i:j8.  E.  1874  kosteten  die  Staatsb.  A.  145*9  M.  Mark,  p.  Kil. 
101,000  M.  A.  1883  i.G.  0305  Kil.,  davon  2232  Kil.  Staatsb.  Kosten  der  letzteren 
241*9  Mill.  deutsche  Mark,  der  Priv.b.  261*  1,  an  d.  Priv.bahnen  gewährte  Staats- 
unterstütz,  bis  E.  1881  48*7  Mill.  M.  In  Norwegen  ebenso  Staatsbahnen,  davon  % 
schmalspurig.  Kosten  E.  1873  37*4  M.  M  ,  p.  Kil.  breitspur.  98,000,  Schmalspur. 
61,000  M.  1881  in  Betrieb  1117  Kü.  mit  94*5  M.  Mark  Anlagekosten,  E.  1882 
Länge  1329  Kil.  (Arch.  f.  Eisenb.  1883  S.  375). 

Frankreich.  Mit  kl.  Pferdeprivatb.  wird  schon  1826  begonnen  (St  Etienue- 
Andrezieux).  Erste  eifj:eutl.  Dampfb.  1837  eröffnet.  Paris-St Germain.  Die  Privat- 
industrie erwies  sich  aber  nicht  ausreichend.  Daher  durch  d.  Ges.  vom 
11.  Juni  1842  Eingreifen  des  Staats,  Feststellung  eines  grösseren  Netzes,  an 
dessen  Ausfüliruog  Staat,  nach  d.  ursprüngl.  Plan  auch  Depart.  U.Gemeinden,  was 
später  fortfiel,  u.  Gesellschaften  sich  betheiÜgten.  Der  Staat  stellt  den  Unterbau,  die 
Gesellsch.  den  Oberbau  u.  s.  w.  her  u.  übernehmen  den  Betrieb  für  40  J.,  wonach 
die  Bahnen  an  den  Staat  zurückfallen.  Dieses  System  war  erfolgreicher.  Bis 
1848  waren  2222  Kil.  fertig,  für  797  Mill.  Fr.,  wovon  der  Staat  110  Mill.  geliefert 
hatte.  Aber  die  Entwickl.  war  doch  gegen  die  Nachbarländer  zurückgeblieben  u. 
gerieth  1848  tf.  wieder  in's  Stocken.  Grosser  Aufschwung  des  Privatbahn - 
Systems  nach  dem  Staatsstreich,  Verlängerung  der  Concess.  auf  99  J.,  von  der 
Kegierung  begünstigte  Fusionirung  der  kl.  Gesellscliaften  u.  neuer  Linien  mit  alten 
«grossen  Gesellschaften,  Uebernahme  mancher  last.  Bedingungen  hinsichtl.  des  Bans 
von  Nebenlinien  in  der  Zeit  des  gUnst  Geldmarkts  1852  If.  —  1856.  Neue  Stockung 
durch  die  Geldkrisen  v.  1856  u.  57  u.  abcrmal.  Staatsintervention.  Diese  bestand 
in  dem  1859  gesetzl.  und  durch  Vertrag  mit  den  Gesellschaften  eingeführten  System 
von  Zinsgarant.  (4*65%)  für  den  Ausbau  eines  zweiten  Netzes  von  Zwischenbahnen 
durch  die  0  grossen,  meist  gut  rentir.  Gesellschaften  des  alten,  ersten  Netzes,  woran 
sich  1863  ein  drittes  Netz  unter  ähnl.  Beding,  anschloss.  Die  Zinsgarant,  bestanden 
1863  für  4038  Mill.  Fr.  Durch  ein  Ges.  v.  12.  Juli  1865  wurde  auch  den  Depart 
u.  Gemeinden  erlaubt,  Eisenb.  v.  loc.  Interesse  zu  bauen  oder  zu  subventioniien.  Im 
J.  1870  waren  (incL  Els.-Lothr.)  2346  6  Meil.  Bahnen  in  Betrieb,  wov.  23*1  Local-  u. 
38*7  M.  Industrieb.,  3352  M.  im  Ganzen,  einschliessl.  d.  fertigen,  conct^ssionirt,  wovon 
205-2  M.  Localb.  Ges.  Auf w.  bis  1867  6173,  bis  1870  7039  Mill.  Fr.  v.  d.  Gesellsch., 
«J79  u.  bez.  1085  Mill.  Fr.  v.  Staate,  i.G.  7152  u.  bez.  8024  Mill.  Im  Sept  1871 
war  die  Länge  der  eröffn.  Bahnen,  ohne  Eis.  u.  Lothr.,  2228*5  Mill.  Es  ist  sehr 
wahrscheinlich,  dass  der  Staat  sich  finanziell   besser  ü-estanden  hätte,  wenn  er  von  vorn- 
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herein   alle   Bahnen   ganz  allein   gebaut  und   betrieben   hätte  fUr  eigene   Rechnung, 
während  jetzt  die  gut  rentirendeu  Linien  den  Privaten  gehören. 

Der  vorbt^haltene  Heim  fall  sammtL  Bahnen  an  den  Staat  sichert  indessen 
Frankreich  in  der  Mitte  des  nächsten  Jahrhunderts  die  unentgeltl.  Verfügung 
über  ein  höchst  werth?olles  Object:  ein  Punct,  der  auch  f.  d.  deutsche 
Kisenbahnpolitik  beachtenswert!!  ist,  weil  Frankreicli,  ähnlich  wie  Oesterreich  und  alle 
Staaten,  die  sich  Heimfall  der  Bahnen  vorbehielten,  so  später  in  den  Stand  gesetzt 
werden,  eine  Tarifwirthschaft  ganz  nach  d.  Gesichfspuncten  d.  öffent- 
lichen Interesses  zu  betreiben.  —  In  Folge  des  Kriegs  und  seiner  Nachwirkungen 
ist  der  Eisenbahnbau  dann  eine  Zeitlang  nicht  sehr  rasch  vorgerückt.  In  Betrieb 
A.  1874  u.  187G  bez.  20,005  u.  21,761  Kil.,  davon  Hauptbahnen  18,564  u.  19,784, 
Localb.  1278  u.  1803,  Industrieb.  löS  u.  174.  Wirkl.  u.  noch  zu  machenden  Anfw. 
f.  d.  1873  concess.  Netz  (ohne  Localb.)  8110*8  M.  Mark,  p.  Kil.  369,000  M.  Davon 
Staatssubveution  1310*8  M.  M.,  wovon  bis  E.  1873  gezahlt  805*2  M.  M.  Die 
6  grossen  Gesellschaften  umfassten  v.  d.  Hauptbahnen  £.  1875:  17,885  KiL,  nemL 
Nordb.  1762,  Sudb.  2031,  Ostb.  2255,  Westb.  2549,  Paris-Orleans-B.  4186,  Par.  Lyon- 
Mittclmcer-B.  5102  Kil.,  also  letztere  mehr  als  damals  noch  sämmtl.  preuss.  Staatsbahoen. 
Die  übrigen  1899  Kil.  gehören  24  kleinen  Gesellschaften  (Stürmer  II,  36,  Franc  zu 
SO  Pfenn.  R.-W.  gerechnet). 

In  der  zweiten  Hälfte  der  70er  Jahre  wurde  jedoch  wieder  mehr  gebaut.  Zu- 
gleich ist  in  der  neuesten  Zeit  auch  in  Frankreich  derUebergang  zum 
Staaatseisen  bahnbesitz  u.  Betrieb  erfolgt:  ein  Punct,  von  besondrer  Bedeutung 
für  die  Systemfrage,  indem  man  dort  die  Erfahrung  machte,  dass  auch  ein  ge- 
theiltes  Privatmonopol  auf  diesem  Gebiete  schwere  Uebelstäude  habe  u.  dass  das 
System  der  .,regulirten  Privat  Unternehmung"  sich  nicht  bewährt,  indem  „die 
Aufsichtsbehörden  mit  all  ihren  auf  d.  Papier  stehenden  Rechten  der  Misswirthsdiaft 
der  Privatbahnen  gegenüber  von  Jahr  zu  Jahr  machtloser  wurden"  (Arcb.  f.  Eisenb. 
1S81  S.  21).  Für  den  Sax 'sehen  Standpunct  ist  diese  neue  Erfahrung  ungünstig. 
U.  wenn  die  mehrfach  angeregte  Verstaatlichung  der  Priv.bahnen  noch  nicht  gelungen 
ist  u.  zunächst  der  Sturm  gegen  letztere  sich  noch  zu  verlaufen  scheint,  indem  man 
abermals  eine  „Verständigung*'  mit  den  grossen  Oompagnieen  einging  (1883),  so  be- 
weist das  auch  nur,  dass  zumal  im  heut.  Frankreich  die  Macht  dieser  Ge- 
sellschaften und  des  hinter  ihnen  stehenden  Privatkapitalismus  schon 
beinahe  unüberwältigter  geworden  ist:  eine  Bestätigung  unseref  frtiheren 
Auffassung-  (§.  276)  u.  wiederum  eine  dem  Sax'schen  Standpunct  ungünstige  Er- 
fahrung, nach  der  es  kaum  mehr  Wunder  nehmen  kann,  dass  bereits  die  „Wiederher- 
stellung d.  Königthums"  als  „kapitalistische  Entreprise"  ins  Auge  gefasst  worden  ist,  — 
lauter  Belege  für  die  Berechtigung  des  socialpolit.  Standpuncts  dieses  Werks.  S.  bes. 
d.  Aufsätze  u.  Notizen  im  Arch.  f.  Eisenbahnwesen,  u.  A.  v.  v.  d.  Leyen,  1881. 
Priv.  u.  Staatsb.  in  Fr.  (Abdr.  einig«?r  staatsb.freundl.  Artikel  d.  Gambetta'schen  Journals 
Republ.  franc;.),  1882,  Niederlage  d.  Priv.b.  im  franz.  Abg.hause.  Durch  Ges.  v. 
IS.  Mai  1878  wurde  durch  Erwerbung  einiger  kleinen  6  Geselisch.  gehörigen  Bahnen, 
die  in  der  Machtsphäre  der  Orleansbahn  -  Geselisch.  lagen,  der  Anfang  mit  einem 
Staatsbahn  netz  gemacht.  Die  Linien  waren  z.  Th.  noch  in  Bau  begriffen  (2615  Kil., 
wovon  bei  Uebernahme  1575  in  Betrieb).  Es  sind  durchweg  kleine  Nebenlinien  noch 
geringe« ,  aber  doch  steigenden  Ertrags ,  bei  denen  die  schwierige  Staatsverwaltung 
sich  dennoch  gut  bewährt  hat  (s.  Arch.  f.  Eisenb.wes.  1881  S.  157  ff.  u.  d.  gen.  Alt 
der  R6p.  fran»;.).  Weitergehende  Pläne,  bes.  betreffend  den  Ankauf  »der  Orl^ansb., 
sind  unter  mitwirkendem  Einfluss  der  ungünstigeren  Finanzlage  doch  vomemlich  der 
kapitalistischen  Opposition  zum  Opfer  gefallen.  Man  will  wieder  neue  Verträge  mit 
den  grossen  Oompagnieen  schliessen ,  um  die  weitere  Ausdehnung  des  Bahnnetzes  zu 
bewirken  u.  sucht  abermals  sein  Heil  in  Verbesserung  der  Staatsaufsicht.  Angelegen- 
heiten, über  welche  i.  J.  1883  verhandelt  wurde.  Das  Monopol  der  6  gprossen  iSom- 
pagnieen  ist  so  im  Wesentlichen  noch  ungebrochen  geblieben.  Immerhin  ist  das 
Staatsbahnnetz  aber  noch  weiter  ausgedehnt  worden  u.  die  eigene  Verwaltung  des 
Staats  hat  Anerkennung  gefunden.  Namentlich  in  d.  Tarifpolitik  gingen  verschiedene 
Rt^formen  von  den  Staatsbahnen  aus.  Ueber  die  Höhe  u.  die  Verwirrtheit  der  französ. 
Privatbahnen  wird  viel  geklagt.  E.  1882  umfasste  das  sog.  „alte  Netz"  10,700  Kil., 
wovon  auf  die  6  grossen  Geselisch.  10,584  (Nord  135S  K.  mit  kilometr.  Einn.  in  1SS2 
auf  die  durehschnittl.   Betricbslänire  v.  102,182  fr.,  Ost  744  u.  75,153  fr.,   West  900 
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u.  95,978  fr.,  Paris-Orl^ans  2017  u.  61,068  fr.,  Paris-Lyon-Mittelmeer  4765  n.  67,676  fr., 
Sud  820  n.  87,254  fr.).  Das  „nene  Netz''  umfasste  10,603  Kil.  (Nord  712,  Ost  2208, 
West  2247,  Par.-Orl.  2342,  Par.-Lyon-Mittelm.  1576,  Süd  1518,  die  kUom.  Einnahme 
in  1882  bei  diesen  Compa^ieen  zwischen  15.545,  Par.-Mittelm.,  n.  34,715  fr.,  Ostb.). 
Beide  Netze  zus.  also  21,303  Kil.  Die  Staatsbahnen  haben  eine  Längte  v.  4028  Kil. 
E.  18S2,  mit  bloss  8359  fr.  p.  Kil.  Einnahme:  wieder  ein  Beleg-  dafür,  dass  auch 
bei  dem  System  der  „regulirten  Unternehmung''  in  Frankreich,  neben  grossen 
Zuschüssen  für  die  Pri?. bahnen  (K.  1879  schuldeten  5  der  g:ro8sen  Comp,  dem 
Staate  fUr  ZinsgarantiezuschUsse  583*2  M.  fr.,  wovon  475'9  M.  fr.  Kapital, 
107*4  M.  fr.  Zins  dafür,  nur  die  Nordb.  hat  alles  getilgt),  dem  Staate  die  Auf- 
gabe, die  schlechten  Linien  zu  übernehmen,  bleibt.  Das  ganze  französ. 
Netz,  incl.  898  Kil.  diversen  Gesellschaften  gehörender  Bahnen  n.  132  Kil.  der  Rhonc- 
M.  Cenisb.  war  E.  1882  26,334  Kil.  lang  (Arch.  f.  Eisenb.wes.  1883  S.  382). 

Italien.  Kleine  Privatbahnen  in  Toscana,  Staatsbahnen  in  Sardinien  (Festland), 
aber  überh.  wenige  Bahnen,  zumal  ausserhalb  Oberitalien  (ein  paar  ki.  Strecken  bei 
Neapel),  bestanden  vor  der  Bildung  des  ital.  Staats  1859,  im  Granzen  ausserh.  Venetiens 
198  Meil.  Seitdem  zieml.  rascher  Aufschwung,  aber  Yeräusser.  resp.  langjähr.  Ver- 
pachtung fast  aller  Staatsbahnen  und  Zinsgarantiesystem,  das  i.  A.  für  1871  37*085 
Mill.  Fr.  Ausgaben  macht.  Im  Betrieb  E.  1868  759,  E.  1869  785  g.  M.,  dazu  röm. 
Bahnen,  1869  39  M.  Vereinigung  1865  zu  5  grossen  Gesellschaften.  In  neuester  Zeit 
vi 876)  hat  d.  Staat  aber  begonnen  Privatbahnen  zu  erwerben  und  die  veräusserteu, 
bez.  verpachteten  Staatsbahnen  zurück  zu  erwerben:  so  sämmtl.  Linien  der  Osterr. 
Südbahngesellsch.  in  Ober-  u.  Mittelitalien,  die  rOm.  u.  d.  calabr.  sicil.  Bahnen.  Dazu 
tragen  neben  politischen  (Emancipation  von  d.  ausländ.  Einflüssen)  auch  finanz. 
Kücksichten  bei.  Im  Et.  f.  1876  sind  die  Zahlungen  auf  Zinsgarantieen  auf  47*5  M.  Fr. 
veranschlagt.  Doch  beabsichtigte  man,  die  Linien  an  Gesellschaften  auf  kürzere  Zeit 
zu  vorpachten,  Kapitalaufw.  bis  E.  1874  2302  Hill.  Fr. 

In  jüngster  Zeit  lebhafte  thtioret.  u.  pract  legislative  Erörterung  der  Eisenbahn- 
frage in  Italien.  S.  darüber  verscliied.  Mittheil,  im  Arch.  f.  Eisenb.wes..  bes.  d. 
zas.fass.  Aufs.  v.  Pieck,  nach  d.  ital.  Eisenb.-Enquete-Gommiss. ,  Arch.  1882  S.  91. 
Diese  grosse  Untersuchung  (1878 — 81)  ist  reich  an  Thatsachcn  u.  Argumenten  über 
die  Systemfrage.  Die  Gommission  entschied  sich  schliesslich,  ohne  durchschlagende 
Gründe,  für  die  Befürwortung  von  Verpachtung  von  Staatsbahnen  an  grössere 
Gesellschaften ,  bes.  an  2  ,  die  sicli  nach  der  Längsaxe  Italiens  in  das  Balinnetz  zu 
theilen  hätten  (adriat  u.  Mitteimcemetz.  Mit  nach  holländ.  Cluster  wird  ein  Entwurf 
von  solchen  Pacht-  od.  Betriebsüberlassungsverträgen  (auf  60  J.)  aufgestellt,  bei  dem 
es  mir  durchaus  zweifelhaft  bleibt,  ob  man  damit  bessere  Erfahrungen  als  mit  dem  französ. 
System  der  „regulirten"  Privatbahnen  machen  würde.  S.  Absch.  4  u.  Die  Begründung  des 
th.  allgemeinen  th.  f.  Italien  geltenden  vermeintl.  Vorzugs  des  Privatbetriebs  der 
Bahnen  überzeugt  nicht  u.  die  nicht  durchaus  günstigen  Erfahrungen  mit  dem  Staats- 
betrieb auf  den  oberital.  Bahnen  sind  auch  kein  genügender  Beweis  in  der  Frage. 
Vorläufig  ist  aber  auf  den  neu  erworbenen  oberital.  u.  röm.  Staatsbahnen  der  Staats- 
betrieb gesetzlich  nur  als  Provisorium  genehmigt  (so  v.  Neuem  dnrch  Ges.  v. 
24.  Dec.  1882  bis  Ende  1883).  Der  Ankauf  der  Südbahnen  warf.  1883  vcrtragsmäss. 
vorbehalten.  Länge  der  Linien  im  Mittel  18S2  8953  Kil.,  davon  Staatsb.  5638  (4295 
proyis.  t.  Staate  selbst  betrieben),  Priv.bahnen  4315,  (935  v.  Staat  betrieben). 

Spanien.  Erste  B.  erst  1848,  stärkerer  Bau  in  den  50er  und  60er  Jahren. 
Privatbahnsystem  U.Privatbetrieb,  zahlreiche  zersplitt.  Unternehmungen,  aber  Staats - 
Subventionen.    Länge  fertig  A.   1870  733  M.,   im  Bau  273  M.     Kapitalaufw.  bis 

1869  746*9  MUl.  Escudos  (zu  2  Fr.  70  c).    E.  1875  fertig  5796  Kil.,  Vermehr,  seit 

1870  nur  327  Kil.  Kosten  bis  1870  1673*8  M.  M.,  wovon  303*1  M.  M.  Staatssubv. 
Länge  d.  Bahnen  E.  1881  7739  Kil.,  an  c.  60  Gesellsch.  concessionirt .  davon  die 
grrösften  2666—1847—1074—734  KU.  Haukapital  bis  E.  1880  1474  Mill.  M ,  Staats- 
sobvent  525  MUl.  M. 

Portugal.  Privatb..  (französ.  Ges.  v.  1860)  u.  Staatsb.  Neuerdiners  Ausdehn. 
d.  Staatsbahnen.     1882  i.  G.  1219  Kil.,  wovon  584  Staatsb. 

Rumänien.  Privatb.,  mit  Staatsgarantie,  namentl.  die  bekannte  Stroussberg'sche 
Eisenbahnunternehmung,  die  nach  Aufhebung  d.  früh.  Concession  in  eine  Acticnges. 
verwandelt,  dann  verstaatlicht  wurde:  neuerdings  weitere  Ausdehnung  des  Staatsb.- 
systems,  wonehen  aber  noch  Priv.bahnen. 
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Türkei.  Kleine  Strecken  Gescllscbaftsbabnen  scbon  älter.  Grosses  Eisen- 
balinnetz  der  „GescUscb.  d.  türit.  Babncn''  mit  Staatsgarantie  in  tbeilweiser  Ans- 
fahrung  begriffen,  wofür  1870  eine  Prämienanl.  v.  nom.  792  Mill.  Fr.  (reell  356*6  M.) 
ausgegeben  wurde.  Fertig  1630  Kil.  1876.  Seitdem  Verkleinerung  der  Linienlänge 
durch  die  Gebietsverluste  u.  Störung  der  Entwicklung  durch  die  neuen  polit  Ereignisse. 

Russland.  Grosse  u.  bcdeut  Ausdehnung  bald  nach  d.  Krimkrieg,  bes.  in 
den  60er  Jahren  u.  in  allemeuester  Zeit  Fast  ausschliesslich  Privatbahn- 
system, aber  mit  Zinsgarant,  und  starken  Vorschtlssen  aus  d.  Staats- 
kasse, zu  welchem  Zwecke  Anleihen  aufgenommen  wurden.  Die  wichtigsten  Staatsb., 
Petersburg-Moskau  (Nicolaib.),  ist  aus  Finanzracksichten  verkauft  worden.  Die  ehem. 
Staatsb.  Warschau  -  österr.  iSrenze  wurde  schon  1857  veräussert,  bez.  auf  75  J.  ver- 
pachtet. Länge  d.  Bahnen  1882  22'788  Kil.,  wovon  1021  Kil.  Staatsbahnen.  Die 
A'^orschtlsse  an  Eisenbahngesellschaften  betrugen  1875  205*6  M.  Rubel  Papier  und 
397*5  Mill.  Rubel  Silber,  1880  bez.  318  3  u.  666*5  Mill.  R.  Bei  dieser  Sachlage, 
wo  die  Kapitalbeschaffung  grossentheils  nur  durch  Vermittlung  des  Staatscredits  er- 
folgt ist,  läge  die  Verstaatlichung  der  Bahnen  in  Russland  noch  näher, 
als  in  anderen  Ländern.  S.  Arch.  f.  Eisenb.wcs.  1882,  S.  148.  Die  finnländ. 
Bahnen  (843  Kil.)  sind  Staatsbahnen. 

Gross britannien.  S.  Cohn  a.  a,  0.,  (auch  d.  Forts,  im  Arch.  f.  Eisenb.). 
Reines  Privatbahnsystem.  Erste  Bahn  1830  eröffnet,  dann  langsame,  zuerst 
1836  stärkere  Vermehrnng,  darauf  bes.  nach  günst  finanz.  Folgen  der  bisher.  Bahnen 
grosse  Ausdehnung  1845  ff.  Bedeut.  Abnahme  der  Rente,  grosse  Fnsionirungen. 
Periodisch  sehr  schwank. ,  aber  im  (janzen  doch  stetig  fortschreit.  Ausbau,  jedoch 
vielfach  schlechte  Finanzlage  und  andere  mit  dem  Privatbahnsystem  zusammenhäng. 
Uebelstände.  Allmälig  grössere  Controle  des  Staats  auch  über  das  Finanzwes.  der 
Bahnen  versucht,  aber  wenig  in  Betr.  der  Verwaltung,  Tarife,  erreicht.  Neuerdings 
häuf.  Erörterung  der  Frage,  die  Bahnen  (wie  bereits  die  Telegr.)  auf  den  Staat 
zu  übernehmen,  was  mit  irl.  Bahnen  beginnen  soll.  Hier,  in  Irland,  sind  auch 
Staats  Unterstützungen  in  Form  v.  Darlehen  an  Eiscnbahngesellschaften  erfolgt 
(Cohn  I,  315).  Drei  Viertel  der  brit.  Bahnen  gehören  20  grossen  Gesellschaften,  die 
meist  aus  einer  Anzahl  Amalgamationen  entstanden  sind,  s.  Cohn,  bes.  I,  K.  5.  So 
hatten  1875  3  Gesellsch.  2585,  2495.  2286  Kil.  Länge,  5  zwischen  1000—2000.  Ge- 
sammtes  Anlagekapital  E.  1875  630*2  M.  Pf.  St.  p.  Kil.  1874  461,000  M.,  —  seit 
25  Jahren  im  Durchschnitt  wenig  gestiegen,  1850  p.  Kil.  442,000  M.,  s.  Stürmer 
II,  33.  Cohn  11,  276.  Läntre  E.  1881  29*257  Kil.  (Engl.  u.  Wales  20*615,  Schottl. 
4715,  Irl.  3927),  Anlagekapital  745*52  Mill.  Pf.  St.,  Nettoeinnahme  31*83  Pf.  St. 
Kür  die  ünlösbarkeit  des  Problems  eines  nach  öffentlichem  Interesse  reerulirten 
Priv.  bahn  Wesens  liefert  die  Geschichte  in  England  bes.  treffende  Belege.  S.  auch 
('Ohn's  u:en.  Aufs,  im  Archiv. 

Vereinigte  Staaten  von  Nordamerika.  Fast  ganz  Privatbahnsystem, 
aber  mit  oftmal.  erhebl.  Unterstützungon  der  Staaten  u.  selbst  der  Bundes- 
regierung in  Land,  Geld  u.  s.  w.  Oft  sehr  unsolide,  rein  betrügl.  Verwaltung. 
Länge  A.  1842  767,  1851  2361.  1861  6644,  1870  10,248  1871  11,581  geogr.  Meilen, 
E.  1875  119.352  Kil.,  Koston  2573*5  Mill.  Doli,  bis  1871.  bis  E.  1875  4674  Mill.  D., 
Länge  A.  1S82  16s,749  Kil.  Im  J.  1882  kosteten  152*122  Kil.,  für  die  Berichto 
vorlagen.  25*544  Mill.  Deutsche  Mark,  Roheinn.  3083,  Reineinn.  1176  M.  Mark 
(Arch.  18S2,  S.  410).  Das  amerikan.  Eisenb.wcsen  zeigt  potencirt  die  Schäden  des 
britischen.  Grosse  Tarifmisswirthsch.  u.  Ausbeutung,  die  wieder  Gegenagitationen  im 
Volke  hervorruft:  ungleiche  Spurweiten;  freilich  aber  kühnes,  specuUvtives  Vorgehen, 
wie  die  verschiedenen  Pacificbahnen  zeigen. 

Biit.  Ostindien.  Länge  A.  1876  10,153  Kil.,  wovon  fast  Vio  Staatsb. 
Lange  E.  1881  15,992  Kil.  Die  Bahnen  jetzt  in  erhebl.  Maasse  Staats-  u.  Provinc- 
bahnen.     S.  Arch.  f.  Eis.  1883.  S.  354. 

Dieser  üeberblick  über  die  Entwicklung  des  Eisenbahnwesens  u.  der  System- 
frage zeigt,  dass  es  in  der  europ.-amerk.  Culturwelt  zu  einem  völligen  Siege  des 
Staats  bahn-  u.  Staatsbetriebsprincips  zwar  auch  jetzt  noch  nicht  gekommen  ist, 
dass  dieses  Princip  aber  immer  mehr  Boden,  wie  in  der  Theorie,  so  in  der  Praxis 
gewonnen  hat  und  wie  in  Deutschland,  so  wohl  in  Ocsterr.,  Fraukr.  u.  Italien 
in  nicht  ferner  Zeit  herrschen  wird. 
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3.  Abschnitt. 
Eisenbahnen. 

2.  Anlage  der  Eisenbahnen. 

Das  Folgende  war  in  cUr  Ausführung  neu  in  der  vor.  (2.)  Aufl.  dieses  Bands. 
Einige  massgebende  Gesichtspuncte  sind  jedoch  schon  in  §.  246  d.  6.  A.  Kau 's  von 
mir  gegeben  worden.  Dre  ökonomische  Seite  der  Frage  war  mir  damals  schon  klar, 
aber  wesentlich  förderte  mich  seidom  bes.  v.  Weber  hinsichtl.  der  technischen 
Seite  u.  der  Folgerungen  daraus  f.  d.  ökonomische  Seite.  S.  o.  S.  665,  bes.  Web  er 's 
Individualis.  d.  Eisenbahnen  u.  seine  Secundärbahnen.  Die  Gestaltung  des  Staatsbahn- 
wesens muss  nach  den  Gesichtspuncten  des  Texts  erfolgen.  Vgl.  auch  v.  Kubeck, 
Selbstkosten  des  Eisenbahnbans,  Berl.  Vierteljahrschr.  f.  Volkswirthsch.  1876. 

Was  hier  für  die  Eisenbahnen  speciell  ausgeführt  ist,  gilt  principiell  für  das 
ganze  Gebiet  des  Communications-  u.  Transportwesens.  Vgl.  die  dafür  leitenden  ähn- 
lichen Gesichtspuncte  von  Schäffle,  ges.  Syst.  2.  A.  S.  4S9  ff..  Röscher  Syst.  III 
§.  76  ff.  u.  bes.  Sax's  gen.  Werk,  wo  das  Princip  der  Entwicklung  vom  extensiven 
zum  intensiven  Verkehrswesen  consequent  überall  nachgewiesen  wird,  nam.  I,  44  £, 
auch  in  Schönberg's  Handb.  I,  .S69  ff. 

I.  —  §.280.  Die  Individualisirnng  des  Eisenbahn- 
banes  oder  extensiver  und  intensiver  Eisenbahnbau. 
Die  Anlage  von  Eisenbahnen  ist  von  Anfang  an,  seitdem  man  die 
Leistungsfähigkeit  dieses  Communicationsmittels  erkannt  hatte,  bei 
Staats-  und  Privatbahnen  zu  einseitig  nach  rein  technischen 
Rücksichten  erfolgt,  unter  Hintansetzung  der  ökonomischen 
Seite,  namentlich  in  Bezug  auf  den  erforderlichen  Kapital- 
aufwand. 

Unter  den  technischen  Momenten  wurden  wieder  einseitig  diejenigen,  welche 
die  Schnelligkeit  des  Transports  ermöglichen,  ins  Auge  gefasst.  Dabei  hat  theiis 
eine  Ueberschätzung  der  ökonomischen  Bedeutung  der  Schnelligkeit,  welche 
die  Eisenbahnen  erlaubten,  theiis  keine  genügende  Unterscheidung  des  Bedürf- 
nisses der  Schnelligkeit,  nach  Katcgorieen  von  Trausportobjecten  —  Personen  und 
Güter,  dann  Guterarten  —  und  nach  Zeit-  und  OrtsverhäItni<isen  stattgefunden. 
Es  wurde  übersehen,  dass  vielfach  der  ökonomisch-technische  Hauptnutzen  der  Eisen- 
bahnen nicht  in  erster  Linie  in  der  Schnelligkeit  des  Transports,  sondern  in  der 
ErmOglichung  eines  Massentransports  mit  einem  relativ  geringen  Kraft anfwand, 
insofern  mit  geringen  Kosten  liegt.  Und  es  wurde  ebensowenig  beachtet,  dass 
die  grosse  Schnelligkeit  (die  „normalmüssige*',  die  „eisen  bahn  massige'') 
im  Allgemeinen  nur  für  den  Personen-,  nicht  für  den  Güterverkehr,  Bedürfhiss 
ist,  femer,  dass  schon  bei  ersterem,  vollends  bei  dem  zweiten  je  nach  Personen-  und 
Güterkategorieen,  nach  Landes-  und  Zeitverhähnissen  sehr  verschiedene 
Schnolligkeitsgrade  bedurft  werden,  bez.  ausreichen.  Ein  andrer  Vortheil  der 
Eisenbahnen,  die  möglichste  Pünctlichkeit  des  Transports,  daher  die  sichere 
Yorausberechenbarkeit  seiner  Zeitdauer,  verglichen  mit  anderen  Transport- 
arten, besonders  mit  der  SchiffTahrt,  wurde  ebenfalls  nicht  immer  in  seiner  grossen 
ökonomischen  Bedeutung  gewürdigt  oder,  wenn  er  erkannt  wurde,  zu  leicht  mit 
dem  Sehn  eilige  k  ei  tsmoment  in  Verbindung  gebracht.  Er  besteht  aber  unabhängig 
von  letzterem  und  kommt  auch  hei  verhältnissmüssig  sehr  langsamem  Transport 
ganz  ähnlich  als  (ilanzseitc  der  Eisenbahnen  in  Betracht. 

Die   ökonomisch   nachtheilige  Folge   war,    dass   unsere   Eisen- 
bahnen bis  vor  Kurzem  fast  allenth»nlben  nach  einer  Schablone, 

A.  Waf^ner,  Finanzwin^nschaft.    I.    3.  AnQ.  .^(j 
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mindestens  in  demselben  Lande  fast  ganz  gleichartig  in  tech- 
nischer Beziehung,  namentlich  was  die  Beschaffenheit  des 
Bahnbaus  anbetrifft,  angelegt  worden  sind.  Man  legte  einseitig 
Werth  auf  die  Ermöglichung  schnellsten  Transports,  den 
doch  nicht  einmal  aller  Personenverkehr  benöthigte.  Dieser 
schnellste  Transport  bedingte  dann  aus  Sicherheitsrüeksicbten, 
zumal  bei  dem  bevorzugten  und  früher  meist  überwiegend  be- 
achteten Personenverkehr,  eine  entsprechende  technische  Be- 
schaffenheit des  Bahnkörpers.  Daraus  ergab  sich  zwar  eine 
technisch  hohe  Vollendung,  aber  folgeweise  nothwendig 
auch  eine  enorme  Kostspieligkeit  des  gesammten  Eisenbahn- 
wesens, besonders  des  eigentlichen  Bahnbaus. 

Neben  den  nachtheiligen  Folgen  für  die  Volkswirtbschaft,  die 
einen  so  unermesslichen  Theil  des  Nationalkapitals  dem  Eisen- 
bahnbau zuwenden  und  dadurch  doch  unvermeidlich  anderen  Pro- 
ductionszwecken  entziehen  musste,  ging  daraus  natürlich  auch  eine 
langsamere  Entwicklung  des  Eisenbahnnetzes  hervor,  als  sie 
bei  geringerer  Kostspieligkeit  des  Bahnbaus  möglich  gewesen  wäre. 

Die  jetzt  vorliegende  Aufgabe  ist  daher,  mit  Web  er 's 
Worten,  die  „grössere  Individualisirung  des  Eisenhahnbaas'', 
wovon  die  Entwicklungsfähigkeit  des  Eisenbahnwesens 
und  die  Grösse  seines  volkswirthschaftlichen  Nutzens  wesentlich 
mit  abhängt.  Diese  „Individualisirung'^  des  Eisenbahnbans  ist 
aber  nichts  Anderes  als  die  Anwendung  des  von  v.  Thtinen 
gelehrten  Gesetzes  der  Relativität  des  Werths  der 
Ackerbausysteme  oder  des  Gesetzes  der  nothwendigen 
Bedingtheit  des  Ackerbausystenis,  der  Extensivität 
und  Intensivität  der  Landwirtbschaft  durch  die  allgemeinen 
volkswirthschaftlichen  Verhältnisse  des  Orts  undder 
Zeit,  auf  den  Wegebau,  hier  speciell  auf  den  Eisenbahn- 
bau, —  wie  denn  jenes  Thtinen'sche  Gesetz  sich  überhaupt  zu 
einem  allgemeinen  Gesetze  des  Bodenbaus  erweitem  lässt 
Es  muss  demnach  auch  im  Eisenbahnbau  extensiver  und 
intensiver  Bau  und  beide  in  verschiedenen  Graden  statt- 
finden, im  Interesse  der  ganzen  Volkswirthschaft,  namentlich  in 
Betreff  der  möglichst  productiven  und  möglichst  sparsamen  Ver- 
wendung des  Nationalkapitals,  wie  im  besonderen  Interesse  des 
Eisenbahnwesens,  seiner  weiteren  Entwicklung  und  seiner 
richtigen  Stellung  und  Function  im  Communications-  und  Trans- 
portwesen. 
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Die  hohe  volkswirthschaftliche  Bedeutung  einer 
richtigen  Individualisirung  des  Eisenbahnbans  tritt  durch 
eine  nähere  Betrachtung  des  Einflusses  der  volkswirthschaftlichen 
Entwicklung  eines  Landes  auf  die  ökonomischen  Bedingungen 
des  Eisenbahnbaus  und  der  Rückwirkung  des  letzteren  auf  die 
Volkswirthschaft  in  folgender  Weise  hervor. 

Für  d.  techn.  Momente  s.  bes.  Weber's  Schule  d.  Eisenbahnwesens,  3.  A.  v. 
Schmitt  und  die  S.  665  gen.  kleinen  Schriften  Weber's,  die  sehr  reich  an  wicht 
nationalökon.  Gesichtspuncten  sind.  Jetzt  auch  Sax,  bes.  I,  35 — 61,  II,  265 — 356, 
ders.  in  SchOnberg's  Handb.  I,  369  fT.  Abschn.  1. 

Nach  der  volkswirthschaftlichen  Entwicklung  eines  Landes 
oder  einer  Zeit  ist  die  Höhe  der  Zinsfüsse  und  der 
Arbeitslöhne  verschieden,  indem  in  der  höher  entwickelten, 
reichen  Volkswirthschaft  der  Zinsfuss  niedriger,  der  Lohn  höher 
ist  und  umgekehrt.  Zugleich  macht  dort  die  B e s ch af  f  u n  g  e  i n e s 
grossen  Kapitals  weniger  Schwierigkeit.  Dies  äussert  Alles 
seinen  wesentlichen  und  ganz  berechtigten  Einfluss  auf  die  Ver- 
theilung  des  stehenden  und  umlaufenden  Kapitals 
bei  einer  Unternehmung  und  fällt  vor  Allem  schwer  ins  Gewicht 
bei  stets  so  ausserordentlich  kostspieligen  Anlagen  wie  Eisenbahnen 
(und  manchfach  analog  überhaupt  bei  Wegebauten  und  Verkehrs- 
anstalten). 

Die  möglichst  vollkommene  Herstellung  einor  Bahn,  die  Vermeidungen  starker 
Steigungen  —  also  mehr  Einsclinittc  —  Curven  —  also  längere  Bahnlinie  oder  bei 
kürzerer  Linie  umfänglichere  Erdarbeiten  oder  Bauten  — ,  der  Bau  von  Tunneln,  be- 
sonders auch,  um  theuren  Grunderwerb,  um  Steigungen  zu  vormeiden,  von  eisernen 
oder  massiven  statt  HolzbrUcken,  die  Ueber-  oder  Unterfuhrung  der  Bahn  bei  Wege- 
tl)>ergängen ,  statt  der  Passage  im  Bahnnivoau,  die  Anlage  des  Bahnkörpers  für  zwei 
und  mehr  Geleise,  die  Ausführung  des  Doppelgcleises ,  die  Benutzung  schwererer 
Schienen  (breitbasiger  statt  Stuhls(^,liienen)  oder  von  Stahlschicnen  statt  Eisenschienen, 
von  imprägnirtcn  statt  nicht  imprägnirten ,  von  eichenen  statt  buchenen  und  kiefemen 
Schwellen,  die  Einführung  eisernen  Oberbaus,  die  Legung  von  zahlreichen  Geleisen 
auf  den  Bahnhöfen,  das  Drehscheiben-  statt  des  Weichensystems,  die  Einrichtung 
grosser  Bahnhöfe  und  grosser,  massiver  Gebäude  u.  s.  w.  u.  s.  w.,  —  das  Alles  re- 
priksentirt  einen  relativ  grösseren  Aufwand  an  stehendem  Kapital  und 
erfordert  daher  überhaupt  von  vorneherein  die  Ansetzung  eines  grösseren 
Anlagekapitals  verglichen  mit  einer  möglichst  einfach  und  billig  gebauten  Bahn. 
Bei  letzterer  wird  dann  aber  gerade  wegen  der  geringeren  technischen  Qualität  der 
Anlage  der  regelmässige  Aufwand  für  die  Bahnverwaltung  unter  den 
Betriebskosten  relativ  grösser  sein,  d.  h.  das  umlaufende  Kapital  wird 
verhältnissmässig  stärker  hervortreten.  Soll  dann  bei  einer  solchen  Bahn  die 
Sicherheit  cinigermassen  gewährleistet  sein,  so  bedarf  es  —  wenigstens  bei  Voraus- 
setzung schnellen  Fahrens  —  vollends  eines  umso  grösseren  Aufsichtspersonals 
(Bahnwärter  u.  s.  w.). 

Im  Grossen  und  Ganzen  vertritt  das  nordamerikanische  Bahnsystem  die 
Kategorie  des  zweiten,  de^  „extensiven''  mit  verhältnissmässig  weniger  stehendem 
Kapital,  das  europäische,  besonders  das  englische  die  Kategorie  des  ersten, 
des  intensiven,  mehr  mit  stehendem  Kapital  arbeitenden  Eisenbahnwesens,  —  nur 
dass  das  nordamer.  Eisenbahnwesen  wegen  des  hohen  Arbeitslohns  und  geringerer 
Rücksicht  auf  Sicherheit  die  letzt  erwähnte  Forderung:   viel  Aufsichtspersonal,  nicht 
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immer  genügend  erfüllt.  Einige  HauptUbel  des  nordamer.  Bahnwesens  erklären  sich 
aus  dem  Zusammentreffen  schlechten  Bans  (wenig  steh.  Kap.>  und  trotzdem  geringen 
Aufsichtspersonals  und  geringer  Sorgfalt  der  Unterhaltung  der  Bahn,  also  gleichzeitig 
zu  wenig  Umlauf.  Kapital.  Auch  zwischen  England  einer-,  dem  Continent  anderer- 
seits, ebenso  zwisclien  Westeuropa  und  Theilen  von  Ost-  und  Nordeuropa  zeigt  sich 
ein| solcher  Unterschied  in  einigen  wichtigen  Puncten.  Die  Folge  ist  der  gleich 
anfänglich  höhere  Kostensatz  der  englischen  verglichen  mit  den  anderen 
Bahnen  und  der  äusserst  niedrige  der  nordamerikanischen  und  einiger  nach 
deren  Muster  gebauten  europäischen  Bahnen,  z.  B.  in  Schottland,  Scandina?ien ,  Süd- 
russland. —  Vgl.  die  vortreffl.  Schildenmg  des  Gliaracters  der  Eisenbahnen  der  Haupt- 
länder von  Weber,  Schule  d.  Eisenbahnwes.  2.  A..  Fr.  32  u.  lt.,  z.  B.  Fr.  40,  3.  A. 
Kap.  2,  S.  32  ff.  In  England  niedrige  Lage  der  Bahn  im  Terrain,  häufiger  Tunnels 
u.  Einschnitte  als  Brücken  und  Dämmt»,  umgekehrt  in  Deutschland.  In  England  tritt 
oben  in  d.  ganzen  Anlage  und  äusseren  Erschein,  der  Bahn  das  Vorwalten  des  stehen- 
den Kap.  hervor.  Weber  hat  früher  das  den  verschiedenen  Bahnsystemen  zu  Grunde 
liegende  nationalök.  Princip  nicht  erkannt,  d.  h.  er  war  noch  zu  sehr  Techniker,  nicht 
NationalOkonom.  In  s.  neueren  Schriften  trifil  man  grade  auch  die  richtige  volks- 
wirthsch.  Auffassung.  Es  würde  sich  ein  noch  st&rkerer  Unterscliicd  kundgeben  und 
kundgeben  müssen,  W(>nn  man  auf  dem  Continent.  besonders  im  Osten  und  auch  in 
Theilen  von  Deutschland,  nicht  unter  Missachtung  des  richtigen  volkswirthschaftlichen 
Princips  die  Bahnen  zu  allgemein  schon  anfanglich  mit  stärkerem  Aufwand  an  stehen- 
dem Kapital  angelegt  hätte. 

Offenbar  kann  man  dem  ,,  englischen  ^'  und  dem  ,,  amerika- 
nischen'' Princip  keinen  unbedingten  Vorzug  vor  ein- 
ander geben.  Vielmehr  kann  hier  nur  von  einer  Relativität 
der  Vorzüge  der  Eisenbahnbausysteme  die  Rede  sein, 
wie  sonst  bei  den  Ackerbausystemen.  Das  amerikanische  System 
stellt  extensiven,  das  englische  intensiven  Eisenbahnbau  dar. 
Jedes  ist  für  seine  Verhältnisse  berechtigt. 

Bei  hohem  Zinsfusse,  geringer  Frecjuenz.  ako  auch  geringer  Abnutzung  der 
Balin  durch  den  Betrieb,  bei  geringerer  Bedeutung  des  Schnelligkeitsmoments  im 
Transport  empfiehlt  sich  das  extensive,  bei  niedrigem  Zinsfusse  und  hoher  Frequenz, 
also  starker  Abnutzung,  und  bei  gi-osser  Werthlegiing  auf  Zeiterspamiss  das  intensive 
System;  das  ersterc  um  so  mehr  da,  wo  aucli  die  Löhne  niedrig  sind,  das  letztere 
da,  wo  sie  hoch  sind  und  wo  die  Construction  der  Bahn  für  grossen  Verkehr  und 
rasches  Fahren  bei  wenig  Aiifsichtspersonal  vollends  solid  sein  muss.  In  den  weniger 
vorkehrsreichon  Gegenden  Deutschlands  und  zumal  des  europäischen 
Ostens  hätte  man  also  das  exti'.nsive  System,  (auch  trotz  relativ  höherer  Betriebs- 
kosten für  die  Bahn  Verwaltung)  von  vorneherein  bevorzugen  und  erst  nach  und 
nach  bei  veränderten  Zinsfüssen,  Lohnsätzen,  grösserer  Frequenz,  höherem  Werth  der 
Zeiterspamiss,  m.  a.  W.  bei  grösserer  Yolksdiclitigkeit  und  entwickelterer 
\  olkswirthschaft  mehr  stehendes  Kapital  in  die  Bahnanlage  verwenden,  d.  h. 
letztere  entsprechend  aus-  und  umbauen  und  intensiv  gestalten  sollen. 

Das  richtige  Princip  gelangt  jetzt  bei  der  Anlage  sog.  Sc  cun  dar  bahnen  zur 
Geltung.  Aber  man  baut  offenbar  noch  immer  zu  viel  Bahnen  als  Primär-  oder  Haupt- 
bahnen gleich  von  .Vnfang  an.  Bei  dem  jetzt  auch  bei  uns  eriblgenden  Uebcrgang  /u 
schwereren  Schienen ,  Stahlschienen .  zu  Doppelgeleisen ,  zu  einzelnen  Veränderungen 
der  Bahntrace ,  z.  B.  der  Beseitigung  von  Steigungen ,  Curven .  Umwegen ,  schiefen 
EbentMi,  Kopfstationen,  bei  der  Ersetzung  von  Holzconstruction  durch  Eisen  u.dgl.  m. 
wird  dasselbe  richtige  Princip  befolgt.  Es  ergiebt  sich  dann  auch  eine  Vermin- 
derung der  Bahn  Verwaltungskosten,  aber  ein  höheres  Zinserforderniss  des  Anlasre- 
kapitals.  Auch  mit  dieser  Veränderung  hängt  die  wahrnehmbare  Steigerung  der 
Meilenkosten  in  Deutschland  wohl  etwas  zusammen,  während  das  relative  Gleicbbleib«ru 
dieser  Kosten  in  England  sich  wolil  mit  daraus  erklärt,  dass  die  Bahnen  von  vorne- 
herein dort  sehr  intensiv  gebaut  wunlen.     Bei  uns  hat  im  Staats-  wie  —  allerdings 
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zum  Theil  in  Folge  des  Verlangens  des  Staats  —  im  Privatbahnhau  bis  vor  ni<ht 
langer  Zeit  zu  einseiti?  der  technische  Staudpunct  bei  d.  Hahnanlage  geherrscht.  So 
war  z.  B.  die  Anlage  von  Doppelgeleisen,  die  in  Concessionsurkundeu  mitunter  von 
vornherein  vorgeschriebene  Anlage,  des  Bahndamms,  der  Brücken  für  d.  Doppelspur 
auch  in  Deutschland  öfters  verfrüht,  ein  Verstoss  gegen  obige  Kegel.  Nicht  aus 
Ueberlegung  und  Ökonom.  Verstündniss.  sondern  aus  Unterschatzung  der  Verkehrs- 
entwicklung, also  aus  Zufall  ist  man  in  Deutscliland  u.  a.  L.  wenigstens  theil  weise 
bei  d.  ersten  Anlage  der  Bahnhof«;  richtig  verfahren:  man  hat  sie  anfangs  zu  klein 
angelc«rt  und  baut  sie  Jitzt  um,  sparte  dadurch  früher  an  Kapital  u.  kann  j(;tzt  dem 
Bedürfniss  gemäss  bauen,  —  kein  ökon.  Nachtheil  in  der  Kegel,  wie  man  wohl  irr- 
thUmlich  mitunter  annahm.  Der  Fehler  war  nur,  da^s  mau  die  Bahnhöfe  gleich  zu- 
erst zu  kostspieli«^  baut«;  (massiv). 

Besonders  wichtig  in  ökonomischer  Hinsicht  ist  der  Zu- 
sammenhang zwischen  der  Höhe  der  Bahnverwaltungsaus- 
gaben, des  zweiten  Haupttheils  der  Betriebsausgaben  und  der 
Beschaffenheit  der  ganzen  Bahnanlage.  Es  kann  ein 
absolut  höherer  Betrag  an  solchen  Ausgaben  durch  geringere 
Beschaffenheit .  der  Bahnanlage  und  daher  durch  grössere  Repara- 
turausgaben und  Beaufsichtigungskosten  verursacht  werden.  Dies 
ist  indessen  so  lange  ein  Vortheil,  als  das  Plus  dieser  Ausgaben 
über  den  bei  technisch  vollkommenerer,  aber  ökonomisch  noch 
nicht  nöthiger  Anlage  zu  verwendenden  Betrag  kleiner  ist  als 
der  Zins  des  in  diesem  Falle  erforderlichen  Plus  des  Anlage- 
kapitals. Damit  ist  auch  gleichzeitig  die  weitere  Kegel  gegeben, 
wann  bloss  zum  Behufe  einer  Reduction  der  Bahn- 
verwaltungskosten eine  leichtere  Bahnanlage  in  eine  voll- 
kommenere verwandelt  werden  mnss:  sobald  die  erwähnte  Zins- 
ersparung  kleiner  wird  als  die  von  der  Bahnbeschaifenheit  bewirkte 
Steigerung  jener  Kosten.  Also  bei  steigendem  Arbeitslohn, 
vollends  wenn  damit  ein  Fallen  des  Zinses  verbunden  ist, 
und  bei  grösserer  Frequenz,  welche  die  Bahnverwaltungs- 
kosten leicht  auf  der  unvollkommeneren  Bahn  mehr  steigert  oder 
aus  technischen  und  Sicherheitsgründen  auf  ihr  etwa  gar  nicht 
möglich  ist. 

Analog  ist  in  verwandten  Fällen  zu  entscheiden.  Z.  B.  die  Anlage  einer  Bahn 
für  starke  Freiiuenz  koste  p.  Meile  600,000  Thlr.,  voraussichtlich  aber  habe  die  Bahn 
solche  Frequenz  erst  nach  längerer  Zeit,  während  einstweilen  eine  leichtere  Anhige 
f.  400,000  Thlr.  ausreicht,  deren  Ausbau  später  noch  300.000  Tlilr.  erfordert:  dann 
ist  dennoch  die  spätere  Bahn  für  700.000  Thlr.  billiger,  wenn  bis  zum  Zcitpuncte  des 
Bedarfs  die  Zinsen  und  Zinseszinsen  der  anfangs  ersparten  200,000  Thlr.  mehr  als 
]  00,000  Thlr.  betragen.  Gewiss  ein  oftmaliger  Fall  ))ei  hohem  Zinsfuss(',  z.  B.  in 
vielen  Ostlichen  Th<nlen  Europas. 

Neben  dieser  Individualisirung  der  Eisenbahnen  nach  ganzen 
Ländern  .und  Provinzen ,  nach  Verhältnissen  der  Volksdichtigkcit 
und  nach  Stufen  der  volkswirthschaftlichen  Entwicklung  muss  aber 
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nunmehr   noch  eine  consequente  weitere  Individualisirnng 
der  Bahnen  nach  Local-  und  Zeit  Verhältnissen  erfolgen. 

IL  —  §.  281.  Die  practische  Durchführung  des  In- 
dividualisirungsprincips.  Hier  liegt  nun  die  am  Scblnsse 
des  §.  278  (S.  705)  schon  berührte  wichtige  Aufgabe  des  Staats 
vor,  eine  passende  Combination  der  eigenen  Staats- 
thätigkeit  und  der  Thätigkeit  der  Selbstverwal- 
tun g  s  k  ö  r  p  e  r  bei  der  Anlage  und  dem  Bau  der  Bahnen  eintreten 
zu  lassen. 

S.  auch  hierfür  bes.  d.  verschied.  Schriften  v.  Weber's,  der  nur  zu  sehr  von 
seiner  Vorliebe  f.  d.  Privatbahnen,  mindestens  f.  d.  gemischte  System  geleitet  wird. 
Aber  seine  techn.  Gesichtspuncte  müssen  auch  für  den  Nationalökonomen  die  leitenden 
werden.    Jetzt  Sax  II,  265  (f.,  bes.  284  ff. 

1.  Die  Hauptbahnen  ttir  den  grossen  durchgehenden 
Massenverkehr  der  Personen  und  Güter  muss  der  Staat 
selbst  übernehmen  und  sie  in  derjenigen  technischen  Voll- 
kommenheit, daher  auch  mit  demjenigen  ökonomischen  Kosten- 
aufwand herstellen  und  ausrüsten,  welche  durch  die  ganze  volks- 
wirthschaftliche  Entwicklungsstufe  des  Landes  bedingt  werden. 

Auch  hier  ist  nach  den  vorent^lckeltcn  Grundsätzen  nicht  von  einer  gleichen 
technischen  Vollkommenheit  der  Hersteilung  und  Ausstattung  in  allen 
Ländern  die  Bede,  also  z.  B.  nicht  der  technisch  an  sich  mögliche  höchste  Grad 
der  Vollendung  des  Bahnbaus  zu  erstreben,  wohl  aber  der  jeweilig  nach  den  ob- 
waltenden Verhältnissen  des  Landes  passend  erscheinende  Vollkommenheitsgrad. 

Diese  Bahnen  können  Primär  bahnen  genannt  werden.  Bei 
ihnen  ist  gleiche  Spurweite  im  ganzen  Lande,  womöglich  auch 
mit  den  Hauptbahnen  aller  angrenzenden  Länder,  Hanpt- 
bedingung  auch  ihres  ökonomischen  Nutzens,  damit  das  Fahr- 
materia]  beliebig  verwendbar  sei.  Letzteres  muss  daher  mit 
Rücksicht  auf  die  Verwendbarkeit,  d.h.  thunlich  gleichartig, 
beschaffen  sein. 

Auf  d.  Gontiuont  gleiche  Spurweite,  mit  Ausnahme  Basslands  u.  z.  Th.  Spaniens. 
In  England  lange  2  Systeme  der  Spurweite  in  Kampf.  Selbst  in  diesem  Puncte  die 
Gesetzgebung  s«'lir  ängstlich  in  Betr.  d.  Vorschrift  zu  nachträglicher  Acnderung  d. 
Spurweite.  Co  hu  1.  209  H".  Die  ehemals  breitere  Spur  d.  bad.  Staatsbahnen  ist 
umgeändert  worden. 

Die  weitestgehende  Gen erallsirung  oder  Gleichmässigkeit  aller 
Gebrauchsgegenstände  vieler  Linien,  also  bes.  der  Wagen  (weniger  der 
Locomotiven)  verlangt  auch  v.  Weber  neben  intensivster  Individualisirung 
der  Bahnanlagen,  wobei  vielleicht  dem  Bclativitätsprincip  auch  beim  Wagenpark 
etwas  zu  wenig  Bechnung  getragen  wird.  Individ.  d.  Bahnen  S.  43,  32  ff.  —  Die 
Signalsysteme  sind  ebenfalls  nicht  einseitig  nach  Sichcrheitsrücksichten  gleich- 
massig  u.  technisch  möglichst  vollkommen  vorzuschreiben,  sondern  wegen  der  grossen 
Kostenverschicjdenheit  nach  dem  Character  der  Bahn  u.  ihres  Verkehrs  zu  individuali- 
siren.     Weber  eb. 

2.  An  die  Primärbahnen  scbliessen  sich  die  Bahnep  zweiten 
Rangs,  die  Secundärbahnen  („Bahnen  untergeordneter  Be- 
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deutung")  an.  Sie  zerfallen  nach  ihrer  Bedeutung  für  den  Verkehr 
wieder  in  manche  verschiedene  „Rangclassen".  Die  wich- 
tigeren unter  ihnen  —  bedeutendere  Seitenbahnen,  Verbindungs- 
bahnen zwischen  mehreren  Bahnnetzen  u.  dgl.  m.  —  wird  in  der 
Begel  wieder  der  Staat  am  Besten  selbst  anlegen:  die  Secundär- 
bahnen  erster  Classe.  Aber  er  muss  sie  bereits  extensiver 
bauen,  nur  mit  gewisser  Rücksicht  auf  ihre  etwaige  spätere  Um- 
gestaltung zu  Primärbahnen.  Bei  den  weniger  wichtigen  Secundär- 
bahnen  können  sich  die  Selbstverwaltungskörper  neben 
dem  Staate  in  der  Anlage  betheiligen,  und  zwar  je  nach  dem 
Grade  der  Bedeutung  der  Linien  für  den  Verkehr  die  Provinzen, 
Bezirke  an  den  Secundärbahnen  2.  oder  3.  Classe,  die  Kreise 
und  Gemeinden  an  denen  3.,  4.  und  weiterer  Classe.  Die  Ex- 
tensivität des  Bahnbaus  kann  im  Allgemeinen,  von  besonderen 
Abweichungen,  welche  die  Terrainverhältnisse  nöthig  machen, 
abgesehen,  entsprechend  immer  weiter  gehen,  d.  h.  der 
Kapitalaufwand  für  die  Bahnanlage  relativ  immer  kleiner 
werden. 

Dio  vichti|i^e  Folge  wird  dann  sein,  dass  die  Dampf balioen  schliesslich  in 
Pferdebahnen,  eventuell  die  Normalspur  in  Schmalspur  übergeht  und  der  Wagenpark 
entsprechend  leichter  und  wohlfeiler  gebaut  wird.  Indessen  lässt  sich  bis  zu  einer 
gewissen  Grenze  auch  bei  den  Secundärbahnen  der  niederen  Classe  ein  etwas  grösserer 
Kapitalaufwand  für  die  Rahnanlage  rechtfertigen ,  wenn  dadurch  der  leistungsfähigere 
Dampfbetrieb  und  die  Normalspur  erhalten  und  so  der  üebergang  des  Wagenparks 
TOD  einer  zur  anderen  Baliu  ermöglicht  wird.  Der  Dampfbetrieb  an  sich  setzt  nicht 
nothwendig  immer  eine  technisch  viel  vollkommenere,  daher  kostspieligere  Bahnanlagen 
roraus,  sobald  sich  nur  mit  einem  massigen  Maximalmaass  der  Schnelligkeit 
begnügt  wird,  was  volkswii-thschaftlich  oft  ganz  ausreicht.  Unter  dieser  Voraus- 
setzung steigert  sich  auch  der  Kostenaufwand  der  Normalspur  gegen  die  Schmalspur 
nicht  80  erheblich,  dass  nicht  der  grosse  Vortheil  der  Gleichspur  eine  hinlängliche 
Compensation  dagegen  bildete. 

Vgl.  auch  hiezu  bes.  Weber,  nam.  in  d.  „Secundärbahnen"  S.  8  ff.  Kr  weist 
nach,  dass  die  Vertheuerung  der  Bahn»'n  Jiauptsächlich  durch  die  Bedingungen, 
welche  die  Durchführung  der  eisenbahnmüss.  Schnelligkeit  stellt,  dann 
durch  die  Vorkehrungen,  welche  der  Personenverkehr  an  Constiiictionen  und 
Sicherheitsmassregeln  erfordert,  bewirkt  wird.  Bei  d.  oft  genügenden  geringeren 
Schnelligkeit  können  die  Bahnanlagen  auch  hei  Normalspur  viel  wohlfeiler  u. 
doch  genügend  sicher  werden.  Hier  liegt  dann  ein  techn.  Problem  in  d.  Con- 
straction  v.  Locomotiven,  die  auf  solchen  Secundärbahnen  eine  massige  Maximal- 
Schnelligkeit  haben,  z.  B.  12  Kil.  p.  Stunde.  S.  Weber  a.  a.  0.  S.  11  ff.  — 
„Grundzüge  f.  d.  Gestalt,  d.  secund.  Eisenbahnen"  (v.  d.  techn.  Commiss.  d.  Ver.  D. 
Eisenbahnen),  1S70.  Weber  veranschlagt,  eb.  S.  22,  die  Erspaning  von  Anlagekosten 
bei  Secundäri)ahnen  mit  Normalspur,  aber  langsamer  Geschwindigkeit,  verglichen  mit 
Hauptbahnen  schneller  Geschwindigkeit  auf  25 — 307o  ii"  Flachland,  30 — 40  im  Hiigel- 
lande,  50 — 60  im  Gebirge.  —  S.  auch  Dem arteau,  Gedankenlese  üb.  d.  Fairlie'sche 
Locomotivsystem  u.  Schmalspur.  Schienenstrassen  in  Oest-Ung.,  Wien  (1S74).  In  den 
fetzten  Jahren  ist  die  Frag«*  der  Seeundärbahnen  naeh  allen  in  Betracht  kommen- 
den Seiten  auch  literarisch  lebhaft  erörtert  worden.  S.  u.  A.  noch  v.  Weber, 
staatl.  Einfluss  auf  die  Entwickl.  der  Secundärbahnen,  Wien,  1878.  Die  preuss. 
Eisenbahnverstaatlichung  hat  auch  hier  förderlich  auf  die  Entwicklung  der  Anlage  u. 
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des  Betriebs  v.  Sec.bahnen  gewirkt.    Mehrfach  sind  neuerdings  besondre  Mittel  f.  d. 
Bau  solcher  Balmen  in  Prcnssen  bewilligt  worden. 

3.  Die  See undär bahnen  tieferer  Classe  kann  man 
Tertiär-,  Quartärbahnen  u.  s.  w.  nennen.  Sie  dienen  wesent- 
lieh  rein  localen  Bedürfnissen  von  immer  geringer  werdender 
Bedeutung.  Deshalb  sind  sie  vornehmlich  von  den  Gemeinden 
für  deren  externen  Verkehr  in  der  Nachbarschaft  und  besonders 
für  den  internen  Verkehr  zu  bauen. 

Hier  wird  die  Dampf  bahn  oft  durch  die  Pferdebahn  zu  ersetzen  sein.  Die 
Normalspur  sollte  indessen  auch  hier  nur  bei  wesentlichen  Yortheilen  in  ökonomischer 
Hinsicht  zu  Gunsten  der  Schmalspur  aufgegeben  werden.  Diese  reinen  Localbahnon 
wurden  dann  das  extensivste  Balinbausystem  darsteUen.  Auf  ihnen  wird  die  Ver- 
waltung ?on  der  Gemeinde  zu  fuhren  sein,  während  die  Secundärbahncii  höheren 
Rangs  vornehmlich  von  der  Verwaltung  der  Staatsbahnen  mit  administrirt  werden. 

Diese  Durchführung  des  Individualisirungsprincips  im  Eisen- 
bahnwesen entspricht  den  heutigen  Verkehrsbedürfnissen  und  der 
richtigen  Ausbildung  des  Systems  öffentlicher  UntemehmuDgen 
auch  in  der  materiell -wirthschaftlichen  Sphäre  statt  der  privat- 
wirthschaftlichen ,  speculativen  Unternehmungen.  So  vorzugeben 
ist  ökonomisch-technisch  möglich  und  in  dieser  wie  in  social- 
politischer  Hinsicht  wünschenswerth.  Die  Ueberweisung  der  Primär- 
bahnen und  der  wichtigeren  Secundärbahnen  an  das  speculative 
Äctienkapital,  das  meist  allein  ttlr  diese  Bahnen  bereit  steht,  ist 
aus  den  dargelegten  Gründen  zu  vermeiden.  Die  Secundärbahnen 
niederer  Classe,  die  Tertiärbahnen  u.  s.  w.  durch  Erwerbsgesell- 
schaften oder  Private  herstellen  zu  lassen,  hat  einmal  wegen  der 
oft  geringen  Aussicht  auf  Rentabilität  keinen  Erfolg,  oder  führt, 
wie  bei  internen  städtischen  Pferdebahnen,  vollends  zu  einem  fac- 
tischen  Monopol  und  entzieht  in  principiell  nachtheiliger  Weise 
der  localen  Selbstverwaltung  einen  für  diese  besonders  passendcA 
Wirkungskreis. 

Weber  ist  hier  der  Privatthätigkeit  zu  einseitig  giinstig.  Stein  im  Händb. 
d.  Vcrwaltungslehrc  vertritt  iu  diesen  Puncteii  einen  unhaltbaren  Standpunct.  Auch 
in  England  schon  Stimmen  für  die  Oebernahmc  der  Tramways  Seitens  der  Couimunen. 
Cohn  II,  621. 

III.  —  §.  282.  Der  Eisenbahnbau  selbst.  Mit  der 
Durchführung  eines  richtigen  Eisenbahnsystems  der  geschilderten 
Art  ist  in  folgender  Weise  vorzugehen. 

1.  Es  muss  zunächst  ein  allgemeiner  Eisenbahnbau- 
plan („geographischer"  oder  „Linienplan")  für  das 
ganze  Staatsgebiet  entworfen  werden,  unter  steter  Berück- 
sichtigung  der   Anschlüsse  an  den  Staatsgrenzen.    Ist  dies,    wie 
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vielfach,  früher  versäumt  worden  und  demgemäss  schon  ciu 
grösseres  Eisenbahnnetz  vorhanden,  so  muss  der  Plan  („Er- 
gänzungsplan*')  dennoch  nachträglich  entworfen  werden, 
nach  dem  leitenden  Gesichtspuncte,  die  Lücken  in  dem  niuthmass- 
lieh  dann  noch  wenig  einheitlichen  Eisenbahnwesen  des  Landes 
passend  auszufüllen.  Abänderungen  der  Pläne  sind  natürlich  für 
die  Zukunft  nicht  ausgeschlossen. 

Ein  Hauptmangel  im  deatschen,  engl.  Eisenbahnwesen.  —  Vorachla^  eines 
solchen  Eisenbahnplans  Seitens  d.  prenss.  Eisenbahn -Untersuchnngsconim.  S.  157. 
Entwurf  u.  Bekanntm.  eines  Bahnnetzplans  in  Oestcrreich  1854,  GzOrnig,  Neu- 
u^estalt  S.  370.     Schwabe,  Entwurf  eines  Eisenbahuplans  für  Prenssen.    Borl.  1S79. 

2.  Ein  solcher  erster  oder  Ergänzungsbauplan  ist  bei  jedem 
Eisenbahnsystem,  auch  bei  dem  reinen  Privatbahn-  oder  bei 
dem  gemischten  System,  nothwendig,  ohne  dass  deswegen  von 
vorneherein  genau  für  jede  Linie  bestimmt  wird,  ob  sie  der  Staat 
oder  eine  Gesellschaft  bauen  soll.  Bei  dem  ausschliesslich  „öffent- 
lichen^'  oder  Staatsbahnsystem  werden  die  Hauptlinien 
dem  Staate  vorzubehalten  sein,  andere  können  gleich  den 
Selbstverwaltungskörpern  überwiesen  werden,  entweder 
definitiv  oder  so,  dass  der  Staat  es  diesen  Körpern  ttberlässt,  eine 
Linie  etwa  früher  zu  bauen,  als  er  dazu  kommen  würde,  wobei 
dann  Staatsunterstützungen  besonders  zulässig  sind,  der  Staat 
sich  aber  die  spätere  Uebernahme  der  Linie  vorzubehalten  hat. 

3.  Der  Linienplan  ist  nach  dem  dargelegten  Princip  der 
Individualisirung  der  Bahnen  aufzustellen  und  demgemäss 
auch  die  Betheiligung  des  Staats  und  der  Selbstverwaltungskörpcr 
nach   diesen  „technischen  Rangclassen '^  der  Bahnen  einzurichten. 

4.  Im  Staatsbahnsystem  ist  besonders  darauf  zu  achten,  dass 
die  Verwendung  von  Kapitalien  im  Eisenbahnbau  in  der  mehrfach 
erwähnten  Weise  thunlichst  gleichmässig  erfolgt:  m.  a.  W. 
neben  dem  geographischen  oder  Linienplan  ist  ein  Zeit- 
plan für  den  Ausbau  der  Linien  aufzustellen  und  möglichst  innc 
zu  halten. 

Dies  ist  gerade  bei  dem  Staatsbahnban  ausführbar  und,  wie  gezeigt,  von  segens- 
reichen Folgen  für  die  Volkswirthschaft  als  Organismus,  bisher  aber 
auch  in  der  Praxis  des  Staatsbahnsystems  selten  gehörig  zur  Geltung  gekommen,  iu 
Ueberoinstimmung  mit  der  allgemeinen  .«Planlosigkeit*',  welche  auf  diesem  Gebiete 
zu  beklagen  war  (Preussen!).  Auch  iu  finanzieller  Beziehung  ist  eine  üeber- 
stUrzung  des  Staatsbahn baus  in  kurzer  Zeit  zu  vermeiden.  Jede  Bahn  pflegt  eine 
gewisse  Zeit  zur  Entwicklung  ihres  Verkehrs,  mithin  ihrer  Rentabilität  zu  brauchen. 
Das  finanzielle  Risico  vermindert  sich  also  bei  einem  besonnenen  Vorgehen  im  Eisen- 
bahnbau.  In  Ungarn  zeigen  sich  jetzt  die  Folgen  dieser  Nichtberücksichtigung  der 
Hilfsmittel  des  Landes.  —  In  Preussen  hatte  sich  bis  vor  Kurzem  die  so  einfache 
Erkenntniss  der  Abhängigkeit  des  Gangs  eines  grossen  Theils  des  Erwerbslebens  vom 
Eisenbahnbau  auch  noch  zu  wenig  Geltung  verschaff. 
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5.  Die  Geldmittel  zum  Eisenbahnbau  haben  Staat  und 
SelbstverwaltuDgskörper,  der  Praxis  gemäss,  in  der  Regel  durch 
Benutzung  ihres  Credits,  durch  Aufnahme  von  Anleihen 
zu  beschaffen. 

Die  gelegentlich  Torgeschlageno  sogar  mehr  oder  weniger  aasschliesslichc 
Vei-wendang  ordentlicher  Einnahmen  (St  e  a  e  r  n)  zun  Eisonbahnban  selbst  ist  jeden- 
falls nur  ausnahmsweise  passend.  Die  grossen  Summen,  um  welche  es  sich  hier 
stets  handelt,  sind  in  der  immer  unvermeidlich  etwas  drückenden  Form  von  Steuern 
schwerer  richtig  aufzubringen,  als  durcli  Anleihen.  Und  während  solche  Steuern  einen 
ungleichen  Druck  ausüben,  vertheilen  sich  die  Vortheile  des  Eisenbahnwesens  eben- 
falls ungleich ,  nach  Gegenden  und  Yolksclassen ,  ohne  dass  diese  beiden  Ungleich- 
heiten sich  compensiren.  Einen  bezügl.  Vorschlag  machte  Perrot,  der  hier  wie  in 
anderen  Eisenbalinfragen  sehr  zu  einseitiger  Auffass.  neigt. 

Um  in  Zukunft  hinsichtlich  des  leitenden  Finanzprincips  bei 
der  Bewirthschaftung  der  Staatsbahnen  freie  Wahl  zu  erlangen,  ist  im 
Princip  aber  eine  regelmässige  Tilgung  der  Eisenbahn- 
schulden nach  bestimmtem  Plan  zu  befürworten,  —  abweichend 
von  dem  Grundsatze,  der  für  die  sonstige  allgemeine  Staatsschuld 
aufzustellen  ist,  deren  regelmässige  Tilgung  nach  gesetzlich 
festgestelltem  Modus  nicht  principiell  geboten  erscheint. 

Wie  diese  Tilgung  vorzunehmen  und  in  welcher  Form  die  betreffenden  £isen- 
bahnanleihcn  aufzunehmen  sind,  das  ist  erst  in  der  späteren  Lehre  von  den  Staats- 
schulden (Band  S  d.  Fiii.wiss.)  zu  behandeln.  Vorläufig  genügt  die  Bemerkung,  dass 
die  Tilgung  der  Eisenbahnschuldcn  die  Aufnahme  der  letzteren  in  der  Form  sogen. 
Kentonschnlden  nicht  noth wendig  ausschliesst.  Ich  verweise  einstweilen  auf  meinen 
Art.  Staatsschulden  in  Bluntschlis  Staatswöilerb.  X,  21  ff',  für  diese  Formfragen,  auch 
S.  19  für  die  Tilgungsfrage.  Auch  meine  Abh.  in  Schön l^rg's  Handb.  über  öffentl. 
Credit,  II.  433  11.,  bes.  §.  2Ü.  üeber  die  Einrichtung  der  Tilgung  der  Eisenb.schuld 
in  Preussen  nach  Ges.  v.  27.  März  1882  s.  o  S.  710. 

Einzelne  wt;itero  Punctc,  welche  Anlage  und  Bau  «ler  Bahnen  betreircn,  werden 
des  Zusammenhangs  halber  im  folgenden  Abschnitte  mit  berührt. 


4.  Abschnitt. 
Eisenbahnen. 

3.     Die  Verwaltung  der  Staatsbahnen. 

Durch  die  grossen  Verstaatlichungen  der  Bahnen  in  Preussen,  dann  auch  in 
Ocsterreich,  Italien,  Frankreich  ist  die  Verwaltuiigsfrage  in  ein  neues  Stadium  gerückt. 
Bei  der  mit  Recht  meist  gewählten  Selbstverwaltung  der  Staatsbahnen  ist  für  ein  grosses 
Landesbahnnetz  die  Scliwierigkeit  nicht  zu  verkennen,  übermässige  Centralisation  der 
Verwaltung  zu  vermeiden.  Hier  dürfte  die  neue  preuss.  Einrichtung  wohl  im  Ganzen 
das  allgemein  für  ein  grosses  Land  u.  das  speciell  für  das  lang  gestreckte  preuss. 
Staatsbahn  netz  Richtige  getrofft'n  haben.  Auch  auf  Verpachtungen  von  Bahnen 
oder  „Betriebsüberlassungsverträge"  zwischen  dem  Staat  als  Eigenthümer  ü. 
Betriebsgesellschaften  ist  durch  die  Vorgänge  in  Italien  (o.  S.  719)  manches  neue 
Licht  geworfen.  Endlich  hat  sich  gerade  beim  Staatsbahnsystem  die  Vertretung  der 
Interessen  des  Publicums  erwünscht,  aber  auch  am  ehesten  möglich  gezeigt, 
indem  „Eisenbahnräthe"  zu  Vertretungskörpern  gebildet  wurden,  die  zur  Verwaltung 
in  gewisse  Beziehung  gesetzt  werden.  Dies  alles  kann  hier  an  diesem  Orte,  dem  Zwecke 
dieses  Werks  gemäss,  nur  kurz  berührt  werden.     Eine  speciellere  Ausführung  darüber 
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gehört  ancli  Dicht  einmal  in  die  ,,£iseDbahnpolitiJ(''  als  Theil  der  Yolkswirthschafts- 
Politik,  sondern  in  die  technisch -administrative  Eisenbahnlehre. 

Das  verwaltungsrechtliche  Material  (Gesetze,  Verordnungen  n.s. w.)  über 
alle  Staaten  im  Archiv  f.  Eisenbahnwesen.  Für  Prenssen  s.  Kosub,  Organisation 
d.  Staatseisenb.verwalt. ,  Berl.  1881;  ders.,  Verwalt.  d.  preuss.  Staatsbahnen,  Berlin 
1881.  Reiches  Material  mit  kritischen  Erörterungen  bietet  die  Italien.  Eisenbahn- 
enqu^te.  S.  darüber  den  Aufs.  v.  Pieck  im  Archiv  1882,  wo  diese  Verwaltungsfragen 
bes.  eingehend  behandelt  sind  (S.  103  über  Verpachtungsformen).  —  Im  Allgemeinen 
s.  sonst  Sax  II,  199  fl.,  255  ff.,  357  ff.  passim.  Für  Vergleichspuncte  mit  dem 
Privatbahn  System  ausser  Sax  auch  Cohn's  gen.  Hauptwerk  u.  dessen  neuere  Forts, 
im  Eisenb.-Arch. 

I.  —  §.  283.  Die  Verwaltungssysteme.  Die  Regel  ist 
bisher  bei  den  Staatsbabnen : 

1.  Die  eigene  Administration  durch  Behörden  des 
Staats  selbst.  Nur  diese  Verwaltungsform  ermöglicht  es  voll- 
ständig, die  allgemeinen  Vortheile,  welche  das  Staatsbahnsystem 
haben  kann  und  derentwegen  es  gewählt  werden  soll,  zur  Geltung 
zu  bringen.  Nur  bei  ihr  kann  jederzeit  diejenige  Modification  des 
Bewirthschaftungsprincips  erfolgen ,  welche  im  volkswirthschaft- 
lichen  gegenüber  dem  finanziellen  Interesse  etwa  geboten  ist.  Die 
eigene  Verwaltung  des  Staats  lässt  sich  auch  technisch  und  öko- 
nomisch mindestens  ebensogut  einrichten  als  diejenige  einer  Ge- 
sellschaft. In  der  Hauptsache  muss  der  Betrieb  der  Eisenbahnen 
nach  gewissen  gleichartigen  allgemeinen  Grundsätzen  besorgt 
werden,  wer  immer  ihn  führe.  Auch  erfahrungsmässig  steht  die 
Staatsverwaltung  des  Betriebs  hinter  der  Gesellschaftsverwaltung, 
wenigstens  bei  uns,  durchaus  nicht  zurück.  So  darf  die  eigene 
Administration  des  Staats  als  die  grundsätzlich  richtige  be- 
zeichnet werden. 

Hieran  ändert  das  Ergebniss,  zu  dem  die  Eisenbahnuntersuchungs  -  Comndssion 
in  Italien  gekommen  ist,  m.  £.  nichts.  Ihr  Endbeschluss ,  „es  sei  vorzuziehen,  den 
Betrieb  der  Italien.  Eisenbahnen  der  Privatindustrici  anzuvertrauen*',  ist  nicht 
einmal  für  Italien  überzeugend  begründet  Die  ganze  Beweisführung  bewegt  sich 
immer  noch  in  dem  alten  Geleise  der  brit.  ökonomischen  Doctrin  (,4ü  der  bürgerl. 
Gesellscli.  hat  jede  Institution  ihre  eigene  Aufgabe  zu  erfüllen;  dem  Staate  liegt  es 
ob,  zu  regieren,  den  Privaten  die  Gewerbe  zu  betreiben.  Deshalb  werde  auch  das 
£iäenbahn,ge werbe'  (sie!)  den  Privaten  anvertraut").  S.  Pieck  im  Archiv  1882 
S.  117.  Vgl.  auch  d.  kurze  Besprech.  d.  ital.  Enquete  in  Conrad's  Jahrb.  1882,  N.  F. 
B.  V,  62  ff. 

2.  Ftir  die  zweite  Hauptform  der  Staatsbahn -Verwaltung, 
die  Verpachtung  oder  Betriebsüberlassung  an  Dritte, 
regelmässig  an  nachbarliche  Privatbahngesellschaften  oder  an 
eigens  fllr  den  Betrieb  gebildete  „Betriebs- Actiengesellschaften*' 
sind  wohl  folgende  drei  Fälle  zu  unterscheiden,  von  denen  nur  der 
dritte  hier  Bedeutung  hat,  weil  es  sich  bei  ihm  absichtlich  um  ein 
der  Eigenverwaltung  entgegengesetztes  Verwaltungssystem  handelt : 
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a)  Verpachtangen  von  grossen  Strecken  Staatsbahnen  sind 
mehrfach  als  Finanzoperationen  einer  in  bedrängter  Finanz- 
lage befindlichen  Regierung  vorgekommen. 

Ueber  den  Inhalt  der  Vertriigc  entsduddcn  in  solchem  Falle  nicht  sachliche 
Erwägungen  hinsichtlich  der  im  volkswirthschaftlichen  Interesse  der  Gesammtheit  nnd 
im  finanziell(3n  des  Staats  liegenden  Puncto,  sondern  eben  die  concrete  tinanzlage, 
die  Noth wendigkeit,  unmittelbar  möglichst  grosse  baurc  Geldsummen  zu  erhalten  u.  s.  w. 
Meistens  wird  hier  der  Pachtschilling  auf  einmal  oder  in  wenigen  grossen  Buten  im 
Voraus  entrichtet,  also  kapitalisirt ,  und  nur  etwa  für  spätere  Zeiten  dem  Staate  noch 
ein  Antheil  an  demjenigen  Beinertrag,  welch»^r  eine  gewisse  Höhe  überschreitet,  vor- 
behalten.   (Oestcrreich  s.  o.  S.  714.) 

b)  Für  den  Inhalt  der  Verträge  bei  der  Verpachtung 
kleiner  Neben-  und  namentlich  Grenz  strecken  zur  Verbindung 
mit  anderen  Bahnen  (etwa  fremder  Länder)  sind  auch  oft  nicht 
rein  ökonomische  Erwägungen  massgebend,  sondern  der  Wunsch 
des  Staats,  durch  günstige  Bedingungen  den  Änschluss  zu  ermög- 
lichen, oder  selbst  Verpflichtungen,  welche  er  in  dieser  Hinsicht 
eingehen  muss  u.  dgl.  m. 

Beispiele  von  Pachtverhältnissen  bei  d.  Bahnen  in  §.  279  S.  712,  z.B.  bei  der 
Baier.,  Oldenb.  Bahn.  Ueber  die  Pachtverh.  bei  d.  baier.  B.  s.  D.  Eisen bahnstat. 
1865  S.  135,  1866  S.  189.  Einn.  für  die  verpacht.  Strecken  1869  349,6S6  fl.,  A.  f.  1871 
358,643  fl.,  Ausg.  fOr  d.  gepacht.  Strecken  1869  1,087,767  fl.,  A.  1871  1,037,640  fl.. 
Bemerkenswerth  ist  die  Verpachtung  der  der  Oberschles.  B.  gehörenden  Bergwerks- 
bahn an  Privatunternehmer  auf  kurze  Termine,  1871  wieder  auf  12  J.  ausgeschrieben. 
Ein  neueres  Beispiel  der  Bahnpacht  bietet  d.  Vertrag  des  D.  Reichs  mit  der  Wilh.- 
Lujcemburgbahn,  s.S.  716.  —  Oeftere  Bahn  pachten  in  Belgien,  mit  mancherlei  ver- 
schiedenen Stipulationen,  z.B.  einem  gewissen  Procent  der  ßruttoeinn.  als  Pachtzins 
oder  einer  festen  Bahnmiethe  p.  Kilometer. 

c)  Soll  eine  allgemeine  Verpachtung  aller  oder 
grosser  Hauptlinien  von  Staatsbabnen,  d.  h.  also  die 
Ueberlassung  des  Betriebs  der  Bahn  an  einen  Dritten,  daher  wohl 
meistens  wieder  an  eine  Erwerbs-,  speeiell  A  c  t  i  e  n  gesellschaft, 
keine  wesentlichen  volkswirthschaftlichen  und  finanziellen  Inter- 
essen des  Staats  beeinträchtigen,  so  müssen  wohl  folgende  sehr 
schwer  zu  erftlllende  Bedingungen  gestellt  werden,  weswegen 
wiederum  die  Selbstverwaltung  vor  der  Verpachtung  den  Vorzug 
verdient: 

a)  Verbleiben  einer  eingehenden  Controle  über  den  Be- 
trieb, und  eines  Genehmigungs rechts  des  Staats,  namentlich 
für  das  Tarif wesen  (mit  Feststellung  von  Maximaltarifeu  im 
Vertrage)  und  für  die  Transporteinrichtung. 

ff)  Gute  Instandhaltung  des  Bahnbaus  und  der  Ge- 
bäude u.  8.  w.  durch  den  Pachter;  Uebernahme  von  Neubauten 
(Gebäude)  eventuell  durch  ihn  gegen  Entschädigung  bei  Ablauf 
der  Pachtzeit.     Stellung   des   Fabrmaterials   oder  mindestens  des 
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während  der  Pachtzeit  neu  erforderlichen  womöglich  durch  den 
Pachter  und  ebenfalls  Ueberlassung  desselben  an  den  Staat  gegen 
Entschädigung  nach  Ablauf  der  Pachtzeit. 

y)  Nicht  zu  lange  Pachttermine  und  Möglichheit  für 
den  Staat,  unter  im  Voraus  grundsätzlich  festgestellten 
Bedingungen  den  Contract  vor  Ablauf  des  Termins 
zu  lösen,  ein  Punct,  an  welchem  freilich  der  Abschluss  von 
Betriebsüberlassungsverträgen  mit  Gesellschaften  leicht  scheitern 
kann,  in  welchem  nachzugeben  aber  leicht  auf  eine  ebensolche 
Preisgebung  der  Verkehrsinteressen,  wie  beim  vollen  Privatbahn- 
system, hinausläuft. 

6)  Bestimmung  des  Pachtgeldes  theils  in  einem  gewissen  Geld- 
betrag (etwa  einer  Quote  des  Bruttoertrags)  als  Minimum,  theils 
in  einem  Antheil  des  Staats  an  dem  Reingewinn,  welchen  der 
Pachter  über  einen  Minimalprocentsatz  hinaus  (z.  B.  4—5—6  ®/o) 
erzielt. 

Das  wichtigfste  Beispiel  der  Praxis  ist  bislicr  die  aUgcin.  Verpachtung  dor 
nie  der  Und.  Staatsbalinon  an  eine  ,,Ge8ell8ch.  f.  d.  Betrieb  der  niederl.  Staatsb/' 
auf  50  Jahre,  s.  D.  Eisenbahnstat.  1867,  S.  204,  Jahrg.  1S69,  S.  260,  Jahi-jj:.  1873, 
S.  280.  Pieck  im  Ei8.b.-Arch.  1882  S.  104.  Ges.  v.  8.  Jali  1863  bestimmte  di<*, 
Bedingungen,  unter  denen  der  Betrieb  der  Staatsbahnen  einem  Dritten  überlassen 
Werden  könne:  alle  Tarife  und  Fahrpläne  sind  zuvor  dem  Minist,  d.  Innern  z.  Genehm, 
vorzulegen;  v.  allen  Einnahmen  ist  der  Kegierung  Rechnung  zu  legen  (s.  Erl.  v.  5.  Mai 
1865);  keine  Beschlüsse  sind  einseitig:  zu  fassen  Über  Verhältnisse  der  Betriebs- 
einnahmen; die  Ges.  hat  alle  erford.  Betriebsmittel,  Telegr.,  Werkzeuge  zu  liefern; 
die  (les.  bezieht  einen  Theil  der  Bruttoeinu.  als  Betriebskosten  nach  einer  Scala.  die 
im  Vt;rli.  z.  Einn.  p.  Meile  steht,  ferner  von  der  verbleib.  Nettoeinn.  Vß»  %  der  Staat 
(Joncitssionsork.  v.  3.  Juli,  Stat.  v.  7.  Sept.  1863.  Neue  Vertr.  v.  1875  u.  76.  „Di«* 
Pachtung  umfasst  die  Traction  (Beforder.  d.  Beisenden  u.  Güter)  u.  d.  ordentl.  Unter- 
halt, der  Bahnstrasse  u.  Güter.*'  (Pieck  S.  104.)  Bildung  eines  Emeuerun^-sfonds  f. 
(icleise.  roll.  Material  u.  zugleich  f.  «gewisse  Schäden.  BoUende^  Material  u.  Ausrüst. 
«1.  Stationen  trägt  d.  Gesellsch. ,  Verbesser,  u.  Erweiter,  d.  Bahnstr.  u.  Gebäude  u. 
ausstrord.  Unterhaltungskosten  der  Staat.  Die  der  Gesellsch.  zufaUenden  80%  v. 
Bruttoerträge  (nach  Abzug  der  Dotation  d.  Eeservefonds)  müssen  dor  Ges.  mindestens 
(incl.  der  Beitra^re  z.  Kes.fonds)  4800  il.  p.  Kil.  i.  Jahr  übrig  lassen,  sonst  wird  der 
Staatsantheil  entsprechend  gekürzt.  Bei  Ges.div..über  4Va7ü  ^^'^  ^^^  nächste  halbe 
Proeent  /w.  Staat  u.  Ges.  zur  Hälfte  getheilt,  von  dem  Plus  über  5  7o  Ges.divid.  bezieht 
der  Staat  V^^  d.  des.  ^'^^.  Pachtdauer  50  Jahrt>,  vorbehaltlich  d<is  staatl.  Kündigungs- 
rechts nach  20  J.  Unter  fast  gleichen  Beding*,  übernahm  dies.  Ges.  di(;  Linie  Almelo- 
Salzbergcn  v.  tdner  and.  Ges.  Di«-  finanz.  Ergebnisse  ungünsti»*.  Der  Staat  erhielt  im 
Durchsehn,  nicht  ]  7u  ^i^^^  ^*  s*  Kapital,  die  Gesellsch.  konnte  f.  d.  ihre  seit  1876 
imm.r  über  5%  v<irtheilen.  Antheil  des  Staats  im  Et.  f.  1882  2*12  M.  M. 
Mit  der  ganzen  Einrichtung  ist  man  aber  unzufrieden  u.  giebt  dem  reinen  Staats- 
oder reinen  Privat babnsystcm  den  Vorzug,  wie  dies  eine  franzOs.  olTic.  Untersuchung 
des  niederländ.  Systems  constatirte.  —  Mehr  aus  politischen  u.  doctrinären  Gründen 
der  älteren  Wirthschaftspol.  beabsichtigt  Italien  scinr  neu  en^'orbeuen  gössen  Bahn- 
str« eken  zu  >erpacht«'>n.  S.  o.  S.  719.  Formul.  Vorschläge  der  ital.  Eise,nb.- 
Couimission  f.  Betriebsuberlass.vcrträge  s.  Pieck,  Arch.,  S.  128.  Die  Ges.  soll  danach 
Ei  gen  th  um  er  in  des  gcsammten  beweglichen  Materials  u.  Inventars  nach  Taxe 
werden  u.  dasselbe  in  gutem  Bestand  erhalten.  Sie  hat  alle  Betriebskosten  (incl.  Bahn- 
unterhaltung u.  s.  w.)  zu  tragen.  Es  werden  durr.h  Rücklagen  aus  den  Einnahmen 
Fonds  dotirt:  für  Vermehrung  des  beweglichen  Materials,  für  Erneuerung  des  Oberbaus. 
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für  Gutm&chung  ron  Schäden  durch  liOherc  Gewalt,  fOr  Deckung  von  Betriebsdeficiten 
neuer  Bahnen:  lauter  vertragsmässig  ausnehmend  schwierig  zu  regelnde  Puncte.  Bei 
der  Yertheilung  der  Einnahmen  an  Ges.  u.  Staat  ist  crsterer  die  Verzinsung  a.  Amortis. 
ihres  Kapitals,  letzterem  „soweit  als  möglich"  diejenige  seines  Bau-  u.  Kauflcapitals  zu 
gewähren.  Zu  diesem  Zwecke  Vorschlag  der  Theilung  der  Bruttoeinnahme  (nach 
Dotation  jener  Fonds),  wobei  aber  der  Staat  ein  Minimum  bestimmt  zu  erhalten  hat; 
sodann  bei  Ueberschreibung  einer  gewissen  ActiendiTidende  auch  Antheil  des  Staats 
am  Nettoertrage,  also  ähnlich  wie  in  Holland.  Dauer  des  Vertrags  60  (!)  Jahre.  Ab- 
gesehen ron  der  sicheren  Aussicht  auf  zahlreiche  Reibereien  u.  Differenzen  zwischen 
d.  Ges.  u.  dem  Staate  über  die  Betriebsergebnisse,  Fondsdotirungen  u.  s.  w.  laufen  eben 
doch  solche  Verträge  darauf  hinaus,  den  Staat  das  Hauptrisico  tragen  zu  lassen,  ohne 
ihn  an  den  finanz.  Vortheilen  passend  zu  betheiligen. 

IL  —  §.  284.  Die  eigene  Administration  der  Staats- 
bahnen. 

Vgl.  darüber  auch  Weber  a.a.O.,  Schule  d.  Eisenbahnwes. ,  2.  A.,  196  ff. 
(3.  A.  K.  12),  danach  z.Th.  Per  rot,  D.  Eisenb.  u.  Eisenbahnrefl  —  Im  Texte  ist 
die  Darstellung  von  Weber  neben  d.  amtl.  Quellen  (Staatshandbüchem),  Rechenschafts- 
berichten, d.  deutschen  u.  preuss.  Eisenbahnstatistik  benutzt  worden;  fUr  Preussen 
auch  d. Staatsbudget.  S ax  II,  1 94  ff.  357  ff. („Ausgangs-  u.  Zielpuncte  d.  BetriebsOkonomie'*). 
Für  Preussen  s.  bes.  d.  K.  Vcrordn.  v.  24.  Nov.  1879  betr.  d.  Organisation  der 
Staatseisen  bahnverwaltunj^  (n.  der  v.  Staate  verwalteten  Priv.bahnen),  Kos  üb  a.a.O. 
7  ff.  Für  West-Oesterr.  s.  „Grundzüge  f.  d.  Organisation  d.  Staatsbetriebs**  u.  s.w. 
V.  24.  Febr.  1882  (Arch.  f.  Eis.b.wes.  1882,  S.  213  ff.).  Für  F  ran  kr.  Organis.  d. 
Staatsb.verwalt.  in  1878  s.  Block,  Dictionn.  dcJadmin.,  Snppl.  I,  1878,  S.  20,  Piock, 
im  Eis.b.arch.  1882,  S.  107. 

Die  Eigenverwaltung  der  Staatsbahnen  stimmt  in  vielen  Puncten  mit  derjenigen 
der  Privatbahnen  überein,  in  anderen  weicht  sie  davon  ab  und  ist  auch  bei  den  ver- 
schiedenen Staatsbahnen  nicht  ganz  gleichartig  eingerichtet  Die  Verwaltung  der 
Staatsbalinen  hat  sich  auch  nicht  gleich  anfangs  nach  einem  festen  Plane  ausgebildet, 
sondern  bei  der  Neuheit  der  ganzen  Einrichtung  ist  manchfach  experimentirt  und  erst 
durch  die  allmälig  gesammelten  Erfahrungen  die  anfangs  ziemlich  naturalistische  Ver- 
waltungsorganisation den  aufgetretenen  Bedürfnissen  gemäss  entwickelt  worden.  In 
gewissen  grossen  Grundzügon  bestand  aber  schon  länger  eine  wesentliche  üeber- 
eiiistimmung,  ganz  entsprechend  dem  massgebenden  Einflüsse  der  gegebeneu  Technik 
dtiS  Eisenbahnwesens.  Neuerdings  ist  dann  auch,  wie  jetzt  in  Preussen,  die  Ver- 
waltungsorganisation nach  bestimmtem  Plane  für  grosse  Bahnnetze  entworfen  worden, 
wobei  sich  gezeigt  hat,  dass  eine  den  Vcrkehrsbedürfhissen  u.  der  Technik  des  Eisen- 
liahnwesens  gloichmässig  entsprechende  Organisation  der  Verwaltung  überhaupt  nur  bei 
einem  einheitlichen,  vom  Staate  selbst  betriebenen  Staatsbahnnetze  mOglich  ist;  ein 
Punct  von  Bedeutung  auch  für  die  Principien frage :   Staats-  oder  Privatbahnen. 

Eine  zweckmässige  und  wohlfeile  Verwaltungs- 
einrichtung der  Bahnen  ist  von  ebenso  grosser  volks- 
wirthschaftlicher  als  finanzieller  Bedeutung.  Von 
der  zweckmässigen  Einrichtung  der  Verwaltung  hängt  die 
Leistungsfähigkeit  der  Bahn  für  den  Verkehr,  von  der 
möglichst  sparsamen  Einrichtung  die  niedrige  Höhe  der 
laufenden  sogen.  Betriebsausgaben  —  absolut  und  im  Ver- 
hältniss  zur  Bruttoeinnahme  bemessen  —  ab.  Die  Höhe  dieser 
Ausgaben  ist  der  eine  Factor,  von  welchem  die  Grösse  des 
Reinertrags  und  der  Rente  des  Anlagekapitals  bestimmt  wird. 
Der  andere  Factor  ist  die  Höhe  der  Bruttoeinnahme  und  für  die 
Rente  tritt  als  dritter  Factor  die  Grösse  des  Anlagekapitals  hinzu. 


Eigene  Vcrwaltun«:  der  Staatsbahnen.  735 

Die  Höhe  der  Betriebsausgaben  bestimmt  aber  auch  wieder  mit 
die  Minimalhöhe  der  Tarifsätze  und  insoferne  die  Leistungs- 
fähigkeit der  Bahn  für  den  Verkehr  und  die  Grösse  der  Brutto- 
einnahme. Die  thunlichste  Verminderung  jener  Aus- 
gaben und  die  dem  entsprechende  Einrichtung  der  Verwaltung 
ist  daher  y  —  selbstverständlich  neben  möglichst  billigem  Bahnbau 
und  daher  einem  kleineren  Erforderniss  an  Zins  und  Tilgungsquote, 
soweit  die  technisch  erforderliche  Beschaffenheit  des  Bahnbaus 
nach  den  im  vorigen  Abschnitt  dargelegten  Gesichtspuncten  einen 
billigen  Bau  zulässt  —  die  Voraussetzung  eines  guten 
Beinertrags  und  einer  genügenden  Rente  sogar  bei 
massigem  Verkehr  und  niedrigen  Tarifen,  also  bei 
geringer  Bruttoeinnahme.  Sie  steigert  Reinertrag 
und  Rente  leicht  erheblich  bei  starker  Bruttoeinnahme 
und  sie  bildet  endlich  eine  der  wichtigsten  Bedingungen 
für  bedeutende  Tarifermässigungen  ohne  zu  grosse  oder 
selbst  ganz  ohne  Verminderung  des  Reinertrags.  Mit  Recht  ist 
daher  namentlich  die  möglichste  Verminderung  der  Selbst- 
kosten des  Transports  als  eine  hochwichtige  volks- 
wirthschaftliche  und  finanzielle  Aufgabe  im  Eisenbahn- 
wesen neuerdings  immer  mehr  erkannt  worden.  Hauptpuncte 
dabei  sind:  richtige  Arbeitstheilung  in  Betreif  der  ver- 
schiedenen Functionen  der  Verwaltung,  genügende 
Berücksichtigung  des  Privatinteresses  der  Functio- 
näre,  sichere  und  leichtere  Gontrole  der  letzteren, 
günstiges  Verhältniss  des  todten  zum  nützlichen  Ge- 
wicht beim  Transport 

Vgl.  z.B.  Sch&fflc  a.a.O.,  Scholz  S.  14  ff. 

In  Bezug  auf  die  Verwaltung  des  Betriebs  der  Staats.- 
bahnen  sind  nun  folgende  einzelne  Puncte  zu  erörtern  : 

1.  Die  Organisation  der  Verwaltung  im  Allgemeinen  und 
die  Betriebsökonomik. 

2.  Das  Tarifwesen. 

3.  Die  Einnahmeverhältnisse. 

4.  Die  Reinerträge  und  die  Rente,  oder  Nr.  3  und  4  zu- 
sammengefasst :  die  finanziellen  Ergebnisse.  Von  den 
letzten  drei  Gegenständen  handeln  die  zwei  folgenden  Abschnitte. 

III.  —  §.  285.  Die  Organisation  der  Verwaltung  und  die 
Betriebsökonomik.  Es  ist  hier  zu  unterscheiden  die  allge- 
meine Organisation  der  Verwaltung  der  Staatsbahnen  für  das 
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ganze  Bahnnetz  nebBt  der  obersten  Leitung  und  Central- 
verwaltung  der  Eisenbabnangelegenheiten  fiberhaupt  von  der 
speciellen  Betriebsverwaltang.  In  ersterein  Pancte  treten 
speeifische  Eigeuthümlichkeiten  des  Staatsbahnsystems  bervor, 
K.  Th.  gerade  solche,  welche  den  administrativen  Vorzug  dieses 
Systems  vor  dem  Privatbahnsystem  bedingen.  Die  Organisation 
der  Betriebsverwaltang  ist  dagegen  bei  Staats-  und  Privatbahnen 
im  Wesentlichen  die  nemliche.  Diese  Verwaltung  zerfällt  hier  in 
drei  grosse  Zweige,  in  die  allgemeine,  in  die  Bahn-  und 
die  Transportverwaltung.  Diese  Eintheilung  entspricht  der 
ökonomisch -technischen  Natur  des  Eisenbahnbetriebs  und  findet 
sich  daher  überall  einigermassen  ähnlich  wieder. 

A.  Die  allgemeine  Verwaltungsorganisation  und 
oberste  Centralverwaltung. 

Als  Staats-  und  volkswirthschaftliche  Anstalten  ersten  Rangs 
sollen  die  Staatsbahnen  auch  zunächst  nach  Staats-  und  volkswirth- 
schaftlichen  Gesichtspuncten ,  nur  unter  gleichzeitiger  genügender 
Wahrnehmung  des  finanziellen  Interesses  verwaltet  werden.  Dem- 
nach erscheint  es  zweckmässig,  sie,  wie  die  Staatsforsten  und 
neuerdings  mehrfach  selbst  die  Domänen,  unter  eines  der  volks- 
wirthschaft liehen  Ministerien,  nicht  direct  unter  das  Finanz- 
ministerium zu  stellen.  Das  geeignetste  Ministerium  ist  wohl  das 
der  (Iffentlichen  Arbeiten,  allenfalls  auch  das  Handels- 
ministerium. Bei  allgemeinem  Staatsbahnsystem  und  beim 
Vorhandensein  eines  grosseren  Bahnnetzes  möchte  jedoch,  we- 
nigstens in  einem  grösseren  Staate,  entweder  ein  eigenes 
Eisenbahnministerium  oder  ein  Ministerium  für  die 
Verkehrsanstalten  des  Staats,  Eisenbahnen,  Post,  Tele» 
graphie  zusammen,  dem  dann  aber  auch  das  sonstige  Wegewesen 
und  die  Wasserstrassen  zu  überweisen  wären,  das  Zweckmässigste 
sein.  Im  Uebrigen  wird  sich  auch  hier  in  den  einzelnen  Staaten 
wieder  Manches  nach  der  Grösse  des  Landes,  des  Bahnnetzes  und 
nach  der  sonstigen  Organisation  der  obersten  Staatsbehörden 
(Ministerien)  richten  müssen  und  auch  ohne  entscheidende  G^gen- 
bedenken  richten  dürfen.  Kessortiren  die  Staatsbahnen  zu  einem 
der  noch  mit  anderen  Angelegenheiten  betrauten  Ministerien,  so  ist 
alsdann  entweder  eine  eigene  Ministerialabtheilung  mit 
einem  Ministcrialdirector  und  der  erforderlichen  Anzahl  von  Rätbeu 
und  Hülfsarbeitern  (Preussen,  früher  Sachsen)  für  die  Staats- 
bahnen zu  bilden,  oder  es  wird  unmittelbar  unter  dem  Ministerium 
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eine  Generaldirection  der  8taatsbahnen  (so  unter  diesem  Titel 
in  den  vier  grösseren  deutschen  Mittelstaaten  ^  ehemals  auch  in 
Hannover,  in  Belgien)  als  besondere  Behörde  eingerichtet;  welche 
zugleich  das  oberste  ausilthrende  Organ  der  allgemeinen  Betriebs- 
verwaltung der  Staatsbahnen  und  durch  ihren  Vorstand  oder  eines 
ihrer  Mitglieder  im  Ministerium  vertreten  sein  kann. 

Die  Ministerialabtheilong  für  Staatsbahnen  sollte  dann  aber  nicht  das  etwa 
bestehende  Privat bahnweseu  unter  sich  haben,  um  InteressencoUisionen  zu  vermeiden. 
Sie  oder  anderseits  das  Ministerium  mit  der  Genemldirection  hat  die  Entscheidung 
über  die  Principienfragen  zu  fällen.  Die  Ministenalabtheilung  und  die  Oeneral- 
dirertion  müssen  daher  aus  juristisch  und  technisch  gebildeten  Personen  zu- 
sammengesetzt sein,  von  denen  namentlich  die  ersteren  aber  auch  eine  umfassende 
administrative,  nationalökonomische  und  commercicUe  Bildung  haben 
soUten.  Fehlt  es  daran  bei  den  berufsmässigen  St;iatsbeamten,  so  ist  womöglich  durch 
Herbeiziehung  tüchtiger,  wissenschaftlich  gebildeter  Praktiker  Ersatz  zu  schaffen.  Im 
Ganzen  geschieht  dgl.  bei  dem  strengen  Abschluss  der  Bureaukratie  im  Eiseubahndep. 
u.  in  verwandten  F^en  (Finanzen,  Handelsangclegenheiten  u.  a.  m.)  in  Deutschland  zu 
selten;  öfters  und  nicht  zum  Schaden  in  Oesterreich  (Brück,  Brentano  u.  a. m).  Die 
leidige  Klage  tiber  den  „Assessorismus*',  d.  h.  über  das  Vorwalten  des  lediglich  privat- 
rechtlich  gebildeten  Juristenthums  in  Preussen,  ist  nur  zu  begründet.  Hier  thut  eine 
Reform  an  Haupt  u.  Gliedern  noth,  wenn  das  Staatsbahnsystem  weiter  ausgedehnt  wird. 

Ob  die  Ministerialabtheilung  oder  die  Generaldirection  unmittel- 
bar auch  die  allgemeine  Betriebsverwaltung  der  Staatsbahnen  leiten 
soUy  hängt  vornehmlich  von  der  Länge  des  Bahnnetzes  und  der 
Verkehrsstärke  auf  den  Bahnen  ab.  In  kleineren  Ländern, 
wie  z.  B.  den  deutschen  Mittelstaaten,  kaum  noch  in  Baiern,  ist  es 
wohl  nicht  nur  zulässig,  sondern  betriebsökonomisch  zweckmässig. 
In  Gross  Staaten  müssen  dagegen  unter  der  wie  immer  organisirten 
Centralstelle  besondere  Directionen  der  einzelnen  Linien 
oder  Liniengruppen  für  die  Betriebsverwaltung  eingerichtet  werden. 
Demgemäss  ist  denn  das  Bahnnetz  passend  in  Directions- 
bezirke  einzutheilen.  Dies  kann  hier  nach  dem  der  Sache  am 
Besten  entsprechenden  Princip  der  Bildung  geographischer 
Eisenbahnprovinzen  von  verschiedener  Grösse,  d.  h. 
von  einer  unter  Berücksichtigung  der  Verkehrsstärke  be- 
stimmten verschiedenen  Netzlänge  geschehen  (Preussen): 
ein  beim  „gemischten^'  oder  beim  Privatbahnsystem  nicht  oder  nur 
um  den  Preis  der  Gewährung  factischer  territorialer  Monopole 
an  die  Eisenbahnen  (Frankreich)  anwendbares  Princip,  — 
daher  ein  Punct  von  principieller  Bedeutung  für  die  Systemfrage. 
So  erfolgt  bei  einem  umfassenden  Staatsbahnnetz  die  nothwendige 
Vereinigung  der  Centralisation  und  Decentralisation 
in  der  obersten  und  allgemeinen  Verwaltung:  „die  Eisenbahn- 
Provinzial-Directionen^'  vertreten  mit  einem  soweit,  als  es 

A.  Wagner,  FinAnzwissenscbafL  I.    3.  Aafl.  47 
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die  Einheitlichkeit  zulässt,  selbständigen  Wirkungs- 
kreise die  richtige  Decentralisation  der  Verwaltung,  die  die  Ein- 
heitlichkeit des  Betriebs  garantirende  Centralstelle 
vertritt  die  erforderliche  Centralisation.  Eine  Verwaltungsorgani- 
sation, welche  die  Vortheile  des  Staatsbahnsystems  zu  erreichen 
ermöglicht  und  die  an  und  für  sich  ja  nicht  durchaus  unbegrün- 
deten Befürchtungen  der  Gegner  dieses  Systems  zu  entkräften  ge- 
eignet ist.  Nach  demselben  geographischen  Princip  der  Linien- 
eintheilung  werden  dann  kleinere  ,,Betriebsamts-Bezirke" 
unter  den  Directionen  gebildet. 

Für  die  Organis. fra<^e  vgl.  aus  d.  früheren  Lit.  n.  A.  d.  Schriften  y.  Weizmann. 
Das  jetzt  in  Preussen  befolgte  System  der  Bildun^r  v.  Provincial  directionen  schon 
in  d.  vor.  Anfl.  dieses  Bands  befarwortet  (S.  626).  Doch  hatte  ich  dort  (§.  259) 
zwischen  der  allgem.  (Central -Verwaltung  u.  der  allgemeinen  Verwaltung  als  einem 
Zweige  der  Betri<bsverwaltunjr  nicht  gehörig  unterschieden. 

Die  Ressort  Verhältnisse  betr.,  so  stehen  die  Staatsbahnen  in  Preussen  jetzt 
unter  dem  Min.  d.  Offentl.  Arbeiten  (früher  in  dem  ehemals  damit  rereiuigten 
Ilandelsmin.) ,  u.  bilden  hier  die  2.  Minist. -Abtheilung  (8  Dlrectoren,  20  Fortrag. 
R&the,  50  Subalternbcamte  [Expedienten,  Calculatoren ,  Registratoren  u. s.  w.],  nebst 
Mitbenutzung  von  28  Kanzleisecret.  u.  25  Kanzlcidienem,  deren  Gehälter  auf  d.  Minist.- 
abth.  d.  Eisen!»,  u.  der  Bauverwalt.  repartirt  sind);  femer  gehOrt  zu  dieser  Abtheil, 
ein  techn.  Bureau  u.  dit;  Eisenbahncommissariatc.  Gesammtausg.  f.  diese  Central- 
verwalt.  d.  Eisen) ».wesens  im  Et.  1883/84  1*236  M.  M.  —  In  Baiern  besteht  eine 
„Gen.-Direction  der  kön.  Verkehrsanstalten''  unter  dem  Staatsmin.  d.  K.  Hanses  u.  des 
Aeussem.  Sic  zerfällt  in  3  Abtheil.«  2  für  Staatsbalinen  (Bau  u.  Betrieb),  1  für  Post 
u.  Telej^r.  Bis  1871  dependirte  diese  Dircction  von  dem  aufgelösten  Handelsmin.  — 
In  Würtemb.  hat  das  Minist.  Depart.  d.  Auswärtigen  eine  Abtheil.  f.  d.  Verkehrs- 
anstalten :  darin  die  Gcn.direction  f.  d.  Sta^vtsbahnen  u.  eine  andere  Gen.dir.  f.  d.  Post 
II.  Telegr.  Die  cig-entbilml.  Stellunji;  unter  d.  Min.  d.  Aeussem  in  diesen  2  Staaten 
erklärt  sich  wohl  aus  dem  Mangel  einer  sonstigen  grösseren  Verwaltthätigkeit  dieses 
Minist,  u.  aus  d.  vielialt.  Beziehungen  dieser  Verkehrsanstalten  mit  den  Nachbarstaaten. 
\  erwaltungstechnisch  passend  erscheint  diese  Ressortirung  kaum.  —  In  Baden  stand 
die  „Gen.dir.  d.  Stantsbahnen'*  frUher  unter  dem  (aufgelösten)  Handelsmin.,  jetzt 
unter  dem  Finanzmin.  —  In  Sachsen  ebenso.  —  In  Oldenburg  steht  die  Ver- 
walt. d.  StaatsI).  unter  einer  als  obere  Verwalt.  behörde  dem  Staatsministerium  unmittelbar 
unterueordneten  „ Eisen b.direction*'.  —  In  W est- 0 esterreich  ist  ausserhalb  des 
Handelsmin.,  alier  unter  dessen  Oberaufsicht  eine  einheitlich  fungirende  Centralvcr- 
waltu  ugsstelle  in  Wien  für  die  Staat'<l)aiinverwaltung  eingerichtet  worden  (15./24.  Febr. 
1882).  Diese  Stelle  umfasst  f.  d.  Leitung  des  executiven  Dienstes  u.  zur  Ver- 
tretung nach  aussen  die  „ K.  K.  Direction  f.  Staatseisenb.betrieb'*  in  Wien  und 
den  dieser  Direction  beigegebenen  ,.Staatseisenbahnrath'*  (Arch.  f.  Eis.)).wes. 
1^82  S.  221  11.).  Dem  öst.  Handelsmin.  untersteht  auch  die  Post  u.  Telegr.  —  In 
Ungarn  ressortiren  die  Eisenbahnen  zum  Min.  f.  öff.  Arb.  u.  Communicatiouen.  — 
In  Belgien  werden  d.  Staatsbuhnen  unter  d.  Min.  d.  öffentl.  Arbeiten  von  einem  diesem 
direct  untt-rstellten  Administrations-(Jomit6  verwaltet.  —  In  Frankreich  besteht  unter 
(i.  Min.  d.  öH'.  Arlieiten  ein  Administrationsrath  v.  9  Mitgliedern  (v.  Präsidenten  d. 
Kepulil.  ernannt)  f.  d.  Staatsbahnen;  die  adniinistr.  u.  techn.  Überleitung  hat  ein 
unmittel))ar  diesem  Rath  unterstellter  technisch  gebildeter  Director.  —  In  Dänemark 
bilden  die  Bahnen  mit  Posten,  Telegr.  u.  ölientl.  Arbeiten  eine  der  beiden  Abtht-il. 
d.  Min.  d.  Innern.  Ebenso  in  Schweden  u.  in  Norwegen.  —  In  Italien 
n.'ssortirt  d.  Staatsb.betrieb  z.  Min.  d.  öff.  Arbeit<'n. 

Fiir  die  verwaltnngstechnisrh  zulässige  Ma.vimalgrösse  eines  einheitlich  ver- 
walteten Eisellbahnbezirks  hat  man  wohl  Zilfern  auff^cstellt,  z.B.  2  —  30ÜO  Kil. ,  doch 
kouiuit  es  oüenbar  ausser  auf  die  Länge  der  Bahn  auch  auf  die  Verkehrsstärke  an     E 
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giebt  schon  grössere  Privatbahnonternehmungen  (so  in  Frankr.  Paris-Orl6ans ,  altes  u. 
neues  Netz  c.  4400,  Far.-Mittelmeer  schon  jetzt  über  6300)  u.  die  bat  er.  Staatsbahneu 
umfassten  in  den  letzten  Jahren  schon  4300  Kil.  in  einheitl.  Verwaltung.  Beim  System 
eigensverwalteter  Staatsbahnen  kann  man  aber  nicht  blos  in  geeignetster  Weise  nach 
geographischem  Gesichtspunet  ein  beliebig  grosses  Bahnnetz  in  passende  Bezirke 
zerlegen,  sondern  auch  die  Grössen  Verhältnisse  nach  verwaltnngstechnischem 
Gesichtspunet  bestimmen.  Dabei  können  dann  die  einzelnen  Directionsbezirke,  wie  es 
in  Preossen  jetzt  geschehen  ist,  mit  Rücksicht  auf  die  Verkehrsstärke  die  geeignete 
verschiedene  Grösse  (Linienl&nge)  erhalten.  In  Preussen  bestehen  gegenwärtig 
folgende  9  Directionsbezirke  (s.  d.  Karte  zu  dem  Aufs.  v.  v.  d.  Leyen  in  Schmoller's 
Jahrb.  d.  D.  Reichs  1883  H.  2). 

Länge    Erwart  Roh- 

n  n  7  i  i>  Ir  ^i*  ^"^    einnähme  im        £inn. 

"  ^^  *  *  ^  *  Ant      Et  f.  1883/84        p.  Kil. 

1883.  Mill.  M.  Mrk. 

1.  Berlin  (Linien  nördl.  u.  nordöstl.  nach  Pommern, 

sUdl.  n.  sadOstl.  nach  Sachs,  u.  Schles.) ....        2485        71*35        29,000 

2.  Bromberg  (Berl.   nach  Ostpreussen  [Ostb.],  Linien 

in  Ost-  u.  Westpreoss.,  Hinterpomm.,  nördl.  Pos.)        2925        47'35         1 7,700 

3.  Hannover  (Prov.  Hannover,  ohne  Ostfriesl.  n.  ohne 

BerL-Hannover,  mit  westfäl.  Linien)  ......        1933        6883        35,600 

4.  Frankfurt  a.  M.  (Bahnen  in  Nass.,  Hess.,  Linie  Berl.- 

Wetzlar  n.  Abzweigungen) 1152        31*55        27,400 

5.  Magdeburg  (BerL-Hannover,  BerL-Magdeb.  u.  Linien 

in  Prov.  Sachs.,  Anhalt,  östl.  Hannover)    ...        1505        54*28        36,700 

6.  Köln  (linksrfaein.)  (linksrhein.  Staatsbahnen)   ....        1683        63*32        38,800 

7.  Köln  (rechtsrhein.)  (sudöstl.  u.  nördl.  v.  Köln,  nach 

Holland,  Westfalen,  Ostfriesl.,  Bremen  u.  Köln- 

Mind.  Netz  [westl.  Th.]) 1857        70*55        42,500 

8.  Elberfeld  (Hauptth.  d.  ehem.  berg.-märk.  Netzes, 

südl.  u.  östl.  V.  Elberf.,  östl.  v.  Köln  in  Rheinl. 

u.  Wcstf.  bis  Kassel) 1229        61*70        51,200 

9.  Erfürt  (ThQring.  B.,  Berl.-Anhalt.  B.  mit  Abzweig.)        1149        39*57        34,400 
(Die  Kilometer- Einnahme  in  der  letzten  Golonne  ist  nach  d.  etwas  kleineren  Längen 
der  Bahnen  der  einzelnen  Dir.bezirke  am  1.  Apr.  1883  berechnet.) 

Die  Directionsbezirke  zerfallen  dann  wieder  in  Betriebsämter,  deren  Anzahl  bei 
den  einzelnen  Bezirken  verschieden  ist  (i.  G.  57,  bei  Berl.  u.  Bromb.  je  9,  bei  d.  anderen 
4  —  7).  An  d.  Spitze  jedes  Bezirks  steht  eine  Direction,  eine  collegiale  Behörde 
mit  einem  Präsid.  (10,500  M.  Geh.,  weniger  als  die  meisten  ersten  Directoren  von 
viel  kleineren  Priv.bahnen  beziehen)  u.  einer  grösseren  Anzahl  Mitglieder  (im  Ganzen 
130,  bei  d.  einzelnen  Directionen  zwischen  17  u.  10,  Gehalt  4200—6000,  i.  D.  5100  M., 
Wohn.geld8tnfe  UI).  Jedem  Betriebsamt  steht  ein  Betriebsdiroctor  (Geh.  wie  d.  Dir.- 
mitglieder)  vor.  Von  weiteren  etatmäss.  Beamtenkategorien  sind  zu  nennen:  198  stand. 
Hillsarbeiter  d.  Betriebsämter,  121  Eisenbahnbau-  u.  Betriebsinspectoren,  121  Masch.- 
inspectoren,  1 1  Yerkehrsinsp.  (Normalgehalt  dieser  4  gen.  Kategor.  3600—4800 ,  i.  D. 
4200  M.),  17  Telegr.insp.  (Geh.  i.D.  3600  M.),  10  Hauptkassen -Rendanten  (Geh. 
4800  M.),  23  Betriebskas8.rend.  (Geh.  i.D.  3600  M.),  10  Kassirer  (Geh.  i.D.  2850  M.), 
1144  Buchhalter  u.  Eisenb.secr.  (Geh.  i.  D.  2850  M.),  3156  Betriebssecr.  (Geh.  i.  D. 
1875  M.),  157  Betriebs-  u.  Verkehrscoutroleure  u.  s.  w. 

Zur  Vertretung  der  Interessen  des  Publicums  an  der  Einrichtung 
des  Eisenbahnverkehrs,  der  Regelung  der  Tarifverhältnisse,  speciell 
der  Tarifsätze  soll  die  neue  Schöpfung  von  ,,Eiseu bahnrät hen^' 
dienen. 

Dieselben  bestehen  aus  Delegirten  der  verschiedenen  Interessentengruppen,  können 
in  grösseren  Ländern  in  einen  Central rath  (Landes-  oder  Reichs-Eisenbahn- 
rath)  und  in  Bezirksräthe  zerfallen  und  theils  ein  berathendes,  theils  in  einigen 
Angelegenheiten  ein  entscheidendes  Votum  erhalten.  Sie  stellen  so  den  Anfang  einer 
geordneten  Interessenvertretung  neben  der   wichtigsten  modernen  Verkehrsanstalt  dar. 

47* 


740   '^'  1^.  <><>•  Kinn.     2.  K.  Privat«^nrcrb.     5.  H.  A.  Eisenbahnen.  §.  '2Hb,  286. 

Ueber  ihre  Bewährung  lässt  sich  noch  nicht  sicher  urtheilen.  Wenn  auch  beim 
Privatbahnsy Stern  niclit  unzulässig,  kann  ein  solcher  Eisenbahnrath  doch  hier  gegen- 
über der  Privatrechts-  u.  Privatinteressensphäre  der  Privateisenbahnen  nicht  wohl  eine 
so  durchgrreifcndc  Wirksamkeit  erlangen,  wie  es  wenigstens  beim  Staatsbahosystem 
möglich  und  gej^enüber  der  Staatsverwaltung  der  Bahnen  auch  zweckmässig  erscheint 
Eine  gedeihliche  Weiterentwicklung  dieser  Institution  zu  hoffen,  ist  nicht  zu  sanguinisch. 

In  Eis. -Lothringen,  Preusseii  u.  anderen  deutschen  Staaten  sind  schon  seit 
mehreren  Jahren  freie  Eisen  bahuconlerenzen  aus  Vertretern  des  Handels,  der  Industrie 
u.  Landwirthsch.  fur  wichtigere  Eisenbahnangelegenheiten  eingerichtet  gewesen,  die 
Vorläufer  der  gesetzlichen  Beirathsorprane.  S.  f.  Preussen  Ges.  v.  ].  Juni  1S82. 
Danach  ist  in  jedem  Directionsbezirk  ein  Bezirks -Eisenbahnrath,  bei  der  Central- 
Verwaltung  ein  Landeseisen b.rath  zu  errichten.  Die  Mitglieder  des  ersteren  bestehen 
aus  Vertretern  des  IIandelsstand:s,  der  Industrie,  <1er  Land-  u.  Forstwirthsch.  u.  werden 
von  Handelskammern,  kaufmänn.  Coi'])ürationcn ,  landwirthsch.  Prov.vereinen  u.  ähnl. 
Körpern  auf  3  Jahre  jrewählt.  Dieser  Bcz.rath  ist  „in  allen  die  Verkehrsinteressen  de^ 
Bezirks  ...  berührenden  wichtigen  Fragen  zu  hören''  (bes.  bei  Feststeli.  u.  Abänder. 
d.  Fahrpläne  u.  Tarife).  Er  kann  auch  selbständig  Anträge  stellen  u.  Auskunft  fer- 
langen.  Der  Landeseisenb.rath  hat  einen  vom  König  auf  8  Jahre  ernannten  Vorsitzenden 
u.  Stellvertreter  dess.,  dann  je  8  vom  Landwirthschailts-  u.  vom  Handelsminister,  je  2 
v.  Finanz-  u.  v.  Minister  d.  öH.  Arbeiten  berufene  Mitglieder  u.  80  im  Gesetz  auf  die 
Provinzen  u.  s.  w.  verthciltc,  von  d.  betreif.  Bczirkseisenb.räthcn  aus  Localinteressenten 
gewählte  Mitglieder.  Der  Ijindescisenh.rath  ))estellt  einen  ständigen  Ausschuss  ziir 
Vorbereitung  seiner  Arbeiten  aus  seiner  Mitte.  Er  ist  zu  hören  über  die  dem  Ent- 
wurf des  Etats  beizulegende  Uebersicht  der  Normaltransp.gobühren  f.  Personen  u. 
Güter,  über  die  allgeui.  Tarifvorschriften  u.  die  Güterclassitication.  über  Zulassung  a.  Ver- 
sagung v.  Ausnahme-  u.  Diü'erentialtarifen ,  über  allgcm.  Aeuderungen  der  Betriebo- 
u.  Bahnpolizid-Keglements.  soweit  sie  nicht  te<'hn.  Bestimmungen  betreffen.  Der  Bath 
hat  auch  das  Keclit,  Anträge  in  den  gen.  Sachen  zu  stellen  u.  vom  Min.  d.  öff.  Arii. 
Auskunft  zu  verlangen.  Er  muss  jährl.  mindestens  zweimal  berufen  wer<1en.  Seine 
Mitglieder  beziehen  Diäten.  S.  auch  v.  d.  Lcyen  a.a.O.  S.  122  ff.  —  S.  f.  Baiern 
d.  K.  Verordn.  v.  16.  März  1881.  d.  Bildung  eines  Eiscnb.raths  f.  d.  Sta&tseisenb- 
verwalt.  betr.,  der  Gen.directiou  d.  Verkehrsanstalten  beigegeben  (25  Mitgl.,  £niennnn|: 
durch  d.  König,  Vorbchlag^srecht  dafür  haben  d.  Handelskammern  u.  landwirthsch. 
Vereine,  auch  nur  bcrathcndes  Votum ,  keine  Diäten,  aber  freie  Eisen I ».fahrt  auf  <). 
baier.  Staatsb.).  —  Wurtemberg.  Beirath  d.  Vcrkehrsanstalten ,  K.  V.  v.  20.  März 
1881.  —  Sachsen.  Eisenb.rath,  K.  V.  v.  U.Juli  18S1.  —  Wcst-Oesterreich. 
Staatseiseiib.ratli  iV.o.  v.  15./24.  Febr.  1882  §.  l)  IK).  Präsident  u.  26  Mitgl.,  tob 
llandclsminister  auf  'i\  J.  (frnanut.  6  nach  freiem  Enn«*sscn,  2  nach  Bezeichn.  des 
Finanzmin.,  1  nach  derj.  des  Ackerbauministers,  10  auf  Vorschlag  d.  Handels-  n. 
Gewerbekanimem,  7  auf  deuj.  der  landwirthsch.  Fachcorporationen,  Competeuz  s.  §.  17 
d.  V.o.,  ähnl.  wie  in  Preussen,  ))lo&s  begutachtend,  auch  u.  A.  betr.  der  Grundsätze  f.  d. 
der  Vcrgeb.  v.  Liefer.  u.  Arbeiten.  Aus  d.  Kath  ein  stand.  Beirath  des  Präsid.  vom 
llandelsmin.  ernannt. 

Von  Seiten  der  (iegner  des  Staatseisen b.wosens  wird  die  Wirksamkeit  solcher 
Eisen  bah  nräthe  mit  hloss  berath.  Votum  neben  der  „omnipotenten"'  Staats  verwaltoiu: 
th.  bezweifelt,  th.  die  Einrichtung  als  ein  Beweis  für  die  Bedenken  dieses  Bahnsystems 
bezeichnet.  Mag  aber  selbst  die  Wirksamkeit  eine  bescheidene  werden :  immer  beweist 
die  Institution  doch ,  dass  man  hier  solche  Käthe  bestellen  kann ,  obgleich  sie  hier 
weniger  nöthig  als  beim  Privatbahusystem  erscheinen,  wo  ihn'  Wirksamkeit  je<ienfalls 
noch  viel  geringfuiriger  sein  würde. 

§.  '28(i.  —  B.  Die  specielle  Betriebsverwaltung  und 
die  Betriebsökononiik. 

Auf  die  kleineren  Verschiedenheiten  in  der  Abgrenzung  «ler  drei  Verwaltunfi- 
ahtheiluniTcii  braucht  hier  nicht  eingegangen  zu  werden.  Im  Wesentlichen  ist  die  £in- 
theilung'  durchgreifend  u.  übereinstimmend.  Doch  beding-en  die  vorkommenden  Ver- 
schiedenheiten auch  kleine  Vei^schiobungen  der  Kostenpi-ocente ,  was  bei  Vorgleiche« 
mitunter  zu  beachten  ist.  Die  deutschen,  spec.  die  preuss.  Verhältnisse  werden  anfh 
iui  Folffend(;n  vornehmlich  der  Darstellung  zu  Grunde  gelegt. 
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1.  Die  allgemeine  Verwaltung. 

a)  Ihre  Aufgabe  besteht  in  der  oberen  Leitung  des  Betriebs 
und  in  der  Besorgung  der  damit  zusammenhängenden  Geschäfte 
der  Controle,  des  oberen  Kassendienstes  und  Rechnungswesens, 
eventuell  der  allgemeinen  Inspection.  Diese  Aufgabe  liegt  einer 
Gentralyerwaltungsstelle  ob,  zu  welcher  theils  unmittelbar,  theils 
mittelbar  im  Dependenzverhältniss.  das  erforderliche  Verwaltungs- 
personal gehört. 

Beispiel.  Preusseu,  wo  in  d.  Anlagen  zum  EiseniM'tat  die  Yertlieilung  der 
Betrie iisausgaben  auf  die  drei  Yerwaltungszweige  gemacht  wird.  Die  allgemeine  Ver- 
waltung wird  von  der  Betricbsdirection  u.  von  den  Betriebsämterii ,  spoc.  von  deren 
Directoren  gefuhrt.  Die  Kosten  d<s  leitenden  Personals  stehen  auf  dem  Conto  der 
allg.  Yerwalt.,  diej.  des  Hilfspersonale,  einschliessl.  der  diätar.  Auslai::en  werden  auf 
die  drei  Verwj^weige  repartirt.  Dor  obere  Kassen-  u.  Rechn.dienst  zählt  meist  zur 
allgcm.  Yerw.,  von  sachlichen  Auslagen  die  Steuern.  Gommunala))gal>en  u.  off.  Lasten, 
die  Ersatzleistungen. 

b)  Die  Kosten.  Die  Gesammtausgabe  für  die  allgemeine 
Verwaltung  bildet  regelmässig  nur  einen  kleinen  Bruchtheil  aller 
Ausgaben,  bei  grösseren  Staatsbahnen  2—4 — 5,  neuerdings  2  bis 
6,  incl.  einige  allgemeine  Posten  (Abgaben,  Ersätze)  6—10  Procent. 
Ersparungen  auf  diesem  Gebiete  fallen  also  finanziell  fdr 
den  Reinertrag  und  für  die  Tarifreduction  nicht  schwer 
ins  Gewicht.  Sie  sind  auch,  da  hier  wenig  sachliche  Aus- 
gaben vorkommen,  fast  nur  mOglich  durch  Verminderung  der 
Beamten  und  Angestellten  (Bureaupersonal),  also 
Vereinfachung  des  Behördenorganismus  und  Verringe- 
rung der  Arbeitsmenge,  femer  durch  geringere  Bezah- 
lung dieser  Personen. 

Das  Eistere  mag  mitunter  ausführbar  sein,  das  lilsst  sich  aber  nur  nach  den 
coDcreten  Verhältnissen  beurtheilen.  Vieles  ist  auf  diese  Weise  guwiss  nicht  zu  er- 
reichen und  allgemeine  Vorwurfe  können  den  Staatsbahnen  schwerlich  mit  Recht  etwa 
gegenüber  den  Privatbahncu  gema<-ht  werden,  deren  Directionen  im  Gegentheil  stärker 
besetzt  und  deren  Directoren  besser  bezahlt  zu  sein  pflegen.  (D.  Sehr.  „D.  Organis, 
d.  preoss.  Staatsb."  kla(*:te  über  die  Ueberzahl  v.  Secret.  in  den  Bureau's  d.  Staatsb. 
(Betriebsinspection).)  Im  (rnnzen  zeigen  beide  Arten  Buhnen  in  der  Hohe  des  Auf- 
wands ziemliche  Gleichheit  Ersparungen  durch  verminderte  Gehalte  sind  wenigstens 
in  Deutschland  sicher  unthunlich,  vielmehr  müssen  die  Gohalte,  wie  in  anderen 
Zweigen  des  Staatsdiensts,  erhöht  werden,  was  gerade  in  der  Gegenwart  zu  fordern 
ist.  Die  Anwendung  des  Tantit^me-  und  Prämiensystems  für  die  höheren 
Beamten  der  allgemeinen  Verwaltung  ist  nicht  unstatthaft,  aber  da  sich  ein  Maass 
dafür,  wie  die  Thätigkeit  des  Einzelnen  den  finanziellen  Erfolg  der  Unternehmung 
beeinflosst,  kaum  findet,  so  ist  dieses  System  im  Gebiete  dieses  Verwaltungs^weigs 
doch  von  zweifelhaftem  Werthe. 

Im  Ganzen  lässt  sich  daher  in  der  allgemeinen  Verwaltung 
schwerlieh  eine  erhebliche  Verminderung  der  Ausgaben  erzielen, 
eine  relative  nur  durch  Vereinigung  bisher  getrennter  Verwal- 
tungen und  Vergrösserung  des  Verkehrs.    Die  etwaigen  Reformen 
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tüchtiger  Directoren  und  Techniker  können  dergleichen  aber  um 
so  mehr  in  den  beiden  anderen  Verwaltungszweigen  zu  Wege 
bringen,  weil  hier  Ersparnngen  an  sachlichen  Ausgaben  mög- 
lich sind. 

Bei  Dir.bez.  Berlia  1883/84  z.  B.  3-62  Mill.  M.  AUg.  Verwaltkosten  oder  8*2%. 

S.  0.  S.  686.  Die  Gehalte,  Tagegelder  u.  Emolomente  in  der  allg.  Verwaltung 
betrugen  1869  bei  den  prenss.  Staatsbahn.  p.  Meile  1488  (Max.  2356  Main -Weser 
Bm  Min.  1191  Nass.)  oder  p.  100,000  Thlr.  Bruttoeinn.  2046  (Max.  S529  Bebr.-Hau., 
eben  eröffnet.  Min.  1754  Saarbr.),  bei  den  eigens  ?erwalt.  Privatb.  bez.  1352  u. 
1918  Thlr.,  also  kein  grosser  Unterschied.  Auch  diese  Ausgaben  sind,  wie  aUe  per- 
sönlichen, Anfang  der  30  er  Jahre  stark  gestiegen.  Sie  betrugen  p.  Kil.  (also  p.  Meile 
das  7*5  fache)  in  1874,  dem  in  Betrefi'  der  Betriebsausgabe  (und  Finanzergebnisse) 
ungünstigsten  der  neuereu  Zeit  im  D.  Bahnwesen,  bei  d.  preuss.  Staatsb.  604.  den 
Privatb.  in  Staatsverw.  661,  den  Privatb.  in  eigen.  Verw.  356,  i.  D.  479  Thlr.  1873 
nur  433,  1872  353  Thlr.,  also  Zunahme  von  1873  gegen  1872  um  22*66,  von  1873 
auf  1874  um  10-62  »/„.  1875  dagegen  nur  460  Thlr.  oder  4*03  7«  weniger  als  1874. 
Eine  ganz  genaue  Vergleichuug  ist  nicht  immer  zulässig,  da  diese  Ausgaberabrik 
doch  nicht  immer  die  völlig  gleichen  Posten  umfasst.  1880  —  81  bei  d.  deutschen 
Staatsb.  8*29,  eigens  verwalt.  Privatb.  10-73  7^- 

§.  287.  —  2.  Die  Bahnverwaltung.  Sie  nmfasst  die- 
jenigen Verwaltungsthätigkeiten,  durch  welche  ilQr  die  Erhaltung 
der  Bahn  selbst,  der  Gebäude,  der  Bahntelegraphen, 
der  Signale  und  anderer  fester  Anlagen  in  dem  fUr  den 
regelmässigen  ordentlichen  und  gesicherten  Betrieb 
erforderlichen  Zustande  gesorgt  wird. 

a)  Die  Organisation  dieses  Verwaltuugszweigs  ist  auch 
in  Deutschland  besonders  in  Betreff  der  Oberleitung  etwas 
verschieden. 

Mitunter  stellt  an  der  Spitze  der  Überleitung  ein  Techniker  als  Oberiiigonienr, 
was  Vortheile  hiusichtlicli  der  Einheitlichkeit  aller  Massregeln  bietet,  oder  es  fungiren 
Ingenieure  für  einzelne  Rahnabtheilungen  unmittelbar  unter  der  Hauptverwaltung 
S.  Weber,  Frage  369,  2.  A.  d.  Schule  d.  Eisenbahnwes. ,  3.  A.,  S.  403  ff.  Dieser 
Dienstzweig  wird  bisweilen  auch  zur  allgemeinen  Verwaltung  gerechnet  und  besteht 
dann  gleichzeitig  mit  fUr  die  Oberleitung  der  Transportverwaltuug.  So  bei  d.  preuss. 
Staats  bahnen. 

Die  weiteren  Thätigkeiten  der  Bahnverwaltung  zerfallen  in  die 
beiden  Hauptzweige  der  speciellen  Beaufsichtigung  der 
Bahn,  welche  dem  sog.  Streckenpersonal  übertragen  ist,  und 
der  Stationsverwaltung,  welche  dem  Stationspersonal 
anheimfällt. 

Zur  Stationsvcrwaltung  gehört  auch  die  Bahn tclegraphen Verwaltung  (deren 
Kosten  in  Preussen  z.  Th.  bei  der  Transp.verwaltung  verrechnet  werden)  und  die 
Verwaltung  der  Bahnunterhaltungs-  und  Betriebsmagazine,  doch  stehen  diese 
Zweige  mitunter  auch  unabhängig  neben  der  Stationsvcrwaltung. 

a)  Das  Streckenpersonal  besteht  aus  Abtheilungs-  (Bezirks-)  Ingenieuren 
(Bahninspectoren) ,  Baumeistern ,  sämmtlich  ausgebildeten  Technikern,  mit  dem  noth- 
wendigen  Hulfs-  (Bureau-)  personal,  ferner  aus  Bahnmeistern  (Bahnaufsehem,  Ober- 
bahnwärtern) ,  etwa  1  auf  7  —  8  Kil. ,  endlich  aus  den  unter  den  Bahnmeistern 
stehenden  Bahnwärtern  (Bahnwächtern),    OS  — 1-2  — 1*6  und  mehr  p.  Kil.  in 
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Deutschland,  vei-scliicden  nach  der  Frequenz  der  Bahn,  auch  nach  der  Art  ihrer 
Aiilag;e,  dem  Signalsystem  u.  s.  w.  An  diese  Beamten  schlicssen  sich  etwaige  weitere 
Hitlfswäiter,  dann  Tagelöhner  u.  s.  w.  an. 

ß)  Das  Stationspersonal  hegreift  die  Stationsvorsteher  (anter  verschie- 
denen Namen,  wie  Balinhofinspector,  Bahnhofverwalter)  deren  meistens  zwei  Classen, 
für  grössere  und  für  Ueinere  Stationen ,  unterschieden  werden.  An  sie  reihen  sich 
Assistenten,  St^itionsaufscher,  Portiers.  Naclitwächter ,  ferner  die  Weichensteller,  die 
mitunter  auch  zum  Streciienpersonal  gerechnet  werden;  eventuell  die  Telegraphisten 
und  Material-  und  Magazinverwaltungsbeamten.  Letzterer  Zweig'  wird  auch  bisweilen 
zur  Transportverwaltung  gestellt. 

Beispiel  der  Organisation  der  Bahnverwaltung:  Preuss.  Ustbahn  1870 
Streckcnpersonal  7  Eisenbahnbaumeister,  ^  Betiiebssecr. ,  1  Überbrücken meister 
(Weichsel-  u.  Nogatbrücke),  86  Bahnmeister  (vor  Eröffn.  einiger  neuer  Strecken  J871 
79,  1  auf  1-5  Meil.,  1874  120),  5  Krahnmeister,  773  Bahnwärter  (bisher  715,  auf  1 
Meile  0,  1874  1175),  Statiou>personal  24  Stationsvorsteher  1.  Cl.,  1874  23,  33 
dsgl.  2.  Gl.,  1874  49,  14  Stationsaufseher,  1874  36,  09  Staüonsassist. ,  10  Wagen- 
meistcr,  1  Teiegrapheninsp.,  1  Betriebssecr.,  8  Telegraphenaufseher,  62  Telegraphisten ; 
weiter  304  Weichensteller  (incl.  9  BrUckenwärter),  1874  558,  17  Portiers,  101  Nacht- 
wächter. Ges.aufw.  A.  für  1871  413,330  Thlr.  —  Die  jetzige  Etataufstellun«;  gestattet 
nicht,  alle  einzelnen  Beamten  auf  die  verschied.  \  erwalt.zweige  zu  vertheilen.  Ein 
Beispiel  ftir  einige  Kateg.Beamten  ist  aber  folgendem  f.  d.  Dir.bez.  Berlin  (1.  Apr. 
1883  2467,  1,  Apr.  1884  2485  Kil.).  Antheil  drr  Bahnverwalt.  am  Gehalte  der 
Direct.bcamten  92,400  M.,  dtr  Eisenb.sccr..  Betriebssecr.,  Zeiclincr  u.  s.  w.  197,400  M., 
188  Bahnmeister  (1  auf  13-1  Kil.,  Gclialt  1650  M.)  zus.  303,562  M.,  1409  Bahn- 
wärter (1  auf  1*75  Kil.,  Geh.  705  M.),  zus.  986,475  M.,  19  Telegr.au fseh«'r  (zu 
1650  M.  Geh.);  ferner  diätar.  Besold.,  Löhne  u.  s.  w.  1,047.59()  M.  Unter  den  sachl. 
Ausgaben  erscheinen  für  die  Bahnanlagen  auf  freier  Strecke  2,637,900  M.,  t  d. 
Bahnhofsanlagen  1,906,600  M.,  f.  Telegr.,  Signale  u.  s.  w.  225,500  M.,  f.  Erneuer. 
d.  Oberbaus  3,560,000  M.  —  Die  Ausgaben  f.  d.  Stations personal  werden  in 
Preussen  jetzt  unter  d.  Transportverwalt  rubricirt.  ü.  A.  bei  d.  Dir.bez.  Berlin 
33  Voreteher  1.  Cl.  zu  2650  M.  Geh.,  84  2.  Cl.  zu  1950  M.,  686  Stationsaufseher  u. 
Assist,  zu  1575  M.,  1033  Portiers,  Billetschafiher,  Weichensteller  zu  930  M.  — 
Summa  f.  Bahnverw.  bei  Bez.  Berlin  11*66  Mill.  M.  oder  264  "/o. 

b)  Kosten.  Die  Ansgaben  der  BahnverwaltuDg ,  natürlich 
bei  den  einzelnen  Bahnen  etwas  verschieden,  je  nachdem  Abtheil- 
ungen der  Oberleitung  zur  allgemeinen  Verwaltung  oder  untere 
Dienstzweige,  wie  in  Preussen  die  persönlichen  Kosten  der  Stations- 
verwaltung zur  Transportverwaltung  gestellt  werden,  sind  absolut 
und  relativ  viel  bedeutender  als  diejenigen  der  all- 
gemeinen Verwaltung,  stehen  aber  fast  immer  stark  hinter 
den  Ausgaben  der  Transportverwaltung  zurück.  Sie 
betrugen  im  grossen  Durchschnitt  der  preussischen  Bahnen  früher 
etwa  30  7o  ^^^  darüber,  rund  (einschliesslich  der  Betriebsinspec- 
tion)  ein  Drittel  sämmtlicher  Betriebsausgaben,  neuer- 
dings in  den  70er  Jahren,  wegen  des  relativ  stärkeren  Steigens 
der  Ausgaben  für  die  Transportverwaltung,  etwas  weniger 
{28—29,  jetzt  wieder  29—30  <>/o),  also  früher  etwa  fünf  bis  sechs- 
•mal,  jetzt  drei  bis  viermal  soviel  als  die  allgemeinen  Verwaltungs- 
kosten und  fast  die  Hälfte  der  Ausgaben  der  Transport- 
verwaltung. 
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Bei  den  einzelnen  Bahnen ,  Staats-  wie  Privatbahnen,  zeigen  sich  aber  wieder 
erheblichem  Abweichnng:en  dieser  Quoten.  S.  anch  u.  S.  756.  Abweichungen  anch  nach  d. 
Berechnungsart ,  z.  B.  in  den  aintl.  preuss.  u.  in  d.  deutschen  Vereinsstatist 
Von  Einiluss  hierbei  die  Zarechn.  oder  Abrechn.  der  Kosten  des  Stationspeisonals. 
In  der  neuerlichen  Abnahme  nelleicht  schon  Einfluss  der  intensi?eren  Anlage 
der  Bahn  siclitbar,  wobei  die  laufenden  Verwaltungskosten  sinken  (s.  u.). 

Die  Ausgaben  der  ßahnver waltung  sind  theils  persönliche,  Besoldung  der 
Bahnbeamten  u.  s.  w.  (Kleidung,  Heizung  der  Bahnwärterhäuser),  theils  sachliche. 
Unterhaltung  des  Bahndamms  und  Oberbaus,  der  Schienen,  SchweUen,  Brtlck«n,  Durch- 
lässe, Tunnel,  anderen  Anlagen,  der  Gebäude,  Telegraphen,  Signale,  des  In?eDtars  und 
der  Arbeitsgeräthe,  Ausgaben  fUr  Reinigung  von  Schnee,  Feuerversicherung,  Steuern, 
Bureaubedttrfnisse  u.  s.  w.  Die  sachlichen  Ausgaben  pflegen  erheblich  höher 
als  die  persönlichen  zu  sein,  doch  äussert  das  Yerwaltungssystem  und  das 
oben  in  §.  280  hervorgehobene  Moment,  der  Grad  der  Intensivität  des  ganzen  Bahn- 
baus, namentlich  das  Yerhältniss  des  stehenden  zum  umlaufenden  Kapital,  auch  seinen 
Einfluss  auf  die  Relation  beider  Posten.  Unter  den  sachlichen  Ausgaben  befinden 
sich  viele  Werkverrichtungen  gegen  Taglohn. 

Beispiel:  Preuss.  Ostb.  nach  d.  Berechnungsart  in  d.  deutschen  Eisen- 
bahnstatist Gcsammte  Ausg.  in  Tausenden  Thlr.  18H9  (in  d.  Klammer  1S74):  1188 
(3148);  davon  Besoldung  der  Bahnbeamten  incl.  Dienstkleidung  u.  s.  w.  462  (967), 
Heizung  der  Wärterlocale  8*7  (.37)  (bei  Niederschl.-M&rk.  84,  bez.  127,  woraus  hervor- 
geht, dass  auch  solche  Posten  nach  den  Besoldungssystemen  abweichen),  Unterhaltung 
d.  Bahndammes,  d.  Schienen,  Schwellen  453  (1132),  d.  Brücken,  Durchlässe  11'$  (37), 
d.  Gebäude  82  (259),  Telegr.  26  (51),  übrig.  Anlagen  71  (271),  Inventarium,  Gerälhc 
14'8  (48),  Grundsteuer,  Feuerversich.  u.  s.  w.  38  (78\  Schneereinig.  19  (59),  Bureau- 
bedurfnisse,  Formulare  u.  s.  w.  4*4  (11),  Sonstiges  2'9  (198).  Im  Ganzen  persönl. 
Ausg.  40,  sachl.  60  %  (1874:  30-7  u.  69*3);  dsgl.  bei  d.  niederschles.-m&rk.  bez.  363 
u.  63-7,  hannov.  379  u.  62-1 ,  sächs.  Staatsb.  42*7  u.  57-3,  baier.  c.  28  u.  72,  wtat 
191  u.  80-9,  bad.  36*7  u.  63-3  7«.  Auch  bei  Privatb.  ähnliche  Schwankungen,  25 
bis  40  Vo  pflegt  die  persönliche  Ausg.  von  den  g<3S.  Bahnenverwaltungskosten  meistens 
zu  betragen.  Die  unter  die  sachl.  Ausgaben  gerechneten  Taglöhne  f.  Wericverricht 
im  Gebiet  d.  Bahnverw.  erheben  sich  öfters  zu  bedeutenden  Summen,  z.  B.  1869  Ostb. 
167,  Niederschlcs.  206,  Hannov.  300,  Sächs.  Staatsb.  239,  Würt  230  Tausend  Thlr. 
Nach  d.  deutschen  Eiseiib.statist.  f.  1880/81  betragen  die  persönl.  Kosten  der  Bahn- 
verwalt.  7*41  7o  *l^er  Ausjraben  bei  d.  Staatsb.,  7*80  7o  ^^i  <*•  eigensvcrwalt  Priv.- 
bahnen,  d.  sachl.  Kosten  (aligemeine.  Unterhalt,  d.  Bahnanlagen,  Erneuerungen,  incl. 
deij.  d.  Betriebsmitt<'J.  Erweiter,  u.  Verbess.)  bez.  22*57  u.  25"98.  was  ein  Verh.  von 
c.  1  :  3  u.  1  :  3*3  wiire,  wobei  aber  d.  Kosten  d.  Erneuer.  der  zur  Transp.verwalt.  ge- 
hörigen Betriebsmittel  hier  unter  d.  sachl.  Kosten  d.  Bahnverwalt.  stehen. 

Die  Höhe  der  sachlichen,  indirect  aber  auch  diejenige  der  persönlichen 
Ausgaben  hängt  vornehmlich  von  folgenden  Bestimmungen  ab:  von  Klima,  Boden- 
beschattenheit  des  lindes,  durch  das  die  Bahn  führt  (Schncereinigung  z.  B.  bei  d. 
öst.  Sud-  u.  Tir.  B.  1869  50,314  Thlr.  unter  1*81  Mill.  Thlr.  Bahnverwallungsauslagen, 
1874  165,000  Thlr.  unter  263  Mill.  Thlr.  Selbst  solche  Posten  stehen  mit  unter 
dem  Einfluss  des  in  §.  280  besproch.  Princips.  Mehr  Tunnelbauten  im  Grebirge, 
Schneeschutzwehren  (sogen.  Gallerien)  verhüten  die  Verwehung,  erfordern  aber  einen 
viel  grösseren  Aufwand  v.  steh.  Kapital);  —  von  der  mehr  oder  weniger  sorgfältigen 
und  technisch  vollkommenen  ersten  Anlage  und  seitherigenErhaltung  der  Bahn  etc. ;  — 
von  der  Frequenz,  welche  die  Abnutzung  durch  den  regelmässigen  Betrieb  bedingt;  — 
endlich  von  der  Sorgfalt,  mit  der  die  Unterhaltung  und  Beaufsichtigung  der  Bahn  im 
eigenen  Interesse  der  Verwaltung  oder  nach  Landessitte  oder  in  Folge  von  Staatsge- 
setzen geschieht  In  letzterer  Beziehung  werden  namentlich  in  Deutschland  und  z.  Th. 
überhaupt  auf  dem  Continente  mit  Recht  um  der  Ordnung  und  Sicherheit  des  Betriebs 
und  der  dabei  beschäftigten  Personen  Willen  grössere  Anforderungen  gemacht,  als  in 
England  und  vollends  in  Nordamerika.  Das  bedingt  aber  auch  etwas  grössere  Aus- 
gaben für  diesen  Titel  der  Bahnverwaltung,  besonders  für  ein  grösseres  Aufsichts- 
personal (Bahnwärter  u.  s.  w.). 

Die  Höhe  der  Bahn  Verwaltungsausgaben,  besonders  der  sach- 
lichen, aber  auch  der  persönlichen,  steht  nun,  wie  gesagt,  im  Zu- 
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samnienhaDg  mit  der  Beschaffenheit  der  ganzen  Bahn- 
anlage. Im  Aligemeinen  gilt  hier  die  Regel:  der  intensivere 
Bahn  bau,  mit  grösseren  Verwendungen  ftir  die  stehenden  Kapital- 
anlagen,  für  den  Bahnkörper  selbst  u.  s.  w.  ermöglicht  einen 
geringeren  laufenden  Betriebsanfwand  für  die  Bahnverwal- 
tangy  und  umgekehrt  macht  der  technisch  unvollkommenere 
wohlfeilere  Bahnbau,  zumal  bei  einigermassen  gleichen  Anforde- 
rungen an  die  Leistung  der  Bahn  (Frequenz,  besonders 
Schnelligkeit  des  Fahrens)  relativ  grössere  Bahnverwal- 
tungskosten. 

Vorzüglich  dem  cigeiithUiiilicheii  UinsUiido.  dass  bei  den  Bahnen  das  Sichi^r- 
hoitsmoment  so  wichtig  ist  und  cventnell  von  Seiten  der  Gesetzgebung  weitgehende 
bezügliche  Vorschriften  öfters  erlassen  worden  sind,  ist  «'s  zuzuschreiben,  dass  nicht 
noch  grössere  Unterschiede  in  d(!r  Beschaffenheit  der  ganzen  Bahnanlage  hei  Bahnen, 
an  welche  etwa  gleiche  Ansprüche  in  Betreff  der  P>e(]uenz ,  Sehneiligkeit  u.  s.  w. 
gestellt  werden,  hervortreten,  was  national -ökonomisch  sehr  begreiflich  wäre.  Als- 
dann würden  aoeh  namentlich  die  Bahnverwaltungsausgaben  noeh  stärkere  Verschieden- 
heiten zeigen. 

Es  lässt  sich  nicht  allgemein  sagen,  was  ökonomisch 
oder  finanziell  den  Vorzug  verdient:  theurerer  Bahnbau, 
mithin  höheres  Anlagekapital  zu  verzinsen,  und  geringere 
Bahnverwaltungskosten  oder  das  Umgekehrte.  Die  Wahl 
muss  nach  den  in  §.  280  dargelegten  Gesichtspuncten ,  besonders 
mit  Ktlcksicht  auf  die  Höhe  der  Löhne,  des  Zinsfusses  u.  s.  w. 
erfolgen.  Im  Ganzen  wohl  Anfangs  mehr  extensiver  Bahn- 
bau und  höhere  Bahnverwaltungskosten,  später  Ersparung 
an  letzteren  (Löhne!)  durch  technisch  vollkommenere  Aus- 
stattung der  Bahn. 

Die  starke  Lohnsteigerung  am  Btginu  der  70er  Jahre  in  Deutschland  hat  auch 
hier,  verbunden  mit  einer  kleinen  Ermässigung  des  Zinsfusses  u.  mit  technischen  Fon- 
schhtten  (wohlfeiler  Herstellung  von  Stahl),  den  intensiveren  Bahn  bau  (z.  B.  bessere 
Schienen,  Stahlschifuon,  mehr  £i8enverwcnd.  im  Oberbau,  Ucber-  u.  Unterbrückungen 
bei  Kreuzungen  mit  Strassen,  statt  der  Knmzung  im  Niveau,  Stdhstschliessen  der 
Barrieren  mit  Schlagb&umen  u.  s.  w.>  mauch^Ach  finanziell  zweckmässiger  gemacht, 
bes.  bei  gestiegener  Bahnfrequenz.  Die  Kosten  der  Bahuverwaltung  sind  damals  in 
Deutschland  stark  gestiegen.  Sie  betrugen  1S74  bei  d.  preuss.  Staatsb.  p.  Kil.  207t), 
preuss.  Privatbahnen  unter  Staatsverwaltung  2502,  Privatb.  unter  eigener  Verwalt. 
1815,  im  Durchschn.  2011  Thlr..  1878  dsgl.  1934,  1872  1713  Thlr.,  aUo  mehr  1873 
gegen  1872  12-00,  1874  gegen  1873  3  98  V^-  Im  J.  1S75  war  die  Ausg.  missiger: 
im  Durchschn.  1850  Thlr..  od.  gegen  1871  801  %  weniger.  1880/81  waren  die  Kosten 
d.  Bahnverwalt  bei  allen  deutsehen  Bahnen  p.  Kil.  4020  M.,  bei  d.  Staatsb.  allein 
4063  M.  oder  1340  u.  1334  Thlr.,  also  weniger  als  Mitte  der  70er  Jahre,  was  aber 
zum  Theil  aus  anderer  Verrechnung  zwischen  den  drei  Vi'rwalt.zweigen  sich  erklären 
möchte. 

Abgesehen  von  diesem  vielleicht  finanziell  rathsamen  Wechsel 
im  ganzen  Bahnbausystem  ist  eine  selbständige  Ver- 
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minderung    der    Ausgaben    der    Bahn  Verwaltung    in    erheb- 
licherem Maasse  schwer  möglich. 

Dio  Verminderung  der  Zahl  der  Beamten  and  Angestellten  würde  bei 
Hauptbahnen  grosser  Fre<[uenz  und  Schnelligkeit  meist  nur  auf  Kosten  der  Sicher- 
heit geschehen,  was  im  Durchschnitt  wegen  öfterer^  Kosten  fUr  Entschädigung  und 
Material  hervorrufender  Unglücksfälle  nicht  einmal  immer  eine  Ersparniss  wäre.  Mit 
der  steigenden  Frequenz  wird  sogar  die  Zahl  der  Beamten  wachsen  müssen.  So 
wurde  z.  B.  1869  jede  Meile  der  Ostb.  110,  die  Niederschles.  21-7  Mal  täglich 
durchschn.  befahren,  das  Streckenpersonal  der  ersteren  war  p.  Meile  9*3,  der  zweiten 
15*0,  das  Stationspersonal  bez.  4*3  u.  9*6  Mann.  Die  Gehalte  und  Lohne,  (in  Deutsch- 
land 1871  einige  Zeit  lang  ausserordentlich  gestiegen  —  eine  Uauptursache  der  Ver- 
theuerung  des  Betriebs  — )  gehen  in  längeren  Zeiträumen  eher  einer  Erhöhung  ent- 
gegen. Durch  Aemtercumulirung  kann  nur  eine  unerhebliche  Ersparong  ent- 
stehen, meist  gegen  das  sachliche  Interesse.  In  den  sachlichen  Ausgaben  lässt 
sich  durch  technisch  vollkommenere  Anlage  (z.  B.  bei  Schienen,  Brücken) 
sparen.  Dafür  gelten  die  erörterten  Principien  über  extensiven  und  intensiven  Bahn- 
bau. Für  gewisse  kleinere  Reparaturarbeiteu  und  dabei  verwendete  Mate- 
rialien ist  endlich  aus  Ersparnissrücksichten  ein  Prämien-  und  Tantiemesystem  für 
Ersparungen  an  Material  anwendbar,  einmal  bei  den  leitenden  Bahningonieuren,  theil- 
weise  auch  l>ei  dem  unteren  Personal.  Weber,  Schule,  2.  A.,  Fr.  370.  —  Detail 
der  Bahnunterhaltungskosten  der  preuss.  Bahnen  in  d.  amtl.  Stat. 

§.  288.  —  3.  Die  Transportverwaltung.  Ihr  Gebiet 
ist  die  Ueberwachung  und  Besorgung  des  gesammten 
Transportdienstes  der  Bahn,  welcher  in  den  Personen- 
und  Güterverkehr  zerfällt. 

Kurze  prägnante  Characteristik  d.  Functionen  d.  einzelnen  Organe  der  Trausport- 
verwaltung bei  Weber,  Fr.  341  ff.,  Schule  2.  A.  i3.  A.  S.  414  H'.). 

a)  Die  Organisation  der  Transportverwaltung  ist  wiederum 
nicht  ganz  gleichmässig.  Gewisse  Grundzüge  ergeben  sich  aber 
aus  dem  Wesen  der  Sache  und  kehren  daher  ziemlich  überein- 
stimmend wieder.  An  der  Spitze  der  Oberleitung  und  Beaufsich- 
tigung des  Betriebs  steht  das  Betriebsdirectorium  oder  die 
Betriebsinspection,  deren  Functionen  mitunter  über  die 
Transportverwaltung  hinausgehen;  Behörden,  welche  daher  bis- 
weilen, neuerdings  nach  preussischem  Vorgang  bei  uns  regelmässig 
auch  zur  allgemeinen  Verwaltung  gestellt  werden.  In  der  Trans- 
portverwaltung wird  dann  der  executive  Betriebsdienst  und 
die  Maschinen-,  Wagen-  und  Werkstättenverwaltung, 
daneben  auch  wohl  noch  die  Materialienverwaltung 
(Magazindienst)  unterschieden,  welche  mitunter  mit  der  Werk- 
stättenverwaltung verbunden  ist. 

a)  Der  executive  Betriebsdienst  zeriallt  in  den  Expeditionsdieust 
und  den  Fahrdienst.  Der  erstere,  welcher  an  die  Station  geknüpft  ist,  ist,  wenigstens 
an  den  grösseren  Stationen,  wieder  in  den  Dienst  für  den  Personenverkehr 
(incl.  Gepäck)  und  in  die  Guterexpedition  getrennt.  Das  zum  Expeditionsdienst 
gehörende  Personal  besteht  aus  Einnehmern  (Billctverkäufern,  Stationscasscnrendautcn\ 
Gepäckexpedienten,  mitunter  noch  besonderen  Ge2)äckwiegeni,  dann  Gepäckträgern,  und 
etwaigem  H  Ulfspersonal  (Assistenten)  fUr  den  Personcutrausportdionst.  Zur  Guteroxpedi- 
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tion  gehört  das  Personal  der  Guterexpedieuten .  Boden-,  Lade-  und  Wiegemeister  und 
das  nothwendige  Halfspersonal  für  Kasse,  Buchhaltung,  Bechnung  u.  s.  w.  Viele  ge- 
wöhnliche Werkrerrichtungen  im  Güterdienst  (Auf-  und  Abladen.  Wagenrangiren  etc.) 
erfolgen  im  Taglohn.  Das  gesammte  Gtttertransportwescn  einer  Bahn  steht  mitunter 
noch  unter  einem  besonderen  Ober-Gttterverwalter.  Die  Ueberwachuiig  und  0)>er- 
leitong  des  Expeditionsdiensts  fällt  dem  Bahnhof  Vorsteher  zu,  welcher  durch  Schirr- 
meister (Wagenmeister)  die  Zusammenstellung  der  Züge  besorgen  lässt. 

Das  Fahrdienstpersonal  höherer  Ordnung  sind  die  Locomotivführer ,  Zug- 
führer (Oberüchaffner)  und  Packmeister,  dasjenige  niederer  Ordnung  die  Heizer, 
Schaflhcr,  Zugschirrmeister,  Bremser,  deren  Dienst  mit  dem  der  Schaffner  mitunter 
rereinigt  ist  An  dieses  Personal  schlicsst  sich  als  stehendes  Personal  auf  den  Sta- 
tionen für  den  Fahrdienst  dasjenige  der  Wagenputzer,  Schmierer,  Wagenmeister  (Schirr- 
meister, Wagenrevisoren"!  u.  dgl.  m.,  bisweilen  auch  besonderer  Maschinenheizer  an. 
Dieses  Personal  oder  ein  Theil  desselben  wird  mitunter  auch  zum  Stationspersonal 
(Bahnverwaltung)  oder  zur  Wagenvorwaltung  gerechnet. 

ß)  An  der  Spitze  des  Werkstättendiensts  (für  Keparaturen  des  Fahr- 
materials u.  s.  w;)  stehen  Techniker,  sog.  Maschinen-  und  Obermaschinenmeister, 
welche  Zeichner  zur  Seite  haben;  unter  ihnen  Werkstättenvorsteher,  Werkmeister, 
Wagenmeister,  ausserdem  das  nothwendige  Buchhaltungs - .  Rechnungs-,  Kassen- 
personal n.  s.  w.  Die  meisten  Werkverriebtungen  geschehen  gegen  Tagelohn.  Auf 
grosseren  Stationen  bestehen  besondere  Magazine  verschiedenen  Umfangs  für  die  erforder- 
lichen Betriebsmaterialien  unter  Materialienverwaltern,  unter  denen  Aufseher  etc.  fungiren. 

Beispiel  der  Organisat.  u.  der  Zahl  u.  Vertheilung  des  Transportverwaltungs- 
personals: Preuss.  Ostb.  £xpeditionsdienst  (1870):  1  Obergüterverwalter, 
1  Eisenbahnsecr.,  16  Stationskassenrend.  u.  Einnehmer.  9  Gepäckexpedienten,  63  Güter- 
ezpedienten,  56  Bodenmeister  (an  12  Haltestellen  sind  Weichensteller  geg,  Remuner. 
mit  dem  Billetverkauf  betraut).  Fahrdienst  ld5  Locomotivenführer,  43  Zugführer, 
44  Packmeister,  135  Heizer,  112  Schaffner,  28  Schmierer.  WerkstÄttenbetrieb 
1  Obermaschinenmeister,  7  Maschinenmeister,  8  Zeichner,  7  Eisenbahnsecr.,  32  Be- 
triebssecr.,  5  Werkstätten  verst.,  18  Werkmeister,  22  W^agenmeister ;  —  27  Maschinen- 
heizer (fehlen  bei  ander,  preuss.  Staatsb.),  8  Portiers,  10  Nachtwächter;  Material- 
Verwaltung  auf  d.  Strecke,  9  Materialverwaltcr  1.,  7  dsgl.  2.  Classe,  wozu  bei  and. 
pr.  Staatsb.  noch  Aufseher,  Wächter  u.  dgl.  treten.  —  Dir.bez.  Berlin  1883/84: 
Stationspersonal  s.  o.  S.  743.  Exp.personal,  14  Stat.kassenrendanten  u.  Güterexped.- 
vorsteher  (Geh.  2800  M.),  zus.  39,200  M.,  102  Stat.einnehmer  und  Guterexpedienten 
(2175  M.  Geh.),  zus.  218,925  M.,  122  Lade-  u.  Bodenmeister  (1200  M.  Geh.),  zus. 
145,050  M.,  Fahrdienstpers.  588  Locom.führer  (1500  M.  Geh.),  zus.  865,650  M., 
612  Loc.heizer  u.  dgl.  (1050  M.),  zus.  634,840  M.,  142  Zugführer  (1200  M.),  zus. 
170,400  M.,  196  Packmeister  (1020  M.),  zus.  199,155  M.,  391  Schaffner  (885  M.). 
zus.  343,350  M.,  330  Bremser  u.  Schmierer  (840  M.).  zus.  266,085  M.,  Werkstätt.- 
verwalt.  8  Vorsteher  (2400  M.),  zus.  19,200  M.,  64  Werkmeister  (2175  M.),  zus. 
139,200  M.,  Material-  u.  Magaz.vcrwalt.,  6  Verwalter  1.  Gl.  (2400  M.),  zus. 
14,400  M.,  21  2.  Gl.  (1725  M.),  zus.  36,225  M.,  15  Mag.aufseher  (1125)  zus.  16,875 
u.  noch  einzelne  and.  Beamtenarten  (u.  A.  71  Nachtwächter  zu  600  M.,  143  Raugir- 
u.  Wagenmeister  zu  1125  M.) 

Die  Organisation  einzelner  Zweige  der  Transportver- 
waltung  und  die  Zahl  des  Personals  in  denselben  hängt 
begreiflicher  Weise  von  der  Frequenz  der  Bahn,  besonders 
was  den  Fahr-  und  Werkstättendienst,  und  von  der  Be- 
deutung der  einzelnen  Stationen,  was  den  Expeditions- 
dienst anlangt,  wesentlich  mit  ab. 

Beispiele.  P.  Meile  Bahn  kamen  1869  in  d.  Trausportverwaltung  vor  bei 
der  penss.  Ostb.  7*0  Beamte  u.  Ilülfsarbeiter ,  19*6  Arbeiter,  bei  der  nieder- 
schles.  22-1  u.  43*3,  westfäl.  12*6  u.  24*9,  Saarbr.  20*2  u.  30*9,  hannov.  11*9 
u.  23-1,  nass.  8*3  u.  13*2.  Dagegen  war  die  befOrd.  Bruttolast  auf  1  Meile  Bahn 
redacirt  bei  diesen  Bahnen   bez.  25*9,  51  0,   29*0,  37*7,  32*8  u.  20*3  Mill.  Gentner 


748       3.  B.  Ord.  Einn.    2.  K.  Privaterwerb.    5.  H.  A.  Eisenbahnen.  §.  288. 

(sog.  Centnermeilen,  Gewicht  der  Peis.,  Güter«  Wagen,  Locomot.  u.  Tender  zus.)  and 
die  Bruttoeinu.  p.  Meile  64,  101,  56,  104,  75  n.  43  Tausend  Thlr.  —  Bei  einer 
Länge  7on  122  M.  der  Ostb.  n.  von  72  M.  der  niederschles.  (incl.  schles.  Gebirgsb.) 
(bez.  V.  1399  u.  562  Kil.  in  1S74)  hatte  die  erste  u.  zweite  bez.  130  u.  167  (1874 
227  n.  227)  Locomotivf Obrer ,  130  u.  194  Heizer  (1874  Feuerleate  436  u.  507),  39 
u.  28  Zugführer  (1874  104  u.  49),  34  u.  54  Packmeistcr  (1874  76  n.  105),  101  u. 
223  (1874  241  u.  292)  ScbatTner. 

Auf  kleinen  Stationen  und  bei  schwachem  Verkehr  können  manche  Arbeiten  von 
einem  Beamten  besorgt  werden,  die  sonst  getrennt  werden  müssen  (z.  B.  Billetverkauf 
und  Gopäckezpedition,  beides  und  Güterexpedition). 

Einige  Verschiedenheiten  in  der  Organisation  und  in  der  Zahl 
des  Personals  werden  im  Personenverkehr  auch  durch  das 
Billet-  und  Controlsystem,  im  Güterverkehr  durch  das 
Verladungssystem  bedingt,  in  beiden  endlich  durch  die  ob- 
waltende Rücksicht  auf  Betriebssicherheit  und  durch  den 
Zustand  der  Bahn,  wo  wieder  das  im  §.  280  hervorgehobene 
Moment  in  Betracht  kommt. 

Auch  wegen  dieser  Umstände  in  Deutschland  mehr  Fahrpersonal  anf  den 
Zügen,  wie  mehr  Streckenpcrsonal  auf  der  Bahn.  Hier  rechnete  man  nach  Weber 
?or  einigen  Jahren  2 — 3  Personenwagen  auf  1  Schaflner  oder  Bremser,  5 — 8  Güter- 
wagen auf  1  Begleiter;  in  England  und  Frankreich  dagegen  auf  1  Personenzug  selten 
mehr  als  1  Obersch.  u.  1 — 2  Seh.  oder  Bremser.  Landessitteu  thun  hier  auch  viel. 
Das  deutsche  Publicum  verlangt  jetzt  auch  mehr  Schaffner  u.  würde  das  französische 
Billetcoutrolsystem  schwerlich  bevorzugen. 

lieber  das  Billet-  u.  Control System.  Wenn  die  Gontrole  und  Abnahme  der 
Persononbillete  nur  in  den  Wagen  erfolgt,  wie  fast  allgemein  in  Deutschland,  bedarf 
es  unvermeidlich  mehr  Schafiher,  die  dann  wenigstens  in  den  Personenzügen  auch 
nicht  so  umfassend  als  Bremser  mit  beschäftigt  sein  können,  zumal  sie  oft  im  Fahren 
die  Billete  coupiren  müssen.  Anders  im  Ausland,  bes.  in  Frankreich,  wo  die  Bahn- 
höfe streng  abgesperrt  sind  u.  die  Hauptcontrolo  der  Billete  beim  Eintritt  in  u.  Aus- 
tritt aus  dem  Bahnhof  erfolgt.  Bei  der  Billetexpedition  ergeben  sich  durch  das 
jetzige  System  der  zahllosen  Einzelbillete  für  Hunderte  von  Stationen,  für  verschiedene 
Wagenclassen ,  Züge  u.  s.  w.  grosse  Weitläufigkeiten ,  an  allen  Hauptstat  zumal,  für 
Stempelung,  Verkauf  der  Billete,  Gontrole  der  Einnehmer.  Das  Edmondson*sche  Billet- 
system  (die  Kärtchen  mit  blosser  Angabe  von  Abgangs-  u.  Bestimmungsort,  Preis  u. 
Fahmummer  od.  Datum,  die  Kärtchen  werden  dann  von  den  Schalihern  oder  Bahnhof- 
portiers gesammelt  u.  zur  Mitcontrole  abgeliefert),  das  auch  in  Deutschland  allmäli«: 
ganz  das  ältere  Zettelsystem  verdrängt  hat  u.  den  Vortheil  rascher  Stempelung  ^mit 
Hülfe  bexügl.  Maschinen  schon  vor  längerer  Zeit  in  1  Stunde  bis  5000  Stuck,  jetzt 
wohl  noch  mehr)  bietet,  reicht  jetzt  immer  weniger  aus.  Eine  grosse  Verein fachuuc' 
des  BiUetwesens  gestattete  das  von  Perrot  vorgeschlag.  einfache  Tarifsystem,  dessen 
Durchführung  nur  problematisch  ist.  Aber  auch  bei  wesentl.  Festhaltung,  wenn  auch 
einiger  Vereinfachung  des  heutigen  Personentarifsystems  sind  Reformen  in  dem  Billet- 
wesen  möglich,  vgl.  z.B.  den  Vorschlag  von  Scholtz  a  a.  0. ,  Weber,  Schule, 
H.  A.,  S.  420. 

Ueberdas  Verlad  unu^ssystems.  die  Schriften  v.  Michaelis,  Perrot,  Scholtz, 
Dorn,  Cohn  u.a.m.  Die  von  manchen  Seiten  i^ewiluschte,  doch  unzulässige  Trennung 
des  Fahr-  u.  Frachtverkehrs  würde  den  (rüterexpeditionsdienst  der  Bahnen  fast  ganz 
in  Wegfall  bringen,  da  hier  die  Befrachter  eintreten  würden.  Es  ist  wohl  möglich, 
dass  dadurch  auch  au  Arbeitskosten  im  Ganzen  einige  Ersparung  entsteht,  wenn  aueh 
keine  sehr  wesentliche.  Auch  die  Stellung  ganzer  Wagen  zur  Disposition  von  Be- 
frachtern, zum  belieb.  Vollladen,  die  Beförderung  von  Massengütern  in  Wagenladungen, 
welche  die  Befrachter  selbst  anfüllen,  haben  neben  anderen  Vortheilen  den,  der  Bahn 
Arbeitskraft  zu  ersparen.  Bei  der  Stellung  eigener  Wagen  durch  die  Befrachter 
würden  sich  für  die  Bahn  selbst  im  Werkst&ttendienst  Ersparungen  ergeben.    Fraglich 
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bleibt  nur,  wie  weit  solche  Kefonnen  nach  der  ganzen  Technik  des  Bahnbetriebs  über- 
haupt durchfahrbar.  S.  folur.  Abschnitt.  Am  Meisten  Last  in  der  Expedition  macht 
der  StackgUterverkehr. 

Die  Aufgabe  ist  hier  offenbar,  diejenigen  Systeme  zu  wählen, 
welche  bei  aller  Sicherung  vor  Unterschleif  und  Verlust  in  volks- 
wirthschaftlicher  Hinsicht  günstig,  für  das  Publicum  möglichst 
bequem  und  für  die  Verwaltung  durch  Vereinfachung  des  Diensts, 
Ersparung  von  Arbeitskräften  u.  s.  w.  möglichst  wohlfeil  sind.  In 
beiden  Beziehungen  bleibt  noch  viel  zu  wünschen  übrig. 

b)  Die  Kosten  der  Transportverwaltung  bilden  der  Regel 
nach  den  bei  Weitem  stärksten  Posten  der  Betriebs- 
ausgaben, in  Deutschland  nahezu  zwei  Drittel,  früher 
etwas  unter,  dann  etwas  über,  jetzt  wieder  annähernd  60%,  mit 
Schwankungen  nach  Bahn  Verwaltungen  von  ca.  50  —  75%.  Eine 
Ersparung  an  ihnen  fällt  daher  für  den  Reinertrag  und 
für  die  Möglichkeit  der  Tarifreductionen  gewöhnlich  am 
Schwersten  ins  Gewicht.  Sie  ist  aber  auch  in  grösserem 
Umfange  möglich,  alp  in  den  beiden  anderen  Verwaltungszweigen. 

Bei  i,  deutschen  Bahnen  IbbO— 81  Transp.verwalt.  v.  Gesammtausg.  bei  d.  Staatsb. 
60*76,  bei  d.  cigcnsverwalt  Priv.b.  5647.    Pn^oss.  Staatsb.  nach  Et.  f.  1883/84  61*17«. 

Auch  die  Ausgaben  der  Transpoilverwaltung  sind  theils  per- 
sönliche, Besoldung  u.  s.  w.  der  Beamten,  theils  sachliche, 
bei  letzteren  einschliesslich  grosser  Summen  von  Taglohn  für 
niedere  Werkverrichtungen. 

Die  sachlichen  Aa8g:aben  (ind.  Taf^elöhni;  u.  dgl.)  überwiegen  bei  der  Transport- 
verwaltung die  persön  liehen  noch  st&rker  als  bei  der  Bahn  Verwaltung.  Sie  zerfallen  in 
die  unmittelbaren  Kosten  der  Zugkraft  (Feuerung*  der  Locomotiven.  Schmieren  und 
Putzen  der  Mas<;hinen  und  Tender),  der  Zuge  (Schmieren  und  Reinigen  der  Wagen, 
Beleuchtung  derZüj^ce,  GUterverladungi;  in  die  Keparaturkosten  der  Fahrzeuge;  in 
die  zu  einem  Theii  mitunter  aus  den  laufenden  Betriebseinnahmen  erfolgende  Er- 
gänzung der  Transportmittel,  also  Neubeschaffung  (nicht  nur  Ersatz)  solcher, 
welche  indessen  vielleicht  richtiger  von  den  laufenden  Ausgaben  ganz  ausgeschlossen 
u.  besonders  verrechnet  wird;  t'enier  in  die  Ausgaben  fUr  Heizung  und  Reinigung 
der  Betriebslocalit<aten;  für  Wagenmiethe  an  fremde  Bahnen:  für  Ent- 
schädigungen im  Personen-  und  Güterverkehr;  fUr  Drucksachen  und  Bureau- 
bedürfnisse u.  a.  Diversa.  Diese  sachlichen  Ausgaben  lassen  sich  wieder  mit 
denjenigen  persönlichen  Ausgaben,  welche  sich  an  die  einzelnen  Zweige  knüpfen, 
zusammenfassen,  was  für  einzelne  Puncto  ein  richtigeres  Bild  gewährt. 

Beispiel.  Preuss.  Ostb.  Ausg.  f.  ges.  Transportverw.  1869  2131  0S74 
6595)  Tausend,  wovon  auf  Besoldung  etc.  496  (15U5),  sachl.  Ausgaben  1635  (5090) 
Tausend,  mit  Ausschluss  der  Ergänz,  d.  Betriebsmittel  1435  (4326)  von  i.  G.  1931 
(5831),  oder  pers.  A.  25-77y  (25-8)  u.  sachl.  Ausg.  743 %  (74*2),  neml.  Feuerung  d* 
Locomot.  315  (1171),  Schmieren  d  Masch.  u.  Tender  24  (58),  Putzen  dsgl.  58(128), 
Schmieren  d.  Wagen  17  (136),  Reinisfen  10  (;25),  Beleuchtung  d.  Züge  17  (56),  Güter- 
verlad.  71  (195),  sonst.  Kosten  ]02l;249),  i.G.  Kosten  der  Zugkraft  u.  der  Züge  609 
(2018);  Reparaturkosten  485  (1087),  Loc.  u.  Tender  282  (606),  Personenwag.  62  (150), 
Lastw.  138  (311),  and.  ^  (20);  Heiz.  u.  Reinig,  d.  Betriebsioc.  81  (122),  Wagenmiethe 
143  (271),  Entschäd.  im  Güterverk.  25  (35),  Drucksachen,  Bureaubed.  31  (88),  Sonstiges 
62  (705)  Tausend  Tlür.    Bei  d.  niederscbles.  B.  ist  d.  Yerhältniss  d.  pers.  zu  den 
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sachlichen  Ansg.  (excl.  neue  Transportmittel)  in  1869  16*5  u.  88*5 7o«  ^^^  ^^^  hannov. 
23-7  u.  76-3,  s&chs.  Staatsb.  184  u.  82-0,  baier.  30  5  n.  69-5,  würt  299  u.  701, 
bad.  34*1  ii.  65 '9%.  Ganz  gleichmäss.  Yertheilung  der  Ausgaben  erfolgt  auch  hier 
nicht.  Nicht  unw^esentlich  verschieden  stellen  sich  unter  dem  Einfluss  der  Frequenz- 
verhältnisse auch  die  Reparaturkosten  der  einzelnen  Arten  Fahrzeuge,  z.B.  1869 
(u.  1874)  bei  d.  niederschl.  B.  w^eniger  als  bei  d.  Ostbahn  für  Locom.  u.  Tender 
e206  :  282  u.  428  :  606),  etwas  mehr  für  Personenwagen  (66  :  62),  erheblich  mehr 
für  Lastwagen  (250  :  138  Tausend;  Kohlenverkehr  u.  s.  w.  auf  der  ersteren;  1874  bei 
beiden  Wagenarten  476  :  461).  Gegen  Tagelohn  erfolgten  Werkverrichtuugen  i.  d. 
Transportverw.  bei  d.  Ostbahn  1869  für  472,  niederschl.  für  328,  hannov.  535,  sächs. 
215,  würt  275  Tausend  Thlr.  Dir.Bez.  Berlin  1883/84  sachl.  Ausgaben  d.  Transp.- 
verw.:  allgem.  1,226,032  M.  Kosten  der  ZQgo  3,455,000  M.,  Unterhalt,  d.  Betriebs- 
mittel 4,794,000,  Erneuerung  derselben  8,043,000,  Benutzung  fremder  Bahnanlagen 
275,670  M.,  Miethe  fremder  Wagen  u.  Leihgeld  1,575,000  M.  —  Bei  d.  deutschen 
B.  1880/81  bei  Staatsb.  u.  bei  eigensverwalt  Priv.bahnen  bez.  persönL  Ausg.  d. 
Transp.verwalt.  34*12  u.  29*53  (neml.  äusserer  Bahnhofsdienst  11*58  u.  9*79,  Ezped.- 
dienst  7*13  u.  6*93,  Zugbegleitdienst  6*82  u.  5*52,  Zugfönl. dienst  8*59  u.  7*23  ^Z«), 
sachl.  Ausg.,  neml.  allgem.  Kosten  d.  Transp.verw.,  2*90  u.  3*01,  Bahntransport  20*24 
u.  1815,  Kosten  d.  Benutz,  fremder  Anlagen  U.Betriebsmittel  4*68  u.  5*10,  zus.  27*82 
u.  26*26  ^/u  von  allen  Betriebsausgaben.  Nach  dieser  Statist  Bereclinung  wären  die 
sachl.  Ausgaben  bei  der  Trausp.verwaltung  nicht  nur  nicht  grösser,  sondern  etwas 
kleiner  als  die  persOnlicIien.  Diese  Abweichung  von  d.  früheren  Daten  u.  der  damals 
abgeleiteten  Regrel  muss  sich  aus  Veränderungen  der  Rubricirung  der  einzelnen  Posten 
erklären. 

Besondere  wichtig  sind  die  so  gebildeten  Kosten  des  eigent- 
lichen Fahrdienstes  und  unter  diesen  wieder  diejenigen  der 
Zugkraft. 

Ein  Theil  dieser  Kosten,  besonders  für  die  Besoldung  des  Fahrpersonals  auf 
den  Zttgen  —  zahlreicheres  Aufsichtspersonal  bei  unvollkommenerem  Bau  und  Fahr- 
material — ,  für  Reparaturkosten  der  Locomotiven,  Tender,  Wagen  —  etwas  leichterer, 
technisch  unvollkommenerer  Bau  der  Fahrzeuge  bei  leichtem  Bahnbau  — ,  auch 
gelefi^entlich  für  Miethe  fremder  Wagen  —  Erspamng  an  Kapital  für  Betriebsmittel, 
also  an  stehendem  Kapital,  Seitens  einer  ärmeren  und  einfacheren  Bahn  (sonst  hängt 
die  Benutzung  fremder  Wagen  wesentl.  von  d.  geogr.  Lage,  Durchfuhrverkehr  einer 
Bahn,  Grösse  der  letzteren  ab;  daher  meist  verhältnissmässig  grössere  Benutzung 
fremder  Wagen  bei  den  Privatbahnen ;  bei  den  Staatsb.  war  sie  früher  bei  d.  nieder- 
schles.,  hannov.,  westfäl. ,  sächs.,  bad.  gross,  bei  d.  and.  bedeutend  kleiner,  bes.  d. 
würt.,  baier.,  nass.  Seit  den  grossen  Verstaatlichungen  wird  dieser  Ausgabeposten 
bei  d.  Staatsb.  natürlich  viel  kleiner);  —  für  Entschädigungen  bei  Unfällen  hängt 
wieder  mit  den  in  §.  280  besprochenen  Principien  in  Betreff  der  Bahnanlage 
zusammen:  bei  dem  intensiven  Systeme  wird  dieser  Kostenbetrag  kleiner  als  bei 
dem  extensiven,  daher  z.B.  in  England  kleiner  als  in  Deutschland  sein.  Erspa- 
rungeu  un  diesen  Kosten  hängen  also  unter  Umständen  von  dem  Uebergang  zu 
vollkommenerem  Bahnbau  und  Fahrmaterial  ab,  wofür  das  oben  Entwickelte 
gilt  Ein  weiterer  Theil  der  Koston  ergiebt  sich  aus  der  Zahl  des  Fahrdienstpersonals, 
wofür  Sichcrheitsrücksichten ,  gesetzliche  Vorschriften  mit  massgebend  sind,  aus  der 
Höhe  der  Besoldungen,  der  Preise  des  Brennstoffs  u.  s.  w.,  worüber  allgemeine  Landes- 
und  Zeitverhältuisse  entscheiden,  endlich  aus  dem  mehr  oder  weniger  sparsamen  Ver- 
brauch von  Brennstoff,  Oel,  Schmier-  und  Putzmaterial  u.  s.  w..  wo  sich  ein  ratio- 
nelles System  von  Kokes-,  Oelprämien  u.  s.  w.  vortheilhaft  erwiesen  hat 

Die  Kosten  der  Zugkraft  (Besold.  u.  Löhne  d.  Maschinejimeist,  Locomotiven- 
führer,  Heizer,  Prämien,  Reisegelder,  Arbeitslöhne.  Reparaturkosten  d.  Loc,  Tender, 
Werkstättenbetrieb,  Repar.  d.  Wasserst.,  Brennst,  Schmier-  u.  Putzmat.)  betrugen  in 
Preussen  bei  allen  Bahnen  1858  2U'6,  18G9  25*4 7„  sämmtl.  Betriebs-,  47*8  und 
41-37o  der  Transportausg. ;  bei  d.  Staatsb.  1S69  27-i)  von  allen,  45*8 7«  v.  letzterer 
Ausg.  Auf  Brennstoff  kam  ein  Drittel  der  Ausg.  der  Zugkraft.  Durch  die  neuer- 
lichen Verschiebungen   der  Preise   u.  Löhne  haben  sich  diese  Quoten  verändert,   vor- 
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übergehend  bes.  stark  durch  das  abnorme  Steigen  der  Kohlenpreise  im  Anf.  d.  70er 
Jahre.  —  Aaf  d.  preuss.  Staatäb.  war  1874  d.  Ausg.  f.  Transportverwalt.  im  Ganzen 
p.  Kil.  5241,  Pri?atb.  in  Staatsverw.  5287,  Privatb.  in  eigener  Verwa lt.  3929,  im 
Durchschn.  4522  Thlr.,  gegen  4241  ThJr.  in  1873,  3704  Thlr.  in  1872,  Zunahme 
1871  gegen  1S70  ll'SS,  1S72  gegen  1871  lt>-04,  1873  gegen  1S72  1450,  1874  gegen 
1873  6*39 7o*  ^^  ^'  ^^"^^  ^^^^  ^i^^  Ausgaben  absolut  u.  relativ  gefallen,  im  Durch- 
schnitt .'1914  Thlr.,  also  gegen  1874  13'45°/o  weniger.  Nach  d.  deutschen  Statist, 
f.  1880/81  bei  allen  Buhnen  p.  Kil.  8654,  bei  d.  Staatsb.  allein  8761  M.  Kosten  d. 
Transp.verw. ,  oder  2885  u.  2920  Thlr.,  also  wieder  erhebl.  weniger  als  vor  einigen 
Jahren,  trotz  einer  f.  d.  Transportverwalt.  wohl  im  Ganzen  eher  ungünstigeren  Ver- 
biichung.  —  Ueber  die  Vortheile  des  Präniiensystems,  das  jetzt  weit  verbreitet  ist  für 
einen  unter  einem  gew.  Max.  bleibenden  Verbrauch  an  BrennstolF,  Oel  u.  s.  w.  s. 
Perrot,  Eisenbahnref. ,  S.  152  tf.,  157  if.  Ersparung  bei  der  Rhein.  B.  wes.  mit 
durch  Schmierprämien  in  2  Jahren  32,000  Thlr.  (Verbrauch  bei  7%  Mill.  Achs- 
meilen 1862  29,000,  bei  9%  Mill.  1869  5723  Thlr.!).  S.  auch  unten.  Weber, 
Schule,  3.  A..  S.  457.  Die  LocomotiFfahrer  beziehen  in  Deutschland  350 — 900  Thlr. 
fest,  ebensoviel  u.  mehr  an  Prämien,  die  Feuerleute  250  —  500  u.  bez.  50  — 100 
Prämien.  Neuerdings  liat  man  aber  auch  Bedenken  ge^en  d.  Praniiensystem  erhoben 
u.  es  dem  Vernehmen  nach  moditicircn  wollen. 

§.  289.  —  c)  Die  Gewichtsmasse  des  Transports. 
Tüdtes  und  nützliches  Gewicht. 

Im  Uebrigen  wird  die  Höhe  der  Fahrdienstkosten 
wesentlich  mit  bestimmt  durch  die  Gewichtsmasse,  welche 
auf  den  Eisenbahnen  bewegt  .wird.  Namentlich  ist  diese 
Gewichtsmasse  fUr  die  Kosten  der  Zugkraft,  derZtige,  der 
Reparatur  und,  innerhalb  gewisser  Grenzen,  auch  für  die  Zahl 
des  Fahrdienstpersonals,  also  für  die  Besoldungssumme  ent- 
scheidend. Die  Züge  verlangen  fast  das  gleiche  Dienstpersonal, 
mögen  die  Wagen  voll  oder  leer  sein. 

Die  hierher  gehörigen  Lehren  gelten  für  alles  Transportwesen,  verlangen  nur  bei 
(ItT  Eisenbahn  aus  technischen  Gründen  wieder  besondere  Beachtung. 

Die  zu  bewegende  Gewichtsmasse  zerfällt  bei  der  Eisenbahn 
wie  bei  jeder  Transportleistung  in  das  sog.  todte  und  nützliche 
Gewicht.  Letzteres  begreift  die  Gegenstände,  deren  Bewegung 
Zweck  der  ganzen  Transportleistung  ist,  welche  daher  der  Trans- 
portunternehmung den  Ertrag  geben:  bei  den  Eisenbahnen  mithin 
die  Personen  (Passagiere)  und  die  Güter.  Das  todte  Ge- 
wicht umfasst  die  Transportmittel,  mittelst  deren  die  Beförderung 
des  nützlichen  Gewichts  bewerkstelligt  wird:  bei  den  Eisenbahnen 
also  das  Eigengewicht  der  Fahrzeuge,  wie  Locomotiven,  Tender, 
Wagen,  deren  nothwendigen  Bedarf  an  Brennstoff,  Wasser,  diversem 
GerUthe  und  Geschirr  u.  s.  w.,  femer  das  Zugpersonal. 

Das  zu  erstrebende  Ziel  ist  nun  bei  jeder  Transportanstait 
eine  möglichst  günstige  Gestaltung  des  Verhältnisses 
des  todten  zum  nützlichen  Gewicht,  oder  wenn  diese 
Forderung  in  ihre  drei  einzelnen  Theile  zerlegt  wird:  erstens  ein 
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möglichst  geringer  absoluter  Betrag  des  todten  Ge- 
wichts, also  namentlich  des  Eigengewichts  der  Wagen  u.  s.  w.; 
zweitens  eine  möglichst  starke  Ladungsfähigkeit  der 
Wagen,  absolut  und  im  Verhältniss  zum  todten  Gewicht;  drit- 
tens eine  mögliebst  grosse  wirkliche  Belastung  der 
Wagen  durch  das  nützliche  Gewicht  oder  eine  dem  entsprechende 
Ausnutzung  der  Ladungsfähigkeit.  Je  günstiger  diese  drei 
Puncte  sich  stellen,  desto  höher  der  Reinertrag,  auch  bei 
gleich  er  Brutto  einnähme,  desto  gross  er  femer  der  Spiel- 
raum für  Tarifreductionen,  selbst  bei  gleichem  Fracht- 
quantum, und  desto  leichter  möglich  eine  höhere  Brutto- 
einnahme ganz  ohne  oder  ohne  entsprechende  Kosten- 
steigerung. 

Bei  den  Eisenbahnen  ist  das  Streben  nach  jenem  Ziel  begreif- 
licher Weise  ganz  besondera  wichtig,  aber  seiner  Erfüllung  stehen 
auch  eigenthümliche  Schwierigkeiten  in  den  technischen  Bedingungen 
des  Eisenbahnbetriebs,  namentlich  bei  „eisenbahnmässiger'^  Schnellig- 
keit des  Transports,  entgegen. 

S.  im  Allg;.  Weber 's  Schale,  3.  A.,  Kap.  9  — 11,  u.  d.  g^ea.  Schiiften  über 
ladividualis.  d.  BalLoen  u.  Secundärbahnen.  Das  Ges.  der  Extensivit&t  gUt  in  gewissen 
Fällen  auch  bei  dem  Fahrmaterial,  was  mir  Weber  bei  seinem  Verlangen  nach 
Generalisiruug  in  demselben  nicht  ganz  genügend  zu  beachten  scheint 

a)  Das  Eigengwicht  der  Wagen,  einschliesslich  der 
Locomotiven  und  Tender,  ist  aus  technischen  Gründen  em 
ganz  enormes. 

Noth wendig  vorwaltende  Verwendung  von  Eisen  in  grossen  Massen;  Nothwendig^ 
keit  solidester  Construction ,  was  vielfach  wieder  starke  Eisen  Verwendung  bedingt; 
Erfordemiss  einer  erheblichen  Schwere,  um  einen  entsprechenden  Druck  auch  der 
leeren  W'agen  auf  die  Schienen  auszuüben  und  eine  genügende  TragfiÜiigkeit  und 
Widerstandsföhigkeit  bei  schneller  Bewegung  beladener  Wagen  zu  bieten  u.  dgL  m. 

Es  lUsst  sich  in  diesem  Eigengewicht  durch  Fortschritte 
der  Technik  eine  Verminderung  erzielen,  aber  die  Grenzen  dieser 
Fortschritte  scheinen  eng  gezogen  zu  sein.  Ja,  die  Anforderungen, 
welche  bei  entwickelterem  Verkehr  in  Betreff  des  Fahrmaterials 
stärker  hervortreten,  nemlich  grössere  Tragfähigkeit  der  Wagen, 
grössere  Dampf  kraft  der  Locomotiven,  rascheres  Fahren, 
seltenere  Reparaturen,  damit  das  Material  beständiger  im  Dienst 
sein  kann  u.  s.  w.,  lassen  sich  theilweise  gerade  nur  mit  Httlfe 
gleichzeitiger  Erhöhung  des  Eigengewichts  erfUlen, 
theilweise  verhindern  sie  wenigstens,  dass  das  Eigengewicht  in 
demjenigen  Maasse  vermindert  wird,  wie  es  bei  gleichbleibenden 
Anforderungen  obiger  Art  möglich  wäre. 
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Beispiele  aus  d.  preusä.  KiäeiibahnsUtiätik.  Durcliächiiittsgewiclit  eioed  preuss. 
Personenirafirens  p.  Achse  1859  59*r),  progress.  Zunahme,  1SG9  71*7,  1S75  82*2, 
p.  Platz  S'o,  3*9  u.  4*24  Centner;  Kosten  der  Neubeschatfung  (also  zu  verzins.  Kap.) 
p.  Achse  1859  962,  18H9  1013,  1875  1103  Thlr.,  p.  Platz  56*6,  547  u.  568  Thir. 
(Forttbergeh.  Yermindenin)^ ,  welche  sich  aus  verhältnissmäss.  stärkerer  Zunahme  der 
Wagen  4.  Gl.  erklärt).  Bei  Staats-  u.  Privatb.  g:Ieichcs  Gewicht,  bei  einzelnen  Bahnen 
erhebl.  Unterschied:  bei  neuen  Bahnen  grösseres  Gewicht  -z.  B.  1869  Bebra -Han. 
81*6  C.  p.  Achse,  4*4  p.  Platz,  Ostb.  1875  bez.  901  u.  4*54  Centn.),  was  offenbar 
mit  soliderer  erster  Bauart  u.  grrösseren  Anforder.  an  <liir  Leistung  u.  Ausdauer  der 
Wagen  zusammenhängt.  —  Durchschnittsirew.  ein<^  (iepäckwagens  p.  Achse  1859 
59-3.  1869  72-8,  1875  79*8  (jeutner  (Min.  1869  nach  Bahndurchschu.  55,  Max.  85  C, 
1875  bez.  62*1  u.  997),  eines  bedeckten  Güterw.  54*4.  61-6  u.  658  (Min.  1869 
53*1,  Max.  70*2,  Entw.  wie  bei  Personenw.,  1875  bez.  37*5  u.  74*8),  eines  offenen 
Güterw.  43-2,  49*6  u.  534  iMin.  18Ü9  368,  Max.  58-7,  1875  bez.  35  u.  63*5). 
Durchschnittskosten  sä m mtl.  Guterw.  p.  Achse  1859  486,  1865  496,  1869  (incl.  neue 
Prov.)  492,  1875  500;  in  dies«;r  Stabilität  des  l*reises  bei  gi-össerem  Eigengew.  und 
Ladungsfähigkeit  (s.  unter  ß)  zeii;'t  sich  der  Einfluss  den  techn.  Fortschr.  u.  der 
Concurr.  der  Wagen bauanstalteu.  —  Die  Locuniotiveu  hatten  1S59  im  D.  221,  1869 
300,  IS" 5  275  Pferdekraft,  das  srusste  Eigengewicht  einer  Loc.  mit  Feuer  und  Wasser 
war  1859  650,  1969  900,  1875  856  Centner.  Das  Gewicht  von  Wasser  und  Kohlen 
beträgt  50 — 100  Centner  u.  darüber;  bei  rasejiereni  Fahren  u.  selti.'nerem  Aufenthalt 
(SchnellzQge)  muss  dies  (icwicht  nati^rlich  aucii  >tei«<:en  Die  Zahl  der  vun  einer 
Locom.  durchschnittl.  durchUufenen  Nutzmeilen  war  1S59  2395,  1865  2882,  187.'i 
20,313  Nutzkil.  (2708  MeU.).  1^75  L8,797  (2506  Meil.).  eine  Steiprung,  die  wieder 
bessere  Arbeit  Torausse.tzen  wirtl.  (Die  neuerl.  Abnahme  wohl  v  Zutritt  neuer  schwach 
frequent.  Bahnen  zu  erklären.)  —  Nach  d.  deutschen  Bahnstat.  f.  lssO/81  Eigengew. 
V.  Locom.  u.  Temhrr  Ijei  allen  Hahnen  4008  Tonn.,  Dei  d.  Staatsb.  allein  39.73  T. 
Personenwagen  p.  Achse  4*21  Tonn.  (842  Centn.)  b«i  allen  u  auch  bei  d.  Staatsb. 
?»pec.,  (lepäckwagen  dsgl.  409  u.  4-08,  bedeckter  Güterw.  329  u.  328 ,  offener  2*72 
n.  2*68  Tonn.  Durchschn.kosten  f.  l  Locom.  auf  allen  Bahnen  50,623  M.,  f.  1  Pers.- 
wagen  p.  Stück  7508,  p.  Achse  3298,  1  Güterw.  p.  Stück  2967,  p.  Aclise  1455  M. 
S^iit  1875  also  keine  wesentl.  Aitnderung.  aber  doch  steigende  Richtung  des  Gewichts. 

ß)  Die  Stärke  der  Ladungsfähigkeit  und  ihr  Verhält- 
niss  zum  Eigengewicht  der  Wagen  lassen  sich  zwar  auch 
verbessern,  aber  jedenfalls  in  nicht  sehr  weiten  Grenzen,  wie  sich 
aus  dem  Ebengesagten  schon  ergiebt.  Auch  hierüber  entscheiden 
technische  Momente,  sowohl  in  Betreff  der  einzelnen  Personen-  und 
Güterwagen,  als  der  ganzen  Züge,  das  Locomotiven-  und  Tender- 
gewicht hier  zum  todten  Gewicht  geschlagen. 

Die  Ladungsfähigkeit  der  Güterwagen  ist  erheblich  gestiegen  u.  ätärk<>.r  ab> 
die  Tragfähigkeit.  —  der  llanptfortschritt.  Die  folg.  Zalüeu  stehen  etwas  unt.  d. 
Einfiass  der  Einrechn.  der  Bahnen  d.  neuen  Prov.,  die  wirkiicli  zu  vergleichenden 
bind  eigentlich  ein  klein  wenig  ungünstiger.  Gepäckwagen  allerdilLg^  Ladungs- 
fthlgkeit  p.  Achse  1859  45  (i,  1869  53*3  Centn.,  Zunahme  16-97o,  dsgl.  des  Eigengew. 
22-77„,  1873  Ladungsrähigk.  p.  Achs«»  56*7,  1875  5:^6,  also  Gleichbleiben  d.  Ladungs- 
f&higk.  bei  Zunahme  d.  Gewichts;  —  aber  bedeckte  Güterw.  1859  u.  1S69  Ladf. 
54-3  u.  79-1  Centn.  Zun.  45*6*»  „,  dsgl.  des  eig.  Gew.  nur  13*6%,  1875  Ladf.  90*2. 
ZuA.  seit  1869  14*0%,  wälirend  d.  eig.  Gew.  sich  um  O^^'o  »Jrhöhete;  —  off.  Güterw. 
Ladf.  1859  u.  1869  64*6  u.  896  C,  Zun.  •/„  38-7,  dsgl.  d.  eig.  Gew.  14*8 7o:  1875 
Ladf.  97  C,  Zun.  seit  1869  7*6  %,  Zun.  d.  Eigengew.  57o-  >Vährend  noch  Ende 
der  50  er  Jahre  ein  ofl.  (lUteTwagen  bloss  eine  Ladungsfähigkeit  von  c.  150%  seines 
eig.  Gew.  hatte  (genau  149%),  hatte  er  1869  fast  die  dopp«;lte  (gen.  1817o^;  *>öi  den 
bedeckten  Güterw.  war  dasselbe  Verhültniss  damals  knapp  1007^.  1869  1287o-  ^^75 
hatte  d.  off.  Guterwagen  lS27o  !>eines  Gew.  Ladf..  d.  bedeckte  137  7u-  Immerhin 
wog  auch  um  1869  noch  ein  Güterzug  von  20  Achsen  bedeckter,  30  A.  ofi".  Güterw., 
mit    1  Loc.   u.  Tender   durchschn.  c.  3900  Centner,   bei  eifier  Ladungsfähigk.  von  c. 
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4300  C,  also  ein  Yerh.  von  0*91  :  1  des  todten  zum  nützlichen  Gewicht  bei  voller 
Ladung,  die  kaum  vorkommt;  dagegen  von  2*21  :  1  bei  der  preuss.  Dnrchschnitts- 
belastung  v.  4lVo-  —  ^^^  ^^^  Personenwagen  ist  naturlich  das  Yerbältnisä  des 
£igen-  ziiut  nützl.  Gew.  viel  ungunstiger  n.  wie  aus  den  Daten  bei  a)  hervorgeht, 
neuerdings  noch  ungünstiger  geworden.  £ine  Achse  trug  1859  Personengewicht 
(iVi  C.  a.  d.  Pew.)  25-5,  1S69  27*75  (Raumerspar,  bei  3.  u.  4.  Claaae),  d.h.  bez. 
42*8  u.  38*7  7o  ^^^  jeweil.  Eigengewichts.  Ein  Personenzug  von  80  Achsen  wiegt 
mit  Loc.  u.  s.  w.  c.  8200  Centner,  die  Personen  in  ihm  durchschn.  830  C,  also  todtes 
zum  ntLtzl.  Gew.  wie  3*85  :  1,  bei  d.  preuss.  Durclisclinittsbesetzung  von  bloss  26*3  ^/g 
der  Plätze  aber  gar  wie  14*7  :  1,  d.h.  um  einen  Menschen  zu  befördern,  muss  man 
i.D.  fast  das  15 fache  seines  Gewichts  mitschleppen!  Im  J.  1869  beförderten  die 
preuss.  Bahnen  ein  nützl.  Gewicht  von  fast  11  Milliarden  Centn.  1  Meile  weit,  zo 
welchem  Zweck  aber  30  Milliarden  Centn,  todtes  Gewicht  mitgeschleppt  wurden.  — 
Nach  d.  deutschen  Eisenb-statist.  f.  1 880/81  war  die  Ladefähigkeit  (Tragfähigk.)  eines 
(lepäckwagens  bei  allen  Bahnen  2*72.  bei  d.  Staatsb.  allein  2*51  Tonnen  oder  66*5  u. 
61*5  7o  dos  Eigengewichts,  bei  d.  bedeckten  Güterw.  4*57  u.  4*58  Tonnen  oder  137  u. 
1407o  d^  Eigengewichts,  bei  d.  offenen  Güterw.  4*81  Tonn.,  in  beiden  FftUen  aber 
177  u.  178^0  desEigengow.  Die  Ladefähigkeit  scheint  danach  auch  neuerdings  noch 
grosser,  aber  das  Verhältniss  zwischen  ihr  u.  dem  Eigengewicht  nicht  besser  geworden 
zu  sein. 

/)  Die  Ausnutzung  der  Ladnngsiähigkeit  hängt  dagegen 
vornehmlich  von  gesellschaftlichen  und  wirthschaftlichen 
Umständen  ab.  Hier  bieten  sich  wegen  der  Verschiedenheit 
der  Gesellschaftsklassen  der  Reisenden  und  der  ver- 
schiedenen Voluminosität  und  Schwere  und  des  ver- 
schiedenen  Werths  der  Güter,  femer  wegen  der  verschie- 
denen natürlichen  Richtungen  des  Güterverkehrs  im  Ganzen 
und  in  seinen  Hauptarten,  wegen  der  verschiedenen  Zeiten 
im  Jahre,  in  denen  sich  Personen  und  Güter  naturgemäss  vor- 
nehmlich auf  den  Bahnen  bewegen  und  wegen  des  oft  unvermeid- 
lichen längeren  Leerstehens  der  Wagen  auf  den  Stationen, 
eigenthümliche  Schwierigkeiten,  welche  die  Erreichung  des  Ideals, 
d.  h.  der  vollständigen  Ausnutzung  der  Ladungsfähigkeit 
hindern.  In  dieser  Hinsicht  muss  man  sich  vor  Illusionen  hüten. 
Aber  die  Weiterentwickelung  des  Verkehrs  selbst  führt 
doch  zu  einer  Annäherung  an  das  Ziel.  Ferner  kann  die 
Eisenbahnverwaltung  dazu  selbst  mächtig  beitragen  durch 
eine  richtige  Tarifpolitik,  durch  welche  sie  einen  gar  nicht 
existirenden  Verkehr  erst  hervorruft  und  einen  ihr  sonst 
entgehenden  an  sich  zieht.  Sonst  wird  die  LadungsfUhigkeit 
der  Wagen  nur  zu  einem  geringen  Theile  ausgenutzt  bleiben,  was 
gegenwärtig  bei  uns  noch  sehr  zu  beklagen  und  wenigstens  doch 
in  Etwas  noch  zu  vermindern  möglich  ist.  Das  Verhältniss  zwischen 
todtem  und  nützlichem  Gewicht  ist  solange  noch  viel  ungünstiger, 
als  es  nach  der  Natur  der  Eisenbahnen  ohnehin  bleibend  wird 
sein  müssen  oder  m.  a.  W.  der  Betrieb  bleibt  zu  theuer,  die 
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Rente  za  klein,  wenigstens  tbeilweise  deshalb,  weil  der 
Tarif  zu  hoch  ist.  Demgemäss  sind  vor  allen  an  die  Staats- 
bahnen wichtige  Anforderungen  für  die  Tarif politik  zu  stellen, 
ebensosehr   im  volkswirthschaftlicben  als  im  finanziellen  Interesse. 

Einflass  der  Classen  auf  Ausnutzung  der  Ladefähigkeit.  Die  Hauptclassen 
der  Güter,  die  Rohproducte  des  Acker-,  Forst-,  Bergbaus,  die  Baumaterialien,  Düng- 
Stoffe,  die  fremden  Verzehrungs-  u.  Gewerksstoffe  (Colonialwaaren,  Baumwolle,  Fabrik- 
stoffo  U.S.  IT.),  die  Fabrikate  a. s.  w.  verlangen  verschiedene  Räume,  verschiedenen 
Schatz,  also  th.  bedeckte,  th.  offene  u.  sonst  verschiedene  Wagen,  verschiedene 
Schnelligkeit  des  Transports,  was  alles  wieder  die  Ausnutzung  der  Wagen  erschwert 
u.  indirect  das  todte  Gewicht  vergrOssert.  —  Aehnliches  gilt  vom  Wagen classen- 
system  des  Personenverkehrs. 

Einffuss  der  Yerkehrsrichtungen.  Für  diu  Wagen,  welche  Getreide  aus 
dem  Binnenland  zum  Export  nach  den  Seeh&fen,  Kohlen  aus  den  Bergwerksgegenden 
nach  den  Industriesitzen  bringen,  fehlt  die  Rückfracht  ganz  oder  theilweise,  oder  die 
Colonialwaaren  u.  Fabrikate  u.  s.  w.,  die  in  der  Gegenrichtung  gehen,  verlangen  wieder 
andere  Wagen.  Daher  leere  Fahrt  rückwärts  („Ballastfahrt").  Aehnliche  Verhältnisse 
oft  in  Seehäfen,  bes.  mit  Holz-.  Getreide-,  Flachsezport  u.  mit  schwachem  Import 
(Ostseehäfen,  ausser  Stettin). 

Einfluss  der  Jahreszeiten.  Im  Personenverkehr  die  Wagen  in  einer  Richtung 
stark  besetzt  im  Ausreise-,  u.  umgekehrt  später  im  Heimreiseverkehr;  in  d.  anderen 
Richtung  gleichzeitig  wenig  Frequenz.  (Berl.-zVnh.  in  d.  Richtung  von  Berlin  im 
Sommer,  nach  Berlin  im  Herbst)  Aehnliches  im  Güterverkehr.  Das  oftmalige  Leer- 
stehen der  Wagen  auf  den  Stationen,  das  mitunter  10 mal  so  lange  Zeit  währt,  als 
das  In-Bewegung-sein,  hängt  mit  diesen  u.  mit  den  vorerwähnten  Umständen,  mit  der 
zeitraubenden  Be-  und  Entladung  und  mit  dem  Vorhandensein  zahlreicher  Stationen 
7on  sehr  verschiedenen  Transportbediirfnissen  zusammen  und  bewirkt  natürlich  ein 
Todtliegen  grosser  Kapitalien.  Daher  die  Wichtigkeit  der  richtigen  Disposition 
aber  den  Wagenpark,  mittebt  telegraph.  Ordres,  Wagenstrafmiethe  für  Ceber- 
schreitnng  der  Frist,  binnen  deren  Wagen  von  einer  fremden  Verwaltung  zurück 
geliefert  sein  müssen  u.  dgl.  m.  Weber,  Sec-B.,  S.  28,  berechnet,  dass  die  Güter- 
wagen kaum  10  Vo  ^^^  ^^^^  ^^  Jahre  wirklich  fahren,  in  Preussen  29,  in  Oester- 
reich  33  Tage.  Mitwirkend  in  Deutschland  die  Zersplitterung  d.  Verwaltung,  was  die 
Freunde  der  Staatsbahnen  u.  des  Reichseiseubahnplans  mit  betonen.  Jetzt  Einrichtung 
?on  Gentral-Wagenämtem  bei  d.  Staatsbahnen,  zur  telegr.Disposition  über  den  Wagen- 
park (Magdeburg). 

Illusionen  über  die  zu  erreichende  Ausnutzung  der  Ijadefähigkeit  ergeben  sich 
U.A.  aus  Perrot*s  Vorschlag  der  Personentarifreduction;  s.  darüber  auch  Scholtz 
a.a.O.  Auch  die  Anhänger  der  Staats-  u.  Reichsbahnen  haben  mitunter  die  natür- 
lichen, durch  kein  Verwaltnngssystem  zu  beseitigenden  Gründe  einer  stets  noth- 
wendig  unvollständigen  Ausnutzung  der  Ladungsfähigkeit  nicht  genug  gewürdigt, 
u.  darum  der  Zersplitterung  der  Verwaltung  zu  viel  Gewicht  beigelegt.  Dies  widerlegt 
Weber  durch  einen  Vergleich  mit  dem  oentralisirten  Bahnsystem  Frankreichs, 
Priv.-.  Staats-  u.  Reichsb.  S.  70. 

Wie  die  Tarifpolitik  mit  Erfolg  Verkehr  schafft,  zeigt  z.  B.  die  Einführung  der 
4.  Wagenclasse  für  d.  Personenverkehr,  das  System  billiger  Retourbillete,  die  Gewäh- 
rung des  Pfennig-  und  Meilentarifs  für  Massenproducte  u.  s.  w.  Aber  das  Geschehene 
ist  noch  nicht  hinreichend.  Wenn  Sax  II,  166  rügt,  dass  die  4.  Glasse  die  Kosten 
vollends  öfters  nicht  decke,  übersieht  er,  dass  hier  den  unteren  Classen  eine  Wohlthat 
erzeigt  werden  soll  u.  darf  u.  eine  „gemeinwirthschaftliche"'  („communistische**)  Kosten- 
ausgleicliung  zwischen  den  verschiedenen  Classen  (wie  ähnlich  im  üffentl.  Versicherungs- 
wesen) erfolgen  kann. 

Beispiele  der  Ausnutzung  der  Ladungsfähigkeit  nach  d.  preuss. 
Statistik.  Von  den  Sitz-  bez.  Stehplätzen  (4.  Cl.)  der  preuss.  Personenwagen  auf 
allen  Bahnen   wurden   benutzt:    1S59  31*2,    1865  29*1,   1869  (incl.  Bahnen  d.  neuen 
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Pro?.)  26*3,  1S75  23-2®/o,  also  sogar  Abnahme.  1SÖ9  SUatsb.  27*2  (Mio.  nafc.  2 10, 
Max.  Ostb.  290),  Privatb.  unt.  Staatsverw.  235,  and.  Privatb.  26*5  (Min.  Cosel-Oderb 
14-8,  Max.  34-3  Berl.-Potsd.-Magd.).  1875  die  3  Kategor.  bez.  216  (Min.  Ostb.  19-1, 
Max.,  westf.  25*4),  26*0  u.  23-5 7o-  —  i>ie  wirkl.  Belastong:  sämmtl.  Guterwagen 
Preussens  war  in  Procenteu  der  Maximalbelastung  (Ladungsfähigk.)  1859  4Vo,  1^05 
42-6,  1869  41,  1875  41  2,  also  auch  kein  Fortschritt  (d.  kleine  Rückgang  rührt  v.  d. 
Einrechn.  d.  neuen  Bahnen  her).  1869  Staatsb.  32'9  (Min.  Bebra-Han.,  eben  crOÜ'n.. 
18*1,  sonst  Ostb.  31  6,  Max,  Saarbr.  58*4  —  Kohlenverk.),  Privatb.  unter  Staatsverw. 
40,  and.  Privatb.  39*8 7«  (Min.  18-4  Taunnsb.  [Frankf.-Wiesb.].  Max.  54  7«  Neisse- 
Brieg),  1875  die  3  Kat  bez.  388  (Min.  Frankf.  -  Bebra  306,  Max.  Saarbr.  59  5\ 
—  50-7  —  409 7o-  Nach  d.  deotschen  Eisenbahnstat.  für  1S69  u  1874  waren  die 
Personenwagen  der  baier.  Staatsb.  zn  c.  207  u.  21*7,  d.  bad.  zn  27'8  u.  25' 1,  d. 
Sachs,  zu  221  u.  224,  d.  wUrt.  zu  276  u.  24*4"/„,  d.  preuss.  Staatsb.  1874  zu 
19'4  —  24'4  (Ostp.- Saarbr.  B.)  besetzt;  ähnlich  bei  d.  ausserpreuss.  Privatb.,  nur 
in  ganz  wenigen  Fällen  über  30%'  Durchschn.  all.  D.  Privatb.  in  Staatsverw.  1874 
25-25,  in  eig.  Verw.  23-96:  etwas  stärker,  früher  bis  35  — 367o»  ^^«i  ^  österr. 
Bahnen,  meist  auch  unter  30  V^,  Durchschn.  1*>74  22*67.  holl.  Staatsb.  21*82,  Wawch.- 
Wien  36-347„.  Die  Güterwagen  waren  belastet  1869,  bez.  1874:  bei  d.  baier. 
Staatsb.  33*8  u.  41*31,  bad.  29  u.  359,  sächs.  30  u.  413,  würt  46*1  u.  42-77o. 
bei  d.  übr.  deutschen  u.  österr.  Privatb.  zieml.  dieselben  Zahlen  wie  bei  d.  preuss, 
Max.  österr.  Südb.  49*35  bez.  45*68,  südöstl.  Staatsb.  49*05,  Aussig-Teplitz  56*6  bez. 
48*0 7o>  Nach  d.  deutschen  Eisenb.statist.  f.  1880/81  waren  ausgenutzt  in  den 
Personenwagen  bei  allen  deutschen  Bahnen  im  Durchschn.  die  Plätze  I.  Classc  zu 
10'947o  (vermuthlich  weniger,  weil  sehr  viele  Billete  1.  Gl.  für  2  Kinder  in  I.  oder 
für  1  Erwachs,  u.  1  Kind  in  II.  Gl.  genommen  werden  u.  die  Statistik  nur  den  Billet- 
absatz  constatirt),  IL  Gl.  21*02,  III.  Gl.  26*96,  IV.  Gl.  31*26,  alle  Gl.  25*407o.  Keine 
Yerbesser.  der  Ausnutz,  in  neuerer  Zeit. 

§.  290.  —  4.  Geßammte  Betriebsausgabe  und  Mög- 
lichkeit ihrer  absoluten  und  relativen  Verminderung. 

Die  gesanimten  Betriebsausgaben  waren  nach  der  am tl.  preuss.  Eisen bahnstatistik 
in  1874  p.  Kil.  bei  den  Staatsb.  7924,  Privatb.  unter  Staatsverw.  8450,  Privatb.  in 
eig.  Ver\i'.  6063,  im  Durchschn.  7012  Thlr.,  nach  älterer  Berechnungsmethode  6973. 
gegen  6584  Thlr.  in  1873,  5758  Thlr.  in  1^72,  daher  Zunahme  1873  gegen  1872  um 
14*35,  1874  gegen  1873  um  5-9l7o-  Im  J  1875  ist  d.  Betriebsausgabe  dagegen  ge- 
wichen auf  6224  Thlr.  (6184),  d.  h.  gegen  1874  ll*27o  woniger.  Nach  d.  deutschen 
Bahnstat.  f.  1S80 — 81  war  d.  gesammte  Betriebsausgabe  (mit  Kosten  f.  erhebl.  Ergänz. 
(].  f.  Benutz,  fremder  Bahnanlagen)  p.  Kil.  bei  allen  Bahnen  13,968,  bei  d.  Staatsb. 
allein  14,010,  )»ci  d.  eigeusverwalt.  Priv  b.  11,505  M.,  bei  d.  v.  Staate  verwalt.  Priv.b. 
18,923  M..  was  eine  weitere  erhebl.  Kostenvermindenmg  seit  1875  erjiiebt. 

Die  Quote  von  der  Betriebsausgabe,  welche  bei  allen  preuss.  Bahnen  auf  die 
."i  grossen  Yerwaltungszweige  fällt,  war  in  "/„: 


AUg.  Verw. 

Bahn verw. 

Transportverw. 

1859 

1     von  der 

6*2 

31-9 

61-9 

1865 

>  Ge^ammt- 

6-5 

30-9 

62-6 

1869 

1     ausffabr 

8-3 

30-6 

61-1 

1809 

6-8 

311 

62*1 

1871 
1872 
1873 

von  der 
>  Betriebs- 
aiistzabe 

6-2 
61 
6-6 

29*9 
29*7 
29*2 

63*9 
64-2 
64-2 

1874 

6-8 

28-5 

04*7 

1875 

7-4 

29-7 

62*9 

Die  ausserord.  Gehalts-,  Lohn-  u.  Preissteigoningen  seit  1871  haben  die  Betriebsauji- 
gabeii  der  Eisenbahnen  sehr  erhöht.  Seil  1S75  ist  aber  ein  allgemeiner  Rücksrhla* 
eingetreten,  bes.  wegen  sinkender  Preise  (Eisen  u.  s.  w.).  Das  Verhältniss  der  Ein- 
nahmen zu  den  Ausgaben  hat  sich ,  trotz  der  meist  erfolgten  absoluten  und  relativen 
Steigerung  auch  dieser,  bei  dem  stärkeren  Steigen  der  Betriebskosten  ungünstiger  ge- 
stellt. 
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Hei  all 

eil 

prcuss.  Bahnen  war 

Gefl.-Betr.- 

p.  Kilüin. 

p.  Nutz- 

p.  durchlauf. 

Axtag. 
Mill.  Mark 

Bahnl&iige 

Kil. 

VVageiiachf<- 

Mark 

Mark 

Kil.  Pfenn. 

1867 

97-4 

13,887 

2-15 

5-0 

1869 

J340 

13,044 

203 

5-0 

1871 

176-7 

14,946 

2-27 

5-0 

1873 

268-2 

19,752 

2-5S 

6-0 

1874 

297-7 

21,036 

2-62 

60 

1S75 

294-8 

18,673 

2-51 

5-8 

Nach  d. 

J  c  «  t  s  (•  h  e  n  Bahiistatist. 

f.  1880— Sl 

war: 

Staate  i  »ahnen. 

Eigens  verwalt. 
Priv.bahnen. 

Alle  Bahnen. 

Mill.  M.       7^ 

MUl.  M. 

7o 

Mill.  M.      % 

Allji:em.-Verv, 

• 

.  .     27-26         8-29 

9.98 

10.73 

45-21         915 

Bahn           ., 

• 

.  .    101-76       .30-95 

30-52 

3-2-80 

15108       30-56 

Transport    ., 

• 

.  .    199-81        60-76 

52-54 

56-47 

297-98       60-29 

Siiinmo 

• 

.  .   328-83     100 

93-04 

100 

494-28     100 

In  den  letzten  2  Colon  ncn  die  Priv.  bahnen  unter  Staatsverwalt.  inbejtTilfcn. 

Nach  d.  p  reu  SS.  Etat  f.  1883/84  ergiebt  sich  filr  das  ganze  preuss.  Staats- 
bahnnrtz:  allg.  Verwalt  2711  M.  M.,  Bahnrerw.  87-37,  Transp.verw.  180*34,  zus. 
295-42  M.  M.  oder  9-3— 296 -611-1007„. 

Die  prcuss.  amtl.  u.  jetzt  die  amtl.  deutsche  Eisen bahnstatistik  gestatten  noch 
andere  Gruppirungen  der  gesammten  eigentl.  Betriebsausgaben,  wolche  fUr  die  Fragen 
im  Texte  wichtig  sind,  so  d.  preuss.  nach  den  Rubriken:  Besoldung,  —  Diäten, 
Arbeitshilfe  etc.,  —  matcriello  Ycrwaltungskosten,  —  Unterhaltung  d.  Bahnanlagen,  — 
Kosten  d.  Bahntransports,  —  unbestimmte  Ausgabe.  —  Die  Quote  fUr  Besoldung  ist 
nach  voriibergehendiin  Falhn  1875  wieder  so  hoch  als  1869:  28-2 Vo«  i^ie  sachl. 
Ausgaben  können  durch  dauerhaftere  Construction  v.  Bahn  u.  Material  u.  durch  d. 
Accord-  u.  Prämiensystem  etwas  crmässigl  werden  im  absol.  Betrage.  Relativ  ist  die 
Ausg.  f.  ünterh.  d.  Bahnanlagen  gesunken:  1867  16,  1871  13-4.  1875  116%. 
Die  Ausg.  f.  Bahntransp.  ist  zeitweise  1871 — 74  absolut  u.  relativ  am  Meisten 
gestiegen,  jetzt  wieder  bes.  stark  gesunken:  1869  27,  1871  276,  1873  29-7,  1874 
26-9 7o*  Nach  der  deutschen  Statist,  f.  1880/81  sind  bei  allen  Bahnen  u.  spec. 
bei  d.  Staatsbahnen:  die  persönl.  Ausg.  4617  u.  47*23  (neml.  allgem.  Verwalt. 
6-10  u.  5-70,  Bahnv.  7-31  u.  7-41,  Transp.verw.  33  76  u.  3412),  die  sachl.  Ausg. 
53-83  n.  52-77  Vo. 

Fasst  man  die  einzelnen  Zweige  der  Eisenbahnverwaltung  zu- 
sammen, so  ergiebt  sich  hinsichtlich  einer  Verminderung  der 
laufenden  Betriebsausgaben  und  der  Herbeiführung  eines 
günstigeren  Verhältnisse»  der  letzteren  zur  Brutto- 
einnahme Folgendes  : 

a)  Bei  gleichbleibender  Beschaffenheit  der  ganzen 
Bahnanlage  (§.  280)  wird  nur  in  Ausnahmetällen,  bei  bisheriger 
mangelhafter  Verwaltungsorganisation,  durch  Verminderung  der 
Beamten-  und  Arbeiterzahl  und  beider  Gehalte  und 
Lühne  eine  Ersparung  zu  erzielen  sein.  In  der  Kegel  wird  dieser 
wichtige  Ausgabeposten  bei  steigendem  Verkehr  und  wegen  der 
Nothwendigkeit  der  Lohnsteigerungen  in  der  Gegenwart  absolut 
wachsen  und  wegen  des  letzteren  Umstands  möglicher  Weise 
selbst  relativ,  d.  h.  von  der  grösseren  Bruttoeinnahme  eine 
stärkere  Quote  beanspruchen,  eine  gerade  bei  uns  schon  Ende  der 
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60er  Jahre  in  Aussicht  stehende  Möglichkeit,  die  sich  seitdem 
wenigstens  zeitweise  y  im  Beginn  der  70er  Jahre  in  grossem  Um- 
fange verwirklicht  hat. 

b)  Dagegen  wird  eine  absolute  nnd  relative  Vermin- 
derung der  Betriebsausgaben  auf  folgende  Weise  zu  er- 
zielen sein: 

er)  Durch  Vervollkommnung  der  Bahnanlage  nnd 
des  Fahrmaterials  in  der  Weise,  dass  in  Folge  kost- 
spieligerer, aber  dauerhafterer  erster  Construction 
das  stehende  Kapital  mehr  vorwaltet  (§.  280). 

Dann  werden  die  sachlichen  Bahnnnterhaltangs-  und  die  Beparaturkosten  des 
Fahrmaterials,  ferner  manche  Beaufsichtignngskosten  (also  persönliche  Ausgabeu'i 
sinken.  Diesen  Erspaningen  ist  zwar  der  grossere  Bedarf  an  Zinsf^n  far  da» 
erhöhte  Anlagekapital  gegenüber  zu  stellen.  Allein  es  wird  dabei  doch  schliess- 
lich oft  eine  Krsparang  übrig  bleiben.  Diese  zu  erzielen  ist  auch  der  eine  Haupt- 
zweck einer  solchen  Umgestaltung  der  Bahnanlage.  Der  andere  Hauptzweck  dieser 
Massr^gel,  die  Bahn  für  den  Verkehr  leistungsfähiger  zu  machen,  führt  aber 
zu  erhöhter  Bruttoeinnahme  und  damit  zugleich  wieder  zu  einem  günstigeren 
Verhältniss  der  Ausgaben  zur  Einnahme.  Aus  Statist  Vergleichungen  lisst 
sich  der  Einfluss  der  vollkommeneren  Bahnanlage  auf  die  absolute  u.  relative  Höhe 
der  Bahnunterhalt  u.  Reparaturkosten  nicht  mit  genügender  Sicherheit  erkennen.  Hier 
können  nur  specielle  Untersuchungen  im  einzelnen  Fall  orgeben,  wie  weit  obige  S&tzc 
in  Wirklichkeit  zutreffen.  Das  Alter  der  Bahn,  die  bisher.  Sorgfalt  u.  s.  w.  üben  eben- 
falls einen  Einfluss  aus,  der  nur  im  Einzelnen  zu  ermitteln  ist 

ß)  Durch  ein  umfassendes,  rationelles  Accordverfahren  ftir 
Arbeitsleistungen  und  Prämiensystem  für  sparsamen 
Materialverbrauch  können  viele  sachliche  Ausgaben,  theils 
io  der  Bahn-^  namentlich  aber  in  der  Transportverwaltnng, 
annähernd  auf  den  unumgänglichen  Minimalbetrag  herab- 
gemindeil;  werden.  Es  gilt  dies  im  Allgemeinen  von  allen  solchen 
Ausgaben,  bei  denen  durch  Controle  von  Oben  höchstens  die 
Innehaltung  eines  gewissen,  nicht  zu  niedrig  gegriffe- 
nen Maximalverbrauchs  an  Material  und  eine  bestimmte 
Durchschnittsqualität  der  Arbeitsleistung  erzwungen 
werden  kann. 

Dm  einen  geringeren  MatehalTerbrauch  und  eine  höhere  Qualität  der  Arbeitsleistang 
und  die  aus  Beidem  resultirende  Ersparung  zu  erzielen,  empfiehlt  sich  das  Accord-  und 
Präuiiimngssystem  auch  hier,  weil  es  das  eigene  Interesse  der  Arbeiter  und  Beamten,  bes. 
der  Dnterbeamten,  erweckt.  Auch  nach  Abzug  der  Prämien  bleibt  dann  doch  eine  Erspamng 
für  die  Verwaltung  übrig.  Immer  neue  (jebietc  erweisen  sich  diesem  System  zugäng- 
lich. Durch  die  bessere  Qualität  der  Arbeitsleistung  kann  schliesslich  auch  an  Arbeits- 
kraft, daher  an  persönlichen  Ausgaben  für  Besoldung  u.s. w.  gespart  werden. 
Uebrigens  darf  von  dem  System,  wie  es  wohl  vorgekommen,  auch  nicht  zu  viel 
erwartet  werden ,  denn  die  Summe  der  auf  diese  Weise  möglichen  Ersparungen  ist 
doch  keine  für  das  Ganze  so  sehr  bedeutende.  S.  Per  rot,  Eisenbahnref.  S.  157  ff. 
u.  die  dortigen  interess.  Mittheil,  aus  d.  Ber.  d.  Rhein.  B.  (s.  o.  S.  751V  Hier  war 
(l.  Prämiirungssystem  für  spars.  Verbrauch  eingeführt  für  Locomotivenführer  u.  Heizer 
in  Betr.  d.  Brennstoffs  bei  Locomotivenheizung;  für  erstere  i.  Betr.   des  Oels  beim 
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Schmiereo  licr  Lmom.;  für  d.  Hremser  in  Betr.  d.  Oels  beim  Schmieren  der  Wagen; 
für  ökon.  Aasfuhning  der  Unterhaltungsarbeiten  des  Oberbaus  f.  Wärter  u.  Weichen- 
steller, Arbeitsrottenführer  u.  Arbeiter;  endl.  Accordpräm.  verf.  beim  Betrieb  auf  d. 
Centralgmerstat.  Cöin,  für  d.  WaKpenrangirgeschäft  u.  d.  Ladegeschäft.  Manche  Schwie- 
rigkeit bei  d.  Einfuhr.,  b<*s.  in  Vorurtheilcn  d.  Arbeiter;  mehrf.  Va  — V*  der  gegen 
eine  Mazimalsumme  erzielten  Erspam.  an  d.  Beamten  u.  Arbeiter,  die  sich  darein 
nach  gew.  Quoten  theilen.  Sehr  gUnst.  Ergebnisse.  Ob  hierin  seit  der  Verstaat- 
lichung der  Rhein.  Bahn  Aenderungen  eingetreten  sind,  ist  mir  nicht  bokanut. 

/)  Den  grössten  Vortbeil  in  jeder  Hinsicht  muss  die  günsti- 
gere Gestaltung  des  Verhältnisses  des  todten  zum  nütz- 
lichen Gewicht  im  Transport  und  die  absolute  Verminderung 
des  ersteren  bieten,  weil  sie  die  Selbstkosten  des  Transports 
und  die  Quote  der  Ausgaben  von  der  Bruttoeinnahme  vermindern. 
Diese  Frage  ist  wegen  ihres  Zusammenhangs  mit  der  Tarifpolitik 
auch  volkswirthschaftlich,  nicht  nur  finanziell  und  privat- 
wirthschaftlich  (für  die  Bahnuntemehmung  oder  die  dabei  be- 
theiligten Beamten)  die  wichtigste.  Einer  befriedigenden  Lösung 
derselben  muss  daher  doch  die  Aufmerksamkeit  in  erster  Linie 
gewidmet  sein. 

5.  Abschnitt 
Eisenbahnen. 

4.  Tarifwesen. 

Dieser  hochwichtige,  für  Theorie  und  Praxis  schwierige  Gegenstand  ist  noch 
wenig  eingehend  vom  TolkswirthschafU.  Standpuncte  aus  untersucht  worden  und  kann 
hier  nur  in  den  allgemeinsten  Umrissen  Aufnahme  finden,  muss  dies  aber  auch 
wohl,  gerade  mit  Rücksicht  auf  den  Charakter  dieses  Werks.  Bei  den  Domänen, 
Forsten  und  anderen  priratwirthschaftUchen  Einnahmezweigen  finden  sich  die  analogen 
Abschnitte. 

Vgl.  zu  dem  Folgenden  bes.  «1.  ;^eii.  Arbeiten  von  ü.  Michaelis,  Schaffte 
(bes  3.  A.  Syst.  11,  289  ff.>,  Perrot,  Scholtz  u.  die  meisten  oben  S.  Ö63  ff.  gen. 
Schriften,  femer:  Garcke,  compar.  Berechnungen  d.  Kosten  d.  Pers.-  u.  Güter- 
transporte auf  d.  Eisenb.,  z.  Henrtheil.  d.  Frage  über  d.  zuläss.  od.  mOgl.  Minimal- 
sätze. Berlin  1859.  —  Scheffler,  d.  'li-ansportkosten  u.  Tarife  d.  Eisenb  ,  unter- 
sucht auf  Grund  d.  Betriebsresult.,  Wiesb.  1860,  ders.,  Statist.  Beiträge  z.  Eisenbahu- 
tariffrage.  Braunschweig  1873.  —  Westphalen.  üb.  GUterbeweg.  auf  Eisenb  ,  u. 
ders.,  Erläuter.  z.  dieser  Brosch.,  Heilrag  z.  Lös.  d.  Tariffrage,  1S70,  72.  —  Schalle r, 
d.  natOrl  Höhe  d.  Eisenbahnurife,  Wien  1872.  —  Mulvany,  Deutschi.  Eisenbahn- 
tariffnge,  Düsseldorf  1874.  —  Nasse,  die  Frage  d.  Tariferhöh  auf  d.  preuss.  Eisenb., 
Jena  1874  (aus  Hildebr.  Jahrb.  XXII).  -  Gehe,  die  Tarif wirthsch.  auf  D.  Eisenb., 
Berlin  1875  (u.  mehrfach^  —  Reitzenstein,  d.  Gütertar.  d.  Eisenb..  Berl.  1878.  — 
Barychar,  Burechii.  über  d.  Selbstkosten  d.  BetrieU  d.  österr.  Elisabeth -Westb.,  in 
der  Tab.  Ztschr.  1873  (29).  S.  102  ff.,  mit  den  Zusätzen  v.  Schäffle;  letzterer  in  s. 
System  a.a.  0.  —  ?.  Biliuski,  d.  Eisenbahntarife,  Wien  1875.  —  Krön  ig,  d.  Difl'er.- 
Tarife  d.  Eisenb.,  Berl.  1877.  —  Th.  Petermann.  Sachs.  Eisenbahnfragen,  Differ- 
Tariüsätze,  Leipz.  1S7(),  ders.,  die  Schattenseiten  d.  neuen  Tarifsyst.  f.  d.  Güterrcrk.. 
Leipz.  1877.  —  Vielfache  Erörterungen  d.  Tariffragen  in  den  Handels kammer- 
bcrichteu  d.  letzten  Jahre,  bes.  bei  Gelegenheit  der  Frage  der  Tariferhöh.  1873, 
1874.  Dann  Verhandlungen  des  Deutschen  Handclstags,  volksw.  Congr. . 
Denkschrift   d.   Reichseisenbahnamts   u.   Tarifenqu^ten   U875).     Aus  allen 
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diesen  Quellen  reiche  Matehaliensamml.  in  üirth's  Annalen  z.  Th.  mit  selbständ. 
Verarb.,  bes.  in  d.  Jahrg.  1874  —  76,  so  Trommer,  krit.  Beitr.  z.  Yerständn.  der 
Eisenbahnw.,  bes.  über  die  Tarife,  Jahrg.  1875,  S.  569,  1057,  Jahrg.  1876,  S.  121.  — 
Gutachten  der  Tarifenqn^tecommiss.  v.  Dec.  1875,  Jahrg.  1876,  S.  463,  596,  Jahrg. 
1877,  S.  683,  11Ü6.  —  üeber  d.  engl.  Verhältnisse  bes.  Cohn's  Werk,  nam.  B.  II, 
Kap.  3  pass. ,  S.  318,  über  d.  Tarifwss.,  u.  A.  S.  452  über  die  DnaosfUhrbarkeit  der 
Zugrundelegung  des  Princips  der  Selbstkosten,  über  die  relati?e  Berechtig,  des  Werth- 
tarifprinc.,  cbend.  in  Kap.  2  über  die  verwandten  Fragen  der  Trennung  des  Fahr-  u. 
Frachtverkelirs,  S.  88,  über  Wagenleihe  S.  112,  über  Besorg,  der  An-  u.  Abfuhr  durch 
die  Bahnvcrwalt.  selbst  S  85,  über  „mnning  powers"  S.  68. 

Ich  hatte  mich  schon  in  d.  vor.  Aufl.  S.  645  ff.  z.  Th.  durch  Cohn's  Werk  n. 
durch  die  Opposition  ))es.  d.  deutsch.  Priv.bahnen  gegen  den  sogon.  „natüri.*^'  (eis.- 
lothr.)  Tarif,  mehr  als  da  ich  die  6.  Ausgabe  von  Kau  bearbeitete,  davon  überzeugt, 
dass  die  Berücksichtigung  der  Selbstkosten  als  Grundlage  der  Tarife  vomchml.  nur 
vom  Staats  bahn  System  zu  erwarten  ist,  dass  aber  eine  gewisse  Berücksichtig,  des 
Werths  derWaaren  doch  auch  hier  statthaft  bleibt  (bes.  Oohn  II,  455).  Mir  schien 
jedoch,  dass  Cohn  das Selbstkostenprincip  zu  sehr  zurückschiebe:  als  Ziel,  dem  man 
sich  freilich  nur  annähern  könne,  hielt  ich  es  fest.  Weiteres  Studium  hat  mich 
Seitdem  in  dieser  Frage  dem  Cohn 'sehen  Standpunctc  noch  etwas  näher  gebracht 
Auch  hier  sind  es  Analogieen  mit  dem  Versicherungswesen  u.  die  Beachtung 
der  hier  möglichen,  m.  £.  principiell  zulässigen  u.  in  der  Praxis  (beim  deutscheu 
öffentl.  Feuerversich.wesen)  vorkommenden  Abweichung  der  Prämiens&tze  von  den 
Kostensätzen  (Risicos),  welche  mich  mehr  noch  wie  die  neueren  Arbeiten  —  von  Neu- 
mann (Tüb.  Ztschr.  1880,  Preis  unter  d.  Einfluss  d.  Eigennutzes,  u.  A.  S.  288  11.. 
30S  11'.,  8.  auch  Neu  mann 's  Abh  über  d.  Preis  in  Schönberg's  Handb.  I),  Lehr 
(Eisenbahutarifwesen  u.s.  w.,  Berl.  1879,  eine  umfassende  kritische  Prüfung  der  ver- 
schiedenen Tarifsysteme,  worauf  hier  für  die  Kinzelfragen  speciell  verwiesen  wird), 
Sax  II,  404  tf.,  bes.  415  ff,  u.  jetzt  wieder  v.  G.  Cohn  (Arch.  f.  Eisenb.  1883 
S.  113  If.  über  das  Tarifprincip)  —  davon  überzeugt  haben,  dass  ein  Tarifsystem 
mit  Tarifsätzen  für  die  einzelnen  Transportobjccte  möglichst  genau 
proportional  den  Selbstkosten  des  Transports  der  Objecte  nicht  all- 
l^emein  richtig  noch  erstrebenswerth,  nicht  unbedingt  volkswirthsc haft- 
lich zweckmässig  u.  gerecht  ist.  Letztere,  früher  von  mir  mit  vertretene  Auf- 
fassung, cregen  welche  sich  auch  Neu  mann  a.  a.  0.  mit  mich  theilweise  überzeugenden 
Ausführungen  wendet,  ist  eine  Consequenz  der  individualistischen  Betrachtungs- 
weise des  Wirthschaftslebciis  u.  beruht  streng  genommen  auf  einer  petitio  principii. 
Ich  halte  daher  nur  daran  fest,  dass  die  Summe  der  Selbstkosten  durch  die  Ein- 
nahmen möglichst  gedeckt  werden  soll  —  o))Wohl  beim  Staatsbahnsystem  auch  hiervon 
unter  Umständen  Abweichungen  berechtigt  sind;  dass  das  Privatbahnsystem  zu  einer 
möglichst  hohen  üeberschrcitung  der  Sell»stkostcn  sti-ebt,  und  dass  eine 
richtige  Tarifpolitik  von  Fall  zu  Fall  untersuchen  muss,  ob  und  wie- 
weit sie  ein  den  relativen  Sell»stkostensätzen  der  einzelnen  Trans- 
portobjccte proportionales  System  von  Tarifsätzen  für  diese  Object«^ 
durchfuhren  oder  nach  anderen  Momenten  (Leistungsfähigkeit  oder  Zahlungs- 
kraft der  Personen .  socialen  Verhältnissen ;  Werth  der  Güter)  die  individuellen  Tarife 
bilden  soll.  Die  Freiheit  dos  Verfahrens,  welche  in  dieser  Hinsicht  wieder  das  Staats- 
bahnsystem giebt,  ist  ein  weiterer  Vorzug  des  letzteren.  Die  hier  befürwortete,  nicht 
bloss  nach  der  Selbstkosten-Proportion  die  Tarifsätze  bildende  Tarifpolitik  möchte  ich 
als  die  gemeinwirthschaftliche  bezeichnen.  Dass  hier  mehrfach  ähnliche 
(iesichtspuncte,  wie  in  der  Besteuerung  bei  der  Durchführung  des  (auch  „gemcin- 
wirthschaftlichen ")  Princips  der  ,. Besten urung  nach  der  Leistungsfähigkeit" 
(Fin.  n.  §417,  425  tt"),  mitspielen.  hel)t  Gohn  (Arch.  1883  S.  128)  mit  Recht  hervor. 
Auf  die  von  Neu  mann  u.  Cohn  angeregten  interessanten  Piincipieu  fragen  der  Werth- 
u.  Preistheorie  u.  auf  das  ethische  Moment  dabei  (vermeintlich  alleinige  „Gerechtigkeit 
des  Selbstkostenpriucips")  kann  an  diesem  Orte  nicht  weiter  eingegangen  werden 

Beachtcnswcrth  ist,  dass  in  neuerer  Zeit  der  Einfluss  der  Bahntarife  auf 
die  Zollsätze  immer  mehr  bemerkt  worden  ist,  was  ebenfalls  auf  die  Nothwendisrkeit 
einer  einheitlichen  Regelung  der  Bahntarifc  durch  die  Staatsgewalt  hinweist,  um 
willkürliche  Kreuzungen  der  Zoll-  und  Handelspolitik  zu  verhüten;  ein  neues  Argument 
von  praktischi^r  Bedeutung  für  das  vStaatsbahnsysteni. 
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I.  -  §.  291.  Die  Grundlage  des  Tarifwesens.  Die 
Feststellung  des  Preises  der  Transportleistungen  erfolgt  bei  den 
Eisenbahnen  wie  bei  den  anderen  grossen  öffentlichen  Verkehrs- 
anstalten nicht  wie  im  gewöhnlichen  Verkehr  in  jedem  einzelnen 
Falle  nach  speciellem  Uebereinkommen  der  Bahn  und  der  Fracht- 
geber, sondern  nach  Taxen,  welche  in  den  sog.  Tarifen  zu- 
sammengestellt und  veröffentlicht  werden.  Die  eigenthttmliche  Natur 
des  Eisenbahntransports,  wo  eine  Menge  Personen  und  Verschiedenen 
gehörende  Güter  tHr  eine  Transportgelegenheit  (Bahnzug)  zu- 
sammengefasst  und  die  Reihenfolge  dieser  Transporte  streng 
geregelt  werden,  rechtfertigt  und  bedingt  dies  Tarifwesen.  Mit 
Taxe  und  Tarif  steht  die  Eisenbahnuntemehmung  aber  schon 
wieder  anders  da,  als  eine  gewöhnliche  wirthschaftliche  Unter- 
nehmung mit  ihrer  Preisbestimmung:  die  Einwirkung  der 
Goncurrenz  wird  nothwendig  von  vornherein  eine 
weniger  directe. 

Als  Grundlage  des  Bahntarifwesens  diente  bisher  fast 
ausschliesslich  die  Messung  des  Werths  der  Transport- 
leistungen für  den  Beansprucher  der  letzteren,  wobei 
folgende  Momente  als  massgebend  gelten: 

1.  Die  von  dem  Transportobject  mit  dem  Fahrmaterial  zur  tick- 
gelegte Entfernung,  also  die  Weg  länge. 

Nor  auHDahinsweise  finden  liiervoii  Abweichungen  statt:  a)  thcib  in  gering- 
fügigen  Fällen  zum  Zweck  «ler  Ahrundnng  der  Tarifsätze;  bi  theils  wegen  der  be- 
sonderen Koötspii-.Iigkeit  einzelner  Wegstrecken,  indem  die  wirkliche  Weg- 
länge and  die  tarifmässige  iJinge  unterschieden  wird,  so  ilass  z.  R.  eine  kleine  kostspielige 
Wegstrecke  im  Tarif  als  «ine  längere  betrachtet  wird;  v)  theils  im  „Diffcreutial- 
tarif System",  wo  die  Taxe  für  die  Transportleistung  im  Personen-,  namentlich 
aber  im  (iütervcrkehr,  l)esondrrs  für  länjrere  Strecken,  niedriger  angesetzt  wird,  als 
rs  der  Bemessung  des  Werths  der  Tran^portleistung  nach  der  Wi',gläng«'  unter  Inne- 
haltung des  allgemeinen  Ta^ifs}itze^  entspricht. 

2.  Auf  gleicher  Weglänge  die  Schnelligkeit  der  Beförde- 
rung, also  die  beim  Transport  (bei  Gütern  einschliesslich  der 
Einladung  und  Ausladung)  verbrauchte  Zeit.  Dieser  Massstab 
ist  beim  Personen-  und  Güterverkehr  fast  allgemein,  aber  nicht 
immer  ganz  consequent  in  Anwendung  (Schnellzug,  Personenzug, 
Eilzug,  Frachtzug). 

3.  Bei  gleicher  Wegläugc  und  gleichem  Zeitverbrauch  die 
Sicherheit  des  Transportobjects  vor  Beschädigung  u.  s.  w. 
(offene,  bedeckte  Güterwagen  etc.),  und  die  Bequemlich- 
keit und  Annehmlichkeit  des  Reisenden  im  Personenverkehr 
(Classensy  Stern). 
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4.  Die  Art  und  Beschaffenheit  des  Transportobjects, 
die  damit  verbundene  Expeditions-  und  Manipulations- 
arbeity  besonders  aber  die  Fähigkeit  des  Transportobjects, 
einen  gewissen  Tarifsatz  zu  ertragen:  Unterscheidung  zu- 
nächst von  Personen-  und  Güterverkehr,  dann  weitere  Unter- 
scheidungen in  jedem  von  beiden. 

a)  Im  ersten  massgebender  Factor:  das  Individuum,  daneben  Berücksich- 
tigung des  Alters  (Kinder,  Erwachsene),  mitunter,  aber  selten,  des  Berufs.  Standes 
und  der  ökonomischen  Lage  u.  a.  m.  (Auswanderer,  Schiller.  Militär,  Wagen c lassen, 
wobei  aber  freilich  die  Wahl  der  Classe  dem  Benutzer  freigestellt  ist,  —  im  Unter- 
schied vom  Waaren-Classificationssystem).  b)  Im  Güterverkehr  massgebender 
Factor:  das  Gewicht,  daneben  aber  BerUckäichtigun«r  des  Volumens  (Sperrgut), 
der  Manipulationsarbcit,  dann  namentlich  des  ungefähren  Werths  des  Guts  und 
der  davon  abhängigen  Transportabilität  oder  der  Fähigkeit,  bei  einem  ge- 
wissen Tarifsystem  mehr  oder  weniger  weit  oder  eventuell  gar  nicht  versandt  werden 
zu  können  (Waarenclassification  der  Tarife,  insbesondere  nach  dem  Werth  der 
Waaren;  Normalgut,  ermussigte  oder  billigere  Tarife  fUr  schwere  und 
Waaren  niederen  Werths  —  d.  h.  „geringeren  specifischen  Werths"  —  oder  für 
sog.  Massenprodncte). 

Der  principielle  Mangel  dieser  Grundlage  unserer  heutigen 
Bahntarife  liegt  darin,  dass  hier  das  eine  Element,  welches  bei 
der  Werthbestimmung  eines  wirthschaftlichen  Guts  (daher  auch 
einer  Transportleistung)  in  Betracht  kommt,  zu  ausschliesslich 
seine  Berücksichtigung  gefunden  hat:  dasjenige  Element,  welches 
die  Grenze  des  Tauschwerths  und  Preises  nach  Oben  bestimmt, 
nemlich  der  Gebrauchswerth  für  den  Begehrer  und  die 
Zahlungsfähigkeit  des  letzteren.  Diese  Gestaltung  des 
Eisenbahntarifwesens  ist  sehr  characteristisch  und  verräth  wieder 
deutlich  die  Monopolnatur  der  Eisenbahnunternehmung. 

Vgl.  Cohu  II,  :{S7  ff.,  über  die  Motive  der  Tarifbtistimmung  in  England,  nach 
den  Enqut^ten.  Eigennutz  als  der  vorherrschende  Factor  anerkannt.  Im  Einzelnen 
die  inductive  Beweisführung  für  das  im  Texte  gegebene  ürtheil.  Die  principielle 
Formulirung  lässt  die  wesentlichen  Momente  doch  schärfer  hervortreten.  Cohn 
will  in  seiner  Reaction  j^egen  die  „Aufstellung'  v.  Gesetzen"  nicht  dazu  gelangen, 
womit  aber  m.  E.  mit  Unrecht  die  Ziehung  eines  ^wenn  auch  nur  vorläufigen)  „Facit" 
einer  solchen  „inductiven*'  Untersuchung  unterbleibt.  S.  auch  Cohn  im  Archiv  18S"< 
S.  174.  —  Wenn  ich  auch  jetzt  noch  von  einem  „princip.  Mangel'*  der  bestehenden 
Tarifgrundlage  spreche,  so  steht  das  nicht  im  Widerspruch  mit  dem  Zugeständniss, 
dass  die  Selbstkosten  -  Proportion  nicht  ohne  Weiteres  die  richtiaro  Grundlage  für  die 
Tarifsätze  der  einzelnen  Transportobjecte  sei. 

Das  andere,  den  Tauschwertb  und  auf  die  Dauer  den 
Preis  nach  Unten  hin  begrenzende  Element  ist  der  vom  Anbieter 
getragene  (Productions-)  Kosten-  oder  Selbstkosten-Satz 
für  das  Gut.  Dieser  Satz  wird  zwar  in  den  vier  Momenten^  welche 
die  Grundlage  unserer  Tarife  bilden,  etwas  mit  berücksichtigt,  aber 
im  Ganzen  ungenügend  und  im  Einzelnen  oft  zu  willkürlich,  so 
auch  im  bisherigen  Di£ferentialsystem  und  in  der  bestehenden 
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Waarenclassitication  der  Gütertarife,  besonders  in  derjenigen  nach 
dem  Werthe.  Dieses  zweite  preisbildende  Element  ist  wegen  der 
unzureichenden  Wirksamkeit  des  Goncarrenzprincips  im  Eisenbahn- 
wesen nicht  ordentlich  zur  Geltung  gelangt.  Dem  kann  und  soll 
gerade  durch  das  Staatsbahnsystem  wieder  abgeholfen  werden. 
Nicht  zwar  so,  dass  nun  überall  unbedingt  die  Tarifsätze  der 
Transportobjecte  genau  nach  Höhe  und  Proportion  der  Selbst- 
kostensätze  dieser  Objecte  gebildet  werden  sollen.  Wohl  aber  so, 
dass  mittelst  des  Tarifsystems  zunächst  auf  eine  Deckung  der 
Gesammtselbstkosten  durch  die  Einnahmen  hingestrebt  und 
sich  eventuell  damit  begnügt,  demgemäss  das  Tarifsystem 
eingerichtet  und  bei  den  einzelnen  Tarifsätzen  nach  richtigen 
Erwägungen  entschieden  wird,  ob  und  wie  weit  ihnen,  den  dabei 
in  Betracht  kommenden  Interessen  und  deren  Berechtigung  gemäss, 
die  Beträge  und  die  Proportion  der  Selbstkosten  zu  Grunde 
gelegt  werden  oder  Ab  weichungen  nach  der  Berücksichtigung 
anderer  Momente  stattfinden  sollen. 

Im  volkswirthschaftlichen  Interesse  kanu  die  thnnlicbste  Ueduction,  daher 
die  Annäherung  der  Tarife  an  die  Selbstkostenbetr&ge.  d.h.  an  gewisse  Mini  mal - 
viAze,  statt  wie  bisher  mehr  an  Maximalsätze  za  verlangen  sein.  Der  rein  gewerb- 
liche Standpunct  in  der  Verwaltung  der  Eisenbahnen  spricht  fur  eine  solche  Keduc- 
tion  der  Tarife  allerdings  nur  soweit,  als  daraus  eine  mehr  als  proportionale 
Verkehrssteigerung  und  demgemäss  gerade  eine  höhere  Rente  hervorgeht  Dieser 
Standpunct  ist  aber  nur  für  eine  Privat  Unternehmung,  nicht  für  den  Staat  aus- 
schliesslich massgebend:  ein  weiterer  Grund  gegen  Privat-  und  für  Staatsbahnen. 
Der  Staat  kann  vielmehr  eine  Tarifpolitik  annehmen,  bei  welcher  das  volkswirthschaft- 
liche  Interesse  selbst  dauernd  auf  Kosten  des  finanziellen  gewinnt.  Ob  und  wieweit 
dieser  Gesichtspunct  beim  Staatsbahnsystem  leiten  soll,  ist  im  concreten  Fall  und 
entschieden  auch  unter  Berücksichtigung  der  Finanzlage  —  u.  A.  auch  der  Möglich- 
keit und  Zweckmässigkeit,  Ucberschusse  der  Eisenbahnverwaltnng  durch  andere  Ein- 
nahmen oder  umgekehrt  letztere  durch  solche  Ucberschusse  zu  ersetzen  —  zu  ent- 
scheiden. Auch  wenn  indessen  üi(.>  Tarifsätze  aus  finanziellen  Rücksichten  nicht  — 
oder  noch  nicht  gleich  —  so  weit  herabgesetzt  werden,  dass  bloss  die  Deckung  der 
Gesammtkosteu  erfolgt,  so  kann  sich  der  Staat  einem  solchen  Tarifsystem  wenigstens 
mehr  nähern,  weil  ihm  gewisse  Verkehrsvortheile  mit  einem  etwaigen  vorüber- 
gehenden Einnahme-  und  Reinertragsausfall  nicht  zu  theuer  erkauft  sind,  was  bei 
einer  Privatuntemehmung  wegen  der  Unsicherheit  des  Ergebnisses  oft  der  Fall 
sein  wird. 

Die  Selbstkosten  der  einzelnen  Arten  von  Transportleistungen  sind  natur- 
gemäss  mauchfach  verschieden.  Die  Proportion  der  Selbstkosten  bildet 
mit  Recht  nicht  die  einzige  Grundlage  der  Stufenbildung  im  Tarife,  aber 
doch  öfters  ein  Moment,  das  neben  und  zum  Theil  statt  der  anderen,  bisher 
zur  Grundlage  der  Tarifstufen  dienenden  Momente,  besonders  des  Werths  der  Trans- 
portobjecte im  Gutenrerkehr,  mehr  zur  Geltung  gebracht  werden  darf.  Dadurch  nähert 
sich  der  Bahntarif,  soweit  das  gegenwärtig  vor  einer  Amortisation  des  Bahnkapitals 
schon  zulässig  ist,  bereits  mehr  einem  Gebührentarif,  in  welchem  die  Höhe  der 
Kostenprovocation  Seitens  des  Benutzers  einer  Verkehrsanstalt,  wie  bei  anderen 
Gebührenzweigen,  thunlichst  für  die  Höhe  der  Gebührensätze  mit  bestimmend  ist. 
Dieser  Gesichtspunct  scheint  mir  doch  auch  jetzt  noch  bei  Gohn  in  s.  Werke  u.  im 
Archiv  a.  a.  0.   etwas  zu  sehr  zurückzutreten,  auch  in  dem  gelegenti.  Hinweisen  auf 
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einen  st  euer  artigen  Cbaracter  der  Tarifsätze  mit  ConsumtionsabgabeD).    In  Zukunft 
übrigens  nicht  unmöglich,  ebenso  wie  ehedem  bei  der  Post 

IL  —  §.  292.  Die  Selbstkosten  des  Transports. 
A.  Die  drei  Elemente  derselben. 

1.  Ein  Zinsbetrag  für  das  in  der  Unternehmung  steckende 
(also  noch  nicht  amortisirte)  Kapital.  Dieser  muss  mit  Rücksicht 
auf  das  mit  der  Unternehmung  verbundene  Risico  den  üblichen 
Zinsfuss  für  beste  Sicherheit  übersteigen,  aber,  wenigstens  bei 
Staatsbahnen,  nicht  nothwendig  so  hoch  sein,  um  noch  einen  Unter- 
nehmergewinn  zu  enthalten.  Bei  uns  wird  der  Ansatz  von  5  —  6, 
jetzt  wohl  von  4 — 5^/^  genügen.  Unter  Umständen  kann  indessen 
auch  eine  höhere  Rente  als  Ziel  gesteckt  werden. 

Z.  B.  zur  Erziciung  grösserer  UebersciiUsse  auf  guteu  Strecken,  um  liainit 
DeHcite  schlechter  Linien  zu  decken.  Auch  Nasse  a.  a.  0.  befürwortet  5  Vo  ^*  °^^ 
Einrechu.  f.  Enieuer.  6  ^Z^.  Es  wird  natürlich  mit  auf  die  Höhe  des  Zinsfusscs  der 
Eisenbahnschulden,  auch  auf  deren  Form  (unkündbare  Rentenschuld)  ankommen.  Bei 
den  neuen  deutschen  Verstaatlichungen  braucht  nur  mit  4  %  Zins  für  diese  Schulden 
gerechnet  zu  werden,  ein  Satz,  den  der  Staat  bei  der  Form  der  Reutenschuld 
(„consolidirte  Anleihe")  nicht  zu  erhöhen  ^enöthi^rt  werden  kann,  auch  wenn  der 
Staatszinsfusä  wieder  steigen  sollte.  —  Ob  eine  höhere  Rente  erzielt  wtjrden  soll 
hängt  auch  von  der  fi na nzwirthscliaft liehen  Betrachtung  mit  ab,  ob  ein  be- 
treffender Ueberschuss  der  Bahnen  eine  zweckmässigere  Einnahme  als  eine  andere 
privatwirthschaftliche,  gebührenartige  u.  auch  stcucrartige  im  concreten  Falle  darstellt 

2,  Eventuell  ein  Amortisationsbetrag  für  dieses  Kapital. 
So  bei  derjenigen  Privatbahn,  welche  nach  Ablauf  der  Concession 
ohne  weiteres  an  den  Staat  heimfällt.  Bei  anderen  Privatbahnen 
und  bei  Staatsbahnen  wäre  der  Betrag  unter  Umständen  entbehrlich, 
nemlich  a)  wenn  die  Bahn  aus  den  laufenden  Einnahmen 
vollkommen  im  Stande  erhalten  wird,  daraus  namentlich 
auch  alle  erforderlichen  Erneuerungen  bestritten  werden;  b)  wenn 
eine  für  P.  1  genügende  Ertragsfähigkeit  der  Eisenbahnen  für 
immer  sicher  ist;  und  c)  wenn  die  Bahn  immer  so  verwaltet 
wird,  dass  das  für  sie  aufgenommene  Schuldkapital  hin- 
reichend verzinst  wird.  Die  erste  dieser  drei  Bedingungen  lässt 
sich  erfüllen,  die  zweite  hängt  von  der  weiteren  Entwicklung  der 
Technik  im  Communicationswesen  und  von  der  zukünftigen  Ge- 
staltung der  Volkswirthschaft,  die  dritte  von  der  immerwäbrendep 
Aufrechthaltung  entsprechender  Tarife  ab.  Um  für  die 
Zukunft  das  in  den  Bahnen  steckende  Kapital  nicht  zu 
riskiren,  auch  um  das  Risico  für  die  Finanzen,  eventuell 
aus  anderen  Mitteln  die  Zinsen  der  Eisenbahnschulden  mit  decken 
zu  müssen,  zu  vermindern  und  endlich  und  namentlich  um  freiere 
Hand  für  die  Tarifregelung  zu  gewinnen  (etwaige  Ein- 
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ruhrung  des  GebUhrcnprincips  mit  massigen  SUtzen),  ist 
daher  die  Einrechiiiing  einer  massigen  Amortisations- 
quote  für  eine  nicht  gar  zu  lange  Tilgeperiode  (80  bis  50  Jahre) 
unter  die  Selbstkosten  auch  fUr  Staatsbahnen  empfehlenswerth. 

Für  d.  MErneuerunji"  wird  hei  der  preuss.  u.  andern  Privatbahnen  einsog;. 
Erneucrungsfonds  dotirt,  welcher  bei  den  Staatsbahnen  i^ausser  d.  sächs.)  fehlt. 
DafUr  werden  bei  diesen  aber  nicht  unerhebliche  Verwendunj^ron  für  Gutmachung  der 
Abnutzung  u.  d^I.,  selbst  für  NeubischafTiinsfen  von  Fahrmaterial  aus  den  laufenden 
Kinnahmcu  gemacht,  z.  B.  bei  der  preuss.  Staatsb.  im  £t.  f.  1SS3/84  für  Erneuer. 
d.  Oberbaus  27-65n  M.  M.,  fiir  diej.  d.  Hetriebsmittel  17-33  M.  M.,  oder  bez. 
Jl-36  u.  5'86,  zus.   15*22  %  der  Gesammtausgabe. 

S.  über  die  gesetzl. Tilgung  des  Eisen bahn-Schuldkapital^  in  Preuss en  o.  S.  710. 
Eine  noch  stärkere  Tilgunjr  als  die  hier  vorgeschriebene  v.  V4  7o  schiene  mir  er- 
wünscht, ^lan  sollte  sich  in  den  gegenwärtigen  günstigen  Zeiten  nicht  schon  an  die 
('eberschttsse  der  Eisenbahnen  als  an  ein  Mittel  für  die  Deckuni«-  anderer  Ausgaben 
i^ewöhnen. 

3.  Den  dritten  Bestandtheil  der  Selbstkosten  bildet  die  lau- 
fcnde  Betriebsausgabe,  einschliesslich  eines  genügen- 
den Ersatzes  ftir  die  Abnutzung  und  auch  fttr  die  Erneue- 
rung der  Bahn  und  des  Fahrmaterials,  wenn  letzterer  Posten  nicht 
schon  unter  N.  2  besonders  eingesetzt  ist.  Dieses  Element  ist  nun 
oflenbar  immer  nur  für  eine  bestimmte  Verkehrsgestaltung 
auf  der  Bahn  (namentlich  u.  A.  auch  ftlr  ein  bestimmtes 
Verhältniss  des  todten  zum  nützlichen  Gewicht)  zu 
ermitteln  —  eine  an  sich  schon  recht  schwierige  und  mühsame 
Aufgabe  der  Technik  und  Verwaltung.  Denn  die  Selbstkosten 
ändern  sich  selbst  mit  dieser  Verkehrsgestaltung,  die 
ihrerseits  wieder  von  der  Tarifhühe  abhängt,  während 
für  die  Normirung  der  letzteren  gerade  der  Selbstkostensatz  ein 
wesentlich  entscheidendes  Moment  sein  soll.  Diese  gegenseitige 
Abhängigkeit,  in  welcher  die  Tarif  höhe,  der  Selbstkostensatz  und 
die  Verkehrsgestaltung  stehen,  erschwert  die  Aufgabe  der  Tarif- 
regelung sehr. 

\is:\.  über  diese  Selbstkosten  bes.  die  Schriften  v.  Garcke,  Scheffler, 
Barychar,  die  sehr  spec.  Berechnungen  enthalten.  Aus  d.  amtl.  preuss.  Eisen- 
babnstatist.  ist  fiir  einige  Theile  der  Hetriebsausgabe  der  Selbstkostenbetrag  des  Trans- 
ports berechnet.  So  für  die  Kosten  der  Zugkraft.  1869  ir5S  Mill.  Thlr.,  auf 
die  Centnermeile  Hruttolast  O'IO  Pf..  JS59  noch  0*21  Pf.,  per  Centnenneile  Nettolast 
0*3*i,  bez.  0-70  Pf.  Letzterer  Betrajr  wird  bei  einer  stärkeren  Durchschnittsbeladunj!:. 
welche  diese  Ausg.  nur  sehr  wenig,  die  Einnahme  bedeutend  steigert,  sofort  viel 
gunstiger.  Er  war  1S61»  i.  B.  bei  der  Ostb.  0'50.  Bebr.-Han.  0*82,  dagegen  liei 
n  iederschles.-märk.  nur  0*34.  hannov.  0*44  Pf.,  wogegen  d.  Betrag  p.  Bruttocentiler- 
meilo  nur  variirt  wie  Ol 8,  0*14.  0  12,  0'14.  Bei  Privatbabneu  mit  günst.  Trequ.  u. 
starker  Verladung  sinkt  der  Sati  p.  Nettocentnermcile  bis  auf  U*2.H  (^Brutto  017,  Cöln- 
Mind.).  steint  aber  unter  Ungunst.  Fre(|Uenz  bis  auf  1*32  (Brutto  0*2S  Pf.  Vorpömih. 
B.i.  l)i(t  Selbstkosten  der  Zugkraft  variiren  also  hier  fast  wie  1  :  (i.  In  den  ersten 
Jahren  nach  1S71 ,   bes.  bis  1S74,   sind  die  Kosten  der  Zugkraft  bedeutend  ge- 
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stiegen.    Sie  betrugen   bei  sattmilichen   preass.  Bahnen   in   den  neuen  Maassen  and 
Gewichten : 


6,  Kil. 
ahnl. 
MiU.  M.  M. 

1867        261  3714 

1869         34-7  3387 

1871         48*4  4122 

1873        76-5  5565 

1S74        89*4  6318 

1875         811  5136 

Nach    d.   deutschen   Eisenbahnstatist,   f.  1880/81  werden  die  Kosten  der  Zog- 

itraft  in  unmittelbar  laufende  u.  mittelbar  laufende  unterschieden.    Im  Ganzen  betrogen 

sie  bei  allen  Bahnen  111*32,  bei  d.  Staatsb.  allein  76*88  Hill.  M.  oder  p.  NotzldL 

53*8  u.  540,  p.  Achskll.  1*355  u.  1*383  Pfennig,  was  auf  ein  Zurückgehen  aof  die 

Beträge  von  1870  hinweist,  wenn  auch  die  Berechnongsmethodc  etwas  anders  ist. 

Man  wird  sich  darauf  beschränken  müssen ,  zu  erforschen, 
wie  sich  der  unter  bestimmten  Umständen  gefundene 
Seibstkostensatz  unter  hypothetischer  Annahme  so 
und  so  veränderter  Tarifsätze,  Bahnfrequenzen  der 
einzelnen  Transportobjecte,  todter  Gewichtsmengen 
und  Verhältnisse  des  todten  zum  nützlichen  Gewicht, 
als  von  diesen  Momenten  abhängige  Grösse  verändert 
und  welcher  Reinertrag  und  welche  Rentabilität  alsdann 
erzielt  werden.  Nach  den  Ergebnissen  dieser  Untersuchung  sind 
dann,  wenn  ein  sich  mehr  dem  Selbstkosten-Ersatz  anschliessendes 
Tarifsystem  gewählt  werden  soll,  solche  Tarifsätze  zunächst 
versuchsweise  zu  wählen,  bei  denen  eine  gewisse,  hypothetisch 
angenommene  Verkehrsentwicklung  und  demgemäss  eine  in  Aus- 
sicht genommene  Rente  wahrscheinlich  eintreten  wird.  Von  der 
Erprobung  des  Versuchs  hängt  es  ab,  ob  man  die  einstweilen 
angenommenen  Sätze  dauernd  festhalten  und  ob  und  wieweit 
man  mit  Rücksicht  auf  das  Finanzinteresse  in  der  eingeschlagenen 
Richtung  weitergehen  oder  umkehren  soll. 

Aehnlich  Cohn,  II,  540,  abweisend  gegenüber  den  ausschweifenden  Reform- 
project  7on  Perrot  u.  ähnlichen  in  England  (Galt,  Branden),  womit  aber  die 
ßortlcksichtigung  des  Selbstkostcnbetrags  nicht  ausgeschlossen  wird. 

Die  Grösse  der  jedesmaligen  einzelnen  Tarifveränderung, 
—  oftmals,  aber  durchaus  nicht  immer  nur,  einer  Tarifermässi- 
gung  —  kann  auch  bei  den  Staatsbahnen  nicht  allein  von  volks- 
wirthschaftlichen  Erwägungen,  sondern  muss  zugleich  von  der  Hohe 
des  dabei  gelaufenen  Risicos  der  Einbusse  ftlr  die  Finanzen  und 
daher  von  der  ganzen  Finanzlage  abhängen. 

In  der  Opposition  der  gewerblichen  Interesseuten  in  Deutschland  g^;6n  di*^ 
Tariferhöhungen  der  Bahnen  1873  ff.  wurde  dies  übersehen.     £s  ist  selbstverstiiBdlich 
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unzulässig,  einerlei  o)>  Staats-  od.  Privatbahnen  besteben,  bei  einer  allgremeineo  Preis- 
steigerung die  Preise  gewisser  Leistangren  allein  auf  dem  friiberen  Stande  zu  halten, 
wie  z.  ß.  die  d.  Bahn.  Hier  stimme  ich  im  Prinr.  Nasse  a.  a.  0.,  bes.  S.  3  ff.. 
Sc  he  ff  1er  u.  A.  bei.  Auch  beim  Staatsb.system  kann  es  sehr  wohl  einmal  nöthig 
werden ,  im  Interesse  der  gebotenen  Rentabilität  und  selbst  um  für  andere  Staatsbe- 
dUrfnisse  auf  diese  Weis«*  Uebcrschüsse  zu  emelen  —  wenn  dies  passender  als  die 
Eröffnunir  oder  Beibehaltung  anderer  Einuahmeiiuellen  sein  sollte  — .  die  Tarife  zu 
erhöhen. 

B.  Das  Verfaältniss  des  bestehenden  Tarifsystems 
zu  dem  Selbstkostenprincip.  Die  Analyse  der  Selbstkosten 
zeigt,  dass  diese  letzteren  durchaus  nicht  immer  denjenigen  Mo- 
menten proportional  sind,  welche  zur  Messung  des  Werths  der 
Transportleistung  und  zur  Grundlage  unserer  Tarifsysteme  zu 
dienen  pflegen. 

1.  Der  Weglänge,  über  welche  ein  Object  transportirt 
wird,  ist 

a)  der  unter  die  Selbstkosten  zu  setzende  Zins-  und  Amor- 
tisationsbetrag nicht  proportional,  wegen  der  ganz  ungleichen 
Kosten  der  einzelnen  Strecken. 

Gerade  bei  dem  jetzigen  Sti'ocken-Tarifsystem  —  statt  eines  etwaigen  Zonen - 
Systems  —  wäre  es  unter  Umständen  mOglich,  bisweilen  wohl  auch  richtig,  diese 
Ungleichheit  der  Kosten  bei  der  Bildung  der  Tarifisätze  zu  berücksichtigen. 

b)  Ebensowenig  sind  die  eigentlichen  Transportkosten 
(einschliesslich  der  Bahnunterhaltung)  der  zurückgelegten  Weglänge 
proportional. 

Denn  die  Kosten  der  Expedition  sind  ron  der  Länge  dieser  Strecke  fast 
ganz  unabhängig,  die  Kosten  des  Fahrdiensts,  selbst  die  eigentlichen  Zugkosten,  sodann 
diejenigen  der  Bahnverwaltung  hängen  auch  nicht  immer  vorwiegend  von  der  zurück- 
gelegten Weglänge,  sondern  oft  noch  mehr  von  den  Steigungsverhältnissen,  der  Mit- 
i'ührang  todten  Gewichts  auf  bestimmten  Strecken  u.  dgl.  m.  ab. 

Die  Tarifregelung  möglichst  nach  den  Selbstkosten  führt  daher 
folgerichtig  zu  einem  Differentialtarif  System,  in  welchem  die 
Sätze  nicht  durchweg  den  Längen  der  zurückgelegten  Strecken 
proportional  sind. 

2.  Von  der  Schneiligkeil;  hängt  wenigstens  ein  Theil  der 
Selbstkosten  des  Transports  (Zugkraft,  Sorgsamkeit  der  Aufsicht, 
Abnutzung  des  Materials,  Zins  desselben,  verschieden  nach  der 
von  der  Schnelligkeit  mit  bedingten  Construction  u.  a.  m.)  ab. 
Die  Tarifabstufung  danach  ist  demnach  auf  der  Basis  des  Princips 
der  Selbstkosten-Proportion  berechtigt. 

Sie  könnte  wahrscheinlich  sowohl  den  wirklichen  Proportionen  der  Selbst- 
kosten^ als  in  diesem  Falle  auch  dem  Gebrauchswerthc  der  Leistung  gemäss  oftmals 
strenger  als  jetzt  durchgeführt  werden.  Wahrscheinlich:  nicht  gewiss,  weil  bei 
einer  grosseren  Preisdifferenz  zwischen  schneller  und  langsamer  Beförderung  die 
Nachfrage  nach  ersterer  so  sehr  abnehmen  könnte,  dass  die  Bahn,  wenn  sie  die 
schnelle  Beförderung  nicht  ganz  einzustellen  vermag,  was  rein  finan- 
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ziell   oft  das  Vorthcilhafterc  seiu  kaiiu,   sich  bei  ciucr  geriogoren  DiHereuz  und  bei 
uiedrigercin  Tarif  für  diese  Transportart  leicht  besser  steht. 

3.  Im  Tarif  classensy Stern  des  Personenverkehrs  und  der  in 
verschiedenartigen  Wagen  zu  versendenden  Gttter  werden 
die  Selbstkosten  des  Transports  (verschiedene  Kosten  und  Eigen- 
gewichte der  Wagen,  verschiedene  Ausnutzung  der  Ladungsf&hig- 
keit,  verschiedene  Manipulation  der  Güter  u.  s.  w.)  etwas  mit 
berücksichtigt,  aber  nicht  durchgreifend  und  nicht  auf  Grund  genauer 
Berechnungen. 

Die  Schwierigkeit  ist  auch  hier  wieder  die  unter  Nr.  2  aogedeatete:  bei  einer 
genau  den  bisherigen  erfahrungsmässigen  Selbstkosten  entsprechenden  Abstufung  der 
Tarife  und  bei  demgcmässen  gentlgend  hohen  Sätzen  der  höheren  das 'cn  kann 
die  Frequenz  in  h>tzteren  leicht  zu  sehr  abnehmen,  was  dann  doch  wieder  niedrigere 
Sätze  gerade  dieser  Classen  bedingt.  lui  Personenverkehr  lässt  sich  durch  Verein- 
fachung der  Ausstattung  der  mittleren  Classe  (zweite)  vielleicht  ein  richtigeres 
Frequenz-  und  Taiifverhältniss  der  einzelnen  Classen  zu  einander  mit  herbeifuhren. 
Ein  gi'osser  Vortheil  läge  in  der  Beseitigung  oder  wenigstens  in  der  Verminde- 
rung der  Wagen  classen  im  Personenverkehr  (ähnlich  selbst  im  Gtlterverkehr). 
Denn  das  Classen  System  erhöht  unvermeidlich  die  Selbstkosten  des  Transports,  weil 
es  die  Durchschnittsmasse  des  todten  Gewichts  steigert,  die  Ausnutzung  der  Ladungs- 
fähigrkeit  verringert  und  das  Verhältniss  des  todten  zum  nützlichen  Gewicht  ungtlnstiger 
gestaltet.  Aber  unsere  Gesellschaftszustände  widerstreiten  dem  (Jebrauch  einer  einzigen 
Wagenclasse.  Vielleicht  konnte  jedoch  nach  der  zweckmässigen  Einfuhrung  der 
4.  Classe  die  erste  fortfallen.  Im  Güterverkehr  kann  man  sich  wenigstens  auf  2  Haupt- 
arten von  Wagen  (offene  und  bedeckte)  bescliränken ;   daneben  noch  Viehwagen. 

Weber  tadelt  mehrfach  die  zu  gute  Ausstattung  der  deutschen  2.  Wagenclasse, 
weshalb  die  erste  so  wenig  benutzt  sei.  In  der  That  ist  der  Unterschied  zwischen 
beiden  Classen  in  diesem  Puncto  wohl  zu  gering.  Um  so  mehr  spricht  für  eine  Auf- 
hebung der  1.  Cl.  Die  Zahl  der  Beisenden  1.  Cl.  sinkt  bei  einzelnen  deutschen 
Bahnen  unter  1  **lo  der  (iesammtzahl,  ist  oft  nur  2  —  3,  im  D.  bei  d.  preuss.  Bahnen 
1-6.  nach  Personenmeilen  31  7o  (1S69).  1875  kamen  in  Preusscn  v.  der  Gesammt- 
/ahl  der  beförtlerten  Personen  (excl.  Abonnenten)  bei  den  ZUgen  mit  erhöht  Fahr- 
geld auf  die  Cl.  I,  II,  III  bez.  04,  19  u.  1*1  7«.  bei  den  Zügen  mit  gewöhnl. 
Fahrgeld  bez.  0'),  5*5.  19  u.  (IV.  Cl.)  29  3.  mit  ermäss.  Fahrgeld  bez.  Oo,  7Mi. 
310  u.  1-3  "/o,  Militärs  1-9  %.  Von  3760*7  Mill.  Personen-Kilometer  kamen  ioi 
Ganzen  nur  118'8  Mill.  auf  die  I.  Classe.  Nach  d.  deutschen  Eisenb.statist.  f. 
lSSO/81  kommen  von  (i479-2G  Mill.  Pers.kil.  auf  d.  1.  Cl.  160-45  (^wahrscheinl.  noch 
weniger  in  Wirklichk.  als  nach  dieser  „  Billetstatist.  *',  ?.  o.  S.  756),  2.  Cl.  1251*21. 
3.  C\.  3362  75,  4.  Cl.  1393-77.  Milit.  321  09  Mill. 

4.  Von  der  Art  und  Beschaffenheit  der  Transport- 
objecte  hängen  gewisse  Theile  der  Selbstkosten  des  Transports 
ab,  deren  Bertlcksiehtigiing  in  unseren  Tarifsystemen  richtig  ist, 
so  namentlich  die  durchgreifende  Unterscheidung  von  Personen- 
und  Güterverkehr.  Innerhalb  jeder  dieser  beiden  Verkehrsarten 
Hesse  sich  aber  das  Princip  der  Tarifregelung  nach  den  Selbst- 
kosten genauer  durchführen,  und  mehrfach  möchte  dies  auch  von 
einem  Standpuncte  aus,  von  welchem  dies  Princip  nicht  als  das 
allein  oder  auch  nur  immer  als  das  in  erster  Linie  zu  berück- 
sichtigende anerkannt  wird,  empfehlenswerth  sein.  Dies  gilt,  ohne 
dass    die    unter   Nr.   2    und   3    hervorgehobenen   Bedenken    allzu 
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Störend  eingreifen,  in  Betreff  der  untern  Cladsen  des  Personen- 
und  Güterverkehrs,  also  der  vierten,  bedingt  der  dritten  Wagen- 
classe  bei  ersterem  und  der  Massenproducte  (vornehmlich  ge- 
ringeren speeifischen  Werths)  bei  letzterem.  Demgemäss  sind  hierfür 
niedere  Tarife,  welche  den  Selbstkosten  möglichst  genau  ent- 
sprechen, ja  aus  Gründen  des  socialen  und  wirthschaftlichen  Inter- 
esses mitunter  selbst  Tarife,  welche  absichtlich  unter  diesen 
Selbstkosten  gehalten  werden,  zu  billigen. 

Durch  solche  Tarife  wird  auch  hier  die  stärkste  Freqaenzzanahme  erzielt  werden 
können,  indem  dadurch  ein  ganz  neuer  Verkehr  ins  Leben  gerufen  wird.  Dann 
wird  auch  wieder  das  Verhältniss  des  todten  zum  nützlichen  Gewicht  gunstiger,  da- 
durch der  Betrag  der  Selbstkosten  niedriger  und  eventuell  eine  neue  Tarifermassigung 
ohne  finanzielle  Einbiisse  möglich. 

Bei  den  höheren  Classen  des  Personen-  und  in  gewissen 
Grenzen  auch  des  Güterverkehrs  müsste  experimentell  erprobt 
werden,  wieweit  die  Erhöhung  der  Tarifsätze  derjenigen  der  Selbst- 
kostensätze, verglichen  mit  den  unteren  Classen,  proportional  sein 
kann  oder  aus  finanziellen  und  sonstigen  Gründen  davon  nach 
Oben  oder  nach  Unten  abzuweichen  sei. 

Eine  solche  Abweichung  lässt  sich  principiell 
rechtfertigen:  um  z.  B.  einerseits  die  erforderliche  Deckung 
der  Summe  aller  Selbstkosten  (einschliesslich  der  Verzinsung  u.  s.  w. 
des  Kapitals)  für  den  ganzen  Betrieb  zu  erzielen,  anderseits  aber 
im  allgemeinen  Interesse  die  untersten  Personen- Wagenclassen  und 
die  Massengüter  des  allgemeinen  Consums  und  der  Verarbeitung 
billiger  zu  befördern,  ist  eine  höhere  Tarifirung,  als  die  der 
Steigerung  der  Selbstkosten  proportionale,  für  die  oberen  Wagen- 
classen im  Personenverkehr  und  für  die  werth volleren  Güter 
statthaft.  Hieraus  folgt  die  Rechtfertigung  des  Waarenclassi- 
ticationssystems  im  Gütertarif  (besonders  bei  Stückgütern)  mit 
nach  dem  Werth  der  Güter. 

S.  Cohn  II,  453  if.,  479  (f.,  der  zu  einer  bedingten  Festhaltung  des  Werth- 
princips  kommt. 

S.  0.  die  Vorbem.  S.  760.  Garke,  a.  a.  0.,  S.  9  und  in  den  Tabellen,  S.  87. 
berechnet  die  Kobten  der  Zu^e  nach  Achsmeilen  und  theUt  die  dabei  in  Betracht 
kommenden  Ausüben  in  3  Classen:  a)  solche,  welche  ?on  der  Länge  der  von  den 
ZUgen  zurückzulegenden  Touren  (d.  i.  von  der  Fahrtl&nge)  unabhängig  sind  und  sich 
direct  nach  ihrer  Gattun«;:  p.  Achsmeile  bestimmen  lassen  (oder  variabel  nach  den 
Zoggattungcn  sind),  nemi.  Befeuerung  der  Locomotive,  Versorgung  derselben  mit 
Wasser,  Putzen  u.  Schmieren  der  Locomotive  u.  Wagen  (Arbeit  u.  Material),  Bepara- 
tarkosten  der  Locomotive  u.  Wagen,  einschliessl.  der  Unterhaltung  der  erforderlichen 
Gebäude,  Beleucht.  d.  Züge;  —  b)  Kosten,  d.  fUr  einen  bestimmt  begrenzten  Betrieb 
V.  d.  Art  u.  Curslange  d.  ZOge  unabhängig  sind,  neml.  Kosten  d.  Allg.  u.  d.  Bahn- 
forralt..  Verzins,  d.  Anlagekap.  u.  Besteuer.  (im  Hauptbeispiel  Vi  ^iU.  Thlr.  excl. 
Betriebsmat.  p.  Meile  u.  5  7o  gerechnet);  —  c)  Kosten,  welche  von  der  Länge  der 
Fahrt  abhängig  sind,  neml.  Abnutz.  d.  Schienen  (vom  Verf.  aus  bes.  Grund  nnter  b 

A.  Waf»n<*r,  Flnjauwiswiim-haft.     I.    3.  Aull.  49 
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j^estellt),  Zinsen  u.  Erneuerung^kosten  d.  Locoin.  u.  Tender,  dsgl.  dor  Achsen  und 
Wagen,  Rosten  des  Zugpersonals.  Die  Gesammtkosten  p.  Acbsmeile  \J\Xv  wirkl.  Wagen- 
achsen, excl.  Achsen  v.  Masch.  n.  Tender),  zu  denen  noch  ein  approxim.  Betrag  für 
Kosten  des  Stationsdiensts  geschlagen  wird,  stellen  sich  nach  der  Gattung  (.Schnell-, 
Pers.-,  (iUterz.),  Stärke  «Achsenzahl^  des  einzelnen  Zu^s  u.  nach  d.  Bahnfrequenz 
(dies  wegen  der  unter  c  genannten  Kosten)  wesentlich  verschieden.  Die  Kosten 
(excl.  Stationsdienst)  p.  Achs m eile  in  Thlr.  variiren  in  den  an^:est<>llten  Berech- 
nungen zwischen  diesen  Grenzen: 

bei  V4  Mill.  Tlilr.  bei  \/,  Mill.  Thlr. 

Anlagecap.  p.  Meile    (excl.    Betriebsmittel) 

u.   5  %  Zins  u.  tfigl.  Frequenz   von    2  mal 

ß  Zügen  zu  50  Nutzaclisen. 

Fahrtlänjrc. 

Maxiui.        Minini.  Maxim.        Minim. 

Schnellzug  v.  30  Pers.- Wag.- Achsen   .     .     02604        0*3119  0*3355         0*3870 

bei  t&gl.  Achsm 3000  300  3000  300 

DsgL  V.  18  Personen  wagen- A 0*2923         0.3582  0*3674         0*4333 

bei  tägl.  Achsm 1800  ISO  ISOO  180 

Personenz.  v.  48  Packwai?en-A.      .     .     .     0*2280        0*2753  0*3031         0*3504 

bei  tägl.  Achsm 3360  336  3360  336 

Dsgl.  V.  12  Packwagen-A 0*3020         0-4168  0*3771         0-4914 

bei  tägl.  Achsm 840  84  840  84 

Güterzug  v.  120  Gtlterwagen-A.       .     .     .     Ol 873         0*2574  0*2624         0*3325 

bei  tägL  Achsm 6000  600  6000  600 

Dsgl.  V.  24  Gütcrwagen-A 0*2254         0*3563  0*3005         0*4814 

bei  tägl.  Achsm 1200  120  1200  120 

Durchschn.  Einnahme  preuss.  Personenz. 

p.  Achsm.  1857 0*5733  —  —  — 

Dsgl.  1865 0*5133  —  —  — 

Dsgl.  1869 0*4433  —  —  — 

Dsgl.  d.  Gtiterzujre  1«57 0*2466  —  — 

Dsgl.  1865 0-2333  —  —  — 

Dsgl.  1S69 0-2233  —  —  — 

Hätten  Garcke's  Berechnungen  den  Werth  von  Durchschnittszahlen  ftlr  Preussen  .  so 
ergäbe  sich,  dass  die  Personentarife  damals  aucli  bei  sehr  schwacher  Frequenz  und 
auf  theuepjr  Bahn  einen  erklei^klichcn  üebersehuss  (V,  das  üm.i;ekehrte  soll  der  Fall 
sein),  die  Gütertarife  aber  nur  bei  starker  Fr««quenz  auf  billinfer  Bahn  einen  massigen 
Gewinn  gegeben  h.ilt«Mi.  Stärkere  Tarif  red  uctionen  im  Güterverkehr  hingen  daher 
schon  damals  von  der  Steigerung  der  Fre(iu»;nz  vornehmlich  ab.  Di«-  Verminderung 
der  Eini».  1865  und  1S69  gegen  1>57  erklärt  sich  wohl  besonders  aus  der  allg»- 
meineren  Verbreitung*  der  4.  Ol.  im  Personcnverk.  u.  der  ermäss.  Tarife  für  Massen- 
producte  u.  dsrl.  m.  (für  ISiil)  wirkt  auch  di«»  Einre<'hn.  d.  Bahnen  d.  neuen  Prov. 
ein\  —  Wcrthvoll  sind  die  Berechnungen  von  Barychar  a.  a.  0.  und  danach  dir 
Erörterungen  von  SchäffK-  im  Syst.  11,  239  fl..  obi  iL  Die  dort  g-egebenen  Daten 
sind  bei  Befolgunj|i,  des  Selbstkostenprincips  im  Tarifsystem  fiir  ciniü:e  der  im  Text 
besprochenen  Tarifproblem«'  unmittellJar  zu  benutzen.  Vgl.  z.  B.  die  Abweichungen 
zwisclien  dem  bestehenden  Tarif  d«r  öst.  Westbalm  und  einem  der  Leistung  proportio- 
nalen Tarif  eb.  S.  589. 

III.  —  §.  293.  Principieu  der  Tarifregelung,  insbe- 
sondere für  S  t  a  a  t  s  bahnen. 

Bei  Privatbahnen  wird  danach  durch  die  staatl.  Tarifpolitik  hinzustreben  sein. 
Aber  die  Erwerbsnatur  derselben  wird  mehr  oder  weniger  unüberwindliche  Schwierig- 
keiten  machen.  —    S.  bes.  Lehr's  iren.  Werk.  Sax   II,  404. 

Unter  Gombination  der  im  Vorausgehenden  dargelegten 
Gesiehtspuncte,  daher  nur  unter  bedingter  Berücksichtigung  des 
Princips  der  Tarifbildung  nach  der  Proportion  der  Selbstkosten, 
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gelangt    man    etwa  zu   folgendem  Ergebniss   in   der  Frage    des 
Tarifsystems. 

A.  Personenverkehr. 

1.  Eine  niedrigste  Wagenclasse  (die  bisherige  vierte)  ist  zu 
einem  den  Selbstkosten  bei  einer  gewissen  Verkehrsgestaltung  mög- 
liehst nahekommenden ;  eventuell  selbst  etwas  darunter  bleibenden 
Tarifsatze  zu  führen.  Auch  diese  Classe  sollte  jedoch  den  aus 
humanen  und  sanitären  Rücksichten  nothwendigen  Grad  der 
Annehmlichkeiten  bieten  (so  namentlich  Sitz-  statt  Stehplätze). 
Die  Zahl  der  höheren  Classen  ist  dagegen  möglichst  auf  zwei 
zu  beschränken.  Der  Tarifsatz  derselben  sollte  zu  demjenigen  der 
niedersten  Classe  mindestens  im  Verhältniss  der  relativen 
Selbstkosten  höher  sein,  soweit  finanzielle  Rücksichten  dies 
durchzuführen  erlauben.  Auch  eine  Erhöhung  über  dieses  Maass 
hinaus  ist  statthaft,  wenn  dies  zur  Erzielung  der  nothwendigen 
Durchschnitts-Rentabilität  der  Bahn  nöthig,  unter  Umständen  auch, 
wenn  es  zur  Ermöglichung  zweckmässiger  Tarifermässigungen  für 
die  unterste  Wagenclasse  oder  im  Güterverkehr  erwünscht  ist. 

2.  Die  Tarifregelung  nach  der  Distanz  (Längeneinheit)  bleibt 
zwar  das  leitende  Hauptprincip,  das  jedoch  nur  mit  wesent- 
lichen Modificationen  durchzuführen  ist 

Namentlich  sind  a)  niedrigere  Sätze  statthaft  und  auch  finanzieU  zweckmässig 
ci)  zwischen  nahen  Puucteu  mit  sehr  lebhaftem  Local?erkehr  (theilweise  erfüllt  im 
System  der  ßetourbillete,  der  Abonuementskarten),  daher aach  mit  im  Interesse 
der  Decentralisation  des  Wohnungswesens  der  Grossstädte  und  zum  Zweck  eines 
Bruchs  des  städtischen  Wohnuogsbodenmonopols;  femer  ß)  f(lr  grössere  Ent- 
fernungen, wo  der  feste  Distanzensatz  verhältnissmässig  etwas,  aber  nicht  zu  stark, 
abnehmen  kann  (massiger  Differentialtarif,  Retourbiliete  [bei  denen  jedoch 
die  Beschränkung  auf  zu  kurze  Zeitdauer  (wenige  Tage)  oder  auf  d.  Personenzüge 
oft  noch  die  Benutzbarkeit  ganz  rereitelt]:  ßeisebillete),  jedoch  in  der  Regel 
nur,  wenn  und  soweit  als  die  Selbstkosten  gleichfalls  abnehmen.  Um- 
gekelirt  b)  sind  höhere  Sätze  auf  ganzen  Linien  und  auf  einzelnen  Strecken,  welche 
besonders  theuer  zu  bauen  oder  zu  betreiben  sind,  auch  volkswirthschaftlich  zulässig 
und  mitunter  —  freilich  nicht  immer,  wegen  der  Gefahr  sich  noch  verkleinernden 
Verkehrs!  —  finanziell  angebracht,  z.  B.  bei  Tunnels,  Brücken,  wo  auch  öfters 
schon  höhere  Sätze  in  Kraft  sind. 

Viel  radicalcr,  aber  auch  phantastischer  sind  die  oft  von  ihm  schon  wiederholten 
Vorschläge  Per  rot 's,  s.  z.  B.  Eiseubahnref.  S.  191.  Nach  Analogie  der  Penny- 
portoreform  wird  hier  eine  Bahntarifreform  proponirt,  mit  Zugrundelegung  eines  ein- 
fachen Zononsystems  oder  ganz  ohne  Backs,  auf  die  Entfernung.  FUr  den 
Personentarif  schlug  P.  anfangs  2  Entfemungsstufen,  bis  10  und  über  10  Meilen  vor. 
mit  Sätzen  ftir  die  3  verbleib.  Classen  von  1  u.  2  Thlr.  fttr  1  GL,  5  gr.  u.  15  gr. 
für  2.  Gl.,  3  u.  10  gr.  für  3.  G\.\  neuerdings  ging  er  noch  weiter  u.  plädirte  für  8 
Glassenstufen  bei  d.  preuss.  Staatsbahnen ,  ohne  jede  Kücks.  auf  d.  Entfern. ,  neml. 
2  Thlr.,  10  gr.  u.  5  gr.,  was  bei  gleicher  lYequenz  wie  1869  3,324,000  Thlr.  Ein- 
nahme statt  8,702,000  Thlr.  gäbe.  In  der  Motivirung  wird  richtig  betont,  dass  manche 
Selbstkosten  gar  nicht  von  der  zurückgelegten  Weglänge  abhängen,  bei  niedrigem 
Tarif  ohne  oder  ohne  entsprech.  Steigerung  der  Selbstkosten  viel  mehr  nützliches 
Gewicht  befördert,  also  eine  bessere  Ausnutzung  der  Ladefähigkeit  erzielt  werden  und 
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die  Frequenz  ausserorti.  steigen  wurde.  Wahischeinl.  ist  Letzteres,  aber  P.  scheint 
die  Wirkung  einer  solchen  Tarifreform  gerade  im  Personenverkehr  zu  überschätzen. 
Ein  bedeutendes  Deficit  möchte  bleiben.  Denn  1)  die  Kosten  der  Bahnfahrt  bilden 
doch  nur  einen  —  u.  selbst  jetzt  schon  sehr  oft  nur  einen  geringen  —  Theil  der 
Gesammtkosteu  von  (ieschäfts-  u.  Vergnügungsreisen,  namentlich  bei  grösserer  Ent- 
femumg,  weshalb  die  Ermässigung'  dieses  einen  Elements  der  Kosten  nicht  nothwc.ndig 
die  Frequenz  sehr  zu  vermehren  braucht-,  u.  2)  die  vermehrte  Benutzung  der  Eisen- 
bahnen erheischt  doch  vor  Allem  mehr  freie  Zeit,  die  aber  für  Geschäfts-  und 
Vergnügungsreisen  beschränkt  ist.  Auch  hängt  immerhin  ein  wesentl.  Theil  der 
Selbstkosten  von  der  zurückgelegten  Weglängo  a)),  weshalb  es  nicht  richtig  wäre, 
dieses  Moment,  ähnlich  wie  beim  Briefporto,  gar  nicht  mehr  im  Tarif  zu  berück- 
sichtigen. Post  und  Eisenbahn  gestatten  hier  doch  nur  in  einigen  Puncten  einen 
Vergleich  u.  unterscheiden  sich  in  anderen  sehr  wesentlich,  namentlich  aber  gilt  dieä 
vom  Personenverkehr.  Die  Durchführung  der  P.'schcii  Vorschläge  wiirde  endlich  vor- 
nehmlich dem  weiterrcisenden  wohlhabenderen  Publicum,  besond.  auch  den  Ver- 
gnügungsreiseudcn  zu  Statten  kommen,  was  von  zweifelhafter  Billigkeit  war«;.  — 

Wichtiger  ist  die  bedeutsame  Peisonentarifreform  auf  den  belg.  Staats  bahnen 
vom  J.  1866,  die  allerdings  im  J.  1S71  durch  das  gegnerische  Ministerium  (ültramou. 
wieder  rückgängig  gemacht  wurde.  Sic  wirft  auf  Vorschläge  wie  die  eben  erwähnten 
auch  einiges  Licht.  Vgl.  den  eingeh.  Ministerialbericht  v.  10.  Dcc.  1869  über  die 
am  1.  Mai  1866  eingeführte  Tarifreform  in  d.  Sitzungsber.  d.  belg.  Kepräsentanten- 
kammer  1869 — 70,  p.  58 — 100.  ebendas.  d.  Debatte  einer  techu.  COmmission  daraber. 
Näheres  darüber  und  über  die  ganze  Frage  der  Persoucntarifermässigung  (gegen 
Perrot's  Project)  in  meinen  bezügl.  Aufs,  im  „Deutschen  Economist*',  1872,  Nr.  1 
und  8,  wogegen  dann  Per  rot  polemisirte  in  s.  „Anweud.  d.  Pennyportosyst.  auf  d. 
Eisenbahntarif'.  Kost.  1878.  Ich  habe  es  nicht  für  nöthig  gefunden,  au  meiner  Dar^ 
Stellung  in  d.  6.  X,  von  Kau  (§.  255  Note  c)  etwas  /n  ändern. 

Zu  d.  Tarifreform  wurde  d.  belg.  Kegierung  durch  (Jes.  v.  1.  Juli  1S65  er- 
mächtigt, sie  erfolgte  durch  V.  v.  20.  März  1866,  wurde  aber  vorerst  nur  theil  weise 
durchgeführt.  Die  Principieu  waren  diese:  an  Stelle  des  festen  Distanzenpreises  v. 
8,  6  und  4  ceut.  p.  Kilometer  für  d.  3  Gl.  der  gewöhnl.  Züge  trat  ein  Diffe- 
rentialtarif mit  abnehm.  Sätzen  für  weitere  Entfern.,  nemUch  für  d.  Linie  (zu 
5  Kil.)  bei  d.  ersten  IS  Lieues  80,  20  u.  15,  bei  d.  zweiten  10  L.  15,  10  u.  75, 
bei  d.  21.— 52.  L.  10,  V/.^  u.  5  Cent.  Schnellzüge  mit  2(»  "io  (bisher  25  7o)  Erhöh., 
aber  jetzt  verschen  mit  allen  8  Cl.  Filr  den  internat.  Verkehr  blieben  die  alten 
Tarife  in  Kraft,  doch  war  nicht  zu  verhindern,  das»  d.  Reisenden  vielfach  keine 
durchgeh.  Billetc  mehr  nahmen,  sondern  an  den  Grenzen  d.  billigeren  Billetc  des 
inneren  Verkehrs  kauften.  Beispiele  der  Tarifsätze  nach  «1.  M  T.  v.  a)  1888,  b)  lb56 
u.  c)  1866:  Brüssel-Mecheln  die  8  Cl.  a)  150,  100,  60,  b)  gewöhnl.  Z.  ISO,  18U,  85. 
c)  dsgl.  ISO,  180,  S5.  Brüssel-Antwerpen  a)  300,  200.  125,  b)  gewöhnl.  Z.  850,  270, 
185.  c)  dsgl.  820,  225,  155.  Brüssel-Gent  a)  450.  800,  175,  h)  470,  850.  280,  c) 
840,  285,  170.  Brüssel-Ostende  a)  900,  600,  850,  b^  1000,  750,  500.  c)  500,  885, 
250  Cent.  Die  einstweilen  wirklich  geltenden  Tarife  v.  1866  waren  indessen 
etwas  anders  geregelt:  für  die  ei-sten  7  Lieues  blieben  die  alten  Sätze,  f.  die 
H. — 15te  L.  erfolgte  eine  wachsende  Rediiction  nach  den  8  Cl.,  1.  Cl.  v.  6.8  —  86*7. 
2te  V.  8-3— 43-3.  3te  v.  9.4  — 36'7  ^^/o'.  v.  d.  16.  L.  an  trat  die  Reduction  nach  V.  v. 
20.  Mär/.  1*<66  ein,  ncml.  steig.  Satz  bis  zur  52ten  L.,  1.  Cl.  u.  3.  Cl.  89— 6:^, 
2.  Cl.  45-S--65'2  *'/o;  einige  Abweich,  f.  Schnellzüge.  Der  Erfolg  der  Ma«issr<'gel 
konnte  nicht  unzweifelhaft  featgestellt  werden,  die  Berechnungen  der  Regierung  wur- 
den z.  Th.  als  unrichtig  oder  doch  unsicher  bestritten.  Aus  dem  Vergleich  von  186S 
mit  1S65  s<'heint  sich  indessen  zu  ergeben,  dass  ein  Einnahmcausfall  v.  min- 
destens (»00,000  Fr.  (Andere  hchätzeu  ihn  auf  IV/j  bis  1'6  Mill),  dagegen  eine 
Zunahme  der  läiii^ereii  Reiaeii  {^u  Mill.  P«*.rs.)  u.  keine  merkbare  Kostenvermchrung 
iV)  eingetreten  ist.  Dass  die  Returm  sich  nur  auf  *'-  der  Reisenden  (über  10  Lieues) 
u.  in  erhebl.  Masse  nur  auf  '^,„  d(;rsel))e«  'über  21  L.)  ei*streckte,  ist  dabei  zu  b«- 
:icht«*u.  Darin  lag  wohl  der  Hauptmangel.  Die  belg.  Erfahrung  möchte  immerhin 
das  Obengesagte  bestätigen,  dass  selbst  eine  starke  Ermässigung  der  Tarife  ftlr 
längere  Strecken  nach  d.  Dilferentialprincip  die  Frequenz  nicht  entsprechend  steigert. 
Durch  Minist. -Verordn.  v.  18.  Sept.  1871  wurde  vom  1.  Nov.  1871  an  das  Differon- 
tialsystein  wieder  vorlassen,  für  alle  Kntfemung»*n   10  *  „  Ermässio-iing  an  d«n  Tarifen 
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von  1  So  1—54  («Ho  bis  ISOf»  bestanden),  aussenlem  ein  günstiges  Kctour-  u.  Abonnc-i 
•neutsJcartcDsysten)  gewährt.  Die  Massregel  hing  mit  der  polit.  Parteistellung  des 
rleric.  belg.  Ministeriums  zusammen.  Als  Motive  werden  geltend  gemacht:  die  unge- 
rechte Begünstigung  des  weiten  vor  dem  nahen  Verkehr,  der  reicheren  vor  den 
kleinen  Leuten  im  bislier.  DifTerentialsysteui;  die  zwecklose  Begünstigung  der  im 
intern.  Verkehr  das  Land  durchreis.  Fremden,  der  Einnah nioausfall,  die  Aussichts- 
losigkeit, dass  die  Privatbahneji  den  Staatsbahntarif  annähmen,  die  Erschwerung  des 
—  sehr  allgemein  gewünschten  —  Rückkaufs  der  Privatbahnen  durch  den  Staat  bei 
dem  unrentablen  Differcntialsystem.  Erlass  n.  Motive  s.  im  Moniteur  beige.  20.  Sept. 
1871.  Es  wird  kaum  zu  leugnen  sein,  dass  die  Massregel  von  18G6  in  der  Befolgung 
des  Differentialprinc.  zu  weit  ging,  üeber  ähnliche  Projecte  wie  die  Perrot'schen  in 
England  (Galt,  Branden),  mit  einem  richtigen  Korn,  aber  phantast.  Gonse- 
quenzen.  urtheilt  Cohn  II,  526—541,  bes.  540  wesentlich  ebenso  wie  ich  hier. 

3.  Der  Unterschied  der  Schnelligkeit  der  Beförderung  ist 
in  der  Tarifirnng  so  zu  berücksichtigen,  dass  nicht  nur  Schnell- 
ztige  tbeurer,  sondern  auch  die  Personenbeförderung  in  Güter- 
zügen (sog.  gemischte  Züge)  womöglich  etwas  wohlfeiler  als 
die  Personenzüge  sind,  der  Verschiedenheit  des  Gebrauchswerths 
der  Leistung  entsprechend. 

Auch  hier  besteht  nur  wieder  die  Schwierigkeit,  dass  durch  billigere  Tarife  der 
Personenbeförderung  in  gemischten  Zügen  letztere  zum  Nachtheil  des  Di(;nsts  ttber- 
^etzt,  dte  Personenzüge  zu  sehr  entleert  werden  könnten.  Eine  kleine  Preisdifferenz 
erscheint  aber  doch  möglich.  Eine  Beschränkung  der  Schnellzüge  auf  die  obersten 
(Jlassen  ist  thunlichst  zu  vermeiden,  mindestens  ist  eine  solche  nicht  bei  allen  Schnell- 
zügen anzuwenden.  Vollends  aber  darf  ein  indirccter  Zwang  zur  Benutzung  höherer 
Classeu  nicht  durch  zu  grosse  Seltenheit  und  unbequeme  Fahrzeit  der  Personenzüge 
stattfinden.  Engl.  u.  franz.  Princ.  lange  Zeit  nur  1.  Cl.  In  Dentschl.  fast  immer 
auch  2.  Cl.,  aber  längere  Zeit  nur  in  Ausnahmefällen,  bes.  wieder  bei  nordd.  Staatsb., 
auch  3.  Gl.,  in  Belgien  seit  1866  alle  3  Cl.  Sicherlich  trägt  die  Menge  der  Passagiere 
3.  Gl.  den  Zeitverlust  in  längs.  Zügen  oft  schwerer,  als  es  die  wohlhabenderen  Leute 
in  1.  u.  2.  Gl.  thuu.  —  Neuerdings  ist  in  England  v.  d.  grossen  Bahnen  bei  allen, 
auch  den  Schnellzügen,  d.  3.  Gl.,  mit  gutem  finanziellen  Erfolg  bei  starker  Zunaliine 
des  bezüglichen  Verkehrs,  also  im  eigenen  Interesse  der  Bahnen  eingeführt  worden. 
Cohn  II,  507  ff.  Bei  uns  hat  sich  die  preuss.  Staatsbahnver^^-altung  auch  in  diesem 
Puncte  Verdienste  erworben,  die  süddeutschen  freilich  weniger: 

4.  Freigepäck  ist  nur  für  die  unterste  Wagenclasse  zu 
gewähren.  Für  die  Tarifirung  des  Gepäcks  der  höheren  Classen 
sind  vornehmlich  nur  finanzielle  Rücksichten,  nicht  volkswirth- 
schaftliche  maassgebend^  man  kann  also  unter  Umständen  bis  zum 
Maximum  der  Eilguttarife  oder  selbst  darüber  hinaus  gehen. 

Bekanntlich  in  Norddeut8<!hlaud  allgemeij)  50  Pfd.  Fi-eigepäck.  in  Süddeutschland 
keines.  Gegen  Aufhebung  der  (iepäckfroiheit  Scheffler,  Transportkost..  S.  25,  trotz 
des  Nachweises,  dass  bei  den  hraunscliw.  Bahnen  die  Gepäck l>efbrderung  mehr  Kosten 
als  Einnahme  bringt.  Bei  (iepäckfreiheit  zahlen  eben  die  Ke.isenden  ohne  Gepäck 
(gewöhnlich  die  auf  kiirzeren  Strecken  u.  oft  die  ärmert^n)  für  die  Reisenden  mit  Gepäck 
(.oft  wohlhaljende  Vergnüg.reisende)  mit,  was  doch  ernste  Bedenken  hat. 

5.  Das  Billetsystem  ist  ttlr  den  Expeditions-  und  üontrole- 
dienst  möglichst  zu  vereinfachen. 

S.  0.  Seite  74S  u.  bes.  Scholtz,  S.  bH  ff. 

f).  Nach  diesen  Grundsätzen  hat  die  Gesetzgebung  den 
Normal-Personentarif  der  Htaatsbahnen  festzustellen,  wobei 
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der  Verwaltung  aber  ein  gewisser  Spielraum  für  kleinere  Ab- 
änderungen im  Verordnungswege  durch  das  Tarifgesetz  ein- 
zuräumen ist.  Regelmässige  Revisionen  auf  Grund  der 
gemachten  Erfahrungen  müssen  in  nicht  zu  langen 
Perioden  stattfinden.  Im  Verordnungswege  dürfen  sonst 
nur  provisorische  Veränderungen  getroffen  werden,  die  dann 
durch  die  Gresetzgebung  zu  genehmigen  sind.  Bei  starken  Tarif- 
reductionen  von  zweifelhafter  finanzieller  Tragweite  empfiehlt  es 
sich,  auch  durch  die  Gesetzgebung  erst  ein  Provisorium  von 
bestimmter  Maximal-Lange  einzuführen. 

Die  Personentarife  erfordern  im  Ganzen  nicht  die  leichte  BewegUchkeit  wie 
die  Gütertarife,  Daher  l&sst  sich  bei  jenen  die  gesetzliche  Kegelung,  unserem 
sonstigen  öffentlichen  Finanzrecht  gemäss,  doch  als  das  Richtige  bezeichnen,  auch 
wenn  der  Verwaltung  im  Gütertarif  die  Normirung  der  Sätze  ganz  oder  in  grosserem 
Maasse  überlassen  bleibt. 

Unsere  Personentarife  sind  hoch  und  von  Beginn  der  Eisenbahnära  an  fast 
unverändert  geblieben,  abgesehen  von  Massregeln,  wie  die  Einftlhmng  einer  4.  Classt^ 
(Preussen),  während  die  Frachttarife  stark  ermässigt  wurden.  Eine  Reduction  der 
ersteren  liegt  mehrfach  im  volkswirthschaftlichen  Interesse  und  wird  durch  das  finan- 
zielle Interesse  nicht  immer  ausgeschlossen. 

Auf  den  prouss.  Bahnen  —  u.  ähnlich  war  fast  überall  in  Deutschland  und 
anderswo  die  Entwickl.  —  war  d.  Ertrag  p.  Pers.  u.  Meile  1S44  3'5,  1856  3*5,  1859 
31,  1865  u.  1867  29,  1869  2*7,  1875  2*7  Sgr.  (od.  1875  8-6  Mark-Pfenn.  p.  Kil.  m.), 
alle  Classen  zusammen  gerechnet;  eine  geringe  Abnahme,  die  noch  dazu  der  Ein- 
führung u.  stärkeren  Benutzung  der  4.  Gl.  hauptsächlich  zu  verdanken  ist.  P.  Pers. 
u.  Meile  ergab  sich  für  d.  1.  Gl.  1859  71,  1869  6'6,  1875  5-98,  2.  Gl.  4*6,  4-3  u. 
4-49,  3.  Gl.  3,  20  u.  302,  4.  Gl.  16,  1'6  n.  löO,  MUitär  1*6,  1*4,  1  23  Sgr.  Bei  d. 
Angaben  f.  1875  sind  hier  d.  Erträge  bei  gcwöhnl.  Fahrgeld  mitgetheilt,d.  Durch- 
schnitt würde  etwas  höher  stehen  (Veränder.  in  d.  Aufstell,  d.  amtl.  Statist).  Ganz 
anders  war  die  Reduction  der  Frachttarife:  1844  p.  Gentn.  u.  Meile  für  alle 
Guter  i.  D.  71,  1856  3*4,  1859  34,  1861  3*2,  1865  2-6,  1867  u.  1869  2*3  Pfenn. 
Ertrag.  In  den  U)  J.  1S59— 1869:  EUgut  lOS  u.  102  Pf.,  Frachtgut  d.  Normalcl. 
5  11.  4'5,  d.  crmäss.  Gl.  u.  Kohlen  27  u.  2  Pf.  Neuerdings  ist  diese  Ermässigung 
der  relativen  Erträge  im  Güterverkehr  allerdings  nicht  weiter  fortgeschritten,  sondern 
die  umgekehrte  Entwicklung  hat  auch  hier  zeitweise  Platz  gegriffen,  entsprechend 
den  stark  gestiegenen  Betriebsausgaben.  Es  war  in  den  neuen  Maassen  u.  Werthen 
p.  Tonne  u.  Kilometer  der  Ertrag  in  Markpfennigen: 

Frachtgut  in 
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Wamnlad. 
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aller 

dieser 

Cl. 
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i&el. 
sperriges. 

ermiu». 
Tarifcl. 
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V.  5  Tonn. 

u.  mehr. 

geschlos». 
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V.  je  10  T. 
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(    - 
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-    ) 
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(    - 
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4-66 
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9.66 
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Vgl.  auch  die  Tariftabellen  über  d. 

Norddeutschen  Eisenb.-Yerband  in  S< 

:hefflers 

Statist. 

Boitr 

.  S.  38  ff. 

(1848      73). 

§.  294.  —  B.  Güterverkehr. 

1.  Vorschläge  zu  principiellen  Umgestaltangen  im 
ganzen   ßüterverkehrssystem.     Mehrfach    sind  in  Kreisen 
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der  Theoretiker  und  der  verfrachtenden  Gewerbetreibenden  (kaum 
bei  den  technischen  und  administrativen  Practikern  des  Eisenbahn- 
wesens selbst)  Pläne  zu  einer  völligen  Umgestaltung  des  Eisen- 
bahnwesens, in  der  Regel  mit  der  Beschränkung  auf  den  Güter- 
verkehr, aufgetaucht  und  öfters  ernstlich  verhandelt  worden.  Es 
sind  dies:  a)  der  Plan  der  Trennung  des  Fahr-  und  Fracht- 
verkehrs; b)  das  System  der  Wagenleihe  oder  das  Recht 
der  Einstellung  von  Eisenbahnwagen  Dritter  (Privaten)  in  die  Zttge 
der  Bahn;  c)  das  Recht  einer  Eisenbahngesellschaft,  auch  gegen 
den  Willen  eines  anderen  Eisenbahneigenthümers  dessen  Schienen- 
wege zu  befahren,  das  englische  sog.  System  der  running  power s. 
Die  beiden  ersten  Pläne  haben  die  Bedeutung  einer  allgemeinen 
Reformmaassregel,  auch,  und^nach  einzelneu  Stimmen  gerade 
beim  Staats  bahn  System.  Der  dritte  Plan  bezieht  sich  auf  die 
Verhältnisse  des  nach  Eigenthumseinheiten  zersplitterten  Privat- 
oder gemischten  Bahnsystems,  d)  Eine  weitere  Frage  betrifft  die 
Uebernahme  der  An-  und  Abfuhr  der  Güter  durch  die 
Bahnverwaltung  selbst. 

Vgl.  f.  alle  dieso  Pläne,  bes.  den  ersten,  die  Erörterungen  ?.  Michaelis, 
Dorn,  AI.  Meyer  u.  and.  Mitgliedern  d.  Deutschen  Freihandelspartei,  sowie  die 
Verhandlungen  (1er  unter  dem  Einlluäs  dieser  Partei  stehenden  Vereine:  Deutscher 
Handcbtag,  volkswirthscli.  Congress  (Wien  1873).  Die  Behandlung  des  Gegenstands 
macht  den  Eindruck,  als  ob  eigentlich  aUe  diese  probleui.  Experimente  nur  erörtert 
werden,  um  das  „Freie-Concurrenz-Princip"'  wenigstens  noch  einigermassen  halten  zu 
können.  S.  dagegen  bes.  Cohn  II,  Kap.  3,  auch  z. Th.  Perrot.  dann  Schcfflcr. 
Statist.  Beitr..  nicht  minder  Sax  II.  82—138,  bes.  107,  117,  121. 

a)  Die  Frage  der  Trennung  des  Fahr-  und  Fracht- 
geschäfts auf  den  Eisenbahnen,  in  der  Weise,  dass  die  Bahn- 
verwaltung nur  den  Weg,  die  Transportmittel  und  die 
Locomotion  zu  liefern  hätte,  die  Verfrachtung  aber  der 
Privatindustrie  überlassen  würde,  kann  hinsichtlich  ihrer 
Möglichkeit  und  Zweckmässigkeit  am  Unbefangensten  von  den 
Staatsbahnen  geprüft  werden,  erscheint  aber  unzulässig. 

Diese  Trennung  hätte  das  (lUtc,  eine  neue  Arheitstheilung  durchzufahren,  den 
Bahnen  besonders  lästige  Geschäfte  abzunehmen  und  vielleicht  zu  einem  günstigeren 
Vcrhältniss  d»'S  todten  zum  nützlichen  (Je wicht  zu  führen,  wt;il  die  Wagen  besser  aus- 
genützt würden.  Aber  es  fragt  sich,  ob  der  Verkehr  auf  diese  Weise  besser  und 
weniger  monopolistisch  bedient  würde,  was  unwahrscheinlich  ist;  ferner,  ob 
nicht  gerade  die  Natur  der  Eisenbahnen  die  Vereinigung  jener  Geschäfte  im 
Interesse  der  Oekonomie  verlangt.  Einstweilen  wird  man  ftlr  weitere  Vorschläge 
iiber  das  Tarifwesen  des  Güterverkehrs  von  der  Vereinigung  des  Fahr-  u.  Fracht- 
geschäfts in  der  Hand  der  Bahnen  ausgehen  müssen.  Oohn  11,  88  ff.,  kommt  nach 
d.  engl.  Erfahrungen  zu  diesem  Ergebniss  u.  widerlegt  dann  treffend  die  in  Deutsch- 
land verbreit.  Ansichten.  Ebenso  Sax  II.  122.  Scheffler,  Statist.  Beitr.  S.  17.  — 
Die  preuss.  Eisenbahnuntersuchungscommiss.  hat  die  „  Ueberlassung  des  Transport-  u. 
Bofrachtungswf^sens  an  die  PriTatunternehmung''  gerade  beim  Staatsbahnsystem   f.  d. 
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Zukunft  auch  in  Aussicht  genommen,  Ber.  S.  155.  Eine  solche  Stelinngnahme  war 
bei  der  völligen  Unreife  des  Projects  mindestens  verfrüht,  u.  nur  die  Folge  der  Vor- 
liebe fUr  gewisse  doctrinäre  Projecte  der  Manchesterpartei. 

b)  Das  Recht  der  Privaten,  die  Beförderung  eigener 
Eisenbahnwagen  mit  Frachtgütern  durch  die  Bahn, 
also  die  Einstellung  fremder  Wagen  in  die  Zttge  der 
Bahn  zu  verlangen,  welche  letztere  dann  nur  den  Weg  und 
die  Locomotion  (Locomotiven ,  Tender,  Zugkraft  und  einen 
Theil  des  Fahrdienstpersonals)  liefern  würde,  ist  nur  eine 
besondere  Formulirung  der  Forderung  der  Trennung  von  Fahr- 
und  Frachtverkehr  und  ähnlich  zu  beurtheilen. 

Es  hätte  ähnliche  Vortheile  und  Bedenken  wie  dieser  erste  Vorschlag,  ausserdem 
aber  den  weiteren  Vortheil ,  das  Kapital  der  Eisenbahn  zu  verringern.  Dem  entgegen 
steht  jedoch  das  schwerwiegende  Bedenken,  dass  mit  einer  Pflicht  der  Bahn,  fremde 
Privatwagen  in  ihre  ZOge  einzustellen,  die  andere,  jetzt  doch  im  Ganzen  einigermassen 
anerkannt«)  Pflicht,  ihren  Wagenpark  den  Verkehrsbedarfnissen  anzu- 
passen, schlechterdings  unvereinbar  ist.  Denn  eine  solche  Pflicht  kann  doch 
nur  bestehen ,  wenn  eine  Bahn  dann  auch  das  Monopol  der  Wagenverwendung  hat, 
auch  droht  die  Gefahr  eines  doppelten  factischen  Monopols,  desjenigen  der  Bahn  und 
der  Wagenbesitzer.  So  wäre  leicht  zu  fürchten,  dass  der  Verkehr  im  Ganzen  unter  dem 
neuen  System  mehr  leiden  würde,  als  unter  dem  alten.  Auch  Sicherhoitsrücksichten 
scheinen  gegen  letzteres  zu  sprechen.    Aehnlich  Cohn  II,  112  nach  engl  Erfahr. 

c)  Von  zweifelhafter  Durchführbarkeit  und,  wenn  diese  nach- 
gewiesen werden  sollte,  von  ungewisser  Nützlichkeit  ist  auch  das 
dritte  System.  Jedenfalls  bietet  das  Staatsbahnwesen  den  Vortheil, 
dass  man  auf  solche  problematische  Experimente  von  vornherein 
verzichten  kann.  Fttr  kleine  Verbindangsstrecken  mögen  sie  aus- 
nahmsweise am  Platze  sein. 

Cohn  II,  68  fi*.  Kunuing  power  bedeutet  übrigens  nicht  nur  ein  gesetzliches 
Zwangsrecht  zum  Befahren  einer  fremden  Bahn,  sondern  auch  ein  bezügliches  Vertrags- 
mäss.  Abkommen.  £b.  S.  69.  Sax  II,  118.  Einzelne  solche  Fälle  vertragsm&ss. 
Ucbereiukommens  neuerdings  in  Frankreich,  Oesterreich  (^Wörgl-Innsbruck,  Strecke  der 
Südb.gesellsch.  mit  benutzt  von  der  Staatsbahn  zur  Verbindung  der  Elisabethb.  u.  der 
Arlbergb.V 

d)  Hinsichtlich  der  An-  und  Abfuhr  der  Güter  bei  den 
Stationen  lässt  sich  wohl  keine  allgemeine  Regel  aufstellen.  Bei 
grossen  Stationen  und  bei  gewissen  Gütern  scheint  aber  die  Aus- 
führung dieser  Leistungen  durch  die  Bahnverwaltung  selbst  ökono- 
misch zweckmässig  und  die  Entwicklung  des  Eisenbahnwesens 
darauf  hinzudrängen. 

Cohn  II,  85  Ü.  Also  abermals  vermehrte  Concentration  aller  Geschäfte,  welche 
mit  dem  Eisenbahnwesen  in  Verbindung  stehen,  in  einer  Hand.  Daraus  geht  wicdenim 
eine  Verstärkung  des  monopolistischen  Charakters  dieser  A nstalten  hervor,  woraus 
neue  Grtinde  für  Staatsbahnen  folgen. 

§.  295.  —  2.  Grundsätze  für  die  Gütertarif bildung. 

Bleibt  demnach  die  Vereinigung  von  Fahr-  und  Frachtverkehr  in 
der  Hauptsache  bestehen,  was  das  Wsihrscbeinlichste  ist,  so  werden  auch  die  wesent- 
lichen Puncte  des.  bisherigen  Tarifwesens  verbleiben.    Nur  kdnnen  die* 
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selben  entsprechende  Modificationen  g^einäss  dem  Princip«  bei  der  Regelung  der  Tarif- 
sätze mehr  die  Selbstkosten  zu  berücksichtigen,  erleiden,  was  nach  dem  Gesagten  zwar 
nicht  allgemein  nothweudig  und  passend  ist,  aber  doch  unter  Umständen  zweckmässig 
sein  mag. 

a)  Die  Unterscheidung  von  Eilgnt  mit  höheren  und  Fracht- 
gut (i.  w.  S.)  mit  niedrigeren  Tarifsätzen  für  rasche  und  lang- 
samere Beförderung  ist  ganz  richtig.  Bei  der  Proportion  der  Tarif- 
sätze kann  man  sich  freier  bewegen. 

Oefters  ist  wohl  das  Eilgut  zu  hoch  tarifirt ,  auch  wenn  man  auf  die  erheblich 
höheren  Selbstkosten  des  Transports  Rücksicht  nimmt.  Eine  Ermässigung  des 
EUguttarifs ,  der  eventuell  weiter  classiücirt  werden  kann,  aber  nicht  nothwendig 
weiter  classiücirt  zu  werden  braucht,  ist  daher  wohl  mitunter  zu  erwägen. 

Eilgut  wird  in  Deutschland  i.D.  g^t  2 mal  so  hoch  als  Normal- Frachtgut  u. 
4 — 5 mal  so  hoch  als  ermäss.  Gut,  8 — 10 mal  so  hoch  als  Massenguter  wie  Kohlen 
u.  dgl.  tarifirt.  S.  S.  774.  Expedition,  Manipulation  sind  bei  Eilgut  mühsamer, 
Ausnutzung  der  Wagen  geringer.  Bei  einem  mässigt^ren  Satz  wurde  Letzteres  sich 
wohl  verbessern,  mitunter  die  Einrichtung  besonderer  EilgUterziige  rentabel. 

b)  lin  Frachtgutverkehr  sind  folgende  Grundsätze  anzu- 
wenden. 

er)  Einmal  sind  Sttlckgüter  (Frachtgut!,  e.  8.)  und  Massen- 
gtlter  oder  Wagenladungsgttter  zu  unterscheiden. 

Dies  geschieht  in  unseren  Tarifen  auch,  nur  mitunter  zu  sehr  nach  dem  ein- 
seitigen Ermessen  der  Bahnverwaltung.  Statt  dessen  kann  die  Bestimmung,  in  welche 
der  beiden  Glassen  die  einzelnen  Guter  zu  reihen  sind,  im  Allgemeinen  dem  Fracht- 
geber überlassen  werden,  wenn  er  sich  den  Bedingungen  fUr  die  Beförderung  der 
Classe  fügt.  Als  Massengüter  gelten  dann  z.B.  die,  welche  in  mindestens  einer 
vollen  Wagenladung  (10  Tonnen)  aufgegeben  oder  fUr  die  der  Tarifsatz  für  eine 
solche  volle  Ladung  bezahlt  wird. 

ß)  Weiter  sind  die  Stttckgfiter  und  Massengüter  im  Tarife  nach 
der  Gattung  der  Wagen,  die  zu  ihrer  Beförderung  dienen  (also 
namentlich  bedeckte  und  offene  u.  s.  w.)  zu  unterscheiden.  Auch 
hier  aber  sollte  der  Frachtgeber  in  der  Regel  wählen  können,  in 
welcherlei  Wagen  er  seine  Güter  befördert  haben  will. 

/)  Sperriges  Gut,  welches  als  Stückgut  aufgegeben  wird, 
darl'  nach  einem  bestimmten  Verhältniss  höher  als  anderes  Stück- 
gut tarifirt  werden. 

S)  Bei  solchen  Gütern,  welche  bei  der  Verladung  u.  s.  w. 
grössere  Manipulationsarbeit  machen,  sind  bestimmte 
Frachtzuschläge  zulässig.  Auch  hier  muss  aber  die  Willkühr 
der  Bahnverwaltung  beschränkt  werden,  soweit  nicht  den  Fracht- 
gebern  die  Verladung  selbst  überlassen  werden  kann,  wenn  sie 
dies  wünschen. 

c)  Eine  weitere  Classification  der  Güter  mit  Rücksicht 
auf  den  Werth  und  eine  Abstufung  der  Tarife  danach  ist 
zwar  in  der  technischen  Natur  der  Dienste  der  Eisenbahnen 
nicht  unbedingt  begründet.    Es  würde  daher  genügen,  alles  Stück- 
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eine  bcstimiDte  Anzahl  voller  Wagen  auf  einmal  befördern  l&sut,  oder  im  besonderen 
Abonnement  mit  einzelnen  Fracbtgebcm.  welche  in  dieser  Hinsicht  gewisse  Be^ 
dingungen  zu  erfulleu,  namentlich  ein  jrewisses  Frachtquantam  in  regelmässigen  Perioden 
zu  liefern  versprechen. 

/)  Differentialtarife  und  sog.  Particulartarife  (be- 
günstigende niedrigere  Tarife  ttir  einzelne  Frachtgeber,  wenn  sie 
die  bestimmte  Bahn  benutzen)  sind  auch  als  Mittel  der  Con- 
currenz  für  Staatsbahnen  solange  unvermeidlich,  als  es  sich  um 
die  Concurrenz  mit  ausländischen  Bahnen,  mit  inländischen 
Pri?atbahnen,  mit  der  Schifffahrt  etc.  handelt,  um  gewisse 
Frachtquanta  an  sich  zu  ziehen. 

Differeutialtarii'e  dieser  Art,  daher  die  meisten  bis  jetzt  bestehenden,  —  das 
Ergebniss  zufälliger  Entwicklungen  im  Eisenbahnnetz,  —  würden  aber  mit  Recht 
wenigstens  im  Inlande  bei  der  Durchführung  des  Staatsbahnsystems  grossentheüs  ver- 
schwinden und  nur  etwa  (wie  in  England)  wegen  der  Concurrenz  des  Seetransports 
hie  und  da  verbleiben  mUssou.     Cohn  11,  455. 

Viel  weitergehende  Vorschläge  macht  auch  hier  Perrot  a.  a»0.,  der  ein  Zonen- 
System  von  3  Zonen,  bis  20,  20—50,  über  50  Meilen  mit  Tarifsätzen  per  Wagen 
V.  5,  S  u.  12  Thlr.  befürwortet  Auch  dies  geht  wohl  zu  weit  u.  über  die  Richtigkeit 
des  ganzen  Princips  lässt  sich  streiten.  Immerhin  hätte  eine  solche  Reform  mehr  als 
die  im  Personenverk.  verlangte  (o.  S.  771)  eine  Aussicht  auf  günstigen  Erfolg,  denn 
für  die  Waare  ist  der  Frachtsatz  in  der  That  ein  Hauptmoment  der  Transportfahigkeit, 
für  den  Menschen  nur  ein  secundäres. 

e)  Die  Normaltarife  sind  unter  Gewährung  eines  Spiel- 
raums für  Abweichungen,  wenigstens  fdr  Herabsetzungen 
Seitens  der  Verwaltung,  durch  die  Gesetzgebung  festzusteUeD, 
die  Differentialtarife  durch  die  Regierung  im  Verord- 
nungswege. Alle  das  Tarifwesen  betreffende  Verhältnisse  sind 
amtlich  zu  veröffentlichen  und  durchaus  keine  geheimen 
Begünstigungen  einzelner  Frachtgeber  zu  gewähren.  Eine  Revision 
der  Tarife  nach  den  gemachten  Erfahrungen  hat  in  kurzen 
Perioden  (2 — 3  Jahre),  in  Fällen  bedeutender  Tarifreduc- 
tionen  eventuell  zunächst  provisorisch  auf  eine  bestimmte 
kurze  Zeit  zu  erfolgen. 

üeber  das  Verh&ltniss  der  grsetzjrebenden  und  anders,  der  Verordnungs- 
gewalt zum  Tarifwe.sen  überhaupt  u.  ^peciell  auch  zu  den  Gütertarifen  der  Staats- 
bahnen bezüg-lich  der  Einriclitunp:,  Reglements,  Classification,  Höhe  der 
S&tze  U.S.W,  ist  auch  in  Deutschland  melirfach  neuerdings  discutirt  worden,  so  in 
Preussen  gelegentlich  der  Beratliung  über  den  Eisenbahnrath  (o.  S.  739).  Bei  der 
eingreifenden  Bedeutung  di«'ser  Dinge  ist  die  Comi)etenz  d«;r  gesetzgebenden  Gewalt 
doch  an  sich  zu  verlangen,  aber  das  praktische  B«'dürf'niss  erheischt  wieder  eine 
gewisse  freiere  Bewegung  der  Verwaltiui^:. 

Die  Keichsverfassunii  liat  in  Art.  41 — 17  einiue  Bestimmungen  über  das 
Eisenbahnwesen  getrofTen.  danmter  auch  über  das  Tarifweseu  (Art.  45  u.  46), 
wouaeh  dem  Reiche  eine  „Controle  über  das  Tarifwesen*'  zusteht  u.  specifJl 
auf  die  baldisrstc  Einführung  Ubcrein8timmen«ler  Bat rif.bsreglcmcnts  sovio 
auf  möglichste  (ileichmässigkeit  u.  Hcrabsetzunji  der  Tarife  hingewirkt  werden 
soll  (nam.  .,bei  grösseren  Entfernungtui  ein  dem  Bedürfniss  der  Landwirthschaft  Q. 
Industrie    möglichst   •ntsprechender   ermä^sigter   u.   zwar  zunächst  thunlichst  der 
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Einpfcünig-Taril"  —  f.  Cnutner  u.  Moilr  —  t'Ur  Kohlen,  Kokes,  Holz,  Erze,  Steine, 
Salz,  Roheisen,  Dttnguugsmittel  u.  ähnliche  Gegenstände*').  In  Art.  46  werden  die 
Hahnen  „bei  Not h ständen,  bes.  bei  ungewöhnlicher  Tfaieaerang  ()er  Lebensmittel, 
verpflichtet,  füi-  Getreide,  Mehl,  Hülsenfrüchte,  Kartoffeln  zeitweise  einen  dem 
Bedürfniss  entsprechenden,  vom  Kaiser  auf  Vorschlag  des  betreffenden  Bandesraths- 
ausschusses  festzustellenden  niedrigen  Spccialtarif  einzuführen**  (jedoch  nicht 
unter  dem  niedrigsti-n  fiir  Rohprodiicte  auf  d.  betreff.  Bahn  geltenden  Satz).  Eine  gut 
gemeinte,  im  „privatwirthschattl.  Verkehrssystem''  aber  ihren  Zweck  leicht  verfehlende 
Bestimmung,  weil  die  Herabsetzung  der  Tarife  leicht  durch  die  darauf  hin  erfol- 
u:ende  ^peculativ'e  Preissteigerung  der  Producte  am  Versendungsorte  wettgemacht  wird. 
Diese  u.  andere  Bistimmungen  der  Kcichsveria-ssung  sind  dem  damaligen  zersplitterten 
Zustande  des  deutscheu  Eist>ubahnwesirus  aikgepasst  u.  vornehmlich  mit  für  die  Privat- 
bahnen berechnet.  Das  als  CentralbehOrde  dienende  Kcichseisenbahnamt  hat  den 
Bahnen  gegenüber  keine  geuügeudo  Macht  entwickeln  können.  Bei  <*iner  so  grossen 
Veiwaltungszersplitterung,  wie  vollends  der  früher  bestehen(b;n,  konnte  die  Vorschr.  in 
Art.  42  der  Reichsverfasb.,  die  Balinen  wie  ein  „einheitliches  Netz'*  zu  verwalten, 
aucii  nicht  strict  ausgefulirt  werden.  Das  ist  auch  niclit  vom  Staatsbahnsystem, 
sondeni  nur  vom  Keichsbahnsystem  zu  erwarten. 

Die  Errichtung  der  „Eisenbahnräthe''  hat  nun  Gelegenheit  gegeben,  die 
Interessentenkreise  über  das  Tarifwesen,  spec.  über  die  Tariisätze  gutachtlich 
zu  hören  (s.  o.  S.  739,  prenss.  Ges.  v.  1.  Juni  18S2  §.  14).  Die  .,Normaltrans- 
portgebühren''  sind  in  Preussen  dem  Eutwuif  des  Staatshaushalts-Etats  beizulegen. 
In  d.  gen.  preuss.  Ges.  über  d.  Eiseub.rath  ist  aber  aucji  in  §.  20  die  Bestimmung 
getroffen,  dass  „Erhöhungen  der  für  die  einzelneu  Classen  des  Gütertarifschemas 
zur  Zeit  der  Public,  dieses  Gesetzes  bestehenden  Normal-  (Maximal-)  TransportgobtÜireu, 
soweit  sie  nicht  zum  Zwecke  der  Herstellung  der  Gleichmässigkeit  d.  Tarife  oder  in 
Folge  V.  xienderungen  des  Tarifschema>>  vorgenommen  werden,  nur  durch  Gesetz 
erfolgen  können. 

Erhebliche  Verbesserungen  im  deutschen  u.  spec.  unter  dem  Einfluss  der  Staats- 
bahuFerwaitung  im  preuss.  Eisenb.wesen  im  Gebiete  des  Tarifwesens  haben  die  letzten 
Jahre  gebracht.  So  1877  das  übereinstimmende  Gütertarifschema  f.  alle  deutsche 
Balmen,  au  welchem  wie  and.  Classification  der  Specialtarife  Aenderungen 
jetzt  uur  durch  gemeinsamen  Beschluss  sämmtl.  Bahnen  statthaft  sind.  „Besondere, 
period.  zua.  tret.  Orgaue,  die  Tarifcommission  u.  die  Generalconferenz  der 
deutschen  Bahnen ,  prüfen  u.  beratheu  unter  Zuzieh.  v.  Sachverständigen  aus  d.  Ver- 
kehrskreisen alle  V.  Public,  oder  v.  d.  Eibenbahueu  gewünschten  Aenderungen*'  (v.  d. 
Leycn,  a.a.O.  S.  131).  Siehe  Deutscher  Eisenb.gütertaiif,  Th.  I,  allgem.  Bestimm, 
f  d.  Gütertarif,  A.  Betriebareglem.  nebst  allgem.  Zusat^bestimm.,  B.  allgem  Tarifvor- 
schrifteu  nebst  Güterclassitic'N  Beri.  1883  (mäss.  Heft). 

Auf  d.  preuss.  Staatsbahueu  (u.  v.  Staate  verwalteten  Priv.balmen)  ist  ein 
gemeinsamer  Normal-Streckeutarif  in  Geltung,  neben  dem  mäss.  Expedi- 
tionsgebühren erhoben  werden.  Die  Einheitssätze  f.  d.  Tonne  (10  metr.  Centn.)  u. 
d.  Kilometer  sind  in  diesem  Tarife:  Stückgut  11  Pfennig,  Wagenlad.classe  A^  6*7, 
B  6,  A-  5,  Spec.tar.  I  4*5,  II  3*5,  III  2*6  (bis  100  Kilometer),  2*2  bei  grösseren 
Entfernungen,  also  f.  d.  Centner  0*11.  f.  d.  Meile  0'S25  Pf.,  noch  etwas  unter  d. 
verfass.mäss.  Normalsatz);  Eibitückgut  22  Pf.,  Eil-Wageuladungsgut  der  doppelte  Satz 
d.  allgem.  Wagenlad.classe.  Vgl.  v.  d.  Leyen  a.a.O.  S.  132.  auch  f.  weitere  Details 
der  Reformen  u.  über  die  Bewälu*ung  des  Staatsbahusystems  in  Preussen  nach  d. 
verschiedenen  Seiten. 

Im  Einzelnen  sind  die  Erfolge  des  Systems  in  Preussen  durch  die  That- 
sachen  nachgewiesen,  welche,  in  d.  dem  Landtag  vorgelegten  minister.  Beri('hten 
zus.gestellt  sind.  S.  Ber.  f.  1881/^2  v.  11.  Dec.  1882  (N.  47  d.  A'orlagen  im  Abg.- 
hause,  1.  Sess.  d.  15.  I.ogislat.per.)  u.  Nachtrag  dazu  v..  21.  Juni  1883  (S.  63).  Dar 
über  meine  Rede  im  Landtage  v.  19.  Febr.  1S82.  Neben  den  günstigen  —  u.  seit- 
dem noch  günstiger  gewordenen  f  i  n  a  n  z.  Ergebnissen ,  denen  man  u.  A.  auch  die 
leichtere  Entwicklung  des  Bahnnetzes  u.  des  Baub  von  Secundärbahnen 
verdankt,  ist  bes.  die  einheitl.  Verwaltung  u.  Betriebsleitung  im  ganzen 
Bereich  der  Staatsbahnen  zu  i-ühmen.  Dabei  U.A.  die  Construction  der  Fahr- 
pläne nach  den  allgemeinen  Vorkehrsinteressen,  nicht  nach  denen  der  einzelnen 
Linie;  die  Gleichmässigkeit,  Uebersichtlichkeit,  unbedingte  Publicität 


n 


782       3-  ß'  Ord.  Einn.     2.  K.  Privaterwerb.     5.  H.  A.  Eisenbahnen.  §.  297. 

Jes  Tarifs  (keiuo  Kct'acticnl);  die  Tariferin&8si|^ung:eD.  bes.  aacli  für  dea 
LocaWerkebr  u.  die  Beseitigung  willkürl.  Frachtditferenzirangen :  die  einheitliche 
WajE^endisposition  a.  erhöhte  Ausnutzung  des  Wagenparks;  die  einheit- 
licheVerkehrsleitung  unter  Beseitig,  uuwirthschaftl.  Umwegstransporte ;  die  ein- 
heitlichen Betriebseinrichtungen  auf  den  Uebergangsstationen.  Der 
Local verkehr  ist  durch  Einlcgung  v.  Localzügen,  Vermehrung  der  HaltesteUen 
befördert  worden.  Nicht  unerheblich  sind  auch  bereits  die  eingetretenen  Verbesse- 
rungen in  der  Okon.  Lage  der  Beamten,  bes.  d.  mittleren  u.  unteren,  o.  der  Arbeiter, 
worin  sicli  der  spcciell  socialpolitische  Vortheil  des  Staatsbahnsystems  zeigt,  während 
Prifatbahnen  auch  hier  übermässig  besoldete  höcliste  Beamte  U/  schlecht  besoldete 
mittlere  u.  niedere  haben  (s.  über  Holland,  Arch.  1883  S.  588,  Ergebn.  d.  Enquete). 
Aber  hier  bleibt  durch  Ermässigung  der  Dienststunden  und  Gehalts- 
erhöhung auch  f.  d.  Staatsb.  Prenssens  noch  viel  zu  thun  übrig/ 


6.  Abschnitt 
5.  Finanzielle  Ergebnisse  der  Staatsbahnen. 

I.  —  §.  297.  Erträge.  Die  Erträge  der  Eisenbahnen  zer- 
fallen in  die  drei  grossen  Orappen  der  Einnahmen  aus  dem  Per- 
sonenverkehr (einschliesslich  G^päckfraeht,  meist  auch  Equipagen, 
Pferde,  Hunde),  aus  dem  Güterverkehr  (einschliesslich  Vieh, 
Eisenbahnfahrzeuge  u.  dgl.  m.)  und  der  sonstigenEin  nahmen, 
worunter  namenüich  Wagenmiethe  (besonders  für  Güterwagen), 
andere  Pacht-  und  Mietheinnahmen ,  besondere  Transporte,  Lager- 
geld, Provisionen,  Telegraphie  u.  s.  w. 

Nach  deutschen  Erfahrungen  —  und  wohl  im  Allgemeinen 
in  Ländern,  wo  die  Schifffahrt  dem  Güterverkehr  der  Eisenbahnen 
keine  sehr  grosse  Concurrenz  macht,  und  die  Volksdichtigkeit  und 
die  Wohlständsverhältnisse  ähnliche  wie  in  Deutschland  sind  — 
pflegt  in  ganzen  Bahnsystemen  und  auch  bei  den  meisten  einzelnen 
Bahnen  anfangs  die  Einnahme  aus  dem  Personenverkehr 
zu  überwiegen,  später  tritt  sie  in  der  Regel  mehr  und  mehr 
trotz  ihrer  eigenen  Vermehrung  absolut  und  relativ  hinter  die 
Einnahme  aus  dem  Güterverkehr,  und  oft  sehr  beträchtlich, 
zurück,  während  auch  die  diversen  Einnahmen  selbst  relativ 
steigen.  Der  Güterverkehr  ist  daher  in  späterer  Zeit,  wie  z.  B. 
in  der  Gegenwart,  gewöhnlich  auch  der  finanziell  wichtigste 
Theil  des  Eisenbahntransports. 

Die  Ursachen  dieser  Entwicklung  sind  wohl  vornehmlich :  die  Verknüpfung  voli- 
rcicher  Orte  und  Ge«i:cnd»n  im  llep^inn  der  Eisenbahnzeit  (S.  G71);  die  Ausdehnunir 
der  Linien  in  weniger  bevölkerte,  in  Ackerbau-  und  Bergbaugegenden  erst  später;  dif 
Nothweudigkeit  des  Vorhandenseins  eines  grösseren  Bahnnetzes  filr  die  Aushildang 
mancher  Guterverkehrszweige  iso  er»:iebt  sich  aus  d.  preuss.  Eisen bahnstat.,  wie  di«* 
Einn.  aus  d.  directen  Guterverk.  mit  and.  Bahnen  stärker  als  diej.  ans  dem  localen 
Güterverkehr  zunimmt  (z.B.  1859—65—09—75  jene  v.  10  auf  24— 40-3— 79*2.  diese 
V    10   auf  lü— 2C'5— 45'4  Mill.  Thlr.  gestiegen)   — ;   die  nur  allmälige  VeränderuD^ 
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der  Productions-  und  Abäatz\ orbältiiissc  der  Guter;  die  nacli  und  nacb  durcb  die 
Eiscnbabnen  bewirkt«',  grössere  locale  Conccntration  der  lie?ölkcruug  (Grossstädte) 
i^Gmndleg.  §.  236 — 238),  welcbe  wieder  grössere  und  weiter«'  Zufuhren  von  Consump- 
tibilieu  und  Kohstoti'en  bedarf;  die  naturgemäss  bcscliränktere  Transportfahigkeit  der 
Menschen  als  der  Güter;  die  stärkere  Tarife rmässigung  im  Guten  erkehr,  die  immer 
mehr  Guter  niedrigen  specifischeu  Worths  transportfähig  maclit  u.  dtri.  in.  Bei  Staats- 
und Privatbahnen  ist  dies«*  Entwicklung  begreifliclicr  Weise  im  (ianzen  die  nämliche. 
Das  relative  Zurückbleiben  oder  Stillstelnn  der  Kiuuahmen  aus  dem  P<'rsonenverkchr 
und  die  günstige  £inwirkun<r  der  Frachttarifermässigungon  auf  die  Steigerung  der 
Einnahmen  aus  dem  Gutenerkehr  weisen  nur  wieder  darauf  hin«  dass  die  Opportunität 
von  Tarif  red  uctionen  im  Personen-  und  von  weiteren  Ermässigungen  im  Güterverkehr 
auch  im  finanziellen  Interesse  ebenso  ernstlich  zu  prüfen  ist,  als  im  volkswirth- 
schaftlicheu. 

Man  kann  die  deutschen  Erfahrungen  nicht  unbedinjurt  für  typisch  halten,  wie 
ich  es  in  der  ^.  A.  v.  Kau  §.  257  gcthan.  In  England  zeigt  sich  fortdauernd  eine 
relativ  grössere  Bedeutung  (\r>  Pei*sonenverk(^hrs  für  die  Koheinn.  der  Bahn  als  in 
Deutschland.  Die  Concurrenz  der  Scliiflfahrt  auf  Canälen  u.  bes.  auf  der  See  trägt  zu 
der  relativ  geringeren  linanz.  Bedeutung  des  Güterverkehrs  der  Bahnen  wohl  bei.  Noch 
jetzt  kommt  bei  d.  Hauptbahnen  30 — lu — 50%,  im  Durchschn.  neuerdings  (1 870 — 72) 
44^0  d.  Einn.  auf  den  Personenverkehr;  aber  abgenommen  hat  die  Quote  doch  auch 
hier  stark:  von  1842—72  von  6ti  auf  44%.  S.  Cohn  II.  137,  031.  Aehnlich  in 
Holland  (z.B.  18S1  Einn.  aus  Pers.verk.  2069,  aus  d.  Güterverk.  1()'55  M.  M.); 
auch  in  Italien. 

Unsere  amtlichen  Eisenbahnstatistiken  enthalten  reiches  Material  zum  Beleg  obiger 
Sätze,  so  z.B.  die  preuss.  Statistik.  Es  war  bei  sämmtl.  preuss.  Bahnen  die  Brutto- 
einnahme: 


p.  Meile  in  100  Thlr.  aus 

dem 

in  "/„  d. 

Gesamj 

nteiun. 

Personen-    Güter-        ^.j- 
verk.          verk. 

Summe 

Pers. 

Gut. 

div. 

1844 

201            101              7 

309 

65*0 

32-7 

2-3 

1851 

174            18%           17 

376 

46-3 

49*3 

.4-4 

1857 

200            389            29 

618 

32-3 

62-9 

4-8 

1862 

190            405            37 

633 

301 

64-0 

5-9 

1865 

213            493            46 

752 

28-3 

65-5 

62 

1867 

21 1             .523             55 

788 

26-7 

66-4 

6-9 

1869 

209             493             54 

756 

27-6 

65  3 

7-1 

lb74 

241             615             58 

914 

26-4 

67-3 

6-3 

Im  J.  1851  überstieg  zuerst  die  Einn.  aus  dem  Güterverk.  diejeu.  aus  dem  Personen- 
verkehr. 1869  hier  wieder  iucl.  Bahnen  d.  neuen  Prov.  Nur  durch  die  Einrechnung 
dieser  Bahnen  verändert  sich  die  Richtung  der  Bewegung  einen  Moment.  Bei  den 
einzelnen  Bahnen  ist  das  Verhältniss  verschieden,  aber  die  Entwicklungstendenz  dieselbe 
u.  nur  in  den  seltensten  Fällen ,  z.  B.  bei  kleinen  Privatb.  zwischen  grossen  Städten, 
die  Einn.  aus  d.  Personenverkehr  jetzt  noch  grösser  (z.B.  Taunusb.,  Homb.  B.)  1869 
u.  bez.  1874  war  l)ei  d.  preuss.  Ostb.  d.  Einn.  aus  d.  Personen  verk.  zu  derj. 
aus  d.  Güterverkehr  wie  c.  2  :  3.  bez.  wie  c.  1  :  2'1 ,  bei  d.  niederschl.  wie  1  :  4, 
bez.  wie  c.  1  :  3*8,  westfälisch.  1  :  fast  4,  bez.  1  :  3'7.  Saarbr.  1  :  6,  bez.  1  :  4*2, 
hannov.  1  :  2,  bez.  1  :  2*3,  nass.  2  :  über  3.  bez.  1  :  etwas  über  1,  Bebra-Hanau  (neu) 
1  :  wenig  über  1,  bez.  1  :  12,  Maiu-Wes.  2  :  3,  bez.  1  :  etwas  über  2,  sächsische 
Staatsbahn  1869  1  :  3,  baier.  1  :  über  3,  würt.  2  :  über  3,  bad.  4  :  5.  Volksdichtig- 
keit, Durchreiseverkehr,  Massenproductentransport  (Kohlen  u.  s.  w.)  zeigen  hier  ihre 
charakt.  Einflüsse. 

Nach  d.  deutschen  Bahnstatist,  f.  1880/81  kamen 

Einnahmen  aus  d.  Pers.-    Dsgl.  aus  d.  Güter-        nitrerse 
vork<'hr  verkehr 


Staatsb 

Privatb.  out.  Staatsverw. 
Privatb.  unt.  eig.  Verw. 
alle  Bahnen     


M.  j). 

"/o  der 

M.  p. 

V«  der 

0, 

Kilom. 

Ges.einn. 

Kil. 

Ges.einn. 

7,540 

28-2 

1 7,340 

65-7 

61 

6.866 

17-9 

27,230 

740 

81 

6,069 

28-4 

13,641 

64-4 

7-2 

7,180 

26-7 

17,583 

668 

6-5 
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1.  Die  Einnahme  aus  dem  Personenverkehr  rttbrt  in 
Dentschland  bei  Staats-  und  Privatbahnen  mit  sehr  seltenen  Aus- 
nahmen nur  zu  einem  ganz  kleinen  Theil  (6 — 8Vo)  ^om  Verkehr 
in  der  ersten,  zu  etwa  einem  Drittel  von  demjenigen  in  der  zweiten, 
zur  vollen  Hälfte  bis  zu  Dreiftinfteln  von  dem  Verkehr  in  der 
dritten  oder  in  dieser  und  der  vierten  Wagenclasse  her. 

Die  einzelnen  Linien,  aach  der  Staatsbahnen,  zeigen  indessen  manche  Ver- 
schiedenheiten. Die  Quoten  der  Ertr&gc  der  einzelnen  Classen  bleiben  8ich  aber,  von 
NeneinfUhmng  ;s:anzer  Classeu  wie  der  vierten  a])gesehen,  im  Durchschnitt  aller  Bahnen 
und  bei  den  einzelnen  Linien  von  Jahr  zu  Jahr  ziemlich  gleich. 

Viel  ittatist.  Material  hierüber  in  d.  amtl.  Statistiken.  Die  Durchschnitte  der 
]. — 4.  Gl.  und  des  Militärs  bei  allen  preuss.  Bahnen  ergeben  Einnahmequoten  1859 
00 — 36*3— 42*3  — 10*5— 4*8,  bei  Quoten  der  spccif.  Pcrsouenfrequenz  (Personenmeileu) 
ohne  Militär:  31— 26*4 — 48*0 — 22*5;  1869  (^incl.  neue  Provinzen)  Einnahmequoten: 
7-1— 33-9— 40-5— 15-3- 3-2.  Frequenzquoten:  3-1— 22*9— 447— 29*3 7o-  Erheblich 
über  d.  Durchschn.  ist  dir  Einn.  aus  1.  Gl.  bei  d.  preuss.  Staatsb.  nar  bei  uass.  B. 
(11  "5,  aber  keine  4.  Gl.),  u.  Ostb.  8*9;  bei  den  Privatb.  bei  der  Khein.  (26*6),  homb.. 
Taunusbahn.  Im  J.  1874  kam  auf  die  4.  Gl.  a.  Militär  eine  Quote  d.  Einn.  fon 
7'2— 32'8 — 40*0 — 18*5 — l'5  7u-  Pio  preuss.  Statist,  specialis,  diese  Daten  auch  nach 
den  Zugarten,  gegen  erhöht.,  gewöhnl.,  ermäss.  Fahrgeld.) 

2.  Von  der  Einnahme  aus  dem  Güterverkehr  rührt  nur 
eine  sehr  kleine,  bei  den  hohen  Tarifen  mitunter  noch  etwas  ab- 
nehmende Quote  aus  Post-  und  Eilgut  (3 — 5®/o  meistens),  der 
Haupttheil  (90^/o  und  mehr)  aus  Frachtgut  her. 

Die  Einnahm ci|Uoten  der  anderen  Tarifclassen  indem  sich  ?on  Balin  zu  Bahn 
und  von  Jahr  zu  Jahr  erheblich  nach  den  wesentlicli  wieder  von  der  absoluten  und 
relativen  Tarifhöhe  jeder  Glasse  und  dem  Tarifsystem  abhängigen  Frequenzen  und 
nach  der  Natur  des  Verkehrsgebiets  der  einzelnen  Jiahn.  Aus  ersterem  Grunde  meist 
zuuohniende  Quoten  der  «rmässigten  Tarifclassen  fUr  Güter  geringen 
specifiöchen  Werth». 

Im  Durchschn.  aller  preuss.  Bahnen  war  in  Procenten  der  gesammten  Guter- 
einnahmen  185tK  1805  u.  1869  (incl.  neue  Prov.)  die  Einn.  aus  Post-  u.  Eilgut  bez. 
41— 3-6— 4*2,  aus  Frachtgut  der  Normalcl.  34*7— 2lM)— 177,  Kohlen  u.  Frachtgut 
«ler  ermüss.  Gl.  zus.  5()*4 — 69*5— 71  7,  aus  V'iehtrausport  2*9 — 3*4 — 3  3,  aus  anderen 
Transp.  u  Nebeneitr.  1*9 — 2*5 — 3*1 7o-  ^^  1874,  bei  etwas  anderer  Classification, 
kam  von  der  ganzen  Einn.  im  Guterveriiehr  OoVo  *^*^  Post-,  4*0  auf  Eil-,  9*8  auf 
Stackgut  der  Normalclasse,  incl.  d.  sperr.  Guts,  10*3  auf  Stilckgut  der  ermäss.  GL,  34*4 
auf  Frachtgut  in  Wajrenlad.  in  Quantit.  v  100  Gentn.  u.  mehr,  32*9  auf  dsgl.  in 
{geschlossenen  Wagenladungen  v.  200  Gentn.,  33  auf  Vieh,  4*8  auf  Eisenbahnfahrzeuge. 
Dienst-  u.  Baugut  u.  Nebenerträge.  Also  rund  %  ^us  dem  Massengut,  V3  &us  den 
übrigen  Gütertransporten  (hier  incl.  Vieh).  Die  einzelnen  Bahnen  zeigen  natürlich  hier 
grosse  Unterschiede,  z.B.  in  1869  Einn.  aus  Kohlentransp.  preuss.  Ostb.  1*4,  uieder- 
schles.  35-8,  westfäl.  28*1,  Saarbr.  61*9,  hannov.  16-2,  nass.  97,  Bebra-Hann.  0*2. 
Main-Wes.  ^''^/q-  Aber  wenn  nur  Stück-  u.  Frachtgut  unterschieden  wird,  so  sind 
die  Vei'schiedeuheiten  doch  mässig:er,  z.B.  in  1874  bei  den  Staatsbahn.  bez.  21*2  u. 
08*8  7„,  Max.  der  letzteren  bei  der  Saarbr.  B.  (Kohlen)  90*0,  Min.  Frankf.- Bebra 
50-()7o-  —  ^^^^  ^'  deutschen  Bahnstat.  f.  1880/81  kamen  90 7o  ^^'^  Einn.  der 
gesammten  Güterverk.  von  Frachtgut,  3"40  v.  Vieh,  2*74  v.  Eil-  u.  Expressgut,  0  33 
V.  Postgut,  der  Rest  v.  and.  Objccten  u.  Nebenerträgen. 

IL  —  §.  298.  Reinertrag,  Rente  und  deren  Verwendung. 
Der  erstere  genügte  bei  denjenigen  Staatsbahnen,  welche  eine 
Zeitlang  im  Betriebe  stehen,  bisher  wenn  auch  nicht  in  jedem  ein- 
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zelnen  Betriebsjahr,  so  doch  im  Darchschnitt  der  Jahre  bei  uns  in 
Deutsehland  fast  immer,  um  das  aufgenommene  Schuldkapital 
zu  verzinsen  und  eventuell  zu  tilgen. 

Genaue  Vergleiche  für  längere  Zeiträame  sind  nur  fur  die  einzelnen  Linien, 
nicht  für  die  ganzen  Staatsbahnsystcme  zulässig,  weil  in  letzteren  sich  oft  neue  Linien 
mit  noch  unentwickeltem  Verkehre  befinden,  die  den  Durcbschnittsertrag  herabdrücken. 
Das  ist  besonders  bei  der  Vergleichung  mit  älteren,  stabilen  oder  nur  wenig  sich  aus- 
dehnenden einzelnen  Privatbahnuntemehmungen  zu  beachten. 

Bei  einer  raschen  Ausdehnung  des  Staatsbahnnetzes  aut 
weniger  frequente  Routen,  wie  sie  auch  in  Deutschland  (Preussen, 
süddeutsche  Staaten)  in  neuerer  Zeit  vorgekommen,  und  in  einer 
Periode  stark  steigender  Betriebsausgaben  (1871 — 74)  kann  freilich 
auch  ein  grösseres  Staatseisenbahnnetz  wohl  einmal  zur  Deckung 
der  auf  ihm  lastenden  Zinsen  und  Tilgequoten  der  noch  nicht 
amortisirten  nnd  vollends  der  ursprünglichen  Baukapitalien  einen 
Zuschuss  aus  der  Staatscasse  bedürfen.  Dies  muss  thunlichst  ver- 
aindert  werden  (§.  268).  Es  ist  aber  auch  mit  hinlänglicher  Sicher- 
heit zu  verhüten y  wenn  nur  nicht  die  besseren  Linien  des 
Landes  der  Privatindustrie  verbleiben  oder  gar  zu  theuer  er- 
worben werden,  wenn  femer  das  Staatsgebiet  entsprechend 
gross  genug  ist,  um  eine  Ausgleichung  schlechter  und  guter  Linien 
leichter  herbeizuführen,  md  wenn  endlich  eine  richtige  Tarif- 
politik befolgt  wird.  Bei  dauernder  Steigerung  der  Betriebs- 
kosten ist  natürlich  bei  Staatsbahnen  so  wenig  als  bei  Privatbahnen 
ohne  .Tariferhöhung  eine  genügende  Rente  sicher  zu  stellen. 

Aus  dem  Reinertrage  werden,  wenn  auch  nicht  immer  formell, 
so  doch  reell  zunächst  die  Zinsen  der  zur  Anlage  der  Bahnen 
aufgenommenen  Anleihen  und  die  für  diese  Anleihen  etwa  stipu- 
lirten  Tilgequoten  bestritten.  Der  Rest,  welcher  bei  fortschreitender 
Tilgung  also  immer  grösser  wird,  bildet  einen  freien  Ueber- 
schuss  und  eine  eigentliche  privatwirthschaftliche  Einnahme. 
Dieselbe  kann  ganz  oder  theilweise  zur  weiteren  Tilgung  der 
Eisenbahnschulden  oder  als  Hülfsmittel  zur  weiteren 
Ausdehnung  des  Bahnnetzes  und  zur. Deckung  etwaiger 
Deficite  ungünstiger  Linien  oder  endlich  unter  Umständen 
recht  wohl  auch  als  Staatseinnahme  zur  Deckung  eigent- 
licher Staatsausgaben  dienen.  Die  erste  Verwendung  ermög- 
licht eine  frühere  Annäherung  an  das  Gebührenprincip 
in  der  finanziellen  Behandlung  der  Staatsbahnen;  die  zweite  einen 
immer  umfassenderen  Ausbau  des  Bahnnetzes  (ein- 
schliesslich Secundärbahnen),  worauf  es  bei  dem  Staatsbahn- 
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System  gerade  abgesehen  ist;  die  dritte  macht  Steuereinnahinen 
überflüssig  oder  gestattet  ohne  neue  oder  vermehrte  Steuern 
die  Vornahme  passender  neuer  Staatsthätigkeiten  und  führt,  wie 
die  Forsteinnahmen,  auch  den  finanziellen  Nutzen  grosser 
allgemeiner  Fortschritte  der  Volkswirthschaft  dem  Ge- 
meinwesen unmittelbar  zu,  statt,  wie  beim  Privatbahnwesen, 
in  die  Taschen  einzeluer  Privaten:  der  Staat,  also  die  Gemein- 
schaft, nimmt  an  der  Kapital-  und  Grundrente  und  dem 
Unternehmer-Einkommen  der  Nation  in  erwünschter 
Weise  Theil,  —  auch  eine  günstige  Wirkung  für  die  Ver- 
theilung  des  Volkseinkommens,  also  zugleich  in  socialpoli- 
tischer  Hinsicht.  Welche  Verwendung  des  Erlöses  statthaben 
soll,  ist  mit  nach  den  concreten  Verhältnissen  des  einzelnen  Staats 
zu  entscheiden.  Die  erste  und  zweite  Verwendungsart  verdienen 
aber  wohl  principiell  den  Vorzug,  bis  die  Schulden  getilgt  und 
wenigstens  die  wichtigeren  Linien  ausgebaut  sind. 

Der  Vortheil  der  Schuldentilgung  zeigte  sich  schon  früher  deutlicli  z.  B.  bei  ü. 
prenss.  Bahnen,  wo  bis  Ende  1870  von  der  ursprüngl.  Schuld  von  226'! 5  M.  Thlr. 
schon  33*43  M.  Tlilr.  (neml.  Schulden  der  alten  Landcsth.  u.  neue  Schulden  seit  1860: 
T.  159-3t)  auf  142-17,  hannov.  v.  28*2S  auf  15-66,  churhess.  v.  16*73  auf  15,  nass.  v. 
16*69  auf  16-37,  Frankf.  v.  5-09  auf  3.50  M.  Thlr.  herabgegangen)  getilgt  waren. 

Die    finanzielle   Seite    der   Staatsbahnfrage   is4  in   Deutschland    angesichts    der 
sinkenden  Rente  der  Bahnkapitalien  in  der  Mitte  der  70er  Jahre,    bes.  nach  den  un- 
günstigen   Ergebnissen    des   J.  1874,    etwas    angstlich    von    den    Anhängern,    etwa:} 
triumphircnd  von  den  Gegnern  der  Staats-  und  speciell  der  Reichsbahnen  behandelt 
worden:   wohl  beiderseits  mit  Unrecht    Schon  das  Ergebniss  des  J.  1875  fiel  wiedt^ 
erhcblicli  1)esser  aus,  namentlicli  in  Folge  der  wieder  gesunkenen  Betriebskosten  (Preise), 
was  jedenfalls  bewies,  dass  man  es  nicht  mit  einer  nothwendig  dauernden  Eut- 
werthung  des  Eisenbalinbesitzes  zu  thun  hat,  wie  sich  seitdem  auch  gezeigt  bat.     Die 
eigenthumliche  Ansicht,  als  ob  die  Bahntarifc  nicht  steigen  durften,  wenn  alles  Andere 
sich  vertheuert,   muss   freilich  aufgegeben  werden.     Die  zeitweise  schlechtere  Renta- 
bilität der  bad.,  würtemb. ,  baier.  Bahnen  beweist  nur,  dass  man  dort  etwas  zu  rück- 
sichtslos  rasch  in   finanz.  Beziehung  vorging  und  dass  diese  Länder  —  im  heutigen 
Verkehrswesen  nur  von  der  Bedeutung  mittlerer  Provinzen  —  noch  zu  klein  sind^  um 
die  genügende  Ausgleichung   der  Chancen   der  günst.  und  ungünstigen  Fälle  zu  ver- 
bürgen.    In  Preussen   aber  muss   man  nicht  Übersehen,  dass  unter  den  Staatsbahnen 
vor  1 878  einige  grosse  Linien  mittlerer  Frequenz  und  grosser  Kostspieligkeit  und  um- 
gekehrt unter  den  Privatbahnen  noch  ziemlich  die  ilauptlinicn  grosser  Frequenz  u.  z. 
Th.  auch  billigen  Baus  sich  befanden.    Dabei  erfolgte  noch  nicht  die  dem  aUeinigcu 
oder  dem  sehr  ausgedehnten  Staatsbahnsystem  eigenthtlmliche  Gewinnausgleichung  der 
verschiedenen  Linien.     Auch   bei  dem  Reichseisenbahnproject  wäre   in   finanz.    IDn- 
sicht  zu  bedenken  gewesen,  dass  das  Reich  bei  den  guten  Privatbahnen  eine  6®/t,ig«' 
Actienrente  mit  einer  4^4 — 4*/4%igen  Reichsrente  kaufen   konnte,  wie  es  Preuss**n 
dann   für  sich  gethan  hat.    (Ein  ähnlich  wichtiger  Factor  wie  in  England  bei  einem 
etwaigen    Erwerb   der  Privatbahnen,  s.   Cohn  II,  617).    Soweit  aber  allgemeine 
Conjuncturen  kürzere  oder  längere  Zeit  die  Bahnrento  drücken,   ist  es  volkswirth- 
schaftlicli  u.  socialpolitisch  wieder  besser,  dass  die  staatliche  Gemeinschaft,  nicht  die 
zufälligen  Eigenthümer  oder  Actionäre  (öfters  zum  erheblichen  Tlieile  Personen,  denen 
die  „geriebeneren"  (ieschäftsleute  die  Actien  vor  dem  Sinken  der  Dividende  u.  Curse 
in  die  Hände  spielten)  auch  diese  Verluste  tragen. 
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Die  wahre  Uöhe  des  Reinertrags  uud  der  Rentabilität  ist  bei  den 
Staatsbahnen  nicht  immer  leicht  ^:enaa  za  berechnen.  Denn  es  kommen  unter  den 
laufenden  Ausgaben  Verwendungen  f.  d.  Vermehrang  u.  Yerbcsser.  der  Betriebsmittel, 
f.  d.  Melioration  der  Bahnanlagc  vor,  die  nicht  immer  nar  Ersatz  der  Abnutzung, 
sondeni  z.  Th.  auch  Neubeschaffung,  also  neue  Kapitalanlage  sind,  also  vom 
Reinertrage  nicht  abgehen.  Auch  Hinauszahlungen  an  andre  Verwaltungen  u.  dgl. 
werden  hie  und  da  abgerechnet.  Es  bleibt  indessen  nichts  Andres  übrig,  als  sich  an 
die  amtl.  Berechnungen  zu  halten.  —  Die  Steigerung  der  Betriebskosten  hat 
in  der  1.  Hälfte  der  70er  Jahre  auch  bei  den  ^taatsliahnen  stattgefunden,  sie  war 
nicht  nur  eine  absolute,  sondern  auch  eine  relative:  d.  h.  die  Betriebskosten  be- 
anspruchten eine  grössere  Quote  der  Brnttoeinu..  so  dass  sich  der  Reinertrag  ver- 
minderte. Seitdem  ist  aber  ein  Sinkon  jener  Kosten  u.  auch  damit  (^ncben  der  Vcr- 
kohrssteigernn^  der  neuesten  Zeit)  eine  bess^tre  Reute  wieder  eingetreten. 

Prcusscn.  Nach  der  preuss.  Eisenbahnstatist,  war  die  Quote  der  Betriebs- 
kosten bei  allen  preuss.  Bahnen  lSß5  40*3,  1S67  44,  1869  44,  1S71  45*4,  1873  54'U, 
1S74  57*7,  1875  53o7o»  oder  umgekehrt,  der  üeberschuss  sank  von  1871 — 74  von 
54-6  auf  42-3%.  Bei  den  preuss.  Staatsb.  war  er  1873—75  bez.  45.2,  38*3  und 
424%.  In  dem  ungünstigen  Jahre  1874  war  er  noch  am  Höchsten  bei  d.  Niedcr- 
schl.-märk.  (incl.  schles.  Gebirgsb.)  mit  44*8*Vo  der  Bruttoeinn.  (1875  43*9),  am 
Niedrigsten  bei  d.  Krankf.- Bebraer  u.  d.  Bert.  - Verbindungsb.  mit  2S'0%  (1S75  bez. 
39'4  u.  20*4).  Das  verwendete  Anlagekapital  verzinste  sich  aus  dem  Üeber- 
schuss (bei  d.  Privatbahnen  ohne  Einrechn.  der  Zuschasse  aus  d.  Titel  d.  Ziiu>garantie> 
mit  % 

1867         1869         1871         1872         1873         1874         1875 
Staats!..  5-83  5*77  «'61  598         4'95  3-5S  4-78 

Privatb.  in  Staatsverw.      505  5*31  5*31  5*01  4*18  407  4-41 

Privatb.  in  eig.  Verw.      579         5'7H  604         5.4S         463         4*33         4*41 

Alle  Bahnen  5*54  5*67  607  554  4*64  406  4*51 

Der  an  die  Staatscasse  (incl.  f.  d.  Main-Wiiser  Bahn  an  Hessen)  abgeführte  Üeber- 
schuss d.  preuss.  Staatsbahnen  war  für  1874  11*68,  f.  1875  1703  Hill.  Thlr.  Die 
Rente  schwankte  -  bei  den  8  einzelnen  preuss.  Staatsbahnen  1874  zwischen  0*29 
(nassauische  1875  1-83^  und  7-70Vo.  (Niederschi. -mark.,  1S75  7-46).  Die  Ustb.  gab 
1874  u.  75  bez.  3*28  und  4*41,  die  hannoversche  4*11  und  652,  die  westt^l.  1*87  und 
2-90,  die  saarbrücker  2*92  und  4*91,  die  Main -Weser  3*61  und  4-90,  Frankf.  -  Bebr. 
0'4s  und  1*35.  Das  verwend.  Anlagekapital  der  preuss.  Staatsbahnen  war  1874  334*3 
Mill.  Thlr.,  p.  Kilometer  82,857  Thlr.  1875  bez.  366*3  und  87,193.  Max.  IS74  Beri. 
\  .rbindungsb.  136.306  Thlr.  p.  KU.,  Saarbr.  133,520,  Min.  Ostb.  60,697  Thlr.  Bei 
der  starken  Schuldentilgung,  die  in  Prcussen  seit  dem  franz.  Kriege  mittelst  der  Con- 
tributionsgelder  u.  s.  w.  erfolgt  ist.  reichte  selbst  der  geringe  Ueberechuss  der  Staats- 
itahuen  im  J.  1874  fast  ganz  hin,  die  sämmtUchcn  Zinsen  aller  Staatsschulden  zu 
decken,  die  z.  B.  im  J.  1876  38*8  Mill.  M.  betrugen. 

Die  Daten  der  letzten  Jahre  u.  der  Gegenwart  sind  mit  denjenigen  der  früheren 
Zeit  vor  der  grossen  Verstaatlichungsära  (S.  709)  nicht  genau  zu  vergleichen  u.  bei 
ilem  raschen  Fortsehritt  der  Verstaatlichungen  sind  auch  die  Ergebnisse  u.  Voranschläge 
<lcv  einzelnen  letzten  Jahre  nicht  direct  vergleichbar.  Jedenfalls  sind  die  Finanz- 
Resultate  aber  giinsti*;  u.  trotz  des  vielfaeh  so  theuren  Erwerbspreises  der  ver- 
staatlichten Priv.bahnen  sind  die  UeborschUsse  (nach  Abzug  auch  der  Zinsen  für 
die  neuen  Eisenb.schulden,  der  gewährten  Actienrenten,  der  Zinsen  und  Tilgequote]i 
der  Prior.  Oblig.)  grösser  geworden  u.  haben  sie  regelmässig  die  freilich  vorsichtig 
aufgestellten  Voranschlage  ilbertroffen.  S.  schon  oben  S.  710.  So  konnte  die  ßahnschuM 
durch  Abschreibungen  vermindert  oder  der  Staatskasse  ein  Ueberscliuss  zur  VeifUgung 
gestellt  werden.  Dass  dabei  der  Verkehrsaufschwung  mit  geholfen,  ist  gewiss.  Auf  die 
fetten  Jahre  können  und  werden  auch  e.inmal  wieder  magere  kommen.  Al)er  die  Ueber- 
5chusse  ^ind  jetzt  so  erheblieh,  dass  sie  einige  Garantie  gegen  Kückschluge  bieten.  Die 
reine  Rente  der  preuss.  Staatsbahnen  (incl.  d.  Amortis.betrags  d.  Priorobliir.  verstaatlichter 
Bahnen)  erreichte  1882  u.  1883  wohl  an  5,  18S4/S5  an  5'457o-  Nach  d.  Rechnungs- 
abschluss  f.  18S2/S3  war  die  Roheinn.  433*17  M.  M.  (Etatsanschi.  390*15),  d.  Ausgabe 
(iii«;l.  gew.  Posten  an  Renten,  Zinsen  u.  Amortis.  v.  verstaatl.  Bahnen)  295*06  M.  M. 
(Aiischl.  281*94),  der  Üeberschuss  138*11  M.  M.  (Anschl.  108*21),  also  das  Resultat 
um   29*9  Mill.  M.  besser  als  der  Anschlag.     Von  dem  Üeberschuss  die  Zinsen  der 
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Eisenb^chold  mit  95'76  M.  M.  abgezogen,  bleibt  ein  reiner  Ueberschnss  ?on  42*35  M.  M. 
Der  Voranschlag  f.  1883/84  giebt  bei  514*72  M.  M.  Einn.  n.  384*58  M.  M.  Ausg. 
einen  Ueberschuss  v.  130*15  M.  M.  (mathmasslich  10 — 20  M.  M.  mehr),  nach  Abzog 
der  Zinsen  der  Bahnschulden  (109*49  M.  M.)  20*66  M.  M.  (erent.  10—20  M.  M.  mehr). 
Nach  d.  NoF.  18S3  dem  Landtage  vorgelegten  Et.  f.  1884/85  ist  die  Einn.  auf  552*88, 
die  Ausg.  auf  388*19,  der  Kohubcrsch.  auf  164*68,  der  KeinUberschuss  (nach  Abzug 
Y.  12S*39  M.  M.  Eisenb.schuldzinsen)  auf  36*29  M.  M.  veranschlagt.  Diese  Gesammt- 
ergebnisse  der  prouss.  Eiseiib.  Verwalt.  umfassen  übrigens  die  Einn.  „aus  d  Betheilig. 
d.  Staats  an  Priv.bahnen*'  mit  (A.  1883/84  4*52,  1884/85  4*33  M.  M.).  Die  Einn. 
u.  8.  w.  der  18S3/84  neu  zu  verstaatlichenden  Bahnen  sind  hierbei  noch  nicht  inbegriffen. 

Die  Daten  im  Folgenden  z.  Th.  aus  dem  Material  im  Arch.  f.  Eisenb.ives. 

Sachsen.  Die  Staatsbahnen  haben  andauernd  bis  Mitte  der  70er  Jahre  eine 
reichl.  Verzinsung  gegeben,  gegen  die  Kosten  der  betr.  Staatsschulden  1 — 2ViVo  niehr. 
Far  die  20  J.  1850 — 75  wird  die  Durchschnittsrente  auf  6*487o  berechnet,  fUr  ein 
Kapital,  das  von  99*4  Mill.  M.  in  1856  auf  330*8  MiU.  M.  zu  Ende  1875  gestiegen 
ist.  Nur  3  mal  sank  die  Kente  in  diesen  20  J.  unter  57o<  ^^^^  ^'37,  1859  4*41, 
1866  4*59,  Max.  1865  7*23  u.  wieder  1871  7*07,  1872-75  bez.  5*75,  5*54,  5*87, 
6*027o«  Später  wurden  die  Ergebnisse  schlechter,  mit  in  Folge  des  Erwerbes  un- 
rentabler Priv.bahuen.  So  war  die  Rente  1875  nach  neuester  amtl.  Berechn.  5*77 
(also  geringer  als  nach  ob.  Angabe),  1878  3*67,  1880  4  11,  1881  4'2b%  des  Bau- 
kapitals,  oder  in  diesem  J.  1881  4'571.  des  Anlagekapitals;  dies  betrug  f.  1881 
623*5  M.  M.,  der  Bctriebsttberschuss  20*52  M.  M. 

Baiern.  Hier  eine  von  der  allgemeinen  Staatsschuld  getrennte  Eiscnbahnschuld. 
Anf.  1876  nomin.  728*4  Mill.  M.,  meist  zu  4  u.  i^l^U^  mit  einem  Zins-  und  Tilge- 
erfordemiss  v.  28*8  Mill.  M.  Der  Ueberschuss  der  Eisenbahnen  war  veranschlagt  auf 
29*8  Mill.  M.  Im  J.  1874  (noch  ohne  Ostbahnen)  berechnet  sich  nach  d.  Vereinsstat 
(deren  Berechn.  bei  Preussen  mehrfach  von  denen  der  preuss.  Eisen bahnstatistik  ab- 
weichen) eine  Rente  v.  4*24%  &us  ^<^^  Reinertrage  f.  d.  Anlagekap.  (excl.  11*43  Mill. 
Thlr.  f.  d.  ^epacht.  Inland.  Bahnen)  von  153  Mill.  Thlr.  Der  Ueberschuss  von  6*496 
Mill.  Thlr.  hat  über  die  Zinsen  der  Bahnschulden  (4*755  Mill.  Thlr.)  u.  der  Tilgung 
derselben  (0  931  Mill.  Thlr.)  immerhin  in  diesem  ungünstigen  Jtihre  noch  773,000 
Thlr.  betragen.  Seitdem  sind  auch  hier  die  Ergebnisse  mehrfach  ungunstiger  geworden. 
1881  war  d.  Baukostenaufwand  f.  d.  Staatsb.  885*95  M.  M.,  die  Rohcinn.  79*88. 
Ausg.  44-96,  Uebersch.  3492  oder  3.8*27o  des  Kap.  (1880  33.51  M.  M.),  der  Zuschuss 
zur  Verzins,  der  ßahnschulden  demnach  doch  unerhcbl.  (Anschl.  der  Uebersch.  1882 
u.  83  je  33*8  M.  M.,  bei  Kosten,  Zins,  Amort.  u.  s.  w.  der  Eisenb.schuld  37*21  M.  M.. 
ah'o  3*4  M.  M.  Zuschuss). 

Würtemberg.  Die  in  d.  allgem.  Staatsschuld  enthaltene  Eisenbahnschuld  be- 
trug 1876  c.  271  Mill.  M.  Nach  d.  Etat  f.  1875 — 76  wurde  auf  eine  Nettocinuahme 
der  Staatsbahnen  von  12*52  Mill.  M.  gerechnet,  womit  die  Zinsen  jener  Schuld  wohl 
gedeckt  sind.  Im  J.  1874  verzinste  sich  nach  der  Vercinsstatistik  das  verwendete  An- 
lagekapital von  101*6  Mill.  Thlr.  durch  den  Ueberschuss  von  3.357  Mill.  Thlr.  nur 
mit  3*30  °/o-  Seitdem  auch  liier  noch  ungünstigere  Entwickl.  Neuerliche  Verzinsung 
des  Bahnkap.s  nur  2Vs — 3%,  woran  aber  fehlerhafte  Bahnbauten  mit  schuld.  Aulage- 
kapital d.  Staatsb.  1881/82  455*31  M.  M.  (bez.  anders  berechnet  446*80).  Koheinn. 
1880/31  26*54,  1881/82  27*88  M.  M.,  Reinertr.  11*20  u.  12*85  M.  M.,  oder  mit  einigen 
weiter  abzurechn.  Summen  12*66  M.  M.  oder  2*86 7p  des  ges.  Anl.kap.s  (1880/81 
2*54  7o)»  ^'  2*/«  ^'  M-  Verden  v.  heut.  Betrage  der  Zinsen  der  Eisenb.schuld  danach 
sonst  zu  decken  sein. 

Baden.  liier  besteht  neben  der  allgem.  Staatsschuld  eine  besondere  Eisenbahn- 
schuld,  Anf  1876  von  275*2  Mill  M.  oder  nach  Abzug  der  Activa  der  Eisenbahn- 
schuldentilgungskasse mit  4*4  Mill.  M.  eine  reine  Schuld  von  270*8  Mill.  M.  Der 
Anschlag  der  Eiscnbahnbetriebsverwalt.  schliesst  f  1876  mit  12*64  Mill.  M.  Reinertr. 
•^b,  wozu  noch  der  Antheil  am  Reinertrag  d.  Main-Neckarb.  mit  0*51  Mill.  M.  kommt. 
Nach  d.  Vercinsstatistik  ergab  sich  1874  auf  ein  verwend.  Anlagekap.  v.  103*4  Mill. 
Thlr.  ein  Ueberschuss  v.  4*164  Mill.  Thlr.  oder  eine  Verzins,  v.  4*03  7o-  Auch  in 
Baden  sind  die  neueren  Ergebnisse  ungünstiger  dank  einer  f  d.  Kräfte  des  kl.  Lands 
nicht  immer  rationellen  Ausdehn.  d.  Bahunetzes  (üebirgsbahnen).  Anl.kap.  d.  Staat:»b. 
f.  1881  389-64,  f.  d.  Rentenberechn.  397*09  M.  M.  Roheinn.  1S81  30*84  M.  M., 
Ueberschuss  13*30  (1880  13*46)  M.  M.  oder  3*35  (1880  3*44)7o  d.  Anl.kaps. 
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Diese  Verhältnisse  in  den  süddeutschen  Staaten  zeigen,  dass  letztere  fUr  das 
Staatsb.system  noch  nicht  gross  und  leistungsfähig  genug:  ein  finanzwirthschaft- 
lich  günstiger  Punct  für  das  Beichseisenb.project 

Reichsbahnen  in  Elsass-Lothringen.  Diese  auf  Rechnung  der  franzOs. 
Contribution  für  325  Mill.  Fr.  jedenfalls  zu  theuer  (nach  neuerer  durchsch.  Berechn. 
91*4  M.  M  über  d.  HerstelLkosten)  übernommenen  ehemal.  Linien  der  französischen 
Ostbahngesellschaft  sind  mit  bedeutenden  Kapitalverwendungen  erweitert  worden.  Nach 
der  Vereinsstatistik  ergab  sich  1874  ein  Betriebsüberschuss  Fon  2086  Mill.  Thlr.  oder 
auf  d.  bis  dahin  verwendete  Anlagekap.  (incl.  jene  Summe  von  325  Mill.  Fr.)  von 
1091  Mill.  Thlr.  fp.  Kil.  128.387  Thlr.)  eine  Rente  von  nur  l'QlVo-  I^ieser  kleine 
üeberschuss  wurde  durch  die  Mehrausgabe  für  den  Betrieb  der  übernommenen  Wilh.- 
Luxemb.  Bahn  noch  um  584.000  Thlr.  vermindert  Nach  d.  Reichsetat  f.  1876  wurde 
auf  eine  Reineinn.  d.  Reichsb.  v.  9*47  Mill.  M.  gerechnet.  Aul.kap.  f.  1881/82:  v. 
Reiche  verwend.  incl.  564  M.  M.  f.  Wilh.  Lux.  450.06.  efifect.  incl.  dgl.  495  M.  M., 
40249  M.  M.  üeberschuss  f.  eis.  lothr.  B.  allein  erhebl.  gestiegen,  so  1881/82 
15*4  M.  M.,  womit  freilich  die  Zinsen  des  verwend.  Kap.s  noch  nicht  ganz  gedeckt, 
auch  Wilh.  Lux.,  die  früher  bis  1*6  M.  M.  Deficit  ergeben,  im  letzten  Jahre  Üeber- 
schuss V.  0*72  M.  M.    S.  Arch.  f.  Eisenb.wesen  1888  S.  492. 

Die  hess.-preuss.-bad.  Staatsb.  Main- Neckar  rentirt  gut.  (Anschl.  1888/84 
7- 10,  18S4/85  6-757o.). 

Die  Oldenb.  Staatsb.  ergaben  nach  den  Anschl.  f.  18S2  einen  Reinertrag  v. 
1-293  M.  M. 

Belgien.  S.  d.  Tab.  in  Mulvany,  Deutschlands  Eisenbahntarif  frage.  Nach 
d.  Budg.  f.  1875  u.  1876  wurde  auf  einen  üeberschuss  d.  Eisenbahn  Verwaltung  von 
22'4,  bez.  27*4  Mill.  Fr.  gerechnet.  Da-»  Resultat  f.  1874  war  ein  üeberschuss  von 
23*4  Mill.  Fr.,  noch  immer  eine  Verzinsung  von  fast  67o-  I™  ^'  1^^2  war  der  Roh- 
ertrag der  belg.  Staatsb.  113-4  M.  Fr.,  der  Reinertr.  43-3  M.  Fr.  oder  5-487o  des 
Anlagekap.s  (dieses  ohne  den  Werth  der  den  Gesellschaften  geschuld.  Rückkaufs  Annui- 
täten gerechnet.) 

Niederlande.  Die  verpachteten  Staatsb.  reprasentirten  nach  d.  deutschen 
Vereinsstatiitik  1874  ein  verwend.  Anlagekap.  von  51*77  Mill.  Thlr.,  wogegen  der 
Betriebsüberschuss  1*585  Mill.  Thlr.  war,  was  eine  Rente  v.  3*06 7e  ergäbe.  Nach 
Hinterlegung  in  d.  Emeuerungsfonds  u.  s.  w.  blieben  1*52  Mill.  Thlr.  ttbrig,  wovon 
der  vertragsmässige  Antheil  des  niederländ.  Staats  944,136  Thlr.  war.  Letzterer  muss 
daher  erheblich  zuschiessen.  Im  Etat  für  1876  stehen  die  Staatsbahnen  mit  1*878  Mill.  fl. 
Einn.,  aber  mit  6*6  Mill.  fl.  Ausg.  (Zinsen).  Auch  seitdem  sind  alle  Ergebnisse  f.  d. 
Staat  sehr  ungünstig,  s.  Arch.  f.  £isenb.wes.  1883  S.  583.  Im  besten  Jahre  1875 
verzinste  sich  das  Anlagekapital  d.  Staats  durch  das  vertragsmäss.  Pachtgeld  nur  mit 
1157o»  seitdem  immer  unter  l7o.  wogegen  die  Gescllsch.  seit  1876  stets  über  b% 
bezog  s.  0.  S.  716,  733. 

Ungarn.  Die  Erträge  der  Staatsbahneu  bisher  sehr  gering.  Nach  der  deutschen 
Vereinsstatistik  war  der  Üeberschuss  f.  d.  nOrdl.  Staatsbahnlinien  1874  721,000  Thlr. 
oder  l'647o  f.  d.  verwend.  Kap.  v.  43*9  Mill.  Thlr.  Bei  den  sUdl.  Staatsbahnlinien 
(Kap.  22*6  Mill.  Thlr.)  ergab  sich  sogar  1S74  ein  Betriebsdeficit  v.  88,383  Thlr., 
bei  den  Schmalspur.  Staatsb.  (verwend.  Kap.  696,000  Thlr)  dsgl.  v.  13,384  Thlr. 
Etwas  haben  sich  die  Verhältnisse  gebessert,  aber  eine  Deckung  der  Zinsen  der  Bahn- 
schulden wird  bei  Weitem  nicht  erreicht,  obwohl  die  Staatsbahnen  finanz.  besser  als 
die  Privatbahnen  bewirthschaftet  werden.  Schätzung  des  Reinertr.  im  Et.  f.  1882  mit 
71 8  M.  fl. 

In  West-Oesterr.  u.  in  Frankreich  sind  bei  der  bisher.  Zerstückelung  und 
Kleinheit  der  Staatsbahnlinien,  die  meist  blossen  Nebenverkehr  haben,  die  finanz.  Er- 
gebnisse gering,  aber  wie  bes.  für  Frankreich  nachgewiesen  wird,  günstiger  als  auf 
I^inicn  unter  gleichen  Verhältnissen  bei  den  Privatbahnen.  Die  kleineren  Ost.  Staatsb.- 
strecken  (vor  d.  Erwerb  d.  Elisb.b.)  z.  Th.  mit  Betriebsdeficiten. 

In  Italien  hat  der  vielfach  bemängelte  Staatsbetrieb  der  ob  er  it.  Bahnen  doch 
schon  in  der  ersten  Zeit  rechuungsmässig  günstige  Ergebnisse  gehabt  (2.  Sem.  1878 
Betriebsüberschuss  22*42,  1879  39*99.  1880  40*10  M.  Fr.).  Doch  nach  den  Enquötc- 
bericht  ,.nur  unter  Ausserachtlassung  derdringendsten  Verkehrs- und  BotriebsbedUrfnisse'*. 

Die  Staatsb.  in  Norwegen  kosteten  bis  1881  96*85  Mill.  Marie  u.  gaben  in 
diesem  J.    einen   Rcinert.    v.    1*416  M.  M.,    also    o.  iVsVo-     ^  Schweden  war 
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der  Beinertr.  der  Staatsb.  1S80  7*32  M.  M.  oder  o'427n  ^^  Anlagekap.  (1879 
2-58  7o). 

Die  Staatsb.  Finnlands  kosteten  ISSl  64*22  M.  M.  u.  galien  rein  219  M.  M., 
also  8-4  Vo. 

In  Ländern,  wie  den  eben  genannten  n.  wie  in  deserten,  weniger  befdlkerten, 
gebirgigen  Gegenden  Oesterreichs,  Italiens,  Frankreichs,  Ungarns  a.  s.  w.  kann  man 
die  angenügenden  finanz.  Ergebnisse  nicht  dem  Staatsbahnsystem  n.  Staatsbetrieb  zu- 
schieben, sondern  nur  den  gegebenen  wirthschaftl.  Verhältnissen.  In  solchen  Ländern 
rentiren  Privatbahnen  ebensowenig  u.  sind  meist  nur  durch  theuere  Zinsgarantien  recht 
ins  Leben  zu  rufen.  Der  Staat  muss  hier  das  Eisenbahnwesen  wohl  oder  übol  als 
<'ine  Zuschu SS- Anstalt  anbehen.  Hat  er  aber  wenigstens  alle  Bahnen  in  der  Hand, 
dann  kann  er  doch  hoffen,  einige  active  neben  den  passiven  Linien  zu  erhalten.  In 
Frankreich  u.  Oesterreich  ist  es  das  Uebel,  dass  die  stark  activen  Linien  den  Gesell- 
schaffen  gehören  u.  dem  Staate  nur  die  passiven  bleiben. 


7.  Abschnitt. 
Staat^canille  und  SehUffahrtedienste. 

§.  299.  Hinsichtlich  etwaiger  Anlage  und  Verwaltung  von 
Staatscanälen  und  Schifffahrtslinien,  insbesondere  Dampf- 
schifffahrtscursen, muss  es  im  Wesentlichen  hier  genügen,  auf 
die  früheren  allgemeinen  Bemerkungen  zu  verweisen  (§.  267,  268). 
Die  Anlage  eines  neuen  Ganalsystems  wird  in  der  Gegenwart,  wo 
die  Concnrrenz  mit  den  Eisenbahnen  so  schwer  selbst  für  eigent- 
liche Canalartilcel,  wie  Massenproducte,  ins  Gewicht  fällt,  kaum 
anders  als  durch  den  Staat,  in  einzelnen  Fällen  durch  Provinzen, 
Kreise  und  Gemeinden,  oder  nur  mit  erheblichen  Subven- 
tionen, Zinsgarantieen  u.  s.  w.  seitens  des  Staats  und  der 
genannten  Selbstverwaltungskörper  durch  Privatunternehmnngen 
erfolgen  können.  Die  grossen  Anlagekosten  machen  dies  gleich- 
falls noth wendig.  Wenn  ferner  die  Verwaltung  von  Canälen 
und  Schifffahrtslinien  vor  erfolgter  Amortisation  des  Anlagekapitals 
möglichst  nach  dem  privatwirthschaftlichen  Princip  geschehen 
müsste  (§.  268),  so  ist  doch  nicht  zu  verkennen,  dass  diese  For- 
derung in  der  Praxis  oft  nicht  durchzuführen  sein  wird. 
Denn  häufig  wird  bei  den  entsprechend  normirten  Tarifen  der 
Verkehr  zu  klein,  bei  niedrigen  Tarifen  (gemäss  dem  Gebühren- 
princip)  aber  die  Rente  doch  noch  zu  niedrig  bleiben.  Das  muss 
wieder  zur  Vorsicht  im  finanziellen  Interesse  mahnen.  Eine  eigent- 
liche privatwirthschaftliche  Einnahmequelle  werden  Canäle  und  Schiff- 
fahrt daher  bei  uns  gegenwärtig  nicht  leicht  werden.  Ob  trotzdem  der 
Staat  im  allgemeinen  Interesse  des  Verkehrs  Canäle  neu 
bauen    oder    Gesellschaften,    Provinzen  u.  s.  w.    dabei    finanziell 
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unterstützen  soll,  l'äsBt  sich  gleichwohl  principiell  aus  dem 
Gesichtspuncte  der  ganzen  Verkehrspolitik  bejahen, 
niuss  aber  practisch  ganz  nach  Lage  der  concreten  Ver- 
hältnisse entschieden  werden.  Die  Concentration  der 
grossen  anderen  Verkehrsanstalten  (Post,  Telegraphie, 
Eisenbahnen)  im  Staatsbesitz  hat  auch  hier  wieder  den 
Vortheil,  selbst  die  Uebernahme  passiver  Canäle  (und  unter  Um- 
ständen solcher  Schüft  ab  rtslinien)  dem  Staate  zu  ermöglichen,  in- 
dem sich  hierbei  das  Princip  der  Uebertragnng  der  Be- 
triebsergebnisse auch  zwischen  diesen  verschiedenen 
Anlagen  und  Anstalten  selbst,  wie  sonst  zwischen  den 
Theilen  einer  jeden  für  sich  anwenden  lässt.  Dabei  ergänzen  sich 
namentlich  Eisenbahnen  und  Canäle  und  befruchten  dann  aacb 
gegenseitig  ihren  Verkehr.  Auch  für  Deutschland  lässt  sich  so  wohl 
noch  jetzt  im  „Eisenbahnzeitalter"  die  Anlage  eines  grossen  kost- 
spieligen, muthmasslich  sein  Baukapital  gar  nicht  oder  nur  zu 
einem  kleinen  Theile  verzinsendes  Canalnetzes  rechtfertigen:  eine 
practische  Frucht  des  Staatseisenbahnsystems. 

\VI.  den  Aufsatz  vou  Mcitzen  über  Canalbaa  in  DeutscLIand.  Preuss.  statist. 
Zeitschrift  ]$70,  S.  93  ff'.,  mit  Kostenberechnon^en.  Das  hier  nilher  untersuchte  Netz 
V.  354-5  MeiL  Canäle  wird  schon  damals  auf  89*425  Mill.  Thlr.  Kosten,  252,00U  Thlr. 
p.  Meile  angcschlag:cn.  —  S.  ferner  die  Petition  des  Deutsch.  FlussschiffTahrtsvereins 
an  den  Keichskanzler,  vom  24.  März  1871,  Deutsches  Handelsblatt  Nr.  13,  wo  zwar 
die  Canäle  wesentlich  der  Privatindustrie  zugewiesen  werden,  dennoch  aber  die  Unter- 
statzung mit  Zuschüssen,  Prämien  oder  Zins<^arantien  für  eine  Keihe  von  Jahren  als 
unurolänglich  bezeichnet  wird,  obgleich  hier  meist  strenge  Gegner  solcher  Staatshülfe 
sprechen.  —  Der  Donau-Main-Canal  in  Baiem  ist  jetzt  ganz  passiv,  d.h.  die 
Einnahmen  decken  d.  Verwalt.kosten  bei  Weitem  nicht  (A.  1SS3  mit  Frankentli.  Canal 
zus.  Einn.  115,742  M.,  Ausg.  321,426  M.)  —  Pläne  zu  Staats- Canalbanton  jüngst 
in  Preussen.  S.  bes.  d.  Vorlage  z.  13.  Dec.  1882  über  den  Bau  eines  SchifFfahrts- 
ranals  v.  Dortmund  (berg.-märk.  Kohlenrevier)  an  d.  untere  Ems  (46  Mill.  M.  Credil- 
fordcrung).  Das  Gesetz  wurde  im  Abg.hause  angenommen,  fiel  im  Herrenhaose,  nicht 
aus  princip.  Gründen.  Kostenansclil.  f.  Canäle  in  dieser  Gegend  u.  Richtung  in  einer 
amtl.  Denkschr.  v.  1882  auf  191,000—295,000  M.  p.  Kil.  Die  Frage  ist  nur,  ob  man 
ohne  Aussicht  auf  irsrond  erhebliche  zur  VcTzinsung  des  Baukapitals  beitragende 
Reinerträge  jetzt  mit  Canalbauten  beginnen  will,  was  doch  dann  fast  unvermeidlich 
notliigt,  weiter  zu  gelicn  u.  bedeutende  Kapitalien,  für  Preussen  einige  100  Mill.  M. 
so  anzuleg<;n,  d.  h.  z.  B.  bei  500  Mill.  M.  u.  selbst  1  %  Reinertr.  jährlich  das  Budget 
mit  15  Mill.  M.  zu  belasten.  Unter  Verwendung  der  Uoberschüsse  der 
«andfren  Verkehrsanstalten ,  bes.  der  Staatsbahnen.  Hesse  es  sich  wohl  auch  finan- 
ziell  rechtfertigen. 

Die  drei  süddeutschen  Staaten  unterhalten  eine  DampfschiffTahrt  auf  dem  Boden - 
see.  die  jetzt  in  enger  Verbindung  mit  den  dortigen  Staatsbahnon  steht.  Rohertrag 
für  Baieni  1S68  250,213,  rein  52,299  fl..  A.  für  1871  in  Einn.  260,395,  Reinertr. 
15,234  fl.,  A.  lvS76  roh  362,000,  rein  33,400  M.,  1883  bcz,  538,000  u.  197,000  M. 
Würtomb.  1876,  A.  roh  327,000  M.,  rein  9500  M.,  18S2  rein  28000  M.  Baden 
1^>76  roh  497,000  M.,  Deficit  c.  70,000  M.,  1SS3  dagegen  272,000  M.  roh  u.  48,000  M. 
rein.  Bai  ein  hatte  früher  auch  wenig  rentable  StaatsdampfschiflPfahrt  auf  der  Donau, 
deren  Material  später  der  Osterr.  DonaudampfschifiTahrtsges.  verkauft  wurde.  —  Auf 
der  Ostsee  früher  mehrfach  preuss.,  russ.,  schwed.  StaatsdampfschifTf.  zwischen  Haupt- 
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h&fen,  noch  in  neuester  Zeit  zwischen  Stralsund  nnd  MalmO,  mit  erheblichem  Doiieft^'. 
weshalb  jetzt  Abgrabe  an  Privat<^ ,  mit  bedeutender  Po8tsub?ention  Seitens  d.  betheiL  ' 
Staaten. 


§.  300.  —  Das  Schlass-Ergebniss  der  vorausgehenden 
UntersuchuDgen  über  die  Staatseinnahmen,  welche  beatzntage  bei 
uns  noch  als  privatwirtbscbaftliche  zu  betrachten  sind  (§.  203),  ist 
folgendes.  Im  Allgemeinen  sind  von  den  besprochenen  fünf  Haupt- 
arten privatwirtbschaftlicher  Unternehmungen  nur  die  Waldungen 
und  die  Eisenbahnen  in  das  Eigen thum  und  zugleich  in  die 
Selbstverwaltung  des  Staats  zu  übernehmen,  bez.  darin  zu 
behalten.  Auch  dafür  sprechen  aber  nicht  in  erster  Linie 
finanzielle,  sondern  volks-  und  staatswirthschaftliche 
und  socialpolitische  Gründe,  jedoch  spielt  das  finanzielle 
Interesse  erheblich  dabei  mit.  Von  den  anderen  privat- 
wirthschaftlichen  Unternehmungen  sind  nur  einzelne  ausnahmsweise 
vom  modernen  Staat  zu  behalten  oder  zu  erwerben  (Feldgütefi 
gewisse  Bergwerke,  Banken).  Die  Domanialein  nähme  ist  demnach 
nicht  schlechtweg  für  die  Gegenwart  zu  verwerfen,  wie  mit- 
unter in  der  Theorie  geschehen  ist,  sondern  sie  ist  nur  passend 
umzugestalten.  Forsten  und  Eisenbahnen  sind  das  rich- 
tige Haupt-Domanium  des  heutigen  Staats,  wie  Feldgüter, 
Forsten,  Berg-  und  Hüttenwerke,  z.  Th.  auch  Fabriken  nnd  Banken 
dasjenige  des  früheren  Staats  waren.  Die  Einnahmen  aus  jenem 
Eigenthum  bilden  daher  auch  jetzt  noch  ein  passendes  Staats- 
einkommen neben  den  Gebühren  und  Steuern,  welches 
mit  der  Weiterentwicklung  der  Volkswirthschaft  und  mit  fortschrei- 
tender Amortisation  der  Eisenbahnschulden  auch  von  immer  grös- 
serer finanzieller  Wichtigkeit  werden  wird  und  dadurch  erwttnsch- 
termassen  die  sonst  erforderliche  Ausdehnung  der  Besteuerung  etwas 
zu  beschränken  erlaubt. 


Grill lU'kt  bei  K.  Pols  in  LHp>i);. 
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